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Verordnungsblatt a. 


des 


Wien. 
Aus der kaiſerlich-königlichen Hof und Staatsdruckerei. 
i 1903. 


a lin... 
3 ! e e, 


A. 


Abtenau, Auseinanderlegung in die Ortsgemeinden 
Abtenau und Rußsbach. 134. 


. Acetylen, Stempelpflicht der Anzeigen und Geſuche 
betreffend Herſtellung und Verkehr mit. 292. 


8 Aceetylengasanlagen, genehmigte Syſteme von 
Apparaten. 238, 271, 279, 339. 


g „Arar“, Vermeidung der nicht entſprechenden An— 
wendung dieſes Ausdruckes. 232. 


— 


— Zahl derſelben in Oſterreich. 15. 


— Zuläſſigkeit der Annahme einer pauſchalirten 
Caſſenarztensſtelle. 27. 


2 Arztekammer, dalmatiniſche, Verlegung des Sitzes. 
5 280. 


8 Arztekammern, Außerkraftſetzung geſetzwidriger 
5 Beſchlüſſe. 27. N i 

Be Beſchwerderecht betreffend Vornahme der 
Revaciination der Schulkinder. 137. 


Aichordnung, nachträgliche Beſtimmungen. 271. 
Be: 


* 14 4 
4 
Bi; 


3 Alters⸗ 


I. 


Alphabetiſches Geſammtregiſter. 


(Die beigeſetzten Zahlen bezeichnen Seiten des Verordnungsblattes.) 


as n 
151 Bir; 
hen i 
URERRI 5 

„Alkoholfreie Speiſeauſtalten“, Conceſſio⸗ 


nirung. 49. 


Alkoholismus, Bekämpfung in der Schule. 65. 


und Invaliditätsverſicherung 
Belgien. 313. 


in 


Altheim, Straßencanaliſirung. 133. 


Altſtadt im politiſchen Bezirke Nachod, Anderung 
des Ortsgemeindenamens. 108. 


Amerika, Erſchwerung der Einwanderung. 284. 
— Heimarbeitinſpection. 162. 


— Inſtitut für ſociale Auskunftsertheilung in den 
Vereinigten Staaten. 325. 


— Statiſtik betreffend die Einwanderung aus Ofter- 
reich⸗-Ungarn im letzten Quartal 1901. 173. 


Amtspauſchalien, Gebarung und Verrechnung 
beim Titel „Staatsbaudienſt“. 322. 


Amtsſitz der Gemeindebeamten nach §. 10 des . 

Heimatsgeſetzes. 39. = 
Anlehen von autonomen Verbänden, Gebüren 
erleichterungen und -Befreiungen. 85. PER 


Annoncirung ausländischer Geheimmittel, Hint— 
anhaltung der marktſchreieriſchen. 307. 


ar 


\ 


Apotheken, Beſtimmung des Sep 389. 4 


— — — ift dem freien Ermeſſen er | Morkini- 
ſtrativbehörden überlaſſen. ar 10 


— Errichtung, beziehungsweiſe 
ſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes. 136. 


— für Bezirkskrankencaſſen. 309. 


Apothekerconceſſion, Beſchwerdeführung gegen 
die Ausſchreibung des Concurſes. 85. 


Apothekerweſen, Abſtellung von übelſtänden. 93. 


Arbeiter bei Regiebauten von Eiſenbahnen und in 


deren Hilfsanſtalten, Regelung des Arbeitsver— 


hältniſſes. 240. 


Arbeiterſchutz in der Schweiz. 342. 


— internationale Vereinigung für geſetzlichen. 272. 


Arbeiterſtatiſtik, Beirath für, in Deutſchland. 162. 
Arbeiterunfallverſicherung in Rufsland. 140. 


Arbeiterunfallverſicherungsanſtalten, Geba⸗ 


rung und Unfallſtatiſtik. 7 


— Statiſtik für das Jahr 1901. 145. 


Arbeiterwohlfahrt, Reichsmuſeum für, in Deutſch⸗ 
land. 301. 


Arbeiterwohnhäuſer in Auſſig. 162. 


Arbeiterwohnungen, Begünſtigungen für Ge— 
bäude mit geſunden und billigen. Geſetz. 177. 


— in Belgien. 314. 


N — in Rußsland. 225. 


a r in den k. k. 


„ chen Tabakfabriken. 171. 


Verlegung, Unzu⸗ 


Argentinien, Warnung vor Auswanderung. 4 


Aebeistafgteit, wu 


— in den went Frankreichs. 87 


* 


— Mehnahnen gegen — in 1 525. 


Arbeitsvermittlung in wrden im dope 
140. 


— in Deutfchland. 364. 
. in Frankreich. 127. 
— in Oſterreich. 172. | 
Arbeitsvermittlungsamt, Wiener. 10. 


Arbeitszeitverlängerungen in Babitse 
241. 


Armenpflege in England. 87. Be 


— öffentliche, in Oberösterreich, Anderung 
Landesgeſetzes vom Jahre 1880. 269. 


Armenuunterſtützung, Competenz zur Er 
ſcheidung über den Erſatz an die Gemeinde. 


Armenverſorgung als Grund der Nichtaufnahne 
in den Heimatsverband (ererür ee an 
ſtützung! ) 362. 


Yu a 
PER 


Er in Steiermarf, Abänderung des Geſehes. 5 


Artilleriegeſchoſſe, ſcharf adiuſtirte, Borgehen 
Auffindung. 95. 21 


Arzneitaxe für das Jahr 1908. 332. 


Aufſichtsrecht, ſtaatliches, auf Grund des 4 
vertretungsgeſetzes für Böhmen. 29. 


nt 


Augsdorf, Ortsgemeinde, Trennung. 36. 
Aushilfsdiener bei ſtaatlichen Behörden, 288 5 


Ausland, engen der politischen 1 en 
mit den k. u. r im. 96 15 


Ansnapmsverfügungen für rief mit Bei 
575 e 74. . f 


. 
VV 
Ne N . „ 


| Auffig, Arbeiterwohnhäuſer. 162. 
Auswandereramt in Italien. 162. 


N Auswanderung nach Amerika, Erſchwerung der 
f Einwanderung. 284. 


—— ſlatiſtiſche Daten. 173. 

= nach Argentinien, Warnung. 4. 

— nach Deutſch-Südweſt⸗Afrika. 49. 
— nach England. 306. 

5 nach Nordamerika über Bremen. 95. 


— nach Südafrika. 37, 260, 293. 


Ausweiſung von Familienangehörigen wegen 
Beſcholtenheit des Familienhauptes iſt unzu— 
läſſig. 295. 


a Ausweiſungsrecht der Gemeinde (früherer Aufent- 
haltsort). 105. 


VB. 
Banknoten zu 50 K, Hinausgabe. 137. 


— zu 100 K, Hinausgabe, und zu 100 fl., Ein- 
ziehung. 280. 


— zu 1000 K, Hinausgabe, und zu 1000 fl., Ein- 
ziehung. 363. 


Bauarbeiter, Schutz derſelben in Württemberg. 313. 


Bauconſtructionen, Neuausgabe der Beſtimmungen 
für die Belaſtung. 135. 


Bluauernaſſecuranzen, Zurücknahme der den 
8 Landesſtellen ertheilten Ermächtigung zur Be 
willigung. 37. 


Baumaterialien, Neuausgabe der Beſtimmungen 
für die Beanſpruchung. 135. 


Baumeiſterconceſſion, Berechtigungsumfang. 61. 


4 Bauordnung für Prag, Pilſen und Budweis, Er⸗ 
£ gänzung und Anderung. 276. 


e 
ere a 
nr r 


enen SEN EVA LEE ORT 


Bauunternehmergewerbe, 233. 


Bauunter nehmungen, Ergänzung der Gewerbe— 
ordnung bezüglich der Arbeiter bei. 230. 
u 


Bayern, Arbeitsvermittlung im Jahre 1901. 140. 
— Fürſorge⸗Erziehungsgeſetze. 87. 

— Maßnahmen gegen Arbeitsloſigkeit. 325. 

— Zahl der Sſterreicher und Ungarn in. 127. 


Begnadigung verurtheilter Jugendlicher. 340. 


Belgien, Alters- und Invaliditätsverſicherung. 313. 


— Arbeiterwohnungen. 314. 


Bergbau, Competenz zu Sicherheitsvorkehrungen bei 
Colliſionen mit Eiſenbahnen. 297. 


Bergwerks - Sprengmittelmagazine, vide 
Sprengmittel. 


Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte, Geſetz. 
112. | 


Beſſerungsanſtalten, Abgabe jugendlicher Corri- 
genden in dieſelben. 52. 


„Beſtimmungen für die Belaſtung von Bau⸗ 
eonftructionen und für die Bean⸗ 
ſpruchung von Baumaterialien“, Neu⸗ 
ausgabe. 135. 


Betriebsanlagen, gewerbliche, Befriſtung der ge— 
werberechtlichen Genehmigung. 61. 


— — beim Gemiſchtwarenhandel. 235. 


— — Beſchränkung der Rechtskraft 
laſſung des Edictalverfahrens. 299. 


bei Unter⸗ 


— — gewerbepolizeiliche Prüfung von gemauerten 
hohen Schornſteinen. 74. 


— — im Bauverbotsrayone eines Munitions- 


magazines. 299. 
— — Motivyirung der Entſcheidungen. 278, 


Betriebsſtätten, gewerbliche, Eingriff durch wider- 
rechtliche Bezeichnung. 42, 263. 


Betriebszählung, gewerbliche und landwirtſchaft- 
liche, Geſetz. 20. Verordnung. 65. 
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Inſtanzenzug. 85. 
Moe 
i Bezirksvertretungswahlen, Böhmen, 
Be. mation zur Beichimerberührkih 106, 119. 


— — Steuern als Grundlage für die Vertheilung 
der Vertreter. 120. 


| Bielitz, Gebüren bei Leichenausgrabungen und -Über- 
i führungen. 248. 


Bierauflagen; ſiehe Getränkeauflagen. 
Bodenbenützungsarten in Preußen. 127. 


Bodenſee, Erlangung von Schifferpatenten. 7. 


Böhmen, Abänderung der Landtagswahlord nung. 


276. 


Abtretung von Gemeinderealitäten an das Arar 
in Reichenberg. 306. 


Bürgſchaft der Stadt Reichenberg für das nord⸗ 
böhmiſche Gewerbemuſeum. 346. 


Ergänzung und Abänderung der Prager Bau— 
ordnung. 276. 


Offentlichkeitsrecht für das Bezirkskrankenhaus 
in Friedland. 248. 


Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe der 


gemeinſchaftlichen Waiſencaſſen. 305. 
Verzugszinſen von Umlagen in Prag. 288. 


Bolzynöw, Zutheilung der Attinenzen Kuliki und 
Bortniki. 231. 


Bortniki, Ausſcheidung aus Stolpin und Zutheilung 
zu Bolzynöw. 231. 


Bruck an der Leitha, Verbot des Hauſirhandels. 
. 26. 


5 8 Brünn, Anleihe für Waſſerverſorgung. 288. 


1 ER Befreiung von Zuſchlägen zur Hauszinsſteuer 
125 für die Landesreitſchule. 70. 


x 0 5 weer Comitat Peſt⸗ . Hauſir⸗ 
BT, . En 


Bezirksſtraßenausſchuſswahlen in Mähren. ‚Bngetprobifacium für 32 e. bis 31 x 


Legiti⸗ Bukowina, Abänderung 1 Gemeindeordnung 


1902, 85. 


— Auflage auf Bier, Brantwein ꝛc. in a 8 


— — der Gemeindeſtraße De % 
negri unter die Bezirksſtraßen und Bemautun 5 
332. 2 


Butter, Käſe ꝛc. und 12 20 Erſahmittel, Bertehe 5 . 
denſelben, Geſetz. 20, 48 c ee 


— Durchführungsverordnung. 24, 48 bs 1 85 
tigung). Wi a 


— Regiſtrirung von Plomben. ne 


C. 


Caleium⸗Carbid, Stempelpflicht der W und ee 
Geſuche betreffend ln und 2 m 1 
292. RR 


willigung zur r 144. 


Celluloid, Celulodgegenſtnnde ı und Artikel, f 
heitspolizeiliche Beſtimmungen, betreffend D. 
verkauf, Aufbewahrung und Transphr 2. 

„Centralanzeiger für das öffentliche 
rungswejen‘‘ Sites. 


Sparcaſſen in Prag. Vemendbatet de 
ſchuldverſchreibungen 5 Anlegung vi 
tungen ꝛc. 240. Ba ©, 


Centralblatt für die Einagungen in dos 
regiſter. 12. 


Centralviehmarkt in St. Marx. Matt 
240. 
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Certificatiſten, Bewerbung um Dienerpoſten im 
Miniſterium des Innern. 82. 


Competenz des Verwaltungsgerichtshofes in Ge— 
meindewahlangelegenheiten. 50. 


— Entſcheidung über die Friſtzeitigkeit von Ein— 
wendungen gegen Gemeindewählerliſten. 262. 


— Erſatz der Armenunterſtützung an die Gemeinde 
41. 


— Hereinbringung von Verpflegsgebüren öffent— 
licher Krankenhäuſer. 158. 


— Sicherheitsvorkehrungen bei Colliſionen zwiſchen 
Bergbauen und Eiſenbahnen. 297. 


Coneeſſionen für „alkoholfreie Speiſeanſtalten“. 49. 


— zum Betriebe des Gaſt- und Schankgewerbes 


mit beſchränkten Berechtigungen. 234. 
Cooperative Genoſſenſchaften in England. 148. 


Correſpondenz der politiſchen Behörden mit den 
k. u. k. Vertretungsbehörden im Auslande. 96. 


Corrigenden, jugendliche, Abgabe in Beſſerungs⸗ 
anſtalten. 52. 


Creditinſtitut für Verkehrsunternehmungen 
und öffentliche Arbeiten, k. k. priv. öſter⸗ 
reichiſches, Staatsgarantie für Obligationen. 44. 


— Verwendbarkeit der Obligationen zur Anlage von 
Stiftungen ꝛc. 86. 


Cretinismus, Bekämpfung. 86. 


Culturtechniſches Studium an der deutſchen 
Technik in Brünn, theoretiſche Staatsprüfungen. 
240. 


Curorteweſen in Niederöſterreich. 287. 


Czernowitz, Statute der Landesirren- und Landes— 
krankenanſtalt. 32. 


D. 


| 5 Dänemark, Einſchränkung der Kinderarbeit. 241. 


Dalmatien, Abänderung der Landesordnung. 332. 


VII 


Dalmatiniſche Arztekammer, Verlegung des Sitzes. 
280. 


Dalmatiniſches Communalanlehen von 
600.000 K, Verwendbarkeit der Theilſchuld— 
verſchreibungen zur Anlegung von Stiftungs- ꝛc. 
Capitalien. 171. 


„Definitive Auſtellung“, Begriff nach §. 10 des 
Heimatsgeſetzes 41. 


Depoſiten, adminiſtrative, dem Reſſort des Mini— 
ſteriums des Innern angehörige, Verrechnung 


und Verwahrung. 359. 


Deſerteure der Landwehr und der Gendarmerie, 
gegenſeitige Auslieferung mit Ungarn. 311. 


Desinfectionsperſonale, Schulung für Epidemie 
fälle. 108. 


Deutſche Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften, ſtatiſtiſche Daten. 324. 


Deutſches Reich, Beirath für Arbeiterſtatiſtik. 162. 


— Dispoſitionsfähigkeitszeugniſſe bei der Naturali- 
ſation von Oſterreichern. 359. 


— Ergebniſſe der Krankenverſicherung im Jahre 
1900. 265. 


— Erhebungen über Arbeitsvermittlung und Be— 
kämpfung der Arbeitsloſigkeit. 364. 


— Geneſungshäuſer. 147. 


E KLeichenüberführungen nach und von Oſterreich. 


270. 
— Nothſtandsarbeiten und ihre Erfolge. 342. 
— Regelung der Kinderarbeit. 109. 
— Reichsmuſeum für Arbeiterwohlfahrt. 301. 


— Schutzverein gegen Kindermiſshandlungen in 
Berlin. 301. 


— ſtatiſtiſche Daten über Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften. 324. 


Deutſch⸗Südweſt⸗Afrika, Auswanderung dahin. 
49. 


Diäten, erhöhte, anlässlich der Bien von Beamten 
in das Ausland. 3. | 


— und Reiſekoſten für Beamte, welche ad per- 
sonam oder extra statum in eine höhere Rangs⸗ 
claſſe eingereiht find. 83. 


Dicſö⸗Szent Märton im Comitate Kis⸗Küküllb, 
Hauſirhandelsverbot. 82. 


Diener der ſtaatlichen Krankenanſtalten und der 
Medicamenten-Eigenregie, Führung der Bezeich— 
nung „k. k.“. 86. 


Dienſtbezüge, feſte, Steuerbehandlung bei Ande- 
rungen. 240. 


Dienſtboten, Beſtreitung der Krankenverpflegs⸗ 
gebüren durch die Dienſtgeber in Kärnten. 346. 


— Umfang der Verpflichtung des Dienſtgebers zur 
Pflege und Heilung, Böhmen. 63. 


Diphtherieheilſerum, Ermäßigung des Preiſes. 
323. 


Dispoſitionsfähigkeitszeugniſſ e bei der Naturali⸗ 
ſation in Deutſchland. 359. 

Dobrawa — Oſegliano, Straßenſtrecke, Einreihung 
ſammt Abzweigung St. Lucia — Schönpaſs unter 
die Concurrenzſtraßen. 288. 


Donawitz, Canäle für Abfallwäſſer und Ein- 
ſchlauchungsgebür. 288. 


Dorna⸗Watra — Guranegri, Einreihung dieſer 
Gemeindeſtraße unter die Bezirksſtraßen. 332. 


Drabinianka, Einverleibung von Attinenzen dieſer 
Gemeinde zu Rzeszöw. 36. 


Dragatus, Anderung des Ortsnamens Obrh in. 
240. 


E. 


90 Eger, Amtswirkſamkeit des Bezirkshauptmannes. 


276. 


chene o ſchleunige Erledigung der Feher-Gyarmat, Comitat Szatmdt, aufrhane 


Geſuche. 118. 


Elektricitätsverbrauchsmeſſer, wong. * 


— Regiebauten von, Regelung des bee. 
hältniſſes der Arbeiter. 240. Mare, 


— Wohlfahrtseinrichtungen bei. 271. 


fung und Beglaubigung. 271“. 


Elektricitä itszählertypen, aichamtliche Ba 
gung. 7, 14, 124, 224, 240. 


England, Armenpflege. 87. 

— cooperative Genoſſenſchaften. 148. 

il Schultinderbeſchäftgung. 128. iR 

— ungünftige Ausfichten für arbeitſuchende ] 
ſonen beziehungsweiſe Auswanderer 306. hi 
18. 

Erwerbs⸗ und erke 
Daten. 324. 


Erzskbetväros, Komitat Kis⸗ Kit, don 
handelsverbot. 95. 


Sn i F. 


Fabriksſchulen in Russland. 225. 


Fahrkartenſteuer, Einführung. 240. 


verbot. 200. 


euer⸗ un . ene engeren locale, 
3 und Ausweisleiſtung. 48. 


| 5 wechſelſeitige (ſogenannte Bauernaſſe⸗ 
curanzen), Zurücknahme der den Landesſtellen 
ertheilten Ermächtigung zur Bewilligung. 37. 


5 Feu erverſicherungsgeſellſchaften in Schleſien, 
2 Beitragsleiſtung für die Feuerwehren. 248. 


Be; Finanzgeſetz für das Jahr 1902. 145. 
7 8 
Fluſsregulirungsbauten in Galizien. 32. 
5 „Fo“, Haarfärbemittel, Verbot des Vertriebes. 144. 


Fonde, Stiftungen ꝛc., dem Reſſort des Miniſteriums 
des Innern angehörige, Verrechnung und Ver⸗ 
wahrung. 359. 


Fortbildungsſchulen, gewerbliche, Anwendbarkeit 
der Strafbeſtimmungen der Gewerbeordnung. 
RB. 

Grankgeich. Arbeitsvermittlung. 127. 


1 — Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit in den Wein⸗ 
5 * 87. 


8 der o 1725 


— Erweiterung des Waſſerſtraßennetzes. 67. 


55 Geſetz zum Schutze der öffentlichen Geſundheit. 
6s. 


| Franzöſiſche Nationalſparcaſſe. 148. 
1 Freiberg, Waſſereinleitung. 276. 


Fremdenverkehr in der Schweiz, wirtſchaftliche 
Bedeutung. 8. 


— ttcalieniſcher, Statiftif. 16. 


Triedland, Gemeindewaiſenrath und Kinderſchutz. 
139. 


— Offentlichkeitsrecht des Bezirkskrankenhauſes. 
246. 

3 Früchte, Zulaſſung von Kupferverbindungen bei der 
Conſervirung. 144. 


Fürſorgeerziehung in Preußen. 265. 


Fürs orgeerziehungsgeſetze 
Sachſen. 87. 


G. 


Galizien, Ausſcheidung der Attinenzen Kuliki und 
Bortniki aus der Gemeinde Stolpin und Zu— 
theilung zur Gemeinde Bolzynöw. 231. 


— Ausſcheidung der Ortſchaften Görka narodowa 
und Witkowice aus der Gemeinde Pradnik biaky. 
143. 


— Conſtituirung der Ortſchaft Jözeföwka zu einer 
Gemeinde. 248. 


— Darlehen der Bezirksvertretung in Gryböͤw. 11. 


— Darlehen der Bezirksvertretung in Moseiska. 
23. 


— Einhebung der Pflaſtermaut in Neu-Sandec. 2. 


— Einverleibung der Gemeinde Ruska wies und 
von Attinenzen der Gemeinden Staroniwa und 
Drabinianka nach Rzeszöw. 36. 


— Fluſsregulirungsbauten. 32. 


— Gemeindeauflagen von geiſtigen Getränken und 
Bier in Kamionka ſtrumilowa. 331. 


— Getränkeauflagen in Kuliköw, Lisko, Kopyczynce 
und Tysmienica. 117. 


Gaſt⸗ und Schankgewerbe, 
beſchränkten Berechtigungen. 234. 


— — Legitimation der Gemeinden zur Recurs— 
führung bei Verweigerung der Conceſſion. 262. 


Gebüren der als Sachverſtändige in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten verwendeten Sanitätsperſonen. 324. 


Gebürenerleichterungen und Befreiungen für 
Anlehen von Ländern ꝛc. 85. 


Geburten⸗ und Sterblichkeitsverhältniſſe in 
Oſterreich 1819 bis 1899. 14. 


in Bayern und. 


Conceſſionen mit 


X 


Geburtshilfe, unentgeltliche, im Schweizer Canton 
Teſſin. 109. 


Gefüngnisarbeit, Bejeitigung der Concurrenz der— 
ſelben in Preußen. 241. 


Gegenden, landſchaftlich hervorragende, Schutz in 
Preußen. 53. 


Geheimmittel, ausländiſche, 
Annoncirung. 307. 


marktſchreieriſche 


Geleitſcheine für Waffen- und Munitionsſendungen 
ſeitens oder an die Militärverwaltung. 233. 


Gemeinde, Vorausſetzungen des Ausweiſungs— 
rechtes. 105. 


Gemeindebeamte, Amtsſitz derſelben nach §. 10 
des Heimatsgeſetzes. 39. 


„Gemeindebeamte und Diener“ im Sinne des 
§. 10 des Heimatsgeſetzes. (Anftellung auf dem 
Gebiete der öffentlich-rechtlichen Gemeindever— 
waltung.) 223. 


Gemeindeordnung für Bukowina, Abänderung. 
306. 


— für Niederöſterreich, Abänderung. 70. 


Gemeindevertretungen, Prüfung von Wahlen. 
38. 


Gemeindevorſtandswahlen, Handhabung des 
Staatsaufſichtsrechtes in Böhmen. 62. 


Gemeindewählerliſten, Competenz zur Entjchei- 
dung über Rechtzeitigkeit von Einwendungen. 
262. 


Gemeindewahlen, Berechtigung der Landesſtelle 
zur Prüfung der Geſetzmäßigkeit des geſammten 
Wahlverfahrens. 50. 


— Competenz des Verwaltungsgerichtshofes. 50. 

— die den Gemeindeorganen diesfalls zugewieſenen 
Geſchäfte gehören zu den Agenden des über— 
tragenen Wirkungskreiſes. 26. 


— für die Wahlberechtigung iſt die Steuervor— 
ſchreibung maßgebend. 308. 


Gemeindewaiſenrath und Kinderſchutz i 
Gerichtsbezirke Friedland in Böhmen. 139. 


Gemiſchtwarenhandel, gewerbepolizeiliche Ge⸗ 
nehmigung der Betriebsanlage. 235. 


5 im Deutſchen Reiche. 147. 


Geſundheit, öffentliche, Geſetz zum Schutze derſelben 
in Frankreich. 66. 


Getränkeauflagen, Görz und Gradisca. 270. 
— Kamionka ſtrumikowa. 331. 

— Salzburg. 276 

— Wiznitz. 306. 


Gewerbegericht in Teplitz, Entſchädigung für 
Beiſitzer und Erſatzmänner. 13. 


Gewerbegerichte, Thätigkeit derſelben. 65. 


Gewerbeinſpectoren, Eintheilung in 29 Aufſichts⸗ 
bezirke. 167. 


Gewerbeordnung, Abänderung und Ergänzung. 
(Handlungsreiſende und Feilbieten im Umber- 
ziehen.) Geſetz. 58. Außer Kraft geſetzte Durch- 
führungsverordnung. 249. Neue Durchführungs⸗ 
verordnung. 346. 


— Anwendung des $. 146, Alinea 2 (amts⸗ 
wegiges Einſchreiten). 237. 


— — des . 46 (widerrechtliche Bezeichnung der 


Betriebsſtätte). 42, 263. 


— Ergänzung bezüglich der Arbeiter bei Bau⸗ 
unternehmungen. 230. 


Gewerbliche Betriebsanlagen; ſiehe Betriebs- 
anlagen. 


— Betriebsſtätten; ſiehe Betriebsſtätten. 


Gewerbliche Fortbildungsſchulen, Strafen bei 
Vernachläſſigung des Beſuches durch Lehrlinge. 
81. 


Gewerbliche Hilfsarbeiter, Nuhepauſen unter 
Aufrechthaltung des Betriebes. 296. 


. Gewerbsmäßig betriebene Beſchäftigungen müſſen 
4 5 der Gewerbeordnung beuriheilt werden. 
Ba: 


er Verzeichnis von zum Abſatze berechtigten 
e Gewerbetreibenden. 14 


Gmunden, Mietzinsauflage. 59. 
* Görjach, Unter- und Ober-, Bezirksſtraße. 2. 


| Görz und Gradisca, Claſſification einiger Straßen. 
231. 


— — Einreihung der Straße Dobrava — 
Oſegliano ſammt Abzweigung unter die Con— 
currenzſtraßen. 288. 


— — Landesauflage auf den Verbrauch von Bier. 
270. 


— — Zufahrtsſtraßen zu Eiſenbahnſtationen. 331. 


Goldenes Kreuz, Verein, Mittheilungen über den- 
ſelben. 65. 


Görka narodowa, Ausſcheidung aus dem Verbande 
der Gemeinde Pradnik bialy. 143. 


Graz, Anlehen, Aufnahme. 143. 


— — Verwendbarkeit der Theilſchuldverſchreibun— 
gen zur Anlegung von Stiftungen ꝛc. 240. 


— Verzugszinſen von Gemeindeumlagen und Miet- 
zinsauflagen. 167. 


| Grenzpolizeicommiſſariat, k. k., in Poutafel, 
Kärnten, Adreſſirung von Zuſchriften. 170. 


Griechenland, Verbot der 1 von Waffen 
und Patronen. 294. . 


Großbritannien und Irland, gegenſeitige Aus- 
lieferung von Verbrechern. 271. 


Grundſteuerbefreiung phylloxerirter Weingärten. 
124. 


| Gryböw, Bezirksvertretung, Darlehensaufnahme. 
Br „ 
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9. 


Haarfärbemittel „Fo“, Verbot. 144. 
Hafenmeiſter, Uniformirung. 134. 


Handelsregiſter, Centralblatt für die Eintragungen 


in dasſelbe. 12 


Handelsſchule, höhere, in Krakau, betreffend Ein— 


jährig-Freiwilligendienſt. 7. 


Handlungsreiſende, Geſetz. 58. Außer Kraft ge— 
ſetzte Durchführungsverordnung. 249. Neue 
Durchführungsverordnung. 346. 


Handwerksmäßige Gewerbe, Unterrichtsanſtalten, 


deren Zeugniſſe zum Antritte von, 
264. 


berechtigen. 


Hauptzollamt in Pilſen, Ermächtigung zur Abfer- 


tigung von Pflanzenſendungen. 240. 


Hausapotheke, Berechnung des Umkreiſes vom 
Wohnorte des Arztes. 40. 


— Bewilligung zur Führung. 40. 


Hauſirhandelsverbote; Oſterreich: Bruck an der 
Leitha. 26. 


— — Johannisbad. 3. 
— — Nova⸗Gradisca. 277. 


— Ungarn: Budafof, 
Kis⸗Kun. 200. 


Comitat Peſt-Pilis⸗Solt⸗ 
— — Dicſö⸗Szent Märton, Comitat Kis⸗Küküllö. 
82. 

— — Erzseébetvaros, Comitat Kis⸗Küküllö. 95. 
— Feher⸗Gyarmat, Comitat Szatmar. 200. 
— — Jolsva, Comitat Gömör-Kishont. 359. 

— — Kis-Run-Felegyhaza, Comitat Peſt. 277. 

— — Leva. 135. 
— — Nagyszalonta, Comitat Bihar. 12. 


— — SGllatina, Comitat Veröcze. 233. 
b* 


XII 


Hauſirhandelverbote; Ungarn: Szamosujvär, 


Comitat Szolnok⸗Doboka. 359. 
— — Szent Agota, Comitat Nagy⸗Küküllö. 118. 
— — Tata⸗Töväros, Comitat Komaͤrom. 277. 
— — Ujbanya, Comitat Bars. 92. 
— — Ungvar, Comitat Ung. 232. 
— — Väcz (Waitzen). 306. 
Heimarbeitinſpection in Amerika. 162. 


Heimatsgeſetz vom Jahre 1896; Begriff „Unter⸗ 
brechung des Aufenthaltes“. 145. 


— — „öffentliche Armenverſorgung“, beziehungs- 
weiſe „vorübergehend gewährte Unterſtützung“. 
362. 

Heimatsrecht, Erſitzung durch Witwen. 338. 

— Nachfolge der Kinder. Quadriennirung. 83. 


— Vergl. auch unter „Heimatsrecht“ im 


Regiſter III. 

Hofkanzleidecret vom 21. Mai 1841, 8. 16137, 
hat nicht die Kraft eines Geſetzes oder einer Ver— 
ordnung. 40. 

Hohenelbe, Vereinigung von Ortſchaften. 86. 

Hruſchau, Mautgebüren für die Oderbrücke. 248. 


Hydrographiſcher Dienſt, Pauſchale. 336. 


J. (i.) 
Induſtrie⸗ und Arbeitsrath in Norwegen. 301. 
Induſtriebauten, Zuläſſigkeit des gemeindeämt— 
lichen Verbotes für einen Theil des Gemeinde— 
gebietes. 51. 


Italien, Auswandereramt. 162. 


— Neuregelung der Kinder- und Frauenarbeit. 281. 


Italieniſcher Fremdenverkehr, Statiſtik. 16. 
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J. (j.) 
Jägerndorf, Auflage auf den Beſitz von Hunden. 
23. 


Johannisbad, Verbot des Hauſirhandels. 3. 


Jolsva, Comitat Gömör⸗Kishont, 
verbot. 359. 


Hauſirhandels⸗ 
Jözeföwka, Ausſcheidung aus Kupczynce und Con⸗ 
ſtituirung zu einer Gemeinde. 248. 


Jugend, Schutz gegen Verwahrloſung in Prag. 172. 


Jugendfürſorge in Preußen. 15. 


Jae Begnadigung verurtheilter. 340. 


R. 


Kärnten, Abänderung der Landesordnung und neue 
Landtagswahlordnung. 248. 


— Grundbeſtimmungen für Landes-Wohlthätigkeits⸗ 
anſtalten. 44. 


— Krankenverpflegsgebüren für Dienſtboten. 346. 
— Theilung der Ortsgemeinde Lind. 248. 

— Trennung der Ortsgemeinde Augsdorf. 36. 

— — der Ortsgemeinde Kremsbrücke. 117. 

— Waſſerleitung für Pörtſchach am See. 275. 


— — in Wolfsberg 306. 


Kaiſer Franz Joſeph I.⸗Jubiläumsſtiftung 
für Volkswohnungen und eee 
einrichtungen. 108. 


„Kaiſer Jubiläums ⸗ Hochquellenwaſſer⸗ 
leitung“, Steuer⸗ und a 
gungen und Dienſtbarkeiten. 240. 


Kamionka ſtrumilowa, Gemeindeauflagen von 
geiſtigen Getränken und Bier. 331. 


XIII 


Kanzleigehilfen. 184. Krakau, höhere Handelsſchule, betreffend Einjährig- 
RER Freiwilligendienſt. 7. 
— Statuten für das Verſorgungsinſtitut. 194. 
u f Krankenanſtalten, k. k. in Wien, Primarärzte, Er- 
2 Kanzleihilfsarbeiter. 191. nennung. 137. 145. 


er — weibliche. 260. N — — Verwalter, Ernennung. 161. 
5 
(Bi Kanzleihilfsperſonal bei den ftaatlichen Behörden, | Vorſtände der nichtkliniſchen Abtheilungen 


Amtern und Anſtalten. 184. und Inſtitute, Penſionsbehandlung. 224. 
— bei der politiſchen Verwaltung. 206. — ſtaatliche, Führung der Bezeichnung „k. k.“ durch 
f die Diener. 86. 

Karlsbad, Freiplätze für Staatsbeamte in der Heiß— 


luft⸗Curanſtalt für Gichtkranke. 242. Krankencaſſen dürfen pauſchalirte Caſſenärzte be— 


ſtellen. 27. 


Kinder⸗ und Frauenarbeit in Italien, Neu- — Statiſtik pro 1900. 146. 
regelung. 281. 


— Vorſchreibung der Nachläſſe von Medicamenten- 


Kinderarbeit, Einſchränkung in Dänemark. 241. rechnungen. 105. 
“HDauſchen Reiche 108, Krankenfürſorge für Staatsangeſtellte in Preußen, 
52. 


Kindermiſshandlungen, Schutzverein gegen, in 
Berlin. 301. Krankenhäuſer, öffentliche, Competenz zur Herein— 
bringung der Verpflegsgebüren. 158. 
Kinderſchutz in England, Amerika, Frankreich und 
Belgien. 53. — — Verjährung der Verpflegsgebüren. 158. 


er im Gerichtsbezirke Friedland in Böhmen. 139. Krankenhaus, ſtädtiſches in Mähriſch-Neuſtadt, 
RR i Offentlichkeitsrecht und Verpflegstaxe. 87. 
— in Oſterreich. 125. 


Krankenverpflegsgebüren für Dienſtboten, Be- 


Kinderſchutzgeſellſchaft in Wien. 66. f ; 
ſchutzgeſellſchaf ſtreitung durch Dienſtgeber in Kärnten. 346. 


Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, Comitat Peſt, Haufir- 
handelsverbot. 277. Krankenverſicherung der Arbeiter, Apotheken für 
Bezirkskrankencaſſen. 309. 


OR Kopyczynce, F 117. 


* — der Wiener ſtädtiſchen Arbeiter. 241. 
2 Krain Beſtellung einer Landescommiſſion für e N g 

* 5 363. . — in Deutſchland, Ergebniſſe pro 1900. 265. 
Be 


— obligatorische, Daten über die Ergebniſſe. 30. 


n 
w 


— Krainburg — Lader Bezirksſtraße. 24. 


— Töplitz — Waltendorfer und Töplitz— Unter- Kremsbrücke, Trennung der Ortsgemeinde. 117. 

thurner Bezirksſtraße. 24. i 
14 s Kuliki, Ausſcheidung aus Stolpin und Zutheilung 
E Unter- und Obergörjach Bezirksſtraße. 2. zu Bolzynöw. 231. 


* Krainburg Lacker Bezirksſtraße. 24. Kuliköw, Getränkeauflage. 117. 


h 


XIV 


Kupcezynce, Ausscheidung der Ortſchaft Joͤzefoͤwka. 
248. 


Kupferverbindungen bei der Conſervirung von 
Früchten. 144. 


L. 


Landesbank des Königreiches Böhmen, Ver⸗ 
wendbarkeit der Eiſenbahnſchuldſcheine zur An— 
legung von Stiftungs- ꝛc. Capitalien. 170. 


Landesculturbank der Markgrafſchaft 
Mähren, Verwendbarkeit der Communal- und 


Eiſenbahnſchuldverſchreibungen zur Anlage von 
Stiftungs- ꝛc. Capitalien. 171. 


Landesgrenze, Verlegung der, längs des Przemsza— 
fluſſes von Skupna bis zur Einmündung in die 
Weichſel. 170. 

Landes⸗Irrenanſtalt in Czernowitz, Statut. 32. 


Landes⸗Krankenanſtalt in Czernowitz, Statut. 
32. 


Landesordnung von Dalmatien, Abänderung. 332. 


Landesreitſchule in Brünn, Befreiung von Zu— 
ſchlägen zur Hauszinsſteuer. 70. 


Landes⸗Wohlthätigkeitsanſtalten, kärntneriſche, 
Grundbeſtimmungen. 44. 


Landmeſſer, Zulaſſung von, in der Capcolonie in 
Südafrika. 232. 


Landſturm, neue Päſſe, Einrückung, Berichtigung der 
Meldevorſchriften. 264. 


Landtagsauflöſungen. 264. 
Landtagseinberufungen, 123, 161, 363. 


Landtagswahlordnung, Böhmen, Abänderung. 
276. 


— Kärnten, neue. 248. 


— Oberöſterreich, Abänderung. 48. 
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Landtagswahlordnung, Salzburg, Abänderung. 
248. 


— Vorarlberg, Abänderung. 248. 


Landwehrcadettenſchule, k. k. in Wien, Concurs- 
ausſchreibung. 54. 


Landwirte, Errichtung von Berufsgenoſſenſchaften 
ber. 112. 5 


Landwirtſchaftliche Arbeiter und Dienſtboten, Be⸗ 
kämpfung des Mangels derſelben. 312. 


— Genoſſenſchaften, Verband derſelben, Vereinstag 
und Reſolutionen. 363. 


Landwirtſchaftlicher Arbeitsbeirath in Ungarn. 
139. 


Landwirtſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen, 
Spar- und Darlehenscaſſen in Niederöſterreich. 
147. 


Legitimation durch nachfolgende Ehe, Vor⸗ 
ausſetzungen hiefür. 119. 


Legitimation zur Beſchwerdeführung betreffend 
Bezirksvertretungswahlen in Böhmen. 106, 119. 


— — — der Gemeinden gegen die Verweigerung 


der Conceſſion zum Betriebe des Gaſt- und 
Schankgewerbes. 262. 


Leichenüberführungen aus dem Deutſchen Reiche 
nach Oſterreich und umgekehrt. 270. 


Leoben, Auflagen und Gebüren für Waſſer⸗ 
beſchaffungskoſten. 306. 


Léva in Ungarn, Hauſirhandelsverbot. 135. 


Lind in Kärnten, Theilung dieſer Ortsgemeinde. 248. 


Lisko, Getränkeauflage. 117. 


WMI. 


Mähren, Anleihe für die Waſſerverſorgung in Brünn. 
288. 5 


— Befreiung von Zuſchlägen zur Hauszinsſteuer 
für die Landesreitſchule iu Brünn. 70. 


*. 


Mähren, Beſtellung einer Landescommiſſion für 
Weinbauangelegenheiten. 363. 


Canaleinſchnittsgebür in der Gemeinde Neu— 
gaſſe. 306. 


Fäcalienausfuhr in Mähriſch-Oſtrau. 248. 
Kehrichtausfuhr in Olmütz. 288. 


Umlagen für die von der Hauszinsſteuer be— 
freiten Bauten in Neutitſchein. 276. 


Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe der ge— 
meinſchaftlichen Waiſencaſſen. 47. 


Waſſerleitung in Freiberg. 276. 


— in Mähriſch⸗Schönberg. 276. 


Mähriſch⸗Neuſtadt, ſtädtiſches Krankenhaus, 
a Offentlichkeitsrecht und Verpflegstaxe. 87. 


Mähriſch⸗Oſtrau, Fäcalienausfuhr. 248. 


Mähriſch⸗Schönberg, Waſſereinleitung. 276. 


Margarine, Schmalz, ⸗Käſe, Oleomargarin. 20, 
24. Berichtigung. 48. 


— Plomben. 152. 


Marienbad, Errichtung einer Bezirkshauptmann— 
ſchaft. 248. 


Marktdurchſchnittspreiſe, Auflaſſung veralteter 
Nachweiſungen. 294. 


Marktordnung für den Wiener Centralviehmarkt 
in St. Marx. 240. 


Matrikenrichtigſtellung; über — kann nicht inci— 
denter bei Entſcheidung eines Heimatrechts— 
ſtreites entſchieden werden. 103. 


Mauten, Straßen- und Überfahrts-, Aufhebung der 
ärariſchen. 230. 


Medicamenteneigenregie, k. k. in Wien, Gleich- 
ſtellung des Perſonales. 26. 


— — Führung der Bezeichnung „k. k.“ durch die 
Diener. 86. 


XV 
Medicamentenrechnungen, Vorſchreibung der 


Nachläſſe zu Gunſten der Krankencaſſen. 105. 


Medieiniſche Rigoroſenordnung, Abänderung. 
123. 


Miniſterialzahlamt, k. k., Auflöſung. 4, 7. 
Mosciska, Bezirksvertretung, Darlehen. 23. 


Mürzzuſchlag, Errichtung einer Bezirkshauptmann— 
ſchaft. 318. 


Munition, Geleitſcheine bei Sendungen der Militär- 
verwaltung. 233. 


— Griechenland, Ausfuhrverbot. 294. 


Munitionsgeleitſcheine, bei 


ſtellung. 260. 


Vorgang Aus- 


Muſik⸗ und Verſchönerungstaxen in Nieder- 
öſterreich. 287. 


M. 


Nagyszalonta, Comitat Bihar, Hauſirhandels⸗ 
verbot. 12. 


Neugaſſe, Canaleinſchnittsgebür in dieſer Marft- 
gemeinde. 306. 


Neu⸗Sandec, Einhebung der Pflaſtermaut. 2. 


Neutitſchein, Behandlung der von der Hauszins— 
ſteuer befreiten Bauten in Bezug auf Umlagen. 
276. 


Niederöſterreich, Abänderung der Gemeindeord— 
nung. 70. 


Actionsprogramm zur Bekämpfung der Tuber- 
culoſe. 224. 
Muſik⸗ 


Curorteweſen, und Verſchönerungs- 


taxen. 287. 
Fürſorge für verkrüppelte Kinder. 32. 


landwirtſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen, Spar⸗ 
und Darlehenscaſſen. 147. 


XVI 


Niederöſterreichiſche Waldviertelbahn, Ver⸗ 
wendbarkeit der Theilſchuldverſchreibungen zur 
Anlegung von Stiftungen ꝛc. 280. 


Nordamerika, Auswanderung dahin über Bremen. 
9 


— Vereinigte Staaten, Entſchädigungsanſprüche bei 
Tödtung eines öſterreichiſchen Staatsange— 
hörigen. 155. 


Nordböhmiſches Gewerbemuſeum in Reichen⸗ 
berg, Bürgſchaft der Stadt Reichenberg. 346. 


Norwegen, Induſtrie- und Arbeitsrath. 301. 


— ſtaatliche Arbeitsloſenſtatiſtik. 364. 


Nothſtandsarbeiten und ihre Erfolge in Deutſch— 
land. 342. 


Nova⸗Gradiska, Hauſirhandelsverbot. 277. 


O. 


Oberndorf, Anderung des Ortsnamens in Obern- 
dorf an der Melk. 161. 


Oberöſterreich, Abänderung der Landtagswahl⸗ 
ordnung. 48. 


— — des Landesgeſetzes, betreffend die öffentliche 
Armenpflege. 269. 


— Canaliſirung der Straßen in Altheim. 133. 
— Mietzinsauflage in Gmunden. 59. 


— Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe der 
gemeinſchaftlichen Waiſencaſſen. 48. 


Obrh, Anderung dieſes Ortsnamens in „Dragatus“. 
240. 


Obſtmoſt, Waſſerzuſatz bei der Bereitung. 92. 


Odeſſa, Verbot der Ein- und Durchfuhr gewiſſer 
Waren aus. 276. 


— Vorkehrungen aus Anlaſs der Peſt in. 277. 
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Oſterreichiſches Creditinſtitut für Verkehr. 
unternehmungen und öffentliche Arbei⸗ 
ten, k. k. priv. in Wien, Staatsgarantie für 
Obligationen. 44. | 


— — Verwendbarkeit von Obligationen zur Anlage 
von Stiftungs- ꝛc. Capitalien. 86. 


Olmütz, Regelung der Kehrichtausfuhr. 288. 


Y. 
Paläſtina, Verbot der Ein- und Durchfuhr aus. 318. 
Paſszwang für Reiſende nach dem Sudan. 319. 
Patentamt, neue Anmeldeabtheilungen. 312. 
Pauſchale für den hydrographiſchen Dienſt. 336. 
Penſionserhöhung für Civilſtaatsbeamte (Staats⸗ 
lehrperſonen), Gendarmerieperſonen, Staats- 
diener. 330, 342. 


— für Witwen nach Civilſtaatsbeamten und 
Staatslehrperſonen. 331, 342. 


Perſonalſteuern, directe, Nachtrag betreffend 
Anderungen feſter Dienſtbezüge. 240. 


— Erträgniſſe des Jahres 1901. 240. 


— vierter Nachtrag zur Vollzugsvorſchrift. 312. 5 


Veit in Odeſſa, ſanitäre Vorkehrungen aus Anlass 
derſelben. 277. 


Pfandleihanſtalten, punzirungsamtliche Controle. 
14: 


Pflanzenſendungen aus dem Auslande, Ermächti- 
gung des Hauptzollamtes in Pilſen zur Abferti⸗ 
gung. 240. 

Pflaſtermaut, Neu⸗Sandec. 2. 


Phylloxirte Weingärten, Grundſteuerbefreiung. 
124 2 


Plomben, Regiſtrirung, beim Verkehr mit Mar- 
garine ꝛc. 152. 


Primarärzte der k. k. Krankenanſtalten in Wien. 


— Verzugszinſen 


N Pörtſchach a. S., Waſſerleitung. 275. 


Pontafel in Kärnten, Adreſſirung von Zuſchriften an 
das k. k. Grenzpolizeicommiſſariat daſelbſt. 170. 


Portofreiheiten im Verkehre mit dem Auslande. 
231. i 


Portugieſiſche Häfen in Südafrika, Bedingungen 
für die Geſtattung der Landung. 270. 


Poſtämter, 
dienſt. 7. 


Entlohnung für den Boftiparcafien- 


Poſtfrancomarken zu 35 h, Einführung. 44. 


Poſtſendungen, neue Beſtimmungen über deren 
Abgabe. 161. 


Poſtſparcaſſendienſt, Entlohnung der Poſtämter. 7. 


Pradnik bialy, Ausſcheidung der Ortſchaften Görka 
narodowa und Witkowice. 143. 


Prag, Anderung der Bauordnung. 276. 
— ſocial-humanitäre Commiſſion. 172. 


von Gemeinde- und Schul— 


umlagen. 288. 


Preußen, Bau- und Wohnungshygiene. 66. 


Beſeitigung der Concurrenz der Gefängnisarbeit. 
241. 


Bodenbenutzungsarten. 127. 
Fürſorgeerziehung. 265. 


Geſetzentwurf zum Schutze landſchaftlich hervor— 
ragender Gegenden. 53. 


Jugendfürſorge. 15. 
Krankenfürſorge ſür Staatsangeſtellte. 52. 
Staatsvertrag mit, betreffend die Verlegung 


der Landesgrenze längs des Przemszafluſſes. 
90. 


137, 145, 340. 
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Proſector, Ernennung zum, im Wilhelminen— 
ſpitale in Wien. 240. 
Punzirungsamtliche Controle in privaten 


Pfandleihanſtalten. 13. 


Quittungen der Gemeinden über Umlagen, Bacht- 
zinſe ꝛc., Stempelpflicht. 124. 
Quote, Beſtimmung derſelben durch ein Aller— 


höchſtes Handſchreiben für die Zeit vom 1. Juli 
1902 bis 30. Juni 1903. 171. 


Reben, Verkehr mit bewurzelten, in Tirol. 312. 


Reblaus, unverzinsliche Vorſchüſſe zur Wiederher— 
ſtellung von Weingärten. 171. 


Recrutencontingente, Verlängerung der Geltungs— 
dauer der Feſtſetzung und Aushebung. 36. 


Reichenberg, Abtretung von Gemeinderealitäten an 
das Arar. 306. 


— Bürgſchaft der Stadt, für ein Darlehen des 
nordböhmiſchen Gewerbemuſeums. 346. 


Reichsgeſetzblatt, Vergütung für den Bezug von 
den Gemeinden. 338. 


Reichsrath, Einberufung. 280. 
— Vertagung. 363. 


Reichsrathswahlen, Eintragung in die Wähler- 
liſten der Städte und Märkte in Krain. 260. 


Reiſekoſten und Diäten der von den Straf— 
gerichten als Sachverſtändige beigezogenen 
Civilſtaatsbedienſteten. 292. 


Reiſepäſſe, Ausſtellung an Ausländer. 4. 


Rettungsweſen bei den k. k. Salinenverwaltungen. 
86. 
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Revaccination der Schultinder, . Sanitä pere Gebi ö 


xvın 


der Arztekammern. 137. 8 ſtändige in na U 
3 324, 


Rigoroſenordnung, medieiniſche, Abänderung. | 9 | Er | 
123. Scheidemünzen zu 20, 10 und 5 kr. öfter 
Währung, Were des Ki: 

Ruhepauſen für gewerbliche Hilfsarbeiter unter löſung. 31. 


a 2 
8 
7 
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Schleſien, Auflage auf 8 Sei, Er 
Jägerndorf. 23. 


Aufrechthaltung des Betriebes. 296. 
e ö Schifferpatente zur Führung eines 
Bootes auf dem Boe = 


Rumänien, Staatsvertrag mit, wegen Auslieferung 
von Verbrechern. 161. 


Ruska wies, e in die Gemeinde 
e — Befreiung von Zuschlägen zur PR. 
für Umbauten in Troppau aus Alan 

Ruſsbach, Auseinanderlegung der Ortsgemeinde und Verkehrsrückſichten. 269. 
Abtenau in Abtenau und Ruſsbach. 134. 


— Beitragsleiſtung der Seuche 
„Ruſſiſcher diplomirter Dentiſt“, Nichtberechti⸗ ſchaften zu den Koſten der er 
gung der Zahntechniker zur Führung dieſes 
Titels auf Ankündigungstafeln. 6. — Gebüren bei Leichenausgrabungen und - 
führungen in Bielitz. 248. as | 

Ruſsland, Arbeiterunfallverſicherung. 140. 9 

— Mautgebüren für die Oderbrücke i 

— Arbeiterwohnungen und Fabriksſchulen. 225. 248. 8 


— Verwendung der Sebarungsiberetfe der 
cumulativen Waiſencaſſen. 305. a 


S. Schneeballenſyſtem, Ausübung von De 
nach Oſterreich, Strafbarkeit in We Net 
Saccharinpräparate, Verkehr mit denſelben. 82. 153. 
Sachſen, Fürſorge⸗Erziehungsgeſetze. 87. Schornſteine bei gewerbe ace 


gewerbepolizeiliche Prüfung. 74. 9 = 

Saiſonarbeiter, landwirtſchaftliche, aus Galizien g 2 
im Deutſchen Reiche, ungünſtige Ausſichten. Schulkinderbeſchäftigung in England. s 
12. ö 8 


Schweiz, ausländiſche Arbeiter in der. 278. 
Salinenverwaltungen, Rettungsweſen. 86. 
— Erweiterung des ee, 342. 


Salzburg, Anderung der Landesordnung und Land⸗ 3 

tagswahlordnung. 248. = unentgeltliche Geburtshilfe im Canton ae 
109. 

— — des Gemeindeſtatuts für die Stadt Salz— i 2 8 
burg. 276. — wirtſchaftliche Bedeutung des Fremdenverkehrs. 

8. — 


— Auseinanderlegung der Ortsgemeinde Abtenau. 1 
134. Schweizeriſche Staatsbürgerſchaſt % 
Requifitionen anzu LERNEN Beleg 
— Landesauflage auf Bier. 276. a = 
| Serbien, Verbot der Waff a. ee 
— Verzugszinſen für Gemeindeumlagen. 134. 70. 8 


Silberſcheidemünzen zu 20, 10 und 5 kr. dfter- 
reichiſcher Währung, Termin für die Einlöſung 
verlängert. 31. 


Sinoutz Tereſcheny, Einreihung dieſer Gemeinde— 
ſtraße unter die Bezirksſtraßen und Bemautung. 
332. 

Slatina, Comitat Veröcze, Hauſirhandelsverbot. 233. 


Sociale Auskunftsertheilung, 
in den Vereinigten Staaten. 325. 


Inſtitut für, 


Social⸗humanitäre Commiſſion in Prag. 172. 


Socialpolitiſche Credite im Staatsvoranſchlage 
pro 1902. 106. 


Spanien, Arbeitsamt. 242. 


Spitalsärztliche Unabweisbarkeitszeugniſſe 
für Schwangere und Wöchnerinnen aus Croatien. 
60. 


Spitalsapotheken, Gleichſtellung des Perſonales. 
26. 


Spitalsverwieſene, Erläſſe des Miniſteriums des 
Innern, betreffend deren Evidenzhaltung. 155 
bis 158. 


Sprengmittel, Betriebsordnungen bei Bergbehörden 
und Unternehmungen. 100. 


— „Carboazotine“, Erlöſchen der Bewilligung zur 
Erzeugung. 144. 


— Erläſſe des Miniſteriums des Innern betreffend 
Sprengmittelmagazine, Bezugsbücher und Vor— 
merke über Sprengmittel, Verkehr mit Spreng- 
mitteln ꝛc. 97 103. 


— Verwendung der Gendarmerie zu Reviſionen 
von Büchern und Vormerken. 102. 

— Magazine, Evidenzführung. 97. 
Competenz bei Errichtung von Bergwerks-. 102. 


Intervention der Bergbehörden bei Anlage und 
Reviſion. 102. 


— Sendungen, Geleitſcheine. 100. 


— Verordnung, Handhabung der abgeänderten. 
7, 


XIX 


Staatsangeſtellte, Krankenfürſorge für, in Preußen. 
52. 


Staatsaufſichtsrecht bei Gemeindevorſtandswahlen 
in Böhmen. 62. 


„Staatsbaudienſt“, Gebarung und Verrechnung 
der Amtspauſchalien. 322. 


Staatsbeamte und Diener, penſionirte, Erhöhung 
der Verſorgungsgenüſſe. 330, 342. 


— Witwen nach, Penſionserhöhung. 331, 342. 
Staatsbedienſtete, Reiſekoſten und Diäten bei 


Berufung als Sachverſtändige von den Straf— 
gerichten. 292. 


Staatsbürgerſchaft, ſchweizeriſche, den Requiſi⸗ 
tionen anzuſchließende Belege. 60. 


Staatscentralcaſſe, k. k., Vereinigung mit dem k. k. 
Miniſterialzahlamte. 4, 7. 


Staatsdiener, active, Regelung der Bezüge. 70. 
— Penſionserhöhung. 330. 


Staatsvertrag mit Preußen, Verlegung der Landes— 
grenze längs des Przemszafluſſes. 170. 


— mit Rumänien wegen Auslieferung von Ver— 
brechern. 161. 


Staatsvoranſchlag pro 1902, 
Poſitionen. 106. 


ſocialpolitiſche 


Staroniwa, Einverleibung von Attinenzen dieſer 
Gemeinde zu Rzeszöw. 36. 


Statiſtiſche Daten über Oſterreich. 280. 


Steiermark, Abänderung des Geſetzes über die 
Armenverſorgung. 306. 


— Anlehen der Landeshauptſtadt Graz. 143. 


— Auflagen für Waſſerbeſchaffungskoſten in Leoben. 
306. 


— Canäle und Gebür für die Einſchlauchung in 
Donawitz. 288. 


— Verzugszinſen von Gemeindeumlagen und Miet- 
zinsauflagen in Graz. 167. 


(c * 


XX 

Stempelpflicht der Anzeigen und Geſuche betreffend 
Herſtellung und Verkehr mit Caleium⸗-Carbid 
und Acetylen. 292. 


— von Quittungen der Gemeinden über Umlagen, 
Pachtzinſe ꝛc. 124. 


Steuern als Grundlage für die Vertheilung der 
Vertreter bei Bezirksvertretungswahlen in 
Böhmen. 120. 


— und Abgaben, Geſetz über Forterhebung. 7. 


Stolpin, Ausscheidung der Attinenzen Kuliki und 
Bortniki. 231. 


Stolzenhan, Anderung in „Stolzenhain“. 137. 
Sträflinge, Fürſorge für entlaſſene. 137. 


Strafproceſsordnung, Abänderung der Vollzugs— 
vorſchrift. 171. 


Straßen, Claſſification 
Gradiska. 231. 


einiger, in Görz und 


Straßenmeiſter, Uniformirung. 134. 


Straßen⸗ und überfahrtsmauten, Aufhebung 
der ärariſchen. 230. 


Strommeiſter, Uniformirung. 134. 
Sudan, Einführung des Paſszwanges. 319. 
Südafrika, Auswanderung dahin. 37, 260. 


Bedingungen für die Geſtattung der Landung 
in den portugieſiſchen Häfen. 270. 


Erlaubnisſcheine für Reiſen dahin. 83, 118. 


Verhältniſſe dortſelbſt und Warnung vor Aus- 
wanderung. 293. 


Zulaſſung von Landmeſſern zur Praxis in der 
Capcolonie. 232. 


Syrien, Verbot der Ein- und Durchfuhr aus. 318. 


Szamosujvär, Comitat Szolnok-Doboka, Hauſir⸗ 
handelsverbot. 359. 
Szent⸗Agotha, Comitat Nagy-Küküllö, Hauſir⸗ 


handelsverbot. 118. 


T. 


Tabakfabriken, k. k. öſterreichiſche, Arbeiterwoh⸗ 
nungsverhältniſſe. 171. 


Tata⸗Tövaͤros, Comitat Komärom, dare. 
verbot. 277. 


Techniſche Hochſchulen, Statiſtik über den Beſuch. 
163. 


Telegraphen⸗Agenturen (Bureaux, »Corre⸗ 
ſpondenzbureaux), Einreihung unter die con- 
ceſſionirten Gewerbe. 60. 


Thee, Verpackung. 92. 2 


Tirol, Beſtellung einer Landescommiſſion für Wein⸗ N 


bauangelegenheiten. 44. 


— Verkehr mit bewurzelten Reben. 312. 


Töplitz⸗Waltendorfer und Töplitz⸗ unter. = 8 


thurner Bezirksſtraße. 24. 


Trieſt mit Gebiet, Ausnahmsverfügungen. 36. 
Aufhebung. 74. 


Troppau, Befreiung von Zuſchlägen zur Hauszins⸗ 
ſteuer für Umbauten aus Aſſanirungs⸗ 2 
Verkehrsrückſichten. 269. 


Trottoirs, Verpflichtung der Gemeinde Wien zur 


Übernahme. 136. 


Trunkſucht, Geſetzentwurf zur Hintanhaltung. 300. 


Tuberculoſe, Actionsprogramm zur Bekämpfung in 


Niederöſterreich. 224. 
— Bekämpfung in Frankreich. 172. 
— Maßnahmen zur Bekämpfung (Oſterreich). 201. 


Tysmienica, Getränkeauflage. 117. 


II. 
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Ujbänya, Comitat Bars, Hauſirhandelsverbot. 92. er . 


Unabweisbarkeitszeugniſſe, ſpitalsärztliche, für 


60. 


Schwangere und Wöchnerinnen aus Croatien. 
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Verpflegsgebüren öffentlicher Krankenhäuſer, Ver— 
jährung. 158. 


Verrechnung und Verwahrung der dem Reſſort des 
Miniſteriums des Innern angehörigen nicht 


benkeung von Straßenmeiſtern, Strommeiſtern, dotirten Fonde, Stiftungen ꝛc. 359. 


Hlafenmeiſtern. 134. 
1 | Verſicherungstechniker, Autoriſirung. 32. 

Univerſitätenbeſuch, Statiſtik. 129. 8 
TR Verſicherungsvereine, Merkmale für die Beur— 


. Unterbrechung des Aufenthaltes“ im Sinne theilung und Beaufſichtigung. 319 — 321. 
on 

des §. 2, Abſatz 3 des Heimatsgeſetzes vom 3 | 
Jahre 1896.4 145. Verſorgungsgenüſſe der Civilſtaatsbeamten 
(Staatslehrperſonen), Gendarmeriemannſchafts— 
perſonen, Diener, Abänderung der Beſtim— 


N en tsan Ben ewerbliche, deren Zeugniſſe 
0 1 = 0 0 N mungen über. 330, 342. 


; zum Antritte handwerksmäßiger Gewerbe be- 
rkrechtigen. 264. | 

5 — der Witwen nach Civilſtaatsbeamten und Staats- 
lehrperſonen, Erhöhung. 331, 342. 


Verzugszinſen von Gemeindeumlagen an Zu— 
ſchlägen zu den directen Steuern in Salzburg. 
134. 


V. 


Vaͤcz; ſiehe Waitzen. 
k ni — — — und Mietzinsauflagen in Graz. 167. 
Venezuela, Behandlung der Ausländer in. 242. 
5 — von Gemeinde- und Schulumlagen in Prag. 
Verband landwirtſchaftlicher Genoſſen⸗ 288. 

ſchaften, Vereinstag, Reſolutionen. 363. 
Be Viehverſicherungsvereine (ſogenannte Bauern⸗ 
Verbrecher, wechſelſeitige Auslieferung mit Groß— aſſecuranzen). 37. 

britannien und Irland. 271. 
i * — locale, Rechnungslegung und Ausweisleiſtung. 


— — — mit Rumänien. 161. 48. 


Volkswohnungen und Wohlfahrtseinrich⸗ 
ſchädigungsanſprüche bei Tödtung eines 15 tungen, Jubiläumsſtiftung für. 108. 
reichers dortſelbſt. 155. 
N Vorarlberg, Abänderung der Landesordnung und 
— — Jnſtitut für ſociale Auskunftsertheilung. Landtagswahlordnung. 248. 
325. 


. 


Waffen⸗Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr, Verbot in 
Serbien. 144, 170. 


7 Berorbuungeblat des k. k. Miniſteriums des 
TR la betreffend Index. 32. 


Waffen⸗ und Munitionsſendungen ſeitens 
oder an die Militärverwaltung, Geleitſcheine. 

® 233. | & 

R erpflegsgebüren öffentlicher Krankenhäuſer, Com— | 

Be petenz der Als Behörden zur Herein-[Waffen⸗ und Patronenausfuhr aus Griechen— 

. land, Verbot. 294. 
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Wahlen in die Gesteine Wiener Aube ener, i wen, 45 
Prüfung derſelben. 38. a 0 g 7 
Wil t. ital, b. b. in e, Seit des⸗ 

Waiſencaſſen, cumulative, Daten über Vermögens eben Be 1 0 0 * 
ſtand. 264. . n 

a a Witkowiee, Wuusſche dunng aus er 4 
— — Verwendung der Gebarungsüberſchüſſe in RR 
Böhmen, 305. Gemeinde as bialy. 143. Fi 
Wochenmärkte, Auflaſſung e 


— — Z m Mähren. 47. weiſungen über deren Ergebniſſ. 294. 5 


e a Wohlfahrtseinrichtungen der aa hiſch en 


— — iin Schleſien 305, F 


Waitzen (Väcz), Hauſirhandelsverbot. 306. Wolfsberg, Waſſerleitung. 306. 


- 


barkeit von Theilſchuldverſchreibungen zur An— 
legung von Stiftungen, Pupillarcapitalien ac. 
280. 


Waldviertelbahn, niederöſterreichiſche, Verwend— Wü 1 Schub der Bau ge Ze 


Waſſerſtraßennetz in Frankreich. Erweiterung. 67. | 3. i 


bei der Bereitu Obſtmoſt. 92. 
Waſſerzuſatz bei der Bereitung von Obſtmof Zählung der ge b land 
V 


Weinbauangelegenheiten, Beſtellung einer ſchaftlichen Betriebe, Geſetz. 20. 
Landescommiſſion für Dalmatien. 147. nung. 65. 


— — — fir Mähren und Krain. 363. Zahntechniker, Nichtberechtigung zur Führung f 
Re Titels „ruſſiſcher diplomirter Dentiſt“ x in An 27 

— 7 für Tirol, 44. kündigungstafeln. 6. . 

Sr Zdar, Anderung des Ortsgemeinbenamen | in, 
an der Adler“. 340. g 


Weingärten, durch die Reblaus zerſtörte, 
ſchüſſe zur Wiederherſtellung. 171. 


Wien, Anlehen, Befreiung von Gebüren und Ver— Br. 
wendbarkeit der Obligationen. 70. Ziegeleien, fabriksmäßiger Betrieb. 159. 


R 
R 


— 


II. 


Begiſter der Normalerlüſſe 


k. k. Miniſteriums des Innern, 


ar, 805 Auswanderung und Reiſen ins Ausland, 


2 45 Nordamerika über Bremen: 
5 lominiſtrative Depoſiten, Verrechnung un Ver⸗ 24. April 1902, 8. 13462. S. 95. 


15 waahrung; ſiehe unter „Geſchäfts führung 
10 ae Behörden“. T 


Amtspauſchalien beim Titel „Staatsbaudienſt“; 


I Staats bau dienſt“. — Südafrika: 


— Ausſtellung von Erlaubnisſcheinen: 


* Vorgehen bei Auffindung ſcharf 14. April 1902, 8. 14581. S. 83. 
5 1. Mai 1902, 8. 16588. S. 118. 


25 — Auswanderung dahin: 
gerne mb een 190 es 15. Februar 1902, 8. 5713. ©. 37. 
— 12. September 1902, 3. 38184. S. 260. 
4. Jänner 1902, 8. 43551. S. 4. 
. — portugieſiſche Häfen, Bedingungen für die 
Deutſchland, ungünſtige Ausſichten für land— Geſtattung der Landung: 
h 5 en 
ara T 15. September 1902, 8. 38457. S. 270. 
16. al 1902, 8. 481. S. 12. - | 


8 
Deutſch⸗Südweſt⸗Aftita: — Verhältniſſe daſelbſt: 
8 Marz 1902, 8, 7624. S. 49. 13. October 1902, 8. 41391. S. 293. 
5 1 ungünſtige Ausſichten für kaufe — Zulaſſung von Landmeſſern in der Cap- 


nehmende Perſonen: colonie: 
6. November 1902, 8. 44553. S. 306. \ 5. Auguſt 1902, 8. 31018. S. 232. 
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B. 


Bauconſtructionen und Baumaterialien, neue 
Beſtimmungen für die Belaſtung beziehungsweiſe 
Beanſpruchung: i 


14. April 1902, 3. 12914. S. 135. 


C. 


Calcium⸗Carbid und Acetylen, Stempelpflicht 
von Anzeigen und Geſuchen; ſiehe „Stem pel— 
pflicht“. 


Capcolonie in Südafrika, Zulaſſung von Land- 
meſſern zur Praxis; ſiehe unter „Auswan— 
derung und Reiſen ins Aus land. 


Centralblatt für die Eintragungen in das 
Handelsregiſter, Ausgabe: 


11. Jänner 1902, Z. 117, ©. 12. 


D. 


Depoſiten, adminiſtrative; ſiehe unter „Geſchäfts— 
führung der politiſchen Behörden“. 


Dispoſitionsfähigkeitszeugniſſe für die Natu⸗ 
raliſation in Deutſchland; ſiehe unter „Staats— 
bürgerſchafts angelegenheiten“. 


G. 


Ehefähigkeitszeugniſſe; ſiehe unter „Geſchäfts— 
führung der politiſchen Behörden“. 


Entſchädigungsanſprüche anläſslich der Tödtung 
eines Oſterreichers bei der Arbeit oder Benützung 
einer Verkehrsanſtalt in den Vereinigten Staaten, 
Vorgang bei Geltendmachung: 


21. Juni 1902, Z. 24373. S. 155. 


T. 


Feuer- und Viehverſicherungsvereine: ſiehe 
unter „Geſchäftsführung der politiſchen 
Behörden“. 


Gemeindeangelegenheiten, Prüfung von Wahlen 
in die Gemeindevertretungen: 


20. Februar 1902, Z. 7140. S. 38. 


Geſchäftsführung der politiſchen Behörden, 
Adreſſirung von Zuſchriften an das k. k. Grenz— 
polizeicommiſſariat in Pontafel, Kärnten: 


21. December 1901, 3. 9256/ M. I. S. 170. 
„Arar“, Vermeidung der nicht entſprechenden 
Anwendung dieſes Ausdruckes: 

5. Auguſt 1902, 8. 25643. S. 232. 


Amtspauſchalien beim Titel „Staatsbaudienſt“; 
ſiehe „Staatsbaudienſt“. 


Auflöſung des k. k. Miniſterialzahlamtes und 
Vereinigung mit der k. k. Staatscentralcaſſe: 


8. Jänner 1902, 3. 9560 / M. I. S. 4. 


Ausſtellung von Reiſepäſſen an Ausländer: 

31. December 1901, Z. 43037. S. 4. 
Auswahl unter Certificatiſten (Dienerpoſten im 
Reſſort des Miniſteriums des Innern): 

10. April 1902, 3. 1514/M. I. S. 82. 


Bezug des Reichsgeſetzblattes: 
2. December 1902, Z. 49538. S. 338. 


Correſpondenz der politiſchen Behörden mit den 
k. und k. Vertretungsbehörden im Auslande: 


20. Juli 1880, Z. 3529/M. I. S. 96. 
19. Februar 1889, 8. 5309 / M. I. S. 96. 


Diäten und Reiſekoſten der von den Straf- 
gerichten als Sachverſtändige beigezogenen Civil— 
ſtaatsbedienſteten: 


10. October 1902, Z. 41966. S. 292. 


Diäten und Reiſekoſten (höhere Rangsclaſſe „ad 
personam“ oder „extra statum“): 


11. April 1902, 8. 1351/M. I. S. 82. 


Kanzleihilfsarbeiter, weibliche: 
23. Juli 1902, 3. 31396. S. 260. 


a a a N Fr ee, 
a rc. Bor N Sr re DR 
2 . * B 


— 


Geſchäftsführung der politiſchen Behörden, 


Kanzleihilfsperſonal der politiſchen Verwaltung, 
Vorſchriften betreffend das: 


20. Juli 1902, 3. 30162. S. 206. 
Marktdurchſchnittspreiſe und Ergebniſſe der 


Wochenmärkte, Auflaſſung veralteter Nach— 
weiſungen: 


20. October 1902, Z. 35508. S. 294. 
Munitionsbegleitſcheine, Vorgang bei Aus— 


ſtellung; ſiehe unter „Waffen und Muni— 

tion“. 

Paſſirung erhöhter Diäten gelegentlich der 

Reiſen von Beamten in das Ausland: 

28. December 1901, Z. 47681. S. 3. 

Pauſchale für den hydrographiſchen Dienſt; 
ſiehe „Hydrographiſcher Dienſt.“ 

Portofreiheiten im Verkehre mit dem Auslande: 

31. Juli 1902, 3. 5454/ M. I. S. 231. 


Rechnungslegung und Ausweisleiſtung localer 
Feuer- und Viehverſicherungsvereine: 


22. Februar 1902, Z. 7003. S. 48. 
Schleunige Erledigung der Geſuche um Aus— 
ſtellung von Ehefähigkeitszeugniſſen: 

1. Mai 1902, Z. 16850. S. 118. 


Verrechnung und Verwahrung der dem Reſſort 
des Miniſteriums des Innern angehörigen nicht 
dotirten Fonde, Stiftungen, Cautionen und 
ſonſtigen adminiſtrativen Depoſiten: 


20. December 1902, Z. 34379. S. 359. 
Zurückziehung der Ermächtigung zur Be— 


willigung kleinerer wechſelſeitiger Feuer- und 
Viehverſicherungsvereine: 


19. Februar 1902, 8. 7002, S. 37. 


Gewerbeangelegenheiten, Bauunternehmerge— 


werbe: 
13. Mai 1899, 3. 38978. S. 233. 


— „Centralanzeiger für das öffentliche Lieferungs- 


weſen (Submiſſionsanzeiger)“: 
20. April 1902, 8. 14245. S. 92. 


— Gewerbepolizeiliche Prüfung für die Errichtung 


oder Erhöhung von gemauerten hohen Schorn— 
ſteinen: 


24. März 1902, 3. 38290. S. 74. 


XXV 


Gewerbeangelegenheiten: 
— Strafweiſes Vorgehen bei Vernachläſſigung des 


Beſuches der gewerblichen Fortbildungsſchulen 
durch Lehrlinge: 


28. März 1902, Z. 7121. S. 81, 


— Vorgang bei Conceſſionirung von ſogenannten 


„alkoholfreien Speiſeanſtalten“: 
1. März 1902, Z. 45145. S. 49. 


B. 


Hydrographiſcher Dienſt, Pauſchale für den— 


ſelben: 
30. November 1902, Z. 45776. S. 336. 


R. 


Kanzleihilfsperſonal, Kanzleihilfsarbeiter, 


ſiehe unter „Geſchäftsführung der poli— 
tiſchen Behörden“. - 


L. 


Leicheunüberführungen aus oder nach dem 


Deutſchen Reiche, gegenſeitige Verſtändigung der 
Behörden; 


20. September 1902, Z. 28165. S. 270. 


WI. 


Marktdurchſchnittspreiſe; ſiehe unter „Ge— 


ſchäftsführung der politiſchen Be— 
hörden“. 


Munition (Sendungen, Geleitſcheine ꝛc.); ſiehe unter 


„Waffen und Munition“. 


N. 


Nordamerika, Entſchädigungsanſprüche bei tödt- 


lichen Unfällen von Sſterreichern, ſiehe „Ent— 
ſchädigungsanſprüche.“ 


d 
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P. Sanitätsangelegenfeifen: 
— — Verbot des Vertriebes des Haarſtrben 
Pauſchale für den hydrographiſchen Dienſt; ſiehe „Jo“: 
„hydrographiſcher Dienſt“. 26. Mai 1902, 3. 9337. S. 144. 
Pontafel, k. k. Grenzpolizeicommiſſariat, Adreiftrung | — Verkehr mit Saccharinpräparaten: 
von Zuſchriften, ſiehe unter „Geſchäfts— 10. April 1902, 8. 12340. S. 82. 


führung der politiſchen Behörden“. 
— Waſſerzuſatz bei Obſtmoſt: 


Portofreiheiten im Verkehre mit dem Auslande; 14. April 1902, 8. 13913. S. 92. 
ſiehe unter „Geſchäftsführung der poli- 
tiſchen Behörden“. Schneeballenſyſtem, Strafbarkeit eines öſterreichi⸗ 


ſchen Unternehmers in Deutſchland: 
2. Juni 1902, Z. 6565. S. 153. 


— 


N. 


Spitalsverwieſene, Evidenzhaltung und Controle: 


Reichsgeſetzblatt, Bezug (Vergütung ſeitens der 29. Jänner 1894, 3. 20906. S. 155. 
Gemeinden); ſiehe unter „Geſchäfts führung 4. Juli 1895, Z. 30533. S. 156. 
der politiſchen Behörden“. 17. Juni 1902, 3. 13348. S. 157. 


Reiſepäſſe, Ausſtellung an Ausländer; ſiehe unter | Sprengmittel: 
„Geſchäftsführung der politiſchen Be— Bergwerks⸗Sprengmittelmagazine: 
hörden“. 0 i 
a Competenz bei Errichtung: 
— 11 für Reiſende nach dem Sudan: 18. Juli 1884, Z. 11274. S. 102. 
5. November 1902, 3. 48062. S. 319. — Intervention der Bergbehörden bei 
Anlage und Reviſion: 


25. März 1885, Z. 3192. S. 102. 
— Betriebsordnungen bei Bergbehörden und 


a 8 Unternehmungen, die mit Exploſivſtoffen 
Saccharinpräparate; ſiehe unter „Sanitäts— arbeiten: 


angelegenheiten“. 22. Februar 1884, Z. 3019. S. 100. 


Sanitäts angelegenheiten: — „Carboazotine“, Erlöſchen der Bewilli 
— Apothekerweſen, Abſtellung von Übelſtänden: Ba Erzeugung: 
21. April 1902, Z. 16441. ©. 93. 31. Mai 1902, Z. 17886. S. 144. 


5 — Formulare für Geleitſcheine bei Spreng- 
— Ausländiſche Geheimmittel, Hintanhaltung mittelſendungen: 


marktſchreieriſcher Annoncirung: 
eie "a 27. März 1884, 3. 3124. S. 100. 
6. November 1902, 8. 26284. S. 307. 
— Gendarmerieorgane, Verwendung zu Revi— 
— Diphtherieheilferum, Ermäßigung des Preiſes: ſionen von Büchern und Vormerken: 


23. November 1902, Z. 48146. S. 323. 2. März 1887, Z. 3496. S. 102. 
— Handhabung der Verordnung vom 22. Sep⸗ 


tember 1883, R. G. Bl. Nr. 156, Revi⸗ 
ſion der Bezugsbücher, Vormerke: 


22. September 1883, 3. 13271. S. 97. 


— Peſt in Odeſſa, ſanitäre Vorkehrungen aus 
Anlaſs des Auftretens der —: 


8. October 1902, 3. 42162. S. 277. 


— Tuberculoſe, Maßnahmen zur Bekämpfung: — Sprengmittelmagazine, Evidenzführung: 
Falle 14. Juli 1902, 3. 29949. S. 201. 25. April 1880, 8. 5763. S. 97. 


E77 


N 


ir 


net heiten: 


Ste Be higertönftsungelegeufeiten „Belege 
u: zu Requiſitionen um Anerkennung der ſchweize— 
| den: . 


- Dispoftionsäigteitsgengife behufs Erlan⸗ 
gung der Naturaliſation in Deutſchland: 


i 11. December 1902, 8. 12032. ©. 359. 
empelpflicht der eigen und Geſuche, be— 


. Calcium-Carbid und Acetylen: 
8 October 1902, 8. 28158. ©. 292. 


V. 


ſchädigungsanſprüche bei 5 Unfällen von 


Oſterreichern; ſiehe „Entſchädigungsan— 
0 Br ch 25 
8 . Re eehte ſpitalsärztliche Unabweisbar— 


keeitszeugniſſe für Schwangere und Wöchnerin- 
nen aus Croatien: 


21. März 1902, 3. 6512. S. 60. 


er ? RER 2 A and Verrechnung se Merkmale für die Beur- 


theilung der Verſicherungsthätigkeit und Beauf⸗ 
ſichtigung: 

18. December 1882, Z. 19521. S. 319. 

6. März 1888, 8. 609. S. 320. 

2. April 1888, Z. 5625. S. 320. 

19. November 1902, 3. 26838. S. 321. 


0, 


Waffen und Munition, Geleitſcheine für Sen- 
dungen ſeitens oder an die Militärverwaltung: 


12. Auguſt 1902, Z. 44362. S. 233. 


— Griechenland, Ausfuhrverbot: 
15. October 1902, 3. 43014. S. 294. 


— Munitionsgeleitſcheine, Vorgang bei Aus— 


ſtellung: 
26. Auguſt 1902, 8. 35581. S. 260. 
— Serbien, Verbot der Waffen-Ein⸗, Aus⸗ und 
Durchfuhr: 
29. Mai 1902, Z. 20197. S. 144. 
25. Juni 1902, Z. 25897. S. 170. 


Wochenmärkte, Nachweiſungen über Ergebniſſe; 


ſiehe unter „Geſchäftsführung der politi— 
ſchen Behörden“. 


d* 
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XXIX 
III. 
Begiſter der Judicate. 
A. K. k. Perwalkungsgerichtshof. 
A. Apotheken, Errichtung, beziehungsweiſe Verlegung 
(freies Ermeſſen): 
Arzte, Zuläſſigkeit der Übernahme einer pauſcha— 17. Februar 1902, Z. 824. S. 136. 

lirten Caſſenarztensſtelle: 
13. November 1901, Z. 8401. S. 27. — Recht zur Beſchwerdeführung gegen die Concurs— 


ausſchreibung zur Vergebung: 


Arztekammern, Außerkraftſetzung geſetzwidriger 17. März 1902, 8. 9704. S. 85. 


Beſchlüſſe durch die politiſche Landesbehörde: 


13. November 1901, 3. 8401. S. 27. a Ei 
8 Armenunterſtützung, Competenz zur Entſcheidung 


HR über d ſpr i »meinde auf Rück⸗ 
— Beſchwerderecht bei Verpflichtung der Gemeinde— 115 en Anſpruch einer Gemeinde auf Ruck 
ſanitätsorgane zur unentgeltlichen Revaceination f 
der Schulkinder: 18. December 1901, 8. 9590. S. 41. 


1. April 1902, 3. 2695. ©. 137. 


Apotheken, Auf Bezirkskrankencaſſen beſchränkte; 


ſiehe unter „Krankenverſicherung“. B. 

— Beſtimmung des Standortes (freies Ermeſſen, Bauordnung, Gemeindeämtliches Verbot der Aus— 
Beanſtändung des Platzes): führung von Induſtriebauten: 
7. Mai 1902, Z. 4232. S. 236. d 19. December 1901, 8. 8862. S. 51. 


22. September 1902, Z. 6365. S. 339. 
— Verpflichtung der Gemeinde zur Übernahme des 


ö — Die Bewilligung zur Führung einer Haus— Trottoirs: 

ee apotheke iſt nicht dem freien Ermeſſen der = Eu 5 

= ji = 22. Februar 1902, 3. 1778. S. 136. 
Be Behörden anheimgeſtellt; das Hoffanzleidecret 8 8 


er vom 21. Mai 1841, 3. 16137,. hat nicht 
Geeſetzeskraft; Berechnung des Umkreiſes bei Be-| Bergbau und Eiſenbahnen, Competenz zu 
Ss willigung einer Hausapotheke: Sicherheitsvorkehrungen bei Colliſionen: 


6. November 1901, 3. 7865. S. 40. 19. Juni 1902, 3. 5572. S. 297. 


XXX 


Bezirksſtraßenausſchuſs (Mähren), ISnftanzenzug | Gemeinde- und Gemeinde wahlangelegen⸗ 


in Wahlangelegenheiten: heiten: 

3. Februar 1902, Z. 8846. S. 85. — Wahlordnung: 

2 8 x — Competenz des Verwaltungsgerichtshofes; 
Bezirksvertretungsangelegenheiten „ Hand Berechtigung der Landesbehörde zur Prü— 

habung des ſtaatlichen Auffichtsrechtes: fung des geſammten Wahlverfahrens bei 

23. November 1901, 8. 8684. S. 29. Entſcheidung über Einwendungen: 


14. December 1901, 3. 9456. S. 0. 
— Wahlangelegenheiten: N 


— Legitimation zur Beſchwerdeführung: — Competenz zur Entſcheidung über die Friſt⸗ 
x zeitigkeit von Einwendungen gegen die 
7. März 1902, 8. 2198. S. 119. 15. April 1902, 8. 3509. S. 262. 


— Steuern als Grundlage für die Verthei— — Gemeindewahlgeſchäfte gehören zu den 
lung der Vertreter: Agenden des übertragenen Wirkungskkeiſes 
7. März 1902, 8. 2199. S. 120. der Gemeinde: 


5. November 1901, Z. 7804. S. 26. 


— Staatsaufſichtsrecht bei Vorſtandwahlen: 


D. 3. Jänner 1902, Z. 45. S. 62. 
Dienſtbotenordnung, Umfang der Verpflichtung — Steuervorſchreibung iſt maßgebend, nicht 
des Dienſtgebers zur Pflege und Heilung: thatſächliche Bezahlung: 
18. Jänner 1902, 3. 582. S. 63. 1. Juli 1902, 8. 6021. S. 308. 


Gewerbeangelegenheiten, Baumeiſter, Berechti⸗ 
gungsumfang: 


G. 2. Jänner 1902, Z. 9079. S. 61. 


Ehe, Legitimation durch nachfolgende; fiehe „Legiti-[ — Betriebsanlagen: 
mation“ ꝛc. — Errichtung im Bauverbotsrayon eines 
Munitionsmagazines: 
ee mit Bergbauen; ſiehe 16. September 1902, 8. 7913. S. 299. 


— Gemiſchtwarenhandel, Genehmigung einer 
Anlage: 


G. 4. April 1902, 3. 3132. S. 235. 


5 — Motivirung der Entſcheidungen der Ge— 
Gemeinde⸗ und Gemeindewahlangelegen⸗ werbsbehörden: 


heiten: a 
) 4. Juni 1902, 8. 5043. S. 278. 
— Ausbweiſung: 
— Familienangehörige bei Beſcholtenheit des — Rechtliche Zuläſſigkeit der Befriſtung der 
Familienhauptes: Genehmigung: 
11. Juni 1902, 8. 5212. S. 295. 14. December 1901, 3. 9420. ©. 61. 
— Vorausſetzungen des Ausweiſungsrechtes — Rechtskraft gegenüber den Anrainern bei 
der Gemeinde („früherer Aufenthaltsort“); Unterlaſſung des Edictalverfahrens: 


7. Februar 1902, 8. 1219. S. 105. 2. Juli 1902, Z. 6038. S. 299. 
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Gewerbeangelegenheiten, Eingriffe durch wider- | Heimatsreht, „Offentliche Armenverſorgung“ 


* rechtliche Bezeichnung von Betriebsſtätten: (vorübergehende Unterſtützung): 
2. Jänner 1902, 3. 10038. S. 42. 18. October 1902, Z. 8762. S. 362. 
31. Mai 1902, 3. 4909. S. 263. 18. October 1902, 3. 8763. S. 362. 
EE Einſchreiten von amtswegen; der Handel mit) „Unterbrechung des Aufenthaltes”: 
* Realitäten unterliegt der Gewerbeordnung: 17. April 1902, Z. 3546. S. 145. 


* 12. Juni 1902, Z. 5288. S. 237. — Wann ein Kind durch nachgefolgte Ehe legiti— 


f i 5 . mirt iſt; ſiehe unter „Legitimation“ ze, 
— Fabriksmäßiger Betrieb bei Ziegeleien: 


19. April 1902, Z. 3611. S. 159. 


— Gaſt⸗ und Schankgewerbe, Conceſſionen mit 
beſchränkten Berechtigungen: Krankenverſicherung der Arbeiter, Apotheken 
19. März 1902, Z. 2652. S. 234. für die Bezirkskrankencaſſen: 


f 9. Juli 1902, 3. 6271. S. 309. 
5 — Gaſt⸗ und Schankgewerbe, Legitimation der . 5 g 
* Gemeinden zur Recursführung: — Krankencaſſen find berechtigt, pauſchalirte 


C ärzt beſtellen: 
29. November 1897, Z. 5970. S. 262. aſſenärzte zu beſtellen 
13. November 1901, Z. 8401. S. 27. 


— Ruhepauſen für Hilfsarbeiter unter Aufrecht⸗ 5 
haltung des Betriebes: Nachläſſe 


12. Juni 1902, 8. 5287. S. 296. 


von Medicamentenrechnungen zu 
Gunſten der Krankencaſſen: 


29. Jänner 1902, Z. 957. S. 105. 
Ss — Zahntechniker, Nichtberechtigung zur Führung 
SL des Titels „ruſſiſcher diplomirter Dentiſt“: EN 
+ 

13. November 1901, Z. 8351. ©. 6. 


Legitimation durch nachfolgende Ehe, Vor⸗ 


ausſetzungen: 
En) 7. Februar 1902, Z. 1222. S. 119. 
+ 
Heimatsrecht, Amtsſitz der Gemeindebeamten: 2. 
\ + 
25. October 1901, Z. 8372. ©. 39. 

ee. Definitive Anſtellung“: Matrikenangelegenheiten; über die Richtigkeit, 
| 8 f beziehungsweiſe Richtigſtellung von Matriken— 
28. November 1901, 3. 8828. S. 41. eintragungen kann nicht incidenter, ſondern muſs 


in dem vorgeſchriebenen Inſtanzenzuge ent— 
ſchieden werden: 


20. December 1901, Z. 9665. S. 103. 


— Erſitzung durch Witwen: 
20. September 1902, Z. 8043. S. 338. 


— „Gemeindebeamte“ und „Diener“ (Anſtellung 
auf dem Gebiete der öffentlich- rechtlichen 


, Gemeindeverwaltung): Y. 

* 24. Mai 1902, 8. 4697. S. 223. SER} . 

8 Verpflegsgebüren öffentlicher Krankenhäuſer, Com- 
% — Nachfolge der Kinder, Quadriennirung: petenz der politiſchen Behörden, Verjährung: 

u 25. Jänner 1902, Z. 634. S. 83. 28. Februar 1902, 3. 2019. S. 158. 


Stadt b | 
Anderen Seen uche 


N 


. Reichsrathswahlorduung, Städtiſche Wähler 
ee liſten in jenen Ortsgemeinden, welche aus einer 


Prrordnungsblatt 


RK. „ des Innern 


mit einem 


edigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Wien, 15. Ane 1902. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


Ferordmungsbral 005 f. f. WMiniſteriums des Innern 
105 . und das 


Beiblatt für vie Angelegenheiten der ſtaaklichen Belerinärveriwalfung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 
155 A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren ang "Rue „% SLR Deich Ro 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich . V AL THIRD I 

B. Auf das Beiblatt allein: 
Flur Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten A % LEN SR 
Flor ſonſtige Pränumeranten jährlich.. 3 „q BREEUR END AR FRE 


intern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 
Einzelne Nummern des 0 nnen s Beiblatt ſind zum N von 40 h, des 


Die . Erneuerung für das laufende un hat hei gewünſchtem 
bejuge De zu erfolgen. 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Fot in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Boit- | 


2 


N 2 a 


Anhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Herzogthum Krain. — Landesgeſetz für das Königreich 


Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. — Verordnung des Handelsminiſteriums 


im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 7. December 1901, R. G. Bl. Nr. 217, mit welcher 


unter Aufhebung der Miniſterialverordnungen vom 28. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 28, beziehungsweiſe 
vom 9. März 1887, R. G. Bl. Nr. 25, ſicherheitspolizeiliche Beſtimm ungen, betreffend den Detailverkauf der 
Celluloidgegenſtände, die Aufbewahrung von Celluloid und Celluloidartikeln und den Transport dieſer 
Gegenſtände erlaſſen werden. — Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit den Miniſterien 
des Innern und der Finanzen vom 6. December 1901, R. G. Bl. Nr. 1, betreffend das Verbot des Hauſir⸗ 
handels im Curorte Johannisbad. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 28. December 
1901, 3. 47681, betreffend die Paſſirung erhöhter Diäten anlässlich Auslandsreiſen. — Erlaſs des Miniſte⸗ 
riums des Innern vom 31. December 1901, 3. 43037, betreffend die Ausſtellung von Reiſepäſſen an Aus⸗ 
länder. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 4. Jänner 1902, Z. 43551, betreffend Warnung vor 
der Auswanderung nach Argentinien. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 8. Jänner 1902, 
3. 9560, M. I., betreffend die Auflöſung des k. k. Miniſterialzahlamtes und Vereinigung desſelben mit 
der k. k. Staatscentralcaſſe. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 13. November 1901, 
Z. 8351. Zahntechniker ſind zur Führung des, wenn auch rite erworbenen Titels „ruſſiſcher diplomirter 
Dentiſt“ auf Ankündigungstafeln nicht berechtigt. — Verſchiedene Mittheilungen: Geſetz, betreffend 
die Forterhebung der Steuern und Abgaben, ſowie die Beſtreitung des Staatsaufwandes. — Kundmachung 
des Finanzminiſteriums vom 26. December 1901, R. G. Bl. Nr. 221, betreffend die Auflöſung des 
k. k. Miniſterialzahlamtes und deſſen Vereinigung mit der k. k. Staatscentralcaſſe. — Miniſterialverordnung, 
betreffend die Erlangung von Schifferpatenten zur Führung eines Segel- oder Dampfſchiffes, eines Motor⸗ 
ſchiffes oder eines zur gewerbsmäßigen Beförderung von Perſonen dienenden Motorbootes auf dem Bodenſee. 
— Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 15. December 1901, betreffend die definitive Zulaſſung 
der Elektricitätszählertyhpe LI zur aichamtlichen Beglaubigung. — Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 22. December 1901, mit welcher die Beſtimmungen des §. 14 der Verordnung vom 22. November 1887, 
R. G. Bl. Nr. 134, betreffend die Entlohnung der Poſtämter für die Beſorgung des Poſtſparcaſſendienſtes 
außer Kraft geſetzt werden. — Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 9. November 
1901, womit die Eintragung der höheren Handelsſchule in Krakau in das Verzeichnis der den Obergymnaſien 
und Oberrealſchulen in Bezug auf den Einjährig⸗Freiwilligendienſt gleichgeſtellten Lehranſtalten des Inlandes 


verlautbart wird. — Daten über die Ergebniſſe der Gebarung und der Unfallſtatiſtik der Arbeiter-Unfall⸗ 
verſicherungsanſtalten. — Die wirtſchaftliche Bedeutung des Fremdenverkehrs in der Schweiz. — 
Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 


Geſetze und Verordnungen. 


maut an die Stadtgemeinde Neu-Sandee hat 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Brain. 
Der vom Landtage des Herzogthumes Krain 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Um⸗ 
legung der Bezirksſtraße zwiſchen Unter— 


und Obergörjach, hat unter dem 14. December 
1901 die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzog⸗ 
thume Brakau. 

Der vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau 


beſchloſſene Geſetzentwurf, betreffend die Ertheilung der 
Bewilligung zur Einhebung der Pflaſter— 


unter dem 29. December 1901 die Allerhöchſte 
Sanction erhalten. 


Verordnung des Handelsminiſteriums 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
des Innern vom 7. December 1901, 


B. G. Bl. Ur. 217, 
mit welcher 


unter Aufhebung der Miniſterialverordnungen vom 
28. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 28, beziehungs⸗ 
weiſe vom 9. März 1887, R. G. Bl. Nr. 25, 
ſicherheitspolizeiliche Beſtimmungen, betreffend den 
Detailverkauf der Celluloidgegenſtände, die Auf⸗ 
bewahrung von Celluloid und Celluloidartikeln und 
den Transport dieſer Gegenſtände erlaſſen werden. 


Im Hinblicke auf die in der Celluloidinduſtrie, 
beziehungsweiſe in der Celluloidtechnik ſeit Erlaſſung 


ul 


der Miniſterialverordnungen vom 28. Februar 1882, 
R. G. Bl. Nr. 28, und vom 9. März 1887, R. G. 
Bl. Nr. 25, gemachten Fortſchritte haben an Stelle 
der erwähnten Verordnungen die nachfolgenden Be- 
ſtimmungen zu treten. 


. 


Die Handelsleute, welche ſelbſtändige aus Cellu⸗ 
loid oder aus verſchieden benannten gleichen Stoffen 
erzeugte Artikel, als: Wäſcheſtücke, Schmuckgegenſtände, 
Rauchrequiſiten, Kämme, künſtliche Blumen u. dgl. 
verkaufen, haben dieſelben in den Auslagen mit der 
Aufſchrift „Celluloidgegenſtand“ zu bezeichnen. 


8.2. 


Jene Gewerbetreibenden, welche Celluloid oder 
die verſchieden benannten gleichen Stoffe, ſowie daraus 
erzeugte Artikel in Verkehr bringen oder in ihren 
Betriebsſtätten halten, haben rückſichtlich ihrer Auf- 


bewahrung jede Möglichkeit einer Berührung mit 


offener Flamme thunlichſt auszuſchließen. In Locali⸗ 
täten, in welchen Celluloid oder Celluloidgegenſtände 
in größerer Menge aufbewahrt werden, muſs Waſſer 
leicht beſchaffbar ſein (Hydranten ꝛc.) und ſoll die 
Beleuchtung womöglich eine elektriſche ſein. 


8 


Die Verpackung der Celluloidgegenſtände beim 
Transporte mufs eine derartige fein, dafs die Möglich— 
keit einer Berührung der Gegenſtände mit offener 
Flamme ausgeſchloſſen iſt. 


9. 4. 


Die Nichtbeobachtung der vorſtehenden Anord- 
nungen unterliegt der Ahndung nach den beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen. 


8.5. 


Dieſe Verordnung tritt binnen vier Wochen, vom 
Tage der Kundmachung gerechnet, in Wirkſamkeit. 


Verordnung des Handelsminiſteriums 

im Einvernehmen mit den Miniſterien 

des Innern und der Finanzen vom 
6. December 1901, B. G. Bl. Ur. 1, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels im Curorte Johannis: 
bad. 


Auf Grund des . 10 des kaiſerlichen Patentes 
vom 4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252, und des 
§. 5 der Vollzugsvorſchrift zu demſelben wird der 
Hauſirhandel im Curorte Johannisbad (im politiſchen 
Bezirke Trautenau) während der Dauer der alljähr— 
lichen Curſaiſon, das iſt vom 15. Mai bis einſchließ— 
lich 15. September jeden Jahres unterſagt. 

Dieſes Verbot findet auf die Angehörigen der 
im §. 17 des Hauſirpatentes und in den betreffenden 
Nachtragsverordnungen angeführten, bezüglich des 
Hauſirhandels begünſtigten Gegenden keine An— 
wendung. 


Erläſſe. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 28. December 1901, 3. 47681, 


betreffend 
die Paſſtrung erhöhter Diäten auläſslich Auslands⸗ 
reiſen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
5 Der k. k. — wird in Erinnerung ge⸗ 
bracht, dass zur Paſſirung erhöhter Diäten gelegentlich 
der Reiſen von Beamten in das Ausland ſtets die 
vorherige hierortige Genehmigung erforderlich iſt. 


8 . R Statthalterei 
Bei dieſem Anlaſſe wird die k. k. Sende 


darauf aufmerkſam gemacht, dafs im Sinne der Be— 
ſtimmungen des Artikels XVI des Diätennormales 
vom 21. Mai 1812 (P. G. S. Bd. 38, Nr. 71) der 
Paſſirung der doppelten Diäten keineswegs in jedem 
Falle einer Auslandsreiſe zugeſtimmt werden könnte. 
Gemäß der erwähnten Beſtimmungen hat vielmehr 
eine Diätenerhöhung nur ausnahmsweiſe nach Maß 
der im Auslande beſtehenden größeren Theuerung 
ſtattzufinden und bildet das Doppelte der Diäten das 
Maximum der Erhöhung, welches nur dann in Be— 
tracht kommen kann, wenn es ſich um Reiſen nach 
beſonders theueren Orten handelt, oder ſonſt beſonders 
rückſichtswürdige Umſtände vorliegen. 


1* 


Erlaſs des Minifteriums des Innern| 
vom 31. December 1901, 3. 43037, 


betreffend 
die Ausſtellung von Reiſepäſſen au Ausländer. 


(An alle Landeschefs.) 


In einem concreten Falle hat eine politiſche 
Landesſtelle in einer auf Grund des $. 11 der 
Miniſterial-Kundmachung vom 10. Mai 1867, 
R. G. Bl. Nr. 80, anher erſtatteten Anzeige über die 
Ausſtellung einer Reiſelegitimation an einen Aus⸗ 
länder die Angabe der beſonderen Gründe dieſer 
ausnahmsweiſen Amtshandlung unterlaſſen. 

Aus dieſem Anlaſſe beehre ich mich Hochdemſelben 
die obbezogene Beſtimmung mit der Einladung in Er- 
innerung zu bringen, in den anherzuerſtattenden An— 
zeigen ſtets auch die beſonderen Gründe, durch welche 
die fraglichen Paſsamtshandlungen veranlaſst werden, 
anzuführen. a 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern, 
vom 4. Jänner 1902, 3. 43551, 


betreffend 
Warnung vor der Auswanderung nach Argentinien. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nach verläſslichen, dem Miniſterium des Innern 
zugekommenen Nachrichten ſind die Ausſichten der 
Auswanderung nach Argentinien derzeitig ungünſtig. 

Die allgemeine wirtſchaftliche Lage im Lande iſt 
durchaus unbefriedigend. 

Handel und Wandel ſtocken. Die Handelshäuſer 
haben einen Theil ihres Perſonales entlaſſen und es 
entſtand dadurch ein Überfluss an Arbeitskraft, welcher 
die Löhne herabdrückt. 

Gleichwohl trachten einflussreiche argentiniſche 
Kreiſe mit allen möglichen Mitteln die europäiſche 
Auswanderung anzulocken. So wurde zum Beiſpiel 
vor kurzer Zeit in Paris und Rom die Nachricht ver- 
breitet, man habe in Argentinien den Beſchluſs 
gefaſst, große Strecken von Staatsländereien der 
Coloniſation zuzuführen und den Einwanderern große 
Begünſtigungen zu gewähren. 

Erſt nachträglich hat ſich herausgeſtell, daßs ein 
derartiger Beſchluſs nicht vorliegt, ja, dafs der geſetz— 
gebenden Körperſchaft ein dahin abzielender Geſetz⸗ 
entwurf noch gar nicht vorgelegt worden iſt. ö 
Der Erwerb von anbaufähigem, billigem Lande 


a ee ift ſehr erſchwert, die Steuern aber, welche jede Art 


von Erwerb belaſten, ſind außerordentlich hoch. 


Miſſiones 1 9 leiden 5 ate r Dürre 
ganz beſonders unter der Ameiſenplage, welch letzterer 
die Saaten oft mehrmals im Jahre zum Opfer fallen. 
Auch find die Verbindungen ſchlecht, und iſt es ſchwer, 
durch Verkauf von ſelbſterzeugten Producten auch nur 
ein kleines Capital zu erwerben. Dabei fordert aber 
die Inſtandhaltung des Bodens fortgeſetzte ſchwere 
Arbeit. Für Leute, welche, wie dies zumeiſt der Fall 
iſt, ohne alle Mittel ankommen, iſt die Lage 3 
gemäß ganz beſonders ſchwierig. 5 
* 


Die argentiniſche Preſſe ſelbſt ſchildert die Lage 2 
der Einwanderer, insbeſondere jener, welche der ; 
arbeitenden Claſſe angehören, als eine ſehr traurige 5 5 
und tadelt insbeſondere auch auf das, ae te FR 
die ganz unhaltbaren Zuſtände in der Rechtſprechung 


Statthalterei 7 
Die k. k. Tandesregierung wird beauftragt, die i in⸗ 


tereſſirten Bevölkerungskreiſe auf dieſe Zuſtände auf- 5 
merkſam zu machen und vor der Auswanderung nach 2 
Argentinien zu warnen. a 


betreffend 


die Auflöſung des k. k. Miniſterialzahlamtes und g 
Vereinigung desſelben mit der k. k. Staatscentral- 9 
caſſe. 


(An alle Landeschefs.) 


Nach einer Mittheilung des k. k. Finanzminiſte⸗ 
riums!) wurde auf Grund Allerhöchſter Entſchließung 
vom 23. December 1901 das zufolge der Kund- 
machungen dieſes Miniſteriums vom 20. Juni und 
8. Juli 1869, R. G. Bl. Nr. 115 und 127, er⸗ 
zie k. k. Miniſterialzahlamt aufgelöst und vor 2 ; 
1, Jänner 1902 an mit der k. k. Staatscentralcaſſe 
für die im Reichsrathe vertretenen Abu und 
Länder vereinigt. 


Hievon werden Hochdieſelben unter Anschluss N 
im Gegenſtande vom k. k. Finanzminiſterium getroffenen 
normativen Beſtimmungen zur geeigneten weiteren 
Veranlaſſung mit dem Beifügen in die Kenntnis f 
geſetzt, daſs bezüglich der Gebarung pro 1901 noch it 
der bisherigen Weiſe, bezüglich der künftigen Ger 
barung jedoch nach den vorerwähnten Mee 
mungen vorzugehen fein wird. * 


I. 


) Siehe „Verſchiedene Mittheilungen“, Seite 7. 


x: 


Zur Z. 9560/M. I. 1901. 


Normative Peſtimmungen. 


I. Wirkungskreis der aus der Staatscentral— 
caſſe und dem Miniſterialzahlamte ver— 
einigten Caſſe. 


1. Dieſelbe hat den Namen „K. k. Staats- 
centralcaſſe“ zu führen. 


2. Dieſelbe zerfällt unbeſchadet ihrer Wirkſamkeit 
als Vollzugsorgan der einzelnen Miniſterien in zwei 
Abtheilungen, und zwar: 


a) eine für das eigentliche Staatsvermögen und 


b) eine für ſolche Verrechnungszweige, welche im 
Finanzgeſetze und ſonach auch in der Staats— 
rechnung keinen Ausdruck finden. (Fonde, Stif— 
tungen, Depoſiten ꝛc.) 


3. Die erſte Abtheilung hat daher zu beſorgen: 


den baren Geld- und den Check- und Clearing⸗ 
verkehr zwiſchen Staatscaſſen, die commiſſionellen 
Gebarungen, den Verkehr mit den Suborganen, die 
Gebarung mit den Obligationen, Wechſeln und Par- 
tial⸗Hypothekaranweiſungen, ſoweit fie das eigene Ver— 
mögen, ſomit Verrechnungszweige der Miniſterien, 
welche im Finanzgeſetze und ſonach auch in der Staats— 
rechnung Ausdruck finden, betreffen. 

Der zweiten Abtheilung fällt die Manipulation 
und Verrechnung bezüglich der bisher bei der Staats- 
centralcaſſe und dem Miniſterialzahlamte in Ber- 
rechnung geſtandenen Fonde, Stiftungen und Depo— 
ſiten zu. 


II. Wirkungskreis des Fin anzminiſterial— 
Rechnungsdepartements 3. 


1. Die Controle, beziehungsweiſe Evidenthaltung 
über das geſammte Bar- und Obligationsvermögen 
(Caſſareſte). 

2. Die Intervention bei Scontrirungen. 


3. Beamtshandlung der geſammten Conto— 
corrente-Gebarung. 


4. Die auf die Abrechnung mit den Reichs- 
finanzen Bezug habenden Agenden incluſive Zoll— 
abrechnung. 


5. Die allgemeine Caſſenverwaltung. 
6. Die außeretatmäßige Gebarung. 


ei 5 


7. Das Partial-Hypothekaranweiſungsgeſchäft. 


8. Die Reſpicirung des Gefälls-Strafgelder— 
überſchuſsfondes. 


III. Wirkungskreis des Finanz miniſterial— 
rechnungsdepartements 5. 


1. Die bisher von demſelben beſorgten Agenden 
exeluſive Contocorrente-Gebarung und allgemeine 
Caſſenverwaltung. 


2. Die bisher vom Rechnungsdepartement 3 
beſorgte Etatgebarung excluſive Beitragsquote, allge— 
meine Caſſenverwaltung und Zoll. 


3. Beamtshandlung der bisher bei der Staats- 
centralcaſſe in Verrechnung geſtandenen Depoſiten. 


IV. Veränderungen im bisherigen Wirkungs— 
kreiſe der Rechnungsdepartements 3 und 5. 


Das Rechnungsdepartement 3 hat ſomit von 
ſeinen bisherigen Agenden an das Rechnungsdeparte— 
ment 5 abzutreten: 

Von der Etatgebarung im Erforderniſſe: 

Capitel 1 „Allerhöchſter Hofſtaat“, 

Capitel 33 „Subventionen und Dotationen“, 

Capitel 35 „Verwaltung der Staatsſchuld“; 


in der Bedeckung: 


Capitel 12 „Directe Steuern“, 

Capitel 17 „Taxen und Gebüren von Rechts— 
geſchäften“, 

Capitel 31 „Penſionsetat“, 

Capitel 33 „Subventionen und Dotationen“, 


Capitel 36 „Einnahmen aus der Veräußerung 
von unbeweglichem Staatseigenthum“, 


Capitel 37 „Einnahmen aus der Theilung der 
Kaufſchillingseinzahlung der Südbahngeſellſchaft“. 


Ferner die bisher bei der Staatscentralcaſſa in 
Verrechnung geſtandenen Depoſiten. 


Dagegen gehen vom Rechnungsdepartement 5 
die Contocorrente-Gebarung und die Gebarung bezüg— 
lich der „Allgemeinen Caſſenverwaltung“, ſoweit die— 
ſelbe bisher von dieſem beſorgt wurde, an das Rech— 
nungsdepartement 3 über. 


Zudicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
13. November 1901, 3. 8351. 


Zahntechniker find zur Führung des, wenn auch rite 
erworbenen Titels „ruſſiſcher diplomirter Dentiſt“ auf 
Ankündigungstafeln nicht berechtigt. 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat über die Be— 
ſchwerde des J. L. P. in K. W. gegen die Entſcheidung des 
k. k. Miniſteriums des Innern dd. 16. Februar 1900, 
3. 3588, betreffend das Verbot der Führung des Titels 
„ruſſiſcher diplomirter Dentiſt“, zu Recht erkannt. 


Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 
Entſcheidungsgründe: 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde dem Be— 
ſchwerdeführer die Führung des Titels „ruſſiſcher diplo⸗ 
mirter Dentiſt der kaiſerlich ruſſiſchen Univerſität des 
heiligen Wladimir in Kiew“ auf den Ankündigungstafeln 
ſeiner zahntechniſchen Betriebsſtätte verboten, weil dieſer 
Titel geeignet erſcheint, das Publicum über den Umfang und 
das Weſen ſeiner Gewerbsberechtigung irre zu führen und 
weil dem Beſchwerdeführer als Zahntechniker — abgeſehen 
davon, dass derſelbe die Berechtigung zur Führung eines im 
Auslande erworbenen, im Inlande ungiltigen Titels als 
ruſſiſcher diplomirter Dentiſt nicht nachgewieſen hat — die 
Führung des Titels Dentiſt hierlands überhaupt nicht 
geſtattet iſt. 

Die Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung wird ſeitens des 
Beſchwerdeführers aus dem Grunde beſtritten, weil der Be⸗ 
ſchwerdeführer auf Grund des Zeugniſſes der kaiſerlichen 
Univerſität in Kiew dd. 28. November 1898 ſich an dieſer 
Univerſität der Prüfung zur Erlangung der Würde eines 
Dentiſten unterzogen und von der medieiniſchen Facultät 
derſelben den Titel eines Dentiſten ſammt den mit dieſem 
Titel verbundenen Rechten und Vorzügen erhalten hat, 
ſomit auch zur Führung dieſes Titels hierlands berechtigt 
erſcheine. 5 0 

Abgeſehen nun von der Frage der Beweiskraft des 
diesbezüglichen vom Beſchwerdeführer im Adminiſtrativ⸗ 
verfahren producirten Zeugniſſes der Univerſität in Kiew 
vom 28. November 1898 konnte ſeitens des Verwaltungs- 
gerichtshofes auch bei Annahme der Richtigkeit des vom 
Beſchwerdeſührer behaupteten Inhaltes dieſes Zeugniſſes in 
der angefochtenen Entſcheidung eine Geſetzwidrigkeit nicht 
erblickt werden. 

Unbeſtritten iſt, daſs der Beſchwerdeführer auf Grund 
der Conceſſion der Statthalterei in Prag vom 12. October 
1894, 3. 72897, lediglich zum Betriebe des Zahntechniker⸗ 
gewerbes mit dem Standorte in K. W. berechtigt iſt. 

Gemäß den Beſtimmungen des 8. 8 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 20. März 1892, R. G. Bl. Nr. 55, iſt nun 
den auf Grund dieſer Miniſterialverordnung concejjionirten 
Zahntechnikern unterſagt, ſich auf ihren feſten Betriebsſtätten, 
ihren Wohnungen und bei Ankündigungen einer Bezeich- 
nung zu bedienen, welche das Publicum über den Umfang 
und das Weſen ihrer Gewerbsberechtigung irre zu führen 
geeignet iſt, und gilt nach dem zweiten Abſatze dieſes Para⸗ 
graphen als eine ſolche unſtatthafte Bezeichnung auch die als 
„Dentiſt“. Nun iſt es wohl richtig, daſs der Beſchwerde⸗ 
führer ſich auf ſeiner Betriebsſtätte, beziehungsweiſe bei 


ſeinen Ankündigungen nicht des Wortes „Dentiſt“ allein, 
ſondern in Verbindung mit den Worten „ruſſiſcher diplo⸗ 
mirter Dentiſt der kaiſerlichen Univerſität des heiligen 


Wladimir in Kiew“ bedient. Aber auch dieſe Bezeichnung 


widerſtreitet der Anordnung des,. 8 der eitirten Miniſterial⸗ 
verordnung. 


Denn wenn einerſeits zugegeben werden kann, dajs 
der Gebrauch dieſes Titels ſeitens des Beſchwerdeführers — 
vorausgeſetzt deſſen Berechtigung zur Führung desſelben — 
im privaten und geſelligen Verkehre einem Anſtande nicht 
unterliegen dürfte, indem derſelbe bei einem ſolchen Ge⸗ 
brauche lediglich auf die Thatſache der Erlangung der Würde 
eines Dentiſten an einer ruſſiſchen Univerſität hinweist, ſo 
läſst ſich anderſeits nicht verkennen, daſs, ſobald dieſer Titel 
ſeitens des Beſchwerdeführers über dieſe Grenze hinaus zu 
Zwecken des Betriebes ſeines Zahntechnikergewerbes gebraucht 
wird, dann inhaltlich eine ganz andere Bedeutung erhält, 
welche mit dem Weſen und dem Umfange der Gewerbe— 
berechtigung des Beſchwerdeführers nicht im Einklange jteht. 
N In dieſer Richtung iſt vor allem zu bemerken, dass 
für die Löſung der hier in Rede ſtehenden Frage es ganz 
irrelevant iſt, welche Bedeutung dem Worte Dentiſt in 
Ruſsland zukommt, beziehungsweiſe welchen Umfang von 
Berechtigungen dasſelbe dortlands in ſich ſchließt; maß⸗ 
gebend allein iſt, daſs Dentiſt in ſeiner Überſetzung „Zahn⸗ 
arzt“ bedeutet und in Oſterreich unter Zahnarzt eine ſolche 
Perſon zu verſtehen iſt, welche ſich mit allen in das Fach der 
Zahnheilkunde fallenden Verrichtungen zu beſchäftigen 
berechtigt iſt. 

Es iſt nun gewiſs, daſs das Wort Dentiſt dadurch, 
daſs es in Verbindung mit den Worten „ruſſiſcher diplo— 
mirter Dentiſt“ — „ruſſiſcher diplomirter Dentiſt der kaiſer⸗ 
lich ruſſiſchen Univerſität des heiligen Wladimir in Kiew“ 
gebraucht wird, noch keinesfalls der ihm hierlands zukom⸗ 
menden Bedeutung entkleidet wird und vom Beſchwerde— 
führer zu Zwecken ſeines Gewerbsbetriebes auch in dieſem 
Zuſammenhange gebraucht den Anſchein erweckt, dafs der- 
ſelbe auch die einem Zahnarzte, das iſt dem zur Ausübung 
der Zahnheilkunde berechtigten vorbehaltenen Verrichtungen 
auszuführen das Recht beſitze. 

Da nun durch den $. 2 der eitirten Miniſterialverord⸗ 
nung der Umfang der Gewerbeberechtigung des Zahntech⸗ 
nikers genau begrenzt erſcheint und dieſer geſetzlichen Beſtim⸗ 
mung gemäß dem Zahntechniker lediglich die gewerbsmäßige 
mechaniſche Herſtellung von künſtlichen Zähnen, von Erſatz⸗ 
ſtücken für den menſchlichen Mund und von Beſtandtheilen 
ſolcher Erſatzſtücke, ſowie die ſelbſtändige Ausführung von 
Abdrucknahmen und die Einfaſſung von Zahnerſatzſtücken 
im vollkommen geſunden menſchlichen Munde geſtattet, 
dagegen die einem Zahnarzte zuſtehenden Verrichtungen 
auszuführen dem Zahntechniker im zweiten Abſatze des §. 2 
der citirten Miniſterialverordnung ausdrücklich unterſagt iſt, 
unterliegt es wohl keinem Zweifel, daſs dem Geſagten zu⸗ 
folge auch der oberwähnte Titel, ſobald er vom Beſchwerde— 
führer zu Zwecken ſeines Gewerbebetriebes gebraucht wird, 
geeignet erſcheint, das Publicum über den Umfang und das 
Weſen ſeiner Gewerbsberechtigung als Zahntechniker irre zu 
führen und ſich ſonach als eine gemäß der Beſtimmung des 
§. 8 der Miniſterialverordnung vom 20. März 1892, 
R. G. Bl. Nr. 55, unſtatthafte Bezeichnung darſtellt. Es 
entſpricht daher das mit der angefochtenen Entſcheidung 
erfolgte Verbot der Führung dieſes Titels den obeitirten 
geſetzlichen Beſtimmungen und muſste demgemäß die Be- 
ſchwerde als unbegründet abgewieſen werden. 
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Verſchiedene Mittheilungen. 


(Geſetz, betreffend die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, ſowie die Beſtrei— 
tung des Staatsaufwandes.) Das Geſetz vom 
22. Derember 1901, betreffend die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, ſowie die Beſtreitung des 
Staatsaufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis 
Ende März 1902, dann die Verfaſſung des Central— 
rechnungsabſchluſſes für den Staatshaushalt der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder für 
das Jahr 1901, ſowie die Weiterverwendung von der 
Gebarungsperiode 1901 angehörenden Beträgen bis 
Ende März 1902, iſt im XCIV. Stücke des R. G. Bl. 
unter Nr. 210 publicirt. 


(Kundmachung des Finanzminiſteriums 
vom 26. December 1901, R. G. Bl. Nr. 221, be⸗ 
treffend die Auflöſung des k. k. Miniſterial— 
Zahlamtes und deſſen Vereinigung mit der 
k. k. Staatscentralcaſſe.) Auf Grund der Aller— 
h.öchſten Entſchließung vom 23. December 1901 wird 
das zufolge der Kundmachungen vom 20. Juni und 
8 Juli 1869, R. G. Bl. Nr. 115 und Nr. 127, 
errichtete k. k. Miniſterialzahlamt aufgelöst und vom 
1. Jänner 1902 an mit der k. k. Staatscentralcaſſe 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder vereinigt, welche von dieſem Zeitpunkte an 
auch die Geſchäfte des k. k. Miniſterialzahlamtes in 
der von letzterem bisher beobachteten Weiſe beſorgen 
wird.“) > 


(Miniſterialverordnung, betreffend die 
Erlangung von Schifferpatenten zur Füh” 
rung eines Segel- oder Dampfſchiffes, eines 
Motorſchiffes oder eines zur gewerbs— 
mäßigen Beförderung von Perſonen dienen— 
den Motorbootes auf dem Bodenſee.) Die 
bezügliche Verordnung des Handelsminiſteriums im 
Einvernehmen mit den Miniſterien des Innern und 
der Eiſenbahnen vom 16. December 1901, iſt im 
XCV. Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 215 
publicirt. 5 


(Kundmachung des Handelsminiſteriums 
vom 15. December 1901, betreffend die 


definitive Zulaſſung der Elektricitätszähler— 


type LI zur aichamtlichen Beglaubigung.) Die 
bezügliche Kundmachung iſt im XCV. Stücke des 
R. G. Bl. unter Nr. 213 publicirt. 


) Siehe „Erläſſe“ Seite 4. 


(Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 22. December 1901, mit welcher die Be— 
ſtimmungen des §. 14 der Verordnung vom 
22. November 1887, R. G. Bl. Nr. 134, be⸗ 
treffend die Entlohnung der Poſtämter für 
die Beſorgung des Poſtſparcaſſendienſtes, 
außer Kraft geſetzt werden.) Die bezügliche 
Verordnung iſt im XCVII. Stücke des R. G. Bl. 
unter Nr. 219 publicirt. 


(Kundmachung des Miniſteriums für 
Landesvertheidigung vom 9. November 1901, 
womit die Eintragung der höheren Handels— 
ſchule in Krakau in das Verzeichnis der den 
Obergymnaſien und Oberrealſchulen in 
Bezug auf den Einjährig-Freiwilligendienſt 
gleichgeſtellten Lehranſtalten des Inlandes 
verlautbart wird.) Die bezüglichen Beſtimmungen 
find im XCV. Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 211 
publicirt. 


(Daten über die Ergebniſſe der Ge— 
barung und der Unfallſtatiſtik der Arbeiter— 
Unfallverſicherungsanſtalten.) Aus dem vor 
kurzem veröffentlichten Berichte des k. k. Miniſteriums 
des Innern über die Ergebniſſe der Gebarung und der 
Unfallſtatiſtik der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalten 
im Jahre 1899 ſind folgende Daten zu entnehmen: 


Im Jahre 1899 waren bei allen Anſtalten (ein- 
ſchließlich der berufsgenoſſenſchaftlichen Anſtalt der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen) verſichert: 


92.787 gewerbliche Betriebe mit durch— 
ſchnittlich 1,699.696 Arbeitern und einer anrechen— 
baren Lohnſumme von 1.114, 780.487 K; 


173.168 landwirtſchaftliche Motorenbe— 
triebe mit 634.865 Arbeitern und einer anrechenbaren 
Lohnſumme von 10,004.835 K, 

zuſammen alſo: 265.955 Betriebe mit 
2,334.561 Arbeitern und einer anrechenbaren Lohn— 
ſumme von 1.124,785.322 K. 

Die Geſammtzahl der angezeigten Unfälle 
belief ſich auf 79.260, von welchen für 22.666 Un— 
fälle von den Anſtalten Entſchädigungen zu leiſten 
waren. 

Die übrigen Unfälle waren größtentheiis ſolche, 
bei welchen wegen der weniger als vier Wochen 
betragenden Dauer der Erwerbsunfähigkeit die An— 
ſtalten eine Entſchädigungspflicht nicht traf. 

Von den 22.666 Unfällen, für welche Ent- 
ſchädigungen zu leiſten waren, führten herbei: 


8 ni 


den Tod der betreffenden Perſonen . 1044, 
vorausſichtlich dauernde Erwerbsunfähig— 

. . 6022, 
vorausſichtlich vorübergehende Erwerbs— 
fähigkeit von mehr als vier Wochen 15.620, 


Die 1044 tödtlich Verunglückten hinterließen 
619 anſpruchsberechtigte Witwen, 1147 anſpruchs— 
berechtigte Kinder, 59 anſpruchsberechtigte Aſcendenten 
und 2 anſpruchsberechtigte Witwer. 

Dauernde Renten wurden im Jahre 1899 nach 
Unfällen dieſes Jahres und der Vorjahre zugeſprochen 
an 8086 Perſonen; davon waren 2256 Hinterbliebene 
und 5830 Unfallsinvalide. 


Am Ende des Jahres 1899 ſtanden überhaupt 
im Bezuge dauernder Renten 39.913 Perſonen; 
davon waren: 


keit 


28.548 Unfallsinvalide mit zuſammen 
5, 280.551 K Jahresrente, 

4126 Witwen mit zuſammen 722.930 K 
Jahresrente, 


6695 Kinder mit zuſammen 772.431 K 
Jahresrente, 

544 Aſcendenten mit zuſammen 68.384 K 
Jahresrente. 

Die Jahresrenten dieſer 39.913 Perſonen be— 
trugen alſo insgeſammt 6,884.296 K. 

Der durchſchnittliche Jahresbetrag einer Rente 
beträgt: 

für einen dauernd gänzlich Erwerbsunfähigen 
576 K 70 h, 

für einen dauernd theilweiſe Erwerbsunfähigen 
158 K 67 h, 

für eine Witwe 175 K 21 h, 

für ein Kind 115 K 37 h, 

für einen Aſcedenten 125 K 71 h. 

Die geſammten Barausgaben der Anſtalten für 
Unfallsentſchädigungen beliefen ſich im Jahre 1899 
auf 11,347.574 K; der das früher angegebene Er— 


fordernis überſteigende Betrag entfällt größtentheils 
auf Entſchädigungen für vorübergehende Erwerbs— 


unfähige. 
Die Geſammteinnahme an Verſicherungs— 
beiträgen ſtellte ſich im Jahre 1899 auf 


22,766.349 K. 


Die Zinſeneinnahme ſämmtlicher Anſtalten 


betrug im Berichtsjahre 2,583.058 K. Der nach Ber 


ſtreitung der Auslagen für Unfallsentſchädigungen, 
ſowie der circa 10 Procent der Verſicherungsbeiträge 
betragenden Verwaltungskoſten und ſonſtiger Aus- 
lagen verbleibende Einnahmenüberſchuſs wurde den 
zur Sicherſtellung der Anſtaltsverpflichtungen anzu⸗ 
ſammelnden Deckungsfonden zugeführt. 


Der rechnungsmäßig erforderliche Geſammtbetrag 
dieſer Deckungsfonde ſtellte ſich Ende 1899 auf 
101,936.565 K. 


(Die wirtſchaftliche Bedeutung des 
Fremdenverkehrs in der Schweiz.) Der Frage 
der Hebung des Fremdenverkehrs, deſſen Bedeutung 
vom Standpunkte wirtſchaftlichen Intereſſes nun wohl 
nirgends mehr angezweifelt wird, wendet man neuerer 
Zeit auch in Oſterreich, insbeſondere in unſeren 
Alpenländern, deren Naturſchönheiten und klimatiſchen 
Verhältniſſe ſicherlich die Eignung für die Heranziehung 
des Fremdenverkehrs beſitzen, lebhafte Aufmerkſamkeit 
zu. Es fehlt nicht an mancherlei Vorſchlägen und An⸗ 
trägen, welche auf Einrichtungen hinzielen, die den 
erfreulicherweiſe jetzt ſchon von Jahr zu Jahr 
ſteigenden Fremdenzuzug heben und fördern ſollen. 
Muſtergiltig für derartige Beſtrebungen ſind wohl die 
Reſultate der Entwickelung des Fremdenverkehrs und 
des Hotelweſens in der Schweiz, worüber der für das 
Jahr 1900 erſtattete Bericht des dortigen Handels- 
und Induſtrievereines Aufſchlüſſe gibt. In den letzten 
zwanzig Jahren der Berichtsperiode iſt die Zahl der 
dem Fremdenverkehr dienenden Hotels von 1002 im 
Jahre 1880 auf 1896 im Jahre 1899 geſtiegen. Von 
den 1896 Hotels des Jahres 1899 waren 951 
Jahresgeſchäfte, 945 Saiſongeſchäfte; die letzteren ſind 
ſolche, die vom December bis Februar geſchloſſen ſind. 
Die Zahl der Fremdenbetten betrug 58.137 in 1880 
und ſtieg auf 104.876 in 1899, wovon in Jahres⸗ 
geſchäften 42.190, in Saiſongeſchäften 62.686. An 
Angeſtellten ergab die Berechnung für 1899: 27.700, 
demnach auf 100 Betten 26 Angeſtellte, unter dieſen 
der Procentſatz der weiblichen 57, der Ausländer 13. 
Auf 100 Betten waren 1899 im Auguſt 81, 
Juli 65, Jänner 17, im Jahresdurchſchnitt monatlich 34 
beſetzt. Nach den über den Capitalswert der Hotels 
mitgetheilten Zahlen iſt der Capitalswert eines 
Fremdenbettes mit 5250 Francs zu bemeſſen. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 1. Jänner d. J. dem 
Bezirkshauptmanne in Gorlice Victor Tuſtanowski den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes mit Nachſicht 
der Tore allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Statthaltereiſeeretär Anton Rebek zum 
Bezirkshauptmanne im Küſtenlande, ferner den Bezirks⸗ 
commiſſär und Localcommiſſär für agrariſche Operationen 
Franz Zupnek, ſowie den Bezirkscommiſſär Ernſt Frei- 
herrn v. Schönberger zu Landes-Regierungsſec etären in 
Krain, weiters die Polizeiobercommiſſare Leopold Preſſer, 
Ferdinand Lebzelter und Dr. Adolf Roſenbaum zu 
Polizeiräthen; die Polizeicommiſſäre Theodor Klicke, 
Dr. Alois Zilka, Clemens Zila, Dr. Otto Reichel, 
Theodor Grimm und Johann Lauter zu Polizeiober— 
commiſſären und die Polizeiconcipiſten Leopold Schmid, 
Anton Baczynski, Dr. Arnold Habiſon, Dr. Johann 


Leinweber, Ottokar Julius Huſäk und Karl Thaler zu 


Polizeicommiſſären im Stande der Polizeidirection in Wien 
ernannt. | 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Vorſtand der II. chirurgiſchen Klinik der 
Wiener medieiniſchen Facultät Hofrath Profeſſor Dr. Karl 
Guſſenbauer zum ordentlichen Mitgliede des Oberſten 


Sanitätsrathes, ferner den Proviſor der Apotheke des allge⸗ 


meinen Krankenhauſes Mag. Pharm. Wilhelm Geringer 
zum Medicamentenverwalter der Medicamenten-Eigenregie 
der Wiener Krankenanſtalten ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Bezirks— 
commiſſär Philipp Grafen Cappy (Waidhofen a. d. Thaya) 
zur Statthalterei einberufen, den Bezirkscommiſſär Ludwig 


Freiherrn Czekelius v. Roſenfeld (Baden) der Bezirks- 
hauptmannſchaft Waidhofen a. d. Thaya, die Statthalterei⸗ 


conceptspraktikanten Franz Freiherrn v. Matſcheko (Statt- 
halterei), Dr. Felix Batſy (Statthalterei) und Dr. Arthur 
Ritter v. Raab (Statthalterei) der Bezirkshauptmannſchaft 
Pöggſtall, beziehungsweiſe Wiener⸗Neuſtadt und Bruck a. d. 


Leitha zur Dienſtleiſtung zugewieſen; ferner den Dr. Alfred 
Leeuchtag und den Dr. Alexander Starzenski zur Able- 


gung der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt 
zugelaſſen. 

Der Statthalter in Oberöſterreich hat den Statthalterei- 
concipiſten Leo Parry zum Bezirkscommiſſär und den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Maximilian Rogler zum 
Statthaltereiconcipiiten ernannt. 

Der Landespräſident in Krain hat den Sanitäts⸗ 
aſſiſtenten der Landesregierung in Troppau Dr. Karl Böhm 
zum Sanitätsconcipiſten in Krain ernannt und der Bezirks— 
hauptmannſchaft Gottſchee zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat die 
abſolvirten Rechtshörer Leo Graf und Agathon Chevalier 
de Colins de Tarſien ne zur Ablegung der Probepraxis 
für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen; ferner wurde 
der proviſoriſche Bauadjunet Karl Lechner über fein 
Anſuchen aus dem Staatsbaudienſte entlaſſen. 

Der Statthalter in Mahren hat die abſolvirten Rechts— 
hörer Ludwig Böhm und Stefan Slavotinek zur Able— 
gung der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt 
zugelaſſen. 

Der Landespräſident in Schleſien hat den Kanzliſten 
Franz Fiedler über fein Anſuchen in den dauernden Ruhe— 
ſtand verſetzt. 

Der Statthalter in Galizien hat die Etatthalterei- 
concipiſten Dr. Hugo Schwarz, Michael Wierzchowski, 
Peter Buszyüski und Adam Grabowski zu Bezirks- 
commiſſären, ferner die Stat haltereiconceptspraktikanten 
Ladislaus Grafen Skarbek, Wladimir Hendrich, Stanis— 
laus Lukaszewski, Roman Balko, Julius Friedrich 
und Dr. Heinrich Stubenvoll zu Statthaltereiconcipiſten 
ernannt und die abſolvirten Rechtshörer Ladislaus Stud— 
zinski und Kaſimir Podobinski zur Ablegung der Probe— 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, ferner 
den abſolvirten Hörer der techniſchen Hochſchule Anton 
Nowakowski als Baupraktikanten für den galiziſchen 
Staatsbaudienſt aufgenommen und ſchließlich den Rechts- 
hörer Thaddäus Oſuchowski zum Rechnungspraklikanten 
im Rechnungsdepartement der Statthalterei ernannt. 

Der Statthalter in Dalmatien hat den Rechnungs- 
unterofficier Karl Croci zum Statthaltereikanzliſten ernannt. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Oberöſterreich die Stelle eines Oberbezirks— 
Arg in der VIII. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle 
haben ihre Geſuche unter Nachweiſung ihres Alters, der 
wichtigeren Perſonalverhältniſſe, des Zeitpunktes der Pro- 
motion und der abgelegten Phyſikatsprüfung, der Art und 
des Ortes ihrer bisherigen Verwendung und ihrer etwaigen 
weiteren beſonderen wiſſenſchaftlichen und dienſtlichen Quali⸗ 
fication bis längſtens 27. Jänner 1902 im vorgeſchrie⸗ 
benen Dienſtwege beim Statthaltereipräſidium in Linz ein⸗ 
zubringen. 


In Böhmen die Stelle eines Bezirksarztes in der 
IX. Rangsclaſſe, im Vorrückungsfalle auch die Stelle eines 
Sanitätsconeipiſten in der X. Rangsclaſſe und eines 
Sanitätsaſſiſtenten mit dem Adjutum jährlicher 
1000 K. Die gehörig belegten Geſuche ſind bis zum 
20. Jänner 1902 beim ER in 1.000 
einzubringen. 


In Schleſien die Stelle eines Landesregierungs— 
kanzliſten in der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe 
Stelle haben ihr eigenhändig geſchriebenes Geſuch mit dem 
Nachweiſe ihres Alters, der zurückgelegten Studien, der bis- 
herigen Dienftleiftung, ſowie ihrer Sprachenkenntniſſe im 


N 


Dienſtleiſtung ſtehen, haben ihre Compete in 


Die nicht mehr im Militärverbande ſte 


Aus der k. k. Hof⸗ und Stantsbruderei. 


5. 
beim Landespräſidium in Troppau einzu 8 
ſpruchsberechtigten Unterofficieren iſt be 
voller Befähigung der Vorzug vor 
bewerbern eingeräumt. Unterofficiere, we che noch 


Wege ee 510 Behörden bis 


ihres vorgeſetzten Commandos, jene U ci 
welche bereits aus dem Militärverbande usgeſe 
unter Beibringung des Certificates üb 
werbung um Beamtenſtellen zuerkannten Anſpruch 
bar bei dem genannten Landespräſidi vn 

berechtigten Unterofficiere, ſowie die nich S 0 
ſtehenden Bewerber aus dem Civilſtande rem 
ſuche auch ein von der Heimatsgemeind 
Wohlverhaltungszeugnis, ferner ein von 


ausgefertigtes Zengnis über ihre körperliche 
den angeſtrebten Dienftpoften beizuſchließen. 


In der Bukowina die Stelle eines Re 
revidenten, in weiterer e ein 
nungsofſiciales und Rechnun 9 iſtent 
IX., beziehungsweiſe X. und XI. Ra‘ 9585 
im Wege der vorgeſetzten Behörde b b 
1902 beim Präſidium der , 
einzubringen. 
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Am Monate Jänner gelangten zur Ausgahe die Uummern 4, 2, 3 und 4 des „Geiblattes für die Ange- 
8 ei legenheiten der ſtantlichen Ueterinürverwaltung“. 


% 


&efeße und Verordnungen. 


Gryböw zur Aufnahme eines Darlehens im 
Betrage von 30.000 K, hat unter dem 8. Jänner 
d. J., 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent— 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Einverleibung 
der Dorfgemeinde Skole in die Markt— 
gemeinde Skole des Bezirkes Stryj nach den Be— 


RE 0 für das Königreich Ga⸗ 
ltzien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Arakau. 


. Der vom Landtage des Königreiches Galizien 


und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſene Geſetzentwurf, betreffend die Ertheilung 
der Bewilligung an die Bezirksvertretung in 


V. B. A. I. 


* 


ſtimmungen des §. 96 des Geſetzes vom 3. Juli 1896, 
L. G. Bl. Nr. 51, unter dem 12. Jänner d. J. die 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 


vom 11. ne 1905 3. 117, 


betreffend 


die Ausgabe des Centralblattes für die Ein⸗ 
tragungen in das Handelsregiſter. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das Centralblatt für die Eintragungen in das 


Handelsregiſter, deſſen Schaffung bereits ſeit längerer 
Zeit den Gegenſtand von Verhandlungen der bethei— 
ligten Centralſtellen bildete, wird laut Mittheilung 
des Handelsminiſteriums mit Jänner dieſes Jahres 
durch dieſes Miniſterium im Verlage der Hof- und 
Staatsdruckerei zur Ausgabe gelangen. 


Das „Centralblatt“ wird wöchentlich einmal, 


an jedem Freitag erſcheinen und neben den handels- 


gerichtlichen Firmaprotokollirungen auch kurze Mit⸗ 
theilungen über Eintragungen und Löſchungen von 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, ſowie über |. 
die Eröffnung und Aufhebung aller (kaufmänniſcher 
und nichtkaufmänniſcher) Concurſe enthalten und 
durch ein alle Firmen umfaſſendes, am Schluſſe jedes 
Halbjahres erſcheinendes Regiſter und durch Ver— 
weiſungen auf frühere Kundmachungen hinſichtlich der— 
ſelben Firma im „Centralblatte“ den möglichſten 
Grad von Überfichtlichfeit und Handlichkeit zu er- 
reichen trachten. 


Der Pränumerationspreis beträgt vier (4) 
Kronen jährlich; Pränumerationen find an den Ver- 


lag der k. k. Hof- und Staatsdruckerei in Wien, 


I., Singerſtraße 26, zu richten. 


Angeſichts der Vortheile und der Billigkeit des 
Blattes wird die k. k. Sealer infolge Er ſuchens 


Landesregierung 
des genannten Miniſteriums eingeladen, die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der unterſtehenden Behörden, ſowie des 
Landesausſchuſſes auf das neue Unternehmen zu 
lenken und innerhalb ihres eigenen Wirkungskreiſes 
auf die möglichſte Verbreitung des Blattes ſchon mit 


Rückſicht auf das ſichtliche Intereſſe der Gewerbe⸗ 
treibenden 2 zu wollen. 


Gemeinde Nagyszalonta im Comitate a 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels 5 dem in Gebiete 


Ungarn. 3 


5 dan alle ne chen zn 


mitat 18 unter ufeehaung der im 1 
beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den 


Bewohnern gewiſſer Gegenden gen 
verboten. 


Hievon wird die k. = "Statigafterei 


Landesregierung 


denen 2 
die ungünſtigen Ausſchten für arsetfuchende 
Deutſchen Reiche. 

dn die Statthalterei i in Lemberg 9 5 


Die gegenwärtige Lage des wirtſe 


wirtſchaftlicher Arbeit ſich a 
111 nach fremden 17 I 


Reihe von Jahren in Deutſchland in landwirtſchaft⸗ 

licher Arbeit Bethätigung und Verdienſt ſuchen, ſehr 

gewagt, lediglich aufs Gerathewohl und ohne vor— 
herige beſtimmte Abmachungen ſich nach Deutſchland 
auf die Suche nach landwirtſchaftlicher Arbeit zu 
2 begeben. 


N Es wird ſich vielmehr für landwirtſchaftliche 


Er Arbeiter dringend empfehlen, die Reife nach Deutſch— 
land nur dann anzutreten, wenn ſie mit einer verläſs— 
llichen, hinſichtlich ihrer Bevollmächtigung gehörig 
aausgewieſenen Perſon einen feſten Vertrag bereits 
abgeſchloſſen haben. Hiebei iſt es ſehr wichtig, dafs 
die betreffenden Arbeitſuchenden ein in einer ihnen 
verſtändlichen Sprache verfaſstes Exemplar des Ver— 

trages thatſächlich in Händen haben und ſich dasſelbe 
unter gar keinen Umſtänden entlocken laſſen. Im all— 
gemeinen kann ferner nur eindringlichſt davor 
gewarnt werden, einen Arbeitsvertrag zu unter- 

ſchreiben, den man gar nicht oder nur mangelhaft 
verſteht. Sollten irgendwelche Parteien über den 
Inhalt des ihnen vorgeſchlagenen Vertrages oder 
darüber Zweifel haben, mit wem ſie es bei der Ver⸗ 
tragsabſchließung eigentlich zu thun haben und ob 
die betreffende Mittelsperſon thatſächlich bevoll⸗ 
mächtigt iſt, für einen beſtimmten Gutsbeſitzer Arbeits- 
verträge abzuſchließen, jo mögen fie ſich an die poli- 
tiſche Bezirksbehörde wenden, damit dieſe ihnen mit 


f 


1 


=, brug des Jußizminiſteriumd im 
Einvernehmen mit den Ministerien des In- 
nern, des Handels und der Finanzen vom 
15. Jänner 1902, betreffend die Erhöhung 
der den Beiſitzern und Erſatzmännern des Ge— 
werbegerichtes in Teplitz zu gewährenden 
Efntſchädigung.) Die bezügliche Verordnung iſt im 
III. Stücke des R. G. Bl. Nr. 15 publicirt. 


5 (Zur Anwendung der Beſtimmungen des 
Regulatives II für die Handhabung der pun- 
zirungsämtlichen Controle in den privaten 
Pfandleihanſtalteu. ). Das k. k. Finanzminiſterium 
hat mit dem an das k. k. eee mt in 
: Wien gerichteten Erlaſſe vom 13. Jänner 1902, 

=: 76259 ex 1901, gejtattet, daſs über Verlangen 
iner Pfandleihanſtalt die punzirungsämtliche Controle 
er Serjallenen Pretioſenpfänder auch vor der Ver— 


: „Siehe V. B. M. FJ. Nr. 13 ex 1901, S. 212, 
Nr. 14 ex 2.1901, ©. 231, und Nr. 19 ex 1901, S. 292. 
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aller thunlichen Beſchleunigung die erforderlichen 
Auskünfte ertheile, beziehungsweiſe beſchaffe. Der— 
artige Anfragen werden die politiſche Bezirksbehörde 
auch in die Lage verſetzen, gegen unbefugte Agenten 
mit polizeilichen Strafen und, wenn ſie Ausländer 
ſind, ohneweiters mit der Ausweiſung vorzugehen. 
Inſoweit Privatgeſchäftsvermittler ſich mit der An— 
werbung von landwirtſchaftlichen Arbeitern befaſſen, 
wird es zweckmäßig ſein, dieſelben vorzurufen und 
ihnen zu bedeuten, dass, abgeſehen von der eventuellen 
gerichtlichen Anzeige, ohne Nachſicht gegen ſie mit 
Entziehung der ertheilten Bewilligung vorgegangen 
werden wird, falls ſie durch irgend welche unwahre 
Angaben Arbeiter zur Reiſe nach Deutſchland ver— 
leiten oder ihnen ſonſt durch ihre Gebarung Schaden 
zufügen, insbeſondere dadurch, daſs ſie vorgeben, fie 
ſeien zum Abſchluſſe von Verträgen ermächtigt, 
während dies thatſächlich nicht der Fall iſt. 


Die k. k. Statthalterei wird angewieſen, im 
Sinne der Ausführungen des vorſtehenden Erlaſſes 
die in Betracht kommenden Bevölkerungskreiſe ohne 
jeden Verzug aufzuklären und die unterjtehenden Be- 
hörden anzuweiſen, den Intentionen derſelben in 
jeder Hinſicht gerecht zu werden. 

Was die Aufklärung der Bevölkerung anbelangt, 
jo iſt für die weiteſtgehende Publicität der betreffen 
den Verlautbarungen Sorge zu tragen. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


ſteigerung derſelben vorgenommen werden darf, in 
welchem Falle dann eine ſolche Controle während der 
Verſteigerung entfallen kann. 

Überhaupt iſt die Beſtimmung des Punktes 1 des 
abgeänderten Regulatives II für die privaten Pfand— 
leihanſtalten ſo aufzufaſſen, daſs die Controle der 
verfallenen Pfänder nur dann während der Ver— 
ſteigerung vorzunehmen iſt, wenn eine ſolche Controle 
nicht ſchon vorher ſtattgefunden hat. Ferner wurde 
das k. k. Hauptpunzirungsamt angewieſen, beim Be- 
ginne der punzirungsämtlichen Controle der Pfand- 
leihanſtalten nur ſolche Pfänder in den Bereich dieſer 
Controle zu ziehen, die nach Intimation des Regu— 
latives, betreffend die punzirungsämtliche Controle in 
den privaten Pfandleihanſtalten an die betreffende 
Anſtalt belehnt worden ſind, hingegen alle Pfänder 
von der Controle — ausgenommen etwaige Contra— 
ventionen des §. 77 P. G. — freizuhalten, die nach⸗ 
weislich ſchon vor dem gedachten Termine in der be— 
treffenden Anſtalt belehnt waren, wobei allerdings 
Wiederbelehnungen als Neubelehnungen anzu— 
ſehen ſind. 
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Vorſtehende Weiſungen wurden mit dem Erlaſſe 
des Miniſteriums des Innern vom 24. Jänner 1902, 
Z. 2330, allen politiſchen Landesbehörden mitgetheilt. 


(Kundmachungen des Handelsminiſte— 
riums, betreffend Zulaſſung von Elektriei— 
tätszählertypen zur aichamtlichen Beglaubi— 
gung.) Die Kundmachung des Handelsminiſteriums 
vom 7. Jänner 1902, betreffend die definitive 
Zulaſſung der Elektricitätszählertype L zur aichamt— 
lichen Beglaubigung, und die vom 17. Jänner 1902, 
betreffend die proviſoriſche Zulaſſung der Elektricitäts— 
zählertype LIII zur aichamtlichen Beglaubigung ſind 
im III. Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 12, be⸗ 
ziehungsweiſe Nr. 17 publicirt. 


(Verzeichnis der zum Abſatze von Giſt 
berechtigten Gewerbetreibenden.) Im Verlage 
der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien iſt das 
neue Verzeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung 
in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern zum Abſatze von Gift berechtigten Gewerbe— 
treibenden nach dem Stande vom 31. October 1901 
erſchienen. 

Da ſich nach $. 1, Alinea 1 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 2. Jänner 1886, R. G. Bl. Nr. 10, 
alle befugten Giftverſchleißer mit einem Exemplare 
dieſes Verzeichniſſes zu verſehen haben, werden die— 
ſelben auf das Erſcheinen des Verzeichniſſes auf— 
merkſam gemacht. 


(Geburten⸗ und Sterblichkeitsverhält— 
niſſe in Oſterreich während der Jahre 1819 
bis 1899.) Unter dieſem Titel bringt die Wochen- 
ſchrift „Das öſterreichiſche Sanitätsweſen“ in der 
Beilage zu der am 23. Jänner d. J. ausgegebenen 
Nummer 4 eine vom Miniſterialrathe im Sanitäts- 
departement des Miniſteriums des Innern Dr. 
Daimer verfaſste Zuſammenſtellung der wichtigſten 
Ergebniſſe der Geburten- und Sterblichkeitsſtatiſtik, 
ſoweit die ſeit dem Jahre 1819 erſchienenen amtlichen 
Publicationen hierüber Aufſchluſs geben. Die Arbeit 
verfolgt, wie der Autor ausdrücklich bemerkt, lediglich 
den Zweck, die Aufgaben und Ziele des öffentlichen J 
Sanitätsdienſtes zu unterſtützen und zu fördern und 
den Amtsärzten, denen die Sammlung, Sichtung und 
Nutzanwendung der Thatſachen, welche aus den 
ſtatiſtiſchen Erhebungen hervorgehen, obliegt, Anhalts— 


paunkte für Vergleiche der in ihren Bezirken beſtehenden z 


Verhältniſſe mit jenen anderer Bezirke und Länder 
zu bieten. 
Es wurden die abſoluten Zahlen der Lebend— 
geborenen und Verſtorbenen (ohne Todtgeborenen), 
der im erſten Lebensjahre und im Alter bis zu vier 
(ſeit 1851 im Alter bis zu fünf) Jahren geſtorbenen 
Kinder nach Jahren und Verwaltungsgebieten, be— 
ziehungsweiſe Ländern in tabellariſcher Form ange— 


einzelnen Verwaltungsgebiete graphiſch dargeſtellt. 


ki und als Vergleichsobjerte die für aehujährige ‚geit- 7 


führt Er die as die e berechr 
Relativwerte dieſer Statiſtik in Diagrammen f 


Dieſe durchwegs nach einem einheitlichen Maß⸗ 
ſtabe angelegten graphiſchen Darſtellungen ermöglichen 
einen raſch orientirenden Vergleich der in den ver⸗ 
ſchiedenen Gegenden des Reiches jeweils Bag 
Volksbewegungsverhältniſſe. N 


Im Texte werden die a Sehurtenver- = 2 
hältniſſe, die Lebend- und Todtgeburten, die Häufig⸗ . 
keit der unehelichen Geburten, die Fruchtbarkeit der 


genommenen fachkundigen Beiſtandes, die ae 


überhaupt, jene im Kindesalter und die ärztliche Be⸗ RS 
glaubigung der Todesurſachen eingehender beſprochen | 
Ben 


ze zur Bevölkerung, anderſeits die Bee 
der betreffenden Standesfälle zu einander heran- 
gezogen. 

Es ergibt ſich aus 900 Ausführungen des Vece 
faſſers, dafs das im 5 0 vertretene 9 


nicht übereinſtimmt, in Gele in der Butowina ü f 
Schleſien das Reichsmittel überſteigt, in den Al 

ländern, beſonders aber in Vorarlberg und in Tro 
ſich ziemlich weit von dieſem nach unten ale 


eine d und iſt 5 in neueſter aut in s 
abſteigender Bewegung begriffen. h 

Uneheliche Geburten find in Kärnten verhältnis 7 
mäßig am häufigſten, in den ſüdlichen Ländern Dal⸗ 
matien, Küſtenland, Krain, auch in Tirol und Vorarl⸗ 5 
berg in einer ſehr geringen Zahl vertreten. 

In vielfacher Hinſicht großes Intereſſe biete 
die Nachweiſungen der ehelichen Fruchtbarkeit, ſowei 
dieſe aus den vorliegenden Anhaltspunkten ermittel 
werden konnte. Im f entfallen in Oſter 


verhältnismäßig größerer Zahl zur Welt kommer 
auch die eheliche Fruchtbarkeit eine geringere. 

In Sanitäts- wie medieinal⸗polizeilicher 
von 5 ſind die ee Bel 5 


en In Galizien, N 8 
Bukowina, zum Theile ER in Steiermark 1 a 5 
Iſtrien e eine 1 große 5 von 10 


tätsſtaliſtl. Im Decennium von 8 en 1 1 0 1 
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waren ihc birchſhntelch 33˙3 Todesfälle auf 

1000 Einwohner gekommen, in den Jahren 1891 

bis 1899 nur mehr 26˙6, im Jahre 1898 betrug die 

Mortalitätszifer nur 247 und war die niedrigſte 
während der in Vergleich gezogenen 81 Jahre. 

Die Mortalitätsziffer der Länder bewegen ſich 

BIER innerhalb weiterer Grenzen als jene des Reichs— 


gebietes, find entſprechend der größeren Geburten- 
häufigkeit in Galizien und in der Bukowina höhere, 
dagegen im Bereiche der Alpenländer, welche geringere 


7 Geburtenfrequenz aufweiſen, niedrigere. Jahre mit 
8 ungewöhnlich hoher Sterblichkeit waren 1831, 1847, 
18 1848, 1855, 1866 und 1873, und wurde in dieſen 


von anſteckenden Krankheiten, vor allem durch Cholera 
und Blattern zahlreiche Menſchen dahingerafft. 

Die Verminderung der Sterblichkeitshäufigkeit 
iſt ganz vorzugsweiſe der Eindämmung des Ver— 
breitungsgebietes der anſteckenden Krankheiten zuzu⸗ 
ſchreiben, ſie iſt eine andauernde ſeit der Zeit, in 
welcher man gegen dieſe Feinde der Menſchheit ziel— 
bewuſst mit rationellen Maßnahmen allenthalben ein- 
zuſchreiten begonnen hat. In den der Arbeit beige— 

gebenen Tafeln kommt dieſe Thatſache deutlich zum 
Ausdrucke. 
| Eine Anzahl dieſer Krankheiten bedroht vor⸗ 
wiegend die Kinder, und iſt infolge der in neueſter Zeit 
durchgeführten Organiſation des Epidemiedienſtes, 
welche eine ſtrengere Handhabung der beſtehenden 
Vorſchriften in ſich ſchloſs, ganz beſonders die Kinder— 
Sterblichkeit geſunken, was, da ein ſehr großer Theil, 
2 in einzelnen Ländern ſogar mehr als die Hälfte aller 
Todesfälle auf das Kindesalter entfällt, auch die all— 
gemeine Sterblichkeitsziffer maßgebend beeinfluſste. 
2 Der Verfaſſer erblickt den Wert der eingetretenen 
bedeutenden Beſſerung der Mortalitätsverhältniſſe 
nicht in dem niedrigeren Betrage der Sterblichkeits— 
ziffern, denn dieſe ſtellten ſich auch in manchen 
früheren Jahren, welche auf ſolche mit hoher Mortalität 
folgten, als niedrige heraus, als vielmehr darin, dafs 
2 dieſe Ziffern während eines längeren Zeitraumes 
niedrigere blieben und überhaupt eine abſteigende 
Tendenz erkennen laſſen. 
>= Im Anhange folgende Tabellen weiſen die 
wichtigſten Ergebniſſe der Geburten- und Sterblich— 
8 — feitsftatiftif in abſoluten Zahlen (fünfjährigen Summen) 
And in den aus dieſen berechneten Relativwerten für 
iaͤlle politiſchen Bezirke nach. 
Br Die in Ausſicht ſtehende Fortſetzung dieſer den 
25 erſten Theil eines Reichsſanitätsberichtes bildende 
Arbeit wird in ähnlicher Weiſe die Todesurſachen— 
ſtatiſtik zum Gegenſtande haben und ſollen fortan die 
d hieher gehörenden ſanitätsſtatiſtiſchen Ergebniſſe 
äährlich Aöglichſt raſch der Offentlichkeit übergeben 
8 Ber Verden. 


Bi (Zahl der Arzte in Sſterreich.) Nach dem 
ER lich 6 auf Grund der amtlichen Ausweiſe 


Pr > 
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zuſammengeſtellten Medicinalſchematismus beträgt die 
Zahl der Arzte in Oſterreich 10.895 gegen 10.576 
im Vorjahre. Von dieſen entfallen auf Niederöſter— 
reich 3199 (gegen 3054 im Vorjahre), Oberöſterreich 
381 (308), Salzburg 120 (114), Steiermark 669 
(674), Kärnten 144 (141), Krain 103 (99), Böhmen 
2656 (2563), Mähren 902 (881), Küſtenland 327 
(331), Tirol und Vorarlberg 557 (548), Schleſien 
230 (225), Galizien 1331 (1313), Bukowina 136 
(134), Dalmatien 140 (131). In Bosnien und der 
Hercegovina prakticiren 102 (97) Arzte. In Wien 
ſind 2470 (2443), in Linz 53 (53), in Salzburg 41 
(38), in Graz 262 (258), in Klagenfurt 34 (35), in 
Laibach 36 (34), in Trieſt 181 (185), in Innsbruck 
62 (61), in Czernowitz 56 (51), in Prag 464 (450), 
in Brünn 173 (162), in Troppau 35 (86), in 
Lemberg 244 (243), in Zara 17 (17) Arzte. 


(Jugendfürſorge in Preußen.) Die Miniſter 
des Unterrichts, des Innern und für Handel und 
Gewerbechaben mittels Erlaſs vom 24. November v. J. 
den Regierungspräſidenten die nachdrückliche Unter- 
ſtützung von Veranſtaltungen der Jugendfürſorge 
durch Einwirkung auf Gemeinde und Schulbehörden 
anempfohlen, und zwar für Erweiterung beſtehender 
und Neubeſchaffung ſolcher Veranſtaltungen, wo ſie 
fehlen, für unentgeltliche Hergabe, Reinigung, 
Heizung und Beleuchtung geeigneter Räume und für 
Intereſſirung von Lehrern u. ſ. w. zur Betheiligung 
an den gedachten Inſtitutionen. Nach zwei Jahren 
ſollen die Regierungspräſidenten Bericht über den 
Erfolg ihrer Bemühungen erſtatten. Nach Mitthei— 
lungen in der „Socialen Praxis“ iſt hiebei in erſter 
Linie an die confeſſionellen Jünglings-, Lehrlings- 
und Geſellenvereine gedacht, daneben aber auch an 
die Veranſtaltungen von gewerblichen Unternehmern, 
Innungen, Gemeinde-, Kirchen- und Schulbehörden, 
anderen Corporationen und freien Vereinigungen die 
aus der Schule entlaſſenen Knaben während ihrer 
freien Zeit zu ſammeln und ſie in angemeſſener Weiſe 
zu unterhalten und zu beſchäftigen. Zahlreiche geiſt— 
liche Lehrer an den Volks-, Fach- und Fortbildungs— 
ſchulen, Handwerksmeiſter und andere Gewerbe— 
treibende, öffentliche und Privatbeamte hätten ihre 
Kräfte in den Dienſt dieſer Aufgabe geſtellt. An 
vielen Orten ſei demgemäß durch die regelmäßigen 
Verſammlungen der erwähnten Vereine, durch Jugend-, 
Lehrlings- und Kaufmannsheime, durch Darbietung 
von Schreib-, Leſe-, Spiel- und Erholungsgelegen- 
heiten der verſchiedenſten Art, durch Muſeums— 
führungen, durch Turn⸗, Geſangs⸗, Leſe⸗, Vortrags- 
und ſonſtige Unterhaltungsabende den aus der Schule 
entlaſſenen Jünglingen, die eines geeigneten Familien- 
anſchluſſes entbehren, die Möglichkeit geboten, ihre 
freien Abende und Sonntage in einer Weiſe zuzu— 
bringen, die ihnen und ihrer körperlichen und geiſtigen 
Entwickelung förderlich ſei. 


(Statiſtik des i 
verkehrs.) Den Daten über die wirtſchaftliche Be— 
deutung des Fremdenverkehrs in der Schweiz, welche 
in der vorigen Nummer des „Verordnungsblattes“ 
mitgetheilt wurden, iſt eine höchſt intereſſante Studie 
des italieniſchen Statiſtikers Bodio über die Ergeb— 
niſſe des Fremdenverkehrs in Italien an die Seite zu 
ſtellen. Auch hier ſind es mächtige Goldſtröme, die dem 
Lande durch den Fremdenverkehr zufließeu und es wird 
anläſslich der Beſprechung dieſer ſtatiſtiſchen Studie 
in der „Zeitſchrift für Socialwiſſenſchaft“ darauf 


hingewieſen, daſs der dortige Fremdenverkehr in den. 


letzten Jahren nicht nur das Deficit der Handels— 
bilanz und die dem Auslande zu entrichtenden Schuld- 
zinſen deckt, ſondern noch namhafte Beträge für die 
Anfäufe italienischer Werte durch italienische Capita— 
liſten übrig läſst. Die Baſis für feine Statiſtik des 
italieniſchen Fremdenverkehrs hat Bodio in der 
Menge der Eiſenbahnkarten, die für Fahrten nach 
Italien in der Fremde innerhalb eines Jahres (1897) 
gekauft worden ſind, gefunden. Die Zahl, welche auf 
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. Sammlung der nach gepflogener mündlicher Verhandlung Layer Max, Dr. 


geſchöpften Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes. 
Begründet von weiland Dr. Anton Hye Freiherrn v. 
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amtlicher Daten herausgegeben. Jahrgang 1902. Wien. 

Moriz Perles. 2 
Groſch A., Dr. jur. Das deutſche Auslieferungsrecht und 
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Reichsausland mit den annotirten Auslieferungsver⸗ 
8 trägen des Deutſchen Reiches und der Bundesſtaaten. 
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Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 19. Jänner d. J. dem 
Bezirkshauptmanne Johann Koſina in Prag das Ritter⸗ 
ehe des Franz Joſeph⸗ Ordens ee zu verleihen 
geruht. 
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italieniſchen Fremden⸗ 


Reévai Samuel. 


ee 


die nach Italien zurücktehrenden uswander 
und die jener Reiſenden, die Italien bloß 0 


Für den Aufenthalt der Reiſenden. jeder iſenbahn 3 
claffe nahm er eine 18 von ae 
813 


389. 070, zusammen zu 12, 277. 397 20 
berechnete er die Tagesausgabe e eines jeden 9 


2 Claſſe auf 20 Lire und die jedes Reiſend 
3. Claſſe auf 10 Lire, fo dafs ſich eine Geſan 
ſumme von ungefähr 287 Millionen Lire ergi 
Hiezu kommen noch von 40.804 in Italien anlange 

den Schiffspaſſagiren 20.000 derſelben, welche Bodit 
für den Fremdenverkehr in Anſpruch nim 
einem Ausgabenetat von 19 Millionen Lire in 9 
nung, jo dass alſo das Geſammterträgnis, welches 
Fremdenverkehr liefert, nach dieſer 8 3 
306 Millionen Lire zu Beaifiern x e 


Principien des N gs 
Leipzig 1902. Dumker & Humblot. (3. Band d 
„Staats- und völkerrechtlichen Abhandlungen“. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Georg Jellinek und Dr. ö 
Anſchttz) XVIII. 660 S. 16 K 80h) 


Klien Ernft, Dr. Minimallohn und Abele itent 
Jena 1902. ©. Fischer. 232 S. ( K 20, 


Grundbedingungen der geſellſ ftl 
Leipzig 1902. Duncker 5 
XXXI, 692 S. (18 K 80 h) 
Albrecht, Dr. H. Prof. Handbuch der for dale Wohlfahr 
pflege in Deutſchland. Berlin a Varl 8 
XIII, 496 S. 1285 Sn i 


Wohlfahrt. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche 1 
Allerhöchſter Entſchließung vom 8. SE 
Bezirkshauptmanne Ladislaus Jarosz Sand 
zum Statthaltereirathe im Stande der galtzſchen © tt⸗ 
halterei elergnänigt zu ernennen und . ezirk 


manne ren Wernackt in Buczacz den Titel und 
3 Charakter eines Statthaltereirathes mit Nachſicht der Taxe 
phulbvollſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 12. Jänner l. J. dem Bau⸗ 
director der Moldau⸗Elbecanaliſirungscommiſſion Baurath 

8 im Miniſterium des Innern Johann Mraſick anläßslich 
ſſeiner Berufung zum Vorſtande der techniſchen Abtheilung 
: 8 der Direction für den Bau der Waſſerſtraßen zum Oberbau- 
75 rathe allergnädigſt zu ernennen und demſelben taxfrei den 

Titel und Charakter eines Hofrathes huldvollſt zu verleihen 
geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 19. Jänner l. J. dem Hilfs⸗ 
ämterdirectionsadſuncten der Wiener Polizeidireetion Joſef 
Nemelek anlässlich der von ihm erbetenen Verſetzung in 
den dauernden Ruheſtand den Titel eines Hilfsämter— 
directors allergnädigſt zu verleihen geruht. 


BE n Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 


des Innern hat den Miniſterialſeeretär im Miniſterium des 
AJnnern Dr. Franz Taver Edlen v. Poſch zum Bezirks⸗ 
bhhauptmanne in Tirol und Vorarlberg, den Statthalterei- 


( ſſerretär Otto Bolleſchka, ſowie den Bezirksobercommiſſär 
Wilhelm Barvitius zu Bezirkshauptmännern und den 
Bezirkscommiſſär Anton Müller zum Statthalterciſecretär 
in Böhmen und den Bezirkscommiſſär der Statthalterei in 
Dalmatien Dr. Geza Murad zum Stultyaiereerein im 
_ Riftenlande ernannt. 


Der Statthalter in Niederösterreich hat den abſelwitten 

Rechtshörer Joſef Rudolf Grafen v. Ezdorf zur Ablegung 

der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zuge- 

; llaſſen, ferner hat derſelbe die Conceptspraktikanten der 
Re Polizeidirection in Wien Oreſt Hojtinc, Karl Bendl, 
x er Dr. Rudolf Scholz, Otto Loſik und Johann Kubaczka 
3 u Polizeiconcipiſten ernannt. 


112 Der Landespräſident in Kärnten hat den landſchaft— 
a lichen Diſtrictsarzt Dr. Friedrich Schmeger in St. Georgen 
aaa Längſee zum Sanitätsaſſiſtenten ernannt und der Be- 
Zꝛͤirkshauptmannſchaft St. Veit zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich zwei Statthaltereiſeeretärs⸗, 
beziehungsweiſe Bezirkscommiſſärs⸗ und Statthal⸗ 
tereiconeipiſtenſtellen der VIII., beziehungsweiſe IX. 

und X. Rangsclaſſe. Die bezüglichen Geſuche ſind bis 
a: ſpäteſtens 15. Februar 1902 beim Statthaltereipräſidium 
in Wien zu überreichen. 


ITIn Böhmen bei dem Pfandleihamte in Prag eine 
Offieialſtelle der X. Rangsclaſſe eventuell im Vor⸗ 
ckungsfalle eine Aſſiſtentenſtelle der XI. Rangsclaſſe. 


Der Landespräſident in Krain hat den abſolvirten 
Techniker Karl Pick als Baupraktikanten in den krainiſchen 
Staatsbaudienſt aufgenommen. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Oswald Ritter v. 
Negri di San Pietro Kitzbühel) nach Landeck verſetzt 
und den Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Rudolf 
Stark (Bludenz) zur Dienſtleiſtung bei der Statthalterei 
einberufen. 


Der Statthalter in Mähren hat den Bezirkscommiſſär 
Karl Ludwig (Littau) zur Dienſtleiſtung bei der Statt- 
halterei einberufen, den Bezirkscommiſſär Peter Körndl- 
mayer Ritter v. Ehrenfeld (Brünn) nach Littau, den 
Bezirkscommiſſär Heinrich Grafen Ledöchowski (Römer— 
ſtadt) nach Znaim, den Bezirkscommiſſär Wilhelm Freiherrn 
v. Temnitſchka (Nikolsburg) nach Mähriſch-Schönberg, 
den Statthaltereiconceptspraktikanten Guſtav Ritter v. 
Freiberg (Znaim) nach Römerſtadt und den Statthalterei— 
conceptspraktikanten Dr. Walther Ritter v. Stockert 
(Mähriſch⸗Schönberg) nach Nikolsburg verſetzt, ferner die 
abſolvirten Rechtshörer Friedrich Klein und Max Kubin 
zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Con- 
ceptsdienſt zugelaſſen. 

Der Statthaller in Galizien hat den Baupraktikanten 
Emil Bratro und den abſolvirten Hörer der techniſchen 
Hochſchule in Lemberg Thaddäus Paszkowski zu Bau— 


adjuncten für den galiziſchen Staatsbaudienſt und den 


Rechtshörer Eduard Kowalezuk zu Rechnungspraktikanten 
im Rechnungsdepartement der Statthalterei ernannt. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Bezirks⸗ 
commiſſär. Adam Edlen v. Karcheſy (Knin) zur Dienſt⸗ 
leiſtung bei der Statthalterei einberufen, ferner die Bezirks- 
commiſſäre Jakob D epolo(Statthalterei) nach Knin, Emidius 
Pavisié (Imotski) nach Curzola, Stanislaus Ritter v. 
Pſary⸗ Pfarski (Curzola) nach Spalato, Karl Meurvar 
(Spalato) nach Benkovac, ferner den Statthaltereiconci— 
piſten Johann Kwiatkowski (Benkovac) nach Imotski 
verſetzt und endlich dem Sanitätsconcipiſten Dr. Anton 
Stermich v. Valerociata (Knin) und dem Sanitäts- 
aſſiſtenten Dr. Vincenz Galvani (Statthalterei) den 
erbetenen Dienſttauſch bewilligt. 


Concursausſchreibungen. 


Bewerber um dieſe Dienſtpoſten haben ihre Geſuche 
unter Nachweiſung ihrer bisherigen Dienſtzeit und Ver— 
wendung, der vollkommenen Kenntnis der beiden Landes- 
ſprachen, ſowie ihrer ſonſtigen Kenntniſſe, dann ihrer Befähi— 
gung zum Erlage der vorgeſchriebenen Dienſteaution bis 
13. Februar 1902 bei der Pfandleihamtsdirection in Prag 
einzubringen. Die Bewerber um die Aſiiſtentenſtelle des 
Civüſtandes haben ſich nebſtdem über ihre zurückgelegten 
Studien, ſowie mit dem Zeugniſſe über die mit gutem 
Erfolge abgelegte Prüfung aus der Staatsverrechnungs— 
kunde, über ihr Alter, ihre körperliche Eignung, Unbeſcholten⸗ 


heit und ſoweit fie dieſer Anſtalt nicht als Praktikanten 0 g documentirten, mit d 
bereits angehören, über ihre etwaige Verwendung bei einem über Alter, Zufall zurückgelegte Studien, 
9 7. derlei Inſtitute auszuweiſen. Die mit dem Certificate ver- | Eignung, ſowie über die mit günſtigem Gefolge abg 
2 ſehenen Unterofficiere haben außer den angeführten Sprach- ärztliche Prüfung zur Erlangung einer bleibenden Anſte 
ir kenntniſſen die mit gutem Erfolge zurückgelegten Studien des | im öffentlichen Sanitätsdienſte bei den politi 15 ve 
5 Untergymnaſiums, der Unterrealſchule oder einer Handels- belegten Geſuche bis längſtens 10. F b 1 
ER lehranſtalt, eventuell den auf anderem Wege erlangten Beſitz weder unmittelbar oder, ſofern ſie berei 
N - der für den Verſatzamtsdienſt erforderlichen Vorbildung und | Dienfte ſtehen, im Wege ihrer vorgeſetzten! 
Gewandtheit im Rechnungsfache nachzuweiſen. Überdies wird Landespräſidium in Troppau einzubringen. 
von dieſen Bewerbern die gut abgelegte Aufnahmsprüfung den können auch Bewerber ohne Phyſikats 
gefordert. Als Dienſteaution hat der Official den Betrag per ſichtigung finden, ſofern fie den Nach wei 
1800 K und der Aſſiſtent 1200 K zu erlegen. Erlangung des Doctordiplomes in einem öffentli 
In Schleſien die Stelle eines Sanitätsaffiitenten | Haufe vollſtreckte angemeſſene Dienſtleiſtung oder 
1 mit einem Adjutum jährlicher 1000 K. Bewerber um dieſe mehrjährige e e zu bei | 
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Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten fahr . 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlihcg ee ne 
B. Auf das Beiblatt allein: 3 ar 
Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten 1 re je aa a 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich. ff. 5 
Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Mose in Wien, bei fömmetigen 
ämtern, Br bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften dee 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


— 7 w= 


Race 


1 


K. 8 


ahrgang 1902. 


Perordnungsblatt 


19 


Niniſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


— 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 3. 


Wien, 14. Februar 1902. 
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Geſetze und Verordnungen. 


Geſetz vom 18. Jänner 1902, 


betreffend 


die Vornahme einer Zählung der gewerblichen und 
landwirtſchaftlichen Betriebe, R. G. Bl. Nr. 21. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


9 


Im Jahre 1902 iſt in den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern eine Zählung der 
gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betriebe vor⸗ 
zunehmen. 


8. 2. 


Dieſe Zählung hat den Stand der gewerblichen 
und landwirtſchaftlichen Betriebe an einem beſtimmten 
Tage des Jahres 1902 (Stichtag) zu erfaſſen; die 
Feſtſetzung dieſes Tages erfolgt im Verordnungswege. 


9 


Die Zählung iſt durch ſtaatlich beſtellte und 
beſoldete Zähleommiſſäre und Reviſoren unter Be⸗ 
theiligung der Handels- und Gewerbekammern an der 
Vorbereitung und Leitung durchzuführen. 

Zur Mithilfe bei der Vorbereitung und Durch— 
führung der Zählung können auch die Landescultur- 
räthe und Landwirtſchaftsgeſellſchaften, ſowie die 
Gemeinden (Gutsgebiete) herangezogen werden. 


8.4. 

Auf Grund der bei der Zählung der gewerblichen 
und landwirtſchaftlichen Betriebe erfolgten Angaben 
darf keine Strafverfolgung wegen Übertretung von 
gewerblichen oder Steuervorſchriften erfolgen. Für 
Zwecke der Finanzverwaltung dürfen dieſe Angaben 
überhaupt nicht verwendet werden. 


§. 5. a 

Auf Vermögens- und Einkommensverhältniſſe 
bezügliche Fragen dürfen anläſslich der Durchführung 
der Zählung nicht geſtellt werden. 

Die Feſtſtellung der bei der Zählung der gewerb— 
lichen und landwirtſchaſtlichen Betriebe zu ver— 
wendenden Formularien hat mit Berückſichtigung der 
vorſtehenden Vorſchrift im Verordnungswege zu 
erfolgen. 


Ni 3 


§. 6. 5 
Wer ſich der Zählung entzieht oder die auf 
Grund dieſes Geſetzes verlangten Auskünfte zu geben 
verweigert oder wiſſentlich wahrheitswidrig abgibt, iſt 
durch die politiſche Behörde mit Geldſtrafen bis zu 
50 K, im Nichteinbringungsfalle mit Arreſt bis zu 
fünf Tagen zu belegen. 


— 


NE * 

Die mit der Durchführung der Zählung der 
gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betriebe be⸗ 
trauten Zählcommiſſäre und Reviſoren haben die 
gewiſſenhafte Crfüllung der ihnen obliegenden 
Pflichten anzugeloben. i 8 

Gröbliche Pflichtverletzungen dieſer Organe, 
inbeſondere Überſchreitungen ihrer Befugniſſe an⸗ 
läſslich der Durchführung der Zählung, ſind von der 
politiſchen Behörde mit Geldſtrafen bis zu 200 K 
oder Arreſt bis zu acht Tagen zu ahnden. 


§. 8. 
Mit der Durchführung dieſes Geſetzes, welches 
mit dem Tage ſeiner Kundmachung in Wirkſamkeit 
tritt, ſind Mein Handelsminiſter, Mein Ackerbau⸗ 
miniſter und Mein Miniſter des Innern im Ein 
vernehmen mit den betheiligten anderen Miniſtern 
beauftragt. * 


Wien, am 18. Jänner 1902. 


Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Call m. p. 3 
Giovanelli m. p. 8 N 
Geſetz vom 25. October 1901, 


betreffend 


den Verkehr mit Butter, Käſe, Butterſchmalz, ER 
Schweineſchmalz und deren Erſatzmitteln, R. G. a RI 
Nr. 26. = 


Mit Zuftimmung beider Häufer des Reichs⸗ 8 = 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: BR. 


8.1. 
Margarine, Margarinſchmalz oder Margarin- 


käſe im Sinne dieſes Geſetzes ſind jene der Milch⸗ 
butter, dem Butterſchmalze oder dem 5 b 


ms 
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ange deren Fettgehalt Ba Dun der haltung der Waren beſtimmten Räume zu bezeichnen 


Milch entſtammt. 

Oleomargarin (Margarin) im Sinne dieſes 
Geſetzes iſt jenes Fettproduct, welches durch Schmelzen 
des Rohtalges und Ausſcheiden der feſten ſtearin⸗ 
hältigen Theile gewonnen wird. 

Kunſtſpeiſefett im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
jene dem Schweineſchmalze ähnlichen Erzeugniſſe, 
deren Fettgehalt nicht ausſchließlich aus Schweine- 
fett beſteht. 

Urnverfälſchte Fette beſtimmter Thier⸗ und 
Pflanzenarten ſind nicht als Kunſtſpeiſefette anzu⸗ 
ſehen. 


8.2. 
Die im §. 1 angeführten Erzeugniſſe dürfen nur 
in der ihrer wirklichen Beſchaffenheit entſprechenden 
Bezeichnung in Verkehr gebracht werden. 


8.3. 


Für den Verbrauch im Inlande dürfen nicht in 

Verkehr gebracht werden: 

1.᷑. Vermiſchungen von Butter oder Butterſchmalz 
mit Oleomargarin, Margarine, Margarinſchmalz oder 
anderen Speiſefetten. Die Verwendung von Milch 
oder Rahm bei der gewerbsmäßigen Herſtellung von 
Margarine oder Margarinſchmalz iſt zuläſſig, ſofern 
nicht mehr als 100 Gewichtstheile Milch oder eine 
dementſprechende Menge Rahm auf 100 Gewichts— 
theile der nicht der Milch entſtammenden Fette in 
Anwendung kommen. 
2. Margarine, Margarinſchmalz, Oleomargarin 
oder Margarinkäſe, deren Herſtellung nicht den Vor⸗ 
ſchriften des §. 4 entſpricht. 


§. 4. 


Um die Erkennbarkeit von Margarine, Margarin⸗ 
ſchmalz, Oleomargarin und Margarinkäſe, welche für 
den Handel im Inlande beſtimmt ſind, zu erleichtern, 
iſt dieſen Erzeugniſſen bei ihrer Herſtellung ein ent⸗ 
ſprechender, die Farbe und ſonſtige Beſchaffenheit der⸗ 
ſelben nicht ſchädigender Zuſatz beizumiſchen. 

Oleomargarin, welches zur Weiterverarbeitung in 
inländiſchen Margarinfabriken beſtimmt iſt, unterliegt 
nicht dieſer Vorſchrift. 

Die näheren Beſtimmungen werden im Ver⸗ 
ordnungs wege erlaſſen. 


8. 5. 
Wer Oleomargarin, Margarine, Margarin⸗ 
ſchmalz, Margarinkäſe oder Kunſtſpeiſefett gewerbs⸗ 


mäßig herſtellen will, hat der Gewerbebehörde, und 


zmar gleichzeitig mit dem allenfalls erforderlichen Ein- 
ſchreiten um Genehmigung der Betriehsanlage die für 
die Herſtellung, Aufbewahrung, Verpackung und Feil⸗ 


und die etwa beſtellten Betriebsleiter und e 
perſonen namhaft zu machen. 

Für bereits beſtehende Betriebe ift eine ent- 
ſprechende Anzeige binnen vier Wochen nach Inkraft— 
treten dieſes Geſetzes zu erſtatten. 

Ein Wechſel in den der Anzeigepflicht unter- 
liegenden Räumen oder Perſonen iſt der Gewerbe— 
behörde binnen drei Tagen anzuzeigen. 

Oleomargarin, Margarine, Margarinſchmalz, 
Margarinkäſe und Kunſtſpeiſefett find vom Haufir- 
handel ausgeſchloſſen. 


§. 6. 


Die Unternehmer von Betrieben, in denen Oleo— 
margarin, Margarine, Margarinſchmalz, Margarin- 
käſe oder Kunſtſpeiſefett hergeſtellt wird, ſowie die von 
ihnen beſtellten Betriebsleiter und Aufſichtsperſonen 
ſind verpflichtet, den Aufſichtsorganen (S. 13) auf 
Verlangen über das Herſtellungsverfahren, den Umfang 
des Betriebes und über die zur Verwendung gelan⸗ 
genden Rohſtoffe Auskünfte zu ertheilen. 

Die Aufſichtsorgane ſind vorbehaltlich der dienſt⸗ 
lichen Berichterftattung und der Anzeige von Geſetz⸗ 
widrigkeiten verpflichtet, über die ihnen in Ausübung 
ihrer Controle zur Kenntnis gelangenden Thatſachen 
und Einrichtungen Verſchwiegenheit zu beobachten. 


8.7. 


In Räumen, wo Butter oder Butterſchmalz 
zum Verkaufe hergeſtellt, aufbewahrt oder verpackt 
werden, iſt die Herſtellung, Aufbewahrung, Verpackung 
oder das Feilhalten von Oleomargarin, Margarine, 
Margarinſchmalz oder Kunſtſpeiſefett unterſagt. Ebenſo 
iſt in Räumen, wo Käſe zum Verkaufe hergeſtellt, auf- 
bewahrt, verpackt oder feilgehalten wird, die Herſtellung, 
Aufbewahrung, Verpackung oder das Feilhalten von 
Margarinkäſe verboten. 

Von dieſer Beſtimmung ausgenommen iſt das 
Aufbewahren und Feilhalten der für den Kleinhandel 
erforderlichen Bedarfsmengen in öffentlichen Verkaufs⸗ 
ſtellen, ſowie das Verpacken der daſelbſt im Klein⸗ 
handel zum Verkaufe gelangenden Waren. Jedoch 
müſſen Oleomargarin, Margarine, Margarinſchmalz, 
Margarinkäſe und Kunſtſpeiſefett innerhalb der 
Verkaufsräume in beſonderen Vorrathsgefäßen und 
an beſonderen Lagerſtellen, welche von den zur Auf- 
bewahrung von Butter, Butterſchmalz oder Käſe 
dienenden Lagerſtellen getrennt ſind, aufbewahrt 
werden. 


§. 8. 


Die Geſchäftsräume und ſonſtigen Verkaufsſtellen 
einſchließlich der Marktſtände, in welchen Margarine, 
Margarinſchmalz, Oleomargarin, Margarinkäſe oder 
Kunſtſpeiſefett feilgehalten werden, müſſen an in die 
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Augen fallender Stelle die deutliche, nicht verwiſch— 
bare Inſchrift: „Margarine“, „Margarinſchmalz“, 
„Oleomargarin“, „Margarinkäſe“ oder „Kunſtſpeiſe⸗ 
fett“ tragen. 


8. 97 


Oleomargarin, Margarine, Margarinſchmalz 
und Kunſtſpeiſefett ſind im Inlande in Behältern (Kiſte, 
Kübel, Fass, Dofe u. ſ. w.) in den Handel zu bringen, 
die durch einen auffälligen farbigen Streifen, auf 
welchem die Firma des Erzeugers und die Bezeichnung 
des Inhaltes in deutlicher, unverwiſchbarer Schrift 
angebracht iſt, gekennzeichnet ſind. 

Die mit den genannten Waren gefüllten Behälter 
ſind, ſoferne deren Gewicht drei Kilogramm überſteigt, 
bevor ſie in Verkehr gebracht werden, mit einer 
behördlich regiſtrirten Plombe zu verſehen. 

Im gewerbsmäßigen Kleinhandel oder Einzeln⸗ 
verkaufe müſſen Margarine und Margarinkäſe in einer 
mit beſtimmten farbigen Streifen verſehenen Papier⸗ 
umhüllung abgegeben werden. 

Die näheren Vorſchriften über den Groß- und 
Kleinverkehr mit den im erſten Abſatze bezeichneten 
Erzeugniſſ en und über die Farbe der Umhüllungen 
werden im Verordnungswege erlaſſen. 


8. 10. 


In öffentlichen Bekanntmachungen, Schluſßs⸗ 
briefen, Rechnungen, Frachtbriefen und ſonſtigen im 
Handelsverkehre üblichen Schriftſtücken, welche ſich 
auf Lieferung von Oleomargarin, Margarine, Mar⸗ 
garinſchmalz, Margarinkäſe oder Kunſtſpeiſefett be⸗ 
ziehen, dürfen nur jene Warenbezeichnungen verwendet 
werden, die dieſem Geſetze und den auf Grund des— 
ſelben erlaſſenen Verordnungen entſprechen. 


5 11. 


Erzeuger von Oleomargarin, Margarine, Mar— 
garinſchmalz oder Margarinkäſe, welche zum Export 


oder zur Weiterverarbeitung in inländischen Margarin⸗ 


fabriken beſtimmte Ware, abweichend von den in den 
SS. 3 und 4, Abſatz 1, enthaltenen Beſtimmungen, 
herſtellen, haben dies der Gewerbebehörde nach Vor— 
ſchrift des §. 5 ſchriftlich anzuzeigen. 

Oleomargarin, Margarine, Margarinſchmalz 
und Margarinkäſe, die für den Export oder zur 
Weiterverarbeitung in inländiſchen Margarinfabriken 
hergeſtellt wurden, ſind in eigenen, von den übrigen 
Lagerräumen getrennten Räumen bis zur Verſendung 
aufzubewahren. Den nach §. 13 erwähnten Aufſichts⸗ 
und den denſelben gleichgeſtellten Organen ſind über 
Verlangen an der Hand der Geſchäftsbücher, Bejtell- 
briefe u. ſ. w. Nachweiſe über die erfolgte Beſtellung, 


beziehungsweiſe Abſendung der betreffenden Menge 


zu liefern. 


Fabriken, in denen Oleomargarin, Margarin £ BR 
oder Margarinſchmalz abweichend von den in den 
88. 3 und 4, Abſatz 1, enthaltenen Beſtimmungen 


hergeſtellt wird, dürfen Butter oder 8 
nicht feilhalten oder verkaufen. 


§. 12. 


Auf Erzeugniſſe der im 8. 1 bezeichneten Art, 
welche nicht zum Genuſſe für Menſchen beſtimmt ſind, 


finden die vorſtehenden Beſtimmungen dieſes az 


feine Anwendung. 


8.213. 


Die im §. 2 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, 


R. G. Bl. Nr. 89 ex 1897, betreffend den Verkehr 
mit Lebensmitteln und einigen Gebrauchsgegenſtänden 
bezeichneten Aufſichts- und die denſelben gleichgeſtellten 
Organe ſind befugt, in jene Räume, in welchen Butter, 
Butterſchmalz, Käſe, Oleomargarin, Margarine, 
Margarinſchmalz, Margarinkäſe oder Kunſtſpeiſefett 


erzeugt, aufbewahrt, verpackt oder feilgehalten werden, 


einzutreten, daſelbſt Reviſionen vorzunehmen und 
Proben zu entnehmen. Dabei iſt nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R. G. Bl. 
Nr. 89 ex 1897, vorzugehen. 


§. 14. 


N Die Regierung iſt ermächtigt, das need 
mäßige Verkaufen von Butter, deren Fettgehalt nicht 
eine beſtimmte Grenze erreicht oder deren Waſſer⸗ 
oder Salzgehalt eine beſtimmte Grenze überſchreitet, 
zu verbieten. 
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Eine Übertretung begeht: 

1. wer den Vorſchriften des 55 13 zuwider den 
Eintritt in die Räumlichkeiten, 
Probe oder die Vornahme der Reviſion zuzulaſſen 
ſich weigert; 

2. wer den Beſtimmungen des §. 6 zuwider die 
von ihm geforderte Auskunft verweigert oder wiſſent⸗ 
lich eine falſche Auskunft ertheilt. 

Die Strafe iſt Arreſt von einem bis zu vierzehn 
Tagen oder Geld von 10 bis 200 K; im Falle der 


Thäter innerhalb dreier Jahre von der Verbüßung 
einer Strafe wegen der gleichen Übertretung rückfällig 


wird, Arreſt von drei Tagen bis zu drei Wochen, 
neben welchem auf Geldſtrafe von 50 bis 500 K 
erkannt werden kann. 


8. 16. 


Eine Übertretung begeht, 
Täuſchung i im Handel und Verkehr: 


gen herſtellt; 


— 


die Entnahme einer 


wer zum Zwecke der 8 


1. eine der nach 8.3, 8.1, unzuläſſigen chte 5 
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2. ſolche Miſchungen verkauft, feilhält oder in 
Verkehr bringt; 

3. Oleomargarin, Margarine, Magarinſchmalz 
oder Margarinkäſe ohne den nach $. 4 erforderlichen 
Zuſatz herſtellt, verkauft, feilhält oder in Verkehr 
bringt; 

4. die im 8. 1 bezeichneten Lebensmittel unter 
einer falſchen Bezeichnung verkauft, feilhält oder in 
Verkehr bringt; 


5. den Vorſchriften des §. 9 zuwider Oleo- 
margarin, Margarine, Margarinſchmalz und Kunſt— 
ſpeiſefett ohne die dort vorgeſchriebenen Kenn— 
zeichen oder Plomben verkauft, e oder in Ver⸗ 
kehr bringt. 


Die Strafe iſt Arreſt von einer Woche bis zu 
drei Monaten, womit Geldſtrafe bis zu 1000 K ver- 
bunden werden kann oder an Geld von 10 bis 1000 K. 
Zugleich kann auf öffentliche Bekanntmachung des 
Urtheiles im Amtsblatte und in einem anderen öffent- 
lichen Blatte erkannt werden. 


Wird der Thäter wegen dieſer Übertretung 
innerhalb dreier Jahre rückfällig, ſo iſt die Strafe 
Arreſt von einer Woche bis zu drei Monaten, womit 
Geldſtrafe von 10 bis 1000 K verbunden werden 
kann. Zugleich iſt auf öffentliche Bekanntmachung des 
Urtheiles im Amtsblatte und in einem anderen 
öffentlichen Blatte zu erkennen. 


9. 17. 


Eine Übertretung begeht: 


Wer in anderer Weiſe den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes oder den auf Grund der 88. 4, 9 und 14 
erlaſſenen Verordnungen der Regierung zuwider— 
handelt. 

Die Strafe iſt Arreſt von drei Tagen bis zu 
drei Monaten, womit Geldſtrafe bis zu 1000 K ver- 
bunden werden kann oder Geldſtrafe von 10 bis 
1000 K. 


8. 18. 


Die Strafbeſtimmungen der SS. 15 bis cin- 
ſchließlich 17 dieſes Geſetzes ſind nur anwendbar, 
wenn die Handlung nicht den Thatbeſtand einer 
ſchwerer zu ahndenden ſtrafbaren Handlung be- 
gründet. 


Die Strafbeſtimmungen der 88. 9, 10 und 11 
des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R. G. Bl. Nr. 89 
ex 1897, betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln 
und einigen Gebrauchsgegenſtänden find auf Hand- 
lungen, die unter die Strafbeſtimmungen der §§. 15 
bis 17 des gegenwärtigen Geſetzes fallen, nur dann 
anzuwenden, wenn dieſe Handlungen vor der Wirf- 
ſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes begangen wurden. 
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Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des 
Lebensmittelgeſetzes auch für die im gegenwärtigen 
Geſetze behandelten Erzeugniſſe anwendbar. 

Das Verfahren und die Urtheilsfällung rück⸗ 
ſichtlich der in dem gegenwärtigen Geſetze vorge— 
ſehenen Übertretungen ſteht den Bezirksgerichten zu. 


19. 


Dieſes Geſetz tritt drei Monate nach dem Tage 
der Kundmachung in Wirkſamkeit. 


§. 20. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Mein 
Miniſter des Innern, Mein Juſtizminiſter, Mein 
Handelsminiſter und Mein Ackerbauminiſter betraut. 


Wien, am 25. October 1901. 


Frunz Joſeph m. p. 
Koerber m. p. 
Call m. p. 


Spens m. p. 
Giovanelli m. p. 


Landesgeſetz für das Königreich Ga⸗ 
lien und Lodomerien mit dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau. 


Der vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, mit welchem der 
Bezirksvertretung in Moseciska die Bewilligung 
ertheilt wird, im Namen des Bezirkes ein Darlehen 
im Betrage von 116.000 K aufzunehmen, hat 
unter dem 22. Jänner d. J. die dee Sanetion 
erhalten. 


Landesgeſetz für das Herzogthum Ober⸗ 
und Nieder⸗Ichleſien. 

Der vom Landtage des Herzogthumes Ober— 
und Nieder-Schleſien beſchloſſene Entwurf eines 
Geſetzes, womit der Stadtgemeinde Jägerndorf 
die Einhebung einer Auflage auf den Beſitz 
von Hunden bewilligt wird, hat unter dem 
24. Jänner 1902 die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


buen für das Herzogthum 
Brain, 


Der vom Landtage des Herzogthumes Krain 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 


24 


Einreihung der im Straßenbezirke Rudolfswert vor- 
kommenden Töplitz-Waltendorfer und der 
Töplitz⸗ Unter thurner Bezirksſtraße in die 
Kategorie der Landſtraßen und die Anlegen 
der erſteren Strecke, hat unter dem 24. Jänner d. J.; 


der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent- 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Einreihung der 
Krainburg-Lacker Bezirksſtraße in die Kate— 
ask der une ſtraßen, hat unter dem 
29. Jänner d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten 


Verordnung der Miniſterien des Innern, 

der Juſtiz, des Handels und des Acker⸗ 

baues vom 1. Februar 1902, B. G. Bl. 
Ar. 27, 


mit welcher 


Durchführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 

25. October 1901, R. G. Bl. Nr. 26, betreffend 

den Verkehr mit Butter, Käſe, Butterſchmalz, 

Schweineſchmalz und deren Erſatzmitteln, erlaſſen 
werden. 


Auf Grund des Geſetzes vom 25. October 1901, 
R. G. Bl. Nr. 26, betreffend den Verkehr mit Butter, 
Käſe, Butterſchmalz, Schweineſchmalz und deren Er- 
ſatzmittel, wird verordnet, wie folgt: 


Artikel J. 


(Zu §. 4 des Geſetzes.) 


t 3 


Den bei der Erzeugung von Margarine, Mar- 


garinſchmalz, Oleomargarin und Margarinkäſe, welche 
für den Handel im Inlande beſtimmt find, zur Ver⸗ 
wendung kommenden Fetten und Olen iſt Seſambl 
zuzuſetzen. 

Dieſer Zuſatz hat auf je 100 Gewichtstheile der 
angewendeten Fette und Ole bei Margarine und 
Margarinſchmalz, ſowie bei Oleomargarin mindeſtens 
10 Gewichtstheile, bei Margarinkäſe mindeſtens 
5 Gewichtstheile zu betragen. 

Das Seſamöl iſt während der Vermiſchung oder 
des Umſchmelzens der Fette zuzuſetzen. Das zuzu— 
ſetzende Seſamöl muf3 folgende Reaction zeigen: 

Wird ein Gemiſch von O°5 Raumtheilen Seſam⸗ 
öl mit 99°5 Raumtheilen Baumwollſamenöl oder 
Erdnuſsöl mit 100 Raumtheilen rauchender Salz- 
ſäure vom ſpecifiſchen Gewichte 1°19 und einigen 
Tropfen einer zweiprocentigen alkoholiſchen Löſung 
von Furfurol geſchüttelt, ſo muſs die unter der Ol⸗ 


ſchichte ſich abſetzende Salzſäure eine deutliche rothe 


oder bläulichrothe Färbung annehmen. Das zur Reac- 5 
tion dienende Furfurol ſoll farblos ſein; äußerſtenfalls 


darf dasſelbe gelb gefärbt ſein. 

Oleomargarin, welches zur Weiterverarbeitung 
in inländiſchen Margarinfabriken beſtimmt iſt und 
daher im Sinne des §. 4, Abſatz 2 des Geſetzes vom 
25. October 1901, R. G. Bl. Nr. 26, einen Zuſatz 
von Seſamöl nicht zu erhalten hat, darf nicht gefärbt 
werden. 


Artikel II. 
(Zu 88. 5, 8 und 11 des Geſezes) 


Die zur Herſtellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
packung von Oleomargarin, Margarine, Margarin⸗ 


ſchmalz, Margarinkäſe und Kunſtſpeiſefett beſtimmten 


Räume müſſen an in die Augen fallender Stelle eine 
deutlich leſerliche, nicht verwiſchbare Inſchrift tragen, 
aus welcher die Beſtimmung der betreffenden Räume 
zu entnehmen iſt. 

Die Geſchäftsräume und ſonſtigen Verkaufs⸗ 
ſtellen, einſchließlich der Marktſtände, in welchen die 


im erſten Abſatze ere Erzeugniſſe feilgehalten 


werden, müſſen die im §. 8 des Geſetzes vom 25. Oe⸗ 
tober 1901, R. G. Bl. Nr. 26, vorgeſchriebene In⸗ 
ſchrift tragen. 


Die Lagerräume, in welchen Oleomargarin, 


Margarine, Margarinſchmalz, Margarinkäſe, die für 


den Export oder zur Weiterverarbeitung in inländiſchen 
Margarinfabriken hergeſtellt wurden, aufbewahrt wer⸗ 
den, ſind in der im erſten Abſatze bezeichneten Art mit 
einer die Beſtimmung der Ware kennzeichnenden In⸗ 
ſchrift zu verſehen. 


Artikel III. 
(Zu F. 9 des Geſetzes.) 


Hinſichtlich der äußeren Kennzeichnung von Oleo⸗ | 
margarin, Margarine, Margarinkäſe, Margarinſchmalz 


und Kunſtſpeiſefett haben folgende Beſtimmungen 
Anwendung zu finden, und zwar: 3 


a) Die Behälter, in welchen Oleomargarin, Mar⸗ 8 
garine, Margarinſchmalz oder Kunſtſpeiſefett im 


Inlande in den Handel gebracht werden, müſſen 


mit einem unverwiſchbaren, rothen, bandförmigen 8 8 
Streifen bemalt fein, auf welchem mit deutlichhyh 


leſerlichen unverwiſchbaren ſchwarzen Buchſtaben 


die Firma des Erzeugers und die Bede = 


des Inhaltes gekennzeichnet find. 


Der rothe Streifen iſt parallel zur ne SR 


Randfläche und mindeſtens 3 em vom oberen Rande 
des Gefäßes entfernt anzubringen und mußs 
ohne Unterbrechung um das ganze Gefäß gezogen 


ſein. Der Streifen darf nicht auf den das Gefäß 


umgebenden Reifen oder Leiſten angebracht 
werden. f 3 


b) 
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Der rothe Streifen muſs eine Höhe von minde— 
ſtens 10 em, die zur Bezeichnung des Inhaltes 
(Oleomargarin, Margarine, Margarinſchmalz 
oder Kunſtſpeiſefett) verwendeten Buchſtaben 
müſſen eine Höhe von mindeſtens 3 cm haben. 
Die Länge des den Inhalt bezeichnenden Wortes 
505 mindeſtens das achtfache und nicht mehr als 


das zwölffache der Höhe der Buchſtaben zu 


d) 


betragen. 

Die Höhe des rothen Streifens, die Höhe 
der Buchſtaben und die Länge des Bezeichnungs— 
wortes kann bei runden oder länglich runden 
Gefäßen (Fass, Doſe, Kübel u. dgl.), bei welchen 
der größte Durchmeſſer des Deckels weniger 
als 40 em, aber mehr als 10 em miſst, auf die 
Hälfte ermäßigt werden. Das gleiche findet ſtatt 


bei eckigen Gefäßen, deren längſte Deckelkante 


weniger als 40 cm, aber mehr als 10 cm beträgt. 
Bei Gefäßen der vorbezeichneten Form, deren 
Deckel einen größten Durchmeſſer, beziehungs— 
weiſe eine größte Deckelkante von 10 em oder 
weniger hat, können die Höhe des Streifens und 
der Buchſtaben, ſowie die Länge des den Inhalt 
bezeichnenden Wortes auf ein Drittel der vor— 
geſchriebenen Maße herabgeſetzt werden. 


Die Firma des Erzeugers kann unterhalb oder 
neben der Inhaltsbezeichnung angebracht werden. 
Im erſteren Falle muſs jedoch im rothen Streifen 
zwiſchen der Inhaltsbezeichnung und der Firma 
ein mindeſtens 1 cm breiter Raum frei bleiben, 
im letzteren Falle muſs zwiſchen der Inhalts- 
bezeichnung und der Firma ein ſechseckiger, voller 
Stern, deſſen Durchmeſſer mindeſtens die halbe 
Hohe der für die Inhaltsbezeichnung verwendeten 
Buchſtaben beträgt, in ſchwarzer unverwiſchbarer 
Farbe angebracht werden. 


Die vorerwähnten Inſchriften dürfen über den 
Rand des rothen Streifens nicht hinausreichen, 
ſind aber auf demſelben mindeſtens zweimal, und 


zwar ſo anzubringen, daſs ſie auf zwei gegenüber 


liegenden Seiten des Behälters zu ſtehen kommen. 


e) Hat der Behälter einen Deckel, fo find die In— 


f) 


ſchriften auch auf der oberen Seite desſelben, bei 
Fäſſern auch auf beiden Böden erſichtlich zu 
machen. Auf den bezeichneten Stellen ſind die 
Inſchriften unmittelbar, ſomit ohne rothen 
Streifen, in deutlich lesbaren, unverwiſchbaren 
ſchwarzen Buchſtaben anzubringen. 


Auf den Behältern, jedoch nicht innerhalb des 
rothen Bandes, kann auch die Schutzmarke, das 
Waren⸗ oder Fabrikszeichen des Erzeugers, ſowie 
der Name, die Schutzmarke, das Warenzeichen 
des Verkäufers angebracht werden. Es dürfen 


aber hiezu keine ſolchen Bezeichnungen verwendet 


werden, welche zur Täuſchung über den Inhalt 


der Behälter oder die Beſchaffenheit der Ware 


Anlass geben könnten (zum Beiſpiel „Süßrahm⸗ 
Margarine“). 


g) Die an den gefüllten Behältern von mehr als 
3 kg Gewicht angebrachten regiſtrirten Plomben 
müſſen mindeſtens 1% im Durchmeſſer haben 
und deutlich erkennbar ſein. 


h) Die im gewerbsmäßigen Kleinhandel oder Einzel- 
verkaufe von Margarine und Margarinkäſe zu 
verwendenden Papierumhüllungen müſſen in der 
Mitte mit einem mindeſtens 2 cm breiten, gerad— 
linigen, rothen Streifen verſehen ſein, der die 
am weiteſten voneinander entfernten Ränder 
ohne Unterbrechung verbindet. 


i) Der gewerbsmäßige Kleinhandel oder Einzel— 
verkauf von Oleomargarin, Margarinſchmalz und 

»Kunſtſpeiſefett darf nur entweder unmittelbar 
aus den vom Erzeuger in den Handel gebrachten 
Originalbehältern oder aus Vorrathsgefäßen 
erfolgen; letztere müſſen jedoch in der den Be⸗ 
ſtimmungen unter lit. a) bis e), beziehungs⸗ 
weiſe t) entſprechenden Weiſe bezeichnet fein. 


K) Soll Margarine oder Margarinkäſe im Groß— 
oder im Kleinverkehr in regelmäßigen Stücken 
verkauft oder feilgehalten werden, ſo müſſen dieſe 
von Würfelform ſein. Auch muſs den Würfeln 
die Inſchrift „Margarine“, „Margarinkäſe“ ein- 
gepreſst ſein. 


Artikel IV. 
(Zu §. 11 des Geſetzes.) 


Über die erzeugten Mengen, die Vorräthe und 
die Ablieferungen von Oleomargarin, Margarine, 
Margarinſchmalz und Margarinkäſe, die für den 
Export oder zur Weiterverarbeitung in inländiſchen 
Margarinfabriken hergeſtellt wurden, ſind von den 
Erzeugern beſondere Aufſchreibungen zu führen, in 
welche den Aufſichtsorganen Einſicht zu gewähren iſt. 


Artikel V. 


Hinſichtlich jener der Milchbutter oder dem 
Butterſchmalz oder dem Schweinefett ähnlichen Erzeug— 
niſſe, welche ohne Verwendung von Milchfett, bezie— 
hungsweiſe von Schweinefett hergeſtellt werden, ferner 


hinſichtlich jener dem Oleomargarin ähnlichen Fett— 


gemenge, welche durch Vermiſchung von thieriſchen 
oder pflanzlichen, feſten oder halbweichen Fetten (3. B. 
Talg, Premier jus, Oleomargarin, Cottonſtearin 
u. dgl.) miteinander oder mit fetten Olen hergeſtellt 
werden, finden die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
25. October 1901, R. G. Bl. Nr. 26, und dieſer 
Verordnung ſinngemäße Anwendung. 
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Unverfälſchte Fette beſtimmter Thier- und 
Pflanzenarten dürfen nur in der ihrer wirklichen Be⸗ 
ſchaffenheit entſprechenden Bezeichnung in Verkehr 
gebracht werden. 


Artikel VI. 


7 
Dieſe Verordnung tritt drei Monate nach dem 
Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Verordnung des Miniſteriums des 
Innern vom 5. Februar 1902, B. G. Bl. 
Ar. 31, 


betreffend 


die Gleichſtellung des Perſonales der k. k. Medi⸗ 
camenten⸗Eigenregie in Wien und der Spitals⸗ 
apotheken mit jenem der öffentlichen Apotheken. 


Auf Grund des S. 2, lit. e) des Geſetzes vom 
30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, wird verordnet, 
wie folgt: 


Ss 


Das pharmaceutiſche Perſonal der Medicamenten⸗ 
Eigenregie in den Wiener k. k. Krankenanſtalten iſt in 
allen den pharmaceutiſchen Dienſt betreffenden Bezie- 
hungen dem pharmaceutiſchen Perſonale der öffent- 
lichen Apotheken gleichzuhalten und in der Evidenz 
des zuſtändigen Apothekergremiums zu führen. 


52. 

Die Beſtimmung des vorhergehenden Paragra— 
phen findet auch auf das pharmaceutiſche Perſonal 
jener Spitalsapotheken Anwendung, deren Einrichtung 
und Betrieb von der politiſchen Landesbehörde als 
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gleichwertig mit der Einrichtung und dem Betriebe 
öffentlicher Apotheken anerkannt wird. 


5 


Die Verordnung vom 5. Juli 1896, R. G. Bl. 
Nr. 113, wird aufgehoben. 


* 


8.4. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kund⸗ 
machung in Kraft. 


Verordnung des Handelsminifteriums 

im Einvernehmen mit den Miniſterien 

des Innern und der Finanzen vom 

29. Jänner 1902, B. G. Bl. Ur. 29, 
betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels im Gebiete der 
Stadt Bruck an der Leitha. 


Auf Grund des $. 10 des kaiſerlichen Patentes 
vom 4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252, und 
des F. 5 der Vollzugsvorſchrift zu demſelben wird 
der Hauſirhandel im Gebiete der Stadt Bruck an der 
Leitha vom 1. März 1902 ab unterſagt. 

Dieſes Verbot findet auf die Angehörigen der 
im §. 17 des Hauſirpatentes und in den betreffenden 
Nachtragsverordnungen angeführten, bezüglich des 
Hauſirhandels begünſtigten Gegenden keine Anwen⸗ 
dung. a 

Durch dieſes Verbot wird auch die im §. 60, 
Abſatz 2 der Gewerbeordnung erwähnte Feilbietung 
der dort bezeichneten Artikel des täglichen Ver- 
brauches von Haus zu Haus oder auf der Straße 
nicht berührt. 


Judicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 9. Jänner 1900, 3. 50010, betreffend die Gemeinde⸗ 


5. November 1901, 3. 7804. 


Die den Gemeindeorganen in Angelegenheit der Gemeinde⸗ 
wahl zugewieſenen Geſchäfte gehören zu den Agenden des 
übertragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde. (Mähren). 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des J. S., Grundbeſitzers in 
B., gegen die Entſcheidung der Statthalterei in Brünn vom 


ausſchuſswahl in B., mit der nachſtehenden Motivirung als 
unbegründet abgewieſen: 


Aus Anlaſs der Conſtituirung der Gemeindevertretung 
für die von der Gemeinde B. abgetrennte Gemeinde Bo. mit 
R. wurden die diesfalls nothwendigen Wahlvorbereitungs⸗ 
handlungen, ſowie auch die Wahl des Gemeindeausſchuſſes 
am 21. März 1899 von dem k. k. Bezirkshauptmann in 
Gr.⸗M. durchgeführt. 

In den von J. S. und Genoſſen eingebrachten Ein- 
wendungen wurde die Geſetzmäßigkeit der vorgenommenen 


Wirst 


Wahl aus dem Grunde beſtritten, weil dieſelbe nicht durch 


eine in Gemäßheit des §. 20 der Gemeindewahlordnung | 


zuſammengeſtellte Wahlcommiſſion geleitet wurde, und 
wurde ſonach hiedurch auch ſchon im Proteſte implicite die 
Durchführung der Wahl durch den k. k. Bezirkshauptmann 
angefochten. 
Dieſe Einwendung wurde mit der heute angefochtenen 
Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Brünn unter Hin- 
weis darauf, daſs die auf die Wahl der Gemeindevertretung 
bezüglichen Angelegenheiten zu den Geſchäften des über— 
tragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde gehören, ſomit der 
Bezirkshauptmann zur Durchführung der Wahl berechtigt 
war, zurückgewieſen. 


In der gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Be— 
ſchwerde wird dagegen behauptet, daſs Wahlgeſchäfte zu den 
Angelegenheiten des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes der Ge⸗ 
meinde gehören, und daj3 ſonach die Außerachtlaſſung der 


Anordnung des §. 20 der Gemeindewahlordnung, gemäß 
welcher die Leitung der Wahl durch eine Wahleommiſſion 


zu erfolgen hat, die Nullität des ganzen Wahlactes 
begründe. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte dieſe Be— 
ſchwerdeeinwendung nicht für begründet zu erkennen. 

Über die Frage, ob die den Gemeindeorganen in An— 
gelegenheiten der Gemeindewahl zugewieſenen Geſchäfte 
nach der im §. 26 der Gemeindeordnung aufgeſtellten Unter- 
ſcheidung zu den Agenden des ſelbſtändigen oder des über— 
tragenen Wirkungskreiſes gehören, enthalten die Gemeinde— 
geſetze keine ausdrückliche Beſtimmung. Unter den im $. 27 
der Gemeindeordnung insbeſonders aufgeführten Gegen- 
ſtänden des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes ſind die Wahl— 
geſchäfte nicht enthalten. Dieſe Geſchäfte laſſen ſich aber 
auch unter den im Eingang des 8. 27 aufgeſtellten allge- 
meinen Begriff des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes „als des— 
jenigen Wirkungskreiſes, in welchem die Gemeinde mit 
Beobachtung des beſtehenden Reichs- und Landesgeſetzes 
nach freiwilliger Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen 
kann“, nicht ſubſumiren, weil in den durchaus durch 
beſtimmte geſetzliche Normen geregelten Angelegenheiten des 
Wahlrechtes und Wahlverfahrens für die freie Selbſtbeſtim⸗ 
mung der Gemeinde keinerlei Spielraum gegeben iſt. 

Dagegen ſprechen für die der angefochtenen Entſchei— 
dung zugrunde liegende Anſicht, dajs dieſe Geſchäfte den 


Agenden des übertragenen Wirkungskreiſes beizuzählen 


ſind, allerdings die Competenzbeſtimmungen, welche in den 
Gemeindegeſetzen für die Behandlung der dem einen oder 
anderen Wirkungskreiſe angehörenden Angelegenheiten auf— 


geſtellt find. In Artikel XVIII des Geſetzes vom 5. März 


1862, R. G. Bl. Nr. 18, iſt einerſeits die Entſcheidung über 
Berufungen gegen Beſchlüſſe der Gemeindeausſchüſſe in 
allen der Gemeinde nicht vom Staate übertragenen Ange— 
legenheiten den höheren autonomen Inſtanzen zugewieſen 
und anderſeits beſtimmt, daſs in den vom Staate den Ge— 
meinden übertragenen Angelegenheiten die Berufung an die 
Staatsbehörde geht. Dieſe Beſtimmungen ſind auch in der 
Gemeindeordnung für Mähren (§. 98 und §. 104, Abſatz 2) 
aufgenommen worden. Wenn hiemit die Competenzbeſtim— 
mungen der mähriſchen Gemeindewahlordnung verglichen 
werden, jo ergibt ſich, dafs — mit Ausnahme der Beſtim⸗ 
mung des 8.13, Abſatz 2, bezüglich der ausnahmsweiſen 
Bildung zweier Wahlkörper — in Wahlangelegenheiten 


weder dem Gemeindeausſchuſſe noch dem Landesausſchuſſe 


(der dermalen zweiten autonomen Inſtanz in Mähren) 
irgend ein Entſcheidungsrecht eingeräumt, ſondern daſs die 


Entſcheidung über Beſchwerden in Wahlangelegenheiten 


durchaus der politiſchen Bezirksbehörde, beziehungsweiſe 
der Statthalterei übertragen iſt (88. 17, 32, 33 der Ge— 
meindewahlordnung) Es iſt daher nicht zu verkennen, daj3 in 
den Competenzbeſtimmungen der Gemeindewahlordnung 
jene Grundſätze zur Anwendung gelangten, welche das 


HGeſetz vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, und die 


V. P. M, I. 
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emeindeordnung für die Behandlung der An- 
des übertragenen Wirkungskreiſes der Ge— 
meinde aufſtellen. 

Gehören nun, wie dargethan, Wahlgeſchäfte zu den 
Agenden des übertragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde 
und kann in Gemäßheit des §. 56, Abſatz 2 der Gemeinde- 
ordnung die Regierung die Geſchäfte des übertragenen 
Wirkungskreiſeß nach freiem Ermeſſen ganz oder theilweiſe 
auch durch ihre Organe verſehen laſſen, dann iſt es gewiſs, 
dass die Durchführung und Leitung der Gemeindeausſchuſs⸗ 
wahl in B. durch den k. k. Bezirkshauptmann in Gr.⸗M. 
den geſetzlichenn Anordnungen der Gemeindewahlordnung 
nicht widerſtreitet und auch derſelben die Anordnung des 
§. 20 der Gemeindewahlordnung nicht entgegenſtand, weil 
in dem Falle, 1 eben die Leitung und Durchführung der 
Wahl durch ein Regierungsorgan vorgenommen wird, 
eo ipso die Bildung einer Wahlcommiſſion zu ent- 
fallen hat. 

Es ih daher auch die auf dieſe geſetzliche Be— 
ſtimmung geſtützte Einwendung der Beſchwerde umſomehr 
haltlos, als durch den Bericht des Bezirkshauptmannes vom 
9. December 1899 dargethan erſcheint, daſs derſelbe den 
früheren Gemeindevorſteher F. J. in B. und den Grund- 
beſitzer J. N. in R. lediglich zu ſeinen Informationszwecken 
bezüglich der einzelnen Wähler als Vertrauensmänner der 
Wahlhandlung zuzog und auch in dieſem Vorgange des 
Bezirkshauptn nes eine Geſetzwidrigkeit nicht erblickt 
werden kann. 

Dieſen bungen zufolge muſste die Beſchwerde 


I 


als unbegründet ſibgewieſen werden. 
| 
| 


Erkenntnis dis Derwaltungsgerichtshofes vom 
13. November 1901, 3. 8401. 


1. Die beftehendin Krankencaſſen find nach Zulaſs ihrer 
Statuten berechtigt, eventuell auch pauſchalirte Caſſen⸗ 
ärzte zu beſtellen, und es iſt im allgemeinen in der freien 
Ausübung des ärztlichen Berufes gelegen, daſs ein Arzt 
eine ſolche pauſchalirte Caſſenarztensſtelle übernehme. 
Der Beſchluſs einer Arztekammer, wodurch die Arzte in 
der Annahme von ſolchen Stellen behindert oder beirrt 
werden, involvirt eine Rechtswidrigkeit. 


2. Die politiſche Landesbehörde iſt nach §. 14 des Geſetzes 

vom 22. December 1891, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1892, 

betreffend die Errichtung von Arztekammern, befugt, 

geſetzwidrige Beſchlüſſe einer Kammer außer Kraft 
4 zu ſetzen. 

„Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der Arztekammer für Kärnten wider das k. k. Miniſterium 
des Innern dd. 2. Auguſt 1900, 3. 25922, betreffend die 
Außerkraftſetzung eines Kammerbeſchluſſes, zu Recht 
erkannt: 

Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


Die Arztekammer in K. hat in der außerordentlichen 
Kammerſitzung vom 1. December 1899 die folgenden Be- 
ſchlüſſe gefaſst: 


a) Die Annahme pauſchalirter Arzteſtellen bei Arbeiter- 
krankencaſſen iſt in Hinkunft nur nach vorausgegan⸗ 
gener Ratification eines ſchriftlich vorzulegenden 
Vertrages durch die Kammer zuläſſig; 


5 
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b) Arzte, welche dawiderhandeln, machen ſich eines 
ſtandesunwürdigen Benehmens ſchuldig und unter⸗ 
liegen daher ehrenräthlicher Behandlung. 


Die k. k. Landesregierung in K. hat mit Erlaſs vom 
30. April 1900, 3. 6404, dieſe Beſchlüſſe als den Wir⸗ 
kungskreis der Arztekammer Aberſchrel gemäß F. 14 des 
Geſetzes vom 22. December 1891, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1892, 
außer Kraft geſetzt und die Vollziehung derſelben unterjagt, 
und das k. k. Minifterium des Innern hat mit der gegen- 
wärtig angefochtenen Entſcheidung vom 2. Auguſt 1900, 
3. 25922, dem dagegen eingebrachten Recurſe der Arzte⸗ 
kammer aus den Gründen der Landesregierung keine Folge 
gegeben. 

Die Beſchwerde führt aus, daſs die Behörde über— 
haupt geſetzlich nicht befugt ſei, Beſchlüſſe der Kammer außer 
Kraft zu ſetzen, und weiters, daſs die Kammer durch die 
Faſſung der vorliegenden Beſchlüſſe den ihr geſetzlich ein- 
geräumten Wirkungskreis keineswegs überſchritten habe. In 
der letzteren Beziehung ſtützt ſich die Beſchwerde auf die Be⸗ 
ſtimmung des, S. 3 des citirten Geſetzes, betreffend die Er⸗ 
richtung von Arztekammern, wonach die Kammern berufen 
ſind, über alle Angelegenheiten, welche die gemeinſamen 
Intereſſen des ärztlichen Standes, die Aufg aben und Ziele, 
ſowie die Würde und das Anſehen des ärztlichen Berufes, 
die Entwicklung der Geſundheitspflege und ſanitären Ein⸗ 
richtungen, inſoweit die ärztliche Mitwirkung in Betracht 
kommt, betreffen, Berathungen zu pflegen und Beſchlüſſe zu 
faſſen und behauptet, daſs die von der Behörde inhibirten 
Beſchlüſſe allerdings die gemeinſamen In eſſen des ärzt⸗ 
lichen Standes, die Würde und das Anf zm des Berufes 
und die Entwicklung der Geſundheitspfle e betreffen, alſo 
Gegenſtände, die in den Rahmen der den Arztekammern 
geſetzlich eingeräumten Competenzen fallen. Es ſoll nun gar 
nicht beſtritten werden, daſs die Frage der Stellung der 
Caſſenärzte zu den Arbeiterkrankencaſſen en Thema iſt, über 
welches die Arztekammer innerhalb der ben angezogenen 
geſetzlichen Umgrenzung ihres Wirkungskr u iſes Berathungen 
zu pflegen und Beſchlüſſe zu faſſen berech ng find. Aber es 
verſteht ſich von ſelbſt, daſßs die Kammenn auch über die⸗ 
jenigen Gegenſtände, welche ſie nach der b zogenen Geſetzes— 
ſtelle zum Gegenſtande ihrer Erörterungen zu machen befugt 
ſind, nur ſolche Beſchlüſſe faſſen können, welche auch ihrem 
Inhalte nach die Competenzen der Kaß mern nicht über⸗ 
ſchreiten, und dafs fie jedenfalls ſolche Beſchlüſſe nicht faſſen 
können, die ſich ihrem Inhalte nach als geſetz- oder rechts- 
widrig darſtellen. Es iſt nun gewiſs, und die fraglichen Be- 
ſchlüſſe der beſchwerdeführenden Kammer ſetzen dies ja ſelbſt 
voraus, daſs die eventuelle Beſtellung von Caſſenärzten 
gegen ein pauſchalirtes Honorar nach dem Geſetze nicht 
unzuläſſig iſt. Dies vorausgeſetzt, ſind aber einerſeits die 
beſtehenden Krankencaſſen nach Zulaſs her Statuten be- 
rechtigt, eventuell auch pauſchalirte Caſſenärzte zu beſtellen 
und iſt es anderſeits im allgemeinen in der freien Aus⸗ 
übung des ärztlichen Berufes gelegen, daſs ein Arzt eine 
ſolche pauſchalirte Caſſenarztensſtelle übernehme. Dem 
gegenüber müſste die Kammer ſich auf eine poſitive geſetzliche 
Norm berufen können, die aber nicht beſteht, durch welche 
ihr ein Recht eingeräumt erſchiene, einerſeits die Kranken⸗ 
caſſen an der Anſtellung ſolcher Caſſenänzte, und anderſeits 
die Arzte in der Annahme von ſolchen Stellen in der durch 
den Beſchluſs sub a) gegebenen Weile zu hindern. 

Eine ſolche Behinderung oder Beirrung fände zweifel⸗ 
los ſtatt, da ja nach Inhalt des bezogenen Beſchluſſes ein 

Arzt eine ſolche Stelle nur im Falle der Ratification des 
Vertrages durch die Kammer annehmen könnte und ander⸗ 
ſeits die Caſſen die Anſtellung pauſchalirter Arzte nicht ins 
Werk zu ſetzen vermöchten, ſoferne die Kammer die bezüg⸗ 
lichen Verträge nicht ratificiren würde. | 

Dieſe Auseinanderſetzung genügt, um darzuſtellen, 
daſs der bezogene Beſchluſs der beſchwerdeführenden 
Kammer thatſächlich ſich nicht innerhalb des geſetzlichen 


Wirkungskreges der. RR hält, alſo bene über⸗ = 


ſchreitet und eine Rechtswidrigkeit involvirt. Die Behörde 
war daher — ihre grundſätzliche Befugnis zu einer ſolchen 
Verfügung vorausgeſetzt — berechtigt, die eingangs eitirten 
Kammerbeſchlüſſe außer Kraft zu ſetzen, wobei bezüglich des 
Beſchluſſes sub b) nichts Beſonderes mehr anzufügen iſt, da 
derſelbe mit dem Beſchluſſe sub a) in untrennbarem Zu⸗ 
ſammenhange ſteht und mit dieſem hinfällig wird. Es iſt nur 
noch zu bemerken, daſs die Beſchwerde jedenfalls auch nicht 
darauf geſtützt werden kann, dafs, wie die Kammer in ihrem 
Miniſterialrecurſe ausführte, ein derlei Vertrag den Inter— 
eſſen des ärztlichen Standes überhaupt oder jenen der ärzt⸗ 
lichen Collegen nahetreten könnte und daſs in dieſem Falle 
in der Annahme der Caſſenarztensſtelle von Seite des 
betreffenden Arztes ein Verhalten zu erblicken wäre, welches 
ein Einſchreiten der Kammer gegen denſelben im Sinne des 


8. 12 des Geſetzes zur Folge haben müſste. Vielmehr ſtünde 


lediglich bei thatſächlichem Vorliegen eines derlei eonereten 
Falles dem Kammervorſtande bevor, die demſelben etwa 
nöthig ſcheinende Einleitung zu treffen. 

Nach 8. 14 des Geſetzes über die Arztekammern wird 
nun die Oberaufſicht über die Kammern und ihre Thätigkeit 
von der politiſchen Landesbehörde geübt. Dieſelbe iſt be⸗ 
rechtigt, im Falle der Überſchreitung des Wirkungskreiſes 
der Kammer oder geſetz- und vorſchriftswidrigen Gebarens, 
„auf die Abſtellung der Unregelmäßigkeiten zu dringen und 
N ET DE: Falles die Auflöſung der Kammer zu verfügen“. 
Die beſchwerdeführende Kammer will auf dieſen Wortlaut 
des Geſetzes die Behauptung ſtützen, daſs die Behörde, auch 


wenn nach deren Anſicht ein von der Kammer gefaister 


Beſchluſs den geſetzlichen Wirkungskreis der letzteren über- 
ſchreitet, doch nicht befugt ſei, dieſen Beſchluſs außer Kraft 
zu ſetzen, ſondern dass ihr nur zuſtehe, derlei Beſchlüſſen 
durch entſprechende Einfluſsnahme vorzubeugen, oder wenn 


dies nicht gelang, die Kammer aufzulöſen. Der Gerichtshof 
konnte ſich aber dieſer Interpretation des Geſetzes nicht 


anſchließen. Der bezogene Paragraph weist in ſeinem erſten 
Satze der Behörde ganz allgemein die Oberaufſicht über die 


Kammern und ihre Thätigkeit zu, und der Inhalt dieſes 
der Behörde übertragenen Aufſichtsrechtes muſs jedenfalls 
letztere ſich als wirkſam erweist. 
Wenn nun das Geſetz, wie erwähnt, die Behörde ermächtigt, 


ſo weit reichen, daſs das 
auf die Abſtellung von Unregelmäßigkeiten zu dringen, ſo 
muſs dieſer Befugnis gegenüber 
Kammerbeſchlüſſen der Inhalt gegeben werden, dajs die 
Behörde ſolche Beſchlüſſe außer Kraft ſetzen tann, da bereits 
gefaſste Kammerbeſchlüſſe nur dadurch „abgeſtellt“, das iſt 
beſeitigt werden können. Aus dem Umſtande, dass das 
Geſetz die Behörde auch zur Auflöſung der Kammer 
ermächtigt, kann ſelbſtredend der Schluſs nicht ge⸗ 
zogen werden, dafs derſelben die Außerkraftſetzung eines 


thatſächlich gefaſsten 


1 


Kommerbeſchluſſes nicht zuſtünde, dies um ſo minder, als die 


Einräumung des offenbar viel weitergehenden erſtgedachten 


Rechtes nicht darauf hinweist, daſs das Geſetz der Behörde 775 5 


etwa die letztere Befugnis nicht einräumen wollte, und als 
zugleich die Auflöſung der Kammer, wie ſchon angedeutet, 
gar nicht das Mittel wäre, um einen von der Kammer that⸗ 


ſächlich gefaſsten Beſchluſs wirlſam zu treffen. Der obige 


Schluſs folgt auch nicht etwa daraus, dajs das Geſetz es fur 8 


angemeſſen hielt, die Zuläſſigkeit des Recurſes gegen die 


Kammerauflöſung ausdrücklich zu ſtatuiren. Sondern es ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt, daſs die Kammer auch gegen jede andere 


Verfügung der Behörde, welche nach Anſicht der Kammer in 


deren geſetzliche Rechts- oder Intereſſenſphäre eingreift, den 2 


ordentlichen Inſtanzenzug betreten kann. 


Das Miſsliche des Zuſtandes der Dinge und der 


eigenen Situation der Kammern ſtünde auch außer Frage, 
wenn der Behörde gegenüber Kammerbeſchlüſſen, die ſie für 


rechtswidrig hält, kein anderes Mittel zu Gebote ſtünde, als 
mit der Auflöſung der Kammer vorzugehen, und nach allem 

Geſagten würde die Interpretation, welche die ae 5 
dem Geſetze zu geben ver] fach jener juriſtiſchen Logik und x 


adminiſtrativen Einſicht ermangeln, die dem Geſetzgeber 
zugemuthet werden muſßs. . 

Die Beſchwerde war demnach als unbegründet abzu⸗ 
eien. 


| Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 


23. November 1901, 3. 8684. 


Handhabung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes auf Grund des 
§. 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes für Böhmen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des A. S. in P. und F. K. in T. 
gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
23. Jänner 1901, Z. 1138, betreffend die Wahl der Bezirks- 
vertretung in T. (Böhmen) als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


Die Verſammlung der mit Wahleertificaten verſehenen 
neugewählten Vertreter des Vertretungsbezirkes T. hat am 
21. Mai 1900 beſchloſſen, den in der Gruppe der Land- 
gemeinden gewählten W. P. nicht zuzulaſſen; infolge deſſen 
hat ſich der Genannte an der Wahl des Obmannes und der 
Mitglieder des Bezirksausſchuſſes nicht betheiligen können 
und wurden auch die bei der Wahl eines Mitgliedes des 
Bezirksausſchuſſes aus der Gruppe der Landgemeinden für 
ihn abgegebenen Stimmen (7 von 11) als ungiltig angeſehen 
und F. K., auf welchen vier Stimmen entfallen ſind, als 
Mitglied des Bezirksausſchuſſes erklärt. 

Über die gegen dieſe Beſchlüſſe an die Statthalterei 
gerichtete Beſchwerde des W. P. und Genoſſen erkannte dieſe 
Behörde mit der Entſcheidung vom 29. September 1900, 
3. 139550, auf Grund des S. 79 des Geſetzes vom 25. Juli 
1864, L. G. Bl. Nr. 27, es ſei W. P. als gewähltes Mit⸗ 
glied der Bezirksvertretung zuzulaſſen, weil gegen ihn ein 
geſetzliches Ausſchließungsrecht nicht vorliegt; infolge deſſen 
ſei er auch als aus der Gruppe der Landgemeinden gewähltes 
Mitglied des Bezirksausſchuſſes anzuſehen, weil auf ihn die 
Majorität der abgegebenen Stimmen entfallen iſt. Dagegen 
wurde die Wahl des Obmannes und der übrigen Mitglieder 
des Bezirksausſchuſſes aufrechterhalten, weil der Umſtand, 
daſs W. P. an dieſen Wahlen nicht theilgenommen hat, mit 
Rückſicht auf das Verhältnis der abgegebenen Stimmen für 
das Wahlergebnis nicht relevant erſcheint. 

Dieſes Erkenntnis wurde im Inſtanzenwege vom 
Miniſterium des Junern mit der heute angefochtenen Ent- 
ſcheidung vom 23. Jänner 1901, Z. 1138, beſtätigt. 

In der vorliegenden Beſchwerde wird zunächſt geltend 
gemacht, es jei die Statthalterei, beziehungsweiſe das Mini⸗ 
ſterium des Innern nicht berechtigt geweſen, den Beſchluſs 
der Verſammlung der mit Wahleertificaten verſehenen neu— 


gewählten Vertreter des Bezirkes zu caſſiren und den W. P. 


zur Vertretung zuzulaſſen, weil dieſe Verſammlung über 


die Zulaſſung oder Nichtzulaſſung der gewählten Vertreter 
allein und ausſchließlich zu entſcheiden hat, und zwar nach 


Analogie des §. 11 der Geſchäftsordnung für den Landtag 


des Königreiches Böhmen. Das im S. 79 des Bezirksver⸗ 


— 


identiſch. 


tretungsgeſetzes der Statthalterei eingeräumte Anfſichtsrecht 
beziehe ſich nur auf Beſchlüſſe der Bezirksvertretung und des 
Bezirks ausſchuſſes; die Verſammlung der mit Wahleertificaten 
verſehenen Vertreter ſei aber mit der Bezirksvertretung nicht 


Der Verwaltungsgerichtshof fand dieſe Einwendung 


| > niet begründet. 


Es iſt allerdings richtig und bedarf zu feiner Begrün⸗ 
dung nicht erſt der Heranziehung der Analogie der Beſtim⸗ 
mungen über die Agnojeirung der Wahlen in die Landes⸗ 
vertretung, dafs die im §. 39 des Geſetzes über die Bezirks⸗ 


vertretung bezeichnete Verſammlung über die Zulaſſung der 


29 


eter autonom und ohne Zulaſſung eines 
Recurſes zu entſcheiden hat. Mit Rückſicht auf den Wortlaut 
des §. 39 leg. At. könnte die Statthaftigkeit einer inſtanz⸗ 
mäßigen Entiche dung über eventuelle Berufungen gegen die 
Beſchlüſſe dieſer Verſammlung nur dann zugegeben werden, 
wenn im Geſeßze anderweitig eine diesfällige ausdrückliche 
Beſtimmung enthalten wäre, was aber nicht' der Fall ift. 
Die Statthalterei hat jedoch im gegebenen Falle auch 
iz entſchieden, ſondern ihre Entſcheidung durch 
S. 79 leg. cit. ausdrücklich als Ausfluss 
des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes gekennzeichnet. Die Frage 
geht alſo nur dahin, ob der Statthalterei auch gegenüber den 
Acten der im 8.89 leg. eit. erwähnten Verſammlung das 
Recht zur Yusi hung des Staatlichen Aufſichtsrechtes zukommt. 


Darum iſt auch jegliche Berufung auf Analogien der 
Landesordnung, der Landtagswahlordnung und der Ge— 
ſchäftsordnung des Landtages ganz unzutreffend, weil ja den 
Staatsorganen kr Landesvertretung gegenüber ein Auf— 
ſichtsrecht unzweifelhaft nicht zukommt. 

Der F. 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes umſchreibt 
das Staatsaufſichtsrecht dahin, daſs die Statthalterei einer- 
ſeits über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Bezirks 
vertretung oder 1 Bezirksausſchuſſes, durch welche beſte— 
hende Geſetze verletzt oder ſehlerhaft angewendet werden, 
entſcheidet, anderſeits von amtswegen den Vollzug ſolcher 
Beſchlüſſe unterſagt, und zwar im letzteren Falle, nachdem 
ſie ſich hierüber mit dem Landesausſchuſſe in das Einver⸗ 
nehmen geſetzt hat. 

In dieſen Paragraphen wird ſonach allerdings nur 
von Beſchlüſſen der Bezirksvertretung oder des Bezirks- 
ausſchuſſes ausdrücklich geſprochen. Der Hinweis auf die 
Artikel XVI und XXV des Reichsgemeindegeſetzes vom 
5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, beweist aber, dajs der 
§. 79 des Bezirksvertretungsgeſetzes keine Abänderung der 
im Reichsgeſetze enthaltenen grundſätzlichen Beſtimmungen 
über die von den Staatsbehörden den Gemeinden gegenüber 
auszuübende Aufſicht, welche in gleicher Weiſe auch den 
Vertretungen der Bezirke gegenüber zur Anwendung kommen, 
beinhaltet. 

Der Artikel XVI des citirten Reichsgeſetzes beſtimmt 
nun im erſten Satze ganz allgemein: „Die Staatsverwaltung 
übt das Aufſichtsrecht über die Gemeinden dahin, Ddajs 
dieſelben ihren Wirkungskreis nicht überſchreiten und nicht 
gegen die beſtehenden Geſetze vorgehen.“ 

Alle anderen Beſtimmungen ſind nur nähere Aus⸗ 
führungen dieſes oberſten maßgebenden Grundſatzes 


Das Staatsgu fſichtsrecht kann ſonach gegen jeden von 
der Gemeinde ausgehenden öffentlich-rechtlichen Act aus- 
geübt werden, mag dieſer Aet durch welches Organ der 
Gemeinde immer in Erſcheinung gebracht werden, falls dieſer 
Act eben den Wirkungskreis der Gemeinde überſchreitet 
oder gegen ein beſtehendes Geſetz verſtößt. 

Das Staatsgufſichtsre cht erſtreckt ſich ſonach auch auf 
die Acte jener Organe, welche vom Geſetze dazu berufen ſind, 
der Gemeinde eins Vertretung zu ſchaffen und dies iſt umſo 
nothwendiger, alſſeine ordnungsmäßige Zuſammenſetzung 
der Vertretung der Gemeinde die erſte und grundlegende 
Vorausſetzung für die geſetzmäßige Functionirung des Ge- 
meindeorganismus bildet und es widerſinnig wäre, der 
Staatsverwaltungzwar das Riecht einzuräumen, die Actionen 
der Gemeindevertretung auf ihre Competenz und Gejeß- 
mäßigkeit zu prüfen, ihr dagegen nicht zu geſtatten, danach 
zu fragen, ob jenes Organ der Gemeindeverwaltung, von 
welchem dieſe Aetion ausging, überhaupt ſo zuſtande ge⸗ 
kommen und ſo zuſammengeſetzt iſt, wie es das Geſetz 
vorſchreibt. a 

Weil aber nach Artikel XXV des Reichsgemeinde— 
geſetzes die Grundſätze des Artikels XVI auch auf die 
Bezirksvertretungen anzuwenden find, jo muſs der Staats⸗ 
verwaltung nothſſſſdigerweiſe auch die Aufſicht darüber 


gewählten Ve 


5 * 


e e. EA 


zugeſtanden werden, wie die zur a & Bezirkes 
berufenen Organe zuſtande gekommen ſind. 

Da nun das Geſetz zur Entſcheidung darüber, welche 
der gewählten Vertreter des Bezirkes zuzulaſſen ſind, ein 
eigenes Organ geſchaffen hat, nämlich die Verſammlung der 
mit Wahleertificaten verſehenen Vertreter, jo mujs der 
Staatsverwaltung auch gegenüber den auf die Conſtituirung 
der Bezirksvertretung abzielenden Acten dieſer Verſammlung 
das Staatsaufſichtsrecht zukommen, wenn auch der §. 79 
leg. cit. in dieſer Beziehung eine ausdrückliche Beſtimmung 
nicht enthalt. Zur Begründung dieſes Rechtes genügt eben 
der im $. 79 leg. eit. enthaltene Hinweis bi Artikel XVI 
des Reichs sgemeindegeſetzes 

Im vorliegenden Streitfalle war ou die Statt⸗ 
halterei allerdigs berechtigt, den Beſchluſs der Verſammlung 
der Vertreter des Bezirkes T., mit welchem der in der 
Gruppe der Landgemeinden gewählte Vertreter W. P. nicht 
zugelaſſen wurde, auf ſeine Geſetzmäßigkeit zu überprüfen, 
und gegebenen Falles zu caſſiren. . 

Ob aber der diesfällige Ausſpruch der Adminiſtrativ⸗ 
behörde meritoriſch begründet war, hatte der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof, da diesfalls Beſchwerde nic erhoben wurde, | 
nicht zu unterſuchen. 

In zweiter Reihe behauptet die Bei ichwerde, es ſei in | 
dem Falle, wo die Statthalterei berechtigt war, die Nicht⸗ 
zulaſſung des W. P. zu caſſiren und denselben als M itglied 
der Vegirfivertretung zu erklären, die det Wahlagnoſcirung 
nachgefolgte Wahl des Obmannes und der Mitglieder des 
Bezirks sausſchuſſes zu caſſiren geweſen, weil W. P. an dieſer 

Wahl nicht theilnehmen konnte und es für die Beurtheilung 
der Geſetzmäßigkeit einer Wahlhandlung nicht darauf ar ne | 
kommt, ob eine vorgekommene Irregularität auf das Wahl⸗ 


ergebnis einen nachweisbaren Einfluſs ausgeübt bat. 
Verſchiedene 


— 


(Daten über die Ergebniſſe der obli⸗ 
gatoriſchen Krankenverſicherung. Dem kürzlich 
exjchienenen Berichte des k. k. Miniſteriums des 
Innern über die Ergebniſſe der Gebarung und der 

Krankheitsſtatiſtik der nach dem Krankenverſicherungs⸗ 
geſetze eingerichteten Krankencaſſen im Jahre 1899, 
welchem auch eine kurze Überſicht der wichtigſten Ge⸗ 
barungsergebniſſe dieſer Caſſen im abgelaufenen erſten 
Decennium (1890/99) ihrer Thätigkeit beigegeben iſt, 
ſind folgende Daten zu entnehmen: 

Im Jahre 1899 ſtanden 2946 Caſſen (welche 
ſtatiſtiſch verwertbare Jahre 3 geliefert 
batten) mit durchſchnittlich 2, 442.333 (darunter 
155.998 nichtverſicherungspflichtigen Mitglied ern 
in Thätigkeit, und zwar: 

572 Bezirkskrankencaſſen mit 1,007 681 Mit- 
gliedern, 

1357 Betriebskrankencaſſen mit 650.939 Mit- 
gliedern, f 

5 Baukrankencaſſen mit 1 485 Mitgliedern, 

873 ee * 360.536 
Mitgliedern, 

139 Vereinskrankencaſſen (und regifkririe rg 


— 


caſſen mit 421.692 1 


Wittheilungen. 
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Das jubjective i im Beſchwerdewege 
gerichtshofe geltend zu machende Recht eines es Wahlers g 
nicht weiter, als zu verlangen, dajs jene 3 a 
gewählt proclamirt werden, für welche ſich eine 5 
zuſtande gekommene Majorilat ausgeſprochen Sat. 


Ein einzelner Wähler kann daher eine Verlegung des 
ihm zuſtehenden Wahlrechtes nur dann behaupten, wenn er 
nachweiſen kann, dajs der als gewählt Proclamirte entweder 
die vorgeſchriebene Stimmenmajorität 5 
halten hat, oder daſs die Majorität bei Einhaltung des 3 
geſetzlichen Vorganges entweder nicht zuſtande gefomm . 
wäre, oder deren Zuſtandekommen doch zweife 
ſcheinen würde. Er 


Im gegebenen Falle beruht nun die gerügte Sei 
widrigkeit nur darin, daſs ein Wahlberechtigter zm 
nicht zugelaſſen wurde. 


Da nun zugeſtandenermaßen durch dieſe eine Stin 


das Wahlergebnis nicht hätte geändert werden können, zur 
die Ordnungsmäßigkeit der für die gewählten Candid 

abgegebenen Stimmen nicht beſtritten wird und viejelben 
eine jo hohe Ziffer betragen, daſs die Majorität auch 
wenn der Gegenpartei eine Stimme zugezählt 2 
immer noch unberührt bliebe, jo kann in der troßz 


ſchließung des W. P. von der Wahl N — 
erhaltung des Wahlergednißßſes eine die ſubjectiven Rechte 
der Beſchwerdeführer verletzende W der Ad 
ſtrativbehörde nicht erblickt werden. 8 = x 
Demgemäß war die Veicwede als unbe 
abzuweiſen. 1 


Überdies functienirten i im Berichtsjabre — 
geſehen von den im gegenſtändlichen 8 
berückſichtigten „Bruderladen Knappſchaftscaſſe 
361 Lehrlingskrankencaſſen mit 61.363 verſiche 
Lehrlingen. i 

Von den eingangs erwahnten 2946 0 
hatten 44 nicht das ganze Jahr gebart; 
dieſe Caſſen auf ſolche mit ganzjähriger 
tionsdauer reducht, jo ergibt ſich für das Berich 
jahr eine durchſchnittliche Zahl von 2916 Caf 
mit ganzjähriger Gebarung. Aus letzterer Ir 
der obigen Geſammtmitgliederzahl refultirt ein d 
ſchnittlicher Mitgliederſtand von 838 N ſſe 
ſchnittliche Caſſegröße). ER 

"Gegenüber dem Vorjahre (1898) its 
ſichtlich der durchſchnittlichen Zahl der I 
der Mitglieder (2,34 9.7466) und der Caff 
eine Zunahme eingetreten. Werden die 
Daten des Berichtsjahres mit jenen des erf 
(1890) des abgelaufenen Decenniums in 8 
seit, fo zeigt ih, dafs Die Durfinittice de 
Caſſen um 256 (= 97 Procent), jene der 
um 893.508 (= 577 Procent), jene er € 
größe um 256 ( 44 ER 
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der Mitgliederzunahme ſind alle Caſſenkategorien, an 
der Zunahme der Caſſenzahl alle Caſſenarten mit 
Ausnahme der Betriebskrankencaſſen (deren Zahl von 
1427 auf 1343 geſunken iſt) betheiligt. Die Zahl der 
Bezirks krankencaſſen hat ſich im Decennium 1890/99 
nur wenig erhöht (von durchſchnittlich 545 auf 570), 
wohl aber deren Mitgliederzahl (von 550.606 auf 
1,007.68 1) und deren Größe (von durchſchnittlich 


1010 auf 1768 Mitglieder). Die durchſchnittliche 
Größe eines Bezirkskrankencaſſenſprengels hat 


ſich indes von 545˙5 auf 524˙5 Quadratkilometer 
verringert. Ein ſolcher Sprengel umfaſste (1890 und 
1899) 1˙7 Gerichtsbezirke oder 0˙65 (1899: 0˙66) 
politiſche Bezirke. g 

Im Berichtsjahre zählten 44˙9 Procent (gegen 
51˙7 Procent im Jahre 1890) der Caſſen durch- 
ſchnittlich weniger als 200 Mitglieder, 38˙8 Procent 
(38˙4 Procent) derſelben hatten 200 bis 999 Mit- 
glieder und nür 16˙3 Procent (9˙9 Procent) 1000 
Mitglieder und darüber. 


Die Erkrankungs⸗ und Sterblichkeits— 


verhältniſſe im Berichtsjahre werden durch fol— 


gende Ziffern charakteriſirt: 

Es erkrankten von den diurchſchnittlich 
verſicherten 2,442.333 Mitgliedern 992.634 in 
1,261.623 Erkrankungsfällen mit zuſammen 
21,055.310 Krankentagen, beziehungsweiſe Spital- 
verpflegstagen. Die Zahl der Entbindungen belief 
ſich auf 49.319 und wurden hiefür Unterſtützungen 
für 1,349.56 6 Tage geleiſtet. Die Geſammtzahl der 
mit Krankengeldzahlung, beziehungsweiſe mit Spital- 


8 verpflegskoſten verbunden geweſenen Unterſtützungs— 


* 


finanzielle Ergebnis des Berichtsjahres in un⸗ 


fälle betrug ſonach 1,310.942 mit zuſammen 


22.404.876 Krankentagen. Sterbefälle wurden 


23.351 regiſtrirt. 

Seit Beginn der obligatoriſchen Krankenver— 
ſicherung (1. Auguſt 1889) wurden ſeitens der Caſſen 
in rund 10˙2 Millionen Erkrankungs- und Ent- 
bindungsfällen mit 173˙2 Millionen Krankentagen 
und in 200.779 Sterbefällen Geldunterſtützungen 
gewährt. 

Den obigen Daten des Berichtsjahres zufolge 
entfielen auf je 100 Mitglieder durchſchnittlich 51'7 


Erkrankungsfälle (gegen 47˙1 im Durchfchnitte aller 


Jahre des Decenniums 1890/99) und 0˙96 (0˙97) 
Sterbefälle. Weiters entfielen auf je 100 weibliche 
Mitglieder 936 (8˙99) Entbindungen und mit Ein- 


rechnung der Entbindungen auf ein Mitglied über- 


haupt 917 (8˙39) Krankentage Morbilitätsziffer] 
5 Durch dieſe letztere Ziffer erſcheint das Berichts- 
jahr als das ungünſtigſte Gebarungsjahr rückſichtlich 


der Morbilitätsverhältniſſe der Caſſemitglieder ge- 
kennzeichnet. 


Durch letzteren Umſtand wurde auch das 


günſtigſter Weiſe beeinfluſst und blieb hinter jenen der 


früheren Jahre erheblich zurück. 
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Es wurden nämlich im ganzen 45, 118.169 K 
vereinnahmt und 44,138.708 K verausgabt, 
ſo daſs ſich ein Gebarungsüberſchuſs von nur 
979.461 ( 27˙3 Procent der Beitragseinnahme) 
ergab, während die früheren Jahre durchwegs Über— 
ſchüſſe von über zwei Millionen Kronen (im Durch- 
ſchnitte 1890/99 jährlich 2˙57 Millionen K — 8 Pro- 
cent der Beiträge) ermöglichten. Die Einnahmen 
beſtehen der Hauptſache nach (93˙4 Procent) aus 
laufenden Beiträgen per 42,149.885 K; von den 
Ausgaben betreffen 38,700.918 (87˙7 Procent) Ver- 
ſicherungsleiſtungen, beſtehend in 23,257.807 K 
Krankengelder, 6,751.808 K Koſten für ärztliche 
Hilfe, 5,089.395 K Medicamentenkoſten, 2,46 7.993 K 
Spitalsverpflegskoſten und 1,133.915 K Beerdi— 
gungskoſtenbeiträgen. 

Die ſeit Beginn der obligatoriſchen Krankenver— 
ſicherung von den Krankencaſſen nachgewieſenen Ge— 
ſammteinnahmen belaufen ſich auf 355˙24 Mil- 
lionen Kronen (darunter 332˙24 Millionen Kronen 
Beiträge), die Geſammtausgaben auf 327˙51 Mil⸗ 
lionen Kronen (darunter 288˙07 Millionen Kronen 
an Verſicherungsleiſtungen). 

Mit Ende 1899 bezifferte ſich der nach Abzug 
der unbedeckten Abgänge (329.072 K) der (146) 
paſſiven Caſſen verbleibende Geſammtreſervefond 
(das iſt das Geſammtvermögen) aller Caſſen auf 
33,888.610 K, wovon 7,266.524 K auf die Be- 
zirkskrankencaſſen entfallen. 

Nur 562 (19 Procent) der Caſſen konnten ihren 
Reſervefond in dem geſetzlich vorgeſehenen Mindeſt— 
ausmaße (20 Procent der Beiträge) dotiren, doch 
hatten bereits 1030 Caſſen (darunter 869 Betriebs— 
krankencaſſen) zu Beginn des Berichtsjahres einen 
Reſervefond in der geſetzlich geforderten Mindeſthöhe 
angeſammelt. 

Im Decennium 1890/99 bezifferten ſich die 
Jahreseinnahmen pro Mitglied auf durch— 
ſchnittlich 1715 K (1899: 18˙47 K), die Jahres— 
ausgaben pro Mitglied auf 15˙87 (1899:18°07 K), 
wovon 13˙96 (15˙85) K auf die Verſicherungs— 
leiſtungen und 1˙25 (1˙39) K auf Verwaltungskoſten 
entfallen. Der für Verſicherungsleiſtungen pro 
Mitglied verausgabte Betrag ſetzt ſich aus folgenden 
Poſten zuſammen: Krankengeld 8˙29 (9°52) K, Arzte— 
koſten 2˙52 (2˙77) K, Medicamentenkoſten 1˙84 
(2:08) K, Spitalverpflegskoſten 0˙87 (101) K, Be— 
erdigungskoſtenbeiträge 0˙44 (0˙47) K. 


(Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 28. Jänner 1902, mit welcher der in der 
Verordnung vom 9. Februar 1901, R. G. Bl. 
Nr. 11, feſtgeſetzte Termin für die Ein- 
löſung der Silberſcheidemünzen zu 20, 10 
und 5 kr. ö. W. zum halben Nennwerte bis 
auf Weiteres verlängert wird.) Die bezügliche 
Verordnung iſt im V. Stücke des R. G. Bl. Nr. 23 
publicirt. 
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(Autoriſirung von Verſicherungstech— 
nikern.) Dem Beamten des J. allgemeinen Beanıten- 
vereines der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie in 
Wien Dr. Alfred Haucke und dem k. k. Rechnungs- 
official im . für Privatverſicherung des 
Miniſteriums des Innern Wilhelm Ludwig wurde in 
Gemäßheit der §§. 1 und 2 der Verordnung der 
Miniſterien des Innern und für Cultus und Unter- 
richt vom 3. Februar 1895, R. G. Bl. Nr. 23, die 
behördliche Autoriſirung als Verſicherungstechniker 
ertheilt und wurden dieſelben von der k. k. Statt— 
halterei in Wien in Eid und Pflicht genommen. 


(Fürſorge für verkrüppelte Kinder in 
Niederöſterreich.) Der Landtag hat, wie bereits des 
Näheren im Verordnungsblatte Nr. 20 ex 1901 *)mit- 
getheilt wurde, den Landesausſchuſs ermächtigt, arme ver⸗ 
krüppelte, aber geiſtig geſunde, nach Niederöſterreich zu= 
ſtändige Kinder ohne Unterſchied der Confeſſion in den 
vom katholiſchen Waiſenhilfsvereine zur Erziehung von 
ſolchen Kindern errichteten Anſtalten unterzubringen. 
Die Verpflegskoſtenzahlung beträgt 1 K 20 h pro 
Kopf und Tag. Zur Aufnahme in die bezeichneten 
Anſtalten ſind Knaben und Mädchen, welche mit 
einem körperlichen Gebrechen behaftet ſind, ſich aber 
allein oder mit Beihilfe fortbewegen können, im ſchul⸗ 
pflichtigen Alter geeignet. Die Erziehung erſtreckt ſich 
bis zur Vollendung der Schulpflicht, kann aber in beſon⸗ 
deren Fällen auch bis zur Vollendung des 16. Lebens⸗ 
jahres fortgeſetzt werden. Die zuſtändigen Armen⸗ 
behörden (beziehungsweiſe die Gemeinde Wien) haben 
von der täglichen Verpflegsquote für die von ihnen 
präſentirten Kinder 70 h pro Kopf und Tag zu 
entrichten, während der reſtliche Theil der Verpflegs— 


5 Seite 309. 


gebür bei nachgewieſener Uneinbringlichkeit aus dem 
niederöſterreichiſchen Siechenhausfonde beſtritten wen 
den fann. 


(Fluſsregulirungsbauten in Galizien) 


Das Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das 
Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem 
Großherzogthum Krakau enthält unter Nr. 103 
ex 1901 das Landesgeſetz vom 18. September 1901, 
betreffend die im Sinne des §. 5, Abſatz 1 des Geſetzes 
vom 11. Juni 1901, R. G. Bl. Nr. 66, im König⸗ 
reiche Galizien und Lodomerien mit dem Großherzog⸗ 
thume Krakau auszuführenden Regulirungsbauten. 


(Statute der Landes-Irren⸗ und der 
Landes-Krankenanſtalt in Czernowitz.) Das 
am 15. Jänner d. J. ausgegebene II. Stück des Geſetz⸗ 
und Verordnungsblattes für das Herzogthum Buko⸗ 
wina enthält unter Nr. 2 die Kundmachung des 
Landesausſchuſſes vom 28. December 1901, 3. 6386, 
betreffend das vom Landtage in der Sitzung vom 
16. Juli 1901 beſchloſſene, mit Erlaſs des Miniſteriums 
des Innern vom 16. December 1901, Z. 45785, ge⸗ 
nehmigte Statut für die öffentliche allgemeine Buko⸗ 
winaer Landes-Krankenanſtalt in Czernowitz; das am 
25. Jänner d. J. ausgegebene III. Stück des L. G. 
und V. Bl. unter Nr. 3 die Kundmachung des 
Landesausſchuſſes vom 31. December 1901, 8. 6526, 
betreffend das vom Landtage in der Sitzung vom 
11. April 1900 beſchloſſene, mit dem Erlaſſe des 
Miniſteriums des Innern vom 20. December 1901, 
Z. 45783, genehmigte Statut für die öffentliche allge⸗ 
meine Landes-Irrenanſtalt in Czernowitz. 


(Index zum Verordnungsblatte.) Das 
Inhaltsverzeichnis des erſten Jahrganges (1901) des 
„Verordnungsblattes des Miniſteriums des Innern 
(Hauptblatt und Beiblatt) gelangt anfangs März d. J 
zur Verſendung. 


Titerakuranzeigen. 


Sammlung der nach 1 mündlicher Verhandlung 
geſchöpften Erkenntniſſe desk. k. Reichsgerichtes. 
Begründet von weiland Dr. Anton Hye Freiherrn 
v. Glunek, fortgeſetzt von Dr. Karl Hugelmann. 
XI. Theil. Zweites Heft: Jahrgang 1899, Wien 1901. 
Manz. 

Entſcheidungen des k. k. Oberſten Gerichtshofes in Civil⸗ 
und Juſtizverwaltungsſachen, veröffentlicht von dieſem 
Gerichtshofe. Fortſetzung der von Dr. Rudolf Nowak 
begründeten Sammlung der Entſcheidungen des kek. 
Oberſten Gerichtshofes in Civilſachen. Neue Folge, 
II. Band. Wien 1902. Manz. 347 S. 


Entſcheidungen des k. k. Oberſten Gerichts- als Caſſations⸗ 
hofes, veröffentlicht von der k. k. Generalprocuratur. 
Fortſetzung der von Dr. Rudolf Nowak begründeten 
Sammlung der Plenarbeſchlüſſe und Entſcheidungen 
des k. k. Oberſten Gerichts- als Caſſationshofes. Neue 
Folge, III. Band. Wien 1902. Manz. XXVIII, 416 © 


Das Strafgeſetz über Verbrechen, Vergehen und Über⸗ 
tretungen vom 27. Mai 1852, R. G. Bl. Nr. 117, 
ſammt den dasſelbe ergänzenden und erläuternden Ge⸗ 
ſetzen und Verordnungen unter Anführung ein⸗ 
ſchlägiger Beſchlüſſe und Entſcheidungen des Oberſten 
Gerichts- und Caſſationshofes. 1. Abtheilung. 19. Auf⸗ 
lage. Wien, 1902. Manz . e der öſter⸗ 
reichiſchen Geſetze, IV. Band), X, 560 S. (3 K 90 h, 
geb. 4 K 90 h). 

Goirand Leopold. Die deutſchen, öſterreichiſchen und unga⸗ 
riſchen Actiengeſellſchaften im franzöſiſchen Recht. Wien. 
Manz. 1902. VI, 115 S. 

Pininski Leo Graf, Dr. Begriff und Grenzen des Eigen⸗ 
thumsrechts 85 römiſchem Recht. Wien. 1902. 
Manz. IV, 118 S 

Das private Berſicherungsweſen in Preußen. Von Sue 
von Knebel⸗-Doeberitz und Dr. Hermann Broecker. 
Erſter Band: Die Aufſicht des Reichs und der deutſchen 


Bundesſtaaten über die privaten Verſicherungsunter⸗ 


nehmungen. Berlin 1902. Ernſt Siegfried Mittler und 


Sohn. XII, 207 S. (7 K 20 h). 
Calvi Primo, k. k. Bezirkshauptmann. Darſtellung des 
politiſchen Bezirkes Hietzing Umgebung durch umfaſſende 
Beſchreibung aller Dörfer, Ortſchaften, Kirchen, 
Schulen, Schlöſſer, Anſtalten und bemerkenswerten 
Objecte ꝛc. Topographiſch-ſtatiſtiſch-hiſtoriſch bearbeitet 
und nach den beſtehenden drei Gerichtsbezirken Hietzing 
(Land, Purkersdorf und Neulengbach, mit den dazu 
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gehörigen 31 Ortsgemeinden, alphabetiſch eingetheilt. 
Mit einer geologiſchen Karte und zahlreichen Illuſtra⸗ 
tionen. Wien 1901. Selbſtverlag. 484 S. (Von der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft Hietzing um 10 K zu beziehen.) 

Halle Ernſt von, Dr. Volks- und Seewirtſchaft. Reden und 
Aufſätze. 1. Band. Die deutſche Volkswirtſchaft an der 
Jahrhundertwende. XV, 219 S. 2. Band. Weltwirt⸗ 
ſchaftliche Aufgaben und weltpolitiſche Ziele. VI, 252 S. 
Berlin 1902. Ernſt Siegfried Mittler und Sohn. (Beide 
Bände 6 K 60 h). 


Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließzung vom 4. Februar l. J. dem 
Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern Leopold 
Grafen Auersperg den Titel und Charakter eines 
Sectionschefs allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 27. Jänner l. J. dem 
Oberbaurathe des Staatsbaudienſtes in Galizien Johann 
Matula anlässlich der erbetenen Übernahme in den 
dauernden Ruheſtand in Anerkennung ſeiner vieljährigen, 
pflichttreuen und vorzüglichen Dienſtleiſtung den Titel eines 
Hofrathes mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 30. Jänner l. J. dem 
Bezirkshauptmann in Kaaden Karl Blach anlässlich ſeiner 
Beſtimmung zum überwachenden Bezirkshauptmanne in 
Saaz den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat die Statthaltereiſecretäre Stanislaus 
Korytowski und Ladislaus Marek zu Bezirkshaupt⸗ 
männern und die Bezirkscommiſſäre Severin Semler 
und Robert Girtler v. Kleeborn zu Statthalterei- 
jecretären in Galizien, weiters den Polizeiconcipiſten Stefan 
Dziewinski zum Polizeicommiſſär im Stande der Kra— 
kauer Polizeidirection; ferner den Polizeioberbezirksarzt 
kaiſerlichen Rath Dr. Anton Merta zum Polizeichefarzte 
und den Polizeibezirksarzt Dr. Karl Hirſch zum Polizei⸗ 


Soberbezirksarzte im Stande der Wiener Polizeidirection, 


ſchließlich den Ingenieur Rudolf Schneider zum Ober— 
ingenieur, den Bauadjuncten Karl Puchner und den In— 
genieur bei der Elektrieitäts-Actiengeſellſchaft vormals 
Schuckert & Comp. in Nürnberg Georg Ritter v. Thaa zu 
Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Steiermark, und 
den Bauadjuncten Anton Jahn zum Ingenieur für den 
Staatsbaudienſt in Oberöſterreich ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Poſt— 
conceptspraktikanten Karl Baumann und den abſolvirten 
Rechtshörer Paul Nikola zur Ablegung der Probepraxis 
für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen; weiters hat der 
Statthalter die Officiale Joſef Orban und Theodor 
Oſecky zu Hilfsämter-Directionsodjuneten und die Kanz— 
liſten Johann Mohr, Georg Tandler und Friedrich 
Schober zu Officialen im Stande der Wiener Polizei— 

direction, ſchließlich den Revierinſpector der XI. Rangsclaſſe 


Wenzel Krebs zum Revierinſpector der X. Rangsclaſſe 
und den k. und k. Oberlieutenant Johann Eyberger zum 
Revierinſpector der XI. Rangsclaſſe im Stande der Wiener 
Sicherheitswache ernannt. 


Der Statthalter in Trieſt und im Küſtenlande hat den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Guido Pazze (Pola) bei 
gleichzeitiger Verſetzung nach Luſſin zum Statthaltereicon— 
cipiſten ernannt; weiters den Bezirkscommiſſär Dr. Bern— 
hard Karminski (Luſſin) nach Gradisca, den Statt— 
haltereiconcipiſten Dr. Wolfgang Ritter v. Vintſchgau 
(Tolmein) nach Seſana, den Statthaltereiconcipiſten Dr. 
Albert v. Hirſch (Parenzo) nach Tolmein und den Statt» 
ri Otto Huber (Trieſt) nach Pola 
verſetzt. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
abſolvirten Techniker Joſef San dong zum Bauadjuncten 
für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt 
und der Bezirkshauptmannſchaft Trient zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen; ferner hat der Statthalter den Polizeiofficial 
Karl Torzi in Roveredo die erbetene Verſetzung in den 
dauernden Ruheſtand bewilligt. 

Der Ingenieur des Staatsbaudienſtes in Tirol und 
Vorarlberg Franz Novotny (Trient) iſt am 23. Jänner 
l. J. geſtorben. 


Der Statthalter in Mähren hat den Statthalterei— 
coneipiften Ernſt Kraßmar(Mähr.⸗Oſtrau) bei gleichzeitiger 
Verſetzung nach Kremſier zum Bezirkscommiſſär, die Statt— 
haltereiconceptspraktikanten Victor Mildſchuh und Alfred 
Johanny zu Statthaltereiconcipiſten ernannt; weiters hat 
der Statthalter den Bezirkscommiſſär Joſef Kräl (Holle- 
ſchau) nach Mähr.⸗Oſtrau und den Statthaltereiconcipiſten 
Johann Prochäzka (Kremſier) nach Holleſchau verſetzt; 
ſchließlich den abſolvirten Rechtshörer Guſtav Parma zur 
Ablegung der Probepraxis für den Conceptsdienſt bei der 
Brünner Polizeidirection zugelaſſen. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Bezirks— 
obercommiſſär Joſef Ritter v. Jaxa-Bobowski (Bielitz 
nach Freiſtadt, ferner den Landesregieruugs-Concepts— 
praktikanten Valentin Zaar (Troppau) nach Bielitz verſetzt 
und den Landesregierungs-Conceptspraktikanteu Ottokar 
Rothe (Freiſtadt) zur Dienſtleiſtung bei der Landesregie— 
rung einberufen; ferner den Rechnungspraktikanten der 
Finanzdirection in Troprau Guſtav Chriſt zum Rech- 
nungspraktikanten im Rechnungsdepartement der Landes- 
regierung ernannt. 
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Der Statthalter in Galizien hat den abſolvirten 
Rechtshörer Wladimir Ottmann zur Ablegung der Probe⸗ 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und den 
abſolvirten Hörer der techniſchen Hochſchule Leonard 
Kwak als Baupraktikanten in den galiziſchen Staatsbau⸗ 
dienſt aufgenommen. 


Concursausſchreibungen. 
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Der Statthalter in Dalmatien hat den Bezirks- 


commiſſär Lucas Moscovita (Statthalterei) der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Imotski zur Dienſtleiſtung zugewieſen; 
ferner die Dienſtesreſignation des Statthaltereiconecipiſten 
Johann Kwiatkowski angenommen. a 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich im Stande der Wiener Kranken⸗ 
anſtalten für das durch das Kaiſer Franz Joſeph-Regierungs⸗ 
Jubiläums-Kinderſpital der Gemeinde Wien und das 
Georg Kellermann'ſche Kinderſpital erweiterte Wilhelminen⸗ 
Spital die Stelle eines Directors in der VI. Rangsclaſſe. 
Bewerber um dieſe Stelle haben ihren vorſchriftsmäßig 
geſtempelten Geſuchen den Tauf- oder Geburtsſchein, den 
Heimatsſchein, ſowie die ſonſtigen Perſonaldocumente, ferner 
das Diplom über die Erlangung des Doctorgrades der 
geſammten Heilkunde an einer öſterreichiſchen Univerſität, 
endlich die Zeugniſſe über ihre bisherige Verwendung anzu⸗ 
ſchließen. Die Geſuche ſind, wenn die Bewerber bereits im 
öffentlichen Dienſte ſtehen, im Wege der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde, ſonſt unter Anſchluſs eines amtsärztlichen Gejund- 
heits⸗ und legalen Sittenzeugniſſes unmittelbar beim Prä⸗ 
ſidium der Statthalterei bis längſtens 20. Februar 1902 
einzubringen. Die Ernennung erfolgt mit der Rechtswirk⸗ 
ſamkeit vom 1. Juni 1902 derart, daſs der Ernannte mittſer⸗ 
weile verpflichtet ſein wird, ſoweit noch thunlich bei der 
inneren Einrichtung der neuen Spitalsgebäude, dann bei 
der Organiſation des Betriebes u. ſ. w. in entſprechender 
Weiſe mitzuwirken; ferner drei Primararztſtellen 
II. Claſſe, und zwar je eine Vorſtandsſtelle der Infections⸗, 
der internen und der chirurgiſch-orthopädiſchen Abtheilung 
für Kinder in der VIII. und mit den Bezügen der 
IX. Rangsclaſſe. Dem als Leiter der Inſectionsabtheilung 
fungirenden Primararzt wird nebſt den normalmäßigen 
Bezügen überdies eine in die Penſion nicht einrechenbare 
Perſonalzulage von 1200 K, welche bei einer künftigen Er- 
höhung der Bezüge dementſprechend eingezogen wird, zuer- 
kannt. Bewerber um dieſe Stellen haben ihren vorſchrifts⸗ 
mäßig geſtempelten Geſuchen den Tauf- oder Geburtsſchein, 
den Heimatsſchein, das Diplom über die Erlangung des 
Doctorgrades der geſammten Heilkunde an einer öſterreichi⸗ 
ſchen Univerſität, ſowie die ſonſtigen Dienſtesdocumente und 
Nachweiſe über ihre theoretiſche und praktiſche Vorbildung, 
insbeſondere in der Behandlung von Kinderkrankheiten anzu⸗ 


ſchließen. Die Geſuche ſind, wenn die Bewerber bereits im 
öffentlichen Dienſte ſtehen, im Wege der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde, ſonſt unter Anſchluſs eines amtsärztlichen Geſund⸗ 
heits- und legalen Sittenzeugniſſes bei der Statthalterei bis 


längſtens 20. Februar 1902 einzubringen. Jenen Be⸗ 


werbern, welche überdies bei gleicher ſonſtiger Qualification 
praktiſche Erfahrungen in der Behandlung von In⸗ 
fections krankheiten, eine ausreichende wiſſenſchaftliche Be- 
fäh gung, ſowie die nothwendige Vorbildung in epidemiologi⸗ 


ſcher und bacteriologiſcher Hinſicht, beziehungsweiſe praktiſche 


Erfahrungen in der Orthopädie nachzuweiſen vermögen, 
wird der Vorzug eingeräumt. Die Ernennung erfolgt mit 
der Rechtswirkſamkeit vom 1. Juni 1902 derart, dass die 
Ernannten mittlerweile verpflichtet ſein werden, ſoweit noch 
thunlich, bei der inneren Einrichtung der neuen Spitals⸗ 
gebäude, dann bei der Organiſation des Betriebes u. ſ. w. 
in entſprechender Weiſe mitzuwirken; — ſchließlich bei der 
Wiener Polizeidirection drei, eventuell mehrere Kanz⸗ 
liſtenſtellen der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe 
Stellen, rückſichtlich welcher den mit dem Beamteneertificate 
verſehenen Unterofficieren der Vorzug eingeräumt iſt, haben 
ihre eigenhändig geſchriebenen Geſuche mit den im Geſetze 
vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, und der Mini⸗ 
ſterialverordnung vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98, 
vorgeſchriebenen Belegen, insbeſonders dem Anſpruchs⸗ 
certificate, den Sittendocumenten, dem Geſundheitszeugniſſe, 
ſowie dem Nachweiſe über die bei einer k. k. Civilſtaats⸗ 
behörde durch Praxis erlangte Befähigung für den Kanzlei⸗ 
und Manipulationsdienſt längſtens bis 28. Februar 1902 
beim Präſidium der Polizeidirection im Dienſtwege einzu⸗ 
bringen. Bemerkt wird, dass jene anſpruchsberechtigten Be⸗ 
werber, welche den Nachweis über die bei dieſer Polizei⸗ 


direction mit gutem Erfolge zurückgelegte ſechsmonatliche 


Probepraxis zu erbringen vermögen, den Vorzug haben. 


In Tirol und Vorarlberg eine Polizeioffieials⸗ 
ſtelle der X. Rangsclaſſe, eventuell eine Polizeikanz⸗ 
liſtenſtelle der XI. Rangsclaſſe. Geſuche ſind beim Statt⸗ 
haltereipräſidium bis 28. Februar l. J. einzubringen. 


Aus dert. k Hof- und Staatsdruckerei. 


Jahrgang 1902. 
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Sefeße und Verordnungen. 


Geſetz vom 22. Februar 1902, 


womit 


für das Jahr 1902 die Geltungsdauer der Feſt⸗ 

ſetzung der Reerutencontingente verlängert und die 

Aushebung derſelben bewilligt wird, R. G. Bl. 
Nr. 41. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichs— 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Die im $. 14 des Wehrgeſetzes vom 11. April 
1889, R. G. Bl. Nr. 41, beziehungsweiſe im Geſetze 
vom 28. December 1892, R. G. Bl. Nr. 239, enthal- 
tene Feſtſetzung der zur Erhaltung des Heeres, der 
Kriegsmarine und der Landwehr erforderlichen jähr— 
lichen Recrutencontingente wird für das Jahr 1902 
verlängert. 


Artikel II. 


Die Aushebung der im Artikel J bezeichneten 
Recrutencontingente, und zwar 

59.211 Mann für das Heer und die Kriegs- 
marine, 

10.000 Mann für die Landwehr, nebſt den 
geſetzmäßig für letztere von Tirol und Vorarlberg zu 
ſtellenden Recruten, und 

der Erſatzreſerve, 


aus den vorhandenen Wehrfähigen der geſetzlich 
berufenen Altersclaſſen wird für das obgenannte 
Jahr bewilligt. 


Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Kund⸗ 
machung in Kraft und wird mit deſſen Vollzuge Mein 
Miniſter für Landesvertheidigung betraut, welcher 
diesfalls mit Meinem Reichskriegsminiſter das Ein⸗ 
vernehmen zu pflegen hat. 


Wien, am 22. Februar 1902. 


Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Welſersheimb m. p. 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Rürnten, 


Der vom Landtage des Herzogthumes Kärnten 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Trennung der Ortsgemeinde Augsdorf, hat 
unter dem 7. Februar d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Landesgeſetz für das Vönigreich Gali⸗ 
zien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau. 


Der vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Einverleibung der Gemeinde Ruska wies 
und von Attinenzen der Gemeinden Staro— 
niwa und Drabinianka in die Stadtgemeinde 
Rzeszöw, hat unter dem 9. Februar d. J. die Aller⸗ 
höchſte Sanction erhalten. 


Verordnung des Geſammtminiſteriums 
vom 15. Februar 1902, B. G. Bl. 
Ur. 34, 


mit welcher 


auf Grund des Geſetzes vom 5. Mai 1869, R. G. Bl. 

Nr, 66, für die reichsunmittelbare Stadt Trieſt 

mit ihrem Gebiete Ausnahmsverfügungen getroffen 
werden. 


Auf Grund des Geſetzes vom 5. Mai 1869, 
R. G. Bl. Nr. 66, werden infolge eines vom Ge⸗ 
ſammtminiſterium am 15. Februar 1902 gefaſsten 
Beſchluſſes nach eingeholter Allerhöchſter Genehmigung 
die Beſtimmungen der Artikel 8, 12 und 13 des 
Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, für die reichsunmittelbare Stadt Trieſt und 
ihr Gebiet zeitweilig ſuspendirt. 


Rückſichtlich der Wirkungen dieſer Suspenſion 
haben folgende Beſtimmungen des Geſetzes vom 


5. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 66, in Anwendung zu 
kommen, und zwar die Beſtimmungen: 


1.) des §. 3, lit. c), 
2.) des §. 6, lit. a) und b), 
3.) des §. 7, lit. a) und b), 
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dann, inſoweit es ſich um die Beſtrafung der 
Übertretungen gegen die daſelbſt enthaltenen Vor— 
ſchriften handelt, der §. 9 des Geſetzes vom 5. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 66. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 
Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit. 


alte 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern Erlass des Minifteriums des Innern 


vom 15. Februar 1902, 3. 5713, 


betreffend 
die Auswanderung nach Südafrika. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Dem k. k. Miniſterium des Innern iſt die Mit- 
theilung zugekommen, daſs die Behörden der Cap— 
colonie und Natals mit Rückſicht auf die Einführung 
des Kriegsrechtes in allen ſüdafrikaniſchen Häfen die 
Landung daſelbſt, vom 1. Jänner d. J. angefangen, 
nur ſolchen Perſonen geſtatten, die einen von einem 


vom 19. Februar 1902, 3. 7002, 


betreffend 


die Zurückziehung der den Landesſtellen mit dem 

Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 7. Juni 

1855, 3. 11584, ertheilten Ermächtigung zur Be⸗ 

willigung kleinerer wechſelſeitiger Feuer- und Vieh⸗ 

verſicherungsvereine (ſogenannter Bauernaſſe⸗ 
curanzen). 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Mit dem hierortigen Erlaſſe vom 7. Juni 1855, 


engliſchen Conſulate ausgeſtellten Erlaubnisſchein vor⸗„Z. 11584, wurde zur künftigen Nachachtung aus— 


zuweiſen in der Lage ſind. 
Jeder Bewerber um ein ſolches Certificat wird 


nachweiſen müſſen, daſs er im Beſitze von mindeſtens , 


100 Pfund Sterling oder in einer Stellung iſt, durch 
die er nach feiner Ankunft in Südafrika ſich zu er: 


halten vermag, dafs feine Reiſe nach der Capcolonie 


oder Natal mit Beziehung auf den daſelbſt herrſchen— 
den Kriegszuſtand bona fide erfolgt, und dafs er nicht 
früher aus jenen Gebieten deportirt oder wegen Be— 
dürftigkeit ausgewieſen worden iſt. 


Auch dieſer Erlaubnisſchein gibt aber nur die 
Berechtigung zur Landung, nicht aber zur Weiter— 
reiſe ins Innere des Landes. Zu letzterem Zwecke iſt 
vielmehr noch um die beſondere Erlaubnis der Behörde 
des Debarcationshafens anzuſuchen. 

Was die Erwerbsverhältniſſe in den genannten 
Territorien anbelangt, ſo darf angenommen werden, 
dass dieſelben ſich noch immer nicht günſtig geſtaltet 
haben. 

Es ſind nämlich in den ſüdafrikaniſchen Häfen 
Tauſende von Perſonen verſammelt, die auf eine 
Gelegenheit zur Heimreiſe warten. 

Unter ſolchen Umſtänden erſcheint es geboten, 
die Bevölkerung neuerlich (V. Bl. Nr. 19 vom 
30. November 1901, Seite 288) vor der Aus— 


wanderung nach Südafrika eindringlich zu warnen. 


geſprochen, daſs als Vereine für Feuerverſicherungs— 
anſtalten im Sinne des §. 2, lit. h, und §. 4 des 
kaiſerlichen Patentes vom 26. November 1852, 
5. Bl. Nr. 253, nicht anzuſehen ſeien: 


a) Vereine, bei welchen die Beitragsle ſtungen der 
Vereinsmitglieder bloß verſprochen, nicht aber 
rechtsbindend zugeſichert werden; 


b) Vereine, bei denen die Entſchädigungen aus den 
Erträgniſſen ſogenannter Brandcaſſen geleiſtet 
werden, welche entweder dritte Perſonen dotirt 
haben, oder welche zwar von den Verſicherten 
ſelbſt begründet und erhalten werden, dafür aber 
auch ihre Betheiligung nur auf dieſe und ihre 
eachfolger beſchränken, jo daſs andere Perſonen 
nicht beitreten können. 


Dagegen wurde ausgeſprochen, dafs 


e) jene Vereine, bei welchen wohl die Beitrags— 
leiſtung der Verſicherten und deren Entſchidi— 
gungsanſpruch bei einem erlittenen Feuerſchaden 
rechtsbindend feſtgeſtellt werden, zwar allerdings 
Verſicherungsvereine im ſtreng geſetzlichen Wort— 
verſtande fein können, ſolche aber inſolange nicht 
als Verſicherungs anſtalten im Sinne des 
8.2, lit. h des eitirten kaiſerlſchen Patentes 
anzuſehen ſeien, bevor ſie ihre Einrichtungen 
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nicht derart ausgeſtaltet haben, daſs eine mög— 
lichſt geſicherte Einbringung der Prämien und 
eine dem wirklichen Schaden entſprechende Ent— 
ſchädigungsleiſtung gewährleiſtet ſei. 


Die Bewilligung zu der Errichtung ſolcher als 
„uneigentliche und unvollkommene Aſſecuranzvereine“ 
bezeichnete Aſſociationen, deren Thätigkeit jener der 
Unterſtützungsvereine am nächſten kommt, wurde daher 
unter gewiſſen Vorſichten dem Wirkungskreiſe der 
Landesſtellen (8. 6 des kaiſerlichen Patentes vom 
26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253) ſolange 
vorbehalten, als ſie ſich nicht zu eigentlichen Aſſe— 
curanzanſtalten conſolidirt haben würden. 


Was zunächſt die oben sub a) und b) er- 
wähnten Vereine anbelangt, ſo wurde deren Bildung 
ſeither, inſoweit dieſelben lediglich Unterſtützungs— 
zwecke verfolgen, beziehungsweiſe die Vereinsleiſtungen 
fallweiſe von dem Ermeſſen der Vereinsleitung und 
dem Vorhandenſein disponibler Mittel abhängig 
machen und den Mitgliedern daher einen rechtlichen 
Anſpruch auf die Gewährung einer beſtimmten Unter⸗ 
ſtützung nicht einräumen, durch das Geſetz über das 
Vereinsrecht vom 15. November 1867, R. G. Bl. 
Nr. 134, von der Wirkſamkeit des kaiſerlichen 
Patentes vom Jahre 1852 ohnehin ausgeſchaltet. 


Was jedoch die ſeinerzeit als unvollkommene 
Verſicherungsvereine bezeichneten ſogenannten Bauern- 
aſſecuranzen anlangt, ſo wurde die Wahrnehmung 
gemacht, dass dieſelben in ihrer den Bedürfniſſen des 
Verſicherungsbetriebes nicht genügenden Organiſation 
und Einrichtung den in ſie geſetzten Erwartungen 
keineswegs entſprochen haben, vielmehr einer ratio- 
nellen Entwicklung des Verſicherungsbetriebes auf dem 
flachen Lande geradezu hinderlich im Wege ſtanden, 
indem ſie ihre Mitglieder von einer entſprechenden 
Verſicherungsnahme abhielten, ohne denſelben ſelbſt 
eine ſolche zu gewähren. ; 


Demzufolge und mit Rückſicht auf den Umſtand, 
dass das fortſchreitende Verſicherungsbedürfnis einer- 
ſeits und der Fortſchritt in der Entwicklung der 
Technik des Verſicherungsbetriebes anderſeits eine 
ordnungsmäßige, die Intereſſen der Verſicherungs— 
nehmer wahrende Einrichtung auch der localen Ver— 
ſicherungsaſſociationen erfordert, wenn dieſe in dem 
Fluſſe der Entwicklung überhaupt ihre Exiſtenz— 
berechtigung bewahren ſollen, wurden durch die Mini- 
ſterialverordnung vom 5. März 1896, R. G. Bl. 
Nr. 31, für die Kategorie der ſogenannten kleineren 
gegenſeitigen Verſicherungsvereine hinſichtlich deren 
Errichtung und Einrichtung zwar erleichternde Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen, deren Genehmigung aber wie für 
größere Verſicherungsanſtalten der hierſeitigen Com- 
petenz vorbehalten, wodurch implieite die mit dem 
eingangs erwähnten Erlaſſe getroffene Normalver⸗ 
fügung aufgehoben war. 


Da jedoch die Wahrnehmung gemacht wurde, 2 
daſs auch ſeit dem Jahre 1896 die Errichtung ſolcher 
Vereine von einzelnen Landesſtellen auf Grund der 


ihnen mit dem eingangs bezogenen Normalerlaſſe 
ertheilten Ermächtigung bewilligt wird, findet ſich das 
Miniſterium des Innern beſtimmt, dieſe den Landes- 
ſtellen ſeinerzeit eingeräumte Ermächtigung zur Be⸗ 


willigung localer Feuer- und Viehverſicherungsvereine 


nunmehr ausdrücklich zurückzuziehen und anzuordnen, 
daſs Geſuche um die Bewilligung derartiger Vereine 
ausnahmslos dem Miniſterium des Innern zur 
Schluſsfaſſung vorzulegen find. 


Hiedurch bleibt der den Landesſtellen durch das 
Geſetz über das Vereinsrecht vom 15. November 1867, 
R. G. Bl. Nr. 134, eingeräumte Wirkungskreis unbe⸗ 
rührt; es wird jedoch ausdrücklich bemerkt, daſs Ver⸗ 
eine, welche den Zweck der Unterſtützung ihrer Mit⸗ 
glieder in Brandfällen bezwecken, als Unterſtützungs⸗ 


vereine nur dann anzuſehen ſind, wenn, wie oben 


erwähnt, den Mitgliedern rechtliche Anſprüche auf 
Vereinsleiſtungen weder überhaupt noch in beſtimmter 
Höhe eingeräumt ſind. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 20. Februar 1902, 3. 7140, 


betreffend 


die Prüfung von Wahlen in die Gemeindever⸗ 
tretungen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Anlässlich der Wahl einer Gemeindevertretung 


hat ſich der Fall ereignet, dass ſeitens der vorgeſetzten 


politiſchen Behörde die Wahl eines der Gewählten 5 


wegen mangelnder Wählbarkeit außer Kraft geſetzt 


wurde, wenige Tage ſpäter aber infolge einer recht . 


zeitig gegen das Wahlverfahren eingebrachten Ein⸗ 
wendung die dieſelbe Perſon betreffende Wahlhand— 


lung annullirt und eine Neuwahl angeordnet werden 


mujste. 


Da ein derartiger Vorgang im Hinblide auf die 
Verſchiedenartigkeit der Rechtsfolgen der beiden Ent⸗ 
ſcheidungen einerſeits und der Normen über die Zu⸗ 
läſſigkeit einer Anfechtung derſelben im Inſtanzenzuge 
anderſeits zu Verwicklungen führen kann, und da 
jedenfalls die erſterwähnte Entſcheidung als überflüſſig 
erſcheint, da ſie durch die nachfolgende gegenſtandslos 
gemacht wird, ſo findet das Miniſterium des Innern 
anzuordnen, dafs in die Prüfung der Wählbarkeit 
eines Gewählten erſt dann einzugehen iſt, wenn die zur 
Einbringung von Einwendungen gegen das Wahlver⸗ 


fahren feſtgeſetzte Präcluſivfriſt unbenützt verſtrichen — 


e 
1 . 
eh 


Staats-, 


oder über eingebrachte Einwendungen endgiltig ent- 
ſchieden iſt. N 

Hievon find die unterſtehenden Bezirkshaupt— 
mannſchaften zur Darnachachtung zu verſtändigen, 


und iſt auch bei analogen geſetzlichen Vorausſetzungen 


— 
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der gleiche Vorgang ſeitens der k. k. Dandesregierung 


zu beobachten, wenn es ſich um Wahlen der Ge— 
meindevertretungen in Städten mit eigenem Statute 
handelt. N 


Zudicat'e. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
25. October 1901, 3. 8372. 


Amtsſitz der Gemeindebeamten nach §. 10 des Heimats⸗ 


geſetzes. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde der Stadtgemeinde Znaim gegen 
die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
31. März 1900, 3. 3295, betreffend ein Heimatsrecht, mit 
der nachſtehenden Motivirung als unbegründet abgewieſen: 


Mit der angefochtenen Entſcheidung des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 31. März 1900, Z. 3295, wurde 
im Recurszuge, in Beſtätigung des diesbezüglichen Erkennt⸗ 
niſſes der k. k. Statthalterei in Brünn ausgeſprochen, dajs 
M. H., Stadt Znaimer Revierförſter in W., welcher nach 
dem eigenen Zugeſtändniſſe der Stadtgemeinde Znaim bis 


zur Wirkſamkeit des Geſetzes vom 5. December 1896, 


R. G. Bl. Nr. 222, zufolge ſeiner Abſtammung das Heimats— 
recht in der genannten Stadtgemeinde beſaß, dieſes Rechtes 
auch durch das eben citirte Geſetz nicht verluſtig wurde, und 
vielmehr derzeit noch in der Stadtgemeinde Znaim heimats— 
berechtigt ſei. 

In der hiergerichts überreichten Beſchwerde vertritt 


demgegenüber die Stadtgemeinde Znaim die Anſchauung, dais 


der Genannte, welchem ein in dem Gebiete der Gemeinde W. 
gelegenes, der Stadtgemeinde Znaim gehöriges Waldrevier zur 
Bewirtſchaftung und Überwachung zugewieſen, und welcher 
in einem in dieſem Reviere, alſo gleichfalls im Gebiete der 
Gemeinde W. gelegenen Forſthauſe ſeine ihm angewieſene 
Kanzlei und Dienſtwohnung beſitze, in ſeiner Eigenſchaft als 
definitiv angeſtellter Gemeindebeamter, und in Anbetracht 
des Umſtandes, daſs ihm der ſtändige Amtsſitz in der 
Gemeinde W. angewieſen ſei, im Sinne des §. 10 des 
Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, das 
Heimatsrecht in dieſer letztgenannten Gemeinde erlangt habe. 

Der Gerichtshof vermochte der Auffaſſung der Beſchwerde 
nicht beizutreten. 

Nach der Beſtimmung des §. 10 des Heimatsgeſetzes 
vom Jahre 1896 erwerben Gemeindebeamte, ſowie Hof-, 
Landes⸗, Bezirksvertretungs⸗ und öffentliche 
Fondsbeamte das Heimatsrecht in jener Gemeinde, in welcher 
denſelben der ſtändige Amtsſitz angewieſen wurde. 

Im conereten Falle fragt es ſich alſo, ob dem Revier— 
förſter M. H. ein Amtsſitz in der Gemeinde W. zugekommen 
iſt oder nicht, da für den bejahenden Fall nach dem Wort— 
laute des $, 10 die Zuweiſung des Genannten zur 
Gemeinde W. erfolgen müſste. 

Die angefochtene Entſcheidung iſt nun von der Rechts— 
anſchauung ausgegangen, dafs als Amtsſitz des betreffenden 
Beamten eben der Sitz der Gemeindevertretung Znaim 
angeſehen werden müſſe, und daſs der Sitz der Gemeinde— 
vertretung zu gleicher Zeit der Amtsſitz des betreffenden 
Beamten geweſen war, obgleich er in der Gemeinde W. 
ſeinen ſtändigen Aufenthalt hatte. 


Der Verwaltungsgerichtshof konnte in dieſer Rechts- 
anſchauung der angefochtenen Entſcheidung eine Geſetz— 
widrigkeit nicht erkennen. 

Unter einem „Amte“ wird gemeiniglich e ine Inſti— 
tution verſtanden, welche von geſetzeswegen beſtimmte 
Befugniſſe auszuüben berechtigt iſt. 

Nur Organe, welche mit der ſelbſtändigen Ausübung 
von Befugniſſen betraut ſind, können nach der Bedeutung 
des Wortes als Amter bezeichnet werden. 

Wird nun die Competenz der in der Gemeinde— 
verwaltung ſtehenden Organe nach den allgemeinen geſetz— 
lichen Beſtimmungen und nach den Beſtimmungen des 
Gemeindeſtatutes für Znaim in Betracht gezogen, ſo kommt 
man nothwendigerweiſe zu dem Schluſſe, daſs die Amts— 
befugniſſe ausſchließlich der Gemeindevertretung, beziehungs— 
weiſe dem Gemeindeausſchuſſe, dem Gemeinderathe und dem 
Bürgermeiſter zuſtehen, dafs zur Ausübung der der 
Gemeinde, ſei es im ſelbſtändigen, ſei es im übertragenen 
Wirkungskreiſe zukommenden Agenden nur dieſe bezeichneten 
Organe befugt ſind, weshalb auch im Sinne des Geſetzes 
von „Amt“ nur bezüglich der Gemeindevertretung, das iſt 
des Gemeindeausſchuſſes, des Gemeinderathes und des 
Bürgermeiſters geſprochen werden kann. 

Daſs nur dieſe Organe ein Amt verwalten, folglich 
auch nur dieſen Organen ein Amtsſitz zukommt, dies ergibt 
ſich aus der Beſtimmung des §. 24 des Gemeindeſtatutes für 
die königliche Stadt Zuaim, wonach die Gemeinde in allen 
ihren Angelegenheiten durch den Gemeindeausſchuſs und den 
Gemeinderath vertreten wird, an deren Spitze der Bürger— 
meiſter ſteht; ferner aus dem §. 67, welcher den Gemeinde- 
ausſchuſs in den Angelegenheiten der Gemeinde als das 
beſchließende und überwachende Organ erklärt; endlich aus 
dem $. 84, welcher als verwaltendes und vollziehendes 
Organ in den zum ſelbſtändigen Wirkungskreiſe gehörigen 
Angelegenheiten der Gemeinde den Gemeinderath der Stadt 
Znaim beſtellt. 

Es iſt auch bemerkenswert, daſs die SS. 103 und 106 
des Gemeindeſtatutes für Znaim von ſelbſtändigen Befug— 
niſſen der Gemeindebeamten nicht ſprechen, wonach dieſen 
Beamten lediglich die Bedeutung von Hilfsarbeitern der 
eigentlichen amtlichen Organe zukommt. 

Der Verwaltungsgerichtshof konnte daher darin, dafs 
die angefochtene Entſcheidung als Amtsſitz dieſes Hilfs— 
organes der Gemeindeverwaltung Znaim den Amtsſitz der 
eigentlich verwaltenden Organe, nämlich Znaim ſelbſt, 
anſieht, eine dem Geſetze widerſtreitende Rechtsanſchauung 
nicht erkennen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen, dafs nach 
der der natürlichen Rechtslage entſprechenden Intention des 
Geſetzes der in der Gemeindebedienſtung fußende Titel des 
Heimatsrechterwerbers nur gegen jene Gemeinde wirken 
könne, welche den Beamten ernennt; da der Beamte im 
Dienſte dieſer Gemeinde ſteht, ſoll er in dieſer Gemeinde 
heimatszuſtändig ſein, und da er dieſer Gemeinde ſeine 
Dienſte widmet, ſoll er ihr gegenüber die Gerechtſame des 
Heimatsrechtes beſitzen. Dieſe, wie geſagt natürliche 
Rechtslage iſt ſo offenbar, daſs nach der Meinung des 
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Gerichtshofes dem Geſetze eine andere Auslegung nicht 
gegeben werden kann. 

Die Beſchwerde betont, daſs nach dem Wortlaute des 
8. 10 (auch) Gemein debeamte mit dem Antritte ihres 
Amtes das Heimatsrecht in jener Gemeinde erlangen, in 
welcher denſelben ihr ſtändiger Amtsſitz angewieſen wurde. 
Näch dieſem Texte des Geſetzes gelte für die Gemeinde- 
beamten in allen Stücken dieſelbe Regel, wie für die Hof- 
und Staatsbeamten und die anderen im $. 10 erwähnten 
Functionäre, und ſetze das Geſetz ſelbſt voraus, daſs auch 
Gemeindebeamten ihr ſtändiger Amtsſitz im Gebiete einer 
fremden Gemeinde angewieſen ſein könne. Allein eben der 
Umſtand, daſs §. 10 des Geſetzes außer von Gemeinde— 
beamten (und Dienern) auch noch von einer ganzen Reihe 
anderer Funectionäre handelt, erklart die Wahl eines Textes, 
welcher nach Thunlichkeit für alle dieſe Functionäre paſste. 

Die etwaige Nothwendigkeit einer beſonderen For- 
mulirung in Abſicht auf die Functionäre der Gemeinde 
zum Zwecke der Vermeidung einer miſsverſtändlichen Inter- 
pretation mochte dem Geſetzgeber eben wegen der Selbſt— 
verſtändlichkeit der Sache nicht vorgeſchwebt haben, und in 
dieſem Sinne des Geſetzes wollen die Worte „in der 
Gemeinde, in welcher denſelben ihr ſtändiger Amtsſitz ange- 
wieſen wurde“, in Abſicht auf die Gemeindebeamten nichts 
anderes beſagen, als: in der Gemeinde, welche dieſe Fune— 
tionäre beſtellt. Damit entfällt die Erörterung der Frage, 
ob eine Gemeinde und beziehungsweiſe ob die Gemeinde 
Zuaim überhaupt einem Gemeindebeamten ſeinen ſtändigen 
Amtsſitz im Gebiete einer fremden Gemeinde anzuweiſen 
berechtigt iſt. 

Die Beſchwerde war daher als unbegründet abzu— 
weiſen. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
6. November 1901, 3. 7865. 


1. Die Ertheilung der Bewilligung zur Führung einer 
Hausapotheke iſt keinesfalls dem freien Ermeſſen der Be⸗ 
hörden anheimgeſtellt, ſondern von dem thatſächlichen Zu⸗ 
treffen der im §. 13 des Hofkanzleidecretes vom 3. No⸗ 
vember 1808 geſtellten Vorausſetzung bedingt. 
2. Das Hofkanzleideeret vom 21. Mai 1841, 3. 16137, 
iſt nur eine Particularentſcheidung, welcher die Kraft eines 
Geſetzes oder einer Verordnung nicht beigemeſſen werden 
kann. 
3. Nachdem der $. 13 des Hofkanzleidecretes vom 3. No⸗ 
vember 1808, beziehungsweiſe der damit übereinſtimmende 
§. 32 der Gremialordnung für die Wundärzte in Böhmen, 
welche beſtimmen, daſs dem Arzte (Wundarzte) die Hal⸗ 
tung einer Hausapotheke erlaubt iſt, wenn ſich weder am 
Wohnorte des Arztes (Wundarztes) ſelbſt, noch im Um⸗ 
kreiſe einer Stunde eine Apotheke befindet, bezüglich des 
Punktes, von welchem dieſer Umkreis zu berechnen iſt, 
keine Anordnung enthalten, jo iſt den Verwaltungs⸗ 
behörden bei der Berechnung dieſes Umkreiſes ein die Be⸗ 
rückſichtigung localer Verhältniſſe geſtattender Spielraum 
eingeräumt. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der M. P. in L. gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 11. September 1899, Z. 25966, betreffend 
die Führung einer Hausapotheke durch Med. Dr. F. K. 
in Li. zurecht erkannt. 


Die Beschwerde wird als unbegründet abgewieſen. 
Ein Koſtenzuſpruch findet nicht ſatt. 


Entſcheidungsgründe: * 75 


Mit der angefochtenen Entſcheidung des k. k. Mini- 
ſteriums des Innern wurde in Abänderung der beiden 
unterinſtanzlichen Entſcheidungen dem Med. Dr. F. K. in Li. 
die Berechtigung zur Führung einer Hausapotheke zuer— 
kannt, weil die im §. 13 der mit dem Hofkanzleidecrete vom 
3. November 1808, 3. 16135, erlaſſenen Inſtruetion für 
Arzte als Bedingung zur Erlangung der fraglichen Be⸗ 
günſtigung feſtgeſetzte Minimalentfernung zwiſchen dem 
Standorte der öffentlichen Apotheke und dem Wohnhauſe 
des Arztes vorhanden iſt. 

Die gegen dieſe Entſcheidung von M. P. als Beſitzerin 
der öffentlichen Apotheke in L. eingebrachte Beſchwerde 
beſtreitet die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Entſcheidung 
vor allem aus dem Grunde, weil nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des Hofkanzleidecretes vom 21. Mai 1841, Z. 16137, 
lediglich das Ausmaß des Weges von der Grenze eines 
Ortes bis zur Grenze des anderen Ortes zugrunde zu legen 
iſt und da nach der behördlichen Vermeſſung die Entfernung 
von L. nach Li. nur 3720 Meter, ſomit weniger als eine 
halbe Meile gleich 3792˙97 Meter beträgt, die Vorausſetzung 
des Hofkanzleideeretes vom 3. November 1808 für die Er⸗ 
theilung der Berechtigung an Dr. K. nicht gegeben erſcheint. 

Das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes ſtützt 
ſich auf nachſtehende Erwägungen: 

Was vor allem die von dem mitbelangten Med. Dr. 
F. K. gegen die Zuläſſigkeit der Beſchwerde erhobene und 
auf die Beſtimmung des §. 3, lit. e) des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geſtützte Ein⸗ 
wendung anbelangt, ſo iſt dieſelbe unbegründet, weil die 
Ertheilung der Bewilligung zur Führung einer Hausapotheke 
keinesfalls dem freien Ermeſſen der Behörden anheimgeſtellt, 
ſondern von dem thatſächlichen Zutreffen der im §. 13 des Hof⸗ 
kanzleidecretes vom 3. November 1808 geſtellten Voraus⸗ 
ſetzung bedingt iſt. 

In der Sache ſelbſt erſcheint aber der Hinweis der 
Beſchwerde auf die Beſtimmung des Hofkanzleideeretes vom 
21. Mai 1841, Z. 16137, nicht zutreffend, da dieſes Hofe 
kanzleidecret nicht kundgemacht iſt und ſich nur als eine 
Particularentſcheidung darſtellt, welcher die Kraft eines Ge- 
ſetzes oder einer Verordnung nicht beigemeſſen werden kann. 

Für die Entſcheidung der vorliegenden Frage iſt nur 
auf die Beſtimmung des §. 13 des Hoffanzleideeretes vom 
3. November 1808, Z. 16135 (Kropatſchek, Band 25, 
Nr. 8211, Seite 220), beziehungsweiſe auf den damit über⸗ 
einſtimmenden §. 32 der Gremialordnung für die Wundärzte 
in Böhmen (Hofdecret vom 9. Mai 1822, Provinzialgeſetzes⸗ 
Sammlung IV. Band, Nr. 359, Seite 813) Rückſicht zu 
nehmen, welche lauten: Befindet ſich in dem Aufenthaltsorte 
eines Arztes (Wundarztes) oder ſehr nahe an demſelben eine 
Apotheke, ſo iſt es dem Arzte (Wundarzte) nicht erlaubt, ſelbſt 
Arzneien auszugeben. Iſt aber weder an dem Orte ſelbſt, 
noch im Umkreiſe von einer Stunde eine Apotheke befindlich, 
ſo iſt es dem Arzte (Wundarzte) erlaubt, eine Hausapotheke 
zu halten und aus derſelben Arzneien nach der Provinzial⸗ 
pharmafopde an Kranke abzugeben. 

Gemäß den Adminiſtrativacten iſt nun auf Grund der 
im Commiſſionswege am 12. März 1897 mittels Stetten» 
meſſung erfolgten Vermeſſung conſtatirt, daſs unter theil— 
weiſer Benützung des die Krümmung der Bezirksſtraße 
abkürzenden Gemeindeweges: * 

a) die Entfernung zwiſchen der öffentlichen Apotheke in L., 
und dem Wohnhauſe des Vorgängers des Dr. K., 
Dr. T., 450 Meter; 

b) die Entfernung der öffentlichen Apotheke in L. von 
dem erſten Hauſe in Li. 4140 Meter; 

c) und die Entfernung zwiſchen dem letzten Haufe in L. 
und dem erſten Hauſe in Li. Nr. 180, 3720 Meter 
beträgt und wird die Richtigkeit dieſer Entfernungen, 
insbejondere jener von a) und b) ſeitens der Be- 
ſchwerde nicht weiter beſtritten. 
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Es war ſomit auch für die erkennende Behörde kein 
Anlaſs vorhanden, eine neuerliche Feſtſtellung dieſer Ent 
fernungen vorzunehmen, und konnte demgemäß die bei der 
öffentlichen mündlichen Verhandlung vom Vertreter der Be— 
ſchwerdeführerin erhobene Einwendung eines mangelhaften 
Verfahrens nicht weiter berückſichtigt werden. 

Nachdem nun die bezogenen geſetzlichen Normen be— 
züglich des Panktes einer Ortſchaft, von welchem der dort 
erwähnte Umkreis von einer Stunde zu berechnen iſt, keine 
Beſtimmung enthalten, jo läſst ſich ncht verkennen, daſs den 
Verwaltungsbehörden bei der Berechnung dieſes Umkreiſes 
ein die B rückſichtigung localer Verhaltniſſe geſtatteter Spiel— 
raum eingeräumt iſt. Da aber nach dieſen localen Verhält— 
niſſen die Entfernung dieſes Standortes der Apotheke 
nicht bloß von der Wohnung des Arztes (4540 Meter), 
ſondern auch von dem dem Standorte der Apotheke 
nächſt gelegenen Hauſe in der Ortſchaft Li. (4140 Meter), auf 
dem allgemein benützten Wege mehr als eine Stunde ent— 
fernt iſt, konnte in der angefochtenen Entſcheidung eine Ver— 
letzung der bezogenen Beſtimmungen nicht gefunden werden. 

Wenn die Beſchwerde in ihren weiteren Ausführungen 
auf den großen materiellen Nachtheil hinweist, der ihr durch 
die Bewilligung der Hausapotheke und den hiedurch einge— 
ſchränkten Kundenkreis erwächst, ſo iſt demgegenüber zu 
bemerken, dass dieſer Umſtand die Geſetzmäßigkeit der ange— 
fochtenen Entſcheidung nicht in Frage zu ſtellen vermag, 
weil nach dem Wortlaute des Geſetzes bei der Beurtheilung 
der Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit einer Hausapotheke nur 
allein die Entfernung des Ortes, wo dieſelbe gehalten wird, 
maßgebend iſt. 

Aber auch auf die Statthaltereientſcheidung vom 
13. April 1897, Z. 56003, mit welcher die dem Dr. T. 
ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft in S. ertheilte Bewilli— 
gung zur Führung einer Hausapotheke in Li. behoben wurde, 
kann die Beſchwerde ſich ſchon darum nicht mit Erfolg 
berufen, weil dieſelbe in einer anderen Angelegenheit er— 
gangen, ſomit bezüglich der Frage der Berechtigung des 
Med. Dr. K. zur Haltung einer Hausapotheke von keinem 
präjudicirenden Einfluſſe iſt. 

Es muſste ſonach die Beſchwerde als unbegründet 
abgewieſen werden. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
28. November 1901, 3. 8828. 


Zum Begriffe „Definitive Anſtellung“ nach §. 10 des 
Heimatsgeſetzes. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er- 
kenntniſſe über die Beſchwerde des M. B., Rabbiners in H., 
die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 18. Oc⸗ 
tober 1899, Z. 33340, betreffend das Heimatsrecht des Be— 
ſchwerdeführers, mit der nachſtehenden Motivirung als geſetz— 
lich unbegründet aufgehoben: 


Dem Beſchwerdeführer, welchem die iſraelitiſche Cultus⸗ 
gemeinde in H. mit Vertrag vom 1. Auguſt 1896 das Amt 
eines Rabbiners und Religionslehrers auf dreieinhalb Jahre, 
das iſt vom 1. November 1896 bis 30. April 1900 und im 
Falle der Unterlaſſung der beiden Vertragstheilen ein— 
geräumten ſechsmonatlichen, innerhalb der letzten vierzehn 
Tage vor dem 1. November 1899 zu erklärenden Aufkündi⸗ 
gung auf weitere dreieinhalb Jahre verliehen hatte, ohne dass 
gegen deſſen Beſtellung eine Einſprache im Sinne des 8. 12 
des Geſetzes vom 21. März 1890, R. G. Bl. Nr. 57, erhoben 
worden wäre, wurde in Abänderung der Entſcheidung der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft S. mit der Recursentſcheidung 
der k. k. Statthalterei in P., ddo. 6. Auguſt 1899, Z. 66699, 


das Heimatsrecht in der Gemeinde H. abgeſprochen, weil der- 
ſelbe mit dem Vertrage ddo. 1. Auguſt 1896 nur auf die 
Dauer von dreieinhalb Jahren angeſtellt iſt, ſomit nicht als 
bleibend angeſtellter Geiſtlicher im Sinne des §. 10 des Ge— 
ſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl Nr. 105, angeſehen 
werden könne und auch das Heimatsrecht in H. kraft ſeiner 
amtlichen Stellung nicht erlangen konnte. Vielmehr beſitze 
derſelbe noch immer ſein früheres Heimatsrecht in C., welches 
auch vom C. er Stadtmagiſtrate anerkannt werde. Mit Erlass 
des k. k. Minifteriums des Innern ddo. 18. October 1899, 
Z. 33340, wurde dieſe Entſcheidung aus ihren Gründen auf- 
recht erhalten. 

Dieſe Entſcheidung beruht jedoch zunächſt auf einer 
Verwechslung der Begriffe „bleibend“ und „definitiv“, welche 
durchaus nicht ſynonym find. Unter einer definitiven An- 
ſtellung iſt eine ſolche zu verſtehen, welche nicht bloß pro vi— 
ſoriſch, das heißt gegen beliebigen, jederzeit möglichen Wider— 
ruf erfolgt, auf welche daher der Angeſtellte ein verfolgbares, 
wenn auch zeitlich begrenztes Recht erlangt und deren Be— 
endigung an den Eintritt im voraus beſtimmter Ereianiſſe 
als: Kündigung, Ablauf der feſtgeſetzten Zeit, diſciplinar⸗ 
widriges Verhalten, Tod u. ſ. w. geknüpft erſcheint. 

Daſs aber die Beſtellung des Beſchwerdeführers zum 
Rabbiner der iſraelitiſchen Cultusgemeinde in H. in dieſem 
Sinne eine definitive, das heißt nicht beliebig widerrufliche 
war, kann wohl nicht beſtritten werden und der Umſtand, 
dass fie an einen beſtimmten, ſonach gegen den Willen des 
Rabbiners nicht beliebig verrückbaren Endtermin geknüpft 
war, ändert an dem Charakter des Definitivums gar nichts. 
Der §. 16 des Geſetzes vom 21. März 1890, R. G. Bl. 
Nr. 57, welcher normirt, daſs der Rabbiner auf längere 
Zeit anzuſtellen, und dafs gegen eine ungerechtfertigte Ent» 
laſſung desſelben Vorſorge zu treffen iſt, ſetzt — wie ſchon 
aus dem zweiten Satze hervorgeht — zweifellos eine defini- 
tive Anſtellung voraus, verlangt aber trotzdem nicht eine 
Anſtellung ohne zeitliche Begrenzung, ſondern nur eine 
ſolche auf längere Zeit. Allein abgeſehen davon, kann auch 
nicht zugegeben werden, daſs die Anſtellung des Beſchwerde— 
führers keine bleibende oder dauernde ſei, was nur dann 
geſagt werden könnte, wenn es ſich nicht um eine für längere 
Zeit vorgeſehene regelmäßige Verſehung der Function eines 
Rabbiners, ſondern nur um die Supplirung dieſer Stelle 
während einer Vacanz oder eingetretenen Krankheit u. ſ. w. 
handeln würde. Demgemäß ſtellt ſich die auf der gegen— 
theiligen Anſchauung beruhende Entſcheidung als rechts— 
irrthümlich dar und war demnach gemäß §. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 als geſetz⸗ 
lich nicht begründet aufzuheben. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
18. December 1901, 3. 9590. 


Competenz zur Eutſcheidung über den Anſpruch einer Ge⸗ 
meinde auf Erſatz der von einer Perſon unter Verſchwei⸗ 
gung eines Vermögens bezogenen Armenunterſtützung. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er 
kenntniſſe die Beſchwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die 
Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 28. De⸗ 
cember 1900, Z. 28230, betreffend den Erſatz von Armen⸗ 
unterſtützungen mit nachſtehender Motivirung als un— 
begründet abgewieſen. 


Der Wiener Magiſtrat als politiſche Behörde erſter 
Inſtanz hat am 2. Juni 1900, 8. 21562, beziehungsweiſe 
am 19. Juni 1900, ad 3. 21562, erkannt, daſs E. H. mit 
Rückſicht auf das nach ihr verbliebene Nachlaſsvermögen von 
4615 K 71 h die Armenunterſtützung der Gemeinde Wien 
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im Geſammtbetrage von 2005 K 73 h mifsbräudhfich und 
nur durch Verſchweigung ihres Vermögens in Anſpruch 
genommen habe, und daſs daher die von ihr bezogene 
Armenunterſtützung aus ihrem Nachlaſſe an die Gemeinde 
Wien rückzuerſetzen ſei. 

Gegen dieſes Erkenntnis hat der k. k. Notar G. als 
Machthaber der Erbin nach E. H. den Recurs eingebracht, 
welchem die k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei mit Ent⸗ 
ſcheidung vom 6. Juli 1900, Z. 59370, ſtattgegeben und das 
magiſtratliche Erkenntnis aufgehoben hat, weil der Magiſtrat 
als politiſche Behörde nicht competent geweſen ſei, über den 
Erſatzanſpruch der Gemeinde Wien gegen den Nachlaſs der 
E. H., welcher Anſpruch ſeiner rechtlichen Qualification nach 
als privatrechtlicher zu betrachten ſei, zu entſcheiden. 

Dem hingegen ſeitens der Gemeinde Wien ein- 
gebrachten Recurſe hat das Miniſterium des Innern mit 
Entſcheidung vom 28. December 1900, Z. 28230, keine Folge 
gegeben. 

Gegen dieſe Miniſterialentſcheidung hat die Gemeinde 
Wien die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof ein— 
gebracht. 

Wie oben erwähnt, haben die Statthalterei und das 
Miniſterium die Sache nicht in merito entſchieden, ſondern 
das magiſtratliche Erkenntnis nur wegen Incompetenz der 
politiſchen Behörde behoben. Es hatte demnach der Ver⸗ 


waltungsgerichtshof in Erledigung der Beſchwerde auch 


nur die Competenzfrage ſeiner Beurtheilung zu unterziehen. 

Gegenüber den Ausführungen der Beſchwerde, inſoferne 
dieſelben die Zuſtändigkeit der politiſchen Behörden aus den 
Beſtimmungen des Heimatgeſetzes abzuleiten ſuchen, iſt nur 
zu bemerken, daſs die Beſtimmungen der 88. 38 und 39 
dieſes Geſetzes Erſatzanſprüche zum Gegenſtande haben, 
welche aus dem Titel eines gemachten Aufwandes, alſo der 
negotiorum gestio, demnach aus einem quaſi Contracts- 
verhältniſſe abgeleitet werden. 

Unbeſtreitbar iſt auch dieſer Rechtstitel ſeiner Natur 
nach in der Regel als ein privatrechtlicher anzuſehen. Wenn 
demungeachtet in den eitirten Beſtimmungen des Heimats⸗ 
geſetzes eine Zuſtändigkeit der politiſchen Behörde zur Ent⸗ 
ſcheidung über derartige Anſprüche mit Rückſicht auf die 
Eigenſchaft der den Anſpruch erhebenden und der belangten 
Perſonen (Gemeinden) als öffentlichen Corporationen in 
ihrer Totalität oder mit Rückſicht auf die behufs richtiger 
Bemeſſung- der Forderungsziffer nothwendige Sachkenntnis 
theilweiſe anerkannt wird, ſo kann hierin ſelbſtverſtändlich 
nur eine geſetzliche Ausnahmsverfügung erkannt werden. 

Eine ſolche iſt jedoch ihrer Natur nach nicht geeignet, 
über ihre im Geſetze genau gezogenen Grenzen irgendwie 
ausgedehnt oder in analoger Weiſe auf andere Fälle an⸗ 
gewendet zu werden. 8 

Der vorliegend in Frage befindliche Anſpruch aber iſt 
eben ein anderer als der in den eitirten Beſtimmungen des 
Heimatsgeſetzes behandelte Fall. Denn, wie von der be- 
ſchwerdeführenden Gemeinde ſelbſt anerkannt und wie in dem 
magiſtratlichen Erkenntniſſe ausdrücklich ausgeſprochen wird, 
handelt es ſich gegenwärtig um den Erſatz einer „mifsbräuch⸗ 
lich und nur durch Verſchweigung des Vermögens der von 
der Behörde mit Armenunterſtützungen betheilten Perſon“ 
in Anſpruch genommenen Armenunterſtützung. 

Es handelt ſich alſo hier um einen ſchuldhafterweiſe 
durch eine unerlaubte Handlung, dolo oder culpa, zu⸗ 
gefügten Vermögensnachtheil, demnach um einen ex delieto 
entſpringenden Schadenerſatzanſpruch. 

Über ſolche durchaus privatrechtliche Anſprüche 
zu entſcheiden ſind jedoch niemals die politiſchen Behörden, 
ſondern nur die Gerichte berufen (§. 1338 ff. des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches). 

Hieraus ergibt ſich auch von ſelbſt, dass es ſich hier 
nicht um eine Angelegenheit des Heimatsrechtes handelt, daher 
die allgemeine Competenzbeſtimmung des §. 36 des Heimats⸗ 
geſetzes keine Anwendung finden kann. 


Das in der Beſchwerde eitirte Hofdeeret vom 12. Jänner Ka 


1789, Zuftizgefegfammlung Nr. 951, iſt nur geeignet, die der 


angefochtenen Entſcheidung zugrunde liegende Rechtsan⸗ 


ſchauung über die Competenzfrage zu unterſtützen. 

Denn dasſelbe normirt allerdings einen Anſpruch des 
Armenfondes (Inſtitutes) auf Erſatz einer unter Verſchwei⸗ 
gung eines Vermögens bezogenen Armenunterſtützung, 
beſtimmt aber nirgends die zur Entſcheidung über derartige 
Erſatzanſprüche zuſtändige Behörde. 

Aus der Aufnahme dieſes Hofdeeretes in die Juſtiz⸗ 
geſetzſammlung und aus dem Umſtande, dajs dasſelbe an 
ſämmtliche Appellationsgerichte erlaſſen worden iſt, muss 
aber ſelbſt, ganz abgeſehen von der oben erörterten rechtlichen 
Natur ſolcher Anſprüche, auf die Anerkennung der ausſchließ⸗ 
lichen gerichtlichen Competenz geſchloſſen werden, welche 
Competenz zunächſt im außerſtreitigen Verlaſsabhandlungs⸗) 
Wege, eventuell — falls nämlich die Erben den betreffenden 
Erſatzanſpruch nicht freiwillig anerkennen — im Proceſs⸗ 
wege zur Geltung gelangen müſste. 5 


— 


Da alſo in dem Ausſpruche der beiden höheren In⸗ 


ſtanzen, daſs für die Entſcheidung des hier in Frage ſtehenden 
Anſpruches die politiſchen Behörden nicht zuſtändig ſeien, 
eine Verletzung oder unrichtige Anwendung des Geſetzes nicht 
erkannt werden kann, muſste die Beſchwerde als unbegründet 
abgewieſen werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
2. Jänner 1902, 3. 10038. 


Zur Anwendung des §. 46 Gew. Odg. bei Eingriffen 


durch widerrechtliche Bezeichnung gewerblicher Betriebs⸗ 


ſtätten. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde des 


Dr. A. in K. gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums 
des Innern, ddo. 21. Jänner 1901, Z. 45217 ex 1900, 


betreffend den Gebrauch einer gewerblichen Firmabezeich⸗ 
nung zurecht erkannt: | 
Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


Die erhobene Einwendung eines mangelhaften Ver⸗ 


fahrens fand der Verwaltungsgerichtshof nicht begründet. 


Denn die Behauptung, dass die angefochtenen Entſcheidungen 


der Adminiſtrativbehörden auf die bloßen Angaben der 
klagenden Univerſitätsbuchdruckerei in K. geſtützt, der Be⸗ 
ſchwerdeführer darüber gar nicht einvernommen und ihm die 
Gelegenheit eines gehörigen Parteiengehöres nicht geboten, 


auch keine Beweiſe aufgenommen worden wären, iſt nach 
der Actenlage nicht richtig, weil der Beſchwerdeführer ſeitens 


der Univerſitätsbuchdruckerei von der Einbringung ihrer An⸗ 
zeige verſtändigt, gegen dieſelbe in feiner Eingabe de präes, 


26. Juni 1900, 8. 43073, Stellung genommen und ſeine 


Einwendungen mit ausführlicher Darlegung vorgebracht 
hat. Der Stadtmagiſtrat in K. hat ſich zwar in ſeinem 


Erkenntniſſe vom 10. Juli 1900, Z. 43073, auf die dem⸗ 


ſelben als Gewerbebehörde bekannten Ortsverhältniſſe, mit 


welchen die Angaben der Anzeige der Univerſitätsbuch⸗ 


druckerei übereinſtimmten, geſtützt, aber die k. k. Gtatt- 
halterei hat vor Erledigung des Reeurſes des Beſchwerde⸗ 
führers ein Gutachten der Handels- und Gewerbekammer 
in K. über die Frage, ob die äußere Bezeichnung der Be⸗ 


triebsſtätte des Beſchwerdeführers das Publicum über deren 


Identität mit der Univerſitätsbuchdruckerei irreführen könnte, 
eingeholt, und ihre Eutſcheidung auf dieſes Gutachten baſirt, 
worin ihr auch das k. k. Miniſterium in ſeiner beſtätigenden 
Entſcheidung gefolgt iſt. 
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Ebenſo unbegründet erweist ſich nach der Actenlage 
die Einwendung einer rechtskräftigen Genehmigung der 
äußeren Bezeichnung der Betriebsſtätte des Beſchwerde— 
führers im Beſcheide des Stadtmagiſtrates vom 18. April 
1900, Z. 15042, ſchon darum, weil in dieſem Beſcheide eine 
ſolche Genehmigung nicht enthalten iſt, und die diesbezüg— 
liche Anzeige des Beſchwerdeführers mit Stillſchweigen 
übergangen wurde, und dies mit Recht, da ja die Behörde 
in die Frage der Zuläſſigkeit einer äußeren Bezeichnung 
mit Rückſicht auf die Rechte einer ſchon beſtehenden Unter— 
nehmung nicht von amtswegen, ſondern erſt über Anlangen 
der in ihrem Rechte verletzten Partei einzugehen ver— 
pflichtet iſt. 

Zur Sache ſelbſt übergehend, iſt zu bemerken, dafs nach 


F. 44 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 


R. G. Bl. Nr. 227, in der mit dem Geſetze vom 15. März 


1883, R. G. Bl. Nr. 39, geänderten Faſſung die Gewerbe— 


treibenden verpflichtet ſind, auf ihren feſten Betriebsſtätten 
oder Wohnungen einer entſprechenden äußeren Bezeichnung 
ſich zu bedienen und nach Artikel 16 des Handelsgeſetzbuches 
berechtigt ſind, zu dieſem Zwecke ſolche Zuſätze zu gebrauchen, 
welche zur näheren Bezeichnung der Perſon oder des Ge— 


ſchäftes dienen. Dieſes Recht der Gewerbetreibenden iſt nun 


durch die Vorſchriften des $. 46 der Gewerbeordnung dahin 
eingeſchränkt, daſs kein Gewerbetreibender zur äußeren Be— 
zeichnung ſeiner Betriebsſtätte oder Wohnung, ſowie in 
Circularien, öffentlichen Ankündigungen oder Preiscourants 
den Namen, die Firma, das Wappen oder die beſondere 
Bezeichnung des Etabliſſements eines anderen inländiſchen 
Gewerbetreibenden oder Producenten widerrechtlich ſich 
aneignen darf, weil ein ſolcher Eingriff für den Verletzten 
das Recht, auf die Einſtellung des ferneren Gebrauches 
dieſer Bezeichnung zu dringen, begründet. 

In dieſer Beziehung entſcheidet alſo der frühere 
Gebrauch einer Firma oder äußeren Bezeichnung, und iſt die 
Verwendung derſelben Firma oder äußeren Bezeichnung 


durch eine ſpäter errichtete Unternehmung als ein Eingriff 
in die Rechte der früher beſtandenen Unternehmung, alſo 


als eine widerrechtliche Verwendung anzuſehen. 

Der dem Verletzten gewährte Schutz wird aber 
dadurch nicht ausgeſchloſſen, dass bei der widerrechtlichen 
Bezeichnung oder fälſchlichen Ankündigung der Name, die 
Firma, das Wappen, die beſondere Bezeichnung oder die 
Angabe der fremden Betriebsſtätte mit ſolchen Zuſätzen, 
Weglaſſungen oder anderen Veränderungen wiedergegeben 
wird, welche bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht wahrzu— 
nehmen ſind. Darnach wird alſo ein ſolcher widerrechtlicher 
Eingriff in die Rechte des anderen inländiſchen Gewerbe— 
treibenden in Bezug auf die äußere Bezeichnung der Be— 
triebsſtätte ſchon dann als gegeben erſcheinen, wenn die 
Firma oder die äußere Bezeichnung in einer ſpäteren zwar 
mit Veränderungen wiedergegeben wird, aber ihr ſo ähnlich 
iſt, daſs der Unterſchied bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
nicht wahrzunehmen iſt und ſohin zur Täuſchung und Irre— 
führung des Publicums über die Identität beider Unter— 
nehmungen Anlass geben könnte. 

Nun hat zur Zeit der Eröffnung der gewerblichen Be- 
triebsanlage des Beſchwerdeführers, nämlich ſeiner in K. in 
der J. .. gaſſe im Grunde der Conceſſion des Stadt- 
magiſtrates in K. vom 25. Juni 1900, 3. 41509, einge- 
richteten Buchdruckerei, bereits die unter der handelsgerichtlich 
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protokollirten Firma „Buchdruckerei der k. k. Jagiel— 
loni'ſchen Univerſität“ betriebene gewerbliche Unter— 
nehmung derſelben Art beſtanden, deren Betriebsſtätte die 
äußere Bezeichnung „Univerſitätsbuchdruckerei“ 
(Drukarnia uniwersytecka) führt. 

Es iſt zwar richtig, daſs die Firma des Beſchwerde— 
führers und dieſer gewerblichen Unternehmung und auch die 
äußeren Bezeichnungen ihrer Betriebsſtätten, nämlich jener 
der Univerſitätsdruckerei mit „Drukarnia uniwersytecka“, 
und der des Beſchwerdeführers mit „Drukarnia jagiel- 
lonska“ nach dem Wortlaute ſich unterſcheiden. Dieſer 
Unterſchied genügt aber nicht, um die Beſchwerde zu ſtützen, 
denn in allen dieſen Bezeichnungen iſt das Wort „Jagiello— 
niſch“ von durchſchlagender Bedeutung. 

Die k. k. Univerſität in K. führt nämlich officiell die 
Benennung der Jagielloni'ſchen Univerſität uach ihrem 
Stifter, dem Polenkönige Ladislaus Jagiello, woraus mit 
Rückſicht auf die notoriſche geſchichtliche Bedeutung dieſer 
Univerſität für die Stadt K., ja ſozuſagen die dominirende 
Stellung derſelben im ehemaligen Freiſtaate und nun⸗ 
mehrigen Großherzogthume K., die natürliche Conſequenz 
ſich ergeben hat, dass alle Anſtalten dieſer Univerſität, als 
ſolche, mit dieſer ihrer Benennung ſprachlich in Verbindung 
gebracht werden, und es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs umge- 
kehrt jede mit der Benennung „Jagielloniſch“ (jagiel- 
lonska) in Verbindung gebrachte oder derſelben ähnliche Be— 
zeichnung einer gleichen Anftalt in K. offenbar mit der ent⸗ 
ſprechenden Univerſitätsanſtalt identificirt wird. 

So hat denn auch die Handels- und Gewerbekammer 
in K. in ihrem Gutachten vom 30. September 1900, 
Z. 4799, feſtgeſtellt, daſs alle drei Benennungen: „Jagiel— 
loni'ſche Buchdruckerei“, „Buchdruckerei der 
Jagielloni'ſchen Univerſität“ und „Univerſitäts⸗ 
buch druckerei“ nach den Localverhältniſſen gleichbedeu— 
tend ſeien und ſeit jeher zur Bezeichnung der im Eigen— 
thume der Univerſität ſtehenden Buchdruckerei dienen. 

Da nun die äußere Bezeichnung, welche der Beſchwerde— 
führer ſeiner im Jahre 1900 errichteten Betriebsſtätte als 
„Jagielloniſche Buchdruckerei“ (Drukarnia jagiellonska) 
beigelegt hat, ſeitens des Publieums bei gewöhnlicher Auf— 
merkſamkeit mit der Jagielloni'ſchen Univerſität in Verbindung 
gebracht und ſohin dieſe Betriebsſtätte mit der Univerſitäts⸗ 
buchdruckerei identificirt werden konnte, ſo erſcheint allerdings 
der im §. 46 der Gewerbeordnung vorgeſehene Eingriff in 
die Rechte der ſchon früher beſtandenen gewerblichen Unter— 
nehmung eines anderen inländiſchen Gewerbetreibenden 
gegeben. 8 

Venn aber Beſchwerdeführer die Verwechslung ſeiner 
Betriebsſtätte mit der Univerſitätsbuchdruckerei mit Rückſicht 
auf das mit dieſen Unternehmungen in geſchäftliche Ver— 
bindung tretende Publicum, bei welchem eine fachmänniſche 
Kenntnis beider gewerblicher Unternehmungen vorausgeſetzt 
werden müſſe, für ausgeſchloſſen erachtet, ſo erſcheint dieſe 
Anſchauung im Geſetze nicht begründet, weil das mit einer 
Buchdruckerei in geſchäftliche Verbindung tretende Publicum 
doch nicht aus lauter wohl informirten Kunden ſich zuſam— 
menſetzt und das Geſetz im §. 46 auch nur eine gewöhnliche, 
alſo keine ſpecielle fachmänniſche Aufmerkſamkeit erfordert. 

Darnach konnte in den angefochtenen Entſcheidungen 
eine Geſetzwidrigkeit nicht erblickt werden, weshalb die Be— 
ſchwerde als unbegründet abzuweiſen war. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Verordnung des Finanzminiſteriums gorie“ verſehenen Obligationen (Emiſſion 
vom 14. Februar 1902, mit welcher für die 1902) des k. k. priv. Oſterreichiſchen Credit— 


V. B. M. I. 


mit der Bezeichnung „ſtaatsgarantirte Kate-inſtitutes für Verkehrsunternehmungen und 
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öffentliche Arbeiten in Wien auf Grund des 
Artikels XX des Geſetzes vom 1. Juli 1901, 
R. G. Bl. Nr. 85, die Staatsgarantie ausge 
ſprochen wird.) Die bezügliche Verordnung iſt im 
XI. Stücke des R. G. Bl. Nr. 37 publicirt. 


(Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 6. Februar 1902, betreffend die Ein— 
führung von Poſtfrancomarken zu 35 Hellern.) 
Die bezügliche Verordnung iſt im IX. Stücke des 
R. G. Bl. Nr. 33 publieirt. 


(Verordnung des Ackerbauminiſteriums 
vom 5. Februar 1902, betreffend die Be— 
ſtellung einer Landescommiſſion für Wein— 
bauangelegenheiten in Tirol.) Dieſe Verord- 
nung, mit welcher die Punkte I bis einschließlich VIII 
der Verordnung vom 20. December 1885, R. G. Bl. 
Nr. 5 ex 1886, betreffend die an Seite der politi— 
ſchen Landesſtellen und des Ackerbauminiſteriums als 
fachliche Beiräthe in Reblausangelegenheiten fungi— 
renden Commiſſionen, beziehungsweiſe die Verord— 
nungen vom 14. März 1893, R. G. Bl. Nr. 35, 
und vom 19. November 1898, R. G. Bl. Nr. 208, 
rückſichtlich Tirols aufgehoben werden, und eine Lan⸗ 
descommiſſion für Weinbauangelegenheiten in Tirol 
im Einvernehmen mit dem Tiroler Landesausſchuſſe 
beſtellt wird, iſt im IX. Stücke des R. G. Bl. Nr. 32 
publicirt. 


(Grundbeſtimmungen für die kärntneri⸗ 
ſchen Landes-Wohlthätigkeitsanſtalten.) Das 
am 1. Februar 1902 ausgegebene II. Stück des 
Landesgeſetz- und Verordnungsblattes für das Herzog- 
thum Kärnten enthält unter Nr. 3 eine Kundmachung 
des Landesausſchuſſes vom 28. December 1901, 
3. 18765, betreffend die Grundbeſtimmungen für die 
kärntneriſchen Landes-Wohlthätigkeitsanſtalten. 


(Die Einnahmen aus Einfuhrzöllen, 
Verbrauchsſteuern und Staatsmonopolen in 
der Schweiz, Oſterreich-Ungarn, im Deutſchen 
Reich, in Italien und Frankreich.) Eine inter⸗ 
eſſante Zuſammenſtellung über die Zölle und Auf— 
wandſteuern, beziehungsweiſe Monopoleinnahmen in 
der Schweiz und ihren Nachbarſtaaten veröffentlicht 
das „Schweizeriſche Handelsamtsblatt“, wobei die 
Einnahmen aus den Einfuhrzöllen und diejenigen aus 
den Verbrauchsſteuern und Staatsmonopolen mit 
approximativer Berechnung der Beträge pro Kopf der 
Bevölkerung angegeben ſind. Als Bevölkerungszahlen 
ſind angenommen: Für die Schweiz 3˙3 Mill., für 
Oſterreich-Ungarn 44˙8 (25˙8 und 19) Mill., für das 
Deutſche Reich 56˙3 Mill., für Italien 31˙7 Mill. 
und für Frankreich 38˙6 Mill. Die nachfolgende aus— 


zugsweiſe Überſicht iſt der erwähnten Zuſammen— 
ſtellung entnommen: 


In der Schweiz ergab ſich in abgerundeten 
Ziffern als Geſammtſumme der Zollerträge im Jahre 
1899 (in Klammern der Extrag pro Kopf der Be— 
völkerung) 4 . . 505˙7 Mill. (15˙3) Franken 
Einnahmen der Altohol⸗ 


verwaltung netto. . 66 „ 
Reingewinn aus dem can⸗ 
tonirten Salzmonopol 35˙3 „ 


(ln 


Sefammtfunme . 6070 Mill. (18˙4) Franken 


Pro Kopf: Franken 18˙41. 


In Sſterreich-Ungarn ergab ſich als Ge— 
ſammtſumme der Zolleinnahmen im Jahre 1899 (in 
Klammern der Ertrag pro Kopf der Bevölke— 
rung) . . 1127 Mill. ( 2˙5) Kronen 


hiezu in Oſterreich an 
Conſumſteuern für das 


Jahr 1898 . 270˙6 Mill. (10˙4) Kronen 
an Schankſteuer-Reinein— — 

nahme „% 23% %% re 
an Tapi dn N 

einnahme 1269 ᷑ ÄGn!!ñæñ . 
an Salzmonopol-Rein⸗ 

einnahme. 358: „„ 


Geſammtſumme 435˙5 Mill, (16˙6) Kronen 


„Zölle, Conſumſteuern, Tabak- und Salzmonopol 


in Oſterreich zuſammen: 19 Kronen 40 Heller pro 


Kopf der Bevölkerung. 


In Ungarn kommen zu den Zolleinnahmen DRM 
an Conſumſteuern für das Jahr 1899: 


158˙6 Mill. ( 8'3) Kronen 
an Tabakmonopol-Rein⸗ 


einnahme. 62˙9 % ( 
an Salzmonopol-Rein⸗ 
einnahme 278 „ 
Geſammtſumme . 2493 Mill. (13˙0) Kronen 


Zölle, Conſumſteuern, Tabak⸗ und Salzmonopol 
in Ungarn zuſammen pro Kopf der Bevölkerung: 
15 Kronen 64 Heller. N 


(1 Krone — Franken 1'05.) 
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Im Deutſchen Reiche ergab ſich als Ge— In Frankreich ergab ſich als Geſammtſumme 
ſammtſumme der Zollerträge im Jahre 1900 (in der Zollerträge im Jahre 1899 (in Klammern der 
Klammern der Ertrag pro Kopf der Bevölkerung) Ertrag pro Kopf der Bevölkerung) 


521˙0 Mill. ( 9˙2) Mark 441˙4 Mill. (11˙4) Franken 
Steuer und Zoll vom: a 
Bier 1899 netto. .. 961 „ (1.7) „ hiezu! 
Brantwein 1899/1900 f Statiſtiſche Gebür . But A 
1648 „ (29) „ Schiffahrtsgebü f 
Tabak 1899/1900 netto 65˙4 „ (11) „ hiffahrtsgebür . 76 „ 
Salz 1899/1900 netto 521 „ (09) „ Sonſtige Gebüren . 117 „ „ (6˙5) „ 
Zucker 1899/1900 netto 1267 „ (22) „ Salzeonſumſteuner . 3˙1 „ 
Geſammtſumme . 10262 Mill. (180) Mark Salzſteuer N 
Pro Kopf: Mark 1832. Bier- und Getränke- 
(1 Mark = Franken 1'23.) ſteuenr 59015 „ BES ee 
In Italien ergab ſich als Geſammtſumme der ee 1670 (43) 
Zollerträge (Seezölle ꝛc.) im Jahre 1899 (in Klam— a 8 5 
mern der Ertrag pro Kopf der Bevölkerung) Reingewinn des: 
241˙4 Mill. ( 7˙6) Franken 
hiezu: Tabakmonopols . 3350 „ EDEN, 
Conſumſteuern. . . . 2538 „ (80) „ Zündhölzchen— 
Monopol vom Tabak Rong pos; 230 5 
hh . 
Monopol vom Salz 28˙9 Min ag 3 
a ch Geſammtſumme . 1526˙9 Mill. (38˙7) Franken 
Geſammtſumme 718˙0 Mill, (22°5) Franken Pro Kopf: Franken 3956. 


Pro Kopf: Franken 22˙65. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 6. Februar l. J. dem 
Oberingenieur des Staatsbaudienſtes in Steiermark Anton 
Hinterhölzl das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 13. Februar l. J. dem 
geheimen Rath Victor Freiherrn v. Puthon über 
jein Anſuchen von dem Amte des Statthalters im Erz⸗ 
herzogthume Oſterreich ob der Enns unter voller Aner⸗ 
kennung ſeiner dem Staate durch eine lange Reihe von 
Jahren mit treuer Hingebung geleiſteten vorzüglichen 
Dienſte in Gnaden zu entheben und gleichzeitig in den 
wohlverdienten dauernden Ruheſtand zu verſetzen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſtem Handſchreiben vom 13. Februar l. J. in 
Anwendung des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung 
vom 21. December 1867 den geheimen Rath Statthalter 
a. D. Victor Freiherrn v. Puthon als Mitglied auf 
Lebensdauer in das Herrenhaus des Reichsrathes aller— 
gnädigſt zu berufen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 13. Februar d. J. den 
Senatspräſidenten des Verwaltungsgerichtshofes geheimen 
Rath Arthur Grafen Bylandt-Rheidt zum Statthalter 
im Erzherzogthume Oſterreich ob der Enns allergnädigſt zu 
ernennen geruht. 8 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 13. Februar l. J. den mit 
dem Titel und Charakter eines Statthaltereivicepräſidenten 
bekleideten Hofrath bei der Statthalterei in Linz Robert 
Freiherrn v. Hein ad personam zum Gtatthaltereivice- 
präſidenten in der IV. Rangsclaſſe allergnädigſt zu ernennen 
geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Polizeicommiſſär Joſef Kryſta zum 
Polizeiobercommiſſär, und den Polizeiconcipiſten Victor 
Sienkiewiez zum Polizeicommiſſär im Stande der 
Polizeidirection in Lemberg, ferner die Oberingenieure 
Albert Hofer und Georg Dobay zu Bauräthen für den 
Staatsbaudienſt in Steiermark, die Oberingenieure Johann 


Concursausſchreibungen. 


Stark und Victor Mayer zu Bauräthen, den Ingenieur 
Joſef Chrouſt zum Oberingenieur, die Bauadjuncten 
Johann Zähorskh und Wenzel Lesl zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt in Böhmen, und den Ingenieur Anton 
Biſchof zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Kärnten ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat die Einberufung des Bezirkshauptmannes 
Wilhelm Ritter Laſchan v. Moorland (Adelsberg) zur 
Dienſtleiſtung als Referenten bei der Landesregierung 
in Laibach genehmigt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Polizei⸗ 
aſſiſtenzarzt Dr. Simon Kien zum Polizeibezirksarzt, ferner 
den Meiſter I. Claſſe Ferdinand Görg und den Gendarmerie⸗ 


wachtmeiſter Alois Dinebir zu Kanzliſten im Stande der 


Wiener Bolizeidirection ernannt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
abſolvirten Techniker Franz Plangger zum Bauadjuncten 
für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt 
und der Bezirkshauptmannſchaft Bozen zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen. 

Der Statthalter in Mähren hat den Statthalterei- 
coneipiften Victor Mildſchuh (Brünn) nach Ungar. ⸗ 
Hradiſch, den Statthaltereiconceptspraktikanten Matthäus 


Kuchynka (Ungar.-Hradiſch) nach Ungar.⸗Brod verſetzt, 


und den Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Franz 
Benda (Ungar.-Brod) zur Dienſtleiſtung bei der Statt⸗ 
halterei einberufen; weiters hat der Statthalter die abſol⸗ 
virten Rechtshörer Rudolf Smetä kek und Dr. Victor 
Ritter v. Bauer zur Ablegung der Probepraxis für den 
politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 

Der Landespräſident in Schleſien hat den Landes- 
regierungskanzliſten Joſef Ohnhäuſer (Freiſtadt) der 
Bezirkshauptmannſchaft Freiwaldau zur Dienſtleiſtung zu⸗ 
gewieſen und den k. k. Rechnungsunterofficier I. Claſſe 
Wenzel Koczelau unter Zutheilung zur Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Freiſtadt zum Regierungskanzliſten ernannt. 

Der Statthalter in Lemberg hat den Gerichts⸗ 
auſcultanten Karl Closmann zum Polizeiconcipiſten im 
Stande der Krakauer Polizeidirection ernannt. 


Es gelangen zur Beſetzung: 

In Galizien die Stelle eines Statthalterei— 
kanzliſten der XI. Rangsclaſſe. Competenzgeſuche, denen 
die Qualificationsbehelfe, ſowie der Nachweis über die 
genaue Kenntnis der Landesſprachen beizuſchließen ſind, 
ſind im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis 15. März d. J. 
beim Statthaltereipräſidium in Lemberg einzubringen; 
ferner die Stelle eines Officials der X., eventuell eines 
Kanzliſten der XI. Rangsclaſſe mit den ſyſtemmäßigen 
Bezügen bei der Polizeidirection in Lemberg. Competenz⸗ 
geſuche, denen die Qualificationsbehelfe, ſowie der Nachweis 
über die genaue Kenntnis der Landesſprachen beizuſchließen 
ſind, ſind im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis Ende 
März d. J. beim Präſidium der Polizeidirection in Lem⸗ 


berg einzubringen; ſchließlich eine Kanzliſten telle der 


XI. Rangsclaſſe bei der Polizeidireetion in Krakau. Com⸗ 
petenzgeſuche, denen die Qualificationsbehelfe, ſowie der 


Nachweis über die genaue Kenntnis der Landesſprachen bei⸗ 


zuſchließen ſind, ſind im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis 
15. März d. J. beim Präſidium der Polizeidireetion in 
Krakau einzubringen. Bei Beſetzung der Kanzliſtenſtellen 
wird im Sinne des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. 
Nr. 60, den anſpruchsberechtigten Unterofficieren, deren 
volle Befähigung hiefür nachgewieſen iſt, der Vorzug vor 
den übrigen Mitbewerbern eingeräumt, es wäre denn, dajs 
ſich um den gedachten Poſten etwa Beamte, welche ſchon in 
1 5 Gehaltsbezuge ſtehen, oder Quieſcenten bewerben 
würden. 


—ͤ — . — — 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


— 
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Ber DE 


Derordnungsblatt 


des 


&. R. Ni niſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Wien, 14. März 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für die Markgrafſchaft Mähren. — Landesgeſetze für das 
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Geſetze und Verordnungen. 


Landesgeſetz für die Markgrafſchaft des dieſem Lande auf Grund des Reichsgeſetzes vom 


Der vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren 
beſchloſſene Geſetzentwurf, betreffend die Verwendung 


or 3. Juni 1901, R. G. Bl. Nr. 62, zugewieſenen 
Mähren. Theiles der Gebarungsüberſchüſſe der gemein— 
ſchaftlichen Waiſencaſſen hat unter dem 29. Jän⸗ 
ner d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 
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Landesgeſetze für das Erzherzogthum 
Gſterreich ob der Enns. 


Der von dem Landtage des Erzherzogthumes 
Oſterreich ob der Enns beſchloſſene Geſetzentwurf, 
betreffend die Verwendung des dieſem Lande auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1901, 
R. G. Bl. Nr. 62, zugewieſenen Theiles der Ge— 
barungsüberſchüſſe der gemeinſchaftlichen 
Waiſencaſſen, hat unter dem 29. Jänner 1901; 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Entwurf 
eines Geſetzes, mit welchem einige Beſtimm ungen 
der Landtagswahlordnung abgeändert werden, 
unter dem 16. Februar d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Landesgeſez für das Erzherzogthum 
Gſterreich unter der Enns. 


Der vom Landtage des Erzherzogthumes Oſter— 
reich unter der Enns beſchloſſene Entwurf eines Ge— 
ſetzes, mit welchem der Stadt Wien die Aufnahme 
eines Anlehens von 285 Millionen Kronen 
bewilligt wird, hat unter dem 20. Februar d. J. die 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 


B 0 Be: 
Berichtigung aus dem Beichsgeſetzblatt. 


XVIII. Stück vom 7. März 1902. 


(Zu dem Geſetze vom 25. October 1901, betreffend 

den Verkehr mit Butter, Käſe, Butterſchmalz, 

Schweineſchmalz und deren Erſatzmitteln, R. G. Bl. 
Nr. 26, V. Bl. M. J. Nr. 3 ex 1902.) 


In dem am 2. Februar 1902 ausgegebenen 
VII. Stücke der deutſchen Ausgabe des Reichsgeſetz— 
blattes, enthaltend unter Nr. 26 das Geſetz vom 
25. October 1901, betreffend den Verkehr mit Butter, 
Käſe, Butterſchmalz, Schweineſchmalz und deren Erſatz⸗ 
mitteln, und unter Nr. 27 die hiezu gehörige Durch— 
führungsverordnung vom 1. Februar 1902, ſoll es 
im §. 11 des vorbezogenen Geſetzes, im 3. Abſatze, 
erſte Zeile von oben, ſtatt „Margarin“ richtig „Mar⸗ 
garine“ heißen. 


Weiters ſoll es in der vorbezogenen Durchfüh— 
rungsverordnung: im Kopfe, im Eingange, im letzten 
Abſatze des Artikels I, im 2. Abſatze des Artikels II und 
im 1. Abſatze des Artikels V ftatt: „R. G. Bl. Nr. 26“ 
richtig lauten: „R. G. Bl. Nr. 26 ex 1902“, 


Erläſſe. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 22. Februar 1902, 3. 7003, 


betreffend 


die Regelung der Rechnungslegung und Ausweis⸗ 
leiſtung localer Feuer- und Viehverſicherungs ver⸗ 
eine nach beſtimmten Formularien. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Die erhöhte Bedeutung, welche nach der gegen— 
wärtigen Lage der Elementarverſicherung den auf 
localer Grundlage beruhenden Verſicherungsvereinen 
insbeſondere rückſichtlich der Feuerverſicherung auf 
dem flachen Lande ſowie der Viehverſicherung beizu— 
meſſen iſt, läſst es nothwendig erſcheinen, die diesbe— 
zügliche Thätigkeit dieſer Vereine entſprechend zu 
überwachen. 

Die wichtigſte Handhabe für die erforderliche, 
thunlichſt intenſive Ausübung der Staatsaufſicht 
bildet die entſprechend geordnete Rechnungslegung 
und Ausweisleiſtung dieſer Vereine. 


Da die in dieſer Hinſicht mit dem hierortigen 
Normalerlaſſe vom 20. Jänner 1886, 8. 129, be⸗ 
ziehungsweiſe vom 24. Juli 1896, Z. 25529, den 
damaligen Geſchäftsverhältniſſen angepaſsten Aus⸗ 
weisformularien (Formular A. B. C und 16 a) ſich 
ſeither als unzulänglich erwieſen haben, ſieht ſich das 
Miniſterium des Innern veranlaſst, an deren Stelle 
folgende, neue, der gegenwärtigen Entwicklung und 
Einrichtung der betreffenden Vereine entſprechende 
Druckſorten treten zu laſſen und zwar: 


I. Für locale Feuerverſicherungsvereine: 


1. ein Formular für die Betriebsrechnung (For- 
mular B. R. F),; 

2. ein Formular für die ſtatiſtiſchen Nach⸗ 
weiſungen (Formular⸗Statiſtik F. V. V.); 

3. ein Formular für den Ausweis über den 
Vermögensſtand (Formular V. A.); 


II. für locale Viehverſicherungsvereine: 


4. ein Formular für die Betriebsrechnung (For- 
mular B. R. V.); 


N 


5. ein Formular für den ſtatiſtiſchen Ausweis 
(Form.⸗Statiſtik V. V. V.); 

6. ein Formular über den Vermögensſtand, 
welch letzteres mit dem sub 3 erwähnten Formulare 
identiſch iſt. i 

Dieſe neuen Formulare werden nach Thunlichkeit 
erſtmalig ſchon bei der Erſtellung der Gebarungsaus— 
weiſe für das Rechnungsjahr 1901 zu verwenden ſein. 

Indem der k. k. ann im Anſchluſſe von 
dem Formulare: 


RF. Sie Vu Stück, 
tllück, Statiſtik F. V. V. Stück 
r Stück in deutſcher Sprache mit 


dem Bemerken übermittelt werden, daſs dieſe Drud- 
ſorten in Hinkunft bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei 


Statthalterei 


erhältlich ſind, wird die k. k. gandesregierung eingeladen, 
dafür Sorge zu tragen, dafs dieſe Formularien erfor— 
derlichenfalls in die landesüblichen Sprachen überſetzt 
werden, der Bezug ſolcher Überſetzungen den Vereinen 
ermöglicht werde, endlich, daſs jedem im dortamtlichen 
Verwaltungsgebiete beſtehenden localen Feuer-, be— 
ziehungsweiſe Viehverſicherungsvereine je ein Exemplar 
der für ihn beſtimmten Druckſorten mit der ent— 
ſprechenden Weiſung zukomme. Die von den Vereinen 
vorgelegten Gebarungsausweiſe, deren Vollzähligkeit 


A 2 Statthalterei 
und zeitgerechtes Eintreffen von der k. k. eng 


zu überwachen fein wird, ſind ohne Verzug, längſtens 
jedoch bis Ende Juni jeden Jahres dem Miniſterium 
des Innern vorzulegen und findet es hienach von der 


mit dem hierortigen Normalerlaſſe vom 20. Jänner 


1886, Z. 129, angeordneten Sammlung dieſer Aus— 
1 A Statthalterei l R 
weiſe bei der k. k. Tandesreglerung und deren cumulativen 
Vorlage mit einer dortamtlichen anzufertigenden Zu— 

ſammenſtellung ſein Abkommen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 1. März 1902, Z. 7624, 
betreffend 
die Auswanderung nach Deutſch⸗Südweſt⸗Afrika. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nach einer dem k. k. Miniſterium des Innern zu— 
gekommenen Information über die wirtſchaftliche Lage 
in Swakopmund, Deutſch-Südweſt⸗Afrika, beſteht 
dortſelbſt zur Zeit nicht nur keine Nachfrage nach 
Arbeitern, ſondern es iſt vielmehr als Folge der in 
Ausſicht ſtehenden Vollendung der dortigen Hafen— 
und Eiſenbahnarbeiten zu gewärtigen, das in Bälde 
ein beträchtlicher Theil der vorhandenen Arbeiter 
beſchäftigungslos werden wird. 
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Bei dieſer Sachlage muſs vor der Auswande— 
rung nach Deutſch-Südweſt-Afrika umſo eindringlicher 
gewarnt werden, als die in dieſen Gebietstheilen ins 
Elend gerathenden Emigranten auch auf eine etwaige 
Weiterreiſe nach Britiſch-Süd-Afrika keinerlei Hoff— 
nungen zu ſetzen berechtigt wären, indem ſich auch 
dort, ganz abgeſehen von den bedeutenden, einer 
ſolchen Reiſe entgegenſtehenden Schwierigkeiten durch— 
aus keine günſtigen Ausſichten eröffnen (Verordnungs— 
blatt Nr. 19 ex 1901, S. 288, Nr. 21 ex 1901, 
S. 317, und Nr. 4 ex 1902, S. 37). 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 1. März 1902, 3. 45145, 


betreffend 


den Vorgang bei der Verleihung von Conceſſionen 
für ſogenannte „alkoholfreie Speiſeanſtalten“. 


(An alle Landeschefs mit Ausnahme des Statthalters von 
Wien.) 


Der öſterreichiſche Verein gegen Trunkſucht hat 
in einer hierortig überreichten Eingabe darauf hin— 
gewieſen, daſs ſeitens einer Gewerbebehörde erſter 
Inſtanz ein Geſuch um Ertheilung der Conceſſion zum 
Betriebe einer ſogenannten „alkoholfreien Speiſe— 
anſtalt“ wegen mangelnden Localbedarfes abgewieſen 
worden iſt, ohne daſs hiebei auf den beſonderen 
Charakter dieſes Gewerbebetriebes Bedacht genommen 
wurde. 

Der aus dieſem Anlaſſe vom Vereine in Bethäti- 
gung feiner gewiss zu billigenden allgemeinen Beſtre— 
bungen geſtellten Bitte willfahrend, beehre ich mich 
Hochdieſelben zu erſuchen, die Aufmerkſamkeit der Ge— 
werbebehörden darauf zu lenken, dafs bei Beurtheilung 
von Geſuchen um Ertheilung von Conceſſionen für 
Speiſeanſtalten (§. 16, lit. a der Gewerbeordnung), in 
welchen ein Ausſchank alkoholiſcher Getränke ($. 16, 
lit. e, d und e) nicht betrieben werden ſoll, der Natur 
der Sache nach andere Geſichtspunkte für die Prüfung 
des Bedürfniſſes der Bevölkerung nach Errichtung 
derartiger Speiſeanſtalten ſich ergeben, als dies bei 
Gaſt⸗ und Schankgewerben im allgemeinen der Fall iſt. 

Es wird daher Sache der Gewerbebehörden ſein, 
bei Amtshandlungen hinſichtlich der Conceſſionirung 
von Gaſt⸗ und Schankgewerben, Betriebe mit oder 
ohne Ausſchank alkoholiſcher Getränke ſtrenge von 
einander zu halten. 

Selbſtverſtändlich wird der Ertheilung von Con- 
ceſſionen für derartige „alkoholfreie Speiſeanſtalten“ 
zur Vermeidung von Miſsbräucheu die ſorgfältigſte 
Prüfung der Vertrauenswürdigkeit des Bewerbers 
vorauszugehen haben. 
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Derlei Speiſeanſtalten find ferner genau zu über⸗ 
wachen und wird jede Überſchreitung der ertheilten 
Befugniſſe ſtrengſtens zu ahnden, eventuell auch mit 
der Entziehung der Conceſſionen gemäß $. 138 der 
Gewerbeordnung vorzugehen ſein. 


Erweiterungen der urſprünglichen Conceſ auf 
die Berechtigung zum Ausſchanke alkoholiſcher Ger 
tränke ſind ſolchen Anſtalten grundſätzlich nicht zu 
ertheilen, 


Zudicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
14. December 1901, 3. 9456. 


Competenz des Verwaltungsgerichtshofes in Gemeinde— 
wahlangelegenheiten. 


Die politiſche Landesbehörde iſt bei Entſcheidung über 
gegen eine Gemeindeausſchuſswahl 
dungen nicht auf die Prüfung dieſer Einwendungen 
beſchränkt, ſondern berechtigt, 

geſammten Wahlverfahrens zu prüfen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten Er— 
kenntniſſe die Beſchwerden des W. A. und Genoſſen, dann 
des F. J. und Genoſſen gegen die Entſcheidung der Statt⸗ 
halterei in Prag vom 31. Jänner 1901, Z. 87170 ex 1900, 
betreffend die Gemeindeausſchuſswahl in P., mit folgender 
Motivirung als unbegründet abgewieſen. 

Die am 5. Februar 1899 ſtattgefundene Wahl des 
Gemeindeausſchuſſes in P. wurde aus Anlass der gemäß 
§. 32 der Gemeindewahlordnung von J. B und Conſorten 
dagegen erhobenen Einwendungen mit der heute ange- 
fochtenen Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag außer 
Kraft geſetzt und die Vornahme einer Neuwahl, von der 
neuerlichen Wahl der Reclamationscommiſſion, ſowie der 
neuerlichen Verfaſſung und Auflegung der Wählerliſten und 
der hiefür nach $. 18 der Gemeindewahlordnung zu erlaſſen⸗ 
den Kundmachung angefangen, angeordnet, im weſentlichen 
aus dem Grunde, weil 


1. die Reclamationscommiſſion entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des S8. 48 der Gemeindeordnung nicht durch Stimm⸗ 
zettel, ſondern per acclamationem gewählt worden war, 
und weil 


2. die Reclamationscommiſſion den Reclamationen der 
Wähler J. B. und Genoſſen vom 6., beziehungsweiſe 
8. Jänner 1899 wegen Aufnahme der Wähler K. H. und 
W. F. in die Liſten des III. Wahlkörpers und wegen Be⸗ 
richtigung der Namen der Wähler desſelben Wahlkörpers 
F. G. und F. G., geborene D., zwar Folge gegeben, die— 
ſelben Wähler aber gleichzeitig infolge der Gegenreclamation 
des W. A. und des A. N., ddo. 8. Jänner zu ſtreichen be⸗ 
ſchloſſen hat, ohne daſs die erſtgenannten Reclamanten von 
dieſem der Sache nach abweislichen Ergebniſſe ihrer Recla⸗ 
mation zum Zwecke der ihnen zuſtehenden Rechtsmittel ver⸗ 
ſtändigt worden wären, weshalb die Wählerliſten nicht in 
Rechtskraft erwachſen ſeien. 

Gegen beide Aufhebungsgründe ſind die vorliegenden 
Beſchwerden gerichtet. 

Der gegen dieſe Beſchwerde bei der öffentlichen münd— 
lichen Verhandlung vom Regierungsvertreter und von der 
mitbetheiligten Partei erhobenen Einwendung der Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes, beziehungsweiſe 
der res judicata, welche darauf geſtützt wurde, dafs das k. k. 


erhobene Einwen⸗ 


die Geſetzmäßigkeit des 


Reichsgericht mit dem Erkenntniſſe vom 19. October 1901, 
8. 381, eine den Streitgegenſtand betreffende analoge Be⸗ 
ſchwerde mehrerer von den heutigen Beſchwerdeführern als 
unbegründet erkannt hat, konnte der Verwaltungsgerichtshof 
keine Folge geben. Denn zunächſt bildet das Wahlrecht zur 
Gemeindevertretung — abgeſehen von der im heutigen 
Streitfalle nicht in Betracht kommenden, im Artikel 4, 
Abſatz 2 des Staaisgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 142, normirten Gleichſtellung der in einer 
Gemeinde wohnhaften und beſteuerten Staatsbürger mit 
den Gemeindeangehörigen — nicht den Gegenſtand der Ver- 
faſſungsgeſetze und iſt ſomit den „durch die Verfaſſung 
gewährleiſteten“ politiſchen Rechten, worüber nach Artikel 3, 


lit. b) des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 143, die Judicatur dem k. k. Reichsgerichte i 


zuſteht, überhaupt nicht beizuzählen. Überdies handelt es ſich 
im vorliegenden Falle nur um die Geſetzmäßigkeit der 
Statthaltereientſcheidung, mit welcher die Gemeindeaus⸗ 
ſchuſswahl in P. wegen angenommener Verletzung poſitiver 
Vorſchriften der Gemeindewahlordnung über das Wahlver⸗ 
fahren außer Kraſt geſetzt worden iſt, ſomit um eine Ange⸗ 
legenheit, über welche nach dem Geſetze vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, ausſchließlich dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe die Entſcheidung zuſteht. Aus denſelben 
Gründen konnte daher in dem Erkenntniſſe des Reichs⸗ 
gerichtes eine die hiergerichtliche Cognition ausſchließende 
res Judioata nicht erblickt werden. 

In der Sache ſelbſt konnte der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof die angefochtene Entſcheidung nicht als geſetzwidrig 
erkennen. 

Die Beſchwerdeführer beſtreiten nicht und es iſt durch 
die Adminiſtrativacten erwieſen, daſs die Reclamations⸗ 
commiſſion in der Sitzung des Gemeindeausſchuſſes vom 
6. Jänner 1899 thatſächlich nicht durch Stimmzettel, ſondern 
durch Acclamation gewählt worden iſt. Die Beſchwerden 
machen nur geltend, dass die gerügte Unregelmäßigkeit ohne 
Einfluſs auf das Ergebnis des Reclamationsverfahrens 
geweſen ſei, da die Wahl der Reclamationscommiſſion ein- 
ſtimmig erfolgte und dafs die Beobachtung der ſchriftlichen 
Wahl nicht geboten erſchien, weil der §. 48 der Gemeinde⸗ 
wahlordnung hier an ſich nicht Anwendung finde und über- 


dies die Sanction der Nullität nicht enthalte. Allein der §. 18 


der Gemeindewahlordnung ſchreibt vor, dajs die Necla- 
mationscommiſſion aus dem Gemeindevorſteher als Vor— 
ſitzenden und aus vier vom Ausſchuſſe gewählten 
Mitgliedern zu beſtehen habe. Nach dieſer ausdrücklichen 
Vorſchrift des Geſetzes hat alſo die Beſtellung dieſer vier 


Commiſſionsmitglieder durch eine von der Gemeindever⸗ 


tretung vorzunehmende Wahl ſtattzufinden. In welcher Art 
und Weiſe dieſe Wahl vorzunehmen iſt, iſt im §. 18 der Ge⸗ 
meindewahlordnung allerdings nicht vorgeſchrieben. Da 
aber für die Geſchäftsgebarung der Gemeindevertretung und 
für die Form, in welcher die Acte derſelben ſich zu voll⸗ 
ziehen haben, die Beſtimmungen der Gemeindeordnung maß⸗ 
gebend ſein müſſen, ſo iſt es zweifellos, daſs auch auf den 
Act der Beſtellung der Reclamationscommiſſion die Beſtim⸗ 


mungen des $. 48 der Gemeindeordnung Anwendung zu 
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finden haben, welcher im Schluſsabſatze kategoriſch beſtimmt, 


dafs alle Wahlen durch Stimmzettel vorzunehmen find. Es 


kann alſo nicht beſtritten werden, daſs der zum Wahlvor— 
bereitungsverfahren gehörige und demnach gewiſs nicht — 
wie die Beſchwerde meint — dem autonomen Inſtanzenzuge 
unterworfene Vorgang bei der Beſtellung der Reclamations— 
commiſſion ein ungeſetzlicher war und dafs die ungeſetzliche 
Beſtellung der Commiſſion auch die Geſetzmäßigkeit aller 
von ihr vorgenommenen Acte, ſomit auch die Giltigkeit 
des ganzen Reclamationsverfahrens in Frage zu ſtellen 
geeignet iſt. 

Der Umſtand aber, daſs dieſer Mangel im Wahlvor— 


bereitungsverfahren nicht angefochten und auch in den gegen 


die Wahl erhobenen Einwendungen nicht geltend gemacht, 
ſondern von der Behörde ſelbſt relevirt worden iſt, vermag 
die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Entſcheidung nicht in 
Frage zu ſtellen. Denn im Inſtanzenzuge der Adminiſtrativ— 
behörden iſt die über im Rechtsmittel erkennende Behörde 
nicht auf die Prüfung der zur Begründung des Rechtsmittel 
petits geltend gemachten Beſchwerdepunkte beſchränkt, 
ſondern berechtigt, die ihrer Entſcheidung unterbreitete Ange— 
legenheit in ihrer Totalität auf die Geſetzmäßigkeit zu 
prüfen. Sobald daher der k. k. Statthalterei die Einwen— 
dungen mehrerer Wähler vorlagen, in welchen die Annulli— 
rung der Wahl begehrt wurde, ſo konnte ihr das Recht nicht 
abgeſprochen werden, das geſammte Wahlverfahren ihrer 
Prüfung zu unterziehen und mithin auch ſolche geſetzwidrige 
Vorgänge, welche ſeitens der Parteien nicht ausdrücklich 
gerügt worden find, bei ihrer Entſcheidung über die Geſetz— 
mäßigkeit der Wahl wahrzunehmen und ihrem Erkenntniſſe 
zugrunde zu legen. 

Da ſonach ſchon der erſte für die Annullirung der 


gegenſtändlichen Gemeindeausſchuſswahl geltend gemachte 


Grund als ein geſetzwidriger nicht bezeichnet werden kann, ſo 
mujste der Verwaltungsgerichtshof, ohne die Stichhältigkeit 
des zweiten Annullirungsgrundes zu unterſuchen, ſchon aus 
den vorausgeſchickten Erwägungen zur Abweiſung der Be- 
ſchwerden gelangen. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
19. December 1901, 3. 8862. 


Zur Frage nach der rechtlichen Zuläſſigkeit des gemeinde- 
ämtlichen Verbotes der Ausführung von Induſtriebauten 
innerhalb eines beſtimmten Theiles eines Gemeinde⸗ 
8 gebietes. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der Stadtgemeinde P. gegen die Entſcheidung des k. k. 
Miniſteriums des Innern vom 4. Jänner 1901, Z. 43099 
ex 1900, betreffend das Verbot der Ausführung von 
Induſtriebauten in einem Theile des Gebietes der Stadt P. 


zu Recht erkannt: 


Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


In der Sitzung vom 26. Juni 1900 hat der Ge⸗ 
meindeausſchuſs der Stadt P. den Beſchluſs gefasst, es 


ſeien zum Zwecke des dauernden Schutzes der ſanitären 
Intereſſen der Stadt in einem beſtimmt umgrenzten Theile 
der Reichsvorſtadt künftighin Induſtriebauten nicht mehr zu 


bewilligen und es habe dieſer Beſchluſfs dem Bauamte bei 
een von Baugeſuchen künftighin als Richtſchnur zu 
dienen. 


Die Vollziehung dieſes Beſchluſſes, welcher öffentlich 
kundgemacht wurde, und ſonach nicht den Charakter einer 
internen Weiſung trägt, wurde auf Grund des §. 102 der 
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Gemeindeordnung mit der heute angefochtenen, im In— 
ſtanzenzuge erfloſſenen Entſcheidung unterſagt, weil dieſer 
Beſchluſfs gegen die Beſtimmungen des Geſetzes vom 
15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, verſtößt und der Ge— 
meindeausſchuſs durch denſelben ſeinen Wirkungskreis über— 
ſchritten hat. 

Die Beſchwerde beſtreitet, daſs die Vorausſetzungen 
für die Geltendmachung des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes im 
gegebenen Falle vorhanden ſeien und bemüht ſich nach— 
zuweiſen, daſs die Gemeinde nach den Vorſchriften der 
Bauordnung berechtigt iſt, die bauliche Durchführung von 
Induſtrialanlagen zu unterſagen, ohne daſs hiedurch in die 
den Gewerbsbehörden eingeräumte Competenz zur Prüfung 
der Zuläſſigkeit einer gewerblichen Betriebsanlage vom 
Standpunkte der Gewerbepolizei eingegriffen werden 
würde. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte die Aus— 
führungen der Beſchwerde als ſtichhältig nicht zu erkennen. 

Es iſt unzweifelhaft und unbeſtritten, daſs nach Maß— 
gabe der Vorſchriften des dritten Hauptſtückes der Gewerbe— 
ordnung ausſchließlich die Gewerbebehörden über die Zu— 
läſſigkeit einer gewerblichen Betriebsanlage in gewerbs— 
polizeilicher Beziehung abzuſprechen haben, daſs ſie ſich 
daher bei ihrer Entſcheidung auch darüber ins Klare ſetzen 
müſſen, ob eine projectirte Betriebsanlage nach ihrer Lage 
und Beſchaffenheit die ſanitären Verhältniſſe der Um- 
gebung nachtheilig zu beeinfluſſen geeignet iſt oder nicht. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs die politiſche Behörde 
hiebei nicht nur an die Beſtimmungen der Gewerbeordnung, 
ſondern auch an alle anderen geſetzlichen Vorſchriften 
gebunden iſt, welche ſich auf die Zuläſſigkeit und Einrichtung 
von gewerblichen Betriebsanlagen beziehen, dass ſie daher 
auch an die Vorſchrift des §. 111, Alinea 8 der Bau⸗ 
ordnung gebunden iſt, wonach induſtrielle Anlagen und Ge— 
ſchäftsbetriebe, welche die Geſundheit oder die öffentliche 
Sicherheit bedrohen, oder die Umgebung beläſtigen, inner 
halb der Stadt, auf welche ſich die Bauordnung bezieht, 
nicht errichtet werden dürfen. Durch dieſe geſetzliche Beſtim— 
mung iſt nun zwar das freie Ermeſſen der entſcheidenden 
Behörde weſentlich eingeſchränkt, ihre Competenz iſt aber 
nicht berührt. 

Iſt es ſonach infolge geſetzlicher Beſtimmung die 
Gewerbebehörde, welche über die Zuläſſigkeit gewerblicher 
Anlagen in jedem Falle zu entſcheiden hat, ſo kann ſie auch 
in Beurtheilung der Frage, ob die vom Projectanten in 
Ausſicht genommene Lage der zu genehmigenden Betriebs- 
anlage in den von der Gewerbebehörde zu beurtheilenden 
Beziehungen, alſo auch in ſanitärer Beziehung zuläſſig iſt, 
nur durch eine geſetzliche Beſtimmung eingeſchränkt 
werden. 

Solche Beſchränkungen ſind nun, wie von der Be— 
ſchwerde mit Recht angeführt wird, allerdings in der Bau- 
ordnung enthalten. So iſt der Lagerplan für die Richtung, 
die Lage und das Niveau der im Lagerplan feſtgeſtellten 
öffentlichen Straßen und Plätze maßgebend. Es mufs ſich 
daher auch jede gewerbliche Betriebsanlage in dieſen Bezie— 
hungen dem Lagerplane anpaſſen, und wäre die Baubehörde 
berechtigt, die bauliche Durchführung einer dem Lagerplane 
nicht Rechnung tragenden Betriebsanlage zu unterſagen, 
wenn dieſelbe auch vielleicht die gewerbepolizeiliche Genehmi— 
gung erlangt hätte. Ebenſo ſteht es mit dem Rechte der 
Gemeinde, Stadttheile zur Errichtung von Bauten in 
iſolirter Lage zu beſtimmen und für gewiſſe Flächen ein 
Bauverbot überhaupt zu erlaſſen. 

Aber alle dieſe Einſchränkungen beruhen eben auf 
poſitiven geſetzlichen Beſtimmungen und können ſonach von 
den Baubehörden entgegen dem Entſcheidungsrechte der 
Gewerbebehörden geltend gemacht werden. 

Eine Beſtimmung aber, wonach die Gemeinde berech 
tigt wäre, Induſtriebauten aus beſtimmten Stadttheilen 
gänzlich auszuſchließen, enthält weder die Bauordnung noch 
ſonſt ein anderes Geſetz. 
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In dieſer Richtung kann ſonach die Competenz der 
Gewerbebehörden über die Zuläſſigkeit einer gewerblichen 
Anlage durch die Gemeinde nicht eingeſchränkt werden. 
Denn eine analoge Anwendung der erwähnten Beſtimmun— 
gen der Bauordnung iſt ſchon aus dem Grunde unzuläſſig, 
weil ſie ſich als Einſchränkungen, alſo Ausnahmen von der 
Regel darſtellen. 

Der Beſchluſs der Gemeinde P., wonach in einem 
gewiſſen Theile der Reichsvorſtadt Induſtrialbauten über⸗ 
haupt nicht bewilligt werden ſollen, ſtellt ſich ſonach that- 
ſächlich als ein Eingreifen in die Competenz der Gewerbe— 
behörden, ſonach als eine Überſchreitung des Wirkungs- 
kreiſes der Gemeinde dar. 1 

Denn auf die in der Beſchwerde enthaltene Erwägung, 
durch den ſiſtirten Beſchluſs werde nur die bauliche Durch⸗ 


führung der Induſtrialbauten verboten, wogegen das Recht 


der Gewerbebehörde zur Prüfung des Projectes in gewerbe— 


polizeilicher Beziehung unberührt bleibe, kann wohl nicht 


ernſthaft eingegangen werden, da ja bei dieſer Auffaſſung 
die Entſcheidung der Gewerbebehörden nicht mehr als ein 
gewerbepolizeiliches Gutachten wäre, die eigentliche Entſchei— 
dung aber in jedem Falle der Baubehörde zukäme. 


Demgemäß war auch die Staatsbehörde auf Grund 
des §. 102 der Gemeindeordnung berechtigt, die Durch— 
führung des Beſchluſſes des Gemeindeausſchuſſes zu unter⸗ 
ſagen. 


Hienach muſste die dagegen gerichtete Beſchwerde 


abgewieſen werden. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern vom 25. Jänner 1902, Z. 49490, betref- 
fend die- Abgabe jugendlicher Corrigenden in 
Beſſerungsanſtalten in den im §. 16, Alinea 2 
des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90, 
bezeichneten Fällen.) Mit dem Erlaſſe vom... 


hat die k. k. Statthalterei n dem Anſuchen 
der J. B. um Entlaſſung ihres Sohnes F. B. aus 
der Landesbeſſerungsanſtalt in . . . . ... keine Folge 
gegeben. 


Anlässlich eines als Recurs an das Miniſterium 
des Innern gerichteten gleichartigen Anſuchens der 
J. B. behebt das Minifterium des Innern dieſen Er— 
laſs der k. k. Statthalterei von amtswegen, weil die 
politiſche Adminiſtrativbehörde im vorliegenden Falle 
weder zu einer Entſcheidung über die Verhängung 
der Abgabe der bezeichneten jugendlichen Perſon in 
eine Beſſerungsanſtalt, noch zu einer Entſcheidung über 
die Entlaſſung dieſer Perſon aus der Anſtalt geſetzlich 
berufen war. 

Denn es handelt ſich in dieſem Falle nicht um 
einen jugendlichen Corrigenden, deſſen Abgabe in die 
Beſſerungsanſtalt im Sinne des §. 8 des Geſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, demnach durch 
eine Verfügung der Staatsgewalt, zu erfolgen hatte, 
ſondern lediglich um eine jener im §. 16, Alinea 2 
des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90, 
bezeichneten jugendlichen Perſonen, deren Abgabe in 
die Anſtalt über Antrag der geſetzlichen Vertreter und 
mit Zuſtimmung der Pflegſchaftsbehörde, demnach 
durch eine im Privatrechte begründete Verfügung 
erfolgt. 

Hinſichtlich dieſer letztgenannten Perſonen können 
die politiſchen Behörden, ſofern ſie auf die Anjtalt3- 
leitung geſetzlich eine Ingerenz zu nehmen berechtigt 
ſind, lediglich das Recht in Anſpruch nehmen, die Auf— 
nahme dieſer Perſonen, und zwar im Intereſſe dieſer 


Anſtalt abzulehnen, nicht aber auch das Recht, die 
Aufnahme ſelbſt zu verfügen oder über die Entlaſſung 
zu entſcheiden. 


(Krankenfürſorge für Staatsangeſtellte 
in Preußen.) Mittelſt Runderlaſs der preußiſchen 
Miniſterien des Innern, der Landwirtſchaft und der 
Finanzen vom 22. März 1901 iſt beſtimmt worden, 
daſs mit Beginn des Rechnungsjahres 1901 für in 
Betrieben oder im unmittelbaren Dienſte des Staates 
gegen Entgelt voll beſchäftigte Perſonen Fürſorge in 
Krankheitsfällen zu treffen iſt. Dieſe Krankenfürſorge 
erſtreckt ſich nicht auf die im ſtaatlichen Vorbereitungs⸗ 
dienſte beſchäftigten Perſonen mit Beamteneigenſchaft. 
Die Beſtimmungen des Erlaſſes lauten: 

1. Den in Betrieben oder im unmittelbaren 
Dienſte des Staates gegen Entgelt voll beſchäftigten 


Perſonen ſoll im Falle der Erkrankung, ſoweit ſie 
nicht kraft Geſetzes der Krankenverſicherung unter 
liegen oder ſelbſtändige Gewerbetreibende ſind oder 


ſoweit nicht auf Grund des Krankenverſicherungs— 
geſetzes oder auf Grund ſonſtiger Regelung eine ander— 
weitige Fürſorge getroffen iſt, oder mit Zuſtimmung 


der Finanzverwaltung getroffen wird, folgende Unter- 


ſtützung bis zu 13 Wochen gewährt werden: 
a) im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten 


Tage nach dem der Erkrankung ab ein Kranken 


geld für jeden Arbeitstag in der Höhe des orts- 


üblichen Taglohnes gewöhnlicher Tagarbeiter. 


Das Krankengeld darf nicht mehr als die Hälfte 
des Arbeitsverdienſtes betragen; 


b) der nachgewieſene Aufwand für Arzt und Arznei 
bis zu einem Viertel des ortsüblichen Tag— 
lohnes gewöhnlicher Tagarbeiter, ſofern nicht 


ärztliche Behandlung und Arznei unmittelbar or | 5 


gewährt wird. 


2 


— 
* 
— 


2. Die vorbezeichneten Perſonen haben ſich hie— 
für einen Lohnabzug von einem Procent des orts- 
üblichen Taglohnes gefallen zu laſſen. 

3. Als vollbeſchäftigt gelten Perſonen, die 
während der Dauer ihrer Beſchäftigung in Betrieben 


oder im Dienſte des Staates aus dieſer Beſchäftigung 


nach deren Art und Umfang in der Hauptſache NE 
Lebensunterhalt finden. 


4. Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung 
auf Perſonen, deren Beſchäftigung durch die Natur 
dieſer letzteren oder im voraus durch den Arbeits— 
vertrag auf einen Zeitraum von weniger als einer 


Woche beſchränkt iſt. 


(Ein Geſetzentwurf zum Schutze land— 
ſchaftlich hervorragender Gegenden.) Dem 
preußiſchen Landtage iſt eine Vorlage zugegangen, 
welche darauf hinzielt, dafs den Landespolizeibehörden 
die Befugnis ertheilt werde, zur Verhinderung der 
Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden 
Reclameſchilder und ſonſtige, das Landſchaftsbild ver— 
unzierende Aufſchriften und Abbildungen außer den 
geſchloſſenen Ortſchaften zu verbieten. Der Entwurf 
richtet ſich — nach einer Mittheilung in der Wochen— 
ſchrift für deutſches Gemeinde- und Staatsverwal— 
tungsweſen — gegen die Unſitte, außerhalb der 
geſchloſſenen Ortſchaften Reclameſchilder und ſonſtige 
geſchäftliche Anpreiſungen in Schrift und Bild von 
möglichſt auffallender Größe und in den ſchreiendſten, 
möglichſt in die Augen fallenden Farben anzubringen, 
eine Unſitte, welche beſonders in den landſchaftlich 
ſchönſten und daher vom Fremdenverkehr am meiſten 
berührten Gegenden des Landesgebietes geübt wird. 
Die Verſuche, dem Übelſtande außerhalb der ge— 
ſchloſſenen Ortſchaften auf Grund des beſtehenden 


Rechtes entgegenzutreten, ſind geſcheitert. 


(Kinderſchutzin England, Amerika, Frank— 
reich und Belgien.) Uber das Vereinsweſen zu 
Zwecken des Kinderſchutzes hat der Pariſer Advocat 
Nouriſſon eine ſehr umfaſſende Darſtellung unter 
dem Buchtitel: „L’association contre le crime“ 
veröffentlicht. Auszugsweiſen Mittheilungen hierüber 
in der vom k. k. Handelsminiſterium herausgegebenen 
„Socialen Rundſchau“ iſt Nachfolgendes zu ent— 


nehmen: 


In England iſt die größte zum Schutze der 


| Kinder geſchaffene Vereinigung die Nationale Geſell— 


ſchaft zur Verhinderung von Kindermiſshandlungen 
(The national society for the prevention of eruelty 
to children) in London; 1884 entſtanden, dehnt ſie 


ihre Wirkſamkeit nun über das ganze Land aus und 


umfasst circa 400 Zweiganſtalten und Bezirks— 
eomites. Ihr Budget belief ſich 1898 auf 
52.734 Pf. St. (eirca 1¼ Millionen K). Bis 1898 
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kam ſie 339.080 Kindern zuhilfe. Sie wirkt durch 
Ermahnungen, eventuell durch Anrufung des Ge— 
richtes, geſtützt auf das Geſetz, welches geſtattet, das 
erforderlichenfalls ein Kind von ſeinen Eltern weg— 
gebracht und der Obhut einer anderen Perſon oder 
einer Wohlthätigkeitsanſtalt überlaſſen werde. Die 
Geſellſchaft beſitzt Kinderaſyle, die aber nur der vor— 
übergehenden Unterbringung von Kindern dienen, 
ſorgt aber auch für deren Aufnahme in die dazu 
geeigneten Anſtalten. Circa 150 Inſpectoren, welche 
die Bezeichnung „Kindermänner“ (children's men) 
führen, ſind ſtändig im Auftrage der Geſellſchaft 
thätig, theils zur Prüfung eingelaufener Beſchwerden, 
theils zur Ausfindigmachung ſchutzbedürftiger Kinder 
oder zu gütlicher Intervention. Endlich obliegt es den 
Inſpectoren auch, zu überwachen, ob die vom Secre- 
tariate, auf Grund gepflogener Erhebungen, aus— 
gegangenen ſchriftlichen Ermahnungen von Erfolg 
begleitet waren. Im Jahre 1879 gab es 18.776 
ſolcher Ermahnungen und 2519 faſt ausnahmlos 
zur Verurtheilung führende Strafanzeigen. Neben der 
Londoner Kinderſchutzgeſellſchaft beſtehen noch andere 
mit verwandten Zwecken; eine ſolche in Liverpool 
beſtehende iſt älter als die Londoner. 


In den Vereinigten Staaten Amerikas beſteht 
ſeit 1875 die in New-Pork gegründete Geſellſchaft 
zur Verhinderung von Kindermiſshandlungen (The 
New- Vork Society for the prevention of cruelty 
to children), die Aulaſs zum Entſtehen ähnlicher Ge— 
ſellſchaften anderwärts gab; ſie ſind untereinander in 
ein Verbandsverhältnis getreten. Die New-Yorker 
Geſellſchaft verfügt über ein Budget von 130.000 
Dollars (circa 650.000 K), ſie war erfolgreich thätig 
für die Erlaſſung geſetzlicher Beſtimmungen zum 
Schutze der Kinder und ſorgt für deren Beobachtung. 
Im Jahre 1900 veranlaſste die Geſellſchaft 2060 
Strafverfolgungen, die mit 1875 Veurtheilungen 
endeten. Die ſtädtiſche Polizei theilte der Geſellſchaft 
alle Verhaftungen von Kindern oder Übelthätern gegen 
Kinder, die als Angeklagte oder Zeugen in eine Straf— 
ſache verwickelt ſind, mit. Die Geſellſchaft ſieht ſich 
ſelbſt weniger für eine Wohlthätigkeitsanſtalt an, als 
für ein unter der Autorität der Regierung zur Durch— 
führung der Geſetze wirkendes Organ. Ein anderer 
Verein wirkt als Kinderſchutzgeſellſchaft von Pennſyl— 
vanien (The Pennsylvania Society to protect 
children from cruelty) mit einem Jahresbudget von 
45.000 Dollars (225.000 K). 


In Frankreich ſind Vereinigungen mit gleich 
ausgedehntem Wirkungskreiſe nicht vorhanden. Immer— 
hin beſtehen auch dort Vereine, die ſich verwahrloste 
oder miſshandelter Kinder annehmen oder Über— 
tretungen der Geſetze in Beziehung auf die Behand— 
lung der Kinder zur Anzeige bringen, zum Beiſpiel 
die Union zum Schutze der Kindheit (Union frangaise 
pour le sauvetage de l’enfance). Auf einem 
ſpeciellen Gebiete thätig erſcheint die Pariſer Schuß- 
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geſellſchaft für Lehrlinge, und in den Fabriken be— 
ſchäftigte Kinder (Société de protection des 
apprentis et enfants employèés dans les manu- 
factures), welche für die Beobachtung der zum Schutze 
der arbeitenden Kinder erlaſſenen Beſtimmungen 
wirkt. 

In Belgien beſteht ſeit 1892 die Schußgejell- 
ichaft für miſshandelte Kinder (Société protectrice 
des enfants martyrs) zum Zwecke der Hilfeleiſtung 
für Verwahrloste und der Entdeckung und Anzeige von 
Geſetzesverletzungen. 
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(Concursausſchreibung für die Auf 


nahme in die k.k. Landmwehrcadettenfchule in 
Wien.) Im Verordnungsblatte für die k. k. Landwehr 
Nr. 8 zu Z. 5166/6667 IV a vom Jahre 1902 wird 
die Concursausſchreibung für die Aufnahme in die 
k. k. Landwehrcadettenſchule in Wien veröffentlicht. 
Dieſelbe enthält die Aufnahmsbedingungen, ſowie ein 
Formulare für ein Aufnahmsgeſuch und können nähere 
Auskünfte über die Aufnahme in dieſe Schule überdies 
auch beim Commando dieſer Cadettenſchule eingeholt 
werden. f 2 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 6. März l. J. den geheimen Rath 
Feldzeugmeiſter Emil David Edlen v. Rhonfeld über 
ſein Anſuchen von dem Amte des Statthalters im König- 
reiche Dalmatien unter voller Anerkennung ſeiner dem 
Staate mit treuer Hingebung geleiſteten ausgezeichneten 
Dienſte in Gnaden zu entheben geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 6. März l. J. den Miniſterial⸗ 
rath im Miniſterium des Innern Erasmus Freiherrn v. 
Handel zum Statthalter im Königreiche Dalmatien aller⸗ 
gnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 4. März d. J. dem Ober⸗ 
ingenieur des Staatsbaudienſtes in Böhmen Heinrich 
Richter den Titel und Charakter eines Baurathes mit 
Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den bei der Miniſterialcommiſſion für agra- 
riſche Operationen in Verwendung ſtehenden Landes-Regie— 
rungsſecretär Dr. Anton v. Pantz zum Bezirkshauptmanne 
in Kärnten, den Polizeicommiſſär Alois Duſik zum Polizei⸗ 
obercommiſſär und den Polizeiconcipiſten Adolf Ritter 


Talacko v. Jestètie zum Polizeicommiſſär im Stande der 
Polizei direction in Wien, ferner den Polizeiconeipiſten Dr. 
Thomas Kment zum Polizeicommiſſär im Stande der Grazer 


Polizeidirection ernannt; weiters hat derſelbe die Betrauung 


des Bezirksobereommiſſärs in Gurkfeld Wilhelm Freiherrn 

v. Rechbach mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft 

Adelsberg genehmigt. \ 
Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Statt- 


haltereiconceptspraktikanten Hermann Tinus und Dr. 


Heinrich Braun der Bezirkshauptmannſchaft Horn, bezie⸗ 
hungsweiſe Gmünd zur Dienſtleiſtung zugewieſen und den 
Auſcultanten Dr. Karl Freiherrn v. Diſtler zur Ablegung 
der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zuge⸗ 
laſſen; ferner hat derſelbe die Bezirksſeeretäre Karl Denk 
und Joſef Wieſinger in die IX. Rangsclaſſe der Staats⸗ 
beamten eingereiht. 

Der Landespräſident in Kärnten hat dem Oberbezirks⸗ 
arzte Dr. Victor Huſſa in Völkermarkt die „Ehrenmedaille 
für vierzigjährige treue Dienſte“ zuerkannt. 

Der Landespräſident in Krain hat die Landesregie⸗ 
rungsconceptspraktikanten Dr. Friedrich Lukan, Dr. Victor 
Vincenz Schwegel und Paul Svetee, letzteren unter Zu- 
theilung zur Bezirkshauptmannſchaft Gurkfeld, zu Landes⸗ 


regierungsconeipiſten ernannt, ferner den abſolvirten Rechts- 
hörer Raimund Svetek zur Ablegung der Probepraxis für 
den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und ſchließlich den 
Bauadjuncten Johann Pacaͤk der Bezirkshauptmannſchaft 
Rudolfswerth zur Dienſtleiſtung zugetheilt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Statthaltereiconcipiſten Eduard Freiherrn v. Plappart 
(Tione) zur Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen, 
den Statthaltereiconceptspraktikanten Guſtav v. Strobele 
(Cles) der Bezirkshauptmannſchaft Tione, die bei der 
Statthalterei in Verwendung ſtehenden Statthaltereiconcepts— 
praftifanten Dr. Max Kuliſch und Leopold Arland der 
Bezirkshauptmannſchaft Cles, beziehungsweiſe Landeck, den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Oswald Ritter v. 
Negri di San Pietro (Landeck) der Bezirkshauptmann— 
ſchaft Trient, endlich den Statthaltereiconceptspraktikanten 
Dr. Albert v. Trentini (Statthalterei) der Bezirkshaupt— 
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mannſchaft Rovereto zur Dienftleiftung zugetheilt; ferner 
die abſolvirten Rechtshörer Karl Ebner und Dr. Emanuel 
Dreyer zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen 
Conceptsdienſt zugelaſſen. 


Die Statthalterei in Lemberg hat die abſolvirten 
Rechtshörer Eduard Jakubſche und Sigismund Jan— 
ezura zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen 
Conceptsdienſt zugelaſſen; ferner die Baupraktikanten 
Stanislaus Vayhinger, Adam Merunomicz, Stanislaus 
Bukaſiewiez und Witold Jakimowski zu Bauadjuncten 
für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 


Der Statthalter in Dalmalien hat den Statthalterei— 
conceptspraktikanten Heinrich v. Pauſinger zum Gtatt- 
haltereiconcipiſten und den penſionirten k. k. Gendarmerie— 
Titularwachtmeiſter Jofef Rathmann zum Statthalierei— 
kanzliſten ernannt. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich im Status des pharmaceutiſchen 
Perſonales bei der Medicamenteneigenregie in den Wiener 
k. k. Krankenanſtalten zwei Proviſorſtellen mit den Bezügen 
der IX. Rangsclaſſe und zwei, eventuell mehrere Medica— 
mentenadjunctenſtellen mit den Bezügen der X. Rangsclaſſe 
und eventuell mehrere Medicamentenacceſſiſtenſtellen mit den 
Bezügen der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um eine dieſer 
Stellen haben ihre mit dem Tauf- oder Geburtsſcheine, dem 
Heimatſcheine, ſowie mit den ſämmtlichen Nachweiſen über 
ihre pharmaceutiſchen Studien, über die bisherige Verwen— 
dung im Apothekerdienſte und über etwaige beſondere 
Leiſtungen im Berufe verſehenen, vorſchriſtsmäßig geſtem— 
pelten, an die k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei gerichteten 
Geſuche bis 31. März 1902 bei der Tirection der Medica- 
menteneigenregie, bereits im öffentlichen Dienſte ſtehende 
Bewerber im Wege ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde zu über— 
reichen. Nicht im öffentlichen Dienſte ſtehende Bewerber 
haben ihrem Geſuche überdies ein ſtaatsärztliches Zeugnis 
über ihre Geſundheit und Dienſttauglichkeit anzuſchließen. 


In Oberöſterreich eine Bauadjunctenſtelle der 
X. Rangsclaſſe. Die Bewerber um dieſen Dienjtpoften haben 


ihre gehörig inſtruirten Geſuche ſammt den Nachweiſen über 
die Ablegung der beiden Staatsprüfungen, und zwar wenn 
ſie bereits im öffentlichen Dienſte ſtehen, im Wege ihrer vor— 
geſetzten Behörden bis 15. April d. J. beim Statthalterei— 
präſidium in Linz einzubringen. 


In Böhmen eine Bezirkshauptmannsſtelle und 
dürfte demnächſt eine zweite ſolche Stelle zur Beſetzung 
kommen. In weiterer Folge kommen eine, eventuell zwei 
Statthaltereijecretärs-, Bezirkscommiſſärs- und 
Statthalte reiconcipiſtenſtellen zur Beſetzung. Die 
Bewerber um eine dieſer Stellen haben ihre gehörig belegten 
Geſuche bis 25. März l. J. im Wege ihrer vorgeſetzten 
Behörden beim Statthaltereipräſidium in Prag einzu— 
bringen. 


„In Galizien im Stande der Polizeidirection in 
Lemberg zwei Polizeiconcipiſtenſtellen der X. Rangs⸗ 
elaſſe. Competenzgeſuche, denen die Qualificationsbehelfe, 
ſowie der Nachweis der Kenntnis der Landesſprachen beizu— 
ſchließen ſind, ſind im vorgeſchriebenen Wege bis Ende 
März 1902 bei dem Polizeidirectionspräſidium in Lemberg 
einzubringen. 


5 Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Derordnungsblatt 


des 


R. R. Mi niſte riums des Innern 
mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


br 6. | Wien, 28. März 1902, 


Anhalt: Gejege und Verordnungen: Geſetz vom 25. Februar 1902, betreffend die Abänderung und Ergänzung 
der Gewerbeordnung, R. G. Bl. Nr. 49. — Landesgeſetz für das Erzherzogthum Sſterreich ob der Enns. — 
Verordnung der Miniſter des Handels und des Innern vom 7. März 1902, R. G. Bl. Nr. 53, betreffend die 
Einreihung des Betriebes von Telegraphen⸗Agenturen (Telegraphen-Bureaux, Telegraphen-Correſpondenz⸗ 
bureaux) unter die conceſſionirten Gewerbe. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
11. März 1902, Z. 8291, betreffend die den behördlichen Requiſitionen um Anerkennung der ſchweizeriſchen 

3 Staatsbürgerſchaft anzuſchließenden Belege. — Erlass des Miniſteriums, des Innern vom 21. März 1902, 
a: 3. 6512, betreffend die Ausfertigung ſpitalsärztlicher Unabweisbarkeitszeugniſſe für in öffentliche Spitäler 
aufgenommene Schwangere und Wöchnerinnen aus Croatien. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungs- 
gerichtshofes vom 14. December 1901, Z. 9420. Die rechtliche Zuläſſigkeit der Befriſtung der gewerberecht— 
2 lichen Genehmigung einer Betriebsanlage.] — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 2. Jänner 
a 1902, 3. 9079. Berechtigungsumfang der nach §. 23 G. O. vom Jahre 1859 conceſſionirten Baumeiſter. — 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 3. Jänner 1902, 3. 45. Handhabung des Staatsaufſichts— 


rechtes bei Gemeindevorſtandswahlen nach der Gemeindeordnung für Böhmen. — Erkenntuis des Ver— 
waltungsgerichtshofes vom 18. Jänner 1902, Z. 582. Umfang der Verpflichtung des Dienſtgebers zur 
. i Pflege und Heilung des Dienſtboten nach der Dienſtbotenordnung für Böhmen. — Verſchiedene Mit- 


theilungen: Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit den Miniſterien des Innern, der 
Finanzen, des Ackerbaues und der Eiſenbahnen vom 25. März 1902, betreffend die Vornahme der Zählung 
der gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betriebe. — Thätigkeit der Gewerbegerichte. — Bekämpfung des 
Alkoholismus in der Schule. — Mittheilungen über den Verein vom goldenen Kreuze. — Kinderſchutzgeſell— 
ſchaft in Wien. — Bau- und Wohnungshygiene in Preußen. — Geſetz zum Schutze der öffentlichen Geſund— 
heit in Frankreich. — Erweiterung des Waſſerſtraßennetzes in Frankreich. — Literaturanzeigen. — 
Perſonal nachrichten. — Pränumerationsbedingungen. 


Im en März gelangten zur Ausgabe die Nummern 8, 9 und LO des „Beiblattes für die Angelegenheiten 
der ſtaatlichen Neterinärverwaltung“. 


V. B. M. I. 10 
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SE; 


Geſetze und Verordnungen. 


— 


Geſetz vom 25. Februar 1902, 
betreffend 


die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeord⸗ 
nung, R. G. Bl. Nr. 49. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 

finde Ich anzuordnen, wie folgt: 
Artikel J. 

In Abänderung und Ergänzung der Gewerbe— 
ordnung (Geſetz vom 15. März 1883, R. G. Bl. 


Nr. 39) haben an Stelle der 88. 59 und 60 die 
nachfolgenden Beſtimmungen zu treten. 


8. 59. 


Aufſuchen von Beſtellungen auf Waren dh 
Gewerbeinhaber und Handlungsreiſende. 


Die Gewerbeinhaber ſind berechtigt, im Umher⸗ 
reiſen außerhalb des Standortes ſelbſt oder durch 
mit amtlichen Legitimationen verſehene, in ihrem 
Dienſte ſtehende Bevollmächtigte (Handlungsreiſende) 
Beſtellungen auf Waren bei Kaufleuten, Fabrikanten, 
Gewerbetreibenden, überhaupt bei ſolchen Perſonen, in 
deren Geſchäftsbetriebe Waren der angebotenen Art 
Verwendung finden, aufzuſuchen; ſie dürfen hiebei, 
außer auf Märkten, keine Waren zum Verkaufe, 
ſondern nur Muſter mitführen. 

Das Aufſuchen von Beſtellungen auf Waren bei 
Perſonen, bei denen die betreffenden Waren nicht in 
ihrem Geſchäftsbetriebe Verwendung finden, iſt den 
Gewerbeinhabern oder deren Bevollmächtigten hin- 
ſichtlich des Vertriebes von Colonial⸗, Spezerei⸗ und 
Materialwaren innerhalb wie außerhalb des Stand⸗ 
ortes unbedingt verboten; hinſichtlich anderer Waren 
iſt das Aufſuchen von Beſtellungen außerhalb des 
Standortes bei den erwähnten Perſonen nur in 
einzelnen Fällen über ausdrückliche, ſchriftliche, auf 
beſtimmte Waren lautende, an den Gewerbeinhaber 
gerichtete Aufforderung geſtattet. 

Der Handelsminiſter iſt jedoch ermächtigt, in 
rückſichtswürdigen Fällen, nach Anhörung der Handels⸗ 
und Gewerbekammer und der betheiligten Genoſſen⸗ 
ſchaften, für beſtimmte Waren oder Bezirke oder für 
einzelne Gewerbe, im Verordnungswege das Auf- 
ſuchen von Beſtellungen auf Waren bei den im 
Abſatze 2 erwähnten Perſonen auch ohne dieſe Auf- 
forderung zuzulaſſen. 


§. 59 a). 


Erzeuger von Uhren, Gold- und Silberwaren, 
Großhändler mit dieſen Artikeln, dann Juwelen- und 


Edelſteinhändler, ſowie die in ihrem unmittelbaren 
Dienſte ſtehenden Bevollmächtigten ſind, ſofern der 
Standort des betreffenden Gewerbes ſich im Inlande 
befindet, befugt, auf ihren Geſchäftsreiſen nicht bloß 
Muſter, ſondern die zu verkaufenden Waren ſelbſt, 
falls nach der Natur derſelben ein Verkauf nach 
Muſter ausgeſchloſſen erſcheint, zum Verkaufe mit ſich 
zu führen, jedoch mit der Beſchränkung, daj3 dieſe 
Waren nur an befugte Wiederverkäufer abgeſetzt 
werden dürfen. 


8. 59 b). 


Über den Inhalt und die Ausfertigung der für 
Handlungsreiſende beſtimmten Legitimation werden 
die erforderlichen Beſtimmungen nach Anhörung der 
Handels- und Gewerbekammern im Verordnungswege 
erlaſſen. 

Anſuchen um dieſe Legitimationen ſind längſtens 
binnen acht Tagen zu erledigen und dürfen nur aus 
in der bezüglichen Verordnung beſtimmten Gründen 
abſchlägig beſchieden werden. a 

Im Verordnungswege wird ferner beſtimmt, 
inwiefern die im §. 59 a) erwähnten Perſonen einer 
beſonderen Legitimation des zuſtändigen Punzirungs⸗ 
amtes bedürfen. 


§. 59 ec). 


Aufſuchen non Beſtellungen auf Waren durch 
ſelbſtändige Handelsagenten. 


Handelsagenten, welche nicht im Dienſte eines 
Gewerbetreibenden ſtehen, haben ihren Geſchäftsbetrieb 
nach §. 11 anzumelden. 

Dieſelben dürfen den in §. 59, Abſatz 1, 
bezeichneten Perſonen Muſter von Gegenſtänden, 
welche in deren Geſchäftsbetriebe Verwendung finden, 
zum Zwecke der Anknüpfung von Geſchäften vor⸗ 
legen, ihnen die Preiſe der Waren mittheilen und 
von ihnen Beſtellungen auf Gegenſtände der gedachten 
Art annehmen. 

Handelsagenten iſt nicht geſtattet, außer ihren 
Muſtern noch Waren mit ſich zu führen, Muſter 
oder Waren für eigene Rechnung zu verkaufen und 
in Agentiegeſchäfte mit anderen Perſonen zu treten, 
als ſolchen, in deren Geſchäftsbetriebe Waren der 
angebotenen Art Verwendung finden. 

Handelsagenten, welche ihr Geſchäft im Umher⸗ 
reiſen betreiben, dürfen keine eigenen Warenlager oder 
Magazine halten. 

Muſter ſind als ſolche vom Vollmachtgeber des 
Agenten zu bezeichnen. 


8. 59d). 
Uertrieb von Aruckſchriften. 


Auf den Vertrieb von Druckſchriften und das 
Sammeln von Pränumeranten oder Subſcribenten 
kommen die Beſtimmungen der $$. 59, 59 b) und 
59 c) nicht zur Anwendung; hiefür gelten lediglich 
die im Preſsgeſetze gegebenen beſonderen Vor— 
ſchriften. 


§. 59e). 
Ausländiſche Handlungsreiſende. 


Handlungsreiſende, welche ausländiſche Indu⸗ 
ſtrie-, Gewerbe⸗ oder Handelsunternehmungen ver— 
treten, unterliegen, ſofern fie nach den jeweilig gelten— 
den Handelsverträgen zum Geſchäftsbetriebe im 
Inlande zugelaſſen ſind, gleichfalls den vorſtehenden 
Beſtimmungen; der im §. 59 b), Abſatz 1, erwähnten 
Legitimation bedürfen jene Handlungsreiſenden und 
ſelbſtändigen Agenten nicht, welche durch die in den 
Handelsverträgen vorgeſehene Gewerbelegitimations— 
karte bereits legitimirt ſind. 


8. 60. 
Feilbieten im Amherziehen. 


Das Feilbieten im Umherziehen von Ort zu Ort, 
außer auf Märkten, und das Umhertragen und An⸗ 
bieten von Waren von Haus zu Haus darf nur von 
den nach dem Geſetze über den Hauſirhandel hiezu be⸗ 
fugten Perſonen betrieben werden. 

Dieſe Beſchränkung findet jedoch auf Erzeug—⸗ 
niſſe der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, welche, wie 
Milch, Eier, Obſt, Gemüſe, Naturblumen, Butter, 
Geflügel und Holz, dem täglichen Verbrauche dienen, 
ferner auf natürliche Säuerlinge, ſofern die Feilbietung 
dieſer Artikel von Haus zu Haus oder auf der Straße 
durch die Producenten oder deren Beauftragte oder 
durch befugte Handelstreibende ausgeübt wird, keine 
Anwendung. 

Geiſtige Getränke und Eſſig ſind von der durch 
die vorſtehenden Beſtimmungen gewährten Berfehrs- 
erleichterung ausgeſchloſſen. 

In einzelnen Gemeinden kann dieſes Feilbieten 
aus ſanitären oder marktpolizeilichen Rückſichten über 
Antrag der Gemeindevertretung, welche die betheiligten 
gewerblichen Genoſſenſchaften zu hören hat, durch die 
politiſche Landesbehörde für beſtimmte Artikel und 
auf beſtimmte Zeit, eventuell für beſtimmte Gemeinde— 
theile unterſagt werden. 5 

In beſonders rückſichtswürdigen Fällen kann die 


Gewerbebehörde nach Anhörung der betreffenden Ge— 


noſſenſchaften für einen Zeitraum von je drei Jahren 
und auf Widerruf in ihrem Bezirke anſäſſigen kleineren 
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Gewerbetreibenden zu deren beſſerem Fortkommen das 
Feilbieten ihrer eigenen Erzeugniſſe innerhalb der 
Gemeinde des Standortes ihres Gewerbes von Haus 
zu Haus geſtatten. Zu dieſem Zwecke werden eigene 
amtliche Legitimationen ausgefertigt. Für einen Ge⸗ 
werbetreibenden wird nur je eine Legitimation aus- 
gefertigt, die aber zugleich auf beſtimmte Mitglieder 
der Familie oder auf einen im vorhinein zu nennenden 
Stellvertreter lauten kann. 


8. 60 a). 


Das Feilbieten von Brot und ſonſtigen Bäder- 
waren von Haus zu Haus oder auf der Straße iſt mit 
Ausnahme der im §. 60, Abſatz 1 und 5, erwähnten 
Fälle verboten. Die Zuſtellung von Brot und ſonſtigen 
Bäckerwaren an die Kunden des Bäckers iſt nur über 
Beſtellung durch ihn ſelbſt, ſeine Angehörigen, ſowie 
durch ſeine Hilfsarbeiter zuläſſig. 


8. 60 b). 


Die Verwendung von Kindern unter vierzehn 
Jahren zu den in den §8§. 60 und 60 a) erwähnten 
Feilbietungen iſt verboten; die Verwendung von weib- 
lichen Perſonen unter achtzehn Jahren zu dieſem 
Zwecke kann von der Gewerbebehörde eingeſchränkt 
oder unterſagt werden. 


Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt ſechs Monate nach ſeiner 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Artikel III. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Mein 
Handelsminiſter und Mein Miniſter des Innern 
betraut. 


Budapeſt, 25. Februar 1902. 


Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Call m. p. 


Landesgeſetz für das Erzherzogthum 
Oſterreich ob der Enns. 


Der vom Landtage des Erzherzogthumes Dfter- 
reich ob der Enns beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Einhebung einer Mietzinsauf— 
lage (ſogenannte Mietzinsheller) im Gebiete der 
Ortsgemeinde Gmunden hat unter dem 5. März d. J. 
die Allerhöchſte Sanction erhalten. 
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Verordnung der Mlinifter des Handels 
und des Innern vom 7. Mär; 1902, 
B. G. Bl. Ur. 53, 


betreffend 


die Einreihung des Betriebes von Telegraphen⸗ 

Agenturen (Telegraphen⸗Bureaux, Telegraphen⸗ 

Correſpondenzbureaux) unter die coneeſſionirten 
Gewerbe. 


N 


Auf Grund des §. 24, Abſatz 1, des Geſetzes 
vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die 
Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, 
werden die Unternehmungen, welche ſich mit dem Be- 
triebe des telegraphiſchen oder telephoniſchen Nach- 
richtendienſtes auf politiſchem oder volkswirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete befaſſen (Telegraphen- Agenturen, 
Telegraphen-Bureaux, Telegraphen - Correfpondenz- 
bureaux) an eine Conceſſion gebunden. 


Erl ä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 11. März 1902, 3. 8291, 
betreffend 


die den behördlichen Requiſitionen um N 
der ſchweizeriſchen Staatsbürgerſchaft anzuſchließen⸗ 
den Belege. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Anläſslich eines ſpeciellen Falles hat das 
k. und k. Miniſterium des Außern angeregt, es 
möchten in Hinkunft in allen Fällen, in welchen um 
die Anerkennung der ſchweizeriſchen Staatsangehörig— 
keit von in Oſterreich geborenen oder dort getrauten 
Perſonen bei den ſchweizeriſchen Behörden nachzu⸗ 
ſuchen iſt, für das Archiv des jeweils in Betracht 
kommenden Civilſtandesamtes, um Weitläufigkeiten 
zu vermeiden, Ex-offo-Geburtsſcheine reſpective 
Trauungsſcheine der betreffenden Individuen zur 
Verfügung geſtellt werden, nachdem eine Eintragung 
in den ſchweizeriſchen Matriken nach Bundesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften nur dann erfolgen kann, wenn die 
betreffenden Civilſtandesurkunden den Acten des die 
Eintragung vollziehenden Civilſtandesamtes einver⸗ 
leibt werden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern nimmt keinen 
Anſtand, dieſer Anregung Rechnung zu tragen und 


2 . Statthalterei 
demgemäß die k. k. Tandesregſerung anzuweiſen, künftig⸗ 


hin den derartige Fälle behandelnden Verhandlungs— 


* 6 


Zur Erlangung der Conceſ ſſion für ein ſolches 
Gewerbe werden nebſt den allgemeinen Bedingungen 


zum Betriebe eines jeden conceſſionirten Gewerbes 


(§8. 22 und 23 des Geſetzes vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39) Verläſslichkeit und Unbeſcholtenheit 
des Bewerbers und überdies der vor der Gewerbe— 
behörde zu erbringende Nachweis einer zum Betriebe 
dieſes Gewerbes genügenden allgemeinen Bildung 
gefordert. 

Bei Verleihung der Conceſſion ift auf die Local⸗ 
verhältniſſe Bedacht zu nehmen. 


9. 8. 


Die Verleihung der Conceſſion für ein derartiges 
Gewerbe wird in erſter Inſtanz den politiſchen Landes⸗ 
behörden übertragen. 


1 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage 25 
Kundmachung in Kraft. 


Läffe Er 


acten ſtets auch die Ex offo-Geburts- oder Trau⸗ 
ungsſcheine der in Betracht kommenden Perſonen 
anzuſchließen. 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 21. Mürz 1902, 3. 6512, 


betreffend 


die Ausfertigung ſpitalsärztlicher Unabweisbar⸗ 

keitszeugniſſe für in öffentliche Spitäler auf⸗ 

genommene Schwangere und a, aus 
Croatien. 


(An alle politiſchen Genese 


Über Erſuchen der königlich eroatiſchen Landes⸗ 


regierung wird die k. k. Wbt eingeladen, die 
Verwaltungen der dortländiſchen öffentlichen Kranken⸗ 
anſtalten anzuweiſen, den Verpflegskoſtenrechnungen 
für nach Croatien zuſtändige Schwangere und 
Wöchnerinnen, welche in die öffentlichen Kranken⸗ 
anſtalten aufgenommen werden, ſtets ein ſpitalärztliches 
Zeugnis beizuſchließen, in welchem die Unabweisbarkeit 
ſolcher Pfleglinge beſtätigt iſt, da mit dieſem Docu⸗ 
mente nicht verſehene Verpflegskoſtenrechnungen von 


der Liquidation ausgeſchloſſen werden. 
x ft dem Landesausſchuſſe 
Hievon wolle auch den Landesausſchüſſen (Tirol, Küſtenland) 


Mittheilung gemacht werden. 
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Dudicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
| 14. December 1901, 3. 9420. 


E | Die rechtliche Zuläſſigkeit der Befriſtung der 5 


lichen Genehmigung einer Betriebsanlage. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten 
Erkenntniſſe anläſslich eines conereten Falles, in welchem 
die waſſerrechtliche Genehmigung für die Herſtellung eines 
dem Betriebe einer gewerblichen Anlage dienenden Wehres 
und Waſſerſtollens im adminiſtrativen Inſtanzenzuge rechts- 
kräftig auf eine beſtimmte Reihe von Jahren eingeſchränkt 
worden iſt, ausgeſprochen, daſs nach den Vorſchriften der 
Gewerbeordnung kein Anſtand obwaltet, auch die gewerbe— 
polizeiliche Genehmigung einer Betriebsanlage zeitlich zu 
beſchränken, und zwar hat der Verwaltungsgerichtshof in 
dem bezogenen Erkenntniſſe diesfalls Folgendes aus— 
geführt: 

„Da die gewerblichen Anlagen, welche den Gegenſtand 
der gewerberechtlichen Genehmigung bildeten, auf die Be- 
nützung der Waſſerkraft geſtellt ſind, ſo fällt mit dem Er⸗ 
löſchen des Rechtes zur Benützung der Waſſerkraft auch die 
Grundlage der gewerberechtlichen Genehmigung. Denn 
wollten die gewerblichen Anlagen auch nach Erlöſchen des 
Waſſerrechtes fort benützt werden, ſo müſsten dieſelben in 
entſprechender Weiſe umgeändert werden, wofür eine neue 
gewerberechtliche Genehmigung erforderlich wäre. 

Es wurde daher auch durch die gedachte Einſchränkung 
der gewerbepolizeilichen Genehmigung ein Recht der be— 
ſchwerdeführenden Firma nicht verletzt.“ 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
2. Jänner 1902, 3. 9079. 


Berechtigungsumfang der nach §. 23 G. O. vom Jahre 
f 1859 conceſſionirten Baumeifter. *) 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
des A. M. in N. gegen die Entſcheidung des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern, dd. 10. Juli 1900, 3. 20408. 
betreffend die Ausdehnung der Baumeiſterconceſſion zu 
Recht erkannt: 

Die angefochtene e wird als geſetzlich nicht 
begründet ben. 


| jr oe rüde: 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem 
Erlaſſe vom 10. Juli 1900, Z. 20408, dem Recurſe des 
A. M., Baumeiſters in N. gegen die Entſcheidung der k. k. 


biobhmiſchen Statthalterei vom 3. März 1900, 3. 29445, 
mit welcher dem Anſuchen des Genannten um Ausdehnung 
ſeiner Baumeiſterconceſſion auf die Berechtigung, alle zur 


vollkommenen Herſtellung von Hochbauten nöthigen Arbei— 


den zu vereinigen und die hiezu erforderlichen Hilfsarbeiter 


) Vergleiche das Erkenntnis des Verwaltungs- 


gerichtshofes vom 26. Juni 1901, Z. 5181, in Nummer 14 
e 1901 des „Verordnungsblattes des Miniſteriums des 
er Sun: S. 229. 


wie er im N; 


auch anderer Gewerbe zu halten, nicht willfahrt wurde, 
keine Folge gegeben. 

Gegen dieſe Miniſterialentſcheidung hat A. M. die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof eingebracht, in 
welcher ausgeführt wird, dajs die Auffaſſung, es habe ſich 
im vorliegenden Falle um eine Ausdehnung ſeiner Ge— 
werbebefugnis gehandelt, unrichtig ſei, und daſs die vom 
Miniſterium des Innern acceptirte Begründung der Statt— 
haltereientſcheidung — das geſtellte Begehren ſei mit den 
Beſtimmungen des 8.2 des Geſetzes vom 26. December 
1893, R. G. Bl. Nr. 193, wonach die Baumeiſter hinſicht— 
lich jener Arbeiten, welche in den Berechtigungsumfang 
eines conceſſionirten oder handwerksmäßigen Gewerbes, das 
bei einem Bau in Anwendung kommt, gehören, ausnahms— 
los der zu den betreffenden Arbeiten berechtigten Gewerbe— 
inhaber ſich zu bedienen haben, in Widerſpruch — mit dem 
Geſetze nicht in Einklang ſich befinde. 

Der Verwaltungsgerichtshof iſt bei ſeiner Entſchei— 
dung von folgenden Erwägungen ausgegangen: 

Es handelt ſich im gegebenen Falle im weſentlichen 
nur um die Frage, ob der Beſchwerdeführer, welchem die 
Conceſſion zum Betriebe des Baumeiſtergewerbes mit dem 
Statthaltereidecrete vom 29. April 1887, Z. 32710, ver- 
liehen worden iſt, dieſes Gewerbe nur in dem Umfange, 
2 des Geſetzes vom 26. December 1893, 
R. G. Bl. Nr. 193, umſchrieben iſt, auszuüben berechtigt iſt, 
oder aber in jenem Umfange, welcher dem Stande der 
Geſetzgebung zur Zeit der Conceſſionsertheilung entſpricht. 

Die Form, in welcher dieſe Streitfrage vom Be— 
ſchwerdeführer im Adminiſtrativverfahren behufs Entſchei— 
dung vorgebracht worden iſt, erſcheint unweſentlich. 

Die angefochtene Entſcheidung geht von der Au— 
ſchauung aus, dass auch der Beſchwerdeführer ſein Gewerbe 
nur nach Maßgabe der Beſtimmungen des $. 2 des citirten 
Geſetzes vom Jahre 1893 ausüben dürfe; dieſer Anſchauung 
liegt augenſcheinlich die Erwägung zugrunde, daſs der Um⸗ 
fang einer Gewerbsberechtigung ſich in jedem Falle nur 
nach dem actuellen Stande der Geſetzgebung richten kann. 
Dieſe Anſchauung iſt auch in abstracto ganz richtig, wie 
ſich ſchon daraus ergibt, daſs die Grundlage jedes Rechtes 
zur Ausübung eines Gewerbes nur die Anmeldung, bezie— 
hungsweiſe Conceſſionsertheilung bildet, der Inhalt des 
Gewerbeſcheines, beziehungsweiſe des Coneeſſionsdecretes 
aber, kein mehreres Recht gewährt, als die Ausübung des 
betreffenden Gewerbes nach Maßgabe der jeweiligen für 
dasſelbe geltenden Norm. 

Es ſind deshalb alle in der Beſchwerde enthaltenen 
Erwägungen in der Richtung, daſs Geſetze nicht rückwirken, 
im gegebenen Falle nicht am Platze, weil ja der Fortbeſtand 
des vom Beſchwerdeführer erworbenen Rechtes zur Aus— 
übung des Baumeiſtergewerbes gar nicht bezweifelt wird, 
dieſes Recht aber nie einen weiteren Inhalt hatte, als das 
Baumeiſtergewerbe nach dem jeweiligen Stande der Geſetz— 
gebung auszuüben. Es fragt ſich ſonach bloß darum, welche 
geſetzliche Beſtimmung iſt heute für den Bei ſchwerdeführer 
bezüglich der Ausübung ſeines Gewerbes maßgebend. 

Die Adminiſtrativbehörde ſieht, wie ſchon erwähnt 
wurde, den §. 2 des Geſetzes vom Jahre 1893 als die maß— 
gebende Norm an. Jedoch mit Unrecht. 

Denn der Schlufsſatz des §. 15 dieſes Geſetzes erklärt 
ausdrücklich, daſs die „beſtehenden“ Gewerbeberechtigungen 
durch das Geſetz nicht berührt werden. 

Das Geſetz vom Jahre 1893, welches den Umfang des 
Baumeiſtergewerbes neu normirt, ſchafft ſonach ausdrücklich 
zwei Kategorien von Baumeiſtern: ſolche, welche ihre Ge— 
werbsberechtigung erſt unter der Giltigkeit des neuen Geſetzes 
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erlangen und ſich den Beſtimmungen des §. 2 leg. eit. zu 
unterwerfen haben, und ſolche, welche eine Conceſſion ſchon 
vor Wirkſamkeit dieſes Geſetzes erworben haben; letzteren 
wird der volle Umfang der bisherigen Gewerbeberechtigung 
auch für die Zukunft zugeſtanden. 

Für den Beſchwerdeführer, welcher feine Coneeſſion 
noch vor Wirkſamkeit des Geſetzes vom Jahre 1893 erlangt 
hat, iſt der dermalige Umfang ſeines Gewerberechtes ſonach 
nicht im §. 2, ſondern im 8. 15, Alinea 6 leg. cit., normirt, 
und dieſer Norm entſprechend, hat er auch dermal noch jene 
Rechte, welche den Baumeiſtern vor Wirkſamkeit des Geſetzes 
vom Jahre 1893 zukamen. 

Es handelt ſich ſonach nur mehr um die Beantwortung 
der Frage, welche dieſe Rechte waren. 

Nach Inhalt der kaiſerlichen Verordnung vom 
16. September 1883, R. G. Bl. Nr. 147, welche erſt durch 
das Geſetz vom Jahre 1893 aufgehoben wurde, hatten die 
Beſtimmungen des §. 23 der Gewerbeordnung vom Jahre 
1859 in Betreff des Umfanges der Berechtigung der Bau⸗ 
meiſter auch nach dem Beginne der Wirkſamkeit des Geſetzes 
vom 15. März 1883, G. G. Bl. Nr. 39, bis zur Erlaſſung 
der im F. 23 dieſes letzteren Geſetzes vorgeſehenen geſetzlichen 
Beſtimmungen zu gelten. 

Durch die im Jahre 1887 erfolgte Conceſſionsver— 
leihung hat der Beſchwerdeführer ſonach zunächſt alle jene 
Rechte erlangt, welche aus dem §. 23 der Gewerbeordnung 
vom Jahre 1859 abgeleitet werden können. 

Dieſer Paragraph definirte nun den Baumeiſter als 
jenen Gewerbetreibenden, welcher Hochbauten mit Vereini- 
gung der Arbeiten der verſchiedenen Baugewerbe leiten will. 

Schon hienach war alſo der Beſchwerdeführer zur 
Zeit, wo ihm die Conceſſion ertheilt wurde, berechtigt, alle 
Baugewerbe in ſeinem Betriebe zu vereinigen; nebſtdem 
ſtand ihm aber nach §. 37 der Gewerbeordnung vom Jahre 
1883, welcher damals allen Gewerbsleuten und ſonach, 
mangels einer anderen Beſtimmung, auch den Baumeiſtern 
zugute kam, auch noch das Recht zu, alle zur vollkommenen 
Herſtellung feiner Erzeugniſſe nöthigen Arbeiten zu ver⸗ 
einigen und hiezu die erforderlichen Hilfsarbeiter auch 
anderer Gewerbe zu halten. 

Dieſer volle Umfang des im Jahre 1887 erworbenen 
Gewerberechtes wurde nun, wie bereits erwähnt, durch den 
Schluſsſatz des 8.15 des Geſetzes vom Jahre 1893 aus⸗ 
drücklich aufrechterhalten. Folglich ſteht dem Beſchwerde⸗ 
führer nach dem jetzigen Stande der Geſetzgebung auf 


Grund ſeiner Conceſſion das Recht zu, Hochbauten mit Ver⸗ 


einigung der Arbeiten der verſchiedenen Baugewerbe zu 
leiten und die zur vollſtändigen Herſtellung ſeiner Erzeug- 
niſſe nöthigen Arbeiten zu vereinigen und die hiezu erforder- 
lichen Hilfsarbeiter auch anderer Gewerbe zu halten. 

Da nun das, vor den Adminiſtrativbehörden geſtellte 
Petit nichts anderes als die Anerkennung dieſes Berech⸗ 
tigungsumfanges bezweckte, war die auf §. 2 des Geſetzes 
vom Jahre 1893 geſtützte Abweiſung desſelben dem Geſetze 
nicht entſprechend, weshalb der Beſchwerde ſtattgegeben 
werden muſste. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
3. Jänner 1902, 3. 45. 


Handhabung des Staatsaufſichtsrechtes bei Gemeinde⸗ 
vorſtandswahlen nach der Gemeindeordnung für Böhmen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des A. M. in B. gegen die 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 22. April 
1901, 3. 11170, betreffend die Gemeindevorſtandswahl in B. 
mit der nachſtehenden Motivirung als unbegründet abge- 
wieſen: 
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Gegen die am 17. October 1900 vorgenommene Wahl a 


des Gemeindevorſtandes in B. wurden ſeitens des heutigen 
Beſchwerdeführers und weiters auch von E. H. Einwen⸗ 
dungen erhoben. N i 

Die Einwendungen des Erſteren gingen dahin, daſs der 


gewählte Gemeindevorſteher und mehrere Mitglieder des 
Gemeinderathes und des Gemeindeausſchuſſes untereinandrr 


und mit dem ſtädtiſchen Kanzleidirector verwandt, bezie- 
hungsweiſe verſchwägert ſeien. i 

Die Einwendung des E. H. richtete ſich dagegen, dass 
als ſechster Gemeinderath A. M. und nicht J. H. proclamirt 
worden iſt, obzwar beim zweiten Wahlgange letzterer 15, 
erſterer aber nur 14 von den abgegebenen 29 Stimmen 
erhalten hat, wonach die Vornahme einer weiteren Wahl, 


beziehungsweiſe Loſung, aus welcher A. M. als gewählt her⸗ 


auskam, überhaupt nicht zuläſſig war. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in H. iſt in die Prüfung 
dieſer Einwendungen unter Hinweis auf die SS. 102 und 
103 der Gemeindeordnung für Böhmen eingegangen und hat 


mit der Entſcheidung vom 6. November 1900, Z. 40.576, 


die Einwendungen des A. M. als unbegründet abgewieſen, 
dagegen die Einwendung des E. H. als gerechtfertigt erkannt 
und infolgedeſſen die Wahl des A. M. zum ſechsten Ge⸗ 
meinderath annullirt und J. H. als zum ſechsten Gemeinde⸗ 
rath gewählt anerkannt. 5 
Dieſe Entſcheidung wurde im Inſtanzenzuge mit der 


heute angefochtenen Entſcheidung des Miniſteriums des 


Innern vom 22. April 1901, Zahl 11170, aufrecht erhalten. 

In der vorliegenden Beſchwerde wird zunächſt einge⸗ 
wendet, die Bezirkshauptmannſchaft ſei überhaupt nicht be⸗ 
rechtigt geweſen in die Prüfung der vom Beſchwerdeführer 
und von E. H. eingebrachten Einwendungen nach SS. 102 und 
103 der Gemeindeordnung einzugehen; zur Entſcheidung ſei 
vielmehr nach $. 32 der Gemeindewahlordnung ausſchließlich 


die Statthalterei berufen geweſen, woraus ſich die Nichtigkeit 


der Entſcheidung das Miniſteriums des Innern ergebe. 
Dieſe Einwendung fand der Verwaltungsgerichtshof 
nicht begründet. Ren 
Der S. 32 iſt enthalten im erſten Hauptſtücke der Ge⸗ 
meindewahlordnung, welches von der Wahl des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes handelt. 
Die Vorſchriften des §. 32 können ſchon hienach nur 


auf Einwendungen gegen das Wahlverfahren bei Wahl des 


Gemeindeausſchuſſes bezogen werden. Unzweifelhaft geht 
dies aus dem zweiten Abſatze des §. 32 leg. eit. hervor, 


welcher es als Vorausſetzung der Wahl des Gemeindevor⸗ 
ſtandes hinſtellt, daſs die im erſten Abſatze bezeichneten Ein⸗ 


wendungen abweislich erledigt werden. 

Eine Analogie der Beſtimmung des §. 32 auf die Wahl 
des Gemeindevorſtandes kann aber deshalb nicht angewendet 
werden, weil ſowohl die Wahl des Gemeindeausſchuſſes, als 
auch die Wahl des Gemeindevorſtandes nach ganz beſtimmten, 
von einander gänzlich verſchiedenen Grundſätzen vorzu⸗ 
nehmen ſind, welche zu einander in keinem analogen Ver⸗ 
hältniſſe ſtehen. 0 


Es handelt ſich ſonach darum, ob die poliſchen Be⸗ 


hörden berechtigt waren, auf Grund des Staatsaufſichts⸗ 


rechtes in Erledigung der an ſie gerichteten Einwendungen 


den Act der Wahl des Gemeindevorſtandes einer Prüfung 
zu unterziehen. - 

Der Verwaltungsgerichtshof fand dieſe Frage zu 
bejahen. 8 


Der $. 103 der Gemeindeordnung gibt zu einer jolchen Ne 


Aufſichtsverfügung allerdings keinen Anhalt, weil dieſe Ge⸗ 
ſetzesſtelle nur von Verfügungen des Gemeindevorſtandes 


ſpricht, die Wahl des Gemeindevorſtandes aber doch eine 
ſolche Verfügung nicht iſt. ; 

Was es aber den $. 102 der Gemeindeordnung betrifft, 
jo verfügt derſelbe allgemein, dafs die Staatsgewalt das 


Aufſichtsrecht über die Gemeinden dahin ausübt, das die⸗ 


ſelben ihren Wirkungskreis nicht überſchreiten und nicht 


gegen die beſtehenden Geſetze vorgehen. Dieſe Geſetzbeſtim⸗ 


mung beſchränkt das Staatsaufſichtsrecht daher nicht auf 
die im dritten Satze des §. 102 angeführten Beſchlüſſe des 
Gemeindeausſchuſſes, deren Siſtirung eben nur eine Form 
der Ausübung des Staatsaufſichtsrechtes bildet; das Staats- 
aufſichtsrecht kann vielmehr gegen jeden von der Gemeinde 
ausgehenden öffentlich-rechtlichen Aet ausgeübt werden, mag 
dieſer Act durch welches Organ der Gemeinde immer in Er- 


ſcheinung gebracht werden, falls dieſer Act nur den Wir⸗ 


kungskreis der Gemeinde überſchreitet oder gegen ein be— 
ſtehendes Geſetz verſtößt. 

Das Staatsaufſichtsrecht erſtreckt ſich ſonach auf die 
Aete jener Organe, welche vom Geſetze dazu berufen ſind, 
der Gemeinde eine Vertretung zu ſchaffen, und dies iſt um 
jo nothwendiger, als eine ordnungsmäßige Zuſammen— 
ſetzung der Vertretung der Gemeinde die erſte und grund— 
legende Vorausſetzung für die geſetzmäßige Functionirung 
des Gemeindeorganismus bildet und es widerſinnig wäre, 
der Staatsverwaltung zwar das Recht einzuräumen, die 

Aetionen der Gemeinde auf ihre Competenz und Geſetz— 
mäßigkeit zu prüfen; ihr dagegen nicht zu geſtatten, darnach 
zu fragen, ob jenes Organ der Gemeindeverwaltung, von 
welchem dieſe Action ausging, überhaupt ſo zuſtande 
gekommen und ſo zuſammengeſetzt iſt wie es das Geſetz 
vorſchreibt. i 

Da nun die Gemeindewahlordnung zur Wahl des 

Gemeindevorſtandes die vom bisherigen Gemeindevorſteher 
einberufene Verſammlung der neu gewählten Ausſchuſs⸗ 
mitglieder beruft, und die Leitung dieſer Verſammlung dem 
an Jahren älteſten Mitgliede derſelben unter Zuziehung 
zweier von ihm gewählter Mitglieder der Verſammlung an⸗ 
vertraut, ſo muſs der Staatsverwaltung auch gegenüber den 
auf die Wahl des Gemeindevorſtandes abzielenden Aeten 
und Beſchlüſſen dieſer Verſammlung, beziehungsweiſe deren 
Leiter das Staatsaufſichtsrecht auf Grund des §. 102 der 
Gemeindeordnung zugeſtanden werden. ö 

Die Stckatsbehörde war daher allerdings berechtigt, zu 
prüfen, ob die in der Verſammlung vom 17. October 1901 
als zu Mitgliedern des Gemeindevorſtandes gewählt 
Proelamirten nach Maßgabe des Wahlvorganges und deſſen 
Ergebniſſes auch als gewählt zu proclamiren waren. 

An zweiter Stelle behauptet die Beſchwerde, es könne 
J. H. die Stelle eines Gemeinderathes nicht bekleiden, weil er 
mit dem neugewählten Gemeindevorſteher im zweiten Grade 
verſchwägert ſei, nach §. 36 der Gemeindewahlordnung aber 
Verwandte und Verſchwägerte im erſten und zweiten Grade 
nicht zugleich Mitglieder des Gemeindevorſtandes ſein können. 
Zur Begründung, daſs J. H. mit dem Gemeindevorſteher im 
zweiten Grade verſchwägert ſei, wird angeführt, daſs die 
Gattin des J. H. und der Gemeindevorſteher Dr. S. 
Geſchwiſterkinder ſeien. Aber aus dieſer Anführung ſelbſt 
ergibt ſich die Grundloſigkeit der erhobenen Einwendung, 
denn Geſchwiſterkinder ſtehen zu einander, wie aus 8.41 des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches hervorgeht, nicht im 
zweiten Grade der Verwandtſchaft, weshalb auch von einer 
Schwägerſchaft im zweiten Grade hier nicht die Rede 
ſein kann. 

Die dritte Einwendung der Beſchwerde geht dahin, 
die Annullirung der Wahl des A. M. zum ſechſten Gemeinde— 
rathe ſei ungeſetzlich erfolgt. Begründet wird dieſe Ein— 
wendung damit, es ſei erſt durch die engere Wahl, 
beziehungsweiſe Loſung eine der Vorſchrift des Geſetzes 
entſprechende Wahl zuſtande gekommen, zumal der zweite 
Wahlgang für J. H. von 29 abgegebenen Stimmen nur 
15 Stimmen, ſonach nicht die abſolute Stimmenmehrheit 
ergeben habe. 

Die Beſchwerde vermeint nämlich, daſs erſt 
16 Stimmen als abſolute Mehrheit unter 29 Stimmen 
angeſehen werden können. 

Dieſe Anſchauung iſt aber evident unrichtig, da unter 
abſoluter Stimmenmehrheit im Gegenſatze zur relativen 
nichts anderes verſtanden werden kann, als eine Mehrheit, 

welche die arithmetiſche Hälfte übertrifft. Die abſolute 
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Mehrheit von 29 abgegebenen Stimmen iſt ſonach nicht 16, 
ſondern 15. 

Iſt dies aber richtig, dann war der bei der Wahl des 
ſechsten Gemeinderathes beobachtete Vorgang, wonach trotz 
des beim zweiten Wahlgange erzielten Reſultates, welches 
eine abſolute Stimmenmehrheit für J. H. ergeben hatte, 
eine Loſung vorgenommen wurde, eine Verletzung des 
$. 38 der Gemeindewahlordnung. 

Die adminiſtrativen Behörden waren daher berechtigt, 
dieſen geſetzwidrigen Vorgang und hiemit auch die 
Proclamirung des A. M. als ſechsten Gemeinderath zu 
annulliren. 

Eine bloße Conſequenz dieſer Annullirung iſt die 
Anerkennung der Wahl des J. H. zum ſechsten Gemeinderath. 

Es iſt daher auch die weitere, in der Beſchwerde 
enthaltene Einwendung, bei Annullirung der Wahl des 
A. M. hätte eine Neuwahl angeordnet werden müſſen, unbe— 
gründet. Denn auf Grund des der Staatsbehörde zuſtehenden 
Aufſichtsrechtes konnten nur jene Acte beſeitigt werden, 
welche geſetzwidrig waren; die geſetzmäßigen Acte muſsten 
aber unberührt bleiben. Die Wahl des J. H. zum Gemeinde— 
rath war aber geſetzmäßig, infolge deſſen auch rechtsgiltig 
und es war folglich nur correet, wenn deren Giltigkeit von 
der Behörde anerkannt wurde. Die Behauptung aber, dafs 
dieſe Wahl von der Wählerverſammlung für ungiltig erklärt 
worden iſt, erweist ſich als ganz irrelevant, da das Reſultat 
einer nach dem Geſetze vorgenommenen und daher giltigen 
Wahl von den Wählern nicht weiter in Frage geſtellt 
werden kann. 

Wenn in der Beſchwerde ſchließlich eingewendet wird, 
derſelbe Vorgang wie bei der Wahl des ſechsten Gemeinde— 
rathes ſei auch bei der Wahl des Gemeindevorſtehers und 
des vierten Gemeinderathes eingehalten worden, weshalb 
auch deren Wahl caſſirt werden müſste, jo genügt es, darauf 
hinzuweiſen, dass einerſeits gegen die Nichtausübung des 
ſtaatlichen Aufſichtsrechtes Niemandem ein Beſchwerderecht 
zukommt, anderſeits aber bei den gerügten Wahlen das 
Reſultat des erſten Wahlganges mit dem Reſultate der 
engeren Wahl identiſch war. 

Demgemäß muſste die Beſchwerde als unbegründet 
abgewieſen werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
18. Jänner 1902, 3. 582. 


Umfang der Verpflichtung des Dienſtgebers zur Pflege und 
Heilung des Dienſtboten nach der Dienſtbotenordnung für 
Böhmen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten 
Erkenntniſſe über die Beſchwerde des F. H. in P. gegen die 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 3. April 
1901, Z. 11166, betreffend einen Spitalsverpflegskoſtenerſatz, 
die angefochtene Entſcheidung als geſetzlich nicht begründet 
auf ehoben. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde der Be— 
ſchwerdeführer verpflichtet erkannt, dem allgemeinen öffent— 
lichen Krankenhauſe in P. die anlässlich der Verpflegung 
des Knechtes J. L. anerlaufenen Verpflegskoſten für 
28 Tage im Betrage von 40 K 88 h zu erſetzen. 

Dieſer Entſcheidung liegt der folgende actenmäßig er— 
wieſene Thatbeſtand zugrunde: f 

J. L. war bei dem Wirtſchaftsbeſitzer F. H. in P. von 
Weihnachten 1899 an als Knecht bedienſtet, ohne dajs hin— 
ſichtlich der Kündigungsfriſt eine Vereinbarung getroffen 
worden wäre. 

Während des Abladens von Klee erlitt anfangs 
Juli 1900 J. L. durch einen Sprung vom Heuboden auf 
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den untenſtehenden Wagen eine Verletzung am Knie. Nach- 
dem er (vom 7. bis 15. Juli) bei F. H., dem Beſchwerde— 
führer, in häuslicher Pflege und in Behandlung des 
Diſtrietsarztes Dr. P. in P. geſtanden war, erklärte er, ſich 
von Dr. P. nicht weiter behandeln zu laſſen, ſondern nach 
Hauſe gehen zu wollen. F. H. bedeutete ihm, dass er dies 
nur nach Auflöſung des Dienſtverhältniſſes zugeben könne, 
worauf am 16. Juli 1900 beim Bürgermeiſteramte in P. 
ein Protokoll aufgenommen wurde, laut deſſen beide Theile 
erklärten, das Dienſtverhältnis zu löſen, mit dem Bemerken, 
dass J. L. ausdrücklich erkläre, einen weiteren Erſatzanſpruch 
gegen F. H. nicht geltend zu machen. 

Am ſelben Tage wurde J. L. ins allgemeine öffent⸗ 
liche Krankenhaus in P. aufgenommen, nachdem noch F. H. 
mit ihm abgerechnet und nach Angabe des J. L. im Proto⸗ 
kolle vom 8. September 1900 ihm für die ärztliche Behand⸗ 
lung und die Verpflegung im Hauſe des F. H. 7 fl. 65 kr., 
dagegen nach Behauptung des F. H. im Protokolle vom 
4. November 1900 nur 2 fl. 90 kr. abgezogen hatte. 

In der Beſchwerde gibt F. H. zu, daſs J. L. noch 
während ſeiner Dienſtzeit bei F. H. erkrankt ſei; er beruft 
ſich aber darauf, daſs zur Zeit der Aufnahme des J. L. ins 
Spital das Dienſtverhältnis bereits gelöst geweſen ſei. Dies 
ſei das entſcheidende Moment, da der Dienſtherr das Recht 
habe, den Dienſtboten in häuslicher Pflege zu belaſſen und 
für die Spitalskoſten nur dann aufzukommen verpflichtet ſei, 
wenn er ſelbſt den Dienſtboten im Krankenhauſe unter⸗ 
gebracht habe. 

Letztere Auffaſſung iſt irrig. 

Denn gemäß $. 20 der Dienſtbotenordnung für Böh⸗ 
men vom 7. April 1866, L. G. Bl. Nr. 11, hat der Dienſt⸗ 
herr, wenn der Dienſtbote erkrankt, für deſſen Pflege und 
Heilung zu ſorgen und es können die Koſten hiefür vom 
Lohne nur dann abgezogen werden, wenn erwieſen wird, 
dass der Dienſtbote durch ſein eigenes Verſchulden erkrankt iſt. 

Im zweiten Abſatze desſelben Paragraphen iſt be⸗ 
ſtimmt, daſs der Dienſtbote, wenn die Krankheit über vier 
Wochen dauert und der Dienſtbote nach Ablauf dieſer Zeit 
aus dem Dienſte entlaſſen wird, im Falle ſeiner Vermögens- 
loſigkeit wie ein anderer, in keinem Dienſtverhältniſſe ſtehen⸗ 
der erkrankter Armer zu behandeln iſt. i 

Weiters beſtimmt der in dieſem Abſatze bezogene 
8. 27 unter Z. 11, daſs der Dienſtherr den Dienſtboten ohne 
Aufkündigung und ſofort entlaſſen kann, wenn der Dienſt⸗ 
bote ohne Verſchulden des Dienſtherrn über vier Wochen 
krank iſt. 

Aus dieſen Beſtimmungen folgt, dafs der Dienſtherr 
im Falle der Erkrankung ſeines Dienſtboten jedenfalls ver⸗ 
pflichtet iſt, durch vier Wochen für deſſen Pflege und Heilung 
zu ſorgen, vorbehaltlich ſeines Rechtes, die Koſten hiefür bei 
erwieſenem Verſchulden des Dienſtboten von deſſen Lohn 
abzuziehen. 

Der Beſchwerdeführer kann ſich auch nicht auf die am 

16. Juli 1900 erfolgte Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
berufen, ungeachtet der Beſtimmung des §. 23, wonach der 
Dienſtvertrag durch beiderſeitiges Einverſtändnis zu jeder 
Zeit aufgelöst werden kann. Er kann ſich deshalb nicht auf 
dieſe Auflöſung berufen, weil J. L. erwieſenermaßen noch 
während des Beſtandes des Dienſtverhältniſſes erkrankt war 
7. Juli) und die demzufolge gemäß 8. 20 begründete unbe⸗ 
dingte Verpflichtung des Dienſtherrn zur Sorge für die 
Pflege und Heilung des Dienſtboten für die Dauer von vier 
Wochen durch eine vor Ablauf dieſer Friſt erfolgte einver⸗ 
ſtändliche Auflöſung des Dienſtvertrages nicht beirrt 
werden kann. 

Der Beſchwerdeführer kann aber auch nicht eine Ver⸗ 
letzung des nach $. 22 dem Dienſtherrn zuſtehenden Dispo⸗ 
ſitionsrechtes bezüglich der Verpflegung des erkrankten Dienſt⸗ 
boten im eigenen Hauſe oder in einer öffentlichen Anſtalt 
oder an einem anderen Orte geltend machen, da er ſich dieſes 
Dispoſitionsrechtes ſelbſt begeben hatte, indem er den J. L. 


n 


vor Ablauf der vierwöchentlichen Krankheitsdauer aus der 
häuslichen Pflege entließ und deſſen Abgang in das Kranken» 


haus — allerdings unter Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, 
was aber, wie geſagt, an der geſetzlichen vierwöchentlichen 
Verpflichtung nichts zu ändern vermochte — zugab: Die 


unbedingte Verpflichtung des Beſchwerdeführers erſtreckt ſich 25 


daher zweifellos auch auf die Spitalspflege. 

Der Beſchwerdeſührer macht weiters geltend, dajs 
J. L. ſich die Krankheit durch ſein eigenes Verſchulden zuge⸗ 
zogen habe, welcher Umſtand gar nicht erhoben worden ſei, 
und dafs er berechtigt geweſen ſei, ſich nicht nur die Koſten 
für den Arzt und eine Flaſche Mediein, ſondern auch für die 
Verpflegung abzuziehen, was er nicht gethan habe. N 

Dem iſt entgegenzuhalten, daſs die Verpflichtung des 
Dienſtgebers im Sinne des §. 20 der Dienſtbotenordnung 
dem erkrankten Dienſtboten gegenüber unter allen Umſtänden 
beſteht, nur iſt der Dienſtgeber, wenn erwieſen wird, daſs 
der Dienſtbote durch ſein eigenes Verſchulden erkrankt iſt, 
berechtigt, die Koſten vom Lohne abzuziehen. Die Frage 
eines allfälligen Verſchuldens an der Krankheit iſt ſomit für 
die Verpflichtung des Dienſtgebers zur Beſtreitung der Pflege 
und Heilung des erkrankten Dienſtboten ohne Belang und 
N nur in dem Streite über einen Lohnabzug in Betracht 
ommen. 


Hieraus ergibt ſich, das der Umſtand, ob der Be⸗ 
ſchwerdeführer für die häusliche Verpflegung des J. L. (vom 
7. bis 15. Juli 1900) die ganzen Koſten vom Lohne in Abzug 
ee hat oder nicht, für die Streitſache ganz ohne Be⸗ 
ang iſt. 5 
Dieſer Umſtand konnte die geſetzliche Verpflichtung des 
Beſchwerdeführers, durch vier Wochen für die Pflege und 
Heilung des J. L. zu ſorgen, in keiner Weiſe alteriren. Dem⸗ 
nach konnte aber auch das Miniſterium bei ſeiner Entſcheidung 
unter der Annahme, dajs der Beſchwerdeführer ſich die 
Koſten der häuslichen Pflege des J. L. bereits vom Lohne 
abgezogen habe, nicht deſſen Verpflichtung über die Ge⸗ 
ſammtdauer von vier Wochen ausdehnen, denn die Ein⸗ 
ſchränkung der Verpflichtung auf eine vierwöchentliche 
Krankheitsdauer iſt im Falle der Auflöſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes nach §. 20, Abſatz 2, eine unbedingte, ob nun ein 
Lohnabzugsrecht auf Seite des Dienſtherrn beſteht oder nicht, 
mit anderen Worten, ob der Dienſtbote ſich die Krankheit 
durch eigenes Verſchulden zugezogen hat oder nicht, ob der 
Dienſtherr von ſeinem Abzugsrechte Gebrauch gemacht hat 
oder nicht. 

Denn die primäre Verpflichtung iſt immer jene des 
Dienſtherrn und das Abzugsrecht lediglich ein Regreſsrecht 
gegenüber dem Dienſtboten, welches erſt in zweiter Linie in 
Betracht kommt und für die Entſcheidung der Frage, ob und 
wie lange der Dienſtherr überhaupt verpflichtet iſt, für die 
Pflege und Heilung ſeines erkrankten Dienſtboten zu ſorgen, 
ohne Belang iſt. ; 

Der Beſchwerdeführer mag demnach mit Recht oder 
Unrecht, ganz oder theilweiſe, einen Abzug von dem Lohne 
ſeines erkrankten Dienſtboten gemacht haben, die angefochtene 
Entſcheidung konnte die Verpflichtung desſelben, dem er⸗ 
krankten Dienſtboten die Pflege und Heilung zu gewähren, 
nicht über vier Wochen ausdehnen. 

Nun iſt aber erhoben, daſs der Dienſtherr ſchon vor 
dem Eintritte des J. L. in die Spitalspflege denſelben zu 
Hauſe in Pflege und ärztlicher Behandlung hatte, und zwar 
vom 7. bis 15. Juli 1900. 

Das Miniſterium hat jedoch ohne Rückſicht auf dieſe 
acht (richtiger neun) Tage häuslicher Pflege die Verpflichtung 
des Dienſtherrn noch für weitere volle vier Wochen der 
Spitalspflege gegeben erkannt und hiemit dieſe Verpflichtung 
über die geſetzliche Geſammtdauer von vier Wochen aus⸗ 
gedehnt. 8 
Demzufolge muſste die angefochtene Entſcheidung 


gemäß §. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. : 


Nr. 36 ex 1876, aufgehoben werden, 
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Verſchiedene Wittheilungen. 


(Verordnung des Handelsminiſteriums 
im Einvernehmen mit den Miniſterien des 
Innern, der Finanzen, des Ackerbaues und 
der Eiſenbahnen vom 25. März 1902, be- 
treffend die Vornahme der Zählung der 
gewerblichen und landwirtſchaftlichen Be— 
triebe.) Die bezügliche Verordnung iſt im XXI. Stücke 
des R. G. Bl Nr. 56 publicirt. 


(Thätigkeit der Gewerbegerichte.) Im 


Verordnungsblatte des k. k. Juſtizminiſteriums vom 
28. Februar d. J., Stück IV, iſt ein ſtatiſtiſcher Aus— 
weis über die Thätigkeit der Gewerbegerichte in den 
Jahren 1898, 1900 und 1901 publicirt, dem die 
nachfolgenden Daten entnommen wurden: 

In den Gewerbegerichten Wien, Reichenberg, 
Brünn, Bielitz (activirt im Jahre 1898), Prag, 
Auſſig, Pilſen, Teplitz, Mähriſch-Oſtrau, Mährifch- 
Schönberg, Graz, Leoben, Krakau und Lemberg 
(activirt im Jahre 1900) betrug die Anzahl der neu 
zugewachſenen Klagen 1898: 2944, 1899: 11.389, 
1900: 18.028; in der gleichen Reihenfolge der Jahre 
ergeben ſich erledigte Streitfälle: 2817, 11.266, 
17.948 und verblieben anhängig: 127, 250, 350. 

Die Anzahl der Fälle, in welchen der Arbeitgeber 
Kläger war, betrug 1898: 48, 1899: 186, 1900: 
506; dort wo es der Gehilfe oder Arbeiter war 1898: 
2792, 1899: 10.996, 1900: 17.199; Lehrlinge als 
Kläger 1898: 104, 1899: 334, 1900: 568. 

Streitfälle über den Lohn wurden verhandelt 
1898: 2257, 1899: 3678, 1900: 6144; aus dem 
Arbeits⸗ und Lehrverhältniſſe (Antritt, Fortſetzung 
oder Auflöſung desſelben, über Leiſtungen oder Ent- 
ſchädigungsanſprüche) 1898: 724 (87), 1899: 8217 
(242), 1900: 12.602 (497). 

Erledigt wurden durch Endurtheil auf Grund 
Verſäumnis, Verzicht und Anerkenntnis 1898: 342, 
1899: 1297, 1900: 2070; durch anderes Endurtheil 
in gleicher Reihenfolge der Jahre: 345, 2075, 3886; 
durch Vergleich: 1009, 4323, 6647; auf andere 
Weiſe: 1121, 3579, 4873. 


(Bekämpfung des Alkoholismus in 
der Schule.) Der Miniſter für Cultus und 
Unterricht, Dr. Ritter v. Hartel hat mehr— 
fache Verfügungen getroffen, durch welche auch 
die Schule zur Mitwirkung bei Bekämpfung des 
Alkoholismus herangezogen wird. Durch einen 
an ſämmtliche Landesſchulbehörden ergangenen Er— 
laſs wurde die Lehrerſchaft der allgemeinen Volks— 
und Bürgerſchulen, ſowie der Lehrer- und Lehrerinnen- 
bildungsanſtalten angewieſen, jede beim Unterrichte in 
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den einzelnen Gegenſtänden ſich bietende Gelegenheit 
zu einſchlägigen, eindringlichen Belehrungen zu be— 
nützen und die ihr anvertraute Jugend wiederholt 
und mit allem Nachdrucke auf die Gefahren des fort— 
geſetzten und übermäßigen Alkoholgenuſſes aufmerkſam 
zu machen, insbeſondere iſt eine derartige Weiſung an 
die mit der Ertheilung des Unterrichtes über Soma— 
tologie und Hygiene an den Lehrer- und Lehrerinnen- 
bildungsanſtalten betrauten ärztlichen Docenten, be— 
ziehungsweiſe Lehrer der Naturgeſchichte ergangen. 

Weiter ſind die Leiter und Directoren der allge— 
meinen Volks- und Bürgerſchulen beauftragt worden, 
bei der Auswahl von Büchern für die Schülerbiblio- 
theken auch die Intereſſen der auf die Bekämpfung 
von Alkoholismus abzielenden Beſtrebungen wahrzu— 
nehmen und insbeſondere Bücher, welche — wenn auch 
nur in einzelnen Leſeſtücken oder Kapiteln — Verherr⸗ 
lichungen des Alkoholgenuſſes enthalten oder zum 
Alkoholgenuſſe aufmuntern, von der Aufnahme in die 
Schülerbibliotheken fernzuhalten. 

Außerdem iſt die Veranlaſſung getroffen worden, 
daſs bei der Wahl der für die verſchiedenen Kategorien 
der Lehrerbibliotheken anzuſchaffenden Bücher ſolchen 
Publicationen, welche die Alkoholfrage behandeln, die 
gebürende Aufmerkſamkeit zugewendet werde. 

Überdies ſind wegen Abfaſſung einer populären, 
für Vertheilung an die Schüler der allgemeinen Volks⸗ 
und Bürgerſchulen beſtimmten einſchlägigen Abhand— 
lung Schritte eingeleitet worden. 


(Mittheilungen über den Verein vom 
goldenen Kreuze.) Der Verein vom goldenen 
Kreuze beſitzt gegenwärtig das Kronprinzeſſi 
Stephanie⸗Curhaus in Abbazia und das Kaiſerin 
Eliſabeth⸗Curhaus in Baden, in welchen das ganze 
Jahr hindurch curbedürftige Staatsbeamte und Ange- 
hörige von Staatsbeamten Aufnahme finden. 

Vereinsmitglieder haben vor Nichtmitgliedern 
den Vorzug. 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich 5 K oder 
für Lebenszeit 100 K. 

Mit der Verleihung eines Platzes in den Cur— 
häuſern iſt verbunden die Wohnung, die ärztliche Be- 
handlung, Bedienung; außerdem Ermäßigungen be— 
züglich der Medicamente, der Bäder ꝛc. 

Die von den Curgäſten an den Verein zu ent— 
richtenden Geſammtgebüren betragen wöchentlich 3 K 
in Baden, beziehen 4 K 40 h in Abbazia. 

Plätze in den Vereinscurhäuſern werden auf 
Grund an den Ausſchuſs des Vereines zum goldenen 
Kreuze, Wien, I., Herrengaſſe Nr. 11 gerichteter, mit 
einem ärztlichen (womöglich amtsärztlichen) Zeugniſſe 
belegter, und vom Amtsvorſtande, beziehungsweiſe 
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der vorgeſetzten Behörde hinſichtlich der Dienjtes- 
verwendung beſtätigter Geſuche verliehen. 

In den Geſuchen iſt auch der Zeitpunkt der In⸗ 
anſpruchnahme des Platzes anzugeben. 


(Kinderſchutzgeſellſchaft in Wien.) Die im 
Jahre 1900 in Wien gegründete Kinderſchutz- und 
Rettungsgeſellſchaft hat im Laufe eines 1 jährigen 
Wirkens ſechs Kinderheime organiſirt. Jedes dieſer 
Heime beherbergt 8 bis 10 Kinder im Alter von 2 bis 
13 Jahren und befindet ſich unter der Obſorge eines 
von dem Vereine angeſtellten kinderloſen, vertrauens— 
würdigen Ehepaares, das der Controle der Vereins- 
leitung unterſteht. Jedes Pflegepaar erhält ein ge- 
drucktes Regulativ mit präciſen Beſtimmungen über 
das Verhalten, das es gegenüber den ihm anvertrauten 
Kindern, in Hinſicht auf das körperliche und geiſtige 
Wohl derſelben, zu beobachten hat. In allen wichtigen, 
die Entwicklung und Fortbildung der Kinder betreffen- 
den Fragen behält ſich der Verein die Entſcheidung 
vor. Die Hilfe der Geſellſchaft wurde innerhalb der 
oben erwähnten Zeit ihrer Thätigkeit in 163 Fällen 
in Anſpruch genommen, und zwar: 7 Amal von den 
Gerichten, 11mal von der Polizei, Imal von dem 
niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe, 19mal von der 
Schule u. ſ. w. In den meiſten Fällen ſtellten die 
Recherchen unausgeſetzte Miſshan dlungen feſt, durch 
die die Geſundheit und oft ſogar das Leben der Kinder 
bedroht war. Es wurden im ganzen 672 Recherchen 
gepflogen und 23 Familien unter die Aufſicht der 
Geſellſchaft geſtellt. 


(Bau- und Wohnungshygien e in Preußen.) 
Auf den techniſchen Hochſchulen ſollen, nach einer Mit- 
theilung in der „Socialen Praxis“ beſondere In⸗ 
formationscurſe (periodiſche Seminare) für bereits 
in der Praxis ſtehende Baubeamte über Bau- und 
Wohnungshygiene, über die einschlägige Geſetzgebung 
des In- und Auslandes und über die bei Aufſtellung 
von Stadtbauplänen und Baupolizei verordnungen zu 
beachtenden Geſichtspunkte eingerichtet werden. Zu— 
nächſt werden zwei Verſuchscurſe, je einer bei den 
techniſchen Hochſchulen in Charlottenburg und in 
Hannover, ausſchließlich für ſtaatliche Baubeamte ab- 
gehalten. Die Zeitdauer der Curſe wird 14 Tage nicht 
überſchreiten und die Zahl der Hörer je 20 betragen. 
Die als Hörer zugezogenen Baubeamten erhalten eine 
zur Deckung der Reiſekoſten und des Aufwandes 
- außerhalb ihres Wohnortes beſtimmte Baufchver- 
gütung. 


(Geſetz zum Schutze der öffentlichen Ge— 
ſundheit in Frankreich). Im Monate December 
1891 hatte die Regierung in der Deputirtenkammer 
den Entwurf eines Geſetzes zum Schutze der öffent— 
lichen Geſundheit eingebracht, welches den Zweck ver— 
folgte, angeſichts der geringen Bev ölkerungszunahme 
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Frankreichs durch geeignete geſetzliche Beſtimmungen 
eine Verminderung der Sterblichkeit herbeizuführen 
und dieſen Erfolg durch Sicherſtellung günſtiger hygie⸗ 
niſcher Verhältniſſe in den Gemeinden einerſeits, durch 
Maßnahmen gegen Infectionskrankheiten anderſeits 
anſtrebte. Nach wiederholten eingehenden Berathungen 
und nach mehrfachen Anderungen des Entwurfes iſt 
das Geſetz vom 15. Februar d. J. zuſtande gekommen. 
Dasſelbe gliedert ſich in fünf Abſchnitte. 

Titel I enthält allgemeine Beſtimmungen über 
die Verpflichtung der Gemeinden in Bezug auf Vor⸗ 
kehrungen gegen und Tilgung von Infectionskrank⸗ 
heiten, Desinfection, in Bezug auf Herſtellung tadel- 
loſer hygieniſcher Verhältniſſe durch Waſſerverſorgung, 
Unrathbeſeitigung, öffentliche Reinlichkeitspflege, 
Wohnungsweſen zc. 

Zur Anzeige von Infectionskrankheiten ſind alle 
Arzte, Wundärzte und Hebammen verpflichtet. Der 

Impfung müſſen alle Kinder im erſten Lebensjahre 
unterzogen werden. Im 8. und 21. Lebensjahre muf3 
die Revaccination vorgenommen werden. Wenn die 
localen Schutzmaßregeln gegen Infectionskrankheiten 
nicht ausreichen, die Gefahr der Entwicklung einer 
Epidemie zu beſeitigen, ſo greift die Staatsverwaltung 
ein. Die Desinfection iſt obligatoriſch. Falls in drei 
aufeinanderfolgenden Jahren die Sterblichkeit in einer 
Gemeinde die mittlere Mortalitätsziffer von Frankreich 
überſteigt, werden über die Urſachen von Seite der Prä— 
fectur beſondere Erhebungen eingeleitet und nach dem 
Ergebniſſe desſelben umfaſſende Aſſanirungsvor⸗ 
kehrungen getroffen. a 

Titel Il regelt den Sanitätsdienſt. Jedes De⸗ 
partement wird in Sanitätsbezirke getheilt, deren jeder 
eine Sanitätscommiſſſion enthält. In Städten mit 
20.000 Einwohnern und darüber, ſowie in Badeorten 
mit mindeſtens 2000 Einwohnern wird ein Sanitäts⸗ 
amt eingerichtet, welchem es obliegt, über die Durch⸗ 
führung des Geſetzes zu wachen. Die Sanitäts- 
commiſſionen beſtehen aus 10 bis 15 Mitgliedern, 
unter denen mindeſtens drei Arzte, je ein Pharmaceut, 
ein Ingenieur, Baumeiſter und Thierarzt fein muſs. 
Für Paris ſind beſondere Einrichtungen vorgeſehen, 
die daſelbſt bereits beſtehenden Geſundheitscommiſſio⸗ 
nen verbleiben auch noch ferner. 

Dieſe Commiſſionen ſind berathende Körper— 
ſchaften, desgleichen das aus 45 Mitgliedern gebildete 


Comité consultatif d'hygiene publique de 
France. 
Titel III. enthält Beſtimmungen über Auf⸗ 


bringung und Beſtreitung der Koſten, welche aus der 
Durchführung des Geſetzes erwachſen, insbeſondere 
auch der für vernichtete Gegenſtände zu leiſtende Ent⸗ 
ſchädigungen. Zu dieſen Koſten tragen die Gemeinden, 
die Departements und der Staat bei. 

Die Auslagen des Desinfectionsdienſtes in 
Städten mit 20.000 und mehr Einwohnern beſtreiten 
dieſe Städte und der Staat. 
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Titel IV umfaſst Strafbeſtimmungen. 

Titel V Übergangs- 
ſtimmungen. 

(Erweiterung des Waſſerſtraßennetzes in 
Frankreich.) Von der franzöſiſchen Deputirtenkammer 
wurde auf Grund einer bereits im Vorjahre ein— 
gebrachten Regierungsvorlage, über welche in Nr. 9 
ex 1901 des „Verordnungsblattes“ berichtet worden 
iſt, im Jänner dieſes Jahres eine umfangreiche Erwei— 
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terung des Waſſerſtraßennetzes beſchloſſen. Die Geſammt—⸗ 


und Einführungsbe- | ſumme der Ausgaben wird auf 663 ½ Millionen 


Francs (darunter 159 ½ Millionen Franes für Hafen- 
bauten) veranſchlagt. Außerdem wird der Bau eines 
„Zwei⸗Meere⸗Canales“, welcher den Atlantiſchen 
Ocean mit dem Mittelmeer verbinden ſoll, zu 
ſtrategiſchen Zwecken geplant. Die Commiſſion der 
Deputirtenkammer hat die Ausführung dieſes Planes, 
welche noch größere Koſten erfordern würde, als die 
oben angeführte Summe, empfohlen. 


x Titeraturanzeigen. 5 


Sammlung der nach gepflogener mündlicher Verhandlung | Twardowski Julius v., Dr. Statiſtiſche Daten über Sſter— 


geſchöpften Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes. 
Begründet von weiland Dr. Anton Hye Freiherrn v. 
Glunek, fortgeſetzt von Dr. Karl Hugelmann. 


reich. Mit einem Anhang über Ungarn.) Aus amt⸗ 
lichen Quellen zuſammengeſtellt. Wien und Leipzig 
1902. Franz Deuticke. 125 S. 


XI. Theil. 3. Heft. Jahrgang 1900. Wien. Manz. 1902. | Bülow H. v. Oſterreich⸗-Ungarns Handels- und Induſtrie⸗ 


317 S. 


Fiſchel Alfred. Dr. Materialien zur Sprachenfrage in 
Oſterreich. Brünn 1902. Friedr. Irrgang. VIII., 


344 S. 


Zenker Ernſt Victor. Reform des Parlamentarismus. Wien 
1902. Verlag der „Wage“, 93 S. 


politik. Mit beſonderer Rückſichtnahme auf das in der 
Monarchie zutage tretende Beſtreben nach überſeeiſcher 
Culturarbeit. Berlin 1902. Wilhelm Süſſerott. 300 S. 
(9 K 60 h). 

Klibanski. Codex des Civilrechtes (Ruſſiſches Civilgeſetzbuch) 
aus dem Ruſſiſchen übertragen und mit Einleitung 
verſehen. Berlin 1902. Friedrich Gottheiner XX, 
304 S. (12 K.) 


Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 12. März l. J. dem Hofrathe 
Alois Hofmann in Prag anläfslich der erbetenen Über- 
nahme in den dauernden Ruheſtand in Anerkennung ſeiner 
vieljährigen, pflichttreuen und vorzüglichen Dienſtleiſtung 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens mit Nachſicht der Taxe 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 12. März l. J. den Bezirks- 
hauptmann Karl Spora zum Statthaltereirathe im Stande 
der Statthalterei in Prag allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 22. März l. J. den Statthalterei- 
räthen bei der Statthalterei in Wien Cäſar Freiherrn v. 
Lattermann und Ludwig Tils den Titel und Charakter 
eines Hofrathes mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 19. März d. J. dem Rech⸗ 


regierung in Klagenfurt Alexander Schuſsmann den 
Titel und Charakter eines Rechnungsrathes mit Nachſicht 
der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Gtatthaltereifecretär Anton Fiſch er 
zum Bezirkshauptmanne und die Bezirkscommiſſäre Richard 
Freiherr Kutſchera v. Aichlandt und Rudolf Holluber 
zu Statthaltereiſecretären in Niederöſterreich, ferner den 
Bezirksarzt Dr. Franz Hold zum Oberbezirksarzt in Ober- 
öſterreich, die Bezirksärzte Dr. Andreas Keppa und Dr. 
Adolf Kutſchera Ritter v. Aichbergen zu Oberbezirks— 
ärzten in Steiermark, den Bezirksarzt Dr. Anton Schubert 
zum Oberbezirksarzte in Mähren, endlich die Bezirksärzte 
Dr. Ladislaus Czyzewiez und Dr. Miecislaus Mary- 
nowski zu Oberbezirksärzten in Galizien ernannt, 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den abſolvir ten 


Rechtshörer Rudolf Freiherrn v. Prandau-Hillepran, d 
zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Concepts— 


nungsrevidenten im Rechnungsdepartement der Landes- dienſt zugelaſſen. 
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Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
beim Polizeicommiſſariate in Trient in Verwendung ſtehen⸗ 
den Polizeikanzliſten Alfons Nardelli zum Polizeiofficial 
ernannt. 

Der Statthalter in Mähren hat die d .; 
hörer Franz Malbohan und Heinrich Pänek zur Ab- 
legung der Probepraxis für den politiſchen Coneeptsdienſt 
zugelaſſen. 

Der Landespräſident in Schleſien hat den Med. U. 
Dr. Karl Doubrava zum Sanitätsaſſiſtenten bei der 
Landesregierung in Schleſien ernannt. 
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Der Statthalter in Galizien hat den Coneipienten 
der Finanzprocuratur in Wien Dr. Caſimir Chlapowski 
zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Hane a 
dienſt zugelaſſen. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den prardiſchen 
Arzt in Imoski Dr. Fauſt Nikolié zum Sanitätsaſſiſtenten 
ernannt und der Bezirkshauptmannſchaft Imoski zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugetheilt; weiters hat derſelbe die Dienftes- 
reſignation des Statthalterei-Conceptspraktikanten Robert 
Ulcar angenommen. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


Verordnungsblatt des K. K. 


Winiſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Heterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten 1 


Für ſonſtige Pränumeranten jährlich 


3. Auf das Beiblatt allein: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten e 


Für ſonſtige Pränumeranten jährlich 


Miniſterinms des Innern ſammt Beiblatt 


. 
ö· Z 


3 K 
4 , 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Post in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes 


ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 


Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


— —— —ͤ— 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Jahrgang 1902. 
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DPerordnungsblatt 


A. &. Mi niſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nr. 7. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Wien, 17. April 1902. 
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Geſetze und Verordnungen. 
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Geſetz vom 28. März 1902, 
betreffend 


die Befreiung des von der Stadt Wien! aufzu⸗ 

nehmenden Anlehens von 285 Millionen Kronen 

von den Stempel- und unmittelbaren Gebüren und 

die Verwendbarkeit der Obligationen dieſes An⸗ 

lehens zur fruchtbringenden Anlegung von Stif⸗ 

tungs⸗, Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien, 
R. G. Bl. Nr. 67. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


8. 1. 

Die Obligationen, Interimsſcheine und Coupons 
des von der Stadt Wien nach dem niederöſter⸗ 
reichiſchen Landesgeſetze vom 20. Februar 1902, 
L. G. Bl. Nr. 15, aufzunehmenden Anlehens bis 
zum Höchſtbetrage von 285 Millionen Kronen werden 
von der Entrichtung der Stempel- und unmittelbaren 
Gebüren befreit. 


8. 2. 

Die im §. 1 erwähnten Obligationen können zur 
fruchtbringenden Anlegung von Capitalien der 
Stiftungen, der unter öffentlicher Aufſicht ſtehenden 
Anſtalten, dann von Pupillar-, Fideicommiſs- und 
Depoſitengeldern und, zum Börſencurſe, jedoch nicht 
über deren Nennwert, zu Dienſt⸗ und Geſchäfts⸗ 
cautionen verwendet werden. 


5. 3. 
Mit der Durchführung dieſes Geſetzes ſind Meine 
Miniſter des Innern, der Finanzen und der Juſtiz 
betraut. 


Wien, am 28. März 1902. 
Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 
Spens m. p. . 


Landesgeſetz für die Markgrafſchaft 
Mähren. 
Der vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren 


beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Ausdehnung der Befreiung von Landes- und 


Gemeindezuſchlägen zur Hauszinsſteuer für 
den Umbau der Landesreitſchule in Brünn 
hat unter dem 21. März d. J. die Na Sanc⸗ 
tion erhalten. 


Landesgeſetz für das Erzherzogthum 
Oſterreich unter der Enns. 


Der vom Landtage des Erzherzogthumes Oſter⸗ 
reich unter den Enns beſchloſſene Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes, womit der §. 72 der Gemeindeordnung 
für das Erzherzogthum Ofterreich unter der 
Enns vom 31. März 1864, L. G. Bl. Nr. 5, 
abgeändert wird, hat unter dem 31. März l. J. 255 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Verordnung des Miniſteriums des 
Innern uum 10. April aa SSR 
M. I., 


womit 


Beſtimmungen zur Durchführung des Geſetzes vom 

26. December 1899, R. G. Bl. Nr. 255, betreffend 

die Regelung der Bezüge der in die Kategorie der 

Dienerſchaft gehörigen activen Staatsdiener, ge⸗ 
troffen werden. 


Auf Grund der SS. 3 und 18 des Gee vom 
26. December 1899, R. G. Bl. Nr. 255, betreffend 
die Regelung der Bezüge der in die Kategorie der 
Dienerſchaft gehörigen activen Staatsdiener, wird für 
das Reſſort des Miniſteriums des Innern Nach⸗ 
ſtehendes verordnet: 


. 


Die Dienerpoſten im Bereiche des Reſſorts des 
Miniſteriums des Innern werden in die zufolge §. 2 
des Geſetzes beſtehenden vier Gehaltselaſſen folgen⸗ 
dermaßen eingetheilt: 5 = 

Die Thürhüterpoſten des Miniſteriums des 
Innern, dann der Poſten des Manipulanten der 
Donaucanalinſpection in Wien (Nufsdorf) find ſyſtem⸗ 
mäßig mit den Bezügen der I. Gehaltsclaſſe ver⸗ 
bunden. 5 

Die übrigen Dienerſtellen werden nicht eitel 
mit den Bezügen einer beſtimmten Gehaltsclaſſe ſyſte⸗ 
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miſirt, ſondern zu Coneretalſtänden vereinigt, von 
welchen den im §. 2, Z. 1 bis 15, angeführten Diener- 
ſtänden nach einem feſtgelegten procentuellen Ver— 
hältniſſe Stellen der II. und III., beziehungsweiſe der 
II., III. und IV. Gehaltsclaſſe zugewieſen ſind. 


Das procentuelle Verhältnis zwiſchen den jeweils 
ſyſtemiſirten Stellen der einzelnen Gehaltsclaſſen tt für 
die vorbezeichneten Concretalſtände in der Weiſe feſt— 
geſetzt, daſs 
a) in dem Dienerſchaftsſtande 1 je 50 Procent 
der Dienerpoſten auf die II. und III. Gehalts- 
klaſſe; N 
b) in den Dienerſchaftsſtänden 2 bis 15 je 15 Pro⸗ 
cent auf die II., ſowie III. und 70 Procent auf 
die IV. Gehaltsclaſſe entfallen. 


Die bei der Auftheilung der Dienerſtellen nach 
den obigen Procentſätzen ſich ergebenden Bruchtheile 
ſind der nächſt niedrigeren Gehaltsclaſſe und die etwa 
auch dort vorkommenden Bruchtheile der niederſten 
Gehaltsclaſſe zuzuſchlagen. 

Hinſichtlich der im §. 2, 3. 16 bis 30, bezeich— 
neten Dienerſchaftsſtände hat es bei der in dem hier— 
ortigen Erlaſſe vom 28. Auguſt 1899, Z. 5781-M. I., 
beziehungsweiſe anlässlich des ſeither erfolgten Zu- 
wachſes von Dienſtpoſten verfügten Auftheilung der 
ſyſtemiſirten Dienerſtellen auf die einzelnen Gehalts— 
claſſen zu verbleiben. 


8.2. 


Vom 1. Mai 1902 an bilden die nachbezeich- 
neten Dienergruppen je einen Dienerſchaftsſtand (Eon- | ; 
eretalitatus), nämlich: 

1. die Diener des Miniſteriums des Innern — 
ausſchließlich der Thürhüter — jedoch mit Einbezie— 
hung des Dieners des Redactionsbureaus des Reichs— 
geſetzblattes; 

2. die Diener der e und der Polizei⸗ 
direction in Wien; 

3. die Diener der Statthalterei in Linz; 

4. die Diener der Landesregierung in Salz⸗ 
burg; 

5. die Diener der Statthalterei und der Polizei— 
direction in Graz; 

6. die Diener der Landesregierung in Klagenfurt; 

7. die Diener der Landesregierung in Laibach; 

8. die Diener der Statthalterei und der Polizei— 
direction in Trieſt; 

9. die Diener der Statthalterei in Innsbruck, 
einſchließlich der für Zwecke der öffentlichen Sicher— 
heit in Tirol und Vorarlberg beſtellten Diener; 

10. die Diener der Statthalterei und der 
i Polizeidirection! in Prag; 
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11. die Diener der Statthalterei und der 
Polizeidirection in Brünn; 

12. die Diener der Landesregierung in Troppau; 

13. die Diener der Statthalterei in Lemberg 
und der Polizeidirectionen in Lemberg und Krakau, 
einſchließlich der bei dieſen Polizeidirectionen beſtellten 
Polizeiarreſtaufſeher; 

14. die Diener der Landesregierung in 
Czernowitz, einſchließlich der für Zwecke der politiſchen 
Verwaltung in der Bukowina beſtellten Contumaz— 
diener; 

15. die Diener der Statthalterei in Zara; 

16. die Straßenmeiſter und Strommeiſter im 
Staatsbaudienſte von Niederöſterreich; 

17. die Straßenmeiſter, Strommeiſter und 
Hafenmeiſter im Staatsbaudienſte von Oberöſterreich; 

18. die Straßenmeiſter und Strommeiſter im 
Staatsbaudienſte von Salzburg; 

19. die Straßenmeiſter und Strommeiſter im 
Staatsbaudienſte von Steiermark; 

20. die Straßenmeiſter im Staatsbaudienſte von 
Kärnten; 

21. die Straßenmeiſter und Strommeiſter im 
Staatsbaudienſte von Krain; 

22. die Straßenmeiſter im Staatsbaudienſte für 
das Küſtenland; i 

23. die Straßenmeiſter und Strommeiſter im 
Staatsbaudienſte von Tirol und Vorarlberg, ein— 
ſchließlich des in dieſem Staatsbaudienſte beſtellten 
Hüttenaufſehers; 

24. die Straßenmeiſter, Strommeiſter 

Hafenmeiſter im Staatsbaudienſte von Böhmen; 

25. die Straßenmeiſter im Staatsbaudienſte 
von Mähren; 

26. die 
von Schleſien; 

27. die Straßenmeiſter, Strommeiſter 
Hafenmeiſter im Staatsbaudienſte von Galizien; 

28. die Straßenmeiſter und Strommeiſter im 
Staatsbaudienſte für die Bukowina; 

29. die Straßenmeiſter im Staatsbaudienſte von 
Dalmatien; 

30. die Laboranten der ſtaatlichen Lebens— 
mittelunterſ ſuchungsanſtalten. 


und 


Straßenmeiſter im Staatsbaudienſte 


und 


8.8. 


Innerhalb jedes Dienerſchaftsſtandes werden 
die demſelben angehörigen Diener nach der Dauer der 
in definitiver Eigenſchaft ununterbrochen vollſtreckten 
Civilſtaatsdienſtzeit gereiht. 

Jenen Dienern, welche auf Grund ihrer An— 
ſpruchsberechtigung im Sinne des Geſetzes vom 
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19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, angeſtellt wurden 
oder künftig angeſtellt werden, iſt die im activen 
Militärdienſte zurückgelegte Dienſtzeit für die Ein⸗ 
reihung in den Concretalſtand anzurechnen. 

Dasſelbe gilt von jenen Dienern, welche auf 
Grund der kaiſerlichen Verordnung vom 19. December 
1853, R. G. Bl. Nr. 266, einen Dienerpoſten erlangt 
haben. 


§. 4. 


In dem Dienerſchaftsſtande des §. 2, Z. 1, 
welchem ausſchließlich ehemals Anſpruchsberechtigte 
angehören, dann in den Dienerſchaftsſtänden des §. 2, 
Z. 16 bis 29, bleiben die vor Beginn der Wirkſam⸗ 
keit der gegenwärtigen Verordnung aufgenommenen 
Diener von den Beſtimmungen des §. 3 unberührt. 
Die neuen Reihungsgrundſätze finden daher in den, 
bezeichneten Dienerſchaftsſtänden nur auf die gegen- 
ſeitige Reihung der nach dem Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung ernannten Diener Anwendung. 

In den übrigen Concretalſtänden (§. 2, Z. 2 
bis 15, dann 30) ſind ſofort ſämmtliche Diener nach 
Maßgabe der Beſtimmungen des $. 3 zu reihen; doch 
wird denjenigen vor Beginn der Wirkſamkeit dieſer 
Verordnung ernannten Dienern, welche nicht anſpruchs⸗ 
berechtigt im Sinne der kaiſerlichen Verordnung vom 
19. December 1853, R. G. Bl. Nr. 266, oder des 
Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, 
geweſen ſind, zum Zwecke der Beſtimmung ihres 
Platzes im Status eine fictive Dienstzeit von ſechs 
Jahren zugezählt. 


§. 5. 


Die mit den Thürhüterpoſten, dann mit den 
Manipulantenpoſten der Donaucanalinſpection in 
Wien (Nuſsdorf) verbundenen Bezüge der I. Gehalts- 
claſſe werden durch Ernennung erlangt. Innerhalb 
jedes Concretalſtandes werden hingegen die Bezüge der 
höheren Gehaltsclaſſen im Vorrückungswege erreicht. 
Die Vorrückung hat unbeſchadet der Beſtimmungen des 
§. 8 dieſer Verordnung nach Maßgabe der Wagen 
im Status zu geſchehen. 


S. 6. 


Für die Beurtheilung der Anwartſchaft auf Vor⸗ 
rückung in freiſtehende höhere Bezüge find die Ver- 
hältniſſe maßgebend, welche im Zeitpunkte der Aus— 
fertigung des Ernennungsdecretes an den auf den 
offenen Dienerpoſten neu ernannten Diener beſtehen. 


8.7. 


Im Sinne der Beſtimmungen der S8. 3, 5 und 6 
dieſer Verordnung können einem in den Status ein- 
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tretenden Diener ſofort die freiſtehenden Bezüge einer 
höheren Gehaltsclaſſe zukommen: 


a) wenn der erledigte Poſten einem nach dem Ge— 
ſetze vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, 
Anſpruchsberechtigten verliehen wird, welcher 
eine längere für die Reihung anrechenbare 
Dienſtzeit beſitzt, als der nach den obigen Grund⸗ 
ſätzen ($. 3) zur Vorrückung nächſtberufene, dem 
Status bereits angehörige Diener; 


b) wenn ein bereits im Civilſtaatsdienſte angeſtellter 
Diener, bei dem hinſichtlich des Dienſtalters 
dieſelbe Vorausſetzung (Abſatz a) zutrifft, in 
den Status übernommen wird. | 


8.8. 


Die durch das Dienftalter begründete Anwart- 
ſchaft auf Vorrückung in die höheren Gehaltsclaſſen 
kann im Sinne der §§. 2 c) und 5 der kaiſerlichen 
Verordnung vom 10. März 1860, R. G. Bl. Nr. 64, 
durch Diſciplinarerkenntnis für beſtimmte Fälle oder 
auf unbeſtimmte Dauer bis zur Aufhebung der ver- 
hängten Beſchränkung entzogen werden. 

Die Zeit, während welcher ein Diener durch 
Diſciplinarerkenntnis von der Vorrückung ausgeſchloſſen 
iſt, bleibt auch für die Bemeſſung der Dienſtzeit in 
ſpäteren Vorrückungsfällen außer Anſchlag. 


9. 


Die Anweiſung der höheren Bezüge in Fällen 
der Vorrückung erfolgt gemäß §. 2 der Verordnung 
des Geſammtminiſteriums vom 15. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 75, nach den im Erlaſſe des k. k. 
Finanzminiſteriumes vom 30. December 1865, 
3. 6153/ F. M., V. Bl. Nr. 1 vom Jahre 1866, 
enthaltenen Beſtimmungen. 


§. 10. 


Die Führung der im §. 2 aufgezählten Diener- 
ſchaftsſtände, die Einreihung der Diener in dieſelben 
nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen, ſowie 
die Evidenthaltung der auf die ſtatusmäßige Vor⸗ 
rückung bezüglichen Daten obliegt nachſtehenden 
Organen: 


a) für die Dienerſchaftsſtände §. 2, Z. 1 und 30 
dem Miniſterium des Innern; 


b) für die Dienerſchaftsſtände 8. 2, Z. 2 bis 29 
der betreffenden politiſchen Landesbehörde. 
Die näheren Vorſchriften über die mit der 


Statusführung im Zuſammenhange ſtehenden Geſchäfte 
werden abgeſondert erlaſſen. 
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8. 11. 


Die Dienſtalterszulagen ſind bei Bemeſſung des 
Ruhegenuſſes und des Sterbequartales gleich dem 
Gehalte anzurechnen, dagegen iſt von denſelben auch 
die Dienſttaxe gemäß §. 176 des kaiſerlichen Patentes 
vom 27. Jänner 1840, J. G. S. Nr. 404, zu ent- 
richten. 


9.12. 


Für die im §. 13 des Geſetzes vom 26. De- 
cember 1899, R. G. Bl. Nr. 255, vorgeſehene Ein— 
ziehung oder Verminderung von Perſonalzulagen 
macht es keinen Unterſchied, ob dieſelben in die Penſion 
anrechenbar ſind oder nicht. Dagegen richtet ſich die 
Anrechenbarkeit oder Nichtanrechenbarkeit des eventuell 
verbleibenden Theiles einer Perſonalzulage darnach, 
ob dieſelbe urſprünglich anrechenbar geweſen iſt 
oder nicht. 


918. 


Hinſichtlich des den Dienern des Reſſorts des 
Miniſteriums des Innern gebürenden Bezuges des 
Dienſtkleides oder des Aquivalentes hiefür wird auf 
die abgeſondert erlaſſenen Vorſchriften verwieſen. 


9. 14. 


Die Entſcheidung darüber, ob eine Wohnung im 
Sinne des §. 10 des Geſetzes als Natural- oder 
Dienſteswohnung im engeren Sinne anzuſehen iſt, 
erfolgt in jedem einzelnen Falle nach Maßgabe der 
obwaltenden Umſtände. Die in dem hierortigen Erlaſſe 
vom 7. Juni 1857, 8. 14356 (Verordnung des 
k. k. Finanzminiſteriums vom 13. Mai 1857, 8. 7526, 
V. Bl. Nr. 21), vorgeſehene unentgeltliche Überlaſſung 
entbehrlicher kleiner Wohnungen in den zu Amts- 
zwecken benützten Ararial⸗ oder gemieteten Privat- 
gebäuden an die ſtatusmäßige Dienerſchaft iſt auch 
in Hinkunft unter den dort bezeichneten Voraus— 
ſetzungen zuläſſig. 


8. 15. 


Hinſichtlich der Eintheilung der dem Mann— 
ſchaftsſtande angehörigen Mitglieder der uniformirten 
Sicherheitswache, der Mitglieder der Civilpolizeiwache 
und der Polizeiagenten in die im $. 5 des Geſetzes 
angeführten vier Gehaltsclaſſen iſt an der bisher 
beſtimmten Auftheilung in die J. Claſſe (höhere Gebür) 
und II. Claſſe (mindere Gebür) feſtzuhalten. 

Die Vorrückung dieſer Organe in höhere Ge— 
haltsclaſſen hat nach den in den Organiſations— 
ſtatuten der einzelnen k. k. Sicherheitswachen enthal— 
tenen Vorſchriften zu erfolgen. 
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S. 16. 


Bezüglich der im §. 16 des Geſetzes vor— 
geſchriebenen Verſicherung der aus Staatsmitteln ent— 
lohnten proviſoriſchen und Aushilfsdiener für den 
Krankheitsfall wird auf die Beſtimmungen der Ver— 
ordnung des Geſammtminiſteriums vom 5. Februar 
1900, R. G. Bl. Nr. 23, verwieſen. 


SLR 


Dieſe Verordnung tritt mit 


1. Mai 1902 
in Kraft. f 


Verordnung der Miniſterien des Innern 
und des Handels vom 26. März 1902, 
B. G. Bl. Ur. 66, 
betreffend 


den Verkehr mit concentrirter Eſſigſäure. 


Auf Grund des $. 6 des Geſetzes vom 16. Jän⸗ 
ner 1896, R. G. Bl. Nr. 89 ex 1897, wird be— 
ſtimmt: 


Die concentrirte Eſſigſäure (Eiseſſig, Radical⸗ 
eſſig, Eſſigeſſenz, das find Flüſſigkeiten mit einem Ge- 
halte von mindeſtens 20% Eſſigſäure-Hydrat) iſt von 
Gewerbetreibenden nur in Gefäßen oder Behältniſſen, 
welche mit einer deutlichen Aufſchrift des Inhaltes 
bezeichnet find, zu führen und von jedermann, der die- 
ſelbe beſitzt, jo aufzubewahren, dass fie Perſonen, von 
denen unvorſichtiges Gebaren zu beſorgen iſt, nicht 
zugänglich iſt. 


Im Kleinverkehr iſt die concentrirte Eſſigſäure 
nur in gut verſchloſſenen Flaſchen auszufolgen, die die 
Aufſchrift: „Concentrirte Eſſigſäure“ oder 
„Eſſigeſſenz“ tragen und in auffallender Schrift 
die Warnung vor dem Genuſſe in unverdünntem Zu— 
ſtande enthalten. 


Der Käufer darf zur Empfangnahme der con- 
centrirten Eſſigſäure nur ſolche Perſonen ermächtigen, 
bei welchen unvorſichtiges Gebaren nicht zu beſorgen 
iſt; auch der Verkäufer darf an Perſonen, die zu einer 
ſolchen Beſorgnis offenbar Anlass geben, concentrirte 
Eſſigſäure nicht verabfolgen. 


Bei Verſendungen iſt die concentrirte Eſſig— 
ſäure in gut verſchloſſenen vor dem Ausrinnen voll— 
kommen ſchützenden Behältniſſen ſorgfältig zu ver— 
packen und mit der vorerwähnten Aufſchrift zu ver— 


ſehen. 8 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 
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Verordnung des Geſammtminiſteriums 
vom 6. April 1902, B. G. Bl. Ur. 71, 


durch welche 


die mit der Verordnung des Geſammtminiſteriums 

vom 15. Februar 1902, R. G. Bl. Nr. 34, für 

die reichsunmittelbare Stadt Trieſt und ihr Ge⸗ 

biet getroffenen Ausnahmsverfügungen aufgehoben 
werden. 


Auf Grund des §. 10 des Geſetzes vom 5. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 66, wird infolge Beſchluſſes des 
Geſammtminiſteriums vom 5. April 1902 nach ein⸗ 


N 


1 


geholter Allerhöchſter Genehmigung die Verordnung 
des Geſammtminiſteriums vom 15. Februar 1902, 
R. G. Bl. Nr. 34, mit welcher für die reichsunmittel⸗ 
bare Stadt Trieſt und ihr Gebiet die Beſtimmungen 
der Artikel 8, 12 und 13 des Staatsgrundgeſetzes 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, zeitweilig 
ſuspendirt wurden und gleichzeitig verfügt wurde, dajs 
rückſichtlich der Wirkungen dieſer Suspenſion die dort 
bezeichneten Beſtimmungen des Geſetzes vom 5. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 66, in Anwendung zu kommen 
haben, ihrem ganzen Umfange nach aufgehoben. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Wirkſamkeit. 


Srläffe, 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 24. März 1902, 3. 38.290, 


mit welchem 


die techniſche Anleitung für die gewerbepolizeiliche 

Prüfung für die Errichtung oder Erhöhung der 

einen Beſtandtheil gewerblicher Betriebsanlagen 

bildenden gemauerten hohen Schornſteine gegeben 
und erläutert wird. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das Miniſterium des Innern hat in einzelnen 
Fällen die Wahrnehmung gemacht, dafs die Gewerbe— 
behörden bei Prüfung der gewerbepolizeilichen 
Zuläſſigkeit der Neuerrichtung oder Erhöhung von, 
einen Beſtandtheil gewerblicher Betriebsanlagen 
bildenden hohen gemauerten Schornſteinen ſich von 
verſchiedenartigen Grundſätzen leiten laſſen. 

Dieſe Erſcheinung läſst ſich daraus erklären, 
dafs die Bauordnungen für das noch vielfach umſtrittene 
Gebiet des Kaminbaues nur unzureichende Vor⸗ 
ſchriften enthalten und auch die wiſſenſchaftlichen 
Erörterungen den Praktikern ſichere Grundlagen für 
die Beurtheilung mancher bezüglicher Fragen nicht 
bieten. 

Um vollkommen ſichere Grundlagen zur An⸗ 
bahnung eines einheitlichen Vorgehens der Gewerbe 
behörden in dieſer Beziehung zu gewinnen, hat das 
Miniſterium des Innern alle für die Beurtheilung 
der gewerbepolizeilichen Zuläſſigkeit der Errichtung 
oder Erhöhung für Betriebsanlagen beſtimmter 
gemauerter hoher Schornſteine belangreichen und 
nicht durch die Vorſchriften der Bauordnungen voll⸗ 
kommen gelösten Fragen in einer Enquste durch 
hervorragende Fachleute auf dem Gebiete der Theorie 


und Praxis einer eingehenden Erörterung unterziehen 
laſſen. 

Auf Grundlage der Ergebniſſe dieſer Berathungen 
hat das Miniſterium des Innern im Einvernehmen 
mit dem k. k. Handelsminiſterium eine techniſche 
Anleitung für die gewerbepolizeiliche Prüfung von 
Projecten für die Errichtung oder Erhöhung ge— 
mauerter hoher, einen Beſtandtheil gewerblicher 
Betriebsanlagen bildender Schornſteine ausge- 


arbeitet. 8 
Statthalterei 
N — een 
In der Anlage werden der k. k. Landerregder 


eine Anzahl von Exemplaren dieſer Anleitung mit der 
Aufforderung übermittelt, Veranlaſſung zu treffen, 
daſs der Inhalt dieſer Anleitung von den Gewerbe⸗ 
behörden bei ihren bezüglichen Amtshandlungen ſtets 
genaueſtens beachtet werde. i 
Die betheiligten Miniſterien machen jedoch 
beſonders darauf aufmerkſam, daſs durch den Inhalt 
dieſer „techniſchen Anleitung“ 
Gebiet der bei der Errichtung gemauerter hoher 
Schornſteine in Rückſicht zu ziehenden techniſchen 
Fragen keineswegs erſchöpft werden wollte. Es ſollen 
vielmehr nur jene Fragen einer einheitlichen Regelung 
zugeführt werden, welche in den Vorſchriften der Bau⸗ 
ordnungen ihre Löſung bisher nicht gefunden haben, 
und welche auch in der theoretiſchen Erörterung nicht 
unanfechtbar feſtſtehen, ſondern vielmehr noch den 
Gegenſtand lebhafter Meinungsverſchiedenheiten 
bilden. 
Gleichzeitig muſs ausdrücklich betont werden, 
dass es nicht möglich war, den Inhalt der Anleitung 
dem gegenwärtigen Stande der techniſchen Wiſſenſchaft 
vollkommen anzupaſſen, weil einzelne Beſtimmungen 
der geltenden Bauordnungen einer Regelung der 
bezüglichen Fragen im adminiſtrativen Wege ent⸗ 
gegenſtehen. 3 


Be 


das umfangreiche 


reichen derſelben dem Conſenswerber 


Durch die in der „Anleitung“ enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften ſoll vielmehr innerhalb des Rahmens der 
beſtehenden Geſetze auf eine ſolide, jede Gefahr aus— 
ſchließende Bauweiſe der hohen Schornſteine und die 


einheitliche Beurtheilung der in dieſer Beziehung zur 


Entſcheidung gelangenden Fragen möglichſt hingewirkt 
werden. 
In der Anleitung wurden ferner verſchiedene, 


die Bauausführung ſelbſt regelnde Grundſätze feſt— 


geſetzt, die, wie die Erfahrung lehrt, in vielen Fällen 
außeracht gelaſſen werden, wodurch die Stabilität 
der ſonſt richtig conſtruirten Schornſteine in Frage 
geſtellt wird. 

Zu den einzelnen Abſchnitten der „Anleitung“ 
wird noch Folgendes beigefügt: 


Ad J. 


Es wird nothwendig ſein, Projecte über die 
Ausführung von hohen Schornſteinen bei Betriebs— 
anlagen, welche nur eine ſchematiſche Darſtellung 
dieſer Ausführung enthalten, ohne zugleich die 
ſtatiſche Berechnung der Standfeſtigleit in zufrieden- 
ſtellender Weiſe zu ermitteln, ſofort nach dem Ein— 


mit dem 
Auftrage zurückzuſtellen, ſtatiſche 
Berechnung anzuſchließen. 

In jenen Ländern, in welchen die autonomen 
Behörden die Baubewilligung für Betriebsanlagen 
zu ertheilen haben, wäre auch eine Veranlaſſung in 
der Richtung zweckmäßig, daſs das Project und die 
ſtatiſche Berechnung in dreifacher Ausfertigung vor— 


eine detaillirte 


gelegt werden, damit ein Pare derſelben der Gemeinde— 
behörde für die Ertheilung der r zur 
8 ern geſtellt werden kann. 
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Das Gewicht der für die Herſtellung von runden 
Schornſteinen allgemein angewendeten Radialſteine 
iſt jedoch weſentlich von der Qualität der verſchieden⸗ 
artigen Lehmgattungen und namentlich von der Art 
der maſchinellen Einrichtung der betreffenden Ziegelei 
ſtark beeinflufst. Die Gewichte dieſer Materialien 
ſchwanken daher je nach ihrer Herkunft in hohem 
Maße. 

Die Behörden haben bisher vielfach den Anga— 
ben der Projectanten über das Gewicht des aus 
Radialſteinen ausgeführten Mauerwerkes ohneweiters 
Glauben geſchenkt, namentlich wenn dieſes Materiale 
vom Auslande bezogen und hinſichtlich des Gewichtes 
mit Certificaten ausländiſcher Firmen oder Privatver— 
ſuchsanſtalten belegt war. 

Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daſs dieſe 
Angaben nicht immer den Thatſachen entſprachen. 

Das Gewicht eines Cubikmeters Mauerwerk 
aus derlei Ziegeln wurde in einzelnen Fällen mit 
2000 kg und noch höher angegeben, während die 
Überprüfung ergab, dafs es ſich thatſächlich nur auf 
1750 bis 1900 kg belief. 

Durch den II. Abſchnitt ſollen die Gewerbe— 
behörden darüber eine Anleitung erhalten, wie ſie ſich 
gegenüber den vom Projectanten gemachten Gewichts- 
angaben zu verhalten haben. Es muſs aber nachdrück— 
lichſt hervorgehoben werden, daſs es nicht nothwendig 
iſt, bei jeder Ausführung von hohen Schornſteinen die 
Gewichtseinheit des Mauerwerkes beſonders ermitteln 
zu laſſen, da die Gewichtseinheit des aus gewöhn— 
lichen Mauerziegeln ausgeführten Mauerwerkes den 
Behörden meiſt bekannt ſein wird und die Erfahrung 
lehrt, daſs das Radialſteinmauerwerk gewöhnlich 
1700 bis 1800 kg pro Cubikmeter wiegt. 


In jenen Gebieten, in welchen eine Radialſtein⸗ 


gattung allgemein zur Verwendung gelangt, iſt auch 


Ad II. 


Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes gehören zu 
den wichtigſten, weil von der richtigen Annahme der 
Materialgewichtseinheit in erſter Linie die Richtigkeit 


der Stabilitätsermittlung abhängt. 


Es iſt bisher öfters vorgekommen, daſs den 
ſtatiſchen Berechnungen Gewichtseinheiten zugrunde 


gelegt wurden, welche den Thatſachen nicht entſprachen, 
ſo dafs die rechneriſch ermittelte Stabilität in der 


Wirklichkeit nicht erreicht wurde. 
Es iſt daher nothwendig, die Gewichte der Bau⸗ 


materialien, und zwar namentlich ſolcher, die nicht 


ortsüblich ſind und nicht allgemein angewendet wer— 
den, genau ſicherzuſtellen. 
Das Gewicht des Mauerwerkes aus gewöhnlichen 


Ziegeln iſt wohl in jedem Bezirke bis zu einer gewiſ— 


ſen Richtigkeitsgrenze aus der örtlichen Erfahrung 


bekannt, und ſind auch die Differenzen im Gewichte 
der verſchiedenartigen Handſchlagziegelgattungen meiſt 


5 nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. 


das Gewicht derſelben meift genau bekannt. Es wird 
daher in der Regel nur nothwendig ſein, in jenen 
Fällen das Gewicht des Mauerwerkes beſonders zu 
prüfen, in welchen dasſelbe aus bisher überhaupt nicht 
oder nur ſelten verwendeten Materialien ausgeführt 
werden ſoll, oder die Zulaſſung größerer Einheiten, 
als ſie ortsüblich bekannt ſind, beanſprucht wird; 
keinesfalls ſoll aus den Forderungen des II. Abfchnit- 
tes eine vermeidbare Behelligung des Conſenswerbers 
erwachſen. 


Die Vornahme von Proben hat amtlich, und 
zwar möglichſt raſch und mit den geringſten Koſten zu 
erfolgen. Die bezüglichen Erhebungsprotokolle ſind 
ſorgfältig aufzubewahren. 

Bei dieſen Proben iſt genaueſtens darauf zu 
achten, daſs nur trockenes Materiale verwendet und 
die Fugen in normaler Weiſe ausgeführt werden, und 
zwar deshalb, weil die Verwendung von naſſem Mate- 
riale und die Herſtellung von kleineren Fugen, als ſie 
bei der eigentlichen Ausführung des Schornſteines 
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gemacht werden können, die Beſtimmung der Gewicht3- 
einheit beeinfluſst. 

Ferner iſt es von Wichtigkeit, daſs bei der Her— 
ſtellung des Probemauerwerkes auch dasſelbe Stein— 
und Kalkmateriale wie bei dem Schornſteinbaue ſelbſt 
verwendet werde. 

Dieſe Forderung wird auch in jenen Fällen zu 
ſtellen ſein, in welchen das Probemauerwerk auf einer 
vom Bauplatze weiter entfernten Wage hergeſtellt 
werden ſoll, da die Ziegel und auch das übrige Bau— 
materiale für ein Kubikmeter Mauerwerk leicht 
und ohne nennenswerte Koſten zugeführt werden 
können. 

Bei der Verwendung eines bezüglich ſeines Ge— 
wichtes ſchon geprüften Ziegelmateriales, jedoch einer 
anderen Sandgattung, wird die Wiederholung der 
Probe nicht zu fordern ſein. Es wird vielmehr genü— 
gen, wenn das bereits conſtatirte Gewicht des Mauer- 
werkes mit dem Gewichte des zu verwendenden Sandes 
in Einklang gebracht wird. 

Endlich wird auch darauf zu achten fein, dass 
der Probekörper thatſächlich aus dem bei dem Baue 
ſelbſt zur Verwendung gelangenden Materiale und 
nicht aus beſonders qualificirtem Muſtermateriale her— 
geſtellt werde. 

Die Koſten einer ſolchen Probe ſind nicht von 
Bedeutung, und mit Rückſicht auf die unbedingte 
Sicherſtellung des Gewichtes unvermeidlich. 


Ad III. 


Die Faſſung dieſes Abſchnittes wurde durch die 
Beſtimmungen der geltenden Bauordnungen ver— 
anlaſst. 


Mit dem Umſtande, daſs der Winddruck mit der 
Entfernung von der Erdoberfläche ſich vergrößert, 
und dafs die Reibung und die vorhandenen Terrain— 
verhältniſſe die Kraft des Windes an der Erdober- 
fläche vermindern, konnte angeſichts der Vorſchriften 
der Bauordnungen nicht gerechnet werden. Es muss 
daher der Beurtheilung in einzelnen Fällen überlaſſen 
werden, ſicherzuſtellen, ob bei Schornſteinen, die durch 
ihre Lage auf hochgelegenen Plateaux, an der See— 
küſte und dergleichen einer beſonders ſtarken Luft⸗ 
ſtrömung ausgeſetzt ſind, nicht angemeſſene Mehrwerte 
des Winddruckes in Rechnung zu ziehen ſind, zumal 
größere Windſtärken als 150 kg pro Quadratmeter 
thatſächlich beobachtet wurden. 


In dieſer Hinſicht hat die „k. k. Centralanſtalt 
für Meteorologie und Erdmagnetismus“ mitgetheilt, 
„dass der Winddruck ſehr weſentlich von der Größe 
der getroffenen Fläche abhängt, daſs ſomit ein für 
alle Bauwerke in gleicher Weiſe giltiger maximaler 
Winddruck pro Quadratmeter nicht angegeben werden 
kann. Für kleine Flächen ſei der Druck verhältnismäßig, 
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das heißt auf das Quadratmeter bezogen, groß, für 
größere Flächen, wie ganze Häuſer, weſentlich kleiner. 

Für kleinere Flächen, zu welchen Schornſteine 
gewiſs noch gerechnet werden, hat ſich aus den Ver— 
ſuchen als Beziehung zwiſchen Winddruck und Wind- 
geſchwindigkeit die Formel p = 0'125 v' ergeben, 
worin der Druck p in Kilogramm pro Quadratmeter 
und die Windgeſchwindigkett v in Meter pro Se— 
cunde einzuſetzen ſind. 

Als maximale Windgeſchwindigkeit in einzelnen 
Stößen muss für Wien und überhaupt das Binnen⸗ 
land 40 m pro Secunde angenommen werden. Für die 
Küſte gelten höhere Sätze, bei Bora zum Beiſpiel 
bis 50 m. 

Aus dem erſtgenannten Werte würde ſich ein 
Druck von 200 / pro Quadratmeter, aus dem lebt- 
genannten ein Druck von 300 kg pro Quadratmeter 
ergeben. 

Neuere Unterſuchungen ſprechen dafür, dafs 
dieſe Werte zu hoch find. Das engliſche „Wind- 
Pressure-Committee“ hat als Maximum 273 ky pro 
Quadratmeter angenommen. 

Die Annahme dieſes Wertes empfiehlt ſich auch 
für die an unſerer Meeresküſte gelegenen Gegenden. 


Directe Experimente auf dem Karſt ergaben bei 
nicht exceſſiv heftiger Bora 185 kg pro Quadratmeter. 


Ein Winddruck von 200 kg pro Ouadratmeter 
wird alſo an der Adria ſicherlich erreicht, es dürfte 
aber mit der engliſchen Annahme von 273 kg pro 
Quadratmeter der maximale Winddruck auf nicht ſehr 
große Flächen ſicher hoch genug bemeſſen werden.“ 

Bezüglich der Beſtimmung, wann ein Schorn⸗ 
ſteintheil als windgeſchützt anzuſehen iſt, wird bemerkt, 
dass derjenige Theil des Schornſteines, der durch die 
Hauptmauern gebildet wird, deshalb als windgeſchützt 
betrachtet werden kann, weil der Winddruck durch den 
Verband der Mauern mit aufgenommen wird. 


Ad V. 


Durch die Beſtimmungen über die Zugſpannung 
wird dem Umſtande, dass es nicht möglich war, die 
Größe des Winddruckes im Verhältniſſe zur Höhe des 
Bauwerkes variirend in Rechnung zu bringen, theil- 
weiſe abgeholfen, indem bei der angeordneten Ab⸗ 
nahme der Zugſpannung bei höheren Schornſteinen 
der erhöht ſchädlichen Einwirkung des Winddruckes 
entgegengetreten wird. Eine Zugſpannung wird den⸗ 
nach ſchon bei Schornſteinen von 54 m Höhe 
nicht mehr vorhanden ſein dürfen, und bei an dieſe 
Grenze reichenden Höhen nur mehr ſehr geringe 
Werte beſitzen. 3 

Durch die in Rede ſtehende Vorſchrift wird auch 
erreicht, dafs die Stärke der Wandungen mit der 
Höhe des Schornſteines in Einklang gebracht werden 
mußs. i 


Ad VI. 

Zu den detaillirten, die wichtigſten der bei der 
Bauausführung vorkommenden grundſätzlichen Fragen 
berührenden Beſtimmungen dieſes Abſchnittes wird 
nur bemerkt, daſs es für die Stabilität des Schorn— 
ſteines von Belang iſt, in welcher Weiſe der Mörtel 
bereitet wird, daſs daher auch dieſer Frage Auf— 
merkſamkeit gewidmet werden mufs. 

Mit der Vorſchrift, daſs nur der ſogenannte 
verlängerte Cementmörtel zu verwenden ſei, wird die 
Bauausführung allerdings nicht unweſentlich ver— 
theuert; dennoch kann von dieſer Forderung nicht 
Umgang genommen werden. 

Viele Kamineinſtürze wurden nämlich dadurch 
veranlasst, dass das auf Weißkalkmörtel ausgeführte 
Mauerwerk ſich ungleichmäßig geſetzt hatte. Dies war 
darauf zurückzuführen, daſs dieſer Mörtel langſam 
abbindet und den Einflüſſen der Witterung, nament⸗ 
lich des Windes während und noch durch lange Zeit 
nach der Ausführung nicht ſtandhalten kann. 

Portland⸗, Roman⸗ und Naturcementmörtel 
dürfen jedoch allein nicht verwendet werden, die 
beiden letzteren ſchon deshalb nicht, weil dieſelben 
erfahrungsgemäß aufquellen und treiben. 

Bei der Zulaſſung der Verwendung von Bruch— 
ſteinen im Fundamente iſt mit der größten Vorſicht 
vorzugehen, und dürfen nur lagerhafte Bruchſteine zur 
Verwendung gelangen, da ſonſt bedenkliche Folgen 
der ungleichmäßigen Mauerwerkſetzungen eintreten 

würden. | 

Die Herſtellung einer Betonplatte bei voll⸗ 
kommen tragfähigem Untergrunde iſt nicht unerläſs— 
lich, aber ſtets rathſam. Ob bei nicht tragfähigem 
Untergrunde außer der Herſtellung einer Betonplatte 
noch eine weitere künſtliche Fundirung auf Roſt, 
Piloten u. dgl. nothwendig ſei, muſs ſich aus der 
Überprüfung des Untergrundes ergeben, für deren 
Richtigkeit der Bauführer verantwortlich zu machen iſt. 


Ad VII. 


In dieſem Abſchnitte wird auf verſchiedene 
Umſtände hingewieſen, hinſichtlich welcher die Er— 
fahrung gelehrt hat, dass ſie keine genügende 
Berückſichtigung finden. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Iſolirung der 
Sohle des Schornſteinrohres und des Rauchkanales 
vom Untergrunde und vom Bruchſteinmauerwerke des 
Fundamentes. 

Dieſe Iſolirung hat namentlich bei ſeicht 
fundirten Schornſteinen dann eine beſondere Be— 
deutung, wenn der Untergrund durch Wärme in ſeiner 
Beſchaffenheit ſich ändern und untragfähig werden 
kann. In ſolchen Fällen wird es ſich empfehlen, die 
Iſolirung der Rauchcanalſohle auf eine angemeſſene 
Entfernung vom Rauchfangfundamente herzuſtellen, 
damit der Untergrund nicht gefährdet werde. 


WB. 1. 
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Die Herſtellung eines Wärmeſchutzmantels im 
Schornſteine, beziehungsweiſe die Verſtärkung der 
Wände des Schornſteines iſt ſtets dann vorzuſchreiben, 
wenn die Sachlage dies erfordert. Falls die Einlage 
eines Schutzmantels nicht thunlich wäre, ſo iſt eine 
Armirung, beziehungsweiſe Verankerung des Mauer- 
werkes ohne Verſtärkung der Wände nicht als 
ausreichend anzuſehen. Das Gewicht eines Schutz— 
mantels iſt bei der Stabilitätsberechnung nur dann 
zum Schornſteingewichte zuzurechnen, wenn dies nach 
der Conſtruction desſelben zuläſſig erſcheint. 

Die Höhe der Trommeln (Etagen) iſt für die am 
häufigſten zur Ausführung gelangenden runden 
Schornſteine aus Radialſteinen durch die feſtgeſetzten 
Beſtimmungen geregelt. Aus conſtructiven Gründen 
empfiehlt es ſich, die Höhendifferenz der einzelnen 
Etagen nicht unter 50 Procent zuzulaſſen. 

Für Schornſteinſchäfte, die aus gewöhnlichen 
Mauerziegeln zur Ausführung gelangen ſollen, werden 
ſich die die Höhe der Etagen betreffenden Beſtim— 
mungen nicht genau einhalten laſſen, weil die Abſätze 
nur nach den halben Ziegellängen ausgeführt werden 
können und die genaue Einhaltung der erwähnten 
Beſtimmungen daher übermäßige Wandſtärken zur 
Folge haben würde. Es wird jedoch auch in ſolchen 
nur mehr vereinzelt vorkommenden Fällen möglich 
ſein, eine befriedigende Löſung der Etagenhöhen zu 
erzielen. 

Die minimale Wandſtärke der oberſten Etage 
wurde deshalb nicht ausdrücklich feſtgeſetzt, weil ſich 
dieſelbe aus der ſtatiſchen Berechnung ergibt. 

Die Herſtellung von Schäften aus gemiſchtem 
Ziegelmauerwerke iſt zuläſſig, dagegen iſt die Her— 
ſtellung einer Betonhintermauerung unzuläſſig, da ſich 
das Ziegelmauerwerk der Außenwand von der Beton— 
hintermauerung ſtets abtrennen würde und hiedurch 
die aus der ſtatiſchen Berechnung reſultirende 
Stabilität dann thatſächlich nicht erreicht würde. 

Es empfiehlt ſich überhaupt nicht, Betonmauer- 
werk für Schornſteinſchäfte, die zur Ableitung von 
heißen Gaſen dienen ſollen, zu verwenden, weil das 
Betonmauerwerk infolge der Wärme diagonale Riſſe 
enthält und das Mauerwerk hiedurch die Stabilität 
gänzlich verliert. 


Ad VIII. 


Für die bei der Collaudirung der Schornſtein— 
bauten vorzunehmende Nachmeſſung der Dimenſionen 
wird ſich wohl meiſt ein verläſslicher Polier gewinnen 


laſſen. 
15 Statthalterei R . 1 
Die k. k. Tan desregierung wird eingeladen, mit dem 


Landesausſchuſſe dahin in Verhandlung zu treten, 
daſs auch die autonomen Behörden bei Prüfung der 
baupolizeilichen Zuläſſigkeit der Erbauung oder Er— 
höhung gemauerter hoher Schornſteine ſich von den 
gleichen Grundſätzen in Hinkunft leiten laſſen. 
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Es wird ſchließlich noch bemerkt, dass die 
Protokolle über die Verhandlungen der im Gegen— 
ſtande abgehaltenen Enquete demnächſt auszugs⸗ 
weiſe in der „Oſterreichiſchen Wochenſchrift für den 
öffentlichen Baudienſt“ zur Veröffentlichung gelangen. 


Techniſche Anleitung. 


einheitlichen Vorgehens 
bei Behandlung von Geſuchen um die gewerbe— 
behördliche Genehmigung der Neuerrichtung ge- 
mauerter hoher Schornſteine für gewerbliche Betriebs- 
anlagen, beziehungsweiſe der Erhöhung ſchon be⸗ 
ſtehender derartiger Schornſteine findet das k. k. 
Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium den Gewerbebehörden im 
Nachſtehenden jene Grundſätze 
welche in Handhabung des III. Hauptſtückes und 
des S, 74 der Gewerbeordnung den bezüglichen be⸗ 
hördlichen Amtshandlungen in Hinkunft zur Grund— 
lage zu dienen haben. Es ſind dies zum Theile 
Maßnahmen, welche den erforderlichen Schutz der 
Nachbarſchaft gegen die aus dem Beſtande ſolcher 
Anlagen ſich ergebenden Beläſtigungen und Gefähr⸗ 
dungen ſichern ſollen, zum Theile ſolche, welche nach 
den gewonnenen Erfahrungen für den Schutz des 
Lebens und der Geſundheit der Arbeiter erforderlich 
ſind. 


Zur Erzielung eines 


J. Inſtruirung des Projectes. 


Die Gewerbebehörden haben zunächſt darauf zu 
achten, dafs mit den Geſuchen um Genehmigung der 
Errichtung neuer oder der Erhöhung ſchon beſtehender 
gemauerter hoher Schornſteine neben den im Maß⸗ 
ſtabe 1: 100 zu verfaſſenden Projecten auch eine 
detaillirte ſtatiſche Berechnung über die Stand—⸗ 
feſtigkeit des geplanten Neu- oder Zubaues in Vor⸗ 
lage gebracht werde. 


Dieſe ſtatiſche Berechnung, 
graphiſch zur Darſtellung gebracht, hat unter Be⸗ 
dachtnahme auf die folgenden Ausführungen den 
wiſſenſchaftlichen Grundſätzen der Baumechanik zu 
entſprechen. Aus der ſtatiſchen Berechnung mujs 
genau zu entnehmen ſein, in welchem Maße die 
Baumaterialien, ſowohl in den einzelnen Abſätzen des 
Schaftes als auch in der unterſten Schaftfuge, in der 
Poſtamentfuge auf dem Fundamente und in der 
Funtamentſohlenfläche in Anſpruch genommen werden 
und welche Belaſtung des Untergrundes erfolgen foll. 


Sind die Wände des Unterbaues (des Poſta⸗ 
mentes) nur in der ſtatiſch unbedingt nothwendigen 
Stärke oder fo conſtruirt, dafs fie ſich dieſer Grenze 
nähern, ſo iſt der Unterbau als zum Schafte gehörig 
in Rechnung zu ziehen. 


rechneriſch 


bekannt zu geben, 


oder 


In der zeichneriſchen Derſelung des b Pee Be 
müſſen alle, namentlich aber die in Rechnung ge. Et 
zogenen Maße der Höhen und der Mauerſtärken in 
ſämmtlichen Etagen eingetragen ſein. 

II. Berechnung der Gewichtseinheit 
der Baumaterialien. 


Die zur Grundlage der Berechnung genommene 
Gewichtseinheit der in Verwendung gelangenden Bau⸗ 
materialien muſs dem that] ächlichen Gewichte derſelben 
entſprechen. 

Wird in der ſtatiſchen Berechnung die der Be⸗ 
hörde aus der örtlichen Erfahrung betannte Gewichts⸗ 
einheit des Mauerwerkes (bei Verwendung gewöhn⸗ 
licher Mauerziegel durchſchnittlich etwa 1600 Kilo⸗ 
gramm pro Cubikmeter, bei Mauerwerk aus ge⸗ 
preſsten Maſchinformziegeln [Radialſteinen! durch⸗ 
ſchnittlich etwa mit 1700 bis 1800 Kilogramm pro 
Cubikmeter) als Grundlage genommen, ſo wird es 
in der Regel nicht nöthig fein, einen beſonderen 
Nachweis dieſes Gewichtes zu fordern. 

Wenn jedoch bei der ſtatiſchen Berechnung von 
einer dieſes Gewicht überſteigenden Einheit ausge⸗ 
gangen wird, oder wenn ſonſt die Behörde die Über- 
prüfung der Gewichtsannahme für nöthig erachtet, 
bleibt es derſelben vorbehalten, den amtlichen Nach⸗ 
weis der Richtigkeit der Gewichtsannahme durch eine 
unter Aufſicht eines Staatstechnikers oder eines hiezu 
berechtigten autoriſirten Privattechnikers vorzunehmende 
Erhebung erbringen zu laſſen und zwar ſelbſt dann, 
wenn ſeitens der Partei ein Nachweis der Gewichts- 
einheit vorgelegt worden iſt. 

Für die Beſtimmung der Gewichtseinheit eines 
aus gewöhnlichen. Mauerziegeln herzuſtellenden 
Mauerwerkes wird es genügen, das ſpecifiſche Ge⸗ 
wicht des trockenen Ziegelmaterials ſicher zu ſtellen 
und das Gewicht des Mauerwerkes nach der em 

piriſchen Formel, daſs für ein Cubikmeter Mauer⸗ 

werk annähernd zwei Drittel Ziegel und ein Drittel 5 
Mörtel nothwendig ſind, zu berechnen. 

Für die Beſtimmung der Gewichtseinheit des 


aus gepreſsten Maſchinformziegeln (Radialſteinen) herr 


zuſtellenden Mauerwerkes iſt jedoch ein Mauerkörper 
von rund einem Cubikmeter Inhalt aus dem zum 
Baue in Verwendung gelangenden Ziegelmateriale 
mit normaler Fugung auszuführen und abzuwägen. 
Das für die Mörtelbereitung und die Ziegelnäſſung 
zur Verwendung gelangende Waſſer wird genau zu 
meſſen und ſonach das Gewicht desſelben von dem 
Gewichte des Probemauerwerkes in Abzug zu bringen 
ſein. 

Flo.ür das Mörtelgewicht ift die der Erfahrung 
entſprechende Einheit des trockenen Mörtels (je nach 
den örtlichen Verhältniſſen durchſchnittlich 1500 bis 
1600 Kilogramm pro Cubikmeter) in Rechnung zu = 
nehmen. ei 


Wird von dem Projectanten die Zulaſſung einer 
dieſes Gewicht überſteigenden Einheit des Mörtels 
angesprochen, jo iſt derſelbe zu verpflichten, die Rich- 
tigkeit ſeiner Annahme zu erweiſen. 


III. Berechnung des Winddruckes. 
Der Winddruck iſt in der durch die Bauord⸗ 


nungen feſtgeſetzten Höhe und in jenen Fällen, in 


welchen die Bauordnungen diesfalls nichts feſtſetzen, 


in der Regel mit 150 Kilogramm pro Quadratmeter 


in Rechnung zu ziehen. In denjenigen Gebieten, deren 


Bauordnungen keinen Winddruck feſtſetzen, iſt dann 
ein höherer als der vorbezeichnete Winddruck anzu⸗ 


nehmen, wenn derſelbe erfahrungsgemäß mehr als 


150 Kilogramm pro Quadratmeter beträgt. 


3 der zweifachen Sicherheit zu rechnen. 


Der Windſtoß und die Saugkraft an der Lee⸗ 
ſeite ſind nicht in Rechnung zu ziehen. 

Für die Berechnung des Winddruckes iſt die ver⸗ 
ticale Projection des dem Winde ausgeſetzten Schorn⸗ 
ſteintheiles in Rechnung zu ſtellen. 

Für die Berechnung der Winddruckfläche bei vier⸗ 
und achteckigen Schornſteinflächen iſt die ſenkrechte 
Projectionsfläche parallel mit einer der Vieleckſeiten 
zu ſtellen. 

Der Winddruck iſt als im Schwerpunkte dieſer 
Projection horizontal wirkend anzunehmen. 

Als windgeſchützt dürfen nur jene helle eines 
Schornſteines angenommen werden, die ſich im Inner 
eines maſſiven Gebäudes, jedoch ohne Zurechnung des 
Dachraumes befinden, alſo entweder durch Haupt⸗ 
mauern gedeckt werden oder ſelbſt einen Theil der 
Hauptmauer bilden. 

Durch andere Bauwerke oder durch das Terrain 


dem Winddrucke weniger ausgeſetzte Schornſteine ſind 


als freiſtehend zu betrachten. 
Bei der Beſtimmung der Standfeſtigkeit gegen 
das Umkippen durch Wind iſt, falls die Bau⸗ 


ordnungen anderweitige Vorſchriften nicht feſtſetzen, 


ohne Zulaſſung von Erleichterungen, mindeſtens mit 


Für die Ermittlung der größten Material- 


beanſpruchung iſt jedoch nur der einfache Winddruck, 


5 in Rechnung zu nehmen. 


bei eckigen Schornſteinen über Eck wehend, zu berück— 
ſichtigen. 5 


IV. Über die Anwendung der Wind⸗ 
druckabminderungscoefficienten (p). 


Die unter III. angegebene Ziffer des Wind— 


druckes iſt je nach der Querſchnittform des Schorn⸗ 
ſteinſchaftes mit einem Abminderungscoefficienten @ 
zu multipliciren. Derſelbe iſt ohne Rückſicht auf die 
% Een 


bei runden Schornſteinen mit. 067 
bei achteckigen Schornſteinen mit . 071 
bei viereckigen Schornſteinen mit. . 1700 
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V. Über das Maß der zuläſſigen Inan⸗ 

ſpruchnahme des zur Verwendung 

ommenden Materiales mit Berück⸗ 
ſichtigung des Winddruckes. 


Bei Schornſteinen, welche einen Schaft von 
nicht mehr als 30 Meter Höhe erhalten ſollen, kann 
im Schaftmauerwerke eine Zugſpannung von höchſtens 
1˙20 Kilogramm pro Quadratcentimeter zugelaſſen 
werden, für jedes Meter Mehrhöhe iſt dieſelbe jedoch 
um 0˙05 Kilogramm pro Quadratcentimeter zu ver- 
ringern. 

In der unterſten Schichte des Fundament⸗ 
mauerwerkes darf eine Zugſpannung nicht geſtattet 
werden. Als Druckſpannung iſt höchſtens ein Zehntel 
der Feſtigkeit der Ziegel und des Mörtels zuzulaſſen. 

Es darf jedoch in der Regel die Kantenpreſſung 


in den Schäften unter Einfluſs von Eigengewicht und 


Winddruck bei Verwendung gewöhnlicher Mauerziegel 
8 Kilogramm pro Quadratcentimeter, bei Verwendung 
von gepreſsten Maſchinformziegeln (Radialſteinen, 
12 Kilogramm pro Quadratcentimeter nicht über⸗ 
ſteigen. 

Sollte die Zulaſſung größerer Druckſpannungen 
beanſprucht werden, ſo iſt der Nachweis zu fordern, 
daſs das zur Verwendung gelangende Materiale, 
Ziegel und namentlich Mörtel, dieſen Preſſungen 
entſpricht. 

Die zugelaſſene Materialinanſpruchnahme 
in keinem Querſchnitte überſchritten werden. 

Als Belaſtung des Untergrundes dürfen bei den 
nachbenannten Bodengattungen höchſtens folgende 
Werte zugelaſſen werden: 


darf 


a) bei ſehr feuchtem Lehm und Tegel, dann bei 
Sand von mindeſtens einem Meter Mächtigkeit, 


jedoch gegen Ausweichen geſchützt, 1˙5 Kilo— 
gramm pro Quadratcentimeter; 
b) bei ſandigem, feſtem Schotter von geringer 


Mächtigkeit oder wechſelnder geneigter Lagerung, 
jedoch ſtehendem oder theilweiſe ſtehendem und 
gegen Ausweichen geſchütztem Lehm und Tegel 
2˙5 Kilogramm pro Quadratcentimeter; 


e) bei feſtgelagertem, grobkörnigem Schotter, dann 
bei Plattelſchotter von großer Mächtigkeit und 
bei liegendem, trockenem Lehm und Tegel 
3˙5 Kilogramm pro Quadratcentimeter. 


VI. Art und Beſchaffenheit der Bau⸗ 
materialien. 


Hinſichtlich der Art und der Beſchaffenheit der 
zur Verwendung gelangenden Materialien iſt Folgendes 
zu bedingen: 

Für die Herſtellung des Schornſteines darf nur 
ausgeſuchtes Ziegelmateriale von erprobter Feſtigkeit, 


Dichtigkeit und Wetterbeſtändigkeit verwendet werden. 
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Schlecht gebrannte oder ſtark poröſe Ziegel ſind daher 
von der Verwendung für den Bau hoher Schorn— 
ſteine auszuſchließen. 


a) Der Schornſteinſchaft iſt ausſchließlich 
aus Ziegeln zu erbauen, und zwar entweder 
aus gewöhnlichen Mauerziegeln beſter Qualität 
oder aus für Schornſteinbauten beſonders er⸗ 
zeugten Maſchinformziegeln (Radialſteinen). 

Für die Herſtellung des Schaftmauerwerkes 
iſt ſogenannter verlängerter Cementmörtel, be- 
ſtehend aus einem Raumtheile Portlandcement, 
vier Raumtheilen Weißkalk und zehn Raum⸗ 
theilen Sand (und zwar nur ſcharfer oder reiner 
Fluſsſand), zu verwenden. Die Verwendung 
von lehmigem Sand oder von Aſche iſt unzu- 


läſſig. 
Wird hydrauliſcher Kalk (Graukalk) an 
Stelle des Weißkalkes verwendet, ſo genügt der 


halbe Zuſatz von Portlandcement. Roman⸗ 
cementmörtel, ſchnellbindender Naturcement⸗ 
mörtel darf nur ausnahmsweiſe zur Ver⸗ 


wendung kommen, und zwar dann, wenn der— 
ſelbe erfahrungsgemäß dieſelben Eigenſchaften 
wie der verlängerte Portlandcementmörtel beſitzt 
und auch auf die Dauer micht treibt. Dieſe 
Forderungen ſind damit zu begründen, daſs 
einerſeits Weißkalkmörtel den Einflüſſen der 
Witterung und der Wärme am meiſten Wider⸗ 
ſtand leiſtet, und dafs anderſeits durch den 
Zuſatz von Portlandeement das unbedingt noth⸗ 
wendige raſche Abbinden des Mörtels herbei— 
geführt wird. 


Bei der Verwendung von gelochten 
Radialſteinen müſſen die Hohlräume behufs 
Erzielung einer möglichſt großen Adhäſion mit 
Mörtel ausgefüllt werden. 


Achteckige Schornſteine ſind thunlichſt an 
den Verticalkanten mit Form- (Achteck⸗) Ziegeln 
zu verkleiden. 


Es empfiehlt ſich nicht, runde Schorn⸗ 
ſteinſchäfte aus gewöhnlichen Mauerziegeln her⸗ 
zuſtellen, weil der Verband der Ziegel, die abge— 
arbeitet werden müſſen, nicht ſo genau wie bei 
Radialſteinen bewerkſtelligt werden kann; in 
Fällen, in welchen Verwendung von gewöhn⸗ 
lichen Ziegeln nicht vermieden werden kann, iſt 
namentlich bei Schornſteinen über. 30 Meter 
Höhe auf die Herſtellung von 
Schornſteinſchäften einzuwirken. 


b) Der Unterbau (Poſtament) iſt ausſchließlich 
aus gut gebrannten Ziegeln unter Verwendung, 
von verlängertem Cementmörtel auszuführen. 


e) Das Fundamentmauerwerk iſt aus gut ge- 


brannten Ziegeln oder Klinkern je nach der Be⸗ 
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ſchaffenheit des Bodens auf verlängertem Ce⸗ 
mentmörtel oder hydrauliſchem Kalkmörtel aus⸗ 
zuführen, jedoch können auch Bruchſteine beſter 
Qualität zugelaſſen werden. Die Verwendung 
von Weißkalkmörtel iſt wegen ungleichmäßiger 
und langſamer Setzung des Mauerwerkes nicht 
zu geſtatten. R 

Behufs gleichmäßiger Vertheilung des 
Druckes auf den Untergrund iſt es auch bei voll⸗ 
kommen tragfähigem Boden rathſam, eine ent⸗ 
ſprechend ſtarke Betonplatte als unterſte Funda⸗ 
mentſchichte vorzuſchreiben. Iſt der Untergrund 
jedoch nicht ganz verläſslich, ſo iſt eine ſolche 
Betonplatte jedenfalls vorzuſchreiben. Nach Er⸗ 
fordernis wird außerdem noch eine künſtliche 
Fundirung anzuordnen ſein. 


VII. Art der Bauausführung. 


In dem gewerbepolizeilichen Conſenſe für die 
Errichtung der Anlage iſt der verantwortliche Bau- 
führer, deſſen Berechtigung zur Ausführung von 
derlei Bauten zu prüfen ſein wird, ausdrücklich als 
der Behörde dafür verantwortlich zu erklären, daßs bei 
der Ausführung des Schornſteines die der ſtatiſchen 
Berechnung zugrunde gelegte Materialqualität, ſowohl 
hinſichtlich ihrer Gewichtseinheit, als auch hinſichtlich 
der Feſtigkeit und Güte thatſächlich zur Verwendung 
gelangt. 

Bei der Ertheilung des Conſenſes wird ferner 
auch auf Folgendes zu achten jein : 


a) Hinſichtlich des Fundamentes. 


Bei einer behufs Erzielung des zuläſſigen 
Druckes auf den Erdboden allenfalls herzuſtellenden 
Fundamenterbreiterung darf, wenn die Verbreitung 
ſtufenweiſe erfolgt, die Breite des Abſatzvorſprunges 
nicht größer ſein, als zwei Drittel der Höhe der Ab⸗ 
ſatzſtufe. 2 

Muſs die Abſatzbreite in den Fundamenten 
wegen beſonders ungünſtiger Bodenverhältniſſe breiter 
als zwei Drittel der Abſatzhöhe gewählt werden, 
ſo ſind dieſe Fundamente aus armirtem Beton herzu⸗ 
ſtellen. 

Die Höhe der Betonunterlage im Fundamente 
iſt der Größe der Fundamentſohle angemeſſen (an⸗ 
nähernd ein Achtel der Fundamentsbreite) zu er⸗ 
mitteln und darf nicht weniger als 60 Centimeter be⸗ 
tragen. 

Der Untergrund, ſowie das im Fundamente 
allenfalls verwendete Bruchſteinmauerwerk ſind von 
der Sohle des Schornſteinrohres, beziehungsweiſe von 
der Sohle des Rauchcanales durch eine wenigſtens 
60 Centimeter ſtarke Ziegelmauerwerkſchichte zu ijo- 
liren. Dies iſt aus dem Grunde zu bedingen, damit 
der Untergrund, beziehungsweiſe das Bruchſtein⸗ 
mauerwerk durch die Wärme nicht an Tragfähigkeit 
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verliert. Falls eine Betonplatte als die unterſte Fun- 
damentſchichte angeordnet wurde, jo muss, wenn die 
Sohle des Schornſteinrohres bis zu dieſer Platte reicht, 
dieſelbe ebenfalls iſolirt werden. Hiebei wird es jedoch 
genügen, wenn eine Iſolirſchichte von 22 Centimeter 
(eine Ziegelrollſchichte und eine Flachſchichte) herge— 
ſtellt wird. 

Soll im Unterbaue eine Materialtransport— 
Offnung hergeſtellt werden, ſo iſt dieſelbe nicht an der 
Seite der Einmündung des Rauchcanales, ſondern 
thunlichſt an der entgegengeſetzten Seite anzulegen. 

Die Offnung der Rauchcanaleinmündung im 
Unterbaue, ſowie auch die Transportöffnung ſind im 
Halbkreiſe und nicht im Segment einzuwölben. 

Die Einwölbung des Rauchcanales bei Schorn— 
ſteinen, welche für größere Feuerungen oder für die 
Ableitung von Abgaſen höherer Temperatur beſtimmt 
ſind, darf nicht als Träger des Mauerwerkes dienen, 
es iſt vielmehr über dem Gewölbe des Rauchcanales 
noch ein beſonderes zweites, mit dem Kaminmauer— 
werke verbundenes Gewölbe herzuſtellen. 

Die lichten Breiten der Offnungen im Unterbaue 
dürfen ein Drittel der bezüglichen Seitenbreite des 
Unterbaues nicht überſteigen. 

Bei Schornſteinen, die zur Ableitung von Rauch— 
oder Verbrennungsgaſen dienen, deren Wärmegrad 
400 Grad Celſius zeitweiſe oder dauernd überſteigt, 
iſt ſowohl im Unterbaue als auch bis zu einer ange— 
meſſenen Höhe im Schafte entweder ein vom Schorn— 
ſteinmauerwerke unabhängiger Schutzmantel — we— 
nigſtens im Unterbaue aus feuerbeſtändigen Ziegeln 
auf Chamottemörtel — herzuſtellen, oder es iſt die 
Innenwand mit feuerbeſtändigen Ziegeln zu verklei⸗ 
den. 

Sollte eine ſolche Vorkehrung ausnahmsweiſe 
nicht durchführbar ſein, ſo wird die Conſensertheilung 
an die Bedingung zu knüpfen fein, dafs die Wände 
angemeſſen verſtärkt werden, damit eine die Stabilität 
beeinträchtigende Schädigung der Wandungen durch 
große Hitze hintangehalten wird. 


b) Hinſichtlich des Schaftmauerwerkes. 


Dasſelbe iſt in Abſätzen (Trommeln) von 
möglichſt gleicher Höhe herzuſtellen. Es wird ſich meiſt 
empfehlen, die Höhe dieſer Trommeln bei runden, aus 
Radialſteinen hergeſtellten Schornſteinen bis 30 Meter 
Schafthöhe auf höchſtens 5 Meter, bei höheren Schorn— 
ſteinen auf höchſtens 7 Meter zu beſchränken. 

Jedenfalls iſt zu fordern, dafs die Wandſtärke 
in jedem Verticalſchnitte der Schaftwand von oben 
nach unten möglichſt gleichmäßig zuzunehmen hat, 
und daſs die Verbindungslinie der oberen äußeren 
Kante mit der unteren inneren Kante im Mauerwerke 
verbleiben muſs; Unterſchneidungen des Schaftmauer— 
werkprofiles, wodurch eine höhere Druckſpannung und 
eeine geringere Zugſpannung in der Lagerfuge erzielt 

werden ſoll, ſind nicht zu geſtatten. 
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Wenn nur für die Außenmauerung des Schorn- 
ſteinſchaftes Radialſteine, für die Hintermauerung 
hingegen gewöhnliche Mauerziegel verwendet werden 
ſollen, ſo iſt dies nur unter der Bedingung zu ge— 
ſtatten, dafs die Stärke der Ziegel beider Gattungen 
nicht weſentlich von einander abweicht und daher ein 
durchlaufender Verband hergeſtellt werden kann. Bei 
dieſer Art der Ausführung iſt jedoch das Schaftmauer— 
werk bei Berechnung der Stabilität ſo zu behandeln, 
als wäre dasſelbe ausſchließlich aus Mauerziegeln her- 
geſtellt worden. 

Eine Hintermauerung aus Beton iſt keinesfalls 
zu geſtatten. 


c) Hinſichtlich beſonderer Einrichtungen. 

Vorzuſchreiben ſind: 

Die Verfugung der Innenwände des Rauch— 
ſchlotes, die Herſtellung einer Einſteigöffnung, die 
Anbringung von Blitzableitern auf hohen Schorn— 
ſteinen, die Anbringung von Steigeiſen, die 40 Cen— 
timeter von einander entfernt ſein müſſen. 


VIII. Collaudirung. 


In dem Genehmigungsbeſcheide iſt ausdrücklich 
zu bemerken, daſs nach Vollendung des Schornſteines 
um die Collaudirung desſelben einzuſchreiten iſt und 
vor erfolgter Durchführung derſelben die Benützung 
des Schornſteines nicht zuläſſig iſt. 

Die Collaudirung iſt mit aller Beſchleunigung 
durchzuführen und iſt hiebei in verläſslicher Weiſe 
ſicherzuſtellen, ob der Schornſtein in allen ſeinen 
Theilen plan- und conſensgemäß ausgeführt worden iſt. 

Zum Zwecke der Nachmeſſung der Dimenſionen 
kann die Behörde den Schornſtein durch einen ver— 
läſslichen Werkmeiſter beſteigen laſſen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 28. März 1902, 3. 7121, 


betreffend 


die Anwendbarkeit der Strafbeſtimmungen der 

Gewerbeordnung in Fällen ſelbſtverſchuldeter Ber- 

nachläſſigung des Beſuches der gewerblichen Fort⸗ 
bildungsſchule durch Lehrlinge. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das Miniſterium des Innern hat die Wahr— 
nehmung gemacht, daſs ſeitens einzelner Gewerbe— 
behörden gegen Lehrlinge, welche den Beſuch der 
gewerblichen Fortbildungsſchule vernachläſſigen, wegen 
der Übertretung des 8. 99 b Gew. Ordg., nach S. 131 
Gew. Ordg. ſtrafweiſe, namentlich mit Arreſtſtrafen, 
vorgegangen wird. 
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Abgeſehen davon, dafs dieſer Vorgang ſchon aus 
pädagogiſchen Rückſichten höchſt bedenklich erſcheint, 
iſt derſelbe auch im Geſetze nicht begründet, weil die 
Rent des den Lehrlingen nach §. 99 b 
Gew. Ordg. obliegenden regelmäßigen Beſuches 
der gewerblichen Fortbildungsſchule gemäß §. 100, 
Alinea 3 Gew. Ordg., den Lehrherrn über— 
wieſen iſt. 

Hiezu kommt noch, daſs §. 99 b, Alinea 4 
Gew. Drdg., den Gewerbebehörden durch eine aus— 
drückliche Vorſchrift das Mittel an die Hand gibt, der 
von den Lehrlingen ſelbſt verſchuldeten Vernach⸗ 
läſſigung des Schulbeſuches wirkſam entgegenzutreten. 
Die k. k. ner wird im Einvernehmen 
mit dem k. k. Handelsminiſterium und dem k. k. Mini- 
ſterium für Cultus und Unterricht eingeladen, hie⸗ 
nach den unterſtehenden Gewerbebehörden die geeig— 
neten Weiſungen zukommen zu laſſen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 4. April 1902, 3. 12452, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Gemeinde Diesö⸗Szent⸗Marton im Comitate Kis⸗ 
Kiküllö in Ungarn. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen Han— 
delsminiſteriums vom 3. März 1902, Z. 10991, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Gemeinde Diesö-Szent-Märton, Comitat 
Kis⸗Küküllö, unter Aufrechthaltung der im §. 17 der 
beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den dieſen 
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den 
Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten Rechte 
verboten. 

Hievon wird die k. een mit Bezie⸗ 
hung auf den F. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 
Darnachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden 
in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 10. April 1902, 3. 12340, 
betreffend 
den Verkehr mit Saecharinpräparaten. 

(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Unter den im §. 2 der Miniſterialverordnung 
vom 20. April 1898, R. G. Bl. Nr. 52, erwähnten 
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präparate. 


Präparaten, welche Saccharin enthalten, ſind zuſam⸗ 
mengeſetzte, mit Saccharin verſüßte Arzneipräparate zu 
verſtehen, keinesfalls aber — weſentlich aus Saccharin 
beſtehende Verarbeitungen von Saccharin: Saccharin⸗ 
Dieſe enthalten als Hauptbeſtandtheil 
Saccharin, andere Stoffe bloß als Bindemittel, ſind 
nur als eine Modification der Form, in welcher 
Saccharin im Handel vorkommt Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 20. April 1898, R. G. Bl. Nr. 50), 
anzuſehen und nach §. 1 der erſtbezogenen eee 
verordnung zu behandeln. 

Hievon ſind alle Unterbehörden und (Zuſatz für 
Prag:) das k. k. Bezirksgericht Leitmeritz zu ver⸗ 
ſtändigen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 10. April 1902, 3. 1514/M. I., 


betreffend 


die Auswahl unter den Certificatiſten, welche ſich 
um Dienerpoſten im Reſſort des Miniſteriums des 
Innern bewerben. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Bezugnehmend auf die gleichzeitig verlautbarte 
Durchführungsverordnung zum Geſetze vom 26. De⸗ 
cember 1899, R. G. Bl. Nr. 255), betreffend die 
Regelung der Bezüge der in die Kategorie der Diener⸗ 
ſchaft gehörigen activen Staatsdiener, wird zur 
genauen Darnachachtung bekanntgegeben, daſs bei Be⸗ 
ſetzung von vorbehaltenen Dienſtpoſten vor allem auf 
die an Lebensjahren älteſten Anſpruchsberechtigten 
und insbeſondere auf jene thunlichſt Rückſicht zu 
nehmen iſt, welche ſich der Grenze des feſtgeſetzten 
Maximalalters nähern. 

Einem jüngeren Bewerber aus dem Certifi⸗ 
catiſtenſtande ſoll der Vorzug vor einem älteren nur 
dann gegeben werden, wenn letzterer für den aus⸗ 
geſchriebenen Poſten nur minder entſprechend erſcheint 
und erſterer eine weſentlich beſſere Eignung beſitzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 11. April 1902, 3. 1351/M. I, 
betreffend 
das Ausmaß von Diäten und Reiſekoſten. 

(An alle politiſchen Landesſtellen.) 

Zur Erzielung eines gleichartigen Vorganges 


wird die k. k. Statthalterei darauf aufmerkſam gemacht, 


*) Siehe unter „Geſetze und Wee dieſer 
Nummer, Seite 70. 8 
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re 


dafs jenen Beamten, welche ad personam oder 
extra statum in eine höhere Rangsclaſſe eingereiht 
ſind, in Fällen, wo dieſelben Diäten und Reiſekoſten 


anzuſprechen berechtigt find, im Sinne des $. 2 des 
Geſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47, 
und des $. 1 der Miniſterialverordnung vom 18. Juni 
1873, R. G. Bl. Nr. 115, jenes Ausmaß an Diäten, 
beziehungsweiſe Taggeldern, Fuhrkoſten, ſowie Bau⸗ 


zulagen zuzuerkennen iſt, welches für die Rangsclaſſe, 
in welche die betreffenden Beamten ad personam 
oder extra statum eingereiht ſind, feſtgeſetzt iſt. 

Hievon wird die k. k.. zur weiteren 
Veranlaſſung in Kenntnis geſetzt. 


W | 83 


Erlass des Miniſteriums des Innern 
vom 14. April 1902, 3. 14581, 


betreffend 
die Ausſtellung von Erlaubnisſcheinen für Reiſen 
nach Südafrika. 


Mit Beziehung auf den hierortigen Erlaſs vom 
21. December 1901, 3.48138), betreffend eine Kund⸗ 
machung der engliſchen Regierung über die Aus⸗ 
ſtellung von Erlaubnisſcheinen nach Britiſch-Süd— 


1 . Statthalterei 2 N 
afrika, wird die k. k. Jan desregierung zur weiteren Ver⸗ 


lautbarung in Kenntnis geſetzt, daſs laut einer Er— 
öffnung der königlich großbritanniſchen Botſchaft in 
Wien die großbritanniſchen Conſularvertreter in Trieſt 
und in Fiume ſeitens ihrer Regierung ermächtigt 
worden ſind, jenen Perſonen, welche nach Südafrika 
zu reiſen wünſchen, die hiezu erforderlichen Erlaubnis- 
ſcheine auszuſtellen. 


+, V. Bl. M. J. Nr. 21 ex 1901, ©. 317. 


Judicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
25. Jänner 1902, 3. 634. 


Zur Frage der Nachfolge der Kinder im Heimatrechte der 

Eltern nach dem Conſcriptionspatente vom Jahre 1804 

und nach dem proviſoriſchen Gemeindegeſetze vom Jahre 
1849. — Quadriennirung nach dem letzteren Geſetze. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er⸗ 
kenntniſſe die Beſchwerde der Gemeinde S. gegen die Ent- 
ſcheidung der Statthalterei in Prag vom 7. December 1899, 
3. 179833, betreffend das Heimatsrecht der Familie K., mit 
nachſtehender Motivirung als unbegründet abgewieſen. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung der k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag wurde unter Beſtätigung des Beſcheides 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in J. vom 10. April 1878, 
3. 841, erkannt, daſs der am 11. December 1818 in J. V. 
geborene J. K., ſowie deſſen Gattin, geborene K. und deſſen 
Kinder G., J., J., M., K. und A. in der Ortsgemeinde S. 
das Heimatsrecht beſitzen, beziehungsweiſe bis zu ihrem Tode 
beſaßen, weil J. K. infolge der am 13. September 1824 
ſtattgefundenen Wiederverehelichung ſeiner Mutter A. K., 
geborenen S. mit W. M., welcher anerkanntermaßen in S. 
einheimiſch war, im Sinne des §. 25 des Conſcriptions⸗ 
patentes vom 25. October 1804 ebenfalls in S. einheimiſch 
geworden iſt und ſpäter weder J. K., noch ſeine Ehegattin, 
noch ſeine genannten Kinder in einer anderen Gemeinde 


ſelbſtändig ein Heimats recht erworben haben. 


Das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes ſtützt 


ſich auf nachſtehende Erwägungen: 


Durch die Adminiſtrativacten iſt dargethan, daſs J. K., 
um deſſen Heimatszuſtändigkeit es ſich handelt, am 11. De⸗ 


cember 1818 als ehelicher Sohn des J. K. und der A. S., 


verehelichte K. in J. V. geboren wurde, daßs letztere nach 
dem Tode ihres Gatten J. K. ſich am 13. September 1824 


mit W. M. in S. wieder verehelichte und daſs J. K. zur 


Zeit der Wiederverehelichung ſeiner Mutter nicht ſelbſtändig 
ſeinen Lebensunterhalt erworben und auch mit Rückſicht auf 
ſein damaliges Alter nicht erwerben konnte und im Familien⸗ 
verbande mit ſeiner Mutter lebte. 

Es iſt nun wohl richtig, daſs J. K. durch ſeine Geburt 
in J. V., wo ſein Vater J. K. eine ſtabile Bedienſtung (und 
zwar als Jäger in S. einem Theile der Gemeinde J. V.) 
hatte, gemäß §. 26 des Conſeriptionspatentes vom Jahre 
1804 einheimiſch geworden iſt. Allein die Behauptung der 
Beſchwerde, daſs auf ſein Heimatsrecht die Wiederverehe— 
lichung feiner Mutter im Jahre 1824 keinen Einflujs hatte 
und J. K. daher in J. V. einheimiſch geblieben iſt, konnte 
der Verwaltungsgerichtshof nicht als zutreffend erkennen. 


Ausſchlaggebend für die Frage des Heimatsrechtes des 
J. K. iſt die unbeſtrittene Thatſache, daſfs A. K. im Jahre 
1824 den W. M., welcher anerkanntermaßen in S. ein⸗ 
heimiſch war, geehelicht und dadurch — wie in der Be- 
ſchwerde auch anerkannt wird — ſelbſt das Heimatsrecht in 
dieſer Gemeinde erlangt hat. Da nun nach den Beſtim— 
mungen der SS. 25, Abſatz 2 und 26, 1, a) des Conſeriptions⸗ 
patentes vom Jahre 1804, unter deſſen Geltung jene Ber- 
änderung im Heimatsrechte der A. K. erfolgte, die nicht 
ſelbſtändigen Kinder nach dem Ableben des Vaters dem 
Heimatsrechte der Mutter folgen, war die Zuerkennung des 
Heimatsrechtes an J. K. in die Gemeinde S. geſetzlich 
begründet. Die Einwendung der Beſchwerde, daſs J. K. 
gleich nach der Wiederverehelichung ſeiner Mutter A. K. von 
ihrem Bruder J. S. nach L. in Pflege genommen und bei 
ihm auferzogen wurde, zu ſeiner Mutter nach S. nur zum 
Beſuche kam, ſonach in S. auch ſchon aus dieſem Grunde 
nicht einheimiſch werden konnte, iſt belanglos, weil — ab- 
geſehen davon, dass die beſchwerdeführende Gemeinde ſelbſt 
zugibt, daſs das Austreten des J. K. aus dem Familien- 
verbande ſeiner Mutter erſt nach deren Wiederverehelichung 
erfolgte — coneretenfalls für die Frage der Heimats— 
zuſtändigkeit nur der auch von der beſchwerdeführenden 
Gemeinde zugegebene Umſtand maßgebend iſt, daſs J. K. 
zur Zeit der Wiederverehelichung der A. K. nicht ſelb— 
ſtändig ſich ſeinen Lebensunterhalt erwarb und auch nicht 
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erwerben konnte, und auch weiter die beſchwerdeführende 
Gemeinde nicht behauptet, daſs J. K. ſpäter ſelbſtändig im 
Sinne des §. 26, 1, b) des Conſcriptionspatentes durch 
Nationaliſirung in einer anderen Gemeinde einheimiſch 
geworden wäre. Wenn aber die Beſchwerde vermeint, dal 
die Auffaſſung der angefochtenen Entſcheidung nicht nur im 
Conſeriptionspatente vom Jahre 1804 keine Stütze findet, 
ſondern auch im directen Widerſpruche mit den Zujtändig- 
keitsnormen des §. 15 des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes 
vom Jahre 1849, ferner des §. 44 des Gemeindegeſetzes vom 
Jahre 1859 und des $. 12 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 
1863 ſtehe, jo iſt demgegenüber zu bemerken, daſs wohl die 
Beſtimmung des §. 15 des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes 
vom Jahre 1849 auf den hier vorliegenden Fall der Wieder- 
verehelichung einer Witwe nicht herangezogen werden kann, 
dagegen aber die Beſtimmung des $. 14 des proviſoriſchen 
Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 gegen die Auffaſſung der 
Beſchwerde ſpricht, indem ſeitens der Geſetzgebung auch in 
dieſer Beſtimmung der gleiche Standpunkt eingenommen 
wurde, welcher im §. 25, Abſatz 2 des Conſeriptionspatentes 
vom Jahre 1804 zum Ausdrucke kommt. Wenn aber die Be⸗ 
ſtimmung des §. 44 des Gemeindegeſetzes vom 24. April 
1859, R. G. Bl. Nr. 58, und ebenſo der §. 12 des Heimats⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, die An⸗ 
ordnung trifft, daſs bei Veränderungen in der Zuſtändigkeit 
der Eltern eheliche und legitimirte Kinder dem Vater, unehe— 
liche der Mutter folgen, ſolange ſie nicht eigenberechtigt ſind, 
jo können dieſe Beſtimmungen nicht zu einer analogen Aus— 
legung des §. 25 des Conſeriptionspatentes vom Jahre 
1804, beziehungsweiſe des §. 14 des Gemeindegeſetzes vom 
Jahre 1849 herangezogen werden, da die Beſtimmungen des 
F. 44 des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom Jahre 1859 
und des §. 12 des Heimatsgeſetzes vom Jahre 1863 ſich als 
eine Abänderung dieſer beiden vorerwähnten Zuſtändigkeits⸗ 
normen darſtellen. 

Seitens der Beſchwerde wird aber auch die Geſetz— 
mäßigkeit der angefochtenen Entſcheidung aus dem weiteren 
Grunde angefochten, daſs J. K. während der Wirkſamkeit 
des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 durch 
Quadriennirung das Heimatsrecht in der Gemeinde J. er- 
worben hat, ſomit, ſelbſt wenn er in der Gemeinde S. ein⸗ 
heimiſch geworden wäre, dieſes Heimatsrecht verloren hätte. 


In dieſer Richtung iſt zu bemerken, daſs durch die 
Adminiſtrativacten ſichergeſtellt iſt, dafs J. K. erſt am 
4. Juli 1851 nach J. kam und im dortigen Brauhauſe bis 
zum 23. Auguſt 1852 in Beſchäftigung ſtand und hierauf 
noch in nachſtehenden Brauhäuſern arbeitete: 1. in B. und 
dann in J. vom Auguſt 1852 bis 10. Juni 1856, 2. in N. 
vom 1. December 1857 bis 17. Mai 1859, 3. in N—n vom 
2. September 1859 bis 7. Jänner 1862 und vom 5. Juni 
1863 bis 20. Auguſt 1865. Nach dem Austritte aus dieſer 
letzteren Beſchäftigung war J. K. noch in den Brauhäuſern 
in R., dann wieder in Nn und zuletzt in P. in Arbeit, 
kehrte dann nach J. zurück und ſtarb⸗daſelbſt am 23. Juli 
1876. 


Die Beſchwerde vermeint nun, dass bei dem Umſtande, 
als gemäß den Ausſagen der Gattin des J. K., E. K., ihr 
Mann vom Jahre 1851 bis zu ſeiner am 29. September 
1857 erfolgten Verehelichung und auch nach dieſer ſtändig 
ſeinen Wohnſitz in J. hatte, auch während feines Arbeits- 
verhältniſſes in B. und N. in J. ſeinen Wohnſitz beibehielt, 
und in dieſe Orte nur in Arbeit ging, ferner bei dem Um- 
ſtande, als ſeine Familie ununterbrochen vom Jahre 1857, auch 
wenn J. K. anderwärts in Arbeit ſtand, ſtändig ihren Wohnſitz 
in J. hatte, J. K. durch ſeinen vom Jahre 1851, eventuell 
vom 15. Jänner 1853 bis Ende Auguſt 1859 ohne Heimats- 
ſchein währenden Aufenthalt in J. im Sinne des 8. 12, b) 
des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 durch 
Quadriennirung das Heimatsrecht in J. erworben habe, da 
das im Beſitze des J. K. befindliche Wanderbuch als ein 
Heimatsſchein nicht angeſehen werden kann. 
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Aber auch dieſe Beſchwerdeeinwendung vermochte der 
Verwaltungsgerichtshof nicht als begründet zu erkennen. 


Aus dem in den Adminiſtrativacten erliegenden. 
Wanderbuche des J. K. ergibt ſich, daſs demſelben von dem 
obrigkeitlichen Amte in S. bereits im Jahre 1835 und ſo⸗ 
dann unter dem 12. October 1840, sub Z. 459, neuerlich * 
auf Grund der Beſtimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 
24. Februar 1827 ein Wanderbuch auf die Dauer eines 
Jahres ausgefertigt und ſodann von dieſem Amte alljährlich 
bis inclufive 1850 auß die Dauer eines Jahres verlängert 
wurde. Unter dem 3 ärz 1851 wurde nun J. K. dieſes 
Wanderbuch nicht mehr von der Obrigkeit in S., ſondern von 
der Bezirkshauptmannſchaft in J. auf die Dauer von drei 
Jahren verlängert, und erſcheint in dieſer Bewilligung 
bereits die Gemeinde J. V. als die Geburts-, und die Ge⸗ 
meinde S. als die Zuſtändigkeitsgemeinde angeführt. Von 
dieſer Bezirkshauptmannſchaft erfolgte ſodann die Ver⸗ 
längerung dieſes Wanderbuches unter dem 9. December 
1856 auf weitere zwei Jahre, unter dem 31. Mai 1859 auf 
weitere drei Jahre, ferner vom k. k. Bezirksamte in J. über 
Antrag der Gemeinde S. unter dem 22. April 1862 auf zwei 
Jahre und unter dem 31. Juli 1869 auf drei Jahre. Hieraus 
ergibt ſich, daſßs J. K. vom Jahre 1835 bis zum Jahre 1872 
ſich im Beſitze eines giltigen Wanderbuches befand. 

Es iſt nun richtig, daſs bezüglich der Zeit vom Jahre 
1835 bis 1850 dieſes Wanderbuch, welches im Sinne des 
dritten Abſatzes des kaiſerlichen Patentes vom 24. Februar 
1827 den Zweck hatte, einerſeits die Kundſchaften und die 
Arbeitszeugniſſe zu erſetzen, anderſeits die Stelle von Päſſen 
zu vertreten, nicht als ein Heimatsdocument gelten und 
deſſen Beſitz die Erwerbung des Heimatsrechtes im Sinne 
des §. 12, lit. b) des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 
nicht ausſchließen konnte. 


Allein bezüglich der Zeit vom Jahre 1851 an kann 
dieſer Rechtsgrundſatz auf das vorliegende Wanderbuch im 
Hinblicke auf die im Landesgeſetzblatte für Böhmen 
sub 3. 84 kundgemachte Miniſterialverordnung vom 
23. April 1850, 3. 8143, nicht mehr angewendet werden. 
Denn gemäß Punkt 10 dieſer Miniſterialverordnuag konnte 
die Ausfertigung und folglich auch die Verlängerung eines 
Wanderbuches nur auf Grund eines giltigen Heimatſcheines 
erfolgen; es muss ſonach dieſem Wanderbuche von ſeiner 
im Jahre 1851 durch die politiſche Bezirksbehörde erfolgten 
Ausſtellung, beziehungsweiſe Verlängerung in Bezug auf 
die Verhinderung und Erwerbung der Zuſtändigkeit durch 
Quadriennirung dieſelbe Wirkung zuerkannt werden, wie 
dem Beſitze eines giltigen Heimatsſcheines und konnte ſomit 
J. K. unter der Herrſchaft des proviſoriſchen Gemeinde- 
geſetzes vom Jahre 1849 im Grunde des $. 12, lit. b) des⸗ 
ſelben durch den Aufenthalt in einer Gemeinde die Zuſtändig⸗ 
keit nicht erwerben. 


Hieraus folgt aber weiter, daſs die Aufenthaltsver⸗ 
hältniſſe des J. K. vom Jahre 1850, beziehungsweiſe 1851 
an für ſein Heimatsrecht bedeutungslos ſind, und daſs die 
beſchwerdeführende Gemeinde die Behauptung, der Ge— 
nannte habe durch ſeinen Aufenthalt in der Stadtgemeinde 
J. vom Jahre 1851, beziehungsweiſe 1853 bis 1859 die 
Zuſtändigkeit daſelbſt erlangt, auf die Beſtimmung des 
§. 12, lit. b) des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom 
17. März 1849 ſelbſt dann nicht ſtützen könnte, wenn auch 
thatſächlich ein ununterbrochener vierjähriger Aufenthalt des 
J. K. in J. unter der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes nach- 
gewieſen wäre. 


Dem Geſagten zufolge hat ſonach J. K. die im Jahre 
1824 erworbene Heimatszuſtändigkeit in der Gemeinde S. 
fort beibehalten und erſcheint ſomit die angefochtene Ent» 
ſcheidung, mit welcher J. K. und infolge deſſen auch ſeine 
am 30. Jänner 1888 in J. verſtorbene Gattin E. K. und 
ſeine eingangs genannten Kinder in die Gemeinde S. für 
heimatszuſtändig erkannt wurden, zumal bezüglich dieſer 
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letzteren eine ſelbſtändige Erwerbung dieſes Heimatsrechtes 
von keiner Seite behauptet wird, geſetzlich begründet, 
weshalb mit der Abweiſung der Beſchwerde vorgegangen 
werden muste. 


ET: Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 


3. Februar 1902, 3. 8846. 


Inſtanzenzug in Augelegenheiten von Bezirksſtraßenaus⸗ 
ſchuſswahlen in Mähren. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er— 
kenntniſſe über die Beſchwerde der Stadtgemeinde L. gegen 
die Entſcheidung der Statthalterei in Brünn vom 20. Juni 

1901, Z. 27051, betreffend die Ergänzungswahl in den 
Bezirksſtraßenausſchuſs, die angefochtene Entſcheidung wegen 
mangelhaften Verfahrens aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Mit dem durch die angefochtene Statthaltereient- 
ſcheidung beſtätigten Erlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft H. 
vom 20. Mai 1901, 3. 9243, wurde das anläßſslich der 
bevorſtehenden Ergänzungswahl in den Mer Bezirks 
ſtraßenausſchuſs geſtellte Anſuchen der Gemeinde L. als 
Eigenthümerin des gleichnamigen landtäflichen Gutes um 
Einreihung in die Wählerliſte der Intereſſengruppe des 
großen Grundbeſitzes abgewieſen und in der Entſcheidung 
der Statthalterei ausgeſprochen, dass gegen dieſelbe im Hin— 
blicke auf §8. 52 des Geſetzes vom 30. September 1877, 

L. G. Bl. Nr. 38, beziehungsweiſe §. 33 der mähriſchen Ge— 
5 ein weiteres Rechtsmittel nicht ſtatt— 
haft ſei. N . 

Dieſe Rechtsbelehrung ſtellt ſich als unrichtig dar, da 
nach 8. 52 des eitirten Geſetzes vom Jahre 1877 die Be— 
ſtimmungen der 88. 24 bis einſchließlich 33 der Gemeinde— 
wahlordnung nur in Anſehung der Wahlhandlung, dann der 
Erkenntniſſe über die Giltigkeit von Wahlen und über Ein⸗ 
wendungen gegen das Wahlverfahren ſinngemäße Anwen— 
dung zu finden haben, die angefochtene Entſcheidung dagegen 
das im §. 51 leg. cit. geregelte Wahlvorbereitungsver— 
fahren, ſpeciell die daſelbſt erwähnte Verfaſſung der Wähler- 
liſte für die Gruppe des großen Grundbeſitzes betrifft, rück— 
ſichtlich welcher Amtshandlungen Beſtimmungen der Ge— 
meindewahlordnung überhaupt, und insbeſondere jene der 
88. 24 bis einſchließlich 33 zur ſinngemäßen Anwendung 
nicht herangezogen ſind und nicht herangezogen werden 
konnten, weil die eitirten Paragraphen die Vornahme der 
Wahl zum Gegenſtande haben und die die Vorbereitung 
der Wahl, insbeſondere die Richtigſtellung der Wähler— 
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liſten im Reclamationsverfahren (§. 17 der Gemeinde wahl— 
ordnung) betreffenden Beſtimmungen der Gemeindewahl— 
ordnung Vorausſetzungen zur Grundlage haben, die bei den 
Bezirksſtraßenausſchuſswahlen nicht zutreffen. 

Es kann ſomit die Ausnahmsbeſtimmung des 8. 33 
der Gemeindewahlordnung, nach welcher über Einwendungen 
gegen das Wahlverfahren die Statthalterei endgiltig ent- 
ſcheidet, auf die dermalen angefochtene Entſcheidung nicht 
angewendet werden, dieſelbe erſcheint vielmehr nach der 
allgemeinen Regel (§. 6 der mit Miniſterialverordnung vom 
19. Jänner 1853, R. G. Bl. Nr. 10, kundgemachten Aller- 
höchſten Entſchließung vom 14. September 1852 über die 
Einrichtung und Amtswirkſamkeit der Statthaltereien) noch 
im Wege des Recurſes an das k. k. Miniſterium des Innern 
anfechtbar. 

Da die unrichtige Rechtsmittelbelehrung einen von 
amtswegen wahrzunehmenden weſentlichen Mangel des 
durchgeführten adminiſtrativen Verfahrens bildet, ſo muſste 
der Verwaltungsgerichtshof im Sinne der Beſtimmung des 
§. 3 des Geſetzes vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, 
nach §. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 
Nr. 36 ex 1876, mit der Aufhebung der angefochtenen Ent— 
ſcheidung vorgehen. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
17. März 1902, 3. 9704, 


betreffend 


das Recht zur Beſchwerdeführung wider die Ausſchreibung 
des Concurſes zur Vergebung einer Apothekerconceſſion. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem ob— 
citirten Erkenntniſſe die Beſchwerde des P. und Genoſſen 
gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
11. Auguſt 1901, 3. 23505, betreffend die Ausſchreibung 
des Concurſes zur Vergebung einer Apothekerconceſſion, 
gemäß SS. 2 und 21 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres Verfahren zurück— 
gewieſen, weil die Beſchwerdeführer ſelbſt in der Beſchwerde 
anführten, daſs die Apotheke des Erblaſſers P. bloß auf 
einer Perſonalgerechtigkeit beruhte und ſie auch nicht einmal 
behaupteten, das fie auf die Fortführung des Apotheker- 
gewerbes irgendeinen Anſpruch, etwa auf Grund des §. 56 
der Gewerbeordnung erheben durften, ſie daher auch kein 
ihnen zuſtehendes Recht anzuführen in der Lage waren, 
welches durch die Concursausſchreibung berührt worden 
wäre, weshalb ihnen auch die Legitimation zur Beſchwerde— 
führung vor dem Verwaltungsgerichtshofe abging. 


= 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Verlautbarung des Budgetproviſo— 
riums.) Das Geſetz vom 26. März 1902, betreffend 


die Forterhebung der Steuern und Abgaben, ſowie die 


(Gebürenerleichterungen und Gebüren- 
befreiungen für Anlehen von Ländern, Be— 
zirken, Gemeinden und anderen autonomen 


Beſtreitung des Staatsaufwandes in der Zeit vom Verbänden.) Das bezügliche Geſetz vom 25. März 


1. April bis 31. Mai 1902 iſt im XXVI. Stück des 
R. G. Bl. Nr. 64 publicirt. 


V. B. M. I. 


1902 iſt im XXIX. Stück des R. G. Bl. Nr. 70 
verlautbart. 
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(Kundmachung des Finanzminiſteriums 
im Einvernehmen mit dem Eiſenbahnmini— 
ſterium, dem Miniſterium des Innern und 
dem Juſtizminiſterium vom 12. März 1902, 
betreffend die Verwendbarkeit der mit der 
Bezeichnung „ſtaatsgarantirte Kategorie“ 
verſehenen Obligationen (Emiſſion 1902) des 
k. k. priv. öſterr. Creditinſtitutes für Verkehrs- 
unternehmungen und öffentliche Arbeiten zur 
fruchtbringenden Anlage von Stiftungs-, 
Pupillar- und ähnlichen Capitalien.) Die 
bezügliche Kundmachung iſt im XXIX. Stück des 
R. G. Bl. Nr. 69 publieirt. 


(Diener der ſtaatlichen Krankenanſtalten 
und der Medicamenten-Eigenregie in Wien.) 
Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller 
höchſter Entſchließzung vom 2. April 1902 den 
Dienern der in ſtaatlicher Verwaltung ſtehenden 
Krankenanſtalten und der Medicamenten-Eigenregie 
in Wien, ſowie den Dienern des allgemeinen Kranken— 


hauſes in Prag die Führung der Bezeichnung 
„kaiſerlich königlich“ allergnädigſt zu bewilligen 
geruht. 


(Ortsgemeinde Hohenelbe.) Das Miniſterium 
des Innern hat im Einvernehmen mit den Miniſterien 
der Juſtiz und der Finanzen bewilligt, dafs die zu der 
Ortsgemeinde Hohenelbe im politiſchen Bezirk gleichen 
Namens in Böhmen gehörigen, zu einer Ortſchaft zu 
vereinigenden Ortſchaften Hohenelbe und Nieder— 
Hohenelbe nach ihrer VereinigQung den Namen 
„Hohenelbe“ (böhmiſch „Vrehlabi“) führen. 


(Bekämpfung des Cretinismus.) Den An- 
regungen des Oberſten Sanitätsrathes Folge gebend, 
hat das Miniſterium des Innern eine Action zur Be— 
kämpfung des Cretinismus mittels therapeutiſcher 
Behandlung eingeleitet und die Durchführung der— 
ſelben ſowohl in Anſtalten wie bei in häuslicher 
Pflege ſtehenden Cretinen in Ausſicht genommen. Die 
Leitung dieſer Verſuche iſt dem Oberſanitätsrathe 
Profeſſor Dr. Wagner Ritter v. Jauregg anvertraut, 
welchem die für die Behandlung nothwendigen 
Thyreoidin-Präparate unentgeltlich zur Verfügung 
geſtellt werden. Für Anſtaltsbehandlung kommen 
zunächſt in Niederöſterreich die Landesanſtalt für 
ſchwachſinnige Kinder in Kierling-Gugging und das 
Aſyl der „Stephanieſtiftung“ für Erziehung und 
Pflege ſchwachſinniger Kinder in Biedermannsdorf, in 
Steiermark die dem Landesausſchuſſe unterſtehenden 
Anſtalten in Betracht. Es wurden daher mit dem Er- 
laſſe vom 15. Februar d. J., Z. 4097, die politiſchen 
Landesbehörden in Wien und in Graz eingeladen, ſich 
mit den Landesausſchüſſen von Niederöſterreich und 
Steiermark, beziehungsweiſe mit der Vorſtehung des 
Vereines „Stephanieſtiftung“ ins Einvernehmen zu 
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ſetzen, dafs nach dem Urtheile des genannten Fach— 
mannes zur Behandlung geeignete Cretins in die 
Anſtalten aufgenommen und daſelbſt der Thyreoidin— 
behandlung nach deſſen Angaben unterzogen werden. 
Über die durchgeführte Behandlung und deren Erfolge 
müſsten für jeden Cretin kliniſche Krankengeſchichten 
geführt und ſeinerzeit behufs Beurtheilung durch den 
Oberſten Sanitätsrath, ſowie Einleitung weiterer 
Maßnahmen gegen den Cretinismus dem Miniſterium 
vorgelegt werden. In Steiermark wird auch die Be— 
handlung in häuslicher Pflege untergebrachter Cretins 
eingeleitet, wobei auf die Mitwirkung der Organe des 
Gemeindeſanitätsdienſtes gerechnet wird. Unter Mit⸗ 
wirkung der Amtsärzte werden Nominalverzeichniſſe 
der im Alter von 5 bis 24 Jahren ſtehenden, nicht 
in Armenpflege befindlichen Cretins verfasst, in dieſen 
die für Durchführung einer ſyſtematiſchen dauernden 
Behandlung ausſchlaggebenden Verhältniſſe erſichtlich 
gemacht und die Verzeichniſſe dann dem Miniſterium 
vorgelegt. Profeſſor Dr. v. Wagner, welcher auch dieſe 
Action leitet, wird ſich wegen weiterer Durchführung 
des Heilverfahrens mit den betreffenden Behörden, 
ſowie mit den zur Mitwirkung herangezogenen Amts- 
und Gemeindeärzten in Verbindung ſetzen. 


(Rettungsweſen bei den k. k. Salinen— 
verwaltungen.) Das Finanzminiſterium hat eine 
neue Vorſchrift, betreffend das Rettungsweſen bei den 
k. k. Salinen, erlaſſen und dieſelbe unter dem 
11. Jänner d. J. an die alpinen Salinenverwaltun⸗ 
gen und an die Finanz-Landesdirection in Lemberg 
hin ausgegeben. Dieſelbe hat den Zweck, einerſeits für 
eine gleichartige Ausgeſtaltung des Rettungsweſens bei 
ſämmtlichen Salinenverwaltungen, anderſeits auch 
für die Brauchbarkeit und raſche Zugänglichkeit der zur 
erſten Hilfeleiſtung bereitzuhaltenden Gegenſtände, 
namentlich der Verbandſtoffe, Vorſorge zu treffen. 
Die Vorſchrift beſtimmt unter anderem, dass bei 
jedem Salinenbetriebe ſämmtliche Betriebsaufſeher 
und bei Betrieben von mehr als 100 Köpfen 
mindeſtens zwei Procent der Arbeiter in der erſten 
Hilfeleiſtung nachweislich unterrichtet ſein müſſen. Die 
Namen ſämmtlicher in der erſten Hilfeleiſtung ausge— 
bildeter Perſonen und der Aufbewahrungsort der Ge— 
räthe für die erſte Hilfeleiſtung ſind bei den einzelnen 
Anfahrtsorten, beziehungsweiſe Sudpfannen und Werk— 
ſtätten auffällig und deutlich durch Anſchlag Fundzus 
machen und der Mannſchaft auch mündlich bekannt zu 
geben. Die Salinenärzte ſind verpflichtet, die von der 
Betriebsleitung zu der erſten Hilfeleiſtung bei plötzlichen 
Erkrankungen und Unglücksfällen beſtimmten Aufſichts⸗ 
organe und Arbeiter entſprechend zu unterweiſen und 
mindeſtens einmal in jedem Monate innerhalb der 
Schichtzeit theoretiſchen Unterricht und praktiſche 
Übungen in der Anlage von Verbänden bei der erſten 
Hilfeleiſtung, in der Art der Lagerung und der mög- 
lichſten Schonung beim Transporte von Verletzten oder 
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Erkrankten ꝛc. abzuhalten. (Es erſcheint auch wünſchens— 
wert, wenn dieſem Unterrichte und den praktiſchen 
Übungen Betriebsbeamte beiwohnen.) Zur provi— 
ſoriſchen Unterbringung und Lagerung der plötzlich 
Erkrankten oder Verletzten ſind, inſoferne keine anderen 
paſſenden Räume zur Verfügung ſtehen, die innerhalb 
der Betriebsanlagen errichteten ärztlichen Ordinations— 
zimmer zu benützen. Desgleichen iſt im Bedarfsfalle 
für eine entſprechende künſtliche Beleuchtung dieſes 
Locales vorzuſorgen. 


(Offentlichkeitsrecht und Verpflegstaxe 
des ſtädtiſchen Krankenhauſes in Mähriſch— 
Neuſtadt.) Das am 20. März d. J. ausgegebene 
VI. Stück des Landesgeſetz- und Verordnungsblattes 
für die Markgrafſchaft Mähren enthält unter Nr. 32 
die Kundmachung des Statthalters vom 24. Februar 
1902, 3. 7497, betreffend die Verleihung des 
Offentlichkeiisrechtes an das ſtädtiſche Krankenhaus 
in Mähriſch⸗Neuſtadt und Feſtſetzung der Verpflegs— 
taxe für dasſelbe. 


(Fürſorge-Erziehungsgeſetze in Bayern 
und Sachſen.) Nach Mittheilungen in der „Deutſchen 
Juriſtenzeitung“ ſtehen in Bayern und dem König— 
reiche Sachſen Geſetzesvorlagen betreffs der Regelung 
der Zwangserziehung in Berathung. Die bayeriſche 
Vorlage iſt bereits von der Kammer der Abgeordneten 
durchberathen und mit wenig erheblichen Anderungen 
angenommen worden, während der ſächſiſchen Kammer 
die Vorlage am 24. Jänner 1902 zugegangen iſt. 
Als Einführungstermin iſt in Bayern der 1. Juli 
1902, in Sachſen der 1. Jänner 1903 vorgeſehen. 
Die beiden Geſetzesvorlagen ſtimmen in dem Haupt— 
punkte mit dem preußiſchen Fürſorge-Erziehungs— 
geſetze vom 2. Juli 1900 überein, die ſächſiſche 
Vorlage ſchließt ſich ſogar vielfach wörtlich dem 
preußiſchen Vorbilde an. 


(Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit in den 
Weingebieten Frankreichs.) Nach dem Inhalte 
eines im „Journal officiell“ vom 5. März d. J. ver- 
öffentlichten Geſetzes können in den von der Wein— 
kriſis betroffenen Departements die Gemeinden mit 
der bloßen Zuſtimmung des Präfecten Anleihen be— 
ſchließen zum Zwecke der Ausführung communaler 
Arbeiten, bei welchen die beſchäftigungsloſen Arbeiter 
Beſchäftigung finden ſollen. Die zuläſſige Höhe dieſer 
Anleihen wird durch die Größe der Bevölkerung be— 
ſtimmt, und zwar ſoll die Summe, die aufgenommen 
wird, nicht zwei Franes pro Kopf der Angehörigen 
jeder Gemeinde überſchreiten. Der Rückzahlungstermin 
iſt längſtens mit zehn Jahren feſtzuſetzen. Das Geſetz 


hat eine Giltigkeit von zwei Jahren vom Zeitpunkte 


ſeiner Kundmachung an. 


) V. B. M. J. Nr. 10 ex 1901, S. 154. 
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(Armenpflege in England.) Dem letzten 
in der, Socialen Rundſchau“ wiedergegebenen Jahres— 
berichte des engliſchen Miniſteriums für locale Ver— 
waltung über die Ergebniſſe der öffentlichen Armen— 
pflege in England im Berichtsjahre 1900 und 1901 
ſind die nachfolgenden Daten entnommen: Die Armen— 
ſteuer iſt in raſchem und beſtändigem Steigen begriffen 
und betrug für das Berichtsjahr 23,046.814 Pfund 
Sterling (rund 552 Millionen Kronen), nahezu 
1 Million Pfund Sterling mehr als im vorher- 
gegangenen Jahre. Die Steigerung im Laufe des 
letzten Jahrzehntes betrug rund 7 5 Millionen Pfund 
Sterling, das iſt circa 50 Procent ihrer Höhe zu 
Beginn desſelben. Im Jahre 1891 wurden für das 
Pfund Sterling ſteuerbaren Wertes 2 Shilling 
0˙6 Peuce (circa 2 K 43 h), im Jahre 1900 
2 Shilling 9˙8 Pence (circa 3 K 38 h) an Armen— 
ſteuer gezahlt. Im Berichtsjahre wurden von dem 
Erträgniſſe der Armenſteuer 8,370.6 71 Pfund Sterling 
oder rund 201 Millionen Kronen allein für die 
Beſtreitung der Koſten der Armenverwaltung ver— 
wendet. 

Dieſer Aufwand vertheilt ſich auf ſechs Gruppen, 
und zwar: Auf geſchloſſene Armenpflege; offene 
Armenpflege; Irrenpflege; Gehalte, Löhne, Penſionen 
des Verwaltungsperſonales (Beamte und Diener); 
Verzinſung und Tilgung der (von den Armenverbänden 
für Zwecke der Armenverwaltung) aufgenommene 
Darlehen und allgemeine Auslagen, unter welchen 
neben Reparatur- und Verwaltungskoſten aller Art 
die Koſten des Unterhaltes von armen Taubſtummen 
und Blinden in Spitälern, Armenſchulen und ſonſtigen 
Anſtalten begriffen ſind. 

Die Koſten der geſchloſſenen Armenpflege 
— dieſelbe beſteht regelmäßig in der Unterbringung 
im workhouse (Arbeitshaus) oder der infirmary 
(Armenkrankenanſtalt) — find von 1,951.486 Pfund 
Sterling im Jahre 189 1 auf 2,548.29 5 Pfund Sterling 
im Jahre 1900 oder um 30°6 Procent geſtiegen, 
während die Zahl der alſo Verpflegten von 185.838 
auf 215.377, alſo um 16˙2 Procent wuchs. Dieſer 
erhöhte Aufwand für den einzelnen Pflegling beruht 
auf der fortſchreitenden Differenzirung der im work- 
house untergebrachten Perſonen, ebenſo wie auf der 
Vervollkommnung der Armenkrankenpflege. (Das 
workhouse zählt ordnungsgemäß 7 abgetrennte Ab- 
theilungen [wards] für: 

1. Altersſchwache oder aus ſonſtigen Gründen 
arbeitsunfähige Männer; 

2. arbeitsfähige Männer; 

3. Knaben zwiſchen 7 und 15 Jahren; 

4. altersſchwache oder aus ſonſtigen Gründen 
arbeitsunfähige Frauen; 

5. arbeitsfähige Frauen; 

6. Mädchen zwiſchen 7 und 15 Jahren; 

7. Kinder unter 7 Jahren. 
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Die Inſaſſen unter Nr. 1 und 4 bilden die 
erdrückende Mehrheit.) 

Der Aufwand für offene Armenpflege betrug 
im Berichtsjahre 2,697.684 Pfund Sterling und 


weist für das letzte Jahrzehnt einen Zuwachs von 
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297.595 Pfund Sterling oder von 11 Procent auf, 
während die Zahl der Unterſtützten mit Ausſchluſs der 
Geiſteskranken im gleichen Zeitraume eine Abnahme 
von 15.421 oder von 2˙95 Procent der im Jahre 1891 
Unterſtützten zeigt. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 5. April l. J. dem 
Bezirkshauptmanne Joſef Haraſymowiez in Lemberg 
das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 25. März l. J. den Mini⸗ 
jterialfecretären im Miniſterium des Innern Dr. Georg 
Pockels und Johann Swoboda das Ritterkreuz des 
Franz Joſeph-Ordens allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 25. März d. J. den 
Sectionsrath Franz Joſef Nagy de Somlysb zum Mini⸗ 
ſterialrathe im Miniſterium des Innern allergnädigſt zu 
ernennen geruht. 

Seine k. und k. N Majeſtät are mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 3. April l. dem Bezirks- 
hauptmanne Ladislaus Marynows ki in keine anläſslich 
der erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruheſtand in 
Anerkennung ſeiner vieljährigen pflichttreuen Dienſtleiſtung 
den Titel eines Statthaltereirathes mit Nachſicht der Taxe 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Eutſchließung vom 1. April l. J. den Baurath 
Roman Waſchica zum Oberbaurathe für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Krain allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 2. April l. J. den Oberrechnungs⸗ 
rath im Miniſterium des Innern und Vorſtand der Fach⸗ 
rechnungsabtheilung für den Wiener Stadterweiterungsfond 
Alfred Tauſchinski zum Rechnungsdirector extra statum 
allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Bezirks⸗ 
commiſſär Dr. Guido Züllich v. Züllbohrn (Unter⸗ 
Gänſerndorf) nach Bruck a. d. Leitha, den Statthalterei⸗ 
concipiſten Hubert Faber (Scheibbs) nach Unter⸗Gänſern⸗ 
dorf und den Statthaltereiconceptspraktikanten Hermann 
Ritter v. Niebauer (Horn) nach Oberhollabrunn verſetzt, 
ferner die Baupraktikanten Moriz Ritter Stummer v. 
Traunfels und Emil Ritter Wawra v. Hohenſtraß zu 
Bauadjuncten ernannt. 8 

Der Landespräſident in Krain hat den Concepts⸗ 
praktikanten der niederöſterreichiſchen Statthalterei Karl 
Freiherrn v. Schloſſer zur Conceptspraxis im politiſchen 


Verwaltungsdienſte Krains zugelaffen und den Bauprakti— 
kanten Karl Pick zum Bauadjuncten ernannt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Statthaltereiconcipiſten Dr. Friedrich v. Unterrichter 
zum Bezirkscommiſſär und den Statthaltereiconceptsprakti⸗ 
kanten Pius Freiherrn v. Sternbach zum Statthalterei— 
concipiſten, ferner den Titular-Wachtmeiſter Johann 
Markt zum Polizeikanzliſten ernannt. 

Der Statthalter in Böhmen hat den Baurath Johann 
Stark (Eger), dann den Oberingenieur Adolf Novotny 
(Klattau), und ſchließlich den Bauadjuncten Joſef Ktecef 
(Leitomiſchl) zur Dienſtleiſtung bei der Statthalterei ein- 
berufen, ferner die Oberingenieure Theodor Bradaczek 
(Saaz) nach Eger, Johann Hnevkovsky (Plan) nach 
Saaz, dann die Ingenieure Wenzel Placht (Tetſchen) nach 
Klattau und Franz Michel (Leitmerig) nach Tetſchen ver- 
ſetzt; der Bauadjunet Adalbert Kovarif (Böhm. ⸗Leipa) 
wurde zur Dienſtleiſtung in das Ackerbauminiſterium ein— 
berufen. 

Der Statthalter in Mähren hat den Statthalterei— 
conceptspraktikanten Anton Steinbrecher (Littau) nach 
Nikolsburg und den Statthaltereiconceptspraktikanten Ernſt 
Drkos (Neutitſchein) nach Hohenſtadt verſetzt, weiters den 
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abſolvirten Rechtshörer Joſef Polädek zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 

Der Statthalter in Lemberg hat den ehemaligen 
Conceptspraktikanten der niederöſterreichiſchen Statthalterei 
Wladimir Gniewosz Ritter v. Olekſöw zur Concepts⸗ 
praxis im politiſchen Verwaltungsdienſte Galiziens und die 
abſolvirten Rechtshörer Adam Lewieki, Anton Dzie— 
fonsfi und Gregorius Jaroskawski zur Ablegung 
der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zu— 
gelaſſen. 

Der Landespräſident in der Bukowina hat den Landes 
regierungsconceptspraktikanten Elias Mac iejowski zum 
Landesregierungsconciviſten ernannt, weiters den Landes— 
regierungsconeipiſten Dr. Gregor v. Pantaſi zur Dienſt⸗ 
leiſtung bei der Landesregierung einberufen, den Landes- 
regierungsconceptspraktikanten Bogdan Ritter v. Prunkul 
nach Czernowitz und den Landesregierungsconceptsprakti— 
kanten Alexander Kobylanski nach Suczawa verſetzt. 

Der Statthalter in Dalmatien hat den Statthalterei- 
concipiſten Dr. Otto Edlen v. Wallpach-Schwanen⸗ 
feld zum Bezirkscommiſſär, ferner den geprüften Techniker 
Georg Machiedo zum Bauadjuncten für den Staats- 
baudienſt in Dalmatien ernannt. 


Cecursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Mähren eine Statthaltereijecretärzitelle 
der VIII. Rangsclaſſe, dann eine Bezirkscommiſſärs— 
ſtelle der IX. und eventuell eine Statthaltereiconci— 

piſtenſtelle der X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen 
haben ihre ordnungsmäßig documentirten Geſuche im vor- 
geſchriebenen Dienſtwege bis Ende April 1902 beim 
Statthaltereipräſidium in Brünn einzubringen; ferner eine 
Sanitätsconcipiſtenſtelle der X. Rangsclaſſe, eventuell 


eine Sanitätsaſſiſtentenſtelle mit dem Adjutum jähr⸗ 
licher 1000 K. Bewerber um dieſe Dienſtpoſten haben ihre 
diesfälligen Geſuche mit den Nachweiſen über ihr Alter, ihre 
durch ein amtsärztliches Zeugnis nachzuweiſende phyſiſche 
Eignung, die nach dem Geſetze vom 24. November 1876, 
R. G. Bl. Nr. 137, erforderliche Befähigung, ihre bisherige 
Verwendung und Kenntnis beider Landesſprachen in Wort 
und Schrift bis 20. April 1902 im Wege ihrer zuſtän⸗ 
digen politiſchen Behörde beim Statthaltereipräſidium in 
Brünn einzubringen. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


V. B. M. I. 
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Derordnungsblatt 
G. 8. Mini ſterx iu ms dos Innern 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


= a . Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 
Nr. 8. Wien, 30. April 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Verordnung der Miniſterien des Innekn, der Juſtiz und des Handels 
vom 23. April 5 5 R. G. Bl. Nr. 81, betreffend die Verpackung von Thee. — Erläſſe: Exlajs des 
Miniſteriums des Junern vom 14. April 1902, Z. 14448, betreffend das Verbot des ne auf dem 
Gebiete der Stadt Ujbänya, Comitat Bars in Ungarn. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
14. April 1902, 3. 13913, betreffend den Waſſerzuſatz bei der Bereitung von Obſtmoſt. — Erlaſs des 
Miniſteriums des Innern vom 20. April 1902, Z. 1424 5, betreffend die Herausgabe eines „Ceutralanzeigers 
für das öffentliche Lieferungsweſen (Submiffionsanzei: ers)“. — Erlajs des Miniſteriums des Innern vom 
21. April 1902, 3. 16441, betreffend Abſtellung von Übelſtänden { im Apothekerweſen. — Erlass des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 21. April 1902, Z. 15670, betreffend das Verbot des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Stadt Erz3ebetvaros im Comitate Kis⸗Küküllö in Ungarn. — Erlass des Miniſteriums des 
Innern vom 22. April 1902, 3. 15093, betreffend das Vorgehen bei Auffindung ſcharf adjuſtirter Artillevie⸗ 
geſchoſſe. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 24. April 1902, 3. 13462, betreffend die Auswande⸗ 
rung nach Nordamerika über Bremen. — Erläſſe des Miniſteriums des Innern, betreffend die Correſpondenz 


= 


der politiſchen Behörden mit den k. und k. Vertretungsbehörden im Auslande. — Erläſſe des Miniſteriums 
des Innern, betreffend die Evidenzhaltung und Reviſion der Sprengmittelmagazine, Bezugsbücher und 
Vormerke über Sprengmittel, ſowie über den Verkehr mit Sprengmitteln. — Judicate: Erkenntnis des 


Verwaltungsgerichtshofes vom 20. December 1901, Z. 9665. Über die Richtigkeit, beziehungsweiſe Richtig— 
ſtellung von Matrikeneintragungen kann nicht ineidenter bei Entſcheidung eines Heimatrechtsſtreites, ſondern 
muss in dem für Matrikenberichtigungen vurßeſchr bene beſonderen Inſtanzenzuge entſchieden werden. — 
* „Likes des Verwaltungsgerichtshofes vom 29. Jänner 1902. Z. 957. Vorausſetzungen bei Vorſchreibung 
Machläſſe von Medicamentenrechnungen zu Gunſten der nach dem Krankenverſicherungsgeſetze einge⸗ 
86. 8 ten Krankencaſſen. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 7. Februar 1902, Z. 1219. Über 
Kae A enden des Ausweiſungsrechtes der Gemeinde. Die Gemeinde iſt nicht berechtigt, einen Aus⸗ 
or 25 e deshalb auszuweiſen, weil er, bevor er ſeinen Aufenthalt im Gebiete derſelben nahm, an ſeinem 
früheren Aufenthaltsorte der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt fiel, oder einen beſcholtenen Lebenswandel 
htte. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 24. März 1902, 8. 1829, betreffend die Frage der 
Legitimation zur Beſchwerdeführung in Angelegenheiten der Bezirksvertretungswahlen (Böhmen). — Ver⸗ 
ſchiedene Mittheilungen: Socialpolitiſche Poſitionen im Staatsvoranſchlage für das Jahr 1902. — 
Anderung eines Ortsgemeindenamens. — Schulung eines Desinfectionsperſonales für Epidemiefälle. — Kaiſer 
Franz Joſeph I. Jubiläumsſtiftung für Volkswohnungen und Wohlfahrtseinrichtungen. — Wiener 
Arbeitsvermittlungsamt. — Die Regelung der Kinderarbeit im Deutſchen Reiche. — Einführung unent- 
geltlicher Geburtshilfe in einem Schweizer Canton. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. 
— Concursausſchreibungen. 


Im Monate April gelangten zur Ausgabe die Nummern 11, 12, 13 und 44 des „Geibhlattes für die 
Angelegenheiten der ſtantlichen Ueterinäruerwaltung“. 
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Geſetze und Verordnungen. 


Verordnung der Uliniſterien des In- 
nern, der Juſtiz und des Handels vom 
23. April 1902, B. G. Bl. Ur. 81, 
betreffend 
die Verpackung von Thee. 


Zum Einhüllen von Thee dürfen Metallfolien, 


die in 100 Gewichtstheilen mehr als einen Gewichts⸗ 
theil Blei enthalten, nicht verwendet werden, wenn 
dieſe Metallfolien mit dem Thee in unmittelbare Be⸗ 
rührung kommen. 

Dieſe Verordnung, durch welche der §. 2 der 
Miniſterialverordnung vom 13. October 1897, R. G. 
Bl. Nr. 235, hinſichtlich der Verpackung von Thee 


Auf Grund des S. 6 des Geſetzes vom 16. Jän- außer Kraft geſetzt wird, tritt mit dem Tage der 


ner 1896, R. G. Bl. Nr. 89 ex 1897, wird verordnet: 


Erl ä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 14. April 1902, 3. 14448, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Ujbänya, Comitat Bars in Ungarn. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 3. März 1902, Z. 7617, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Stadt Ujbänya, Comitat Bars, unter 
Aufrechthaltung der im §. 17 der beſtehenden Hauſir⸗ 
vorſchriften und in den dieſen Paragraphen ergänzen⸗ 
den Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewiſſer 
Gegenden gewährten Rechte verboten. 


25 ; Statthalterei . ER 
Hievon wird die k. k. Jandesregſerung mit Begie- 
hung auf den §. 10 des Haufirpatentes zur eigenen 
Danachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden 


in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 14. April 1902, 3. 13913, 


betreffend 
den Waſſerzuſatz bei der Bereitung von Obſtmoſt. 
(An alle Vorſtände der k. k. allgemeinen Unterſuchungs⸗ 
anſtalten für Lebensmittel.) 

Auf Grund eines bezüglichen Gutachtens des 
vom ſtändigen Beirathe für Angelegenheiten des 
Verkehres mit Lebensmitteln und einigen Gebrauchs- 
gegenſtänden zu einer Vertretung eingeſetzten Comites 


Kundmachung in Wirkſamkeit. 


täffe. 


wird Euerer Hochwohlgeboren zur künftigen Danach⸗ 
achtung eröffnet, daſs Obſtmoſt, bei deſſen Bereitung 
Waſſer verwendet wurde, wegen dieſes Zuſatzes nur 
dann zu beanſtänden iſt, wenn der Moſt mit der aus⸗ 
drücklichen Bezeichnung „ohne Waſſerzuſatz“ in Ver⸗ 
kehr geſetzt wurde. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 20. April 1902, 3. 14245, 


betreffend 


die Herausgabe eines „Centralanzeigers für das == 


öffentliche Lieferungsweſen (Submiſſionsan⸗ 
zeigers)“ N f 


(An alle Landeschefs.) 


Wie Hochdenſelben bekannt iſt, bildet die Rege⸗ 
lung des öffentlichen Lieferungsweſens den Gegen⸗ 
ſtand von Verhandlungen der betheiligten Central⸗ 
ſtellen. : 

Im Vordergrunde der im Gegenſtande der 
Regierung aus induſtriellen und gewerblichen Kreiſen 
zugekommenen zahlreichen Anregungen, ſteht die For⸗ 
derung nach einer möglichſt umfaſſenden, zweckent⸗ 


ſprechenden Verlautbarung aller von der öffentlichen 


Verwaltung ausgehenden Offertausſchreibungen. 
Auch die „Section für Induſtrie, Gewerbe und 
Handel“ des „Induſtrie- und Landwirtſchaftsrathes“ 
hat ſich mit dieſer Angelegenheit wiederholt beſchäftigt 
und in der Sitzung vom 25. November 1901 den 
Beſchluſs gefaſst, der Regierung die Herausgabe 


eines „Centralanzeigers für das öffentliche Lieferungs⸗ = 
weſen (Submiſſionsanzeigers)“ unter entſprechender 
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Mitwirkung induſtrieller Corporationen dringend zu 


empfehlen. 


Angeſichts dieſes Beſchluſſes des Induſtrie⸗ 
rathes ſah ſich das k. k. Handelsminiſterium veranlaſst, 


die demſelben ſeitens des „Bundes öſterreichiſcher 


Induſtrieller“ und des „Centralverbandes der Indu— 


ſtriellen Oſterreichs“ gemachten Vorſchläge zu geneh— 
migen, wonach die beiden genannten induſtriellen Vereini— 


gungen ſich zur gemeinſamen Herausgabe eines der— 
artigen Publicationsorganes unter der Vorausſetzung 
verpflichtet haben, daſs die von den ſtaatlichen Be— 
hörden und Anſtalten erfolgenden Lieferungsaus⸗ 
ſchreibungen im k. k. Handelsminiſterium geſammelt 
und der Redaction regelmäßig und rechtzeitig zur 


Verfügung geſtellt werden. 


Da ſich auch die übrigen Centralſtellen mit 
dieſem Vorgange einverſtanden erklärt haben, konnte 
an die Activirung des Unternehmens geſchritten 
werden, und iſt das Erſcheinen des in Rede ſtehenden 
Anzeigeblattes nunmehr ſchon für die allernächſte Zeit 
(und zwar für Ende April dieſes Jahres) in Ausſicht 
genommen. 

Dasſelbe ſoll eine umfaſſende Überſicht über 
ſämmtliche in den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern zur Vergebung gelangenden 
öffentlichen Lieferungen und Arbeiten bieten und die- 
ſelben den intereſſirten Kreiſen in der einfachſten, zu— 
verläſſigſten Form ſo raſch als möglich zur Kenntnis 


bringen. 


Das Blatt wird den Titel: „Oſterreichiſcher 
Centralanzeiger für das öffentliche Lieferungsweſen“ 


führen und als von den k. k. Miniſterien autoriſirtes 


Publicationsorgan bezeichnet werden. 
Ich erſuche Hochdieſelben, ohne Verzug die 


geeigneten Verfügungen zu treffen, damit von nun an 


alle, von den Hochdenſelben unterſtehenden Behörden 
und Anſtalten ausgehenden, zur Veröffentlichung 
beſtimmten Offertausſchreibungen für Liefe— 
rungen und Arbeiten fortlaufend und mit aller 
Beſchleunigung (thunlichſt in druckreifer Form) 
an das k. k. Handelsminiſterium (Departement IIc) 
eingeſendet werden. 

Bedingnishefte, Pläne, Druckſorten und ſonſtige 
Behelfe, die zu den Offertausſchreibungen gehören und 
zur Veröffentlichung geeignet erſcheinen, werden den 
Offertausſchreibungen anzuſchließen und mit dieſen 


gleichfalls unmittelbar an das genannte Miniſterial⸗ 


departement zu leiten ſein. Von dort aus werden die— 
ſelben den Bureaux der oberwähnten beiden indu— 
ſtriellen Vereinigungen übermittelt werden, wodurch 
den Intereſſenten die Gelegenheit geboten werden ſoll, 


ſich über die zur Vergebung gelangenden Lieferungen 


und Arbeiten im Detail zu informiren. 
Dadurch, daſs das Handelsminiſterium als 


UÜbernahmsſtelle der zur Drucklegung beſtimmten 
Ausſchreibungen fungirt, ſind alle Garantien dafür 


geboten, daſs die Veröffentlichung der Aus— 
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ſchreibungen in raſcher und correcter Weiſe ver— 
anlaſst werden wird und daſs die hinſichtlich der 
Drucklegung etwa geäußerten beſonderen Wünſche der 
betreffenden amtlichen Stellen Berückſichtigung finden 
werden. 

Auch erſcheint hiedurch die Sicherheit gegeben, 
daſs Bedingnishefte und ſonſtige Behelfe — falls ſie 
mit den Ausſchreibungen einlangen — genau evident 
gehalten, vor miſsbräuchlicher Benützung bewahrt und 
richtig zurückgeſtellt werden. 


Hochdieſelben wollen auch veranlaſſen, daſs. 
Lieferungsausſchreibungen früheren Datums, ſofern 
deren Termine noch nicht verfallen ſind, dem 
k. k. Handelsminiſterium (Departement IIc) zugeſendet 
werden. 

Auch iſt Vorſorge dafür zu treffen, dafs all- 
fällige, hinſichtlich der Publicirung einer Offertaus⸗ 
ſchreibung obwaltende Wünſche, namentlich wegen 
etwaiger mehrmaliger Einſchaltung einer Offert— 
ausſchreibung in den „Centralanzeiger“, dem Depar- 
tement Ie des k. k. Handelsminiſteriums jedesmal 
bekannt gegeben werden. 


Die Aufnahme der Lieferungsausſchreibungen in 
den Centralanzeiger wird unentgeltlich und raſche⸗ 
ſtens erfolgen, und wird jeder Behörde und Anſtalt, 
welche eine Lieferungsausſchreibung dem Handels- 
miniſterium einſendet, ein Belegexemplar der betreffen 
den Nummer des „Centralanzeigers“ von der Redac— 
tion zugeſtellt werden. Für den dortamtlichen Amts⸗ 


Statthalterei ; = 
gebrauch werden der k. k. Jandestegſerung ſeitens des 
k. k. Handelsminiſteriums regelmäßig zwei Exemplarezu— 


kommen. 


Ebenſo werden die Handels- und Gewerbe— 
kammern, ſowie die Verbände gewerblicher Genoſſen— 
ſchaften mit mindeſtens einem Exemplare des Blattes 
fortlaufend betheilt werden. 

Schließlich bemerke ich noch, daſs durch die 
Verlautbarung der Offertausſchreibungen im Central- 
anzeiger die bisherigen Modalitäten der Veröffent- 
lichung derſelben in keiner Weiſe abgeändert werden 
ſollen. 


Erlass des Miniſteriums des Innern 
vom 21. April 1902, 3. 16441, 
betreffend 
Abſtellung von übelſtänden im Apothekerweſen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Um die Abſtellung gewiſſer offenkundiger Übel⸗ 
ſtände anzubahnen, welche hinſichtlich der Neuerrich— 
tung, Verleihung und Veräußerung von Apotheken 
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beſtehen und dringend eine Abhilfe erheiſchen, wird 
der k. seen, Nachſtehendes eröffnet: 

Die über die Verhältniſſe der Apotheker im 
allgemeinen gepflogenen Erhebungen haben ergeben, 
daſs die Vermehrung der Apotheken mit den wachſen— 
den Bedürfniſſen der Bevölkerung nicht gleichen 
Schritt hält, was darauf zurückzuführen iſt, daſs der 
ſtetigen Zunahme der Bevölkerung und der Entwick— 
lung der Verkehrs- und Erwerbsverhältniſſe nicht die 
erforderliche Aufmerkſamkeit zugewendet wird. Die 
Verhandlungen zum Zwecke der Errichtung einer 
Apotheke nehmen in der Regel einen ſchleppenden und 
langwierigen Verlauf. 


Um in dieſer Beziehung einen Wandel zum 
Beſſeren zu ermöglichen, ſind die unterſtehenden 
politiſchen Behörden aufzufordern, die Ergebniſſe der 
Volkszählung vom Jahre 1900 einer aufmerkſamen 
Durchſicht zu unterziehen und unter ſachgemäßer 
Antragſtellung zu berichten, wo nach dieſen Ergeb— 
niſſen und nach den mit aller Umſicht durchzuführen⸗ 
den weiteren Erhebungen das Bedürfnis nach einer 
neuen exiſtenzfähigen Apotheke vorhanden wäre, deren 
Errichtung bewilligt werden könnte, ohne den Fort— 
beſtand benachbarter Apotheken zu gefährden. 

Auf Grund der von den Unterbehörden geſtellten 
Anträge, welche auch dem Miniſterium des Innern in 
Form einer tabellariſchen Überficht bis Ende dieſes 
Jahres zur Kenntnis zu bringen ſind, wolle die k. k. 


Statthalterei h 5 25 
e e ſodann unter Bedachtnahme auf das 


Maß und die Dringlichkeit des Bedarfes an neuen 
Apotheken planmäßig mit einer allmählichen Ver— 
mehrung der Apotheken vorgehen. 


Damit die Durchführung der Errichtung der von 


Statthalterei : 
der k. k. ee nothwerdig befundenen Apo⸗ 


theken nicht in ungebürlicher Weiſe verzögert werde, 
iſt ſtrenge darauf zu halten, dass alle zur inftanz- 
mäßigen Entſcheidung erforderlichen Umſtände ſchon 
in den Vorlageberichten der Unterbehörden mit ſolcher 
Genauigkeit und Vollſtändigkeit klargelegt werden, 
daſs Nachtragserhebungen möglichſt vermieden werden 
können. 

Aus dem nämlichen Grunde iſt bei der Ent- 
ſcheidung über die Errichtung einer neuen Apotheke 
nicht bloß das Abſatzgebiet, für welches ſich dieſelbe 
als nothwendig oder doch erwünſcht erweist, anzu— 
führen, ſondern es iſt auch ſofort der dieſem Abſatz— 
gebiete entſprechende Standort der Apotheke durch 
genaue Bezeichnung der Ortlichfeit (Platz, Straßen⸗ 
kreuzung u. dgl.) feſtzutzen. 

Von der erfolgten Entſcheidung über die Errich- 
tung einer neuen Apotheke iſt dem Miniſterium des 
Innern ſofort unter Vorlage einer Abſchrift der Ent- 
ſcheidung die Anzeige zu erſtatten. 

Bei der Verleihung neuer Apothekergerechtſame 
iſt ſich ſtrenge an die Vorſchrift des Hofkanzleidecretes 
vom 30. November 1833, P. G. Nr. 166, zu 


— 
( 
—. 


Ne 8 


e 
f Fin 


halten, daj3 eine neuerrichtete Apotheke ſtets dem 
würdigſten der Bewerber zu verleihen ſei. 


Hinſichtlich der Beurtheilung der Würdigkeit der 


Bewerber ſind folgende Momente maßgebend: 


a) die Zeit, während deren der Bewerber in den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern und eventuell im Auslande im Apo⸗ 
thekerfache überhaupt und im beſonderen in 
perſönlicher Ausübung des Dienſtes thätig war; 
hiebei iſt der Umfang der perſönlich geleiſteten 


Arbeit — und zwar auch mit Rückſicht auf die 


hiefür erhaltene Entlohnung oder die genoſſenen 
ſonſtigen materiellen Vortheile — zu wür⸗ 
digen; 0 

b) die pharmaceutiſch-wiſſenſchaftliche Qualification 
des Bewerbers, und 


c) deſſen beſondere pharmaceutiſche Leiſtungen auf 


wiſſenſchaftlichem und praktiſchen Gebiete. 


Bewerber, die eine im Concurswege erworbene 
Apotheke vor Ablauf von 10 Jahren veräußert haben, 


ſind, inſoferne ſie hiezu nicht durch eingetretene zwin⸗ f 


gende, von der politiſchen Behörde als ſtichhältig 
anerkannte Gründe veranlaſst waren, nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. 

Bei Erledigung von Geſuchen um die Ver⸗ 
leihung einer Conceſſion zum Betriebe einer Apo- 
theke, welche vom Conceſſionswerber durch ein Rechts⸗ 
geſchäft unter Lebenden erworben wurde, ſind ſtets 
die näheren Umſtände in Betracht zu ziehen, unter 
welchen das Rechtsgeſchäft zum Abſchluſſe ge— 
langt iſt. 

Beſondere Übelſtände ergeben ſich daraus, dafs 


Apotheken, welche im Concurswege vergeben worden 


ſind, in verhältnismäßig kurzer Friſt verkauft werden. 
Um dieſe Umzukömmlichkeit, die ganz und gar der 
Abſicht des obangeführten Hofkanzleidecretes zu⸗ 
widerläuft, hintanzuhalten, ſind in Hinkunft nur jene 
Bewerber um die Conceſſion für eine neue Apotheke 
zu berückſichtigen, welche ſich in ihren Geſuchen zur 
perſönlichen Betreibung der Conceſſion durch minde— 
ſtens 10 Jahre verpflichten, und iſt dies in der Con⸗ 
cursausſchreibung ausdrücklich hervorzuheben. 
Verkauft der Beſitzer einer im Concurswege 
erworbenen Apotheke vor Ablauf von 10 Jahren nach 
Erhalt der Conceſſion das Etabliſſement, jo wird — 
inſoferne es ſich nicht um ohne Verſchulden des Con⸗ 
ceſſionärs eingetretene zwingende und berückſichti⸗ 
gungswürdige Gründe handelt — dem Erwerber des 
Etabliſſements die Conceſſion nicht zu ertheilen ſein. 
Handelt es ſich dagegen um die Veräußerung 


einer Apotheke, die der Beſitzer nicht im Concurswege 


erworben hat, fo wird dem Käufer die Conceſſion in 
der Regel nicht zu verweigern ſein, es wäre denn, 
daſs gewichtige Bedenken gegen die Verläſslichkeit 
ſeiner Perſon vorliegen, zum Beiſpiel, wenn von 
dem Käufer bekannt iſt, daſs er mit dem Kaufe und 
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Verkaufe von Apotheken Geſchäfte zu machen pflegt, oder 
wenn der Kauf unter Bedingungen erfolgt, welche den 
Käufer derart belaſten, daſs ein reeller Betrieb der 
Apotheke oder ihre Concurrenzfähigkeit gegenüber 
einer eventuell im Orte zu errichtenden weiteren 
Apotheke in Frage geſtellt erſchiene. 

Hievon ſind die unterſtehenden politiſchen Be— 
hörden zur genaueſten Danachachtung in Kenntnis 
zu ſetzen. 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 21. April 1902, 3. 15670, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Erzsebetväros im Comitate Kis⸗Küküllö in 


Ungarn. 
Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 21. Februar 1902, 


3. 11301, wurde die Ausübung des Hauſirhandels 
auf dem Gebiete der Stadt Erzsebetvaros, Comitat 
Kis⸗Küküllö, unter Aufrechthaltung der im §. 17 der 
beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den dieſen 
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen 
den Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten Rechte 
verboten. 


2 1 N Statthalterei - : 
Hievon wird die k. k. Bande regen mit Bezie⸗ 


hung auf den S. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 
Danachachtung und Verſtändigung der Unterbehör— 
den in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 22. April 1902, 3. 15093, 


betreffend 


das Vorgehen bei Auffindung ſcharf adjuſtirter 
Artilleriegeſchoſſe. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Um Unglücksfällen vorzubeugen, welche durch die 
Manipulation mit aufgefundenen, blind gegangenen, 
ſcharf adjuſtirten Artilleriegeſchoſſen ſeitens Unberufener 
entſtehen können, hat das k. und k. Reichskriegs— 
miniſterium anher das Erſuchen geſtellt, zu ver— 
anlaſſen, daſs die zunächſt von Artillerieſchießplätzen 
wohnhafte Civilbevölkerung dahin informirt werde, 
allenfalls aufgefundene Artilleriegeſchoſſe an Ort und 
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Stelle liegen zu laſſen und von dem Funde, wenn 
möglich die nächſte Militärbehörde zu verſtändigen, 
oder aber die Anzeige bei der Gendarmerie, bezie— 
hungsweiſe der Gemeindevorſtehung oder politiſchen 
Behörde zu erſtatten, welche im Intereſſe der möglichſt 
baldigen Beſeitigung der Gefahr dem nächſten 
Artillerie-Truppenkörper oder einem Artillerie-Zeugs⸗ 
depot zur weiteren Veranlaſſung eheſtens Mittheilung 
zu machen hätten. 


Für die Anzeige des Fundortes eines Geſchoſſes 
und das eventuell nöthige Hinführen zum Fundorte 
wird dem Finder eine Prämie von einer Krone, von 
dem mit der Verwaltung des betreffenden Artillerie— 
Schießplatzes betrauten Officier oder von dem nächſten 
Artillerie-Zeugsdepot ausgezahlt werden. 


Hievon wird die k. k. nn mit der Auf- 
forderung in die Kenntnis geſetzt, im Sinne dieſes 
Erſuchens die geeigneten Maßnahmen zu treffen und 
über das Verfügte ſeinerzeit anher zu berichten. 


Erlals des Miniſteriums des Innern 
vom 24. April 1902, 3. 13462, 


betreffend 
die Auswanderung nach Nordamerika über Bremen. 


(An die Statthalterei in Lemberg und die Landesregierung 
in Laibach.) 


Nach einer dem k. k. Miniſterium des Innern 
zugekommenen Mittheilung des k. und k. Conſulates 
in Bremen iſt es in letzter Zeit wiederholt vor— 
gekommen, daſs gänzlich mittelloſe und nicht einmal 
der deutſchen Sprache mächtige Auswanderer aus 
Oſterreich nach dieſer Hafenſtadt in der Erwartung 
kamen, ſich dort das zur Bezahlung der Überfahrt 
nach Amerika nöthige Geld verdienen zu können, oder 
als Kohlenzieher, beziehungsweiſe Schiffsarbeiter 
koſtenfrei zur Überfahrt zugelaſſen zu werden. 


Da jedoch in Bremen derzeit Überfluſs an 
Arbeitskräften herrſcht und der Norddeutſche Lloyd 
Überarbeiter für die Fahrt nach Amerika überhaupt 
nicht annimmt, ſo ſieht ſich das k. k. Miniſterium des 
Innern veranlaſst, auf die vollkommene Ausſichts— 
loſigkeit eines ſolchen Vorhabens hiemit aufmerkſam 
zu machen, und vor der Reiſe nach Bremen ohne 
vollkommen ausreichendes Geld zur Überfahrt oder 
ohne vertragsmäßig geſicherte Ausſicht auf Arbeit 
dringend zu warnen. 


Hievon wird die k. k. Statthalterei (Landes- 
regierung) mit der Aufforderung in Kenntnis geſetzt, 
für die möglichſte Verbreitung dieſer Nachricht Sorge 
zu tragen. 
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Erläſſe des Miniſteriums des Innern, 
betreffend 


die Correſpondenz der politiſchen Behörden mit den 
k. und k. Vertretungsbehörden im Auslande. 


(An alle Landeschefs.) 


3529 


Erlaſs vom 20. Juli 1880, 3. M. J. 

Nach den bisherigen, den politiſchen Länder⸗ 
ſtellen bekannt gegebenen Beſtimmungen haben die in- 
ländiſchen Behörden und Amter ihre Zuſchriften und 
Dienſtpakete an die k. und k. Miſſionen und Conſular— 
ämter im Auslande bei der Aufgabe zu frankiren und 
beſteht eine Ausnahme nur bezüglich der Amts- 
correſpondenzen nach Rumänien, Serbien, Agypten 
und jenen Orten der Türkei, wo k. und k. Poſtämter 
aufgeſtellt ſind. 


Nachdem deſſen ungeachtet von den k. und k. 
Miſſionen und Conſularämtern im Auslande fort- 
während Anzeigen über nicht gehörige Frankirung 
oder gänzliche Unterlaſſung derſelben einlaufen und 
mir im Wege des k. k. Miniſterrathspräſidiums der 
Wunſch ausgedrückt worden iſt, daſs die bezügliche 
Vorſchrift den Behörden des Inlandes in Erinnerung 
gebracht werde, beehre ich mich Euer. .. unter 
Bezugnahme auf den hierortigen Erlaſs vom 
13. Jänner 1873, Nr. 191/M. J. um die gefällige 
Veranlaſſung zu erſuchen, daſs die zum Amtsbereiche 
Hochderſelben gehörigen Behörden und 
Amter etwa vorkommende Zuſchriften und Dienft- 
pakete an die k. und k. Miſſionen und Conſularämter 
im Auslande mit Ausnahme der bezeichneten Amts- 
correſpondenzen nach Rumänien, Serbien, Agypten 
und der Türkei regelmäßig frankiren. 


ei ee Tr 
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Erlaſs uom 19. Februar 1889, 3. M. J. 

Mit dem hieramtlichen Erlaſſe vom 20. Juli 
1880, 3. 3529/M. J. wurde um die Veranlaſſung 
erſucht, daſs die im Bereiche des dortigen Ber- 
waltungsgebietes vorkommenden Zuſchriften und 
Dienſtpakete an die k. und k. Miſſionen und Conſular⸗ 
ämter im Auslande mit Ausnahme der bezeichneten 
Amtscorreſpondenzen nach Rumänien, Serbien, 
Agypten und jenen Orten der Türkei, wo k. und k. 
Poſtämter aufgeſtellt ſind, frankirt werden. 


Nun hat ſich im Laufe der Jahre ſowohl bei 
den kaiſerlich königlich als den königlich ungariſchen 
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Behörden die Prazis herausgebildet, das ſeitens 

derſelben die Dienſtſchreiben, welche ſie an die k. undk. 

Miſſionen oder Conſularbehörden im Auslande zu 
richten in dem Falle ſind, nicht unmittelbar an die 

gedachten Vertretungsbehörden geſendet, ſondern dem 
Miniſterium des Außern zur Weiterbeförderung über- 

mittelt wurden, ohne Rückſicht darauf, ob mit der be⸗ 
treffenden Behörde eine Courirverbindung beſteht 
oder nicht. 


Wie das Miniſterium des Außern in einer an 
das k. k. Miniſterrathspräſidium gerichteten Note 
hervorhob, hat dieſe Praxis nicht nur den Nachtheil 
eines zeitraubenden Geſchäftsumzuges, der in drin⸗ 
genden Fällen möglicherweiſe der Sache um die es 


ſich handelt, abträglich ſein kann, ſondern ſie involvirt | 


für das Miniſterium des Außern, welches dort, wo 
keine Courirverbindungen beſtehen, ſelbſt nur auf den 
Poſtweg angewieſen iſt, die Nothwendigkeit der Be— 
ſtreitung von Portoauslagen, die ſich jährlich zu einem 
anſehnlichen Betrage ſummiren, und die 955 reſſort⸗ 
mäßig nicht obliegen. 


Courirverbindungen unterhält das Miniſterium 
des Außern aber nur mit London, Paris, München, 
Stuttgart, Dresden, Berlin, Petersburg, Warſchau, 
Bukareſt, Sofia, Conſtantinopel, Rom und Venedig, 
und zwar mit Ausnahme von Petersburg und War- 
ſchau, wohin die Courirbeförderung eine ſeltenere 
und ungleichmäßige iſt, in je vierzehntägigen Inter⸗ 
vallen. n 


Für vorgenannte Orte iſt das Miniſterium des 
Außern gerne bereit, die Vermittlung von dienſtlichen 
Sendungen, welche demſelben couvertirt, adreſſirt und 
geſiegelt zukommen, auch ä zu . 


Rückſichtlich aller anderen Orte ion nach 
welchen ſich das Miniſterium des Außern auch für 
ſeine eigenen Correſpondenzen nur des Poſtweges be⸗ 
dienen kann, muſßs daſſelbe dieſe Vermittlung aus 
ſachlichen und finanziellen Gründen für die Se ab⸗ 
lehnen. 


Über Wunſch des Miniſteriums des Außern 
beehre ich mich daher, Euere 
gefällige Einleitung zu erſuchen, daſs ſämmtliche, dem 
Amtsbereiche Hochderſelben unterſtehenden Behörden 
und Amter auf dieſen Stand der Sache aufmerkſam 
gemacht und angewieſen werden, die Vermittlung des 
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Miniſteriums des Außern nur für dienſtliche Sen⸗ 8 8 
dungen die mit Courir expedirt werden können, in £ 


Anſpruch zu nehmen, wobei fie in dringenden Ange⸗ 


legenheiten noch darauf Bedacht zu nehmen haben, . 1 


ob der directe Poſtweg der nur periodiſchen und rück⸗ 


ſichtlich Petersburg und Warſchau ganz ungewiſſen = 


Courirbeförderung nicht vorzuziehen wäre. 


um die 
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Erläſſe des Minifteriums des Innern, 
betreffend 


die Evidenzhaltung und Reviſion der Sprengmittel⸗ 
magazine, Bezugsbücher und Vormerke über Spreng⸗ 
mittel, ſowie über den Verkehr mit Sprengmitteln. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Erlaſs uom 25. April 1880, 3. 5763, 
betreffend 
die Evidenzführung der Sprengmittelmagazine. 


Behufs Überwachung der rückſichtlich der Erzeu— 
gung; Verpackung und Verwahrung, dann insbeſondere 
des Eiſenbahntransportes von Sprengmitteln beſtehen⸗ 
den Vorſchriften iſt es nothwendig, von allen in Dfter- 
reich beſtehenden Erzeugungs- und größeren Verwah— 
rungsſtätten von Sprengmitteln genaue Kenntnis zu 
haben. 

Nachdem zur gewerbsmäßigen Erzeugung von 
Sprengmitteln, ſowohl nach der Gewerbeordnung vom 
Jahre 1859 als nach S. 8 der Sprengmittelverordnung 
vom 2. Juli 1877, Nr. 68 eine Gewerbsconceſſion 


eh ; ; ; Statthalterei 
erforderlich ift, jo wird die k. k. Fandesregterung aufge⸗ 
fordert, von allen ſolchen Conceſſionen, welche im 
dortigen Verwaltungsgebiete durch die politiſchen Be— 
hörden entweder ſchon früher oder ſeit dem Beſtande der 
vorcitirten Verordnung ertheilt worden ſind, ein Ver— 
zeichnis anher vorzulegen und die Gewerbsbehörden 
I. Inſtanz zugleich anzuweiſen, dafs ſie in Zukunft 
von jeder Ertheilung einer ſolchen Conceſſion der 


Statthalterei I; : 7 2 
5 1 die fallweiſe Anzeige erſtatten, wo— 
Statthalterei 


rüber dann von der k. k. d egen ſowohl anher 


als auch directe an das k. k. Handelsminiſterium zu 
berichten ſein wird. 

Nachdem ferner die politiſchen Behörden nach 
§. 119 der Sprengmittelverordnung über die im Amts» 
bezirke befindlichen Sprengmittelmagazine eine genaue 


Evidenz zu führen haben, jo erhält die k. k. Sandee 


Landesregierung 

zugleich den Auftrag, auch ein Verzeichnis aller größeren, 
nämlich einen Faſſungsraum von 100 Kg überfteigen- 
den Verſchleiß⸗ und Verbrauchsmagazine anher vor— 
zulegen, in welchem erſichtlich zu machen ſein wird, ob 
dieſelben bezüglich ihrer Vorſchriftsmäßigkeit bereits 
einer Prüfung unterzogen worden ſind und welche 
Wahrnehmungen oder Anſtände ſich bezüglich derſelben 


eventuell ergeben haben. 


Zur Ergänzung dieſes Verzeichniſſes wird der 


jeweilige Zuwachs ſolcher größeren Magazine nach 


Abſchluſs jeden Jahres anher anzuzeigen ſein, wodurch 


übrigens die den politiſchen Behörden obliegende Über- 


wachung und gelegenheitliche Inſpicirung der Ma— 
gazine im allgemeinen in keiner Weiſe alterirt werden 
ſoll. 
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Erlafs vom 22. September 1883, Z. 13271, 


betreffend 


die Handhabung der abgeänderten Spreugmittelverord⸗ 

nung vom 22. September 1883, R. G. Bl. Nr. 156, und 

die Reviſion der Bezugsbücher und Vormerke über 
Sprengmittel. 


Nachdem ſich bei Handhabung der Sprengmittel- 
verordnung vom 2. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. 68, er⸗ 
geben hat, dafs die in derſelben enthaltenen ſicherheits— 
polizeilichen Beſtimmungen nicht ausreichend ſind, 
und die Fälle von Unterſchleifen, unberechtigtem 
Beſitze, Diebſtählen von Sprengmitteln und vorge— 
kommenen Unglücksfällen durch unberufenes Gebaren 
mit denſelben ſich mehrten, habe ich die Reviſion der 
gedachten Verordnung in ſicherheitspolizeilicher Rich— 
tung angeordnet, und mit den betheiligten Miniſterien 
die Verordnung vom 22. d. M. vereinbart, deren 
Publication im Reichsgeſetzblatte unter Einem ver— 
fügt wird. 

Eine Haupttendenz der in Rede ſtehenden Ver— 
ordnung iſt, Beſtimmungen zu erlaſſen, welche eine 
wirkſame Controle rückſichtlich der Verabfolgung von 
Sprengmitteln und eine Evidenz in dieſer Beziehung 
ermöglichen. 

Dadurch erklären ſich die Beſtimmungen der Ver— 
ordnung, welche die Bezugsbücher und Bezugsſcheine 
und die Eintragung in die Vormerke der Erzeuger und 
beziehungsweiſe Verſchleißer betreffen, und die in der 
Weſenheit ihren Ausdruck in dem Satze finden, dass 
von den genannten Perſonen überhaupt kein Spreng— 
mittel verabfolgt werden darf, welches nicht durch 
einen Bezugsſchein, ein Bezugsbuch oder einen Geleit— 
ſchein gedeckt, und deſſen Verabfolgung nicht durch 
die entſprechende Eintragung in das Vormerkbuch des 
Verſchleißers (Erzeugers) in 3 gebracht iſt. 

Es wurde daher, die im §. 99 der Sprengmittel- 
verordnung vom 2. Juli 1877 eingeräumte Geſtat⸗ 
tung des Bezuges von Sprengmitteln ohne beſondere 
Bewilligung aufgehoben, und wurden für alle Be— 
ziehenden im Inlande Bezugsausweiſe und für die 
Ein⸗, Durch- und Ausfuhr Geleitſcheine vorgeſchrieben, 
wobei die thunlichſten mit den Rückſichten der öffent- 
lichen Sicherheit vereinbarlichen Erleichterungen ins 
Auge gefaſst worden find. 

Anderſeits iſt es für nothwendig erkannt worden, 
für den Landtransport von Sprengmitteln, dann rück— 
ſichtlich der Bedingungen des Bezuges und rückſichtlich 
der Gebarung mit denſelben weitergehende Vorſichts- 
maßregeln zu treffen, welche insbeſondere in den 
SS. 99, 100 und 115 ihren Ausdruck gefunden 
haben. 

Indem ich Ener . erſuche, wegen 
ſtricter Durchführung der in dieſer Verordnung ent— 
haltenen Beſtimmungen die erforderlichen Verfügungen 
zu treffen, füge ich bei, daſs es angezeigt erſcheinen 
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dürfte, die Unterbehörden auch anzuweiſen, bei vor— 
kommenden Anſuchen, betreffend die verſuchsweiſe 
Erzeugung von Sprengmitteln behufs Erwirkung der 
Zulaſſung, die Unterſuchung von Sprengmitteln und 
den verſuchsweiſen Gebrauch von noch nicht zugelaſſenen 
Sprengmitteln (S. 4, Alinea 4) fi in zweifelhaften 
Fällen vor Ertheilung der Bewilligung mit Fach— 
männern in das Einvernehmen zu ſetzen, eventuell 
die Weiſungen der vorgeſetzten Behörde einzuholen, 
und denſelben in Anſehung der Zulaſſung von Ber- 
ſchleißlocalitäten für Sprengmittel (§S. 44 Schlufs- 
Alinea) als leitenden Geſichtspunkt nahe zu legen, 
dass dieſe Localitäten von ſolcher Beſchaffenheit fein 
müſſen, dass jede Gefahr möglichſt verhütet, und für 
den Fall einer Exploſion der Schade thunlichſt loca— 
liſirt werde. 7 5 N 


Auch wollen Euer . die Unterbehörden, 
welche die genaue Beobachtung dieſer Verordnung 
unausgeſetzt im Auge zu behalten haben werden, an— 
weiſen, gelegentlich von Dienſtreiſen auch in die Vor⸗ 
merkbücher der Verſchleißer und Erzeuger, ſowie in die 
im §. 115 bezeichneten Vormerke Einſicht zu nehmen, 


Ad 13271. 1883. 


dieſelben zu vidiren und die durch die Erhebungen 
gebotenen Verfügungen zu treffen. 

Über die vorgenommenen Reviſionen und deren 
Erfolg wollen ſich Euer . periodiſche Berichte 
erſtatten laſſen. 


Die in der Verordnung erwähnten Bezugsbücher 


wären mit Rückſicht auf die Landesſprachen nach dem 
als Muſter angeſchloſſenen lithographirten Exemplare 
auszufertigen, und wird in Anſehung der Bezugsbücher 
bemerkt, daſs die Daten der Bezugsbewilligung durch 
die bewilligende Behörde nicht nur auf dem Titel⸗ 
blatte des Bezugsbuches, ſondern auch vor der 
Erfolgung des Bezugsbuches auf allen, die 
Lieferung betreffenden Juxten einzutragen, und 
die Eintragungen auf den Juxten an der im Formulare 
angedeuteten Stelle zur Beglaubigung mit dem Amts- 
ſiegel zu überſtempeln fein werden, und dafs endlich 
für den Fall, als eine beſtimmte Giltigkeitsdauer des 
Bezugsbuches feſtgeſetzt wird (§. 99, Alinea 8), auch 
dies auf dem Titelblatte und auf den einzelnen 
Lieferungsjuxten, auf dem letzteren unmittelbar nach 
dem Datum der Bezugsbewilligung, erſichtlich zu 
machen ſein wird. 


Bezugs buch, 


mit welchem die Bewilligung zum Bezuge von zur Erzeugung und zum allgemeinen Verkehre zugelaſſenen 
Sprengmitteln ertheilt wird. 


Name (Firma) des Bezugsberechtigten: 


Das Gewerbe oder Geſchäft, zu deſſen Betriebe das Sprengmittel fortdauernd benöthigt wird: 


Der Betriebs ort 555 


Ausgefertigt DBön :: NR 
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Unterſchrift des Amtsvorſtandes. 


Beſtellung. 


Nr. 1. 


Bei dem Verſchleißer [Erzeuger 


Beſtellung. 


Nr. 2. 


v. B. M. I. 
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Lieferung. 


Nr. 1. 


Datum und Unterſchrift des Verſchleißers 
(Erzeugers): 


Lieferung. 


Nr. 2. 
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Erlaſs vom 22. Februar 1884, Z. 3019, 


enthaltend. 


den Erlass des Ackerbauminiſteriums an die Berghaupt⸗ 
mannſchaften in Wien, Prag, Krakau und Klagenfurt vom 
15. Februar 1884, 3. 4109/80, betreffend die Ein⸗ 
führung von Betriebsordnungen bei Bergbehörden und 
Unternehmungen die mit Exploſivpſtoffen arbeiten. 


Nachdem gemäß der Beſtimmung des §. 115 
der Miniſterialverordnung vom 22. September 1883, 
R. G. Bl. Nr. 156, die mit Exploſivſtoffen arbeiten, 
den Unternehmungen (alfo auch die bezüglichen Berg- 


werke), inſoweit für dieſelben nicht bereits genehmigte 


Betriebsordnungen beſtehen, welche den bezüglich der 
Sprengmittel in der betreffenden Unternehmung einzu⸗ 
haltenden Vorgang verzeichnen, ſolche Betriebs- 
ordnungen zu entwerfen und der Verwaltungsbehörde 
zur Genehmigung vorzulegen haben, ſo ſind die der 
k. k. Berghauptmannſchaft unterſtehenden Revierberg⸗ 
ämter anzuweiſen, die in Betracht kommenden Berg— 
bauunternehmungen ihres Bezirkes zur Entwerfung 
und Vorlage ſolcher Betriebsordnungen zu beauftragen 
und die vorgelegten Entwürfe der Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung zu unterziehen, wobei ſelbſtverſtändlich 
im Einvernehmen mit den politiſche n Bezirks- 
behörden vorzugehen ſein wird. 


Dieſe Betriebsordnungen, welche ſich auf die 
geſammte Sprengmittelgebarung (Aufbewahrung und 
Gebrauch) zu erſtrecken haben, werden zwar die Mög- 
lichkeit bieten, die beſonderen localen Betriebsverhält⸗ 
niſſe der einzelnen Bergbau- (Reviere) zu berückſich⸗ 
tigen, müſſen ſich aber anderſeits ſtrenge innerhalb 
des durch die Miniſterialverordnungen vom 
2. Juli 1877, beziehungsweiſe 22. September 1883 
gegebenen Rahmens halten, widrigens die Genehmigung 
zu verweigern iſt. 


Die Berghauptmannſchaft hat für die möglichit 
beſchleunigte Durchführung dieſer, zur genauen Über- 
wachung des Sprengmittelbetriebes beſonders dienlichen 
Maßregeln zu ſorgen und hiebei in geeigneter Weiſe 
darauf hinzuwirken, daſs jene Betriebsordnungen im 
allgemeinen möglichſt gleichförmig abgefaſst werden. 


Sollten ſich bei einzelnen Werken bereits geneh- 
migte Betriebsordnungen über den Vorgang bei der 
Sprengmittelgebarung befinden, beziehungsweiſe in 
den Dienſtordnungen Beſtimmungen hierüber vorhanden 

ſein, ſo ſind ſelbe vom Standpunkte der dermalen 


geltenden Beſtimmungen der Miniſterialverordnungen 
vom 2. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. 68 und vom 
22. September 1883, R. G. Bl. Nr. 156, zu über⸗ 
prüfen, im letzteren Falle aber zugleich aus den Dienſt⸗ 
ordnungen auszuſcheiden und als ſelbſtändige 
Betriebsordnungen aufzuſtellen. 8 


Über den Vollzug dieſes Erlaſſes hat die k. k. 
Berghauptmannſchaft ſeinerzeit zu berichten. 
Der er zur Kenntnisnahme und ent- 
ſprechenden Verständigung derpolitiſchen Unterbehörden 
mit dem Auftrage mitgetheilt, dafür Sorge zu tragen, 
daſs auch ſeitens der in dem betreffenden Verwal⸗ 
tungsgebiete mit Exploſivſtoffen arbeitenden ſonſtigen 


Unternehmungen der Beſtimmung des 8.115, Alinea 4 


der Miniſterialverordnung vom 22. September 1883, 
R. G. Bl. Nr. 156, inſoweit dies nicht bereits geſchehen 
iſt, unverweilt entſprochen werde. 5 


Erlass vom 27. März 1884, 3. 3124, 
betreffend 


die Einführung von Formularen für Geleitſcheine bei 
Sprengmittelſendungen. 


Gemäß dem S. 76, Alinea 3 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1883, R. G. Bl. 
Nr. 156, müſſen Sendungen von Sprengmitteln, 
welche in das im Reichsrathe vertretene Ländergebiet 
eingeführt, durch dasſelbe durchgeführt oder aus dem⸗ 
ſelben ausgeführt werden ſollen, mit Geleitſcheinen 
verſehen ſein, um deren Ausfertigung hieramts anzu⸗ 


ſuchen iſt. 


Bei Erlaſſung dieſer Vorſchrift hat ſich das 
k. k. Miniſterium des Innern vorbehalten, die Be⸗ 
hörden zu beſtimmen, welche die Geleitſcheine im hier⸗ 
ortigen Namen auszufertigen haben werden. 


Da es wünſchenswert iſt, daſs die betreffenden 
Geleitſcheine ſeitens der Behörden gleichförmig aus⸗ 
geſtellt werden, findet ſich das k. k. Miniſterium des 
Innern beſtimmt, für dieſe Geleitſcheine das im 
Anſchluſſe mitfolgende Formulare vorzuſchreiben. 


Hievon wird die k. ... .. zur Danach⸗ 
achtung und weiteren entſprechenden Verſtändigung 
der politiſchen Unterbehörden in die Kenntnis geſetzt. 
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z. Z. 3124 ex 1884. 


Geleitſchein 


für die nachbezeichnete Sprengmittelſendung. 


Abſender N. N. (Name, Firma) in rt und Land). 

Adreſſat N. N. (Name, Firma) in . (Ort und Land). 

Zweck des Bezuges. (für Steinbrüche, Bergwerke, Eiſenbahnbauten, zum Ver— 
ſchleiße ꝛc.). 


Route (Eintrittsſtation bei der Ein- und bei der Durchfuhr, Austrittsſtation bei der Aus- und 
Durchfuhr). 


Anzahl Bezeichnung Art. gewicht 
der der der Ver⸗ Sorte des Sprengmittels le Anmerkung 
Colli Colli packung gramm 


Ausgefertigt über Ermächtigung des k. k. Miniſteriums des Innern vom „ 3. 


von der k. k.. 
am 
E 
1 LS Unterſchrift des Amtsvorſtandes: 
N A 
e , 


17* 
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Erlafs vom 18. Juli 1884, 3. 11274, 


betreffend 


die Competenz der politiſchen, beziehungsweiſe der Berg⸗ 
behörden bei Errichtung von Bergwerks-Sprengmittel⸗ 
magazinen. 


(Siehe Verordnungsblatt Nr. 5 ex 1901. *) 


1885 


Erlaſs nom 25. März 1885, Z. 3192, 


betreffend 


die Jutervention der Bergbehörden bei Amtshandlungen 
der politiſchen Behörden in Angelegenheit der Aulage und 
Reviſion von Bergwerks⸗Sprengmittelmagazinen. 


Anlässlich der Anfrage einer Landesbehörde, ob 
und inwieweit die Bergbehörden bei den die Anlage 
von neuen Bergwerks-Sprengmittelmagazinen be— 
treffenden Amtshandlungen der politiſchen Behörden 
und bei den ſeitens der politiſchen Behörden periodiſch 
vorzunehmenden Reviſionen derartiger Magazine zu 
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interveniren haben, wird der k. k. „ 


Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium zur 
Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung Nach- 
ſtehendes eröffnet. 

Was zunächſt die Errichtung von neuen Berg— 
werks⸗Sprengmittelmagazinen betrifft, ſo iſt dies⸗ 
bezüglich der hierortige Erlaſs vom 18. Juli 1884, 
3. 11274, maßgebend. Gemäß dieſes Erlaſſes haben 
die politiſchen Behörden bei allen Amtshandlungen, 
welche die Errichtung von Bergwerks-Sprengmittel⸗ 
magazinen, mögen dieſelben obertags oder unterirdiſch 
angelegt werden, betreffen, ſtets das Einvernehmen 
mit den k. k. Bergbehörden zu pflegen, beziehungs- 
weiſe deren Mitwirkung in Anſpruch zu nehmen. 

Was die periodiſchen behördlichen Reviſionen 
von bereits beſtehenden Bergwerks-Sprengmittel⸗ 
magazinen anbelangt, ſo erſcheint bei Reviſionen der 
unterirdiſchen derartigen Magazine aus bergpolizei- 
lichen Rückſichten die Mitwirkung der bergbehördlichen 
Organe ſtets erforderlich und wird ſich ſonach zu 
dieſem Behufe die politiſche Behörde in vorkommenden 
Fällen an die betreffende Bergbehörde zu wenden 
haben. 

In Betreff der Reviſion der obertägigen 
Sprengmittelmagazine wird bemerkt, daj3 mit Rück⸗ 
ſicht auf den Umſtand, als die techniſchen Beamten 
der politiſchen Behörde ihr Urtheil über die Zuläſſig⸗ 
keit von Sprengmittelmagazinen in der Regel nur auf 
Grund der Beſtimmungen der obeitirten Spreng— 
mittelverordnung abgeben können und nicht in der 
Lage ſind, ein maßgebendes Urtheil darüber aus— 
zuſprechen, ob und inwieferne etwa auch bei ober— 
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tägigen Bergwerks-Sprengmittelmagazinen Rückſichten 
des techniſchen Bergbaubetriebes obwalten können, 
beziehungsweiſe ob im vorkommenden Falle die Mit- 
wirkung der Bergbehörden bei den bezüglichen Er— 
hebungen nothwendig iſt oder nicht, es angezeigt 
erſcheint, daſs auch in allen Fällen, wo es ſich um 
Abhaltung einer Commiſſion behufs der Reviſion 
eines obertägigen Bergwerksmagazines handelt, die 
k. k. Bergbehörde begrüßt, es jedoch ihrem Ermeſſen 
überlaſſen werde, die Commiſſion behufs Wahrung 
ihrer Intereſſen zu beſchicken oder nicht. 
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Hiebei wird der k. k. Jandesreglerung bedeutet, 


daſs die Koſten für derlei Reviſionen der Spreng— 
mittelmagazine auf das thunlich geringſte Maß zu 
beſchränken ſein werden. 

Hievon wurden die k. k. Bergbehörden ſeitens 
des k. k. Ackerbauminiſteriums entſprechend ver— 
ſtändigt. 


Erlaſs vom 2. März 1887, 3. 3496, 
betreffend 


die Verwendung der Gendarmerieorgane zu periodiſchen 
Reviſionen der von Sprengmittelverſchleißern und Ab⸗ 
nehmern zu führenden Bücher und Vormerke. 


(An die Statthalterei in Innsbruck, den übrigen politiſchen 

Landesſtellen unter Bezugnahme auf die Miniſterialerläſſe 

vom 22. September 1883, Z. 13271, und vom 25. März 1885, 

3.3192, in Abſchrift zur Kenntnisnahme und Verſtändigung 

der politiſchen Unterbehörden behufs Danachachtung mit- 
getheilt.) 


In Erledigung des Berichtes vom 15. September 
1886, Nr. 18247/1, betreffend die Frage über die 
Verwendbarkeit der Organe der Gendarmerie zu den 
periodisch vorzunehmenden Reviſionen der Spreng- 
mittelmagazine, wird der k. k. Statthalterei im 
Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Landes- 
vertheidigung Nachſtehendes eröffnet: Ne 


Es handelt ſich im vorliegenden Falle 


1. um periodiſche Reviſionen bereits beſtehender 
Sprengmittelmagazine in Bezug auf den Bauzuſtand 
und die vorſchriftsmäßige Einrichtung derſelben, dann 
bezüglich der Verpackung und Aufbewahrung der 
Sprengmittel und 

2. um periodiſche Reviſionen der in Gemäßheit 
der Miniſterialverordnung vom 22. September 1883, 
R. G. Bl. Nr. 156, von den Spregmittelverſchleißern, 
beziehungsweiſe Abnehmern zu führenden Bücher und 
Vormerke über den Bezug und Verkauf, beziehungs- 
weiſe Verbrauch von Spregmitteln. 

Was die Reviſionen von Sprengmittelmagazinen 
anbelangt, ſo ſind dieſelben in Gemäßheit des hier⸗ 
ortigen Circularerlaſſes vom 25. März 1885, 
3. 3192, ſtets von den politiſchen Bezirksbehörden, 
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beziehungsweiſe von den ihnen zur Verfügung ſtehen— 
den techniſchen Beamten unter eventueller Mitwirkung 
der bergbehördlichen Organe vorzunehmen und muſss 
ſonach die von mehreren Bezirkshauptmannſchaften in 
Tirol ſtattgefundene Verwendung der Gendarmerie zu 
ſolchen fachmänniſchen Reviſionen als unſtatthaft 
bezeichnet werden. 

In Betreff der periodiſchen Reviſionen der in 
Gemäßheit der Miniſterialverordnung von 22. Septem⸗ 
ber 1883, R. G. Bl. Nr. 156, von den Sprengmittel- 
verſchleißern, reſpective Abnehmern zu führenden 
Bücher und Vormerke über den Bezug und Verkauf, 
reſpective Verbrauch der Sprengmittel, wurde mit dem 
hierortigen Circularerlaſſe vom 22. September 1883, 
3. 13271 angeordnet, dafs dieſe Reviſionen ſeitens 
der politiſchen Unterbehörden gelegentlich von Dienſt— 
reiſen vorgenommen werden. 

Da zu ſolchen Reviſionen beſondere Fachkenntniſſe 
nicht erforderlich ſind, ſo können dieſelben auch von 
den nicht techniſchen Organen der politiſchen Unter— 
behörden durchgeführt werden und es unterliegt keinem 
Anſtande, daſs — insbeſondere in Fällen, wenn ſich 
Dienſtreiſen von politiſchen Beamten an Orte, wo die 
Reviſionen vorgenommen werden ſollten, ſelten oder 
gar nicht ergeben — zu derlei periodiſchen Reviſionen 
die Organe der Gendarmerie gelegentlich ihrer 
Patrouillengänge oder ſonſtigen Dienſtverrichtungen 
verwendet werden, in welch letzterem Falle jedoch den 
betreffenden Gendarmeriepoſten die erforderlichen 
Weiſungen und Verhaltungsmaßregeln ſeitens der 
Bezirkshauptmannſchaften zu ertheilen ſind. 

Es verſteht ſich von ſelbſt und wird auch an- 
genommen, dass gelegentlich der fachmänniſchen Revi— 
ſionen der Sprengmittelmagazine von dem betreffenden 
Fachorgane der politiſchen Behörde zugleich auch die 
Reviſion der Sprengmittelvormerkbücher vorge— 
nommen wird. 
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33 


103 


Da jedoch die fachmänniſchen Reviſionen der 
Sprengmittelmagazine, insbeſondere wenn dieſelben 
bezüglich ihres Bauzuſtandes und ihrer Einrichtung 
bereits inſpicirt und als den einſchlägigen Vorſchriften 
entſprechend befunden wurden, in größeren Zeit— 
abſchnitten (etwa einmal im Jahre) vorgenommen 
werden können, während es aus ſicherheitspolizeilichen 
Rückſichten geboten iſt, daſs die Reviſionen der Spreng⸗ 
mittelbezugs- und Vormerksbücher behufs Controle 
des Verkehres und der Gebarung mit den Spreng- 
mitteln öfter, eventuell wie dies die k. k. Statthalterei 
angeordnet hat, vierteljährig vorgenommen werden, 
ſo hat die politiſche Unterbehörde Vorſorge zu treffen, 
daſs dieſe letzteren Reviſionen auch in der Zwiſchen— 
zeit, während welcher die fachmänniſchen Reviſionen 
nicht ſtattfinden, entſprechend bewirkt werden. 


Bei den betreffenden Reviſionen wird ſtrenge 
darauf zu ſehen fein, daſs die Beſtimmungen der 
Miniſterialverordnung vom 22. December 1883, 
R. G. Bl. Nr. 156, ſeitens der mit Sprengmitteln 
arbeitenden Unternehmungen genaueſtens eingehalten, 
die Betriebsordnung, wo dies etwa noch nicht geſchehen 
iſt, unverzüglich der Verwaltungsbehörde zur Ge— 
nehmigung vorgelegt und eine wirkſame Controle auch 
in der Richtung eingeführt werde, daſss ſeitens der 
Unternehmungen zu der unmittelbaren Aufſicht über 
die Sprengmittelmagazine nur ſolche Perſonen 
verwendet werden, welche vollkommen vertrauens— 
würdig und mit dem Weſen der einzulagern— 
den Sprengmittel und den ſicherheitspolizeilichen 
Vorſchriften bezüglich der Gebarung mit denſelben 
genau vertraut ſind. 

Die Beilagen des eingangs erwähnten Berichtes 
folgen zur weiteren Veranlaſſung und entſprechenden 
Verſtändigung der politischen Unterbehörden im An— 
ſchluſſe zurück. 


cate. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
20. December 1901, 3. 9665. 


über die Richtigkeit, beziehungsweiſe Richtigſtellung von 
Matrikeneintragungen kann nicht incidenter bei Entſchei⸗ 
dung eines Heimatrechtsſtreites, ſondern muſs in dem 
für Matrikenberichtigungen vorgeſchriebenen beſonderen 
. Inſtanzenzuge entſchieden werden. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er— 
kenntniſſe über die Beſchwerde der Gemeinde F. gegen die 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 17. Fe⸗ 
bruar 1900, Z. 5648, betreffend das Heimatrecht der 
Rudolfine Marie L. v. H. alias B., die angefochtene Ent- 
ſcheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Rudolfine Marie L. v. H. auch B. genannt, deren 
Heimatrecht den Gegenſtand der vorliegenden Streitſache 
bildet, wurde bei der Immatriculirung ihres Geburtsactes 
in der Matrik der Pfarre P. als das am 24. October 1850 
geborene, am 30. desſelben Monates von dem Pfarrer R. 
getaufte eheliche Kind des J. L. Ritter v. H. und der 
B. B. eingetragen. 

An dieſer Eintragung wurde — unbekannt wann und 
aus welchem Anlaſſe — eine Anderung vorgenommen, 
indem in der Rubrik „Art der Geburt“ neben dem geſtriche— 
nen Worte „ehelich“ das Wort „unehelich“ geſchrieben, 
ferner die Eintragung in der Rubrik „Vater“ durchſtrichen 
und in der Anmerkungsrubrik der Vormerk erſcheint: „da es 


ſich herausſtellte, daſs jener L. nur der Zuhälter war, ſo iſt 


das Kind unehelich“. Die gepflogenen Erhebungen deuten 
darauf hin, daſs dieſe Anderung von dem bereits verſtorbe— 
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nen Pfarrer, welcher die Taufe vollzogen hatte, vorge— 
nommen wurde. 


Ein J. L. iſt laut Todtenſcheines am 19. September 
1870 als Inwohner in F. im Alter von 64 Jahren 
geſtorben, derſelbe erſcheint in der Todfallsaufnahme des 
Bezirksgerichtes F. als „ledig“ bezeichnet. Die Zuſtändigkeit 
dieſes J. L. zur Gemeinde F. und ſeine Identität mit dem 
in der urſprünglichen Matrikeneintragung als „ehelicher“ 
Vater des Kindes Rudolfine Marie ausgewieſenen J. L. 
Ritter v. H. wird von der Gemeinde F. anerkannt. Ebenſo 
anerkennt die Gemeinde N. die Zuſtändigkeit der laut 
Todtenſcheines am 14. Juni 1856 als Dienſtmädchen im 
Alter von 35 Jahren in P. verſtorbenen B. B. und die 
Identität derſelben mit der in obiger Matrikeneintragung 
als Mutter des Kindes Rudolfine Marie. Während nun 
aber die Zuſtändigkeit der Rudolfine Marie L. v. H. (B.) 
zu der Gemeinde F. von dieſer Gemeinde unter Hinweis 
auf die nach der geänderten Matrik uneheliche Geburt 
derſelben beſtritten wurde, lehnte die Gemeinde N. die Aner⸗ 
kennung der Zuſtändigkeit der Genannten mit Rückſicht auf 
die durch die erſte Matrikeneintragung nachgewieſene 
eheliche Geburt derſelben ab. 

Auf Grund dieſes Thatbeſtandes wurde mit der von 
der k. k. Statthalterei in P. im Grunde des $. 40, Abſatz 3 
des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, in erſter Inſtanz gefällten Entſcheidung vom 
8. September 1899, 3. 56041, Rudolfine Marie L. v. H. 
alias B. als zur Gemeinde F. zuſtändig erkannt, weil die 
Anderung der Matrikeneintragung nicht im adminiſtrativen 
Wege erfolgt, ſohin die von dem Pfarrer R. eigenmächtig 
vorgenommene Anderung illegal iſt und nach Maßgabe der 
urſprünglichen Matrikeneintragung Rudolfine Marie L. 
v. H. als eine eheliche Tochter des J. Ritter L. v. H. 
betrachtet, dieſelbe daher, da ſie das Heimatrecht in einer 
anderen Gemeinde ſelbſtändig nicht erworben hat, dem 
Heimatrechte ihres Vaters folgend, als nach F. zuſtändig 
angeſehen werden muj2. 

Die dieſe Entſcheidung aus ihren Gründen beſtätigende 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 17. Fe⸗ 
bruar 1900, 3. 5648, wird mit der vorliegenden Beſchwerde 
zunächſt mit der Behauptung als geſetzwidrig angefochten, 
das die Stadtgemeinde N. die Zuſtändigkeit der Rudolfine B. 
durch das derſelben am 24. Februar 1873 ausgeſtellte 
Dienſtbotenbuch anerkannt habe und die dadurch feſtgeſtellte 
Zuſtändigkeit der Genannten inſolange angenommen werden 
müſſe, als nicht ein direeter Beweis für die Zuſtändigkeit 
derſelben zu einer anderen Gemeinde erbracht werde. 

Abgeſehen davon, daj3 dieſer Beweis ja thatſächlich 
erbracht iſt, wenn mit der angefochtenen Entſcheidung die 
eheliche Geburt der Heimatswerberin angenommen wird, 
da ja dieſelbe unter dieſer Vorausſetzung zur Zeit der Aus⸗ 
ſtellung des Dienſtbotenbuches das Heimatrecht in F. hatte, 
iſt obige Einwendung ſchon deshalb ganz haltlos, weil 
einem Dienſtbotenbuche die Beweiskraft einer Beurkundung 
des Heimatrechtes nicht zukommt, als das Heimatrecht 
erweiſende Urkunde vielmehr nach dem V. Abſchnitte des 
Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 nur der Heimatſchein zu 
gelten hat. 

Dagegen fand der Gerichtshof die Beſchwerde be— 
gründet, inſoweit mit derſelben die Zuläſſigkeit der der ange- 
fochtenen Entſcheidung zugrunde gelegten Annahme der 
Giltigkeit der erſten Matrikeneintragung beſtritten wird. 

Gewifßs iſt es richtig, wenn in den Gründen der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung gejagt wird, daj3 für die politiſchen 
Behörden im Heimatrechtsverfahren bei der Beurtheilung 
der ehelichen oder unehelichen Abſtammung der Stand der 
Matrik zunächſt entſcheidend iſt. Die Vorausſetzung hiefür 
iſt jedoch, daſs die Art der Abſtammung in der Matrik in 
zweifelloſer Weiſe ausgewieſen iſt. 

Wie aus dem eingangs angeführten Thatbeſtande her⸗ 
vorgeht, weist aber die Geburts- und Taufmatrik der 


nicht feſtgeſtellt iſt, ob die urſprüngliche oder die geänderte 


Eintragung zu gelten hat — die Geburt des immatricu⸗ 
lirten Kindes als ehelich und als unehelich aus, je nachdem 
die Worte der erſten Eintragung in den Rubriken: „Art der 
Geburt“ und „Vater“, welche ſpäter durchſtrichen wurden, 
als giltig oder ungiltig angenommen werden. Es liegt alſo 


thatſächlich eine zweifache, ſich direct widerſprechende Ein⸗ 


tragung vor und kann daher der Stand der Matrik der Be⸗ 
urtheilung der ehelichen oder unehelichen Abſtammung des 
betreffenden Kindes nicht ohneweiters zur Grundlage 
dienen. 5 . 

Von dieſer Anſchauung ſind auch die Adminiſtrativ⸗ 
behörden ausgegangen, indem in den Gründen der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung vorerſt die an der urſprünglichen 
Immatriculirung des in Rede ſtehenden Geburtsactes vor⸗ 
genommene Anderung als illegal erklärt und auf den hiemit 
richtiggeſtellten Stand der Matrik die Entſcheidung fundirt 
wird. BIN: 

Die angefochtene Entſcheidung enthält ſomit implieite 
den Ausſpruch über die Richtigſtellung der fragliche 
Matrikeneintragung. 

Der Gerichtshof hat nun zwar die Annahme der 


Statthalterei, dafs die in Rede ſtehende nachträgliche Ande⸗ 


rung der urſprünglichen Eintragung in die Matrik illegal 
vorgenommen wurde, durch die Sach- und Actenlage voll⸗ 


— 


Pfarre P. in ihrem heutigen Stande hinſichtlich deen 
hier in Frage kommenden Eintragung — inſolange nämlich 


kommen gerechtfertigt befunden; allein dieſer Ausſpruch 


durfte nicht bei der Entſcheidung des vorliegenden Heimat⸗ 
rechtsſtreites incidenter gefällt werden, da derſelbe die Feſt⸗ 
ſtellung der matrikenmäßigen Statusverhältniſſe der be⸗ 
treffenden Perſon involvirt, 


fahren zu erfolgen hat. 


Denn jo wie die mit dem Hofkanzleideerete vom 


welche nach den beſtehenden 5 
Normen nicht in dem für Heimatsfragen geſetzlich vor⸗ 
gezeichneten Inſtanzenzuge und nach einem beſonderen Ver⸗ 


21. October 1813 (Politiſche Geſetzgammlung, Band 41, 


Nr. 49) erlaſſene Inſtruetion für die Führung der Geburts⸗ 
matriken genau vorſchreibt, mit welchen Vorſichten, nament⸗ 
lich bei der Eintragung in die Rubriken „Art der Geburt“ 
und „Vater“ vorzugehen iſt, jo ſchreibt das Hofkanzleideeret 
vom 5. April 1844, Juſtizgeſetzſammlung Nr. 799, vor, dass 


Anderungen, beziehungsweiſe Berichtigungen der Matrik 


nur im Wege des bei der zuſtändigen Landesſtelle einzu⸗ 
leitenden Verfahrens, worüber an dieſe Behörden mehrfache 
Weiſungen ergangen ſind, bewirkt werden können. i 


Um eine Berichtigung oder Richtigſtellung der Ein⸗ 


tragung in die Geburtsmatrik handelt es ſich auch im vor⸗ 


liegenden Falle, in welchem feſtzuſtellen ift, ob die urſprüng⸗ 


liche oder die ſpäter geänderte Eintragung in den beſagten 
Rubriken zu Recht beſteht. Die Entſcheidung hierüber kommt 
nach dem Geſagten den Matrikenbehörden zu und erſt der 
auf dieſem Wege für den Bereich der öffentlichen Verwal⸗ 


tung feſtgeſtellte Stand der Matrik wird der Entſcheidung 
über das ſtrittige Heimatrecht der Rudolfine Marie L. v. H., 


eventuell B. zugrunde zu legen ſein. 
Thatſächlich ſind nach den Acten bereits in den 
Siebziger-Jahren von der Statthalterei Erhebungen in 


dieſer Matrikenangelegenheit zum Zwecke der Richtigſtellung 
der Matrik gepflogen worden, dieſelben haben aber nach der 


Lage der Aecten zu einer Verfügung nicht geführt. 


Weil demnach für die Entſcheidung dieſes Heimat⸗ 


rechtsſtreites lediglich der Stand der Matrik hinſichtlich der 
ehelichen oder unehelichen Geburt der Heimatwerberin maß⸗ 
gebend iſt, in dieſem ſomit weſentlichen Punkte aber die 
angefochtene Entſcheidung auf einem durch die Matriken⸗ 
behörden erſt feſtzuſtellenden Thatbeſtande beruht, mufste 
die Miniſterialentſcheidung nach §. 6 des Geſetzes vom 
22. Scaler 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, aufgehoben 
werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
29. Jänner 1902, 3. 957. 


Vorausſetzungen bei Vorſchreibung der Nachläſſe von 
Medicamentenrechnungen zu Gunſten der nach dem 
Krankenverſicherungsgeſetze eingerichteten Krankencaſſen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
des J. C., Apothekers in B., gegen die Entſcheidung des 
Miniſteriums des Innern ddo. 21. März 1901, 3. 7024, 
betreffend die Vorſchreibung einer Arzneitaxermäßigung, 
zu Recht erkannt: 5 


Die angefochtene Entſcheidung wird wegen mangel- 
haften Verfahrens aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Mit dem Erlaſſe der mähriſchen Statthalterei vom 
21. Februar 1900, Z. 298, wurde ſämmtlichen Apotheken der 
in allen Bezirkshauptmannſchaften Mährens mit Ausnahme 
von Mähriſch⸗Budwitz, Göding, Proſsnitz, Mähriſch-Schön⸗ 
berg, Sternberg und Znaim, ferner in den Gemeinden 
Brünn, Olmütz und Znaim gelegenen Krankencaſſengebiete 
ein Nachlaſs von 15 Procent des geſammten Taxpreiſes 
zu Gunſten der nach dem Krankenverſicherungsgeſetze einge- 

richteten Krankencaſſen vorgeſchrieben. 


Gegen dieſe allen betroffenen Apothekern zu intimirende 
Verfügung wurde denſelben der Recurs an das Miniſterium 
des Junern freigeſtellt. 


Das Miniſterium des Innern hat deu von mehreren 
Apothekern, darunter auch dem heutigen Beſchwerdeführer, 
eingebrachten Recurſen mit der Entſcheidung vom 21. März 
1901, Z. 7024, keine Folge gegeben. 


In der vorliegenden Beſchwerde des Apothekers J. C. 
in B. wird ausgeführt, es ſeien die von der Statthalterei für 
ihre Entſcheidung angeführten, auf allgemeinen Erwägungen 
baſirten Gründe nicht ſtichhältig; inſoferne aber ſich dieſe 
Verfügung auch auf ſeine Apotheke bezieht, beruhe ſie auf 
einem mangelhaften Verfahren, weil entgegen der Vorſchrift 
des 8. 11 der Miniſterialverordnung vom 5. December 1899, 
R. G. Bl. Nr. 241, weder der Medicamentenumſatz in ſeiner 
Apotheke, noch auch die maßgebenden localen Verhältniſſe 
erhoben worden ſind. 


Der Verwaltungsgerichtshof muſste dieſe Beſchwerde 
als begründet erkennen. Denn, wenn es der §. 11 der eitirten 
Verordnung auch dem freien Ermeſſen der Adminiſtrativ⸗ 
behörde überlässt, zu beſtimmen, ob und in welchem Umfange 
den Apotheken eines beſtimmten Krankencaſſengebietes die 
Gewährung eines 15 Procent nicht überſteigenden Nachlaſſes 
des geſammten Taxpreiſes aufzuerlegen iſt, ſo hat doch die 
Verordnung ausdrücklich feſtgeſetzt, daſs eine ſolche Ber: 
fügung nach Maßgabe des in dem beſtimmten Kranken- 
caſſengebiete ſtattfindenden Medicamentenumſatzes für Rech— 
nung der Krankencaſſen, ſowie nach Maßgabe der localen 
Verhältniſſe zu erfolgen hat. 


Dieſer Vorſchrift iſt nun im gegebenen Falle nicht ent- 
ſprochen worden, da weder der Medicamentenumſatz jenes 
Krankencaſſengebietes, in welchem die Apotheke in B. gelegen 
iſt, noch auch die localen Verhältniſſe in dieſem Gebiete 
irgendwie erhoben oder in Erwägung gezogen worden ſind. 


Es beruht ſonach die angefochtene Entſcheidung auf 
einem mangelhaften Verfahren, weshalb fie nach $. 6 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 
aufgehoben werden muſste. 
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Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
7. Februar 1902, 3. 1219. 


über die Vorausſetzungen des Ausweiſungsrechtes der 
Gemeinde. 


Die Gemeinde iſt nicht berechtigt, einen Auswärtigen des⸗ 
halb auszuweiſen, weil er, bevor er ſeinen Aufenthalt im 
Gebiete derſelben nahm, an ſeinem früheren Aufenthalts- 
orte der öffentlichen Mildthätigkeit zur Laſt fiel, oder einen 
beſcholtenen Lebenswandel führte. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der Gemeinde W. gegen die Entſcheidung des Miniſteriums 
des Innern vom 29. April 1901, 3. 14271, betreffend die 
Ausweiſung der E. M., zu Recht erkannt: 


Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 


8 Entſcheidungsgründe: 


Die Gemeinde W. hat die Ausweiſung der E. M. auf 
Grund des F. 9 der oberöſterreichiſchen Gemeindeordnung 
wegen Beſcholtenheit verfügt, weil die Genannte mit dem 
Erkenntniſſe des k, k. Bezirksgerichtes Schw. vom 8. Juni 
1880 wegen der Übertretung der Veruntreuung beſtraft 
worden war. 

Dieſe Verfügung wurde von der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft W. behoben. Die bezirkshauptmannſchaftliche 
Entſcheidung wurde im Juſtanzenzuge von der oberöjter- 
reichiſchen Statthalterei und mit der nunmehr angefochtenen 
Entſcheidung vom Miniſterium des Innern in der Erwägung 
beſtätigt, dafs E. M. die im Ausweiſungserkenntniſſe be⸗ 
zogene, in das Jahr 1880 zurückreichende Übertretung der 
Veruntreuung nicht während ihres Aufenthaltes im Gebiete 
der Gemeinde W. begangen habe, daher die bezügliche ge— 
richtliche Beſtrafung der Gemeinde einen geſetzlich gegrün— 
deten Anlaſs zur Ausweiſung nicht bieten könne. 


Die Gemeinde W. beſtreitet die Geſetzmäßigkeit der 
angefochtenen Entſcheidung mit der Behauptung, im Sinne 
des 8.9 der Gemeindeordnung ſei zur Ausweiſung einer 
Perſon aus einem Gemeindegebiete nicht erforderlich, dafs 
die Übertretung, welche zur gerichtlichen Beſtrafung der 
auszuweiſenden Perſon geführt hat, im Gebiete der aus⸗ 
weiſenden Gemeinde begangen worden ſei, da die betreffende 
Perſon beſcholten ſei und bleibe, ob ſie ſich nun in dieſem 
oder jenem Orte aufhalte. 

Soferne die Gemeinde zur Begründung ihrer An- 
ſchauung ſich darauf beruft, daſs die im $. 9 der Gemeinde- 
ordnung enthaltene Beſtimmung, betreffend die Ausweiſung 
von Gemeindegenoſſen, im vorliegenden Falle keine Anwen- 
dung finde, weil E. M. nicht Gemeindegenoſſin der Gemeinde 
W. ſei, iſt darauf zu verweiſen, daſs die angefochtene Ent— 
ſcheidung ſich auf dieſe Beſtimmung nicht ſtützt, ſondern die 
Ausweiſung lediglich deshalb nicht für begründet erkennt, 
weil E. M. die Übertretung der Veruntreuung im Jahre 
1880 nicht während ihres Aufenthaltes im Gebiete der Ge— 
meinde W. begangen habe. 

Dieſen Thatumſtand beſtreitet die Gemeinde W. in 
ihrer Beſchwerde nicht, ſondern ſie erachtet, wie erwähnt, die 
Ausweiſung einer Perſon wegen Beſcholtenheit für gerecht— 
fertigt, wenn die betreffende Perſon wo und wann immer 
ſich eine gerichtliche Strafe zugezogen hat. 

Dieſer Rechtsanſchauung konnte der Verwaltungs- 
gerichtshof nicht beipflichten. 

Denn gemäß §. 9 der Gemeindeordnung darf die Ge— 
meinde Auswärtigen, wenn fie ſich über ihre Heimatberechti- 
gung ausweiſen, den Aufenthalt in ihrem Gebiete nicht ver- 
weigern, ſo lange dieſelben der öffentlichen Mildthätigkeit 
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nicht zur Laſt fallen und mit ihren Angehörigen einen unbe— 
ſcholtenen Lebenswandel führen. 

Die Einleitung des Zwiſchenſatzes mit den Worten 
„ſo lange“ in Verbindung mit der gegenwärtigen Zeit der 
darauf folgenden Satzprädicate läſst erkennen, daſs es ſich 
um die Beſtimmung eines Zeitraumes handelt, deſſen Dauer 
von dem Nichteintritte, beziehungsweiſe von dem Be— 
ſtande eines Thatumſtandes (der Inanſpruchnahme der 
öffentlichen Mildthätigkeit, beziehungsweiſe der Führung 
eines unbeſcholtenen Lebenswandels) abhängig gemacht 
erſcheint. . 

Da nun in dieſem ſo umſchriebenen Zeitraume 
nach dem Geſetze den Auswärtigen der Aufenthalt im Ge⸗ 
meindegebiete nicht verweigert werden darf, ſo fällt der 
Anfang des erwähnten Zeitraumes mit dem Beginne des 
Aufenthaltes des Auswärtigen zuſammen und kann der 
Umſtand, daſs letzterer, bevor er „Auswärtiger“ im 
Sinne des letzten Abſatzes des 8. 7 der Gemeindeordnung 
(Geſetz vom 4. October 1868, L. G. Bl. Nr. 16) wurde, alſo 
bevor er ſeinen Aufenthalt in der Gemeinde nahm, an ſeinem 
früheren Aufenthaltsorte der öffentlichen Mildthätigkeit 
zur Laſt fiel oder einen beſcholtenen Lebenswandel 
führte, ein Recht der neuen Aufenthaltsgemeinde zur Aus⸗ 
weiſung nicht begründen. 2 

Da nun conſtatirt iſt, daſs E. M. die Übertretung der 
Veruntreuung nicht während ihres Aufenthaltes im Ge⸗ 
meindegebiete W. begangen hat, ſo war das für das Recht 
zur Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete in der Gemeinde— 
ordnung aufgeſtellte Erfordernis eines beſcholtenen Lebens⸗ 
wandels nicht gegeben und die angefochtene Entſcheidung 
dem Geſetze gemäß, weshalb die Beſchwerde als unbegründet 
abgewieſen werden muſste. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
24. März 1902, 3. 1829, 


betreffend 


\ 
die Frage der Legitimation zur Beſchwerdeführung in 
Angelegenheiten der Bezirksvertretungswahlen (Böhmen). 


Der Verwaltungsgerichtshof hat die von J. 3., 
Bürgermeiſter der Stadt P. im eigenen und im Namen der 
genannten Stadtgemeinde überreichte Beſchwerde de praes. 
10. Auguſt 1901, Nr. 6177, gegen den Erlaſs des Mini- 
ſteriums des Innern vom 18. April 1901, Z. 8212, be- 
treffend die am 12. December 1898 ſtattgehabte Bezirksver⸗ 
tretungswahl in der Gruppe der Landgemeinden des Ge— 
richtsbezirkes P. nach Einſicht in die Adminiſtrativacten 
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ohne Fortſetzung des Verfahrens in Gemäßheit der 88. 2 
und 21 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 
Nr. 36 ex 1876, wegen mangelnder Legitimation der Be⸗ 
ſchwerdeführer zurückgewieſen. 

Denn nach den geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Bezirksvertretung in Böhmen iſt die Bezirksvertretung aus 
Vertretern beſtimmter Intereſſengruppen, nämlich: des 
großen Grundbeſitzes, der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie 
und des Handels, dann der übrigen Angehörigen der 
Städte und Märkte und der Landgemeinden, inſoweit dieſe 
Gruppen im Bezirke vorhanden find, zuſammengeſetzt (§. 6, 
Geſetz vom 25. Juli 1864, L. G. Bl. Nr. 27). Die nach der 
Bevölkerungszahl beſtimmte Zahl der Mitglieder der Be⸗ 
zirksvertretung (§S. 38, Geſetz vom 23. November 1882, 
L. G. Bl. Nr. 62) iſt unter die vorhandenen Intereſſen⸗ 
gruppen nach Verhältnis des Geſammtbetrages der directen 
Steuern im Bezirke zu der Steuerſumme der einzelnen 
Gruppen zu vertheilen ($. 9, Geſetz vom 25. Juli 1864) 
und es werden beſondere Beſtimmungen über das „Wahl⸗ 
recht“ jeder einzelnen Gruppe, beziehungsweiſe über die 
Wahlberechtigung in dieſen Gruppen getroffen (88. 13 
und 15, Geſetz vom 28. September 1880, L. G. Bl. Nr. 74, 
§. 17, Geſetz vom 25. Juli 1864 und S. 18, Geſetz vom 
23. November 1882). 


Wenn ſich nun ſchon aus dem Principe der Intereſſen⸗ 
vertretung im allgemeinen ergibt, dass das rechtliche 
Intereſſe einer Gruppe zunächſt nur auf die Wahl der auf 
dieſer Gruppe entfallenden Vertreter gerichtet erſcheint, 
gelangt in den eitirten geſetzlichen Beſtimmungen zugleich 
zum poſitiven Ausdruck, dass den einzelnen Intereſſen⸗ 
gruppen ein Wahlrecht zur Bezirksvertretung nur in Abſicht 
auf die auf jede derſelben nach Maßgabe des durch die 
Steuerleiſtung dargeſtellten Gewichtes der Intereſſen der 
betreffenden Gruppe im Bezirke entfallende Anzahl von 
Mitgliedern der Bezirksvertretung eingeräumt erſcheint und 
es kann demnach der Inhalt des Wahlrechtes der einzelnen 
Intereſſengruppen keineswegs als auf die Zuſammenſetzung 
der Bezirksvertretung, in deren Totalität gerichtet angeſehen 
werden. 
Dieſem nach kann aber auch das Wahlrecht der in 
einer Gruppe Wahlberechtigten durch den Ausfall der Wahl 
in einer anderen Intereſſengruppe nicht berührt erſcheinen. 

Da nun, was die vorliegende Beſchwerde betrifft, 
weder der Stadtgemeinde P. noch dem Bürgermeiſter dieſer 
Stadtgemeinde ein Wahlrecht in der Gruppe der Land⸗ 
gemeinden des Vertretungsbezirkes, beziehungsweiſe in der 
Untergruppe der Landgemeinden des Gerichtsbezirkes P. 
zuſteht, reſpective zuſtand, ſo kann eine Verletzung etwaiger 
Rechte der Beſchwerdeführer durch die angefochtene mini⸗ 
ſterielle Entſcheidung nicht in Frage kommen und mujste 
den Beſchwerdeführern die Legitimation zur Beſchwerde— 
führung aberkannt werden. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Socialpolitiſche Poſitionen im Staats- 


minder directer Verbindung mit ſocialpolitiſchen Auf- 


voranſchlag für das Jahr 1902.) Aus dem von gaben des Staates ſtehen. Die bezügliche Darſtellung 


der Regierung dem Abgeordnetenhauſe zur ver— 
faſſungsmäßigen Behandlung vorgelegten Budget für 
das Jahr 1902 bringt das Februarheft der „Socialen 
Rundſchau“ eine Zuſammenſtellung jener im Vor⸗ 
anſchlage angeſprochenen Credite, welche in mehr oder 


iſt im Folgenden wiedergegeben: 

Im Etat des Miniſteriums des Innern findet 
ſich ein außerordentliches Erfordernis von 20.000 K 
für die centraliſirte Behandlung der Unfallſtatiſtik 
(1. Rate) eingeſtellt. Für allgemeine Sanitätszwecke 


ind 4,084.407 K, für die allgemeinen Unter: 
ſuchungsanſtalten für . 626K 
veranſchlagt. 

Die Koſten des gewerblichen Unterrichts— 
weſens werden ſeitens der Unterrichtsverwaltung mit 
8,430.308 K präliminirt, für das commerzielle 
Bildungsweſen ſind 456.700 K ausgeworfen. Der 
hygieniſche Unterricht an den Lehrer- und 
Lehrerinnenbildungsanſtalten erfordert 19.400 K, 
die Remunerirung für die — nur in jedem zweiten 
Jahre abzuhaltenden — Vorträge über Schul— 
geſundheitspflege für Lehramtscandidaten an den 
Univerſitäten zu Wien, Graz, Prag (deutſch und 
böhmiſch), Innsbruck und Krakau je 400 K. 

Zur Förderung der Arbeits vermittlung 
find auch für dieſes Jahr 10.000 K im Etat des 
Handelsminiſteriums vorgeſehen, desgleichen werden 
die Koſten der Unfallverhütungsc ommiſſion 
mit 5000 K veranſchlagt. Die Gewerbeförderung 
erfordert 641.960 K (gegen 599.040 K im Jahre 
1901), für Meiſtercurſe ſollen 65.960 K 
(＋ 12.000 K), für Stipendien für ſolche Curſe 
48.000 K (＋ 8000 K), für auswärtige Curſe und 
Wanderunterricht 61.640 K (+ 8000 K), für 
Subventionirung von Lehrlingsarbeiten-Aus— 
ſtellungen 10.000 K, für Anſchaffung von 
Arbeitsbehelfen behufs Überlaſſung an gewerbliche 
Corporationen 88.000 K, für Förderung von ge— 
werblichen Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
80.000 K, für Förderung einzelner Erwerbszweige 
(Handweberei, Glasperlen- und Muſikinſtrumenten— 
erzeugung) 40.000 K in Anſpruch genommen werden. 


Das Präliminare der Gewerbeinſpection 
beträgt 525.540 K; die Steigerung um 30.550 K 
gegen das Vorjahr wird damit begründet, dafs drei 
neue Inſpectorate in Ausſicht genommen ſind und die 
Theilung mehrerer allzu großer Aufſichtsbezirke die 
Vermehrung des zugehörigen Perſonals nothwendig 
macht. Die fortdauernd befriedigenden Erfahrungen, 
welche mit der zunächſt proviſoriſch eingeführten Inſti⸗ 
tution der Genoſſenſchafts-Inſtructoren gemacht 
werden, laſſen deren Weiterführung im Intereſſe der 
genoſſenſchaftlichen Organiſation des Gewerbeſtandes 
gerechtfertigt erſcheinen. Infolge der wachſenden In— 
anſpruchnahme dieſer Organe ſeitens der Genoſſen— 
ſchaften iſt ein Ausbau dieſer Einrichtung umſo drin— 
gender, als die gegenwärtigen Amtsbezirke ſo aus⸗ 
gedehnt find, daſs ein einzelner Functionär den an 

ihn geſtellten Anſprüchen der gewerblichen Kreiſe 
keineswegs in ausreichendem Maße zu entſprechen 
vermag. Statt der bisherigen fünf Stellen ſollen dem⸗ 
nach acht Amtsbezirke geſchaffen und den jeweiligen 
Amtsleitern entſprechende, zum Theile aus dem Ge— 
werbeſtande ſelbſt entnommene Hilfsorgane zur Seite 
geſtellt werden. Die Koſten ſind mit 90.670 
(+ 10.070) K eingeſtellt. Im ordentlichen Erforder⸗ 
niſſe der Poſt⸗ und Telegraphenanſtalt iſt wie im Vor⸗ 
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jahre für Belohnungen und Aushilfen die Summe von 
445.000 K und für Zuſchüſſe für die Altersver— 
ſorgung der nicht landesfürſtlichen Bedienſteten der 
Betrag von 306.500 K präliminirt. Das Mehr⸗ 
erfordernis von 31.500 K wird durch den ſteten Zu— 
wachs an Perſonal, ſowie durch die definitive Regelung 
der Penſionsverhältniſſe der vorgenannten Bedienſteten 
bedingt. Die Erhöhung des Credites für Mani— 
pulationsbeihilfen auf 2,196.500 (+400.880)K 
ſoll auch die endliche Löſung der Poſtexpeditorenfrage 
ermöglichen, beziehungsweiſe erleichtern. Der Auf— 
wand für das k. k. arbeitsſtatiſche Amt iſt mit 
172.750 (+ 14.670) K vorgeſehen. 


Seitens des Eiſenbahnminiſteriums werden für 
Beiträge zu den Altersverſorgungsanſtalten und ſon— 
ſtigen Wohlfahrtseinrichtungen 5,026.000 K an— 
geſprochen; die Steigerung dieſer Beitragsleiſtungen 
gegenüber dem Erforderniſſe für 1901 beträgt 
860.300 K. Der zu deckende Gebarungsausfall des 
Penſions inſtitutes wird mit 2,000.000 K an— 
geſetzt (+ 776.300), der Beitrag zum Proviſions— 
inſtitute wird um 160.000 K erhöht; ferner wird 
eine Summe von 788.000 K als Beitrag zur 
Krankencaſſe ausgeworfen und werden 183.000 
(+ 32.000) K Betriebszuſchuſs zu den Koſten des 
bahnärztlichen Dienſtes eingeſtellt. Für einmalige 
Unterſtützungen an active Bedienſtete ſind 
1,354.000 (+ 6430) K, für fortlaufende Gnaden— 
gaben 15.000 (+ 5000) K, für Remunerationen 
aus Anlass der Vollendung der 25jährigen Dienit- 
zeit 55.400 (+ 1800) K und für anderweitige 
Remunerationen 329.580 K vorgeſehen. Das Er- 
fordernis des Beitrages zur berufsgenoſſenſchaft— 
lichen Unfallverſicherungsanſtalt der öſter— 
reichiſchen Eiſenbahnen ſtellt ſich auf 3,772.800 
(+ 650.500) K. 

Zur Förderung des land- und forſtwirtſchaft— 
lichen Wereins⸗ und Genoſſenſchaftsweſens 
präliminirt das Ackerbauminiſterium den Betrag von 
256.000 (+ 56.000) K, eine Mehreinſtellung, die 
durch die Entwicklung der landwirtſchaftlichen Ge— 
noſſenſchaften begründet erſcheint; dieſe letztere docu— 
mentirt ſich namentlich in dem Ausbau des credit— 
genoſſenſchaftlichen Syſtems, in der Gründung von 
Centralverbänden und der energiſchen Ausbreitung 
des landwirtſchaftlichen Bezugsgeſchäftes, ſowie in 
zahlreichen Gründungen von landwirtſchaftlichen 
Productiv- und Abſatzgenoſſenſchaften und deren 


Verbänden. Die Verbreitung landwirtſchaft— 
licher Bildungsmittel, Stipendien ꝛc. er⸗ 
fordert 180.000 K, der Wanderunterricht 


205.000 (+ 25.000) K. Die directe Förderung 
der Landwirtſchaft ſoll unter anderem erfolgen 
durch Unterſtützung der Rindviehzucht mit 
472.000 (+ 50.000) K, der Klein viehzucht mit 
168.000 (28.000) K und des angeſichts der ſich 
immer mehr und mehr ausdehnenden Milchwirtſchaft 
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befonders wichtigen Molkereiweſens mit 126.000 
(+ 41.000) K. Für die Subventionirung nicht— 
ſtaatlicher land- und forſtwirtſchaftlicher Lehr— 
anſtalten ſind präliminirt, und zwar an Gründungs- 
beiträgen wie im Jahre 1901 230.000 K, an Er- 
haltungsbeiträgen 567.000 (+ 37.000) K. Für die 
verſicherungstechniſchen Arbeiten zur Durchführung 
des Bruderladengeſetzes ſind 18.000 Keingeſetzt, für 
Sanirungsbeiträge rund 171.000 K, endlich 
für den Bau von Arbeiterwohnhäuſern, Waſch— 
und Ankleideanſtalten 39.200 Kund eines Beamten— 
hauſes 26.000 K. Die Sanitätskoſten bei der 
Montanverwalung erſcheinen mit 250.790 K ver— 
anſchlagt. 

Die Sanitäts auslagen der Juſtizverwaltung 
in den einzelnen Kronländern ſind mit rund 150.000 
(+ 12.600) K budgetirt, die der Strafanſtalten mit 
39.000 K, für den Bau eines Beamtenwohn— 
hauſes beim Brünner Strafgerichtsgebäude iſt als 
erſte Rate der Betrag von 28.000 Keingeſtellt. Auch 
des allgemeinen Penſionsetats der öſter— 
reichiſchen Civilverwaltung kann zum Schluſſe Er— 
wähnung gethan werden; derſelbe beläuft ſich auf 
rund 60,276.000 K, worunter für 20.800 Witwen 
und Waiſen 16,40 7.000 K, an Erziehungsbeiträgen 
für Kinder nach Beamten und Dienern 1,456.900 K, 
für Proviſionen 4,486.800 Kund für Gnadengaben 
1,821.000 K angeſetzt find. 


(Anderung eines Ortsgemeindenamens.) 
Der Gemeinde Altſtadtimpolitiſchen Bezirke Nachod in 
Böhmen wurde vom Miniſterium des Innern im Ein- 
vernehmen mit den Miniſterien der Juſtiz und der 
Finanzen die Anderung reſpective Ergänzung ihres 
damens, beziehungsweiſe des Namens der Ortſchaft 
Altſtadt in „Altſtadt an der Mettau“ („Staré 
Mesto nad Metuji“) bewilligt. 


(Schulung eines Desinfectionsperſo— 
nales für Epidemiefälle.) Auf Grund des Er— 
laſſes des Miniſteriums des Innern vom 13. Februar 
1901, in welchem die Landesbehörden angewieſen 
worden ſind, wegen Sicherſtellung eines geſchulten 
Desinfectionsperſonales für die vom Rothen Kreuze 
in Epidemiefällen beizuſtellenden Baracken Vorſorge 
zu treffen, werden im k. k. allgemeinen Krankenhauſe 
in Wien Unterrichtscurſe zur Ausbildung eines ge— 
ſchulten Desinfectionsperſonales eingerichtet werden 
und mit 1. Mai d. J beginnen. Dieſer unter der 
Leitung des Directors abgehaltene Curs wird einen 
theoretiſchen und praktiſchen Lehrgang umfaſſen. 


(Kaiſer Franz Joſeph J. Jubiläumsſtif— 
tung für Volkswohnungen und Wohlfahrts— 
einrichtungen.) Nach den im ſechsten Jahres— 
berichte veröffentlichten Nachweiſungen betrug das 
buchmäßige Geſammtvermögen der Stiftung am 
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Schluſſe des abgelaufenen Jahres 2, 122.1107 24 E 
und iſt gegen das Vorjahr um 42.532115 K ge 
ſtiegen. In baulicher Hinſicht entwickelte die Stif— 
tung im Jahre 1901 eine große Thätigkeit. Die 
zweite Baugruppe, beſtehend aus 7 Häuſern, mit 
deren Erbauung im Auguſt 1900 begonnen worden, 
war mit Ende Mai fertiggeſtellt und wurde am 
15. Juni der Benützung übergeben. Auch der Bau 
der dritten aus der Lobmeyerſpende errichteten Häuſer— 
gruppe, beſtehend aus 10 Häuſern, wurde im Berichts⸗ 
jahre in Angriff genommen und vollendet. Die Stif- 
tungscolonie umfaſst nunmehr 26 Familienhäuſer 
mit 397 Wohnungen für zuſammen 2000 erwachſene 
Perſonen (2 Kinder bis zum Alter von 6 Jahren 
werden einer erwachſenen Perſon gleich gerechnet) und 
2 Ledigenheime mit Wohnräumen für 96 Perſonen. 
Jeder einzelnen Wohnung, ſowie jedem der Ge— 
ſchäftslocale iftje eine Dachboden- und Kellerabtheilung 
zugewieſen. Jede Wohnung, jedes Geſchäftslocal, jede 
Waſchküche hat ein durch einen Vorraum abgegrenztes 
Cloſet mit Waſſerſpülung. Die Wohnungspreiſe, 
welche ſich ineluſive Reinigungsgeld und der Benützung 
der von der Stiftung bereits geſchaffenen oder noch zu 
ſchaffenden Wohlfahrtseinrichtungen (bis nun Dampf— 
wäſcherei, Badegelegenheiten, ärztliche Sprechſtunde, 
Bibliothek, Gartenanlage) verſtehen, richten ſich je nach 
dem Ausmaße der Wohnungen. Der Wohnungspreis 
beträgt pro 1 Quadratmeter Wohnfläche (unter dieſen 
wird nur das Ausmaß der Zimmer, Cabinette und 
Küchen verſtanden) und Jahr durchſchnittlich 996 K. Er 
entſpricht nicht nur den Mietpreiſen der Umgebung, 
ſondern iſt im Verhältniſſe zu dem Gebotenen that— 
ſächlich billiger. Am 31. December 1901 war die 
Colonie einſchließlich der beiden Ledigenheime von 
insgeſammt 976 (1900: 690) Perſonen bewohnt. 


(Wiener Arbeitsvermittlungsamt.) Dem 
Geſchäftsberichte des ſtädtiſchen Arbeitsvermittlungs⸗ 
Amtes über die Thätigkeit im Jahre 1901 iſt zu ent⸗ 
nehmen, dass die Vermittlungsthätigkeit des Amtes 
im Berichtsjahre eine ſteigende Inanſpruchnahme zu 
verzeichnen hat. Im abgelaufenen Jahre wurden 
45.701 Vermittlungen gegen 45.057 im Jahre 1900 
durchgeführt. Dieſe Erhöhung der Vermittlungsziffer 
iſt weſentlich der vermehrten Inanſpruchnahme der 
Abtheilung für Frauenarbeit (um 560 Stellen mehr) 
und jener der Lehrlingsvermittlnng (um 197 Ver⸗ 
mittlungsfälle mehr) zuzuſchreiben, während viele 
Berufszweige der männlichen Abtheilungen nur une 
weſentliche Steigerungen gegen das Vorjahr aufweiſen. 
Ein auffälliger Rückgang hat ſich in der Vermittlung 


der unqualificirten Arbeiter ergeben. Im Jahre 1900 


wurden bei dieſer Kategorie 5231 Aufträge, 1901 nur 
4520 Aufträge verzeichnet. Dieſer Ausfall iſt zunächſt 
auf die im Laufe des Jahres eingetretene wirtſchaft— 
liche Kriſe in der Eiſen- und Metallinduſtrie zurück⸗ 
zuführen, die auch in einigen Zweigen des Baugewerbes 
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ſich fühlbar machte. Die 45.701 Vermittlungen ver⸗ 
langten 66.835 Zuweiſungen von Stellenbewerbern, 
und zwar 48.454 bei der Männerarbeit, 13.567 bei 
der Frauenarbeit und 4818 bei der Lehrſtellen— 
vermittlung. 

Die Geſammteinnahmen des Amtes bezifferten 
ſich mit 14.655 K 94 h, die Ausgaben mit 
59.110 K 36 h. 


(Die Regelung der Kinderarbeit im 
Deutſchen Reiche.) Der vom deutſchen Bundesrathe 
genehmigte Geſetzentwurf, betreffend die Regelung der 
gewerblichen Kinderarbeit außer den Fabriken, ſtand 
am 23. und 24. April d. J. auf der Tages— 
ordnung des Reichstages und wurde nach längerer, 
eingehender Berathung einer Commiſſion über— 
wieſen. Der Geſetzentwurf unterſcheidet zwiſchen der 
Beſchäftigung eigener, daſs heißt derjenigen Kinder 
unter 13 Jahren, welche noch zum Schulbeſuche ver— 
pflichtet ſind, und mit demjenigen, der ſie beſchäftigt, 
im dritten Grade verwandt oder verſchwägert, an 
Kindesſtatt von demſelben angenommen oder bevor— 
mundet oder zur geſetzlichen Zwangserziehung über— 
wieſen ſind, und der Beſchäftigung fremder Kinder. 
Die Beſtimmungen rückſichtlich fremder Kinder ſind 
weit ſtrengere, weil man annimmt, daj3 die eigenen 
Kinder in der Elternliebe doch einigermaßen Schutz 
finden. Das Geſetz verbietet die Beſchäftigung der 
Kinder in gewiſſen Betrieben ganz, beſchränkt die 
Zuläſſigkeit der Thätigkeit auf gewiſſe Zeiten, läſst 
ſie nie drei Stunden überſteigen, verbietet jede Nacht— 
arbeit, regelt insbeſondere die Beſchäftigung der 
Kinder im Gaſt⸗ und Schankgewerbe, bei der Aus— 
tragung von Waren und Botengängen, die Sonntags— 
ruhe, verbietet die Beſchäftigung von Kindern 
unter zwölf Jahren bei öffentlichen theatrali— 
ſchen Vorſtellungen und Schauſtellungen und 
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geſtattet nur, dass bei ſolchen Veranſtaltungen, bei 
denen ein höheres Intereſſe der Kunſt und Wiſſenſchaft 
obwaltet, die Verwaltungsbehörde Ausnahmen zulaſſe. 
Es wird ferner die Anzeigepflicht für die Beſchäftigung 
ſchulpflichtiger Kinder vorgeſchrieben, ſowie die Löſung 
einer Arbeitskarte. Eine intenſive Aufſicht und ſehr 
empfindliche Geldſtrafen ſollen die Durchführung des 
Geſetzes ſicherſtellen. 

In der Debatte führte Staatsſecretär des Innern 
Dr. Graf v. Poſadowsky aus, dafs man es hier mit 
dem erſten Verſuchen zu thun habe, für den nicht alle 
betheiligten Kreiſe zu haben ſeien. Die vorausgegangene 
Enquete biete eine genügende Unterlage für die Vor— 
lage. Die Kinderarbeit habe einen erzieheriſchen Wert, 
ſie halte die Kinder vom Müſſiggange ab und bilde ſie 
zu dem künftigen Berufe vor. Wenn man aber die 
Kinderarbeit nicht zeitlich einſchränkt, führt ſie zum 
Idiotismus. Die ländliche Beſchäftigung ſei nicht ſo 
ſchädlich wie die induſtrielle und deshalb ſei es 


berechtigt, nur dieſe Beſchäftigung in das Geſetz auf— 


zunehmen. 

Die über die Zahl und die Beſchäftigungsart 
der außerhalb der Landwirtſchaft und des Geſinde— 
dienſtes gewerblich thätigen Kinder unter 14 Jahren 
durchgeführten Erhebungen ergaben, daj3 523.283 
Kinder in Deutſchland gewerbliche Arbeit außer 
den Fabriken und der Landwirtſchaft verrichten. 


(Einführung unentgeltlicher Geburts— 
hilfe in einem Schweizer Canton.) Nach einer 
Mittheilung in den ſchweizeriſchen Blättern für Wirt- 
ſchafts- und Socialpolitik hat der Große Rath des 
Cantons Teſſin in ſeiner jüngſten Tagung den von 
der Regierung eingebrachten Geſetzentwurf, betreffend 
Unentgeltlichkeit der Geburtshilfe, angenommen. Nach 
dieſem Geſetze ſind nunmehr die Hebammen durch die 
Gemeinden und den Staat zu bezahlen. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 12. April d. J. dem Ober⸗ 
ingenieur des Staatsbaudienſtes i in Dalmatien, Karl Cièin 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Miniſterial-Viceſecretär in dieſem 
Miniſterium Romuald Stanislaus Noel zum Bezirks⸗ 
hauptmanne in Galizien ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Statt⸗ 
haltereiconcipiſten Bruno Ritter von Rainer zu Harbach, 
Dr. Erich von Vilas, Dr. Johann Famira-Pareſetich, 
Dr. Victor Kühnelt und Franz Freiherrn Erb von 
Rudtorffer zu Bezirkscommiſſären und die Statthalterei- 
conceptspraftifanten Dr. Karl Freiherrn von Haerdtl, 
Dr. Alois Fenz, Roderich von Götz und Dr. Rudolf Ritter 
von Czyhlarz zu Statthaltereiconcipiſten ernannt. Weiters 
hat der Statthalter den Bezirkscommiſſär Dr. Erich von 
Vilas (Scheibbs) nach Wiener-Neuftadt, den Bezirks- 
commiſſär Franz Freiherrn Erb von Rudtorffer (Statt⸗ 


halterei) nach Korneuburg, den Statthaltereiconcipiſten Hugo 


Paul (Hietzing, Umgebung) nach Scheibbs, den Statthalterei- 
concipiſten Rudolf Grafen von Abenſperg und Traun 
(Bruck an der Leitha) nach Baden, den Gtatthalterei- 
concipiſten Roderich von Götz (Korneuburg) nach Miſtelbach, 
weiters die bisher bei der Statthalterei verwendeten Gtatt- 
haltereiconceptspraktikanten Pius Freiherrn Rivalier von 
Meyſenbug nach Hietzing-Umgebung, Dr. Rudolf Franz 
nach Mödling, Karl Ritter Riedl von Riedenau nach 
Neunkirchen und Ottokar Mazanee nach Floridsdorf ver- 
ſetzt, ferner die Statthaltereiconcipiſten Franz Dokaupil 
(Miſtelbach) und Dr. Alois Fenz (Floridsdorf), ſowie den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Max Hillinger zur 
Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen; ſchließlich 
hat der Statthalter den Jur. Dr. Joſef Gröll zur Ablegung 
der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zuge⸗ 


laſſen; der Statthaltereiconceptspraktikant Max Allmayer 
(Mödling) wurde zum Poſtconceptspraktikanten für den 
niederöſterreichiſchen Directionsbezirk ernannt. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den abſolvirten 
Rechtshörer Jur. Dr. Albert Renkin zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 

Der Statthalter in Steiermark hat die Statthalterei⸗ 
concipiſten Dr. Alfons v. Buchta und Rudolf Ritter 
v. Schlick zu Bezirkscommiſſären und den Statthalterei⸗ 
conceptspraktikanten Alfred Freiherrn v. Watzdorff zum 
Statthaltereiconcipiſten ernannt. 


Der Landespräſident in Kärnten hat den abſolvirten 
Techniker Friedrich Gold zum Bauadjuncten für den 
Staatsbaudienſt in Kärnten ernannt. 


Der Statthalter in Böhmen hat den Gtatthalterei- 
conceptspraktikanten Jur. Dr. Heinrich Bender v. Säbel⸗ 
kampf zum Statthaltereiconeipiſten ernannt. 

Der Statthalter in Mähren hat den Auſcultanten des 
k. k. Landesgerichtes in Brünn Victor Ritter v. Weſſely, 
ſowie den abſolvirten Rechtshörer Franz Ratzer zur 
Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Concepts⸗ 
dienſt zugelaſſen und erſteren der Statthalterei, letzteren 
der Bezirkshauptmannſchaft Neutitichein zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen; weiters hat der Statthalter den abſolvirten 
Rechtshörer Franz Neuſchl zur Ablegung der Probeproxis 
für den i bei der Polizeidirection in 
Brünn zugelaſſen. 

Der Statthalter in Galizien hat den abſolvirten 
Rechtshörer Marian Markowski zur Ablegung der Probe⸗ 
praxis für den politiſchen Concepts dienſt zugelaſſen. 

Der Statthalter in Dalmatien hat den abſolvirten 
Rechtshörer Victor v., Angeli und den Finanzconcepts- 
praktikanten Lorenz Eurlica zur Ablegung der Probe⸗ 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und 
beide der Statthalterei zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Oberöſterreich die Stelle eines Sanitätsconei⸗ 
piſten der X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle haben 
ihre Geſuche unter Nachweiſung ihres Alters, der wichtigeren 
Perſonalverhältniſſe, des Zeitpunktes der Promotion und 
der abgelegten Phyſikatsprüfung, der Art und des Ortes 
ihrer bisherigen Dienſtesverwendung und ihrer etwaigen 
weiteren wiſſenſchaftlichen und dienſtlichen Qualification 


bis längſtens 10. Mai 1902 im vorgeſchriebenen Dienſt⸗ 
wege beim Statthaltereipräſidium in Linz einzubringen. 

In Galizien eine Rechnungsofficialsſtelle der 
X., eventuell eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle der 
XI. Rangsclaſſe. Competenzgeſuche, denen die Qualifi⸗ 
cationsbehelfe, ſowie der Nachweis der Kenntnis der Landes⸗ 
ſprachen beizuſchließen ſind, ſind im vorgeſchriebenen Wege 
bis Ende Mai 1902 beim Statthaltereipräſidium in 
Lemberg einzubringen. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Geſetze und Verordnungen. 


Geſetz vom 27. April 1902, 
betreffend 


die Errichtung von Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte, R. G. Bl. Nr. 91. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichs- 
rathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Genoſſenſchaftsſprengel. 

8915 
Nach Maßgabe dieſes Geſetzes und der auf 
Grund desſelben zu erlaſſenden Landesgeſetze wird in 
der Regel in jedem Gerichtsbezirke eine Berufs- 
genoſſenſchaft der Landwirte für dieſen Bezirk und in 
jedem Lande eine ſolche für den Bereich des Landes 
errichtet. Dieſe Genoſſenſchaften führen die Bezeich- 
nung Bezirks- und Landesgenoſſenſchaften der Land— 
wirte. f 
Die Landesgeſetzgebung kann jedoch anordnen, 
daſs die Genoſſenſchaftsbildung ausnahmsweiſe nur 
in einzelnen Landestheilen und nur für dieſe jtatt- 
zufinden habe, und überdies Beſtimmungen treffen, 
nach welchen in dem betreffenden Lande oder in ein- 

zelnen Theilen dieſes Landes 


a) auch Gemeindegenoſſenſchaften der Landwirte 
für den Bereich einer oder mehrerer Orts- 
gemeinden (Pfarrſprengel), 


b) für einen Gerichtsbezirk mehr als eine Bezirks— 
genoſſenſchaft der Landwirte, 


c) für zwei oder mehrere Gerichtsbezirke nur eine 
Bezirksgenoſſenſchaft der Landwirte, 


d) mehrere Landesgenoſſenſchaften der e 
oder 
e) Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte für ein⸗ 

zelne Gruppen von Landwirten ($. 3, alinea 4) 

errichtet werden. 

Auch bleibt der Landesgeſetzgebung vorbehalten, 
Beſtimmungen über die Trennung oder Zuſammen— 
legung der Sprengel bereits BE Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften feſtzuſetzen. 


Zweck. 
8.2. 


Der Zweck dieſer Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte beſteht in der Verbeſſerung der ſittlichen 


und materiellen Verhältniſſe der Landwirte durch 
Pflege des Gemeingeiſtes, gegenſeitige Belehrung und 
Unterſtützung, Erhaltung und Hebung des Standes⸗ 
bewuſstſeins, durch Vertretung der berufsſtändiſchen 
Intereſſen der Genoſſen, ſowie durch Förderung der 
wirtſchaftlichen Intereſſen derſelben. 


Mitglieder. 


Wilde der Berufsgenoſſenſchaften der Land— 
wirte ſind in der Regel alle Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer land- oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Liegenſchaften, die weder ausſchließlich 
Annehmlichkeitszwecken gewidmet, noch im Eiſenbahn⸗ 
buche eingetragen ſind. Jeder Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer gehört jener Berufs⸗ 
(Bezirks-, Gemeinde-) Genoſſenſchaft der Landwirte 
als Mitglied an, in deren Sprengel die in ſeinem 
Eigenthum, Nutzungseigenthum oder Fruchtgenuſſe 
befindlichen land- oder forſtwirtſchaftlichen Liegen⸗ 
ſchaften gelegen ſind. 

Eigenthümer, Nutzungseigenthümer und Frucht- 
nießer von Liegenſchaften, welche in mehreren Ge⸗ 
noſſenſchaftsſprengeln gelegen ſind, ſind Mitglieder 
einer jeden für die betreffenden Sprengel gebildeten 
Berufs- (Bezirks-, Gemeinde-) Genoſſenſchaft der 
Landwirte. 

Die näheren Beſtimmungen, welche Grundſtücke 
als land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Liegenſchaften im 
Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen ſeien und ob eine 
Liegenſchaft, um für den Eigenthümer, Nutzungs⸗ 
eigenthümer und Fruchtnießer die Mitgliedſchaft an 
der Berufsgenoſſenſchaft zu begründen, ein gewiſſes 
Mindeſtmaß der Fläche oder des Extrages erreichen 
muss, bleiben der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 

Die Landesgeſetzgebung kann beſtimmen, dass 
die Eigenthümer, Nutzungseigenthümer und Frucht⸗ 
nießer von Gutscomplexen, die ein gewiſſes Maximal⸗ 
ausmaß der Fläche oder des Ertrages überſchreiten, 
beſondere Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte bilden 
(F. 1, Alinea 2, lit. e). 


§. 4. 
Im Zweifel über die dem Eigenthümer, 


Nutzungseigenthümer und Fruchtnießer einer Liegen- 


ſchaft in Gemäßheit des §. 3 zukommende Mitglied⸗ 


ſchaft entſcheidet die politiſche Bezirks- und in letzter 
Inſtanz die politiſche Landesbehörde. 


Die Landesgeſetzgebung kann darüber Beſtim— 
mungen treffen, ob vor dieſen Entſcheidungen die 
autonomen Behörden einzuvernehmen ſind. 
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Mitglieder der Landesgenoſſenſchaft der Land— 
wirte find die ſämmtlichen Mitglieder der im Lande 
beſtehenden Bezirks- (Gemeinde-) Genoſſenſchaften, 
ferner alle Mitglieder der allenfalls durch die Landes— 
geſetzgebung im Sinne des §. 1, Alinea 2, lit. e, 
gebildeten beſonderen Berufsgenoſſenſchaften. 


f Werden in einem Lande mehrere Landesgenoſſen— 

ſchaften errichtet, ſo hat die Landesgeſetzgebung zu 
beſtimmen, welcher Landesgenoſſenſchaft, die einzelnen 
Bezirksgenoſſenſchaften und die allenfalls errichteten 
beſonderen Berufsgenoſſenſchaften angehören. 


F. 6. 


Die Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte ſind berechtigt, ihre genoſſenſchaftlichen 
Rechte und Pflichten, mit Ausnahme der ſtets dem 
Eigenthümer verbleibenden Verpflichtung zu den 
nach dieſem Geſetze an die Genoſſenſchaft zu leiſtenden 
Zahlungen, den Pächtern oder den gemäß $. 1103 
a. b. G. B. Nutzungsberechtigten zu übertragen. 


Die Landesgeſetzgebung kann Beſtimmungen 
treffen, nach welchen dieſer Übergang der genofjen- 
ſchaftlichen Rechte und Pflichten auf die im Alinea 1 
bezeichneten Perſonen von rechtswegen ſtattfindet. 


Die Landesgeſetzgebung kann auch beſtimmen, 
daſs die im Contadinen⸗ und Colonenverhältniſſe 
ſtehenden Perſonen als Mitglieder der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften zu betrachten ſind. 


SET. 


Die genofjenjchaftlihen Rechte und Pflichten 
werden für pflegebefohlene Eigenthümer, Nutzungs- 
eigenthümer und Fruchtnießer von dem geſetzlichen 

Vertreter, für juriſtiſche Perſonen von einem zu 
beſtellenden Bevollmächtigten, für mehrere Miteigen⸗ 
thümer, Nutzungseigenthümer und Fruchtnießer von 
dem aus ihrer Mitte zu wählenden Vertreter aus- 
geübt. 


§. 8. 


Von der in Gemäßheit der 88. 6 und 7 ftatt- 
findenden Vertretung, ſowie von jeder Anderung 
dieſes Verhältniſſes iſt der Genoſſenſchaft die Anzeige 
zu erſtatten. 


N 9 


113 


Genoſſenſchaftsorgane. 
8. 9. N 


Die Geſchäfte der Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte werden von den Genoſſenſchaftsorganen 
beſorgt. 

Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammen— 
ſetzung, die Wahl und die Functionen der Genoſſen— 
ſchaftsorgane, dann über das active und paſſive 
Wahlrecht der Genoſſenſchafter und deren Stimmrecht 
in den Genoſſenſchaftsverſammlungen bleiben der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten. 


Die Landesgeſetzgebung kann anordnen, dass 


a) in den einzelnen Ortsgemeinden (Pfarrſpren— 
geln) des Landes, inſoweit daſelbſt die Er- 
richtung von Gemeindegenoſſenſchaften (§. 1, 
Alinea 2, lit. a) nicht vorgeſehen tft, Ber- 
trauensmänner als örtliche Organe der Bezirks— 
genoſſenſchaften aufgeſtellt werden; 


b) den im Lande beſtehenden landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften, Verbänden oder Vereinen und 
dann ſolchen Corporationen, welche ſich mit 
der Förderung land- und forſtwirtſchaftlicher 
Induſtrien befaſſen, ein Vertretungsrecht in 
den Genoſſenſchaften, beziehungsweiſe deren 
Ausſchüſſen eingeräumt wird; 


c) Beſitzern von außerhalb des Gemeindeverbandes 
ſtehenden Gutsgebieten das Wahlrecht für 
die Gemeindegenoſſenſchaftsausſchüſſe zuerkannt 
wird; 

d) als Mitglieder der Genoſſenſchaftsausſchüſſe auch 
Perſonen aufgenommen werden können, welche 
ſich als landwirtſchaftliche Beamte oder Guts 
verwalter, als Vorſtandsmitglieder oder Beamte 
von land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Vereinen, 
Genoſſenſchaften und ähnlichen Corporationen, 
als Directoren, Lehrer u. ſ. w. von land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Unterrichtsanſtalten, als Thier⸗ 
ärzte oder in ſonſtiger Weiſe beſondere Ver— 
dienſte um die Förderung der Land- oder Forſt⸗ 
wirtſchaft erworben haben; es müſſen jedoch 
mindeſtens drei Viertel der Mitglieder des 
Genoſſenſchaftsausſchuſſes, ſowie der Obmann 
und deſſen Stellvertreter wahlberechtigte Mit- 
glieder der Genoſſenſchaft ſein. 


Conſtituirung und Statuten. 


§. 10. 


Die Beſtimmungen über die Conſtituirung der 
Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte, ſowie über die 
Aufſtellung und den Inhalt der Genoſſenſchaftsſtatuten 
bleiben der Landesgeſetzgebung vorbehalten. 
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Die Statuten, welche die politiſche Landes- 
behörde nach Einvernehmung des Landesausſchuſſes 
zu genehmigen hat, haben insbeſondere Vorſchriften 
zu enthalten über: 


a) die Rechte und Pflichten der Genoff e 

b) die Organe der Genoſſenſchaften und deren Be— 
fugniſſe; 

c) die Genoſſenſchaftsverſammlungen; 

d) den Sitz der Genoſſenſchaft; 

e) die Erforderniſſe für giltige Beſchluſsfaſſungen; 

f) die Aufſtellung der Genoſſenſchaftscataſter; 

8) die Beſtellung und Entlaſſung von Genoſſen⸗ 
ſchaftsbeamten; 

h) die Gründe, aus welchen eine Wahl abgelehnt 
werden kann, und die Folgen einer ungerecht- 
fertigten Ablehnung; 

i) die Form der Bekanntmachungen der Genoſſen— 
ſchaft; 

K) die Geſchäftsordnung; 

J) das Rechnungsweſen. 


Wirkungskreis. 
8.11. 


Der Wirkungskreis der Berufsgenoſſenſchaften 
der Landwirte iſt durch den im F. 2 feſtgeſetzten 
Zweck derſelben begrenzt. 

Grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt die Betheiligung 
der Berufsgenoſſenſchaften an Erwerbsunter⸗ 
nehmungen was immer für einer Art, ſomit namentlich 
die Betheiligung an Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften oder Darlehenscaſſen durch Leiſtung von 
Beiträgen oder Übernahme von Antheilſcheinen oder 
Haftungsverpflichtungen. 

Insbeſondere kommen dieſen Genoſſenſchaften 
gemäß den durch die Landesgeſetzgebung und durch 
das Statut feſtzuſtellenden Beſtimmungen folgende 
Aufgaben zu: 


a) die Vermittlung des Ankaufes der von den 
Genoſſenſchaftern in ihrem Betriebe benöthigten 
landwirtſchaftlichen Bedarfsartikel; 

b) die Vermittlung des Verkaufes der landwirt- 
ſchaftlichen Producte der Genoſſenſchafter, ins- 
beſondere auch zur Verſorgung des Heeres— 
bedarfes; 


6) die Anregung zur Bildung und Förderung, 


ſowie die Beaufſichtigung von Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zur Errichtung von 
Magazinen und Speichern für die Lagerung und 
den gemeinſamen Verkauf landwirtſchaftlicher 
Producte, dann zur Errichtung von Kellereien, 
Sennereien, Schlachthäuſern, Backhäuſern und 
anderen für die gemeinſame Verarbeitung und 


Verwertung anbnirtfgaftliher Producte ve = = 


ſtimmten Unternehmungen; 


d) die Anregung zur Bildung und Förde von 5 


Genoſſenſchaften und ſonſtigen Vereinigungen, 


welche ſich die Pflege der Land- oder Forſtwirt- 


ſchaft oder die ſonſtige Hebung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der Land- oder Forſtwirte zur Auf⸗ 
gabe ſtellen; 

e) die Anregung zur Bildung neuer und die 
Förderung oder Vereinigung beſtehender Dar⸗ 
lehenscaſſen, insbeſondere von Raiffeiſencaſſen 


behufs Pflege des Perſonal- und Lombard⸗ 
credites; 


)) die Vermittlung zwiſchen den Genoſſenſchaftern 


und den Landes-Hypothekenbanken bei Aufnahme 
unkündbarer, dem Amortiſationszwange . 
worfener Hypothekardarlehen; 


g) die Vermittlung der Convertirung hochverzing- 
licher in minderverzinsliche, kündbarer in un⸗ 
kündbare, dem Amortiſationszwange unter⸗ 
worfener Hypothekarſchulden; 

h) die Mitwirkung bei der Organiſation, Verwal⸗ 
tung und den Preisnotirungen der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Börſen und Märkte, ſowie die 
Heranziehung von Mitgliedern der Berufs⸗ 

genoſſenſchaften zu den Schiedsgerichten der 
Productenbörſen im Rahmen der jeweilig über 
die Börſeorganiſation beſtehenden Normen; 5 


i) die Mitwirkung bei der Durchführung der 
Lebens-, der Kranken-, Unfall-, Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung der in der Land⸗ und 


Forſtwirtſchaft beſchäftigten Perſonen, ſowie die > 
Mitwirkung bei der Durchführung der Feuer, 


Hagel- und Viehverſicherung, endlich die Mit- 


wirkung bei der Durchführung landescultureller 8 


Geſetze, inſoweit die Berufsgenoſſenſchaft zu 


dieſen Aufgaben durch beſondere Beſtimmungen = 


herangezogen wird; 


K) die Förderung des landwirtſchaftlichen Unter⸗ 


richtsweſens, ſowie die Veranſtaltung von Vor⸗ 
trägen und Verſammlungen zur Hebung der 
landwirtſchaftlichen Kenntniſſe; 
J) die Beſorgung der landwirtſchaftlichen Statiſtik; 
m) die Arbeitsnachweiſung und Vermittlung, ſowie 
die Regelung der Verträge mit landwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeitern durch Hinausgabe von Contract⸗ 
formularien u. ſ. w.; 


n) die Fürſorge für die Durchführung der Samen⸗ 


controle und den Verkehr der Genoſſenſchafter— 


mit landwirtſchaftlichen Verſuchsſtationen; 


o) die Vermittlung des Rechts beiſtandes für die >; 


Genoſſenſchafter; 


p) die Bildung eines ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes 
zur freiwilligen Austragung der zwiſchen den 
Genoſſenſchaftsmitgliedern und deren Hilfs⸗ 


2 trifft die Urkunde ein Geſchäft, zu deſſen Eingehung 
die Zuſtimmung des Genoſſenſchaftsausſchuſſes oder 
eeine höhere Genehmigung erforderlich iſt, 


i aus ere Arbeits. und Lohnverhältniſſe 
oder zwiſchen der Genoſſenſchaft und ihren 
Mitgliedern oder zwiſchen den einzelnen Ge— 
noſſenſchaftsmitgliedern entſtehenden Streitig— 
keiten; 

d die gung und Förderung der Grund— 
zuſammenlegung, ſowie die Unterſtützung bei 
Durchführung von Meliorationen (Drainagen, 
Bewäſſerungsanlagen, Tiefcultur ꝛc.). 


Es ſteht ferner den Berufsgenoſſenſchaften der 
Landwirte das Recht zu, Gutachten und Anträge in 
allen, berufsſtändiſche und wirtſchaftliche Intereſſen 
der Landwirte betreffenden Angelegenheiten an die 
Staats- oder autonomen Behörden über deren Auf- 
forderung oder aus eigener Initiative zu erſtatten. 
Bei den Maßnahmen des Staates oder der auto— 
nomen Körperſchaften zur Förderung der Landescultur, 
insbeſondere auf dem Gebiete des Subventions- und 
Meliorationsweſens haben ſie nach den hiefür grund— 
ſätzlich getroffenen oder im einzelnen Falle verein- 
barten näheren Beſtimmungen mitzuwirken. 

Die landesfürſtlichen und die Gemeindebehörden 
des Sprengels einer Landesgenoſſenſchaft, alle land— 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, Spar- und Vor⸗ 
ſchufscaſſen, Verkehrsunternehmungen, Verſicherungs⸗ 
anſtalten, ſowie die einzelnen Landwirte des Sprengels 
ſind verpflichtet, der Landesgenoſſenſchaft über deren 
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
erforderlichen Auskünfte zu ertheilen, die benöthigten 
Nachweiſungen zu liefern und die Landesgenoſſen— 
ſchaft überhaupt in ihrer Wirkſamkeit zu unterſtützen. 


| Rechtliche Stellung. 


8 12 


Die Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte unter- 
ſtehen nicht den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, über die Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 

KFioir die Verbindlichkeiten der Berüfsgenoffen⸗ 
ſchaft haftet nur die Genoſſenſchaft als juriſtiſche 

Perſon. 
Br Die Genoſſenſchaft wird durch ihren Obmann 
oder deſſen Stellvertreter gerichtlich und außergericht— 
lich vertreten. Doch müſſen Urkunden, durch welche 
Verbindlichkeiten gegen dritte Perſonen begründet 
werden ſollen, vom Obmanne und einem Mitgliede 
des Genoſſenſchaftsausſchuſſes unterfertigt fein. Be— 


jo mufs 
überdies die Zuſtimmung oder en in der 
Urkunde unter Mitfertigung von zwei Mitgliedern 
des Genoſſenſchaftsausſchuſſes erſichtlich gemacht 
werden. = 
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Genoſſenſchaftsbeiträge. 
8. 13. 


Sowohl die Gründungskoſten der Berufsge— 
noſſenſchaften der Landwirte, als die mit jedem 
Jahresſchluſſe für das nächſte Jahr zu präliminirenden 
Ausgaben, einſchließlich des allfälligen aus dem abge— 
laufenen Jahre verbliebenen Paſſivreſtes ſind durch 
Beiträge der Genoſſenſchafter zu decken, inſoweit nicht 
die Deckung durch andere Einnahmen erfolgt. 

Die Beiträge werden in Form von Zuſchlägen 
zur ſtaatlichen Grundſteuer eingehoben. 

Die Landesgeſetzgebung beſtimmt, von welchem 
Procentſatz der ſtaatlichen Steuer angefangen die 
Auflegung der Zuſchläge einer Genehmigung bedarf. 
Auch ſetzt die Landesgeſetzgebung den Procentſatz der 
ſtaatlichen Steuer feſt, welchen die Zuſchläge über— 
haupt nicht überſchreiten dürfen. 


§. 14. 


Dieſe Zuſchläge werden von denſelben Organen 
und mit denſelben Mitteln wie die ſtaatliche Grund— 
ſteuer eingehoben und genießen alle derſelben zus 
kommenden geſetzlichen Pfand- und Vorzugsrechte. 


8.155 


Gegen den auf Grund des $. 14 ergangenen 
Auftrag zur Zahlung von Genoſſenſchaftsbeiträgen 


ſteht binnen 30 Tagen nach erfolgter Verſtändigung 


der Recurs an die politiſche Bezirksbehörde und in 
zweiter und letzter Inſtanz an die politiſche Landes- 
behörde offen. 


Voranſchlag und Rechnungsabſchluſs. 


§. 16. 


Die Landesgeſetzgebung hat Beſtimmungen über 
die Aufſtellung und Prüfung der Voranſchläge und 
Rechnungsabſchlüſſe zu treffen, ſowie auch feſtzuſetzen, 
inwieweit bei den Rechnungsabſchlüſſen ſich ergebende 
Überſchüſſe zur Bildung von Reſervefonds verwendet 
oder als Einnahmen auf, den nächſten Voranſchlag 
übertragen werden. 


98. 17. 


Wenn eine Berufsgenoſſenſchaft es unterläſst, 
den gemäß den §§. 13 bis 16 ihr obliegenden Ver— 
pflichtungen zur Auflegung der Genoſſenſchaftsbeiträge, 
Aufſtellung des Voranſchlages und Rechnungsab— 
ſchluſſes und allfälligen Dotirung des Reſervefonds 
nachzukommen, ſo werden dieſe Maßnahmen je nach 
dem für die betreffende Berufsgenoſſenſchaft in Be— 
tracht kommenden Sprengel von der politiſchen Be- 
zirks⸗, beziehungsweiſe Landesbehörde durchgeführt. 
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Vertretung der Regierung und der Landes⸗ 
ausſchüſſe. 
8. 18. 


Das Ackerbauminiſterium und die politiſche 
Landesbehörde ſind befugt, je einen Vertreter in den 
Ausſchuſs der Landesgenoſſenſchaften zu entſenden. 

Die Landesgeſetzgebung kann beſtimmen, dafs 
der Landesausſchuſs ebenfalls einen Vertreter in den 
Ausſchuſs der Landesgenoſſenſchaften entſende, ſowie 
daſs in Ländern, wo Bezirksvertretungen beſtehen, 
auch von dieſen ein Vertreter in die Ausſchüſſe der 
betreffenden Bezirksgenoſſenſchaften entſendet werden 
könne. 


Landesculturräthe. 


§. 19. 

In jenen Ländern, in welchen auf Grund von 
Landesgeſetzen Bezirksgenoſſenſchaften der Landwirte 
oder ein Landesculturrath beſtehen, hat die Landes— 
geſetzgebung bei Einführung der in dieſem Geſetze 
vorgeſehenen berufsgenoſſenſchaftlichen Organiſation 
die näheren Beſtimmungen über das Verhältnis 
dieſer Organiſation zu den genannten Körperſchaften 
feſtzuſetzen. 


Hiebei haben insbeſondere folgende Grundſätze 
zu gelten: 


a) die beſtehenden Bezirksgenoſſenſchaften der 
Landwirte ſind in Berufsgenoſſenſchaften im 
Sinne dieſes Geſetzes umzuwandeln; 


b) die Landesculturräthe find entweder in Landes— 
genoſſenſchaften der Landwirte umzuwandeln 
oder doch wenigſtens derart umzubilden, daſs ihre 
Organiſation auf Grundlage der nach dieſem 
Geſetze errichteten Bezirks- (Gemeinde-) Ge— 
noſſenſchaften der Landwirte aufgebaut wird, 
und daſs fie die durch dieſes Geſetz den Landes— 
genoſſenſchaften der Landwirte zugewieſenen 
Pflichten und Rechte einſchließlich des Rechtes 
zur Einhebung von Beiträgen im Wege der 
Auflegung von Zuſchlägen (S. 13) übernehmen 
können. ! 


In jedem Lande, in welchem ein Landescultur— 
rath mit nach Nationalitäten getrennten Sectionen 
beſteht, iſt bei der vorbezeichneten Umbildung dieſe 
Theilung aufrecht zu halten, bei der Umwandlung 
des Landesculturrathes aber eine dieſen Sectionen ent⸗ 
ſprechende Anzahl von Landesgenoſſenſchaften zu 
errichten; auch iſt bei der Zuweiſung der Bezirks- 
(Gemeinde-) Genoſſenſchaften an die einzelnen See— 
tionen des Landesculturrathes, beziehungsweiſe an 


die Landesgenoſſenſchaften die für die Sectionen des 


Landesculturrathes beſtehende Theilung nach Natio— 
nalitäten aufrecht zu halten. Falls den bisherigen 
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Beſtimmungen gemäß die Behandlung einzelner An⸗ 


gelegenheiten oder die Verwaltung beſtimmter An- 
ſtalten im Landesculturrathe durch ein gemeinſchaft⸗ 


liches Organ oder unter gemeinfchaftliher Mit⸗ 


wirkung beider Sectionen zuläſſig iſt, ſo bleibt es der 


Landesgeſetzgebung vorbehalten, Beſtimmungen über 


die weitere gemeinſame Behandlung ſolcher Ange- 
legenheiten, beziehungsweiſe gemeinſame Verwaltung 
ſolcher Anſtalten zu treffen. 


Bei einer ſolchen Umbildung oder Umwandlung 
des Landesculturrathes ſteht es der Landesgeſetz⸗ 
gebung zu, hinſichtlich Conſtituirung und Statuten 
(S. 10), ferner hinſichtlich Deckung der Koſten, Auf- 
ſtellung des Voranſchlages und Rechnungsabſchluſſes 
($$. 13, 16, 17), endlich hinſichtlich Vertretung von 
Regierung und Land in den Genoſſenſchaften ($. 18) 
Beſtimmungen zu treffen, welche der durch das be— 
treffende Landesgeſetz über den Landesculturrath 
bisher feſtgelegten Regelung der angeführten Ange- 
legenheiten ſinngemäß entſprechen. 


Beſteht in einem Lande zwar ein auf geſetzlicher 
Grundlage beruhender Landesculturrath nicht, ſon⸗ 
dern eine auf ſtatutariſchen Beſtimmungen beruhende 
landwirtſchaſtliche Corporation, welche für das be- 
treffende Land thatſächlich die geſetzlich den Landes⸗ 


culturräthen zugewieſenen Aufgaben auf dem Gebiete 


der Landescultur beſorgt, ſo kann die Landesgeſetz⸗ 
gebung auf jene landwirtſchaftliche Corporation zum 
Zwecke der Umbildung in die nach dieſem Geſetze zu 


ſchaffenden Berufsgenoſſenſchaften angemeſſene Rück⸗ 


ſicht nehmen. 


Verbände. 


9. 20. 


Die im Sinne dieſes Geſetzes innerhalb eines 
Landes errichteten Berufsgenoſſenſchaften der Land⸗ 
wirte können ſich behufs Erfüllung gemeinſamer wirt⸗ 
ſchaftlicher Aufgaben zu Verbänden vereinigen. 


Reviſion. 
8.21: 


Die Geſchäftsführung der Gemeinde- und Be⸗ 
zirksgenoſſenſchaften der Landwirte, ſowie der im 
Sinne des §. 1, Alinea 2, lit. e, gebildeten beſon⸗ 
deren Berufsgenoſſenſchaften unterliegt der Reviſion 
durch die nächſt übergeordneten Genoſſenſchaften. 


Zur Reviſion der Geſchäftsführung der Landes— 
genoſſenſchaften iſt der Landesausſchuſs berufen. 
Die näheren Beſtimmungen über die Durch- 
führung dieſer Reviſion werden durch die Landes— 
geſetzgebung feſtgeſetzt. 
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MET Oberaufſicht. 
8. 22. 


Die Berufsgenoſſenſchaften der Landwirte unter— 
ſtehen hinſichtlich der Geſetzmäßigkeit ihrer Wirkſamkeit 
der Aufſicht der politiſchen Behörden und in letzter 
Inſtanz des Ackerbauminiſters. 


Falls eine Berufsgenoſſenſchaft eine beſonders 
erhebliche oder fortgeſetzte Geſetzwidrigkeit begeht, 
kann die politiſche Landesbehörde nach Einverneh— 
mung des Landesausſchuſſes die Auflöſung (Amtsent⸗ 
ſetzung) der leitenden Organe verfügen und zugleich 
die ſchuldigen Mitglieder derſelben auf eine beſtimmte, 
fünf Jahre nicht überſchreitende Zeit des paſſiven 
Wahlrechtes für die Genoſſenſchaftsleitung verluſtig 

erklären. 


Die näheren Beſtimmungen über die Durch— 
führung der Aufſicht werden im Verordnungswege 


feſtgeſetzt. 


Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten, Be— 
ſtimmungen über die Auflöſung von Berufsgenoſſen— 
ſchaften feſtzuſetzen. 


Gebürenbefreiungen. 
§. 23. 


Den Berufsgenoſſenſchaften der 
kommen bezüglich der Stempel- und unmittelbaren 
Gebüren die nachſtehenden Begünſtigungen zu: 


a) die Gebürenfreiheit für Empfangsbeſtätigungen 
über die Genoſſenſchaftsbeiträge, ſowie für die 
Eintragung des geſetzlichen oder executiven 
Pfandrechtes für dieſelben; 


b) die Gebürenfreiheit für die Verträge, welche die 
Berufsgenoſſenſchaften im Sinne dieſes Geſetzes 
mit Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ und ſonſtigen 
Genoſſenſchaften und Verbänden ſchließen; 


c) die Gebürenfreiheit für die Statuten der Be— 
rufsgenoſſenſchaften; 


d) die perſönliche Gebürenbefreiung hinſichtlich ihrer 
Eingaben und Correſpondenz mit den öffentlichen 
Behörden und Ämtern außer dem gerichtlichen 
Verfahren; 


e) die Gebürenfreiheit für die ausſchließlich über 
die Rechtsbeziehungen der Genoſſenſchaft zu 
ihren Mitgliedern geführten Bücher und Ge- 
ſchäftsaufſchreibungen der Berufsgenoſſen— 
ſchaften; 
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f) die Befreiung vom Gebürenäquivalent in An- 
ſehung des beweglichen Vermögens; rückſichtlich 
des unbeweglichen Vermögens unterliegen 
ſie dem Gebürenäquivalente im Ausmaße von 
1½ Procent des Wertes ſammt Zubehör. 


§. 24. 


Dieſes Geſetz tritt in jedem Lande gleichzeitig 
mit dem auf Grund dieſes Geſetzes zu beſchließenden 
Landesgeſetze in Wirkſamkeit. 


§. 25. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Meine 
Miniſter des Ackerbaues, des Innern und der Finanzen 
betraut. 


Wien, am 27. April 1902. 


Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


Giovanelli m. p. 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Kürnten. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Kärnten 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Trennung der Ortsgemeinde Kremsbrücke, 
hat unter dem 16. April d. J. die Allerhöchſte 
Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für das Königreich Ga⸗ 
lien und Lodomerien ſammt dem 
Großherzogthume Krakau. 


Die vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſenen Geſetzentwürfe, betreffend die Ei n⸗ 
hebung von Getränkeauflhagen in den Ge— 
meinden Kuliköw, Lisko, Kopyezynce und 

Tysmienica, haben unter dem 22. Abri RR die 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 
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Erlä 


ſſe. 


Erlaſs des Mliniſteriums des Innern 
vom 29. April 1902, 3. 16269, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Gemeinde Szent⸗Agotha im Comitate Nagy⸗Küküllö 
in Ungarn. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 5. April 1902, Z. 22941, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Gemeinde Szent⸗Agotha, Comitat Nagy⸗ 
Küküllö, unter Aufrechthaltung der im §. 17 der beſte⸗ 
henden Hauſirvorſchriften und in den dieſen Para⸗ 
graphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den 
Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten Rechte 
verboten. 

Hievon wird die k. k. e mit Bezie⸗ 
hung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 
Darnachachtung und Verſtändigung der Unterbehör⸗ 
den in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 1. Mai 1902, Z. 16588, 


betreffend 


die Ausſtellung von Erlaubnisſcheinen für Reiſen 
im Innern von Südafrika. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Mit dem hierortigen Erlaſſe vom 21. December 
1901, 3. 48138, wurde der k. k. anbauen eine 


Dandesregierung 
Kundmachung der engliſchen Regierung mitgetheilt, 
laut welcher Reiſende nach Britiſch-Südafrika eines 
diesbezüglichen Erlaubnisſcheines bedürfen, welcher 
jedoch nur zum Landen berechtigt, während die Reiſe 
in das Innere des Landes einer beſonderen Bewilligung 
unterliegt. 


Laut Mittheilung des k. und k. Miniſteriums 
des Außern hat nunmehr das Civil Permit Office 
in Johannesburg ein Regulativ erlaſſen, nach 
welchem Fremde, nachdem ihnen die Landung in 
Britiſch-Südafrika geſtattet worden, um die Be⸗ 
willigung, daſelbſt reiſen zu dürfen, bei ihrem 
heimatlichen Conſul anzuſuchen haben, welcher ſich 
ſeinerſeits wieder an die zur Ertheilung der betreffen⸗ 
den Bewilligung berufenen britiſchen Organe zu 
wenden hat. 
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Hievon wird die k. k. Landesregierung zur weiteren 


entſprechenden Verlautbarung in Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Mliniſteriums des Innern 
vom 1. Mai 1902, Z. 16850, 


betreffend 


die Ausſtellung von Ehefähigkeitszeugniſſen. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Es ſind in der letzten Zeit vielfach Klagen über 
erhebliche Verzögerungen bei Ausſtellung von Ehe⸗ 
fähigkeitszeugniſſen für öſterreichiſche Staatsangehörige, 
welche eine Ehe im Auslande einzugehen beab⸗ 
ſichtigen, laut geworden. GR 


Auch haben fremde Regierungen im diplo⸗ 
matiſchen Wege über derlei Verzögerungen Beſchwerde 
geführt und hervorgehoben, dajs dieſelben ſowohl 
Nachtheile für die betheiligten beiderſeitigen Staats⸗ 
angehörigen, als auch eine Schädigung öffentlicher 
Intereſſen zur Folge haben. 
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Die k. k. Jandesreglerung wird daher angewieſen, 


den Bezirkshauptmannſchaften, ſowie den mit der 
politiſchen Amtsführung betrauten Gemeindebehörden, 
die ſchleunigſte Erledigung der Geſuche um Aus⸗ 
ſtellung von Ehefähigkeitszeugniſſen zur Pflicht zu 
machen und dafür Sorge zu tragen, dafs die von den 
Unterbehörden bereits ausgeſtellten, bei der k. k. 
a zur Legaliſirung einlangenden Zeugniffe 
thunlichſt bald mit der Legaliſirungsclauſel ver⸗ 
ſehen werden. 8 


& Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 


7. Februar 1902, 3. 1222. 


. Vorausſetzungen für die Legitimation durch nachfolgende 


Ehe. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde der Gemeinde K. gegen die 


Entſcheidung der Statthalterei in Prag vom 13. April 1900, 


3. 8012, betreffend das Heimatrecht der J. M., mit folgen- 
der Motivirung als unbegründet abgewieſen: 


Mit der angefochtenen Entſcheidung der k. k. Statt— 


halterei in Prag vom 13. April 1900, 3. 8012, wurde unter 


Beſtätigung des Erkenntniſſes der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 


ſchaft K. ausgeſprochen, dafs die am 18. Mai 1880 geborene 


J. M. gemäß F. 6, Abſatz 2 des Heimatgeſetzes vom 3. De⸗ 
cember 1863, R. G. Bl. Nr. 105, zu der Gemeinde K. zu⸗ 
ſtändig ſei, weil ihre uneheliche Mutter A. M. bis zu ihrer 
am 18. November 1883 erfolgten Verehelichung mit M. H. 
unbeſtritten in der Gemeinde K. zuſtändig war und weil 
ferner für die Entſcheidung der Frage des Heimatrechtes 
nur der Stand der Matriken maßgebend iſt, ſonach ein in 


den Matriken bisher als unehelich eingetragenes Kind bei 


der Beurtheilung der Frage des Heimatrechtes als ein durch 
die nachgefolgte Ehe legitimirtes Kind inſolange nicht ange- 


ſehen werden kann, ſolange nicht entweder ein gerichtlicher 


Ausſpruch oder die nothwendige Vorausſetzung zur Durch— 
führung der Eintragung der Legitimation im adminiſtra⸗ 


tiven Verfahren, und zwar vor allem eine in gehöriger 


Form abgegebene Vaterſchaftserklärung des Vaters des 
unehelichen Kindes vorliegt. 


In der gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Be- 
ſchwerde der Gemeinde K. wird unter Hinweis auf die Be— 
ſtimmung des §. 161 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz— 
buches ausgeführt, dafs die Legitimation per subsequens 
matrimonium ipso facto et jure durch die Eheſchließung 
eintritt, und daſs die Verwaltungsbehörden im öffentlichen 
Intereſſe verpflichtet ſind, die Legitimation der J. M. in 
den Matriken von amtswegen durchzuführen, ſobald die 
Umſtände, welche ſie erweiſen, ſichergeſtellt waren; dies ſei 
thatſächlich der Fall, wie ſich aus den mit M. H. aufgenom⸗ 
menen Protokollen vom 26. Mai 1895 und 3. November 


1888 und aus der am 18. November 1883 erfolgten 


Verehelichung der Eltern der J. M. in einer jeden Zweifel 


ausſchließenden Weiſe ergebe. 


Es liege ein Mangel des Verfahrens darin, daſßs 


ſowohl die Bezirkshauptmannſchaft als auch die Statt⸗ 


halterei es unterlaſſen haben, vor ihrer Entſcheidung von 
amtswegen das zur Durchführung der Legitimation in der 


. Matrik nothwendige Verfahren einzuleiten. 


Der Verwaltungsgerichtshof war aber nicht in der 


Lage, dieſen Ausführungen zuzuſtimmen; er gelangte viel- 
mehr aus nachſtehenden Erwägungen zur Abweiſung der 
Beſchwerde. 


Für die Legitimirung eines unehelich geborenen 


Kindes durch die nachfolgende Ehe ihrer Eltern (§. 161 des 


allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches muss als unerlässliche 


Vokausſetzung die Thatſache gelten, daſs die zwei die Ehe 
ſchließenden Perſonen auch wirklich die Eltern des zu legiti⸗ 
mirenden Kindes ſind. Nun iſt durch den Auszug aus dem 


Taufprotokolle der Pfarre A. vom 18. Auguſt 1890 aller⸗ 
dings dargethan, dafs J. M., deren Heimatrecht heute in 
Frage ſteht, als uneheliche Tochter der A. M. am 18. Mai 


V. B. M. I. 


Nennen 
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Adicate, 


1880 geboren wurde; ebenſo jteht feſt, daſs die genannte 
Mutter der J. M. am 18. November 1883 den Steinmetzer 
M. H. ehelichte (Trauungsſchein der Pfarre S. vom 
1. Auguſt 1890). 

Um aber die J. M. als legitimirtes Kind der Eheleute 
M. und A. H. anſehen zu können, iſt noch weiter erforderlich, 
dafs die Vaterſchaft des M. H. zu dieſem Kinde ſichergeſtellt 
ſei. Dies iſt nun im vorliegenden Falle nicht geſchehen. 
Allerdings hat M. H. im gerichtlichen Protokolle vom 
3. November 1888, über die Zuſtändigkeit der J. M. 
befragt, von ihr als von „ſeiner Tochter“ geſprochen, und im 
Protokolle des Gemeindeamtes S. hat er ſich mit der Legiti- 
mirung „ſeiner unehelichen Tochter J. M.“ mit dem Be— 
merken einverſtanden erklärt, daſs ihm dieſes Kind vor der 
Legitimirung in Obhut, Pflege und Erziehung über⸗ 
geben werde. 

Auch im Strafurtheile des k. k. Bezirksgerichtes Sch. 
vom 27. März 1888, Z. 1002, wurde J. M. als Kind der 
Eheleute M. und A. H. bezeichnet und letzteren nach §. 415 
des Strafgeſetzes die elterliche Gewalt über dieſes Kind 
aberkannt. 

Dieſe Erklärungen und Thatſachen ſind aber nicht 

geeignet, diejenigen Formalacte zu erſetzen, welche die öſter— 
reichiſche Geſetzgebung für die Feſtſtellung der Vaterſchaft zu 
einem unehelich geborenen Kinde verlangt. 
5 Abgeſehen davon, dafs die protokollariſch feſtgeſtellten 
Außerungen des M. H. ſeine Vaterſchaft zu A. M. viel eher 
nur als etwas Gegebenes vorausſetzen, denn formell aner- 
kennen wollen, und daſs das Strafurtheil des Bezirks⸗ 
gerichtes S. ebenfalls die Vaterſchaft als etwas Feſtſtehendes 
in den Thatbeſtand der Übertretung aufgenommen hat, ohne 
darüber urtheilsmäßig erkennen zu wollen, wurden im 
gegebenen Falle diejenigen Vorſchriften nicht beobachtet, 
welche beobachtet werden müſſen, um den unehelichen Vater 
als ſolchen in die Geburtsmatrikel eintragen zu können 
(Hofverordnung vom 21. October 1813, Politiſche Geſetz— 
ſammlung Band 41, Seite 95 und Hofkanzleidecret vom 
27. Juni 1835, Politiſche Geſetzſammlung, Band 63, 
Seite 241), insbeſondere fehlt jegliche Angabe der Mutter 
des Kindes über die Perſon des Vaters. 

Bei dieſer Sachlage hatte die Verwaltungsbehörde 
keinen Anlass, ein Verfahren behufs Feſtſtellung der Vater 
ſchaft des M. H. zu J. M. einzuleiten und durchzuführen, 
ſie war vielmehr im Rechte, den Stand der Matrikel zur 
Grundlage ihrer Entſcheidung zu nehmen und demzufolge 
die J. M. in der Frage der Heimatszuſtändigkeit als unehe— 
lich geborene und durch die nachgefolgte Ehe ihrer Eltern 
nicht legitimirte Tochter der A. M. zu behandeln und ihr 
das Heimatrecht in der Gemeinde K., wo ihre Mutter zur 
Zeit der Entbindung zuſtändig war, nach §. 6 des Heimat⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, 
zuzuerkennen. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
7. März 1902, 3. 2198. 


Legitimation zur Beſchwerdeführung in Betreff der Ber: 
theilung der Vertreter auf die Intereſſengruppen bei 
Bezirksvertretungswahlen in Böhmen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des J. P. und Genoſſen, Mit⸗ 


glieder der Bezirksvertretung in L., gegen die im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem böhmiſchen Landesausſchuſſe erfloſſene 
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Entſcheidung der Statthalterei in Prag, ddo. 23. Jänner 
1901, 3. 230081 ex 1900, betreffend die Vertheilung der 
Vertreter auf die Intereſſengruppen der neuzuwählenden 
Bezirksvertretung, mit folgender Motivirung als unzuläſſig 
zurückgewieſen. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung hat die k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag im Einverſtändniſſe mit dem Landes— 
ausſchuſſe des Königreiches Böhmen, mit Rückſicht auf die 
vorzunehmende Neuwahl der Bezirksvertretung in L. die zu 
wählenden 18 Mitglieder derſelben auf die einzelnen 
Intereſſengruppen in der Weiſe vertheilt, daſs auf die 
Gruppe I des großen Grundbeſitzes 4, auf die Gruppe II 
der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie und des Handels 1, auf 
die Gruppe III der Städte und Märkte 4 und auf die 
Gruppe IV der Landgemeinden 9 Vertreter entfallen. 

Dieſe Entſcheidung wird von den Beſchwerdeführern 
hiergerichts in der Richtung angefochten, dass 

1. die Auftheilung der Vertreter auf die einzelnen 
Intereſſengruppen mit Rückſicht darauf, daſs die Functions⸗ 
dauer der dermalen noch beſtehenden Bezirksvertretung im 
Monate Auguſt 1899 zu Ende ging, nicht auf Grund der 
Steuervorſchreibungen für das Jahr 1899, ſondern auf 
Grund jener für das Jahr 1898 vorzunehmen geweſen 
wäre, in welchem Falle auf die Gruppe I 6, auf die 
Gruppe II kein, auf die Gruppe III 3 und auf die 
Gruppe IV 9 Vertreter entfallen wären; 

2. dass bei Ermittlung des Steuercontingentes der 
Gruppe II der Induſtrie und des Handels auch Zuſchläge in 
die Steuerbeträge eingerechnet und Perſonen einbezogen 
wurden, welchen das Wahlrecht mit Rückſicht auf das Maß 
der ihnen effeetiv vorgeſchriebenen Steuern in dieſer Gruppe 
nicht zuſtehe (ſo J. L. L., Handelsmann in L. und die obèanska 
zaloZna in B.), während anderſeits Steuerträger, wie die 
landwirtſchaftliche Bezirksvorſchuſscaſſe in L., der Advocat 
Dr. A. D. und der praktiſche Arzt Dr. G. M. daſelbſt trotz 
ihrer 200 K überſteigenden Steuerleiſtung in dieſer Gruppe 
keine Aufnahme fanden. 

Die Steuerquote der Gruppe II würde unter das 
geſetzliche Minimum des 8. 9, Abſatz 2 des Bezirks— 
vertretungsgeſetzes für Böhmen geſunken und auf dieſelbe 
kein Vertreter entfallen ſein; 

3. daſs in der Gruppe der Landgemeinden von der 
Steuer pro 1899 die den einzelnen Steuerträgern infolge 
eingetretener Elementarereigniſſe bewilligten Steuernachläſſe 
abgezogen wurden, obzwar für die Intereſſenvertretung und 
das Wahlrecht die Steuerkraft des Individuums, mithin 
die dauernde Steuerleiſtung, nicht aber die zufällige und 
vorübergehende Herabminderung derſelben in einem 
beſtimmten Jahre maßgebend ſei. 

Wenn dieſe Steuern voll gerechnet und die Steuer- 
leiſtung der Gruppe II, welche auf einen Vertreter keinen 
Anſpruch hätte, im Sinne des §. 9, Abſatz 2 leg. eit. nach 
Maßgabe des Standortes der Induſtrie- und Handelsunter⸗ 
nehmungen bei den Gruppen III, beziehungsweiſe IV ver- 
anſchlagt worden wäre, wie dies hätte geſchehen ſollen, ſo 
wären auf die Gruppe IV der Landgemeinden nicht 9, 
ſondern mindeſtens 10 Vertreter entfallen. 

Der Verwaltungsgerichtshof war jedoch nicht in der 
Lage, in die meritale Würdigung dieſer Beſchwerde, welche, 
wie es den Anſchein hat, zur Wahrung der Intereſſen der 
Landgemeinden eingebracht werden wollte, einzugehen, da 
derſelbe berufen erſcheint, von amtswegen die Legiti- 
mation der Beſchwerdeführer zur Anfechtung der in Frage 
ſtehenden Entſcheidung zu prüfen und dieſe Legitimation als 
im conereten Falle nicht vorhanden erachtete. 

Denn wie aus der Fertigung der Beſchwerde durch 
die Überreicher hervorgeht, wurde dieſelbe von J. P. als 
Obmann der noch amtirenden Bezirksvertretung und von 
7 Genoſſen, von den letzteren in der Eigenſchaft als Mit- 
glieder des Bezirksausſchuſſes, beziehungsweiſe der Bezirks— 
vertretung eingebracht. 


Den Mitgliedern der functionirenden Bezirksver⸗ 
tretung als ſolchen ſteht aber nach dem Geſetze kein Recht zu, 
auf die Zuſammenſetzung der neuzuwählenden Vertretung 
und die Berückſichtigung der einzelnen Intereſſengruppen 
hiebei (§. 6 leg. cit.) Einfluf3 zu nehmen; es kann daher 
auch bei den Mitgliedern der beſtehenden Bezirksvertretung 
von einer möglichen Rechtsverletzung durch die Art der Ver- 
theilung der neuzuwählenden Vertreter auf dieſe Gruppe 
nicht die Rede fein ($. 2 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876). Das Recht, die erwähnte Ver⸗ 
theilung anzufechten, ſteht vielmehr nur den in den einzelnen 
Gruppen berechtigten Wählern, alſo rückſichtlich der 
Gruppe IV der Landgemeinden, deren Rechte die vorliegende 
Beſchwerde zu wahren ſucht, den Landgemeinden ſelbſt 
zu (vergleiche die Überſchrift des §. 18 des Bezirks- 
vertretungsgeſetzes), welche ihr Wahlrecht durch den 
Gemeindevorſteher und die vom Ausſchuſſe gewählten 
Abgeordneten ausüben, nicht aber etwa den einzelnen 
Steuerträgern in dieſen Gemeinden. Da die Beſchwerde⸗ 
führer ihre Legitimation lediglich aus ihrer Eigenſchaft als 
Mitglieder der beſtehenden Bezirksvertretung, beziehungs⸗ 
weiſe nach den Ausführungen bei der mündlichen Verhand⸗ 
lung als Steuerträger der Landgemeinden ableiten, aus 
dieſer Eigenſchaft aber, wie dargethan wurde, ein Recht zur 
Beſchwerdeführung nicht abgeleitet werden kann, muſste der 
Gerichtshof die vorliegende Beſchwerde wegen Mangels der 
Legitimation zur Einbringung derſelben als unzuläſſig 


zurückweiſen. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
7. März 1902, 3. 2199. 


Die Steuern als Grundlage für die Vertheilung der 
Vertreter auf die Jutereſſengruppen bei Bezirksvertre⸗ 
tungswahlen in Böhmen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er⸗ 
kenntniſſe über die Beſchwerde der Stadtgemeinde L. gegen 
die im Einverſtändniſſe mit dem böhmiſchen Landesaus⸗ 
ſchuſſe erfloſſene Entſcheidung der Statthalterei in Prag, 
dd. 23. Jänner 1901, 3. 230081 ex 1900, betreffend die 
Vertheilung der Vertreter auf die Intereſſengruppen der 
neu zu wählenden Bezirksvertretung, die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung, inſoferne mit derſelben von den zu wählenden 
18 Mitgliedern der &...... er Bezirksvertretung auf die 
Intereſſentengruppe der Städte und Märkte 4 und auf die 
Intereſſentengruppe der Landgemeinden 9 Vertreter aufge⸗ 
theilt wurden — nach §. 6 des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, wegen mangelhaften Ver⸗ 
fahrens aufgehoben; in allen übrigen Punkten aber dieſe 
Beſchwerde als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 5 


Mit der angefochtenen Entſcheidung hat die k. k. Statt⸗ 
halterei in Prag im Einverſtändniſſe mit dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe des Königreiches Böhmen, mit Rückſicht auf die vor⸗ 
zunehmende Neuwahl der Bezirksvertretung in L. die zu 
wählenden 18 Mitglieder derſelben auf die einzelnen 
Intereſſengruppen in der Weiſe vertheilt, dajs auf die 
Gruppe I des großen Grundbeſitzes 4, auf die Gruppe II 
der Höchſtbeſteuerten der Induſtrie und des Handels 1, auf 
die Gruppe III der übrigen Angehörigen der Städte und 
Märkte 4 und auf die Gruppe IV der Landgemeinden 
9 Vertreter entfallen. h 

Dieſe Entſcheidung wird von der Stadtgemeinde L. 
hiergerichts in nachfolgenden Richtungen angefochten: 

1. In die Steuerquote der Gruppe I wurde auch die 
den Großgrundbeſitzern vorgeſchriebene neue Perſonal— 


einkommenſteuer einbezogen, obzwar dieſelbe mit der im 
§. 9, Abſatz 1 des Geſetzes vom 25. Juli 1864, L. G. Bl. 
Nr. 27 — betreffend die Bezirksvertretung — angeführten, 
früher beſtandenen „Einkommenſteuer“ nicht identiſch ſei, und 
das geſammte Einkommen der betreffenden Großgrund— 
beſitzer ohne Rückſicht auf die Art der Einnahmsquelle und 
die Grenzen des Bezirkes zur Grundlage habe. Die Perſonal⸗ 
einkommenſteuer wäre je nach dem Orte der Bemeſſung und 
Vorſchreibung (§. 176 des Geſetzes vom 25. October 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, betreffend die directen Perſonalſteuern 
in die Steuerquote der allgemeinen Gruppe III oder IV 
einzubeziehen geweſen. 

2. In dem Steuerverzeichniſſe der Gruppe! ſeien auch 
die Realſteuern von nicht land- und lehentäflichen Realitäten 
der Großgrundbeſitzer, ſo insbeſondere von einer großen 
Reihe von im Laufe der Zeit zugekauften Häuſern und 
Grundſtücken, welche theils in den Städten, theils in den 
Landgemeinden gelegen ſind, ferner die Erwerbſteuern von 
auf ſolchen Realitäten betriebenen gewerblichen Unter: 
nehmungen enthalten, welche Steuern gleichfalls den 
Steuerquoten der Intereſſengruppen III oder IV zuzu⸗ 
rechnen wären. 

3. Die Hofpächter, welche mehr als 100 fl. an 
Erwerbſteuer entrichten, deren Steuerleiſtung jedoch wider— 
rechtlich der Steuerquote der Landgemeinden zugeſchrieben 
wurde, wodurch letztere zu Ungunſten der Gruppe der 
Städte und Märkte geſtärkt worden ſei, wären in das Ver- 
zeichnis der Höchſtbeſteuerten des Handels und der Induſtrie 
(Gruppe II) aufzunehmen geweſen. 

4 Die von den nicht auf den land- oder lehentäflichen 
Gütern ſelbſt, ſondern auf Ruſtical- oder gepachteten Reali— 
täten von den Großgrundbeſitzern betriebenen gewerblichen 
Unternehmungen, ſowie von den dazu gewidmeten Reali- 
täten zu entrichtende Erwerb-, reſpective Realſteuer ſei 
unter der Vorausſetzung, dafs dieſelbe mindeſtens den Betrag 
per 100 fl. oder 200 K erreicht, aus der Steuerquote der 
Gruppe I in jene der Gruppe II der Höchſtbeſteuerten des 
Handels und der Induſtrie zu übertragen geweſen. 

Dasſelbe gelte von der auf dem landtäflichen Gute 
des Grafen H. betriebenen, im Handelsregiſter protokollirten 
Zuckerfabrik in L. da „Handelsunternehmungen“ (im Gegen⸗ 
ſatze zu den Induſtrie- und Bergwerksunternehmungen) aus- 
drücklich aus der Intereſſengruppe J ausgeſchieden ſeien 
(§. 9, Abſatz 1 des Bezirksvertretungsgeſetzes). Bei den in 
die Gruppe II eingeftellten Geldinſtituten in L. und B. wäre 
auch die denſelben vorgeſchriebene Rentenſteuer in das 
Steuercontingent dieſer Gruppe aufzunehmen geweſen. 

5. Da die Grund- und Gebäudeſteuer dermalen nicht 
mehr in voller Höhe, ſondern nur nach Abſchlag der geſetz— 
lichen Nachläffe eingehoben werde, fo ſeien auch in den der 
Vertheilung der Bezirksvertreter an die einzelnen Intereſſen⸗ 
gruppen zugrunde gelegten Steuerausweiſen dieſe Steuern 
nur abzüglich der erwähnten Nachläſſe einzuſtellen geweſen. 

Der hierüber erfloſſenen Entſcheidung des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes liegen nachfolgende Motive zugrunde: 

Ad 1. In der Steuerquote der I. Intereſſengruppe iſt 
sub Poſt 1 (Großgrundbeſitz L. des Joſef Grafen H.) eine 
Perſonaleinkommenſteuer per 14.400 fl. und sub Poſt 6 
(Großgrundbeſitz M. des F. T.) eine gleiche Steuer per 
163 fl. einbezogen. 

Da ſelbſt bei Ausſcheidung dieſer Steuerbeträge die 
Steuerquote der erwähnten Intereſſengruppe (41.563 fl. 
26½ kr. weniger 14.563 fl.) noch immer fo hoch ausfiele, 
dajs dieſelbe durch den aus der Theilung der Geſammtſumme 
der directen Steuern des Bezirkes (119.143 fl. 51 kr.) durch 
die Zahl der Mitglieder der Bezirksvertretung ſich ergebenden 
Quotienten (6619 fl.) dividirt, die Zahl 4, alſo jene Anzahl 
von Vertretern geben würde, welche dieſer Gruppe in 
Hinblick auf die Beſtimmungen des 8. 9, Abſatz 5 des Be- 
zirksvertretungsgeſetzes mit der angefochtenen Entſcheidung 
zugewieſen wurde, jo iſt die Frage, ob die erwähnten Per⸗ 
ſonaleinkommenſteuerbeträge aus der Gruppe I auszu- 
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ſcheiden und in die Steuerquoten der Gruppen III, reſpee— 
five IV einzubeziehen waren, nur rückſichtlich der Aufthei- 
lung der abzüglich der den Gruppen I und II zugewieſenen 
5 Vertreter noch erübrigenden 13 Vertreter auf die Gruppen 
der Städte und Landgemeinden von maßgebender Bedeutung 
und hat ſich der Gerichtshof bei dem Umſtande, als die dem 
Großgrundbeſitzer F. T. in M. vorgeſchriebene Perſonalein⸗ 
kommenſteuer per 163 fl. bei ihrer Ausſcheidung aus der 
Steuerquote der Gruppe I der Intereſſengruppe IV der 
Landgemeinden zufallen müſste, die Stadtgemeinde L. aber 
nicht legitimirt erſcheint, die Unterlaſſung dieſer lediglich im 
Intereſſe der Landgemeinden gelegenen Richtigſtellung der 
diesbezüglichen Steuerausweiſe im Wege der Beſchwerde 
vor dem Verwaltungsgerichtshofe anzufechten, lediglich mit 
der Frage zu beſchäftigen, ob der dem Grafen H. in L. 
bemeſſene und vorgeſchriebene Perſonaleinkommenſteuerbetrag 
per 14.400 fl., welcher als im Bezirke L. vorgeſchrieben, mit 
Recht in die Geſammtſumme der directen Steuern dieſes 
Bezirkes aufgenommen wurde, der Gruppe I des großen 
Grundbeſitzes, wie dies thatſächlich geſchah, oder der allge— 
meinen Gruppe III der Städte und Märkte in Anrechnung 
zu bringen war. 

Der Verwaltungsgerichtshof 
erwähnten Modus für den richtigen. 

Denn wenn §. 9, Abſatz 1 des Bezirksvertretungs— 
geſetzes die Beſtimmung enthält, daſs bei dem land- und 
lehentäflichen Grundbeſitze nicht nur die auf demſelben 
laſtenden Realſteuern, ſondern auch die Erwerb- und Ein- 
kommenſteuer von den auf demſelben betriebenen In- 
duſtrial- und Bergwerksunternehmungen in Anſchlag zu 
bringen ſind, ſo ergibt ſich aus dem Zeitpunkte, in welchem 
dieſes Geſetz erlaſſen wurde (25. Juli 1864), aus der Ver- 
bindung, in welche die Erwerb- mit der Einkommenſteuer 
gebracht erſcheint, und aus der Erwägung, dass der Natur 
der Intereſſenvertretung entſprechend bei der Begrenzung 
der Gruppe des großen Grundbeſitzes eben auf jene Steuern 
Rückſicht genommen werden wollte, welche, wie die Real— 
ſteuern und die damals beſtandene Erwerb- und Einkom⸗ 
menſteuer, von dem Ertrage des Grundbeſitzes und der auf 
demſelben betriebenen Induſtrial- und Bergwerksunter— 
nehmungen entrichtet wurden, daher den Gutsbeſitz ſelbſt 
trafen, ohne daſs hiebei die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Beſitzers und die demſelben zufließenden reinen Einnahmen 
aus dieſen oder anderen Einnahmsquellen in Frage gekom— 
men wären, dass unter der im §. 9 erwähnten „Einkom⸗ 
menſteuer“ die nach dem kaiſerlichen Patente vom 
29. October 1849, R. G. Bl. Nr. 439, von gewerblichen, 
bereits der Erwerbſteuer unterliegenden Unternehmungen in 
der J. Claſſe zu entrichtende, gleich der Erwerbſteuer nicht 
von dem ſubjectiven Reineinkommen, ſondern von den ob— 
jectiven Erträgniſſen der Unternehmung zu bemeſſende Ein— 
kommenſteuer zu verſtehen war. Dieſe Einkommenſteuer iſt 
nunmehr laut Artikel 1 des Geſetzes vom 25. October 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, aufgehoben worden, und iſt an Stelle der 
früheren Erwerb- und Einkommenſteuer J. Claſſe die neu 
geregelte allgemeine Erwerbſteuer, beziehungsweiſe die 
beſondere Erwerbſteuer von den der öffentlichen Rechnungs— 
legung unterworfenen Unternehmungen getreten. 

Die neue Perſonaleinkommenſteuer, welche nach §. 159 
leg. cit. die Summe aller in Geld oder Geldeswert be— 
ſtehenden Einnahmen der einzelnen Steuerpflichtigen abzüglich 
der auf Erlangung, Sicherung und Erhaltung dieſer Ein— 
nahmen verwendeten Ausgaben, ſowie etwaiger Schuldzinſen 
nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen zur Be— 
meſſungsgrundlage hat, iſt ihrer Natur nach von der auf— 
gehobenen Einkommenſteuer (einer. Ertragsſteuer) grund— 
ſätzlich verſchieden und keineswegs an Stelle der letzteren 
getreten. 2 

Wenn auch bei der Ermittlung des der dem Grafen H. 
in der Steuergemeinde L. (§. 176 leg. eit.) vorgeſchriebenen 
Perſonaleinkommenſteuer per 14.400 fl. zugrunde liegenden 
„Einkommens“ etwaige Einnahmen aus den auf dem im 


erachtete den letzt— 
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Bezirke gelegenen land- und lehentäflichen Grundbeſitze de3- 
ſelben betriebenen Induſtrie- und Bergwerksunternehmungen 
in Betracht kommen konnten, ſo wurde doch dieſe Steuer nur 
von dem perſönlichen reinen Geſammteinkommen 
des Genannten, nicht aber, und zwar auch nicht zum 
Theile, „von den Induſtrial- und A EN, 
nehmungen“ entrichtet. 

Dieſe Steuer war daher nicht bei der Steuergunke der 
J. Gruppe des großen Grundbeſitzes, ſondern mit Rückſicht 
auf die Steuergemeinde der Vorſchreibung bei jener der 
III. Gruppe der Städte und Märkte in Anrechnung zu 
bringen, und müfste die Vertheilung der auf die Gruppen III 
der Städte und Märkte und IV der Landgemeinden ent- 
fallenden 13 Vertreter, wonach der erſteren 4, der letzteren 9 
zugewieſen wurden, bei dem Umſtande, als dieſelbe auf der 
unrichtigen Thatbeſtandsannahme beruhte, daſs die Steuer- 
quote der Gruppe III nur 19.848 fl. 94½ kr. betrage, 
während dieſelbe mit Einrechnung der erwähnten Perſonal⸗ 
einkommenſteuer des Grafen H. per 14.400 fl. thatſächlich 
34.248 fl. 94½ kr. betrug, ein Umſtand, der auf den Ver⸗ 
theilungsſchlüſſel Einfluſfs zu nehmen geeignet war, nach 
§. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 
55 1876, wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben 
werden. 

n Ad 2. Das Steueramt in L. wurde von der Bezirks- 

hauptmannſchaft entſprechend der Vorſchrift des 8. 9, 
Abſatz 1, des Bezirksvertretungsgeſetzes angewieſen, ein Ver⸗ 
zeichnis über die auf dem land- und lehentäflichen 
Grundbeſitze im Bezirke laſtenden Realſteuern und der 
Erwerbſteuer von den auf demſelben betriebenen 
Induſtrial- und Bergwerksunternehmungen zu verfaſſen und 
vorzulegen. Über dieſe Weiſung hat das Steueramt den der 
angefochtenen Entſcheidung zugrunde liegenden Ausweis 
„über die von den in der Landtafel eingetragenen 
Großgrundbeſitzen vorgeſchriebenen directen Steuern“ 
der Bezirkshauptmannſchaft unterbreitet und in demſelben 
(nebft der ad 1 erwähnten, in dieſen Ausweis nicht gehörigen 
Perſonaleinkommenſteuer) an Grundſteuer 21.818 fl. 58 kr., 
an Hauszinsſteuer 118 fl. 21 kr., an Hausclaſſenſteuer 
1027 fl. 81½ kr., an Erwerbſteuer 4030 fl. 76 kr. als 
„von den in der Landtafel eingetragenen Groß⸗ 
grundbeſitzen vorgeſchrieben“ ausgewieſen, nachdem 
ſchon vorher über die in der Eingabe der Gemeindevertretung L. 
vom 23. September 1899 enthaltene Anzeige, daſs die vom 
Bräuhauſe in B., welches von J. Grafen H. auf nicht 
landtäflichem Grund und Boden betrieben werde, zu 
entrichtende Erwerbſteuer aus der Steuerquote der Gruppe I 
auszuſcheiden wäre, über Weiſung der k. k. Statthalterei in 
Prag der frühere Ausweis dieſer Gruppe durch Übertragung 
der erwähnten Erwerbſteuer in den Steuerausweis der 
Gruppe II (der Höchſtbeſteuerten des Handels und der 
Induſtrie) richtiggeſtellt worden war. 

Eine weitere Bemängelung des Steuerausweiſes der 
Gruppe I in der Richtung, daſs in denſelben auch Real⸗ 
ſteuern von den einzelnen Großgrundbeſitzern gehörigen, 
nicht land» und lehentäflichen Realitäten oder die 
Erwerbſteuer von auf ſolchen Realitäten betriebenen 
Induſtrialunternehmungen der Großgrundbeſitzer einbezogen 
worden ſeien, obzwar dieſe Steuern je nach der Lage dieſer 
Realitäten in die Quote der Gruppe III (Städte und Märkte 
oder der Gruppe IV (Landgemeinden) aufzunehmen geweſen 
wären, wurde von der Gemeindevertretung der Stadt L. 
im Laufe des Adminiſtrativverfahrens nicht vorgenommen. 

Es lag ſomit für die erkennende Behörde keine Veran— 
lajjung vor, die Richtigkeit der von dem Steueramte auf 
Grund der Beſtimmung des §. 9, Abſatz 1, des Bezirksver⸗ 
tretungsgeſetzes verfaſſten, von dem Steueroberinſpector 
geprüften und für richtig befundenen Ausweiſe in der 
erwähnten Richtung in Zweifel zu ziehen, und diesbezüglich 
weitere Erhebungen zu pflegen und kann, wenn dermalen 
von Seite der Stadtgemeinde L. in der Verwaltungsgerichts⸗ 


hofbeſchwerde die durch nichts belegte Behauptung aufge⸗ 


ſtellt wird, daſs in der Steuerquote der Gruppe I die Real-, 
beziehungsweiſe Erwerbſteuer von einer ganzen Reihe in 
der Steuergemeinde L. gelegener, nicht land- und lehen⸗ 
täflicher Realitäten der Großgrundbeſitzer inbegriffen und 


h edurch eine Beeinträchtigung der Intereſſengruppe III zun 


Gunſten der Gruppe des großen Grundbeſitzes gegeben ſei, 
hierin ein Grund, die angefochtene Enutſcheidung wegen 
mangelhaften Verfahrens aufzuheben nicht erblickt werden, 
ganz abgeſehen davon, daſs dieſe Behauptung nicht durch 
Angabe der betreffenden Realitäten und Steuerbeträge 
ſubſtantuirt erſcheint und daher auch nicht beurtheilt werden 
kann, ob die angebliche Unrichtigkeit auf den Vertheilungs⸗ 
ſchlüſſel Einfluſs zu nehmen geeignet wäre. 

Der Gerichtshof muſste daher in dieſem Punkte an 
dem von der Adminiſtrativbehörde angenommenen That⸗ 
beſtande feſthalten (§. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, erſter Abſatz). > 

Ad 3. Wenn auch der Beſchwerdeführerin die Legiti⸗ 
mation zur Erhebung dieſes Beſchwerdepunktes nicht abge⸗ 
ſprochen werden kann, da die Einreihung der den „Hof⸗ 
pächtern“, welche mindeſtens 100 fl. oder 200 K an 
Erwerbſteuer, beziehungsweiſe Realſteuer entrichten, vorge- 
ſchriebenen Steuern dieſer Art in die Steuerquote der 
Gruppe II der Höchſtbeſteuerten des Handels und der 
Induſtrie eine Schwächung des Steuercontingentes der 
Gruppe IV der Landgemeinden herbeiführen und ſomit die 
Städtegruppe bei Vertheilung der auf beide Gruppen ent⸗ 
fallenden 13 Vertreter in Vortheil bringen könnte, ſo konnte 
der Gerichtshof doch die Anſchauung der Beſchwerde nicht 
theilen, daſs der Betrieb einer Hofpachtung, das iſt der 
Pachtung von Grundſtücken und Wirtſchaften, welche rück⸗ 
ſichtlich des aus derſelben reſultirenden Erwerbes nach 8. 1 
und 2, Alinea 3 des Geſetzes vom 25. October 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, mit der Einſchränkung des 8. 3, Alinen 2 
dieſes Geſetzes der allgemeinen Erwerbſteuer unterliegt, an 
und für ſich als eine Induſtrie- oder Handelsunter⸗ 
nehmung im Sinne des §. 7 des Bezirksvertretungsgeſetzes 
anzuſehen ſei. Denn eine ſolche Pachtung iſt ihrem Weſen 
nach auf Gewinnung der Bodenfrüchte der gepachteten land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücke und auf Verwertung Diejer 
Früchte zum Zwecke des Erwerbes gerichtet, als landwirt⸗ 
ſchaftliche Urproduction nach Artikel V des Einführungs⸗ 
geſetzes zur Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 
R. G. Bl. Nr. 227, des gewerblichen Charakters entkleidet 
und kein Handelsgeſchäft im Sinne des Artikels 271, 
Alinea 1 des allgemeinen Handelsgeſetzbuches, da, wenn in 
dieſem Artikel der Kauf „oder die anderweitige An⸗ 
ſchaffung“ von Waren oder anderen beweglichen Sachen 


in der Abſicht, dieſelben weiter zu veräußern, ohne Unter⸗ 


ſchied, ob dieſe Veräußerung in Natur oder nach einer Bear⸗ 
beitung oder Verarbeitung erfolgen ſoll, als ein Handels- 
geſchäft erklärt wird, unter dem Begriffe „Anſchaffung“ 
keineswegs die Gewinnung der Rohſtoffe aus dem eigenen 
oder gepachteten Grund und Boden verſtanden werden kann. 

Mit der Frage, ob in einem conereten Falle der 
Betrieb eines Steinbruches oder einer Ziegelei ꝛc. auf den 
gepachteten landwirtſchaftlichen Grundſtücken als ein jelb- 
ſtändiges gewerbliches Unternehmen (Induſtrie⸗ 
unternehmen) oder als „landwirtſchaftliche Neben⸗ 
beſchäftigung“ (Artikel V des Einführungsgeſetzes zur 
Gewerbeordnung, $. 27, Alinea 43 der Gewerbenovelle vom 
15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39) anzuſehen wäre, hatte 
ſich der Verwaltungsgerichtshof nicht zu beſchäftigen, da in 
der Beſchwerde gar nicht behauptet wurde, daſs in einem 
5 Falle ein Hofpächter von einem ſolchen Betriebe 
die nach §. 7 des Vezirksvertretungsgeſetzes maßgebende 
Steuer entrichte. 

Ad 4. Inſofern ſich dieſer Beſchwerdepunkt dagegen 
richtet, daf3 angeblich bei den in die Gruppe II eingeſtellten 
Geldinſtituten in L. und B. die denſelben vorgeſchriebene 
Rentenſteuer in das Steuercontingent dieſer Gruppe 
nicht aufgenommen worden ſei, erſcheint derſelbe gegen— 


thumes Steiermark 


ſtandslos, da thatſächlich in die Steuerquote der Intereſſen⸗ 
gruppe II, sub Poſt 2, 6 und 7, die der bürgerlichen Vor— 
ſchuſscaſſe in B., dann der Sparcaſſe und der bürgerlichen 
Vorſchuſscaſſe in L. vorgeſchriebene Rentenſteuer einbe- 
zogen erſcheint. 


5 Was die übrigen in dieſem Beſchwerdepunkte erhobe- 


nen Einwendungen anbelangt, jo mußs wohl der Stadt— 


gemeinde L., obzwar dieſelbe nicht Inhaberin einer Indu⸗ 
ſtrie⸗, Bergwerks- oder Handelsunternehmung iſt, und jomit 


nicht der Intereſſengruppe Il der Höchſtbeſteuerten des 
Handels- und der Induſtrie angehört, im allgemeinen die 
Legitimation, im Beſchwerdewege die unterbliebene Über— 
tragung eines in die Steuerquote der Gruppe ! nicht 
gehörigen Steuerbetrages in das Steuercontingent der 
Gruppe II zu beanſtänden, zuerkannt werden, da eine ſolche 
Übertragung nach Umſtänden eine Verminderung der 
Anzahl der Vertreter der Gruppe I ohne gleichzeitige Ver— 
mehrung der Vertreter der Gruppe II und ſomit eine 
Erhöhung der Anzahl der auf die Gruppen III und IV ent- 


f fallenden Vertreter zur Folge haben kann. 


In der Sache ſelbſt wird rückſichtlich der angeblichen 
Aufnahme der von nicht auf den land- und lehentäflichen 
Gütern ſelbſt, ſondern auf Ruſtical⸗ oder gepachteten 
Realitäten von den Großgrundbeſitzern betriebenen gewerb— 


lichen Unternehmungen, ſowie von den dazu gewidmeten 


Realitäten zu entrichtenden Erwerb⸗, reſpective Realſteuer 
in die Steuerquote der Intereſſengruppe I auf die Aus⸗ 
führungen des Gerichtshofes zum Beſchwerdepunkte 2 
gewieſen. 

Die unbeſtrittenermaßen auf dem landtäflichen Gute 


des Grafen H. betriebene L..... er Zuckerfabrik hat die ge⸗ 


werbsmäßige Verarbeitung von Rohproducten behufs Her- 
vorbringung von Verkehrsgegenſtänden zum Gegenſtande 
(Artikel IV des Einführungsgeſetzes zur Gewerbeordnung, 
$. 27, Alinea 48 der Gewerbenovelle vom 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39), ſtelit ſich daher als eine Induſtrial⸗ 
unternehmung und bei dem Umſtande, als es ſich bei 
derartigen Unternehmungen wenigſtens zum Theile um die 
wirlſchaſtliche Verwertung der eigenen Bodenproduete und 
um die Verwendung der ſich bei der Fabrication ergebenden 
Nebenproducte zu Wirtſchaftszwecken handelt, als ein wirt⸗ 
ſchaftliches Zugehör des erwähnten landtäflichen Gutes dar, 
weshalb es dem Sinne und Wortlaute des §. 9, Abſatz 1 
des Bezirksvertretungsgeſetzes entſpricht, wenn dort, wo es 
ſich um die Zuerkennung einer Intereſſenvertretung mit 


Rückſicht auf die Wichtigkeit des Steuerobjectes handelt, die 
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geſammte auf die wirtſchaftliche Einheit fallende Steuer, 
ſomit auch die Erwerbſteuer von dem ein Zugehör des 
Gutes bildenden Fabriksbetriebe der Steuerquote der 
betreffenden Intereſſengruppe einbezogen wird. 


Der Umſtand, dafs der Betrieb der L..... er Zuckerfabrik 
nach Angabe der Beſchwerde ſich auch als Handels— 
gewerbe darſtellt, indem die Firma, unter welcher die 
Geſchäfte dieſer Fabrik betrieben werden, im Handelsregiſter 
protokollirt erſcheint und der weitere Umſtand, dafs im §. 9, 
Abſatz 1 „die Handelsunternehmungen“ nicht, wie 
im F. 7 des Bezirksvertretungsgeſetzes, ausdrücklich neben 
den „Induſtrie⸗ und Bergwerksunternehmungen“ 
angeführt erſcheinen, vermag hieran nichts zu ändern. Denn, 
wie nicht jede Induſtrialunternehmung auch eine Handels— 
unternehmung iſt, jo gibt es auch Handelsunternehmungen 
(zum Beiſpiel der gewerbsmäßige Betrieb der Banquier⸗ oder 
Geldwechslergeſchäfte, des Buch- oder Kunſthandels ꝛc.), 
welche nicht unter den Begriff der Induſtrialunternehmungen 
fallen; letztere erſcheinen nun im §. 9, Abſatz 1, leg. eit. 
mit Recht ausgeſchloſſen, weil ein ſolches Handelsunter— 
nehmen, wenn dasſelbe auch auf einer zu dem landtäflichen 
Gute gehörigen Realität von dem Eigenthümer des Groß— 
grundbeſitzes ausgeübt werden würde, doch niemals als ein 
wirtſchaftliches Zugehör der Gutseinheit angeſehen werden 
könnte. 

Anderſeits aber hört ein „Induſtrialunter⸗ 
nehmen“ nicht auf, ein Zugehör dieſer Art zu bilden, wenn 
dasſelbe nebenbei den Charakter einer Handelsunternehmung 
im Sinne der Beſtimmungen des Handelsgeſetzes hat. 
Auch in dieſer Richtung mußs daher die Beſchwerde als 
unbegründet erkannt werden. 


Ad 5. Dieſer Beſchwerdepunkt iſt völlig gegenſtands⸗ 
los, da in den der angefochtenen Entſcheidung zugrunde 
liegenden Steuerausweiſen die Grund- und Gebäudeſteuer 
über Weiſung der k. k. Statthalterei von dem Steueramte 
thatſächlich nach Abſchlag der geſetzlichen Nachläſſe (Artikel VIII 
und IX des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220) eingeſtellt wurde. 

Aus den ad 2 bis 5 entwickelten Motiven gelangte der 
Verwaltungsgerichtshof rückſichtlich jenes Theiles der ange- 
fochtenen Entſcheidung, mit welchem der Gruppe I des 
großen Grundbeſitzes 4 Vertreter und der Gruppe II der 
Höchſtbeſteuerten des Handels und der Induſtrie 1 Vertreter 
zugewieſen wurden, zur Abweiſung der als unbegründet 
erkannten Beſchwerde. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Einberufung des Landtages von Steier⸗ 
mark.) Zufolge kaiſerlichen Patentes vom 28. April 
1902, R. G. Bl. Nr. 84, iſt der Landtag des Herzog— 
zur Wiederaufnahme ſeiner 
Thätigkeit für den 3. Mai 1902 in ſeinen geſetzlichen 
Verſammlungsort einberufen worden. 


(Erlaſs des Miniſters für Cultus und 


Unterricht im Einvernehmen mit dem Mini- 
ſterium des Innern vom 22. April 1902, 
R. G. Bl. Nr. 89, an ſämmtliche medieiniſche 
Decanate, betreffend eine Abänderung der 


mit Miniſterialverordnung vom 21. December 


1899, R. G. Bl. Nr. 271, erlaſſenen mediciniſchen 


Rigoroſenordnung.) Mit Rückſicht auf die ſeitens 


der medieiniſchen Profeſſorencollegien erhobenen Vor— 
ſtellungen, betreffs der mit Miniſterialverordnung 
vom 21. December 1899, R. G. Bl. Nr. 271, 
erlaſſenen medieiniſchen Rigoroſenordnung, 
finde ich auf Grund der mit Allerhöchſter Entſchließung 
vom 15. April 1902 ertheilten Ermächtigung im 
Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern für 
das erſte Rigoroſum nachſtehende Beſtimmungen 
zu erlaſſen: 

1. Den Studirenden der Medicin, welche ſeit 
dem Inkrafttreten der obeitirten Rigoroſenordnung 
die medicinifchen Univerſitätsſtudien begonnen haben, 
wird geſtattet, von den in §. 7 bezeichneten Einzel- 
prüfungen des erſten Rigoroſums jene aus „Allge— 
meiner Biologie“ und „Phyſik für Medieiner“, ſowie 
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jene aus „Chemie für Mediciner“ oder aus „Hiſtologie“ 
ſchon am Schluſſe ihres vierten Semeſters abzulegen. 

Für die beiden theoretiſchen Einzelprüfungen aus 
Allgemeiner Biologie und Phyſik für Medieiner iſt 
ein gemeinſamer Prüfungsact anzuſetzen. 

2. Den nicht ſchon am Schluſſe des vierten Se— 
meſters abgelegten Einzelprüfungen des erſten Rigo— 
roſums haben ſich die betreffenden Studirenden im 
Laufe des nächſten Semeſters zu unterziehen, und ſind 
hiebei die Termine für dieſe Einzelprüfungen ſo weit 
thunlich, im Anfange des Semeſters anzuſetzen. 

Es bleibt den Studirenden unbenommen, die 
Anzahl der vor Ablegung des erſten Rigoroſums fre— 
quentirten Semeſter freiwillig zu vermehren. 

Bei der Anberaumung der Termine für die im 
fünften oder einem ſpäteren Semeſter abzulegenden 
Einzelprüfungen des erſten Rigoroſums kann, unbe— 
ſchadet der Beſtimmungen des §. 19, Abſatz 3, in der 
Regel ein Intervall von zwei Wochen gewährt werden. 

Die theoretiſch-praktiſchen Einzelprüfungen (§. 7) 
aus d) Anatomie, k) Hiſtologie, eventuell e) Chemie 
für Mediciner und e) Phyſiologie ſind in der Regel 
in der eben angegebenen Reihenfolge, und zwar mach 
den übrigen Einzelprüfungen abzulegen. 


3. Erhält ein Candidat aus einer oder mehreren 


Einzelprüfungen den Calcül „ungenügend“, jo hat er 
Prüfungen nach Ablegung ſämmtlicher Theil- 


dieſe 
prüfungen des Rigoroſums zu wiederholen. 

Die Reprobationsfriſten ſind vom Decan im 
Einvernehmen mit den betreffenden Fachexaminatoren 
zu beſtimmen und im Falle der Candidat nur bei einer 
Einzelprüfung nicht entſprochen hat, in der Regel mit 
zwei Monaten, bei der Reprobation in mehreren 
Einzelprüfungen mit drei bis ſechs Monaten zu bemeſſen. 

Wenn der Candidat bei der erſten Wiederholung 
einer oder mehrerer Einzelprüfungen abermals nicht ent- 
ſpricht, ſo gelten für die zweite Wiederholung der betref— 
fenden Einzelprüfungen die gleichen Reprobationsfriſten. 

Zu einer dritten Wiederholung einer oder meh— 
rerer Einzelprüfungen kann der Candidat auf Antrag 
des Profeſſoren-Collegiums vom Miniſter für Cultus 
und Unterricht zugelaſſen werden, wobei dem Candi⸗ 
daten aufgetragen werden kann, die betreffenden Prü— 
fungsfächer vorher noch durch ein oder zwei Semeſter 
zu frequentieren. 

Im Falle der Reprobation bei dieſer dritten 
Wiederholung einer oder mehrerer Einzelprüfungen 
gelten die Beſtimmungen des $. 28 der medieiniſchen 
Rigoroſenordnung. 


4. Verſäumt ein Candidat den für eine Prüfung 
angeſetzten Termin ohne triftige Entſchuldigungs⸗ 
gründe, ſo verfällt die für den betreffenden Prüfungs⸗ 
act beſtimmte Quote der Taxe; unterzieht erſich dieſer 
Prüfung auch bei dem ihm zu beſtimmenden weiteren 
Termine ohne triftigen Entſchuldigungsgrund nicht, 
ſo iſt er ſo zu behandeln, als ob er die betreffende 
Prüfung nicht beſtanden hätte. 
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5. Die Prüfungen aus Allgemeiner Biologie, 
Phyſik und Hiſtologie haben für jeden Candidaten 
mindeſtens eine Viertelſtunde zu dauern, welche Zeit- 


dauer bei den Prüfungen aus Chemie, Anatomie und 


Phyſiologie entſprechend zu verlängern iſt. 

6. Für jene ſechs Semeſter, welche der Candidat 
laut §. 4 und 5 der mediciniſchen Rigoroſenordnung 
behufs ſeinerzeitigen Zulaſſung zum zweiten und 
dritten Rigoroſum noch zu frequentieren hat, iſt exit 
jenes als das erſte anzurechnen, im Verlaufe deſſen er 


den Calcül über das beſtandene erſte Rigoroſum (§. 24) 


erhalten hat. 

Indem ich das Decanat auffordere, nach Maß⸗ 
gabe der vorſtehenden Beſtimmungen ſchon rückſichtlich 
jener Candidaten vorzugehen, welche im laufenden 
Studienjahre den zweiten medieciniſchen Jahrgang 
frequentieren, behalte ich mir vor, die Außerungen der 
medieiniſchen Profeſſoren-Collegien betreffs Abände- 
rung der mediciniſchen Rigoroſenordnung auch in An- 
ſehung des zweiten und dritten Rigoroſums in Erwä⸗ 
gung zu ziehen und ſohin die Rigoroſenordnung mit 
den noch zu beſchließenden Modificationen zu erlaſſen. 

Rückſichtlich des Studienbetriebes in den letzten 
ſechs Semeſtern werden dieſe in Ausſicht genommenen 


Modificationen keine Anderung hervorrufen, weshalb 


ſich die Studien auf alle jene Fächer zu erſtrecken 
haben, welche in der Rigoroſenordnung als Prüfungs- 
gegenſtände des zweiten und dritten Rigoroſums be⸗ 
zeichnet ſind. 


(Leitung des k. k. Wilhelminenſpitales in 
Wien.) Der inen als Leiter des Mini⸗ 
ſteriums des Innern hat den Oberbezirksarzt Dr. 
Thomas Edlen v. Reſch zum Leiter des k. k. Wil⸗ 
helminenſpitales in Wien ernannt. 


(Kundmachung des Handelsminiſteriums, 
betreffend den Widerruf der proviſoriſchen 
Zulaſſung und die definitive Zulaſſung von 
Elektricitätszählertypen zur aichamtlichen 
Beglaubigung.) Die Kundmachung des Handels- 
miniſteriums vom 15. April 1902, betreffend den 
Widerruf der proviſoriſchen Zulaſſung der Elektricitäts⸗ 
zählertypen XXXVII, XXXVII HK und XLVIL, 
ſowie die definitive Zulaſſung der Elektricitätszähler⸗ 
typen XXXIX, XLI, XLV, XLVa und LIV, 


iſt im XXXV. Stücke des Weigel Nr. 82 _ 


publicirt. 


(Geſetz vom 4. April 1902, betreffend die 
Ergänzung des Geſetzes vom 15. Juni 1890, 
R. G. Bl. Nr. 143, über die Grundſteuer⸗ 
befreiung phylloxirter Weingärten.) Das be⸗ 
zügliche Geſetz iſt im XXXVIII. Stücke des Reichs- 
geſetzblattes Nr. 87 enthalten. 


(Stempelpflicht von Quittungen der 
Gemeinden über Umlagen, Pachtzinſe u. dgl.) 
Über Anfragen einer Gemeinde hat laut hein 
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der b 985 Finanz- Landesdirection in Wien vom 
5. April 1902, 3. 21410, das k. k. Finanzminiſterium 
mit dem Erlaſſe vom 28. März 1902, Z. 13786, 
eröffnet, daſs die Quittungen der Gemeinden über 
Gemeindeumlagen nach Tarifpoſt 75 b des Gebüren— 


geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 


* 


und dem Schlagworte „Gemeindeauflagen“ des Tarifes 


des Gebürengeſetzes ſtempelfrei ſind, während die 
Quittungen, welche privatrechtliche Beziehungen, der 
Gemeinden, das Vermögen derſelben, die Renten und 
die Überſchüſſe von denſelben zum Gegenſtande haben, 
ſomit auch die Quittungen über die Zahlung der Pacht- 
zinſe von den Gemeindegrundſtücken nach Tarifpoſt a 
des citirten Geſetzes, der Gebür nach Scala II unter- 
liegen. 

Selbſtverſtändlich ſind im letzteren Falle 
Empfangsbeſtätigungen über Beträge unter 4 K nach 
Tarifpoſt 48, lit. n des Gebürengeſetzes unbedingt 
gebürenfrei. 

a Die Bezeichnung der Quittung als „Amts⸗ 
quittung“ iſt diesbezüglich irrelevant. 


(Erlajs des Juſtizminiſteriums vom 
10. April 1902, 3. 7493, betreffend den 
Kinderſchutz.“) Der an das Oberlandesgericht in 
Wien gerichtete Erlaſs hat folgenden Wortlaut: 


„Eine Rückſprache mit den Functionären jener 


Privatwohlthätigkeitsvereine, die ſich die Gewährung 


der erſten Hilfe bei Miſshandlungen und den Schutz 
der Kinder gegen Verwahrloſung zum Ziele geſetzt 
haben, ergab, daſs durch das Zuſammenwirken der 
Polizei- und Gerichtsbehörden und der Privatwohl— 
thätigkeitsvereine in allen Fällen, in denen die Hilfe 
der letzteren in Anſpruch genommen wurde, den Mifs- 
handelten und in ihrer körperlichen und ſittlichen Ent- 
wicklung bedrohten Kindern Hilfe gebracht werden 
konnte. 

Nach den übereinſtimmenden Auskünften von 
verſchiedener Seite wird im Vergleiche zu früher mit 
größerer Feſtigkeit und mit mehr Entgegenkommen 
und Umſicht vorgegangen. In einigen Punkten hat ſich 
aber eine weitere Entwicklung der Praxis als Be— 
dingung beſſerer Wirkſamkeit des geſetzlichen Schutzes 


als wünſchenswert herausgeſtellt. 


1. Vor allem dürfte es nothwendig ſein, prompter 


als bisher für den mittlerweiligen Schutz der Kinder 


zu ſorgen, wenn wegen Miſshandlung ein Strafver— 


fahren eingeleitet oder wegen Miſsbrauch der väter— 


lichen oder vormundſchaftlichen Gewalt oder wegen 
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x Vernachläſſigung der damit verbundenen Pflichten 
Abhilfe durch eine pflegſchaftsbehördliche Verfügung 


getroffen werden ſoll. 
Die endgiltige Beſchluſsfaſſung des Gerichtes 


ſetzt häufig umfaſſende Ermittlungen voraus, während 


) Siehe V. B. M. J. Nr. 9 ex 1901, Seite 125 
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welcher das Kind nicht ſelten weiteren, bisweilen ſogar 
noch ärgeren Miſshandlungen ausgeſetzt iſt. Zudem 
verſuchen die Betheiligten hauptſächlich durch Mittel 
der Einſchüchterung den Sachverhalt zu verdunkeln 
und die Ermittlung der Wahrheit zu erſchweren. 

Schon in der Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 11. Mai 1901, J. M. V. Bl. Nr. 13, wurde 
den Strafgerichten zur Pflicht gemacht, im Falle eine 
Vorkehrung im Intereſſe des Kindes dringend noth— 
wendig iſt, die Mittheilung an die Pflegſchaftsbehörde 
nicht bis zum Abſchluſſe des Strafverfahrens zu ver— 
ſchieben, ſondern unverzüglich dem Pflegſchaftsgerichte 
den Sachverhalt bekanntzugeben und ihm ſo die Ge— 
legenheit zu eröffnen, die nöthigen Vorkehrungen zu 
treffen, insbeſondere einſtweilen für den Schutz und 
die Unterbringung des Kindes zu ſorgen. 

Die Handhabe zu ſolchen einſtweiligen Ver— 
fügungen, die zumeiſt in der vorläufigen Abnahme und 
der mittlerweiligen Verſorgung des Kindes in einer 
anderen Familie, in einer Anſtalt oder durch einen 
Kinderſchutzverein beſteht, bietet die Beſtimmung des 
§. 178 a. b. G. B., die dem Gerichte freie Hand 
läſst, die den Umſtänden angemeſſene Vorkehrung zu 
treffen. 

Wenngleich die abſchließende Entſcheidung über 
die nothwendigen Maßnahmen eine eingehende Unter— 
ſuchung des Gegenſtandes der Beſchwerde erheiſcht, ſo 
wird man ſich zum Zwecke einer einſtweiligen Ver— 
fügung doch mit einer bloß ſummariſchen Ermittlung 
des Sachverhaltes, unter Umſtänden ſogar damit be— 
gnügen können und müſſen, daſßs nach der Anzeige eine 
mittlerweilige Vorkehrung zum Schutze des bedrohten 
Kindes unerlässlich erſcheint, und daſs die Voraus— 
ſetzungen für ein ſolches Einſchreiten glaubhaft ge— 
macht ſind. 

Es liegt ſomit nicht an einem Mangel des 
Geſetzes, wenn der Vorwurf erhoben werden kann, dass 
die Hilfe der Behörden bisweilen zu ſpät komme und 
nicht zureiche. 


2. Nach den bisherigen Erfahrungen ſcheint ſich 
die Praxis auch nicht immer der Tragweite der in 
ihrer allgemeinen und weiten Faſſung außerordentlich 
wertvollen Beſtimmung des §. 178 a. b. G. B. be 
wuſst geworden zu ſein. 


Hierauf wurde in den Verhandlungen und in der 
Reſolution des niederöſterreichiſchen Landtages vom 
26. Juni 1901 hingewieſen. Der niederöſterreichiſche 
Landtag ſpricht darin „ſeine Überzeugung aus, daſss 
unter den im $. 178 a. b. G. B. normirten Ver- 
fügungen zum Schutze der Kinder auch die zeitweiſe 
Abnahme der väterlichen Erziehungsgewalt inbegriffen 
ſei, und erwartet, daßs eine in dieſer Richtung ſich 
entwickelnde Rechtſprechung die Grundlage für die 
Betheilung moraliſch verlaſſener Kinder aus den 
Überſchüſſen der cumulativen Waiſencaſſen ſchaffen 


werde“. 
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Man begegnet jedoch gelegentlich der nach An— 
ſicht des Juſtizminiſteriums nicht zutreffenden Auf- 
faſſung, daſs wegen Miſshandlung der Kinder die 
Entziehung der väterlichen Gewalt nur unter den in 
den SS. 414 und 415 des Strafgeſetzes bezeichneten 
Vorausſetzungen zuläſſig ſei. 

Hiebei wird überſehen, dafs das Strafgeſetz die 
Entziehung der väterlichen Gewalt als Strafe (§. 415 
St. G.) behandelt, die zu verhängen iſt, wenn die im 
Strafgeſetze bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, 
dass aber, unabhängig von den ſtrafrechtlichen Folgen 
der Miſshandlung, im Falle des Miſsbrauches der 
väterlichen Gewalt durch das Pflegſchaftsgericht die 
den Umſtänden angemeſſenen Verfügungen zu treffen 
ſind. Es ſcheint hienach (Stubenrauch, Commentar, 
8. Auflage, Seite 263. — Anders, Familienrecht, 
Seite 205. — Juriſtiſche Blätter, Seite 304/1901) 
keineswegs ausgeſchloſſen, daſs auch dann, wenn das 
Strafverfahren zu einem Ergebniſſe nicht geführt hat, 
oder wenn es überhaupt nicht eingeleitet worden iſt, 
gemäß $. 178 a. b. G. B. die väterliche Gewalt 
entzogen werden kann, wo ſich dies als die „den Um— 
ſtänden angemeſſene Verfügung“ darſtellt. 


Aus der Gegenüberſtellung der §§. 177 und 
178 a. b. G. B. kann nicht geſchloſſen werden, dafs 
nur im Falle der gänzlichen Vernachläſſigung von 
Verpflegung und Erziehung die väterliche Gewalt ab— 
erkannt werden kann, dagegen wegen Miſsbrauches 
der väterlichen Gewalt nur andere weniger weitgehende 
Maßnahmen zuläſſig ſind. Es genügt auf den Fall 
hinzuweiſen, daſs eine ſchwere Miſshandlung des 
Kindes vorliegt, aber wegen Verjährung oder aus 
ſtrafproceſſualen Gründen eine Verurtheilung durch 
das Strafgericht ausgeſchloſſen iſt, oder daſs die 
Eltern zwar die ihren Verhältniſſen entſprechende Ver- 
pflegung und Erziehung nicht vernachläſſigt haben, 
die Autorität der Eltern jedoch dazu milsbraucht 
wird, das Kind einem unſittlichen Lebenswandel zuzu⸗ 
führen. 

In ſolchen Fällen iſt das nächſtliegende und un— 
erläſsliche Schutzmittel gegenüber den Gefahren aus 
dem Miſsbrauch der väterlichen Gewalt deren Ent⸗ 
ziehung nach §. 178 a. b. G. B. 

Wenn ſich anderſeits nach Lage des Falles die 
Entziehung der väterlichen Gewalt nicht als noth— 
wendig oder ſachgemäß erweist, dann ermöglicht die 
Beſtimmung des 8.178 a. b. G. B., ſich auf eine 
weniger weitgehende Maßnahme zu beſchränken, 
falls dies zur Sicherung des Kindes gegen Miſs— 
handlung und Verwahrloſung unerläſslich iſt. Ins⸗ 
beſondere iſt es zuläſſig, auf Grund dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung dem Vater die Obſorge über die Perſon 
oder über das Vermögen des Kindes zu entziehen, das 
Kind dem Vater abzunehmen und in einer anderen 
Familie oder in einer Anſtalt oder in einem Kinder⸗ 
heim unterzubringen. Solchenfalls ſteht dann dem 
Vater nicht mehr das Recht zu, ohne gerichtliche Zu— 


ſtimmung den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen a 


und das Kind der Anſtalt oder dem Vereine abzu- 
fordern. 


Ahnliche Berflinmgen können gegen die uneheliche 
Mutter nach §. 169 a. b. G. B. und gegen die ehe- 
liche Mutter nach §. 218 a. b. 5 B. getroffen 
werden. 


Wenn es ſich als nothwendig herausſtelt, das 
Kind den Eltern abzunehmen und anderweitig unter⸗ 
zubringen, ſoll nie unterlaſſen werden, dies durch einen 
formellen Beſchluſs im Sinne des S. 178 a: b. G. B. 
zu verfügen. 


Ein ſolcher Beſchluſs iſt insbeſondere auch 


deshalb von Bedeutung, weil durch das niederöſter⸗ 


reichiſche Landesgeſetz vom 29. Auguſt 1901, 
L. G. Bl. Nr. 42, die Gebarungsüberſchüſſe der 


cumulativen Waiſencaſſen zur Pflege und Erziehung 


armer nach Niederöſterreich zuſtändiger Waiſen, 
ſowie verwahrloster oder verlaſſener Kinder zu ver⸗ 
wenden ſind, und nach §. 4, lit. d, als verlaſſene 
Kinder auch jene zu gelten haben, deren Eltern wegen 
Miſshandlung ihrer Kinder verurtheilt und deren 
Vater der väterlichen Gewalt verluſtig erklärt wurden, 


oder gegen deren Vater eine der im §. 178 a. b. 


G. B. vorgeſehenen Verfügungen getroffen worden iſt. 
Ahnliche Beſtimmungen enthalten auch die Landes⸗ 


geſetze von Mähren und Oberöſterreich. Die Faſſung 


eines Beſchluſſes im Sinne des §. 178 a. b. G. B. 
iſt ſomit eine Vorausſetzung für die Zuwendung der 
durch das erwähnte Geſetz den verlaſſenen Kindern 
zugedachten Wohlthaten. 


3. Wenn das Gericht eine Verfügung im 1 - 


der SS. 169, 178. und 218 a. b. G. B. getroffen 
hat, ſoll nicht auf das bloße Wer pe des Vaters 
oder der Mutter, daſs fie in Hinkunft das Kind beſſer 


halten und anſtändig erziehen wollen, die Verfügung 
rückgängig gemacht werden. Es kam vor, daſs das 


Gericht auf das Verſprechen der dem Trunke er⸗ 
gebenen Mutter, ſich zu beſſern, 
mittlungen verfügte, das Kind ſei von der Wohl- 
thätigkeitsgeſellſchaft der Mutter zurückzugeben, obwohl 
durch deren Lebensführung das Kind der völligen 
Verwahrloſung preisgegeben war. Thatſächlich muſste 


das Kind nach kurzer Zeit der . neuerlich abge- 


nommen werden. 

In ſolchen Fällen ſcheint es ſich zu empfehlen, 
daſs das Gericht, ehe es die Abnahme des Kindes 
rückgängig macht, durch Einvernehmung der 
Functionäre der Geſellſchaft feſtſtelle, ob mit Rückſicht 


auf die dieſen Functionären meiſtens ſehr genau be⸗ 


kannten häuslichen und Erxwerbsverhältniſſe der 
Eltern, auf den körperlichen und ſittlichen Zuſtand 
des Kindes und auf den Einfluſs, den der Vater oder 
die Mutter auf das Kind bisher geübt hat, 
eine Anderung in der ee ee des Kindes 
rathſam iſt. 


ohne weitere Er⸗ 


— 


8 


ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellung in der „Zeitſchrift für 
B. M. I. 


Ahnliche Vorſicht wird regelmäßig zu beobachten 
ſein, wenn von den Eltern um die Erlaubnis an— 
geſucht wird, mit dem in einer Anſtalt oder unter dem 
Schutz einer Kinderſchutzgeſellſchaft untergebrachten 
Kinde in perſönlichen Verkehr treten zu dürfen. 

4. Von Seite der Functionäre der Kinderſchutz— 
geſellſchaften wurde es als miſsslich bezeichnet, dass 
die Gerichte, wenn ſie die Abnahme des Kindes ver— 


fügen, ſich hie und da darauf beſchränken, den bezüg— 


wa 
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Socialwiſſenſchaft“ betrug die Zahl der in Bayern 
domicilirenden Oſterreicher und Ungarn im Jahre 
1900: 85.700 und hatte ſich gegen die Zählung im 
Jahre 1895 um volle 20.000 vermehrt. Die Zahl. 
der Preußen in Bayern betrug im Jahre 1900: 
55.450, der Würtemberger 54.743; die Zahl der 
Angehörigen anderer deutſcher Staaten betrug 
70.000, davon 26.000 Badenſer und je 14.000 
Sachſen und Heſſen. 


lichen Beſchluſs den Betheiligten zuzuſtellen, deffen | 


Durchführung aber den Functionären des Vereines 
überlaſſen. Dieſer Vorgang iſt nicht ſachgemäß. Das 
Gericht hat von amtswegen durch ſeine eigenen 
Organe oder mit Hilfe der Polizei ſeine Maßnahmen 
durchzuführen und zu dieſem Behufe mit dem Vereine 
oder der Anſtalt, der das Kind übergeben werden 
ſoll, wegen der Übernahme ſich vorläufig in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen. 


5. Beſondere Schwierigkeiten macht es den 
Kinderſchutzvereinen, die Urkunden zu beſchaffen, von 
deren Beibringung die Landes- und Gemeindever— 
waltungen die Übernahme miſshandelter und ver— 
laſſener Kinder abhängig machen. Hauptſächlich 
handelt es ſich um die Beibringung des Tauf- oder 
Geburtsſcheines und der Zuſtändigkeitsdocumente. Die 
Gerichte werden deshalb angewieſen, wenn ſich dieſe 
Documente in den Acten befinden, ſie den Privat- 
vereinen zum Behuf der Abgabe der vorläufig über— 
nommenen Kinder in die Verſorgung der öffentlichen 
Verwaltung entweder in Urſchrift gegen ſeinerzeitige 


Rückſtellung oder in amtlich beglaubigter Abſchrift zur 


Verfügung zu ſtellen, und wenn ſolche Docnmente noch 
nicht vorliegen, den betreffenden Vereinen auf Ver— 
langen durch thunlichſt raſche amtliche Requiſition 
dieſer Behelfe hilfreich an die Hand zu gehen. 

6. Schließlich muſs noch darauf hingewieſen 
werden, dass die ſachgemäße Beurtheilung der Fälle 
von Kindermiſshandlung gefördert werden könnte, 
weun ſich die Gerichte die reiche Erfahrung der 
Kinderſchutzgeſellſchaften dadurch zunutze machen 
würden, dass fie und zwar nicht nur dann, wenn die 
Anzeige auf Grund von Recherchen der Geſellſchaft 
erſtattet worden iſt, ſondern auch in anderen zweifel— 
haften Fällen einen Functionär einer ſolchen Geſell— 
ſchaft über das vorliegende Thatſachenmaterial ver— 
nehmen würden. Erſcheinungen, die dem Gerichte, das 
vielleicht weniger häufig mit ſolchen Miſshandlungs— 
fällen beſchäftigt wurde, unwichtig, zufällig und neben= 
ſächlich erſcheinen, würden eine andere Beurtheilung 
finden, wenn ſie durch den Hinweis auf die typiſchen 
Erſcheinungsformen und auf das Milieu der Kinder— 


miſshandlung beleuchtet werden. 


Das k. k. Präſidium wird erſucht, dieſen Erlaſs 
den Gerichten in Wien bekanntgeben zu laſſen.“ 


(SOſterreicher in Bayern.) Nach einer 


(Die Bodenbenutzungsarten in Preußen.) 
Erhebungen über die landwirtſchaftlichen Boden— 
benutzungen haben bisher 1878, 1883, 1893 und 
1900 in allen deutſchen Bundesſtaaten ſtattgefunden. 
Als Flächeninhalt des preußiſchen Staatsgebietes er— 
gaben ſich, nach einer Veröffentlichung in den „An— 
nalen des Deutſchen Reiches ꝛc.“, entſprechend den 
catafteramtlichen Hauptüberſichten über den Stand 
der Liegenſchaften 1878: 34,823.421 Hektar, 1883: 
34,83 3.067 Hektar, 1893: 34,854.54 2 Hektar und 
1900: 34,864.866 Hektar. Dieſes von Erhebung zu 
Erhebung ſteigende Mehr der Staatsfläche, von 1878 
bis 1900: 41.445 Hektar, iſt weniger veranlaſst durch 
eine wirkliche Vergrößerung, auf welche nur 2149 
Hektar infolge der Einverleibung der Inſel Helgoland, 
der Grenzregulirungen und Staatsverträge mit dem 
Fürſtenthum Schaumburg-Lippe und dem Herzogthum 
Braunſchweig entfallen, beruht vielmehr in der Haupt- 
ſache auf Cataſterberichtigungen und Aufnahme früher 
nicht cataſtrirter Flächen. Einer tabellariſchen Zu— 
ſammenſtellung iſt zu entnehmen, daſs Acker- und 
Gartenland, die Weinberge, Forſten und Holzungen, 
ſowie Haus- und Hofräume in der Zeitperiode von 
1878 bis 1900 erhebliche Zunahme aufweiſen, 
während anderſeits Weiden und Hutungen, Od- und 
Unland und auch im großen Ganzen Wieſen eine ent- 
ſprechende Abnahme erfahren haben; ein zweifelloſer 
Beweis des ſteten Fortſchrittes in der Culturent— 
wicklung des Bodens. Die Fläche des Acker- und 
Gartenlandes einſchließlich der Haus- und Hofräume 
hat ſeit 1878 um 238.749 Hektar, die der Weinberge 
um 1144, die der Forſten und Holzungen um 145.659 
Hektar zugenommmen, wogegen Weiden und Hutungen, 
Od⸗ und Unland 291.082 Hektar eingebüßt haben. 
Auch die Wieſen, welche 1893 bis 1900 allerdings 
731 Hektar gewonnen haben, waren bis dahin ſtändig 
zurückgegangen, 1878 bis 1883 um 42.362 Hektar, 
1883 bis 1893 um 19.493 „Hektar, alſo von 
1878 bis 1900 um insgeſammt 61.124 Hektar. 


(Die Arbeitsvermittlung in Frankreich.) 
Das Office du Travail veröffentlicht das Ergebnis 
einer von demſelben veranſtalteten Enquéte über die 
Thätigkeit der privaten Arbeitsnachweisſtellen in der 
Zeit 1893 bis 1898. Durchſchnittlich waren jährlich 
1455 Bureaux de placement autoriſirt; ungefähr 
75 Wrocent derſelben befaſsten ſich mit dem Arbeits- 
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nachweiſe für Hausgeſinde, 101 waren für Bäcker 
beſtimmt, 66 für landwirtſchaftliche Arbeiter, 47 für 
Kellner, 42 für Friſeure, 22 für Erzieher und 
Lehrerinnen. Die Zahl der bei dieſen Bureaux Stelle- 
ſuchenden betrug jährlich 1,698.000; die Zahl der 
Beſchäftigung Anbietenden 1,160.000 und wurde 
Arbeit 933.000 Perſonen nachgewieſen. Von den 
Bureaux de placement fordern mehr als 950 eine 
Einſchreibegebür bald unter 30, bald über 50 Cen— 
times; 299 verlangen keine Einſchreibgebür, doch be- 
finden ſich dieſe meiſt in Paris, wo bereits im Jahre 
1857 ein Erlass des Präfecten dieſe Taxe verbot. 
Fixe Proviſion für die Stellenvermittlung in der Höhe 
von 1 bis 5 Frances und auch darüber fordern 619 
Bureaux; in 549 Bureaux richtet ſie ſich nach dem 
Jahreslohne und beträgt 1 bis 10 Procent desſelben, 
während in 133 Bureaux 5 bis 33 Procent des 
Monatslohnes gefordert werden. Eine Berechnung hat 
ergeben, daſs auf ein Drittel der vermittelten Stellen 
eine fixe Proviſion von 3½ Francs und auf die 
anderen zwei Drittel eine procentuelle Proviſion von 
2½ Procent des Jahreslohnes entfällt. Es ergibt 
dies einen Totalverdienſt der privaten Stellenvermitt— 
lung in der Höhe von 5, 800.000 Franes jährlich. 
Neben den privaten Arbeitsnachweiſen ſind viele 
öffentliche thätig, ſo die communalen, deren Zahl 
1899: 51 (gegen 24 in 1891) betrug und die ungefähr 
60.000 Perſonen jährlich Arbeit nachweiſen; ferner 
39 Arbeitsbörſen, die 35.000 Perſonen Beſchäftigung 
verſchaffen, 19 Unternehmerſyndicate, die 13.000 
Arbeiter, und die übrigen Syndicate, die jährlich 
40.000 Arbeiter placiren. 


(Eine Enquste über die Schulfinder- 
beſchäftigung in England.) Eine vom engliſchen 
Miniſter des Innern ernannte Commiſſion, welche 
mit der Durchführung einer Enquete über die Erwerbs— 
thätigkeit der ſchulpflichtigen Kinder betraut worden 
war, hat hierüber ihren Bericht (Report of the In- 
ter-Departemental Comittee on the employment 
of school children appointed by H. M. Principal 
Secretary of Staate for the Home Departemeni 
London 1900) erſtattet. 

Einer in der „Socialen Rundſchau“ enthaltenen 
Überſetzung dieſes Berichtes ſind die nachfolgenden 
auszugsweiſen Mittheilungen entnommen: 

In einem Reſumeé der allgemeinen Ergebniſſe 
der Enquete gibt die Commiſſion der Anſicht Ausdruck, 
daſs die in dem im Jahre 1899 vom Unterrichts- 
miniſterium veröffentlichten Parlamentsberichte über 
die Lohnarbeit von Kindern gelieferten Daten ſich 
ungefähr mit den wirklichen Zahlen decken, und ſchätzt, 
daſs rund 300.000 ſchulpflichtige Kinder im Jahre 
1898 in Lohnarbeit ſtanden. Was die Zahl der Ar— 
beitsſtunden anbelangt, zeigte der Parlamentsbericht, 
daſs 99.000 von 140.000 Kindern oder 70 Procent 


der Geſammtzahl wöchentlich 20 oder weniger Stunden 


- 
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beſchäftigt waren, während 13.000 oder 9 Procent 


mehr als 30 Stunden wöchentlich in Arbeit ſtanden. 
Genauere Unterſuchungen ergaben jedoch hier andere 
Reſultate. 

Die Commiſſion theilt die von ſchulpflichtigen 
Kindern geleiſtete Lohnarbeit folgendermaßen ein: 
1. Fabriksarbeit: a) Beſchäftigung in Fabriken und 
Werkſtätten; b) induſtrielle Heimarbeit. 2. Arbeiten 
in Gruben und Steinbrüchen. 3. Dienſt in Geſchäfts⸗ 
localen, hauptſächlich Laufburſchendienſt und Zu- 
ſtellung von Paketen, Milch, Zeitungen und anderen 
Artikeln. 4. Verrichtungen in Privathäuſern (gewiſſer⸗ 
maßen nach Art eines Dienſtverhältniſſes), wie Meſſer⸗, 
Stiefelputzen, Wartung der Kinder. 5. Landwirtſchaft⸗ 
liche Arbeit dauernder oder gelegentlicher Natur, wie 
Obſt⸗ und Hopfenpflücken. 6. Beſchäftigung auf offener 
Straße, mitinbegriffen Straßenhandel mit Zeitungen, 
Zündhölzchen und Blumen, Gepäcktragen, Drehorgel- 
ſpielen und anderes. 7. Verſchiedene ſonſtige Beſchäfti⸗ 
gungen, wie in Theatern und Schauſtellungen, zur — 
See, in Canalbooten oder in Zigeunerwagen. 

Die Commiſſion ſchlägt vor, daſs die Be— 
ſchäftigung der Schulkinder geregelt aber nicht gänzlich 
verboten werden ſoll. Die Commiſſion glaubt jedoch 
nicht, daſs das richtige Ziel eine bloße Schulerziehung 
bis zum 14. Lebensjahre ſei; nach welcher Zeit erſt 
der Eintritt in einen Beruf erfolgen ſoll, ſondern 
meint, daſs die Verwertung der Arbeitskraft vor dem 
14. Lebensjahre beginnen und die Erziehung über 
dieſen Zeitpunkt hinaus fortdauern ſolle. g 

Die Beſchäftigung von Kindern in Fabriken, 
Werkſtätten und Bergwerken iſt bereits geſetzlich ge- 
regelt worden. Die Commiſſion ſchlägt keine 
Abänderung der in Anwendung ſtehenden Beſtim⸗ 
mungen vor und hält es auch nicht für möglich, die 
Verwendung der Kinder in häuslicher Arbeit zu regeln. 
Abgeſehen von dieſen beiden Fällen jedoch umfaſſen 
die Vorſchläge der Commiſſion das ganze Gebiet der 
Kinderarbeit. Da aber die Verhältniſſe in den einzelnen 
Berufen und Ortlichkeiten beträchtlich verſchieden find, 
hält die Commiſſion es für angezeigt, dass die noth⸗ 
wendigen Beſtimmungen von den Localbehörden ge— 
troffen werden, denen die Erlaſſung von für ihr Ge— 
biet verbindlichen Vorſchriften über die Beſchäftigung 
der Kinder zugeſtanden werden ſoll. 

Was die Beſchäftigung der Kinder beim Straßen⸗ 
handel betrifft, glaubt die Commiſſion, daſs weitgehende 
Befugniſſe zur Regelung derſelben erforderlich ſein 
werden. 


Es ſoll im Wege der Geſetzgebung den n 
Behörden das Recht eingeräumt werden, die Bejchäf- 
tigung der Kinder beim Straßenhandel zu verbieten; 
Beſtimmung über das Alter, Geſchlecht wie die Tage 
und Stunden zu treffen, zu denen Kinder ihr Ge— 
werbe ausüben dürfen; Licenzen an die zum Handel 
Zugelaſſenen zu verleihen und das Tragen von Ab— 
zeichen oder Uniformen zu fordern; den Straßen⸗ 


händlern zu verbieten, in den Häuſern zu hauſiren 
oder das Publicum zu beläſtigen und aufzuhalten, 
kurz das Verhalten der Händler in jeder angemeſſenen 


Art und Weiſe zu überwachen. 


Was die übrigen Beſchäftigungen anbelangt, 
empfiehlt die Commiſſion, durch Localgeſetze Befug— 


niſſe zu dem Zwecke zu ertheilen, um für alle Kinder, 
oder für Knaben und Mädchen getrennt, rückſichtlich 


aller oder beſonderer Berufszweige und rüchſichtlich 


des ganzen Gebietes der einzelnen Behörden oder 


beſonderer Theile desſelben vorzuſchreiben: 1. die 
Zeit, während welcher, 2. das Alter, von welchem an 
Schulkinder beſchäftigt werden können, und 3. die 
Zahl der wöchentlichen oder täglichen Stunden, über 
welche hinaus dieſelben nicht arbeiten dürfen. — 
Weiters ſoll geſetzliche Vollmacht gegeben werden, die 
Verwendung von Kindern bei ſpeciell für Geſundheit 
und Sitten ſchädlichen Arbeiten ganz zu verbieten 
und bei der Aufnahme ein ärztliches Zeugnis abzu— 
verlangen. 

Die Localgeſetze ſollen ſich auch auf die Heimat— 
arbeit erſtrecken. 

Die Localgeſetze (by laws) ſollen von den Graf— 


ſchafts⸗ und Stadträthen erlaſſen und durch das Mini- 


ſterium des Innern beſtätigt werden. Die Commiſſion 
verlangt nicht geradezu, daſs den Localbehörden eine 
Verpflichtung zur Erlaſſung ſolcher für ihren Bereich 
verbindlichen Localvorſchriften auferlegt werden ſolle, 
doch iſt ſie der Meinung, dafs eine allgemeine gejeh- 
liche Vorſorge getroffen werden müſſe, welche ſtark 
genug ſei, die ärgſten Auswüchſe der Überarbeit zu 
verhüten. Dies könne nach ihrer Anſicht dadurch erreicht 


werden, daſs das Verbot der Arbeit zwiſchen 9 Uhr 


abends und 6 Uhr morgens, welches durch das 
Kinderſchutzgeſetz vom Jahre 1894 für einige Beſchäf— 


tigungszweige erlaſſen wurde, auf die Geſammtheit 


des letzteren ausgedehnt werde, wobei die Local— 
behörden befugt ſein ſollen, dieſe Zeit durch beſondere 
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Vorſchriften zu verlängern oder zu verkürzen. Weiters 
ſoll es nach dieſem Geſetze als ein ſtrafbares Ver— 
gehen gelten, ein Kind zum Tragen von ſchweren Laſten 
oder ſonſt in einer Art zu verwenden, welche nach dem 
Grade der geiſtigen und körperlichen Entwicklung des 
Kindes ſein Leben oder ſeine Geſundheit gefährden 
könnte. 


(Eine Statiſtik über den Univerſitäten— 
beſuch.) Das Jahrbuch „Minerva“ enthält in ſeinem 
letzten Jahrgang eine Überſicht des Beſuches der 
Univerſitäten der Welt im Winterſemeſter 1900/01, 
wobei in der Geſammtzahl der Studirenden ſowohl 
die immatriculirten wie die freien Hörer aufgenommen 
ſind. 

An der Spitze der meiſtbeſuchten Univerſitäten 
ſteht Paris mit 12.171 Hörern; es folgen Berlin 12.063 
(darunter 6321 immatrieulirt), Kairo 9060, Wien 
6009 (4810 immatriculirt), Budapeſt 5661 (5108 
immatriculirt), Neapel 1899/1900: 5165, Madrid 
5118, Moskau 4483 (4228 immatriculirt), München 
4414 (4184 immatriculirt), New-York 4333 (davon 
708 Zuhörer), Bukareſt 4314, Cambridge (Amerika) 
4288, Leipzig 3793 (3517 immatriculirt), Oxford 
3499, Minneapolis 3413, Prag (böhmiſch) 3224 
(2718 immatriculirt), Chicago 1899/1900: 3183, 
Berkeley (Californien) 3024, Athen eirca 3000, 
Cambridge (England) 2985. 

Mit nächſtgrößter Beſucherzahl reihen ſich an: 
Tokio 2900, Helſingfors 2495, Rom 2348, Bonn 
2108, Lemberg 2060, Halle 1995, Dorpat 1790, 
Coimbra 1684, Breslau 1610, Kopenhagen 1600, 
Bologna 1469, Heidelberg 1422, Göttingen 1421, 
Upſala 1384, Tübingen 1376, Prag (deutſch) 1243. 

Unter den kleinſten Univerſitäten werden Fol— 
gende angeführt: Roſtock 520, Czernowitz 483, Sofia 
483, Freiburg (Schweiz) 380, Belgrad 377, Urbino 
164, Saſſari circa 160, Ferrara 109. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 27. April d. J. dem 
Hofrathe und Polizeidirector in Prag Guſtav Janota— 
Forſter anläſslich der von ihm erbetenen Übernahme in 
den dauernden Ruheſtand in neuerlicher Anerkennung ſeiner 
vorzüglichen und pflichttreuen Dienſtleiſtung den Adelsſtand 
mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 27. April l. J. dem Statthalterei- 
vicepräſidenten der Statthalterei in Innsbruck Benedict 
Ritter v. Hebenſtreit anlässlich der erbetenen Übernahme 
in den dauernden Ruheſtand in Anerkennung feiner viel- 
jährigen, treuen und ausgezeichneten Dienſtleiſtung das 
Commandeurkreuz des Leopold-Ordens mit Nachſicht der 
Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit— 


Allerhöchſter Entſchließung vom 6. Mai l. J. dem 
Hofrathe bei 22 Statthalterei in Innsbruck Alexander 
Freiherrn v. Reden den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereivicepräſidenten, ferner den Statthaltereiräthen bei 
dieſer Landesſtelle Arthur Meusburger und Leopold 
Freiherrn v. Lichtenthurn taxfrei den Titel und Charak— 
ter eines Hofrathes allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 29. April d. J. den 
Sectionsrath im Miniſterrathspräſidium Dr. Richard Frei- 
herrn Forſtner v. Billau zum Hofrathe ad personam 
im Stande der Statthalterei in Innsbruck allergnädigſt zu 
ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 27. April d. J. den Ober⸗ 
polizeirath der Prager Polizeidirection Regierungsrath 
Karl Kkikawa zum Hofrathe und Polizeidirector in Prag 
allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät Jar mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 29. April d. J. dem Landes- 
regierungsrathe bei der i in Czernowitz 
Moriz Barleon den Titel und Charakter eines Hofrathes 
mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 27. April l. J. dem Statt⸗ 
haltereirathe bei der Statthalterei in Innsbruck Dr. Johann 
Majoni anläſslich der erbetenen Übernahme in den 
dauernden Ruheſtand in Anerkennung ſeiner vieljährigen, 
pflichttreuen und vorzüglichen Dienſtleiſtung den Titel eines 
Hofrathes mit 1 1 der Taxe allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 3. Mai l. J. dem Statthalterei⸗ 
jeeretär Hermann Grafen zur Lippe-Weißenfeld in 
Trieſt anläſslich der erbetenen Verſetzung in den dauernden 
Ruheſtand den Titel eines Bezirkshauptmannes allergnädigſt 
zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat die Statthaltereiſeeretäre Ottokar 
Kalandra, Karl Pacäk und Dr. Felix Czerny zu 
Bezirkshauptmännern und den Bezirkscommiſſär Dr. Johann 
Tauer zum Statthaltereijecretär in Böhmen ernannt. 


Der Landespräſident in Kärnten hat den Landes⸗ 
regierungs-Conceptspraktikanten Dr. Arnold Schadek 
Edlen v. Schadekfels der Bezirkshauptmannſchaft 
Hermagor zur Dienſtleiſtung zugetheilt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Statthaltereiconcipiſten Cajetan v. Scolari (Bozen) zur 
Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen, den Statt⸗ 
haltereiconcipiſten Wilhelm Ritter v. Thaa (Statthalterei) 
der Bezirkshauptmannſchaft Riva, den Statthalterei⸗ 
Conceptspraktikanten Ludwig Grafen Eſterhäzy (Kufſtein) 
der Bezirkshauptmannſchaft Bozen und den Concepts⸗ 
praktikanten Leopold Kunz-Fellunghauer (Statt- 
halterei) der Bezirkshauptmannſchaft Kufſtein zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugetheilt. 

Der Statthalter in Mähren hat den abſolvirten 
Rechtshörer Jaroslav Friedrich zur Ablegung der Probe- 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und der 
Bezirkshauptmannſchaft Littau zur Dienſtleiſtung zu⸗ 
gewieſen. 

Der Landespräſident in Schleſien hat den abſolvirten 
Techniker Adolf Fernka als Baupraktikanten in den 
ſchleſiſchen Staatsbaudienſt aufgenommen und der Bezirfs- 
hauptmannſchaft Teſchen zugewieſen; ferner hat der Landes⸗ 
präſident den Ingenieur Hugo Eichler (Teſchen) der 
Bezirkshauptmannſchaft Freiwaldau zur Dienſtleiſtung 
zugetheilt. 

Der Statthalter in Galizien hat die Sanitätsconcipiſten 
Dr. Eduard Piotrowski und Dr. Leo Fuchs zu Bezirks⸗ 
ärzten, die Sanitätsaſſiſtenten Dr. Johann Joſſe und Dr. 
Stanislaus Janikiewiez zu Sanitätsconcipiſten, weiters 
im Stande der Polizeidirection in Lemberg den Polizei⸗ 
kanzliſten Victor Faſtnacht zum Polizeiofficial und den 
Gendarmeriewachtmeiſter Thaddäus Tukaſiewiez zum 
Polizeikanzliſten ernannt; ferner hat der Statthalter den 
Rechnungspraktikanten im Rechnungsdepartement der galizi⸗ 


ſchen Statthalterei Auguſt Wowkonowicz, ſowie die abſol⸗ Baupraktikant in den galiziſchen Staatsbaudienſt 
virten Rechtshörer Miecislaus Zielinski und Stanislaus 


Wolinski zur Ablegung der Probeprari3 für den politiſchen 
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auf⸗ 


genommen. 
Der Statthalter in Dalmatien hat den Oberingenieur 


Conceptsdienſt zugelaſſen; endlich den abſolvirten Hörer Leonhard von Benvenuti (Sebenico) zur Dienſtleiſtung 


der techniſchen Hochſchule Ladislaus Zienkiewiez als 


bei der Statthalterei einberufen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich eine Oberbezirksarztens⸗ 
ſtelle der VIII., eventuell Bezirksarztensſtelle der 
IX. und Sanitätsconeipiſtenſtelle der X. Rangsclaſſe 
mit den ſyſtemmäßigen Bezügen. Bewerber haben ihre 
ordnungsmäßig inſtruirten Geſuche bis längſtens 
9. Juni 1902 beim Statthaltereipräſidium in Wien zu 
überreichen; ferner im Status der Beamten der Wiener k. k. 
Krankenanſtalten folgende Stellen: eine Verwalters⸗ 
ſtelle mit dem Gehalte der VIII. Rangsclaſſe, der halben 
Aetivitätszulage, ſowie einer Naturalwohnung, dann 
mehrere Verwaltungsadjuncten⸗, Officials⸗ und 
Kanzliſtenſtellen mit den Bezügen der IX., beziehungs⸗ 
weile X. und XI. Rangsclaſſe. Den vorſchriftsmäßig ge⸗ 
ſtempelten Geſuchen ſind anzuſchließen der Tauf⸗ oder Ge⸗ 
burtsſchein, der Heimatsſchein, die ſonſtigen Dienft- 
documente und Verwendungszeugniſſe. Bewerber, die bereits 
im öffentlichen Dienſte ſtehen, haben die Geſuche im Wege 
ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde, die übrigen unter Anſchluſs 
eines amtsärztlichen Geſundheits⸗ und legalen Sittenzeug⸗ 
niſſes unmittelbar im Einreichungsprotokolle der Statt⸗ 
halterei in Wien bis 18. Mai 1902 einzubringen. 


In Steiermark eine Bezirksſeeretärs⸗-, eventuell 
eine Statthaltereikanzliſtenſtelle der X., beziehungs- 
weiſe der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben 


ihre eigenhändig geſchriebenen Competenzgeſuche unter Nach- 


weiſung der entſprechenden Vorbildung, der vollſtändigen 
Vertrautheit mit allen Zweigen des Kanzlei⸗ und Mani⸗ 
pulationsdienſtes, der Verwendbarkeit im Conceptsfache, 
einer mehrmonatlichen Probepraxis und ihrer Sprachkennt⸗ 
niſſe bis 26. Mai 1902 im vorgeſchriebenen Dienſtwege 
beim Statthaltereipräſidium in Graz einzubringen. An⸗ 
ſpruchsberechtigten Unterofficieren wird bei nachgewieſener 
voller Eignung im Sinne des 8. 5 des Geſetzes vom 19. April 
1872, R. G. Bl. Nr. 60, der Vorzug vor anderen Bewerbern 
eingeräumt. a 8 


In Böhmen eine Bezirksſecretärsſtelle der 

X. Rangsclaſſe. Die Bewerber um dieſen Dienpoſten haben 
eine entſprechende Schulbildung, Kenntnis im Kanzlei- und 
Manipulationsfache, gute, correcte Handſchrift, Kenntnis 
der beiden Landesſprachen und eine mehrmonatliche Probe- 
verwendung nachzuweiſen. Außerdem haben dieſelben den 
Nachweis über ihre Verwendbarkeit im Conceptfache beizu⸗ 


bringen. Die gehörig belegten Bewerbungsgeſuche für den 
angeführten Dienſtpoſten ſind im Wege der vorgeſetzten 


Dienſtbehörde bis zum 25. Mai l. J. beim Statthalterei⸗ 
präſidium in Prag einzubringen. 


In Schleſien, bei der neu errichteten Grenz⸗Polizei⸗ 


expoſitur in Oderberg mit 1. Juli 1902 die Stelle eines 


Kanzliſten der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle 
haben ihre eigenhändig geſchriebenen und ordnungsmäßig 
geſtempelten Geſuche mit dem Nachweiſe über ihr Alter, die 
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zurückgelegten Studien, die allfällige bisherige Dienſtleiſtung 
und über die Kenntnis der deutſchen und böhmiſchen, 
eventuell polniſchen Sprache, ferner mit dem Nachweiſe über 
ihr ſittliches und ſtaatsbürgerliches Verhalten und einem 
amtsärztlichen Zeugniſſe über ihre körperliche Eignung für 
den angeſtrebten Dienſtpoſten bis 28. Mai 1902 beim 
Landespräſidium in Troppau einzubringen. Certificirten, 
beziehungsweiſe bereits angeſtellten, ehemals eertificirten 
Competenten iſt bei nachgewieſener voller Befähigung 
der Vorzug vor den übrigen Mitbewerbern eingeräumt. 
Unterofficiere, welche noch in activer militäriſcher Dienſt⸗ 
leiſtung ſtehen, haben ihre Competenzgeſuche im Wege 
ihres vorgeſetzten Commandos, jene Unterofficiere dagegen, 
welche bereits aus dem Militärverbande ausgeſchieden und 
noch nicht im Staatsdienſte angeſtellt ſind, unter Beibringung 
des Certificates über ihren Anſpruch auf Bewerbung um 
Beamtenſtellen innerhalb der obigen Friſt unmittelbar bei 
dem gefertigten Landespräſidium zu überreichen. Im Staats⸗ 
dienſte bereits befindliche, vordem mit dem Anſpruchs⸗ 
certificate betheilte Bewerber endlich haben ihre Geſuche im 
vorgeſchriebenen Civildienſtwege einzubringen. Sonſtige 
Bewerber aus dem Civilſtande endlich haben, je nachdem ſie 


im Staatsdienſte ſtehen oder nicht, ihre Geſuche im vorge— 


ſchriebenen Dienſtwege, beziehungsweiſe unmittelbar zu 
überreichen. 


Bei dem Polizeicommiſſariate in Mähriſch⸗Oſtrau mit 
1. Juli 1902 die Stelle eines Polizeicommiſſärs, 
eventuell eines Polizeiconcipiſten der IX., beziehungs- 
weiſe X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben 
ihre ordnungsmäßig inſtruirten Geſuche unter Nachwei⸗ 
ſung der Kenntnis der deutſchen und böhmiſchen, eventuell 
polniſchen Sprache bis 28. Mai 1902 im vorgeſchriebenen 
Dienſtwege bei dem ſchleſiſchen Landespräſidium 
einzubringen. 


In Dalmatien die Stelle des Landes⸗Sanitäts⸗ 
referenten der VI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe 
Stelle haben ihre gehörig documentirten Geſuche, wenn 
dieſelben ſchon im Staatsdienſte ſtehen, im Wege ihrer 
vorgeſetzten Behörde, ſonſt aber im Wege der betreffenden 
politiſchen Behörde beim Statthaltereipräſidium in Zara 
innerhalb vier Wochen nach der dritten Einſchaltung dieſer 
Concursausſchreibung in der „Wiener Zeitung“ zu über⸗ 
reichen und die gehörige Nachweiſung über ihr Alter, ihren 
Geburtsort, Stand, über die zurückgelegten medieiniſch⸗ 
chirurgiſchen Studien, den erlangten akademiſchen Grad, über 
andere allfällige beſondere Qualificationen, über die bisher 
geleiſteten Dienſte und etwaige beſondere Titel und über die 
vollkommene Kenntnis der ſerbo⸗croatiſchen, der italieniſchen 
und der deutſchen Sprache zu liefern. Auch haben dieſelben 
anzugeben, ob und in welchem Grade ſie etwa mit einem 
oder dem anderen der hierlands im Dienſte befindlichen 
landesfürſtlichen Sanitätsbeamten verwandt oder ber- 
ſchwägert ſeien. 
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Pränumerationsbedingungen 
für das 


Verordnungsblatt des K. k. Miniſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaaklichen Beterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten ES ne A K 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich. LEN, 


B. Auf das Beiblatt allein: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten e SERIE 
Für ſonſtige Pränumeranten Jährlich 7... ß er „ 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Posten in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt' Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


— 


ang 1902. 138 
Perordnungsblatt 


R. R. Ni niſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Jeterinärverwaltung. 


— 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 10. Wien, 30. Mai 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Erzherzogthum Sſterreich ob der Enns. — Landes— 
geſetze für das Herzogthum Salzburg. — Verordnung des Miniſterium des Innern vom 16. Mai 1902, 
R. G. Bl. Nr. 104, betreffend die Uniformirung der zur Aufſichtspflege für die Erhaltung der Straßen-, 
Brücken⸗ und Fluſsbauten, dann zur Handhabung der Hafenordnungen berufenen Empiriker (Straßenmeiſter, 
Strommeiſter, Hafenmeiſter). — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 14. April 1902, 
Z. 12914, betreffend die Neuausgabe der „Beſtimmungen für die Belaſtung von Bauconſtructionen und für 
die Beauſpruchung von Baumaterialien“. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 16. Mai 1902, 
3. 19830, betreffend das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Stadt Leva in Ungarn. — 
Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 17. Februar 1902, Z. 824, betreffend die 
Errichtung, beziehungsweiſe Verlegung von Apotheken. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
22. Februar 1902, Z. 1778. Zu 8. 61 der Bauordnung für Wien. Verpflichtung der Gemeinde zur Über- 
nahme des Trottoirs. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 1. April 1902, Z. 2695, betreffend 
das Beſchwerderecht der Ärztekammern in Angelegenheit der Verpflichtung der Gemeindeſanitätsorgane zur 
unentgeltlichen Vornahme der Revaccination der Schulkinder. — Verſchiedene Mittheilungen: 
Anderung eines Ortsgemeindenamens. — Primarärzte der k. k. Krankenanſtalten in Wien. — Erlass des 
Finanzminiſteriums vom 16. Mai 1902, betreffend die Hinausgabe der Banknoten zu 50 K. — Fürſorge für 
entlaſſene Sträflinge in Oſterreich. — Gemeindewaiſenrath und Kinderſchutz im Gerichtsbezirke Friedland i. B. 
— Landwirtſchaftlicher Arbeitsbeirath in Ungarn. — Arbeitsvermittlung in Bayern im Jahre 1901. — 
Arbeiterunfallverſicherung in Ruſsland. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — 
Concursausſchreibungen. 


Im Monate Mai gelangten zur Ausgabe die Nummern 15, 16 und 17 des „Beiblattes für die 
Angelegenheiten der ſtaatlichen Ueterinärverwaltung“. 


Geſetze und Verordnungen. 


womit Beſtimmungen in Betreff der Canaliſirung 
enge für das Erzherzogthum der Straßen im Markte Altheim erlaſſen 


Gſterreich ob der Enns. werden, hat unter dem 13. Mai d. J. die Allerhöchſte 


Der vom Landtage des Erzherzogthumes Öfter- | Sanetion erhalten. 
reich ob der Enns beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, 
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Landesgeſetze für das Herzogthum 
Jalzburg. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Salzburg 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aus— 
einanderlegung der Ortsgemeinde Abtenau 
im Bezirke Hallein in die Ortsgemeinden 
Abtenau und Ruſsbach und 


der von demſelben Landtage beſchloſſene Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend die Einhebung von Ver— 
zugszinſen für die im vorgeſchriebenen Ter— 
mine nicht eingezahlten Gemein deumlagen 
an Zuſchlägen zu den directen Steuern, haben 
unter dem 16. Mai d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Zu dieſem Uniformrocke wird eine Weſte aus 
gleichem dunkelgrünen Tuche nach dem Muſter der im 


8.13 der Miniſterialverordnung vom 20. October 1889, 
R. G. Bl. Nr. 176, für die k. k. Staatsbeamten vor⸗ 


geſchriebenen Weſte, jedoch gleichfalls mit ſilbernen 
Adlerknöpfen getragen. 


Uniform⸗Beinkleid. 


§. 3. Die Beinkleider ſind aus ſogenanntem 
neugrauen Tuche nach demſelben Schnitte wie bei den 
Staatsbeamten. 


Im Sommer können Beinkleider aus dra 


gem Zwilch getragen werden. 


Uniformmantel. 


§. 4. Der Uniformmantel iſt aus dunkelgrünem 
Tuche mit gleichem Kragen, auf welchem Parolis aus 


pompadourrothem Tuche angebracht find, und ſchwarzem 


Verordnung des Miniſteriums des 
Innern vom 16. Mai 1902, B. G. Bl. 
Ar. 104, 


betreffend 


die Uniformirung der zur Aufſichtspflege für die 

Erhaltung der Straßen⸗, Brücken⸗ und Fluſsbauten, 

dann zur Handhabung der Hafenordnungen berufe⸗ 

nen Empiriker (Straßenmeiſter, Strommeiſter, 
Hafenmeiſter). 


In Betreff der Uniformirung der zur Aufſichts⸗ 
pflege für die Erhaltung der Straßen-, Brücken- und 
Fluſsbauten, dann zur Handhabung der Hafenordnun⸗ 
gen berufenen Empiriker (Straßenmeiſter, Stroms 
meiſter, Hafenmeiſter) wird Folgendes verfügt: 


§. 1. Die zur Aufſichtspflege für die Erhaltung 
der Straßen-, Brücken- und Fluſsbauten, dann zur 
Handhabung der Hafenordnungen berufenen Empiriker 
(Straßenmeiſter, Strommeiſter, Hafenmeiſter) ſind 
verpflichtet, im ausübenden Dienſte das nachſtehend 
beſchriebene Dienſtkleid zu tragen. 

Außer Dienſt iſt den bezeichneten Organen das 
Tragen dieſes Dienſtkleides geſtattet. 


Uniformrock. 


§. 2. Der Uniformrock iſt aus dunkelgrünem 
Tuche nach dem Muſter der mit der Verordnung des 
Miniſteriums des Innern vom 25. Juli 1891, R. G. 
Bl. Nr. 113, für die Beamten der politiſchen Ver⸗ 
waltung eingeführten Uniformjacke, jedoch mit ſilbernen 
Adlerknöpfen und Parolis aus pompadourrothem 
Tuche, auf welchen bei den Straßenmeiſtern ein kleiner 
ſilberner Krampen, von zwei ebenſolchen Schaufeln 
gekreuzt, bei den Strommeiſtern und Hafenmeiſtern 
ein kleiner ſilberner Anker angebracht iſt. 


Schafwollfutter nach dem Schnitte des für die Staats⸗ 


beamten vorgeſchriebenen Mantels; derſelbe iſt mit 


ſilbernen Adlerknöpfen verſehen. 


Kopfbedeckung. 


§. 5. Die Uniformkappe aus dunkelgrünem 
Tuche in der für die Staatsbeamten vorgeſchriebenen 


Form iſt an ihrem unteren Rande mit einer von pom⸗ 


padourrothen Seidenfäden durchzogenen Silberſchnur 
und vorne oberhalb des Schirmes mit einem ſilbernen 
Adlerröschen ſammt Schlinge und einem kleinen 
ſilbernen Adlerknopfe verſehen; das Sturmband iſt 
mit zwei kleinen ſilbernen Adlerknöpfen befeſtigt. 


Seitengewehr. 
§. 6. Als Seitengewehr dient ein Faſchinenmeſſer. 


Dasſelbe beſteht aus der Klinge, dem Griffe ſammt 8 


Parirſtange und der Scheide. 

Die Klinge aus Stahl iſt 38 m breit, 43 cm 
lang und am Rücken 7 um ſtark, auf der inneren Seite 
flach, auf der äußeren Seite mit einem Hohlſchliffe 
verſehen, welcher ſich gegen die Spitze zu gleichfalls 
verflacht. 


Die Angel der Klinge, welche den Griff bildet, 


iſt 14cm lang und 24mm breit, am Ende nach der 
Schneidſeite umgebogen und mit Büffelhorn, welches 
mittels Nieten an der Angel befeſtigt iſt, montirt. 
Die Parirſtange aus Meſſing iſt 11 cm lang und 
11mm breit und facetirt. Die Muſchel ift Gem breit, 
mit einem Rande verſehen und ſteht in einem Winkel 
von 45 Graden von der Klinge ab. Auf der Außen⸗ 
ſeite derſelben befindet ſich ein gepreſster und ausge⸗ 
ſchnittener kaiſerlicher Adler. 

Die Scheide iſt aus ſtarkem ſchwarzen Leder mit 
Meſſingbeſchlägen montirt, von welchen das Mund- 
ſtück 95% und das Ortband 11˙5 m lang iſt. Am 
Mundſtücke iſt ein 2% großer Knopf zur Befeſtigung 


der Kuppel angebracht. 


ur 
3 
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8. 7. Die Kuppel ift aus ſchwarzem Blankleder 
und beſteht aus dem Leibriemen, zwei Tragriemen 
und der Stecktaſche. 

Der Leibriemen, 23 mm breit iſt aus drei Thei- 
len, dem Schnallen⸗, Ring⸗ und Strupfenſtücke, zu⸗ 
ſammengeſetzt, welche durch zwei Meſſingringe von 
33 mm Durchmeſſer miteinander verbunden ſind. 

Das Schnallenſtück it einſchließlich der eiſernen 
Rollſchnalle 14% lang, mit einer ledernen Schub— 
ſchleife verſehen und ſowie das 10˙5 e lange Ring— 
ſtück aus doppeltgelegtem Leder erzeugt. Das Strupfen- 
ſtück iſt nur am Verbindungsringe 4 em lang doppelt 
gelegt. 
i Jeder der beiden Tragriemen iſt 18cm lang und 
28 mm breit und an der Außenſeite mit einer 23 mm 
breiten, kaiſergelben, in der Mitte mit einem ſchwarzen 
Streifen durchwirkten Seidenborde beſetzt. Die Trag— 
riemen find oben an den Verbindungsringen des Leib 
riemens und unten mittels flachgedrückter Meſſingringe 
an der Stecktaſche befeſtigt. 

Die Stecktaſche beſteht aus einem Vorder- und 
einem Rückentheile, welche an den Seitenkanten derart 
miteinander verbunden find, dajs die Scheide einge— 
führt und mit dem Tragknopfe in dem in der Mitte 
des Vordertheiles, 15% vom oberen Rande ange— 
brachten Querloche befeſtigt werden kann. 
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Die Kuppel iſt unterhalb des Uniformrockes, 
beziehungsweiſe der Weſte derart um den Leib zu 
ſchnallen, daſs das an derſelben befeſtigte Seitengewehr 
längs des linken Oberſchenkels herabhängt. 


Cravatte und Handſchuhe. 


§. 8. Als Uniformeravatten find ſchwarze Seiden— 
oder Atlasbinden von 2—3cm Breite in Maſchen⸗ 
form zu tragen. 

Die Handſchuhe ſind von weißem Waſchleder. 


§. 9. Der Gruß iſt nach militäriſcher Art zu leiſten 
und obliegt den im §. 1 bezeichneten Bauempirikern 
gegenüber allen in Uniform erſcheinenden Staats- 
beamten. 

§. 10. Den Strommeiſtern und Hafenmeiſtern 
bleibt das Tragen der bisherigen Uniform bis Ende 
1902 geſtattet. 


§. 11. Die den im $. 1 bezeichneten Bauempiri⸗ 
kern vorgeſetzten Staatsbaubeamten haben darauf zu 
ſehen, daſs die Beſtimmungen der gegenwärtigen Uni⸗ 
formirungsvorſchrift genau eingehalten werden und 
daſs ſich die Uniformſtücke dieſer Organe ſtets in 
ordentlichem Zuſtande befinden. 


§. 12. Dieſe Vorſchrift tritt mit dem 1. Juli 
1902 in Kraft. 


Erläſſe. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern Erlaſs des Miniſteriums des Innern 


vom 14. April 1902, 3. 12914, 


betreffend 


die Neuausgabe der „Beſtimmungen für die Bela⸗ 
ſtung von Bauconſtructionen und für die Beau⸗ 
ſpruchung von Baumaterialien.“ 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nachdem die im Jahre 1888 vom Sſterreichi— 
ſchen Ingenieur- und Architektenverein in Wien ver- 
falsten Normen für die Inanſpruchnahme von Bau— 
materialien und die Belaſtung von Bauconſtructionen 

durch die zu Beginn dieſes Jahres von dem genann— 
ten Vereine herausgegebenen, weſentlich ergänzten 
und corrigirten Beſtimmungen für die Belaſtung von 
Bauconſtructionen und für die Beanſpruchung von 


\ 2772 75 N 7 7 Statthalterei 
Baumaterialien überholt ind, wird die k. k. zandesregferung 


* auf dieſe Neuausgabe (welche vom Oſterreichiſchen 
Ingenieur- und Architektenvereine 


in Wien zum 
Preiſe von 66 h zu beziehen iſt) aufmerkſam gemacht 
und derſelben empfohlen, ſich von nun ab dieſer 
„Beſtimmungen ꝛc.“ als Grundlagen bei techniſchen 
Berechnungen zu bedienen. 


vom 16. Mai 1902, 3. 19830, 
betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Leva iu Ungarn. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 10. April 1902, 3. 16021, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Stadt Leva unter Aufrechthaltung der 
im §. 17 der beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den 
dieſen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnun— 
gen den Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten 
Rechte verboten. 

Hievon wird die fi. mit Bezie⸗ 
hung auf den §. 10 des Haufirpatentes zur eigenen 
Darnachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden 
in die Kenntnis geſetzt. 
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Zudicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
17. Februar 1902, 3. 824, 


betreffend 
die Errichtung, beziehungsweiſe Verlegung von Apotheken. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beſchwerde des 
Apothekers G. G. in Cz. gegen die Entſcheidung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 12. October 1901, 3. 38709, 
betreffend die Errichtung einer neuen und Verlegung des 
Standortes einer beſtehenden Apotheke, nach 88. 3 e und 21 
des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 
1876, ohne weiteres Verfahren zurückgewieſen, weil die 
Adminiſtrativbehörden ſowohl bei der Errichtung einer neuen, 
als auch der Verlegung des Standortes einer beſtehenden 
Apotheke, bei dem Mangel einſchränkender geſetzlicher Be— 
ſtimmungen nach freiem Ermeſſen vorzugehen berechtigt 
find, daher die Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes 
ausgeſchloſſen war. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
22. Februar 1902, 3. 1778. 


Zu §. 61 der Bauordnung für Wien. Verpflichtung der 
Gemeinde zur übernahme des Trottoirs. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des O. M. in Wien gegen die 
Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
6. März 1901, Z. 7669, betreffend eine Trottoirherſtellung, 
als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem Decrete des magiſtratiſchen Bezirksamtes 
für den II. XX. Bezirk vom 19. October 1899, Z. 93042, 
wurde S. M. als Eigenthümer des Hauſes Nr. 108 in der 
T⸗ſtraße unter Hinweis auf §. 61 der Bauordnung für 
Wien vom 17. Jänner 1883, L. G. Bl. Nr. 35, verpflichtet, 
die Inſtandſetzung des Trottoirs vor ſeinem Haufe unver- 
züglich vornehmen zu laſſen. 


Dieſe im Recurszuge von der Baudeputation in Wien 
unterm 3. Auguſt 1900, Z. 122/B. D., als in den Be⸗ 
ſtimmungen des §. 61 nicht begründet aufgehobene Ent⸗ 
ſcheidung wurde über Recurs der Stadtgemeinde Wien mit 
der heute angefochtenen Miniſterialentſcheidung wieder her- 
geſtellt und zwar im weſentlichen aus dem Grunde, weil 
weder nachgewieſen noch feſtgeſtellt ſei, daſs das Troitoir 
im Sinne des §. 61 der Bauordnung für Wien vorſchrifts⸗ 
mäßig hergeſtellt der Stadtgemeinde Wien übergehen wurde, 
bis zur formellen Übergabe, beziehungsweiſe Übernahme 
aber der Hauseigenthümer zur Inſtandhaltung des Trottoirs 


verpflichtet iſt. 


Dagegen richtet ſich die vorliegende Beſchwerde. Der 
Verwaltungsgerichtshof iſt bei ſeinem Erkenntniſſe von nach⸗ 
ſtehenden Erwägungen ausgegangen: 


Nach §. 61 der Bauordnung für Wien vom 
17. Jänner 1883, L. G. Bl. Nr. 35, geht das vorſchrifts⸗ 
mäßig hergeſtellte Trottoir in das Eigenthum der Gemeinde 
über, welche dasſelbe binnen Jahresfriſt zu übernehmen 
hat, vorausgeſetzt, daſs zu dieſem Zeitpunkte an demſelben 
keine Gebrechen wahrgenommen werden. Nach dem erſten 
Abſatze dieſes Paragraphen iſt aber der Eigenthümer 
eines neuen Gebäudes verpflichtet, das Trottoir bis zum 
Tage der Übergabe an die Gemeinde in vollkommenem 
Stande zu erhalten. Aus dieſen Beſtimmungen der 
Bauordnung ergibt ſich, dafs der Zeitpunkt, in welchem die 
Haftungspflicht des Hauseigenthümers für die Mängel des 
Trottoirs erliſcht, und in welchem die Erhaltung des Trottoirs 
auf die Gemeinde übergeht, nicht in der Weiſe fixirt iſt, dafs 
das Erlöſchen der erſterwähnten Haftung und der Beginn 
der Erhaltungspflicht der Gemeinde ipso jure einzutreten 
hätten. : 


Für beides ift vielmehr der Tag der Übergabe an die 
Gemeinde, beziehungsweiſe der Tag der Übernahme durch die 
Gemeinde maßgebend. Dieſe Übergabe, beziehungsweiſe 
Übernahme kann nach dem zweiten Abſatze der citirten Ge⸗ 
ſetzesſtelle auch früher erfolgen, ſie darf aber, vorausgeſetzt, 
daſs an dem Trottoir kein Gebrechen wahrgenommen wurde, 
von der Gemeinde nicht verweigert werden, ſobald vom Zeit⸗ 
punkte der vorſchriftsmäßigen Herſtellung des Trottoirs der 


Zeitraum eines Jahres verſtrichen iſt. 


Angeſichts dieſer beiden, die übernahmspflicht der Ge⸗ 
meinde begründenden, beziehungsweiſe beſchränkenden Be⸗ 
dingungen des zweiten Abſatzes des §8. 61 muſs aber 
geſchloſſen werden, daſs die Erlöſchung der Haftpflicht des 
Hauseigenthümers erſt mit dem im Sinne des Vorſtehenden 
vollzogenen Formalacte der Übergabe, beziehungsweiſe 
Übernahme des Trottoirs an, beziehungsweiſe durch die 
Gemeinde eintritt, welchem Formalacte die Conſtatirung der 
Bedingungen der Übernahmspflicht der Gemeinde voran⸗ 
gehen muj8. 


Solange dieſer Formalact nicht geſetzt wurde, beſteht 
die im erſten Abſatze des §. 61 normirte Pflicht des Haus⸗ 
eigenthümers, von welcher er ſich nur dadurch befreien kann, 
dass er den ihm nach dem zweiten Abſatze zuſtehenden An⸗ 
ſpruch auf die Übernahme des Trottoirs gegen die Gemeinde 
geltend macht. 


Da nun im vorliegenden Falle der Hauseigenthümer 
bis zum Zeitpunkte der Erlaſſung des heute angefochtenen 
Auftrages dieſen Anſpruch gegen die Gemeinde nicht geltend 
gemacht und daher die Übergabe des Trottoirs an die Ge⸗ 
meinde, beziehungsweiſe die Übernahme desſelben durch die 
Gemeinde nicht bewirkt hat, ſo beſtand die ihn nach dem 
erſten Abſatze des §. 61 treffende Haftpflicht für die Mängel 
des Trottoirs in jenem Zeitpunkte noch aufrecht und der 
Verwaltungsgerichtshof mufſste daher die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung ſchon aus dieſem Grunde als geſetzlich begründet 
erkennen und es kann hiernach darin, daſs vom Hauseigen⸗ 
thümer der Nachweis der Übergabe des Trottoirs oder doch 
eines bezüglichen Antrages verlangt wurde, damit er von der 
ihm aufliegenden Verpflichtung befreit erſcheine, kein Mangel 
des Verfahrens erblickt werden. 
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Wenn ſich in der Beſchwerde darauf berufen wird, dafs 
nach dem beigebrachten Protokolle, aufgenommen von dem 
Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
11. April 1895, der nach dem Bauconſenſe der Gemeinde 
Wien abzutretende Straßengrund von S. M. übergeben 
und von der Gemeinde Wien mit Nutzen und Laſten über⸗ 
nommen wurde und dafs ſich auf eben dieſem Grunde das 
Trottoir befindet, fo iſt, abgeſehen davon, daſs dieſer Um— 
ſtand nicht ſchon im Adminiſtrativverfahren, ſondern erſt in 
der Beſchwerde vorgebracht wird und daſs die Grundüber— 
nahme, von welcher das Protokoll handelt, nur den 
Grundtheil in der P. Reichsſtraße betroffen hat, dem— 

gegenüber zu bemerken, dass dieſe Grundübergabe und 
Übernahme, bei welcher von der Trottoirherſtellung in 
keiner Weiſe die Rede geweſen, die geſetzlich vorge— 
ſehene ausdrückliche Trottoir-Ubergabe und Übernahme 
keineswegs zu erſetzen vermag, wie dies auch dadurch nicht 
geſchehen konnte, daſs für die hergeſtellten Wohnbeſtand— 
theile der Benützungsconſens ausgefertigt und von der 
Stadtgemeinde Wien für die nicht im Gemeingebrauche, 
ſondern in außergewöhnlicher Weiſe erfolgte Benützung des 
Straßengrundes (Trottoirs) ein Platzzins eingehoben wurde. 
Hiernach muſste die Beſchwerde abgewieſen werden. 
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Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
1. April 1902, Z. 2695, 


betreffend 


das Beſchwerderecht der Arztekammern in Angelegenheit 
der Verpflichtung der Gemeindeſanitätsorgane zur unent⸗ 
geltlichen Vornahme der Revaccination der Schulkinder. 


0 Der Verwaltungsgerichtshof hat die Beſchwerde einer 
Arztekammer gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern vom 31. December 1901, Z. 9720, betreffend die 
Verpflichtung der Gemeindeſanitätsorgane zur unentgelt⸗ 
lichen Vornahme der Revaccination der Schulkinder, nach 
SS. 2 und 21 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. 
Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres Verfahren zurückgewieſen, 
weil es ſich im vorliegenden Falle nicht um eine Angelegen— 
heit, welche die gemeinſamen Intereſſen des ärztlichen 
Standes betrifft, ſondern nur vielmehr um eine Angelegen— 
heit handelt, welche lediglich das Intereſſe der Gemeinde- 
und Diſtrictsärzte in materieller Richtung zu berühren 
geeignet iſt, weil ſonach der Arztekammer gemäß 8. 3 des 
Geſetzes vom 22. December 1891, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1892, 
eine Ingerenz, beziehungsweiſe die Legitimation zur 
Beſchwerdeführung in dieſer Sache nicht zugeſtanden werden 
kann, und es vielmehr den einzelnen betroffenen Arzten über⸗ 
laſſen bleiben muss, falls coneretenfalls ein bezüglicher 
Anſpruch derſelben abgewieſen wird, im geſetzlich vor- 
geſchriebenen Wege Abhilfe zu ſuchen. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Anderung eines Ortsgemeindenamens.) 
Der Ortſchaft und Ortsgemeinde Stolzenhan im 
politiſchen Bezirke St. Joachimsthal in Böhmen 
wurde ſeitens des Miniſteriums des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit den Miniſterien der Juſtiz und der 
Finanzen unterm 24. Februar 1902, Z. 3661, die 
Anderung, reſpective Richtigſtellung ihres Namens in 
„Stolzenhain“ bewilligt. 


(Primarärzte der k.k. Krankenanſtalten 
in Wien.) Der Miniſterpräſident als Leiter des 
Miniſteriums des Innern hat den Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Julius Hochenegg, die Privatdocenten Dr. Karl 
Foltanek, Dr. Hermann Schleſinger, Dr. Karl 
Funke, Dr. Friedrich Ritter Friedländer v. Mal- 
heim, Dr. Georg Lotheiſſen und den praktiſchen 
Arzt Dr. Dionys Poſpiſchill zu Primarärzten 
II. Claſſe im Stande der Arzte der Wiener k.k. Kranken- 
anſtalten ernannt. f 


(Erlaſs des Finanzminiſteriums vom 
16. Mai 1902, betreffend die Hinausgabe 
der Banknoten zu 50 K.) Der bezügliche 
Erlass iſt im XLVII. Stück des R. G. Bl. Nr. 103 
enthalten. 


„. (&ürjorge für entlaſſene Sträflinge in 
Oſterreich.) Über die Entwicklung der Vereins— 
thätigkeit auf dem Gebiete der Fürſorge für entlaſſene 
Sträflinge bringt die „Wiener-Zeitung“ vom 15. Mai 
d. J. folgende Mittheilungen: 


Der erſte Verein dieſer Art war der „Grazer 
Schutzverein für aus Straf- und Corrections⸗Anſtalten 
entlaſſene und ſonſt verwahrloste Jugend“, deſſen 
Gründung in das Jahr 1847 fällt. Ein gleicher 
Verein wurde im Jahre 1848 in Brünn gegründet. 
Bald darauf (1851) erfolgte die Gründung des 
Schutzvereines für entlaſſene Sträflinge in Deutſch— 
Tirol und Vorarlberg in Innsbruck und jene des 
Vereines zum Wohle entlaſſener Züchtlinge in Prag 
(1855). Auch in Wien (1866), in Prag — ein 
zweiter Verein — (1872), in Lemberg (1881), in 
Graz (1885), in Krems (1891) und in Marburg 
(1891) wurden ſolche Vereine gegründet. 

Einen größeren Aufſchwung auf dem Gebiete der 
Sträflingsfürſorge brachten die Jahre 1893 und 
1894, indem in dieſe Jahre die Gründung der Sträf— 
lingsfürſorgevereine in Chrudim, Jungbunzlau, 
Königgrätz, Kuttenberg, Laibach, Pilſen und Trieſt 
(1893), ferner jene in Brünn, Brüx, Budweis, Eger, 
Jièin, Krakau, Leitmeritz, Piſek, Reichenberg, Ried, 
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Sanok, Tabor und Tarnopol (1894) fällt. Hieran 
ſchloſs ſich dann noch die Gründung ſolcher Vereine 
in Böhmiſch⸗Leipa, Kolomea, Stanislau, Steyr (1895), 
in Görz (1896), in Linz und Wels (1897) und in 
Wadowice (1900, eine Filiale des Vereines in 
Krakau). 

Die ſegensreiche Thätigkeit, welche dieſe Vereine, 
deren Mitgliederzahl im Jahre 1900 13.587 betrug, 
und deren Vermögen die Höhe von 429.749 K 67 h 
erreichte, entwickeln, möge folgenden, das Jahr 1900 
betreffenden Zahlen entnommen werden. 

Von den 3387 Perſonen, welche ſich in dem ge— 
nannten Jahre um Hilfe und Unterſtützung an dieſe 
Vereine gewendet hatten, wurden 2514 der Vereins- 
fürſorge theilhaft, und zwar wurden: 

537 in Dienft- und Arbeitsſtellungen unter 
gebracht, 

609 mit Kleidern und Werkzeugen betheilt, 

2052 ͤmit Geldgeſchenken (im Geſammtbetrage 
von 30.555 K 30 h) bedacht und 

403 in anderer Weiſe unterſtützt. 

Ein erfreuliches Zeichen iſt es, daſs die Sträflings⸗ 
fürſorgevereine immer mehr ihre Hauptaufgabe darin 
erblicken, ihren Schützlingen die Gelegenheit zur 
Arbeit und zu ſtändigem Erwerbe zu verſchaffen, hin⸗ 
gegen die Gewährung von Geldgeſchenken in der Form 
kleiner Almoſen, durch welche ein dauernder Erfolg 
nicht erzielt werden kann, einzuſchränken. 


Allerdings erfordert gerade die Beſchaffung der 
Arbeitsgelegenheit für die Schützlinge eine ſehr inten- 
ſive Thätigkeit der Vereinsmitglieder, gilt es doch hier 
jene Vorurtheile zu beſeitigen, denen der aus der 
Strafhaft Entlaſſene vielfach auch heutzutage noch bei 
ſeinen Mitmenſchen begegnet. Dieſe ſchwierigſte und 
wichtigſte Aufgabe der Sträflingsfürſorgethätigkeit 
läſst eine ſtaatliche Organiſation des Sträflings⸗ 
fürſorgeweſens minder zweckentſprechend erſcheinen und 
verweist die Sträflingsfürſorge auf das Gebiet der 
Privatwohlthätigkeit, während der Staat nur unter- 
ſtützend und fördernd eingreifen ſoll. 

Wie in anderen Staaten, fo hat auch in Öfterreich 
die Staatsverwaltung die Beſtrebungen der Sträflings— 
fürſorgevereine ſtets nach Kräften unterſtützt, zugleich 
aber auch im eigenen Wirkungskreiſe Einrichtungen 
geſchaffen, die beſtimmt ſind, das Los der entlaſſenen 
Sträflinge zu verbeſſern und ihnen die Erlangung 
eines redlichen Erwerbes zu erleichtern. 

Schon mit der Verordnung des k.k. Miniſteriums 
des Innern vom 15. Juni 1860, betreffend die Be— 
handlung der aus den Straf- und Zwangsarbeits— 
häuſern tretenden Individuen und dem zu dieſer Ver⸗ 
ordnung ergangenen Erlaſſe wurden die politiſchen 
und Polizeibehörden angewieſen, mit allem Eifer 
behilflich zu ſein, daſs der entlaſſene Sträfling Ge— 
legenheit finde, ſich ſeinen Unterhalt in ehrlicher Weiſe 
verdienen zu können; auch wurde dieſen Behörden 
zur Pflicht gemacht, die in einzelnen Kronländern 
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bereits beſtehenden Sträflingsfürſorgevereine möglichſt 
zu fördern und dort, wo ſolche Vereine noch nicht 
beſtehen, ſie womöglich ins Leben zu rufen. 

Auch das k. k. Juſtizminiſterium, in deſſen Reſſort 
im Jahre 1865 die Leitung und Verwaltung des 
Gefängnisweſens übergegangen iſt, hat zu wiederholten— 
malen den unterſtehenden Behörden die Förderung 
der Sträflingsfürſorgevereine empfohlen. 


Hiebei wurde insbeſondere auch darauf hin— 
gewieſen, dass diejenigen öffentlichen Organe, deren 
Amtsobliegenheiten das Verſtändnis für die Zwecke 
des Wirkens dieſer Vereine erleichtern und vermitteln, 
ſich thatkräftig an dieſem Werke der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt betheiligen mögen. 

Nicht gering iſt die Zahl jener richterlichen, 
ſtaatsanwaltſchaftlichen und Strafanſtaltsbeamten, 
welche mit Freude dem Rufe der Juſtizverwaltung 
gefolgt ſind und als Vorſtände, Ausſchüſſe oder 
Mitglieder der Sträflingsfürſorgevereine an deren 
erſprießlicher Thätigkeit hervorragenden Antheil 
haben. 

Die Juſtizverwaltung hat weiter durch die Ein- 
führung der Arbeitsbelohnung für die Sträflinge, von 
welcher unbedingt die Hälfte für den Sträfling für 
die Zeit ſeiner Entlaſſung aufzubewahren iſt, während 
er die andere Hälfte zur Verbeſſerung ſeiner Lage 
während der Haft, zur Unterſtützung ſeiner An⸗ 
gehörigen oder zu anderen erlaubten Zwecken ver⸗ 
wenden kann, ſowie durch die Gründung von Sträf- 
lingsunterſtützungsfonds in den einzelnen Männer⸗ 
ſtrafanſtalten, aus welchen Fonds ſowohl würdige 
Sträflinge bei ihrer Entlaſſung, als auch gebeſſerte 
und arme Sträflinge in der erſten Zeit nach ihrer 
Entlaſſung unterſtützt werden ſollen, Einrichtungen 
geſchaffen, deren Bedeutung auf dem Gebiete der 
Sträflingsfürſorge ſchon mit Rückſicht auf die Höhe 
der in Frage kommenden Beträge nicht unterſchätzt 
werden darf. 


So betrugen im Jahre 1900 die den Sträflingen 
in den 15 Männerſtrafanſtalten gutgeſchriebenen 
Arbeitsentlohnungen 253.733 K 79 h, wovon ein 
Betrag von 140.958 K 29 h als Guthaben für die 
Zeit der Entlaſſung fruchtbringend angelegt wurde, 
während der Reſt von den Sträflingen während der 


Haft zu den oben angegebenen Zwecken verwendet 8 


worden iſt. 


Im Jahre 1900 wurden 4663 Sträflinge aus 
den Männerſtrafanſtalten entlaſſen; das denſelben aus 
dem Arbeitsverdienſte ausgefolgte Wie betrug 
133.284 K 43 h. 5 


Das Vermögen der Sträflingsunterftübungs⸗ 
fonds in den Männerſtrafanſtalten betrug Ende des 
Jahres 1900 281.161 K 47 h; in dieſem Jahre 
wurden zur Unterſtützung von 1082 Sträflingen mit 
Geldbeträgen, Kleidern, Werkzeugen u. dgl. 10.097 K 
45 h verwendet, während im Jahre 1901 bei einem 
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Vermögensſtande von 286.572 K 87 h 1168 Sträf- 
linge Unterſtützungen im Geſammtbetrage, beziehungs- 
weiſe Werte von 11.598 K 99 h erhielten. 

Außer dieſen Unterſtützungen gelangen noch all— 
jährlich die Zinſen der von der k. k. Oberſtaats— 
anwaltſchaft in Wien verwalteten, der Unterſtützung 
von entlaſſenen Sträflingen gewidmeten Stiftungen 
und Fonds, deren Vermögensſtand ſich am Schluſſe 
des Jahres 1901 auf 127.477 K 98 h bezifferte, 
in der Geſammthöhe von ungefähr 4000 K an 
Sträflinge aus den Strafanſtalten Niederöſterreichs 
und aus der Strafanſtalt in Garſten, ferner von den 
Zinſen der von der Oberſtaatsanwaltſchaft in Lemberg 
verwalteten Abt Hofmann'ſchen Stiftung jährlich un— 
gefähr 300 K an Sträflinge der Männerſtrafanſtalt 
in Lemberg zur Vertheilung. 

Zur Unterſtützung der Sträflinge der Gerichtshof— 
gefängniſſe beſtehen einzelne Stiftungen und die 
Fonds, die aus den uach der Strafproceſsordnung 
verhängten Geldſtrafen gebildet werden. 


Können auch die Erfolge, welche auf dem Ge— 
biete der Sträflingsfürſorge in Anſehung der Verhin— 
derung der Rückfälligkeit erzielt werden, ziffermäßig 
nicht nachgewieſen werden, ſo ſteht doch ſo viel feſt, 
dass die Zahl derjenigen Verbrecher, welche gebeſſert 
die Strafanſtalt verlaſſen und durch den ihnen von 
den Fürſorgevereinen zutheil gewordenen Schutz zu 
einem redlichen Erwerb N werden, im ſteten 
Wachſen begriffen iſt. 

Es iſt zu wünſchen, dass es den beſtehenden 
Vereinen durch Ausdauer und Beharrlichkeit gelingen | X 
möge, weitere Kreiſe für ihre ſegensvollen Zwecke zu 
intereſſiren und ſo der guten Sache zum Siege zu 
verhelfen; des Dankes und der Anerkennung des 
Staates und der Geſellſchaft können ſie ſicher ſein. 


(Gemeindewaiſenrath und Kinderſchutz 

im Gerichtsbezirke Friedland i. B.) Der k. k. 
Bezirksrichter Franz Janiſch in Friedland i. B. beſpricht 
in einem in der „Zeitſchrift für Notariat und frei- 
willige Gerichtsbarkeit in Oſterreich“ publicirten Auf— 
ſatze die Wirkſamkeit des mit 1. Juni 1900 über 
ſeine Anregung in den einzelnen Gemeinden des 
Sebaſtiansberger Gerichtsbezirkes eingeführten Waiſen⸗ 
rathes — des erſten Waiſenrathes in Sſterreich. 
Dieſer Waiſenrath wurde von der Bevölkerung des 
Friedländer Gerichtsbezirkes ſehr ſympathiſch begrüßt 
und wirkt bereits in befriedigender Weiſe. Die Pfleg— 
ſchaftsangelegenheiten wurden hiedurch vou Seite der 
Gemeinden gründlicher behandelt und ſachgemäßer 
erledigt, die Willkür bei Vorſchlag von Vormündern 
ſchwindet, taugliche Vormünder gelangen in Vorſchlag, 
die in Pflegſchaftsſachen eingeholten Gutachten wer— 
den verlässlicher, vielen unehelichen Kindern werden 
Unterhaltungsbeiträge oder Abfindungsſummen zuge— 
mittelt, viele derſelben erhielten durch Verehelichung 
der Eltern ihren Vater oder wurden, da die Eltern 
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bei ihrer Verehelichung verabſäumten, die Legitimation 
durchzuführen, nachträglich legitimirt ꝛc. ꝛc. Schließlich 
wurden die periodiſchen jährlichen Überwachungen der 
perſönlichen Verhältniſſe der Pflegebefohlenen in den 
einzelnen Gemeinden des Friedländer Gerichtsbezirkes 
unter Zuhilfenahme der Gemeindewaiſenräthe ſtricte 
und derart durchgeführt, daſs das Gericht jetzt nicht 
nur eine von ihm ſelbſt durch Legung der Vormund— 
ſchaftsrechnungen und Erbringung der einzelnen vor— 
geſchriebenen jährlichen Ausweiſe veranlaſste periodiſche 
Überwachung des Mündelvermögens, ſondern auch 
eine periodiſche, jährliche gründliche Überwachung der 
perſönlichen Verhältniſſe aller ihm unterſtehenden 
Pflegebefohlenen beſitzt. 

Die erfolgreiche Wirkſamkeit des Gemeinde— 
waiſenrathes ſoll nun durch die Gründung eines Ver— 
eines „Kinderſchutz für den Friedländer Gerichts— 
bezirk“ ergänzt werden. Zu dieſem Behufe berief 
Bezirksrichter Franz Janiſch am 22. April d. J. ein 
Actionscomite zur Gründung dieſes Vereines ein, 
welches den vorgelegten Statutenentwurf genehmigte. 
Nach ſeinen Mittheilungen verfolgt dieſer Kinderſchutz— 
verein den Zweck den Gefahren entgegenzuwirken, 
welchen Kinder durch Handlungen oder Unterlaſſungen 
Erwachſener ausgeſetzt ſind. Insbeſondere will der Ver- 
ein die Gefahren bekämpfen, welche für Kinder ent— 
ſtehen: a) aus vernachläſſigter Erziehung; b) aus dem 
Miſsbrauche der elterlichen und vormundſchaftlichen 
Gewalt durch übermäßige Züchtigung und körperliche 
Miſshandlung, durch Verwendung zur Arbeit über 
das Maß der kindlichen Kräfte hinaus, durch Ver— 
wendung zu Leiſtungen, welche das Kind ſittlich ge— 
fährden; e) aus der Unterbringung in fremder Pflege 
bei Perſonen, deren Ruf, Wohnungs- und Lebens- 
verhältniſſe keine Gewähr für eine gedeihliche Fort— 
entwicklung der Pfleglinge bieten. — Durch die 
Schaffung des Gemeindewaiſenrathes, unterſtützt durch 
den Verein „Kinderſchutz“, iſt im Friedländer 
Gerichtsbezirke die Fürſorgeerziehung von mehr als 
4000 Pflegebefohlenen durchgeführt. 


(Landwirtſchaftlicher Arbeitsbeirath in 
Ungarn.) Das am 6. April d. J. amtlich verlaut- 
barte Organiſationsſtatut des landwirtſchaftlichen 
Arbeitsbeirathes beſtimmt: Der landwirtſchaftliche 
Arbeitsrath iſt berufen, dem Ackerbauminiſter in 
landwirtſchaftlichen Arbeiterfragen über beſondere 
Aufforderung oder aus eigener Initiative Gutachten 
abzugeben, Anträge zu erſtatten und bei der Förderung 
von landwirtſchaftlichen Arbeitsinſtitutionen und 
ſocialen Reformen mitzuwirken. (§. 1.) Präſident 
des Rathes iſt der königlich ungariſche Ackerbau— 
miniſter, Vicepräſident der Staatsſecretär des Acker— 
baureſſorts. Den Referenten des Rathes ernennt der 
Ackerbauminiſter. (§. 2.) Der Rath ſelbſt beſteht aus 
je einem Vertreter des königlich ungariſchen Miniſters 
des Innern und des königlich ungariſchen Handels— 
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miniſters, aus zwei vom Ackerbauminiſter ernannten | juchende, 


Mitgliedern, ferner aus 24 Mitgliedern, von denen 
12 von der Generalverſammlung der Gründungs- 
mitglieder der „Landeshilfcaſſe für landwirtſchaftliche 
Arbeiter und Dienſtboten“, 12 von den Delegirten 
des Localausſchuſſes der „Landeshilfeaſſe für land— 
wirtſchaftliche Arbeiter und Dienſtboten“ aus den 
Kreiſen der landwirtſchaftlichen Arbeiter gewählt 
werden. (§. 3.) Die Functionsdauer der Mitglieder 
erſtreckt ſich auf drei Jahre. 


(Arbeits vermittlung in Bayern im 
Jahre 1901.) Das königlich bayeriſche Staats- 
miniſterium des Innern hat eine Zuſammenſtellung 
über die Geſammtthätigkeit der Centralſtellen für 
Arbeitsvermittlung im Jahre 1901 an die 
Regierungen, Kammern des Innern herausgegeben 
und den Auftrag ertheilt, die weitere Ausbildung des 
Netzes gemeindlicher Arbeitsämter und das Zuſammen— 
wirken derſelben thunlichſt zu fördern. Gleichzeitig ſei 
auf die Vermittlung landwirtſchaftlicher Arbeiter, 
welche eine erfreuliche Zunahme aufweist, durch die 
Centralen und die übrigen Arbeitsämter im Zu— 
ſammengehen mit den landwirtſchaftlichen Vertretungen 
in jeder geeigneten Weiſe Bedacht zu nehmen. 

Als Geſammtergebniſſe der Thätigkeit der 
Centralſtellen im abgelaufenen Jahre werden mit— 
getheilt: Es lagen 65.369 männliche, 49.812 weib- 
liche, zuſammen 115.181 Stellenanbote vor; dieſen 
gegenüber waren 112.984 männliche, 46.513 weib- 
liche, zuſammen 159.497 Stellengeſuche, Arbeit— 
ſuchende vorhanden. Beſetzte Stellen ergaben 
ſich 52.874 männliche, 29.090 weibliche, zuſammen 
81.964; demnach wurden von 100 offenen Stellen 71˙2 
beſetzt und von 100 Arbeitſuchenden erhielten 51˙4 
Arbeit. Hievon trafen auf landwirtſchaftliche Arbeits— 
vermittlung 6442 (darunter 1938 weibliche) Stellen⸗ 
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3579 (760 weibliche) beſetzte Stellen; 
demnach 55˙6 beſetzte Stellen und 69˙0 angewieſene 
Arbeit von je 100 offenen Stellen, reſpective 100 Ar— 
beitſuchenden. 


(Arbeiter-Unfallverſicherung in Ruſs⸗ 
land.) Im Diſtricte von Ivanovo-Vozneſſenk, einer 
Stadt von 22.000 Einwohnern im Gouvernement 
Wladimir, eines der bedeutendſten Centren der ruſſi⸗ 
ſchen Baumwollinduſtrie, hat ſich, wie in der „Socialen 
Praxis“ mitgetheilt wird, eine Aſſociation von Unter⸗ 
nehmern zum Zwecke der Unfallverſicherung ihrer 
Arbeiter gebildet. Der Verband entſtand auf Initiative 
der Behörden hin und iſt dies die erſte ähnliche 
Geſellſchaft in Ruſsland. Sie beſteht aus 34 Fabri⸗ 
kanten, die zuſammen 40.000 Arbeiter in ihren in 
den Gouvernements Wladimir und Koſtroma befind- 
lichen Betrieben beſchäftigen. Jedes Mitglied zahlt 
für jeden Angeſtellten, der weniger als 4500 K 
Jahresgehalt bezieht, einen Verſicherungsbeitrag; 
Fabrikanten, die weniger als 16 Arbeiter beſchäftigen, 
finden keine Aufnahme. Jeder im Betriebe verun⸗ 
glückte Arbeiter, außer wenn der Unfall ſelbſtver⸗ 
ſchuldet iſt, erhält eine Entſchädigung, und zwar 
bei dauernder Erwerbsunfähigkeit eine lebens— 
längliche Rente im Betrage des vollen Lohnes 
bis zur Höhe von 780 K; war der Jahreslohn höher, 
jo beträgt die Unfallsrente drei Viertel des Jahres- 
lohnes, wenn der Verunglückte verheiratet und zwei 
Drittel, wenn er ledig iſt. Im Todesfalle erhält 
die Witwe die halbe Rente, auf die der Verunglückte 
hätte Anſpruch machen können, und erhalten auch 
die hinterbliebenen Kinder bis zum 15. Lebensjahre 
Entſchädigungen. Die fälligen Renten können durch 
Zahlung einer Hauptſumme abgelöst werden. — Die 
Geſellſchaft iſt auch im Begriffe, ein ſpecielles Regle⸗ 
ment betreffend Maßnahmen für Unfallverhütung 


anbote, 5189 (649 weibliche) Stellengeſuche, Arbeit- auszuarbeiten. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 8. Mai d. J. dem Baurathe des 
Staatsbaudienſtes in Galizien Heinrich Stahl das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſeph-Ordens allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 17. Mai l. J. den Bezirkshaupt⸗ 
mann Matthäus Skarié in Makarska zum Statthalterei- 
rathe extra statum im Stande der dalmatiniſchen Statt- 
halterei allergnädigſt zu ernennen und dem Bezirkshaupt- 
manne Johann Breic Edlen v. Gornje Selo in Zara, 
ſowie dem Bezirkshauptmanne Dr. Franz Madirazza in 
Cattaro den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
mit Nachſicht der Taxe huldvollſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 8. Mai d. J. den Baurath 
Sylveſter Hawryszkiewiez zum Oberbaurathe für den 
Staatsbaudienſt in Galizien allergnädigſt zu ernennen und 
den Bauräthen dieſes Staatsbaudienſtes Joſef Sare und 
Roman Ingarden den Titel und Charakter eines Ober— 
baurathes mit Nachſicht der Taxe huldvollſt zu verleihen 
geruht. 


N Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 14. Mai l. J. dem Oberingenieur 
des Staatsbaudienſtes in Schleſien Leonhard Seehoff den 
Titel und Charakter eines Baurathes mit Nachſicht der 
Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Statthaltereiſeeretär Natalis Calebich 
zum Bezirkshauptmanne und den Bezirkscommiſſär Johann 
Tichy zum Statthaltereiſecretär, den Bauadjuncten Friedrich 
Nießner zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Dalmatien, ferner den Rechnungsrath Alois Baczynski 
zum Oberrechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten 
Jakob Donath zum Rechnungsrathe im Rechnungsdeparte- 
ment der Landesregierung in Troppau ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Statt- 
haltereiconceptspraktikanten Herman Schedy (Oberholla⸗ 
brunn) der Bezirkshauptmannſchaft Lilienfeld zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugewieſen. 

Der Statthalter in Steiermark hat den im Mini⸗ 
ſterium für Cultus und Unterricht in zeitweiſer Verwendung 
ſtehenden Statthaltereiconcipiſten Dr. Karl Womela zum 


V. B. M. I. 


Bezirkscommiſſär ernannt und den Ferdinand Freiherrn v. 
Schaller zur Praxis beim Rechnungsdepartement der 
Statthalterei zugelaſſen. 


Der Landespräſident in Krain hat den Concepts⸗ 
praktikanten der niederöſterreichiſchen Statthalterei Franz 
Wleek zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen 
Conceptsdienſt in Krain zugelaſſen. 


Der Statthalter in Böhmen hat den Statthalterei⸗ 
concipiſten Jaroslav Pacold, ferner den im Ackerbau⸗ 
miniſterium in Verwendung ſtehenden Statthaltereiconci⸗ 
piſten Ferdinand Bozdech, dann die Statthaltereiconeipiſten 
Anton Doberauer und J. U. Dr. Alois Sluka zu 
Bezirkscommiſſären, endlich die Statthaltereiconceptsprakti⸗ 
kanten J. U. Dr. Karl Bertelmann, Karl Eichler und 
J. U. Dr. Julius Hodik zu Statthaltereiconcipiſten 
ernannt. 


Der Statthalter in Mähren hat den Statthalterei⸗ 
ſecretär Alois Minks (Mähriſch⸗Oſtrau) und den Bezirks⸗ 
commiſſär Joſef Prochaska (Prerau) zur Dienſtleiſtung 
bei der Statthalterei einberufen, den Bezirkscommiſſär 
Peter Ritter Körndlmayer v. Ehrenfeld (Littau) nach 
Prerau, den Bezirkscommiſſär Dr. Victor Ritter Fröhlich 
v. Fröhlichsthal (Boskowitz) nach Littau, den Statt⸗ 
haltereiconeipiften Franz Schmidt (Mähriſch⸗Trübau) nach 
Boskowitz und die bei der Statthalterei in Verwendung 
ſtehenden Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Wilhelm 
Freiherrn v. Offermann und Friedrich Klein nach 
Wie, aa beziehungsweiſe Mähriſch-Schönberg 
verſetzt. 


Der Statthalter in Lemberg hat den Finanzconcepts⸗ 
praktikanten Stefan Fuchs, dann die abſolvirten Rechts⸗ 
hörer J. U. Dr. Adolf Rappe und Philipp Groß zur 
Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Concepts⸗ 
dienſt zugelaſſen, ferner den Rechnungsunterofficier I. Claſſe 
Anton Matlak zum Polizeikanzliſten bei der Polizei⸗ 
direction in Krakau ernannt. 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den Advo⸗ 
caturscandidaten Anton Michelini zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 

Der Statthalter in Dalmatien hat die Statthalterei⸗ 
conceptspraktikanten Max Grafen Zedtwitz (Spalato) und 
Dr. Franz Duré (Statthalterei) zu Statthaltereiconcipiſten 
ernannt. 
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Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich: Statthaltereiſecretärs— 
ſtellen der VIII., eventuell Bezirkscommiſſärs⸗ und 
Statthaltereiconcipiſtenſtellen der IX., beziehungs⸗ 
weiſe X. Rangsclaſſe. Die bezüglichen Geſuche ſind bis 
längſtens 20. Juni 1902 beim Statthaltereipräſidium in 
Wien zu überreichen; weiters eine, eventuell zwei Ober- 
ingenieursſtellen der VIII., dann mehrere Inge⸗ 
nieursſtellen der IX. und mehrere Bauadjuncten⸗ 
ſtellen der X. Rangsclaſſe, ſowie Adjuten für Bauprakti⸗ 
kanten. Geſuche ſind bis 14. Juni 1902 beim Statthalterei⸗ 
präſidium in Wien zu überreichen; ferner eine Hilfs⸗ 
ämterdirectionsadjunctenſtelle der IX., eventuell 
Kanzleiofficialsſtelle der X. Rangsclaſſe. Geſuche find 
bis längſtens 20. Juni 1902 beim Statthaltereipräſidium 
in Wienzuüberreichen; endlich eine Rechnungsofficials⸗, 
eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle der X., bezie⸗ 


hungsweiſe der XI. Rangsclaſſe. Geſuche ſind bis 16. Juni 


1902 bei dem Statthaltereipräſidium in Wien einzubringen. 


In Mähren eine Hilfsämterdirections— 
adjunctenſtelle der IX. Rangsclaſſe, eventuell eine 
Officialsſtelle der X. und eine, eventuell zwei Kanz⸗ 
liſtenſtellen der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe 
Dienſtpoſten haben eine entſprechende Schulbildung, Kennt⸗ 
nis des Kanzlei- und Manipulationsdienſtes im allge- 
meinen, gute, correcte Handſchrift, Kenntnis der beiden 
Landesſprachen, ferner ihre Verwendbarkeit im Concept- 
fache, ihre mehrmonatliche Verwendung bei einer Staats- 
behörde und die phyſiſche Eignung nachzuweiſen. Die gehörig 
documentirten Geſuche ſind im Wege der Dienſtbehörde 
bis 24. Juni 1902 beim Statthaltereipräſidium in Brünn 
einzubringen. 


Im Küſtenlande bei der Polizeidirection in Trieſt 
eine definitive und eine proviſoriſche Kanzliſtenſtelle der 
XI. Rangsclaſſe und mit der Dienſteszutheilung bei der 
Polizeidirection in Trieſt ſelbſt. Um dieſelbe Zeit wird auch 
eine Polizeiofficialsſtelle der X. Rangsclaſſe und der 
Dienſteszutheilung bei der Polizeidirection in Trieſt, bezie⸗ 
hungsweiſe die ſich aus der eventuellen Vorrückung im 
Stande ergebende Polizeikanzliſtenſtelle der XI. Rangsclaſſe 
und der Dienſteszutheilung bei der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in Görz vacant. Bei der Verleihung dieſer Stellen 
wird für den Fall, als dieſelben aus dem Stande der activen 
oder quieſcirten Beamten nicht beſetzt werden ſollten, nach 
den 88. 1 und 5 des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. 
Nr. 60, und der Kundmachung des Miniſteriums für 
Landesvertheidigung vom 16. Juli 1879, R. G. Bl. Nr. 100, 
den anſpruchsberechtigten Unterofficieren, deren volle Be⸗ 
fähigung nachzuweiſen iſt, der Vorzug vor den anderen 
Bewerbern eingeräumt. Bewerber um dieſe Dienſtpoſten 
haben ihre vorſchriftsmäßig geſtempelten Geſuche, belegt mit 
den Nachweiſen der genoſſenen Schulbildung, der Kenntniſſe 


des Kanzlei» und Manipulationsdienſtes, ſowie der Landes⸗ 
ſprachen und einer guten correcten Handſchrift, Unteroffi⸗ 
ciere auch mit dem vorgeſchriebenen Certificate verſehen, im 
vorgeſchriebenen Dienſtwege bis 21. Juni 1902 beim 
Präſidium der Polizeidirection in Trieſt einzubringen. Bei 
Abgang des Nachweiſes der erforderlichen Befähigung im 
Kanzlei⸗ und Manipulationsdienſte kann derſelbe auch durch 
ein Zeugnis über eine befriedigende mehrmonatliche Probe⸗ 
praxis bei einer k. k. Behörde erſetzt werden. 


In Galizien zwei Hilfsämterdirections⸗ 
adjunctenſtellen der IX., zwei, eventuell vier Kanzlei⸗ 
officialsſtellen, beziehungsweiſe zwei Bezirfsjecre- 
tärsſtellen der X. und vier Statthaltereikanzliſten⸗ 
ſtellen der XI. Rangsclaſſe. Competenzgeſuche, denen die 
Qualificationsbehelfe, ſowie der Nachweis über die genaue 
Kenntnis der Landesſprachen beizuſchließen ſind, ſind im 
vorgeſchriebenen Dienſtwege bis 15. Juni 1902 beim 
Statthaltereipräſidium in Lemberg einzubringen. Bei Be⸗ 
ſetzung der Bezirksſecretärsſtellen und der Statthalterei⸗ 
kanzliſtenſtellen wird im Sinne des Geſetzes vom 19. April 
1872, R. G. Bl. Nr. 60, den anſpruchsberechtigten Unter⸗ 
officieren, deren volle Befähigung hiefür nachgewieſen iſt, 
der Vorzug vor den übrigen Mitbewerbern eingeräumt, es 
wäre denn, dafs ſich um die gedachten Poſten etwa Beamte, 
welche ſchon in einem Gehaltsbezuge ſtehen oder Quieſcenten 
bewerben würden; ferner die Stelle eines Hilfsämter⸗ 
adjuncten der IX., die Stelle eines Officials der X. und 
zwei Kanzliſtenſtellen der XI. Rangsclaſſe bei der 
Polizeidirection in Lemberg. Competenzgeſuche, denen 
die Qualificationsbehelfe, ſowie der Nachweis über die 
genaue Kenntnis der Landesſprachen beizuſchließen ſind, 
ſind im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis 15. Juni 1902 
bei dem Polizeidirectionspräſidium in Lemberg einzubringen. 
Bei Beſetzung der ausgeſchriebenen Kanzliſtenſtellen wird im 
Sinne des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, 
den anſpruchsberechtigten Unterofficieren, deren volle Be⸗ 
fähigung hiefür nachgewieſen iſt, der Vorzug vor den übrigen 
Mitbewerbern eingeräumt, es wäre denn, dafs ſich um die 
gedachten Poſten etwa Beamte, welche ſchon in einem Ge- 
haltsbezuge ſtehen, oder Quieſcenten bewerben würden. 


In der Bukowina eine Dfficials-, eventuell Be⸗ 
zirksſecretärsſtelle der X., eventuell eine Kanzliſten⸗ 
ſtelle der XI. Rangsclaſſe. Bewerber um einen dieſer 
Poſten, von welchen die Bezirksſecretärs- und die Kanz⸗ 
liſtenſtelle für den Fall, als dieſelben nicht aus dem Stande 
der activen oder quiefeirten Beamten beſetzt werden ſollten, 
nach dem Geſetze vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, 
und der Kundmachung des k. k. Miniſteriums für Landes⸗ 
vertheidigung vom 16. Juli 1879, R. G. Bl. Nr. 100, 
anſpruchsberechtigten Unterofficieren vorbehalten find, haben 
ihre Competenzgeſuche bis zum 20. Juni 1902 beim 
Landesregierungspräſidium in Czernowitz im vorgeſchriebe⸗ 
nen Wege einzubringen. ö 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Perordnungsblakt 


R. &. Min iſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Medigirk im k. k. Ministerium des Innern. 


Nr. 11. Wien, 14. Juni 1902. 


Anhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Königreich Galizien und Lodomerien nebſt dem 
Großherzogthume Krakau. — Landesgeſetz für das Herzogthum Steiermark. — Verordnung der Miniſterien 
des Innern, der Juſtiz und des Handels vom 4. Juni 1902, R. G. Bl. Nr. 113, betreffend die Zulaſſung 
von Kupferverbindungen bei der Conſervirung von Früchten. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des 
Innern vom 26. Mai 1902, Z. 9337, betreffend das Verbot des Vertriebes des Haarfärbemittels „Fo“. — 
— Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 29. Mai 1902, 3. 20197, betreffend das Verbot der 
Waffen⸗Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr in Serbien. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 31. Mai 1902, 
Z. 17886, betreffend das Erlöſchen der Bewilligung zur Erzeugung des Sprengmittels „Carboazotine“. — 
— Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 17. April 1902, 3. 3546. „Unterbrechung 
des Aufenthaltes“ im Sinne des §. 2, Abſatz 3 des Heimatsgeſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. 


Nr. 222. — Verſchiedene Mittheilungen: Finanzgeſetz für das Jahr 1902. — Primararzt⸗ 
Ernennung. — Statiſtik der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalten für das Jahr 1901. — Statiſtik 
der Krankencaſſen im Jahre 1900. — Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 21. Mai 1902, 
betreffend die Beſtellung einer Landescommiſſion für Weinbauangelegenheiten in Dalmatien. — Landwirt» 


ſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen, Spar- und Darlehenscaſſen in Niederöſterreich. — Geneſungshäuſer im 
Deutſchen Reiche. — Franzöſiſche Nationalſparcaſſe. — Cooperative Genoſſenſchaften in England. — 
Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 


Geſetze und Verordnungen. 


Landesgeſetz für das Bönigreich Gali⸗- 
zien und Lodomerien nebſt dem Groß⸗ 
herzogthume Brakan, 


Der vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien nebſt dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aus— 
ſcheidung der Ortſchaften Görka narodowa 
und Witkowice aus dem Verbande der Ge— 
meinde Pradnik biaky und Conſtituirung der- 
ſelben zu einer ſelbſtändigen Adminiſtrativ⸗ 
gemeinde hat unter dem 25. April d. J. die 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 


V. BSM; E 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Iteiermark. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Steier— 
mark beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, mit welchem 
der Landeshauptſtadt Graz die Bewilligung zur 
Aufnahme eines Anlehens im Betrage von 
14 Millionen Kronen ertheilt wird, hat unter 
dem 27. Mai d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


25 


144 N 11 


Verordnung der Minifterien des Innern, 
der Juſtiz und des Handels vom 4. Juni 


1902, B. G. Bl. Ur. 113, 


betreffend 


Die Minifterialverordnung vom 15. December 
1899, R. G. Bl. Nr. 246, betreffend die Zulaſſung 
von Kupferverbindungen bei der Conſervierung von 
Gemüſen, findet auch auf die Herſtellung von Frucht⸗ 
conſerven im Fabriksbetriebe Anwendung. 


Der Verkehr mit derartigen Conſerven, die einen 


die Zulaſſung von Kupferverbindungen bei der höheren, als den dort beſtimmten Kupfergehalt auf⸗ 


Conſervierung von Früchten. 


Auf Grund des §. 6 des Geſetzes vom 16. Jänner 
1896, R. G. Bl. Nr. 89 ex 1897, wird verordnet: 


Erl ä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 26. Mai 1902, 3. 9337, 


betreffend 


das Verbot des Vertriebes des Haarfärbemittels 
„Jo“. 


(An alle politiſchen Landesſtellen mit Ausnahme von Wien.) 


Die niederöſterreichiſche Statthalterei hat den 
Vertrieb des von der Firma Robert Fiſcher in Wien, 
I., Habsburgerſtraße Nr. 4, erzeugten Haarfärbe⸗ 
mittels „Fo“ wegen conſtatirten Gehaltes an haut- 
reizenden Stoffen als unſtatthaft erklärt. 

Hievon wird die k. a unter Hin⸗ 
weis auf die Beſtimmungen des §. 6 der Minifterial- 
verordnung vom 1. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 54 
(republicirt mit der Miniſterialverordnung vom 
13. October 1897, R. G. Bl. Nr. 234) beziehungs⸗ 
weiſe der 88. 16 und 18 des Geſetzes vom 16. Jänner 
1896, R. G. Bl. Nr. 89 ex 1897, zur weiteren 
Veranlaſſung in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 29. Mai 1902, 3. 20197, 


betreffend 


das Verbot der Waffen⸗Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr 
in Serbien. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Laut Note des k. und k. Miniſteriums des 


Außern vom 14. Mai l. J., 8. 2 J. B., hat die 


königlich ſerbiſche Regierung he Verbot der Einz, 


Aus- und Durchfuhr von Waffen für Serbien aus- 
geſprochen. 


weiſen, iſt verboten. 


Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


läſſe. 


2 Statthalterei n 2 
Die k. k. Jandesregierung wird ſohin angewieſen, 


die mit der Ausfertigung von Waffen- und Munitions⸗ 
geleitſcheinen betrauten Unterbehörden auf dieſes 


Verbot mit der Weiſung aufmerkſam zu machen, bei 


der Behandlung von Geſuchen um Ausſtellung von 
Geleitſcheinen für Waffen- und Munitionsſendungen, 
welche zur Einfuhr nach Serbien, beziehungsweiſe zur 
Durchfuhr durch dieſes Land beſtimmt ſind, darauf 
zu achten, daſs der Inhalt der Sendung genau und 
wahrheitsgemäß declarirt werde. 

Zugleich ſind die betreffenden Geſuchſteller unter 
ausdrücklichem Hinweis auf das in Serbien be— 
ſtehende Ein- und Durchfuhrsverbot darüber aufzu⸗ 
klären, daſs ſie bei der verſuchten Ein- oder Durch⸗ 
fuhr dieſer Artikel nach, beziehungsweiſe durch Serbien 
ſich der Gefahr ausſetzen, empfindliche Verluſte zu 
erleiden. 

Außerdem werden die Unterbehörden auf die 
Beſtimmung des $. 2 der Miniſterialverordnung vom 
1. October 1896, R. G. Bl. Nr. 182, aufmerkſam 
zu machen ſein, wonach bei vorkommenden Anſtänden 
und Bedenken — namentlich mit Rückſicht auf die 
Größe der Sendung — die eee der vorge⸗ 
ſetzten Behörde e ſind. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 31. Mai 1902, 3. 17886, 
8 betreffend 


das Erlöſchen der Bewilligung zur Erzeugung des 
Sprengmittels „Carboazotine“. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Infolge des am 11. September 1900 erfolgten 
Ablebens des franzöſiſchen Staatsangehörigen 
Raymond Cahuec iſt die dem Genannten mit dem 
Miniſterialerlaſſe vom 11. October 1877, Z. 13842, 


ertheilte Bewilligung zur Erzeugung des von ihm 
erfundenen Sprengmittels „Carboazotine“ und zum 
allgemeinen Verkehre mit demſelben i in den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern als 
erloſchen zu betrachten. 
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h RR Statthalterei 
Hievon wird die k. k. Landesregierung unter Bezug⸗ 


nahme auf den hierortigen Erlaſs vom 11. October 
1877, 3. 13842, zur eigenen Wiſſenſchaft und Ver⸗ 
ſtändigung der Unterbehörden in Kenntnis geſetzt. 


Judicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
17. April 1902, 3. 3546. 


„Unterbrechung des Aufenthaltes“ im Sinne des 8. 2, 
Abſatz 3 des Heimatsgeſetzes vom 5. December 1896, 
R. G. Bl. Nr. 222. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde der Gemeinde Z. gegen die 
Entſcheidung der Statthalterei in B. vom 26. September 
1901, 8. 36127, betreffend die Verweigerung der Aufnahme 
des E. J J. in den Heimatsverband der Gemeinde G., mit 
nachſtehender Motivierung abgewieſen: 


Der gegenwärtig vorliegende Streit dreht ſich darum, 
ob C. J. in der Gemeinde G. ſich zehn Jahre ununterbrochen 
aufgehalten habe. Während die bisherige Heimatsgemeinde Z. 
behauptet, daſs dies der Fall ſei, wird dies ſeitens der 
Gemeinde G. widerſprochen und ſeitens der Adminiſtrativ⸗ 
behörden nicht anerkannt. 


Der Verwaltungsgerichtshof iſt bei ſeinem Erkenntniſſe 
von nachſtehenden Erwägungen ausgegangen: 

Gemäß 8. 2, Alinea 1 des Geſetzes vom 5. December 
1896, R. G. Bl. Nr. 222, kann die Aufnahme in den Ge⸗ 
meindeverband demjenigen öſterreichiſchen Staatsbürger nicht 
verſagt werden, welcher nach erlangter Eigenberechtigung 
durch zehn der Bewerbung vorausgehende Jahre ſich frei- 
willig und ununterbrochen in der Gemeinde aufgehalten hat. 

Im Alinea 3 des S. 2 wird beſtimmt, dass durch frei- 
williges Aufgeben des Aufenthaltes in der Gemeinde die 
begonnene zehnjährige Aufenthaltsfriſt unterbrochen wird. 
Als eine Unterbrechung des Aufenthaltes wird jedoch eine 


freiwillige Entfernung nicht angeſehen, wenn aus den 
Umſtänden, unter welchen ſie erfolgt, die Abſicht erhellt, den 
Aufenthalt beizubehalten. 

Durch die Adminiſtrativverhandlungsacten iſt feſt⸗ 
geſtellt, dafs C. J. in der Zeit vom 14. October 1895 bis 
10. Jänner 1896 in L. als Schieferbrucharbeiter und vom 
10. October 1900 bis anfangs Mai 1901 in M. N. als 
Schuſtergehilfe in Beſchäftigung geſtanden iſt, dass deſſen 
Familie in der Gemeinde G. zurückgeblieben iſt und dass 
C. J. während feiner Abweſenheit die Familie unterjtüßt 
und zeitweilig auch beſucht hat. 

Nach ſeiner eigenen Angabe im Protokolle vom 
4. Juni 1901 hat C. J. beidemale die Gemeinde G. in der 
Abſicht verlaſſen, ſich anderswo ausreichenden Verdienſt zu 
verſchaffen, um dann ſeine Familie nachkommen zu laſſen, 
was ihm jedoch nicht gelungen ſei. 

Dadurch, dass C. J. während der zehnjährigen Auf- 
enthaltsfriſt ſich mehrere Monate in anderen Gemeinden in 
feſten Arbeitsverhältniſſen befand, und zwar mit der zu- 
gegebenen Abſicht, dortſelbſt, falls er ausreichenden 
Verdienſt finden ſollte, zu verbleiben, hat er jedesmal den 
Aufenthalt in der Gemeinde G. freiwillig aufgegeben und 
den Aufenthalt in einer anderen Gemeinde genommen, ſo 
daſs die in G. begonnene zehnjährige Aufenthaltsfriſt unter- 
brochen wurde. 

Der Umſtand, dass C. J. ſeine Familie in G. zurück⸗ 
gelaſſen hat, erſcheint für den Aufenthalt des J. ſelbſt in 
keiner Weiſe maßgebend, ebenſowenig der weitere Umſtand, 
daſs er ſeine Familie zeitweilig unterſtützt und auch 
beſucht hat. 

Die Behörden haben daher mit Recht angenommen, 
dass ein zehnjähriger ununterbrochener Aufenthalt des C. J. 
in der Gemeinde G. nicht vorliege, weshalb die Beſchwerde 
als unbegründet abgewieſen werden mujste, 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Finanzgeſetz für das Jahr 1902.) In dem 
am 1. Juni d. J. ausgegebenen LI. Stücke des Reichs- 
geſetzblattes gelangte das Finanzgeſetz für das Jahr 
1902 vom 31. Mai 1902 unter Nr. 109 zur Ver⸗ 
lautbarung. 


(Primararzt-Ernennung.) Der Matter 
präſident als Leiter des Miniſteriums des Innern 
hat den Privatdocenten Dr. Oskar Föderl zum 
Primararzte II. Claſſe im Stande der Arzte der 
Wiener k. k. Krankenanſtalten ernannt. 


(Statiſtik der Arbeiter-Unfallverſiche— 
rungsanſtalten für das Jahr 1901.) Die letzte 
Nummer der „Amtlichen Nachrichten“ des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern enthält eine vorläufige 
Zuſammenſtellung der hauptſächlichſten Gebarungs— 
ergebniſſe der Arbeiter- Unfallverſicherungsanſtalten 
im Jahre 1901. 

Die dort mitgetheilten Ziffern ſtellen die ein- 
ſchlägigen Verhältniſſe unmittelbar nach Schluss 
des Rechnungsjahres auf Grund bezüglicher, von 
den Anſtalten erſtatteter, beſonderer Berichte dar, 


25* 


146 


ſollen daher der definitiven Rechnungslegung, 
beziehungsweiſe Aufſtellung der Statiſtik, welche mit 
der erforderlichen Genauigkeit erſt in einem weſentlich 
ſpäteren Zeitpunkte möglich ſein wird, nicht vorgreifen. 
Es bedeuten daher insbeſondere die daſelbſt ange— 
führten Einnahms- und Ausgabspoſten faſt durchwegs 
caſſenmäßige Eingänge und Ausgaben, aus welchem 
Grunde die ſeinerzeit aufzuſtellenden definitiven 
Betriebsrechnungen vorausſichtlich mehr oder minder 
abweichende Zahlen ergeben dürften. 


Mit dieſem Vorbehalte ergibt ſich aus der vor— 
läufigen Zuſammenſtellung für das Jahr 1901 im 
weſentlichen Folgendes: 


Die Einnahmen an Verſicherungsbeiträgen 
beliefen ſich bei den ſieben territorialen Anſtalten im 
Jahre 1901 auf 17,513.654 K und einſchließlich der 
berufsgenoſſenſchaftlichen Verſicherungsanſtalt der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen auf 28,071.896 K. Die 
Barausgabe für geleiſtete Unfallsentſchädigungen 
beanſpruchte bei den ſieben territorialen Anſtalten den 
Betrag von 11,279.095 K, welcher ſich bei Ein— 
beziehung der letzteren Anſtalt auf 15,182.955 K 
erhöht. Gegen das Jahr 1900 haben die Aus- 
zahlungen für Unfallsentſchädigungen im Jahre 1901 
im ganzen um 1,719.967 K mehr erfordert. Den 
Hauptbeſtandtheil der Anſtaltsvermögen bildeten wie 
bisher die Effecten im Geſammtwerte von 71,567.255 K 
gegenüber 60,821.073 K im Vorjahre. Der Stand 
der Hypothekardarlehen (größtentheils bei der Anſtalt 
für Niederöſterreich) blieb mit 10,485.05? K im Ver⸗ 
gleiche mit dem Vorjahre (10, 216.117 K) faſt unge⸗ 
ändert. Bemerkenswerte Vermögensbeſtandtheile bil— 
deten ferner die Realitäten im Werte von 4,131.253 K 
(nur bei den territorialen Anſtalten) und die dispo— 
niblen Guthaben bei Banken ꝛc. mit 8,631.377 K 
(davon mehr als 6,600.000 K bei der berufsgenoſſen⸗ 
ſchaftlichen Verſicherungsanſtalt der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen). 

Unfallsanzeigen wurden 83.378 (im Vorjahre 
81.817) erſtattet; davon betrafen 978 Anzeigen 
tödtlich verlaufene Unfälle. 

Mit Schluis des Rechnungsjahres ſtanden im 
Genuſſe dauernder (vorausſichtlich endgiltig feſt— 
ſtehenden Renten) 53.228 Perſonen mit einem 
geſammten Jahresrentenbezug von 9,571.665 K, 
davon 5316 Rentner mit 2,439.214 K Jahresrente 
bei der berufsgenoſſenſchaftlichen Verſicherungsanſtalt 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen. Unter den 53.228 
Rentenempfängern befinden ſich 5208 Witwen mit 
962.859 K Jahresrente, 8047 Kinder mit 984.896 K 
Jahresrente, 585 Aſcendenten mit 79.340 K Jahres- 
rente, endlich 39.388 theilweiſe oder gänzliche Invalide 
mit 5,996.688 K Jahresrente. 


(Statiſtik der Krankencaſſen im Jahre 
1900.) Der Zuſammenſtellung der ſtatiſtiſchen Aus⸗ 
weiſe der nach dem Krankenverſicherungsgeſetze einge— 


N 11 


richteten Krankencaſſen für das Jahr 1900 find nach 
einem Berichte in den „Amtlichen Nachrichten des k. k. 
Miniſteriums des Innern, betreffend die Unfallver⸗ 
ſicherung und die Krankenverſicherung der Arbeiter“, 
die nachfolgenden Daten als vorläufiges Ergebnis 

zu entnehmen: f 

In dieſem Jahre (ausſchließlich der am Schluſſe 
ſpeciell zur Beſprechung gelangenden Lehrlings- 
krankencaſſen) waren 2948 Caſſen (1899 2949) 
thätig, von welchen bisher 2939 Caſſen verwertbare 
ſtatiſtiſche Ausweiſe geliefert haben. 

Von dieſen letzteren Caſſen waren 570 Be- 
zirkskrankencaſſen, 1343 Betriebskrankencaſſen, 3 Bau⸗ 
krankencaſſen, 877 Genoſſenſchaftskrankencaſſen und 
146 Vereinskrankencaſſen. Die Zahl der bei dieſen 
Caſſen durchſchnittlich verſicherten Perſonen 
betrug 2,496.284, darunter waren 540.777 weib⸗ 
lichen Geſchlechtes. Von der angegebenen durchſchnitt⸗ 
lichen Geſammtzahl der verſicherten Caſſenmitglieder 
entfielen auf die Bezirkskrankeneaſſen 1,036.34 7, die 
Betriebskrankeneaſſen 663.537, die Baukranken⸗ 
caſſen 339, die Genoſſenſchaftskrankencaſſen 367.358, 
die Vereinskrankencaſſen 428.703 Mitglieder. 


Hinſichtlich der Erkrankungs- und Sterb- 
lichkeitsverhältniſſe der Caſſenmitglieder im 
Jahre 1900 ergibt ſich, daſs von 100 Mitgliedern 
durchſchnittlich 401 (1899 40˙6) erkrankten und auf 
100 Mitglieder durchſchnittlich 50˙5 (1899 51˙7 
Erkrankungen überhaupt (Erkrankungsprocent) ent- 
fielen. Weiters kamen auf je 100 weibliche Mitglieder 
9:44 (1899 9˙36) Entbindungen (Entbindungs⸗ 
procent). Die Zahl der auf ein Mitglied überhaupt 
entfallenden Krankentage (welche zugleich den Maßſtab 
für die Morbilität des Berichtsjahres bildet) ſtellte 
ſich auf 909 (1899 9˙17) Tage. Von je 100 Mit- 
gliedern ſtarben durchſchnittlich 0'92 (0˙96) (Sterb⸗ 
lichkeitsprocent). 7 

Die geſammten Jahreseinnahmen bezifferten 
ſich auf 47,159.430 K, von welchem Betrage durch 
die laufenden Beiträge der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer lerſtere mit einem Drittel, letztere mit zwei 
Drittel) 44,16 1.044 K aufgebracht wurden. Dieſen 
Einnahmen ſtanden Ausgaben im Geſammtbetrage 
von 45,556.392 K gegenüber. Die Einnahmen über⸗ 
ſtiegen ſonach die Ausgaben um 1,603.038 K (1899 
979.461 K), das iſt um 3˙63 Procent (1899 
2˙32 Procent) der laufenden Caſſenbeiträge, um 
welchen Betrag ſich der Geſammtreſervefond der 
Caſſen erhöhte. Der Geſammtreſervefond aller 
Caſſen zuſammen belief ſich mit Schluſs des Jahres 
auf 35, 445.358 K. 8 

Das Gebarungsergebnis des Berichtsjahres war 
ſohin etwas günſtiger als jenes des Vorjahres. 

Die Verſicherungsleiſtungen erforderten 
40,013.178 K (das ſind 90˙6 Procent der Caſſen⸗ 
beiträge), davon 23,792.244 K für Krankengeld, 
7,103.248 K für ärztliche Hilfe, 5,357.230 K für 
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Medicamente, 2,589.754 K für Spitalpflege, endlich 
1,170.702 K für Beerdigungskoſten. 

Diefe Ausgaben der Krankencaſſen für Ver⸗ 
ſicherungszwecke haben dem Vorjahre gegenüber eine 
Steigerung um 1,3 12.260 K erfahren. An Ver- 
waltungskoſten wurden insgeſammt 3,576.526 K, 
das iſt 8:10 Procent der Caſſenbeiträge verausgabt. 
Die durchſchnittlichen Koſten eines Krankentages 
ſtellten ſich auf 171 K (1899 1˙68 K). Die von den 
Krankencaſſen ſeit dem Beginne der obligatoriſchen 
Krankenverſicherung (1. Auguſt 1889) bis Ende 1900 
aufgewendeten Beträge für Leiſtungen an ihre 
Mitglieder erreichten die Höhe von 328˙08 Mil- 
lionen Kronen. 

g Die Zahl der Lehrlingskrankencaſſen be— 
trug 387 gegen 361 im Vorjahre und waren bei den— 
ſelben durchſchnittlich 64.815 Lehrlinge verſichert. 

Die Jahreseinnahmen dieſer Caſſen beliefen ſich 
auf 402.409 K, die Ausgaben auf 373.549 K; 
demnach reſultirte ein Gebarungsüberſchuſs von 
28.860 K, das iſt 8˙00 (1899 14˙40) Procent der 
Beiträge der Gewerbeinhaber. 

Erkrankungsfälle wurden 14.786 (1899 
14.049), Krankenverpflegstage 211.565 (1899 
199.223), Todesfälle 157 (1899 127) gezählt. Die 
Zahl der auf einen verſicherten Lehrling durchſchnitt— 
lich entfallenden Krankentage (Morbilitätsziffer) 
ſtellte ſich auf 326 (1899 3˙25). 

Ei.inſchließlich der Lehrlingskrankencaſſen beträgt 
die Geſammtzahl der in die vorſtehende Statiſtik 
einbezogenen Krankencaſſen 3326 mit durchjchnitt- 
lich 2,561.098 Mitgliedern. 


(Verordnung des Ackerbauminiſteriums 
vom 21. Mai 1902, betreffend die Beſtellung 
einer Landescommiſſion für Weinbauange— 
legenheiten in Dalmatien.) Dieſe Verordnung, 
mit welcher die Punkte I bis einſchließlich VIII der 
Verordnung vom 20. December 1885, R. G. Bl. 
Nr. 5 ex 1886, betreffend die an Seite der politi⸗ 
ſchen Länderſtellen und des Ackerbauminiſteriums als 
fachliche Beiräthe in Reblausangelegenheiten fungiren- 
den Commiſſionen, beziehungsweiſe die Verordnungen 
vom 14. März 1893, R. G. Bl. Nr. 35, und vom 
19. November 1898, R. G. Bl. Nr. 208, rückſicht⸗ 
lich Dalmatiens aufgehoben werden und eine Landes— 
commiſſion für Weinbauangelegenheiten in Dalmatien 
im Einvernehmen mit dem dalmatiniſchen Landes- 
ausſchuſſe beſtellt wird, iſt im LII. Stücke des R. G. 
Bl. Nr. 110 enthalten. 


(Landwirtſchaftliches Genoſſenſchafts— 
weſen, Spar- und Darlehenscaſſen in Nieder- 
öſterreich.) Über die Entwicklung des landwirtſchaft⸗ 
lichen Genoſſenſchaftsweſens in Niederöſterreich wurde 
in der vierten Vollverſammlung der niederöſterreichiſchen 
Genoſſenſchaftscentralcaſſe Bericht erſtattet. Demſelben 
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iſt zu entnehmen, dafs Ende 1901 in Niederöſterreich 
495 Spar- und Darlehenscaſſen nach dem Syſtem 
Raiffeiſen und 66 landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften 
beſtanden, welche den Betrieb von Lagerhäuſern, 
Molkereien, Kellereien, der Obſtverwertung und des 
gemeinſamen Ein- und Verkaufes zum Zwecke haben, 
insgeſammt alſo 561 Genoſſenſchaften. Die Rechnungs- 
abſchlüſſe für das Jahr 1900 weiſen bei den Spar— 
und Darlehenscaſſenvereinen einen Spareinlagenſtand 
von 27˙2 Millionen Kronen, einen Darlehensſtand von 
18 Millionen Kronen und einen Umſatz von beiläufig 
50 Millionen Kronen aus. Ende 1901 betrugen bei 
der niederöſterreichiſchen Genoſſenſchaftscentralcaſſe die 
Guthaben der Mitgliedsgenoſſenſchaften 10˙7 Mil- 
lionen Kronen; die in Anſpruch genommenen Credite 
betrugen 6˙8 Millionen Kronen und der Umſatz 
56 Millionen Kronen. Der Centralcaſſe ſind auch die 
beſtehenden Centralgenoſſenſchaften, nämlich der Ver— 
band ländlicher Genoſſenſchaften in Niederöſterreich, 
die niederöſterreichiſche Molkerei und das nieder— 
öſterreichiſche Winzerhaus, angeſchloſſen. Der Verband 
ländlicher Genoſſenſchaften verkaufte für die einzelnen 
Genoſſenſchaften im verfloſſenen Jahre 929 Waggons 
Getreide im Werte von 1½ Millionen Kronen und 
kaufte 848 Waggons verſchiedene Ware (Dünger, 
Futtermittel ꝛc.) im Werte von einer halben Million 
Kronen. Durch das Winzerhaus wurden im Jahre 
1901 5000 Hektoliter Wein verkauft. Insgeſammt 
ſetzten die Lagerhäuſer 2200 Waggons Getreide, Heu, 
Kartoffel, Mohn ab. Der Rechnungsabſchluſs ergab 
einen Überſchuſs von 23.682 K. 


(Geneſungshäuſer im Deutſchen Reiche.) 
Nach einem auf dem 29. deutſchen Arztetage er- 
ſtatteten Berichte beſtehen derzeit im Deutſchen Reiche 
102 Geneſungsheime. Von dieſen ſind 8 kleine für die 
eigene Benützung von Schweſter- und Diaconiſſen⸗ 
häuſern, 4 für das Militär beſtimmt. Die anderen 90 
vertheilen ſich in folgender Weiſe: Preußen 32, 
Sachſen 16, Bayern 9, Freie Städte 8, Württemberg 5, 
Reichsland 4, Baden, Heſſen, Braunſchweig je 3, 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Reuß j. L. je 2, Mecklen⸗ 
burg, Waldeck und Lippe je 1. Die Anſtalten nehmen 
Reconvaleſcenten nach ſchweren acuten oder chronischen 
Krankheiten, Perſonen, welche durch größere Opera— 
tionen geſchwächt ſind, chroniſche Kranke, welche der 
Landluft, Ruhe und einer guten Ernährung zur 
Beſſerung und Erlangung der Arbeitsfähigkeit be- 
dürfen, auf. Bedingung der Aufnahme iſt, dafs keine 
beſondere Wartung und Pflege und keine beſondere 
ärztliche Behandlung mehr nöthig iſt. Ausgeſchloſſen 
ſind beſtehende ſchwere Krankheiten, Epilepſie, efel- 
erregende, anſteckende und Geiſteskrankheiten, Alkoho— 
lismus, in den meiſten Anſtalten auch Lungentuber— 
culoſe. Einzelne Anſtalten find während des ganzen 
Jahres, andere nur während der guten Jahreszeit 
geöffnet. Der Belegraum ſchwankt zwiſchen 6 und 440 
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Betten, die Frequenz der Anſtalten (ſoweit hierüber 
Angaben vorliegen) zwiſchen 27 und 629, der Ge— 
ſammtbelegraum zählt nahezu 5500 Betten. Die 
Dauer des Aufenthaltes der einzelnen Perſonen iſt 
ſehr verſchieden, 3 bis 4 Wochen bis über 2 Monate. 
In Einrichtung und Ausſtattung der Anſtalten ergaben 
ſich gleichfalls ſehr große Unterſchiede. Nach den Mit⸗ 
theilungen, welche dem Berichterſtatter, Hofrath Dr. 
W. Mayer, nur von einem Theile der Anſtalten zu⸗ 
giengen, bewegten ſich die Baukoſten, per Bett berechnet, 
zwiſchen circa 1000 und 8000 Mark. Die im Bau 
begriffenen 4 Heilſtätten der Landesverſicherungs— 
anſtalt Berlin zu Beelitz mit 440 Betten, deren Er⸗ 
weiterung auf das Dreifache vorgeſehen iſt, koſten 
7½ Millionen Mark. Hinſichtlich der Eigenkoſten des 
Betriebes der Anſtalten beziffert ſich, ſoweit bekannt, 
der Geſammtaufwand per Kopf und Tag auf 1'67 
bis 3˙08 Mark, die davon auf die Verpflegung allein 
entfallende Ausgabe auf 1˙11 bis 1˙41 Mark. 


(Franzöſiſche Nationalſparcaſſe.) In 
Frankreich bildet eine über das ganze Land ſich 
erſtreckende centrale Staatsſparcaſſe die Sammelſtätte 
für die Rücklagen der kleinen Capitaliſten und öfono- 
miſch betriebenen Wirtſchaften, ſoweit dieſe nicht die 
Anlage in Staatsrentenpapieren bevorzugen. Die Gut⸗ 
habenbeträge der Einleger ſind, nach Mittheilungen in 
der „Socialen Praxis“, von 47˙60 Millionen Francs 
Ende 1882 auf rund 400 Millionen Francs 1890, 
700 Millionen Franes 1895 und 1010˙26 Millionen 
Francs im Jahre 1900 angewachſen, haben alſo um 
die Jahrhundertwende die erſte Milliarde bereits über— 
ſchritten. Die Zahl der Einleger (Conten) vermehrte ſich 
in den 18 Jahren regelmäßig, und zwar von 211.850 
auf 3,564.46 4, fo daſs faſt auf jeden zehnten Ein⸗ 
wohner ein Conto bei der Nationalſparcaſſe kam. Im 


letzten Jahre betrugen die Einnahmen der Caſſa 31˙65, 
die den Einlegern zu vergütenden Zinſen 23˙82 Mil- 
lionen Francs; 3˙96 Millionen Franes Reingewinn 
konnten dem „eigenen Vermögen“ 105 Caſſe zugeführt 
werden. 


(Cooperative Genoſſenſchaften in Eng— 
land.) Über den Stand und die Entwicklung dieſer 
Genoſſenſchaften im Königreiche England — es ſind 
darunter ſowohl Arbeiter-Cooperativgenoſſenſchaften, 
ſowie anderſeits auch landwirtſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaften aufgenommen — gibt ein vom Board of 
Trade (Labour Departement) an die beiden Häuſer 
des Parlaments erſtatteter Bericht ſehr informative 
Aufſchlüſſe. Im Jahre 1872 betrug die Zahl ſämmt⸗ 
licher Cooperativgenoſſenſchaften 930 mit 323.609 Mit⸗ 
gliedern, 1˙0 Procent der geſammten Bevölkerung, der 
Umſatz 12 Millionen Pfund Sterling; im Jahre 1899: 
1802 Genoſſenſchaften mit 1,677.018 Mitgliedern, 
41 Procent der geſammten Bevölkerung, und einem 
Umſatz von 67˙9 Millionen Pfund Sterling. Von den 
Cooperativgenoſſenſchaften gehören 1446 zur Kategorie 
der „Conſumvereine“. Dieſelben bilden zwei große 
Verbände, die engliſche und die ſchottiſche „Wholesale 
society“, welche den en gros-Einkauf der von den 
Conſumvereinen benöthigten Artikel beſorgen. Die 
Entwicklung der Productivgenoſſenſchaften iſt nach⸗ 
folgenden Daten zu entnehmen: Im Jahre 1882 
betrug die Zahl dieſer Genoſſenſchaften 16 mit 2251 
Mitgliedern und einem Umſatz von 137.848 Pfund 
Sterling; 1899: 259 Genoſſenſchaften mit 46.212 
Mitgliedern und einem Umſatz von 2,192.785 Pfund 
Sterling. Hieher gehören in erſter Linie Fleiſch⸗ 
ausſchrottungs-, Back-, Kleider-, Wäſche-, Schuh⸗ 
confections- und Buchdruckereigenoſſenſchaften. Die⸗ 
ſelben dienen meiſtens den Intereſſen des Producenten 
durch gemeinſchaftlichen Gewerbebetrieb. 


Literaturanzeigen. 


Bericht über die Induſtrie, den Handel und die Verkehrs- 
verhältniſſe in Niederöſterreich während des Jahres 
1901. Dem k. k. Handelsminiſterium erſtattet von der 
Handels- und Gewerbekammer in Wien. Wien 1902. 
LX, 489 S. 

Grünberg Karl, Dr. Die handelspolitiſchen Beziehungen 
Oſterreich-Ungarns zu den Ländern an der unteren 
Donau. Leipzig 1902. Dumker & Humblot. VII, 
317 S. (7 K 92 h). 

Hamm Karl. Der Arbeitsvertrag nach öſterreichiſchem Recht, 
mit Anführung der bisher veröffentlichten Entſchei⸗ 
dungen der Gewerbegerichte. Linz-Urfahr 1902. Selbſt⸗ 
verlag. 40 S. 

Horn Richard, Dr. Schuldübernahme. Eine Studie nach 
öſterreichiſchem und deutſchem Civilrecht. Wien 1902. 
Manz. 79 S. 

Koczynski Stefan, Dr. Das Gebürengeſetz ſammt allen zu 
dieſem Geſetze erfloſſenen Nachtragsvorſchriften und der 


einſchlägigen Judicatur. 17. Auflage. Wien 1902. 
Manz. LXXXII, 918 S. (br. 6 K 50 h, geb. 7 K 50 h) 
(Manz'ſche Geſetzausgabe. 12. Band. 1 Abtheilung). 


Kriegelſtein v. Sternfeld Ritter, Karl, J. U. Dr. Die Ge⸗ 
meindewahlordnung für das Königreich Böhmen. Wien 
1902 (Manz'ſche Geſetzausgabe, Nr. 68). V, 99 S. 
(br. 1K 40h). 


Lotmar Philipp. Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht 
des Deutſchen Reiches. 92 zwei Bänden. 27 80 1902. 
Dumker & Humblot. 1. Band. XX, 827 S. (21 K 
60 h). N 


Oubert Adolphe. Arbeitsbedingungen bei Submiſſionen. 
(Die zu Gunſten der Arbeiter aufgeſtellten Bedingungen, 
denen die Behörden bei Vergebung öffentlicher Arbeiten 
die Unternehmer unterwerfen.) Autoriſirte Überſetzung 
von Dr. jur. Franz Hauptvogel. Leipzig 1902. IV, 
161 S. (3 K 60 h). 
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Das Pulvermonopol in Öfterreich-Ungarn und die Vor⸗ 
ſchriften über die Erzeugung und den Verkehr von 
exploſiven Stoffen, von Waffen und Munitionsgegen⸗ 
ſtänden. Bearbeitet von Dr. Alois John, Miniſterial⸗ 
ſecretär im k. k. Finanzminiſterium, im Vereine mit 
Eugen Ritter Schleſinger v. Benfeld, k. und k. 
Artillerie⸗Oberingenieur im Reichs⸗Kriegsminiſterium. 

Wien 1902. K. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. X, 257 S. 
(2 K) (Handausgabe der öſterreichiſchen Geſetze und 
Verordnungen. Heft 136). 
Raccolta di leggi ed ordinanze della monarchia 
Austriaca. Vol. VIII. Innsbruck. Wagner. VIII. 
Manuale del codice civile generale austriaco, 
contenente il testo ufficiale, le leggi ed ordinanze 
pubblicate a contemplamento o modificazione di 
esso o riferibili a materie in esso contemplate e 
indice ufficiale secondo l’ordine dei paragrafi. 
Ed. nuova 1902. XV., 498 und 259 S. (8 K 40 h). 

Staub Hermann. Commentar zum allgemeinen deutſchen 

Handelsgeſetzbuch. Ausgabe für Öfterreich. Bearbeitet 
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von Dr. Oskar Pisko. 1. Lieferung. Wien 1902. 
Manz. (Wird 12 bis 15 Lieferungen umfaſſen.) 


Zemmrich J., Dr. Sprachgrenze und Deutſchthum. Braun- 
ſchweig 1902. Fr. Vieweg u. Sohn. VI, 116 S. 
(1 K 92 h). 


Allgemeiner Zolltarif für das öſterreichiſch-ungariſche Zoll⸗ 
gebiet vom 25. Mai 1882 mit den aus den Geſetzen vom 
19. Mai 1884 ꝛc. ꝛc. hervorgehenden Anderungen unter 
Beifügung der aus Handelsverträgen ſich ergebenden 
Abweichungen. (Nach der Ausgabe vom März 1900.) 
— Durchführungsvorſchrift zum Geſetze vom 25. Mai 
1882 2c. 2c. — Verordnung der Miniſterien der Finanzen 
und des Handels vom 31. Jänner 1892, betreffend die 
Durchführung einiger Beſtimmungen der mit 1. Fe⸗ 
bruar 1892 in Kraft geſetzten Handelsverträge ꝛc. — 
Amtliches alphabetiſches Warenverzeichnis zum Zoll⸗ 
1405 ꝛc. Wien 1902. K. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 

49 S. 


Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 23. Mai l. J. in Anerkennung 
verdienſtlicher Leiſtungen auf humanitärem Gebiete dem 
Bezirkshauptmanne in Raudnitz Karl Loula und dem Be⸗ 
zirkshauptmanne in Senftenberg Karl Vojädek das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſeph⸗Ordens allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 26. Mai l. J. dem Bezirkshaupt⸗ 
manne in Cieszanöw Titus Edlen v. Karcheſy aus Anlass 
der von ihm erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruhe⸗ 
ſtand in Anerkennung ſeiner vieljährigen pflichttreuen 
Dienſtleiſtung das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens 
allergnädigſt zu verleihen geruht. N 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 29. Mai l. J. den Bezirks⸗ 
hauptmann Rudolf Grafen Margheri in Laibach und den 
Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern Guſtav 
Karl Kulavies zu Landesregierungsräthen im Stande 
der Landesregierung in Laibach allergnädigſt zu ernennen 


geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 3. Juni l. J. den Bezirkshaupt⸗ 
mann Alfred Grafen zur Lippe⸗Weißenfeld in Baden 
zum Statthaltereirathe im Stande der niederöſterreichiſchen 


h Statthalterei allergnädigſt zu ernennen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat die Statthaltereiſeeretäre Wilhelm Ritter 
Hammer v. Pohlau und Moriz Zander zu Bezirks⸗ 


Hbauptmännern in Niederösterreich, den Bezirkscommiſſär 


Dr. Emil Edlen v. Fabrizi zum Statthaltereiſecretär im 
Küſtenlande und den Adjuncten im Miniſterium des Innern 
Bohuslav Pribyslavsky zum Inſpector für den ver— 


ſicherungstechniſchen Dienſt in dieſem Miniſterium ernannt. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den abſolvirten 
Rechtshörer Anton Locker zur Ablegung der Probepraxis 
für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 


Der Landespräſident in Kärnten hat den abſolvirten 
Techniker Anton Rieſer zum Bauadjuncten für den Staats⸗ 
baudienſt in Kärnten ernannt und der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Villach zur Dienſtleiſtung zugetheilt. 


Der Statthalter in Böhmen hat den Statthalterei⸗ 
kanzliſten Peter Bernard zum Bezirksſeeretär und den 
Statthaltereikanzliſten Ferdinand Scholz zum Kanzlei⸗ 
official ernannt. 


Der Statthalter in Mähren hat die Gtatthalterei- 
concipiſten Kamillo Pfersmann v. Eichthal (Stern- 
berg) und Dr. Sigmund Freiherrn v. Sedlnitzky (Ung.- 
Hradiſch) zu Bezirkscammiſſären, die Statthaltereiconcepts⸗ 
praktikanten Methud Riha (Boskowitz) und Anton Stein- 
brecher (Nikolsburg) zu Statthaltereiconcipiſten ernannt; 
ferner den Bezirkscommiſſär Franz Mita (Brünn) zur 
Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen, den Bezirks⸗ 
commiſſär Dr. Jakob v. Podezaski (Statthalterei) der 
Bezirkshauptmannſchaft Brünn zugewieſen, den Bezirks— 
commiſſär Dr. Victor Edlen von Gſchmeidler (Znaim) 
nach Mähriſch⸗Oſtrau und den Statthaltereiconceptsprakti⸗ 
kanten Eugen Hayek (Statthalterei) nach Znaim verſetzt. 
Weiters hat der Statthalter den Sanitätsaſſiſtenten Dr. 
Albert Pallouſch in Tiſchnowitz zum Sanitätsconcipiſten 
und den Sanitätsaſſiſtenten in Wien Dr. Emil Kodrle zum 
Sanitätsaſſiſtenten für Mähren unter Zutheilung zur 
Bezirkshauptmannſchaft in Neutitſchein ernannt, ſchließlich 
den abſolvirten Rechtshörer Leo Sebeſta zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Bau⸗ 
praktikanten Adolf Fernka (Teſchen) und den Maſchinen⸗ 
bautechniker Heinrich Pollak zu Bauadjuncten ernannt 
und den letzteren der Landesregierung zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen, ferner den Rechnungsofficial Ernſt Krohe zum 
Rechnungsrevidenten, den Rechnungsaſſiſtenten Theodor 
Olbrich zum Rechnungsofficial und den Rechnungs- 
praktikanten Johann Winter zum Rechnungsaſſiſtenten 
ernannt. 
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Der Statthalter in Galizien hat die Statthalterei⸗ 
concipiſten Boleslaus Burzynski, Dr. Franz Krzyſik, 
Dr. Joſef Schoenett, Victor Rydel und Ludwig 
Caſpary zu Bezirkscommiſſären, die Statthaltereicon- 
ceptspraktikanten Dr. Dionyſius Pogorzelski, Johann 
Maszkowski, Sigismund Gronziewiez und Kaſimir 
Milinski zu Statthaltereiconeipiſten und den Conceptsprak⸗ 
tikanten bei der Polizeidirection in Lemberg Karl Gadzinski 
zum Polizeiconcipiſten ernannt, ferner den abſolvirten 
Rechtshörer Joſef Dworski zur Ablegung der Probepraxis 
für den politiſchen Conceptsdienſt und den abſolvirten 
Rechtshörer Thaddäus Bubella zur Ablegung der Probe- 
praxis für den Polizeiconceptsdienſt bei der Polizeidirection 
in Lemberg zugelaſſen. 

Der Statthalter in Dalmatien hat den Bezirksober⸗ 
commiſſär Vincenz Tudorin (Sebenico) der Bezirkshaupt⸗ 
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mannſchaft Knin, den Bezirkscommiſſär Ludwig Neu⸗ 
meyer (Metkovié) der Bezirkshauptmannſchaft Sebenico, 
den Bezirkscommiſſär Gabriel Freiherrn v. Rodich der 
Bezirkshauptmannſchaft Raguſa, den Statthaltereiconcepts⸗ 
praftifanten Rinald Culié der Bezirkshauptmannſchaft 
Raguſa, den Statthaltereiconceptspraktikanten Theodor 
Sporn (Knin) der Bezirkshauptmannſchaft Sebenico und 
den Statthaltereikanzliſten Joſef Rathmann (Cattaro) der 
Bezirkshauptmannſchaft Metkovié zur Dienſtleiſtung zuge⸗ 
theilt, den Bezirkscommiſſär Dr. Joſef Bugatto (Raguſa) 
zur Dienſtleiſtung im Statthaltereipräſidialbureau ein⸗ 
berufen und den abſolvirten Rechtshörer Peter v. Tar⸗ 
taglia zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen 
Conceptsdienſt zugelaſſen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich bei der Polizeidireetion in Wien 
circa 100 proviſoriſche Sicherheitswachmannsſtellen 
mit einem Taggeld von 3 K 69 h bei Kaſernirung und 
200 K Maſſaeinlage zur erſten Ausrüſtung und ſohin 
80 K jährliches Maſſapauſchale. Erforderniſſe: Unbeſcholten⸗ 
heit, öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, Alter von 24 bis 35 
Jahren, vollkommene Kenntnis der deutſchen Sprache in 
Wort und Schrift, entſprechende Intelligenz und Vorbildung, 
ſowie Fähigkeit umſtändliche Meldungen und Rapporte zu 
verfaſſen, Localkenntniſſe in Wien, dreijährige Dienſtver⸗ 
pflichtung, lediger Stand, vollkommene Geſundheit, rüſtiger 
Körperbau ohne Gebrechen. Eine einjährige Probepraxis. 
Die definitive Ernennung iſt von einer Prüfung abhängig. 
Geſuche ſind bis Ende Auguſt 1902 bei der Polizeidirection 
in Wien einzubringen. Beim Mangel der anſpruchsberech— 
tigten Unterofficiere werden Reſerveunterofficiere bevor— 
zugt. Erwünſcht eine Größe von mindeſtens 168 em und 
vollkommen gebrechenloſer Körperbau. 


In Steiermark zwei Hilfsämterdirections— 
adjuncten⸗, eventuell drei Statthaltereiofficials-, 
eventuell Statthaltereikanzliſtenſtellen der IX., X. 
beziehungsweiſe XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen 
haben ihre eigenhändig geſchriebenen Competenzgeſuche unter 
Nachweiſung der entſprechenden Vorbildung, der voll- 
ſtändigen Vertrautheit mit allen Zweigen des Kanzlei- und 
Manipulationsdienſtes, der Verwendbarkeit im Concept- 
fache, einer mehrmonatlichen Probepraxis und ihrer Sprach— 
kenntniſſe bis 26. Juni 1902 im vorgeſchriebenen Dienft- 
wege beim Statthaltereipräſidium in Graz einzubringen. 
Anſpruchsberechtigten Unterofficieren wird bei nachgewieſener 
voller Eignung im Sinne des §. 4 des Geſetzes vom 


19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, der Vorzug vor anderen 
Bewerbern eingeräumt. 


In Böhmen ſechs Bezirkscommiſſärsſtellen und 
in weiterer Folge ſechs Statthaltereiconeipiſtenſtellen. 
Die Bewerber um eine dieſer Stellen haben ihre gehörig 
belegten Geſuche bis zum 20. Juni 1902 im Wege ihrer 
vorgeſetzten Behörden beim Statthaltereipräſidium in Prag 
einzubringen; ferner eine Oberbezirksarztesſtelle der 
VIII. Rangsclaſſe, weiterhin eine Bezirksarztesſtelle 
der IX. Rangsclaſſe, im Vorrückungsfalle zwei Sanitäts⸗ 
concipiſtenſtellen der X. Rangsclaſſe, eventuell zwei 
Sanitätsaſſiſtentenſtellen mit dem Adjutum jährlicher 
1000 K. Bewerber um dieſe Stellen haben ihre ordnungs⸗ 
mäßig inſtruirten Geſuche, die Bewerber um die Sanitäts⸗ 
aſſiſtentenſtellen überdies mit den Nachweiſen über Alter, 
Zuſtändigkeit, zurückgelegte Studien, körperliche Eignung, 
ſowie über die mit günſtigem Erfolge abgelegte Phyſikats⸗ 
prüfung belegten Geſuche bis längſtens 20. Juni 1902 
entweder unmittelbar beim Statthaltereipräſidium in rg, 
oder ſoferne ſie bereits im öffentlichen Dienſte ſtehen, i 
Wege der vorgeſetzten Behörde einzubringen; ſchließlich 


vier Hilfsämterdirectionsadjunctenſtellen 5 


„IX. Rangsclaſſe. Weiters dürften zwei Statthalterei⸗ 


officialsſtellen in Erledigung kommen. Bewerber um 
eine dieſer Stellen haben ihre gehörig belegten Geſuche im 
Wege der vorgeſetzten Dienſtbehörde bis zum 25. Juni 
1902 beim Statthaltereipräſidium in Prag einzubringen. 


In Mähren die Stelle eines Oberbezirksarztes 
der VIII. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle haben ihre 
vorſchriftsmäßig documentirten Geſuche im Wege ihrer 
vorgeſetzten Behörde beim Statthaltereipräſidium in Brünn 
bis 20. Juni 1902 einzubringen. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 12. | Wien, 28. Juni 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit den Mini— 
ſterien des Innern, der Juſtiz und des Ackerbaues vom 5. Juni 1902, R. G. Bl. Nr. 119, mit welcher 
Beſtimmungen über die behördliche Regiſtrirung von Plomben im Sinne des §. 9, Alinea 2 des Geſetzes vom 
25. October 1901, R. G. Bl. Nr. 26 ex 1902, betreffend den Verkehr ıhit Butter, Käſe, Butterſchmalz, 
Schweineſchmalz und deren Erſatzmitteln erlaſſen werden. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern 

vom 2. Juni 1902, 3.6565. Der Warenvertrieb nach dem Schneeballenſyſteme, welcher von einem im Deutſchen 
Reiche anſäſſigen Unternehmer in Sſterreich ausgeübt wird, iſt vom deutſchen Reichsgerichte als eine im 
Inlande (Deutſches Reich) begangene ſtrafbare Handlung angeſehen und als unbefugte Ausſpielung geahndet 
worden. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 21. Juni 1902, Z. 24373, betreffend den Vorgang 
bei Geltendmachung von Entſchädigungsanſprüchen ſeitens der Familienangehörigen eines in den Ver— 
. E einigten Staaten von Nordamerika bei der Arbeit oder bei Benützung einer Verkehrsanſtalt getödteten hier— 
8 ländigen Staatsangehörigen. — Erläſſe des Miniſteriums des Innern, betreffend die Evidenzhaltung des 
8 Spitalsverwieſenen. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 28. Februar 1902, 

3. 2019. Verpflegsgebüren öffentlicher Krankenhäuſer ſind Leiſtungen öffentlich- rechtlicher Natur. Die 

Hereinbringung ſolcher Gebüren fällt in die Competenz der politiſchen Behörden. Zur Frage der Verjährung 

ſolcher Gebüren. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 19. April 1902, Z. 3611. Zur Frage des 

fabriksmäßigen Betriebes bei Ziegeleien. — Verſchiedene Mittheilungen: Einberufung der Landtage. 

— Anderung eines Ortsgemeindenamens. — Ernennung im Status der k. k. Krankenanſtalten in Wien. — 

Staatsvertrag zwiſchen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und dem Königreiche Rumänien wegen 

wechſelſeitiger Auslieferung von Verbrechern. — Verordnung des Handelsminiſteriums vom 10. Juni 1902 

womit auf Grund des $. 24 des Poſtgeſetzes vom 5. November 1837 neue Beſtimmungen über die Abgabe 


der Poſtſendungen erlaſſen werden. — Arbeiterwohnhäuſer in Auſſig. — Beirath für Arbeitsſtatiſtik im 
Deutſchen Reich. — Ein Auswandereramt in Italien. — Heimarbeitinſpection in Amerika. — Eine Statiſtik 
über den Beſuch der techniſchen Hochſchulen. — Pränumerations bedingungen. — Literatur- 
anzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 


Im Monate Juni gelangten zur Ausgabe die Nummern 18, 19 und 20 des „Heiblattes für die 
1 Angelegenheiten der ſtantlichen Ueterinärverwaltung“. 
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Geſeze und Verordnungen. 


Verordnung des Handelsminiſteriums 

im Einvernehmen mit den Miniſterien 

des Innern, der Juſtiz und des Acker⸗ 

baues vom 5. Juni 1902, B. G. Bl. 
Ar. 119, 


mit welcher 


Beſtimmungen über die behördliche Regiſtrirung 

von Plombeu im Sinne des S. 9, Alinea 2 des 

Geſetzes vom 25. October 1901, R. G. Bl. Nr. 26 

ex 1902, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, 

Butterſchmalz, Schweineſchmalz und deren Erſatz⸗ 
mitteln erlaſſen werden. 


Auf Grund des §. 20 des Geſetzes vom 25. De- 
tober 1901, R. G. Bl. Nr. 26 ex 1902, betreffend 
den Verkehr mit Butter, Käſe, Butterſchmalz, Schweine- 
ſchmalz und deren Erſatzmitteln, und zur Durchführung 
der Beſtimmung des F. 9, Abſatz 2 dieſes Geſetzes, 
wonach die mit Oleomargarin, Margarine, Margarin- 
ſchmalz und Kunſtſpeiſefett gefüllten Behälter, deren 
Gewicht 3%g überſteigt, bevor fie im Inlande in Ber- 
kehr gebracht werden, mit einer behördlich regiſtrirten 
Plombe zu perſehen ſind, wird verordnet, wie folgt: 


8:1; 

Zum Zwecke der behördlichen Regiſtrirung dieſer 
Plomben wird im Handelsminiſterium eine Liſte ge— 
führt und eine Sammlung der in die Liſte eingetra— 
genen Plomben angelegt. 


8 
Jeder Erzeuger von Oleomargarin, Margarine, 
Margarinſchmalz und Kunſtſpeiſefett hat für ſeinen 
geſammten Betrieb eine Plombe beim Handelsminijte- 
rium behufs behördlicher Regiſtrirung ſchriftlich anzu— 
melden. 


Be 
Die Anmeldung hat zu enthalten: 


1. den Vor- und Zunamen, beziehungsweiſe die 
Firma des Erzeugers; 


2. den Standort und die genaue Bezeichnung 
des Betriebes. 


Der vom Anmelder zu unterfertigenden Anmel- 
dung ſind drei Exemplare der Plombe, und zwar jedes 
einzelne in einem Umſchlage, welcher die gleichen An⸗ 
gaben aufweist, wie die Anmeldung, anzuſchließen. 


§. 4. 


Die Eintragung der vom Handelsminiſterium 
als zuläſſig erkannten Plomben in die Liſte erfolgt in 
der Reihenfolge des Einlangens der vorſchriftsmäßigen 
ſchriftlichen Anmeldungen beim Handelsminiſterium. 

Über die vollzogene Eintragung wird dem An— 
melder eine Beſtätigung unter Rückſchluſs eines Exem⸗ 
plares der Plombe ausgeſtellt. 


8. 5. 


Das Handelsminiſterium prüft jede angemeldete 
Plombe rückſichtlich deren Eignung zur Regiſtrirung 
für den in Rede ſtehenden Zweck, insbeſondere aber 
auch rückſichtlich deren Unterſcheidbarkeit gegenüber 
den bereits früher regiſtrirten Plomben und entſcheidet 
über die Zuläſſigkeit nach freiem Ermeſſen. 


8.6. 


Die Eintragung einer Plombe in die Lifte des 
Handelsminiſteriums gewährt kein Alleinrecht zu deren 
Gebrauche im Sinne des Geſetzes vom 6. Jänner 1890, 
R. G. Bl. Nr. 19, betreffend den Markenſchutz, bezie⸗ 
hungsweiſe des Geſetzes vom 30. Juni 1895, R. G. 
Bl. Nr. 108. Doch können auch bereits nach dieſen 
letzteitirten Geſetzen regiſtrirte Marken, ſoferne ſie 
ſich zum Gebrauche bei den Plomben, welche den 
Gegenſtand dieſer Verordnung bilden, eignen, als 
Plomben im Sinne des Geſetzes vom 25. October 
1901, R. G. Bl. Nr. 26 ex 1902, zur behördlichen 
Regiſtrirung angemeldet werden. 


8.7. 


Vorſtehende Verordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Kundmachung in Wirkſamkeit. 
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ee Erläffe. 


5 Erlaſs des Minifteriums des Innern 


vom 2. Juni 1902, 3. 6565. 


Der Wareuvertrieb nach dem Schneeballenſyſteme, 
welcher von einem im Deutſchen Reiche anſäſſigen 
Unternehmer in Sſterreich ausgeübt wird, iſt vom 
deutſchen Reichsgerichte als eine im Inlande 
(Deutſches Reich) begangene ſtrafbare Handlung 


angeſehen und als unbefugte Ausſpielung ge⸗ 


ahndet worden. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.“) 


Im Anſchluſſe wird der k. k. un die 
Abſchrift eines Urtheiles des deutſchen Reichsgerichtes 
in Berlin übermittelt, aus welchem hervorgeht, dafs 
die deutſchen Gerichte den ſeitens eines im Deutſchen 


Reiche anſäſſigen Unternehmers in Sſterreich ausge— 


übten Warenvertrieb nach dem Schneeballenſyſteme 
als eine im Inlande begangene ſtrafbare Handlung 
beurtheilen und ſo wie den im Deutſchen Reiche ſelbſt 
geübten Warenvertrieb dieſer Art als unbefugte Aus— 


ſpielung ahnden. 


In der Strafſache gegen den Buchhalter O. D. 
zu O. wegen Vergehens gegen §. 286 Strafgeſetzbuches hat 
das deutſche Reichsgericht, vierter Strafſenat, in der 
öffentlichen Sitzung vom 17. December 1901, nach münd⸗ 


licher Verhandlung für Recht erkannt: die Reviſion des 


3 
* 


3 
\ 2 2 


für erwieſen erachtet. Der Angeklagte 


Angeklagten gegen das Urtheil des herzoglichen Land— 
gerichtes zu Braunſchweig vom 28. Juni 1901 wird ver⸗ 
worfen, die Koſten des Rechtsmittels werden dem Ange— 
klagten auferlegt. 

Die Entſcheidung ſtützt ſich auf folgende Gründe: 

Der Angeklagte hat, wie feſtgeſtellt, zu Anfang des 
Jahres 1900, nachdem er aus Böhmen zugewandert war 
und ſich in der Stadt Braunſchweig niedergelaſſen hatte, 
hier den gewerbsmäßigen Vertrieb von Fahrrädern nach 
dem ſogenannten Schneeballenſyſtem unternommen Er ijt 
wegen dieſes Unternehmens der öffentlichen Veranſtaltung 
einer Ausſpielung ohne obrigkeitliche Erlaubnis im Sinne 
des 8.286 Strafgeſetzbuches und in idealer Concurrenz 
damit der Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen in 
§. 22 ff. des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 


(Reichsgeſetzblatt Seite 381) für ſchuldig erachtet und dem- 


gemäß verurtheilt. 

f Der von ihm eingelegten Reviſion konnte Erfolg nicht 
zutheil werden. 

A In Betreff des gedachten Unternehmens iſt folgendes 
hat in einer in 
Reichenberg in Böhmen erſcheinenden Zeitung ein Inſerat: 


„Ein feines Fahrrad für 8 fl. zu haben“ — erlaſſen, und im 
dortigen Publicum Proſpecte verbreitet, über deren weſent— 


lichen Inhalt imUrtheil Nachſtehendes angegeben iſt: „Wer 
eein Fahrrad erwerben will, muss zunächſt einen Grund— 


N 0 Siehe Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 


24. Mai 1901, 3. 12693 in Nr. 10 des V. Bl. ex 1901, 
S. 143. e 


coupon für 8 fl erwerben und bekommt zugleich ein Certificat 
zu 40 fl., zu welchem wiederum 5 Coupons gehören, die der 
Erwerber für je 8 fl. weiter zu veräußern hat; die Käufer der 
5 Coupons haben wiederum je ein Certificat für 40 fl. zu 
empfangen, und ſobald auch dieſe 5 Certificate bezahlt ſind, 
erhält der erſte Erwerber ein hochfeines Fahrrad.“ Infolge 
des erwähnten Inſerates hat ein Kaufmann Sch. zu 
Arnsdorf in Böhmen einen Grundcoupon erworben, 
und dafür 8 fl. an den Angeklagten entrichtet. Nunmehr 
wurde aber das Schneeballſyſtem in Oſterreich geſetzlich 
verboten, worauf Angeklagter das Geſchäft aufgegeben hat. 
Die von Sch. empfangenen 8 fl. hat er nicht zurückgezahlt. 

Zur Begründung der Reviſion iſt zunächſt angeführt, 
die ganze Thätigkeit des Angeklagten, in der die Merkmale 
einer von ihm veranſtalteten Ausſpielung gefunden ſeien, 
liege in Oſterreich; die ihm zur Laſt gelegte Handlung ſei 
alſo in Oſterreich begangen, dort aber zur Zeit der Begehung 
nicht mit Strafe bedroht geweſen Damit hat augenſcheinlich 
geltend gemacht werden ſollen, daſs §. 286 Strafgeſetzbuches 
und die im Urtheil in Bezug genommenen Vorſchriften 
des Reichsſtempelgeſetzes, auch wenn die thatbeſtandlichen 
Vorausſetzungen dafür an ſich vorlagen, gegen den 
Angeklagten nicht hätten zur Anwendung gebracht werden 
dürfen, weil nach Lage der Sache weder der Grundſatz des 
§. 3 Strafgeſetzbuches noch auch die Beſtimmung des 8. 4 
Nr. 3 daſelbſt platzgreife. Der Einwand trifft nicht zu. Ob⸗ 
gleich der erſte Richter davon ausgeht, daſs das erwähnte 
Inſerat und die Proſpecte des Angeklagten thatſächlich nur 
in Böhmen verbreitet find, hat er dennoch Braunſchweig 
als Ort der begangenen Handlung angeſehen, indem er 
feſtſtellt, Angeklagter habe dort ſein Geſchäftslocal gehabt, 
„in welchem er ſeine ſchriftlichen Arbeiten verrichtete, 
insbeſondere ſeine geſchäftliche Correſpondenz führte, 
Zahlungen machte und in Empfang nahm, und von dem 
aus er ſeine Bekanntmachungen erließ, und ſeine gejchäft- 
lichen Beziehungen zu Fahrradfabriken unterhielt“. 

Dieſe Auffaſſung iſt rechtlich nicht zu beanſtänden. 
Die öffentliche Veranſtaltung einer Ausſpielung charakteriſirt 
ſich beim Mangel obrigkeitlicher Erlaubnis als eine ſtrafbare 
Handlung, die ſich ihrer Natur nach aus einer Reihe 
einzelner Thätigkeitsgete zuſammenſetzt. Um eine derartige 
Strafthat als im Gebiete des deutſchen Reiches begangen 
betrachten zu können, iſt es nicht erforderlich, daſs ihre Aus— 
führung ſich ausſchließlich auf deutſchem Boden vollzogen 
hat; es genügt, wenn die bezügliche Ausführungsthätigkeit 
auch nur theilweiſe im Inlande in die Erſcheinung 
getreten iſt. 

efr. und andere Entſcheidungen des Reichsgerichtes 
in Strafſacheu Band 13, Seite 337. 

In den vorſtehend hervorgehobenen Feſtſtellungen 
kommt aber genügend zum Ausdruck, daj8 der Augeklagte 
die Bekanntmachung der Bedingungen, unter welchen er die 
Erwerbung eines Fahrrades für 8 fl. in Ausſicht ſtellte, 
ſowie die Aufforderungen an das Publicum zur Betheiligung 
an dem proponirten Geſchäft von Braunſchweig aus bewirkt 
hat, und dass dieſer Ort überhaupt der Mittelpunkt der 
geſchäftlichen Thätigkeit geweſen iſt, die er zur Ausführung 
der angekündigten Veranſtaltung entfaltet hat. Unter dieſen 
Umſtänden erſcheint die Annahme wohl begründet, dafs die 
in dieſer Veranſtaltung ſich darſtellende ſtrafbare Handlung 
mindeſtens zu einem weſentlichen Theile in Deutſchland 
begangen iſt; ihr ſteht namentlich nicht die Thatſache 
entgegen, daſs der Angeklagte das erwähnte Inſerat nur 
in einer böhmiſchen Zeitung veröffentlicht, und ſich bei der 
Verbreitung der Proſpecte auf Böhmen beſchränkt hat. 
Daraus kann etwa nur gefolgert werden, daſs die Strafthat 
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auch in Ofterreich begangen ſei. Ergibt ſich hiernach die 
Anwendbarkeit der Strafgeſetze des Deutſchen Reiches aus 
§. 3 Strafgeſetzbuches, jo kommt es nicht darauf an, ob die 
Vandlung des Angeklagten zur Zeit ihrer Begehung in 
Öfterreich mit Strafe bedroht war oder nicht. 

Was ſodann die Einbeziehung der beſchriebenen Ver— 
anſtaltung unter den Begriff der Ausſpielung anbelangt, jo 
erweiſen ſich auch die hiegegen gerichteten Angriffe als ver- 
fehlt. Dieſer Begriff ſetzt voraus, dafs eine oder mehrere nicht 
in Geld beſtehende Sachen dem Publicum gegenüber dergeſtalt 
zum Erwerbe gegen Entrichtung eines Einſatzes ausgeſetzt 
werden, daſs die Erlangung abhängig gemacht wird von 
dem ungewiſſen Ergebniſſe eines irgendwie beſtimmten Ver⸗ 
fahrens, bei dem der Erfolg überwiegend, der Hauptſache 
nach, durch Zufall bedingt iſt. Damit ſtimmt im weſent⸗ 
lichen die Definition überein, von der die Vorinſtanz bei 
Beurtheilung des Sachverhaltes ausgegangen iſt. Auch die 
Feſtſtellung der danach erforderlichen Einzelmerkmale hat im 
Urtheile ausreichende Begründung gefunden, und läſst einen 
Rechtsirrthum nicht hervortreten. Der Reviſion kann ins⸗ 
beſondere nicht beigetreten werden, wenn ſie rügt, dafs der 
Begriff des Zufalls verkannt ſei. Der erſte Richter betont mit 
Recht, daſs bei der Frage, ob der Eintritt des Erfolges, 
welcher nach dem aufgeſtellten Plane die Erlangung des 
ausgeſetzten Gegenſtandes bedingt, überwiegend vom Zufalle 
abhängig ſei, die Art der betreffenden Veranſtaltung im 
ganzen ins Auge gefaſst werden müſſe. In zutreffender 
Weiſe führt er weiter aus, es könne deshalb nicht darauf 
ankommen, ob im erſten Stadium des vom Angeklagten 
eingeleiteten Unternehmens der Abſatz des Coupons, welchen 
die ſich Betheiligenden bei Erwerb eines Certificates gegen 
Zahlung von 40 fl. erhalten ſollten, ſich ſo leicht hätte 
bewerkſtelligen laſſen, daſs von einer weſentlichen Mit⸗ 
wirkung des Zufalles nicht geſprochen werden könne: ent⸗ 
ſcheidend falle vielmehr ins Gewicht, daß bei der weiteren 
Ausdehnung, zu der das Unternehmen nach dem Plane des 
Angeklagten ſich entwickeln ſollte, die Erfüllung der Be— 
dingungen, von denen die Erlangung eines Fahrrades ab- 
hängig gemacht war — nämlich einmal der Abſatz des Coupons 
an eine weitere Reihe von Reflectanten, und ſodann die von 
dieſen gegen Empfang eines neuen Certificates zu leiſtenden 
Einzahlungen von je 40 fl. — ſich immer ſchwieriger und un⸗ 
ſicherer geſtaltet haben würde, jo dass der entſcheidende Er- 
folg in Anſehung der im Verlaufe der weiteren Entwicklung 
eintretenden Contrahenten weſentlich als Glücksſache zu be⸗ 
trachten geweſen wäre. Letzteres iſt im Urtheil in eingehender 
und durchaus ſchlüſſiger Weiſe näher dargelegt. Von dieſem 
Standpunkte aus konnte die Strafkammer unbedenklich dazu 
gelangen, die Veranſtaltung nach ihrem Geſammtcharakter 
als eine ſolche zu qualificiren, bei der der Gewinn der aus⸗ 
geſetzten Gegenſtände überwiegend vom Zufalle, das heißt von 
Umſtänden und Verhältniſſen abhing, deren Vorhandenſein 
und Wirkſamkeit der Kenntnis und Berechnung der ſich Be— 
theiligenden entzogen war. Die entgegengeſetzten Deductionen 
der Reviſion ſind nicht ſtichhältig. Unrichtig iſt es nament⸗ 
lich, wenn ſie den die Entſcheidung bedingenden Thatſachen 
den Zufallscharakter überhaupt deshalb abſprechen will, 
weil fie im Falle ihrer Verwirklichung immer durch menjch- 
liche Thätigkeit herbeigeführt ſeien, und niemals auf „dem 
Eingreifen einer höheren Macht“ beruhten. Es bedarf nicht 
der Ausführung, daſs Ereigniſſe, die ſich als Wirkungen 
menſchlicher Thätigkeit darſtellen, dann als überwiegend im 
Gebiete des Zufalles liegend bezeichnet werden können, wenn 
der Erfolg der fraglichen Thätigkeit hauptſächlich erſt durch 
das Zuſammentreffen von äußeren Umſtänden ermöglicht 
iſt, deren Eintritt nach dem gewöhnlichen Verlaufe der 
Dinge bei objectiver Beurtheilung nicht in Berechnung 
kommen kann. Auf die Angriffe, welche die Reviſion gegen 
das einen gleichartigen Fall betreffende Urtheil des erſten 
Strafſenates des Reichsgerichtes vom 14. Februar 1901 
(Entſcheidungen, Band 34, Seite 140) richtet, braucht hie⸗ 
nach nicht näher eingegangen zu werden, zumal der er⸗ 


N 12 


kennende Senat der Begründung jenes Urtheiles bereits in 


der in der Strafſache e/a Regling (D. 2679/01) ergangenen 2 8 5 
Entſcheidung vom 15. October 1901 im weſentlichen bei⸗ 2 


getreten iſt. 
Wenn die Reviſion den Charakter der fraglichen Ver⸗ 


anſtaltung als einer Ausſpielung ferner deshalb beſtreitet, 


weit die Entſcheidung über den Gewinn nicht von dem Er⸗ 
gebniſſe einer Ziehung oder eines einer Ziehung 
ähnlichen Verfahrens abgehangen habe, ſo iſt es 
zwar richtig, daſs in einzelnen Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichtes in die Definition des Begriffs der Ausſpielung das 
Merkmal einer „Ziehung oder eines ähnlichen Verfahrens“ 
aufgenommen iſt. Dies iſt jedoch nicht dahin zu verſtehen, 
daſs die Vornahme einer Manipulation, die in ihrer äußeren 
Erſcheinung einer Ziehung ähnelt, als weſentliches Erfor⸗ 
dernis hat aufgeſtellt werden ſollen. Es genügt jede Ein⸗ 
richtung, welche nach dem Plane der Veranſtaltung als 
Mittel zur Entſcheidung über den bis dahin ungewiſſen 
Erwerb des ausgeſetzten Gegenſtandes benützt wird und 
einer Ziehung inſoferne ähnlich erſcheint, als ſie dem gleichen 

Zwecke dient. a 82 


Entſcheidungen des Reichsgerichts 
Band 17, Seite 379. 


Die Vorinſtanz konnte ſonach in den vorliegend vom 
Angeklagten aufgeſtellten Bedingungen unbedenklich die 
Normirung eines Verfahrens erblicken, wie es dem geſetz⸗ 
lichen Begriffe der Veranſtaltung einer Ausſpielung 
entſpricht. Jene Bedingungen enthalten übrigens unzwei⸗ 


efr. in Strafſachen, 


felhaft zugleich die Aufſtellung eines Spielplans. Ohne 


Grund wird deshalb von der Reviſion behauptet, dafs es 
auch in dieſer Beziehung an den nothwendigen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Annahme einer Ausſpielung im Sinne 
des §. 286 Strafgeſetzbuches 
des Reichsſtempelgeſetzes fehle. Hienach, und da 
das Requiſit der Offentlichkeit der fraglichen Veranſtaltung 
gleichfalls einwandfrei feſtgeſtellt iſt, erſcheint die Anwendung 
des Strafgeſetzes in beiden in Betracht kommenden Rich⸗ 
tungen als gerechtfertigt. Hinſichtlich der bezeichneten 
Vorſchriften des Reichsſtempelgeſetzes iſt es insbeſondere 
nicht zu beanſtänden, wenn die Vorinſtanz die Coupons und 
Certificate, welche von den Theilnehmern gegen Zahlung 
von 8 fl. und 40 fl. zu erwerben waren, als Ausweiſe 
über Spieleinlagen angeſehen, und darin, dajs die 
unter Nr. 5 des jenem Geſetze beigefügten Tarifes für ſolche 
Aus weiſe 
nicht im voraus entrichtet, auch mit dem Abſatze der 
Coupons durch Abgabe eines ſolchen an den Kaufmann 
Sch. vor der Entrichtung der Abgabe ohne Genehmigung 
der zuſtändigen Steuerſtelle begonnen iſt, eine unter die 
Strafbeſtimmung des §. 26 des citirten Geſetzes fallende 
Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der 88. 22 und 23 
daſelbſt gefunden hat. : 


Die Begründung des angefochtenen Urtheiles genügt 
übrigens unbedenklich auch den proceſſualen Anforderungen 
des §. 266 Strafproceſsordnung. Die wegen Verletzung dieſer 
Vorſchrift aufgeſtellte Beſchwerde iſt haltlos. Was endlich 
die Anführung der Reviſion anbelangt, Angeklagter ſei der 
Meinung geweſen, dajs ſeine Thätigkeit nicht die Veran⸗ 


ſtaltung einer Ausſpielung in ſich ſchließe, und er habe 


deshalb obrigkeitliche Erlaubnis dazu nicht für erforderlich 
erachtet, ſo erledigt ſich die hierauf geſtützte Behauptung der 


Verletzung des §. 59 Strafgeſetzbuches ohne weiters durch 


die im Urtheil enthaltene Feſtſtellung, dafs der Vorſatz des 

Angeklagten alle diejenigen thatſächlichen Momente umfajst 
habe, aus welchen die Merkmale der Veranſtaltung einer 
Ausſpielung ſich ergeben. Denn hienach würde es jedenfalls 
nur einen unbeachtlichen Irrthum über das Strafrecht 
darſtellen, wenn der Angeklagte ſeine Handlungsweiſe, 
obwohl er obrigkeitliche Genehmigung nicht eingeholt hatte, 
für nicht ſtrafbar gehalten haben ſollte. 8 


und des §. 22 ff. 


vorgeſehene Stempelabgabe vom Angeklagten 


A ae 1 


. 


Das Rechtsmittel war ſomit zu verwerfen. Die Ent⸗ 


ſcheidung über die Koſten ergibt ſich aus S. 505 Gtraf- 


proceſsordnung. 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 21. Juni 1902, 3. 24373, 


betreffend 


den Vorgang bei Geltendmachung von Entſchädi⸗ 
gungsanſprüchen ſeitens der Familienangehörigen 
eines in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
bei der Arbeit oder bei Benützung einer Verkehrs⸗ 
anſtalt getödteten hierländigen Staatsangehörigen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nach den Erfahrungen der k. und k. Vertretungs- 
behörden in den Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika kommt es häufig vor, daſs die in der öſter— 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie lebenden Familien— 
angehörigen eines im Unionsgebiete bei der Arbeit 
oder bei Benützung einer Verkehrsanſtalt getödteten 
hierländigen Staatsangehörigen mit gewöhnlich von 
einem Gemeindefunctionäre oder dem Seelſorger in 
der betreffenden Landesſprache verfassten Eingaben 
direct an den Arbeitgeber, die Verkehrsanſtalt, oder 
auch an amerikaniſche Staats- und Municipalbehörden 


behufs Erwirkung einer Entſchädigung oder Unter— 


ſtützung herantreten. 


Da in ſolchen Fällen die in einer anderen als 
der engliſchen Sprache verfassten Eingaben ſeitens 
der Adreſſaten in der Regel einem „Agenten“ oder 
„Notary Public“ behufs Verdolmetſchung über— 
antwortet, häufig auch dem betreffenden öſterreichiſch— 
ungariſchen Conſulate zur Erklärung und Überſetzung 
präſentirt, nicht ſelten aber auch gänzlich unberück— 
ſichtigt gelaſſen werden, ſo erwächst bei einer ſolchen 
Art der Geltendmachung von Idemniſationsbegehren 
nebſt der Möglichkeit verſchiedener anderer abträglicher 
Ineidenzfälle insbeſondere die Gefahr, dass die zur 
Stellung von Entſchädigungsanſprüchen geſetzlich vor— 
geſchriebenen Friſten ungenützt verſtreichen und daher 
die Erſatzforderungen präcludirt werden. 


Um derartigen Eventualitäten 


vorzubeugen, 


Ki empfiehlt es fich, dafs ſolche auf die Geltendmachung 


von Erſatzanſprüchen in den Vereinigten Staaten 
abzielende Geſuche einheimiſcher Intereſſenten ſtets an 
das betreffende Conſulat und im Zweifel über den 
Sitz des letzteren an das k. und k. Generalconſulat in 
New⸗NYork gerichtet werden. 


EN, Statthalterei 
1 


Landesregierung wird eingeladen, die Be- 


völkerung im Wege der Unterbehörden, ſowie in ſonſt 
geeignet erſcheinender Weiſe auf den in Fällen der 
beſprochenen Art einzuhaltenden Vorgang aufmerkſam 


zu machen. 
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Erläſſe des Miniſteriums des Innern, 
betreffend 
die Evidenzhaltung des Spitalsverwieſenen. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
29. Jänner 1894, Z. 20906. 


Laut Note des königlich ungariſchen Mini— 
ſteriums des Innern vom 18. Auguſt 1893, 
3. 46641/VI— 11, hat dasſelbe zum Zwecke der 
möglichſten Vereinfachung der Controle der Spitals— 
verwieſenen in Abänderung der diesfalls für die 
Länder der ungariſchen Krone giltigen Normen mit 
der in Abſchrift beiliegenden Circularverordnung 
gleichen Datums angeordnet, daſs vom 1. October 
1893 angefangen jeder Erlaſs des königlich ungari- 
ſchen Miniſteriums des Innern über eine aus welchem 
Grunde immer erfolgte Spitalsausweiſung, vom 
Datum dieſes Ausweiſungsdecretes an gerechnet, nach 
Ablauf von drei Jahren ſeine Giltigkeit verliert, aus— 
genommen den Fall, daſs dieſer bezüglich des 
Individuums erneuert wurde. Ferner wurde mit 
dieſem Erlaſſe im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
des Innern beſtimmt, daſs die über Verordnung 
des königlich ungariſchen Miniſteriums des Innern 
Spitalsverwieſenen nur im Falle der Unabweisbarkeit, 
welche durch ein ſpitalsärztliches Zeugnis zu be— 
ſtätigen iſt, in ein öffentliches Krankenhaus aufge— 
nommen werden dürfen und dafs in ſolchen Fällen die 
erwieſene Unabweisbarkeit auf den von den Spitals— 
verwaltungen zum Zwecke der Koſteneinbringung aus— 
zufertigenden Documenten jedesmal unter Namhaft- 
machung der Krankheit erſichtlich gemacht werden 
müſſe. 

%% ᷣͤ K wird beauftragt, 
hievon unter gleichzeitiger Mittheilung an den 
Landesausſchuſs, die Verwaltungen der dortigen 
öffentlichen Krankenanſtalten zur genauen Darnach— 
achtung mit dem Bemerken in Kenntnis zu ſetzen, 
dafs bei Nichteinhaltung dieſer Vorſchriften, ins— 
beſondere bei Nichteinſendung des die Unabweisbar— 
keit beſtätigenden ärztlichen Zeugniſſes die Heimats— 
behörde eines Spitalsverwieſenen ungariſcher Staats— 
angehörigkeit zum Erſatze der aufgelaufenen Ver— 
pflegskoſten nicht verhalten werden könnte. 

Bei dieſem Anlaſſe wird die k. t.. 
r erſucht, nach Einvernehmen mit 
dem Landesausſchuſſe zu berichten, ob ſich auch 
hinſichtlich der Spitalsverwieſenen, welche dem 
dortigen Verwaltungsgebiete angehören, die Er— 
neuerung der Liſte von drei zu drei Jahren empfehlen 
und als zweckmäßig erſcheinen würde, die Ein— 
bringung der Verpflegskoſten von der Ausfertigung 
und Vorlage des ſpitalsärztlichen Zeugniſſes über die 
Unabweisbarkeit des ſpitalsverwieſenen Kranken ab- 
hängig zu machen. 
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Cirrularuerordnung des königlich un- inſoferne aber, wie dies boss eufceint, 


gariſchen Miniſteriums des Junern vom 
18. Anguſt 1893, Z. 4664, an ſämmtliche 
Jurisdictionen. 


Die jetzige Gepflogenheit der Evidenzführung 
der aus den allgemeinen Krankenhäuſern, insbeſondere 
in ſolchen mit größerem Verkehre, Ausgewieſenen iſt 
mit fo vielen Schwierigkeiten verbunden, daſs eine 
Anderung dieſer bisherigen Gepflogenheit unver— 
ſchieblich erſcheint. 

Die Controle wird in erſter Linie dadurch er⸗ 
ſchwert, dafs die Namen von bisher aus den 
Spitälern einmal Verwieſenen in dem Namens⸗ 
regiſter nicht mehr gelöſcht, ſondern durch eine lange 
Reihe von Jahren fortgeführt werden. 


Abgeſehen davon, dass durch einen ſolchen 
Vorgang Individuen, welche infolge Beſſerung ihrer 
Verhältniſſe oder Anderung ihrer Lebensweiſe mit der 
Fee einer Spitals pflege einen Miſs⸗ 
brauch zu machen nicht beabſichtigen, wahrlich in 
einem gewiſſen Grade moraliſch geſchädigt werden, 
wird durch die Löſchung dieſer, ſowie im Namen von 
im Laufe der Jahre Verſtorbenen aus dem Controls— 
namensregiſter die Anzahl der dermalen auf circa 
1700 Köpfe ſich belaufenden Spitalsverwieſenen 
zweifellos beträchtlich abnehmen, hiedurch die Controle 
erleichtert und die Fälle von Schädigungen der 
Spitäler ſich vermindern. 

Aus dieſem Motive und nachdem ich bezüglich 
dieſes Grundſatzes vom k. k. öſterreichiſchen Miniſter 
des Innern auch ſchon die Zuſtimmung erlangt habe, 
beſtimme ich, daſs von nun an jede Verordnung 
über eine aus welchem Grunde immer erfolgte 
Spitalsverweiſung, vom Datum dieſer Ausweiſungs— 
verordnung an gerechnet, nach Ablauf von drei 
Jahren ihre Giltigkeit verliert, wenn dieſe bezüg⸗ 
lich des Individuums von hier aus nicht erneuert 
wird. 

Dieſe meine Verordnung tritt mit 1. October 
l. J. ins Leben und werden demnach die vor dem 
1. October 1891 von hier aus erlaſſenen Aus⸗ 
weiſungsverordnungen außer Kraft geſetzt. 

Ich fordere demnach die Jurisdiction auf, d die 
in ihrem Verwaltungsgebiete befindlichen Directionen 
der allgemeinen Krankenhäuſer anzuweiſen, die 
Namen der vor dem 1. Oetober 1891 aus dem 
Spitale Verwieſenen aus den Evidenzregiſtern zu 
ſtreichen. 

In Fällen, wenn die Jurisdiction einzelne 

Spitalsausweiſungen weiters aufrecht zu erhalten 
wünſchen ſollte, hat dieſelbe einen neuerlichen Vortrag 
mit Berufung auf Datum und Zahl der hierortigen 
Ausweiſungsverordnung zu erſtatten. 

Dieſe Anordnung bezieht ſich vorläufig nur 
auf die Verweiſung von Angehörigen Ungarns, 
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das k. k. öſterreichiſ che Miniſterium des Innern eine 7 
gleiche Verfügung in Bezug auf öſterreichiſche n? 


gehörige treffen ſollte, werde ich die Jurisdiction 


nachträglich verſtändigen. 

Schließlich mache ich die Jurisdietion darauf 
aufmerkſam, daſs Perſonen, welche von der Auf— 
nahme in allgemeine Krankenhäuſer ausgeſchloſſen 
ſind, ohne Rückſicht auf die Eigenſchaft ihrer 
Krankheit, nur über ſpitalärztlich beſtätigte Unab⸗ 
weisbarkeit in ein allgemeines Krankenhaus auf⸗ 


genommen werden dürfen und dafs in ſolchen Fällen 
von den allgemeinen Krankenhäuſern in den an die 


Behörden wegen Geltendmachung ihrer Anſprüche 
vorzulegenden Documenten die beſtätigte 
weisbarkeit nebſt Bezeichnung der Krankheit hervor⸗ 
zuheben iſt. 


Dieſer Theil meiner Verordnung tritt ſowohl ö 


rückſichtlich der ungariſchen als auch der öſterreichiſchen 
Angehörigen ſogleich in Wirkſamkeit und ſind die 
Directoren und Arzte der Spitäler wegen genauer 
Darnachachtung umſo eher zu verſtändigen, als ich die 
Heimatsbehörden eines Spitalsverwieſenen zum 
Erſatze der für eine ſolche Perſon auferlaufenen Ber- 
pflegskoſten ohne Einſendung des die Unabweisbarkeit 
beſtätigenden Zeugniſſes nicht verpflichten werde. 


. 


Erlaſs des k. k. Miniſteriums des Innern 


nom A. Juli 1895, Z. 30533. 


Zum Zwecke der möglichſten Vereinfachung der 
Controle der Spitalsverwieſenen, welche durch un⸗ 
gerechtfertigte Inanſpruchnahme der Spitalspflege in 


öffentlichen Krankenanſtalten die Fonde der Gemeinden 


oder des Landes ungebürlich belaſten und zur Her- 
ſtellung eines gleichförmigen diesbezüglichen Vor⸗ 
ganges in beiden Reichshälften wird nach Ein- 
vernehmen mit dem königlich ungariſchen Miniſterium 
des Innern Nachſtehendes angeordnet: 


1. Die Spitalsverweiſung einer Perſon erfolgt 


durch die zuſtändige k. k. Statthalterei, beziehungs⸗ 
weiſe Landesregierung im Einvernehmen mit dem 
Landesausſchuſſe im Falle wahrgenommener miſs⸗ 
bräuchlicher Inanſpruchnahme der öffentlichen Spitals⸗ 
pflege, eventuell über Anlangen des Landesausſchuſſes 
oder über Anſuchen der zahlungspflichtigen Heimats⸗ 
gemeinde auf Grund der vorgelegten Spitals— 
behandlungsſcheine, aus welchen die Dauer der 
jeweiligen Spitalsaufenthalte und die gewohnheits— 
gemäß fingirte Krankheit der betreffenden Perſon zu 
entnehmen iſt, welche die Ausweiſung als gerechtfertigt 
erſcheinen laſſen. 

Die Namen der Spitalsverwieſenen ſind mit 
allen bezüglichen Daten den Verwaltungen der öffent— 


lichen Krankenanſtalten des eigenen Verwaltungs- 


Unab⸗ 


gebietes, ſowie den übrigen politiſchen Landes— 
behörden behufs Mittheilung an die unterſtehenden 
Krankenhausverwaltungen, desgleichen an das könig— 
lich ungariſche Miniſterium des Innern und die 
königlich kroatiſche Landesregierung mitzutheilen. 


2. Jede ſeit dem 1. October 1895 erfolgte 


Ausweiſung einer Perſon von der Aufnahme in eine 


öffentliche Krankenanſtalt in den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern erliſcht nach 
Ablauf von drei Jahren vom Datum der betreffenden 
Ausweiſungsverordnung an gerechnet, und iſt nach 
Ablauf dieſer Zeit der Name des betreffenden 
Spitalsverwieſenen aus dem bei den öffentlichen 
Krankenanſtalten zu führenden diesbezüglichen Proto— 
kolle zu löſchen, wenn nicht die Ausweiſung der 
betreffenden Perſon erneuert wurde. 


3. Die Namen jener Spitalsverwieſenen, welche 
bis zum 1. Juli 1886 in den Simulantenprotokollen 
der öffentlichen Krankenanſtalten noch geführt werden, 
ſind zu löſchen und ſind bezüglich der übrigen vom 
1. Juli 1886 ab geführten Spitalsfrequentanten die 
entſprechenden Erhebungen zu dem Behufe durch— 
zuführen, um zu ermitteln, welche von den vom 
1. Juli 1886 ab noch in Evidenz geführten Spitals— 
frequentanten mit der Inanſpruchnahme der Spitals— 
pflege keinen Miſsbrauch getrieben haben oder infolge 
Anderung ihrer Lebensverhältniſſe eine weitere 


Evidenzhaltung überflüſſig machen. Die Namen dieſer 


Perſonen ſind gleichfalls zu löſchen. 


Die übrigen Spitalsfrequentanten, bei denen 
ſich die Nothwendigkeit der weiteren Evidenzhaltung 
herausſtellt, ſind in die neue vom 1. October 1895 
angefangen anzulegende Liſte der Spitalsverwieſenen 
aufzunehmen. 


Spitalsverwieſene, die durch Tod in Abgang 
gekommen ſind, ſind gleichfalls im diesbezüglichen 
Protokolle zu löſchen. 


4. Bezüglich jener Individuen, welche von der 
Aufnahme in den öffentlichen Krankenanſtalten aus— 
geſchloſſen ſind, ſind die beſtehenden Vorſchriften 
ſtrenge zu beobachten, nach welchen dieſelben nur im 
Falle der Unabweisbarkeit, welche in dieſem Falle 
durch ein beſonderes ſpitalsärztliches Zeugnis zu 
beſtätigen iſt, in eine öffentliche Krankenanſtalt auf— 
genommen werden dürfen. 

In ſolchen Fällen 


muſs die ſpitalsärztlich 


erwieſene Unabweisbarkeit auf den von den Spitals— 


verwaltungen zum Zwecke der Koſteneinbringung aus— 
zufertigenden Documenten jedesmal unter Nanıhaft- 
Fechung der Krankheit erſichtlich gemacht werden. 


Hienach wolle die k. k... 4 im Ein⸗ 
bernehmen mit dem Landesausſchuſſe behufs Durch— 
führung dieſer Maßnahmen das Erforderliche ver— 
anlaſſen. 


wi 
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Erlaſs des Miniſteriums des Innern nom 
17. Juni 1902, Z. 13348. 8 

Laut Note des königlich ungariſchen Miniſteriums 

des Innern vom 5. Februar 1902, Nr. 13061/VI 
hat dasſelbe mittelſt Verordnung gleichen Datums die 


Statthalterei : : 5 N 
der k. k. en mit dem hierortigen Erlaſſe vom 


29. Jänner 1894, Z. 20906 ex 1893 mitgetheilte 
Verordnung vom 18. Auguſt 1893, Z. 46641, 
betreffend die Controle der Spitalsverwieſenen in— 
ſoferne abgeändert, dajs die Namen und Generalien 
der im Bereiche des Königreiches Ungarn ſpitals— 
verwieſenen Perſonen nicht mehr fallweiſe, ſondern in 
der Art bekannt gegeben werden, daſs monatlich ein— 
mal ein Verzeichnis derſelben im Verordnungsblatte 
des königlich ungariſchen Miniſteriums des Innern 
verlautbart wird. 

Jedoch wird auf die nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern zuſtändigen 
ſpitalsverwieſenen Perſonen mittelſt jeweiliger beſon— 
derer Verſtändigungen aufmerkſam gemacht werden. 

Ferner wurde mit der erwähnten Verordnung 
verfügt, daſs in Hinkunft die dreijährige Giltigkeits— 
dauer jeder Spitalsverweiſung, obgleich dieſelbe vom 
Tage der Veröffentlichung in Wirkſamkeit tritt, nicht 
von dieſem Zeitpunkte an, ſondern vom 1. Jänner des 
der Ausweiſung folgenden Jahres an gerechnet werden 
ſoll, ſo daſs ſich dieſelbe über die Zeit von drei 
Jahren hinaus erſtrecken wird. 

Hiedurch werden alle im Verlauf eines Kalender— 
jahres ausgeſprochenen Ausweiſungen aus öffentlichen 
Spitälern Ungarns an demſelben Tage, nämlich am 
31. December des dritten, dem Erklärungsjahre 
folgenden Jahres erlöſchen und wird eine beſondere 
Evidenzhaltung der Termine entfallen können. 


Indem die k. k. em hievon in Kenntnis 
geſetzt wird, wird zum Zwecke der gleichmäßigen Ver— 
einfachung der Evidenzhaltung der Spitalsverwieſenen 
durch die Krankenanſtaltsverwaltungen der im Reichs— 
rathe vertretenen Königreiche und Länder beſtimmt, 
daſs die im Punkte 2 des hierortigen Erlaſſes vom 
4. Juli 1895, Z. 30533 ex 1894, vorgeſchriebene 
dreijährige Giltigkeitsdauer von Spitalsverweiſungen 
aus öffentlichen Krankenanſtalten der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder inſoferne ver— 
längert wird, dass alle in einem Jahre ausgeſprochenen 
Spitalsverweiſungen während der folgenden drei 
Kalenderjahre giltig zu bleiben haben. 

Über die von der königlich ungariſchen Regie— 
rung jeweilig verfügten Spitalsverweiſungen, welche 
zur hierortigen Kenntnis gelangen, wird der k. k. 


Statthalterei a: a 
Tandesreglerung periodiſche Mittheilung gemacht werden. 
Statthalterei 


Hienach wolle die k. k. Tandesregterung ein ver⸗ 


nehmlich mit dem Landesausſchuſſe die politiſchen 
Behörden zur entſprechenden Information der Ver— 
waltungen der öffentlichen Krankenanſtalten mit den 
erforderlichen Weiſungen verſehen. 
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Schließlich wird die k. k. Seel ein- ſichtlich der Handhabung und des Erfolges der Maß 


geladen, über die Häufigkeit der Spitalsverweiſungen 
aus Krankenanſtalten des dortigen Verwaltungs- 
gebietes und über die Wahrnehmungen und Er- 


Ä 2 Statthalterei 
fahrungen, welche von der k. k. Jandesreglerung hin⸗ 


nahmen zur Hintanhaltung ungerechtfertigter Inan— 
ſpruchnahme der öffentlichen Krankenpflege durch 
Spitalsverwieſene gemacht wurden, bis 31. December 
1902 zu berichten. 


Judicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
28. Februar 1902, 3. 2019. 


Verpflegsgebüren öffentlicher Krankenhäuſer ſind Leiſtungen 
öffentlich-rechtlicher Natur. Die Hereinbringung ſolcher Ge⸗ 
büren fällt in die Competenz der politiſchen Behörden. 


Zur Frage der Verjährung ſolcher Gebüren. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des Dr. R. T., k. k. Notars in H. 
als Verlaſſenſchaftscurators und Erbenmachthabers nach 
S. E., gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 21. Jänner 1901, 3. 34026, betreffend einen 
Verpflegskoſtenerſatz, mit nachſtehender Motivirung abge- 
wieſen: 

f Die vorliegende Beſchwerde richtet ſich gegen das mit 
der angefochtenen Miniſterialentſcheidung aufrechterhaltene 
Erkenntnis der Bezirkshauptmannſchaft St. P. vom 
25. Jänner 1900, 3. 28409, mit welchem ausgeſprochen 
wurde, daſs aus dem S. Eichen Nachlaſſe dem k. k. Arar 
für die während der Verpflegung des S. E. in den k. k. 
Irrenanſtalten Wien und Ybbs in der Zeit vom 3. December 
1833 bis 1. Juli 1839 aufgelaufenen Koſten der Betrag von 
641 fl. 65 kr. zu erſetzen ſei. 

Die Beſchwerde beſtreitet nicht die Liquidität der 
Forderung, das heißt den Beſtand des Rückſtandes in der 
angeführten Höhe des Betrages, und ebenſo dass das Arar 
zur Zeit, als die Verpflegung des S. E. ſtattfand, Verwalter 
der Irrenanſtalten geweſen, es wird jedoch von der Be— 
ſchwerde beſtritten, daſs rechtsverbindliche Normen beſtehen, 
aus welchen das Recht des Fiscus auf den Erſatz dieſer Ver- 
pflegskoſten abgeleitet werden könnte, weiter daſs es ſich im 
vorliegenden Falle um eine Forderung öffentlich- rechtlichen 
Charakters handelt, und dass deshalb die Verjährung aus- 
geſchloſſen ſei. 

Der Verwaltungsgerichtshof iſt bei ſeinem Erkennt— 
niſſe von nachſtehenden Erwägungen ausgegangen: 

Daſs die Forderung des Arars an Verpflegskoſten im 
Betrage von 641 fl. 65 kr. für die Zeit vom 3. December 
1833 bis 1. Juli 1839 noch aufrecht beſteht, ergibt ſich aus 
dem Ausweiſe der niederöſterreichiſchen Provinzialbuch— 
haltung vom 9. April 1850 und aus dem Nüdjtandsaus- 
weiſe des dermalen die Verwaltung der Irrenhäuſer 
führenden Landesausſchuſſes von Niederöſterreich vom 
6. Mai 1895, ſowie aus dem Hofdecrete vom 24. Auguſt 
1820, 3. 24932 (Provinzial⸗Geſetzſammlung für Nieder- 
öſterreich vom Jahre 1820, Nr. 224, S. 514), nach welchem 
zur Zeit der Verpflegung des S. E. die Irrenhäuſer in 
Wien und Ybbs Staatsanſtalten geweſen ſind, welche ihre 
Dotierung aus Staatsmitteln erhielten. 

Was nun die Behauptung der Beſchwerde betrifft, 
daſs es ſich nicht um eine Forderung öffentlich- rechtlicher 


Natur handelt, ſo konnte der Verwaltungsgerichtshof dieſer 
Rechtsanſchauung nicht beipflichten. 

Nach den Vorſchriften über die öffentlichen Kranken- 
häuſer ſind dies Anſtalten der öffentlichen Sanitätspflege, 
fie find ein Mittel der öffentlichen Verwaltung und ver- 
folgen öffentliche Verwaltungszwecke. Daſs dies ſo und 
nicht anders ſei, zeigt ſich ſchon aus dem Umſtande, dafs 
eine öffentliche Krankenanſtalt weder in der Aufnahme der 
bei ihr ſich Meldenden irgendwie einen freien Willen zu 
bethätigen hat, ſondern zur Aufnahme derſelben verpflichtet 
erſcheint, ſowie es ſich auch darin zeigt, daſs die öffentlichen 
Krankenanſtalten in keiner Weiſe dispoſitionsberechtigt ſind, 
ſoweit es ſich um die Frage der ihnen gebürenden Gegen- 
leiſtungen handelt. Bei der Aufnahme und bei der Ver⸗ 
pflegung von Perſonen durch öffentliche Krankenanſtalten 
vollzieht ſich eben ein Act der öffentlichen Verwaltung, der 
den Zweck verfolgt, die öffentliche Geſundheitspflege in der 
Art und Weiſe zu handhaben, wie dies aus öffentlichen 
Rückſichten erforderlich erſcheint. Darum hat die Geſetz⸗ 


gebung ſchon die Errichtung öffentlicher Kranfenanftalten 


als eine Aufgabe der öffentlichen Verwaltungsverbände und 
insbeſondere auch als eine Aufgabe der Gemeinden ($. 3, 
95 b des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68) 
erklärt. N 

Wird nun aber dieſes Weſen der öffentlichen Kranken⸗ 
anſtalten und der ihnen zugewieſenen Aufgaben ins Auge 
gefajst, dann mußs ſofort gejagt werden, daj3 die Verhält⸗ 


niſſe, die in Ausübung ihrer Zwecke entſtehen, ſchon ihrem 


Weſen nach nicht als privatrechtliche aufgefaſst werden 


können. Es wird die öffentliche Natur ſolcher Verhältniſſe 


aber zweifellos in ſolchen Fällen, wie der gegenwärtige, an⸗ 
zuerkennen ſein, wo die Aufnahme des Verpflegten in die 
Irrenanſtalt, die ja den öffentlichen Krankenanſtalten gleich⸗ 
zuhalten iſt, auf Baſis der öffentlichen Armenpflege erfolgt 
iſt und vielleicht, was gegenwärtig nicht eruirbar iſt, mit 
Rückſicht auf den Zuſtand des Verpflegten ſogar erfolgen 
muſste. 5 a 

Wenn nun aber die Übernahme der Partei und deren 
Verpflegung durch das öffentliche Krankenhaus einen Act 
der öffentlichen Verwaltung gebildet hat und alſo öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur war, jo mußs conſequenterweiſe dieſen 
rechtlichen Charakter die hiedurch entſtandene Frage haben, 
ob und in welchem Maße eine Gegenleiſtung für die erfolgte 
Verpflegung platzzugreifen hat, und es mujs bejahenden 
Falles ebenſo folgerichtig die Gegenleiſtung ſelbſt öffentlich- 
rechtlicher Natur fein. In der That find auch die Verpflegs⸗ 
gebüren ihrem Weſen nach nichts anderes als Taxen, welche 
eingehoben werden für beſtimmte Leiſtungen, für beſtimmte 
Amtshandlungen, die in Vollzug der öffentlichen Sanitäts⸗ 
pflege vollzogen werden müſſen. Dieſes öffentlich- rechtliche 
Verhältnis hat nun auch zur Folge, daſs die Competenzen 
nicht diejenigen ſein können, wie für privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtungen, ſondern daſs auch für die Verpflegstaxen jene 
Competenzen platzzugreifen haben, welche für Leiſtungen 
öffentlich-rechtlicher Natur überhaupt platzgreifen. 


— 


ut 


u” 


Was nun die Frage der Bezahlung der Irrenhaus— 
koſten anbelangt, ſo wird dieſe Frage für die im vorliegenden 
Falle maßgebende Zeit durch die Hofkammer- und Kanzlei— 
decrete vom 20. April 1811 und 6. Juli 1811 (Sammlung 
der Sanitätsverordnungen für Niederöſterreich, Sobes 
III. Theil, Seite 224 und 230) und das Hofkanzleidekret 
vom 4. Mai 1814 (Politiſche Geſetzſammlung, 42. Band, 
Seite 29), Regierungsverordnung vom 23. September 1831 


(Provinzialgeſetzſammlung für Niederöſterreich 13. Theil, 


Nr. 198, Seite 522) und Hofkauzleidecret vom 8. Juli 1824, 
(Niederöſterreichiſche Provinzialgeſetzſaammlung 6. Theil, 
Nr. 163, Seite 693) geregelt. 

Hiernach war die Aufnahme ſowohl in die Kranken- 
häuſer als auch in die Irrenanſtalten entweder eine entgelt— 
liche oder unentgeltliche. Bei erſterer muſsten die Verpflegs- 
beträge, und zwar bei Wahnſinnigen für drei Monate vor— 
hinein und ſofort, jederzeit vorhinein entrichtet werden, und 
waren die Rückſtände der Regierung zur Einbringung 
auszuweiſen. Die wahrhaft armen Kranken, welche keine 
Verwandten in auf- und abſteigender Linie, welche die Ber- 
pflegskoſten beſtreiten können, noch ſonſt einen Erwerb 
haben, oder für welche nicht die Innungen oder Dienſt— 
hälter die Verpflegsgebüren entrichten müſſen, wurden unent⸗ 
geltlich aufgenommen, und ſind die Pfarrer und Armenväter 
dafür verantwortlich, dass ſie zahlungsfähigen Kranken 
oder ſolchen, für welche von den Innungen oder Dienſt— 
hältern die Koſten zu beſtreiten ſind, keinen Meldezettel zur 
unentgeltlichen Aufnahme ausſtellen (Artikel IV bis XI des 


- Hoffanzleidecretes vom 4. Mai 1814). 


Durch dieſe Beſtimmungen iſt zweifellos feſtgeſtellt, 
dass derjenige, der ſelbſt zahlungsfähig iſt, auch, inſoweit er 
dies eben imſtande iſt, zur Zahlung der aufgelaufenen Ver— 
pflegskoſten heranzuziehen iſt, und es kann der Umſtand, 
dafs urſprünglich davon, daſs die aufgenommene Partei ein 
Vermögen beſitzt, nichts bekannt war, der Hereinbringung 
nicht hinderlich im Wege ſtehen, beziehungsweiſe die 
Zahlungspflicht ebenſowenig alteriren, wie der weitere Um— 
ſtand, daſs im Laufe der Zeit dieſes Vermögen angewachſen 
iſt und daher eine größere Deckung für die aushaftenden 
Koſten bietet, als dies früher der Fall geweſen. 

Hiernach mujste der Verwaltungsgerichtshof die 
Adminiſtrativbehörden zur Entſcheidung in dieſer dem 
öffentlichen Rechte angehörigen Angelegenheit als competent, 
die Entſcheidung ſelbſt aber als in den maßgebenden geſetz— 
lichen Vorſchriften begründet erkennen. 

Rückſichtlich der Ausführungen der Beſchwerde, die 
Verjährung betreffend, iſt lediglich zu bemerken, daſs in An- 
gelegenheiten öffentlich-rechtlicher Natur eine Verjährung 
nur dort platzgreifen kann, wo dies, beiſpielsweiſe wie bei 
den Steuern und Gebüren durch das Reichsgeſetz vom 
18. März 1878, R. G. Bl. Nr. 31, oder rückſichtlich der 
Verpflegskoſten⸗Erſatzanſprüche der öffentlichen Kranken— 
häuſer an die Landesfonds durch das Geſetz vom 1. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 58, ausdrücklich feſtgeſetzt wird, daher 
die allgemeinen Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches über die Verjährung hier nicht zur Anwendung 
gelangen können. 

Aus allen dieſen Erwägungen mujste die Beſchwerde 
als unbegründet abgewieſen werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 


19. April 1902, 3. 3611. 
Zur Frage des fabriksmäßigen Betriebes bei Ziegeleien. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerden 
des M. K. und Genoſſen in St. P. gegen die Entſcheidung 
des k. k. Miniſteriums des Innern vom 14. Jänner 1901, 
3. 42238 ex 1900, betreffend die Fabriksmäßigkeit von 


V. B. M. I. 
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Ziegeleibetrieben, zu Recht erkannt: Die Beſchwerden werden 
als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern wurden im Einvernehmen mit dem k. k. 
Handelsminiſterium in Beſtätigung der Entſcheidungen der 
k. k. Statthalterei in Graz die Ziegeleibetriebe des M. K. und 
Genoſſen in St. P. als fabriksmäßige Unternehmen erklärt. 

Die von den Genannten hiergerichts überreichten 
Beſchwerden beſtreiten vor allem die Geſetzmäßigkeit der 
angefochtenen Entſcheidung aus dem Grunde, weil die 
politische Landesbehörde entgegen der Beſtimmung des §. 1 
der Gewerbeordnung ſich nicht bloß auf die Einholung des Gut— 
achtens der Handels- und Gewerbekammer, ſowie der bethei— 
ligten Genoſſenſchaft beſchränkte, ſondern auch das Gutachten 
des k.k. Gewerbeinſpectorates einholte, bei ihrer Entſcheidung 
nur dieſes letztere Gutachten berückſichtigte, und erblickt daher 
in der erfolgten Einholung und Berückſichtigung der Auße— 
rung des Gewerbeinſpectorates einen weſentlichen Mangel 
des ganzen Verfahrens. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte dieſe Ein— 
wendung, in welcher übrigens der Vertreter der Beſchwerde— 
führer bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung ein 
Hindernis für die meritoriſche Behandlung der in Frage 
ſtehenden Angelegenheit nicht zu erblicken erklärte, nicht für 
zutreffend zu erkennen. 

Das Geſetz vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, 
ordnet allerdings im §. 1 an, dass im Zweifel, ob ein ge— 
werbliches Unternehmen als ein fabriksmäßiger Betrieb an— 
zuſehen ſei, die politiſche Landesbehörde nach Anhörung der 
Handels- und Gewerbekammer und der betheiligten Ge— 
noſſenſchaft und im Recurswege der Miniſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Handelsminiſter zu entſcheiden 
hat. Das Geſetz fordert alſo in der That die Anhörung der 
Handels- und Gewerbekammer einerſeits, ſowie der be— 
theiligten Genoſſenſchaft anderſeits noch vor Schöpfung der 
betreffenden Entſcheidung, bringt aber durch den Gebrauch 
des Wortes „Anhörung“ zum ganz zweifelloſen Ausdrucke, 
daſs das Gutachten dieſer Körperſchaft für die entſcheidende 
Behörde nur einen informativen Charakter beſitzt und dass 
dieſe letztere bei ihrer Entſcheidung keineswegs an die ab— 
gegebenen Gutachten gebunden, vielmehr berechtigt iſt, 
über die ſtreitige Frage zwar unter Erwägung der in dem 
Gutachten niedergelegten Anſchauung, jedoch vollkommen 
ſelbſtändig, alſo auch gegen dieſelbe zu entſcheiden. Hieraus 
ergibt ſich aber unzweifelhaft für die entſcheidende Behörde 
das Recht, außer der Einvernahme dieſer beiden Körper— 
ſchaften auch die ihrem Ermeſſen nach für die Entſcheidung 
der ſtreitigen Frage noch etwa weiteren nothwendigen Er— 
hebungen vorzunehmen, beziehungsweiſe die Außerungen 
oder Gutachten auch noch anderer hiezu berufener Factoren 
einzuholen, und kann demgemäß in der ſeitens der Landes— 
behörde erfolgten Anhörung und Berückſichtigung der Auße— 
rung des k. k. Gewerbeinſpectorates in Graz umſoweniger 
eine Geſetzwidrigkeit noch auch ein Mangel des Verfahrens 
erblickt werden, als coneretenfalls, wie aus den Entſcheidungen 
der k. k. Statthalterei hervorgeht, mit der Frage der Fabriks⸗ 
mäßigkeit der einzelnen in Rede ſtehenden Betriebe auch die 
weitere mitzulöſende Frage der Anwendbarkeit der Beſtim— 
mungen der 88. 88 a und 96 a der Gewerbeordnung auf 
dieſe Betriebe im engen Zuſammenhange ſtand und in 
Gemäßheit der Beſtimmungen der 88. 5 und 6 des Geſetzes 
vom 17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, es nicht nur Auf- 
gabe der Gewerbeinſpectoren iſt, die Durchführung dieſer 
geſetzlichen Vorſchriften zu überwachen, ſondern auch den 
Gewerbebehörden bei der Handhabung derſelben als beauf— 
ſichtigendes, berichtendes und berathendes Fachorgan 
behilflich zu ſein. 

In der Sache ſelbſt beſtreiten die Beſchwerden, dafs die 
in dem Erlaſſe des k. k. Handelsminiſteriums vom 18. Juli 
1883, 3. 22037, enthaltenen kennzeichnenden Hauptunter— 
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ſcheidungsmerkmale des fabriksmäßigen Betriebes bei den 
Ziegeleibetrieben der Beſchwerdeführer vorhanden ſind, da 
ſämmtliche mit der Ziegeleierzeugung verbundenen Arbeiten 
unter freiem Himmel, alſo nicht in gedeckten geſchloſſenen 
Räumen, verrichtet werden, eine Benützung von Arbeits⸗ 
maſchinen als Hilfsmittel überhaupt nicht, und auch nicht 
ausnahmsweiſe ſtattfindet, eine Arbeitstheilung nur im 
untergeordneten Maße beſteht, die Beſchwerdeführer als 
Unternehmer ſich allerdings nicht an den einzelnen manuellen 
Arbeitsleiſtungen betheiligen, wohl aber, wenn auch nicht 
regelmäßig, jo doch von Fall zu Fall der Ziegelmeiſter, der 
als Unternehmer in einem Vertragsverhältniſſe zu den 
Beſchwerdeführern ſteht, ſomit bei dem Abgange dieſer 
weſentlichen Kennzeichen die beſchäftigte Arbeiteranzahl 
und die allerdings erheblichen Steuerleiſtungen nicht ins 
Gewicht fallen. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte auch dieſe Be— 
ſchwerdeeinwendungen nicht für begründet zu erkennen: 

Der Begriff einer „Fabrik“, beziehungsweiſe einer 
„fabriksmäßigen Unternehmung“, wird weder in der Ge— 
werbeordnung noch in einer allgemein verbindlichen gejeb- 
lichen Vorſchrift näher definirt, und kann auch der Handels- 
miniſterialerlaſs vom 18. Juli 1883 als eine derartige jtricte 
Norm nicht angeſehen werden, da mit demſelben überhaupt 
für die Qualificirung der Fabriksmäßigkeit eines Betriebes 
nicht normative Beſtimmungen feſtgeſtellt, ſondern nur den 
Unterbehörden gewiſſe Fingerzeige gegeben werden wollten. 
Nach dem allgemeinen Sprachgebrauche und den Grund— 
ſätzen der Volkswirtſchaftslehre ſind unter „Fabrik“ und 
„fabriksmäßige Unternehmung“ ſolche Unternehmungen zu 
verſtehen, welche die Herſtellung oder Veredlung gewerb— 
licher Produete in großen Mengen bezwecken, hiefür eine 
Anzahl von Arbeitern in geſchloſſenen Räumen bei vorzugs- 
weiſer Anwendung von andersartigen als den im Hand— 
werksbetriebe üblichen Maſchinen und Motoren nach dem 
Principe der Arbeitstheilung beſchäftigen, wobei als Be— 
ſonderheiten des Fabriksbetriebes dem einfachen Handwerke 
gegenüber insbeſondere die Inveſtition eines bedeutenden 
Betriebscapitales, dann die Erzeugung der Producte als 
Ware auf Vorrath, die aus der Arbeitstheilung ſich ergebende 
verſchiedene Qualification der Arbeitergruppen und die Be— 
ſchränkung des Unternehmers auf die Leitung des Betriebes 
ohne perſönliche Betheiligung an der Erzeugungsthätigkeit 
zu gelten haben. Sowenig aber jederzeit das Zuſammen⸗ 
treffen aller dieſer Merkmale für die Qualification einer 
Unternehmung als fabriksmäßiges Unternehmen gefordert 
werden kann, ebenſowenig kann dieſelbe ſchon dann als aus⸗ 
geſchloſſen angenommen werden, wenn das eine oder andere 
derſelben nicht zutrifft. Es mujs vielmehr das Weſen und 
die Geſammtheit des Betriebes ins Auge gefaſst werden, 
um feſtzuſtellen, ob je nach dem Überwiegen der für den 
Fabriks- oder der für den einfachen Gewerbebetrieb zeugen— 
den Kriterien das eine oder das andere anzunehmen ſei. 

Die durch die Miniſterialentſcheidung beſtätigten 
Statthaltereientſcheidungen ſtützen nun die Annahme der 
Fabriksqualität der gegenſtändlichen acht Ziegeleibetriebe 
darauf, daſs einerſeits aus der Anzahl der in den einzelnen 
Betrieben beſchäftigten Arbeiter und der Höhe der Steuer- 
leiſtung erhellt, dafs unter Verſvendung eines verhältnis— 
mäßigen bedeutenden Betriebscapitales alle dieſe Unter— 
nehmungen auf Maſſenproduction gerichtet ſind, die Arbeiter 
zwar nicht in geſchloſſenen Arbeitsräumen, aber außerhalb 
ihrer Wohnung in einer räumlich vereinigten Betriebsſtätte 
unter Anwendung eines arbeitstheiligen Verfahrens be— 
ſchäftigt werden, dafs der Vollendungsproceſs und die Be⸗ 
arbeitung des Rohmaterials in einer bedeutenden, von in 
den landwirtſchaftlichen und Handwerksbetrieben üblichen 
Feldöfen abweichenden, nach beſonderen Syſtemen con— 
ſtruirten und der behördlichen Genehmigung unterworfenen 
Berriebsanlagen erfolgt, die Unternehmer ſich nicht manuell 
an den Arbeiten betheiligen, ſondern ſich auf die Leitung 
des Unternehmens in commerzieller Richtung beſchränken 
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und überdies bei dem Ziegeleibetriebe der ſteiriſchen Bau⸗ 
geſellſchaft, des O. K. und A. E. noch die Hande regen 
Protokollirung der Firma hinzutritt. 


In dieſer Richtung iſt nun zu bemerken, daſs die durch 
die gepflogenen Erhebungen feſtgeſtellten Einrichtungs- und 
Betriebsverhältniſſe der Ziegeleiunternehmungen der Be- 
ſchwerdeführer im ganzen ein Überwiegen der Merkmale des 
Fabriksbetriebes zeigen, wenn auch zugegeben werden mujs, 
daſs einzelne in der von der Miniſterialentſcheidung accep- 
tirten Begründung der Statthaltereientſcheidungen für die 
Fabriksmäßigkeit dieſer Unternehmungen zur Geltung ge- 
brachten Kriterien nicht als maßgebend angeſehen werden 
können. In letzterer Beziehung iſt insbeſonders darauf hin- 
zuweilen, dafs die relativ höhere Steuerleiſtung, ſowie die bei 
den obenangeführten drei Beſchwerdeführern auch hervor⸗ 
gehobene Firmaprotokollirung als ein jpecielles Kennzeichen 
des fabriksmäßigen Betriebes nicht gelten könne, zumal dieſe 
Momente auch bei einem einfachen Gewerbebetriebe als ge— 
ſetzliche Conſequenzen eines bedeutenden Geſchäftsumfanges 
vorkommen können und auch thatſächlich vorkommen. Allein 
die Erhebungen haben ergeben und werden auch die in den 
Statthaltereientſcheidungen diesfalls angenommenen Ziffern 
ſeitens der Beſchwerdeführer nicht weiter beſtritten, daſs in 
. Ziegeleibetrieben, und zwar: 


es M. K. 30 bis 40 Arbeiter 
be O. K. circa . 100 Arbeiter 
der ſt. B. 100 bis 200 Arbeiter 
des J. L. circa 200 Arbeiter 
des J. A. sen. 40 bis 50 Arbeiter 
des J. A. jun. 50 Arbeiter 
des J. E.. 20 bis 30 Arbeiter und 
des A. E. 150 bis 200 Arbeiter be⸗ 


ſchäftigt find. 8 - 


Die gepflogenen Erhebungen haben weiter ergeben, daſs 
in dieſen Ziegeleibetrieben auch ein arbeitstheiliges Ver⸗ 
fahren eingeführt iſt und daſs die Gewerbeinhaber bei den 
Ziegeleibetrieben ſelbſt productiv nicht thätig find. Denn 
durch die übereinſtimmenden Außerungen der Handels- und 
Gewerbekammer und des k. k. Gewerbeinſpectorates er— 
ſcheint feſtgeſtellt, dafs in den in Rede ſtehenden Ziegelei⸗ 
unternehmungen einer beſtimmten Partie von Arbeitern 
eine beſtimmte Arbeitsthätigkeit, die Durchführung einer be⸗ 
ſtimmten Phaſe der Ziegelerzeugung — Stechen des Lehmes, 
Kneten und Miſchen desſelben, Formenſchlagen, Ein- und 
Ausſchieben der Ziegel bei den Ringöfen, Bedienung und 
Heizung der letzteren — zugewieſen iſt, und ſonach dieſelbe 
nicht den ganzen Proceſs rom Anfange bis zum Ende 
durchzuführen hat. 

Der Umſtand, daſs nicht ſelten im Falle ungünſtiger 
Witterung oder beſonderer dringlicher Arbeiten alle 
Arbeiter zu der einen oder anderen Verrichtung beigezogen 
werden, vermag, da eine ſolche Verwendung eben nur aus⸗ 
nahmsweiſe erfolgt, das Princip der Arbeitstheilung noch 
nicht zu alteriren. Es iſt ſomit feſtgeſtellt daſs in den 
Unternehmungen der Beſchwerdeführer für alle bei der 
Ziegelerzeugung vorkommenden manuellen Verrichtungen 
eigene Partien von Arbeitern (Arbeiterküren) beſtellt ſind, 
von denen jede in der Regel nur in dem ihr zugewieſenen 
Theilproceſſe der Ziegelerzeugung beſchäftigt iſt, wobei ein 
Ziegelmeiſter (Capo) die manuellen Verrichtungen der 
Arbeiter beaufſichtigt und leitet, während die Beſchwerde— 
führer ſelbſt lediglich die Oberleitung ihres Unternehmens 
führen und ihre Betheiligung über die commerzielle Leitung 
des Geſchäftes nicht hinausgeht. 

Der Hinweis der Beſchwerden auf die zwiſchen den 
einzelnen Beſchwerdeführern und ihren Ziegelmeiſtern be— 
züglich der Erzeugung und Lieferung der Ziegel getroffenen 
Vereinbarungen, denen zufolge die Ziegelmeiſter als Unter- 
nehmer in einem Vertragsverhältniſſe zu den Beſchwerde— 
führern ſtehen, ſowie der weitere Umſtand, daſs, wenn auch 
nicht regelmäßig, ſo doch von Fall zu Fall eine Betheiligung 


der Ziegelmeiſter an den manuellen Arbeisleiſtungen erfolgt 
— iſt für die Entſcheidung der heute in Rede ſtehenden 
Frage ganz ohne Belang, zumal einerfeits die Beſchwerde— 
führer die Beſtellung dieſer Ziegelmeiſter als Pächter ihrer 
Gewerbsunternehmung im Sinne des §. 55 der Gewerbe— 
ordnung überhaupt nicht behaupten, anderſeits das zwiſchen 
den Beſchwerdeführern und den Ziegelmeiſtern beſtehende 
Rechtsverhältnis als ein rein privatrechtliches dieſen 
letzteren der Gewerbebehörde gegenüber den Charakter von 
Unternehmern der in Rede ſtehenden Gewerbebetriebe nicht 
zu verleihen vermag. 
Aber auch als ein weſentliches Moment für die 
Qualification der in Rede ſtehenden Ziegeleiunternehmungen 
mufs in Betracht gezogen werden, dass dieſelben ſchon ihrer 
ganzen Anlage, ſowie ihrer Einrichtung nach ein bedeutendes 
Anlage- und Betriebscapital vorausſetzen und die in den— 
ſelben zur Verwendung gelangenden Betriebsanlagen (Ring— 
ziegelöfn) eine Beſchränkung dieſer Unternehmung auf die 
Erzeugung von Waren auf Beſtellung geradezu ausſchließen 
und vielmehr ihren auf eine Mafjenproduction gerichteten 
Zweck deutlich erkennen laſſen. 
Gegenüber dieſen bisher beſprochenen Momenten — 

bedeutende Anzahl der Arbeiter, arbeitstheiliges Verfahren, 
Nichtthei nahme der Unternehmer an der Warenerzeugung, 
Einrichtung und Anlage des Betriebes auf Maſſenproduction 
— kann der Mangel der Verwendung von Kraft- und 
Arbeitsmaſchinen, ſowie auch die Verrichtung der Arbeiten 
unter freiem Himmel nicht entſcheidend ins Gewicht fallen 
und kann insbeſondere dem letzteren Umſtande conereten— 
falls umſoweniger eine Bedeutung beigelegt werden, als bei 
der Ziegelerzeugung, ſowie überhaupt bei allen Unter- 
nehmungen gleicher und ähnlicher Art durch die Natur des 
Arbeitsverfahrens die Verrichtung der Arbeiten unter 
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freiem Himmel nicht zu vermeiden iſt, im übrigen das 
weſentliche Moment dieſes in Frage ſtehenden Kriteriums, 
nämlich die Vereinigung einer größeren Arbeiteranzahl in 
einer Betriebsſtätte, doch auch bei den in Frage ſtehenden 
Ziegeleien gegeben erſcheint. 

Wenn aber die Beſchwerden ſchließlich die Geſetz— 
mäßigkeit der angefochtenen Miniſterialentſcheidung aus 
dem Grunde zu beſtreiten verſuchten, weil die in Rede 
ſtehenden Unternehmungen ſich lediglich als landwirtſchaft— 
liche Betriebe darſtellen und demgemäß überhaupt nicht 
unter die Beſtimmungen der Gewerbeordnung fallen 
(Artikel V des Einführungsgeſetzes zum laiſerlichen Patente 
vom 0. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227), jo iſt dieſer 
Einwendung der Beſchwerden gegenüber zu bemerken, dass 
abgeſehen davon, dass eine ſolche in den Miniſterialrecurſen 
nicht weiter geliend gemacht wurde, auf dieſe Einwendung 
ſeitens des Verwaltungsgerichtshofes kein Bedacht zu nehmen 
war, weil die Beſchwerdeführer ihre Ziegeleien nach Aus— 
weis der Aeten und auch ihrem Zugeſtändniſſe gemäß auf 
Grund gewerberechtlicher Anmeldung in behördlich ge— 
nehmigten Betriebsſtätten betreiben und daher die gewerb— 
liche Eigenſchaft dieſer Betriebe außer Frage ſteht. 

Der Verwaltungsgerichtshof musste daher nach 
Prüfung des geſammten Actenmateriales zu der Überzeugung 
gelangen, daſs es ſich hier um Unternehmungen handelt, 
welche in einem ſolchen Maßſtabe betrieben werden, welche 
ſich von dem gewöhnlichen Gewerbsbetriebe dieſer Art nicht 
nur graduell, ſondern auch qualitativ unterſcheiden und daſs 
ſonach die Ziegeleibetriebe der Beſchwerdeführer mit der 
angefochtenen Entſcheidung mit Recht als fabriksmäßige 
Unternehmungen erklärt worden ſind. 

Dieſen Erwägungen zufolge muſste daher mit der Ab— 
weiſung der Beſchwerden vorgegangen werden. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


— — 


(Einberufung der Landtage.) Zufolge 
kaiſerlichen Patentes vom 16. Juni 1902, R. G. Bl. 


Nr. 121, ſind die Landtage des Herzogthumes 
Kärnten, des Herzogthumes Bukowina, des 


Landes Vorarlberg und der reichsunmittelbaren 
Stadt Trieſt auf den 21., der Landtag des König— 
reiches Dalmatien auf den 23., jener der gefürſteten 
Grafſchaft Tirol auf den 25. Juni 1902 in den 
geſetzlichen Verſammlungsort, dann der Landtag der 
Markgrafſchaft Iſtrien auf den 21. Juni 1902 
nach Capodiſtria einberufen worden. 


Die auf Grund Allerhöchſter Entſchließung ver— 
tagten Landtage des Königreiches Böhmen, des 
Königreiches Galizien und Lodomerien mit dem 
Großherzogthume Krakau, der Erzherzogthümer Oſter— 
reich unter und ob der Enns, der Herzogthümer 
Steiermark, Krain und Salzburg, der Mark— 
grafſchaft Mähren, des Herzogthumes Ober- und 
Niederſchleſien und der gefürſteten Grafſchaft Görz 
und Gradisca ſind auf den 21. Juni 1902 zur 
Wiederaufnahme ihrer Thätigkeit in den geſetzlichen 
Verſammlungsort einberufen worden. 


(Anderung eines Ortsgemeindenamens.) 
Das Miniſterium des Innern hat im Einvernehmen 
mit den betheiligten Miniſterien die Anderung des 
Namens der Ortsgemeinde Oberndorf im politiſchen 
Bezirke Scheibbs in Niederöſterreich in Oberndorf 
an der Melk bewilligt. 


(Ernennung im Status der k. k. Kranken— 
anſtalten in Wien.) Der Miniſterpräſident als Leiter 
des Miniſteriums des Innern hat den Verwaltungs 
adjuncten Johann Zukriegel zum Verwalter im 
Status der Beamten der Wiener k. k. Krankenanſtalten 
ernannt. 


(Staatsvertrag zwiſchen der öſterrei— 
chiſch-ungariſchen Monarchie und dem König— 
reiche Rumänien wegen wechſelſeitiger Aus— 
lieferung von Verbrechern.) Der bezügliche 
Staatsvertrag vom 27. (14.) Juni 1901 iſt im 
LIX Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 123 publicirt. 


(Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 10. Juni 1902, womit auf Grund des 
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§. 24 des Poſtgeſetzes vom 5. November 1837 
neue Beſtimmungen über die Abgabe der 
Poſtſendungen erlaſſen werden.) Die dies— 
bezügliche Verordnung iſt im LX. Stücke des R. G. Bl. 
Nr. 124 enthalten. Die neuen Beſtimmungen treten 
mit 1. October d. J. in Kraft. 0 


(Arbeiterwohnhäuſer in Auſſig.) Die von 
beiden Häuſern des Reichsrathes angenommene 
Geſetzesvorlage, betreffend die Steuerbegünſtigung 
für Arbeiterwohnungen, hat nach einer Meldung der 
Zeitſchrift „Die Induſtrie“ bereits den praktiſchen 
Erfolg gehabt, daſs die Bildung eines gemeinnützigen 
Unternehmens zum Baue von Arbeiterhäuſern in 
Auſſig angeregt worden iſt. In der dortigen Section 
des Bundes öſterreichiſcher Induſtriellen erſtattete 
deren Obmann, Herr Wolfrum, einen Bericht über 
die in Auſſig herrſchende Wohnungsnoth, die vom 
hygieniſchen und ſittlichen Standpunkte zu beklagen 
ſei und dringender Abhilfe bedürfe. Er verwies auf 
das Beiſpiel der Geſellſchaft zum Baue von Arbeiter- 
wohnungen in München-Gladbach und empfahl für 
Auſſig die Gründung einer analogen Vereinigung von 
Induſtriellen in Form einer Actiengeſellſchaft und 
unter Mitwirkung der Stadtgemeinde. Der 
Referent ſtellte ſchließlich folgende Anträge: Die zu 
bildende Geſellſchaft hätte ſich zur Aufgabe zu ſtellen, C 
billige Arbeiterhäuſer zu erbauen, um dieſelben an 
Arbeiter zu möglichſt günſtigen Bedingungen entweder 
käuflich abzugeben (Theilzahlungen u. ſ. w.) oder zu 
vermieten. Die Section übernimmt die Vorarbeiten, 
die mit der Activirung der Geſellſchaft verbundenen 


Arbeiten werden einem zu wählenden Comité über⸗ 


tragen. An die Gemeinde wird wegen Überlaſſung 
geeigneter Baugründe herangetreten werden. 


(Beirath für Arbeiterſtatiſtik im Deutſchen 
Reich.) Dem kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amte iſt mit 
1. April d. J. die Commiſſion für Arbeiterſtatiſtik an⸗ 
gegliedert worden. Mit Rückſicht darauf iſt dem 
Deutſchen Reichstage das neue Statut des creirten 
Beirathes für Arbeiterſtatiſtik zur Kenntnisnahme 
übermittelt worden. Danach beſteht der Beirath aus 
einem Vorſitzenden und 14 Mitgliedern, die je zur 
Hälfte vom Bundesrath und vom Reichstage ernannt 
werden. Die Obliegenheiten des Beirathes ſind 
folgende: 1. Auf Anordnung des Bundesrathes oder des 
Reichskanzlers (Reichsamt des Innern) die Vornahme 
arbeitsſtatiſtiſcher Erhebungen, ihre Durchführung und 
Verarbeitung, ſowie ihre Ergebniſſe zu begutachten; 
2. in Fällen, in denen es zur Ergänzung des ſtatiſtiſchen 
Materials erforderlich erſcheint, Auskunftsperſonen zu 
vernehmen; 3. dem Reichskanzler (Reichsamt des 
Innern) Vorſchläge für die Vornahme oder Durch- 
führung arbeitsſtatiſtiſcher Erhebungen zu unterbreiten. 
Der Beirath iſt befugt, zu ſeinen Sitzungen Arbeit— 
geber und Arbeiter in gleicher Zahl als Beiſitzer mit 


. 12 


beratende Stimme zuzuziehen. Die Zuziehung muss 
erfolgen, wenn fie vom Bundesrathe oder vom Reichs . 
kanzler (Reichsamt des Innern) oder von ſechs Mit SE, 
gliedern des Beirathes beantragt wird. Der Beiratb Se 
kann die Erledigung einzelner feiner Obliegenheiten N 
und Befugniſſe einem aus ſeiner Mitte gewählten 
Ausſchuſſe übertragen, auch ſtändige Ausſchüſſe für 
gewiſſe Gruppen von Angelegenheiten einſetzen. Der 
e ee (Reichsamt des Innern), ſowie die 
Landesregierungen ſind befugt, zu den Sitzungen des 
Beirathes und der Ausſchüſſe Vertreter zu entſenden, sch 
welche jederzeit gehört werden müſſen. f 


4 


(Ein Auswandereramt in Italien.) In 
Italien iſt kürzlich ein neues Auswanderungsgeſetz in 
Kraft getreten, auf Grund deſſen eine eigene Aus- 
wanderungsbehörde geſchaffen wird, ſowie drei In⸗ 
ſpectorate (Genua, Neapel, Palermo). Die Vertretung“ 
ausländiſcher Schiffahrtsgeſellſchaften in Italien 
mufs durch Italiener erfolgen, wenn fie ſich mit der 
Beförderung von Auswanderern befaſſen will. Die 
Auswanderung iſt an eine Licenz der Behörde ge- 
bunden; die öffentliche Anpreiſung von Aus- 
wanderungsgelegenheiten iſt verboten, und Perſonen 
ohne au dürfen keine Schiffsbillets ins Ausland 
erhalten. In Nord- und Südamerika werden italieniſche 
Centralſtellen für die Auswanderer und deren Rück- 
beförderung eingerichtet werden. € 


(Heimarbeitinſpection in Amerika.) Der 
Jahresbericht der New-Morker Fabriksinſpection für 
das Jahr 1900 enthält intereſſante und mit Rück⸗ 
ſicht auf diesbezügliche reformatoriſche Beſtrebungen 
in Oſterreich ſehr beachtenswerte Mittheilungen über 
die Heimarbeit, beziehungsweiſe das „Schwitzſyſten“ 
in der Stadt New-York ſpeciell und im gleichnamigen 
Staate und die einſchlägigen Maßnahmen zum Zwecke 
gewerbepolizeilicher und ſanitärpolizeilicher über. 
wachung. 

Die Lage der Heimarbeiter in New-York — in 
erſter Linie kommt dabei die Kleiderconfectionss 
induſtrie in Betracht, für welche New-York das Cen⸗ 
trum der Vereinigten Staaten bildet — wird in dem 
Berichte als eine ſehr ungünſtige dargeſtellt. Die 
große Zahl ausländiſcher Arbeiter, die Übervölkerung 
der Stadt und die weitgehende Arbeitstheilung, welche 8 
den Arbeitsmarkt ſo leicht zugänglich macht, haben | 
das „Schwitzſyſtem“ weſentlich gefördert und ent- Er 
wickelt. er 

Als Folge desſelben tritt ein ſtetes Sinken der i 
Löhne und Anwachſen der Arbeitszeit ein. Den u 5 
kannten Übelſtänden zu begegnen bezweckt das Geſetz 
über die Heimarbeit, welches in ſeiner derzeitigen Re 
Faſſung am 1. September 1899 in Kraft getreten iſt. 
Durch dieſes Geſetz find die Inſpectoren in die Lage 
verſetzt, das Publicum vor den größten Gefahren fir 
die Geſundheit zu ſchützen und die Herſtellung von 


Waren unter ſanitätswidrigen Bedingungen zu ver— 
hüten. Zu dieſem Behufe iſt eine ſtändige Über— 
wachung der Heimarbeiterwohnungen geboten, die 
ſich naturgemäß ſehr ſchwierig 9 und auf manche 
Hinderniſſe ſtößt. 


Zum Geſundheitsſchutze des Publicums fordert 

das Heimarbeitsgeſetz, daſs gewiſſe Gegenſtände, die 
da ſind: Kleider, Wäſche, Pelzwaren, Hüte und 
Kappen, Geldbörſen, Federn, künſtliche Blumen, Cra— 
vatten, Cigarren und Cigaretten, nur in licenzirten 
Räumen von Heimarbeitern hergeſtellt werden dürfen. 
In New-Yorf und Umgebung wurden im Berichts- 
jahre (1. December 1899 bis 30. November 1900) 
über 22.601 Licenzgeſuche Erhebungen gepflogen und 
in 16.519 Fällen die Licenz ertheilt. Am Schluſſe 
des Berichtsjahres waren in 16.059 licenzirten 


Betrieben 39.598 Perſonen mit Heimarbeit be— 
ſchäftigt. 
Dort, wo entgegen den Beſtimmungen des 


Heimarbeitsgeſetzes Waren erzeugt werden, ſteht den 
Inſpectoren das Recht zu, dieſe in geſetzwidriger 
Weiſe hergeſtellten Waren als ſolche (durch An— 
bringung eines Zettels) zu kennzeichnen. Die Eigen— 
thümer werden dadurch gezwungen, ſich bei den 
Inſpectoren, welche wieder allein nur zur Entfernung 
dieſer Zettel befugt ſind, zu melden, um die Freigabe 
der Waren zu erwirken. So iſt die Handhabe zur 
gerichtlichen Verfolgung geboten. Im Berichtsjahre 
werden eirca 1000 derartiger Fälle verzeichnet. 
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Nach dem Geſetze find die Unternehmer auch 
verpflichtet, die von ihnen beſchäftigten Heimarbeiter 
in Evidenz zu halten und die Liſten den Inſpectoren, 
über Verlangen, vorzulegen. Wenn einem Heim— 
arbeiter die Licenz verweigert wird, jo erfolgt wenn 
möglich die Verſtändigung des Unternehmers, welcher 
dann den betreffenden Arbeiter bei Strafe nicht 
beſchäftigen darf. 

Dieſe Verzeichniſſe und das Einholen von Aus— 
künften bei den Unternehmern werden im Berichte 
als ein minder wirkſames Mittel bezeichnet als die 
ſtrenge Anwendung der im Geſetze vorgeſehenen 
Strafbeſtimmungen. 


(Eine Statiſtik über den Beſuch der 
techniſchen Hochſchulen.) Im Anſchluſſe an die 
in Nr. 9* ex 1902 des „Verordnungsblattes“ 
reproducirte ſtatiſtiſche Überſicht des Beſuches der 
Univerſitäten der Welt iſt im Nachfolgenden eine Auf— 
ſtellung der ſtärkſt beſuchten techniſchen Hochſchulen 
wiedergegeben. Nach den bezüglichen in der „Zeitſchrift 
für Socialwiſſenſchaft“ mitgetheilten Daten war die 
Frequenz: Berlin 4441, München 2488, Wien 2250, 
Budapeſt 1825, Riga 1770, Darmſtadt 1683, 
Karlsruhe 1553, Hannover 1471, Zürich 1456, 
Boſton 1277, Prag 1277, Dresden 1241, St. Peters⸗ 
burg 1100, Stuttgart 1056 und Moskau 1002 
Hörer. 


*) Seite 129. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller— 
höchſter Entſchließung vom 10. Juni l. J. den Sectionsrath 
im Miniſterium des Innern Anton Simonelli zum Mini- 
ſterialrathe in dieſem Miniſterium allergnädigſt zu ernennen 
geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 7. Juni 1902 die Bezirkshaupt⸗ 
männer Adolf Freiherrn v. Rungg und Levin Grafen 
Schaffgotſch zu Statthaltereiräthen im Stande der Statt- 
halterei in Innsbruck allergnädigſt zu ernennen und dem 
Bezirks hauptmanne Ludwig Grafen Arz in Tione den Titel 
und Charakter eines Statthaltereirathes mit Nachſicht der 
Taxe huldvollſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 20. Juni l. J. den Miniſterial⸗ 
jecretär im Miniſterium des Innern Max Pflügl Edlen v. 
Leiden zum Landesregierungsrathe im Stande der Landes— 


regierung in Salzburg allergnädigſt zu ernennen, ſowie dem, 


Bezirkshauptmanne Rudolf Grafen Thun- Hohenſtein in 
Salzburg taxfrei den Titel und Charakter eines Landes⸗ 
regierungsrathes und dem mit der Leitung der Bezirks— 
hauptmannſchaft in Zell am See betrauten Landes- 
Regierungsſecretär Friedrich Grafen Boſſi-Fedrigotti 
den Titel und Charakter eines Bezirkshauptmannes huld— 
vollſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 19. Juni l. J. dem Bezirkshaupt⸗ 
manne Wilhelm Gattermayer in St. Johann anlässlich 
der erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruheſtand in 
Anerkennung feiner vieljährigen pflichtgetreuen Dienſt—⸗ 
leiſtung den Titel eines Landesregierungsrathes mit Nach— 
ſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Miniſterialviceſeeretär Dr. Richard 
Raab zum Bezirkshauptmanne in Niederöſterreich, den 
Miniſterialviceſecretär Felix Freiherrn Poſſanner v. 
Ehrenthal zum Bezirkshauptmanne in Schleſien, die Statt⸗ 
haltereiſecretäre Clemens Pinamonti und Karl Theodor 
Poſtinger zu Bezirkshauptmännern in Tirol und Xorarl- 
berg, ferner die Miniſterialviceſeeretäre Karl Millim, Dr. 
Emanuel Herrmann Edlen v. Otavskhy und Dr. Felix 
Schmitt⸗Gaſteiger zu Miniſterialſecretären I die 
Bezirkscommiſſäre Emil Chotas, Dr. Friedrich Jenny, 
Dr. Georg v. Grabmayr, Dr. Rudolf Grafen Meran, 
Dr. Wilhelm Schaffner, Emil Roth und Alexander 
Angerer zu Miniſterialviceſecretären im Miniſterium des 
Innern, weiters den Polizeiconcipiſten Franz Markitan 
zum Polizeicommiſſär bei dem Polizeicommiſſariate in 
Mähriſch⸗ ſtrau, den Bauadjuncten Franz Heckelbacher 
zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen, den 
Aſſiſtenten Bertram Hiemeſch zum Adjuncten und den 
Magiſter der Pharmacie Franz Adam zu Aſſiſtenten an der 
allgemeinen Unterſuchungsanſtalt für Lebensmittel in Wien, 
endlich den Kanzliſten Franz Labounek zum Official im 
Miniſterium des Janern ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Stande 
der Wiener Sicherheitswache den Revierinſpector der 


XI. Rangsclaſſe Hugo Freiherrn v. Schönermark zum 
Revierinſpector der X. Rangsclaſſe und den k. k. Ober⸗ 
lieutenant Hugo Kuy zum Revierinſpector der XI. Rangs⸗ 
claſſe, ferner den Photographen Emil Wrbata zum 

Aſſiſtenten für photographiſche Arbeiten bei der k. k. Polizei⸗ 
direction in Wien ernannt. 


Der Statthalter in Oberöfterreich hat den abſolvirten 
Techniker Karl Peters zum Baupraktikanten für den 


Staatsbaudienſt in Oberöſterreich ernannt und die Arzte x 


Dr. Hugo v. Zieglauer und Dr. Raimund Jakopp 
zur Ablegung der Probepraxis im oberöſterreichiſchen Sani⸗ 
tätsdienſte zugelaſſen. 


Der Landespräſident in Kärnten hat den bei der 
Landesregierung in Verwendung ſtehenden Concepts⸗ 
praktikanten Dr. Leodegar Petrin der Bezirkshaup mann⸗ 
ſchaft St. Veit zugetheilt. 


Der Landespräſident in Krain hat den Concepts⸗ 
praktikanten Leo Graſſelli zum Landesregierungsconei⸗ 
piſten ernannt. 


Dem Bezirkshauptmanne in Radmannsdorf Jakob 
Rubelli Edlen v. Sturmfeſt wurde die erbetene Über⸗ 
nahme in den zeitlichen Ruheſtand bewilligt. 


Der Statthalter in Böhmen hat den Bauadjuncten bei 
der Bezirkshauptmannſchaft in Bozen (Tirol) Franz Heckel⸗ 
bach erzum Bauadjuncten für den Staatsbaudienſt in Böhmen 
ernannt und der Bezirkshauptmannſchaft i in Reichenberg zur 
Dienſtleiſtung zugewieſen, weiters die abſolvirten Techniker 
Hermann Schmidt, Wenzel Schmidt und Gottlieb Sel als 
Bauadjuncten und Johann Dolleſchal als Baupraktikanten 
in den böhmiſchen Staatsbaudienſt aufgenommen; ferner 
wurde der Ingenieur Wenzel Roubik (Teplitz) der Direction 
für den Bau der Waſſerſtraßen in Wien zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen und der Bauadjunet Paul Kurz (Straßenbau⸗ 
departement) der Bezirkshauptmannſchaft Teplitz zugetheilt; 


der Bauadjunct Joſef Vyborny wurde der Vezirkshaupt⸗ f 
mannſchaft Leitmeritz zugewieſen und der Ingenieur Jaros av 


Valecka von der Bauinſpection des Neubaues der k. k. Kunſt⸗ 
akademie Prag zur Dienſtleiſtung im Hochbaudepartement 
einberufen. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Concepts⸗ 
praktikanten Alphons Klapſia in Troppau der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Friedek zugetheilt und den Gendar⸗ 
meriepoſtenführer Franz Silny in Jablunkau zum Kanz⸗ 
liſten ernannt. 


Der Statthalter in Galizien hat die abſelvirten 
Rechtshörer Leo Twarög und Georg Rudzki zur Able— 
gung der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt 
zugelaſſen. 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den abjol- 
virten Juriſten Guido Lindes zur Ablegung der Probe— 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Sanitäts⸗ 


concipiſten Dr. Anton Ritter Stermich v. Valerociata 


zum Bezirksarzte ernannt, ferner den Oberingenieur Dr. 
Eruſt Nagy von Knin nach Sebenico verſetzt und den 


m 


Ingenieur Stephan Muſanieé in Spalato mit der Leitung 
der Bauſection in Knin betraut, weiters den abſolvirten 
Rechtshörer Friedrich Loger zur Ablegung der Probe- 
praxis im politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, die geprüften 
Techniker Anton Grͤina und Johann Juricedic in den 
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dalmatiniſchen Staatsbaudienſt aufgenommen, dieſelben 
gleichzeitig zu Bauadjuneten ernannt und den letzteren der 
Bezirkshauptmannſchaft Spalato zugetheilt, endlich den 
geprüften Techniker Leonida Franié als Baupraktikanten 
in den dalmatiniſchen Staatsbaudienſt aufgenommen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


Im Miniſterium des Innern mehrere Kanzliſten— 
ſtellen in der XI. Rangsclaſſe mit dem Gehalte jährlicher 
1600 K und der Activitätszulage jährlicher 600 K. Bei 
Beſetzung dieſer Stellen iſt, falls dieſelben nicht bereits im 
Staatsdienſte ſtehenden Bewerbern oder Quieſcenten verliehen 
werden ſollten, den mit Certificat verſehenen Unterofficieren 
bei nachgewieſener Eignung der Vorzug vor anderen 
Bewerbern eingeräumt. Die Bewerber haben ihre mit den 
Nachweiſe entſprechender Schulbildung, ſowie der Kenntnis 
des Kanzlei⸗ und Manipulationsdienſtes und, inſoferne ſich 
ausgediente Unterofficiere bewerben, mit den im Geſetze vom 


19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, und in der Miniſterial- 
verordnung vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98, vor⸗ 
geſchriebenen Nachweiſen belegten Geſuche binnen vier 
Wochen, vom 14. Juni 1902 an gerechnet, beim Mini- 
ſterium des Innern einzubringen. 


In Krain mehrere Bezirfshauptmanns-, bezie- 
hungsweiſe Landesregierungsſecretärs- und Be⸗ 
zirkscommiſſärsſtellen. Bewerber um dieſe Stellen 
haben ihre gehörig documentirten, insbeſondere auch mit 
dem Nachweiſe der Kenntnis beider Landesſprachen belegten 
Geſuche im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis zum 10. Juli 
1902 beim Landespräſidium in Laibach einzubringen. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


Verordnungsblatt des K. K. 


und das 
0 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Peterinärverwaltung. 


Winiſteriums des Innern 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 
A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten . i 4 K 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich .. e ee, a N: 
B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährlich t 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich.. ; RE. Ka 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Poſtzeitungsamte ! in Wien, bei inimklichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 

Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


des 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


4 N 


Sahrgang 1902. en 


Perordnungsblatt 


R. R. Mi niſte riums des Sn nern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Yeterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 13. Wien, 15. Juli 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Herzogthum Steiermark. — Verordnung des Handels— 
miniſteriums im Einvernehmen mit den Miniſterien des Innern vom 6. Juni 1902, R. G. Bl. Nr. 131, 
womit die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder in 29. Aufſichtsbezirke für die Amtshand— 
lungen der Gewerbe-Inſpectoren eingetheilt werden. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
25. Juni 1902, 3. 25897, betreffend das Verbot der Waffen-Ein-, Aus- und Durchfuhr in Serbien. — 
Erlajs des Miniſteriums des Innern vom 21. December 1901, Z. 9256/M. I., betreffend die Adreſſirung von 
Zuſchriften an das k. k. Grenzpolizeicommiſſariat in Pontafel, Kärnten. — Verſchiedene Mittheilungen: 
Staatsvertrag zwiſchen Oſterreich-Ungarn und Preußen, betreffend die Verlegung der Landesgrenze längs des 
Przemszafluſſes in der Strecke von Skupna bis zu deſſen Einmündung in die Weichſel. — Verlautbarte Geſetze. 
— Die Beſtimmung der Quote für die Zeit vom 1. Juli 1902 bis 30. Juni 1903. — Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 27. Juni 1902, betreffend die Ab- 
änderung der 88. 42 bis 46 der zur Strafproceſsordnung ergangenen Vollzugsvorſchrift vom 19. No- 
vember 1873, R. G. Bl. Nr. 152, und der Miniſterialverordnung vom 16. December 1895, R. G. Bl. 
Nr. 199. — Arbeiter⸗Wohnungsverhältniſſe in den k. k. öſterreichiſchen Tabakfabriken. — Arbeitsvermittlung 
in Sſterreich. — Eine ſocial⸗humanitäre Commiſſion in Prag. — Bekämpfung der Tuberculoſe in 
Frankreich. — Auswanderung nach Amerika. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — 
Concursausſchreibungen. 


Geſetze und Verordnungen. 


Landesgeſetz für das Herzogthum gteier⸗ Verordnung des Handelsminiſteriums 
mark. im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
des Innern vom 16. Juni 1902, B. G. 

Der vom Landtage des Herzogthumes Steier— 


mark beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend Bl. Ar. 131, 
die Einhebung von Verzugszinſen von Nüd- 2 1 
ſtänden an Gemeindeumlagen auf die directen 
landesfürſtlichen Steuern, ſowie an Mietzins- 
auflagen der Landeshauptſtadt Graz, hat 
unter dem 20. Juni d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 8. 1. 
Auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1883, 
R. G. Bl. Nr. 117, betreffend die Beſtellung von 


V. B. M. I. | 28 


die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder in 29 Aufſichtsbezirke für die Amtshand⸗ 
lungen der Gewerbe⸗Inſpectoren eingetheilt werden. 
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Gewerbeinſpectoren, werden die im Reichsrathe ver- | Bozen, Brixen, Bruneck, Imſt, San gidbihel, 
tretenen Königreiche und Länder in 29 Aufſichts⸗ Kufſtein, Landeck, Lienz, Meran, Reutte, S 
bezirke eingetheilt und für jeden derſelben der Umfang, Schwaz; dann Vorarlberg. 


wie folgt, beſtimmt: 


1. Aufſichtsbezirk: 
Der Polizeirayon von Wien. 


2. Aufſichts bezirk: 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Niederöſterreich: Bruck an der Leitha, Floridsdorf 
(mit Ausſchluſßs des zum Polizeirayon von Wien 
gehörigen Theiles), Unter-Gänſerndorf Hietzing-Um⸗ 
gebung, Korneuburg, Miſtelbach, Oberhollabrunn, 
Tulln. 


3. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Stadt Wiener-Neuſtadt und der 
Bezirkshauptmannſchaften in Niederöſterreich: 
Baden, Mödling, Neunkirchen, Wiener-Neuſtadt. 


4. Aufſichtsbezirk: 

Das Gebiet der Stadt Waidhofen an der Pbbs 
und der Bezirkshauptmannſchaften in Niederöſter— 
reich: Amſtetten, Gmünd, Horn, Krems, Lilienfeld, 
Melk, Pöggſtall, St. Pölten, Scheibbs, Waidhofen an 
der Thaya, Zwettl. 

5. Aufſichtsbezirk: 

Oſterreich ob der Enns; Salzburg. 


6. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Städte Graz, Cilli, Marburg 
und Pettau, der Bezirkshauptmannſchaften in Steier- 
mark: Cilli, Feldbach, Graz, Hartberg, Deutſch— 
Landsberg, Leibnitz, Luttenberg, Marburg, Pettau, 
Radkersburg, Rann, Voitsberg, Weiz, Windiſchgrazz 
dann Krain. 


7. Aufſichtsbezirk: 

Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Steiermark: Bruck an der Mur, Gröbming, Juden- 
burg, Leoben, Lietzen, Murau. 

8. Aufſichtsbezirk: 

Kärnten. 

9. Aufſichtsbezirk: 
Das Küſtenland mit Trieſt; Dalmatien. 


10. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Städte Innsbruck und Bozen, 


der Bezirkshauptmannſchaften in Tirol: Ampezzo, 


11. Aufſichts bezirk: 

Das Gebiet der Städte Rovereto und Trient, 
der Bezirkshauptmannſchaften in Tirol: Borgo, 
Cavaleſe, Cles, Primiero, Riva, Rovereto, Tione, 
Trient. 


12. Aufſichtsbezirk: 
Der Polizeirayon von Prag. 


13. Aufſichtsbezirk: 

Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Böhmen: Karolinenthal, Königliche Weinberge, 
Smichow, Zizkow (ſoweit dieſelben nicht zum Polizei- 
rayon von Prag gehören), Böhmiſch-Brod, Jungbunz⸗ 
lau, Kladno, Laun, Melnik, Podebrad, Raudnitz, 
Schlan. 


14. Aufſichts bezirk: 


Das Gebiet der Stadt Reichenberg und der 
Bezirkshauptmannſchaften in Böhmen: Friedland, 
Gablonz, Hohenelbe, Münchengrätz, 
Semil, Starkenbach, Trautenau, Turnau. 


15. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 


Böhmen: Auſſig, Böhmiſch-Leipa, Dauba, Gabel, 
Leitmeritz, Rumburg, Schludenau, Teplitz, Tetſchen. 


16. Aufſichtsbezirk— 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Böhmen: Aſch, Brüx, Dux, Eger, Falkenau, Graslitz, 
Joachimsthal, Kaaden, Karlsbad, Komotau, Saaz. 


17. Aufſichtsbezirk: 1 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Böhmen: Biſchofteinitz, Blatna, Horowitz, Klattau, 
Kralowitz, Luditz, Mies, Pilſen, Plan, Poderſam, 
Preſtitz, Pribram, Rakonitz, Rokitzan, Tachau, Taus, 
Tepl. 


18. Aufſichts bezirk: 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 


Böhmen: Beneſchau, Budweis, Kaplitz, Krumau, 
Moldautein, Mühlhauſen, Neuhaus, Pilgram, Piſek, 
Prachatitz, Schüttenhofen, Selkan, Strakonitz, Tabor, 
Wittingau. 


19. Aufſichtsb ezirk— 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Böhmen: Caslau, . Chrudim, Deutſchbrod, 


Reichenberg, 


— 


Hohenmauth, Kolin, Kuttenberg, Landskron, Ledes, 
Leitomiſchl, Pardubitz, Policka. 


20. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Böhmen: Braunau, Jicèin, Königgrätz, Königinhof, 
Nachod, Neubydzow, Neuftadt an der Mettau, Reichen⸗ 
au, Senftenberg. 


21. Aufſichts bezirk: 


Dias Gebiet der Städte Brünn und der Bezirks- 
hauptmannſchaften in Mähren: Auſpitz, Boskowitz, 
Brünn, Mähriſch⸗Trübau, Tiſchnowitz, Wiſchau. 


22. Aufſichtsbezirk— 


Das Gebiet der Stadt Iglau, Znaim und der 
Bezirkshauptmannſchaften in Mähren: Datſchitz, 
Groß⸗Meſeritſch, Iglau, Mähriſch-Budwitz, Mähriſch— 
Kromau, Neuſtadtl, Nikolsburg, Trebitſch, Znaim. 


23. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Stadt Olmütz und der Bezirks— 
hauptmannſchaften in Mähren: Hohenſtadt, Littau, 
Mähriſch⸗ Schönberg, Olmütz, Proſsnitz, Römerſtadt, 
Sternberg. 


24. Aufſichts bezirk: 


Das Gebiet der Städte Kremſier, Ungariſch— 
Hradiſch und der Bezirkshauptmannſchaften in 
Mähren: Gaya, Göding, Holleſchau, Kremſier, 
Mähriſch⸗Oſtrau, Mähriſch- Weißkirchen, Miſtek, 
Neutitſchein, Prerau, Ungariſch-Brod, Ungariſch— 
Hradiſch, Wallachiſch-Meſeritſch. 


25. Aufſichtsbezirk: 
Schleſien. 


A Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Stadt Lemberg und der Bezirks— 
hauptmannſchaften in Galizien: Böbrka, Brody, 
Brzozoͤw, Cieszanöw, Dobromil, Drohobyez, Grödef, 
Jaroslau, Jaworöw, Kamionka ſtrumilowa, Lemberg, 
Lisko, Mosciska, Przemysl, Przemyslany, Rawa 
ruska, Rudki, Sambor, Sanok, Skalat, Sokal, Stare- 
miaſto, Tarnopol, Turka, Zbaraz, Zloczöw, Zoͤlkiew. 


27. Aufſichtsbezirk: 


Das Gebiet der Stadt Krakau und der Bezirks— 
hauptmannſchaften in Galizien: Biala, Bochnia, 
Brzesko, Chrzanöw, Dabrowa, Gorlice, Gryböw, 
Jaslo, Kolbuszowa, Krakau, Krosno, Lancut, Lima- 
nowa, Mielec, Myslenice, Neumarkt, Neu-Sandec, 
Nisko, Pilzuo, Podgörze, Przeworsk, Ropczyee, 
Rzeszöw, Saybuſch, Strzyzöw, Tarnobrzeg, Tarnöw, 
Wadowice, Wieliczka. 
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28. Aufſichtsbezirk: 

Das Gebiet der Bezirkshauptmannſchaften in 
Galizien: Bohorodezany, Borszezöw, Brzezany, 
Buczacz, Czortköw, Dolina, Horodenka, Huſiatyn, 
Kalusz, Kolomea, Koſöw, Nadwoͤrna, Peczenizyn, 
Podhajce, Rohatyn, Sniatyn, Stanislau, Stryj, Tlu- 
macz, Trembowla, Zaleszezyki, Zydaczöw. 


29. Aufſichtsbezirk: 
Bukowina. 


8.2. 


Für jeden dieſer Aufſichtsbezirke beſteht ein 
Gewerbeinſpectorat. Dasſelbe hat ſeinen Sitz: 


für den 1. Aufſichtsbezirk in Wien, 
u 2. 77 " Wien , 
„ „ 3. 5 „ Wiener⸗Neuſtadt, 
„ 4. n A St. Pölten, 
De; 5. 7 „ Linz, 
I 6. " „ Graz, 
. 5 „Leoben, 
ag * „ Klagenfurt, 
1 9. " n Trieſt, 
„ „ 10. n „ Innsbruck, 
, " n Trient, 
„ „ 12. n " Prag, 
„ „ 13. 5 5 Prag, 
„ „ 14. 1 „Reichenberg, 
non 15. Mn „ Tetſchen, 
„148. N „ Komotau, 
1 75 „ „ Pilſen, 
8 " n Budweis, 
„19 " m Pardubitz, 
ET, 20. m „ Königgrätz, 
E 21. „ n Brünn, 
„ „ 22. n " Znaim, 
„ „ 23. 5 5 Olmütz, 
nn 24. „ 17 Prerau, 
„ „ 25. 1 „Troppau, 
26. > „ Lemberg, 
„ 2 5 „ Krakau, 
8 fr „ Stanislau, 
„ „ 29. 1 „ Czernowitz. 


9 


Außerdem fungirt im Sinne des §. 4 des Ge— 
ſetzes vom 17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, der 
k. k. Binnenſchiffahrts⸗Inſpector als Specialgewerbe— 
Inſpector für das Schiffergewerbe auf Binnengewäſſern 
im ganzen Geltungsgebiete des erwähnten Geſetzes 
und ein Organ der k. k. Generalinſpection der öſter— 
reichiſchen Eiſenbahnen als Gewerbeinſpector für 
die Ausführung der- öffentlichen Verkehrsanlagen in 
Wien, beide mit dem Amtsſitze in Wien. 


28* 


170 
5, 


mia 


erlaſſenen Verordnungen, betreffend die Beſtimmung 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1902 in der Aufſichtsbezirke der Gewerbeinſpectoren, außer 


Wirkſamkeit. Gleichzeitig treten die bisher auf Grund 
des Geſetzes vom 17. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 117, 


Erla 


Erlafs des Miniſteriums des Innern 
vom 25. Juni 1902, 3. 25897, 


betreffend 


das Verbot der Waffen⸗Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr 
in Serbien. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 

N : Statthalterei 
In der Anlage erhält die k. k. Jandesregterung 
unter Bezugnahme auf den hieramtlichen Erlaſs vom 
29. Mai l. J., Z. 20197 (Verordnungsblatt des 
Miniſteriums des Innern, II. Jahrgang Nr. 11) zu⸗ 
folge Note des k. und k. Miniſteriums des Außern 
vom 18. Juni l. J., Z. 1823/4 J. B. die deutſche 


Überſetzung einer das Sn der Waffen⸗Ein⸗, Aus⸗ 


und Durchfuhr in Serbien erläuternden Verordnung 
der Zolldireetion des königlich ſerbiſchen Finanz- 
miniſteriums zur Kenntnisnahme und weiteren Ver— 
anlaſſung. . 


Die im vorſtehenden Erlaſſe bezogene Ver— 
ordnung lautet: 
„Mit Circularverordnung des Finanzminiſters 


vom 17. v. M., Z. 5353 wurde die Entſchließung der 
königlichen Regierung über das Verbot der Einfuhr, 
Ausfuhr und Durchfuhr von Waffen und Munition 
publicirt. 

Auf Grund einzelner Reclamationen ſieht ſich die 
Zolldirection veranlasst, zu erklären, dafs ſich dieſes 
Verbot nur auf Munition und Waffen für Kriegs- 
zwecke bezieht, wie zum Beiſpiel auf Militärgewehre 
und Revolver, Säbel und Bajonnette, Patronen für die 
erwähnten Gewehre und Revolver, Geſchütze und auf 
anderes ähnliches militäriſches Material. 


Kraft. 


läſſe. 


Ausgenommen ſind Anſchaffungen für die 
ſerbiſche Armee, welche bei der Einfuhr durch 
Beſtätigung ſeitens des Kriegsminiſters als ſolche 
erwieſen werden müſſen. 

Andere Arten von Waffen, wie Jagdgewehre, 
kleine Taſchenrevolver, Schießſtutzen und andere 
Luxuswaffen, wie auch Hülſen, Patronen, Kapſeln 
u. dgl. m. können auch weiterhin nach den beſtehenden 
Vorſchriften ein-, durch- und ausgeführt werden. 

Die Zollämter haben ſich bei eventuellen An⸗ 


— läſſen an dieſe Aufklärung zu halten und haben die 


intereſſirten Parteien entſprechend zu belehren.“ 


Erlaſs des Aliniſteriums des Innern 
vom 21. December 1901, 3. 9256/M. I., 


betreffend 


die Adreſſirung von Zuſchriften an das k. k. Grenz⸗ 
polizeicommiſſariat in Pontafel, Kärnten. 


(An alle Landeschefs mit Ausnahme von Kärnten.) 


Wie ich einem Berichte des Landespräſidenten 
in Klagenfurt entnommen habe, werden ſeitens der 
Staats- und Gemeindebehörden für das k. k. Grenz⸗ 
polizeicommiſſariat in Pontafel beſtimmte Zuſchriften, 
insbeſondere Invigilirungsnoten und irculare, 
häufig nach Pontebba in Italien adreſſirt und dem⸗ 
gemäß auch unnothwendigerweiſe frankirt. 

Da auf dieſe Weiſe eine im Intereſſe des Dienſtes 
oft bedenkliche Verzögerung in der Zuſtellung ein⸗ 
treten kann, erſuche ich Hochdieſelben in entſprechender 
Weiſe dafür Vorſorge treffen zu wollen, daſs allfällige 
Zuſchriften ſeitens der politiſchen und polizeilichen 
Behörden ſtets unter der richtigen Adreſſe unmittelbar 
an das k. k. Grenzpolizeicommiſſariat in Pontafel, 
Kärnten, eingeſendet werden. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Staatsvertrag zwiſchen 
Ungarn und Preußen, betreffend die Ver— 
legung der Landesgrenze längs des Przemsza⸗ 
fluſſes in der Strecke von Skupna bis zu 
deſſen Einmündung in die Weichſel.) Der be- 
zügliche Staatsvertrag vom 19. Jänner 1898 iſt im 
LXV. Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 130 publieirt. 


Oſterreich⸗ 


(Verlautbarte Geſetze.) Das Geſetz vom 
24. Juni 1902, betreffend die Verwendbarkeit der 
Eiſenbahnſchuldſcheine der Landesbank des König- 
reiches Böhmen zur fruchtbringenden Anlegung von 
Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen Capitalien wurde 


im XLVI. Stücke des R. G. Bl unter Nr. 132, 


das Geſetz vom 26. Juni 1902, betreffend die 
Verwendbarkeit der Communal- und Eiſenbahnſchuld⸗ 
verſchreibungen der Landesculturbank der Markgraf— 
ſchaft Mähren zur fruchtbringenden Anlegung von 
Stiftungs⸗, Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien im 
gleichen Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 133, 

das Geſetz vom 26. Juni 1902, betreffend die 
Verwendbarkeit der Theilſchuldverſchreibungen des 
dalmatiniſchen Communalanlehens von 600.000 K 
zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs-, 
Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien in ebendemſelben 
Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 134, 

das Geſetz vom 4. April 1902, betreffend die 
Abänderung des Geſetzes vom 28. März 1892, 
R. G. Bl. Nr. 61, bezüglich der Gewährung von un— 
verzinslichen Vorſchüſſen zur Wiederherſtellung von 
durch die Reblaus zerſtörten Weingärten im LXVII. 
Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 136 verlautbart. 

(Die Beſtimmung der Quote für die Zeit 
vom 1. Juli 1902 bis 30. Juni 1903.) Unter 
Nr. 126, LXII. Stück des R. G. Bl. vom 29. Juni d. J. 
gelangte ein Allerhöchſtes Handſchreiben vom 26. Juni 
1902 zur Verlautbarung, betreffend das Verhältnis, 
in welchem die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder in der Zeit vom 1. Juli 1902 bis 
30. Juni 1903 zu den Koſten der gemeinſamen An- 
gelegenheiten beizutragen haben. 

(Verordnung des Juſtizminiſteriums im 
Einvernehmen mit dem Miniſterium des In— 
nern vom 27. Juni 1902, betreffend die Abän- 
derung der 88. 42 bis 46 der zur Strafpro— 
cefsordnung ergangenen Vollzugsvorſchrift 
vom 19. November 1873, R. G. Bl. Nr. 152, und 
der Miniſterialverordnung vom 16. December 
1895, R. G. Bl. Nr. 199.) Die bezügliche Verordnung 
iſt im LXVII. Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 139 
enthalten. 


(Arbeiter-Wohnungsverhältniſſe in den 
k. k. öſterreichiſchen Tabakfabriken.) Zu 
Beginn des Jahres 1900 wurde eine Erhebung der 
Wohnungsverhältniſſe der Tabakfabriksarbeiter nach 
dem Stande vom 31. December 1899 durchgeführt. 
Zwiſchen dieſer und den in den Jahren 1895 und 
1896 vorangegangenen Erhebungen läſst ſich nach 
den hierüber vorliegenden Mittheilungen der k. k. 
Generaldirection der Tabafregie*) eine aufſteigende 
Entwicklung deutlich verfolgen. Die Wohnungen 
wurden bei der Erhebung nach drei Typen unter— 
ſchieden, und zwar: kleinſte Wohnungen mit nur 
einem Wohnraume ohne Küche; kleine Wohnungen 
mit einem Wohnraume und Küche; größere 
Wohnungen mit mehr als einem Wohnraume und 
Küche. 
N Die 30 beſtehenden Tabakfabriken vertheilen ſich 
auf: Niederöſterreich (Wien-Ottakring, Wien-Renn⸗ 


*) Näheres hierüber „Sociale Rundſchau“, Mai- 
heft 1902. 


N 
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weg, Hainburg, Stein); Oberöſterreich (Linz); Salz⸗ 
burg (Hallein); Steiermark (Fürſtenfeld); Kärnten 
(Klagenfurt); Tirol (Sacco, Schwaz); Krain (Laibach); 
Iſtrien (Rovigno); Böhmen (Budweis, Joachimsthal, 
Landskron, Piſek, Sedletz, Tabor, Tachau); Mähren 
(Bautſch, Göding, Iglau, Neutitſchein, Sternberg, 
Zwittau); Galizien (Jagielnica, Krakau, Monaſter— 
zyska, Winniki, Zablotöw). Die Verſchiedenheit in 
der Größe der Fabriken und ihrer Standorte bringt 
es mit ſich, daſs nicht alle Fabriksorte jene Arbeiter— 
zahl beiſtellen können, welche für den Betrieb erforder— 
lich iſt. Obwohl die Bewohner der Fabriksorte ſelbſt 
als Arbeitskräfte bevorzugt werden, wohnt doch ein 
beträchtlicher Theil der letzteren außerhalb des Stand— 
ortes des Betriebes. Von den 36.101 (Stand vom 
31. December 1895: 32.425) ſtändigen Arbeitern 
wohnten im Fabriksorte ſelbſt 22.318 (19.931) oder 
61˙8 (65˙5) Procent. Von den reſtlichen 13.783 
(12.494) Arbeitsperſonen wohnten in Wegentfernun⸗ 
gen von ½ bis zu 2 Stunden von der Fabrik 
13.065 (11.911) = 36˙3 (36˙7) Procent, über 
2 Stunden Wegentfernung 718 (583) = 1˙9 (1˙8) 
Procent. 

Nach den einzelnen Wohnungstypen vertheilen 
ſich die Arbeiter wie folgt: auf eine größere Wohnung 
4.050 (3.715) = 11˙2 (11˙5) Procent, kleine 
Wohnung 14.367 (10.900) = 39˙8 (336) Pro- 
cent, kleinſte Wohnung 17.684 (17.810) = 49'0 
(54°9) Procent. Aus den Relativzahlen ergibt fich 
ein unbedeutendes Sinken des Antheils der größeren 
Wohnungen (um 3 Procent) und eine ziemlich bedeu— 
tende Abnahme der kleinſten Wohnungen (um 5˙9 
Procent), während die kleineren Wohnungen in 
gleichem Maße zugenommen haben, in welch letzterem 
Umſtande ein erfreuliches Moment zu erblicken iſt. 

Der in den aufgeſtellten drei Wohnungstypen 
verfügbare Flächenraum zeigt je nach den Fabriks— 
ſtationen wieder große Verſchiedenheit. Als Geſammt⸗ 
durchſchnitt ergeben ſich für größere Wohnungen 
43 Quadratmeter, kleine 26 Quadratmeter, kleinſte 
17 Quadratmeter. Die Unterſchiede in den landes— 
üblichen Bauweiſen treten hier ſcharf hervor. Während 
in einzelnen Orten größere Wohnungen mit einer 
Bodenfläche von 50 Quadratmeter und mehr ange— 
troffen wurden, bewegt ſich der durchſchnittliche 
Flächenraum der kleinſten Wohnungen meiſt um 
15 Quadratmeter und ſinkt in Neutitſchein bis auf 
11 Quadratmeter. 

Im eigenen Hauſe wohnten 4520 (3983) 
— 125 (12˙3) Procent der Arbeiter; von dieſen be— 
ſaßen 2354 (1881) außer dem Hauſe auch Grund— 
ſtücke. Im Haushalte der Eltern lebten 12.103 
(11.474) Arbeiter 33˙5 (354) Procent des Ge⸗ 
ſammtſtandes, zum weitaus größten Theile Unver— 
heiratete. In gemieteten Wohnungen lebten 16.113 
(13.554) Perſonen — 44˙6 (42˙0) Procent der Ge— 
ſammtzahl; darunter als größtes Contingent die Ver— 
heirateten mit 12.847 (10.489) Köpfen. In After- 
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miete wohnten 1303 (1097) Arbeitsperſonen — 3˙6 
(3°0) Procent der Arbeiter. Die Zahl der Schlafgänger 
(Bettgeher) belief ſich auf 2092 (2317) = 5˙8 
(7˙0) Procent der Geſammtheit. Von dieſen waren 
1938 (2076) ledige Arbeiterinnen, 931 (1547) unter 
ihnen übernachteten in kleinſten Wohnungen. 

Die Gegenüberſtellung der Mietzinſe vom Jahre 
1895 und vom Jahre 1899 zeigt, wie zu erwarten 
war, eine ſteigende Tendenz, welche jedoch nicht allge— 
mein aufgetreten iſt; in einigen Orten iſt vielmehr 
eine wenn auch kleine Ermäßigung der Mietzinſe ein- 
getreten. Es zeigt ſich jedoch weiters, dass fait aus— 
nahmslos der Lohnzuwachs die Zinsſteigerung be— 
trächtlich überſchreitet. Der durchſchnittliche Jahres— 
verdienſt eines vollentlohnten männlichen Arbeiters 
betrug 634 (564) K, eines weiblichen Arbeiters 477 
(410) K lin Wien Ottakring 932 (858), reſpective 
688 (592) KJ; der durchſchnittliche Jahresmietzins 
für größere Wohnungen betrug 177 (154) K, für 
kleinere 114 (100) K, für kleinſte 73 (64) K. Die 
verbreitete Annahme, daſs die kleinſte Wohnung auch 
die relativ theuerſte ſei, und daſs der pro Quadrat- 
meter entfallende Mietzins mit der zunehmenden 
Größe der Wohnung abnehme, findet in den Ergeb— 
niſſen der vorliegenden Statiſtik keine Beſtätigung. 

Das Mittel zur gründlichen Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe der Tabakfabriksarbeiter wird 
einzig und allein in der Erbauung von Arbeiterhäuſern 
für Arbeiterfamilien und von Ledigenheimen für allein— 
ſtehende Arbeiter erachtet. Von dieſer Erkenntnis ge— 
leitet, hat die Tabakmonopolsverwaltung ſchon in den 
Jahren 1896 bis 1899 einzelne Arbeiterhäuſer 
errichtet, und zwar bei der Fabrik in Hainburg vier 
Häuſer, bei der Fabrik in Joachimsthal ein Haus und 
in Winniki ein Doppelhaus. Auch wurde bei der Tabak— 
hauptfabrik in Hainburg ein Schlafſaal mit 28 Betten 
für ledige Arbeiterinnen eingerichtet. Jedes ſolches 
Arbeiterhaus beſteht aus dem Parterre und zwei Stock— 
werken und bietet in der Regel Raum zur Unterbringung 
von zwölf Familien. Zu je zwei Wohnungen führt ein 
ſeparater Eingang, beziehungsweiſe eine Stiege. Die 
Wohnungen beſtehen mindeſtens aus Zimmer und 
Küche, es ſind jedoch auch Wohnungen mit Zimmer, 
Küche und einem oder zwei Cabinetten vorhanden. Die 
Mietzinſe werden nach den Beſtimmungen des 
1892er Geſetzes über die Steuerfreiheit der Arbeiter— 
häuſer feſtgeſetzt und gewähren eine kaum ein— 
procentige Verzinſung des inveſtirten Capitals. Mit 
dieſen Arbeiterhäuſern wurden bisher ſehr günſtige Er- 
fahrungen gemacht. 


(Arbeits vermittlung in Sſterreich.) Unter 
den vom arbeitsſtaſtitiſchen Amte für das Jahr 1901 
feſtgeſtellten Ergebniſſen der Arbeitsvermittlung wird 
in der „Socialen Rundſchau“ die Geſammtzahl der 
neuangemeldeten Stellenanbote, nach einer bei— 
läufigen Schätzung im ganzen mit circa 350.000 und 
jene der neuangemeldeten Stellengeſuche im ganzen 


mit rund 500.000 angegeben. Da nun die Zahl der 


ſämmtlichen im Berichtsjahre durchgeführten Ver— 
mittlungen 222.201 betrug, gelangten circa 
63 Procent aller angemeldeten offenen Stellen zur 
Beſetzung und konnten rund 44 Procent aller ange- 
meldeten Stellengeſuche befriedigt werden. Den aus— 
gewieſeneu Ergebniſſen iſt zu entnehmen, dajs die 
Vermittlung für Männerarbeit die Thätigkeit der 
Arbeitsnachweiſe am meiſten in Anſpruch nahm; auf 
dieſelben entfielen allein 47 Procent aller Stellen- 
anbote, 70 Procentaller Stelen ede und 60 Procent 
aller durchgeführten Vermittlungen. Einen natur- 
gemäß geringen Umfang wies die Lehrlings- 
vermittlung auf. Der dieſelbe betreffende Antheil 
an den ermittelten Geſammtreſultaten beſchränkte 


ſich auf 7 Procent der Stellenanbote, 6 Procent der. 


Stellengeſuche und 3˙5 Procent der durchgeführten 
Vermittlungen. 

(Eine ſocial- humanitäre Commiſſion in 
Prag.) Im Jahre 1901 wurde, nach Mittheilungen 
des Prager Stadtrathes, welche die „Sociale Rund— 
ſchau“ veröffentlicht, die obgenannte Commiſſion dort 
ins Leben gerufen; dieſelbe bildet ihrem Weſen nach 
einen Beirath der königlichen Hauptſtadt Prag in 
allen Angelegenheiten der ſocialen und humanitären 
Fürſorge. Mit Beginn des Jahres 1902 ſind dieſer 
Commiſſion auch ſämmtliche Gemeindeverwaltungen 
der Vororte beigetreten. In ihren Berathungen 
betonte die Commiſſion vor allem die Nothwendigkeit 
eines beſtändigen Zuſammenwirkens zwiſchen dem 
öffentlichen Armenweſen und der organiſirten privaten 
Wohlthätigkeit. Eine weitere Aufgabe der Commiſſion 
bildete die Regelung der Arbeitsvermittlung. Über 
Antrag derſelben wurde für die „Allgemeine Arbeits- 
vermittlung der königlichen Hauptſtadt Prag“ ein 
neues Organiſationsſtatut durch das Stadtverordneten⸗ 
Collegium genehmigt. Aus der weiteren Thätigkeit der 


Commiſſion iſt noch hervorzuheben, dafſs ſich dieſelbe 


beſonders eingehend mit der Frage des Schutzes der 
Jugend gegen Verwahrloſung beſchäftigt und in 
einer Reihe von Anträgen und Vorſchlägen das dies⸗ 
bezügliche Actionsprogramm zuſammengefaſst hat. 


(Bekämpfung der Tuberculoſe in Frank⸗ 
reich.) Die „Geſellſchaft franzöſiſcher Induſtrieller 
gegen Betriebsunfälle“ veröffentlicht einen Aufruf, 
der die Induſtriellen zur energiſchen Bekämpfung der 
Tuberculoſegefahr in den Fabriken und Werkſtätten 
auffordert. Die Aufmerkſamkeit der Arbeitgeber wird 
hiebei auf folgende Punkte gelenkt: Nothwendigkeit 
der feuchten Reinigung der Werkſtätten ſtatt trockenen 
Kehrens und Vornahme der Reinigung am Abend 
nach Schluſs der Arbeit, ſtatt am Morgen; Nützlich⸗ 


keit von Einrichtungen zum Abſaugen des Staubes 


und von Reſpiratoren; Verbot des Auf-den-Boden⸗ 
Spuckens und Aufſtellung von Spucknäpfen; Unter⸗ 
weiſung der Arbeiter über die Gefahren der Tuber— 
culoſe, hygieniſche Gegenmaßregeln und Zuſammen⸗ 


+ 
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. 
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hang des Alkoholismus und der Tuberculoſe. Die 
Geſellſchaft hat eine ſolche Unterweiſung ausgearbeitet, 
deren Anſchlag in den Fabriken ſie den Arbeitgebern 
dringend empfiehlt. 


(Auswanderung nach Amerika.) Dem 
Märzhefte 1902 des Bulletins des New-Horker 
Arbeitsamtes Departement of Labor), welches den 
letzten Quartalsbericht des Jahres 1901 über die 
Einwanderung in den Hafen von New-York enthält, 
iſt zu entnehmen, daſs die letztere bedeutend zu— 
genommen hat, wobei ſpeciell die Zahl der aus 
Oſterreich— Ungarn Eingewanderten, Asbeſondere 
der Polen, eine erhebliche Steigerung aufweist. Im 
ganzen betrug die Zahl der Eingewanderten im 
IV. Quartal 1901: 93.628 (59.642 männliche, 


33.986 weibliche, darunter 14.558 Kinder unter 
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14 Jahren), gegenüber 74.432 im gleichen Zeitraume 
des Vorjahres und 83.265 im III. Quartal 1901. 
Die Zunahme belief ſich alſo auf 26, beziehungsweiſe 
12 Procent. Von den aus Oſterreich-Ungarn ſtam⸗ 
menden Einwanderern entfallen der Nationalität nach 
auf Böhmen 873 (1900: 771), Dalmatiner 295 
(150), Kroaten 2835 (1903), Magyaren 3969 
(2465), Polen 8523 (5170), Ruthenen 1413 (728), 
Slovaken 7159 (5160). Welche Anzahl von den an- 
geführten Deutſchen 9164 (7823) und Juden 10.212 
(9163) auf Angehörige der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie entfällt, iſt nicht zu erſehen. 

Die ſtärkſte Betheiligung an der Immigration 
weiſen die Italiener auf, und zwar Süditaliener 
(26 Procent) und Norditaliener (6 Procent); es 
ſchließen an Juden (11 Procent), Deutſche (10 PBro- 
cent), Polen (9 Procent) und Slovaken (7 Procent). 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 27. Juni l. J. dem Oberpolizei⸗ 
rathe der Wiener Polizeidirection, Regierungsrathe Carl 
Brzeſowsky den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe 
mit Nachſicht der Taxe und dem Polizeiobercommiſſär dieſer 
Polizeidirection, kaiſerlichen Rathe Carl Polt das Ritter⸗ 
kreuz des Franz Joſeph⸗Ordens allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 

5 Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 

höchſter Entſchließung vom 24. Juni l. J. den Bezirks⸗ 
hauptmännern Gottfried Berger in Schärding. Julius 
Grafen Salburgi in Gmunden und Max Ritter Füger v. 
Rechtborn in Linz den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu ver⸗ 
leihen geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat die Bezirksobercommiſſäre Michael Ritter 
v. Chojecki, Ladislaus Kulikowski und Johann Veltze, 
den Statt haltereiſecretär Adalbert Rozanski und den Be— 
zirksobercommiſſär Johann Matkowski zu Bezirkshaupt⸗ 
männern in Galizien, die Bezirkscommiſſäre Stanislaus 
Porth, Wladimir Betkowski, Bronislaus Czerny und 
Witold Ritter Laſſota v. Kalinski zu Statthalterei- 
ſecretären in Galizien, die Bezirkscommiſſäre Dr. Philipp 
Lantſchner und Felix Gabos zu Statthalteretiecretären 
in Tirol und Vorarlberg, die Bezirkseommiſſäre Dr. Oskar 
Negedly v. Savenegg und Auguſt Ritter Trojan 
v. Bylanfeld zu Statıhaltereilecretären in Niederöſterreich, 
ferner den Ingenieur Boleslav Bloudek zum Ober— 


ingenieur für den Staatsbaudienſt in Krain, ſchließlich den 
Rechnungsrevidenten Karl Weiß Edlen v. Brünnhauſen 
zum Rechnungsrathe, die Rechnungsofficiale Heinrich 
Bienert, Ernſt Angelmeyer und Rudolf Amon zu 
Rechnungsrevidenten und den Rechnungsaſſiſtenten Joſef 
Ospald zum Rechnungsofficial im Miniſterium des Innern 
ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Bau— 
praktikanten Oskar Friedmann und Alois Raſinger zu 
Bauadjuncten für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich 
ernannt, die abſolvirten Rechtshörer Egon Berger, Edlen 
v. Waldenegg, und Egon Glanz, Freiherrn v. Eicha, 
zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Concepts— 


dienſt zugelaſſen, ferner den Bezirksſecretär Karl 
Schneider in die IX. Rangslaſſe der Staatsbeamten 


eingereiht, weiters den Kanzleiofficial Philipp Klein zum 
Hilfsämterdirectionsadjuneten, den Statthaltereikanzliſten 
Anton Strobl zum Kanzleiofficial, den Rechnungs- 
aſſiſtenten Moriz Schrall zum Rechnungsofficial und den 
Rechnungspraktikanten Karl Kallab zum Rechnungs- 
aſſiſtenten ernannt. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den bei der 
Bezirkshauptmannſchaft Linz in Verwendung ſtehenden 
Statthaltereiconeipiften Dr. Ernſt Ritter v. Pichler zur 
Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen und den bis— 
her bei der Statthalterei eingetheilten Conceptspraktikauten 
Raimund Kienmoſer der Bezirkshauptmannſchaft Linz 
zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 
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Der Landespräfident in Salzburg hat die Landes— 
regierungsconcipiſten Leopold Freiherrn v. Imhof und 
Dr. Eduard Prinzen von und zu Liechtenſtein zu Bezirks⸗ 
commiſſären, und den k. k. Landesregierungsconceptsprakti⸗ 
kanten Ernſt Ritter v. Pachmann zum Landesregierungs— 
concipiſten ernannt; der Bezirkshauptmann Joſef Graf 
Platz wurde mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft 
St. Johann i. P. betraut. 

Der Statthalter in Steiermark hat die Statthalterei- 
Officiale Adalbert Herzmann und Alois Hadwiger zu 
Statthaltereihilfsämter-Directionsadjuncten und die Statt- 
haltereikanzliſten Joſef Hauptmann, Michael Ferk und 
Michael Willitzer zu Statthaltereiofficialen ernannt. 

Der Landespräſident in Kärnten hat den bei der Be- 
zirkshauptmannſchaft Klagenfurt in Verwendung ſtehenden 
Landesregierungs-Conceptspraktikanten Julius Ritter v. 
Rainer zu Harbach zum Landesregierungs-Concipiſten 
ernannt und der Bezirkshauptmannſchaft Spittal zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugetheilt; der bei der Bezirkshauptmannſchaft 
Spittal in Verwendung ſtehende Landesregierungs-Conei⸗ 
piſt Eduard Aigner wurde zum Aſſiſtenten des Local— 
commiſſärs für agrariſche Operationen in Spittal beſtimmt, 
ferner der dermalige Aſſiſtent dieſes Localcommiſſärs Statt- 
haltereiconcipiſt der Statthalterei in Böhmen Wilhelm 
Siegrich zur Dienſtleiſtung bei der Landescommiſſion für 
agrariſche Operationen in Klagenfurt einberufen und den 
bei dieſer Landescommiſſion in Verwendung ſtehenden Lan⸗ 
desregierungs-Conceptspraktikanten Dr. Leopold Eizinger 
dem Localcommiſſär für agrariſche Operationen in Klagen⸗ 
furt zur Dienſtleiſtung zugetheilt. 

Der Statthalter in Trieſt und im Küſtenlande hat den 
Statthaltereiconcipiſten Liabord Graf Mels-Colloredo 
in Gradisca zum Bezirkscommiſſär ernannt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Polizeicommiſſär und Leiter des Polizeicommiſſariates in 
Ala Dr. Friedrich Zaubzer zur Dienſtleiſtung ins Prä⸗ 
ſidialbureau einberufen. 

Der Statthalter in Böhmen hat die Statthalterei— 
concipiſten Johann Bulva, J. U. Dr. Johann Syro⸗ 
vätka-Pän, Johann Pulpytel, Rudolf Weywara, 
Juris⸗Dr. Ottokar Bayer, Jaroslav Knopf, Guſtav 
Reiſenauer und Franz Dunovsky zu Bezirkscom⸗ 
miſſären, den Polizeiconcipiſten J. U. Dr. Karl Walter, 
ſowie die Statthaltereiconceptspraktikanten Rudolf Gogela, 
Guſtav Fiſcher, J. U. Dr. Jaroslav Hendrych, J. U. Dr. 
Alois Riha, ferner den im k. k. Miniſterium für Cultus 
und Unterricht in Verwendung ſtehenden Gtatthalterei- 


conceptspraktikanten J. U. Dr. Otto Domazlieky und 
ſchließlich die Statthaltereiconceptspraktikanten Eduard 


Letocha, Emil Zizka und Jaroslav Steinmann zu 
Statthaltereie oncipiſten, ferner den mit Titel und Charakter 
eines Statthalterei-Hilfsämterdirestionsadjuncten bekleideten 
Statthaltereiofficial Karl Simon und die Gtatthalterei- 
officiale Ferdinand Heſſe, Franz Schubert und Wenzel 
Brinkmann zu Statthalterei-Hilfsämterdirections⸗ 
adjuncten, die Statthaltereikanzliſten Wenzel Kout und 
Karl Koki zu Statthaltereiofficialen und den Feuerwerker 
Franz Wünſche, den Rechnungsunterofficier I. Claſſe 
Ferdinand Kout und den Rechnungsunterofficier I. Claſſe 
Julius Eckſtein zu Statthaltereikanzliſten ernannt. 

Der Statthalter in Mähren hat den Statthalterei- 
eoneipijten Arthur Riha (Boskowitz) nach Wall.-Meſeritſch 
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und den Statthaltereiconcepts- Praktikanten Dr. Karl 
Hrdlicka (Wall.⸗Meſeriſch) nach Boskowitz verſetzt, ferner 
den Statthaltereiofficial Franz Mucha zum Hilfämter⸗ 
Directionsadjuncten, den Statthaltereikanzliſten Johann 
Brückner zum Statthaltereiofficial, den Feldwebel Johann 
Pokornh und den Gendarmeriepoſtenführer Rudolf Zäk 
zu Statthaltereikanzliſten ernannh Der Statthaltereikanzliſt 
Johann Mandzij (Mähr.⸗Oſtrau) wurde zur Dienſtleiſtung 
bei der Statthalterei in Brünn einberufen. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Bezirks⸗ 
commiſſär Dr. Karl Haager Edlen v. Vanderhaag 
(Freiſtadt) zur Bezirkshauptmannſchaft Teſchen, den Lan des⸗ 
regierungsconcipiſten Bruno Thiel (Bielitz) zur Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Freiſtadt, den Landesregierungsconeipiſten 


Dr. Karl Baron (Landesregierung) zur Bezirkshaupt⸗ 


mannſchaft Friedek und den Landesregierungsconcepts— 
praktikanten Alphons Klapſia (Friedek) zur Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Bielitz verſetzt, ferner dem Polizeicommiſſär Dr. 
Stanislaus Ginalski in Mähr.⸗Oſtrau die Leitung der 
neuerrichteten Grenzpolizeiexpoſitur in Oderberg übertragen 
und den Conceptspraktikanten Vincenz Eis in Brünn zum 
Polizeiconcipiſten bei dem Polizeicommiſſariate in Mähr.⸗ 
Oſtrau ernannt. 


Der Statthalter in Galizien hat die Statthaltereicon- 
eipiften Vinzenz Wiez kowski, Joſef Zbyszewski, 
Thaddäus Makarewiez, Witold Bartmauski, Dr. Si⸗ 
gismund Padlewski, Dr. Stefan Tauski, Stanislaus 
Potocki, Kaſimir Stronsfi, Dr. Czesklaw Trembako⸗ 
wiez, Stanislaus Kraſinski, Stanislaus Czyszezan 
und Kaſimir Madurowicz zu Bezirkscommiſſären, den 
Conceptspraktikanten der Bukowinager Landesregierung 


Nikolaus Lekawski zum Polizeiconeipiſten, den Polizei⸗ 


official Anton Kurka zum Hilfsämteradjuncten und den 
Polizeikanzliſten Peter Parys zum Polizeſofficial bei der 
Polizeidirection in Lemberg ernannt, ferner hat der Statt⸗ 
halter die Bezirksſeeretäre Adam Wagner und Edmund 
Stadnieki zu Hilfsämterdirectionsadjuneten, den Bezirks⸗ 
ſecretär Joſef Dobrowolski und den Statthaltereikanz⸗ 
liſten Alexander Turski zu Statthaltereiofficialen, die 
Statthaltereikanzliſten Johann Tokarz, Gregor Krupa, 
Sigismund Stieber, Joſef Kozaczek und Octav Piero⸗ 
zynski zu Bezirksſecretären, den Polizeikanzliſten Peter 
Hoffman und den Gerichtskanzliſten Michael Wrona zu 
Statthaltereikanzliſten, die Rechaungsaſſiſtenten Joſef Mo⸗ 
relowski und Arcadius Makecki zu Rechnungsofficialen, 
den Rechnungspraktikanten Michael Tyniecki zum Rech⸗ 
nungsaſſiſtenten, weiters den Rechnungsunterofficier J. Claſſe 
Bronislaus Le wieki, den Rechnungsunterofficier I. Claſſe 
Franz Bilinski, den Rechnungsunterofficier I. Claſſe Emil 
Uleniecki, den Landwehrbezirksfeldwebel Johann Reindl 
und den Rechnungsunterofficier I. Claſſe Michael Steckie⸗ 
wicz zu Statthaltereikanzliſten ernannt, ſchließlich den Ge⸗ 


richtsauſcultanten Ladislaus Kkoſowski und den abſol⸗ 


virten Rechtshörer Zdziskaw Brezanij zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt und den ges 
weſenen Rechtshörer Alexander Hoszowski zum Prakti⸗ 
kanten im Rechnungsdepartement der Statthalterei ernannt. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Sanitäts- 
concipiſten Dr. Anton Ritter Sternich v. Valerociata 
zum Bezirksarzt ernannt. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


Adjutum von 1000 K. Die Bewerber um eine der Beamten⸗ 


In Mähren eine Ingenieurſtelle der IX. Range: | ftellen haben ihre mit den Nachweiſen über die zurückgeleg⸗ 
claffe, eine Bauadjumctenſtelle der X. Rangsclaſſe und ten bautechniſchen Studien, die abgelegte Staatsbauprüfung 


zwei Baupraktikantenſtellen mit 


dem jährlichen | und die Kenntnis der beiden Landesſprachen belegten Geſuche 


im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde an das Statt⸗ 
haltereipräſidium in Brünn bis 31. Juli 1902 zu über⸗ 
reichen. Bewerber um Baupraktikantenſtellen müſſen die 
techniſchen Studien und die zweite Staats- oder Diplom- 
prüfung aus dem Ingenieur- oder Hochbaufache, die Kennt— 
nis der beiden Landesſprachen in Wort und Schrift, dann 
weiters nachweiſen, dass dieſelben die für die Beſchwerden 
des Baudienſtes geeignete Körperbeſchaffenheit beſitzen. 


In Böhmen bei der Polizeidirection in Prag eine 
Civilpolizei-Wachmannſtelle II. Claſſe, mit einem 
Gehalte von 900 K, Activitätszulage 270 K, Dienſtkleidungs⸗ 
pauſchale 80 K. Außer den allgemeinen Erforderniſſen voll— 
kommene Unbeſcholtenheit, phyſiſche Tauglichkeit, Kenntnis 
beider Landesſprachen, gewandtes Benehmen, Fähigkeit zur 
Abfaſſung ſchriftlicher Meldungen. Eine ſechsmonatliche 
Probepraxis. Geſuche ſind bei der k. k. Polizeidireetion in 
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Prag einzubringen. Der Bewerbungstermin iſt vier Wochen 
vom 27. Juni an gerechnet. 

In Dalmatien eine Sanitätsconcipiſtenſtelle 
der X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle haben ihre 
Geſuche durch ihre politiſche Bezirksbehörde oder, wenn ſie 
bereits in einer öffentlichen Anſtellung ſtehen, durch ihre 
vorgeſetzte Behörde binnen vier Wochen nach der erſten 
Einſchaltung dieſer Concursausſchreibung in der „Wiener 
Zeitung“ bei dem Statthaltereipräſidium in Zara einzu⸗ 
bringen und mit folgenden Documenten zu belegen: 1. Ge- 
burtsſchein, 2. Diplom über die Erlangung des Doctor— 
grades der geſammten Heilkunde; 3. Nachweis über die mit 
Erfolg abgelegte, zur Erlangung einer bleibenden Anſtellung 
im öffentlichen Sanitätsdienſte bei den politiſchen Behörden 
im Sinne der Miniſterialverordnung vom 21. März 1873, 
R. G. Bl. Nr. 37, erforderliche Prüfung; 4. Nachweis über 
die bisherige Verwendung und über die Sprachenkenntniſſe. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaaklichen Peterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten ‚arg 


Für ſonſtige Pränumeranten jährlich 


B. Auf das Beiblatt allein: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährlich 


Für ſonſtige Pränumeranten jährlich 


4 K 
5 „ 


3 K 
4 ” 


Pränumerationsanmeldungen werden beim . . Poſtzeitungsamte il in Wien, bei ſämmtlichen t k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 

Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
en: allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


V. B. M. I. 


29 


“ 


* 
12 


* 


* 
2 


* 
* 


EL, 


rn 


Jahrgang 1902. 
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Perordnungsblakt 


. G. Ni niſte riums des Innern 


Nr. 14. 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Wien, 23. Juli 1902. 


Anhalt: Geſetze und Verordnungen: Geſetz vom 8. Juli 1902, betreffend Begünſtigungen für Gebäude mit 


gefunden und billigen Arbeiterwohnungen, R. G. Bl. Nr. 144. — Verordnung des Geſammtminiſteriums 
vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 145, betreffend das Kanzleihilfsperſonal bei den ſtaatlichen Behörden, 
Ämtern und Anſtalten. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 8. Juli 1902, 3. 28433, 
betreffend das Verbot der Ausübung des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Feheér-Gyarmat, 
Comitat Szatmär in Ungarn. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 9. Juli 1902, Z. 28434, betreffend 
das Verbot der Ausübung des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Budafok, Komitat Peſt-Pilis⸗ 
Solt⸗Kis⸗Kun in Ungarn. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 14. Juli 1902, Z. 29949, betreffend 
die Maßnahmen zur Bekämpfung der Tuberculoſe. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 20. Juli 1902, 
3. 30162, über Vorſchriften, betreffend das Kanzleihilfsperſonal der politiſchen Verwaltung. — Judicate: 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 24. Mai 1902, Z. 4697, Als Gemeindebeamte und Diener im 
Sinne des 8.10 des Heimatsgeſetzes können nur diejenigen Functionäre der (meinde andgerobon droydon 
welche zur Dienſtleiſtung auf dem Gebiete der öffentlich- rechtlichen Gemein beverwaltung angeſtellt ſind. 
— Verſchiedene Mittheilungen: Penſionsbehandlung der Vorſtände der nicht kliniſchen Abtheilungen 
und Inſtiture der Wiener k. k. Krankenanſtalten. — Kundmachung des Handelsminiſteriums, betreffend die 
definitive Zulaſſung und den Widerruf der proviſoriſchen Zulaſſung von Elektricitätszählertypen zur aichamt— 
lichen Beglaubigung. — Actionsprogramm zur Bekämpfung der Tuberculoſe in Niederöſterreich. — Arbeiter- 
wohnungen und Fabriksſchulen in Ruſsland. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — 


Concursausſchreibungen. 


Im Monate Juli gelangten zur Ausgabe die Nummern 21, 22 und 23 des „Reiblattes für die 
Angelegenheiten der ſtaatlichen Ueterinärverwaltung“. 


Sefeße und Verordnungen. 


Geſetz vom 8. Juli 1902, 
betreffend 


Begünſtigungen für Gebäude mit geſunden und 
billigen Arbeiterwohnungen, R. G. Bl. Nr. 144. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 
. 


Eine 24jährige Befreiung von der Hausclaſſen— 
ſteuer, ſowie von der Hauszinsſteuer und von der 
fünfprocentigen Steuer vom Ertrage zeitlich ſteuerfreier 


WB. N. I. 


Gebäude genießen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes jene Wohngebäude, welche auf bisher 
unverbauter Fläche oder auf der Bauarea eines bis zur 
Erdoberfläche vollſtändig niedergeriſſenen Hauſes zu 
dem Zwecke erbaut werden, um Arbeitern geſunde 
und billige Wohnungen zu bieten, ſoferne die 
Wohnungen des Hauſes an Arbeiter vermietet oder 
unentgeltlich oder gegen eine im Arbeitsvertrage ziffer— 
mäßig nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn über— 
laſſen werden. 

Der gleichen Begünſtigung werden auch jene 
auf die eben bezeichnete Art und zu dem angegebenen 
Zwecke erbauten Wohngebäude (Familienwohnhäuſer) 
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theilhaftig, welche von den im §. 7 angeführten juri- 
ſtiſchen oder phyſiſchen Perſonen an Arbeiter in der 
Weiſe verkauft werden, daſs der ganze Kaufſchilling 
oder mindeſtens die Hälfte desſelben in wenigſtens 
15 Annuitäten abzuzahlen iſt, und zwar ohne Rück— 
ſicht darauf, ob nach den getroffenen Vereinbarungen 
das Eigenthum an dem Gebäude ſogleich oder erſt in 
einem ſpäteren Zeitpunkte an die Arbeiter übergeht. 
Inſoferne in dem einen oder dem anderen Falle 
ſolche Gebäude dem Gebürenägquivalente unterliegen, 
beträgt dasſelbe für die Dauer der Widmung (§. 14) 
nur eineinhalb Procent ſammt Zuſchlag von dem Werte. 
Alle anläſslich der Errichtung von Xrbeiter- 
häuſern auszufertigenden Eingaben, Urkunden und 
Intabulationen der Widmung ſind gebürenfrei. 


9. 2. 


Als „Arbeiter“ im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
jene bei landwirtſchaftlichen, gewerblichen oder ſonſt 
auf Erwerb gerichteten Unternehmungen oder in 
öffentlichen oder privaten Anſtalten gegen feſten oder 
veränderlichen Lohn in Verwendung ſtehenden Per— 
ſonen anzuſehen, deren Jahreseinkommen im Sinne 
des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. 
Nr. 220, die im nachſtehenden bezeichneten Beträge 
nicht überſteigt: 

a) bei alleinſtehenden Perſonen 1200 Kronen; 
b) bei Familien von zwei bis vier Köpfen 1800 

Kronen; 

c) bei Familien von fünf und mehr Köpfen 2400 

Kronen. 

In Wien haben um ein Viertel höhere Beträge, 
in Orten mit mehr als 50.000 Einwohnern und 
ihren Vororten, ſowie in unmittelbar miteinander 
zuſammenhängenden Induſtrieorten, deren Bevölkerung 
zuſammen mehr als 50.000 Einwohner beträgt, um 
ein Achtel höhere Beträge die Grenze zu bilden. Die 
letztgenannten Complexe von Induſtrieorten werden 
im Verordnungswege beſtimmt. 

Lehrlinge ſind ohne Rückſicht auf ihre Bezüge 
den Arbeitern gleich zu achten. 

Durch eine vorübergehende Unterbrechung in der 
regelmäßigen Verwendung wird die Eigenſchaft als 
„Arbeiter“ nicht berührt. Bei dauernder Berufs- 
unfähigkeit des Haushaltungsvorſtandes, ſowie in 
dem Falle eines Wechſels in der Perſon desſelben, 
endlich bei ſpäter ſich ergebenden Veränderungen in 
der Höhe des Geſammteinkommens oder in der Zahl 
der Familienmitglieder kann die weitere Bewohnung 
durch die bisherigen Wohnungsinhaber, beziehungs- 
weiſe deren Familien von der Behörde geſtattet 
werden. 

Unternehmer, als Beſitzer von nach §. 1 begün⸗ 
ſtigten Gebäuden, ſind hinſichtlich der in ihrem 
eigenen Unternehmen in Verwendung ſtehenden Arbeiter 
an das oben feſtgeſetzte Höchſtausmaß des Geſammt⸗ 
einkommens nicht gebunden. 


Au W 
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8. 3. 


Die im $. 1 vorgeſehenen Wegunfhee ſind 
auch dann anzuerkennen: 


1. Wenn ein Theil, aber nicht mehr als ein Viert⸗ 
theil des bewohnbaren Raumes in dem betreffenden 


Hauſe, oder in einem unter einheitlicher Verwaltung 


ſtehenden Complexe von Arbeiterhäuſern, nicht an 
active (§S. 2, Abſatz 1), ſondern an berufsunfähig 
gewordene Arbeiter, oder an andere in einem 
Gehalts- oder Verſorgungsbezuge ſtehende Perſonen 
vermietet oder unentgeltlich überlaſſen wird, deren 
Jahreseinkommen das im S. 2 feſtgeſetzte EU 
nicht überſteigt; 

2. wenn einzelne Räume des Hauſes den Be⸗ 
wohnern zur gemeinſchaftlichen Benützung überlaſſen 


werden, wie zum Beiſpiel Waſchräume, Speiſeſäle, 


Leſeſäle, Bibliothekszimmer u. dgl.; 3 


3. wenn einzelne Wohnungen oder Wohnräume 
den mit der Verwaltung oder Beaufſichtigung des 
Gebäudes betrauten Organen überlaſſen werden; 


4. wenn einzelne Theile des Gebäudes an In⸗ 


haber, Pächter oder Stellvertreter in der Ausübung 


ſolcher Gewerbe vermietet werden, deren Betrieb in 
dieſem Gebäude von der politiſchen Behörde zur 
Approviſionirung der dort Wohnenden für note 
erklärt wird. 

Der Ausſchank und Kleinverſchleiß von ge⸗ 
brannten geiſtigen Getränken iſt in nach dieſem Geſetze 
begünſtigten Gebäuden unbedingt verboten. 


8. 4. 

Die Gebäude, in Bezug auf welche die im 8. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt werden, können 
ſein: 

a) Familienwohnhäuſer 
b) Ledigenheime, 
c) Schlaf- und Logirhäuſer. 


Inwieferne dieſe Begünſtigungen auf Wohl⸗ 2 


fahrtsgebäude ausgedehnt werden können, beſtimmt 
8 


§. 5. 


Familienwohnhäuſer können zur Bewohnung 


durch eine oder mehrere Familien beſtimmt ſein. 


Sie ſollen in der Regel zur Aufnahme von nicht mehr 


als ſechs Familien eingerichtet ſein oder, ſoferne ſie 
ſich über die Höhe des Erdgeſchoßes erheben, nicht mehr 
als drei Stockwerke und in jedem der letzteren nicht 
mehr als vier auf je eine Stiege entfallende Wohnungen 
enthalten. 

Familienwohnhäuſer der im §. 1, Abſatz 2, 
bezeichneten Art dürfen nur zur Aufnahme von nicht 
mehr als zwei Familien eingerichtet ſein. 

Bei ſolchen in Städten oder in geſchloſſenen 


Ortſchaften gelegenen Gebäuden, welche zur Aufnahme 


einer größeren Anzahl von Familien beſtimmt find, ift 
durch geeignete Anlagen (genügende Anzahl von 
Stiegen, geſonderte Nebenräume, wie Waſchküchen, 
Aborte, Keller, Unterdachräume ꝛc.) einerſeits den 
Anforderungen der perſönlichen Sicherheit und der 
Geſundheitspflege Rechnung zu tragen, anderſeits 
die Nothwendigkeit der gegenſeitigen Berührung 
zwiſchen den einzelnen Familien möglichſt zu ver⸗ 


ringern. In ſolchen Gebäuden ſollen gleichfalls nicht 


mehr als vier, dürfen aber keinesfalls mehr als 
ſechs Wohnungen auf jede Stiege und jedes Stockwerk 
entfallen. 

Die Aftervermietung und die Aufnahme von 
Bettgehern iſt in Familienwohnhäuſern unterſagt. 

„Eine allfällige Vermietung von Wohnungen in 
nach §. 1, Abſatz 2, begünſtigten Häuſern darf nur 
an Arbeiter erfolgen und gelten hinſichtlich derſelben 
die einschlägigen Beſtimmungen der SS. 11 und 12. 

In größeren, zur Aufnahme von Familien be- 
ſtimmten Gebäuden können vollkommen abgeſonderte 
Abtheilungen an einzelſtehende Perſonen vermietet 
werden. Auf dieſe Abtheilungen finden die Beſtim— 
mungen des $. 6 analoge Anwendung. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Familienwohnhäuſer zuerkannt 
werden: 

1. in welchen die Bodenfläche der bewohnbaren 
Räume (Wohnzimmer, Kammern und Küchen) in den 
einzelnen Wohnungen: 

a) bei einräumigen Wohnungen mindeſtens 16, 

höchſtens 25 Quadratmeter, 

b) bei zweiräumigen Wohnungen mindeſtens 20, 

höchſtens 35 Quadratmeter, 
e) bei drei⸗ und mehrräumigen Wohnungen min- 
deſtens 30, höchſtens 80 Quadratmeter beträgt, 
und 

2. welche den gemäß §. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


8. 6. 


Ledigenheime ſind zur Aufnahme von einzelnen 


Perſonen desſelben Geſchlechtes in abgeſonderten 


Wohnräumen beſtimmt. 


Solche Gebäude ſollen jo eingerichtet ſein, dass 
jeder Wohnraum in der Regel nur von einer, höchſtens 


aber von drei Perſonen bewohnt wird. 


Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Ge— 
ſchlechtes dürfen in einem und demſelben Gebäude, 
gleichviel, ob dasſelbe zum Theile auch von Familien 


benützt wird oder nicht, nur in von einander voll— 


kommen 
werden. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes können nur 
in Bezug auf ſolche Ledigenheime zuerkannt werden: 


geſonderten Abtheilungen untergebracht 
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1. in welchen die Bodenfläche der Wohnräume 
zur Aufnahme 
a) einer Perſon mindeſtens 8 Quadratmeter, 
b) zweier Perſonen mindeſtens 12 Quadratmeter, 
e) dreier Perſonen mindeſtens 20 Quadratmeter 
beträgt, 
und 


2. welche den gemäß §. 9 von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen im Verordnungswege 
zu erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


8 F. 

In Bezug auf Schlaf- und Logirhäuſer zur 
gemeinſamen Beherbergung einzelſtehender Perſonen 
desſelben Geſchlechtes können die im §. 1 vorgeſehenen 
Begünſtigungen nur dann zuerkannt werden, wenn 
dieſelben 


1. von Bezirksverbänden, Gemeinden, gemein- 
nützigen Vereinen, Stiftungen, Genoſſenſchaften, Ar— 
beitervereinigungen, Anſtalten, oder von dem im 
§. 24 dieſes Geſetzes bezeichneten Unternehmungen, 
oder aber von Arbeitgebern für die im eigenen Be— 
triebe beſchäftigten Arbeiter errichtet werden, und 


2. den gemäß §. 9 von den Miniſtern des 
Innern und der Finanzen im Verordnungswege zu 
erlaſſenden Vorſchriften entſprechen. 


Die Entſcheidung darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen im Falle einer Übertragung 
des Eigenthumsrechtes an andere, als die unter 
Punkt 1 bezeichneten Perſonen die Begünſtigungen 
aufrecht erhalten werden, bleibt dem Finanzminiſter 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vor- 
behalten. 

Mit den Begünſtigungen erliſcht in ſolchen Fällen 
auch die Widmung des Gebäudes ($. 14). 


§. 8. 


Bezüglich der, der gemeinſamen Benützung ge— 
widmeten Wohlfahrtsgebäude (Kindergärten, Leſe— 
hallen, Badehäuſer, Waſchanſtalten u. dgl.) können 
die im §. 1 vorgeſehenen Begünſtigungen zuerkannt 
werden, wenn dieſelben zu einem Complexe von 
Arbeiterwohnhäuſern gehören und den beſonderen 
Anordnungen entſprechen, welche gemäß §. 9 in An⸗ 
ſehung der Anlage, der Einrichtung und des Be— 
triebes ſolcher Anſtalten im Verordnungswege zu 
erlaſſen ſind. 


8. 9. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind 
ermächtigt, in näherer Ausführung der in den SS. 5 
bis 8 enthaltenen Grundſätze die aus Rückſichten der 
perſönlichen Sicherheit, der Geſundheitspflege und 
Sittlichkeit erforderlichen Anordnungen im Einver⸗ 
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nehmen mit den Miniſtern des Handels, der Eijen- 
bahnen und des Ackerbaues im Verordnungswege zu 
treffen. 

Insbeſondere obliegt denſelben die Erlaſſung von 
Vorſchriften 


1. über die Lage der Fußböden der im Erd⸗ 
geſchoße befindlichen Wohnräume mit Rückſicht auf die 
Straßenoberfläche, über die Höhe und innere Ein⸗ 
theilung der bewohnbaren Räume, über die Verſorgung 
mit Licht, Luft und Waſſer, über die Beſeitigung der 
Abfallſtoffe u. ſ. w.; ö 


2. über die zur Vermeidung einer Überfüllung 
oder einer aus Geſundheits- und Sittlichkeitsrück— 
ſichten überhaupt unzuläſſigen Benützung zu beobach- 
tenden Grundſätze, endlich 


3. über die Anlage, die Einrichtung und den Be⸗ 
trieb der in den 88. 7 und 8 erwähnten Gebäude. 


Spätere Verordnungen können auf Gebäude, 
rückſichtlich welcher die im §. 1 vorgeſehenen Begün- 
ſtigungen bereits zuerkannt wurden, nur inſoferne 
Anwendung finden, als ſie für die Erbauer, bezie— 
hungsweiſe Beſitzer ſolcher Gebäude keine erſchweren— 
den Beſtimmungen enthalten. 


§. 10. 


Von einzelnen Bedingungen der SS. 5 bis 8, 
ſowie der auf Grund des §. 9 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften kann der Erbauer, beziehungsweiſe der 
Beſitzer des Hauſes, wenn der zweckentſprechende und 
gemeinnützige Charakter des letzteren und die Wahrung 
des öffentlichen Intereſſes in anderer Weiſe ſicher— 
geſtellt iſt, vom Miniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter entbunden werden. 
Die genannten Miniſterien können derartige Ge— 
ſtattungen für Fälle geringfügiger Abweichungen den 
politiſchen Landesſtellen im Einvernehmen mit den 
Finanz⸗Landesbehörden überlaſſen. 


§. 11. 


I. Das jährliche Geſammt⸗-Zinserträgnis eines 
nach §. 1, Abſatz 1, begünſtigten Gebäudes darf 
jenen Betrag nicht überſteigen, welcher zufolge 
fachmänniſcher Überprüfung der beizubringenden 
Belege erforderlich iſt, damit ſich das für die 
Erwerbung des Baugrundes und für die Baukoſten 
aufgewendete Capital bei Annahme eines jechzig- 
jährigen Beſtandes des Gebäudes nach Abzug der 
Amortiſationsraten, ſämmtlicher Realſteuern, Zu⸗ 
ſchläge und Umlagen, des Gebürenägquivalentes, 
ſowie der Gebäudeerhaltungs- und Adminiſtrations⸗ 
koſten, endlich eines Pauſchalbetrages für Leerſtehungen 
und uneinbringliche Zinſe mit jenem Proeentſatze 
verzinſe, welcher von den Miniſtern des Innern und 
der Finanzen für einzelne Länder oder Landestheile 
im Verordnungswege feſtgeſetzt worden iſt. 
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Bei Feſtſetzung des Procentſatzes iſt auf den in 
den betreffenden Ländern oder Landestheilen jeweilig 
üblichen Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und der 
ſonſt maßgebenden Creditinſtitute in der Weiſe 
Rückſicht zu nehmen, dafs ſich die Verzinſung des in 
Arbeiterwohnhäuſern angelegten Capitals um 0˙20 
bis 0˙50 Procent höher ſtellt, als jene in der eben 
bezeichneten Weiſe inveſtirten Capitalien. 

Hinſichtlich ſolcher öffentlichen Anſtalten, welche 
ſtatutengemäß zur Förderung von Zwecken des allge⸗ 
meinen Wohles berufen ſind, kann von den Miniſtern 
des Innern und der Finanzen fallweiſe eine höhere 
Verzinſung des in Arbeiterwohnhäuſern angelegten 
Capitals bewilligt werden. 

Über Anſuchen des Hausbeſitzers iſt in Zeit⸗ 
räumen von 10 zu 10 Jahren der nach Abſatz 1 
der zuläſſigen Maximalverzinſung zugrunde zu 
legende Capitalswert unter Berückſichtigung der 
in der Grundrente eingetretenen Veränderungen 
neu zu erheben. Eine ſolche Erhebung kann in den⸗ 
ſelben Zeitabſchnitten auch von amtswegen verfügt 
werden. Über die Höhe des Capitalswertes entſcheidet 
in erſter Inſtanz die Finanz⸗Landesbehörde im Ein⸗ 
vernehmen mit der politiſchen Landesbehörde. 

Wenn in einem für die Begünſtigungen nach 
dieſem Geſetze in Betracht kommenden Gebäude ein⸗ 
zelne Wohnungen den Arbeitern nicht vermietet, 
ſondern unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn überlaſſen 
worden ſind, iſt der Zinswert derſelben im Parifi⸗ 
cationswege (durch Vergleichung mit den in demſelben 
Hauſe vermieteten Wohnungen) zu ermitteln und 
in das Geſammt⸗Zinserträgnis des Gebäudes ein⸗ 
zurechnen. 

Als jährliche Gebäudeerhaltungs- und Admi⸗ 
niſtrationskoſten und als Pauſchalbetrag für Leer- 
ſtehungen und uneinbringliche Zinſe können höchſtens 
1˙8 Procent vom Bauaufwande (ausſchließlich der 
Koſten der Grunderwerbung) des Hauſes in Abzug 
gebracht werden. 


II. In Fällen des §. 1, Abſatz 2, darf der 
Geſammtkaufſchilling eines ſolchen Hauſes die Selbſt⸗ 
koſten des Grunderwerbes und der baulichen Her- 
ſtellungen, ſowie der ſonſtigen nothwendigen Auf⸗ 
wendungen nicht überſteigen. Bei der Berechnung der 
Annuitäten darf der Zinsfuß für den zur Ab⸗ 
ſtattung übernommenen Betrag ſich nicht höher be⸗ 
laufen, als der Hypothekarzinsfuß der Sparcaſſen und 
der ſonſt maßgebenden Creditinftitute. Die jährliche 
Amortiſationsrate muſs mindeſtens ein Procent der 
zur Abſtattung in Annuitäten übernommenen Kauf⸗ 
ſchillingsforderung betragen. 


III. Dem Mieter oder Käufer dürfen keinerlei 
Leiſtungen auferlegt werden, die mit der Benützung 
oder Bewirtſchaftung des überlaſſenen Objectes nicht 
im nothwendigen Zuſammenhange ſtehen. 


§. 12. 


I. Innerhalb des nach §. 11, J, ermittelten Ge- 
ſammt⸗Zinserträgniſſes eines Gebäudes bleibt die 
Feſtſetzung des Zinſes für die einzelnen Wohnungen 
nach deren Lage und Beſchaffenheit dem Beſitzer des 
Hauſes überlaſſen. 

Derſelbe iſt jedoch verpflichtet, einen Mietzins⸗ 
tarif über ſämmtliche im Hauſe befindliche Wohnungen 
ſowie eine Hausordnung, welche auch die vom Mieter 
eventuell zu entrichtenden Nebengebüren zu beſtimmen 
hat, am Eingange des Hauſes an einer für jeder— 
mann erſichtlichen Stelle anzubringen. 

Der von der politiſchen und der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu vidirende Mietzinstarif muſs auch die 
Angabe des nach §. 11, I, Abſatz 5, ermittelten Zins- 
wertes jener Wohnungen enthalten, welche den betref— 
fenden Perſonen unentgeltlich oder gegen ziffermäßig 
nicht feſtgeſetzte Anrechnung auf den Arbeitslohn 
überlaſſen werden. 

In allen, auch in den letztgenannten Fällen 
mufs bei Familienwohnungen die Kündigungsfriſt 
mindeſtens acht Tage betragen und in der Haus— 
ordnung erſichtlich ſein. 

Die Hausordnung bedarf der Genehmigung durch 
die competente politiſche und die Steuerbehörde erſter 
Inſtanz. 

II. In den Fällen des §. 1, Abſatz 2, iſt der 
Verkäufer verpflichtet, einen Vertragsentwurf in An⸗ 
ſehung des zu veräußernden Gebäudes der politiſchen 
Bezirksbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 

Der Vertragsentwurf mufs nebſt den allgemeinen 
geſetzlichen Erforderniſſen eines Kaufvertrages alle 
ſonſtigen, das Verhältnis zu dem Käufer regelnden 
Beſtimmungen enthalten. 


Insbeſondere muj3 derſelbe folgenden Bedin- 
gungen entſprechen: 

A. Es mufs in demſelben feſtgeſetzt fein: 

1. Wann die Beſitzübergabe des Gebäudes an 
den Käufer zu geſchehen hat. 

2. Ob die grundbücherliche Eigenthumsüber- 
tragung ſogleich oder erſt in einem ſpäteren, genau zu 
beſtimmenden Zeitpunkte zu bewirken iſt; in keinem 
Falle darf die Eigenthumsübertragung länger als drei 
Jahre nach Abſchluſs des Vertrages hinausgeſchoben 
werden. f 

3. Ob — im Falle der Hinausſchiebung der 
Eigenthumsübertragung — ein Beſtandverhältnis 
zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer begründet 
wird; im bejahenden Falle ſind die Bedingungen 

dieſes Verhältniſſes anzuführen. 

4. Falls die grundbücherliche Eigenthumsüber— 
tragung aufgeſchoben wird, iſt dem Käufer das Recht 
auf ein Veräußerungs- und Belaſtungsverbot auf 
das Gebäude einzuräumen, welches bei Eintragung 
des Eigenthumsrechtes für den Käufer außer Kraft tritt. 


ei. 
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B. Der Verkäufer kann ſich für den Fall, als 
der Käufer mindeſtens zwei Vierteljahre mit den 
Zahlungen der Kaufſchillingsannuitäten oder mit 
der Zahlung der von dem Gebäude zu entrichten— 
den Steuern oder anderen Abgaben im Rückſtande 
bleibt, oder die Brandſchadenverſicherung des Ge— 
bäudes trotz erfolgter Mahnung unterlässt, das 
Recht vorbehalten, je nach Maßgabe, ob die Eigen— 
thumsübertragung an den Käufer im Zeitpunkte des 
Eintrittes der angeführten Bedingungen bereits 
bewirkt ſein wird oder nicht, entweder den als Dar— 
lehen belaſſenen Kaufſchillingsreſt halbjährig auf— 
zukündigen oder von dem Vertrage gegen vierzehn— 
tägige Kündigung zurückzutreten und das etwa 
beſtehende Beſtandverhältnis dem Käufer vierzehn⸗ 
tägig zu kündigen. 

Für jene Fälle, in welchen der Verkäufer zur 
Kündigung des Kaufſchillingsreſtes berechtigt iſt, 
darf derſelbe ſich außerdem auch ein Wiederkaufsrecht 
vorbehalten. 

Bei Vorbehalt des Rücktrittsrechtes ſind zu— 
gleich Beſtimmungen zur Sicherung des Anſpruches 
des Käufers auf Rückgewähr geleiſteter Kaufſchillings— 
zahlungen und etwaiger ſonſtiger Aufwendungen zu 
treffen. 

In anderen Fällen iſt der Vorbehalt des 
Rücktritts⸗, Kündigungs⸗ und Wiederkaufsrechtes 
unzuläſſig. 


C. Der Verkäufer muſs ſich ferner auf die 
Dauer der Widmung das Vorkaufsrecht vorbehalten, 
dem im Falle einer gerichtlichen Feilbietung die 
Wirkung des §. 1076 a. b. G. B. zukommt. 

Bei Ausübung des Vorkaufs- und Wieder⸗ 
kaufsrechtes iſt der urſprüngliche Kaufſchilling 
zugrunde zu legen und ſind dem Käufer oder 
deſſen Rechtsnachfolgern die bereits entrichteten 
Kaufſchillingsbeträge zu erſtatten. In den Vertrag 
ſind beſondere Beſtimmungen über den Erſatz 
der zur Verbeſſerung des Gebäudes gemachten 
Aufwendungen und über die Abrechnung etwaiger 
Wertverminderungen des Gebäudes aufzunehmen. 


D. Es muj3 im Vertrage darauf hingewieſen 
werden, daj3 im Falle einer Vermietung des Ge— 
bäudes oder einzelner Wohnungen ſeitens des 
Käufers der Mietzins das nach §. 11, J, zuläſſige 
Ausmaß nicht überſteigen darf. 


E. Es muſs beſtimmt werden, dass der Ver— 
käufer für die dem Gebäude im Sinne dieſes 
Geſetzes zukommende Steuerbegünſtigung Gewähr 
leiſtet. | 

Die Genehmigung des Vertrages ſteht der 
politiſchen Bezirksbehörde im Einvernehmen mit der 
Steuerbehörde erſter Inſtanz zu. 


III. Die Miniſter des Innern und der 
Finanzen ſind ermächtigt, im Verordnungswege 
nähere Vorſchriften über den zuläſſigen Inhalt der 
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Hausordnungen und, in dem Falle eines unter 
einheitlicher Verwaltung ſtehenden Complexes von 
Arbeiterhäuſern, über die zuläſſigen, durch die 
gemeinſame Verwaltung bedingten Beſchränkungen 
der Benützung der Häuſer zu erlaſſen. Verträgen, 
welche darüber hinausgehende Beſchränkungen oder 
Leiſtungen der Käufer, beziehungsweiſe Mieter 
enthalten, iſt die Genehmigung zu verſagen. 


8.15. 


Geſuche um Zuerkennung der im §. 1 vorge- 
ſehenen Begünſtigungen ſind bei der Steuerbehörde 
erſter Inſtanz zu überreichen, welche hierüber das Ein⸗ 
vernehmen mit der politiſchen Bezirksbehörde zu 
pflegen hat. Im Falle des §. 1, Abſatz 2, ſind dieſe 
Geſuche vom Verkäufer einzubringen. 

Über dieſe Geſuche entſcheidet die Finanz— 
Landesbehörde im Einvernehmen mit der politiſchen 
Landesſtelle, über Recurſe gegen dieſe Entſcheidungen, 
ſowie in dem Falle, daſs zwiſchen den genannten 
Landesbehörden ein Einvernehmen nicht erzielt wird, 
in oberſter Inſtanz das Finanzminiſterium im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Miniſterium des Innern. Be⸗ 
züglich gewiſſer Kategorien der im §. 8 angeführten 
Gebäude können ſich die genannten Miniſterien die 
Entſcheidung vorbehalten. 

Hinſichtlich der bautechniſchen, geſundheits⸗ und 
ſittlichkeitspolizeilichen Fragen iſt der Ausſpruch der 
politiſchen Behörden maßgebend. 


ö. 14. 


Die Zuerkennung der im §. 1 vorgeſehenen Be- 
günſtigungen hat die Widmung des betreffenden Ge- 
bäudes zu Arbeiterwohnungs- und Wohlfahrtszwecken 
auf die Dauer von 50 Jahren zur Folge und 
verpflichtet den Erbauer, ſowie innerhalb des obigen 
Zeitraumes jeden ſpäteren Beſitzer des Hauſes zur 
Erhaltung des letzteren in einem den Zwecken dieſes 
Geſetzes entſprechenden Zuſtande und zur Beobachtung 
der in dieſem Geſetze enthaltenen und auf Grund des⸗ 
ſelben erlaſſenen Vorſchriften (§. 9). 

Während der Dauer der Widmung unterliegen 
alle die Vorausſetzungen für die Erlangung der Be- 
günſtigungen ($. 1) berührenden baulichen Verände⸗ 
rungen an dem betreffenden Gebäude der Bewilligung 
der im Verordnungswege zu bezeichnenden Finanz⸗ 
und politiſchen Behörden. 

Die Widmung iſt unter kalendermäßiger Feſt⸗ 
ſetzung des Endtermines ihrer Dauer zu Gunſten des 
Staates als Reallaſt im Grundbuche einzuverleiben. 
Gehen der Reallaſt des Staates Hypothekarlaſten 
in der bücherlichen Rangordnung voraus, ſo kann die 
Zuerkennung der Begünſtigungen des §. 1 an die 
Bedingung geknüpft werden, daſs von den betref— 
fenden Hypothekargläubigern oder von denjenigen 
derſelben, bezüglich welcher es die Behörde ($. 13, 


a 
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Abſatz 2) für erforderlich hält, Nachſtehungser⸗ 
klärungen zu Gunſten der Reallaſt ertheilt und dieſe 
Erklärungen zur grundbücherlichen Einverleibung 
gebracht werden. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern 
ſind ermächtigt, über Anſuchen des Hauseigenthümers 
die Aufhebung der Widmung ganz oder theilweiſe 
zu bewilligen. Dieſe Bewilligung kann — ſoferne 
nicht beſonders rückſichtswürdige Umſtände ob⸗ 
walten — von der vollen oder theilweiſen Rückerſtat⸗ 
tung des, unter entſprechender Berückſichtigung der 
bisherigen widmungsgemäßen Verwendung des Ge— 
bäudes, ermittelten Wertes der genoſſenen Steuer- 
und Gebürenbegünſtigung abhängig gemacht werden, 
und hat ſtets das gleichzeitige Erlöſchen der im §. 1 
vorgeſehenen Begünſtigungen zur Folge. 


8.15. 


Wenn das Gebäude ohne die im §. 14, Ab- 
ſatz 4, vorgeſehene Bewilligung ganz oder theilweiſe 
zu Zwecken benützt wird, welche der geſetzlichen 
Widmung nicht entſprechen, iſt der Beſitzer zur 
Beobachtung ſeiner Verpflichtung durch die poli- 
tiſche Behörde im Einvernehmen mit der Steuer⸗ 
behörde erſter Inſtanz, nöthigenfalls im Zwangs⸗ 
wege, zu verhalten. 

Dem Beſitzer kann in ſolchen Fällen, vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmung des $. 18, Abſatz 2, 
von der Steuerbehörde eine im Einvernehmen 
mit der politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu 
beſtimmende Geldſtrafe auferlegt werden, welche 
im erſten Falle die Hälfte des während der Dauer 
der ungeſetzlichen Benützung von den nicht widmungs⸗ 
mäßig verwendeten Gebäudetheilen vereinbarten 
Mietzinſes, beziehungsweiſe des entfallenden Zins⸗ 
wertes betragen, in Wiederholungsfällen aber bis 
zum Doppelten dieſes Betrages erhöht werden 
kann. 

Außerdem iſt, wenn die ungeſetzliche Benützung 
während der Dauer der Steuerbefreiung ſtattgefunden 
hat, die für die Zeit der ungeſetzlichen Benützung von 
den nicht widmungsmäßig verwendeten Gebäudetheilen 
nach den allgemeinen Normen entfallende Gebäude- 
ſteuer ſammt Zuſchlägen zu entrichten. 

Die ungeſetzliche Benützung während der Dauer 
des Genuſſes der Begünſtigung des §. 1, Abſatz 3, 
iſt im Falle einer auf die Übertretung gerichteten 
Abſicht als ſchwere Gefällsübertretung nach §. 85 
des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. 
Nr. 50, zu beſtrafen. 


. 


Wird für ein nach 8. 1 begünſtigtes Haus 
ein höherer als der zuläſſige Mietzins, oder ein höherer 
Kaufſchilling als nach den Beſtimmungen des 
§. 11, II, zuläſſig iſt, eingehoben, jo iſt der 


Mehrbetrag vom Vermieter an die Mietpartei,“ 
beziehungsweiſe vom Verkäufer an den Käufer zurück⸗ 
zuerſtatten. Die Verpflichtung zur Rückerſtattung 
des über das zuläſſige Maß eingehobenen Miet— 
zinſes beſteht auch für den Fall der Vermietung 
von Wohnungen in einem nach S. 1, Abſatz 2, be— 
günſtigten Hauſe. 
Hierüber entſcheidet die politiſche Behörde im 
Einvernehmen mit der Steuerbehörde erſter Inſtanz. 
Überdies iſt der Vermieter oder Verkäufer in 
ſolchen Fällen von der Steuerbehörde im Einver— 
nehmen mit der politiſchen Behörde erſter Inſtanz zu 
einer Geldſtrafe zu verurtheilen, welche im erſten 
Falle das Doppelte des über das zuläſſige Ausmaß 
hinaus eingehobenen Mietzinſes, beziehungsweiſe 
Kaufſchillings, beträgt, in Wiederholungsfällen aber 
bis zum Sechsfachen dieſes Mehrbetrages erhöht 
werden kann. 


917. 


Die Aufrechterhaltung des den Beſtimmungen 
der 88. 2, 3, 5 bis 8, 11, 12 und 14, Abſatz 1, 
entſprechenden Zuſtandes, ſowie die Befolgung der 
im 8.9 vorgeſehenen Vorſchriften iſt durch die politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz zu überwachen. 

Denſelben ſteht insbeſondere auch die Ertheilung 
der im F. 2, Abſatz 4, vorgeſehenen Bewilligung zu. 

Zur Durchführung dieſer Überwachung können 
die politiſchen Behörden auch die Gewerbeinſpectoren 
heranziehen. Eventuell können hiefür im Verordnungs- 
wege nach Maßgabe des Bedarfes beſondere Organe 
beſtellt werden. 

Die Überwachungsbehörden ſind berechtigt, die 
betreffenden Gebäude in allen Theilen durch ihre 
Organe inſpiciren zu laſſen. Dieſelben haben in den 
einzelnen Fällen die nach den geltenden Vorſchriften 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, welche nach 
wiederholter fruchtloſer Beſtrafung ($. 18) im Zwangs⸗ 
wege vollzogen werden können. 


8. 18. 


Andere als die in den SS. 15 und 16 bezeich- 
neten Übertretungen dieſes Geſetzes oder der auf 
Grund desſelben getroffenen Anordnungen werden 
von der Überwachungsbehörde an dem Beſitzer, be- 
ziehungsweiſe an dem Mieter (S. 17) mit Geldſtrafen 
bis zu 200 Kronen geahndet. 

Hieher gehören insbeſondere auch die Fälle, in 
welchen Beſitzer begünſtigter Gebäude dieſelben aus 
Fiahrläſſigkeit theilweiſe an andere, als die in den 
88. 2 und 3, Punkt 1, bezeichneten Perſonen ver- 
mieten oder unentgeltlich oder gegen ziffermäßig nicht 
feſtgeſetzte Anrechnung auf den Lohn überlaſſen, oder 
in Bezug auf die theilweiſe entgeltliche oder unent⸗ 
geltliche Überlaſſung an die im §. 3, Punkt 1, be- 
zeichneten Perſonen das dort feſtgeſetzte Verhältnis 
überſchreiten. 
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Die Beſtimmung des $. 15, Abſatz 3, hat auch 
in dieſen Fällen — ſoferne nicht rückſichtswürdige 
Umſtände obwalten — Anwendung zu finden. 


8.19. 


Über Recurſe gegen Verfügungen und Ent- 
ſcheidungen nach §. 15, Abſatz 1, und §. 16, 
Abſatz 2, entſcheidet die politiſche Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der Finanz⸗Landesbehörde, 
beziehungsweiſe das Miniſterium des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminiſterium, über Recurſe 
gegen die nach §. 15, Abſatz 2, und §. 16, Abſatz 3, 
gefällten Straferkenntniſſe die Finanz-Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der politiſchen Landesbehörde, 
beziehungsweiſe das Finanzminiſterium im Einver— 
nehmen mit dem Miniſterium des Innern. 

Die von der Überwachungsbehörde auf Grund 
des §. 17 getroffenen Verfügungen und gemäß §. 18 
gefällten Straferkenntniſſe können bei der politiſchen 
Landesbehörde angefochten werden, deren Entſchei— 
dungen in Bezug auf Straferkenntniſſe end— 
giltige ſind. 

Die Recursfriſt beträgt rückſichtlich aller auf 
Grund dieſes Geſetzes gefällten Entſcheidungen und 
Erkenntniſſe 30 Tage von dem auf die Zuſtellung 
folgenden Tage an gerechnet. Dieſe Entſcheidungen 
und Erkenntniſſe find im Wege der politiſchen Execu— 
tion zu vollziehen. 

Die Geldſtrafen fallen dem Armenfonde jener 
Gemeinde zu, in welcher ſich das betreffende Gebäude 
befindet. 


§. 20. 


In Anſehung der von den Finanzbehörden nach 
dieſem Geſetze zu treffenden Entſcheidungen hat auch 
dann, wenn die Entſcheidung im Einvernehmen mit 
der politiſchen Behörde erfolgt, das Geſetz vom 
19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, Anwendung 
zu finden. 


8. 21. 


Soweit dieſes Geſetz nicht anders beſtimmt, 
finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 25. März 
1880, R. G. Bl. Nr. 39, betreffend die Steuerfrei— 
heit für Neu-, Zu⸗ und Umbauten, auch auf die 
im §. 1 vorgeſehene Befreiung von der Gebäude— 
ſteuer Anwendung. 

Desgleichen bleiben auch hinſichtlich der in 
dieſem Geſetze bezeichneten Gebäude die beſtehenden 
Vorſchriften über die Behandlung der Zinsverheim- 
lichungen in Wirkſamkeit. 

Das Verfahren bei Geſuchen um die im §. 1, 
Abſatz 3, vorgeſehene Begünſtigung in Bezug auf 
das Gebürenäquivalent wird im Verordnungswege 
geregelt. 
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Durch dieſes Geſetz begünſtigte, von Arbeit⸗ 
gebern für ihre Arbeiter erbaute Gebäude kommen für 
die Dauer ihrer geſetzlichen Widmung bei der Ein- 
beziehung eines Ortes zur Hauszinsſteuer (La und 2 
des Geſetzes vom 9. Februar 1882, R. G. Bl. Nr. 22) 
außer Betracht. 


8. 22. 


Dieſes Geſetz findet auf jene Bauten Anwendung, 
welche binnen zwanzig Jahren, von dem im §. 25, 
Abſatz 1, feſtgeſetzten Zeitpunkte des Beginnes ſeiner 
Wirkſamkeit an gerechnet, baulich vollendet werden, 
gleichviel ob der Bau vor oder nach dem bezeichneten 
Zeitpunkte in Angriff genommen wurde. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind 
jedoch ermächtigt, in berückſichtigungswürdigen Fällen 
die Anwendung dieſes Geſetzes unter den durch das— 
ſelbe vorgeſchriebenen Bedingungen auch auf ſolche 
Häuſer zu geſtatten, welche ſeit dem Inslebentreten 
des Geſetzes vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. Nr. 37, 
vollendet wurden. 


8. 23. 

Die Begünſtigungen dieſes Geſetzes treten nur 
in jenen Königreichen und Ländern in Kraft, wo den 
betreffenden Neubauten im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung auch die Befreiung von allen Landes- und 
Bezirkszuſchlägen, ſowie eine Ermäßigung der Ge- 
meindezuſchläge zu den im §. 1 bezeichneten Staats⸗ 
ſteuern bis mindeſtens 50 Procent für die ganze 
Dauer der Befreiung von den ſtaatlichen Steuern 
gewährt wird. 


8. 24. 


Der öffentlichen Rechnungslegung unterworfene 
Unternehmungen, welche ſtatutengemäß die Erbauung 
und Vermietung von Gebäuden der in dieſem Geſetze 
bezeichneten Art bezwecken und aus den in ſolchen 
Gebäuden inveſtirten Capitalien keine höhere als die 
nach §. 11, I, Abſatz 1 und 2, feſtgeſetzte Verzinſung 
erzielen, ſind rückſichtlich der Erwerbſteuer von dieſem 
Geſchäftszweige den gemäß §. 85 des Geſetzes vom 
25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, begünſtigten 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften gleich zu 
halten. 


§. 25. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Kund⸗ 
machung in Wirkſamkeit. 

Das Geſetz vom 9. Februar 1892, R. G. Bl. 
Nr. 37, bleibt nach Beginn der Wirksamkeit dieſes 
Geſetzes, vorbehaltlich der Beſtimmungen des §. 22, 
Abſatz 2, nur rückſichtlich jener Gebäude in Kraft, für 
welche auf Grund desſelben die Steuerbefreiung 
bewilligt worden iſt. 


§. 26. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind die 
Miniſter der Finanzen und des Innern im Einver⸗ 
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nehmen mit den übrigen betheiligten Munten 
beauftragt. 
Iſchl, am 8. Juli 1902. 


Franz Joſeph m. p. 
Koerber m. p. Böhm m. p. 


Verordnung des Geſammtminiſteriums 
vom 19. Juli 1902, B. G. Bl. Ur. 145, 


betreffend 


das Kanzleihilfsperſonal bei den ſtaatlichen Be⸗ 
hörden, Amtern und Anftalten, 5 


I. Abſchnitt. 
Von den Banzleigehilfen. 
§. 1. 
Beſtellung von Kanzleigehilfen. 


Im Rechnungs- ſowie im Kanzlei- und Mani⸗ 
pulationsdienſte der ſtaatlichen Behörden, Amter 
und Anſtalten werden nebſt den Beamten einerſeits 
und den im II. Abſchnitte dieſer Verordnung erwähn⸗ 
ten Kanzleihilfsarbeitern (Calculanten, Diurniſten ꝛc.) 
anderſeits männliche Hilfskräfte mit der dienſtlichen 
Bezeichnung „Kanzleigehilfen“ beſtellt. 

Die Kanzleigehilfenpoſten werden nicht ſyſtem⸗ 
mäßig an beſtimmte Behörden oder Amter gebunden, 
ſondern können innerhalb des betreffenden Dienſt⸗ 
zweiges und Verwaltungsgebietes bald bei dieſem, 
bald bei jenem Amte zur Beſetzung gelangen. | 

Die Zahl der in den verſchiedenen Dienſtzweigen für 
je ein Verwaltungsgebiet ſyſtemiſirten Kanzleigehilfen⸗ 
poſten, ſowie das Erfordernis für dieſelben ſind 
alljährlich unter einer beſonderen Rubrik in den 
Staatsvoranſchlag einzuſtellen. 

Vorbehaltlich der hinſichtlich der einzelnen Ver⸗ 
waltungszweige von der competenten Centralſtelle 
zu erlaſſenden beſonderen Verordnungen gelten für 
die Beſtellung und das Dienſtverhältnis der Kanzlei⸗ 
gehilfen im allgemeinen die Beſtimmungen des I. Ab⸗ 
ſchnittes dieſer Verordnung. Auf die gerichtlichen 
Kanzleigehilfen finden außerdem die Beſtimmungen 
des Gerichtsorganiſationsgeſetzes vom 27. No- 
vember 1896, R. G. Bl. Nr. 217, über Kanzlei⸗ 
gehilfen gegen feſten Gehalt Anwendung. 


S. 25 
Anwärter auf Kanzleigehilfenpoſten. 
Zu Kanzleigehilfen werden in der Regel ſolche 
Kanzleihilfsarbeiter (im Sinne des II. Abſchnittes 
dieſer Verordnung) beſtellt, welche im Zeitpunkte 
der Beſetzung der erledigten Kanzleigehilfenpoſten bei 
einer ſtaatlichen Behörde (Amt, Anſtalt) des betreffen⸗ 
den Dienſtzweiges und Verwaltungsgebietes in Ver⸗ 


wendung ſtehen. 


c 
A 
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Es können aber auch Kanzleigehilfen und 
Kanzleihilfsarbeiter anderer Verwaltungsgebiete und 
Dienſtzweige oder ehemals bei einer ſtaatlichen Be— 
hörde (Amt, Anſtalt) in einer dieſer Eigenſchaften be— 


dienſtet geweſene Perſonen beim Vorhandenſein der 


allgemeinen Aufnahmsbedingungen (§. 5) als Kanzlei⸗ 
gehilfen beſtellt werden. 

Geweſene Kanzleigehilfen, welche infolge länger 
andauernder Dienſtunfähigkeit, infolge Erfüllung der 
Militär⸗Dienſtpflicht oder ſonſtiger Dienſtesverhinde— 
rung ihres Poſtens verluſtig geworden ſind (SS. 28 
und 30), genießen bei Beſetzung von Kanzleigehilfen— 
poſten jenes Dienſtzweiges und Verwaltungsgebietes, 
welchem ſie zuletzt als Kanzleigehilfen angehört haben, 
bei entſprechender Qualification den Vorzug vor an— 
deren Mitbewerbern, ſoferne ſie binnen drei Monaten 
nach Wiedererlangung der Dienſtfähigkeit, beziehungs— 
weiſe nach Beendigung der activen Militärdienſtleiſtung 
oder Behebung der Dienſtesverhinderung ihre Bewer— 
bung vorſchriftsmäßig anmelden. 


SER 
Vorgang bei der Beſtellung. 


Die Beſtellung zum Kanzleigehilfen erfolgt ohne 
Concursausſchreibung auf Grund der von der compe— 
tenten Behörde über die Bewerber um Kanzleigehilfen- 

poſten zu führenden Vormerkungen. 

Zur Beſtellung der Kanzleigehilfen ſind nebſt 
den Centralſtellen nur die denſelben unmittelbar unter⸗ 
ſtehenden Behörden (Amter, Anſtalten), beziehungs— 
weiſe deren Vorſtände, und zwar in der Regel jene 
berufen, welchen im betreffenden Dienſtzweige die 
Ernennung der Kanzleibeamten der XI. Rangsclaſſe 
zuſteht. 

Dem Kanzleigehilfen wird über ſeine Beſtellung 
nebſt einem Exemplare der Statuten für das Ver— 
ſorgungsinſtitut (§. 19) eine ſchriftliche Ausfertigung 
eingehändigt, in welcher außer der Berufung auf dieſe 
Verordnung und die für den betreffenden Dienſtzweig 
etwa geltende beſondere Verordnung der Dienſtort, 
die anrechenbare Dienſtzeit (S. 12), die Höhe des Be- 
zuges (§S. 9 bis 11), der Zeitpunkt, von dem angefangen 

letzterer lauft (8. 13), und die Verpflichtung zur Ent- 
richtung der Dienſtverleihungsgebür, ſowie der Bei— 
träge zum Verſorgungsinſtitute ($. 14) aufzunehmen 
ſind. Dieſe Ausfertigung hat als Beurkundung des 
privatrechtlichen Dienſtvertrages zu gelten, welcher mit 
dem Zeitpunkte der Ablegung des Gelöbniſſes ($. 20) 
perfect wird. 
6 Im Falle der Beſtellung eines nicht in activer 
Dienſtleiſtung ſtehenden oder in einem anderen 
Dienſtbereiche oder Verwaltungszweige verwendeten 
Bewerbers wird in der Beſtellungsurkunde auch die 
Friſt beſtimmt, innerhalb deren bei ſonſtigem Wider- 
rufe der Aufnahme und inſoweit es ſich um die Reacti— 
virung eines im Penſionsgenuſſe ſtehenden Kanzlei⸗ 


V. B. M. I. 
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gehilfen handelt, auch bei Verluſt der Anſprüche an 
das Verſorgungsinſtitut der Dienſt anzutreten iſt. 


F. 4. 
Dienſteszuweiſung. 


Den Kanzleihilfsarbeitern aus dem eigenen 
Dienſtbereiche der anſtellenden Behörde iſt bei der 
Beſtellung zu Kanzleigehilfen derjenige Ort, in welchem 
ſie als Kanzleihilfsarbeiter in Verwendung ſtehen, 
als Dienſtort anzuweiſen. 

Von dieſem Grundſatze kann nur dann ab- 
gegangen werden, wenn eine Anderung des Dienſt— 
ortes von dem Bewerber ſelbſt angeſtrebt wird. 


8. 5. 
Allgemeine Erforderniſſe. 


Die allgemeinen Vorausſetzungen für die Be- 
ſtellung zum Kanzleigehilfen ſind: 

1. Die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, 

2. die Vollſtreckung des 18. und Nichtüber- 
ſchreitung des 40. Lebensjahres, 

3. die körperliche Eignung und volle Dienſt⸗ 
tauglichkeit, 

4. Sprachkenntniſſe nach Maßgabe des dienſt— 
lichen Bedürfniſſes, 

5. eine mindeſtens dreijährige, zufriedenſtellende 
Dienſtleiſtung bei ſtaatlichen Behörden, Amtern oder 
Anſtalten als vollbeſchäftigter, das iſt während der 
ganzen normalen Amtsſtunden verwendeter Kanzlei⸗ 
hilfsarbeiter. 

Die Berechnung dieſes Trienniums geſchieht 
nach den Beſtimmungen des S. 12. 


Sao 
Ausſchließungsgründe. 


Von der Beſtellung zu Kanzleigehilfen ſind jene 
Perſonen ausgeſchloſſen, welche wegen eines Ver— 
brechens oder einer aus Gewinnſucht begangenen 
oder gegen die öffentliche Sittlichkeit verübten 
anderen ſtrafbaren Handlung ſchon ſtrafgerichtlich 
verurtheilt oder ſtrafweiſe aus dem Staatsdienſte 
entlaſſen worden ſind. 


Set. 
Verwandtſchaft, Schwägerſchaft. 


Von der Beſtellung zu Kanzleigehilfen bei 
beſtimmten Behörden (Amtern, Anſtalten), beziehungs- 
weiſe bei beſtimmten Geſchäftsabtheilungen derſelben 
ſind diejenigen Perſonen ausgeſchloſſen, welche mit 
dem Vorſtande der betreffenden Behörde (Amt, 
Anſtalt) oder mit dem Vorſtande der betreffenden 
Geſchäftsabtheilung oder einem anderen Beamten der— 
ſelben Behörde (Amt, Anſtalt), zu welchem ſie in das 
Verhältnis der Unterordnung oder Controle treten 
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würden, in auf- oder abſteigender Linie, oder in der 
Seitenlinie bis zum vierten Grade verwandt oder ver- 
ſchwägert ſind, oder im Verhältniſſe von Wahl- oder 
Pflegeeltern, beziehungsweiſe Kindern ſtehen. 

Nachträglich eintretende Umſtände, durch welche 
ein derartiges Verhältnis begründet wird, find unver— 
züglich der vorgeſetzten Behörde anzuzeigen, welche 
die nothwendigen Anderungen in der Dienſteszuweiſung 
vorzunehmen hat. 


8.8. 
Ausnahmen von den Anordnungen der 


Ss. 5— 7. 

Ausnahmen von den Beſtimmungen des $. 5, 
8. 2, ſowie von jenen der 88. 6 und 7 dieſer Ver— 
ordnung können nur unter beſonders berückſichtigungs— 
würdigen Umſtänden und lediglich von der competenten 
Centralſtelle bewilligt werden. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verord⸗ 
nung im Gebiete der Juſtizverwaltung gegen feſten 
Gehalt aufgenommenen Kanzleigehilfen können auch 
beim Abgange des im §. 5, Z. 5 bezeichneten Erfor— 
derniſſes zu Kanzleigehilfen im Sinne dieſer Verord- 
nung beſtellt werden. 


8.9. 
Bezüge im allgemeinen. 


Die Kanzleigehilfen erhalten Monatsbezüge. 
Dieſelben ſind nach vier Ortsclaſſen, welche den Acti- 
vitätszulagenclaſſen der Staatsbeamten entſprechen, 
verſchieden feſtgeſetzt und innerhalb jeder Ortsclaſſe 
nach der Dauer der anrechenbaren Dienſtzeit fünffach 
abgeſtuft. Dieſe Monatsbezüge betragen: 


in den Orten der 


III. * 


bei einer I. | u. 


Dienſtzeit von 
1 Activitätszulagenclaſſe 


© 
— 
So 
— 
— 
as 
— 
2 
— 
— 
S 
— 
— 
— 
—— 


Kronen 


I. über 3 bis 6 Jahren] 100 


II. fiber 6 bis 10 Jahren 


III. 


über 10 bis 15 


Jahren 


IV. über 15 bis 20 


Jahren 


V. füber 20 Jahren. 
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Höhere als die im vorſtehenden normirten Be— 
züge können, abgeſehen von den Fällen der 88. 10 
und 11, nur von der competenten Centralſtelle im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium bewilligt 
werden. 


§. 10. 
Bezüge für höher qualiſicirte Voſten. 


Einem Theile der Kanzleigehilfen werden 
nach Maßgabe höher qualificirter Dienſtleiſtung 
anſtatt der nach dem obigen Schema entfallenden 
Entlohnungen die ſonſt für die nächſthöhere Dienſt⸗ 
altersclaſſe normirten Bezüge zuerkannt. 

Solche Kanzleigehilfen erhalten daher bei einer 
anrechenbaren Dienſtzeit bis zu ſechs Jahren die in 
der Scala für eine ſechs- bis zehnjährige Dienſtzeit 
feſtgeſetzten Bezüge, und bei einer Dienſtdauer von 
ſechs bis zu zehn Jahren die für eine zehn- bis fünf- 
zehnjährige Dienſtzeit beſtimmten Entlohnungen u. ſ. w. 

Bei einer mehr als zwanzigjährigen Dienſtzeit 
überſteigen die Bezüge derartiger Kanzleigehilfen den 
in der Scala für die betreffende Ortsclaſſe ange- 
gebenen Maximalbetrag um zehn Kronen. 


8 
Bewilligung höherer Anfangsbezüge. 

Sollte der nach den vorhergehenden Beſtimmun⸗ 
gen ermittelte Anfangsbezug eines Kanzleigehilfen den 
Betrag ſeiner früheren Entlohnung, ausſchließlich aller 
Nebengebüren (wie Überſtundengelder, Remunerationen, 
Aushilfen, Gang- und Zehrgelder ꝛc.) nicht erreichen, 
ſo iſt ihm der vor der Beſtellung zum Kanzleigehilfen 
erlangte Bezug (ohne Nebengebüren) ſolange zu be⸗ 
laſſen, bis er kraft feines Dienſtalters ($$. 9, 10) 
Anſpruch auf höhere ſcalamäßige Bezüge er⸗ 
worben hat. 


§. 12. 
Für die Vemeſſung der Bezüge u 
bare Dienſtzeit. | 


Für die Bemeſſung der Bezüge iſt die geſammte, 
in der Eigenſchaft eines vollbeſchäftigten (8. 5, 8.5) 
Kanzleihilfsarbeiters, ſowie in der Eigenſchaft eines 
Kanzleigehilfen bei ſtaatlichen Behörden, Amtern oder 
Anſtalten ohne Unterbrechung vollſtreckte Dienſtzeit 
anrechenbar. 

Eine Ausnahme findet nur inſoferne ſtatt, als 
diejenigen Zeiträume unberückſichtigt zu bleiben haben, 
während welcher ein Kanzleigehilfe mit nachfolgender 
Diſciplinarbeſtrafung ſuspendirt (§. 25) oder infolge 
Diſciplinarerkenntniſſes von der Vorrückung in höhere 
Entlohnungsſtufen ausgeſchloſſen oder in die nächſt⸗ 
niedrigere Entlohnungsſtufe verſetzt geweſen iſt 
(8. 21). 

Im Falle einer unterbrochenen Dienſtzeit werden 
jene Dienſtperioden angerechnet, welche: 


„ HB BR ug ra a SEE 


7 


N 


a) Einzeln mindeſtens ſechs Monate betragen, und 
b) von dem Bewerber vor ſeiner Beſtellung zum 
Kanzleigehilfen in der dafür vorgeſchriebenen 
Form angemeldet und nachgewieſen worden ſind. 
Falls ein Kanzleigehilfe oder Kanzleihilfs- 
arbeiter nach Auflöſung ſeines früheren Dienſtver— 
hältniſſes neuerlich bei einer ſtaatlichen Behörde 
(Amt, Anſtalt) als Kanzleigehilfe oder Kanzleihilfs— 
arbeiter verwendet wird, iſt die Zeit dieſer auf- 
einanderfolgenden Dienſtesverwendungen dann einer 
ununterbrochenen Dienſtzeit (Abſatz 1 dieſes Para- 
graphen), beziehungsweiſe einer zuſammenhängenden 
Dienſtperiode (Abſatz 3, lit. a dieſes Paragraphen) 
gleichzuhalten, wenn die betreffenden Zeitabſchnitte ſich 
unmittelbar aneinander anſchließen, oder wenn 
höchſtens drei Tage zwiſchen zwei Dienjtesver- 
wendungen liegen. Die zwiſchen zwei anrechenbaren 
Dienſtesverwendungen verſtrichene Zeit wird, wenn 
ſie drei Tage nicht überſchreitet, der anrechenbaren 
Dienſtzeit zugezählt. 


8.13. 
Fälligkeit, Anweiſung und Einſtellung 
der Bezüge. 


Die Bezüge der Kanzleigehilfen werden am 
Erſten eines jeden Monats im voraus ausbezahlt 
und ſind mit dem erſten Tage des dem Dienſtantritte 
folgenden Monats flüſſig zu machen. 

Die durch Vorrückung nach Maßgabe des Dienft- 
alters erreichbaren höheren Bezüge gebüren vom erſten 
Tage desjenigen Monats, welcher dem Zeitpunkte 
der Vollſtreckung der den Anſpruch auf eine höhere 
Entlohnung begründenden Dienſtzeit nachfolgt, und 
werden über die dem Kanzleigehilfen obliegende An— 
meldung ſeines Anſpruches flüſſig gemacht. 

Die Bezüge find mit Schluss jenes Monats ein- 
zuſtellen, in welchem das Dienſtverhältnis endet, 
beziehungsweiſe die das Aufhören des Bezuges be⸗ 
5 Ereignung eingetreten iſt. 


§. 14. 


Abzüge. 

Von den fälligen Monatsgebüren werden, abge— 
ſehen von öffentlichen Abgaben, welche im Abzugs⸗ 
wege einzubringen ſind, ſowie von Anſprüchen, zu deren 
Gunſten eine gerichtliche Sicherungsmaßregel oder 
Execution erwirkt oder eine rechtsbeſtändige Ver- 
fügung durch ein Rechtsgeſchäft getroffen worden iſt, 
von der auszahlenden Caſſe vorweg in Abzug gebracht: 

1. Die Erſätze aus dem Dienſtverhältniſſe 
(8. 20), 

2. die ſtatutariſchen Beiträge der Kanzleigehilfen 
zum Verſorgungsinſtitute ($. 19), 

3. die im §. 21 unter I, Z. 3 und 4 als Drd- 
nungsſtrafen aufgeführten Geldſtrafen und Bezugs- 
rückläſſe, 
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4. die Dienſtverleihungsgebür nach Maßgabe 
der bewilligten Raten, 
5. die allfälligen Übergenüſſe. 


8. 15. 
Dienſtesverhinderung. 


Im Falle einer durch Krankheit oder Unfall 
verurſachten, gehörig nachgewieſenen Dienſtesver— 
hinderung werden die Bezüge für die Dauer derſelben, 
jedoch längſtens für die dem Eintritte derſelben 
nachfolgenden drei Monate fortbezahlt. 

Wenn die Dienſtesverhinderung innerhalb dieſer 
Friſt nicht behoben wird, iſt der Kanzleigehilfe nach 
den Beſtimmungen der §§. 28 und 30 zu behandeln. 


1 
Militärdienſtleiſtung. 

Während der Dauer der durch die Ableiſtung 
militäriſcher Waffenübungen oder durch die achtwöchent— 
liche Ausbildung als Erſatzreſerviſt bedingten 
Dienſtesverhinderungen erhalten die Kanzleigehilfen 
die halben Gebüren. Unter beſonders berückſichtigungs⸗ 
würdigen Umſtänden kann ausnahmsweiſe der Fort- 
bezug der vollen Gebüren bewilligt werden. 

In allen übrigen Fällen activer Militärdienſt⸗ 
leiſtung werden die Bezüge mit Ende jenes Monats 
eingeſtellt, in welchem die Kanzleigehilfen den Dienſt 
bei der Civilſtaatsbehörde verlaſſen. 


8.17 


Arlaube. 

Den Kanzleigehilfen können über ihr Anſuchen 
nach Zuläſſigkeit des Dienſtes Urlaube gewährt 
werden. 

Die Bewilligung längerer als 14tägiger Urlaube 
kann von dem gänzlichen oder theilweiſen Rücklaſſe der 
Gebüren abhängig gemacht werden. 


§. 18. 
Reiſegebüren. 

Den Kanzleigehilfen, welche außer dem Amts⸗ 
orte bei Commiſſionen verwendet werden, gebürt 
unter denſelben Vorausſetzungen, unter denen Beamte 
auf eine Diäte Anſpruch haben, ein Zehrgeld täglicher 
3 K; im übrigen finden die für Diurniſten geltenden 
Beſtimmungen Anwendung. 

Im Falle einer Verſetzung von amtswegen 
erhalten die Kanzleigehilfen außer den Reiſegebüren 
und dem Zehrgelde eine Entſchädigung für die durch 
die Überſiedlung herbeigeführten Auslagen bis zum 
Höchſtbetrage von 200 K. 

Bei Beſtimmung des Ausmaßes dieſes Ent— 
ſchädigungspauſchales iſt auf die Entfernung, die 
Transportmittel und insbeſondere auf den Umſtand 
Rückſicht zu nehmen, ob der von amtswegen Verſetzte 
mit oder ohne Familie überſiedelt. 
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8.19. 
Verſorgungsinſtitut. 

Die Kanzleigehilfen ſind Theilnehmer des für 
dieſelben errichteten Verſorgungsinſtitutes. Die aus 
dieſer Theilnehmerſchaft entſpringenden Rechte und 
Verbindlichkeiten ſind nach den einen integrirenden 
Beſtandtheil dieſer Verordnung bildenden, im Anhang 
folgenden Statuten des Verſorgungsinſtitutes zu be- 
urtheilen. 


8.20. 
Allgemeine Dienſtpflichten; Gelöbnis. 


Die Kanzleigehilfen haben den Arbeiten, welche 
der ihnen jeweilig übertragene Dienſt erheiſcht, mit 
Treue, Fleiß und Redlichkeit nach beſtem Wiſſen und 
Können zu obliegen und ſich die hiezu erforderlichen 
Kenntniſſe und Fertigkeiten gewiſſenhaft anzueignen. 
Sie ſind für den raſchen und pünktlichen Vollzug der 
ihnen übertragenen Dienſtverrichtungen verantwortlich, 
haben die Amtsſtunden genau einzuhalten, nöthigen— 
falls, bei außerordentlichem Bedarfe, auch außerhalb 
derſelben Dienſt zu leiſten und über Auftrag ihrer 
Vorgeſetzten auch andere als die ihnen gewöhnlich zu— 
gewieſenen ämtlichen Arbeiten ohne Anſpruch auf eine 
beſondere Entlohnung zu verrichten. 

Die Kanzleigehilfen ſind ferner verpflichtet, über 
dienſtliche Angelegenheiten gegen jedermann Ver- 
ſchwiegenheit zu beobachten. 

Sie haften für das ihnen ſeitens des Dienſt⸗ 
gebers anvertraute Gut und für jeden durch ihr Ver⸗ 
ſchulden dem Staate verurſachten Schaden. 

Die Erſätze werden im Dienſtwege feſtgeſtellt. 

Ihren Vorgeſetzten ſchulden die Kanzleigehilfen 
Gehorſam und Achtung; im dienſtlichen Verkehre mit 
anderen Angeſtellten, ſowie mit Parteien haben ſie ein 
höfliches Betragen zu beobachten; es iſt ihnen ſtreng⸗ 
ſtens verboten, von Parteien aus Anlass ihrer 
Dienſtesverrichtungen Geſchenke oder ſonſtige Vor— 
theile anzunehmen oder ſich zuſichern zu laſſen. 

Die Kanzleigehilfen haben ſich endlich auch außer 
Dienſt anſtändig und ehrenhaft zu benehmen und ſich 
ſolcher Nebenbeſchäftigungen zu enthalten, durch welche 
ihre Dienſtleiſtung, ihre Vertrauenswürdigkeit oder 
das Anſehen des Amtes beeinträchtigt würden. 

Der Kanzleigehilfe übernimmt beim Abſchluſſe 
des Dienſtvertrages gleichzeitig die Verpflichtung, im 
Falle der erfolgten Übernahme in die Invaliditäts⸗ 
verſorgung bei wieder erlangter Dienſtfähigkeit über 
Aufforderung derjenigen Behörde, welche die Auf- 
löſung des Dienſtverhältniſſes verfügt hat, in das 
frühere Dienſtverhältnis unter Flüſſigmachung ſeiner 
letzten Activitätsgebüren wieder einzutreten, widrigen- 
falls er aller Anſprüche an das Verſorgungsinſtitut 
verluſtig wird. 

Vor dem Dienſtantritte haben die Kanzlei— 
gehilfen das Gelöbnis zu leiſten, ihren Dienſtpflichten 
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dieſer Verordnung, insbeſondere auch jenen der 
88. 21 bis 27 über die Dienſtſtrafen zu unterwerfen. 
Das Gelöbnis iſt nach dem, eine Beilage dieſer 
Verordnung bildenden Formulare abzulegen. 

Für die gerichtlichen Kanzleigehilfen gilt die 
Beſtimmung des §. 51 des Geſetzes vom 27. No- 
vember 1896, R. G. Bl. Nr. 217. 


AR, 
Ordnungs- und Diſciplinarſtrafen. 


Gegen Kanzleigehilfen, welche die ihnen vermöge 
ihrer dienſtlichen Stellung obliegenden Pflichten durch 
ihr dienſtliches Gebaren oder ihr perſönliches Ver⸗ 
halten verletzen, werden Dienſtſtrafen verhängt. 

Je nachdem ſich die Pflichtverletzung als eine 
bloße Ordnungswidrigkeit oder mit Rückſicht auf die 
Art und den Grad derſelben, auf eine allfällige 
Wiederholung, und ſonſtige erſchwerende Umſtände als 
ein ſtrenger zu beſtrafendes Dienſtvergehen darſtellt, 
wird dieſelbe mit Ordnungs- oder Diſciplinarſtrafen 
geahndet. 

I. Ordnungsſtrafen ſind: 

1. Die mündliche Verwarnung; 

2. der ſchriftliche Verweis; 

3. die Geldſtrafe, welche jedoch im einzelnen 
Falle den dreißigſten Theil des Monatsbezuges nicht 
überſteigen und innerhalb desſelben Monats nicht 
öfter als dreimal verhängt werden darf; 

4. die Entziehung der auf die Tage ungerecht⸗ 
fertigten Fernbleibens vom Dienſte, insbeſondere auch 
nicht hinreichend entſchuldigter Urlaubsüberſchreitungen 
entfallenden Bezugstangenten. 


II. Diſciplinarſtrafen ſind: 

1. Der Aufſchub der Vorrückung in die höhere 
Eutlohnungsſtufe auf ein bis incluſive ſechs Halbjahre; 

2. die Verſetzung in die nächſt niedrigere Ent⸗ 
lohnungsſtufe für ein bis höchſtens ſechs Halbjahre; 

3. die Verſetzung zu einer anderen Behörde ohne 
Anſpruch auf irgend eine Entſchädigung (§. 18); 

4. die ſtrafweiſe Ausſchließung vom Dienſte; 
dieſe Strafe hat den Verluſt des Poſtens zur Folge; 
dem Ausgeſchloſſenen ſowie ſeinen Angehörigen 
bleiben jedoch die im Zeitpunkte der Ausſchließung 
etwa bereits erworbenen Anwartſchaften an das Ver⸗ 
ſorgungsinſtitut gewahrt; 

5. die Entlaſſung; dieſelbe kann auf Grund 
eines Diſciplinarverfahrens ($. 26) oder ohne ein 
ſolches (S. 27) ſtattfinden und hat den Verluſt des 
Dienſtpoſtens und aller Anſprüche an das Verſor⸗ 
gungsinſtitut zur Folge, mit Ausnahme des An⸗ 
ſpruches auf zinſenfreie Rückzahlung der geleiſteten 
Beiträge. 

Diſciplinarſtrafen werden nicht cumulirt; doch 
ſchließt die Verhängung einer Diſciplinarſtrafe die 
gleichzeitige Verfällung in eine Ordnungsſtrafe 


pünktlich nachzukommen und ſich allen Beitimmungen nicht aus. 
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Verfahren (88. 22—24). 
§. 22. 
A. Bezüglich der Ordnungsſtrafen. 


Die Ordnungsſtrafen werden von dem unmittel- 
baren Amtsvorſtande verhängt. Vor Erlaſſung der 
Strafverfügung iſt dem Kanzleigehilfen Gelegenheit 
zu geben, ſich über die ihm zur Laſt gelegte Ordnungs— 
widrigkeit zu rechtfertigen. Gegen Ordnungsſtrafen 
findet die Beſchwerde im Sinne des §. 32 dieſer 
Verordnung ſtatt. 


9.228: 

B. Bezüglich der Diſeiplinarſtrafen. 

Die Verhängung von Diſciplinarſtrafen ſteht 
jenem Organe zu, welches den Kanzleigehilfen beſtellt 
hat (8. 3). Wenn der Kanzleigehilfe durch ein Ober- 
landesgericht beſtellt worden iſt, iſt zur Verhängung 
von Diſciplinarſtrafen das Oberlandesgerichtspräſidium 
berufen. 

Das mündlich zu pflegende Unterſuchungsver— 
fahren wird in der Regel von dem unmittelbaren 
Amtsvorſtande eingeleitet und von dieſem oder einem 
von demſelben beſtellten Unterſuchungscommiſſär 
durchgeführt; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der zur 
Entſcheidung in dem Diſciplinarfalle berufenen Organe 
überlaſſen, den mit der Vornahme der Diſciplinar⸗ 
unterſuchung zu betrauenden Beamten ſelbſt zu 
beſtimmen. 

Über die mündliche Verhandlung wird ein 
Protokoll aufgenommen. 

Dem Beſchuldigten iſt das ihm zur Laſt gelegte 
Dienſtvergehen genau zu bezeichnen, und es iſt ihm 
Gelegenheit zu geben, ſich über jeden Anſchuldigungs— 
punkt zu rechtfertigen. Unmittelbar nach der Proto— 
kollirung ſeiner Ausſage iſt ihm durch Verleſung der— 
ſelben die Möglichkeit zu bieten, Berichtigungen und 
Ergänzungen vorzubringen. Nach Abſchluſs der Unter— 
ſuchung ſind die Acten der competenten Behörde zur 
Entſcheidung vorzulegen. 

Das Erkenntnis wird dem Beſchuldigten ſchrift⸗ 
lich zugefertigt. 

Falls ſich der Kanzleigehilfe der Einvernehmung 
vorſätzlich entzieht, kann eine Diſciplinarſtrafe auch 
ohne Anhörung desſelben verhängt werden. 

Gegen das Erkenntnis kann der Beſchuldigte 
binnen 14 Tagen von dem der Zuſtellung des 
Erkenntniſſes folgenden Tage gerechnet die Beſchwerde 
an die Centralſtelle ergreifen. Eine ſolche Beſchwerde 
hat aufſchiebende Wirkung. 


§. 24. 


C. Gemeinſame Beſtim mungen. 
Jede Ordnungs- oder Diſciplinarſtrafe iſt im 
Dienſt⸗ und Eigenſchaftsausweiſe anzumerken; die 
Löſchung dieſer Anmerkung kann nach dreijähriger 


§. 25. 
Suspenſton vom Dienſte. 


Kanzleigehilfen, welche wegen eines Verbrechens 
oder einer aus Gewinnſucht begangenen oder gegen 
die öffentliche Sittlichkeit verübten anderen ſtrafbaren 
Handlung in Vorunterſuchung gezogen wurden oder 
wider welche wegen einer ſtrafbaren Handlung die 
Unterſuchungshaft verhängt oder über deren Vermögen 
der Concurs eröffnet wurde, ſind vom Dienſte zu 
ſuspendiren. 

Die Suspenſion kann aber auch dann verhängt 
werden, wenn ein Kanzleigehilfe wegen einer anderen 
ſtrafbaren Handlung in Vorunterſuchung gezogen 
wird, oder wenn nach der Art ſeines pflichtwidrigen 
Verhaltens die Sicherheit oder das Anſehen des 
Amtes oder das Intereſſe des Dienſtes ſeine Entfer- 
nung fordern. 

Diejenigen Umſtände, welche zur Verhängung 
der Suspenſion Anlaſs gegeben haben, find, ſoferne 
nicht gemäß §. 27 die Entlaſſung ohne Diſciplinar⸗ 
verfahren eintritt, immer auch zum Gegenſtande einer 
Diſciplinarunterſuchung zu machen. 

Zur Verhängung der Suspenſion iſt das zur 
Fällung des Diſciplinarerkenntniſſes berufene Organ 
zuſtändig; in dringenden Fällen kann dieſelbe jedoch 
auch von dem unmittelbaren Amtsvorſtande gegen 
Einholung der nachträglichen Genehmigung ausge— 
ſprochen werden. 

Während der Dauer der Suspenſion erhält der 
ſuspendirte Kanzleigehilfe die halben Bezüge als 
Alimentation. 

Wird der Beſchuldigte weder ſtrafgerichtlich ver— 
urtheilt noch mit einer Diſciplinarſtrafe belegt, ſo iſt 
die Suspenſion rückwirkend aufzuheben und die 
Differenz zwiſchen der normalmäßigen Entlohnung und 
der bezogenen Alimentation nachträglich zu vergüten. 
Sonſt endigt die Suspenſion mit dem Zeitpunkte der 
Zuſtellung des Diſciplinarerkenntniſſes, beziehungs⸗ 
weiſe, falls dasſelbe auf Ausſchließung vom Dienſte 
oder auf Entlaſſung lautet, mit dem Eintritte der 
Rechtskraft dieſer Entſcheidung. Die Suspenſion kann 
aber auch früher aufgehoben werden, wenn keine 
Gründe für ihre Fortdauer mehr beſtehen. 

Wurde auf eine mildere Diſciplinarſtrafe als die 
der Dienſtesentlaſſung oder der Ausſchließung vom 
Dienste erkannt, jo kann unter berückſichtigungswürdi⸗ 
gen Umſtänden die gänzliche oder theilweiſe Nach— 
zahlung des zurückbehaltenen Theiles der Bezüge be— 
willigt werden. 


§. 26. 
Entlaffung auf Grund eines Pifciplinar- 
verfahrens. 


Die Entlaffung kann auf Grund eines Diſci— 
plinarverfahrens wegen ſchwerer Verletzung der 
Dienſtpflichten ſowie wegen ſolcher Handlungen ver— 


tadelloſer Aufführung des Kanzleigehilfen ſtattfinden. hängt werden, welche den Kanzleigehilfen als ver— 
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trauensunwürdig oder ſeine Belaſſung im Dienſte 
als mit den Intereſſen des Dienſtes oder mit dem 
Anſehen der Behörde (Amt, Anſtalt) unvereinbar 
erſcheinen laſſen. 

Als ſchwere Verletzungen der Dienſtpflichten 
werden insbeſondere angeſehen: Widerſetzlichkeit 
oder Ungehorſam im Dienſte, Dienſtesverweigerung, 
grobe Außerachtlaſſung der den Vorgeſetzten ſchuldigen 
Achtung, Annahme oder Forderung eines Geſchenkes 
oder ſonſtigen Vortheiles aus Anlaſs einer Dienſt⸗ 
verrichtung, Trunkenheit im Dienſte, leichtſinniges 
Schuldenmachen, gröbliche Verletzung der Amtöver- 
ſchwiegenheit. 


9. 27 
Entlaſſung ohne Diſciplinarverfahren. 


Kanzleigehilfen, welche eines Verbrechens ſchuldig 
erkannt oder wegen einer anderen Geſetzesübertretung 
zu einer wenigſtens ſechsmonatlichen Freiheitsſtrafe 
verurtheilt wurden, ſind mit dem Tage, an welchem 
das gerichtliche Erkenntnis in Rechtskraft erwachſen 
iſt, als entlaſſen zu behandeln. 

Sollte es einer Perſon gelingen, ſich ungeachtet 
des Mangels eines für die Aufnahme zum Kanzlei⸗ 
gehilfen aufgeſtellten Erforderniſſes (S. 5) oder des 
Vorhandenſeins eines Ausſchließungsgrundes ($. 6) 
in den Dienſt einzuſchleichen, ſo kann ſie ohneweiters 
entlaſſen werden, ſobald dieſer Umſtand offenbar 
wird. Zur Entlaſſung ſind die in §. 23, Abſatz 1, ge⸗ 
nannten Organe berufen. 


9. 28. 
Arten der Endigung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes. 


Das Dienſtverhältnis endet: 

1. Durch Kündigung ($. 29); 

2. durch Entlaſſung (88. 26 und 27); 

3. durch Ausſchließung vom Dienfte ($. 21); 

4. durch Auflöſung des Dienſtverhältniſſes in- 
folge Dienſtunfähigkeit oder ſonſtiger Dienſtesver⸗ 
hinderung oder infolge Erfüllung der Militärdienſt⸗ 
pflicht in den im §. 30 angeführten Fällen; 

5. durch den Eintritt in die Invaliditäts- oder 
Altersverſorgung nach Maßgabe der Statuten des 
Verſorgungsinſtitutes; 

6. durch den Verluſt der Staatsbürgerſchaft; 

7. durch den Tod. 


Zur Auflöſung des Dienſtverhältniſſes in den 
Fällen der Z. 4, 5 und 6 find die im 8. 23, Abſatz 1 
bezeichneten Organe berufen. 

§. 29. 
Kündigung. 


Die Kündigung des Dienſtverhältniſſes kann 
ſowohl vom Dienſtgeber (durch das im §. 23, Abſatz 1 
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bezeichnete Organ) als auch vom Dienſtnehmer ohne 
Angabe von Gründen jederzeit vorgenommen werden. 

Das Dienſtverhältnis wird mit Ende desjenigen 
Monats aufgelöst, in welchem die Kündigungsfriſt 
abläuft. N 

Die Kündigungsfriſt beträgt für den Dienſtgeber 
drei oder ſechs Monate, je nachdem der Bedienſtete, 
dem gekündigt wird, im Zeitpunkte der Kündigung 
eine im Sinne des §. 12 anrechenbare Dienſtzeit bis 
zu fünfzehn Jahren oder über fünfzehn Jahre zurück⸗ 
gelegt hat. Für den kündigenden Kanzleigehilfen gilt 
eine einmonatliche Kündigungsfriſt. 

Vor Schluſs des Monats, in welchem die 
Kündigungsfriſt abläuft, darf der Kanzleigehilfe ohne 
ausdrückliche Bewilligung des Dienſtgebers ſeinen 
Dienſt nicht verlaſſen. 


§. 30. 


Auflöſung des Dienſtverhältniſſes infolge 

Dienſtunfähigkeit oder ſonſtiger Dienſtes⸗ 

verhinderung oder infolge Erfüllung der 
Militärdienſtpflicht. 


Wenn die Dienſtunfähigkeit oder ſonſtige 
Dienſtesverhinderung ununterbrochen mehr als drei 
Monate dauert, kann das Dienſtverhältnis ohne 
weiteres Verfahren mit Ablauf des dritten Monats 
nach dem Eintritte der Dienſtesverhinderung aufgelöst 
werden. 

Im Falle der Erfüllung der activen Militär⸗ 
dienſtpflicht, ausgenommen die Fälle der Ableiſtung 
einer Waffenübung oder der Ausbildung als Erſatz⸗ 
reſerviſt, iſt das Dienſtverhältnis mit jenem Zeitpunkte 
aufzulöſen, in dem gemäß $. 16 die Bezüge einzu⸗ 
ſtellen ſind. 


Sal 
Enthebungsurkunde. 


Anläſslich der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
wird dem Kanzleigehilfen von dem im §. 23, Abſ. 1 
bezeichneten Organe eine Enthebungsurkunde aus⸗ 
geſtellt. In derſelben iſt die Dauer der Verwendung 
als Kanzleigehilfe und — die Fälle der Ausſchließung 
vom Dienſte und der Entlaſſung ausgenommen — 
auch die Art der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
anzuführen. Ferner hat die Enthebungsurkunde, falls 
der Kanzleigehilfe ſich im Sinne des §. 15 der Sta- 
tuten für das Verſorgungsinſtitut die bereits erwor⸗ 
benen Theilnehmerrechte vorbehalten hat, die Summe 
der von ihm an das Inſtitut geleiſteten Beiträge zu 
enthalten. Erfolgt die Auflöſung aus einem der im 
8.30 angeführten Gründe, fo iſt in der Enthebungs⸗ 
urkunde auch auf die dem geweſenen Kanzleigehilfen 
durch §. 2 dieſer Verordnung gewährleiſtete Begün⸗ 
ſtigung bei Beſetzung von Kanzleigehilfenpoſten hinzu⸗ 
weiſen. 


8. 32. 


Beſchwerderecht. 


Inſoferne nicht das Beſchwerderecht nach §. 23 
eintritt, ſteht dem Kanzleigehilfen, welcher ſich durch 
eine auf Grund dieſer Verordnung gegen ihn ergangene 
Verfügung beſchwert erachtet, frei, die Entſchei— 
dung der höheren Inſtanz innerhalb 14 Tage, von 
dem der Verſtändigung folgenden Tage an gerechnet, 
mittels ſchriftlicher Beſchwerde anzurufen. Dieſe Be- 
ſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Die Be— 
ſchwerde iſt im Dienſtwege einzubringen. 


II. Abſchnitt. 
Von den Banzleihilfsarbeitern. 


8. 33. 
Verſonen, auf welche die Beſtimmungen 
des II. Abſchnittes Anwendung finden. 


Die im II. Abſchnitte dieſer Verordnung enthal- 
tenen Beſtimmungen für Kanzleihilfsarbeiter haben auf 
alle bei ſtaatlichen Behörden, Amtern oder Anſtalten 
im Rechnungs-, ſowie im Kanzlei- und Manipula- 
tionsdienſte nicht ſtabil beſtellten, zur Beſorgung 
anderer als Dienerverrichtungen verwendeten und 
während der ganzen normalen Amtsſtunden beſchäf— 
tigten Hilfskräfte (Diurniſten, Calculanten und die 
denſelben gleichgeſtellten Kategorien nicht ſtabiler 
Kanzleihilfsperſonen, wie gerichtliche Kanzleigehilfen 
gegen Taggeld, Schreiber, Aushilfsdiurniſten ꝛc.) An- 
wendung zu finden, ſoweit dieſe nicht zur Kategorie 
der Kanzleigehilfen im Sinne des I. Abſchnittes dieſer 
Verordnung gehören oder durch ausdrückliche An— 
ordnung der competenten Centralſtelle aus dem 
Geltungsbereiche dieſer Verordnung ausgeſchieden 
werden. 

Von den die dienſtliche Bezeichnung „Diurniſten“ 
führenden Kanzleihilfsperſonen ſind vom Geltungs— 


bereiche dieſer Verordnung insbeſondere ausge— 
ſchloſſen: 
1. Die Diurniſten der k. k. öſterreichiſchen Staats- 
bahnen, 


2. die Manipulationsdiurniſten der k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphenanſtalt. 5 

Das Dienſtverhältnis dieſer beiden Kategorien 
von Bedienſteten richtet ſich nach den für ſie jeweils 
geltenden beſonderen Vorſchriften. 


§. 34. 
Grundlage des Dienſtverhälkniſſes. 


Das Dienſtverhältnis der Kanzleihilfsarbeiter 
beruht auf dem zwischen dem Amts-, beziehungsweiſe 


e 
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Abtheilungsvorſtande einerſeits und dem Bedienſteten 
anderſeits mündlich oder ſchriftlich abgeſchloſſenen 
Dienſtvertrage. 


8. 35. 


Allgemeine Erforderniſſe und Ausſchlie⸗ 
ßungsgründe. 


Die im §. 5, Z. 1, 3 und 4, ſowie in den SS. 6 
und 7 dieſer Verordnung enthaltenen Vorſchriften über 
allgemeine Erforderniſſe und Ausſchließungsgründe ſind 
künftighin auch bei der Aufnahme von Kanzleihilfs— 
arbeitern zu beobachten. 

Die Bewilligung von Ausnahmen von den in 
den SS. 6 und 7 dieſer Verordnung enthaltenen Vor— 
ſchriften richtet ſich nach S. 8. 


§. 36. 


Dienſtpflichten. 


Die Kanzleihilfsarbeiter ſind verpflichtet, die 
ihnen übertragenen Arbeiten und Verrichtungen fleißig 
und gewiſſenhaft nach beſtem Können zu vollziehen, 
ihren Vorgeſetzten mit Achtung zu begegnen, den An- 
ordnungen derſelben zu gehorchen, ſich ſowohl im 
Dienſte, wie außerhalb desſelben anſtändig und ehren— 
haft zu betragen und das Dienſtgeheimnis treu zu 
bewahren. 


8 
Taggelder. 


Die Kanzleihilfsarbeiter erhalten Taggelder, und 
zwar in der für die Activitätszulagen der Staate- 
beamten feſtgeſetzten I. Ortsclaſſe im Betrage von 3 K, 

in der II. Ortsclaſſe im Betrage von 2 K 60 h, 

in der III. Ortsclaſſe im Betrage von 2 K 40 h, 

in der IV. Ortsclaſſe im Betrage von 2 K 20 h. 


Die Vereinbarung einer niedrigeren Entlohnung 
eines vollbeſchäftigten Kanzleihilfsarbeiters iſt un— 
zuläſſig. 

Höhere als die oben feſtgeſetzten Taggelder können 
nach Maßgabe der verfügbaren Credite zugeſtanden 
werden; eine derartige Bewilligung bedarf jedoch der 
Genehmigung jenes Organes, welches für den betref- 
fenden Dienſtbereich zur Beſtellung von Kanzleigehilfen 
im Sinne des J. Abſchnittes dieſer Verordnung ($. 3, 
Abſatz 2) berechtigt iſt. 

Inſoweit dem Oberlandesgerichte die Beſtellung 
von Kanzleigehilfen zuſteht, iſt die Genehmigung des 
Oberlandesgerichtspräſidenten erforderlich. 

Zur ausnahmsweiſen Gewährung von Tag- 
geldern in einem die ſcalamäßige Entlohnung der 
Kanzleigehilfen (§. 9) überſteigenden Betrage iſt die 
Entſcheidung der competenten Centralſtelle einzuholen. 
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8. 38. 
Zeiträume, für welche die Taggelder 
gebüren. 


Das Taggeld gebürt den Kanzleihilfsarbeitern 
in der Regel nur für jene Tage, an welchen ſie that— 
ſächlich ihren Dienſt geleiſtet haben, ſowie für die 
Ruhetage, welche in die Zeit ihrer dienſtlichen Ver— 
wendung fallen. 

Während eines Urlaubes erhalten die Kanzlei- 
hilfsarbeiter die vollen Bezüge, ſoferne die Urlaubs⸗ 
bewilligung nicht von dem gänzlichen oder theilweiſen 
Rücklaſſe der Bezüge abhängig gemacht wurde. 

Im Falle einer durch Krankheit verurſachten 
Dienſtesabweſenheit werden die Taggelder bis zur 
Maximaldauer von drei Monaten fortbezahlt. Dieſe 
Begünſtigung findet auf jene aushilfsweiſe ver- 
wendeten Kanzleihilfsarbeiter keine Anwendung, 
welche bloß für einen vorübergehenden Bedarf aufge— 
nommen wurden und noch nicht einen Monat im 
Dienſte ſtehen. 

Für die Dauer der durch die Ableiſtung einer 
Waffenübung bedingten Dienſtesverhinderung kann 
den Kanzleihilfsarbeitern unter berückſichtigungs⸗ 
würdigen Umſtänden die Hälfte des Taggeldes be— 
laſſen werden. 

In allen übrigen Fällen des Fernbleibens vom 
Dienſte werden die auf die betreffende Zeitperiode 
entfallenden Taggelder verwirkt. 


9. 89. 

Endigung des Dienſtverhältniſſes. 

Das Dienſtverhältnis endet: 

1. Durch Kündigung, 

2. durch Entlaſſung, 

3. durch den Ablauf der Zeit, für welche das— 
ſelbe begründet wurde, 

4. durch den Tod. 


8. 40. 
Kündigung. 


Inſoferne bei der Aufnahme nichts anderes 
vereinbart wurde, gilt beiderſeits eine vierzehntägige 
Kündigungsfriſt. 


721 


14 


8. 41. 
Entlaſſung. 


Die Entlaſſung ohne vorherige Kündigung kann 
erfolgen, wenn der Kanzleihilfsarbeiter wegen eines 
Verbrechens oder einer aus Gewinnſucht verübten oder 
gegen die öffentliche Sittlichkeit verſtoßenden anderen 
ſtrafbaren Handlung ſtrafgerichtlich verurtheilt wurde, 
ferner wenn er ſich einer ſchweren Verletzung ſeiner 
Dienſtpflichten oder einer ſolchen Handlung ſchuldig 
gemacht hat, welche ihn vertrauensunwürdig oder 
ſeine Belaſſung im Dienſte als mit den Intereſſen 
des Dienſtes oder mit dem Anſehen des Amtes 
unvereinbar erſcheinen läſst. 

Dem Kanzleihilfsarbeiter, welcher ſich durch die 
Entlaſſung beſchwert erachtet, ſteht das Recht zu, 
innerhalb acht Tagen, von dem der Entlaſſung folgen- 
den Tage an gerechnet, die höhere Entſcheidung mittels 
ſchriftlicher Eingabe anzurufen. 

Wird die Entlaſſung nicht für gerechtfertigt 
erkannt, die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes aber 
gebilligt, ſo iſt dem Kanzleihilfsarbeiter das Taggeld 
für ſo viele Tage nachträglich flüſſig zu machen, als 
die Kündigungsfriſt umfaſst. 


§. 42. 
Schluſsbeſtimmungen. 


Inſoweit das Dienſtverhältnis der Diurniſten 
und Calculanten, ſowie der denſelben gleichgeſtellten 
Kanzleihilfsarbeiter durch die vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen nicht geregelt iſt, bleiben die darauf bezüg⸗ 
lichen bisherigen Vorſchriften in Wirkſamkeit. 


III. Rbſchnitt. 


Beginn der Wirkſamkeit dieſer Verord⸗ 
nung. 
8. 43. 


Die Beſtimmungen des I. Abſchnittes dieſer 
Verordnung treten ſofort, jene des II. Abſchnittes mit 
1. Auguſt 1902 in Wirkſamkeit. 


N 14 193 


Angelobungs- Formular für Kanzleigehilfen. 


„Ich gelobe, die mir in meiner dienſtlichen Stellung als Kanzleigehilfe obliegenden Pflichten gewiſſen⸗ 
haft zu erfüllen, dabei ſtets nur das Beſte des Dienſtes vor Augen zu haben, den Geſetzen, Verordnungen, 
Inſtructionen, ſowie den Aufträgen meiner Vorgeſetzten willigen Gehorſam zu leiſten, das Dienſtgeheimnis 
treu zu bewahren und mich in allen Beziehungen den Beſtimmungen der Verordnung des Geſammt⸗ 
miniſteriums vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 145, insbeſondere auch jenen der 88. 21 bis 27 dieſer 


Verordnung unweigerlich zu unterwerfen.“ 


Datum: Unterſchrift: 
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Statuten 


für das 


Perlorgungsinſtitut der bei ſtaatlichen Behürden, Amtern und 
Anſtalten beſtellten Kanzleigehilfen. 


SL 1, 
Zweck des Verſorgungsinſtitutes. 


Das Verſorgungsinſtitut der ſtaatlichen Kanzlei⸗ 
gehilfen bezweckt, den Theilnehmern und im Falle ihres 
Todes den Witwen und Waiſen derſelben die ſtatuten⸗ 
mäßigen Leiſtungen zu ſichern. 

Dieſe umfaſſen: 

1. Die Penſionen der Theilnehmer; 

2. die Witwenpenſionen, ſowie die Erziehungs- 
beiträge für die Kinder der verſtorbenen Theilnehmer; 

3. die Waiſenpenſionen; 

4. die Abfertigungen; 

5. das Sterbequartal. 


8. 2. 


Theilnehmer. 


Zur Theilnahme am Verſorgungsinſtitute ſind 
alle auf Grund des erſten Abſchnittes der Verordnung 
des Geſammtminiſteriums vom 19. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 145, beſtellten Kanzleigehilfen ver- 
pflichtet. 

Das k. k. Finanzminiſterium beſtimmt im Einver⸗ 
nehmen mit der betheiligten Centralſtelle, ob und unter 
welchen Bedingungen andere Bedienſtete zur Theil⸗ 
nahme am Verſorgungsinſtitute zugelaſſen werden 
können. 


8.3. 


Beginn und Endigung der Theilnahme am Ver⸗ 
ſorgungsinſtitute. i 


Die Theilnahme am Verſorgungsinſtitute zählt 
von dem Tage der geleiſteten Angelobung als Kanzlei⸗ 
gehilfe. 

Mit dieſem Tage beginnt in der Regel auch die 
für die Ermittlung des Penſionsanſpruches anrechen⸗ 
bare Zeit; inwieferne ausnahmsweiſe eine vorher 
zurückgelegte Dienſtzeit anrechenbar iſt, beſtimmt d 
§. 18. N 

Die Theilnahme am Verſorgungsinſtitute hört 
auf mit der Endigung des Dienſtverhältniſſes als 
Kanzleigehilfe. 


8. 4. 
Mittel des Verſorgungsinſtitutes. 


Die Mittel des Verſorgungsinſtitutes beſtehen: 

1. Aus den Beiträgen der Theilnehmer; 

2. aus den Beiträgen der Staatsverwaltung; 

3. aus den nach §. 21 der Verordnung des 
Geſammtminiſteriums vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. 
Nr. 145, eingehenden Strafgeldern; 

4. aus ſonſtigen Zuflüſſen, und zwar aus ſtaat⸗ 
lichen Subventionen, welche zur Deckung eventueller 
Fehlbeträge beſtimmt ſind, aus Vermächtniſſen, Schen⸗ 
kungen ꝛc.; 

5. aus den durch die Fructificirung obiger 
Mittel erzielten Einnahmen. 
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9. 5. | 4 
Beitragsleiſtung der Theilnehmer. Auweiſung der Penſion ohne den Nachweis der 
Dienſtunfähigkeit. 


Jeder Theilnehmer hat vom Zeitpunkte ſeines 
Eintrittes in das Verſorgungsinſtitut angefangen 
3 Procent der jeweiligen Penſionsgrundlage als fort- 
laufenden, monatlich vorhinein fälligen Beitrag zu ent⸗ 
richten. 


§. 6. 
Beitrag der Staatsverwaltung. 


Die Staatsverwaltung leiſtet für jeden zur Theil- 
nahme am Verſorgungsinſtitute verpflichteten Kanzlei⸗ 
gehilfen dieſelben procentuellen Beiträge wie der 
Kanzleigehilfe (§. 5). 


8.7. 


Hereinbringung der Beiträge. 


Die Penſionsbeiträge werden den Kanzleigehilfen 
von ihren Monatsbezügen in Abzug gebracht. 

Der ſtaatliche Beitrag wird nachhinein an- 
gewieſen. 


8.8. 
Bedeckung des Erfordernifjes. 


Die ſtatutenmäßig dem Verſorgungsinſtitute ob⸗ 
liegenden Zahlungen werden aus den Mitteln des 
Verſorgungsinſtitutes geleiſtet. 


8.9. 


Vorausſetzungen für die Erwerbung des Penſions⸗ 
anſpruches. 


Jeder Theilnehmer, welcher die im . 5 feſt⸗ 
geſetzten Beiträge ordnungsmäßig leiſtet, erwirbt nach 
zehnjähriger Theilnahmszeit die Penſionsberechtigung 
für den Fall der ſtaatsärztlich feſtgeſtellten Dienſt⸗ 
unfähigkeit. 

Beim Wiedereintritte der Dienſtfähigkeit gelten 
die Beſtimmungen des §. 23, Z. 4. 


Ausnahmsfälle. 
8.10. | 
Dienſtunfähigkeit vor Ablauf der zehnjährigen 
Theilnahmszeit. 


Kanzleigehilfen, welche infolge Krankheit oder 
infolge einer von ihnen nicht abſichtlich herbeigeführten 
körperlichen Beſchädigung dienſtunfähig geworden ſind, 
werden, wenn ſie auch noch nicht zehn, jedoch 
mindeſtens fünf Theilnahmsjahre vollſtreckt haben, ſo 
behandelt, als ob ſie zehn Jahre zurückgelegt hätten. 


Kanzleigehilfen, welche das 60. Lebensjahr und 
das 35. Theilnahmsjahr vollſtreckt haben, kann über 
eigenes Anſuchen ohne den ſonſt erforderlichen Nach- 
weis der Dienſtunfähigkeit die ſtatutenmäßige Penſion 
angewieſen werden. 


9.12. 
Penſionsgrundlage. 


Als Grundlage für die Bemeſſung der Penſion, 
ſowie der Beiträge zum Verſorgungsinſtitute werden 
Normalbeträge beſtimmt, welche den ſcalamäßigen 
Activitätsbezügen entſprechen, wie folgt: 


Jahresactivitätsbezüge in der Ortsclaſſe Jährlicher 
N Normalbetrag 
n 
1200 | 1080 960 900 780 
1380 | 1200 | 1080 | 1020 900 
1560 : 1320 | 1200 | 1140 1020 
1680 1440 | 1320 | 1260 1140 

1800 | 1560 | 1440 | 1380 1260 
1920 | 1680 | 1560 | 1500 1380 


Für jene Kanzleigehilfen, deren Jahresactivitäts⸗ 
bezüge von dem obigen Schema abweichen, gilt als 
Penſionsgrundlage der Normalbetrag für jenen ſcala⸗ 
mäßigen Activitätsbezug, welcher innerhalb der betref- 
fenden Ortsclaſſe dem wirklichen Bezuge am nächſten 
kommt. 

Hält dieſer gerade die Mitte zwiſchen zwei für 
die betreffende Ortsclaſſe geltenden ſcalamäßigen Be⸗ 
zügen, ſo iſt der nächſthöhere ſcalamäßige Bezug maß⸗ 
gebend. 

Überſteigt aber der wirkliche Bezug den für die 
betreffende Ortsclaſſe geltenden Höchſtbetrag, ſo iſt die 
Penſionsgrundlage nach dem Verhältniſſe des jcala- 
mäßigen Maximums zum Marimal-Normalbetrage 
von 1380 K zu ermitteln. 
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8.713. 
Penſionsbemeſſung. 


An Penſion entfallen für die erſten 10 Theil- 
nahmsjahre 40 Procent und für jedes weitere Jahr 
2 Procent der Penſionsgrundlage, jo dass bei Voll- 
ſtreckung von 40 Theilnahmsjahren der volle Betrag 
der Penſionsgrundlage als Penſion gebürt. Ergibt 
ſich bei dieſer Berechnung eine Penſion von weniger 
als jährlich 600 K, ſo gebürt dieſer Betrag als 
Penſion. 

Bei Berechnung der für die Ermittlung des 
Penſionsprocentes maßgebenden Zeit zählen Bruch- 
theile eines Jahres, inſoferne ſie 6 Monate über⸗ 
ſchreiten, als ein volles Jahr. 


8 1 
Rückerſtattung der geleiſteten Theilnehmerbeiträge. 


Theilnehmer, welche, ohne entlaſſen zu ſein, aus 
dem Dienſte als Kanzleigehilfen ſcheiden und nicht in 
den Genuss einer Penſion treten, haben Anſpruch auf 
Rückerſtattung der von ihnen an das Verſorgungs— 
inſtitut geleiſteten Beiträge, nebſt ſtufenweiſe zu berech- 
nenden 3 Procent Zinſen, inſoweit dieſe Einzahlungen 
nicht zur Deckung von Erſätzen aus dem Dienſtverhält⸗ 
niſſe heranzuziehen ſind. 


5. 15. 


Vorbehalt erworbener Theilnehmerrechte. 


Theilnehmer, deren Dienſtverhältnis infolge 
Kündigung durch den Staat, infolge Erfüllung 
der activen Militärdienſtpflicht oder infolge Dienſtes⸗ 
verhinderung endet, können die an das Verſorgungs— 
inſtitut geleiſteten Einzahlungen bei demſelben belaſſen, 
um für den Fall ihres abermaligen Eintrittes in das 
Verſorgungsinſtitut die erworbenen Theilnehmerrechte 
und für den Fall des Eintrittes ihrer Dienſtunfähig— 
keit oder ihres Ablebens ohne vorhergegangene neuer- 
liche Beſtellung zu Kanzleigehilfen die im Zeitpunkte 
der Endigung des früheren Dienſtverhältniſſes für ſich 
und ihre Angehörigen beſtandenen Anwartſchaften 
aufrecht zu erhalten. 

Das gleiche Wahlrecht ſteht jenem zu, der auf 
Grund des $. 21 II, Z. 4 der Verordnung des Ge- 
ſammtminiſteriums vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. 
Nr. 145, ſtrafweiſe vom Dienſte ausgeſchloſſen 
worden iſt. 

Die Erklärung über den Verzicht auf die Behe— 
bung der Beiträge muſs vor Ausfertigung der Ent⸗ 
hebungsurkunde ſchriftlich bei jener Behörde (Amt, 
Anſtalt) abgegeben werden, welche die Enthebungs— 
urkunde auszuſtellen hat. 
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§. 16. 
Folgen ſtrafweiſer Entlaſſung. 


Theilnehmer, welche aus dem Dienſte entlaſſen 
werden, verlieren für ſich, ihre Gattin und Kinder alle 
Anwartſchaften an das Verſorgungsinſtitut; doch 
erhalten ſie die von ihnen an das Verſorgungsinſtitut 
geleiſteten Beiträge ohne Zinſen zurück, ſoferne dieſe 
nicht zur Deckung von Erſätzen aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe heranzuziehen ſind. 


847, 
Wiedereintritt in das Verſorgungsinſtitut. 


Einem Theilnehmer, der im Sinne des $. 14 
beim Ausſcheiden aus dem Dienſtverhältniſſe ſeine 
Beiträge zurückerhalten hat, kann bei allfälliger 
Wiederaufnahme die Ein echnung der früheren Theil- 
nahmszeit jedoch nur gegen Wiedereinzahlung der 
rückerhaltenen Summe ſammt 4 Procent Zinſen ſeit 
dem Empfangstage bewilligt werden. 


§. 18. 


Anrechnung der als Kanzleihilfsarbeiter 
zugebrachten Dienſtzeit. 


Jenen, welche während des erſten Jahres nach 
dem Inkrafttreten der Verordnung des Geſammt⸗ 
miniſteriums vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. 
Nr. 145, zu Kanzleigehilfen im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung beſtellt werden, wird die in Gemäßheit der 
Beſtimmungen des §. 12 der citirten Verordnung 
ermittelte frühere Dienſtzeit nach Abzug von fünf Jahren 
als Theilnahmszeit angerechnet. 

Dieſen, ſowie jenen Kanzleigehilfen, die nach 
Ablauf des obigen Übergangsſtadiums beſtellt werden, 
kann über ihr Anſuchen bei zufriedenſtellender Dienſt⸗ 
leiſtung die Anrechnung der nicht berückſichtigten Hilfs⸗ 
arbeiterdienſtzeit, und zwar ganz oder zum Theile 
gegen Nachzahlung von 4 K für jeden anzurechnenden 
Monat bewilligt werden. 

Dieſe Bewilligung wird nur in den erſten fünf 
Jahren der Theilnahme am Verſorgungsinſtitute 
gegeben. 

Die Nachzahlungsgebür iſt auf einmal oder in 
höchſtens 60 Monatsraten zu entrichten. Sind in dem 
Zeitpunkte der Penſionirung eines Kanzleigehilfen noch 
Nachzahlungsraten ausſtändig, ſo kann er dieſelben auf 
einmal oder weiterhin in Monatsraten abſtatten; die 
Zeitanrechnung tritt aber erſt nach vollſtändiger Ab⸗ 
ſtattung der Nachzahlungsgebür in Wirkſamkeit, jo dafs 
die dieſer Zeitanrechnung entſprechende Penſion erſt 
vom Erſten des auf die vollſtändige Entrichtung fol⸗ 
genden Monates anzuweiſen iſt. 

War der Kanzleigehilfe im Zeitpunkte der Endi⸗ 
gung des Dienſtverhältniſſes noch nicht durch volle 
fünf Jahre Theilnehmer am Verſorgungsinſtitute oder 


Nr 


werden die Einzahlungsmodalitäten nicht eingehalten, 
ſo findet die Einrechnung nicht ſtatt und beſteht nur 
der Anſpruch auf Rückerſatz der etwa geleiſteten Nach— 
zahlungsbeträge ſammt 3 Procent Zinſen. 

Den zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung 
des Geſammtminiſteriums vom 19. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 145, im Gebiete der Juſtizverwaltung 


gegen feſten Gehalt aufgenommenen Kanzleigehilfen 


wird die bis dahin in dieſer Eigenſchaft zurückgelegte 
Dienſtzeit im Falle ihrer Beſtellung zu Kanzleigehilfen 
im Sinne des erſten Abſchnittes dieſer Verordnung 
ohne Nachzahlung als Theilnahmszeit angerechnet. 
Hinſichtlich der Anrechnung ihrer ſonſtigen Dienſtzeit 
gelten die obigen Beſtimmungen. 


19. 


Unmittelbarer Übertritt eines Kanzleigehilfen in 
einen anderen Staatsdienſt oder in den Staats⸗ 
eiſenbahndienſt. 


Theilnehmer, die aus Anlass der Erlangung 
einer mit einem Verſorgungsanſpruche verbundenen 
Anſtellung im Staats⸗ oder Staatseiſenbahndienſte aus 
dem Verſorgungsinſtitute nach zehnjähriger Theil- 
nahmszeit ausſcheiden, können innerhalb der im §. 15, 
Abſatz 3, normirten Friſt die erworbene Penſions— 
anwartſchaft durch Belaſſung der geleiſteten Ein- 
zahlungen mit der Wirkung aufrecht erhalten, dajs 
ihnen der nach den Beſtimmungen der SS. 12 und 13 
der Statuten, jedoch ohne Rückſicht auf das Penſions⸗ 
minimum, gebürende Penſionsbetrag, ſobald ſie nach 
den für Beamte, beziehungsweiſe auch für Unterbeamte 
geltenden Vorſchriften in den Ruheſtand treten, als 
Zuſchuſs zur Beamtenpenſion erfolgt wird. 

Die Beamtenwitwenpenſion erhöht ſich in dieſem 
Falle um ein Drittel jenes Zuſchuſſes, welchen der 
Mann bezogen hat oder erlangt hätte, wenn er vor 
ſeinem Tode in den Ruheſtand getreten wäre. 

Auf dieſer Grundlage iſt auch der Zuſchuſs zu 
den Erziehungsbeiträgen und Waiſenpenſionen zu 
ermitteln. 

Endigt die active Beamten-, beziehungsweiſe 
Unterbeamtendienſtzeit eines geweſenen Kanzleigehilfen 
nicht durch Penſionirung, ſo gelten bezüglich der als 
Kanzleigehilfe erworbenen Anſprüche die einſchlägigen 
Beſtimmungen der gegenwärtigen Statuten. 

In allen anderen Fällen des Zuſammentreffens 
mehrerer Verſorgungsgenüſſe (Penſionen, Proviſionen, 
Gnadengaben ꝛc.) aus dem Staatsſchatze oder einem 
ſtaatlich dotirten oder verwalteten Fonde gelten die 
Beſtimmungen des §. 34. 


§. 20. 
Abfertigung im Falle der Kündigung. 


Theilnehmer, welche lediglich infolge Kündigung 
des Dienſtgebers aus dem Dienſte ſcheiden, erhalten, 
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unbeſchadet ihrer ſonſtigen Anſprüche an das Ver— 
ſorgungsinſtitut, eine Abfertigung, und zwar bei einer 
im Zeitpunkte der Kündigung vollſtreckten anrechen— 
baren Dienſtzeit bis ineluſive 15 Jahren in der Höhe 
der zweifachen, bei einer längeren Dienſtzeit in der 
Höhe der vierfachen Monatstangente der Penſions— 
grundlage. 

Der Anſpruch auf eine Abfertigung in dieſem 
Ausmaße iſt jedoch dadurch bedingt, daſs gegen den 
Kanzleigehilfen keinerlei Erſätze aus dem Dienſt— 
verhältniſſe aushaften. Iſt dies der Fall, dann beſteht 
ein Anſpruch nur auf eine Abfertigung in jenem 
Betrage, um welchen die zwei, beziehungsweiſe vier— 
fache Monatstangente die Erſatzſumme überſteigt. 

Die Abfertigung wird nach Endigung des 
Dienſtverhältniſſes, und zwar je nachdem ſie der zwei— 
oder vierfachen Monatstangente gleichkommt, in zwei 
oder vier Monatsraten ausbezahlt. Tritt der Anſpruchs⸗ 
berechtigte innerhalb dieſer Friſt in den Genuſs der 
ſtatutenmäßigen Verſorgung, ſo erliſcht mit dieſem 
Zeitpunkte der Anſpruch auf die reſtliche Ab— 
fertigung. 


8. 21. 
Reactivirung von Kanzleigehilfen. 


Wird ein im Verſorgungsgenuſſe Stehender 
wieder zum Kanzleigehilfen beſtellt, ſo hört der 
Penſionsbezug mit dem Tage auf, von dem an die 
Activitätsbezüge laufen; der Kanzleigehilfe wird mit 
demſelben Zeitpunkte wieder Theilnehmer des Ver— 
ſorgungsinſtitutes. 1 

Bei dem neuerlichen Übertritte in den Ruheſtand. 
wird die frühere Theilnahmszeit der neuen zu— 
gerechnet. 


225 
Beginn und Dauer der Penſion. 


Die Penſion beginnt mit dem Erſten des der 
Einſtellung der Activitätsgebür, beziehungsweiſe für 
die nicht in activer Dienſtleiſtung ſtehenden Kanzlei⸗ 
gehilfen mit dem Erſten des der ſtaatsärztlich conſta⸗ 
tirten Dienſtunfähigkeit folgenden Monates und dauert 
in der Regel bis zum Ableben. 


§. 23. 
Entziehung der Penſion. 
Der Genufſs der Penſion kann entzogen werden: 
1. Wenn der Penſioniſt wegen eines Verbrechens 
ſchuldig erkannt oder wegen einer anderen Geſetzes— 
übertretung zu einer wenigſtens ſechsmonatlichen 
Freiheitsſtrafe verurtheilt worden iſt; 
2. bei Erwerbung einer fremden Staatsbürger⸗ 
ſchaft; 5 
3. bei dauerndem Aufenthalte im Auslande 
ohne Bewilligung zum Penſionsbezuge im Auslande; 
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4. wenn ein wegen Dienſtunfähigkeit Penſionirter 
trotz wiedererlangter Dienſtfähigkeit ſich weigert, der 
Aufforderung zum Wiedereintritte in das letzte Dienſt⸗ 
verhältnis (8. 20, Abſ. 7, der Verordnung des Ge— 
ſammtminiſteriums vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. 
Nr. 145) Folge zu leiſten. 


8. 24. 


Vorausſetzungen des Penſiousanſpruches der 
Witwen. 


Die Witwe eines bei ſeinem Tode nach den vor- 
ſtehenden Beſtimmungen penſionsberechtigt (88. 9 
und 10) oder penſionirt geweſenen Theilnehmers hat 
Anſpruch auf eine Penſion, wenn 

1. die Ehe in der Activität oder vor dem Ein- 
tritte in die Activität nach öſterreichiſchem Rechte 
giltig geſchloſſen wurde; 

2. der Mann zur Zeit ſeiner Eheſchließung das 
60. Lebensjahr noch nicht überſchritten hatte, be⸗ 
ziehungsweiſe wenn die nach dem 60. Lebensjahre 
des Theilnehmers geſchloſſene Ehe noch vier Jahre 
gedauert hat oder in derſelben ein Kind gezeugt 
wurde, und 

3. die Witwe bis zum Ableben des Mannes 
in ehelicher Gemeinſchaft mit ihm gelebt hat, be— 
ziehungsweiſe wenn nicht erwieſen werden kann, daſs 
die allfällige Scheidung aus dem Verſchulden der 
Gattin erfolgt iſt. 


8. 25. 
Ausmaß der Witwenpenfion. 


Die Penſion der Witwe nach einem Kanzlei— 
gehilfen beträgt 600 K. 


§. 26. 
Beginn und Dauer der Witwenpenſion. 
Der Penſionsgenuſs der Witwe beginnt mit dem 
Erſten des auf den Todestag des Mannes folgenden 


Monates und gebürt für die Dauer des Witmwen- 
ſtandes. 


§. 27. 
Neuerlicher Penſionsanfall. 
Der durch die Wiederverehelichung erloſchene 
Penſionsanſpruch der Witwe lebt im Falle ihres 


abermaligen Witwenſtandes vom Erſten des auf den 
Todestag des Gatten folgenden Monates wieder auf. 


§. 28. 
Erziehungsbeiträge. 


Für die ehelichen oder durch die nachgefolgte, 


Ehe legitimirten Kinder eines Kanzleigehilfen gebürt 
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der Witwe, wenn ſie ſelbſt auf eine fortlaufende 
Penſion Anſpruch hat, ohne Rückſicht auf die Anzahl 
der vorhandenen Kinder ein Erziehungsbeitrag in der 
Höhe von einem Fünftel der Witwenpenſion für jedes 
unverſorgte, in ihrer Verpflegung ſtehende Kind bis 
zur Vollendung des 24. Lebensjahres oder bis zur 
früheren Verſorgung desſelben. 

Die Summe aller Erziehungsbeiträge darf jedoch 
den Betrag der Witwenpenſion nicht überſteigen. 


8. 29. 
Verwirkung der Anſprüche der Witwe. 


Einer Witwe kann die Penſion, beziehungs⸗ 
weiſe der Erziehungsbeitrag analog den Beſtimmungen 
des §. 23, Z. 1 bis 3, entzogen werden. 


S, 30. 
Waiſenpenſion. 


Elternloſe Waiſen haben, inſoferne ſie unverſorgt 
ſind und das 24. Lebensjahr nicht vollendet haben, 
Anſpruch auf eine Waiſenpenſion in dem Geſammt⸗ 
betrage der Hälfte jener Witwenpenſion, welche von 
ihrer Mutter oder ihrer Stiefmutter bezogen wurde, 
beziehungsweiſe derſelben nach §. 24 gebürt hätte. 

Wird die Witwe des Penſionsgenuſſes wegen 
Abganges der Vorausſetzungen des §. 24, Z. 3, nicht 
theilhaftig oder desſelben wegen Wiederverehelichung 
oder nach §. 29 verluſtig, ſo werden die Kinder als 
elternloſe Waiſen behandelt. 


9.33 
Zuſchuſs zur Waiſenpenſion. 


Sollte die Summe der normalmäßigen Er⸗ 
ziehungsbeiträge, welche nach $. 28 der Mutter gebürt 
hätte, den Betrag der Waiſenpenſton überſchreiten, jo 
iſt der Mehrbetrag als Zulage zur Waiſenpenſion nach 
Köpfen anzuweiſen, und zwar mit der Maßgabe, dass 
bei dem jedesmaligen Austritte eines Kindes aus der 
Bezugsberechtigung der Betrag des auf dasſelbe 
entfallenden Erziehungsbeitrages in Abfall kommt, und 
dies inſolange, bis jener Mehrbetrag vollkommen ver- 
ſchwindet und nur noch die Waiſenpenſion im vollen 
Betrage erübrigt. 

Die Waiſenpenſion ſammt Zulagen darf in keinem 
Falle die Höhe der nach §. 25 gebürenden Witwen⸗ 
penſion überſchreiten. 


9.5885 
Verluſt der Waiſenpenſion. 


Einer Waiſe kann der Verſorgungsanſpruch 
analog der Witwe ($. 29) entzogen werden. 


m a A 
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Höchſtausmaß der Verſorgungsgenüſſe der Witwe 
und Kinder. 


Die fortlaufenden Verſorgungsgenüſſe der Witwe 
und Kinder eines als activer Kanzleigehilfe Verſtor— 


benen dürfen zuſammen die den letzten Netivitäts- 


bezügen des Kanzleigehilfen entſprechende Penſions— 
grundlage, die Verſorgungsgenüſſe der Witwe und 
Kinder eines nicht in der Activität verſtorbenen 
Kanzleigehilfen aber den ſtatutenmäßigen Ruhegenuſs 
des Verſtorbenen nicht überſchreiten. 


§. 34. 
Zuſammentreffen mehrerer Verſorgungsgenüſſe. 


Überſteigen die nach den Beſtimmungen dieſer 
Statuten ermittelten Penſionen jene Verſorgungs— 
genüſſe (Penſionen, Proviſionen, Gnadengaben ꝛc.), 
welche zufolge eines anderen Titels aus dem Staats- 
ſchatze oder einem ſtaatlich dotirten oder verwalteten 
Sonde zuſtehen, jo gebürt aus dem Verſorgungs— 
inſtitute lediglich die Differenz als Zuſchuſs. 

Entgegengeſetzten Falles beſteht für den Kanzlei- 
gehilfen lediglich der Anſpruch auf Rückerſtattung der 
von ihm geleiſteten Einzahlungen ſammt drei Procent 
Zinſen, für die Witwen und Waiſen jedoch auf die im 
§. 35 normirte Abfertigung. Hatte der Verſtorbene 
bereits eine Penſion aus dem Verſorgungsinſtitute 
genoſſen, ſo mindert ſich dieſe Abfertigung um den be— 
zogenen Betrag. 


S. 35. 
Abfertigung der Witwen und Waiſen. 


Im Falle des Ablebens von Kanzleigehilfen, 
welche noch keinen Anſpruch auf einen Ruhegenuſs 
für ſich erworben haben, ſowie im Falle des S. 34, 
zweiter Abſatz, gebürt der Witwe oder den elternloſen, 
ſowie den denſelben gleichgeſtellten Waiſen unter 
24 Jahren eine einmalige Abfertigung in der Höhe der 
vom Verſtorbenen geleiſteten Beiträge ſammt drei Pro- 
cent Zinſen, mindeſtens aber mit dem vierten Theile 
der Penſionsgrundlage des Verſtorbenen. 


§. 36. 
Sterbequartal. 


Den Hinterbliebenen eines in der Activität oder 
im Ruheſtande verſtorbenen Kanzleigehilfen gebürt ein 
Sterbequartal in der Höhe des dreifachen Betrages der 
vom Kanzleigehilfen zuletzt bezogenen Monatsgebür 
oder wenn derſelbe im Ruheſtande verſtorben iſt, in 
der Höhe der dreifachen Monatsgebür ſeines Ruhe— 
bezuges. 
Das Sterbequartal gebürt der Witwe, ſofern ſie 
mit dem Gatten zur Zeit ſeines Ablebens in ehelicher 
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Gemeinſchaft gelebt hat und beim Abgange einer 


anſpruchsberechtigten Witwe der ehelichen Nach— 
kommenſchaft. 

Haben in Ermangelung von Hinterbliebenen 
andere Perſonen den Verſtorbenen vor dem Tode 
gepflegt oder die Krankheits- und Begräbniskoſten aus 
Eigenem beſtritten, ſo können mit Genehmigung, be— 
ziehungsweiſe Zuſtimmung des Finanzminiſteriums 
dieſen Perſonen die nachgewieſenen Koſten, beziehungs— 
weiſe eine angemeſſene Entſchädigung bis zur Höhe des 
Sterbequartals bewilligt werden. 


8. 37. 
Auszahlung der ſtatutariſchen Leiſtungen. 


Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen ge— 
bürenden Penſionen, Abfertigungen, Erziehungsbeiträge 
und Sterbequartale werden den Bezugsberechtigten 
bei der ihrem Domicile zunächſt gelegenen Civilſtaats⸗ 
caſſe für Rechnung des Verſorgungsinſtitutes gegen 
nach Scala II geſtempelte, ordnungsmäßig ausgeſtellte 
Quittungen flüſſig gemacht. 

Die Auszahlung der wiederkehrenden Leiſtungen 
des Verſorgungsinſtitutes erfolgt in monatlich vor— 
hinein fälligen, untheilbaren Raten gegen Beibringung 
einer Beſtätigung des Wohnortes ſeitens des Haus— 
eigenthümers oder deſſen Stellvertreters, beziehungs— 
weiſe wenn der Bezugsberechtigte Eigenthümer des 
von ihm bewohnten Hauſes iſt, ſeitens des Gemeinde— 
vorſtehers, ferner der Beſtätigung des Lebens, nebit- 
dem bei Witwen des Witwenſtandes, bei Waiſen des 
ledigen Standes und der Unverſorgtheit durch das 
zuſtändige Pfarramt (Seelſorger). 


§. 38. 
Competenz und Beſchwerderecht. 


Hinſichtlich der Competenz und des Beſchwerde— 
rechtes finden im allgemeinen die Beſtimmungen des 
§. 3, Abſatz 2, beziehungsweiſe des §. 32 der Ver- 
ordnung des Geſammtminiſteriums vom 19. Juli 1902, 
R. G. Bl. Nr. 145, ſinngemäße Anwendung. 

In allen die Leiſtungen des Verſorgungsinſtitutes 
betreffenden Fragen iſt jedoch analog den für die 
Penſionsangelegenheiten der Beamten geltenden Be— 
ſtimmungen immer das Einvernehmen mit der Finanz— 
verwaltung zu pflegen, während die letztere für alle 
jene Verfügungen ausſchließlich competent iſt, welche 
in Penſionsangelegenheiten der Beamten den Finanz- 
behörden zukommen. 


§. 39. 
Verwaltung des Verſorgungsinſtitutes. 
Die Verwaltung des Verſorgungsinſtitutes ein⸗ 


ſchließlich der Beſorgung der Caſſageſchäfte und der 
Rechnungsführung erfolgt durch das Finanz— 
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miniſterium, beziehungsweiſe durch die von demſelben 
beſtimmten Organe. Das Finanzminiſterium vertritt 
das Verſorgungsinſtitut nach außen. 


§. 40. 
Grundſätze der Verwaltung. 


1. Die Fructificirung des Vermögens des Ver⸗ 
ſorgungsinſtitutes darf nur auf eine der für die frucht- 
bringende Anlage der Gelder von Minderjährigen 
jeweilig geſtatteten Arten erfolgen. 

2. Die Wertpapiere des Verſorgungsinſtitutes 
werden bei der vom k. k. Finanzminiſterium hiezu be⸗ 
ſtimmten Verwahrungsſtelle unter Haftung derſelben 
aufbewahrt. 

3. Die Entſcheidung über die Art der Fructi⸗ 
ficirung der verfügbaren Gelder ſteht in jedem 
einzelnen Falle dem k. k. Finanzminiſterium zu. 


§. 41. 
Ausſchuſs. 


1. Zuſammenſetzung desſelben. 

Dem Finanzminiſterium ſteht bei der Ver- 
waltung des Verſorgungsinſtitutes ein Ausſchuſs zur 
Seite, welcher aus dem Vorſitzenden, deſſen Stellver- 
treter und zwölf Ausſchuſsmitgliedern beſteht. 

Sämmtliche Functionäre des Ausſchuſſes werden 
vom Finanzminiſterium im Einvernehmen mit den be⸗ 
theiligten Centralſtellen ernannt und zwar die Aus⸗ 
ſchuſsmitglieder aus dem Kreiſe der Intereſſenten. 
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ſo wird an deſſen Stelle für den Reſt der Functions— 
dauer ein anderer ernannt. 
2. Geſchäftsführung des Ausſchuſſes. 

Der Ausſchufs tritt, fo oft es das Intereſſe des 
Verſorgungsinſtitutes erheiſcht, zuſammen. 

Der Ausſchußs entſcheidet mit Stimmenmehrheit; 
der Vorſitzende gibt nur bei Stimmengleichheit ſeine 
Stimme ab. 

Zur Giltigkeit der Beſchluſsfaſſung iſt die 
Anweſenheit des Vorſitzenden und von fünf Ausſchuſs⸗ 
mitgliedern erforderlich. 


3. Wirkungskreis des Ausſchuſſes. 
Dem Ausſchuſſe ſteht im allgemeinen zu: 
a) Die Überwachung der Gebarung des Verſorgungs⸗ 
inſtitutes in Einnahmen und Ausgaben; 
b) die Reviſion der Jahresrechnung; 
c) die Antragſtellung bezüglich der Fructificirung 
verfügbarer Gelder; 0 
d) die Erſtattung motivirter Außerungen, bezie⸗ 
hungsweiſe Anträge in allen wichtigen, das 
Intereſſe des Verſorgungsinſtitutes berührenden 
Angelegenheiten. 
Schriftliche Ausfertigungen des Ausſchuſſes 
müſſen von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter 
und einem Ausſchuſsmitgliede unterzeichnet fein. 


8. 42 
Anderungen der Statuten. 
Die gegenwärtigen Statuten können jederzeit 


Das Amt der ernannten Functionäre dauert vom Geſammtminiſterium, jedoch nur unbeſchadet er⸗ 
fünf Jahre; ſcheidet einer derſelben aus dem Ausſchuſſe, worbener Rechte, geändert werden. 
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Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 8. Juli 1902, 3. 28433, 


betreffend 


das Verbot der Ausübung des Hauſirhandels auf 
dem Gebiete der Gemeinde Feher⸗Gyarmat, Comitat 
Szatmär in Ungarn. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 

Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 14. Juni 1902, Z. 33604, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Gemeinde Feher-Gyarmat, Comitat 
Szatmär in Ungarn, unter Aufrechthaltung der im 
§. 17 der beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den 
dieſen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverord— 
nungen den Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten 
Rechte, verboten. 


- ; ; . Statthalterei 
Hievon wird die k. k. 


Landesregierung mit Bezie⸗ 


Darnachachtung und Verſtändigung der Unter⸗ 
behörden in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 9. Juli 1902, 3. 28434, 


betreffend 


das Verbot der Ausübung des Hauſirhandels auf 
dem Gebiete der Gemeinde Budafok, Comitat Peſt⸗ 
Pilis⸗Solt⸗Kis⸗Kun in Ungarn. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 5. Juni 1902, Z. 33601, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Gemeinde Budafok, Comitat Peſt-Pilis⸗ 
Solt⸗Kis-Kun in Ungarn, unter Aufrechthaltung der im 
§. 17 der beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den 


hung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen |diefen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverord— 
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nungen den Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten 
Rechte, verboten. 
Statthalterei 


Hievon wird die k. k. Tandesregterung mit Bezie⸗ 
hung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 


Darnachachtung und Verſtändigung der Unter— 
behörden in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 14. Juli 1902, 3. 29949, 


betreffend 
die Maßnahmen zur Bekämpfung der Tuberenlofe, 


(An alle Landeschefs.) 


Unter den vom kranken Menſchen auf Geſunde 
übertragbaren Krankheiten erheiſcht die durch ſpecifiſche 


Bacillen verurſachte Tuberculoſe wegen ihrer außer— 


ordentlichen Verbreitung die größte allgemeine Beach— 
tung und unermüdlich ſorgfältige Abwehr. 

Nach den Forſchungen der Wiſſenſchaft iſt die 
Tuberculoſe eine Infectionskrankheit, welche einerſeits 
verhütbar, anderſeits in einem gewiſſen Stadium 
heilbar iſt. 

Aus dieſer Erkenntnis erwächst für die ſtaatliche 
Sanitätsverwaltung die Aufgabe, jene Maßnahmen 
zu ergreifen, welche geeignet ſind, der Entſtehung und 
Weiterverbreitung dieſer Krankheit vorzubeugen. 

Indem die ſtaatliche Sanitätsverwaltung dahin 
abzielende Anordnungen trifft, iſt ſie ſich deſſen voll 
bewufst, dass durch die von ihr erlaſſenen obligato— 
riſchen Vorſchriften, deren Umfang nur ein begrenzter 
ſein kann, das angeſtrebte Ziel nicht erreicht werden 
kann, wenn dieſelben nicht durch anderwärtige zweck— 
mäßige Vorkehrungen und Verhaltungsmaßnahmen, 
deren Beobachtung die ſtaatliche Sanitätsverwaltung 
lediglich dringend zu empfehlen vermag, ergänzt 
werden. 

Die Sanitätsverwaltung iſt demnach bei Be— 
kämpfung der Tuberculoſe ebenſowohl auf die pflicht- 
mäßige, eifrige Unterſtützung der unterſtehenden 
Organe, als auf die bereitwillige, verſtändnisvolle 
Mitwirkung der verſchiedenen Behörden, Verwaltun— 
gen, Corporationen, des einſichtsvollen Theiles der 
Bevölkerung, insbeſondere aber auf die eifrige Unter— 
ſtützung aller die Praxis ausübenden Arzte ange— 
wieſen. 

Von dieſen Geſichtspunkten ausgehend gebe ich 
nach den Anträgen des Oberſten Sanitätsrathes die 
nachſtehenden Anordnungen bekannt, welche einerſeits 
die Richtungen andeuten, in denen ſich fortan die auf 


die Bekämpfung der Tuberculoſe abzielende Thätigkeit 


der politiſchen Behörden und ihrer Sanitätsorgane zu 


bewegen haben wird, anderſeits die Vorkehrungen und 
Verhaltungsmaßnahmen bezeichnen, welche den zur 


Mitwirkung berufenen Factoren von der ſtaatlichen 
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Sanitätsverwaltung zur Durchführung und Beachtung 
dringendſt empfohlen werden müſſen. 

In Anbetracht der unverkennbaren Bedeutung 
dieſer Angelegenheit für das Geſundheitswohl des 
Einzelnen, ſowie ganzer Familien, desgleichen für das 
wirtſchaftliche Gedeihen der geſammten ſtaatlichen 
Geſellſchaft beehre ich mich Hochdenſelben nachdrücklich 
zu erſuchen, dieſem Gegenſtande Ihre beſondere an— 
haltende Aufmerkſamkeit und regſte Fürſorge zuzu— 
wenden. Hochdieſelben wollen einerſeits dafür Sorge 
tragen, daſs die auf Grund der vorſtehenden Anord— 
nungen an die politiſchen Behörden zu erlaſſenden 
Weiſungen auf das pünktlichſte befolgt werden, ander— 
ſeits aber mit allem Eifer dahin zu wirken, dass die 
an der wirkſamen Handhabung der allgemein giltigen 
Vorkehrungen zur Bekämpfung der Tuberculoſe mit» 
betheiligten Factoren in richtiger Erkenntnis der ihnen 
hiebei zufallenden wichtigen Aufgabe, den Beſtre— 
bungen der ſtaatlichen Sanitätsverwaltung jene werk— 
thätige Unterſtützung angedeihen laſſen, ohne welche 
ein voller Erfolg nicht erreichbar iſt. 


Allgemeine Porſchriften zur Brkäm⸗ 
pfung der Tuberrulole. 


Einleitung. 


Nach den als feſtſtehend anerkannten Ergebniſſen 
der wiſſenſchaftlichen Forſchung iſt die Tuberculoſe 
eine Infectionskrankheit, welche bei hiefür beſtehender 
Empfänglichkeit durch in den Körper eingedrungene 
Tuberkelbacillen verurſacht wird. Sie kann durch ent— 
ſprechende Vorſicht oft verhütet, ſowie bei Anwendung 
geeigneter Behandlung und richtiger Pflege unter 
beſtimmten Vorausſetzungen geheilt werden. 

Die Anſteckung erfolgt in den meiſten Fällen 
durch die Luftwege in der Weiſe, dajs die an zer— 
ſtäubten Theilchen des friſchen oder eingetrockneten 
Auswurfes Tuberkelkranker haftenden Bacillen ein— 
geathmet werden, ferner dadurch, dass Tuberkelkeime 
enthaltender Schmutz in verletzte Hautſtellen gelangt, 
oder von tuberculöſen Thieren ſtammende Nahrungs- 
mittel (Milch, Fleiſch), welche Tuberkelbacillen ent— 
halten könnten, in ungekochtem Zuſtande genoſſen 
werden. 

Während die letztbezeichnete Gefahr der In— 
fection mit Tuberkelbacillen durch die den Gemeinden 
obliegende ſtrenge Handhabung der Vieh- und Fleiſch— 
beſchau, ſowie der Lebensmittelpolizei abgewehrt und 
dieſe Abwehr durch Vermeidung des Genuſſes von 
Fleiſch und Milch unverläſslicher Herkunft in unge— 
kochtem Zuſtande verſtärkt werden kann, iſt die Ver— 
hütung der Verbreitung der Tuberculoſe durch das 
tuberkelkeimhältige Huſtenſecret der Tuberculöſen und 
die am Aufenthaltsorte derſelben ſich ſammelnden 
tuberkelkeimhältigen Verunreinigungen, welche in den 
Staub übergehen, mit öffentlichen Maßnahmen nur 
zum Theile erreichbar. Solchen Maßnahmen wird 
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zwar der Erfolg überall geſichert werden können, wo 
öffentliche oder der behördlichen Überwachung zu= 
gängliche Locale, in denen ſich Tuberculöſe aufhalten, 
in Betracht kommen; hingegen wird die Durchführung 
der betreffenden ſanitätspolizeilichen Maßregeln großen 
Schwierigkeiten begegnen, wenn es ſich um Privat- 
unterkünfte und Familienwohnungen handelt, in denen 
Tuberculöſe von geſunden Perſonen gepflegt werden 


oder mit ſolchen in intimer Berührung leben. Dieſe 
Wohnungsgenoſſen der Tuberculöſen, insbeſondere 


Kinder, welche im Staube der Wohn- und Kranken⸗ 
ſtube von Tuberculöſen ſpielen, ſind der Anſteckungs⸗ 
gefahr in erhöhtem Maße aue 

Dieſe zu verhüten, wird umſo ſchwieriger, je be— 
ſchränkter die Wohnräume, je kärglicher die materiellen 
Hilfsmittel der Familie, je geringer die Einſicht der 
Wohnungsgenoſſen iſt, welche ſich der nothwendigen 
Vorſichtsmaßregeln befleißen ſollen. 

Unter derlei Verhältniſſen der Privatkranken⸗ 
pflege vermag vor allem der Arzt mit dem Gewichte 
ſeiner Autorität und durch unermüdliche Einfluſsnahme 
auf den Kranken und feine Umgebung die im öffent- 
lichen Intereſſe nothwendigen Maßnahmen zur Ab- 
wehr der Infectionsverbreitung zur Geltung zu 
bringen und die im Haushalte mit Tuberculöſen 
Lebenden, ſowie die an Tuberculoſe Erkrankten ſelbſt 
zu einem hygieniſch richtigen Verhalten zu erziehen. 


I. Verhütung. 
A. Obligatoriſche Maßnahmen. 
a) Allgemeiner Art. 


Bei jeder Erkrankung an Tuberculoſe iſt es 
Pflicht der Pfleger des Kranken und dieſes ſelbſt, den 
infectiöfen Huſtenauswurf und etwaige andere tuber— 
culöſe Ausſcheidungen (Geſchwürſecret) zuverläſſig 
unſchädlich zu machen und hiedurch die Weiterver- 
breitung der Tuberkelkeime hintanzuhalten. 

Zu dieſem Zwecke find nachſtehende Verhaltungs- 
maßregeln unbedingt zu beobachten: 

Sobald ein Erkrankungsfall beim behandelnden 
Arzte den Verdacht auf Tuberculoſe erweckt, iſt die 
mikroſkopiſch⸗bakteriologiſche Unterſuchung der dia— 
gnoſtiſch wichtigen Excrete thunlichſt bald zu ver- 
anlaſſen. 

Iſt die Tuberculoſe conſtatirt, ſo iſt nach Thun⸗ 
lichkeit Sorge zu tragen, daßs dem Kranken — unbe- 
ſchadet der humanſten Pflege — ein abgeſonderter 
Schlafraum, jedenfalls aber ein eigenes Lager, eigene 
Bett⸗ und Leibwäſche, eigene Kleidung, eigene Waſch— 
und Speiſerequiſiten beigeſtellt werden. 

Das Sputum des Kranken darf fortan in und 
außer dem Hauſe, worauf der Arzt mit dem ganzen 
Nachdrucke ſeiner Autorität zu dringen hat, nur in 
hiezu bereitzuhaltende Aufnahmsbehälter (Spucknäpfe, 
Schalen, -Fläſchchen u. dgl.) unter Vermeidung des 
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Ausſpuckens auf den Boden oder in das zur Rem 


gung der Naſe beſtimmte Taſchentuch beſeitigt werden. 


Beim Huſten hat ſich der Kranke nach Weiſung 
des Arztes geeigneter, vor den Mund zu nehmender 
Schutzvorlagen zu bedienen, um das Verſprühen des 
Sputums zu vermeiden. 


Dieſe und alle mit tuberculöſen Infectionsſtoffen 
verunreinigten Gebrauchsgegenſtände ſind, inſoferne 
ſie nicht, wie zum Beiſpiel Verbandſtoffe, wegen Wert⸗ 
loſigkeit ſofort verbrannt werden können, bei Ver⸗ 
meidung jeder Manipulation, durch welche — wie 
beim gewaltſamen Entfalten geballter Schnupftücher — 
eingetrocknete Verunreinigungen verſtäuben könnten, 
durch Auskochen, eventuell Desinfection im Waſſer⸗ 
dampf oder mit chemiſchen Desinfectionsmitteln für 
den weiteren Gebrauch unſchädlich zu machen. 

Das Auskehren der Räume, in denen ſich ein 
Tuberkelkranker befindet, hat ſtets auf feuchte Weiſe 
zu geſchehen. 


Das Entſtauben von Staubtüchern durch Fenſter 
oder andere Offnungen auf die Straße iſt allgemein 
polizeilich zu verbieten; die Entſtäubung ſoll womög⸗ 
lich in einen zweckmäßigen Kehrichtbehälter ſtatt⸗ 
finden und der Kehricht verbrannt werden. 

Die Leib- und Bettwäſche der Tuberculöſen iſt 
mittels Auskochens in Lauge oder Sodalöſung oder 
Einlagerung in kalte, zehnfach verdünnte Creſolſeifen⸗ 
löſung durch 24 Stunden vor dem Waſchproeeſſe zu 
desinficiren. 

Im Falle des Abganges eines tuberculöfen 
Kranken aus ſeiner Wohnung in Spitalspflege, 
beziehungsweiſe überhaupt beim Wechſel der Unter⸗ 
kunft, desgleichen im Falle ſeines Ablebens, ſind alle 
von ihm bisher benützten Gebrauchsgegenſtände vor 
neuerlicher Verwendung durch andere einer verläfg- 
lichen Reinigung und Lüftung an der Sonne, be— 
ziehungsweiſe nach ärztlicher Anordnung der Desinfec- 
tion zu unterziehen und iſt die von ihm verlaſſene 
Wohnung vor neuerlicher Benützung an Wänden und 


Anordnung gleichfalls zu desinficiren. 

Zur Pflege der Tuberculöſen ſollen nur ſolche 
Perſonen verwendet werden, welche weder an 
Tuberculoſe leiden, noch hiezu in evidenter il 
disponirt find. 

Das Pflegeperſonale, beziehungsweiſe die An— 
gehörigen des tuberculöſen Kranken ſind vom be— 
handelnden Arzte mit genauen Weiſungen zu ver⸗ 
ſehen, wie ſie den Kranken in ſanitätsgemäßer Weiſe 
zu pflegen und ſich ſelbſt vor Anſteckung zu ſchützen 
haben. Insbeſondere iſt ihnen aufzutragen, dass ſie 
ſich gleich, wie die Arzte, nach einer etwaigen Ver⸗ 
unreinigung der Hände oder anderer bloßer Körper— 
theile oder der Bekleidung durch tuberculöſe Aus- 
ſcheidungen mit einer geeigneten Desinfectionsflüſſig⸗ 
keit reinigen, während der Huſtenanfälle der Patienten 
nicht überflüſſigerweiſe den Körper in den Bereich der 


Fußboden gründlich zu reinigen und nach ärztlicher 
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verſprühten Schleimbläschen bringen, oder ſich vor 
deren Einathmung durch Bedecken von Mund und 
Naſe ſchützen und ſich der größten perſönlichen Rein— 
lichkeit befleißen. 

Um bei der Bekämpfung der Tuberculoſe wirk— 
liche Erfolge zu erzielen, iſt es nothwendig, daſs alle 
betheiligten Perſonen, Kranke und Geſunde, in 
ſtrengſter Selbſtdiſeiplin die Anordnungen des Arztes 
befolgen, beziehungsweiſe deren Befolgung ſelbſt über— 

wachen. Es iſt nothwendig, daſs jedermann die 
Überzeugung erlange, dass ein auf den Boden ent- 
leertes Sputum eines Tuberculöſen eine Gefahr für 
ihn ſelbſt enthalte, und daſs er demgemäß ein Intereſſe 
und eventuell die Pflicht habe, Derartiges hintanzu— 
halten. Jedermann mufs aber auch darauf achten, dass 
er nicht ſelbſt anderen ein ſchlechtes Beiſpiel gebe und 
ſich daher des Spuckens auf den Boden enthalte. 
Anderſeits muſs der Tuberculöſe erinnert werden, dass 
er vermeiden müſſe, durch ſorgloſes Ausſpucken eine 
Gefahr für die anderen zu ſein, und er wird es ver— 
meiden, ſobald man ihn aufmerkſam gemacht haben 
wird, dass die erſten Opfer feiner Unachtſamkeit die 
Mitglieder ſeiner Familie und die Perſonen ſeiner un— 
mittelbaren Umgebung ſein könnten. 

Da es evident iſt, dass die verbreitete Gewohn— 
heit des Ausſpuckens auf den Boden eine ebenſo 
widerwäctige, als wegen der großen Zahl der in der 
Geſellſchaft lebenden Tuberculöſen gefährliche Unſitte 
iſt, muſs derſelben unabläſſig mit allen Mitteln ent— 
gegengewirkt werden. 

Das Ausſpucken auf den Boden wirkt minder 
ſchädlich auf offenen Straßen und Plätzen, weil die 
Tuberkelbacillen unter dem Einfluſſe des Sonnen— 
lichtes und der Austrocknung im Freien bald abge— 
tödtet werden. Umſo verderblicher iſt deſſen Nach— 
wirkung in geſchloſſenen, von Menſchen zum Aufent— 
halte genommenen oder ſtark frequentirten Räumen. 

Es iſt daher dringend nothwendig, dieſe üble 
Gewohnheit im Wege der Volkserziehung ſowohl durch 
Geltendmachung des Einfluſſes aller Geſitteten im 
öffentlichen Geſellſchaftsleben als durch Volksbelehrung 
und insbeſondere durch Unterweiſung der Jugend in 
allen Lehr- und Erziehungsanſtalten, ſowie durch An— 
haltung derſelben zur Vermeidung der bezeichneten 
Unſitte allgemein abzuſtellen. 


Dort, wo den ſtaatlichen oder autonomen Be— 
hörden, öffentlichen Körperſchaften und Unter- 
nehmungen eine unmittelbare Einwirkung auf die Be— 
völkerung zukommt, wird die Hintanhaltung des 
bezeichneten Unfuges durch directe, unbedingte Verbote 
des Ausſpuckens zu erreichen ſein. Solche Verbote 
werden insbeſondere bezüglich der öffentlichen Ver— 
ſammlungsorte wie zum Beiſpiel Kirchen, Theater, 
Muſeen, Gaſthäuſer, Tanz- und Vergnügungslocale ꝛc., 
dann bezüglich der einer Aufſicht oder Einfluſsnahme 
der erwähnten Behörden und Körperſchaften unter— 
ſtehenden Anſtalten und Unternehmungen, wie zum 
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Beiſpiel Kanzleien, Schulen, Turnſäle, Spielplätze, 
Spitäler, Sanatorien, Irren-, Siechen-, Waijenz, 
Armenhäuſer, Krippen, Kinderaſyle u. dgl., dann 
bezüglich der gewerblichen Betriebsanlagen, ins— 
beſondere der Fabriksſäle, ferner in Kaſernen, Nacht— 
quartieren, Verpflegsſtationen, Gefangenhäuſern und 
Detentionsanſtalten u. dgl., endlich bezüglich der 
öffentlichen Transportmittel für den Perſonenver— 
kehr und der dazu gehörigen Betriebsräume, wie 
zum Beiſpiel der Wartehallen auf Eiſenbahnſtationen, 
der Perſonenwagen in Eiſenbahnzügen, der Paſſagier— 
räume auf Dampfſchiffen, bezüglich der elektriſchen 
und Pferdebahnen, Poſtwagen, Omnibuſſe, Miet— 
wagen u. ſ. w. zu erlaſſen ſein und ihre Strafſanction 
in der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96, der Verordnung vom 30. Sep— 
tember 1857, R. G. Bl. Nr. 198, der Gemeinde— 
ordnung, der Gewerbeordnung, der Eiſenbahnbetriebs— 


ordnung, der Strafgerichtsinſtruction u. ſ. w. oder 
anderen beſonderen Ordnungsvorſchriften finden 
können. N 


Zugleich wird jedoch dafür vorgeſorgt werden 
müſſen, daſs unter Beobachtung der gebotenen An— 
ſtandsrückſichten beſondere, für die Aufnahme des 
Sputums beſtimmte und geeignete Gefäße — zur 
Hälfte mit feuchtem Desinfectionsmateriale oder 
Desinfectionsflüſſigkeit gefüllt und am zweckmäßigſten 
in einer Höhe von 0˙9 Meter angebracht und mit 
einer entſprechenden Aufſchrift verſehen — zur Be— 
nützung des Publicums dieſer Ubicationen bereit 
gehalten werden. 

Selbſtverſtändlich muss zuverläſſig vorgeſorgt 
werden, daſs der Inhalt dieſer Gefäße regelmäßig 
nach Desinfection in unſchädlicher Weiſe beſeitigt, 
eventuell nach Vermengung mit Torfmull oder Säge— 
ſpänen verbrannt und daſs die Gefäße ſelbſt durch 
Auskochung oder mittels Carbolwaſſers (dreiprocentige 
wäſſerige Löſung) oder des Lyſitol- oder Lyſolwaſſers 
(zweiprocentige Löſung) gereinigt werden. 

Wo immer der behandelnde Arzt bezüglich der 
Durchführung unumgänglich nothwendiger Maß— 
nahmen zur Hintanhaltung der Verbreitung der 
Tuberculoſe auf unbehebbare Hinderniſſe ſtößt, iſt er 
verpflichtet, die Mitwirkung der localen, eventuell 
ſtaatlichen Sanitätsbehörde anzurufen. 

Insbeſondere iſt er jedoch verpflichtet die 
Anzeige des Beſtandes der Tuberculoſe in einem 
Haushalte oder einer Wohngemeinſchaft zu machen: 


a) im Falle des Ablebens eines tuberculöſen 
Kranken, 

b) beim Wechſel der Wohnung oder Unterkunft des 
Tuberculöſen. 


Zur Ablebensanzeige iſt auch der Todtenbeſchauer 
verpflichtet. 

Die Anzeigepflicht der Arzte über das Auftreten 
der Tuberculoſe unter beſonderen Verhältniſſen wird 
im ſpeciellen Theile feſtgeſetzt. 
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b) Specieller Art. 


Dieſe allgemeinen Grundſätze, deren Geltend— 
machung allen Arzten bei Ausübung ihrer 
privaten Praxis zur beſonderen Pflicht zu machen 
iſt, werden unter beſonderen Verhältniſſen eine Spe— 
cialiſirung und Präciſirung erfahren müſſen. Dies iſt 
insbeſondere der Fall hinſichtlich der Heil- und 
Pflegeanſtalten jeder Art, ſeien es nun öffentliche oder 
private. 


1. In Heilanſtalten. 


In Kranken-, Seren, Gebär⸗, Findel- und 
Armenanſtalten, Siechenhäuſern u. dgl., wo Pflege- 
bedürftige in größerer Zahl gemeinſam untergebracht 
ſind, wird der geſonderten Pflege der Tuberkelkranken 
in licht⸗ und luftreichen, beſonders rein zu haltenden, 
ſtaubfrei zu reinigenden Räumen, der ſorgfältigſten 
Schulung des für ſolche Kranke beſtellten Warteperſo— 
nales, der Desinfection aller inficirten Gebrauchs- 
gegenſtände und der Unſchädlichmachung der tuber— 
eulöſen Excrete die peinlichſte Aufmerkſamkeit zu wid— 
men und werden alle Kranken und Pfleglinge zur 
hygieniſchen Selbſtdiſciplin, namentlich in Bezug auf 
unſchädliche Beſeitigung des Auswurfes in die aus⸗ 
reichend beizuſtellenden Spuckgefäße zu erziehen ſein. 

Es iſt darauf zu halten, dafs alle zur Hint- 
anhaltung der Verbreitung der Tuberculoſe dienlichen 
Maßnahmen in allen Kranken- und Pflegeanſtalten in 
muſterhafter Weiſe zur Geltung gelangen, jo daſs die 
Kranken in denſelben mit den betreffenden Verhal— 
tungsmaßregeln vollſtändig vertraut werden und die 
Spitalskrankenpflege der Tuberculöſen zum Vorbilde 
der rationellen Privatkrankenpflege dienen können. 

2. In Curorten und Sommerfriſchen. 

Desgleichen werden dieſe allgemeinen Vor— 
ſchriften in Anſehung der Curorte und Sommer— 
friſchen als Sammelſtätten von Heilungs- und 
Erholungsbedürftigen eine beſondere Verſchärfung und 
Ausgeſtaltung erfahren müſſen, namentlich bezüglich 
ſolcher Orte, welche von Tuberculöſen zur Wieder— 
erlangung oder Beſſerung ihrer Geſundheit aufgeſucht 
werden. 

Insbeſondere iſt unbedingt nothwendig, dafs 
mit der Curordnung oder in eigens zu verlautbaren— 
den Kundmachungen alle jene ſanitären Verhaltungs— 
maßregeln angeordnet werden, nach welchen ſich ſowohl 
die Kranken ſelbſt, als ihre Begleitung, als auch ihre 
Wohnungsgeber und Wirte zum Zwecke der Ver: 
meidung von Infectionsübertragungen zu benehmen 
haben. Die Curverwaltungen und Curgemeinden 
haben alle jene ſanitären Vorkehrungen zu treffen, 
welche zur Beaufſichtigung und Inſtandhaltung der 
Unterkünfte tuberculöſer Curgäſte und zur exacten 
Handhabung des Desinfectionsdienſtes erforderlich ſind. 

In Curorten, in welchen rohe Milch oder Milch— 
producte als Curmittel verwendet werden, iſt durch 
die zuſtändige politiſche Behörde eine ſtrenge Über— 
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wachung ſowohl dieſer Genuſsmittel ſelbſt, als auch 
der Stätten ihrer Provenienz zu veranlaſſen, damit 
die Verwendung tuberculöſer Thiere von der Milch— 
gewinnung ſicher ausgeſchloſſen werde. f 


3. In Wohngemeinſchaften aller Art. 


Auch in Wohngemeinſchaften und Pflege— 
anſtalten jeder anderen Art, in welchen eine 
größere Anzahl von Perſonen im gemeinſamen Haus⸗ 
halte leben, wie in Verſorgungsanſtalten, Aſylen, 
Herbergen, Arbeits-, Corrections- und Gefangen⸗ 
häuſern ꝛc., insbeſondere aber in Inſtituten und Con⸗ 
victen für jüngere Perſonen, dann in geiſtlichen und 
weltlichen Gemeinſchaften u. dgl., wird eine ſorgfältige 
Anpaſſung und Ausgeſtaltung der obigen allgemeinen 
Vorſchriften platzzugreifen haben. 

Insbeſondere dürfen zur Pflege der Kinder in 
Krippen und Kinderbewahranſtalten niemals tuber— 
culöſe oder der Tuberculoſe auch nur verdächtige Per- 
ſonen zugelaſſen werden. 

Dem Auftreten der Tuberculoſe in derlei Ge⸗ 
meinſchaften wird von dem mit der Beſorgung des 
ärztlichen Dienſtes betrauten Arzte die größte Auf⸗ 
merkſamkeit zuzuwenden ſein und iſt derſelbe ver- 
pflichtet, im Falle der Conſtatirung eines derartigen 
Erkrankungsfalles dem Anſtaltsvorſtande ſofort die 
Anzeige zu erſtatten und die Mittel darzulegen, welche 
geeignet ſind, die Heilung des Kranken zu ermöglichen 
und jede Gefahr der Verbreitung der Tuberculoſe ab- 
zuwehren. Der Aufſicht führenden Behörde iſt über 
derartige Maßnahmen die Anzeige zu erſtatten. 


B. Empfehlenswerte Maßnahmen. 


Neben dieſen directen Maßnahmen gegen die 
Verbreitung der Tuberculoſe iſt jedoch noch eine 
ganze Reihe von Vorkehrungen aufzuzählen, deren 
Durchführung wegen der indirecten Förderung des 
angeſtrebten Zweckes als dringend empfehlenswert 
bezeichnet werden muſs, da die beharrliche Vernach⸗ 
läſſigung derſelben den günſtigen Erfolg der erſteren 
Maßnahmen ſogar in Frage zu ſtellen geeignet iſt. 

Eine wichtige Rolle kommt in dieſer Hinſicht der 
Aufklärung und Belehrung der weiteſten Bevölkerungs- 
ſchichten über Entſtehung und Bekämpfung der Tuber- 
culoſe und über das hierauf abzielende Verhalten im 
geſunden Zuſtande und im Falle der Erkrankung zu. 
Dieſe Belehrung kann durch populäre Vorträge und 
Aufſätze von Arzten und anderen Sachverſtändigen 
und Verbreitung hierauf abzielender guter Volks— 
ſchriften durch humanitäre Vereine ſehr gefördert 
werden. 0 

Den an Tuberculoſe Erkrankten wird das Auf— 
ſuchen einer Heilanſtalt für Tuberculöſe oder, wenn 
dies nicht möglich iſt und eine entſprechende, die noth— 
wendige Abſondernng des Kranken berückſichtigende 
Behandlung innerhalb der Familie nicht platzgreifen 


fann, eines 
empfehlen ſein. 

Tuberculöſe Eltern, welche kleine Kinder be— 

ſitzen, ſollen im Verkehre mit dieſen die allergrößte 
Vorſicht beobachten. 
Tuberculöſe Perſonen dürfen ihre Kinder und 
Verwandten nicht auf den Mund küſſen, tuberculöſe 
Mütter ihre Neugeborenen wo möglich nicht ſelbſt 
ſtillen. Tuberculöſe Frauen dürfen zum Ammendienſte 
nicht zugelaſſen und ſollen wo möglich von der 
Kinderpflege ferngehalten werden; auch iſt tuber— 
culöſen Perſonen die Verehelichung abzurathen, ſo— 
lange der tuberculöſe Proceſs nicht zur Heilung oder 
doch zum Stillſtande gebracht iſt. 

Tuberculöſe und zur. Tuberculoſe veranlagte 
Perſonen ſollten durch verſtändige Einwirkung von 
ſolchen Berufsarten abgehalten werden, welche wegen 
ungünſtiger hygieniſcher Verhältniſſe, wie Staub— 
bildung, Arbeit in geſperrter oder mit ſchädlichen 
Dünſten erfüllter Luft, wegen anhaltend ſitzender und 
gebeugter Körperhaltung, eine Beſſerung ihres Zu— 
ſtandes zu verhindern oder denſelben zu verſchlimmern 
geeignet ſind, oder welche den Tuberculöſen mit 
anderen Perſonen in engſten Verkehr bringen oder ſie 
zwingen, mit verkäuflichen Lebens- und Genufsmitteln 
fortgeſetzt zu manipuliren. 

In den letztbezeichneten Beziehungen iſt es von 
beſonderer Wichtigkeit, dafs in Fabriks- und Gewerbe— 
betrieben der ſorgfältigen Beobachtung der noth— 
wendigen hygieniſchen Rückſichten auf die Geſundheit 
der Arbeitenden, insbeſondere jugendlicher Perſonen, 
ſowohl in Bezug auf die Arbeitslocalitäten, als auf 
die Art und Dauer der Arbeit die größte Aufmerk— 
ſamkeit zugewendet werde. 


Außerdem gehört zu den empfehlenswerten 
Maßnahmen die Vorſorge für die Salubrität, Hygiene 
und Reinlichkeit in Anſehung ganzer Gemeinden und 
Ortſchaften im allgemeinen, ſowie der Häuſer, der 
Wohnungen in denſelben und der Lebensführung ihrer 
Bewohner im beſonderen. 

Die planmäßig fortgeſetzte Aſſanirung ganzer 
Gemeinden und einzelner Ortſchaften durch Herbei— 
führung geſunder Lebensbedingungen, insbeſondere 
durch Erhaltung reiner Luft und Beiſtellung geſunden 
Waſſers, durch die Beſchaffung lichter und luftiger, 
trockener und ausreichender Wohnungen für die 
ärmeren Bevölkerungsclaſſen, durch eine wohlgeordnete, 
unter genauer Marktpolizeicontrole ſtehende Appro— 
viſionirung mit geſunden Lebensmitteln, ferner durch 
Erhöhung der Widerſtandsfähigkeit der Bewohner 
mittels Darbietung reichlicher und billiger Gelegen— 
heit zur perſönlichen Reinlichkeitspflege und zur Ab— 
härtung mittels öffentlicher Bäder und Schwimm— 
anſtalten; die ſtrenge Handhabung der Geſundheits— 
polizei unter Benützung aller Fortſchritte der Hygiene, 
insbeſondere die rationelle Regelung der Sammlung 
und Abfuhr des Hauskehrichtes und der Hausabfälle, 


Spitales überhaupt dringend zu 
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die unſchädliche Ableitung des Unrathes; die öffent— 
liche Reinlichkeitspflege, insbeſondere die regelmäßige 
und häufige Straßenreinigung bei Vermeidung von 
Staubbildung; die ſtrenge Handhabung von Polizei— 
vorſchriften zur Sicherung der Reinlichkeit in den 
Höfen, vornehmlich den Lichthöfen, den Gängen und 
Stiegen der Häuſer, desgleichen zur Hintanhaltung 
des Ausſtaubens von Wohnungseffecten und Abwiſch— 
tüchern durch die Fenſter auf die Gaſſe u. dgl.; dies 
alles ſind Mittel, um der Entſtehung und Verbreitung 
der Tuberculoſe indirect immer mehr an Boden zu 
entziehen. 

Nicht zu unterſchätzen iſt hiebei auch die er— 
ziehliche Wirkung der öffentlichen communalen 
Reinlichkeitspflege auf die private, ſowohl hinſichtlich 
der Wohnungen als auch rückſichtlich der Perſon der 
Bewohner, zu der ſich in wirkſamer Weiſe der 
Einfluſs der Schule bereits von der Kindheit an ge— 
ſellen muss. 


II. Heilung. 


Aber nicht bloß der Verhütung, auch der Heilung 
der Tuberculoſe, welche mit der Unſchädlichmachung 
der Tuberkelbacillen im Körper ſelbſt und Beſeitigung 
der von ihnen hervorgerufenen Schäden identiſch iſt, 
mufs eine beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet 
werden. 

Sowohl die anatomiſch-pathologiſchen, als auch 
die kliniſchen Erfahrungen laſſen die Tuberculoſe, be— 
ſonders in den Anfangsſtadien als heilbar erſcheinen. 
Die erfolgreiche Behandlung der Tuberculoſe ſetzt 
jedoch die rigoroſeſte Einhaltung einer Reihe von 
ärztlichen Vorſchriften voraus, welche bei Belaſſung 
des Kranken in häuslicher Pflege meiſtens kaum durch— 
führbar iſt. 

Von ganz beſonderem Nutzen, ja geradezu als 
unabweisliche Nothwendigkeit erweist ſich hier die 
Unterbringung in ſogenannten Lungenheilſtätten oder 
Tuberculoſenaſylen, wo eine ſorgfältig geregelte, mit 
ſyſtematiſchen Kräftigungscuren verbundene ärztliche 
Behandlung platzgreift. 

Durch die in dieſen Heilſtätten eintretende Pflege 
wird nicht bloß den Forderungen der Humanität 
Rechnung getragen, ſondern es werden auch durch die 
häufig erzielte gänzliche oder doch zur Arbeitsleiſtung 
befähigende Wiederherſtellung der Pfleglinge die 
wirtſchaftlichen Intereſſen der Gemeinden, Induſtrie— 
unternehmungen, Krankenverſicherungsanſtalten, wel— 
chen dieſe Erkrankten angehören, gefördert. 

Dieſe Körperſchaften und Unternehmungen 
ſollten daher an der Errichtung ſolcher Heilſtätten und 
an der Unterbringung von Tuberkelkranken in den— 
ſelben einen beſonders werkthätigen Antheil nehmen. 

Ungeachtet des großen Reichthums an hiezu 
beſtens geeigneten Gegenden ſind in den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern nur ſehr 
wenige ſolcher Anſtalten vorhanden. 
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Den Bemühungen Hochderſelben um die Hebung 
der allgemeinen Wohlfahrt in Ihrem Verwaltungs- 
gebiete eröffnet ſich hier ein weites Feld erſprießlicher 
Bethätigung. 

Hochdieſelben werden durch zielbewuſste, fort- 
geſetzte Einfluſsnahme auf die in Betracht kommenden 
öffentlicher Factoren, ſowie durch eifrige Unterſtützung 
beſtehender oder zu begründender Vereine und Inſtitu— 
tionen, welche derlei Zwecke verfolgen, durch perſönliche 
Anregung und Förderung dahin abzielender Beſtre— 
bungen unſchwer in der Lage ſein, das Entſtehen ſolcher 
allgemein zugänglicher, namentlich für die minder 
bemittelten Volksclaſſen leicht erreichbarer Heil- und 
Pflegeſtätten für Lungenkranke zu ermöglichen, oder 
doch zu bewirken, dass an die beſtehenden öffentlichen 
Krankenanſtalten beſondere Annexpavillons in gün⸗ 
ſtiger ſonniger Lage mit Vorkehrungen für rationelle 
Freiluftbehandlung und Kräftigungscuren angeſchloſſen 
werden. 


Gemeinſame Schluſsbeſtimmungen. 


Zur Durchführung der im obigen dargeſtellten 
Maßnahmen wird neben dem umſichtigen und that— 
kräftigen Vorgehen der ſtaatlichen Behörden, ins— 
beſondere der ſtaatlichen Sanitätsorgane, ſowie jener 
der unterrichtsbehördlichen und gewerblichen Aufſicht, 
die eifrige und bereitwillige Mithilfe der autonomen 
Verwaltungen der Königreiche und Länder, der Bezirke 
und Gemeinden, der Arztekammern und aller einzelnen 
Arzte, die verſtändnisvolle und entgegenkommende 
Unterſtützung der Leitungen aller Heil- und Pflege⸗ 
anſtalten, der Schul- und Erziehungsinſtitute, der 
Verkehrs- und Betriebsunternehmungen, der ſocialen 
Verſicherungsverbände und humanitären Vereine und 
Körperſchaften, ebenſo wie der aufkläreude Einfluss 
der Preſſe und die hilfsbereite Theilnahme der ge— 
ſammten Bevölkerung unerlässlich ſein. 

Die politiſchen Behörden und ihre Sanitäts- 
organe werden die Verhältniſſe der Verbreitung der 
Tuberculoſe in ihrem Amtsbereiche einem fortgeſetzten 
Studium, namentlich anläſslich der periodiſchen 
Bereiſungen, Inſpicirungen von Schulen und ſanitäts⸗ 
polizeilich wichtigen Objecten, desgleichen anläſslich 
ihrer Interventionen bei Aſſentirungen zu unterziehen 
und die gemachten Wahrnehmungen bei Bekämpfung 
der Tuberculoſe zu verwerten haben. 

Hochdieſelben wollen demnach die im Sinne der 
vorſtehenden Ausführungen erforderlichen und zweck— 
dienlichen Vorkehrungen treffen, den politiſchen Be⸗ 
hörden mit aller Beſchleunigung die vorſtehenden 
Directiven zur entſprechenden Anweiſung der Arzte, 
der Gemeindevorſtände, der Directionen und Ver— 
waltungen von Kranken- und Pflegeanſtalten, der 
Lehr- und Erziehungsinſtitute, der Verkehrs⸗ und 
Induſtrieunternehmungen, Curorte und öffentlichen 
Erholungsanſtalten und anderer einſchlägigen Unter- 
nehmungen zur Kenntnis bringen, mit dem Landes- 
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ausſchuſſe und den in Betracht kommenden Landes- 
behörden zur gemeinſamen Förderung der Ziele der 
Bekämpfung der Tuberculoſe ſich in Verbindung ſetzen 
und unausgeſetzt dahin wirken, daſs die allgemeine 
Theilnahme und Aufmerkſamkeit an dieſer das gemein⸗ 
ſame Wohl aller berührenden Angelegenheit geweckt 
und wach erhalten werde und ſich in fruchtbarer und 
nutzbringender Weiſe bethätige. 

Über die von Hochdenſelben getroffenen Ver⸗ 
fügungen gewärtige ich einen ausführlichen Bericht 
und erſuche Hochdieſelben Veranlaſſung zu treffen, dafs 
die Erfolge der einzuleitenden Action zur Bekämpfung 
der Tuberculoſe und namentlich die Vorkehrungen zur 
Abſonderung der Tuberculöſen und ſyſtematiſchen 
hygieniſchen Erziehung der Pfleglinge in Heil- und 
Pflegeanſtalten alljährlich im Jahresſanitätsberichte 
in einem beſonderen Abſchnitte zur überſichtlichen Dar⸗ 
ſtellung gelangen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 20. Juli 1902, 3. 30162, 


über x 


Vorſchriften, betreffend das Kanzleihilfsperſonal 
der politiſchen Verwaltung. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Mit dem bezüglichen Erlaſſe werden, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Finanzminiſterium, die nachfolgen⸗ 
den Vorſchriften verlautbart: f 


Bei Durchführung der Verordnung des Geſammt⸗ 
miniſteriums vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 145%, 
betreffend das Kanzleihilfsperſonal bei den ſtaatlichen 
Behörden, Amtern und Anſtalten, haben im Bereiche 
der politiſchen Verwaltung nachſtehende Vorſchriften 
zu gelten. 


1. 
Errichtung von Kanzleigehilfenpoſten. 


Das Kanzleihilfsperſonal hat in Hinkunft aus 
Kanzleigehilfen, Diurniſten und Calculanten zu 
beſtehen. 

Die Zahl der Kanzleigehilfenpoſten wird für 
jedes Verwaltungsgebiet vom Miniſterium des Innern 
im Einvernehmen mit dem Finanzminiſterium feſt⸗ 
geſetzt. 


II. 
Feſtſetzung des Kanzleihilfsperſonales. 


Im Sinne des §. 1, Abſatz 2, V. d. G. M. 
wird für die einzelnen Behörden und Anſtalten nur 


*) Im weiteren Verlaufe abgekürzt: „V. d. G. M.“; 
ſiehe Seite 184. 
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die Geſammtzahl des ihnen zuzuweiſenden Kanzlei— 
hilfsperſonales ziffermäßig beſtimmt; die Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſes Perſonales kann hingegen Anderungen 
erfahren, indem die Zahl der Diurniſten und Cal- 
culanten ſich vermindert oder erhöht, je nachdem bei 
der Behörde (der Anſtalt) mehr oder weniger Kanzlei— 
gehilfen beſtellt werden. 


III. 


Competenz. 


Zur Beſtellung von Kanzleigehilfen ſind 
folgende Behörden competent: 


1. Das Miniſterium des Innern für den eigenen 
Dienſt und den des Reichsrathes; 


2. die politiſchen Landesbehörden für den eigenen 
Dienſt, ſowie den der unterſtehenden politiſchen und 
Polizeibehörden und Anſtalten. 


Die zur Beſtellung von Kanzleigehilfen 
berufenen Behörden haben auch die Evidenz über 
dieſelben und über die Bewerber um die in ihrem 
Bereiche zu beſetzenden Kanzleigehilfenpoſten zu 
führen und alle in der V. d. G. M. vorgeſehenen 
Amtshandlungen, vorzunehmen, welche nicht aus— 
drücklich den unmittelbaren Amtsvorſtänden der 
Kanzleigehilfen überlaſſen oder dem Miniſterium 
des Innern vorbehalten ſind. 


Bezüglich der Urlaubsertheilung bleiben die 
beſtehenden Competenzbeſtimmungen aufrecht. 

Hinſichtlich der Befugnis zur Aufnahme von 
Kanzleihilfsarbeitern (Diurniften, Calculanten ꝛc.) 
ſowie zur Ausübung der dem Dienſtgeber gegen die— 
ſelben zuſtehenden Rechte bleiben die bisherigen Vor— 
ſchriften in Geltung, inſoweit ſie nicht durch den 
II. Abſchnitt, V. d. G. M. und die gegenwärtige Ver— 
ordnung eine Modification erleiden. 


IV. 
Bewerbung. 


Ein Kanzleihilfsarbeiter, welcher die im §. 5, 
V. d. G. M. normirten Erforderniſſe nachzuweiſen in 
der Lage iſt und dem keiner der im §. 6, V. d. GM. 
oder im Artikel X, Abſatz 3 der gegenwärtigen Vor— 


ſchriften feſtgeſetzten Ausſchließungsgründe entgegen— 


ſteht, hat, falls er die Erlangung einer Kanzlei— 
gehilfenſtelle anſtrebt, ſeine Bewerbung bei ſeinem 
Amtsvorſtande (oder dem mit der Führung der ein- 
ſchlägigen Agenden betrauten Beamten) mündlich 
anzumelden. 

Über dieſe Anmeldung wird ſeine Vormerkung 
in der Bewerberliſte (Vormerk I, Artikel VD ein- 
geleitet. 

Zu dieſem Behufe hat der Bewerber zwei Exem— 


Form. A. plare des nach dem angeſchloſſenen Fomrlar A ein- 
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gerichteten Gedenkblattes in den Spalten 1 bis 19 
wahrheitsgetreu und genau auszufüllen und dieſelben 
ſammt allen zur Beurtheilung der Richtigkeit der 
Angaben erforderlichen Urkunden dem Amtsvorſtande 
(oder dem mit der Führung der betreffenden Agenden 
betrauten Beamten) zu überreichen. 


Die Eintragungen ſind ſohin von amtswegen zu 
überprüfen, etwa nothwendige Erhebungen und Richtig— 
ſtellungen zu veranlaſſen und die Rubriken 20, 21 
und 22 des Gedenkblattes auszufüllen. Der Vollzug 
dieſer Amtshandlungen iſt durch Beiſetzung der Amts— 
fertigung und des Datums zu beſtätigen. 


Nach Abſchluſs des Gedenkblattes hat die betref— 
fende Stelle, wenn ſie zur Beſtellung der Kanzlei— 
gehilfen in dem betreffenden Dienſtzweige und 
Verwaltungsgebiete berufen iſt, die Vormerkung in 
der Bewerberliſte (Vormerk D nach den Beſtim— 
mungen des Artikels VI zu veranlaſſen, andernfalls 
aber beide Parien des Gedenkblattes ſammt den 
beigebrachten Urkunden an die zur Beſtellung von 
Kanzleigehilfen competente Behörde zu leiten. 


Dieſe Behörde überzeugt ſich von der richtigen 
und vollſtändigen Ausfüllung der Gedenkblätter ſowie 
von der Übereinſtimmung der beiden Exemplare, ver— 
anlajst die Vormerkung des Bewerbers, nimmt ein 
Pare des Gedenkblattes in Verwahrung und leitet 
das zweite Pare ſowie die dem Bewerber auszu— 
händigenden Urkunden zurück. 


V. 
Competenzgeſuche. 


Wünſcht ein Kanzleihilfsarbeiter im Be- 
reiche einer anderen Behörde als derjenigen, von der ſeine 
Bewerbung um eine Kanzleigehilfenſtelle gemäß der 
Artikel III und IV in Evidenz zu halten iſt, eine 
Kanzleigehilfenſtelle zu erlangen, ſo hat er ſchriftlich 
darum anzuſuchen und ſein Geſuch im Dienſtwege 
einzubringen. 


Das Geſuch wird ſohin unter Anſchluſs einer 
Abſchrift des Gedenkblattes unmittelbar an die com- 
petente Behörde geleitet. 


Kanzleigehilfen, welche die Übernahme in 
den Dienſt eines anderen Reſſorts (zum Beiſpiel 
der Finanz⸗ oder Juſtizverwaltung) anſtreben, dann 
geweſene Kanzleigehilfen, welche ſich um Wieder— 
anſtellung bewerben, haben gleichfalls ſchriftlich, und 
zwar bei jener Behörde einzuſchreiten, bei welcher ſie 
als Kanzleigehilfen in Verwendung ſtehen, be— 
ziehungsweiſe zuletzt geſtanden ſind. 


Von dieſer Behörde ſind die Geſuche ſammt 
einer Abſchrift des Dienft- und Eigenſchaftsausweiſes 
des Bittſtellers der zur Entſcheidung über das Geſuchs— 
begehren competenten Behörde zu übermitteln. 
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WI 
Evidenzhaltung. 


Die zur Beſtellung von Kanzleigehilfen be— 
rechtigten Behörden (Artikel III) haben ein Verzeichnis 
aller in ihrem Bereiche beſtellten Kanzleigehilfen 
zu führen und ſämmtliche Bewerber um ſolche Stellen 
mittels dreier Vormerke in Evidenz zu halten, von 
welchen 

Vormerk I die im eigenen Verwaltungsbereiche 
vorhandenen Anwärter, 

Vormerk II die nach §. 2, Abſatz 3 V. d. G. M. 
vorzugsweiſe zu berückſichtigenden ehemaligen Kanzlei— 
gehilfen, 

Vormerk III alle übrigen zur Aufnahme ge— 
eigneten Bewerber zu umfaſſen hat. 

Die Gedenkblätter (Artikel IV), beziehungsweiſe 
die Abſchriften der Dienſt- und Eigenſchaftsausweiſe 
(Artikel V und XII) der Bewerber bilden Beilagen 
dieſer Vormerke. Die Vormerke J und II ſind ebenſo 
wie die zugehörigen Beilagen durch Eintragung 
aller ſich ergebenden Veränderungen ſtets in ſolchem 
Stande zu erhalten, daſs ſie als eine verläſsliche 
Grundlage für die Amtshandlungen der Behörde 
dienen können. Der Vormerk III hat lediglich Namen 
und Dienſtort der Bewerber ſowie Präſentatum und 
Zahl der Geſuche, welche beim Vormerk aufbewahrt 
werden, zu enthalten. 

Die Poſtnummer des Vormerkes, unter welcher 
ein Bewerber in Evidenz gehalten wird, iſt auch auf 
dem Gedenkblatte, beziehungsweiſe auf der Abſchrift 
des Dienſt⸗ und Eigenſchaftsausweiſes anzumerken 
und dem unmittelbaren Amtsvorſtande des Bewerbers 
bekanntzugeben. 

Vorfälle, welche eine Berichtigung des Ver— 
zeichniſſes der Kanzleigehilfen, der Bewerberliſten 
oder der Gedenkblätter, beziehungsweiſe der Dienſt— 
und Eigenſchaftsausweiſe bedingen, alſo insbeſondere 
Anderungen der Dienſteseigenſchaft, des Dienſtortes, 
der Bezüge, des Familienſtandes, des Militärverhält- 
niſſes u. ſ. w., ferner Vorkomniſſe diſciplinärer 
Natur, ſowie alle die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
herbeiführenden Ereigniſſe ſind von den unmittelbaren 
Amtsvorſtänden der Bedienſteten in den in ihrer 
Verwahrung befindlichen Exemplaren der Gedenk— 
blätter, beziehungsweiſe in den Dienft- und Eigen⸗ 
ſchaftsausweiſen der Kanzleigehilfen vorzumerken 
und der die Evidenz führenden Behörde zur Kenntnis 
zu bringen. 

Dieſe Anzeigen ſind bei wichtigeren Vorfällen, 
3. B. Diſciplinarſtrafen, Auflöſung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes, ſofort, ſonſt mit Schluſs jedes Jahres zu 
erſtatten. 

5 VII. 
Zeit der Beſtellung von Kanzleigehilfen. 


In den Monaten Juni und December hat regel— 
mäßig, ſofern eine genügende Anzahl qualificirter 
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Bewerber vorhanden ift, die Beſetzung der bis zum 
Schluſſe des vorausgegangenen Monates (Mai und 
November) in Erledigung gekommenen Kanzlei— 
gehilfenpoſten ſtattzufinden. 


Die Beſtellung einzelner Kanzleigehilfen 
in der Zwiſchenzeit iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen und 
wird namentlich dann platzzugreifen haben, wenn eine 
erledigte Stelle einem externen Bewerber (Vor⸗ 
merk II und III, Artikel VD) verliehen werden ſoll, 
und die Ergänzung des Kanzleihilfsperſonales 
der betreffenden Behörde ſich als dringend darſtellt. 


VIII. 
Dienſteszuweiſung. 


Kanzleigehilfen, die nicht dem Dienſtbereiche 
der beſtellenden Behörde entnommen werden (Vor⸗ 
merk II und III, Artikel VI), ſind nach Möglichkeit 
einer Behörde zuzuweiſen, deren Kanzleihilfs⸗ 
perſonalſtand nicht complet iſt, damit die Ent⸗ 
hebung von Kanzleihilfsarbeitern wegen Überzähligkeit 
vermieden werde (Artikel II). 


IX. 
Vorgang im Falle der Erledigung eines Kanzlei⸗ 
gehilfenpoſtens. 5 


Jeder Amtsvorſtand, in deſſen Amtsbereich ein 
Kanzleigehilfenpoſten in Erledigung kommt, hat 
hievon längſtens binnen drei Tagen nach eingetretener 
Erledigung der mit der Beſtellung und Evidenzhaltung 
der Kanzleigehilfen betrauten Behörde die Anzeige 
zu erſtatten, ſoferne derſelben das Ausſcheiden des 
Kanzleigehilfen nicht ohnedies bereits bekannt iſt. 

Dieſer Behörde obliegt es, dem Amtsvorſtande 
unverzüglich bekannt zu geben, ob ſie die Stelle einem 
auswärtigen Bewerber (Vormerk IIund III, Artikel VI) 
zu verleihen gedenke oder nicht. 

Verneinendenfalls iſt zum Erſatze für den im 
Kanzleihilfsperſonale des betreffenden Amtes 
entſtandenen Abgang ein Diurniſt, beziehungsweiſe 
Calculant aufzunehmen; iſt dagegen die Zuweiſung 
eines auswärtigen Bewerbers als Kanzleigehilfen in 
Ausſicht genommen, ſo darf nur im Falle eines 
dringenden Bedarfes ein Aushilfsſchreiber, und 
zwar bloß für die Zeit bis zum Eintreffen des neu 
zu beſtellenden Kanzleigehilfen in Dienſt genommen 
werden. 


X. 


Auswahl unter den Bewerbern. 


Bei der Auswahl unter den Bewerbern gibt 
grundſätzlich die Tüchtigkeit und Vertrauenswürdigkeit 
in erſter Linie den Ausſchlag, doch genießen die im 
Vormerke II, Artikel VI, in Evidenz gehaltenen 
Bewerber bei entſprechender Qualification den Vorzug 
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von allen übrigen Anwärtern und iſt auch auf das 

Dienſtalter, ſowie darauf Bedacht zu nehmen, dafs 

von den im Vormerke I verzeichneten Bewerbern 

nach Thunlichkeit diejenigen zuerſt berückſichtigt werden, 

welche der Grenze des Normalalters (S. 5, 8. 2, 
d. G. M.) am nächſten ſtehen. 


Für die bis 31. Juli 1903 ſtattfindenden 
Beſtellungen von Kanzleigehilfen wird von dem 
Erforderniſſe der Nichtüberſchreitung des 40. Lebens- 


jahres abgeſehen. 


Perſonen, welche im Genuſſe einer Ruhegebür 
(Penſion, Proviſion ꝛc.) aus dem Staäatsſchatze oder 


einem ſtaatlich dotirten oder verwalteten Fonde ſtehen, 


können nicht zu Kanzleigehilfen beſtellt werden. 
XI. 


Dienſtantritt. 


Wird ein Kanzleigehilfe aus einem anderen 
Verwaltungsbereiche übernommen, ſo iſt mit ſeiner 
vorgeſetzten Behörde wegen Beſtimmung der Friſt 
zum Dienſtantritte und des Zeitpunktes der Ent- 
hebung von der bisherigen Verwendung das Ein— 
vernehmen zu pflegen und dabei darauf zu achten, 
dafs der Beginn der neuen Bezüge ſich an den Zeit— 
punkt der Einſtellung der bisherigen Bezüge un— 
mittelbar anſchließe. (S. 13, V. d. G. M.) 

Ein Kanzleigehilfe, welcher ſich erſt nach 
Ablauf der ihm in der Beſtellungsurkunde ertheilten 
Friſt zum Dienſtantritte meldet, darf zur Angelobung 
nur in dem Falle zugelaſſen werden, wenn die be— 
ſtellende Behörde dem Amtsvorſtande eröffnet, dafs fie 
von der Berechtigung zum Widerrufe der Aufnahme 
(§. 3, V. d. G. M.) keinen Gebrauch mache. 
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Dienſt⸗ 93 Eigenſchaftsausweis. 


Sobald der Kanzleigehilfe im Sinne des S. 20, 
V. d. G. M., das Gelöbnis geleiſtet hat, iſt hievon 
der beſtellenden Behörde behufs der Eintragung des 
neu Beſtellten in das Kanzleigehilfenverzeichnis 
die Anzeige zu erſtatten und für denſelben von ſeinem 
unmittelbaren Amtsvorſtande ein Dienſt- und Eigen- 
ſchaftsausweis, welcher auch die für die Anſprüche an 


das Verſorgungsinſtitut maßgebenden Daten zn ent— 


halten hat, nach dem angeſchloſſenen Formular B 


anzulegen. 
Das nach den Beſtimmungen des Artikels IV 


ausgefertigte Gedenkblatt hat einen Beſtandtheil des 


Dienſt⸗ und Eigenſchaftsausweiſes zu bilden und iſt 
demſelben beizuheften. 

Die Kanzleigehilfen hie, die Belege 
für die im Dienſt⸗ und 11 ſchaftsausweiſe anzu— 
führenden Thatſachen und Verhältniſſe auf Verlangen 
beizubringen und ſpätere Anderungen der im Dienſt⸗ 


V. B. M. I. 
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und Eigenſchaftsausweiſe in Evidenz zu haltenden 
Umſtände ſtets ſofort unter Vorlage der betreffenden 
Belege anzuzeigen. 

Der Dienſt⸗ und Eigenſchaftsausweis iſt von 
dem jeweiligen Amtsvorſtande des Kanzlei— 
gehilfen ſtets in richtigem Stande zu erhalten und 
hinſichtlich der Qualification im Bedarfsfalle, minde— 
ſtens aber jedes dritte Jahr abzuſchließen. Soferne 
gegenüber der unmittelbar vorausgehenden Beſchrei— 
bung keine Anderung ſtattgefunden hat, iſt bloß der 


Vermerk „Unverändert“ beizuſetzen. 


XIII. 
Dienſtzeit. 


Die im Sinne des §. 12, V. d. G. M., anrechenbare 
Dienſtzeit eines Kanzleihilfsarbeiters iſt im Falle 
einer Militärdienſtleiſtung nicht als unterbrochen an— 
zuſehen, wenn nach Ablauf derſelben längſtens innerhalb 
eines Zeitraumes von drei Tagen die Dienſtleiſtung als 
Kanzleihilfsarbeiter fortgeſetzt worden iſt. In 
ſolchen Fällen wird jedoch die militäriſche Dienſt— 
leiſtung mit Ausnahme von Waffenübungen nicht in 
die nach §. 12, V. d. G. M., anrechenbare Dienſtzeit 
einbezogen. 

Als vorſchriftsmäßig angemeldet im Sinne des 
§. 12, Abſatz 3, lit. b, V. d. G. M. haben jene 
früheren Dienſtperioden zu gelten, welche von dem 
Bewerber in der Rubrik 6 des Gedenkblattes oder im 
Competenzgeſuche (Artikel V der gegenwärtigen Vor— 
ſchriften) angeführt worden ſind. 


XIV. 
Qualifieirte Poſten. 


Das Miniſterium des Innern ſetzt im Einver— 
nehmen mit dem Finanzminiſterium für jeden Verwal- 
tungsbereich die Maximalzahl derjenigen Kanzlei— 
gehilfen feſt, welchen im Sinne des §. 10, V. d. 
G. M. die ſonſt für die nächſt höhere Dienſtalters— 
claſſe normirten Bezüge zuerkannt werden dürfen. 

Die Auswahl der mit den höheren Bezügen zu 
betheilenden Kanzleigehilfen ſteht der zur Be— 
ſtellung der Kanzleigehilfen berufenen Behörde zu, 
welche dabei ſowohl das Maß der an die einzelnen 
Kanzleigehilfen geſtellten Dienſtesanforderungen 
als deren perſönliche Tüchtigkeit und Würdigkeit in 
Betracht zu ziehen hat. 


XV. 


Anweiſung und Einſtellung der Bezüge. 

Die Anweiſung und Einſtellung der Bezüge 
der Kanzleigehilfen erſolgt durch die zur Be— 
ſtellung dieſer Bedienſteten in dem betreffenden Ver— 
waltungsbereiche competente Behörde. 
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Derſelben find daher auch alle für die Liqui- 
dirung und Verrechnung relevanten Umſtände, dann 
die eventuelle Verhängung von Geldbußen, Entziehung 
von Bezugstangenten u. dgl. rechtzeitig zur Kenntnis 
zu bringen. 

Die Anweiſung höherer Bezüge nach Maßgabe 
des Dienſtalters iſt über mündliches Anſuchen des 
Kanzleigehilfen und Nachweiſung ſeines Anſpruches 
vom Amtsvorſtande desſelben anzuregen und von der 
zur Beſtellung von Kanzleigehilfen competenten 
Behörde zu vollziehen. 

Hinſichtlich der Anweiſung und Behebung der 
Taggelder der Diurniſten, Calculanten ꝛc. verbleibt 
es bei den bisherigen Beſtimmungen. 


XVI. 
Geldaushilfen. 


Auf die Bezüge von Kanzleigehilfen und 
Kanzleihilfsarbeitern werden keine Vorſchüſſe 
ertheilt; dagegen ſind dieſe Kategorien von Bedienſteten 
bei Gewährung von Geldaushilfen aus den hiefür zur 
Verfügung ſtehenden Crediten vorzugsweiſe zu berüd- 
ſichtigen. 

Insbeſondere iſt auf jene Kanzleigehilfen 
Bedacht zu nehmen, welche und inſolange ſie infolge 
Entrichtung der Dienſtverleihungsgebür, ſowie des 
procentuellen Beitrages an das Verſorgungsinſtitut 
eine Schmälerung ihrer früheren Bezüge erfahren 
ſollten. 


XVII. 
Kündigung. 


Bei Ausübung des dem Dienſtgeber gemäß 

29, V. d. G. M. zuſtehenden Kündigungsrechtes 

5 mit möglichſter en und Rückſicht zu ver⸗ 
fahren. 


XVIII. 
Dienſtverleihungsgebür. 


Von der Beſtellung zum Kanzleigehilfen iſt 
die (nach Tarifpoſt 40, lit. d) des Geſetzes vom 
13. December 1862, R. G. Bl. Nr. 89, entfallende) 
Gebür 5 Scala II von dem flüſſig gemachten, 
(gemäß §. 16, lit. e) des Gebürengeſetzes vom 9. Fe⸗ 
bruar 1850, R. G. Bl. Nr. 50) mit dem dreifachen 
Betrage zu veranſchlagenden Jahresgenuſſe zu ent- 
richten. Bei Erlangung eines Mehrbezuges iſt dieſe 
Gebür von dem Dreifachen des angewieſenen Jahres- 
genuſſes nach Abſchlag des bereits der Bemeſſung 
unterzogenen vielfachen Betrages des Genuſſes zu 
leiſten. 
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Inſoferne die Dienſtverleihungsgebür nicht ſofort 


im vollem Betrage mittels Stempelmarken entrichtet 
wird, hat die Einbringung unmittelbar im Wege des 
Abzuges zu erfolgen (§. 14, V. d. G. M.). g 
Zur Bemeſſung und Einbringung der Dienſt⸗ 
verleihungsgebür im Wege des Abzuges iſt jenes 


Organ verpflichtet, welchem die Liquidirung des Be⸗ 


zugsanſpruches obliegt. 


Sollten ſeitens eines Kanzleigehilfen gegen 
die Ermittlung der Dienſtverleihungsgebür entweder 


hinſichtlich der Gebürenpflicht oder hinſichtlich des 


Gebürenausmäßes Einwendungen erhoben werden, 


jo iſt, wenn es ſich um eine offenbar irrige Gebüren⸗ 


ermittlung handelt, die Richtigſtellung zu veranlaſſen. 


Im anderen Falle iſt die bezügliche Eingabe 
unter Anſchluſs allfälliger zu Gebote ſtehender, auf 
die Gebürenermittlung bezugnehmender Actenſtücke 
der ſonſt zur Gebürenbemeſſung berufenen Finanz⸗ 
behörde J. Inſtanz (Finanzbezirksdirection, Gebüren⸗ 
bemeſſungsamt) zur weiteren Verfügung zu über⸗ 
mitteln. f 

Der Abzug zur Hereinbringung der Gebür hat 
von dem Tage an, von welchem dem Kanzleigehilfen 
der der Gebür unterliegende Bezug zukommt, in 
ununterbrochen fortlaufenden Monatsraten zu einer 
Krone zu erfolgen und iſt ein Reſtbetrag der Gebür 
unter einer Krone mit der erſten Monatsrate einzu⸗ 
heben. 


Inſolange einem Kanz leig ehilfen aus welchem 


Grunde immer ein Bezug nicht ausbezahlt wird, hat 
auch die Einbringung der DL zu 
unterbleiben. 

Bei Bezugsüberweiſungen ſind die rückſtändigen 
Gebürenraten in den Schuldigkeitsextract aufzu⸗ 
nehmen. 

Die eingebrachten Dienſtverleihungsgebüren ſind 
in den einzelnen Verwaltungszweigen, gleichwie die 
Dienſttaxe, zu Gunſten der Finanzverwaltung etat⸗ 
mäßig zu verrechnen. i 

Es iſt ſonach von den Rechnungsbepartenentz 
der politiſchen Landesbehörden der Gebarungs⸗ 
erfolg allmonatlich, und zwar bis zum 15. des 
dem Gegenſtandsmonate nächſtfolgenden Monats 


dem Rechnungsdepartement jener Finanzlandesbehörde 


nachzuweiſen, in deren Verwaltungsgebiet dieſe 
Gebüren zur Einhebung gelangten. Dieſelbe Nach⸗ 


weiſung iſt vom Rechnungsdepartement des Minis 


ſteriums des Innern für den Gebarungserfolg bei 


dieſem Miniſterium dem Rechnungsdepartement der 


Finanzlandesdirection in Wien mitzutheilen. 
Mit Jahresſchluſs iſt endlich von den bezeichneten 


Verwaltungsbehörden in dem beſonderen Rechnungs- 


abſchluſſe, welcher rückſichtlich des Taxgefälles dem 
k. k. Oberſten Rechnungshofe vorgelegt wird, auch der 
Jahreserfolg an von den Kanzleigehilfen einge⸗ 
hobenen Dienſtverleihungsgebüren anhangsweiſe 1 
weiſen. 


Durch die vorstehenden Beſtimmungen wird das 
Recht der zur Gebürenbemeſſung berufenen Finanz⸗ 


behörden J. Inſtanz zur Controle der auf die Gebüren— 


ermittlung bezüglichen Acten und Aufſchreibungen in 
keiner Weiſe berührt und bleibt daher der Finanz— 
verwaltung die Ausübung dieſes Rechtes gelegentlich 


der Vornahme von Stempelreviſionen auch weiterhin 
gewahrt. a 


XIX. 
Verrechnung der Aetivitätsbezüge. 


Die Bezüge der Kanzleigehilfen ſind in den 
Jahren 1902 und 1903 wie die bisherigen Ent- 
lohnungen der Diurniſten, Calculanten ꝛc. zu Laſten 
der betreffenden Dienſtzweige, jedoch auf einer neu zu 


eröffnenden Rubrik: „Bezüge der Kanzleigehilfen“ 
und nur mit jenem Theilbetrage zu verrechnen, der 


der Höhe der früheren Entlohnung als Diurniſt, 
Calculant, Tagſchreiber ꝛc. entſpricht. 

Der Mehrbetrag iſt auf einer beſonderen 
Rubrik: „Mehraufwand aus Anlaſs der Regelung der 
Bezüge und der Verſorgungsgenüſſe nicht ſtabil Bedien⸗ 
ſteter“ zu Laſten der allgemeinen Caſſenverwaltung 
zu buchen und mittels eines dieſelbe Bezeichnung 
tragenden Rechnungsabſchluſſes dem k. k. Oberſten 
Rechnungshofe nachzuweiſen. Dieſem bleiben die 
weiteren Weiſungen wegen Documentirung der er— 


wähnten Rechnungsabſchlüſſe vorbehalten. 


a Das Erfordernis auf der Rubrik „Bezüge der 
Kanzleigehilfen“ iſt aus den Erſparungen an den 


Crediten für Diurnen oder Amtspauſchalien zu decken. 


Die letzteren Pauſchalien ſind um jenen Betrag 


zu verringern, um den ſie durch die Beſtellung von 


Kanzleigehilfen und die vorſtehend angeordnete Art der 
Verrechnung ihrer Bezüge auf der beſonderen Rubrik 
entlaſtet werden. 

Die Bezüge der Kanzleihilfsarbeiter (Diur- 


niſten, Calculanten ꝛc.) ſind mit dem früheren Aus- 


maße ihrer Entlohnung zu Laſten der bisherigen 
Credite und mit den dieſes frühere Ausmaß über— 


ſteigenden Beträgen zu Laſten der allgemeinen Caſſen⸗ 


verwaltung zu verrechnen. Dieſer Mehrbetrag iſt 


gleichfalls in dem vorſtehend erwähnten beſonderen 
Reechnungsabſchluſſe auszuweiſen. 


Die Präliminirurg und Verrechnung vom 


Jahre 1904 angefangen wird einer geſonderten An— 


ordnung vorbehalten. 


XX. 


| eecheit mit beſonderer Berückſich⸗ 
2 tigung der Gebarungen des Verſorgungsiuſtitntes 


der Kanzleigehilfen. 
Die endgiltige Verrechnung der dem Ver— 
ſorgungsinſtitute der Kanzleigehilfen zufließenden 
Geldmittel (8. 4 der Statuten) und der daraus zu 
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leiſtenden Zahlungen obliegt der k. k. Staatscentralcaſſe. 
Die übrigen k. k. Zahlſtellen haben die für Rechnung des 
Verſorgungsinſtitutes vollzogenen Einnahmen und 
Ausgaben als commiſſionelle Gebarungen für die 
Staatscentralcaſſe zu behandeln. 


Zu dieſem Behufe wird Folgendes angeordnet: 


Die fälligen Monatsgebüren der Kanzlei— 
gehilfen ſind von den auszahlenden Caſſen in 
eigenen Activitätsverzeichniſſen zu verrechnen und die 
von dieſen Monatsbezügen nach §. 14, V. d. G. M. 
zu bewerkſtelligenden Abzüge in beſonderen Betrags— 
colonnen darzuſtellen. Es iſt mithin je eine Betrags— 
colonne zu eröffnen: 


a) Für die dreiprocentigen Beiträge der Kanzlei— 
gehilfen, 


b) für die von denſelben geleiſteten Nachzahlungen, 

c) für die als Ordnungsſtrafen auferlegten Geld— 
ſtrafen, 

d) für die Erſätze aus dem Dienſtverhältniſſe und 
für die Übergenüſſe, 

e) für die Dienſtverleihungsgebür und 

f) für die Perſonaleinkommenſteuer. 


Die Summen der unter lit. a), b) und c) aufge⸗ 
führten, zu den Einnahmen des Verſorgungsinſtitutes 
zählenden Abzüge ſind von der Staatscentralcaſſe in 
das von derſelben zu führende „Journal für die 
Gebarungen des Verſorgungsinſtitutes der Kanz lei— 
gehilfen“, von den übrigen Zahlſtellen in das neu 
aufzulegende „Contocorrent-Subjournal für die Ge— 
barungen des Verſorgungsinſtitutes der Kanzlei— 
gehilfen“ nach den einzelnen Verrechnungszweigen 
ſpecificirt zu übertragen. 


Falls die Auszahlung der Monatsbezüge nicht 
bei einer Staatscaſſe erfolgt, müſſen die obigen 
Abzüge an die zuſtändige Staatscaſſe bar abgeführt 
und von dieſer wie die von ihr ſelbſt eingehobenen 
Beiträge und Geldſtrafen behandelt werden. 


Die liquidirenden Organe haben über die Monats⸗ 
bezüge der activen Kanzleigehilfen ein Liquida— 
tionsbuch zu führen. Die Rechnungsdepartements der 
anweiſenden Behörden verbuchen dieſe Gebarungen, 
ſofern ſie von den ausübenden Amtern vollzogen 
werden, überdies in Contobüchern unter ſinngemäßer 
Anwendung der für die Führung ſolcher Bücher 
beſtehenden Vorſchriften. 


In dieſem Liquidationsbuche ſind auf den ein» 
zelnen Perſonalconten die dreiprocentigen Beiträge 
und Nachzahlungen vorzuſchreiben und die hierauf 
erfolgten monatlichen Abſtattungen in gejonderten 


Betragscolonnen zu contiren. 


Bei der Liquidirung der Monatsbezüge müſſen 
die davon abzuziehenden Beiträge und Nachzahlungen 
beſonders erſichtlich gemacht und bei confignations- 
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Form. G. 


erfolg des Miniſteriums des J 
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weiſer Behebung der Monatsbezüge in eigenen Be— 
tragsſpalten ausgewieſen werden. 


Die Behandlung der Geldſtrafen hat auf gleiche 
Weiſe zu erfolgen. 


Die von jedem Theilnehmer an das Verſorgungs— 
inſtitut geleiſteten Penſionsbeiträge (dreiprocentige 
und Nachzahlungen) ſind auf dem betreffenden 
Perſonalconto des Liquidationsbuches fortlaufend 
genaueſtens in Evidenz zu halten. Es mufs daher bei 
jeder Überweiſung des Monatsbezuges eines activen 
Kanzleigehilfen in dem Schuldigfeitsertracte 
jedesmal auch der Geſammtbetrag der von ihm bis 
zum Einſtellungstage entrichteten Penſionsbeiträge, 
einſchließlich der etwa ſchon bei anderen Zahlſtellen 
geleiſteten, genau und deutlich erſichtlich gemacht 
werden. 


Zur Controle, ob die laut der Activitätsverzeich⸗ 
niſſe durch Abzüge eingebrachten Penſionsbeiträge 
(dreiprocentige und Nachzahlungen) und Geldſtrafen 
in den Contocorrent-Subjournalen, beziehungsweiſe 
im Journale der Staatscentralcaſſe richtig verrechnet 
ſind, haben die Rechnungsdepartements der anweiſen⸗ 
den Landesbehörden monatliche Befundsausweiſe über 
dieſe Abzüge an das das Contocorrent-Subjournal 
cenſurirende Rechnungsdepartement der Finanzlandes⸗ 
behörde und das Rechnungsdepartement des Miniſte— 


riums des Innern ebenſolche Befundsausweiſe an das |. 


das Journal der Staatscentralcaſſe prüfende Rech- 
nungsdepartement 3 des Finanzminiſteriums ein— 
zuſenden. 


Mit Schlujs jeden Jahres find auch die anfäng— 
lichen und ſchließlichen Activ- und Paſſivrückſtände 
nachzuweiſen. Zu dieſem Zwecke ſind dieſelben von den 
die Liquidirung ſelbſt beſorgenden Caſſen und Amtern 
dem Rechnungsdepartement der vorgeſetzten Landes— 
behörde und von dieſem in einer Geſammtnachweiſung 
dem Rechnungsdepartement 3 des k. k. Finanzminiſte⸗ 
riums bekanntzugeben. 


Dieſelbe Nachweiſung it für den Gebarungs— 
Innern vom Rechnungs— 
departement dieſes Miniſteriums dem Rechnungs- 
departement 3 des Finanzminiſteriums mitzutheilen. 
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EN XXL 
Zinſenberechnung für rückerſetzte Beiträge. 


Die dreiprocentigen Zinſen, die in den im §. 14 
der Statuten bezeichneten Fällen nebſt den an das 
Verſorgungsinſtitut geleiſteten Beiträgen rückerſtattet 
werden, ſind von dieſen Beträgen, und zwar von 
jedem geleiſteten Theilbetrage nach der Formel 2 
Beitrag (B) x Monate () & 3% ER 


7 2 2 
Zinſen 100 12 ( 1200) f 
oder abgekürzt: 
B X M 
400 


zu berechnen. 

Dieſe Zinſenberechnung kann noch dadurch ver- 
einfacht werden, daſs jeder Theilbetrag (monatlicher 
dreiprocentiger oder nachgezahlter Beitrag) mit der ge⸗ 
gebenen Anzahl von Monaten multiplicirt und bloß 
die Summe aller dieſer Producte durch die Zahl 400 
dividirt wird. 

Die Verzinſung endet in jedem einzelnen Falle 
mit dem letzten Tage jenes Monates, welcher der Be⸗ 
willigung zur Rückzahlung der Beiträge unmittelbar 
vorausgegangen iſt. * 

Bei Einzahlungen, die nach dem erſten Tage 
eines Monates geleiſtet werden, beginnt die Ver⸗ 
zinſung mit dem Erſten des nächſtfolgenden Monates. 5 


XXII. 


Allgemeine Beſtimmung über den Geſchäftsverkehr. 


Die nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung 
zu Zwecken der Evidenzhaltung oder zur Anregung 
von Perſonalverfügungen erforderlichen Anzeigen der 
Amtsvorſtände der Kanzleigehilfen und Hilfs— 


arbeiter an die zur Führung der Evidenz, be— 


ziehungsweiſe zur Erlaſſung der bezüglichen Anord- 
nungen competente Behörde ſind in der kürzeſten 
und einfachſten Form zu erſtatten. Nach Thunlichkeit 
ſind hiezu „Meldungsſcheine“ nach Art der beige— 
ſchloſſenen Muſter zu verwenden, welche wie die 
Correſpondenzkarten oder Kartenbriefe auf der Rück— 


Form. D. 


[eite mit der Adreſſe zu verſehen find, 
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Formular A. 
(Zu Artikel IV.) 


Gedenköblatt 


der Bewerbung um eine Kanzleigehilkenſtelle. 


1. Name und Wohnungsadreſſe: 


2. Dienſteseigenſchaft: 3. Gegenwärtiges Taggeld: - 


4. Behörde, bei welcher der Bewerber in Verwendung ſteht: 


5. Dauer der ununterorochenen Verwendung im Staatsdienſte in der Eigenſchaft eines Diurniſten oder Calculanten 
(Eigenſchaft): f 
ſeit: 


6. Frühere Verwendungen im S:aatsdienſte in der Eigenſchaft eines Diurniſten oder Calculanten (hier nur einzu— 
tragen, ſoferne fie gemäß §. 12, V. d. G. M. bei Bemeſſung der Bezüge angerechnet werden können): | 


7. Andere Verwendungen in ſtaatlichen oder privaten Dienſten: 


8. Tag, Monat und Jahr der Geburt: 9. Geburtsort: 10. Heimatsgemeinde: 


U 


11. Familienſtand (ledig — verheiratet — verwitwet — geſchieden — getrennt): 


Zahl der unverſorgten Kinder: 


12. Studien (abgelegte Prüfungen): 


13. Sprachkenntniſſe: 


14. Beſondere Kenntniſſe oder Fertigkeiten, die für den Dienſt von Bedeutung ſind: 


1 


15. Vollſtreckte active Militärdienſtleiſtung (unter Angabe 


16. Noch beſtehende Militärdienſtpflicht (keine — noch ſtellungspflichtig — noch dienſtpflichtig; in der Linie — in der 
Reſerve — in der Erſatzreſerve — in der Landwehr — in der nichtactiven Landwehr): 


ſtaatlich verwalteten oder dotirten Fonde ſteht; bejahenden Falls nähere Bezeichnung derſelben: 


18. Beamte, mit welchen der Bewerber in der im §. 7 V. d. G. M. bezeichneten Weiſe verwandt oder ver⸗ 
ſchwägert iſt: 


19. Angeſtrebte Dienſtorte: \ 


| 
20. Außerung des Amtsvorſtandes zu den Rubriken 1 bis 19, insbeſondere darüber, welche Angaben documentarifch 
nachgewieſen ſind: f 5 Pi, 


ſowie das außeramtliche Verhalten des Bewerbers: 


Anmerkungen: 


17. Angabe, ob der Bewerber im Genuſſe einer Ruhegebür (Penſion, Proviſion ꝛc.) aus dem Staatsſchatze oder einem 


21. Daten und weſentlicher Inhalt der beigebrachten Leumundszeugniſſe, eventuell der eingeholten Leumundsnoten: 


22. Außerung des Amtsvorſtandes über die Fähigkeiten, die dienſtliche Verwendung, die Eignung und das amtliche, 


des Kanjzleigehilfen 
bestellt mit Erlals d 


R 


Formular B. 
(Zu Artikel XII.) 


Dienst und Eigenſchafts-Ausweis 


Dm 83. 


Tag, Monat und Jahr 
der Geburt 


Geburtsort und Land 


Zuſtändigkeitsort und 


Land 


Religion 


Familienſtand 


Militärverhältnis 


Tag der Angelobung 


Höhe der Bezüge 
(monatlich) 


. Kangefangen vom Erla DE ee vom 
1 a . . 10 
1 70 N 1 1 
1 5 . 5 
5 9 F N 5 


‘ . . . 
A, 
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Zergliederte Darſtellung der bis zur Beſtellung als Kanzleigehilfe vollſtreckten und für die Bemeſſung der Bezüge 
im Sinne des $. 12 der V. d. G. M. angerechneten Hilfsarbeiter-Dienſtzeit, ſowie der Dienſteslaufbahn als 
Kanzleigehilfe. 


Dienſtort und Behörde, De ene 
Dienſteseigenſchaft ſowie Datum und Zahl . Beleg 
der Beſtellungsurkunde 


1 [a7 5 Kar 
| von bis Jahre nate 


Zeit und Art der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes: 


WB 


Dienſtesbeſchreibung und Strafen 
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35 
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Evidenzblatt für die Anſprüche an das Verſorgungsinſtitut. 


Jahre Monate 
( 
Ohne Nachzahlung. 
Gegen Nachzahlung von........K, auf einmal — in 
Monatsraten a4 K vom. ET 
angefangen zu entrichten ſind San d. . vom. 
V 

Von der als 
Kanzleihilfs⸗ Die einmalige Nachzahlung — en. Rate der Nachzaßung = 
arbeiter zuge⸗ wurde geleiftet am. Ze 

brachten 

Dienſtzeit 
wurden ge⸗ 
mäß S. 18 der 1 
Statuten als 
Theilnahms⸗ 

zeit ange⸗ 

rechnet: 

Hiezu die bis zur ung des ee ſſes als e We e 
Dienſtzeit von RE 


Ergibt eine zur Penſionsbemeſſung anrechenbare Geſammtdienſtzeit von . 


SEEN 14 | 219 


Summe der bis en F an das enen geleiſteten 
Beiträge : r 


Angabe, wann und mit welchem Betrage (mit oder ohne Zinſen) die an das Ver— 
EN geleiſteten . 5 wurden (S8. 14 und 16 der 
Sa 1 EEE 


Angabe, ob die an das Verſorgungsinſtitut geleiſteten Beiträge behufs Vorbehaltes der erworbenen Theilnehmer⸗ 
rechte im Verſorgungsinſtitute belaſſen wurden ($. 15 der Statuten). 


Wiedereintritt in das Verſorgungsinſtitut (S. 17 der Statuten). 


35* 
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N Formular C. 
(Zu Artikel XX.) 


Schuldiglieitsextract 


de 


lauf Liquidationsbuches für VVV 
Capilel Jifel! T 


Gattung der Schuldigkeit 


Vom liquidi⸗ 
renden Or⸗ 
gane vor⸗ 
läufig 


bemeſſen mit 


XR 


Perſonaleinkommenſteuer 


Dienſtverleihungsgebür .... Raten a. K. 19. angefangen 

dreiprocentiger Penſionsbeitrag jährlicher. . .. K.. h vom 1 19. angefangen 

Nachzahlung an das Verſorgungsinſtitut ... . Monatsraten a.... K .. h vom 1 
angefangen 

Strafgelder 


Erſätze an 
Überzahlung an Perſonaleinkommenſteuer per 
gutzurechnen. ö 
Verbote und Vormerkungen laut beigeſchloſſenen, mit ... . Stück Beilagen documentirten Ausweiſes 


.J. ET RT TE Kronen. . h. 


Der Monatsbezug peer K wurde mit Ende . 19. . eingeſtellt. 
Die Penſion jährlicher .. K wurde mit Enden 19. eingeſtellt. E 
An Beiträgen zum Verſorgungsinſtitute (dreiprocentigen und Nachzahlungen) wurden vom Genannten im Ganzen — 
Ben 19, bis Ende 19. eingezahlt.. Kb = 
en IE 
„„ I ee SR Om ee ed 


Vorſchreibungscertificat Rr. ex 19 


Die im dortſeitigen Liquidationsbuche für.. 
Capitel. „Titel! Baus „Folio Kvorgeſchriebenen Erſätze dess 
C0000 per. K hd. onen g MU DEU DEE 
Schuldigke itsextractes vommmmꝛwꝛ . 195 0 ex 19. . im hieramtlichen Liquidations buche für..... 
r Capitel. Titel“! „Band „ Jolio 
vorgeſchrieben und die mit .. K .. h ausgewieſenen, in der Zeit vom ............ 19. bis Ende 19% 
geleiteten Beiträge zum Verſorgungsinſtitute (dreiprocentige und Nachzahlungen) per...... K. h vorgemerkt. 


Nachweiſung 


C I!iin der Beil vom 
1. Jänner bis ... 19. ausbezahlten Dienſtbezüge und der 
\ durchgeführten Abzüge. 


n 3 Thatſächlich zur Auszahlung Thatſächlich durch⸗ 
Höhe des Deine? gelangter Betrag geführte Abzüge 


bezie⸗ Verän⸗ 
des 55 Aung Stehende i Zu⸗ Bezeichnung Anmerkung 
weiſe i derliche _ 905 Betrag 
Bezuges f Jahres⸗ Bezüge Bezüge ſammen 5 
vom bis betrag Abzuges 
i iherkchlerih n 
Dienſt⸗ 
verleihungs⸗ 
gebür 
Monatsbezug——!.k —  — 2 
Beiträge zum 
Verſorgungs⸗ 
inſtitute 
ö i 22 DI Quittungs⸗ 
Penſion ſtempel 


(Raum zur Nachweiſung der Dienſtbezüge, die ſich als neue Einnahmsgquelle darſtellen.) 


dum Gedentblatte | 


1a GER N Dei 


der (Name), (Dienſteseigenſchaft) „ 


ern B 
rl FE 727 
e 3 4 * * - 


4 


des (Behörde, Amt) % 


5 VVV 
Datum und Unterſchrift des Amtsvorſtandes. 

ER Meldungsſchein, 
8. berreffend den Ramleigehilfenn 

Name) ge, 1 e EN 

Dar (Behörde, Ant) e , 

| Drlatunm und Unterſchrift des Amtsvorſtandes. 

* 1 f I | ET 8 8 


r 
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Zudicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 


24. Mai 1902, 3. 4697. 


Als Gemeiadebeamte und Diener im Sinne des $. 10 des 

Heimatsgeſetzes können nur diejenigen Functionäre der 

Gemeinde angeſehen werden, welche zur Dienſtleiſtung auf 

dem Gebiete der öffentlich⸗-rechtlichen Gemeindever⸗ 
waltung angeſtellt ſind. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des Juſtizminiſteriums in P. 
gegen die Entſcheidung der Statthalterei in Prag vom 
9. Auguſt 1901, 3. 63811, betreffend das Heimatsrecht des 
Beſchwerdeführers, mit nachſtehender Motivirung als unbe- 
gründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


In der Sitzung des Gemeindeausſchuſſes der Stadt- 
gemeinde S. vom 28. December 1899 wurde J. M. zum 
ſtädtiſchen Waldheger für den Wald „Slap“ in K. mit dem 
Amtsſitze in P., Hegerhaus Nr. K. 98, ernannt. 

Mit der heute angefochtenen, im ordentlichen 
Inſtanzenzuge erfloſſenen Entſcheidung der Statthalterei 
vom 9. Auguſt 1901, Z. 63811, wurde ausgeſprochen, dajs 
J. M. auf Grund dieſer Anſtellung das Heimatsrecht in der 
Gemeinde P. nicht erworben hat, weil er nicht als Ge— 
meindediener im Sinne des $. 10 des Geſetzes vom 5. De- 
cember 1896, R. G. Bl. Nr. 222, angeſehen werden kann, 
zumal er nicht für eine Dienſtleiſtung bei der Gemeinde, 


ſondern bloß bei dem im Privateigenthume der Gemeinde 


ſich befindenden Großgrundbeſitze angeſtellt worden iſt. 

Hingegen wird in der vorliegenden Beſchwerde im 
weſentlichen eingewendet, der §. 10 leg. cit. mache keinen 
Unterſchied zwiſchen Gemeindebedienſteten, welche bei der 
Verwaltung des Eigenthums der Gemeinde und ſolchen, 
welche in anderen Zweigen der Gemeindeverwaltung ange— 
ſtellt ſind; alle Bedienſteten der Gemeinde werden gleich— 
mäßig vom Gemeindeausſchuſſe ernannt und genießen die— 
ſelbe Stellung. Die Verwaltung des Gemeindevermögens 
ſei eine der Gemeinde im §. 28 der Gemeindeordnung zuge— 
wieſene Aufgabe; Bedienſtete, welche bei dieſer Vermögens— 
verwaltung angeſtellt wurden, ſind ſonach ebenfalls Functio⸗ 
näre der Gemeindeverwaltung. Ein Unterſchied zwiſchen der 
Verwaltung des im Beſitze der Gemeinde befindlichen Groß- 
grundbeſitzes und der Verwaltung des ſonſtigen Gemeinde- 
vermögens könne nicht gemacht werden, da für alle Kate— 
gorien des Gemeindevermögens eine gemeinſame Prälimi- 
nirung und Verrechnung beſtehe. 

Überdies ſei die Gemeinde nach §. 8 des Landesgeſetzes 
vom 14. Jänner 1893, L. G. Bl. Nr. 11, verpflichtet, für 
ihre Wälder einen Forſtwirt zu beſtellen und demſelben das 
nothwendige Hilfs- und Schutzperſonale beizugeben. Die 
Anſtellung des Beſchwerdeführers ſei ſonach kein freiwilliger 
Act der Gemeinde geweſen, wodurch die Anſtellung einen 
öffentlich-rechtlichen Charakter bekommen habe. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte dieſe Einwen— 
dungen als begründet nicht zu erkennen. 

Es iſt allerdings richtig, daſs im §. 10 des Geſetzes 
vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, ganz allgemein 
beſtimmt wird, daſs definitiv angeſtellte Gemeindebeamte 


und Diener mit dem Antritte ihres Amtes das Heimats- 
recht in der Gemeinde, in welcher denſelben ihr ſtändiger 
Amtsſitz angewieſen wurde, erlangen, ohne daſs im Geſetze 


ausdrücklich ein Unterſchied gemacht werden würde zwiſchen 
ſolchen Angeſtellten der Gemeinde, deren Dienſtleiſtung ſich 


auf die den Gemeinden zugewieſene Beſorgung öffentlich- 
rechtlicher Angelegenheiten bezieht und ſolchen, welche bloß 
die vermögenswirtſchaftliche Thätigkeit der Gemeinde 
beſorgen. 

Auch die Materialien, welche ſich auf das Zuſtande⸗ 
kommen des Geſetzes beziehen, geben in dieſer Richtung — 
wiewohl ſich die Beſchwerde auf dieſelben beruft — keine 
Auskunft, da der von der Regierung ihrem Geſetzentwurfe, 
in welchem der 8. 10 überhaupt nicht enthalten war, beige- 
gebene Motivenbericht natürlich diesfalls nichts enthält, 
aber auch in den dem Abgeordneten- und dem Herrenhauſe 
erſtatteten Berichten der Commiſſionen eine nähere Auf- 
klärung in dieſem Punkte nicht gegeben worden iſt. 

Dagegen hat aber der Berichterſtatter im Abgeord— 
netenhauſe — auf deſſen Zeugnis ſich die Beſchwerde beruft — 
ausdrücklich erklärt, es habe zur Aufnahme der Beſtimmung 
des 8.10 in das Geſetz Veranlaſſung gegeben, das Ein— 
langen zahlreicher Petitionen der Gemeindebeamten und der 
Beamten aller autonomen Körperſchaften dahingehend, „dass 
ſie als öffentliche Functionäre mit den Staatsbeamten 
in Bezug auf die Erwerbung des Heimatsrechtes auf eine 
gleiche Stufe geſtellt werden“. Da nun das Verhältnis 
zwiſchen der Gemeinde und ihren Angeſtellten kein öffentlich- 
rechtliches iſt, jo kann den letzteren der Charakter „öffent— 


licher Functionäre“ nur in dem Sinne zugeſprochen werde, 


als ſie Functionen der öffentlichen Verwaltung ausüben. 

Daraus ergibt es ſich, dass nach der Abſicht der gejeb- 
gebenden Körper den Gemeindebeamten und Dienern nur 
aus dem Grunde und daher auch nur inſoferne die Erlan— 
gung des Heimatsrechtes auf Grund ihrer Anſtellung zuge— 
ſtanden wurde, als ſie zur Dienſtleiſtung auf dem Gebiete 
der öffentlich-rechtlichen Gemeindeverwaltung angeſtellt 
werden. a 

Dies läſst ſich aber auch aus dem Geſetze ſelbſt inſo— 
ferne entnehmen, als auch allen übrigen Kategorien von 
Functionären, welche im §. 10 leg. eit. angeführt werden, 
der Charakter öffentlicher Functionäre anhaftet und es nicht 
einzuſehen iſt, warum nur bei Bedienſteten, welche von Ge- 
meinden angeſtellt worden ſind, nicht die Forderung geſtellt 
werden ſollte, daſs fie Functionen des öffentlichen Rechtes 
verrichten. 

Es kommt daher im gegebenen Falle zu unterſuchen, 
ob der Beſchwerdeführer thatſächlich unter die im §. 10 leg. 
eit. gemeinte Kategorie der Gemeindebeamten und Diener 
nicht falle, wie die angefochtene Entſcheidung annimmt, oder 
ob nach der Sachlage das Gegentheil zutrifft. 5 

Es iſt unbeſtritten und geht aus dem den Acten in 
Abſchrift zuliegenden Anſtellungsdecrete unzweifelhaft her— 
vor, dafs J. M. als ſtädtiſcher Waldheger bloß zur 
Beaufſichtigung des der Gemeinde gehörigen Waldes „Slap“ 
angeſtellt worden iſt. 

Daraus geht hervor, dass die Function des Genannten 
ſich nicht auf die Ausübung eines der Gemeinde als Ber- 
waltungsbehörde zuſtehenden Amtsactes bezieht, ſondern 
lediglich eine Thätigkeit darſtellt, welcher die Gemeinde 
innerhalb der Grenzen der eigenen Privatwirtſchaft bedarf, 
wobei es ganz gleichgiltig iſt, ob die Gemeinde bei Anſtellung 
eines ſolchen Organs freiwillig oder infolge geſetzlichen Auf— 
trages vorgegangen iſt, weil ja die im 8. 8 des Geſetzes 
vom 14. Jänner 1893, L. G. Bl. Nr. 11, den Gemeinden 
auferlegte Verpflichtung nicht einen der Gemeinde als Be— 
hörde zukommenden Wirkungskreis betrifft, ſondern eben 
nur die Privatwirtſchaft in Bezug auf die Gemeindewälder 
zu fördern bezweckt. 

Es wird in der Beſchwerde, wie eingangs erwähnt, 
allerdings eingewendet, die Verwaltung des Gemeindever— 
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mögens ſei als Gegenſtand des autonomen Wirkungskreiſes 
auch mit ein Zweck des Gemeindeweſens und eine noth- 
wendige Aufgabe der Gemeinde, weshalb die bei derſelben 
angeſtellten Gemeindebedienſteten als Functionäre anzu⸗ 
ſehen find, welche an der Gemeindeverwaltung ſelbſt theil- 
nehmen. 

Hiebei überſieht aber die Beſchwerde, daſs die Ver⸗ 
mögensverwaltung der Gemeinden nicht in ihrem ganzen 
Umfange einen Ausfluſs der Amtsgewalt der Gemeinde 
bildet, daher nicht in ihrem ganzen Umfange als öffentlich- 
rechtlicher Verwaltungsact anzuſehen iſt. Dies trifft nur 
dort zu, wo es ſich um die vermögensrechtlichen Beziehungen 
der Gemeinde zur Offentlichkeit handelt, alſo nur in Bezug 
auf die Gemeindewirtſchaft im engeren Sinne des Wortes, 
alſo insbeſondere auf die Feſtſtellung der für die Zwecke der 
Gemeindeverwaltung verfügbaren und die Aufbringung der 
zu dieſem Zwecke erforderlichen Mittel. 8 

Angeſtellte, welche bei ſolchen Acten der Gemeinde— 
wirtſchaft verwendet werden, müſsten allerdings als Be— 
dienſtete, welche öffentlich- rechtliche Functionen der Ge— 
meinde verſehen, behandelt werden. 

Anders aber, wo es ſich um ſolche Bedienſtete handelt, 
welche bei ihrer Dienſtleiſtung mit der die Offentlichkeit be⸗ 
rührenden wirtſchaftlichen Thätigkeit der Gemeinde ſich nicht 
zu befaſſen, vielmehr nur eine ſolche Wirtſchaftsthätigkeit 


für die Gemeinde zu entwickeln haben, welche derſelben nicht 
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infolge der ihr obliegenden öffentlich-rechtlichen Aufgaben, 
ſondern nur in ihrer Eigenſchaft als Beſitzerin eines Grund- 
ſtückes oder einer Unternehmung, welche nicht zur Erfüllung 
einer der Gemeinde obliegenden Verpflichtung dient, zu⸗ 
kommt. e 

Ein ſolcher Gemeindebedienſteter unterſcheidet ſich in 
nichts von einem in Dienſten einer Privatperſon ſtehenden 
Beamten oder Diener und es iſt daher auch kein Grund 
vorhanden, warum ihm in Bezug auf die Erlangung des 
Heimatsrechtes eine beſondere Stellung hätte eingeräumt 
werden ſollen. 

Der Umſtand, dajs auch ſolche Gemeindebedienſtete 
vom Gemeindeausſchuſſe nach §. 32 der Gemeindeordnung 
ernannt werden können, kann an dieſem Verhältniſſe nichts 
ändern, da die rechtlichen Beziehungen eines Bedienſteten 
von der ihm verliehenen Stellung, nicht aber von der 
Perſon desjenigen, welcher die Ernennung vollzieht, abhängt. 
Auf Grund dieſer Erwägungen mujste der Verwaltungs- 
gerichtshof zur Anſchauung kommen, daſs der Beſchwerde⸗ 
führer nicht zu jenen Gemeindebeamten und Dienern 
gezählt werden kann, welche auf Grund ihrer Beſtellung 
im Sinne des 8. 10 des Geſetzes vom 5. December 1896, 
R. G. Bl. Nr. 222, das Heimatsrecht in der Gemeinde ihres 
Amtsſitzes erwerben. 

Demgemäß mujste auch die Beſchwerde als unbe⸗ 
gründet abgewieſen werden.“ 


Nerſchiedene Mittheilungen. 


(Penſionsbehandlung der Vorſtände der der Tuberculoſe vorgelegt. Die dem niederöſterreichi⸗ 
nicht kliniſchen Abtheilungen und Inſtitute ſchen Landtage zur Beſchluſsfaſſung vorgelegten und 
der Wiener k. k. Krankenanſtalten.) Seine k. und k. von demſelben angenommenen Anträge lauten: . 


Apoſtoliſche Majeſtät haben mit den Allerhöchſten 


I. Der Landtag beſchließt im Principe die Ein- 


Entſchließungen vom 31. Jänner 1901 und 28. Juni leitung einer Action zur Bekämpfung der Tuberculoſe 
1902 zu geſtatten geruht, daſs die Beſtimmungen des auf Grund des nachſtehenden Programmes: 


§. 3, Abſatz 1 und des $. 4, beziehungsweiſe des 
§. 1, Abſatz 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 47, über die Penſionsbehandlung des 
Lehrperſonales der vom Staate erhaltenen Lehr- 
anſtalten hinſichtlich der Vorſtände der nicht kliniſchen 
Abtheilungen und Inſtitute der Wiener k. k. Kranken⸗ 
anſtalten zur gleichmäßigen Anwendung gelangen. 


(Kundmachung des Handelsminiſteriums, 
betreffend die definitive Zulaſſung und den 
Widerruf der proviſoriſchen Zulaſſung von 
Elektricitätszählertypen zur aichamtlichen 


Beglaubigung.) Die Kundmachung des Handels- 


minifteriums vom 5. Juli 1902, betreffend die 
definitive Zulaſſung der Elektricitätszählertypen 
XXXIII, XL, ſammt Nebenformen XLH, XLK, 
XLHX, der Zählertypen XLII und LVII, weiters die 
proviſoriſche Zulaſſung der Elektricitätszählertypen 
LV ımd LVI zur aichamtlichen Beglaubigung, ſowie 
den Widerruf der proviſoriſchen Zulaſſung der Zähler- 
typen XLVI und LIII, iſt im LXVIII. Stücke des 
R. G. Bl. unter Nr. 141 publicirt. 


(Actionsprogramm zur Bekämpfung der 
Tuberculoſe in Niederöſterreich.) Der Landes— 
ausſchuſs hat dem Landtage ein in großen Zügen ge— 
haltenes Programm für eine Action zur Bekämpfung 


1. Maßregeln zur Bekämpfung der Verbreitung 
der Tuberculoſe im Kindesalter: 

a) Erweiterung der Fürſorge für die in ſtärkeren 
Graden an Serophuloſe leidenden Kinder durch 
Errichtung von Stiftungsbetten für niederöſter⸗ 
reichiſche Landespfleglinge im Maria Therefien- 
Seehoſpize zu San Pelagio und im Kaiſer 
Franz Joſeph-Kinderhoſpize in Sulzbach bei Iſchl, 
durch Vermehrung der Plätze für niederöſter⸗ 
reichiſche Landespfleglinge im Maria Amalien⸗ 
aſyle zu Luſſingrande und eventuell durch Er- 
richtung neuer Seehoſpize; 

b) Fürſorge für hochgradig anämiſche, beziehungs⸗ 
weiſe lymphatiſche oder infolge durchgemachter 
ſchwerer Erkrankungen (auch Infectionskrank⸗ 
heiten, Lungenkatarrhe) körperlich ſehr herab— 
gekommene und zur Erkrankung an Tuberculoſe 
neigende Kinder durch Errichtung von Er— 
holungsſtätten und Vermehrung der Ferien- 
colonien; 

c) Fürſorge für an Tuberculoſe erkrankte Knaben 
und Mädchen im Alter von 3 bis 16 Jahren, 
deren Zuſtand begründete Ausſicht auf Heilung 
bietet, durch Errichtung einer eigenen Heilſtätte 
in Verbindung mit Lehrcurſen für Landwirt- 
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ſchaft, Forſtweſen, Gärtnerei ꝛc. behufs Einfluf3- 
nahme auf die Berufswahl der Geheilten; 

Bewahrung von Säuglingen und größeren 
Kindern, welche ſich unter ungünſtigen Woh— 
nungsverhältniſſen in Gemeinſchaft mit tuber— 
culöſen Perſonen befinden, vor der Infections— 
gefahr durch Unterbringung ſolcher Kinder in 

Koſtorten auf dem Lande oder in Kinderheimen. 
2. Fürſorge für erwachſene heilbare Lungen- 
kranke: 

N Allfällige Übernahme der Heilanſtalt Alland in 
die Verwaltung des Landes, Erweiterung dieſer 
Anſtalt auf den größtmöglichen Belegraum und 
eventuell Errichtung neuer Heilſtätten für Lun— 
genkranke, wenn möglich in Verbindung mit 
beſtehenden öffentlichen Krankenanſtalten; 

b) Förderung des Überganges der zur Tuberculoſe 
Disponirten zu einer ihrem Zuſtande zuträg— 
lichen Erwerbsthätigkeit. 

3. Fürſorge für vorgeſchrittene Tuberculoſe: 
Errichtung eigener Pflegeranſtalten für erwerbs— 
unfähige unheilbar Schwindjüchtige ; 

getrennte Unterbringung der tuberculös Er— 
krankten von den körperlich Geſunden in den 
Anſtalten des Landes. 


4. Unterſtützung der von Seite des Staates, 
der Bezirke, der Gemeinden oder von Vereinen ein— 
geleiteten Maßnahmen zur Bekämpfung der Tuber— 
culoſe. 

II. Der Landesausſchuſs wird beauftragt, die 
zur Durchführung des vorſtehenden Programmes 
erforderlichen Studien und Vorerhebungen zu pflegen 
und dem Landtage unter Bedachtnahme auf die 
Finanzlage des Landes ſucceſſive detaillixte Anträge 
innerhalb des Rahmens des genehmigten Programmes 
zu erſtatten. 

(Arbeiterwohnungen und Fabriksſchulen 
in Russland.) Einer aus Anlaſs der Pariſer Welt— 
ausſtellung erſchienenen Publication „La Russie à la 
fin du 19° siecle* und mehreren Monographien 
ruſſiſcher Autoren entnimmt die „Sociale Rundſchau“ 
ſehr eingehende Mittheilungen über die Arbeiterver— 
hältniſſe in Ruſsland, die im nachfolgenden, ſoweit 
dabei das Arbeiterwohnungsweſen und die dortigen 
Fabriksſchulen in Betracht kommen, wiedergegeben 
ſind: 

Es gehört zu den charakteriſtiſchen Merkmalen 
der ruſſiſchen Fabriksverfaſſung, daſs in vielen Gegen— 
den des Czarenreiches die Mehrzahl der Arbeiter im 
Beſitze von Wohnungen, entweder in den Fabriks— 
räumen ſelbſt oder in eigenen Kaſernenbauten ſteht, 
und daſs die Innehabung derſelben gewöhnlich unent— 
geltlich iſt. Die Urſache dieſer Einführung iſt in erſter 
Linie die, daſs ein großer Theil der Fabriken, beſon— 
ders in den Centralgouvernements, außerhalb der 
Ortſchaften liegt, und ſich infolge deſſen für den Unter— 
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feiner Angeſtellten zu ſorgen. Anderſeits bilden einen 
nicht unbeträchtlichen Theil der Arbeiterſchaft Grund— 
beſitzer, welche in der Fabriksarbeit eine Ergänzung 
ihres ſpärlichen Grundeinkommens erblicken und ihre 
eigenen Häuſer bewohnen, indem ſie zugleich land— 
wirtſchaftliche Unternehmer und gewerbliche Lohn— 
arbeiter werden. Nach den Berechnungen der Ziemſtwos 
und der Fabriksinſpectoren befanden ſich von 302.000 
Arbeitern der beiden induſtriellen Gouvernements 
Moskau und Wladimir, ohne die der Stadt Moskau, 
in Fabrikswohnungen 49 Procent, in eigenen Häuſern 
22 Procent, in Mietwohnungen nur 29 Procent. In 
den größeren Städten und in den weſtlichen Landes— 
theilen überhaupt, wo nur die Zuckerfabriken ſtets 
außerhalb der Städte gebaut werden, ſind die Woh— 
nungsverhältniſſe analog den in ſonſtigen Induſtrie— 
ländern geſtaltet. Im Gouvernement Piotrkow waren 
von 99.000 Arbeitern nur 11.000 in Fabrifg- 
wohnungen untergebracht. Die Bedingungen, unter 
denen Arbeitern Wohnungen eingeräumt werden, ſind 
verſchieden. Im Gouvernement Moskau werden nicht 
nur Schlafſtellen in gemeinſamen Räumen, ſondern 
auch einzelne Kammern in den meiſten Fällen unent— 
geltlich überlaſſen, ſonſt wird 1 bis 3 Procent des 
Arbeitslohnes als Mietzins abgezogen. Im Gouverne— 
ment Wladimir ſind dieſen Lohnabzügen nur circa 
10 Procent der in Fabrikswohnungen befindlichen 
Arbeiter unterworfen. Dieſer Umſtand iſt auch eine 
der Urſachen, warum die Löhne in den Centralpro— 
vinzen niedriger ſind als in den weſtlichen Gouverne— 
ments. Die Unternehmer bringen bei der Lohn— 
beſtimmung den Wert der Arbeiterwohnungen in 
Abzug. Im Weſten ſind unentgeltliche Arbeiterwoh— 
nungen eine Ausnahme. Im Gouvernement Piotrkow 
ſtehen in dem Genuſſe derſelben nur 1400 — 13 Pro- 
cent der in Fabrikswohnungen einquartierten Arbeiter. 
Die Qualität dieſer Wohnungen läſst ſehr viel zu 
wünſchen übrig. Cottagewohnungen ſind noch eine 
Seltenheit, es werden nur Kaſernen gebaut mit großen 
Schlafräumen für einige zehn Perſonen und kleinen 
Kammern für ein bis zwei Familien. Das Luftquantum 
iſt ſelbſtverſtändlich ein unzureichendes, manchmal 
kommt nur 2˙4 bis 4˙8 Cubikmeter per Perſon. Unge— 
achtet der großen hygieniſchen Miſsſtände ſtehen die 
Fabrikswohnungen noch höher als die gewöhnlichen 
Mietwohnungen ſowohl in Städten wie auf dem Lande, 
jo dass die Entziehung einer auch nicht unentgeltlichen 
Fabrikswohnung als eine der härteſten Diſciplinar— 
ſtrafen erſcheint. In neueſten Zeiten ſind auch in 
Ruſsland Unternehmungen, die den Bau von billigen 
und geſunden Arbeiterwohnungen zum Zwecke haben, 
ins Leben gerufen worden. 


Bezüglich der Fabriksſchulen wird Folgendes 
ausgeführt: 

Nach den geltendeu geſetzlichen Beſtimmungen 
müſſen die in den Fabriken beſchäftigten Kinder, falls 


N die Nothwendigkeit ergibt, für die Unterkunft ſie noch Bor im Beſitze eines Volksſchulabgangs⸗ 
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zeugniſſes find, 18 Stunden wöchentlich eine Volks— 
ſchule beſuchen, beziehungsweiſe den Unterricht einer 
Volksſchule höherer Ordnung, wenn ſich eine ſolche 
am Orte befindet, genießen; außerdem ſteht es den 
Fabriksbeſitzern frei, bei ihren Unternehmungen Volks- | f 
ſchulen zu eröffnen. Die Aufſicht über die Einhaltung 
dieſer Beſtimmungen iſt den Fabriksinſpectoren im 
Einvernehmen mit den Schulbehörden anvertraut. 
Am 1. Jänner 1899 gab es in den 60 ruſſiſchen 
Gouvernements 446 mit Fabriken verbundene 
Schulen, davon 390 einclaſſige; dieſe Schulen wurden 
von 46.973 Kindern, 30.283 Knaben und 16.690 
Mädchen beſucht; davon waren 2588 „jugendliche 
Perſonen“ (über 15 Jahre), 4307 Kinder arbeiteten 
bereits in den Fabriken; 32.958 ſtammten von Arbeitern 
ab, der Reſt, 7120, waren Fabriksfremde. Wenn von 
den circa 30.000 in Fabriken beſchäftigten Kindern nur 
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ein Siebentel, 4307, die Volksſchule beſuchten, ſo iſt es 
dadurch erklärlich, daſs die übrigen, als im 13. Lebens— 
jahre ſtehend, bereits den obligatoriſchen Volksſchul— 
unterricht abſolvirt hatten. Von den 446 Fabriks⸗ 
ſchulen unterſtanden den autonomen Behörden 
(Ziemſtwos) 82, den geiſtlichen Curatorien 76, dem 


Unterrichtsminiſterium 288. Die Geſammtkoſten dieſer 


Schulen beliefen ſich auf 787.800 Rubel, davon decken 
die freiwilligen Beiträge der Fabriksbeſitzer circa 
90 Procent gleich 732.056 Rubel, die Natural⸗ 
leiſtungen, wie Baumaterial, Brennholz u. ſ. w., nicht 
eingerechnet. Die Arbeiter ſelbſt und die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Vereine ſteuerten 22.720 Rubel, die 
Ziemſtwos 14.847 Rubel bei. Der Reſt wurde durch 
Beiträge des Unterrichtsminiſteriums, der geiſtlichen 
und communalen Behörden und von Einzelperſonen 
aufgebracht. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 


höchſter Entſchließung vom 15. Juli l. J. dem Sectionschef 
im Minmiſterium des Innern Dr. Karl Kohl den Orden der 
eiſernen Krone zweiter Claſſe, dem Miniſterialrathe in 
dieſem Miniſterium Siſinio Freiherrn Pretis v. Cagnodo 
das Ritterkreuz des Leopoldordens und dem Rechnungs- 
director im genannten Miniſterium Eduard Gerſtner den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, ſämmtlichen mit 
Nachſicht der Taxen, allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 20. Juli l. J. dem im Miniſterium 
des Innern in Verwendung ſtehenden Statthaltereirathe 
Konrad Prinzen zu Hohenlohe⸗ Schillingsfürſt den 
Titel und Charakter eines Hofrathes und den in dieſem 
Miniſterium in Verwendung ſtehenden Bezirkshauptmännern 
Markus Freiherrn v. Spiegelfeld und Wenzel Ritter v. 
Zaleski den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes, 
ſämmtlichen mit Nachſicht der Taxe, allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche e Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 20. Juli l. J. dem Miniſterial⸗ 
fecretär im Miniſterium des Innern Vickor Freiherrn Weiß 
v. Starkenfels den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Statt⸗ 
haltereiconcipiſten Dr. Hugo v. Jankowski, Dr. Franz 
Heißenberger, Eduard Freiherrn Erb v. Rudtorffer, 
Dr. Leopold Schachhuber, Ferdinand Ritter v. Pantz, 
Dr. Emil Kralowsky und Dr. Ludwig Roller zu Be- 
zirkscommiſſären und die Statthalterei-Conceptspraktikanten 
Dr. Heinrich Graf Dubsky, Dr. Walther Schuſter, Adolf 
Mitterreiter, Hermann Schedy und Max Hillinger 
zu Statthalterei-Concipiſten ernannt; ferner den Bezirks⸗ 
commiſſär Emil van Goethem de St. Agathe (Horn) 
nach Korneuburg und den Statthalterei-Conceptspraktikanten 
Auguſt Freiherrn Plappart v. Leenheer (Wiener⸗Neu⸗ 
ſtadt) nach St. Pölten verſetzt; weiters die Bezirkscommiſ⸗ 
ſäre Dr. Hugo v. Jankowski (Amſtetten) der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Hietzing-Umgebung, Dr. Franz Heißen⸗ 
berger (Mödling) der Bezirkshauptmannſchaft Horn, Fer⸗ 
dinand Ritter v. Pantz (Pöggſtall) der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Mödling, dann die Statthalterei-Conceptspraktikan⸗ 
ten Alphons Kryza der Bezirkshauptmannſchaft Neun⸗ 
kirchen, Heinrich Graf Hoyos der Bezirkshauptmannſchaft 


Amſtetten, Dr. Robert Knaipp der Bezirkshauptmannſchaft 


Pöggſtall, Victor Ritter Pelz v. Felinauder Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Wiener-Neuſtadt und Eugen Graf Waldſtein⸗ 
Wartenberg (St. Pölten) dem Localcommiſſär für agra- 
riſche Operationen in St. Pölten zur Dienſtleiſtung zuge⸗ 
wieſen, ſchließlich den Statthalterei-Concipiſten Victor 


1 


nn 


N. 


Grafen Hardegg (Oberhollabrunn) zur Dienſtleiſtung bei 
der Statthalterei einberufen. 


Der Landespräſident in Kärnten hat die abſolvirten 
Rechtshörer Eduard Ritter v. Joſch und Maximilian Ritter 
v. Glommer zur Ablegung der Probepraxis für den 
politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und den abjolvirten 
Realſchüler Otto Hinterſeer zum Rechnungspraktikanten 
im Rechnungsdepartement der Landesregierung ernannt. 


Der Landespräſident in Krain hat den abſolvirten 
Rechtshörer Rudolf Andrejka Edlen v. Livnograd zur 
Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt 
zugelaſſen. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Bezirksobercommiſſär Johann Cornet (Kitzbühel) der Be— 
zirkshauptmannſchaft Bregenz zur Dienſtleiſtung zugewieſen 
und den Bezirksobercommiſſär Johann Ritter v. Haymerle 
(Bregenz) zur Dienſtleiſtung ins Präſidialbureau einbe- 
rufen, ferner den abſolvirten Rechtshörer Ernſt Friedrich 
Freiherrn v. Gudenus zur Ablegung der Probepraxis für 
den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, endlich den Ober- 
ingenieur Johann Otto Brabetz (Bruneck der Bezirks- 
hauptmannſchaft Bozen und den mit der Leitung des Fal- 
zarego⸗Straßenbaues betrauten Ingenieur Otto Seyller 
in Buchenſtein der Bezirkshauptmannſchaft Bruneck als Be⸗ 
zirksingenieur zugewieſen. 


Der Statthalter in Mähren hat den abſolvirten 
Rechtshörer Guſtav Jung zur Ablegung der Probepraxis 
für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und der Be— 
zirkshauptmannſchaft Mähriſch⸗ Weißkirchen zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugewieſen; ferner den Rechnungsunterofficier 
1. Claſſe Alexander Minakit zum k. k. Statthaltereikanz⸗ 
liſten ernannt und der Bezirkshauptmannſchaft Mähriſch⸗ 
Oſtrau zugetheilt, endlich den Statthaltereikanzliſten Ludwig 
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Aujesky (Brünn) zur Bezirkshauptmannſchaft Auſpitz 
verſetzt. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Landes- 
regierungsconeipiſten Franz Benesovsky (Wagſtadt) zum 
Bezirlscommiſſär und den Landesregierungs-Concepts— 
praktikanten Walther Jakubowsky v. Toporezyk 
(Jägerndorf) zum Landesregierungsconcipiſten ernannt. 


Der Statthalter in Lemberg hat die abſolvirten Rechts- 
hörer Witold Freiherrn v. Goſtkowski, Arthur Loret, 
Gerard Theophilus Arminski und Joſef Karl Nowa— 
. dann den Rechtspraktikanten des Bezirksgerichtes in 

Lemberg Julius Ritter v. Dunikowski und den Con- 
ceptspraktikanten der Lemberger Finanzlandesdirection 
Longin Chodorowski zur Ablegung der Probepraxis für 
den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen; ferner den Gen— 
darmeriewachtmeiſter Stanislaus Maniowski, den Feld⸗ 
webel Alexander Sozanski und den Rechnungsunterofficier 
Ludwig Tymezak zu Polizeikanzliſten im Stande der 
Polizeidirection in Lemberg ernannt. 


Der Landespräſident in der Bukowina hat die 
abſolvirten Juriſten Joſef v. Romaſchkan und Eugen 
Freiherrn v. Kapri zur Ablegung der Probepraxis für den 
politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, weiters den Hörer der 
Philoſophie Alfred Klym zum Rechnungspraktikanten, ſo⸗ 
dann den Kanzliſten Michael Zurkanowiez zum Official 
und den Bezirksfeldwebel Joſef Finger zum Kanzliſten 
ernannt. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Statthalterei- 
concipiſten Heinrich v. Pauſinger der Bezirkshaupmann⸗ 
ſchaft Imotski zur Dienſtleiſtung zugetheilt und den abſol⸗ 
virſen Rechtshörer Egon v. Wittek zur Ablegung der 
Probepraxis im politiſchen Conceptsdienſte zugelaſſen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 

In Krain zwei Regierungskanzliſtenſtellen der 
XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben ihre mit 
dem Nachweiſe einer entſprechenden Schulbildung, gründ— 
lichen Kenntnis in allen Zweigen des Kanzlei- und Manipu⸗ 
lationsdienſtes, einer guten, correcten Handſchrift, der 
Kenntnis beider Landesſprachen in Wort und Schrift und 
der Verwendbarkeit in der Verfaſſung kleinerer Concepte, 
belegten Geſuche bis zum 12. Auguſt l. J. beim Landes⸗ 
präſidium in Laibach einzubringen. Anſpruchsberechtigte 
Militärbewerber werden auf die Minijterialverord nung vom 
12. Juli 1872, R. G. Bl. Nr. 98, verwieſen. 


In Böhmen eine Statthaltereiſecretärsſtelle 
und in weiterer Folge eine Bezirkscommiſſärs- und 
Statthaltereiconcipiſtenſtelle. Die Bewerber um 
eine dieſer Stellen haben ihre gehörig belegten Geſuche bis 
zum 10. Auguſt 1902 im Wege ihrer vorgeſetzten Behörden 
beim Statthaltereipräſidium in Prag einzubringen. 


In Mähren vier Kanzliſtenſtellen der XI. Rangs⸗ 
claſſe. Bewerber um dieſe Dienſtpoſten haben eine ent- 
ſprechende Schulbildung, Kenntnis des Kanzlei⸗ und Mani⸗ 
pulationsdienſtes im allgemeinen, gute, correcte Handſchrift, 
Kenntnis der beiden Landesſprachen, ferner ihre Verwend— 
barkeit im Conceptsfache, ihre mehrmonatliche Verwendung 
bei einer Staatsbehörde und die phyſiſche Eignung nach⸗ 
zuweiſen. Die gehörig documentirten Geſuche find im Wege 
der Dienſtbehörde bis 20. Auguſt 1902 beim Statthalterei- 
präſidium in Brünn einzubringen. 


In Galizien zwei Polizeicommiſſärſtellen der 
IX. Rangsclaſſe' bei der Polizeidirection in Lemberg. Com⸗ 
petenzgeſuche nebſt Qualificationsbehelfen ſowie dem Nach— 
weiſe der Kenntnis der Landesſprachen ſind im vor— 
geſchriebenen Wege bis zum 15. Auguſt d. J. beim 
Polizeidirectionspräſidium in Lemberg einzubringen. 


In Dalmatien die Stelle des Landes-Sanitäts⸗ 
inſpectors der VII., eine eventuell zwei landesfürſt— 
liche Oberbezirksarztsſtellen der VIII., ſowie eine, 
beziehungsweiſe zwei Sanitätsconecipiſtenſtellen der 
X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben ihre 
gehörig documentirten Geſuche, wenn dieſelben ſchon im 
Staatsdienſte ſtehen, im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde, 
ſonſt aber im Wege der betreffenden politischen Behörde 
beim Statthaltereipräſidium in Zara innerhalb vier Wochen 
nach der dritten Einſchaltung dieſer Concursausſchreibung 
in der „Wiener Zeitung“ zu überreichen und die gehörige 
Nachweiſung über ihr Alter, ihren Geburtsort, Stand, 
über die zurückgelegten medieiniſch-chirurgiſchen Studien, 
den erlangten akademiſchen Grad, über andere allfällige, 
beſondere Qualificationen, über die bisher geleiſteten Dienſte 
und etwaige beſondere Titel und über die vollkommene 
Kenntnis der ſerbo-kroatiſchen, der italieniſchen und der 
deutſchen Sprache zu liefern. Auch haben dieſelben anzu— 
geben, ob und in welchem Grade ſie etwa mit einem oder 
dem anderen der hierlands im Dienſte befindlichen landes- 
fürſtlichen Sanitätsbeamten verwandt oder verſchwäger 
ſeien. 


— b gone —— 
Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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€ Beiblntte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 
Nr. 15. | Wien, 26. Auguſt 1902. 


Inhalt Geſetze und Verordnungen: Geſetz vom 19. Juli 1902, betreffend die Aufhebung der ärariſchen 
Straßen- und Überfahrtsmauten, R. G. Bl. Nr. 152. — Geſetz vom 22. Juli 1902, betreffend die Ergänzung 
der Gewerbeordnung bezüglich der bei Bauunternehmungen beſchäftigten Arbeiter, R. G. Bl. Nr. 155. — 
Landesgeſetz für das Königreich Galizien. — Landesgeſetz für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradiska. — 
Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 31. Juli 1902, Z. 5454/M. I., betreffend Portofreiheiten 
im Verkehre mit dem Auslande. — Erlass des Miniſteriums des Innern vom 5. Auguſt 1902, Z. 25643, 
betreffend die Vermeidung der nicht entſprechenden Anwendung des Ausdruckes „Arar“. — Erlass des 
Miniſteriums des Innern vom 5. Auguſt 1902, 3. 31018, betreffend die Zulaſſung von Landmeſſern zur 
Praxis in der Cap⸗Colonie in Südafrika. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 11. Auguſt 1902, 
3. 33698, betreffend das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Stadt Ungvar im Comitate Ung. 
— Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 12. Auguſt 1902, 3. 34028, betreffend das Verbot des Hauſir⸗ 
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des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium vom 13. Mai 1899, Z. 38978, 
betreffend das Bauunternehmergewerbe. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
19. März 1902, Z. 2652. Zur Frage der Zuläſſigkeit der Verleihung von Conceſſionen zum Betriebe des Gaſt⸗ 
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einer Anlage zum Betriebe des Gemiſchtwarenhandels. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
7. Mai 1902, Z. 4232. Die Beſtimmung des Standortes öffentlicher Apotheken iſt dem freien Ermeſſen der 

Adminiſtrativbehörden überlaſſen. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 12. Juni 1902, Z. 5288. 
1. Anwendung des 8. 146, Alinea 2, der Gewerbeordnung. 2. Nach Artikel IV des Kundmachungspatentes zur 
Gewerbeordnung müſſen alle gewerbsmäßig betriebenen Beſchäftigungen, inſoferne ſie nicht unter die im 
Artikel V Hievon ausdrücklich ausgenommenen Beſchäftigungen und Unternehmungen fallen, nach den Beſtim— 
mungen der Gewerbeordnung beurtheilt werden. — Verſchiedene Mittheilungen: Verzeichnis der bis 
1. Auguſt 1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen (§. 14 der Minifterial- 
verordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184). — Verlautbarte Geſetze. — Verordnung der 
Miniſterien des Innern, des Handels und des Ackerbaues vom 1. Auguſt 1902, betreffend die Marktordnung 
für den Wiener Centralviehmarkt in St. Marx. — Verordnung des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium und dem Miniſterium des Innern vom 14. Juli 1902, 
betreffend die Einführung theoretiſcher Staatsprüfungen für das culturtechniſche Studium an der k. k. deutſchen 
techniſchen Hochſchule in Brünn. — Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern, der Finanzen, 
des Handels und der Eiſenbahnen vom 29. Juli 1902, betreffend die Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes 
in Pilſen zur Abfertigung der mit der Poſt aus dem Auslande einlangenden Pflanzenſendungen. — Kund⸗ 
machung des Handelsminiſteriums, betreffend die Zulaſſung von Elektricitätszählertypen. — Anderung des 
Namens einer Ortsgemeinde. — Ernennung zum Proſector. — Behandlung feſter Dienſtbezüge, welche in dem 
dem Steuerjahre vorangehenden Jahre eine Anderung erfahren haben. — Ergebnis und Verwendung der 
Perſonalſteuererträgniſſe des Jahres 1901. — Arbeitszeitverlängerungen in Fabriksbetrieben. — Kranken- 
verſicherung der Wiener ſtädtiſchen Arbeiter. — Beſeitigung der Concurrenz der Gefängnisarbeit in Preußen. 
— Einſchränkung der Kinderarbeit in Dänemark. — Ein Arbeitsamt in Spanien. — Behandlung der Aus⸗ 
länder in Venezuela. — Freiplätze für Staatsbeamte in der Heißluft-Curanſtalt für Gichtkranke in Karlsbad. 
— Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concurs ausſchreibungen. 


Im Monate Auguſt gelangten zur Ausgabe die Nummern 24, 25 und 26 des „Beiblattes für die Angelegen- 
heiten der ſtaatlichen Beterinärverwaltung“. 
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Geſehe und Verordnungen. 


Geſetz vom 19. Juli 1902, 


betreffend 


die Aufhebung der ärariſchen Straßen⸗ und über⸗ 
fahrtsmauten, R. G. Bl. Nr. 152. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


. 


Die auf Grund des Geſetzes vom 26. Auguſt 1891, 
R. G. Bl. Nr. 140, beſtehenden ärariſchen Straßen⸗ 
und Überfahrtsmauten werden aufgehoben. 


8. 2. 


Die vom Staate erhaltenen (ärarifchen) Über— 
fuhren werden den hieran betheiligten autonomen 
Körperſchaften oder privaten Unternehmungen zum 
Betriebe überlaſſen. Wird eine Überfuhr, deren Fort- 
beſtand aus Rückſichten für den öffentlichen Verkehr 
nothwendig iſt, von ſolchen Körperſchaften oder von 
Privatperſonen nicht übernommen oder nach erfolgter 
Übernahme zurückgelegt, ſo hat die Staatsverwaltung 
deren Betrieb zu beſorgen. 

Die Höhe des für die Benützung der einzelnen 
Überfuhren einzuhebenden Fährgeldes wird unter 
Berückſichtigung der Betriebskoſten ſeitens der politi- 
ſchen Landesbehörde feſtgeſetzt. 


8.53. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die unbe— 
weglichen Objecte des Staatseigenthumes, welche 
infolge der Aufhebung der ärariſchen Straßen- und 
Überfahrtsmauten entbehrlich werden, ohne voraus⸗ 
gegangene beſondere Zuſtimmung des Reichsrathes 
gegen bloße nachträgliche Anzeige zu veräußern. 

Die Erlöſe dieſer Objecte ſind als Einnahmen 
aus der Veräußerung von unbeweglichem Staats- 
eigenthume zu verrechnen. 


5.4. 
Durch die Aufhebung der ärariſchen Straßen- 


und Überfahrtsmauten werden die im Geſetze 
vom 26. Auguſt 1891, R. G. Bl. Nr. 140, ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen (88. 17, 18 und 24), 


betreffend die Mautbefreiungen, in ihrer Anwendung 
auf die Brücken⸗, Straßen- und Überfahrtsmauten 
von autonomen Körperſchaften und Privaten nicht 
berührt. 


F. 5. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt 5 1. Jänner 
1903 in Wirkſamkeit. 


8. 6. 


Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Geſetzes 
ſind Meine Miniſter des Innern und der Finanzen 
betraut. 


Iſchl, am 19. Juli 1902. 
Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 


Geſetz vom 22. Juli 1902, 
betreffend 


die Ergänzung der Gewerbeordnung bezüglich der 
bei Bauunternehmungen beſchäftigten Arbeiter, 
R. G. Bl. Nr. 155. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


Artikel J. 


Im ſechsten Hauptſtücke der Gewerbeordnung 
(Geſetz vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22) ſind 
nachfolgende Zuſatzbeſtimmungen für Hilfsarbeiter bei 
Bauunternehmungen nach $. 96 b) einzuſchalten: 


BB. Für Hilfsarbeiter bei conceſſionirten Bauge⸗ 
werben und anderen Bauunternehmungen. 


8. 960. 


Die Beſtimmung des §. 88 a) findet auf Eiſen⸗ 
bahnbau-Unternehmungen und andere von wem immer 
betriebene Bauunternehmungen, welche mehr als 
20 Arbeiter bei einer Bauführung beſchäftigen, 
Anwendung. 

Bei den von dieſen Unternehmen auszu⸗ 
führenden Bauten kommen ferner die Beſtimmungen 
der SS. 96a) und 96 b), und zwar die letzteren Be⸗ 
ſtimmungen auch bezüglich jener Arbeiter zur Geltung, 
welche nicht unmittelbar von den Bauunternehmungen Ä 
ſondern von ſolchen Gewerbetreibenden bejchäftigt 
werden, deren ſich die Bauunternehmungen zur Aus- 
führung der betreffenden Arbeiten bedienen. 


Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt drei Monate nach ſeiner 
Kundmachung in Wirkſamkeit. 
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Artikel III. 


Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes ſind Mein 
Handelsminiſter und Mein Miniſter des Innern 
betraut. 


Iſchl, am 22. Juli 1902. 
Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Call m. p. 


Landesgeſetz für das Königreich 
Galizien. 


Der vom Landtage des Königreiches Galizien hat unter dem 23. Juli d. 
betreffend die | erhalten. 


beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, 


Sa 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 31. Zuli 1902, 3. 5454) M. I., 
betreffend 
Portofreiheiten im Verkehre mit dem Auslande. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das k. und k. Miniſterium des Außern hat mit 
Note vom 7. Juli 1902, Z. 3461, im Einvernehmen 
mit dem k. k. Handelsminiſterium Nachſtehendes 
anher mitgetheilt: 

Die Correſpondenzen nach Serbien oder 
Rumänien und umgekehrt, welche ausſchließlich 
Angelegenheiten des öffentlichen Dienſtes betreffen 
und deren portofreie Beförderung im Gebiete des 
Landes geſetzlich geſtattet iſt, dem die Behörde oder 
der Functionär angehören, von welchen die Corre— 
ſpondenz ausgeht, werden ohne Portoanrechnung ab- 
geſendet. Genießt die Behörde oder der Functionär, 
an welche die Sendung gerichtet iſt, gleichfalls die 


Portobefreiung, jo wird dieſelbe gebürenfrei aus— 
gefolgt; 


im gegentheiligen Falle unterliegt dieſe 
Correſpondenz nur der im Lande des Beſtimmungs— 
ortes beſtehenden internen Taxe. 

Fahrpoſtſendungen, welche zwiſchen den eben 
bezeichneten Behörden gewechſelt werden, ſollen 
gebürenfrei befördert werden. 

Auf Grund dieſer Beſtimmungen werden auch 
die dienſtlichen Correſpondenzen und Sendungen 
zwiſchen den k. k. (k. und k.) Behörden und den 
k. und k. Vertretungsbehörden in Serbien und Rus 
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Ausscheidung der Attinenzen Kuliki und 
Bortniki aus dem Verbande der Adminiſtrativ⸗ 
gemeinde Stolpin des Bezirkes Brody und Zu— 
theilung derſelben zur Gemeinde Boköhnöw des 
Bezirkes Zloczoöͤw, hat unter dem 13. Juli d. J. die 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für die gefürſtete Graf⸗ 
ſchaft Görz und Gradiska. 


Der vom Landtage der gefürſteten Grafſchaft 
Görz und Gradiska beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Claſſification einiger Straßen, 
J. die Allerhöchſte Sanction 


. 


mänien, ſowie zwiſchen den ſerbiſchen und rumäniſchen 
Behörden und den ſerbiſchen und rumäniſchen 
Miſſionen in Sſterreich-Ungarn portofrei befördert. 
Desgleichen ſind die zwiſchen rumäniſchen Ver— 
tretungsbehörden in Oſterreich-Ungarn gewechſelten 
dienſtlichen Correſpondenzen portofrei. 

Im Verkehre mit Montenegro genießen die 
dienſtlichen Correſpondenzen (Briefpoſtſendungen) 
zwiſchen den Staatsbehörden eines Landes und den 
beglaubigten diplomatiſchen Miſſionen oder Conſu— 
laten im anderen Lande, ſowie zwiſchen dieſen diplo— 
matiſchen Miſſionen im gegenſeitigen Verkehre, die 
Portofreiheit. 


Im Verkehre mit der Türkei ſind die dienſt⸗ 
lichen Correſpondenzen (Briefpoſtſendungen) zwiſchen 
den k. k. (k. und k.) Behörden und den türkiſchen 
Behörden, dann zwiſchen den erſteren und den 
k. und k. Vertretungsbehörden in der Türkei, in deren 
Standorte ſich eine k. k. Poſtanſtalt befindet, ferner 
zwiſchen den türkiſchen Behörden und den türkiſchen 
Miſſionen und Conſularämtern in Oſterreich-Ungarn, 
endlich die dienſtlichen Correſpondenzen, welche 
letztere in Oſterreich-Ungarn untereinander wechſeln, 
portofrei. 


Im Verkehre mit Bulgarien genießen die 
dienſtlichen Correſpondenzen (Briefpoftfendungen), 
welche zwiſchen den k. k. (k. und k.) Behörden und den 
k. und k. Agentien und Conſulaten in Bulgarien 
gewechſelt werden, ſowie die dienſtlichen Corre— 
ſpondenzen zwiſchen fürſtlich bulgariſchen Behörden 
und der bulgariſchen diplomatiſchen Agentie in Wien, 
die Portoſreiheit. 
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Im Verkehre mit Agypten find die amtlichen 
Correſpondenzen (Briefpoſtſendungen) aus Dfterreich- 
Ungarn an die k. und k. diplomatiſche Agentie und 
die k. und k. Conſularbehörden, ſowie umgekehrt, 
portofrei. 

Endlich ſind die dienſtlichen Correſpondenzen 
(Briefpoſtſendungen) der k. k. (k. und k.) Behörden an 
das k. und k. Generalconſulat in Venedig und an 
die k. und k. Conſularämter in Bari und Brindiſi, 
wenn ſie über Trieſt mittels des Lloyd befördert 
werden, portofrei; ſie müſſen in dieſem Falle mit dem 
Leitvermerk „über Trieſt mittels des un verſehen 
werden. 

Portofrei ſind ferner die zur See ausſchließlich 
mit dem Lloyd beförderten Briefpoſtſendungen in— 
ländiſcher Behörden an die k. und k. Vertretungs- 
behörden in den Hafenorten Griechenlands und 
des Orientes einſchließlich Agyptens, und um- 
gekehrt, derartige Fahrpoſtſendungen jedoch nur 
dann, wenn ihnen im inländiſchen Verkehre die 
Portofreiheit nach Artikel VII und VIII des Geſetzes 
vom 2. October 1865, R. G. Bl. Nr. 108, zukäme. 


Die ! - wird hievon zur 
weiteren entſprechenden Beranlaffung mit dem Bei⸗ 
fügen in die Kenntnis geſetzt, daſs durch die vor— 
ſtehenden Mittheilungen des k. und k. Miniſteriums 
des Außer der Inhalt der hierortigen Erläſſe vom 
13. Jänner 1873, 3. 191/M. I., vom 20. Juli 1880, 
3. 3529/M. J. (Verordnungsblatt Nr. 8 ex 1902), 
vom 12. November 1891, 3. 4484/ M. I., vom 
24. April 1892, 3. 1480/M. I., vom 16. Auguſt 
1898, 3. 6906/ M. I. und vom 12. September 1900, 
3. 5100/M. I., inſoweit derſelbe auf Portofrei— 
heiten im Verkehre mit dem Auslande ſich bezieht, 
überholt erſcheint. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 5. Auguſt 1902, Z. 25643, 


betreffend 


die Vermeidung der nicht entf prechenden Anwendung 
des Ausdruckes „Arar“. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das k. k. Finanzminiſterium hat 
14. Juni 1902, 3. 41535, 
gerichtet, die Veranlaſſung zu treffen, daſs ſeitens der 
politiſchen Behörden in Erkenntniſſen und Enuncia⸗ 
tionen nach außen, der Ausdruck „Forſtärar“ u. dgl. 
vermieden werde, da die Bezeichnung Arar nur dem 
Staate als ſolchen in vermögensrechtlicher Be- 
ziehung zukommt, welcher nur als Einheit die 
Qualification einer juriſtiſchen Perſon beſitzt, während 
die einzelnen ſtaatlichen Verwaltungszweige eine 
ſolche Qualification nicht beſitzen und eine Theilung 


unterm 


mb 


anher das Erfuchen | 


des einheitlichen Begeife des Staates in verm 
rechtlicher Beziehung in verſchiedene „Arare“ 


hofes anerkannt wurde. 


Es wird daher mit Rückſicht auf mannigfache, 
durch die nicht correcte Bezeichnung zutage getretene 


Inconvenienzen darauf Bedacht zu nehmen fein, dass 


derartige, die Exiſtenz von „Subäraren“ documen⸗ 


tirende Bezeichnungen ſeitens der ſtaatlichen Behörden 
vermieden werden und die correete Bezeichnung 
„ſtaatliche Forſt-, Eiſenbahn⸗, Juſtiz⸗, Straßenbau⸗, 
Waſſerbau⸗ ꝛc. Verwaltung“ gebraucht werde. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 


vom 5. Auguſt 1902, 3. 31018, 
wi Fetten 


die Zulaſſung von Landmeſſern zur Praxis in der 
Capcolonie in Südafrika. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) | 


Nach einer dem k. k. Miniſterium des Innern 
zugekommenen Mittheilung wird in Zukunft die Zu⸗ 


nicht : — 
zuläſſig iſt, was auch ſeitens des Oberſten Gerichts- 


laſſung von Landmeſſern zur Praxis in der Cap⸗ Be 


colonie in Südafrika außer von den bisher beſtehenden 


Bedingungen und dem Minimalalter von 21 Jahren 
auch davon abhängig gemacht, daſs der Kandidat ſich 


als Unterthan Seiner Majeſtät des Königs von 
England erklärt. 
Statthalterei 


Hievon wird die k. k. an zur geeigneten 
weiteren Veranlaſſung in Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 11. Auguſt 1902, 3. 33698, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem 10 2 


Stadt Ungvär im Comitate Ung. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des. königl. ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 10. Juli 1902, 3. 44987, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 


Gebiete der Stadt Ungvär im Comitate Ung unter 

Aufrechthaltung der im §. 17 der beſtehenden Hauſir⸗ 
vorſchriften und in den dieſen Paragraphen ergänzenden 
gewiſſer 


Nachtragsverordnungen den Bewohnern 
Gegenden gewährten Rechte verboten. 
Hievon wird die k. k. De mit Beziehung 


auf den $. 10 des Haufirpatentes zur eigenen Dar- BR 


nachachtung und Verſtändigung der Unter be pl in 
die Kenntnis geſetzt. 


Erlafs des Minifteriums des Innern 


vom 12. Auguſt 1902, Z. 34028, 
betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Slatina (Comitat Veröcze) in Ungarn. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königl. ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 23. Juli 1902, 3.48429, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Stadt Slatina (Comitat Veröcze) unter 
Aufrechthaltung der im §. 17 der beſtehenden Haufir- 
vorſchriften und in den dieſen Paragraphen ergänzenden 
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewiſſer 
i Gegenden gewährten Rechte verboten. 


Statthalte Ä y 
Hievon wird die k. k. ir mit Beziehung 


auf den §. 10 des Haufirpatentes zur eigenen Dar- 
nachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden in 
die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 12. Auguſt 1902, 3. 44362, 


betreffend 


die Austellung von Geleitſcheinen für Waffen⸗ und 
Munitionsſendungen, die ſeitens der Militärver⸗ 
waltung oder an dieſelbe zur Aufgabe gelangen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Artikel II der Miniſterialverordnung vom 
1. October 1896, R. G. Bl. Nr. 182, findet die 
durch die Beſtimmungen dieſer Verordnung modificirte 
Miniſterialverordnung vom 11. Februar 1860, 
R. G. Bl. Nr. 39, auf die ſeitens der Militärver- 
waltung, ſowie auf die an dieſelbe zur Aufgabe ge⸗ 
langenden Waffen- und Munitionsſendungen — aus⸗ 
genommen die im F. 6 bezeichneten Munitions⸗ 
ſendungen — keine Anwendung. Es bedürfen demnach 
ſolche Sendungen nicht der von den Polizeibehörden, 
beziehungsweiſe den politiſchen Behörden J. Inſtanz 
für Waffen⸗ und Munitionsſendungen im allgemeinen 
auszuſtellenden Geleitſcheine, ſondern Haben Hinficht- 
lich derſelben die diesbezüglichen beſonderen mili— 
täriſchen Vorſchriften, beziehungsweiſe die von der 
Militärbehörde den Parteien ertheilten Weiſungen 
Geltung. Betrifft die Einfuhr Gegenſtände des Bulver- 
monopoles, ſo wird vom Reichskriegsminiſterium im 
Hinblick auf §. 8 der Miniſterialverordnung vom 
1. October 1896, R. G. Bl. Nr. 182, nebſt dem die 
Stelle des Munitionsgeleitſcheines vertretenden Certi⸗ 
ficate auch noch die monopolsbehördliche Einfuhrs⸗ 
bewilligung ausgefertigt. 
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Es iſt nun zur hierortigen Kenntnis gelangt, 
daſs für derartige Sendungen ungeachtet der eitirten 
Beſtimmungen von den Parteien die Ausſtellung von 
Waffen und Munitionsgeleitſcheinen bei den Polizei⸗ 
behörden, beziehungsweiſe den politiſchen Behörden 
I. Inſtanz angeſprochen werde und daſs auch die 
Eiſenbahnverwaltungen und Grenzzollämter Sendungen 
der erwähnten Art dann und wann ohne einen von 
der Polizeibehörde, beziehungsweiſe der politiſchen 
Behörde I. Inſtanz ausgeſtellten Geleitſcheine zur 
Verfrachtung nicht übernehmen, beziehungsweiſe zur 
Ausfuhr über die Grenze nicht zulaſſen. 

Zur Vermeidung der aus einem ſolchen Vor⸗ 
gange ſich ergebenden, eventuell mit bedeutenden Nach- 
theilen ſowohl für den Abſender als auch für den 
Adreſſaten verbundenen Verzögerungen in der Be— 
förderung von Waffen- und Munitionsſendungen, 
welche ſeitens der Militärverwaltung oder an dieſelbe 


Staathalterei 
zur Aufgabe gelangen, wird die k. k. Jandesregſerung 


erſucht, die eingangs citirte Beſtimmung den Unter- 
behörden zur eigenen Darnachachtung und Ber- 
ſtändigung der Parteien in Erinnerung zu bringen. 
Unter Einem wendet ſich das Miniſterium des Innern 
an das Eiſenbahnminiſterium ſowie an das Finanz⸗ 
miniſterium mit der Bitte, die Eiſenbahnverwaltungen 
und Grenzzollbehörden entſprechend anzuweiſen. 


Erlass des Miniſteriums des Innern im 


Einvernehmen mit dem Handelsminifte- 
rium vom 13. Mai 1899, 3. 38978, 


betreffend 


das Bauunternehmergewerbe. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Im Hinblicke auf mehrfache beim Bauunter⸗ 
nehmerweſen hervorgetretene Miſsſtände wird der k. k. 


endeten zur eigenen Darnachachtung und ent- 
ſprechenden Belehrung der Unterbehörden Folgendes 
eröffnet: 

Das Bauunternehmergewerbe iſt als ein freies 
Gewerbe anzuſehen und läſst ſich in zwei Betriebs- 
arten eintheilen. 


Die Bauunternehmer der erſten Art beſchäftigen 
ſich damit, als Bauherren Bauten auf eigenem Grunde 
und auf eigene Rechnung ausführen zu laſſen, um die 
ſelben ſodann weiter zu veräußern. Dieſer der Privat- 
capitalsanlage naheſtehende Vorgang mufs, abgeſehen 
von dem Falle der freiwillig erfolgten Gewerbsanmel— 
dung, auch dann als gewerbsmäßiger Betrieb der 
Bauunternehmung angeſehen werden, wenn derſelbe 
ſich fortgeſetzt wiederholt und der betreffende Unter- 
nehmer in der Differenz zwiſchen den Grundankaufs— 
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und Bauführungkoſten und dem Erlöſe für die weiter— 
verkauften Bauobjecte ſeinen fortlaufenden Ge— 
winn ſucht. 

Die Bauunternehmer der zweiten Art beſchäftigen 
ſich damit, bei öffentlichen Offertverhandlungen oder 
im Wege einer ſonſtigen Vereinbarung Bauvergebungen 
zu erſtehen oder zu übernehmen und ſodann die auf 
fremdem Grunde erfolgende Bauaufführung zu ver— 
anlaſſen; dieſe Unternehmer finden ihren Gewinn in 
der Differenz zwiſchen dem Erſtehungspreiſe und den 
aus der Bauausführung erwachſenen Koſten. 


Um nun dem im Bauunternehmerweſen vor— 
kommenden Miſsſtänden begegnen zu können, mufs 
vor allem der Berechtigungsumfang eines befugten 
Bauunternehmers feſtgeſetzt werden. Hiebei wird 
natürlich ein Bauunternehmer ins Auge gefaſst, 
welcher nur den Gewerbeſchein zum Betriebe des 
freien Bauunternehmergewerbes beſitzt und eine andere 
Befugnis zur Ausführung von Bau- oder ſonſtigen 
Arbeiten nicht nachweiſen kann. 


Ein ſolcher Bauunternehmer, mag derſelbe der 
erſten oder der zweiten Art angehören, iſt hinſichtlich 
der beabſichtigten Bauführung in der Regel nur als 
Bauherr anzuſehen und erſcheint zur Ausführung der 
in den Berechtigungsumfang der durch das Geſetz vom 
26. December 1893, R. G. Bl. Nr. 193, geregelten 
conceſſionirten Baugewerbe, oder der handwerks— 
mäßigen Hilfsgewerbe (Tiſchler, Schloſſer u. ſ. w.) 
fallenden Arbeiten keineswegs berechtigt, muſs ſich 
vielmehr zur Ausführung der erwähnten Arbeiten aus⸗ 
ſchließlich der betreffenden befugten Gewerbsinhaber 
bedienen und kann zu den Hilfsarbeitern dieſer Ge— 
werbsinhaber in keinem wie immer gearteten Arbeits— 
verhältniſſe ſtehen. 


Die Aufnahme und die Entlaſſung dieſer Hilfs— 
arbeiter, die Anmeldung derſelben zur Kranken- und 


Unfallverſicherung, kurz alle dem Arbeitgeber geſetzlich 


zukommenden Rechte und Verpflichtungen können nur 
durch die vom Bauunternehmer für die jeweilige Bau⸗ 
führung gewählten ſelbſtändigen befugten Gewerbe— 
treibenden oder behördlich autoriſirten Privattechniker 
ausgeübt werden. 


Es kommt nun oft vor, daſs Bauunternehmer, 
insbeſondere der zweiten Art, ein eigenes techniſch 
gebildetes Perſonale beſchäftigen und dasſelbe einer— 
ſeits zur Verfaſſung der erforderlichen Koſtenvoran⸗ 
ſchläge für die zu erſtehenden oder auszuführenden 
Bauarbeiten und anderſeits auch zur Leitung der 
eigentlichen Bauführung verwenden. Kann es nun den 
Bauunternehmern zwar nicht verwehrt werden, zur 
Klarſtellung der techniſchen Seite ihrer finanziellen 


Unternehmung fachtechniſch geſchulte Perſonen in ihre 


Dienſte zu nehmen, jo muss anderſeits der Verwen— 
dung dieſer Perſonen zur Leitung von Bauführungen 
inſoweit ſie in den Berechtigungsumfang eines concej- 
ſionirten Baugewerbes oder eines handwerksmäßigen 


Gewerbes eingreifen, umfo entſchiedener entgegengetreten 


werden, als denſelben, ganz abgeſehen von der Frage 
der Befähigung, jedenfalls ebenſo wie den Bauunter⸗ 
nehmern ſelbſt, die Berechtigung zur Ausführung der⸗ 
artiger Arbeiten abgeht. 


In jenen Fällen endlich, in welchen es ſich um 
die unbefugte Ausführung von Bauarbeiten unter 
gleichzeitiger „Deckung“ durch einen ſelbſtändigen 
Baugewerbetreibenden handelt, wird es ein Leichtes 
ſein, durch geeignete Erhebungen, Einſichtnahme in 
die Arbeiterverzeichniſſe des betreffenden „Deckung“ 
gewährenden Baugewerbetreibenden ꝛc., eventuell 
Umgehungen des Geſetzes zu conſtatiren und werden 
die Gewerbebehörden die Unterſuchungen in ſolchen 
Übertretungsfällen mit aller Umſicht durchzuführen 
und gegebenenfalls ſofort mit angemeſſenen Strafen 
vorzugehen haben. 


Zudicate. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
19. März 1902, 3. 2652. 


Zur Frage der Zuläſſigkeit der Verleihung von Conceſ⸗ 
ſionen zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes mit 
beſchränkten Berechtigungen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der Gemeinde K. gegen die Entſcheidung des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 7. Juni 1900, 3. 19599, be⸗ 
treffend die Gewerbebefugnis des A. N. in K. zum Aus⸗ 
ſchanke von Bier zu Recht erkannt: 

Die angefochtene Entſcheidung wird als geſetzlich nicht 
begründet aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Mit Erlaſs der k. k. Bezirkshauptmannſchaft B. vom 
16. Juli 1897, 8.26895, wurde dem Kaufmanne A. N. in K., 
welcher die Conceſſion zum Weinausſchanke im Hauſe Nr. 92 
in K. gemäß Urkunde vom 19. September 1894, Z. 23667, 
ſchon beſaß, in Stattgebung ſeines Anſuchens vom 30. März 
1895 noch weiter die Berechtigung zum Ausſchank von 
Luxusbier aus Flaſchen, zur Verabreichung von 
Speiſen, von Kaffee, Thee, anderen warmen Getränken und 
Erfriſchungen und zur Haltung von erlaubten Spielen 
verliehen. 


Mit Geſuch vom 22. Auguſt 1899 bat nunmehr A. N. 
um Ergänzung, beziehungsweiſe Richtigſtellung ſeiner Con⸗ 
ceſſion, welche in Zukunft auf den Ausſchank von Bier im 
Sinne des §. 16 der Gewerbeordnung lauten ſollte. 


Im Gegenſatze zur Entſcheidung der Bezirkshaupt— 
mannſchaft B. vom 5. Jänner 1900, Z. 31112, welche dieſes 
Geſuch unter Hinweis auf §. 18 der Gewerbeordnung ab- 
wies und zur Entſcheidung der Statthalterei vom 7. April 
1900, Z. 46798, welche demſelben willfahrte, nimmt die 
angefochtene Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 7. Juni 1900, Z. 19599, den Standpunkt ein, daſs dem 
A. N. die unbeſchränkte Berechtigung zum Ausſchanke von 
Bier in dem erwähnten Haufe ſchon kraft der Conceſſion der 
Bezirkshauptmannſchaft B. vom 16. Juli 1897, 3. 26875, 
zuſtehe, es daher einer beſonderen neuen Zuerkennung der— 
ſelben nicht bedürfe und daſs die damals irrthümlich 
erfolgte Einſchränkung auf ſogenanntes Luxusbier in 
Flaſchen als in der Gewerbeordnung nicht vorgeſehen und 
mit dem . 16 lit. e der Gewerbeordnung im Widerſpruch 
ſtehend nicht zu Recht beſtehe. Dagegen iſt die nun vor— 
liegende Beſchwerde der Gemeinde K. gerichtet. 


Die bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung vom 
Regierungsvertreter erhobene Einwendung der mangelnden 
Legitimation der beſchwerdeführenden Gemeinde fand der 
Verwaltungsgerichtshof nicht ſtichhältig, da die Gemeinde 
nach §. 18, letzter Abſatz, der Gewerbeordnung zweifellos 
zum Recurſe gegen die Entſcheidung der Statthalterei 
legitimirt war, ſie die der angefochtenen Entſcheidung zu 
Grunde liegende Rechtsanſchauung als rechtsirrthüm— 
lich bezeichnet und durch dieſe Entſcheidung der bisher 
thatſächlich beſchränkte Ausſchank des A. N., wenn auch nur 
durch Interpretation der ſeinerzeitigen Conceſſionsurkunde, 
erweitert wurde. 

In der Sache ſelbſt hat der Verwaltungsgerichtshof 
Folgendes erwogen: 

Vor allem iſt aus den Acten feſtzuſtellen, daſs die 
Conceſſion der Bezirkshauptmannſchaſt B. vom 16. Juli 
1897, Z. 26895, keineswegs irrthümlich — wie die ange— 
fochtene Entſcheidung annimmt — ſondern in Erledigung 
des ausdrücklich auf den Ausſchank von Luxusbieren 
aus Flaſchen lautenden Geſuches des A. N. auf dieſe Art 


der Gewerbeausübung ertheilt worden iſt. 


Inſoferne aber das Miniſterium damit die Anficht 
zum Ausdrucke bringen wollte, dass in dieſer Conceſſions— 
ertheilung eine irrthümliche Anwendung der geſetzlichen 
Vorſchriften zu erblicken ſei, ſo iſt Folgendes zu bemerken: 

Die im §. 16 in ſieben Gruppen aufgezählten ein- 
zelnen Berechtigungen, welche unter den Begriff des Gaſt— 
und Schankgewerbes fallen, können nach dem Schluſsabſatze 
dieſer Geſetzesſtelle einzeln oder in Verbindung unter ſich 
verliehen werden, ſind aber jedesmal in der Verleihung aus⸗ 
drücklich aufzuführen. 

Durch dieſe Beſtimmung iſt bewirkt, daſs der Inhalt 
einer Gaſt⸗ und Schankgewerbeconceſſion nicht ſchon aus 
dem Geſetze oder aus der ſprachlichen Bedeutung der Worte 


„Gaſt⸗ und Schankgewerbe“ abgeleitet werden kann, ſondern 


dass für die Beſtimmung des im einzelnen Falle bewilligten 
Umfanges der Gewerbeausübung immer und ausnahmslos 
die Conceſſionsurkunde maßgebend iſt. Dagegen kann weder 
aus dieſer Beſtimmung des §. 16 noch aus irgendeiner 
anderen gewerberechtlichen Vorſchrift abgeleitet werden, daſs 
es dem einzelnen Gewerbetreibenden unterſagt wäre, ſeinen 
Betrieb auf ganz beſtimmte, im Gaſt- und Schankgewerbe 
zum Verkaufe gelangende Getränkeſorten einzuſchränken, 
beziehungsweiſe ſein Geſuch auf die Verleihung dieſer be 
ſchränkten Berechtigung zu ſtellen; ebenſowenig beſteht für 
die Gewerbebehörde ein geſetzliches Hindernis, ein ſolches 
Anſuchen beim Vorhandenſein der übrigen Bedingungen mit 
der ſelbſterbetenen Einſchränkung zu bewilligen, wenn ſie 
zur Überzeugung kommt, dass eine jo beſchränkte Gewerbe- 
ausübung nach dem erhobenen Bedürfniſſe der Bevölkerung, 
nach der Eignung des Locales, in welchem das betreffende 
Gewerbe betrieben werden ſoll, und nach den übrigen gemäß 


8. 18 der Gewerbeordnung zu beachtenden Geſichtspunkten 
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zuläſſig ſei, wie es ihr ja auch anderſeits freiſtehen wird, die 
Conceſſion gerade wegen der aus der Beſchränktheit der er— 
betenen Berechtigung fließenden Bedenken (Brantwein- 
ſchenken u. dgl.) zu verweigern. 

Es war daher unrichtig, wenn das Miniſterium den 
gegen die Erweiterung der Conceſſion eingelegten Recurs 
der Gemeinde dadurch als erledigt anſah, daſs es annahm, 
daſs A. N. ſich ohnehin im Beſitze der unbeſchränkten Conceſ— 
ſion des Bierausſchankes befinde; das Miniſterium mufste 
vielmehr in die Entſcheidung des Recurſes, ſowie die Sache 
in demſelben zur Entſcheidung geſtellt war, eintreten. 

Da es dies nicht gethan hat, musste die angefochtene 
Wei als im Geſetze nicht begründet aufgehoben 
werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
4. April 1902, 3. 3132. 


Zur Frage des Erforderniſſes der Einholung der gewerbe— 
polizeilichen Genehmigung einer Anlage zum Betriebe des 
Gemiſchtwarenhandels. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
des J. A. in B. gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 13. Februar 1901, Z. 3249, betreffend die 
verweigerte Ausfertigung des Gewerbeſcheines zum Betriebe 
des Gemiſchtwarenhandels zu Recht erkannt: 

Die angefochtene Entſcheidung wird als geſetzlich 
nicht begründet aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Mit dem mittels der angefochtenen Entſcheidung aus 
ſeinen Gründen beſtätigten Beſcheide der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft K. vom 24. October 1898, Z. 14964, wurde die An⸗ 
meldung des Betriebes des Gemiſchtwarenhandels des J. A. 
in dem Haufe Nr. 28 (reete Nr. 1) in B. nicht zur Kenntnis 
genommen und der erbetene Gewerbeſchein nicht ausgefolgt, 
weil der Gemiſchtwarenhandel, die Berechtigung zum Ver- 
ſchleiße verſüßter geiſtiger Getränke beinhaltend, aus feuer- 
polizeilichen Rückſichten nur in einer nach §. 26 der Ge— 
werbeordnung genehmigten Betriebsanlage ausgeübt werden 
könne, das bezeichnete Haus jedoch als ſolche nicht genehmigt 
erſcheine. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte dieſe Ent— 
ſcheidung nicht als dem Geſetze entſprechend zu erkennen. 

Gemäß 8. 25 der Gewerbeordnung iſt die Genehmi⸗ 
gung der Betriebsanlage bei allen Gewerben nothwendig, 
welche mit beſonderen, für den Gewerbebetrieb angelegten 
Feuerſtätten, Dampfmaſchinen, ſonſtigen Motoren oder 
Waſſerwerken betrieben werden, oder welche durch geſund— 
heitsſchädliche Einflüſſe, durch die Sicherheit bedrohende 
Betriebsarten, durch üblen Geruch oder durch ungewöhn— 
liches Geräuſch die Nachbarſchaft zu gefährden oder zu 
beläſtigen geeignet ſind. 

Der Gemiſchtwarenhandel begreift gemäß §. 38, 
Alinea 1 der Gewerbeordnung das Recht zum Handel mit 
allen im freien Verkehre geſtatteten und rückſichtlich des 
Verſchleißes nicht an eine beſondere Bewilligung (Conceſſion) 
gebundenen Waren in ſich. 


Inſoferne als der Gemiſchtwarenhandel ſich auch auf 
Gegenſtände erſtreckt, bei welchen Manipulationen vor- 
kommen oder Anlagen erforderlich find, welche die Genehmi- 
gung der Betriebsanlage im Grunde des 8. 25 der Gewerbe— 
ordnung erfordern (äKaffeeröſtereien, Petroleumhandel, 
Knochen- und Haderumagazine u. dgl., ſowie hier ins— 
beſondere etwa förmliche Spirituoſenlager), wird es gewiss 
auch Sache desjenigen ſein, der mit derlei eine zu genehmi— 
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gende Betriebsanlage bedingenden Warenhandel treiben 
will, vorher um die Genehmigung der Betriebsanlage ein- 
zuſchreiten, und es bieten im Unterlaſſungsfalle die Beſtim⸗ 
mungen der 88. 132 c und 152 der Gewerbeordnung 
genügende Anhaltspunkte, einem etwaigen Zuwiderhandeln 
entgegenzutreten. 

Der Umſtand allein jedoch, daſs der Berechtigungs- 
umfang eines allgemeinen Handelsgewerbes den Verkauf 
verſüßter geiſtiger Getränke in ſich ſchließt, deren Auf⸗ 
bewahrung eventuell eine genehmigte Betriebsanlage 
vorausſetzt, kann nicht hinreichen, die Anmeldung dieſes 
Gewerbes überhaupt, weil der Standort der Ausübung als 
Betriebsanlage nicht genehmigt ſei, zurückzuweiſen, da ja 
gewiſs der Gemiſchtwarenhandel, der zum Verſchleiße 
aller im freien Verkehre geſtatteten und rückſicht⸗ 
lich des Verſchleißes nicht an eine beſondere Be⸗ 
willigung gebundenen Waren berechtigt, auch ohne 
ſolche die Genehmigung einer Betriebsanlage erfordernde 
Waren betrieben werden kann, da weiters auch der Verſchleiß 
von verſüßten geiſtigen Getränken (zum Beiſpiel wenn dieſe 
lediglich in verſchloſſenen Flaſchen im Verkaufslocale zur 
Veräußerung bereit gehalten werden) durchaus nicht noth⸗ 
wendigerweiſe eine ſolche Aufbewahrung und Auflagerung 
dieſer Getränke bedingt, welche ſich als zu genehmigende 
Betriebsanlage darſtellen müsste, und da endlich doch jeden⸗ 
falls nur ein concreter, die Genehmigung der Betriebsanlage 


bedingender Gewerbebetrieb, nicht aber die bloße aus der 


Anmeldung des allgemeinen Handelsgewerbes reſultirende 
Berechtigung zu einem ſolchen Betriebe Gegenſtand der Ver⸗ 
handlung und Genehmigung ſein kann. 


Hienach waren die Behörden vorliegendenfalls keines⸗ 
falls berechtigt, die Anmeldung des Gemiſchtwarenhandels 
des J. A. zurückzuweiſen, und es muſste ſonach die ange- 
fochtene Entſcheidung als geſetzlich nicht begründet auf- 
gehoben werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
7. Mai 1902, 3. 4232. 

Die Beſtimmung des Standortes öffentlicher Apotheken iſt 

dem freien Ermeſſen der Adminiſtrativbehörden überlaſſen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 


des A. St. in T. gegen die Entſcheidung des k. k. Miniſte⸗ 


riums des Innern vom 22. Februar 1901, Z. 5076, betref⸗ 
fend die Verlegung einer Apotheke, zu Recht erkannt: 


Die Beſchwerde wird theils als unzuläſſig, theils als 
unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


Dem Apotheker A. St. in T. wurde über ſein Anſuchen 
mit dem Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft vom 30. Mai 
1900, 8. 14679, die Bewilligung ertheilt, ſeine Apotheke 
aus dem bisherigen Standorte in der Gebirgsſtraße in das 
neu umzubauende Haus am Ringlatze Nr. 71 zu über⸗ 
tragen. Gegen dieſe Bewilligung haben die Beſitzer der 
zweiten Apotheke in T. an die Statthalterei den ihnen von 
der Bezirkshauptmannſchaft freigeſtellten Recurs ergriffen. 
Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 18. Auguſt 
1900, 3. 140679, in Erledigung dieſes Reeurſes den ange⸗ 
fochtenen Beſcheid wegen Incompetenz der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft behoben, weil die Beſtimmung des Standortes 
der öffentlichen Apotheke in den Wirkungskreis der politiſchen 
Landesſtelle gehört. 

Zugleich wurde ausgeſprochen, es habe der Apotheker 
A. St. die Bewilligung zu der Übertragung ſeiner Apotheke 
von der Statthalterei zu erwirken. Gegen dieſe dem A. St. 
am 12. September 1900 zugeſtellte Entſcheidung hat der⸗ 
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ſelbe einen Recurs nicht überreicht, vielmehr am 15. Sep⸗ * 


tember 1900 ein Geſuch an die Statthalterei, gerichtet, ihm 
die erbetene Verlegung ſeiner Apotheke zu bewilligen. 
Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 13. No⸗ 
vember 1900, 3. 203561, dieſem Geſuche keine Folge ge⸗ 
geben, weil es nicht im öffentlichen ſanitären Intereſſe liegt, 
die gegenſtändliche Apotheke zum Nachtheile der Arznei⸗ 


verſorgung eines Theiles der Peripherie der Stadt T. in die 


unmittelbare Nähe der auf dem Ningplage befindlichen 
Czerny'ſchen Apotheke zu verlegen. Dem gegen dieſe Ent- 
ſcheidung gerichteten Recurſe des A. St. wurde mit der 
heute angefochtenen Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern vom 22. Februar 1901, 3. 5076, aus den Gründen 
der angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. 

In der vorliegenden Beſchwerde des A. St. wird zu⸗ 
nächſt eingewendet, die Statthalterei ſei nicht berechtigt ge⸗ 
weſen, den Beſitzern der zweiten Apotheke in T. ein Recurs⸗ 
recht in der vorliegenden Angelegenheit zuzugeſtehen und 
über den von ihnen gegen die Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft überreichten Recurs eine Amtshandlung 
zum Nachtheile des Beſchwerdeführers vorzunehmen, weil 


Beſttzern von Apotheken ein ſolches Recursrecht nach dem 


Geſetze in Angelegenheiten, wo es ſich um die Verlegung 
einer fremden Apotheke handelt, nicht eingeräumt iſt. 


Die Zuerkennung der Legitimation zur Recursführung 
an eine nach dem Geſetze nicht legitimirte Partei laſſe aber 


auch die dermal angefochtene Entſcheidung als geſetzwidrig 


erſcheinen. 
In zweiter Reihe wird gegen die angefochtene Ent⸗ 


ſcheidung eingewendet, es ſei die thatſächliche Grundlage, 


auf welcher die Entſcheidung über das geſtellte Begehren 
hätte beruhen ſollen, nicht entſprechend erhoben worden, 
insbeſondere ſei nicht feſtgeſtellt worden, ob der in Betracht 
kommende Theil der Stadtperipherie ſeinen Arzneibedarf 
thatſächlich aus der Apotheke des Beſchwerdeführers bisher 
gedeckt hat, beziehungsweiſe decken muſste. f 


Auch ſei nicht feſtgeſtellt worden, dafs die vermeintliche 
Benachtheiligung öffentlicher ſanitärer Intereſſen eine abſo⸗ 


lute und keine bloß relative ſei. Die Entfernung des bis⸗ 


herigen Standortes der Apotheke des Beſchwerdeführers 
von dem von ihm gewählten neuen Standorte ſei nämlich 
jo unbedeutend, dass ſie nicht ins Gewicht fallen könne; 
insbeſondere ſei in dieſer Beziehung auch ein Widerſpruch 
in der angefochtenen Entſcheidung ſelbſt zu conſtatiren, 


welche die Entfernung des neuen Standortes der Apotheke 


des Beſchwerdeführers von der zweiten Apotheke am Ring⸗ 
platze als „unmittelbare Nähe“ bezeichnet. Da nun die 
Entfernung des neuen Standortes vom bisherigen Stand⸗ 
orte der Apotheke des Beſchwerdeführers nicht größer iſt als 
die Entfernung des neuen Standortes von der zweiten Apo⸗ 
theke, jo müsste folgerichtig angenommen werden, dajs auch 
der neue Standort in „unmittelbarer Nähe“ des bis⸗ 
herigen Standortes ſich befinde, woraus ſich ergebe, dafs 
aus der Verlegung der Apotheke irgendein weſentlicher 
Nachtheil nicht erwachſen könne. 

Der Verwaltungsgerichtshof iſt bei ſeiner Entſchei⸗ 
dung von folgenden Erwägungen ausgegangen: ‚ 

Die erſte Einwendung der Beſchwerde beruht auf einer 
irrthümlichen Auffaſſung der Sachlage. Denn die heute 
angefochtene Entſcheidung des Miniſteriums des Innern, 
beziehungsweiſe die durch dieſelbe beſtätigte Entſcheidung der 
Statthalterei erfloſs, wie ſich aus dem eingangs dargeſtellten 
Thatbeſtande ergibt, nicht über Recurs der Beſitzer der 
zweiten Apotheke in T., vielmehr über das von A. St. 
an die Statthalterei gerichtete Geſuch. Der Recurs 
der erwähnten Beſitzer der zweiten Apotheke gab der 
Statthalterei vielmehr nur Anlaſs, den Beſcheid der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft vom 30. Mai 1900, 3. 14679, wegen 
Incompetenz der Bezirkshauptmannſchaft zur Entſcheidung 


in der Sache mit dem Erlaſſe vom 18. Auguſt 1900, 
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3.140679, außer Kraft zu ſetzen. Da aber A. St. gegen 
dieſen Erlaj3 einen Recurs an das Miniſterium des Innern, 
trotzdem ihm derſelbe von der Statthalterei freigeſtellt wor⸗ 
den iſt, nicht eingebracht hat, ſo hat er in di eſer Richtung 
den Inſtanzenzug verſäumt, kann deshalb nach §. 5 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 
diesfalls hiergerichts Beſchwerde nicht mehr erheben. 


Was aber das Meritum der Sache betrifft, ſo hat 

die Beſchwerde ſelbſt anerkannt, dafs es im freien Ermeſſen 
der Adminiſtrativbehörden gelegen iſt, über die Zuläſſigkeit 
des Standortes einer Apotheke zu entſcheiden. 
5 Der Verwaltungsgerichtshof iſt daher zunächſt nach 
S: 3, lit. e, des eben eitirten Geſetzes nicht competent, in 
eine Überprüfung des Ausſpruches der Adminiſtrativbehör— 
den in ſachlicher Beziehung einzugehen. 

Aber auch die gerügten Mängel des Verfahrens 
kannte der Verwaltungsgerichtshof als gegeben nicht erachten, 
weil in den beſtehenden Normen keine Vorſchriften darüber 
gegeben ſind, welche thatſächlichen Verhältniſſe für die 
Beſtimmung des Standortes einer öffentlichen Apotheke 
maßgebend ſein ſollen, es daher auch dem freien Ermeſſen 
der Adminiſtrativbehörde überlaſſen iſt, ſelbſt darüber 
ſchlüſſig zu werden, welche Verhältniſſe ſie für die Eignung 
eines Standortes zum Betriebe einer Apotheke für maß⸗ 
gebend erachtet. Darin alſo, daſs eben die von der Be— 
ſchwerde angeführten Erhebungen entweder nicht gepflogen 
oder aber nicht in der Richtung und der Weiſe gepflogen 
worden ſind, wie die Beſchwerde es als zweckmäßig be— 


zeichnet, kann eine die Rechte des Beſchwerdeführers 


berührende Mangelhaftigkeit des Verfahrens nicht erblickt 
werden. Welche Schlüſſe aber aus den von der Behörde im 
gegebenen Falle thatſächlich gepflogenen Erhebungen behufs 
der Entſcheidung über das geſtellte Anſuchen zu ziehen 
waren, lag im freien Ermeſſen der Adminiſtrativbehörde 
und entzieht ſich ſonach der Überprüfung ſeitens des Ver- 
waltungsgerichtshofes. N 

In dieſer Beziehung erweist ſich die Beſchwerde alſo 
als unzuläſſig. 

Wenn aber der Vertreter der Beſchwerde bei der 
öffentlichen mündlichen Verhandlung ſich auch noch darauf 
berufen hat, daſs auf Grund des Erlaſſes des Miniſteriums 
des Innern vom 8. October 1896, Z. 33036, dem Be⸗ 
ſchwerdeführer das Recht erwachſen iſt, ſeine Apotheke dort 
zu betreiben, wo es die Bezirkshauptmannſchaft als 
zuläſſig erkennt, weil in dieſem Erlaſſe der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft das Recht eingeräumt worden ſei, auszuſprechen, 
welche Localitäten für die Apotheke des Beſchwerdeführers 
Be find, jo konnte der Verwaltungsgerichtshof auf 
ieſe Einwendung nach §. 18, Alinea 1 des Gejeges vom 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, überhaupt 
nicht eingehen, weil dieſelbe in der ſchriftlichen Beſchwerde 
als Beſchwerdepunkt nicht geltend gemacht worden iſt. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
12. Zuni 1902, 3. 5288. 


1. Anwendung des $. 146, Alinea 2 der Gewerbeordnung. 
— 2. Nach Artikel IV des Kundmachungspatentes zur 
Gewerbeordnung müſſen alle gewerbsmäßig betriebenen 
Beſchäftigungen, inſoferne fie nicht unter die im Artikel V 
hievon ausdrücklich ausgenommenen Beſchäftigungen und 
Unternehmungen fallen, nach den Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung beurtheilt werden. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe über die Beſchwerde des J. N. in N. gegen die 
Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
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19. September 1901, Z. 9908, die angefochtene Entſcheidung 
als geſetzlich nicht begründet, mit folgender Motivirung auf- 
gehoben: 


Entſcheidungs gründe. 


Dem Beſchwerdeführer wurde von der Bezirkshaupt— 
mannſchaft S. unterm 12. Jänner 1899, 3. 564, der Ge— 
werbeſchein zum Betriebe des Kaufes und Verkaufes von 
Häuſern, Wald und Grundſtücken im Haufe 789 zu N. aus- 
gefertigt. 

Mit der Statthaltereientſcheidung vom 2. December 
1900, Z. 202.484, wurde dieſer Gewerbeſchein außer Kraft 
geſetzt, weil die fragliche Thätigkeit im Sinne des Artikels IV. 
des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung den Be— 
ſtimmungen der letzteren nicht unterliegt und infolgedeſſen 
in dieſem Falle die Vorſchrift des §8. 13 der Gewerbeordnung 
nicht angewendet werden kann. 

Dem dagegen von J. N. eingebrachten Recurſe wurde 
von dem Miniſterium des Innern unterm 19. September 
1901, 3. 9908, aus den Gründen der angefochtenen Ent- 
ſcheidung keine Folge gegeben. 

In formeller Richtung wird in der gegen dieſe 
Miniſterialentſcheidung hiergerichts eingebrachten Beſchwerde 
geltend gemacht, daſs die Statthalterei in Prag nicht com- 
petent war, in erſter Inſtanz mit der Außerkraftſetzung des 
Gewerbeſcheines vorzugehen, daj3 vielmehr die Statthalterei, 
falls dieſelbe der Meinung war, es ſei ein Anlaſs zur 
Zurücknahme des Gewerbeſcheines vorhanden, mit Rückſicht 
auf die Competenzbeſtimmungen im IX. Hauptſtücke der 
Gewerbeordnung (§§. 141, 142 und 146, Alinea 1) nur die 
erſte Inſtanz eventuell zur Amtshandlung anzuweiſen be— 
rechtigt war, wodurch allein der geſetzlich vorgeſchriebene 


Inſtanzenzug gewahrt bliebe. 


Der Verwaltungsgerichtshof fand dieſe Einwendung 
unbegründet. Denn nach §. 146, Alinea 2 der Gewerbe— 
ordnung hat die Oberbehörde, ſobald ein Mangel eines geſetz— 
lichen Erforderniſſes zu ihrer Kenntnis kommt, von amts⸗ 
wegen einzuſchreiten. Dieſes Einſchreiten iſt naturgemäß 
nicht darauf beſchränkt, die Unterbehörde zu einer Amts— 
handlung anzuweiſen, ſondern es iſt auf Grund diejer gejeß- 
lichen Vorſchrift die Oberbehörde zweifellos berechtigt, dann, 
wenn ein Mangel eines geſetzlichen Erforderniſſes zu ihrer 
Kenntnis kommt, alſo insbeſondere in jenen Fällen außer— 
halb der Beſtimmung des S. 57 der Gewerbeordnung, wo 
aus irgendeinem Verſehen oder Verſchulden einer Unter— 
behörde ein Gewerbeſchein ausgefertigt oder eine Conceſſion 
verliehen wurde, obwohl dies nach poſitiven geſetzlichen 
Beſtimmungen unzuläſſig war, einzuſchreiten und die er— 
forderliche Abhilfe durch die Außerkraftſetzung der unter— 
behördlichen Verfügung von amtswegen zu treffen. 

In materieller Richtung hat jedoch der Verwaltungs— 
gerichtshof die Beſchwerde aus nachſtehenden Erwägungen 
als geſetzlich begründet erkannt. 

Nach Artikel IV des kaiſerlichen Patentes vom 
20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, gelten die in der 
Gewerbeordnung enthaltenen Beſtimmungen mit der im 
Artikel V ausgedrüdten Beſchränkung für alle gewerbs— 
mäßig betriebenen Beſchäftigungen. 

Nach dieſer Anordnung müſſen alſo alle gewerbs— 
mäßig betriebenen Beſchäftigungen, inſoferne ſie nicht unter 
die im Artikel V hievon ausdrücklich ausgenommenen Be⸗ 
ſchäftigungen und Unternehmungen fallen, nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Gewerbeordnung beurtheilt werden. 

Da nun der Beſchwerdeführer nach ſeinen eigenen 
Angaben und nach der Actenlage den Handel mit Realitäten, 
das iſt den geſchäftsmäßigen Kauf und Verkauf von Reali- 
täten, regelmäßig in Abſicht auf Erwerb zu betreiben inten— 
dirt, ſo kann in der Ausübung dieſer Thätigkeit nichts 
anderes als eine von den Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung getroffene gewerbsmäßig betriebene Beſchäftigung 
erkannt werden. 
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Allerdings läſst der Artikel IV leg. eit. der Anz ; 
ordnung, daj3 die Gewerbeordnung für alle ſolche Beſchäfti— 
gungen zu gelten habe, den Satz folgen: „ſie mögen die 
Hervorbringung, Bearbeitung oder Umſtaltung von Ver- 
kehrsgegenſtänden, den Betrieb von Handelsgeſchäften oder 
die Verrichtung von Dienſtleiſtungen und Arbeiten zum 
Gegenſtande haben“. 

In dieſem Beiſatze vermag aber eine Abſchwächung 
der Anordnung des erſten Theiles dieſer Geſetzesſtelle zu 
Ungunſten der Gewerbsanmeldung des Beſchwerdeführers 
nicht erblickt zu werden; denn gegenüber der kategoriſchen 
Beſtimmung, daſs die Gewerbeordnung für alle gewerbs— 
mäßig betriebenen Beſchäftigungen zu gelten habe, kann 
dieſem mit den Worten „ſie mögen“ und nicht etwa mit dem 
Worte „welche“ beginnenden Nachſatze lediglich die Be— 
deutung einer erläuternden exemplificativen Bemerkung, nicht 
aber der Charakter einer Einſchränlung durch etwa taxative 
Aufzählung der genannten Beſchäftigungen beigemeſſen 
werden. 

Dem Umſtande, daſs das Handelsgeſetz (Artikel 
271—277) Handelsgeſchäfte nur im Hinblicke auf bewegliche 


15 


Sachen kennt und im Artikel 275 ausdrücklich beſtimmt, dass 
Verträge über unbewegliche Sachen keine Handelsgeſchäfte 
ſind, kann wohl nur die Bedeutung beigemeſſen werden, dafs 
dieſes Geſetz den Handel mit Realitäten von ſeinem 
Geltungsgebiete ausſchließen wollte, dass alſo die Beſtim⸗ 
mungen des Handelsgeſetzbuches über Handelsgeſchäfte 
auf ſolche Verträge allerdings nicht zur Anwendung gebracht 
werden können. Es kann aber an der Hand dieſer Be- 
ſtimmungen des Handelsgeſetzes nicht die Frage entſchieden 
werden, welche Beſchäftigungen als unter die Beſtimmungen 
der Gewerbeordnung fallend nach dieſer zu behandeln ſind, 
da hierüber nur die Gewerbeordnung ſelbſt Aufſchluſs 
geben kann. 5 N 

Es war ſonach kein Grund vorhanden, den dem 
Beſchwerdeführer von der Bezirkshauptmannſchaft aus⸗ 
gefertigten Gewerbeſchein außer Kraft zu ſetzen und denſelben 
hiedurch an der Ausübung der gewerbsmäßigen Thätigkeit 
in ſeiner durch kein Geſetz als unerlaubt und daher als un⸗ 
zuläſſig erklärten Beſchäftigung zu hindern. 

Die angefochtene Entſcheidung muſste daher als 
geſetzlich nicht begründet aufgehoben werden. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


Verzeichnis 
der bis 1. Auguſt 1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen (S. 14 der Miniſterialver⸗ 


ordnung vom 14. November 


1901, R. G. Bl. Nr. 184.) 


i . Syſtem d 
Einſchreitende Firma Ae 
ach §. 
Genehmigende ga = Name 
2 Miniſterial⸗ 
Poſt⸗ politiſche verordnung des 
8 > 7 von 
Nr. Landesbehörde Nane Standark 14. November Apparates 
N. G. Bl. 
Nr. 184 
1 2 3 4 5 
8 ; 1 4 [Straßenlampe „Auto⸗ 
1 A. M. Beſchorner Wien lit. d mat“ (Syſtem Weigl 
2 Commandit⸗Geſellſchaft für f 5 A N 
2 moderne Beleuchtung Wien lit. e „Hera-Prometheus 
Commandit⸗Geſellſchaft für A j Si u 
3 moderne Beleuchtung Wien lit. e „Hera⸗Simplex 
K. k. Statthalterei [ Sſterr. Carbid- & Carbor⸗ R 1 2 
4 885 in Wien A. G. Gurovits & Co. . Ber „Perfekt 
Oſterr. Carbid⸗ & Carbor⸗ f f i gr 
1 A. G. Gurovits & Co. Wien lit. d Syſtem „Goedicke“ 
Maſch.⸗- u. Metallw. Fabrik e 3 | : 1 
6 Richard Klinger Gumpoldskirchen lit. d Syſtem „Klinger 
. Maſch.- u. Metallw.⸗Fabrik er a Syſtem „Klinger“ 
X Richard Klinger Gumpoldskirchen lit d (automatiſch) 
8 Johann Pilz Enns lit. d 
5 K. k. Statthalterei Sebaſtian Hofmann Haag a. Hausruck lit. d 
10 in Linz Franz Rieder Wolfsegg lit. d 
11 Karl Walek Linz lil. d 


ↄꝛ—— —T—äꝓo 4h — — . — —. — ͤ— t!: . ĩ353i-ẽ ¼˙•öᷣ 


8 


239 


Syſtem des 


Einſchreitende Firma Apparates 
Genehmigende N Name 
en Miniſterial⸗ 
Poſt⸗ politiſche ee des 
2 vom 3 
Nr. Landesbehörde Ve Standort 14. 8 Apparates 
R. G. Bl. 
Nr. 184 
1 2 3 4 5 
12 Joſef Mörth Perg lit. d Syſtem „Machland“ 
K. k. Statthalterei 8 FEN 5 , ß 
13 TUR Heinrich Grunewald Schwanenſtadt lit. e Syſtem „Wieſinger“ 
5 in Linz 1 
14 Hans Kierner Steyr lit. d 
15 Augnſt Aurich Graz lit. d 
EIER * N 2 . S 
1% K. k. Statthalterei Anton Seiberth und Karl Pickel Marburg lit. d 250 ed 
17 in Graz Anton Rumpler & Co. Graz lit. d 
18 Johann Camerdiener Bruck a. d. Mur lit. e „Auſtria“ 
K. k. Landesregierun f . a 3 
= in Nager : Joſef Bacher Villach lit. c „Triumph“ 
ch 2 1 
F. Butzke & Co., Berlin. ORT 7 n 
20 Vertreter; P. Heigel Innsbruck ai 0 „Special 
21 Auguſt Jenny Bregenz lit. d „Heſperus“ 
22 [K. k. Statthalterei Auguſt Jenny Bregenz lit. d „Sirius“ 
- in Junsbruck Geſellſchaft für Heiz- und an N N 
Re Beleuchtungsweſen Heilbronn lit. d „Planet 
12 Romannshorn 
9 = 
24 W. Stricker cher 5 d 
25 Paul Hildebrand München lit. d 
26 Fanz Kasl Königliche Weinberge] lit. d Centralanlage 
27 Karl Gaſch Chodau lit. e 
28 Anton Lambert Glaßl Saaz lit. e 
HE u at 
29 Ber. Rongſtock lit. d Centralanlage 
30 1 8 ers &ch Rongſtock lit. e „Meteor“ Type I 
Acetylenwerk „Meteor“ : ar 
er Statthalterei Robert Kürbiß & Co. Rongſtock lit. e „Meteor“ Type II. 
32 in Prag J. U. Dr. Franz Mlöoͤan Kuttenberg lit. d 
33 Wenzel Reznikek Prag lit. e „Triumph“ 
34 Lanz & Comp. Tachau „Ariſto“ 
35 Franz Kas! Königliche Weinberge „Excelſior“ 
36 Lama, Folprecht & Co. Oſtromek 
37 Franz Horäk Smitic „Union“ 
38* 
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(Verlautbarte Geſetze.) Das Geſetz vom 
12. Juli 1902, betreffend die Haftpflicht der Eiſen— 
bahnen wurde im LXXII. Stücke des R. G. Bl. 
unter Nr. 147, 

das Geſetz vom 12. Juli 1902, betreffend die 
Verwendbarkeit der Theilſchuldverſchreibungen des 
von der Stadt Graz aufzunehmenden Anlehens von 
14 Millionen Kronen zur fruchtbringenden Anlegung 
von Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen Capitalien 
im gleichen Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 148, 

das Geſetz vom 19. Juli 1902, betreffend die 
Einführung einer Fahrkartenſteuer vom Perſonen⸗ 
transporte auf Eiſenbahnen im LXXIV. Stücke des 
R. G. Bl. unter Nr. 153, 

das Geſetz vom 28. Juli 1902, betreffend die 
Regelung des Arbeitsverhältniſſes der bei Regiebauten 
von Eiſenbahnen und in den Hilfsanſtalten derſelben 
verwendeten Arbeiter, im LXXVI. Stücke des R. G. Bl., 
unter Nr. 156, 5 

das Geſetz vom 26. Juli 1902, betreffend die 
Verwendbarkeit der Bankſchuldverſchreibungen der 
Centralbank der deutſchen Sparcaſſen in Prag, ſowie 
der in Bildung begriffenen, auf gleichartiger Grund⸗ 
lage einzurichtenden Centralbank der böhmiſchen 
Sparcaſſen in Prag zur fruchtbringenden Anlegung 
von Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen Capitalien, 
im LXXXII. Stücke des R. G. Bl., unter Nr. 168, 

das Geſetz vom 21. Juli 1902, betreffend die 
Gewährung von Steuer- und Gebürenbegünſtigungen 
für die „Kaiſer Jubiläums⸗Hochquellenwaſſerleitung“ 
(Marienthaler Hochquellenwaſſerleitung), ferner die 
Einräumung von Dienſtbarkeiten auf ärariſchen Grund⸗ 
ſtücken, beziehungsweiſe die Veräußerung ſolcher 
Grundſtücke an dieſe Unternehmung, im LXXXIII. 
Stücke des R. G. Bl., unter Nr. 170 verlautbart. 

(Verordnung der Miniſter des Innern, 
des Handels und des Ackerbaues vom 
1. Auguſt 1902, betreffend die Marktordnung 
für den Wiener Centralviehmarkt in St. 
Marx.) Die bezügliche Verordnung iſt im LXXXI. 
Stücke des R. G. Bl., unter Nr. 166 und in dem 
gleichzeitig mit der vorliegenden Nummer dieſes 
Verordnungsblattes zur Ausgabe gelangenden „Bei— 
blatte“ Nr. 25 ex 1902 *) enthalten. 

(Verordnung des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht im Einvernehmen mit 
dem Ackerbauminiſterium und dem Mini- 
ſterium des Innern vom 14. Juli 1902, 
betreffend die Einführung theoretiſcher 
Staatsprüfungen für das culturtechniſche 
Stud ium an der k. k. deutſchen techniſchen 
Hochſchule in Brünn.) Die bezügliche Verlaut⸗ 
barung iſt im LXXIX. Stücke des R. G. Bl., unter 
Nr. 164 publicirt. 


*) Seite 294. 


baues, des Innern, der Finanzen, des 
Handels und der Eiſenbahnen vom 29. Juli 
1902, betreffend die Ermächtigung des k. k. 
Hauptzollamtes in Pilſen zur Abfertigung 
der mit der Poſt aus dem Auslande ein- 
langenden Pflanzenſendungen.) Die bezügliche 
Verordnung iſt im LXXXII. Stücke des R. G. Bl., 
unter Nr. 169 enthalten. 


(Kundmachung des Handelsminiſteriums, 
betreffend die Zulaſſung von Elektrieitäts⸗ 


zählertypen.) Die Kundmachung des Handels⸗ 


miniſteriums vom 6. Auguſt 1902, betreffend die 
definitive Zulaſſung der Elektricitätszählertypen 
XLIV a, LII und LVIII, ſowie die proviſoriſche 
Zulaſſung der Elektricitätszählertype LIX, iſt im 
LXXXIII. Stücke des R. G. Bl., unter Nr. 171 
publicirt. 


(Anderung des Namens einer Orts— 
gemeinde.) Das Miniſterium des Innern hat mit 
dem Erlaſſe vom 11. Juni 1902, Z. 13785, im 
Einvernehmen mit den Miniſterien der Juſtiz und 


der Finanzen der Ortsgemeinde Obrh im politiſchen 


Bezirke Tſchernembl in Krain die Bewilligung zur 
Anderung ihres Namens in „Dragatus“ ertheilt. 


(Ernennung zum Proſector.) Der Miniſter⸗ 


präſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat 
den a. o. Univerſitätsprofeſſor Dr. Heinrich Albrecht 


zum Proſector im Wilhelminenſpital in Wien er⸗ 
nannt. 5 

(Behandlung feſter Dienſtbezüge, welche 
in dem dem Steuerjahre vorangehenden 


Jahre eine Anderung erfahren haben.) Der 
achte Nachtrag zum IV. Hauptſtücke des Geſetzes vom 
25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, betreffend 
die directen Perſonalſteuern (kundgemacht mit Erlaſs 


des Finanzminiſteriums vom 25. Juli 1902) iſt 
im LXXVII. Stücke des R. G. Bl., unter Nr. 157 
publicirt. 


(Ergebnis und Verwendung der Per- 
ſonalſteuererträgniſſe des Jahres 1901.) Mit 
der im Reichsgeſetzblatte Nr. 122 enthaltenen Ver⸗ 
ordnung des Finanzminiſteriums vom 11. Juni 1902 
wurde das Ausmaß der Realſteuer- und Erwerb⸗ 
ſteuernachläſſe für das Jahr 1902, welche in Durch⸗ 
führung der Artikel VI bis XIII des Geſetzes vom 


25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, gewährt werden 


konnten, publicirt. Wie ſchon in den Jahren 1900 
und 1901 ſind dieſe Nachläſſe auch heuer bei den 
Realſteuern und bei der allgemeinen Erwerbſteuer mit 
dem geſetzlich vorgeſehenen Höchſtausmaße von 15 Pro⸗ 
cent bei der Grund-, 12 ½ Procent bei der Gebäude— 


und 25 Procent bei der allgemeinen Erwerbſteuer 
feſtgeſetzt; außerdem ergab ſich die Möglichkeit, den 


im Vorjahre von 10˙5 Procent auf 10˙05 Procent 


herabgeſetzten Steuerfuß für Actiengeſellſchaften für 


(Verordnung der Miniſterien des Acker 
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das Jahr 1902 auf das geſetzlich vorgeſehene Mindeſt⸗ 


ausmaß von 10 Procent zu ermäßigen; endlich er— 
übrigte nach Beſtreitung aller dieſer Erforderniſſe zum 
erſtenmale auch noch ein Überſchuſs von 5,33 2.073 K 
9 h, welcher zwiſchen dem Staatsſchatze und den 
Landesfonds hälftig zu theilen iſt. Hiedurch erfährt 
die bisher mit 6,000.000 K begrenzte Antheilnahme 
der Länder an den Erträgniſſen der reformirten 
Perſonalſteuern eine Erhöhung um 2.666.036 K 
oder 4443 Procent ihres bisherigen Betrages. 
(Arbeitszeit - Verlängerungen in Fa⸗ 
briksbetrieben.) Dem vom arbeitsſtatiſtiſchen Amt 
veröffentlichten Bericht über die „Arbeitszeit-Ver— 
längerungen (Überſtunden) im Jahre 1901 in den 
fabriksmäßigen Betrieben Oſterreichs“ iſt zu ent- 
nehmen, dajs die Zahl der Betriebe, welche in dieſem 
Jahre Überſtunden anmeldeten, beziehungsweiſe eine 
behördliche Bewilligung dazu erhielten, ſich auf 545 
(gegen 501 im Vorjahre) belief. Die Zahl der 
induſtriellen Großbetriebe in Oſterreich mit rund 
15.000 veranſchlagt, ergibt ſich, daſs nur in etwa 
3˙6 Procent der Fabriksbetriebe im Jahre 1901 
Arbeitszeit⸗Verlängerungen ſtattgefunden haben. Die 
Geſammtzahl der Fälle, in welchen von dieſen Be— 
trieben die elfſtündige Maximalarbeitszeit überſchritten 
wurde, betrug 1002. Hiezu wurden 38.371 von den 
überhäupt in den Betrieben beſchäftigten 106.148 
Arbeitern herangezogen, das find 36 Prboeent 
gegen 42 Procent im Vorjahre. Die täglichen Über- 
ſchreitungen der Maximalarbeitszeit zeigten Schwan— 
agen von einer Viertelſtunde bis zu drei Stunden. 
In der Mehrzahl der Fälle (610) betrug die 
Überſchreitung zwei Stunden. Was die Dauer des 
Zeitraumes betrifft, auf welche ſich die einzelnen 
Arbeitszeit⸗Verlängerungen erſtreckten, ſo war die 
durch drei Wochen fortgeſetzte Überſtundenarbeit die 


häufigſte. 


Die Mehrarbeit, die von allen zur Überzeit— 
arbeit herangezogenen Arbeitern geleiſtet wurde, 
betrug in Arbeitsſtunden ausgedrückt 2,664.855 
(im Jahre 1900 3,329.70), fie hat demnach eine Ver⸗ 
minderung gegen das Vorjahr um 664.315 Stunden 
erfahren. Dieſe Abnahme wurde hauptſächlich durch 


die verringerte Thätigkeit der niederöſterreichiſchen 


Ziegeleien veranlaſst. Starke Einſchränkungen erfuhr 
die Überzeitarbeit auch bei der Eiſengießerei, der 
Senſenerzeugung, der Erzeugung von Beleuchtungs— 
gegenſtänden, der Maſchinenerzeugung und der Hut⸗ 
erzeugung. Dagegen war eine Steigerung der Überzeit— 
arbeit zu verzeichnen bei der Textilinduſtrie (nament- 
lich in Mähren), der Transportmittel⸗Induſtrie, der 


Erzeugung elektriſcher Kohlen, der Seifen- und Kerzen— 
erzeugung und bei den Buchdruckereien. 


Was die 
Antheilnahme der einzelnen Königreiche und Länder 
an der Überzeitarbeit betrifft, fo fallen vier Fünftel 
aller Überſtunden auf Niederöſterreich, Böhmen und 
Mähren. 
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(Krankenverſicherung der Wien er ſtädti— 
ſchen Arbeiter.) Dem im Wiener Stadtrathe er— 
ſtatteten Berichte über die Krankenverſicherung der 
ſtädtiſchen Arbeiter im Jahre 1901 iſt Folgendes zu 
entnehmen: Die Zahl der im Berichtsjahre in ſämmt—⸗ 
lichen ſtädtiſchen Betrieben, mit Ausnahme der Gas— 
werke beſchäftigten Bedienſteten beläuft ſich auf 6439; 
von denſelben erkrankten 2125 mit 44.210 Kranken⸗ 
tagen. Auf eine Erkrankung entfallen ſohin 20 bis 
21 Krankentage. Die Koſten ſtellten ſich auf 
95.339 K. Bei den ſtädtiſchen Gaswerken ſtanden 
2794 Perſonen in Arbeit. Bei dieſen kamen 
1131 Krankheitsfälle mit 18.199 Krankheitstagen vor. 
Die Krankenkoſten beliefen ſich hier auf 61.073 K. 
Insgeſammt zählte man 9233 Arbeiter. Die Ge— 
ſammtzahl der Krankheitsfälle betrug 3256 mit 
62.409 Krankentagen. Die durchſchnittliche Dauer 
einer Krankheit betrug 19 Tage, die durchſchnittlichen 
Koſten eines Krankheitsfalles beliefen ſich auf 47 K 
61 h, die Koſten eines Tages auf 2 K 79 h. Hiebei 
muss darauf hingewieſen werden, dafs der ſtädtiſche 
Arbeiter im Falle der Erkrankung ſeinen vollen Lohn 
als Krankenunterſtützung fortbezieht, während bei den 
Krankencaſſen das Krankengeld nur 60 Procent des 
ortsüblichen Taglohnes erreicht. Die Sterbefälle be— 
trugen 2˙2 Procent der Erkrankungen. In 32 Fällen 
haben die Patienten die Maximalbezugsdauer von 
20 Wochen erreicht oder es war das Heilverfahren 
nicht abgeſchloſſen. Die Zuſtändigen wurden in 
Verſorgungsanſtalten abgegeben oder erhielten eine 
Pfründe, die Nichtzuſtändigen wurden aus Mitteln 
der öffentlichen Armenpflege unterſtützt. An Kranken— 
geldern wurden ausbezahlt 149.172 K, an Be- 
erdigungskoſten 7240 K. Im Vergleiche zum Vor⸗ 
jahre wurde im Jahre 1901 ein Mindererfordernis 
an Krankengeldern und Leichenkoſtenbeträgen von 
36.811 K erzielt. 


(Beſeitigung der Concurrenz der Ge— 
fängnisarbeit in Preußen.) Nach Mittheilungen 
in verſchiedenen reichsdeutſchen Journalen gelangt 
jetzt im Königreiche Preußen die Abſchaffung der Ge— 
fängnis- und Zuchthausarbeit für die Privatinduſtrie 
und ihre Nutzbarmachung für ſtaatliche Zwecke ſyſte— 
matiſch zur Durchführung. Die freiwerdenden Arbeits— 
kräfte der Gefangenen ſollen in den beſtehenden ſtaat— 
lichen Militärſchneider⸗ ſowie Tiſchlerwerkſtätten Ver⸗ 
wendung finden. 

(Einſchränkung der Kinderarbeit in 
Dänemark.) Das neue däniſche Fabriksgeſetz räumt 
den Gemeinden ein gewiſſes Recht bezüglich der 
Regelung der Kinderarbeit ein. Mit Rückſicht darauf 
hat der Magiſtrat der Stadt Kopenhagen nach Ein— 
vernahme der Schuldirectionen eine Verfügung ge— 
troffen, welche Kinder unter 12 Jahren von folgenden 
Beſchäftigungen ausſchließt: 1. Austragen von Milch, 
Brot und Zeitungen für Geſchäftsleute, gleichviel, ob 
ſie von dieſen direct oder durch Zwiſchenperſonen dazu 
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verwendet werden; 2, Dienſtleiſtungen außerhalb des 
Elternhauſes auf Kegelbahnen, Schankſtätten, an 
Carouſſeln, Spiel- und Schießſtänden; 3. Beſchäftigung 
bei Abfüllen von Bier oder Petroleum; 4. Ausübung 
von Handel für andere Perſonen als die Eltern. — 
Vom 12. Lebensjahre bis zur Beendigung der Schul— 
jahre dürfen Kinder in den geſammten Erwerbszweigen 
nur 6 Stunden, einſchließlich einer halbſtündigen 
Ruhepauſe täglich und nur in der Zeit von 6 Uhr 
morgens bis 8 Uhr abends verwendet werden; ſie 
dürfen nicht während der Zeit des Schul- und Con- 
firmationsunterrichtes, und auch nicht in den letzten 
1 ½ Stunden vor dem Beginne des Unterrichtes zu 
ſolchen Arbeiten verwendet werden und nicht an Sonn— 
und Feiertagen Für Handelslehrlinge beiderlei Ge— 
ſchlechtes unter 18 Jahren wird die Beſchäftigung nach 
8 Uhr abends und vor 6 Uhr morgens, mit Ausnahme 
der Vorabende der Sonn- und Feſttage, verboten. Ehe 
ein Kind oder junger Menſch angenommen wird, ſoll 
ſich der Arbeitgeber durch ärztliches Atteſt vergewiſſern, 
ob bei dem Geſundheitszuſtand des Kindes oder des 
jungen Menſchen die Beſchäftigung in dem betreffenden 
Erwerbszweige zuläſſig iſt. 


(Ein Arbeitsamt in Spanien.) Der 
Deputirtenkammer wurde eine Regierungsvorlage, 
betreffend die Schaffung eines Arbeitsamtes zuge— 
wieſen. Als weſentlichſte Aufgaben dieſes Amtes werden 
in der „Socialen Praxis“ mitgetheilt: die Sammlung 
ſocialpolitiſchen Materiales aus dem In- und Auslande, 
die Einrichtung einer Fabriksinſpectionsſtatiſtik, die 
Vorbereitung und Begutachtung ſocialpolitiſcher 
Geſetzentwürfe. Das Amt wird ſich zuſammenſetzen 
aus einer Commiſſion für ſociale Reformen, dem 
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höheren Arbeitsrathe und einer Permanenzceommiſſion, 


der 295 der genannten Organiſationen ange- 


hören. Der höhere Arbeitsrath wird aus 50 Mit- 
gliedern beſtehen, und zwar aus 20 Vertretern der 
Unternehmer, 20 Vertretern der Arbeiter und 10 Be- 
amten. Das Amt ſoll eine periodiſche Zeitſchrift 
publiciren. ö 


(Behandlung der Ausländer in Vene⸗ 
zuela.) Nach einem venezulaniſchen Geſetz, das die 
Lage und die Rechte der Ausländer behandelt, ſind 
alle Ausländer, die gemäß den Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuches in Venezuela ihren Wohn— 
ſitz genommen oder ſich daſelbſt — ausgenommen als 
diplomatiſche Vertreter zwei Jahre Hinterein= 
ander aufgehalten oder unbewegliches Eigenthum 
erworben haben, als Anſäſſige, alle anderen Perſonen 
dagegen als Durchreiſende zu betrachten. Die übrigen 
Beſtimmungen des Geſetzes beziehen ſich, nach Mit- 
theilung im „Deutſchen Handelsarchiv“, hauptſächlich 
auf das Verbot der Theilnahme der Ausländer an 
der inneren Politik. Im übrigen genießen die Aus⸗ 
länder dieſelben bürgerlichen Rechte wie die Venezu⸗ 
laner. Das Recht der Berufung auf diplomatiſchen 
Schutz iſt beiden Claſſen von Ausländern verſagt, mit 
Ausnahme als „letzte Inſtanz“; auch können Aus⸗ 
länder keinen Anſpruch auf Erſatz für Verluſte oder 
Schäden, die durch Urheber von Revolutionen ver- 
urſacht ſind, beanſpruchen. 

(Freiplätze für Staatsbeamte in der Heiß⸗ 
luft⸗-Curanſtalt für Gichtkranke in Karlsbad.) In 


der genannten ſtaatlich conceſſionirten Curanſtalt ſind zwei 
Freiplätze behufs unentgeltlicher Behandlung von Staats- 


beamten eingeräumt und ſtehen in der Zeit vom 15. April 


bis 1. October jeden Jahres zur Benützung. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 21. Juli l. J. dem Miniſterial⸗ 
rathe im Miniſterium des Innern Stanislaus Grafen 
Pininski anläſslich der von ihm erbetenen Übernahme in 
den dauernden Ruheſtand den Titel und Charakter eines 
Sectionschefs allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller— 

höchſter Entſchließung vom 31. Juli l. J. den Bezirks— 
hauptmann Rudolf Freiherrn Apfaltrer v. Apfaltrern 
in Cilli zum Statthaltereirathe im Staude der ſteier— 
märkiſchen Statthalterei allergnädigſt zu ernennen und dem 
Bezirkshauptmanne Dr. Ferdinand Grafen Stürgkh in 
Graz den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes mit 
Nachſicht der Taxe huldvollſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller— 
höchſter Entſchließung vom 22. Juli l. J. dem Bezirks— 
hauptmanne Ernſt Grafen Marſchall in Mähriſch-Budwitz 
und dem Bezirkshauptmanne Joſef Switawsky in Brünn 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes mit 
Nachſicht der Taxe, dann dem mit der Leitung der Bezirks— 
hauptmannſchaft in Wallachiſch-Meſeritſch betrauten Bezirks- 
obercommiſſär Karl Weliſch den Titel und Charakter eines 
Bezirkshauptmannes allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller— 
höchſter Entſchließung vom 22. Juli l. J. den Landes— 
ſanitätsinſpeetor Dr. Friedrich Weniſch zum Landes— 
regierungsrathe und Landesſanitätsreferenten bei der Landes— 
regierung in Schleſien allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 4. Auguſt l. J. dem Polizei⸗ 
obercommiſſär der Wiener Polizeidirection Joſef Amberger 
anlässlich der erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruhe: 
ſtand den Titel und Charakter eines Polizeirathes mit 
Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 3. Auguſt d. J. allergnädigſt zu 
geſtatten geruht, daſs dem Oberbezirksarzte Dr. Victor 
Huſſa in Völkermarkt, anläſslich der von ihm erbetenen 
Verſetzung in den dauernden Ruheſtand für ſeine vieljährige 
pflichttreue Dienſtleiſtung der Ausdruck der Allerhöchſten 
Zufriedenheit bekanntgegeben werde. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 14. Auguſt d. J. dem Statt— 
halterei-Hilfsämterdirectionsadjuncten der dalmatiniſchen 
Statthalterei Johann Vilovié das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 14. Auguſt d. J. dem Bezirks- 
ſecretär bei der Bezirkshauptmannſchaft in Podebrad 
Heinrich Gärtner v. Baumgarten das goldene Verdienſt— 
kreuz allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 
Innern hat den Bezirksobercommiſſär Emil Kneſſi zum 
Bezirkshauptmanne und den Bezirkscommiſſär Arnold 
Ruziezka zum Statthaltereiſecretär in Mähren, ferner den 


Bezirksarzt Dr. Max Winter zum Oberbezirksarzte in 
Niederöſterreich, dann die Bauadjunkten Julius Breiden— 
ſtein und Johann Klimbacher zu Ingenieuren für den 
Staatsbaudienſt in Steiermark, weiters den Rechnungs— 
aſſiſtenten Eduard Lehninger zum Rechnungsofficial im 
Miniſterium des Innern, ſchließlich den Oberinſpector der 
Prager Sicherheitswache Hermann Rehne zum Central— 
inſpector, den Bezirksinſpektor Wenzel Tobiaſch zum Ober— 
injpector und den Revierinſpector Karl Korbelar zum 
Bezirksinſpector im Stande der genannten Sicherheitswache 
ernannt. 


Der Statthalter im Niederöſterreich hat den Statt— 
haltereiconcipiſten Dr. Walther Schuſter (Tulln) und den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Alfred Ritter v. Catharin 
(Statthalterei) der Bezirkshauptmannſchaft Krems, den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Emil Hoffmann (Bruck 
an der Leitha) der Bezirkshauptmarnſchaft Tulln und den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Moriz Willfort 
(Krems) der Bezirkshauptmannſchaft Bruck an der Leitha zur 
Dienſtleiſtung zugewieſen, die abſolvierten Rechtshörer 
Waldemar Ritter Pechan v. Praegenberg, Victor 
Sauer und Dr. Otto Kerry zur Ablegung der Probepraxis 
für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, ferner den 
Sanitätsconcipiſten Dr. Emerich Forſtreiter in Unter- 
Gänſerndorf zum Bezirksarzte, den Sanitätsaſſiſtenten 
Dr. Richard Chriſtoph zum Sanitätsconcipiſten und den 
Secundararzt im Kaiſerin Eliſabeth-Spitale in Wien, Dr. 
Rudolf Paris zum Sanitätsaſſiſtenten bei der Statt⸗ 
halterei, ſowie den Polizeiaſſiſtenzarzt der Wiener Polizei— 
direction Dr. Joſef Fröhlich zum Polizeibezirksarzte 
ernannt. Weiters hat derſelbe den Bezirksſeeretär Arthur 
Freiherrn v. Cirheimb (Unter-Gänſerndorf) nach Florids— 
dorf verſetzt, dann im Stande der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei den Wachtmeiſter Joſef Axamit und den 
Gendarmeriewachtmeiſter d. R. Franz Kucera zu Kanzliſten, 
ſowie endlich im Stande der Wiener Polizeidirection die 
Kanzliſten Joſef Bucek, Edmund Strauß, Karl Haider 
und Friedrich Marek zu Officialen, den Landwehrbezirks— 
feldwebel Rudolf Kallina, den Wachtmeiſter Ferdinand 
Schmolik, den Rechnungsunteroffizier Joſef Petſchaler, 
den Feldwebel Heinrich Ritter v. Gaſiorowskiund den Gen— 
darmeriewachtmeiſter Georg Binder zu Kanzliſten ernannt. 


Der Statthaltereiconcipiſt in Krems Dr. Kaſimir 
Graf Korytowski iſt am 29. Juli 1992 geſtorben. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den Bezirks— 
commiſſär Dr. Emil Mayrleb (Vöcklabruck) zur Statt- 
halterei, den Bezirkscommiſſär Anton Geberth (Statt- 
halterei)zur Bezirkshauptmannſchaft Linz, den Statthalterei— 
concipiſten Georg Ritter v. Hebenſtreit (Linz) zur 
Bezirkshauptmannſchaft Braunau a. J. und den Statt- 
haltereiconcipiſten Adolf Haenſel (Braunau a. J.) zur 
Bezirkshauptmannſchaft Vöcklabruck verſetzt. 


Der Statthalter in Steiermark hat den Kanzliſten 
Joſef Bayr zum Official und den Gendarmeriepoſten— 
wachtmeiſter d. R. Franz Ros, den Gendarmeriewacht— 
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meifter Guſtav Ertl, ſowie den Rechnungsunterofficier 
Franz Weiß zu Kanzliſten ernannt. 

Der Landespräſident in Kärnten hat den Bezirks- 
commiſſär Anton Mayrhofer von Grünbühel der 
Bezirkshauptmannſchaft Spittal und den Landesregierungs⸗ 
Conceptspraktikanten Arthur Freiherrn von Koenigsbrun 
(Landesregierung) der Bezirkshauptmannſchaft Klagenfurt 
zur Dienſtleiſtung zugetheilt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat die 
Statthaltereiconcipiſten Dr. Anton Zampedri, Cajetan 
von Scolaro, Dr. Emil Kramer und Dr. Karl Nieder⸗ 
kofler zu Bezirkscommiſſären und die Statthaltereiconcepts⸗ 
praktikanten Pius Freiherrn von Riccabona, Karl von 
Inama-Sternegg, Homodeus Freiherrn von Taxis, 
Guſtav von Strobele und Karl Bergmann, und zwar 
letzteren unter Dienſteszuweiſung zur Bezirkshauptmannſchaft 
Trient, zu Statthaltereiconcipiſten ernannt, die abſolvirten 
Rechtshörer Anton Bundsmann und Hermann Klingler 
zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen Concepts⸗ 
dienſt zugelaſſen, ferner den Bezirkscommiſſär Ludwig Grafen 
Sarnthein (Innsbruck) zur Statthalterei einberufen, den 
Statthaltereiconeip iſten Eduard Freiherrn von Plappart 
(Statthalterei) der Bezirkshauptmannſchaft Innsbruck, den 
Bezirkscommiſſär Juſtin Brachetti (Trient) der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Bozen, den Bezirkscommiſſär Johann 
Niederwieſer (Feldkirch) der Bezirkshauptmannſchaft 
Trient, den Bezirkscommiſſär Karl von Szalay (Bruneck) 
der Bezirkshauptmannſchaft Feldkirch, den Statthalterei⸗ 
concipiſten Dr. Hermann Peter (Trient) der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Kitzbühel und die Statthaltereiconceptsprakti⸗ 
fanten Dr. Rudolf Stark und Leo Tſchurtſchenthaler 
Edlen von Helmheim (Statthalterei) der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Borgo, beziehungsweiſe Bruneck zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugewieſen, ſchließlich den Conceptspraktikanten der 
Polizeidirection in Wien Dr. Rudolf Muck zum Polizei⸗ 
concipiſten im Stande der l. f. Polizeibehörden in Tirol und 
Vorarlberg ernannt und mit der Leitung des Polizeicom⸗ 
miſſariates in Ala betraut. 

Der Statthaltereiconcipiſt Karl Liebe Edler von 
Kreutzner in Borgo iſt aus dem Staatsdienſte ausgetreten. 

In Böhmen wurden der Bezirkshauptmann Wladimir 
Soukup (Wittingau) zur Dienſtleiſtung bei der Statthalterei 
einberufen, der Bezirkshauptmann Ottokar Janota (Statt⸗ 
halterei) zur Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in Neu⸗ 
ſtadt an der Mettau beſtimmt, ſowie die mit der Amtsleitung 
betrauten Statthaltereiſeeretäre Karl Smitka (Semil) und 
Johann Sindelat (Policka) in gleicher Eigenſchaft nach 
Wittingau, beziehungsweiſe Semil verſetzt. 

Der Statthalter in Mähren hat die Statthalterei⸗ 
concipiſten Dr. Emil Edlen von Wohlgemuth (Mähriſch⸗ 


Grafen Oldofredi (Znaim) zu Bezirkscommiſſären, ſowie 
die Statthalterei-Conceptspraktikanten Eugen Hayek 
(Znaim), Dr. Alexander Kuſy (Olmütz) und Alois Fendrych 


(Groß-Meſeritſchſ zu Statthaltereiconcipiſten ernannt, ferner i 


die abſolvirten Rechtshörer Ernſt Fundulus und Ludwig 
Bernovsky zur Ablegung der Probepraxis für den poli- 
tiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, weiters wurde der abſol⸗ 
virte Rechtshörer Franz Rumpl zur Ablegung der Probe⸗ 
praxis bei der Polizeidirection in Brünn zugelaſſen. 


Der Landespräſident in Schleſien hat die abſolvirten 


Oberrealſchüler Julius Gollmann und Hubert Paiker zu 


Rechnungspraktikanten im Rechnungsdepartement der Lan⸗ 


desregierung ernannt. 


Der Statthalter in Galizien hat die abſolvirten 


Rechtshörer Alexander Sykora, Arthur Harnwolf, 
Zdziskaw Szwajkowski, Adam Ritter von Konopka, 
Julius German, Emilian Tuluk⸗Kulezyeki, Anton 


Koncowiez, Marian Borowski, Stanislaus Mary⸗ 


nowski, Adalbert Krajewski, Mieezyskaw Ritter von 
Uranowiez, Leonhard Albrecht und Eugen Strzy⸗ 
zowski zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen 
Conceptsdienſt zugelaſſen, ferner den praktiſchen Arzt Dr. 
Adam Lobaczewski in Krakau zum Sanitätsaſſiſtenten 


ernannt, weiters den abſolvirten Hörer der techniſchen Hoch⸗ 


ſchule Peter Jackowski, ſowie den abſolvirten Hörer und 
Aſſiſtenten der techniſchen Hochſchule Ignaz Kedzierski zu 
Bauadjuncten für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt; 
endlich wurden die abſolvirten Rechtshörer Karl Schwarz 
und Stanislaus Tauer zur Ablegung der Probepraxis bei 
der Polizeidirection in Lemberg zugelaſſen. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Statthalterei⸗ 
conceptspraktikanten Jaroslav 
Statthaltereiconcipiſten ernannt und die abſolvirten Rechts⸗ 
hörer Franz v. Clarieini-Dornpacher, Arigo Nikolié 
und Jakob Lemeſich zur Ablegung der Probepraxis für 
den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, ferner den Statt⸗ 
haltereiconcipiſten Chriſtof Radimiri (Cattaro) dem 


Landesſchulrathe zur Dienſtleiſtung zugewieſen, weiters den 


Hilfsämter⸗Directionsadjuncten Johann Vilovié von der 
Leitung der politiſchen Expoſitur in Caſtelnuovo enthoben 
und der Bezirkshauptmannſchaft Cattaro zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen, ſowie gleichzeitig den Bezirkscommiſſär Alois 


Benkovié (Cattaro) mit der Leitung der genannten 8 


ſitur betraut, ſchließlich den Bezirksjecretär Johann Vresak 


Leſina) über ſein Anſuchen in den dauernden Ruheſtand 


verſetzt und den Bezirksſecretär Rudolf Poletti-Kopesi⸗ 


(Cattaro) der Bezirkshauptmannſchaft in Leſina zugewieſen. 


Concursausſchreibungen. 


— — 


Es gelangen zur Beſetzung: 

In Salzburg eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
der XI. Rangsclaſſe im Stande des Rechnungsdepartements 
der Landesregierung. Bewerber um dieſe Stelle haben 
ihre gehörig inſtruirten Geſuche bis 10. September 1902 
bei dem Landespräſidium einzubringen; eine Landes⸗ 
regierungskanzliſtenſtelle der XI. Rangsclaſſe. Be⸗ 
werber um dieſe Stelle haben ſich über eine entſprechende Schul⸗ 
bildung, gründliche Kenntniſſe in allen Zweigen des Kanzlei⸗ 
und Manipulationsdienſtes, gute correcte Handſchrift, Keunt— 


im Conceptsfache und eine mindeſtens ſechsmonatliche 


Probeverwendung bei einer politiſchen Behörde auszuweiſen 


und ihre eigenhändig geſchriebenen Bewerbungsgeſuche bis 
18. September 1902, und zwar activ dienende Unter⸗ 
officiere und Beamte im Wege der vorgeſetzten Commanden 
(Behörden) bei dem Landespräſidium einzubringen. Nicht 
mehr im Militärverbande ſtehende, mit einem Certificate 
betheilte ehemalige Unterofficiere haben ihren Geſuchen ein 
amtsärztliches Geſundheitszeugnis und ein vom Gemeinde- 
vorſteher der Aufenthaltsgemeinde ausgefertigtes Leumunds⸗ 


nis der deutſchen Sprache in Wort und Schrift, Verwendbarkeit zeugnis anzuſchließen. Anſpruchsberechtigten Unterofficieren, 


Schönberg), Ernſt Safranek (Hohenſtadt) und Ilrome 


Buchar (Cattaro) zum 


2 8 


welche dieſen Bedingungen entſprechen, iſt in dem Falle, als 
dieſe Stele nicht aus dem Stande der Beamten und 
Quieſcenten beſetzt wird, nach Maßgabe des Geſetzes vom 
29. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, der Vorzug vor anderen 
Mitbewerbern eingeräumt. 

In Böhmen die Stelle eines Bezirks ſecretärs 
der X. Rangsclaſſe, eventnell in weiterer Folge eine Statt⸗ 
halterei⸗Kanzliſtenſtelle der XI. Rangsclaſſe. Die Be⸗ 
werber um dieſe Dienſtpoſten haben eine entſprechende Schul⸗ 
bildung, Kenntnis im Kanzlei» und Manipulationsfache, eine 
gute, correete Handſchrift und eine mehrmonatliche Probe— 
verwendung nachzuweiſen. Die Aſpiranten auf die Bezirks- 
ſecretärs⸗Stelle haben außerdem den Nachweis über ihre 
Verwendbarkeit im Conceptsfache beizubringen. Bei Ver⸗ 
leihung der Statthalterei⸗Kanzliſtenſtellen werden aus- 
gediente, mit dem Certificate verſehene Unterofficiere im 
Grunde der Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. April 1872, 
R. G. Bl. Nr. 60, in erſter Reihe berückſichtigt. Die gehörig 
belegten Bewerbungsgeſuche für die angeführten Dienſtpoſten 
ſind im Wege der vorgeſetzten Dienſtbehörde bis zum 1. Sep⸗ 
tember 1902 beim Statthaltereipräſidium einzubringen; 
zehn (10), eventuell eilf (11) Statthalterei-Kanzliſten⸗ 
ſtellen der XI. Rangsclaſſe. Die Bewerber um eine dieſer 
Stellen haben eine entſprechende Schulbildung, Kenntniſſe im 
Kanzlei⸗ und Manipulationsdienſte, eine gute Handſchrift, die 
Kenntnis beider Landesſprachen und eine mehrmonatliche 
Probedienſtleiſtung im Kanzlei» und Manipulationsdienſte 
nachzuweiſen. Bei der Beſetzung dieſer Stellen genießen unter 
den Competenten die mit dem Certificate verſehenen ausge⸗ 
dienten Unterofficiere den Vorzug. Die gehörig belegten Be— 
werbungsgeſuche ſind im Wege der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
bis zum 10. September l. J. bei dem Statthalterei⸗ 
präſidium einzubringen. Seitens jener Competenten, welche 
bereits auf Grund der vorſtehenden Concursausſchreibung 
für eine Statthalterei-Kanzliſtenſtelle ihr Bewerbungsgeſuch 
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eingebracht haben, iſt ein neuerliches Anſuchen nicht zu 
überreichen. 


In Galizien eine Oberrechnungsrathsſtelle 
der VII., eventuell eine Rechnungsrathsſtelle der VIII. 
und eine, eventuell zwei Rechnungsrevidentenſtellen 
der IX. Rangsclaſſe im Stande des Statthalterei-Rechnungs⸗ 
departements. Competenzgeſuche, denen die Qualifications⸗ 
behelfe, ſowie der Nachweis der Kenntnis der Landes- 
ſprachen beizuſchließen ſind, ſind im vorgeſchriebenen 
Wege bis Ende Auguſt dieſes Jahres beim Präſidium 
der Statthalterei einzubringen; ſieben Ingenieurs⸗ 
ſtellen der IX. Rangsclaſſe. Competenzgeſuche nebit Quali- 
ficationsbehelſen und dem Nachweiſe der Kenntnis der 
Landesſprachen ſind bis Ende Auguſt dieſes Jahres 
im vorgeſchriehenen Wege beim Stnthallereipr dum ein⸗ 
zubringen; ſechs Statthalterei-Kanzliſtenſtellen der 
XI. Rangsclaſ e. Competenzgeſuche, denen die Qualifica⸗ 
tionsbehelfe, ſowie der Nachweis über die genaue Kenntnis 
der Landesſprachen beizuſchließen ſind, ſind im vorge— 
ſchriebenen Dienſtwege bis Ende Auguſt dieſes Jahres 
beim Statthaltereipräſidium einzubringen. Bei Beſetzung 
der Statthalterei⸗Kanzliſtenſtellen wird im Sinne des Geſetzes 
vom 19: April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, den anſpruchs⸗ 
berechtigten Unterofficieren, deren volle Befähigung hiefür 
nachgewieſen iſt, der Vorzug vor den übrigen Mitbewerbern 
eingeräumt, es wäre denn, dafs ſich um die gedachten Poſten 
etwa Beamte, welche ſchon in einem Gehaltsbezuge ſtehen, 
oder Quieſcenten bewerben würden. 


In der Bukowina eine Polizei⸗Obercommiſſärs⸗ 
ſtelle der VIII. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle 
haben ihre documentirten, insbeſonders auch mit dem Nach— 
weiſe der Kenntnis der Landesſprachen belegten Geſuche 
nebſt Qualificationsbehelfen bis 15. September l. J. beim 
Landespräſidium einzubringen. 


Pränumerationsbedingungen 
für das 


Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Peterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. 


Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten e 4 K 

Für ſonſtige Pränumeranten jährlich . N De 

B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährlich VV 
4 


Für ſonſtige Pränumeranten jqährlich 


Pränumerationsanmeldungen werden beim . 75 Poſtzeitungsamte i. in Wien, 96 5 fänmtlichen 1 k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes 


ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 


Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


— — — 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


V. B. M. I. 


39 


AT b- 


— N 


2 Jahrgang 1902. 
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Perordnungsblatt 


© des 


R. R. Nin iſte riums Öes Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 16. Wien, 16. September 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß- 
herzogthume Krakau. — Landesgeſetz für das Königreich Böhmen. — Landesgeſetze für das Herzogthum 
Schleſien. — Landesgeſetze für das Herzogthum Kärnten. — Landesgeſetz für die Markgrafſchaft Mähren. — 
Landesgeſetze für das Herzogthum Salzburg. — Landesgeſetze für das Land Vorarlberg. — Kundmachung des 
Miniſteriums des Innern vom 11. September 1902, Z. 6605/ M. I., R. G. Bl. Nr. 183, betreffend die Errichtung 
einer Bezirkshauptmannſchaft in Marienbad. — Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit 
den Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 4. September 1902, R. G. Bl. Nr. 179, womit zum Geſetze 
vom 25. Februar 1902, R. G. Bl. Nr. 49, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, 
Durchführungsbeſtimmungen erlaſſen werden. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
23. Juli 1902, Z. 31396, betreffend die weiblichen Kanzleihilfsarbeiter. — Erlaſs des Miniſteriums des 
Innern vom 26. Auguſt 1902, 3. 35581, betreffend den ſeitens der politiſchen Behörden erſter 
Inſtanz, beziehungsweiſe der Polizeibehörden bei Ausſtellung von Munitionsgeleitſcheinen zu beobach— 
tenden Vorgang. — Erlass des Miniſteriums des Innern vom 12. September 1902, 3. 38184, 
betreffend die Auswanderung nach Süd⸗Afrika. — Judicate: Auszug aus dem Erkenntniſſe des Reichs- 
gerichtes vom 8. Juli 1902, Z. 215. In jenen Ortsgemeinden des Herzogthums Krain, welche aus einer in 
die Wählerclaſſen der Städte und Märkte eingereihten Stadt oder einem ſolchen Markte und außerdem noch 
aus anderen Ortſchaften beſtehen, ſind bei den Wahlen in den Reichsrath nur die Wahlberechtigten des die 
Stadt oder den Markt bildenden Beſtandtheiles der Ortsgemeinde, nicht aber die der ganzen Ortsgemeinde in 
die ſtädtiſchen Wählerliſten einzutragen. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 29. November 1897, 
3. 5970. Zur Frage der Legitimation der Gemeinden zur Recursführung gegen zwei gleichlautende Ent— 
ſcheidungen, mit welchen die Ertheilung einer Conceſſion zum Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes 
verweigert wurde. (8. 18, Alinea 7 G. O.) — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 15. April 1902, 
8. 3509. Competenz zur Entſcheidung über die Friſtzeitigkeit von gegen die Gemeindewählerliſten erhobenen 
Einwendungen. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 31. Mai 1902, Z. 4909. Zur Anwendung 
des 8.46 G. O., betreffend Eingriffe durch widerrechtliche Bezeichnung gewerblicher Betriebsſtätten. — 
Verſchiedene Mittheilungen: Auflöſung der Landtage von Niederöſterreich, Oberöſterreich, Salzburg, 
Steiermark, Kärnten, Mähren, Schleſien und Vorarlberg. — Verordnung des [Handelsminiſters im 
Einvernehmen mit dem Miniſter für Cultus und Unterricht vom 5. Auguſt 1902, betreffend die Bezeichnung 
der gewerblichen Unterrichtsanſtalten, deren Zeugniſſe zum Antritt von hand verf3mäßigen Gewerben 
berechtigen. — Verordnung des Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 16. Auguſt 1902, Praes. Nr. 2351, 

betreffend die Ausgabe eines neuen Landſturmpaſſes, Anderung der Einrückungsbeſtimmungen der Landſturm⸗ 
pflichtigen im Falle einer Aufbietung und Einberufung des Landſturmes, ſowie Berichtigung der Landſturm⸗ 


2 y Meldevorſchriften. — Die cumulativen Waiſencaſſen in Oſterreich. — Krankenverſicherungen im Deutſchen 

* Rx. Reiche. — Fürſorgeerziehung in Preußen.“ — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — 
n Coneursausſchreibungen. 

“4 : V. B. M. I. 40 
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Geſetze und Verordnungen. 


Landesgeſetz für das Bönigreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem 
Großherzogthume Krakau. 


Der vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Ausſcheidung der Ortſchaft Jözefbwka aus dem 
Verbande der Gemeinde Kupezynce im Bezirke Tar⸗ 
nopol und Conſtituirung derſelben zu einer 
ſelbſtändigen Gemeinde, hat unter dem 30. Auguſt 
d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für das Königreich Böhmen. 


Der vom Landtage des Königreiches Böhmen 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Ertheilung des Off entlichkeitsrechtes an das 
Bezirkskrankenhaus in Friedland, hat unter 
dem 1. September d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Landesgeſetze für das Herzogthum 
Ichleſien. 


Der vom Landtage des Herzogthums Schleſien 

Ranch ee Entwurf eines Geſetzes, mit welchem die 
SS. 3, 6, 10 und 11 des Geſetzes vom 6. December 

1882, L. G. Bl. Nr. 40, betreffend die Beitrags⸗ 
leiſtung der Feuerverſicherungsgeſellſchaften 
zu den Koſten der Feuerwehren und zur Unterſtützung 
verunglückter Feuerwehrmänner 8 ert werden, 
hat unter dem 1. September d. J., 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent- 
wurf eines Geſetzes, womit der Stadtgemeinde Bielitz 
die Einhebung von Gebüren bei Leichen— 
ausgrabungen und Neich unte Ns be⸗ 
willigt wird, unter dem 3. September d. J., 

der gleichfalls beſchloſſene Entwurf eines Ge— 
ſetzes, betreffend die Einhebung von Maut- 
gebüren auf der von der Gemeinde Hruſchau 
zu erbauenden Oderbrücke, unter dem 5. Septem- 
ber d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das Herzogthum 
Kärnten. 
Der vom Landtage des Herzogthums Kärnten 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, mit welchem die 
Landesordnung vom 26. Februar 1861, R. G. Bl. 


Nr. 20, abgeändert und eine neue Landtagswahl— 
ordnungerlaſſen wird, hat unter dem 5. September d. J., 


N 16 


der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent: 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Theilung der 
15 8 8 Lind, hat unter dem 5. Septem⸗ 

ber d. J. die Allerhöchſte Te ER 


Landesgeſetz für die Markgrafschaft | 
Mähren. ] 


Der vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Regelung der Fäcalienausfuhr innerhalb 
des Gebietes der Stadtgemeinde Mähriſch— 
Oſtrau, hat unter dem 5. September 1902 die Aller⸗ 
höchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das geranthun 
Jalzburg. 


Die vom Landtage des Herzogthums Salzburg 
beſchloſſenen Geſetzentwürfe, womit die §8. 4, 5, 6, 
7, 8, 9, 10, 12, 13, 14, 25, 26, 28, 29, 30, 31,32 
33, 34, 35, 36, 38, 50 und 51 der Landtags 
wahlordnung und wodurch die §S§. 3 und 20 der 
Landesordnung für das Herzogthum Salzburg 
vom 26. Februar 1861, R. G. Bl. Nr. 20, als Bir 
lage IIe abgeändert werden, haben unter dem 
7. September d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. a 


Landesgeſetze für das Land vorarl 
berg. 


Die vom Landtage des Landes Vorarlberg 
beſchloſſenen Geſetzentwürfe, mit welchen der 8. 3, bes? 
ziehungsweiſe die 88. 11 und 12 der Land esordnung ET, 
abgeändert werden, ſowie der von demſelben Land? 
tage beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit die 
Landtagswahlordnung Adee wird, haben 
unter dem 7. September d. J. die Allerhöchſte Sane⸗ 
tion erhalten. 5 N 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 11. geptember 1902, 
3. 6605 M. 1, B. G. 81. Ar. 183, 


betreffend 


die Errichtung einer Vezirkshauptmaunſchaft in 
Marienbad. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 

Allerhöchſter Entſchließung vom 10. September d. 3: 

in theilweſier Anderung der mit der Verordnung des 


3 
2 
x 4 


Ministeriums des Innern vom 10. Juli 1868, 
R. G. Bl. Nr. 101, kundgemachten adminiſtrativen 
Eintheilung des Königreiches Böhmen die Errichtung 
einer Bezirkshauptmannſchaft mit dem Amtsſitze in 
Marienbad allergnädigſt zu genehmigen geruht. 

Der Amtsbezirk dieſer Bezirkshauptmannſchaft 
hat die von den dermaligen politiſchen Bezirken Tepl, 
beziehungsweiſe Plan abzutrennenden Gerichtsbezirke 
Marienbad und Königswart zu umfaſſen. 

Gleichzeitig werden die aus den gegenwärtigen 
politiſchen Bezirken Tepl, beziehungsweiſe Karlsbad 
auszuſcheidenden Gerichtsbezirke Weſeritz und Petſchau 
den politiſchen Bezirken Plan, beziehungsweiſe Tepl 
zugewieſen, jo daſs künftig der politiſche Bezirk Plan 
aus den Gerichtsbezirken Plan und Weſeritz, dann der 
politiſche Bezirk Tepl aus den Gerichtsbezirken Tepl 
und Petſchau beſtehen und der politiſche Bezirk Karls— 
bad ſich auf den gleichnamigen Gerichtsbezirk be— 
ſchränken wird. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in Marienbad hat 
ihre Amtswirkſamkeit mit 1. October 1902 zu 
beginnen, und treten mit demſelben Tage auch alle 
übrigen angeführten Veränderungen in den Amts— 
bereichen der vorerwähnten Bezirkshauptmannſchaften 
in Kraft. 


Verordnung des Handelsminiſteriums im 

Einvernehmen mit dem Blinifterium des 

Innern und der Finanzen vom 4. Gep- 
tember 1902, B. G. Bl. Ur. 179, 


womit 


zum Geſetze vom 25. Februar 1902, R. G. Bl. 

Nr. 49, betreffend die Abänderung und Ergänzung 

der Gewerbeordnung, Durchführungsbeſtimmungen 
erlaſſen werden. 
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§. 2. Zur Ausfertigung der in den §§. 59 und e um eine 


59 b, Abſatz 1, des Geſetzes erwähnten Legitimation ” 
für Handlungsreiſende iſt über mündliches oder ſchrift— 
liches Anſuchen des Gewerbeinhabers, in deſſen Dienſten 
der Handlungsreiſende ſteht, die Gewerbebehörde erſter 
Inſtanz, in deren Bezirk der Standort des Gewerbes 
liegt, berufen. 

Allfällige, von der Partei ſchriftlich geſtellte An- 
ſuchen um Ausfertigung von Legitimationskarten für 
Handlungsreiſende ſind ſtempelfrei. 

Hingegen unterliegt die Legitimationskarte, deren 
Ausfertigung für die Dauer des Kalenderjahres und 
für den Umfang der im Reichsrathe vertretenen König— 
reiche und Länder erfolgt, einer Stempelgebür von 
zwei Kronen. 

Der Geſuchſteller hat den Gewerbebetrieb, für 
welchen die Ausfertigung der Legitimationskarte an- 
geſtrebt wird, anzugeben, die Stempelgebür von zwei 
Kronen für die Legitimationskarte zu entrichten und 
außerdem beizubringen: 


a) ein von der Gemeinde- oder Polizeibehörde des 
Aufenthaltsortes des Reiſenden ausgeſtelltes 
Leumundszeugnis, welches auch die Angaben 
über Geburtsjahr, Geburtsort und Zuſtändigkeit 
des Reiſenden zu enthalten hat; 


bp) ein ſtaats⸗ oder gemeindeärztliches Zeugnis 
darüber, dass der Reiſende nicht mit einer an— 
ſteckenden oder ekelerregenden Krankheit behaftet 
oder in abſchreckender Weiſe entſtellt iſt; 

c) eine für den Zweck des Identitätsnachweiſes ge— 
eignete Photographie des Reiſenden im Aus- 
maße von 101/ X 61/2 em (Viſitkartenformat). 
Leumundszeugnis und ärztliches Zeugnis dürfen 

nicht über 14 Tage alt ſein. 


§. 3. Die Ausfertigung der Legitimationskarte 
hat nach dem Formulare A zu erfolgen, wobei nur die 


2 karte für Hand⸗ 
amtlich ausgegebenen Druckſorten verwendet werden 8 50 
(ad $. 59 b des 


Auf Grund des Geſetzes vom 25. Februar 1902, |. 
dürfen. 


* R. G. Bl. Nr. 49, betreffend die Abänderung und 


Geſetzes). 
A Ergänzung der Gewerbeordnung, wird Nachſtehendes Die Photographie iſt an der hiefür beſtimmten Weikage 1, 
A e l Stelle der Legitimation zu befeſtigen und zu über- 
u; ſtempeln. 
Aufſuchen von §. 1. Hinſichtlich gender Waren wird das 
Veſtellungen auf Aufſuchen von Beſtellungen außerhalb des Standortes §. 4. Die Ausfertigung der Legitimationskarte Verweigerung der 


Waren durch Ge- 
Wee und 


bei den im $. 59, Abſatz 2, des Geſetzes erwähnten 
Het: Perſonen auch ohne deren Aufforderung geftattet: 
9 e a: 1. Maſchinelle Anlagen aller Art, Motoren und 
deren Beſtandtheile; 
2. Baumaterialien, mit Einſchlafs von Kunſt⸗ 
ſteinen aller Art, Korkplatten, Dachpappe und künſt⸗ 
lichem e 
techniſche Bedarfsartikel für Beheizungs⸗, 
Beleuchtungs- und Waſſerleitungsanlagen; 2. mit einer anſteckenden oder ekelerregenden 
4. Holzrouleaux, Jalouſien; Krankheit behaftet oder in abſchreckender Weiſe ent— 
5. Nähmaſchinen, Schreibmaſchinen, Fahrräder. ſtellt iſt, 


Legitimationskarte 
für Handlungs⸗ 
reiſende 
ad §. 59 b, Abſatz 
2 des Geſetzes). 


darf nur dann verweigert werden, wenn: 

a) bei Anbringung des Geſuches die Vorſchriften 
des §. 2 nicht beobachtet worden ſind, 

b) der Geſuchſteller die angegebene 
berechtigung nicht beſitzt, 

c) die Perſon, für welche die Legitimation verlangt 
wird, 
1. nicht eigenberechtigt iſt, 


Gewerbe— 


40* 


Friſt zur Ausferti⸗ 
gung der Legitima— 
tionskarte für 
Handlungs- 
reiſende 
(ad F. 59 b, Abſatz 
2, des Geſetzes). 


Zurücknahme der 
Legitimationskarte 
für Handlungs— 
reiſende 
(ad F. 59 b des 
Geſetzes). 


Rechtsmittel und 
Verfahren bei 
Verweigerung 

oder amen 

der Legitimations⸗ 
karte für Hand⸗ 
lungsreiſende 
(ad 5. 59 b des 
Geſetzes). 


Prolongation der 
Legitimationskarte 
für Handlungs⸗ 
reiſende 
(ad 8. 59 b des 
Geſetzes). 
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1 


3. wegen eines Verbrechens überhaupt, wegen 
eines aus Gewinnſucht oder gegen die Sittlichkeit be- 
gangenen Vergehens oder wegen einer ſolchen Über— 
tretung in Unterſuchung ſteht oder verurtheilt wurde 
und nach der ſtrafbaren Handlung, ob welcher die 
Unterſuchung geführt wird, beziehungsweiſe die Ver— 
urtheilung erfolgte, im Zuſammenhalte mit der in 
Unterſuchung ſtehenden oder verurtheilten Perſönlich— 
keit beim Geſchäftsbetriebe ein Miſsbrauch zu be- 
fürchten iſt, 


4. wegen gewohnheitsmäßigen Bettelns oder 
Landſtreicherei übel beleumundet iſt, 


5. wegen Übertretung der auf die Handlungs- 
reiſenden Bezug habenden Gewerbegeſetze und Verord— 
nungen dreimal beſtraft wurde und ſeit der letzten 
Beſtrafung noch nicht drei Jahre verfloſſen ſind. 


§. 5. Da die Anſuchen um dieſe Legitimationen 
längſtens binnen acht Tagen zu erledigen ſind, ſo darf 
die Ausfertigung der Legitimationskarten auch nicht 
durch ſolche Nachforſchungen aufgehalten werden, 
welche die Behörde etwa zu dem Behufe einzuleiten 
für nöthig findet, um ſich von dem Nichtvorhandenſein 
der im $. 4, lit. b und e, aufgezählten Verweigerungs⸗ 
gründe zu überzeugen. 


§. 6. Die Legitimationskarte kann durch die Be- 
hörde, welche ſie ausgeſtellt hat, zurückgenommen 
werden, wenn ſich ergibt, daſs eine der im 8. 4, 
lit. b und e, aufgezählten Vorausſetzungen zur Zeit 
der Ertheilung der Legitimation vorhanden geweſen, 
der Behörde aber unbekannt geblieben oder nach Er- 
theilung derſelben eingetreten iſt. 


§. 7. Wird eine Legitimation verſagt oder zu- 
rückgenommen, ſo iſt dies dem Gewerbeinhaber mittels 
ſchriftlichen Beſcheides unter Angabe der Gründe zu 
eröffnen. 

Die etwa noch nicht in Verwendung genommene 
Stempelmarke iſt gleichzeitig zurückzuſtellen. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Gewerbeinhaber 
der Recurs, jedoch ohne aufſchiebende Wirkung, offen. 

Eine Copie des Beſcheides, mit welchem eine aus⸗ 
gefertigte Legitimationskarte zurückgenommen wird, 
iſt, mit dem Auftrage ſofortiger Ablieferung der Karte, 
an den Handlungsreiſenden hinauszugeben. 


§. 8. Um die Prolongation der Legitimations⸗ 
karte für ein weiteres Kalenderjahr iſt vom Gewerbe⸗ 
inhaber mündlich oder ſchriftlich bei jener Behörde, 
welche die erſte Ausfertigung beſorgte, unter Vorlage 
der Karte, einer Stempelmarke von zwei Kronen, 
eines neuen oder neuerlich beſtätigten, der Vorſchrift 
des §. 2 entſprechenden Leumundszeugniſſes und eines 
eben ſolchen ärztlichen Zeugniſſes für den Reiſenden 
einzuſchreiten. 

Die Prolongation erfolgt durch Ausfüllung der 
vorgedruckten Prolongirungsclauſel: „Giltig pro 
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190% 
und Überſtempelung der aufgeklebten Stempelmarke 
mit dem Amtsſiegel. 

Die Photographie kann belaſſen werden, wenn 


dieſelbe dem im §. 2 bezeichneten Zwecke noch ent⸗ 


ſpricht. 

Wenn der Gewerbeinhaber ſeit dem Vorjahre 
den Standort ſeines Gewerbes in den Amtsbezirk einer 
anderen Gewerbebehörde J. Inſtanz verlegt hat, iſt 
eine Prolongirung der Legitimationskarte grundſätz⸗ 
lich ausgeſchloſſen und daher von der nach §. 2 zu- 
ſtändigen Gewerbebehörde immer eine neue Karte aus⸗ 
zufertigen. 

Eine Neuausfertigung der Karte hat auch zu 
erfolgen, wenn die Karte ſchon viermal prolongirt 
worden iſt oder wenn dieſelbe vor dieſer Zeit als 
Legitimation unbrauchbar geworden iſt. 

Auch für die Ausfertigung der Prolongation gilt 
die im §. 59 b des Geſetzes normirte Friſt von 8 Tagen, 
und haben die Beſtimmungen der SS. 4, 5 und 7 ſinn⸗ 
gemäß mit der Anderung Anwendung zu finden, dass 
für das Prolongirungsanſuchen die Vorſchriften des 
erſten und vierten Abſatzes dieſes Paragraphen maß⸗ 
gebend find, und daſßs die Prolongirung auch in den 
im vorſtehenden Abſatze bezeichneten Fällen zu ver⸗ 
weigern iſt. 


§. 9. Falls die Gewerbeinhaber ſelbſt innerhalb 
der durch das Geſetz beſtimmten Grenzen im Umher⸗ 
reiſen Beſtellungen ſuchen, haben ſie zu ihrer Legiti⸗ 
mation den Gewerbeſchein (Conceſſionsdecret) mitzu⸗ 
führen. 

Desgleichen haben die Handlungsreiſenden beim 
Aufſuchen von Beſtellungen die Legitimationskarte ki 
bei ſich zu tragen. 

Die Gewerbeinhaber, wie die Handlungsreiſen⸗ 
den ſind verpflichtet, ihr bezügliches Legitimations⸗ 
document über Aufforderung der behördlichen Organe 
vorzuzeigen und, ſoferne ſie das Document nicht bei 
ſich haben, über Weiſung der behördlichen Organe 
ihre Thätigkeit bis zur Herbeiſchaffung des Legiti⸗ 
mationsdocumentes einzuſtellen. Vermögen ſich die 
gedachten Perſonen überhaupt nicht mit einer giltigen 
Legitimation auszuweiſen, ſo ſind dieſelben nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen der Gewerbeordnung zu 
ſtrafen. 

Jeder Miſsbrauch mit der Legitimationskarte hat 
deren ſofortige Abnahme und Vorlage an die compe— 
tente Gewerbebehörde behufs Einleitung des geſetzlichen 
Strafverfahrens zur Folge. 


§. 10. Über die ausgefolgten Legitimations⸗ 
karten iſt ſeitens der competenten Gewerbebehörden 
ein Protokoll nach dem Formulare B zu führen, in 
dem die Nummer der Karte, der Name des Gewerbe- 
inhabers, die Bezeichnung und der Standort des Ge— 


werbebetriebes, Name, Geburtsjahr, Geburtsort und 


Zuſtändigkeit des Handlungsreiſenden, ferner die 


an OK betreffenden Stelle der Legitimation 


Pflicht zur 10 
nahme des Aus 
weisdocumente⸗ 
beim Aufſuchen 
von Beſtellunge 
(ad 5. 59 des G 
ſetzes). 


Evidenz übers a 1 
gefolgte Legitim 
tionskarten fi 


Pe 


J 


Nummer des bezüglichen Actenſtückes, endlich das 
Datum des Anſuchens, jenes der Ausfertigung, be- 
ziehungsweiſe der Prolongation, ſowie jenes einer all- 
fälligen Zurücknahme enthalten fein muss. 

Auszüge aus dieſem Protokolle, und zwar ſowohl 
hinſichtlich der Neuausfertigungen, als auch hinſichtlich 
der Prolongationen von Legitimationskarten find min⸗ 


deſtes vierteljährig im Amtsblatte der competenten 


Bunzirungsamt⸗ 
he Legitimation 
(ad 8. 59 a und 
b, Abſatz 3, des 
Geſetzes). 
Beilage 3. 


— 


Gewerbebehörde und, wo ein Amtsblatt nicht ausge- 
geben wird, durch Anſchlag an der Amtstafel zu ver— 
lautbaren. 


8. 11. Die im 8. 59 a des Geſetzes bezeichneten 
Gewerbetreibenden, deren Gewerbeſtandort ſich im In— 
lande befindet und welche Uhren (aus Gold oder Silber, 
beziehungsweiſe mit goldenen oder ſilbernen Gehäuſen), 
Gold⸗ und Silberwaren, wie auch Juwelen auf ſolchen 
Geſchäftsreiſen mitführen wollen, die von ihnen ſelbſt 
oder von in ihrem unmittelbaren Dienſte ſtehenden Be⸗ 
vollmächtigten zu dem Zwecke unternommen werden 
ſollen, um jene Waren nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des §. 59 a des Geſetzes zu verkaufen, haben dies bei 
dem nach dem Standorte zuſtändigen Punzirungsamte 
anzumelden. Dieſes Amt fertigt ihnen, beziehungsweiſe 
den von ihnen benannten Bevollmächtigten hiezu eine 
beſondere Legitimation nach dem Formulare C aus 
(F. 59 b, Abſatz 3, des Geſetzes). 5 

Dieſe punzirungsamtliche Legitimation darf je- 
doch nur ſolchen Gewerbetreibenden oder deren Bevoll— 
mächtigten ausgefolgt werden, welche ſich mit einem 
Gewerbeſcheine, beziehungsweiſe mit einer giltigen 
Legitimationskarte für Handlungsreiſende ausweiſen 
können. 

Die punzirungsamtliche Legitimation berechtigt 
den Inhaber bloß zum Verkaufe von bereits im In- 
lande punzirten Waren an zum Wiederverkaufe befugte 
Gewerbetreibende. 

In dieſer punzirungsamtlichen Legitimation ſind 
die von dem Inhaber derſelben zu berührenden Gebiete, 
ſowie die wichtigeren zu berührenden Orte mit thun⸗ 
lichſter Genauigkeit, ferner die Zeit, für welche die 
Legitimation Giltigkeit beſitzt, anzugeben. 

Die Legitimation iſt an jenen Orten, in welchen 
ſich ein Punzirungsamt oder eine Punzirungsamts⸗ 
Expoſitur befindet, dieſem Amte zur Vidirung vorzu— 
legen. 

Nach Ablauf der Giltigkeitsdauer der Legiti- 
mation iſt dieſelbe dem competenten Punzirungsamte 
des Standortes zurückzuſtellen. 

Der Miſsbrauch der Legitimation durch Über- 
laſſung derſelben an eine andere als die in der Legiti— 
mation bezeichnete Perſon, der Verkauf von Waren 
in Orten, welche auf der Legitimation nicht verzeichnet 
ſind, oder nach Ablauf der Zeit, für welche die Legiti- 
mation ausgeſtellt iſt, endlich der Verkauf von Waren 
an andere Perſonen als befugte Wiederverkäufer zieht 
den Verluſt der punzirungsamtlichen Legitimation nach 
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ſich, unbeſchadet der nach Maßgabe der diesbezüglichen 
geſetzlichen Beſtimmungen etwa ſonſt noch zu verhän— 
genden Strafen. 

Die Punzirungsorgane, ſowie die Gewerbe— 
behörden find gemäß den SS. 53, 54 und 55 des Ge— 
ſetzes vom 16. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 75, berech- 
tigt, die von den Geſchäftsreiſenden mitgeführten Vor⸗ 
räthe an Uhren, Gold- und Silberwaren, ſowie 
Juwelen in jedem ihnen geeignet erſcheinenden Zeit— 
punkte auch der punzirungsamtlichen Nachſchau zu 
unterziehen und unpunzirte Waren oder ſolche, bezüg— 
lich welcher ſich der Verdacht einer Übertretung der 
ſonſtigen Beſtimmungen des Punzirungsgeſetzes ergibt, 
zu beanſtänden und dem zuſtändigen Punzirungsamte 
zum weiteren Verfahren zuzuſenden. 


§. 12. Die auf Grund des §. 11 der Gewerbe— 
ordnung das freie Gewerbe der Handelsagentie ſelb— 
ſtändig betreibenden Handelsagenten dürfen gemäß 
8. 59 c des Geſetzes nur Muſter mit ſich führen, welche 
von ihrem Vollmachtgeber als ſolche bezeichnet ſind. 

Dieſe Bezeichnung hat in der Weiſe zu erfolgen, 
daſs das Wort „Muſter“ und die Stampiglie des 
Vollmachtgebers auf jedem Stücke der betreffenden 
Muſterware aufgedrückt wird. 

Wo dies nach der Natur des Gegenſtandes nicht 
gut möglich iſt, muſs die Bezeichnung mit dem Worte 
„Muſter“ und der Stampiglie in anderer geeigneter 
Form in enge und nicht leicht lösliche Verbindung 
mit der Ware gebracht werden. 


§. 13. Die ſelbſtändigen Handelsagenten haben 
beim Geſchäftsbetriebe zu ihrer Ausweisleiſtung den 
Gewerbeſchein mit ſich zu führen und denſelben über 
Aufforderung der behördlichen Organe vorzuzeigen. 

Inſoferne ſie das Document nicht bei ſich haben, 
haben ſie über Weiſung der betreffenden Amtsorgane 
ihre Thätigkeit bis zur Herbeiſchaffung des Gewerbe— 
ſcheines einzuſtellen. 

Vermögen ſich die Agenten überhaupt nicht mit 
dem Gewerbeſcheine auszuweiſen, ſo ſind ſie nach 
Maßgabe der Beſtimmungen der Gewerbeordnung zu 
ſtrafen. 


§. 14. Jene Handlungsreiſenden, welche aus⸗ 
ländiſche Induſtrie-, Gewerbe- oder Handelsunter- 
nehmungen in den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern vertreten, unterliegen, ſoferne 
ſie nach den jeweilig geltenden Handelsverträgen zum 
Geſchäftsbetriebe im Inlande zugelaſſen ſind, den 
gleichen Beſchränkungen und Vorſchriften, welche für 
die Handlungsreiſenden von im Inlande etablirten 
Unternehmungen beſtehen; es bedürfen aber jene aus- 
ländiſchen Handlungsreiſenden und ſelbſtändigen 
Agenten, welche durch die in den Handelsverträgen 
vorgeſehene Gewerbelegitimationskarte bereits legi— 
timirt find, zum Geſchäftsbetriebe in den im Reichs- 


rathe vertretenen Königreichen und Ländern der im 


Muſterbezeichnung 
bei den ſelbſtändi⸗ 
gen Handelsagen⸗ 
ten 
(ad §. 59 e des 
Geſetzes). 


Ausweisleiſtung 
der ſelbſtändigen 
Handelsagenten 
(ad $. 59e des 
Geſetzes). 


Befugniſſe und 
Legitimation aus⸗ 
ländiſcher Hand⸗ 
lungsreiſender 
(ad 8. 59 e des 


Geſetzes). 


1 N ee e e 
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F. 2 dieſer Verordnung erwähnten Legitimationskarte Dieſe mit einer Stempelmarke von zwei Kronen 


(Formulare A) nicht. 


Feilbieten von 
Erzeugniſſen der 
Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft im Um⸗ 

herziehen durch 
befugte Handels⸗ 

} treibende 

(ad 5. 60, Abſatz 2, 

des Geſetzes). 


Amtliche Legi⸗ 
timation für kleine 
Gewerbetreibende 


ſchein mit ſich zu führen. 


zum Feilbieten 
ihrer Erzeugniſſe 

im Umherziehen 
(ad $. 60, Schlufs- 
ſatz, des Geſetzes). 


Beilage l. Formulare D auszufertigen. 


8.15. Die im $. 60, Abſatz 2, des Geſetzes 
bezeichneten befugten Handelstreibenden haben beim 
Feilbieten im Umherziehen den ſie zu dieſer Art des 
Geſchäftsbetriebes ausdrücklich berechtigenden Gewerbe— 


§. 16. Die im Schlufsſatze des 3. 60 des Ge⸗ 
ſetzes vorgeſehenen amtlichen Legitimationen für im 
Bezirke anſäſſige kleinere Gewerbetreibende, womit 
denſelben behufs beſſeren Fortkommens das Feilbieten 
ihrer eigenen Erzeugniſſe innerhalb der Gemeinde des 
Standortes ihres Gewerbes von Haus zu Haus für 
einen Zeitraum von je drei Jahren und auf Widerruf 
geſtattet wird, ſind von der Gewerbebehörde nach dem 


zu verſehende Legitimation 
ſtets mitzuführen. 5 Be 
8. 17. Die im 8. 9, Abſatz 3 und 4, enthaltenen 
Beſtimmungen finden dann, wann die im §. 15, be⸗ 
ziehungsweiſe 8. 16 erwähnten Perſonen ſich mit den be 
vorgeſchriebenen Documenten nicht ausweiſen können, 
analoge Anwendung. n 
Jeder Miſsbrauch mit der im §. 16 vorgeſehenen 
amtlichen Legitimation hat deren ſofortige Abnahme 
und Vorlage an die competente Gewerbebehörde behufs 


ift beim Geſchäftsbetriebe 


8. 18. Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit | 
dem Geſetze vom 25. Februar 1902, R. G. Bl. Nr. 49, 
in Kraft. * 


Koerber m. p. Böhm m. p. Call m. p. 


— 


Einleitung des geſetzlichen Strafverfahrens zur Folge. 05 5 
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Die Stempelmarke iſt an der hiefür beſtimmten Stelle dieſer Karte aufzukleben und von der ausfertigenden Behörde 
zu überſtempeln. 

Dieſe Legitimations⸗Karte iſt vom Berechtigten beim Geſchäftsbetriebe ſtets mitzuführen, über Verlangen der 
behördlichen Organe vorzuzeigen und, ſoferne dies nicht möglich wäre, über Weiſung derſelben der Geſchäftsbetrieb bis 
zur Herbeiſchaffung des Legitimations⸗ ⸗Documentes einzuſtellen. 

Ein Miſsbrauch mit dieſer Karte hat deren ſofortige Abnahme und Vorlage an die conſpetente Gewerbebehörde 
behufs Einleitung des geſetzlichen Strafverfahrens zur Folge. 


(Format 27X175). 


5 | Familienmitgliedes 
25 des Stellvertreters) 0 


Geburtsjahr: g 
1 


wollt Back, 
l Stand: 


“u Er ere ee . 


a Baar 
e Ar Ale Re 
VVV a 
N EN 


eee — - 1 


Beſondere Kennzeichen: 


8 Eigenhändige Unterschrift 


2 Sr IR . des Familienmitgliedes 
N „„ f Stellvertreters): 


ben vaude Be 88. 60, Schtufsabfag, und 60b des Geſeßzes vom 25. Fhibar 1902, . G. vr. Nr. 49, 
7 9 5 der einfetägigen. . 2, Ba 5 5 


260 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern I. Inſtanz einer Partei zum Behufe der Einfuhr von 


vom 23. Juli 1902, 3. 31396, 


betreffend 
die weiblichen Kanzleihilfsarbeiter. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Im Nachhange zu dem hierortigen Erlaſſe vom 
20. Juli l. J., Z. 31001, mit welchem die Vor⸗ 
ſchriften ) für die Durchführung der Verordnung des 
Geſammtminiſteriums vom 20. Juli 1902, R. G. Bl. 
Nr. 145, betreffend das Kanzleihilfsperſonale bei den 
ſtaatlichen Behörden, Amtern und Anſtalten, ver⸗ 
lautbart wurden, wird der k. k. an eröffnet, 
daſs die Beſtimmungen des zweiten Abſchnittes der 
citirten Miniſterialverordnung, wie ſich dies übrigens 
bereits aus dem Wortlaute des S. 33 dieſer Mini⸗ 
ſterialverordnung ergibt, auch auf weibliche Kanzlei— 
hilfsarbeiter Anwendung zu finden haben. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 26. Auguſt 1902, 3. 35581, 


betreffend 


den jeitens der politiſchen Behörden I. Inſtanz, 

beziehungsweiſe der Polizeibehörden bei Ausſtellung 

von Munitionsgeleitſcheinen zu beobachtenden Vor⸗ 
gang. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Das Miniſterium des Innern iſt zur Kenntnis 
gelangt, daſs ſeitens einer politiſchen Behörde 


*) Siehe „Verordnungsblatt“ Nr. 14 ex 1902, 
S. 177. 


ſcharfen Patronen aus dem Auslande ein Munitions- 
geleitſchein ausgefertigt wurde, ohne daſßs hiefür 
vorher die in §. 2, Alinea 2 der Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 1. October 1896, R. G. Bl. Nr. 182, 
vorgeſchriebene monopol - behördliche Bewilligung 
ſeitens des Reichs-Kriegs-Miniſteriums eingeholt 
worden wäre. e 

Nachdem ein ſolcher Vorgang geeignet iſt, auch 
zur unrichtigen Behandlung derartiger Sendungen 
ſeitens der Zollämter Anlaſs zu geben, wird die 
Lt en angewieſen, den unterſtehenden Be⸗ 
hörden die genaue Beobachtung der eitirten Beſtim⸗ 
mung einzuſchärfen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 12. geptember 1902, 3. 38184, 


betreffend 
die Auswanderung nach Süd⸗Afrika. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Anlässlich wiederholt vorgekommener Anfragen 
über die Geſtaltung der Erwerbsausſichten für Aus⸗ 
wanderer in Süd-Afrika nach erfolgter Beendigung 
des Krieges ſieht ſich das k. k. Miniſterium des 
Innern auf Grund der ihm neuerlich zugekommenen 
Information veranlaſst, darauf aufmerkſam zu machen, 
daſs gegenüber den mit dem hierortigen Erlaſſe 
vom 15. September 1902, 3 5713 (Verordnungs⸗ 
blatt des Miniſteriums des Innern, Jahrgang 1902, 
Seite 37), zur allgemeinen Kenntnis gebrachten 
Verhältniſſen eine Anderung nicht zu conſtatiren iſt. 

Dasſelbe gilt hinſichtlich der Bedingungen für 
die Geſtattung der Landung in ſüdafrikaniſchen Häfen 
und der Weiterreiſe in das Innere des Landes. 


Judicate. 


Auszug aus dem Erkenntniſſe des Beichs⸗ 
gerichtes vom 8. Juli 1902, 3. 215. 


Ju jenen Ortsgemeinden des Herzogthums Krain, welche 
aus einer in die Wählerclaſſen der Städte und Märkte 
eingereihten Stadt oder einem ſolchen Markte und außer⸗ 
dem noch aus anderen Ortſchaften beſtehen, ſind bei den 
Wahlen in den Reichtsrath nur die Wahlberechtigten des 
die Stadt oder den Markt bildenden Beſtandtheiles der 
Ortsgemeinde, nicht aber die der ganzen Ortsgemeinde in 
ſtädtiſchen Wählerliſten einzutragen. 

Das Reichsgericht hat mit dem Erkenntniſſe vom 

8. Juli 1902, 3. 215, über die Beſchwerde des J. S. und 


Genoſſen zu Recht erkannt, dass durch die Entfeheibunng des 
Landeschefs im Herzogthume Krain vom 25. November 
1900, Z. 5479, durch welche die Beſchwerdeführer aus der 
Wählerliſte der Städte, und zwar des Marktes R. geſtrichen 


worden waren, eine Verletzung des denſelben gewährleiſteten 
politiſchen Rechtes der Wahl für den Reichsrath nicht ſtatt⸗ 


gefunden habe. 


In der Begründung des Erxkenntniſſes wird im 
weſentlichen ausgeführt: 


„Es handelt ſich um die Frage, ob deshalb, weil der 
Markt R. in die Wählerclaſſe der Städte und Märkte ein⸗ 
gereiht iſt, die ganze gleichnamige Ortsgemeinde mit Ein⸗ 
ſchluſs der zu derſelben gehörigen Dörfer oder nur der den 
Markt R. bildende Beſtandtheil der Ortsgemeinde in die 
Wählerclaſſe der Städte und Märkte gehört. 


Für die Entſcheidung dieſer Frage iſt maßgebend der 
dritte Abſatz des §. 7 der R. R. W. O., welcher folgender- 
maßen lautet: Dt 

„„Sind mit Orten, die im Anhange (der R. R. W. O.) 
in ſtädtiſche Wahlbezirke eingereiht ſind, andere Ortſchaften 


zu einer Ortsgemeinde vereinigt, ſo wählen die Wahl⸗ 
berechtigten der ganzen Ortsgemeinde in der Wählerclaſſe 
der Städte." 8 


„„In den Ländern jedoch, wo ausnahms weiſe bei 


den Landtagswahlen in ſolchen Ortsgemeinden die bei 


Feſtſetzung des Wahlbezirkes genannten Orte für ſich allein in 
der Wählerclaſſe der Städte, und die übrigen Ortſchaften 
der Ortsgemeinde in der Wählerclaſſe der Landgemeinden 
wählen, hat dies bei den Wahlen für den Reichsrath gleich— 


allss zu gelten.“ 


Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung der Reichsrath3- 
wahlordnung hängt die Entſcheidung der vorſtehenden Frage 
davon ab, ob in dem Herzogthume Krain betreffs der Land— 


tagswahlen der Rechts zuſtand — denn nur auf dieſen, 


nicht auf die bloße thatſächliche Übung kommt es nach 8. 7, 
Abſatz 3 an — zur Zeit, als die Reichsrathswahlordnung 
in Wirkſamkeit trat, ein ſolcher war, daſs bei dieſen Wahlen 
in Fällen der geſchilderten Art nicht die Wahlberechtigten 
der ganzen Ortsgemeinde, ſondern nur die der Stadt 
oder des Marktes im eigentlichen Sinne wahlberechtigt 


waren. 


Ein Special⸗Landesgeſetz, welches, wie zum Beiſpiel in 
Steiermark, den letzten Modus für das Herzogthum Krain 
ſtatuirt hätte, beſteht allerdings nicht. \ 

Wohl aber ſind ausreichende Gründe vorhanden, 
welche dieſen Modus ſchon nach der Landtagswahlordnung 
für Krain, die zur Zeit, als die Reichsrathswahlordnung 
in Wirkſamkeit trat, dort in Geltung ſtand, das iſt nach der 
Landtagswahlordnung vom 26. Februar 1861, als den in 


Krain bei Landtagswahlen geſetzlich geltenden erſcheinen 
laſſen. 


Denn in dem $. 3 dieſer Landtagswahlordnung, welcher 


die Wahl der Abgeordneten der Städte und Märkte betrifft, 


werden die ſtädtiſchen Wahlbezirke nach Städten und 
Märkten, nicht aber nach Ortsgemeinden abgegrenzt. 
Weiter ſpricht der §. 9, Abſatz 2 dieſer Landtagswahl— 
ordnung den Grundſatz aus, daſs die ländlichen Wahl- 
bezirke durch die in dem Wahlbezirk gelegenen „Gemeinden“, 
jedoch mit Ausnahme der im §. 3 zur Wahl von Abgeord- 
neten berechtigten „Städte und Märkte“ gebildet werden. 
Daraus iſt erſichtlich, daſs von den ländlichen Wahlbezirken, 
die nach Gerichtsbezirken geordnet ſind, nur ausgenommen 
ſein ſollen die erwähnten „Städte und Märkte“, weil nur 
ſie nach §. 3 zur Wahl von Abgeordneten berechtigt ſind, 
und nicht die ganzen Ortsgemeinden, welche den Namen 
einer ſolchen Stadt führen, alſo insbeſondere nicht diejenigen 
im F. 3 nicht genannten Ortſchaften, die mit einer ſolchen 
Stadt oder einem ſolchen Markte zu einer Ortsgemeinde 
vereinigt ſind. Dem entſprechend beſtimmt dann der $. 20 
im Abſatze 2, daſs in der Wählerclaſſe der Städte und 
Märkte die Wahlberechtigten eines jeden nach $ 3 in dieſe 


Wählerclaſſe eingereihten „Ortes“ in eine Wählerliſte ein⸗ 
ziutragen ſind, während im Gegenſatz dazu der Abſatz 4 be— 
züglich der Landgemeinden normirt, daſs die Wählerliſten 
in dieſer Wählerclaſſe nach Ortsgemeinden zu verfaſſen 


ſind. ö 
Aus dieſen Beſtimmungen geht doch wohl hervor, dass 


nach der Landtagswahlordnung, welche zu der Zeit in Gel— 


tung ſtand, als die Reichsrathswahlordnung in Wirkſamkeit 


trat, in der Wählerclaſſe der Städte und Märkte die Wahl- 


bezirke nicht nach Ortsgemeinden, ſondern vielmehr nach 


„Orten“ (Ortſchaften), das heißt nach Städten und Märkten 


abgegrenzt waren. Die Ortsgemeinde kommt danach in dieſer 


Wählerelaſſe als Beſtandtheil des Wahlbezirkes nur dann 


in Betracht, wenn ſie, wie zum Beiſpiel Krainburg 


ie 
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und andere nur aus der Stadt oder dem Markte, nicht 
aber auch aus anderen Ortſchaften beſteht, alſo mit 
anderen Worten nur dann, wenn Stadt oder Markt terri— 
torial mit der Ortsgemeinde zuſammenfallen. Wo das 
zutrifft, ſind allerdings alle Wahlberechtigten der Orts- 
gemeinde in die ſtädtiſche Wählerliſte einzutragen, weil ſie 
eben alle Wahlberechtigte dieſes Ortes, das heißt der Stadt 
oder des Marktes ſind. Wo das dagegen nicht zutrifft, wo 
mit anderen Worten die Ortsgemeinde nicht bloß aus der 
in die Wählerclaſſe der Städte und Märkte eingereihten 
Stadt oder Markt, ſondern auch noch aus anderen Ort— 
ſchaften beſteht, dort ſind nach den vorſtehenden Beſtim— 
mungen der Landtagswahlordnung vom Jahre 1861 nur 
die Wahlberechtigten der Stadt oder des Marktes in die 
ſtädtiſche Wählerliſte einzutragen und daher auch nur ſie 
in dem ſtädtiſchen Wahlbezirk wahlberechtigt. 

Die Wahlberechtigten der übrigen Ortſchaften der be— 
treffenden Ortsgemeinde find, wie ſich aus §. 9, Abſatz 2 
ergibt, in der Wählerclaſſe der Landgemeinden wahlberechtigt, 
und zwar ſind die bezüglichen Wählerliſten, wie in der 
Wählerclaſſe der Landgemeinden überhaupt, ſo auch in 
dieſem Fall gemeindeweiſe anzulegen. 

Dieſer Rechtszuſtand galt in Krain bezüglich der 
Landtagswahlen zu der Zeit, in welcher die Reichsraths— 
wahlordnung in Wirkſamkeit trat, folgeweiſe iſt er nach den 
Beſtimmungen der Reichs rathswahlordnung auch für die 
Reichsrathswahlen maßgebend. 

Dagegen kann man ſich nicht darauf berufen, dajs 
Abſatz 2 des 8.9 der derzeit geltenden Landtagswahlordnung 
für Krain beſtimmt, dass in den Gerichtsbezirken, die in die 
Wählerclaſſe der Städte und Märkte eingereihten „Ge— 
meinden“ nicht inbegriffen ſeien. 

Denn erſtens find, wie der $. 3 zeigt, in die Wähler⸗ 
claſſe der Städte und Märkte überhaupt nicht „Gemeinden“, 
ſondern Ortſchaften: Städte oder Märkte, eingereiht; 

und zweitens iſt die Textirung des §. 9, Abſatz 2, 
welche von den in die Wählerclaſſe der Städte eingereihten 
„Gemeinden“ ſpricht, erſt durch die Wahlordnung vom Jahre 
1898 aufgeſtellt worden und findet ſich in dem Abſatz 2 des 
§. 9 derjenigen Wahlordnung, die zur Zeit, als die Reichs- 
rathswahlordnung in Wirkſamkeit trat, in Geltung geweſen 
iſt, das iſt in der Landtagswahlordnung vom 26. Februar 
1861, nicht, weshalb daraus für die in Frage ſtehenden 
Reichsrathswahlen keinerlei Conſequenzen gezogen werden 
können. 

Wohl aber wird die vom k. k. Reichsgerichte getheilte 
Auffaſſung, welcher eine mehr als 40jährige Praxis zur 
Seite ſteht, unterſtützt durch den Charakter der öſterreichiſchen 
Landesvertretungen. Wie bekannt, beruhen alle, insbeſondere 
auch die kraineriſche, auf dem Prineip einer ſogenannten 
Intereſſenvertretung, welche dahin geſtaltet iſt, dafs man 
außer der Intereſſengruppe des Großgrundbeſitzes noch die 
Gruppe der Städte und Märkte und die der Landgemeinden 
unterſcheidet. In erſterer Gruppe wählen die Wahlberech— 
tigten derjenigen Orte, die hiſtoriſch den Charakter von 
Städten und Märkten habeu und die überdies der Wähler- 
clafje der Städte und Märkte eingereiht ſind; alle übrigen 
Ortſchaften gehören der Wählerclaſſe der Landgemeinden an. 
Daraus ergibt ſich, daſs nach der ganzen Anlage der kraineri— 
ſchen Landtagswahlordnung in die Wählerclaſſe der Städte 
und Märkte nur Orte mit ſtädtiſchem Charakter gehören, 
während nach der Anſicht der Beſchwerde in dieſe Wähler- 
clafje zahlreiche Dörfer gehören würden, bloß deswegen, 
weil ſie adminiſtrativ mit einer ſolchen ſtädtiſchen Ortſchaft 
zuſammen eine Ortsgemeinde bilden! 

Dadurch erlangen ſie keinen ſtädtiſchen Charakter, 
zumal ſie meiſt in gar keinem örtlichen Zuſammenhang mit 
der Stadt oder dem Markte ſtehen, ſondern bleiben trotz der 
adminiſtrativen Vereinigung Dörfer, jo dass gar kein innerer 
Grund vorliegt, den §. 3 der Landtagswahlordnung extenſiv 
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dahin zu interpretiren, daſs dort „Ortsgemeinden“ und 
nicht bloß ſtädtiſche Ortſchaften eingereiht ſind. Durch dieſe 
Auffaſſung würde ein Unterſchied zwiſchen einzelnen 
Dörfern gemacht, der weder innerlich begründet iſt noch der 
Landtagswahlordnung entſpricht und der zur Zeit der Er- 
laſſung der Landesordnung (1861) dahin geführt hätte, 
daſs die Wahlberechtigten einzelner Dörfer ein directes, die 
Wahlberechtigten anderer Dörfer dagegen ein indirectes 
Wahlrecht gehabt haben würden, was gewiſs nicht im 
Sinne der Landesordnung gelegen war.“ 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
29. November 1897, 3. 5970. 


Zur Frage der Legitimation der Gemeinden zur Recurs⸗ 

führung gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen, mit 

welchen die Ertheilung einer Conceſſion zum Betriebe des 

Gaſt⸗ und Schankgewerbes verweigert wurde (8. 18, 
Alinea 7, Gewerbeordnung). 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde der Gemeinde .. gegen die 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 30. Auguſt 
1897, 3. 26382, betreffend die Verweigerung einer Schank⸗ 
conceſſion nach den SS. 2 und 21 des Geſetzes vom 22. Oc⸗ 
tober 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres Ver⸗ 
fahren zurückgewieſen, weil gegen die Verweigerung einer 
Conceſſion im allgemeinen nur demjenigen ein Beſchwerde⸗ 
recht zuſteht, welcher um deren Ertheilung angeſucht hat, 
die Legitimation der Gemeinde aber auch nicht auf die 
poſitiven Beſtimmungen des §. 18 der Gewerbeordnung 
(in ihrer novellirten Geſtalt) geſtützt werden kann. Denn 
nach Abſatz 4 dieſes Paragraphen iſt die Gemeinde lediglich 
vor Ertheilung, nicht auch vor der Verweigerung einer 
Conceſſion zu hören; nach Abſatz 6 dieſes Paragraphen ſteht 
der Gemeinde nur dann der Recurs zu, wenn ungeachtet 
ihrer Einwendung eine Coneeſſion verliehen, nicht auch 
wenn eine ſolche verweigert wurde, und es kann demgemäß 
der letzte Abſatz dieſes Paragraphen, welcher lediglich darauf 
abzielt, Recurſe gegen gleichlautende Entſchzidungen aus⸗ 
zuſchließen und hievon zu Gunſten der Gemeinde eine 
Ausnahme zu ſtatuiren, wenn und inſoferne der Gemeinde 
ein Reenrsrecht überhaupt zur Seite ſteht, nicht aber ihr 
ein neues Recursrecht zu verleihen, welches iht nicht ohne— 
hin zukäme, nicht dahin gedeutet werden, daſs der Gemeinde 
der Recurs an das Minſſterium des Junern gegen die Ver⸗ 
weigerung einer Schankconceſſion zuſtünde. Demgemäß 
mangelt ihr umſomehr die Legitimation zur Beſchwerde— 
führung vor dem Berwaltungsgerichtshofe. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
15. April 1902, 3. 3509. 


Competenz zur Entſcheidung über die Friſtzeitigkeit von 
gegen die Gemeindewählerliſten erhobenen Einwendungen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem obeitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des J. S. und Genoſſen in K. 
gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
11. Juni 1901, Z. 15430, betreffend eine Wahlreclamation, 
mit der nachſtehenden Motivirung als unbegründet abge— 
wieſen. 

Die im Zuge des Wahlvorbereitungsverfahrens, be- 
treffend die Wahl des Gemeindeausſchuſſes in K. von den 
Wählern E. B. und R. M. am 25. März 1901, d. i. am 


welchem die Reclamationscommiſſion „über die recht- 9 


legten Tage der mit dem Ediete vom 17. März 1901 kund⸗ 
gemachten achttägigen Reclamationsfriſt zur Poſt ge⸗ 


gebenen, gegen die Richtigkeit der Wählerliſten einge⸗ 

brachten Einwendungen wurden von dem Gemeindevor⸗ Er 
ſteher mit dem Beſcheide vom 28. März 1901, 3. 902, aus EIER 
dem Grunde als verſpätet zurückgewieſen, weil dieſelben erjt ! 


am 26. März 1901 dem Gemeindevorſteher durch die Poſt 
zugekommen ſeien. 


Über den gegen dieſen Beſcheid von den Reclamanten I, 4 
überreichten Recurs hat die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in f 
Troppau mit Entſcheidung vom 31. März 1901, Z. 7443, 

ausgeſprochen, daſs die erwähnten Einwendungen als recht⸗ 

zeitig eingebracht anzuſehen ſeien, da der Poſtaufgabstag als 

Tag der Einbringung zu gelten habe, und gleichzeitig dem Ge⸗ 
meindevorſteher aufgetragen, die Einwendungen der Recla⸗ 
mationscommiſſion zur meritoriſchen Entſcheidung vor⸗ b 
zulegen. ̃ N. 2 


Anlässlich der von dem Gemeindevorſteher J. S. und 
J. B. in ihrer Eigenſchaft als Gemeindewähler gegen das 
Erkenntnis der Bezirkshauptmannſchaft eingebrachten 
Beſchwerde wurde mit dem Erlaſſe der k. k. Landesregierung 
in Troppau vom 11. April 1901, Z. 7517, jener Theil der 
angefochtenen Verfügung, mit welchem ausgeſprochen wurde, 
daſs die Einwendungen friſtzeitig eingebracht worden ſeien, 
als im Geſetze nicht begründet von amtswegen behoben, weil 
über die Friſtzeitigkeit der Einwendungen zunächſt die 
Reclamationscommiſſion inſtanzmäßig zu entſcheiden be⸗ 
rufen ſei. 


Über den weiteren Recurs der zuletzt genannten Wähler 
hat das k. k. Miniſterium des Innern mit dem Erkenntniſſe ; 
vom 11. Juni 1901, 3. 15430, den Erlass der Landes⸗ 2 
regierung als im 8. 17 der ſchleſiſchen Gemeindewahl⸗ a 
ordnung begründet beſtäligt. 5 


In dieſem Erkenntniſſe konnte der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof eine Geſetzwidrigkeit nicht erblicken. Denn da im 
zweiten Abſatze des 8. 17 der ſchleſiſchen Gemeindewahl⸗ 
ordnung zur Anbringung von Einwendungen eine acht⸗ 
tägige Präcluſivpfriſt feſtgeſetzt iſt, iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daſs die einlangenden Einwendungen nicht nur auf ihre 
meritale Stichhältigkeit, ſondern auch auf ihre 
Rechtzeitigkeit geprüft werden müſſen. 


Da nun in dem eitirten §. 17 ein beſonderes 
Organ zum Zwecke der Prüfung und Beurtheilung der 
Friſtzeitigkeit derſelben nicht beſtellt, insbeſondere dem 
Gemeindevorſteher ein derartiger Wirkungskreis nicht ein- BI. 
geräumt erſcheint, die Entſcheidung über die Einwendungen 2 
aber im allgemeinen nach dem dritten Abſatze Dies 
Paragraphen der Reclamationscommiſſion zugewieſen iſt f 
und es nur der Natur der Sache entſpricht, daßs dasjenige £ 
Organ, welches über die meritale Grundhältigkeit von 
Einwendungen nach dem Geſetze zu entſcheiden berufen iſt, 
in Ermanglung einer anderen poſitiven Beſtimmung auch 
über die Vorausſetzungen, unter welchen in die meritale 
Prüfung einzugehen wäre, alſo insbeſondere über die 
Rechtzeitigkeit der Einwendungen zu erkennen hat, ſo kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daſs die Entſcheidung über 
die Friſtzeitigkeit der eingelangten Reclamationen gleichfalls 2 
in den Competenzkreis der Reclamationscommiſſion fällt 3 
und daſs ſomit weder der Gemeindevorſteher noch die 


Bezirkshauptmannſchaft mit Umgehung der compe- Er 
tenten Commiſſion in eine diesbezügliche Entſcheidung N. 
einzugehen berechtigt waren. Wenn ſich die Beſchwerde— ae 


führer auf den Wortlaut des §. 17, Abſatz 3, berufen, nach 


zeitig eingebrachten Einwendungen“ zu entſcheiden 3 
hat und hieraus abzuleiten ſuchen, daſs ſich dieſelbe mit bi 
nicht rechtzeitig eingebrachten Einwendungen überhaupt 2 
gar nicht zu befaſſen habe, es vielmehr Sache des Gemeinde- . Se 
vorſtehers ſei, ſolche Einwendungen ſofort abzuweiſen und = 
1 . 
2 BP” 
RE; 


N 


der Commiſſion gar nicht vorzulegen, ſo kann der Ver— 
waltungsgerichtshof dieſer Auslegung des Geſetzestextes 
nicht beiſtimmen. a 
Denn in der erwähnten Norm, nach welcher eine aus 
dem Gemeindevorſteher und aus vier vom Ausſchuſſe ge— 
wählten Mitgliedern der Gemeindevertretung beſtehende 
Commiſſion über die rechtzeitig eingebrachten Einwendungen 
längſtens binnen drei Tagen entſcheidet und die zuläſſig 
erkannte Berichtigung der Wählerliſten ſogleich vornimmt, 
iſt keineswegs bloß eine Competenzbeſtimmung enthalten, 
ſondern in gedrängter Form auch Beſtimmungen über die 
Zuſammenſetzung und Conſtituirung der Reclamations— 
commiſſion und Directiven für das von derſelben einzu— 
haltende Verfahren. Als eine Norm der letztgenannten Art 
und nicht als eine bloße Competenzeinſchränkung mufs es 
daher angeſehen werden, wenn der Geſetzgeber ausſpricht, 
daſs die Commiſſion über die Einwendungen, inſoferne die— 
ſelben rechtzeitig angebracht wurden, entſcheidet, 
das iſt materiell entſcheidet und die Berichtigung der 
Wählerliſten, inſoferne dieſelbe als zuläſſig erkannt wurde, 
vornimmt. Daſs hiebei nicht noch insbeſondere ausdrücklich 
hervorgehoben wurde, daſs nicht rechtzeitig eingebrachte 
Einwend ungen, ohne in eine ſachliche Würdigung und Ent— 
ſcheidung einzugehen, von der Commiſſion zurückzuweiſen 
ſeien, erklärt ſich aus der Selbſtverſtändlichkeit dieſer Ver— 
fügung und der von dem Geſetzgeber gewählten oberwähnten 
gedrängten Form dieſes Abſatzes. 
Aus den entwickelten Motiven gelangte der Ver— 
waltungsgerichtshof zur Abweiſung der als unbegründet 
erkannten Beſchwerde. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
31. Mai 1902, 3. 4909. 


Zur Anwendung des §. 46, Gewerbeordnung, betreffend 
Eingriffe durch widerrechtliche Bezeichnung gewerblicher 
Betriebsſtätten. 


5 Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der Firma J. R.'s Söhne in W. gegen die Entſcheidung des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 10. April 1901, 
8. 23991, betreffend eine Gewerbebezeichnung ſeitens der 
Firma „V. G. H. W., vormals M. J. N. R.“, zu Recht 
erkannt: - 
Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 
Ein Koſtenzuſpruch findet nicht ſtatt. 


Entſcheidungsgründe. 


Über Klage der „Firma J. R.'s Söhne“ in S., G. und 
W. gegen die Aetiengeſellſchaft „V. G. H. W., vormals M. 
J. N. R.“ in W. hatte der W. Magiſtrat mittels Entſcheidung 
vom 16. October 1900, Z. 91317, erkannt, dafs ſich dieſe 
Aetiengeſellſchaft ihrer Firma nur nach dem handelsgerichtlich 
protokollirten Wortlaute ohne Hervorhebung irgendeines 
Firmabeſtandtheiles, welcher der klägeriſchen Firma gleich 
oder ähnlich lautet, zur äußeren Bezeichnung ihrer Betriebs— 
ſtätten ꝛc. bedienen dürfe und die Firmatafeln, Geſchäfts— 


vapiere ꝛc., welche eine der vorſtehenden Anordnung wider— 


ſtreitende Firmabezeichnung tragen, zu entfernen, beziehungs— 
weiſe abzuändern habe. 

Dem von der genannten Actiengeſellſchaft gegen dieje 
Entſcheidung eingebrachten Recurſe hat die niederöſter— 
reichiſche Statthalterei unterm 21. Februar 1901, Z. 9455, 
Folge gegeben, die angefochtene Entſcheidung als geſetz— 
widrig behoben und, ſoweit durch dieſelbe das Klage— 
begehren in willfahrendem Sinne erledigt worden iſt, das 
letztere als unbegründet abgewieſen. 

Dieſe Entſcheidung hat das k. k. Miniſterium des 
Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium 
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mit ſeiner heute angefochtenen Entſcheidung im Inſtanzen⸗ 
zuge beſtätigt. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat Nachſtehendes er— 
wogen: Laut des Auszuges aus dem Handelsregiſter für 
Geſellſchaftsfirmen bei dem k. k. Handelsgerichte in W., 
Band 14, pag. 136, erſcheint die mitbelangte Geſellſchaft 
unter der Firma „V. G. H. W., vormals M.⸗J. N. R.“ proto- 
kollirt, die Geſellſchaft iſt eine auf Grund der Conceſſions— 
urkunde des k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. De- 
cember 1872, Z. 11986, errichtete Actiengeſellſchaft, als 
deren Zweck unter anderem protokollirt wurde: „insbeſondere 
das bisher unter der Firma M. in H. und unter der Firma 
J. N. R. in W. betriebene Fabriksetabliſſement ſammt den 
dazu gehörigen Fabriksniederlagen zu erwerben und zu 
betreiben“. 

Aus den dem Verwaltungsgerichtshofe vorgelegenen 
adminiſtrativen Verhandlungsacten geht nun — übrigens un— 
beſtrittenermaßen — hervor, dafs die Actiengeſellſchaft in den 
das Subſtrat des Rechtſtreites bildenden Fällen bei Bezeich— 
nung ihrer feſten Betriebsſtätten, in ihren Geſchäftspapieren, 
Ankündigungen, Circularien ꝛc. den in dem Wortlaute ihrer 
Firma vorkommenden Beſtandtheil „J. N. R.“ theils durch 
die beſondere Art der Anordnung in der Reihenfolge der 
einzelnen Beſtandtheile des Firmawortlautes, theils durch 
typographiſche Hervorhebung u. dgl. in ſo markanter Weiſe 
hervortreten läſst, daſs die übrigen Beſtandtheile der Firma 
dieſem einen gegenüber mehr oder minder zurücktreten; es 
mujste jedoch auch weiters conſtatirt werden, daſs ent— 
gegen den Behauptungen der Beſchwerde in allen dieſen 
Fällen, auch auf den Beilagen Nr. 5 — Nr. 9 der Klage — 
dem Worte „R.“ ſtets die Buchſtaben „J. N.“ vorausgeſchickt 
erſcheinen. 

Nach §. 46 der Gewerbenovelle vom 15. März 1883 
iſt kein Gewerbetreibender berechtigt, zur äußeren Bezeich— 
nung ſeiner Betriebsſtätte oder Wohnung, ſowie in Circu— 
larien, öffentlichen Ankündigungen oder Preiscourants den 
Namen, die Firma, das Wappen oder die beſondere Bezeich— 
nung des Etabliſſements eines anderen inländiſchen 
Gewerbetreibenden oder Producenten widerrechtlich ſich 
anzueignen (Abſatz 1); ein ſolcher Eingriff begründet für den 
Verletzten das Recht, auf die Einſtellung des ferneren 
Gebrauches der widerrechtlichen Bezeichnung, bezie— 
hungsweiſe auf die Unterſagung der fälſchlichen An- 
kündigung vor der zuſtändigen Gewerbebehörde zu dringen 
(Abſatz 2), und es wird der dem Verletzten gewährte 
Schutz dadurch nicht ausgeſchloſſen, daſs bei der wid er— 
rechtlichen Bezeichnung oder fälſchlichen Ankündigung 
der Name, die Firma, das Wappen, die beſondere Bezeichnung 
des Etabliſſements oder die Angabe der fremden Be— 
triebsſtätte mit ſolchen Zuſätzen, Weglaſſungen oder anderen 
Veränderungen wiedergegeben werden, welche bei gewöhn— 
licher Aufmerkſamkeit nicht wahrzunehmen find (Abſatz 3\. 
Von einem „Eingriffe“ im Sinne dieſer Geſetzesſtelle kann 
demnach offenbar nur dann die Rede ſein, wenn ſich ein 
Gewerbetreibender eine fremde Firmabezeichnung wider— 
rechtlich aneignet, was allerdings auch dann der Fall 
ſein wird, wenn der Gewerbetreibende dieſer fremden, 
widerrechtlich angeeigneten Firmabezeichnung zwar 
Zuſätze, aber nur in ſolcher Art macht, dass ſie bei gewöhn— 
licher Aufmerkſamkeit nicht wahrgenommen werden 
können. 

Nun iſt im ſpeciellen vorliegenden Falle vor allem zu 
betonen, daſs von einer widerrechtlichen Aneignung 
des Beſtandtheiles „J. N. R.“ in der äußeren Bezeichnung 
des Unternehmens der mitbelangten Geſellſchaft darum 
keine Rede ſein kann, weil deren Firma, wie ſchon erwähnt, 
mit dieſem Beſtandtheile handelsgerichtlich protokollirt 
erſcheint und weil die Geſellſchaft, welche das ſchon längſt 
beſtandene Handelsgeſchäft der alten Firma „J. N. R.“ 
erworben hatte, im Sinne des Artikels 22 des Handels- 
geſetzes mit Zuſtimmung des früheren Geſchäftsinhabers, 
wie aus der handelsgerichtlichen Regiſtrirung geſchloſſen 
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werden muf3, auch thatſächlich berechtigt war, deſſen Firma 
auch ohne einen das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatz 
als Beſtandtheil ihrer Firma zu führen. 


Aber auch dadurch, daſs die mitbelangte Geſellſchaft 
dieſen Beſtandtheil des Firmatextes mittels größerer oder 
anders gearteter oder auch anders gefärbter Schrift in den 
in Betracht kommenden Fällen beſonders hervortreten ließ 
und hiemit erreichte, daſs dem Conſumenten vor allem die 
Worte „J. N. R.“ ins Auge ſpringen, hat ein Eingriff in die 
Befugniffe „eine Verletzung der Rechte der beſchwerde— 
führenden Firma nicht ſtattgefunden; denn ganz abgeſehen 
von der Frage, ob denn wirklich die übrigen Beſtandtheile 
des Firmawortlautes der Actiengefellfchaft bei gewöhn— 
licher Aufmerkſamkeit gar nicht mehr wahrzunehmen ſind, 
könnte die Beſchwerdeführerin wohl nur dann einen Ein⸗ 
griff in ihre Gewerbebefugniſſe mit Recht behaupten und 
den Schutz der Gewerbebehörden beanſpruchen, wenn durch 
das Hervorheben der Worte „J. N. R.“ in der Firma der 
Actiengeſellſchaft ſich dieſe Firma von jener der Be— 
ſchwerdeführerin nicht mehr oder nicht mehr wahrnehm⸗ 
bar unterſchiede. Nun beſtimmt der Artikel 20 des Handels⸗ 
geſetzes, daſs jede neue Firma ſich von allen an demſelben 
Orte oder in derſelben Gemeinde bereits beſtehenden und in 
das Handelsregiſter eingetragenen Firmen deutlich 
unterſcheiden müſſe und der zweite Abſatz fügt dem 
erläuternd hiezu, daſs, wenn ein Kaufmann mit einem in 
das Handelsregiſter bereits eingetragenen Kaufmanne 
gleiche Vor- und Familiennamen habe und er ſich 
derſelben als ſeiner Firma bedienen wolle, er dieſer einen 
Zuſatz beifügen müſſe, durch welchen ſich dieſelbe von der 
bereits eingetragenen Firma deutlich unterſcheide. 


Aus dieſer Beſtimmung geht nun wohl klar hervor, 
daſs ſich zwei Firmen dann noch immer im Sinne des 
Geſetzes deutlich unterſcheiden, wenn ſie zwar den 
gleichen Familiennamen, jedoch verſchiedene Vornamen 
enthalten. Thatſächlich haben denn auch vor der im Jahre 
1872 erfolgten Conſtituirung der mitbelangten Actien⸗ 
geſellſchaft die Firma „J. N. R.“ und „J. Rs Söhne“ auf 
legaler Baſis nebeneinander 5 und e e On wäre 


ib 


ein Nachfolger der beftandenen Firma J. N. R. im Grunde 


des Artikels 22 des Handelsgeſetzes — die Zuſtimmung des 
früheren Geſchäftsinhabers und nicht etwa auch jene der 
Beſchwerdeführerin vorausgeſetzt — berechtigt geweſen, 525 
Handelsgeſchäft lediglich unter der Firma „J. N. R 
ohne jeden Zuſatz weiterzuführen und ſohin auch in dieſer 
Form protokolliren zu laſſen. Es iſt alſo durch den oft⸗ 
erwähnten Vorgang der Acetiengeſellſchaft die deutliche 
Unterſcheidung der beiden Firmen durchaus nicht 
unmöglich oder auch nur ſchwer möglich gemacht worden, 
und es kann jedenfalls nicht behauptet werden, daſs durch 
den Umſtand, daßs die mitbelangte Partei bei Bezeichnung 
ihres Geſchäftsbetriebes die Worte „J. N. R.“ in hervor⸗ 
tretender Weiſe gebraucht, der Thatbeſtand des §. 46 der 
Gewerbeordnung gegeben wurde, weil die gedachten Worte 
weder den Namen noch die Firma des beſchwerdeführenden 
Unternehmens J. R.'s Söhne bilden. 

Wenn die Beſchwerdeführerin noch darauf hinweist, 


daſs die Actiengeſellſchaft im alphabetiſchen Wiener 


Telephonverzeichniſſe unter dem Buchſtaben 1 0 und unter 
dem Schlagworte „R. J. N.“ eingetragen ſei, ſo iſt zu 
bemerken, dass auch dieſer Eintragung der volle Wortlaut 
der Firma in Klammern beigeſetzt erſcheint und dass über⸗ 
haupt durch dieſe zur leichteren Orientirung des Publicums 
gewählte Art der Einſchaltung ins Telephonverzeichnis 


keinesfalls Rechte der Beſchwerdeführerin als verletzt er⸗ 


ſcheinen können. 

Nach dem Dargeſtellten kann aber endlich auch nicht 
behauptet werden, dass ſich die mitbelangte Firma einer 
nicht entſprechenden äußeren Bezeichnung oder eines 
ihr nicht zuſtehenden Namens bediene, und es konnte 
daher weder ein Verſtoß gegen die Anordnung des 8. 44 
noch ein Anlaſs zur Anwendung des 8.49, Abjab 1 der 
Gewerbenovelle gefunden werden. 

Die Gewerbebehörden hatten ſonach thatſächlich keinen 
Anlaſs, die von der mitbelangten Actiengeſellſchaft gewählte 
Art der äußeren Bezeichnung ihrer feſten Betriebsſtätten ze. 
zum Schutze der Beſchwerdeführerin zu unterſagen, 
und es muſste daher die Beſchwerde als unbegründet abge⸗ 
wieſen werden. 


Verſ⸗ chiedene Nit Nittheilungen. 


(Auflöſung der Landtage von Nieder- 
öſterreich, Oberöſterreich, Salzburg, Steier— 
mark, Kärnten, Mähren, Schleiten und 
Vorarlberg) Zufolge kaiſerlichen Patentes vom 
8. September 1902, R. G. Bl. Nr. 178, wurden die 
Landtage der Erzherzogthümer Oſterreich unter 
und ob der Enns, der Herzogthümer Salzburg, 
Steiermark und Kärnten, der Markgrafſchaft 
Mähren, des Herzogthums Ober- und Nieder— 
ſchleſien und des Landes Vorarlberg aufgelöst 
und ſind die Neuwahlen für dieſe Landtage ein— 
zuleiten. 

(Verordnung des Handelsminiſters im 
Einvernehmen mit dem Miniſter für Cultus 
und Unterricht vom 5. Auguſt 1902, betreffend 
die Bezeichnung der gewerblichen Unterrichts— 
anſtalten, deren Zeugniſſe zum Antritte von 
handwerksmäßigen Gewerben berechtigen.) 
Die bezügliche Verordnung iſt im LXXXVI. Stücke 
des Reichsgeſetzblattes unter Nr. 175 enthalten. 

(Verordnung des Miniſteriums für Lan- 
des vertheidigung vom 16. Au guſt 1902, Praes. 


Nr. 2351, betreffend die Ausgabe A neuen 


Landſturmpaſſes, Anderung der Einrückungs⸗ 


beſtimmungen der Landſturmpflichtigen im 
Falle einer Aufbietung und Einberufung des 
Landſturmes, ſowie Berichtigung der Land— 
ſturm-Meldevorſchriften.) Die bezügliche Ver— 
ordnung iſt im LXXV. Stücke des Reichsgeſetzblattes 
unter Nr. 173 verlautbart. 

die cumulativen Baifencaffen in 
Oſterreich.) Über den Vermögensſtand der cumu⸗ 
lativen Waiſencaſſen mit Schluſs des Jahres 1900 
find einer auf Grund der Verordnung des AJuftiz- 
miniſteriums vom 3. Jänner 1888 aufgeſtellten Nach- 
weiſung folgende Daten zu entnehmen: Die Zahl der 
Pflegebefohlenen bei ſämmtlichen 606 Waiſencaſſen 
betrug 290.280. Die Forderungen der Pfleglinge an 
die Caſſen beliefen ſich im ganzen auf 211,185,583 K 
an Capital und 1,304.943 K an Zinſen. Im Ent- 
gegenhalte des geſammten Activvermögens zu dem 
geſammten Paſſivvermögen ergibt ſich ein Gebarungs— 
überſchuſs, und zwar für die 77 Waiſencaſſen Nieder- 
öſterreichs von 13,996.183 K, für die 15 Caſſen 


Oberöſterreichs von 1,166.125K, für die Waiſen— 
caſſe in Salzburg von 2235 K, für die 220 
böhmiſchen Caſſen von 15,070.456 K, für die 79 
mähriſchen von 11,523.954 K, für die 23 ſchleſiſchen 
von 2,059,666 K, für die 72 weſtgaliziſchen von 
1.037.146 K, für die 104 oſtgaliziſchen von 
569.672 K und für die 15 Waiſencaſſen der 
Bukowina von 7133 K, zuſammen alſo für ſämmt— 
liche Waiſencaſſen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder ein Gebarungsüberſchuſs von 
45,432.570 K. Bringt man von dieſer Summe den 


nach der Rechnung des Vorjahres veranſchlagten 


Gebarungsüberſchuſs per 43,329.986 K in Abzug, 
ſo erübrigt für das Jahr 1900 als Reingewinn der 


Betrag von 2,102.584 K. Von dem Vermögen der 


eumulativen Waiſencaſſen wurden im Berichtsjahre 
zuſammen 352.204 K an Verwahrungsgebüren ein— 
gehoben. Unter den Activpoſten des Vermögens 
nehmen die hervorragendſte Stelle die Darlehen auf 
Hypotheken mit 203,748.88 1 K ein. Der Mehrertrag 
des Jahres 1900 beträgt gegenüber dem vorher— 
gegangenen Jahre beim Gebarungsüberſchuſſe 


1,997.118 K und beim Reingewinne 105.466 K. 


(Rranfenverfiherung im Deutſchen 


Reiche.) Über die Ergebniſſe der reichsgeſetzlichen 


Krankenverſicherung im Jahre 1900 liegen folgende 
Daten vor: Die Zahl der Verſicherten betrug 9,520.763 
Perſonen in 23.021 Caſſen. Während die Bevölkerung 
des Deutſchen Reiches ſeit 1895 um 7˙8 Procent an— 
gewachſen iſt, hat ſich in demſelben Zeitraum die Zahl 
der gegen Krankheit Verſicherten um 26˙5 Procent ge— 
hoben, ſo daſs auf Grund des Reichsgeſetzes bereits 
16˙1 Procent der geſammten Bevölkerung gegen 
Krankheit verſichert ſind. Ausgegeben wurden 1900 
für 3,6 79.285 Erkrankungsfälle und 64,916.827 
Krankheitstage an Krankheitskoſten 157,865.199 Mark; 
von letzteren entfallen 44 Procent auf das Kranken— 
geld, 22 Procent auf ärztliche Behandlung und 
17 Procent auf Arznei und ſonſtige Heilmittel. Auf 
ein Mitglied kamen 0˙39 Erkrankungsfälle, 6˙82 
Krankheitstage und 16˙58 Mark Krankheitskoſten. Das 
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angeſammelte Vermögen aller Caſſen beläuft ſich auf 
rund 156 Millionen Mark, wovon den Orts- und 
Betriebskrankencaſſen je 43 Procent, den eingeſchrie— 
benen Hilfscaſſen 10 Procent gehören. f 

(Fürſorgeerziehung in Preußen.) Über 
die Wirkſamkeit des am 1. April 1901 in Kraft ge 
tretenen Fürſorgeerziehungsgeſetzes“) werden folgende 
ſtatiſtiſche Mittheilungen veröffentlicht: Der Beginn 
des Jahres fand einen noch aus der Zeit des ſoge— 
nannten Zwangserziehungsgeſetzes vom 13. Mai 1878 
herrührenden Beſtand von rund 11.000 Zöglingen 
vor, die ohneweiters in die Beſtimmungen des neuen 
Geſetzes fielen. Unter dieſen 11.000 Zöglingen waren 
etwa 20 Procent weiblichen Geſchlechts und ſie ver— 
theilten ſich zu ungefähr gleichen Theilen auf die 
Altersclaſſen von 10. bis zum 18. Lebensjahr. Nach 
der Bevölkerungsziffer Preußens vom 1. December 
1900 mit rund 34˙5 Millionen Einwohnern entfielen 
auf je 10.000 Einwohner 3°19 Zwangszöglinge. Zu 
dieſem Beſtand ſind unter der Geltung des neuen Für— 
ſorgeerziehungsgeſetzes auf Grund von „Uberweiſungs⸗ 
beſchlüſſen, die bis zum 31. März d. J. rechtskräftig 
geworden ſind, neu hinzugetreten 7932 Minderjährige, 
alſo auf je 10.000 Einwohner 2˙3 Fürſorgezöglinge. 
Von dieſen ſtanden 564 in noch nicht ſchul— 
pflichtigen, 4650 im ſchulpflichtigen Alter, 2718 
waren aus der Schule entlaſſen und insgeſammt etwa 
36 Procent weiblichen Geſchlechts. Die weiblichen 
Zöglinge weiſen alſo eine nicht unerhebliche Zunahme, 
die nicht viel hinter einer Verdoppelung zurückbleibt, 
auf. Dieſe Zunahme iſt im weſentlichen darauf zurück— 
zuführen, daſs unter den 2178 Zöglingen, die im 
Alter von über 14 Lebensjahren überwieſen worden 
ſind, ſich nahezu 43 Procent Mädchen, und zwar zum 
größten Theile Proſtituirte befinden. Die Zahl der in 
den erſten ſechs Lebensjahren ſtehenden Minderjährigen 
iſt verhältnismäßig gering, auf die dann folgenden 
acht Schuljahre entfallen aber je 580 Zöglinge und 
auf die vier Lebensjahre nach der Schulentlaſſung je 
beinahe 700 Zöglinge. 


*) Siehe V. B. M. J. Nr. 10 ex 1901, es 


Siterafuranzeigen. 


Eſchſtruth, Dr. M. von, Der öffentliche Weg. Verſuch einer [Wolf, Dr. Franz, Das öſterreichiſche Zollſtrafrecht. An der 


Darſtellung des Begriffes nach dem heutigen preußi- 
ſchen und franzöſiſchen Recht. (Rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Studien, Heft XVII.) Berlin 1902. 
a E. Ebering. XVI, 118 S., 4 K 32 h. 
Preuß Dr. Hugo, Das ſtädtiſche — in Preußen. 
Berlin 1902. G. Reimer. 501 S., 


Arndt, Dr. Adolf, Das ſelbſtändige Beier Zu⸗ 
gleich eine ehe für die hiſtoriſch-kritiſche 
5 Berlin 1902. J. Guttentag. VI, 279 S., 
8 K 4 


Hand des Strafgeſetzes über Gefällsübertretungen 
und der einſchlägigen Vorſchriften zuſammengeſtellt. 
(Manz'ſche Geſetzausgabe Nr. 69.) Wien 1902. Manz. 
128 S., br. 1 K 60 h, cart. 2 K. 


Vorſchriften über die Diſciplinarbehandlung der k. k. Be- 
amten und Diener. (Handausgabe der öſterreichiſchen 
Geſetze und Verordnungen. Heft 65). Wien 1902. 
Druck und Verlag der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
VI, 96 S., EK 20 h. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben laut Aller⸗ 
höchſten Handſchreibens vom 14. Auguſt l. J. dem Statt⸗ 
halter in der gefürſteten Grafſchaft Tirol und dem Lande 
Vorarlberg Erwin Freiherrn v. Schwartzenau, dem 
Statthalter im Königreiche Dalmatien Erasmus Freiherrn 
v. Handel und dem Landespräſidenten im Herzogthume 
Ober- und Niederſchleſien Joſef Grafen Thun-Hohen⸗ 
ſtein die Würde eines Geheimen Rathes taxfrei allergnädigſt 
zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 25. Auguſt l. J. dem mit dem 
Titel und Charakter eines Seetionschefs bekleideten Hof: 
rathe und Kanzleidirector des Herrenhauſes des Reichs- 
rathes Auguſt Ritter Jauner v. Schroffenegg anläſs⸗ 
lich der erbetenen Übernahme in den dauernden Ruheſtand 
den Stern zum Comthurkreuze des Franz Joſeph-Ordens 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 23. Auguſt l. J. dem Ober⸗ 
polizeirathe der Trieſter Polizeidirection Johann Budin 
anläſslich der erbetenen Übernahme in den dauernden Ruhe⸗ 
ſtand den Orden der Eiſernen Krone dritter Claſſe mit Nach- 
ſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 5. September l. J. dem Statt⸗ 
haltereirathe bei der Statthalterei in Lemberg Georg 
Piwocki den Orden der Eiſernen Krone dritter Claſſe mit 
Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Alfer- 
höchſter Entſchließung vom 17. Auguſt l. J. dem Ober⸗ 
bezirksarzte in Salzburg, Sanitätsrathe Dr. Franz Pöll, 
anläſslich der von ihm erbetenen Verſetzung in den dauernden 
Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens aller- 
gnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 27. Auguſt l. J. dem Miniſte⸗ 
rialrathe im Miniſterium des Innern Ludwig Grafen 
Marenzi anläſslich feiner Ernennung zum Kanzleidirector 
des Herrenhauſes des Reichsrathes den Titel und Charakter 
eines Seetionschefs allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Alfer- 
höchſter Entſchließung vom 5. September l. J. den Bezirks⸗ 
Hauptmann Ladislaus Ritter v. Fedor owiez in Rzeszöw 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes mit Nach- 
ſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 25. Auguſt l. J. dem Bezirks⸗ 
hauptmann in Parenzo Alois Laseiac zum Oberpolizei⸗ 
rathe mit dem Titel eines Regierungsrathes bei der Polizei— 
direction in Trieſt allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 28. Auguſt l. J. dem mit der 
Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in Pettau betrauten 
Statthalterei-Secretär Anton Underrain Edlen v. 
Meyſiung den Titel und Charakter eines Bezirkshauptmannes 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 19. Auguſt d. J. den Bezirks- 
ärzten Dr. Joſef Haunold in Mähriſch-Trübau und Dr. 
Ludwig Schwarz in Mähriſch-Schönberg den Titel und 
Charakter eines Oberbezirksarztes allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 
Innern hat den Bezirksobercommiſſär Anton Capek zum 


Bezirkshauptmanne und den Miniſterialviceſeeretär im 
Miniſterium des Innern Ernſt Freiherrn v. Braun, ſowie 
den Bezirkscommiſſär Hermann Ritter v. Rainer zu Har⸗ 
bach zu Statthaltereifecretären in Steiermark, den Bezirks⸗ 
obercommiſſär Guſtav Müllauer zum Landesregierungs⸗ 
ſecretär in Salzburg, den Bezirkscommiſſär Raimund 
Krautſchikzum Statthaltereifecretärin Böhmen, weiters den 
Bezirksarzt Dr. Ludwig Brezina zum Oberbezirksarzte in 
Steiermark, den Bezirksarzt Dr. Franz Hnilica in Prerau 
zum Oberbezirksarzte in Mähren, ſchließlich die Ingenieure 
Otto Flögl und Moriz Ziegler zu Oberingenieuren, die 
Bauadjuncten Joſef Mähling und Victor Czechak zu 
Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich, die 
Bauadjuncten Victor Witaſek und Agydius Ueberreiter 
zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Tirol und 
Vorarlberg und die Bauadjuncten Fioravante Deroſſi und 
Sylvbius Pippan zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt 
im Küſtenlande ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat die abſolvir⸗ 
ten Rechtshörer Robert Gramann und Eugen Pauſa zur 
Ablegung der Probepraxis im politiſchen Conceptsdienſte 
zugelaſſen und den Conceptspraktikanten Dr. Felix Batſy 
(Wiener-Neuſtadt) nach Waidhofen an der Thaya verſetzt; 
ferner den Secundararzt Dr. Guſtav Per nitza zum Sanitäts⸗ 
aſſiſtenten ernannt und den Bauadjuncten Alois Raſinger 
dem zum Bauleiter für die Neuanlage des allgemeinen 
Krankenhauſes in Wien beſtellten Baurathe Franz Berger 
zur ausſchließlichen Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den abſolvirten 
Rechtshörer Achilles Karwinsky Ritter v. Karwin zur 
Ablegung der Probepraxis im politiſchen Conceptsdienſt 
zugelaſſen und der Statthalterei zur Dienſtleiſtung zu⸗ 
gewieſen. 


Der Landespräſident in Salzburg hat den Bezirks⸗Ober⸗ 
commiſſär Taſſilo Strachwitz (St. Johann) der Bezirks⸗ 
harptmannſchaft Salzburg zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Der Landespräſident in Krain hat die abſolvirten 
Rechtshörer Anton Meneinger, Johann Lininger und 
Johann Böltz zur Ablegung der Probepraxis im politiſchen 
Conceptsdienſte zugelaſſen, den abſolvirten Techniker Paul 
Kryl zum Bauadjuncten im krainiſchen Staatsbaudienſte, 
weiters den Feldwebel Johann Sebat und den Feuerwerker 
Johann Marko zu Regierungskanzliſten ernannt. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Oberbezirksarzt Dr. Peter Foppa (Bozen) nach Meran, den 
Bezirksarzt Dr. Anton Tſchurtſchenthaler (Borgo) nach 
Bozen und den Sanitätsaſſiſtenten Dr. Hektor Weiß 
(Buchenſtein) nach Borgo verſetzt. 

Der Statthalter in Mähren hat den Bezirks⸗Ober⸗ 
commiſſär Rudolf Plſchek (Mähriſch-Trübau) zur Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Wiſchau und den Bezirkscommiſſär Ernſt 
Safranek (Hohenftadt) zur Bezirkshauptmannſchaft 
Mähriſch-Trübau verſetzt, weiters die abſolvirten Rechtshörer 
Karl Vitek und Dr. Ivan Bittner zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen 
und den erſteren der Bezirkshauptmannſchaft Ungariſch⸗ 
Hradiſch, den letzteren jener in Neutitſchein zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugewieſen; ferner den Kanzliſten bei der Polizei⸗ 
direction in Brünn, Mauritz Puſchmann zum Official, 
die Rechnungsunterofficiere Anton Sebeſta und Karl 
Prachat, den Curſchmied Cyrill Spatinfa und den Feld⸗ 
webel Joſef Camek zu Kanzliſten ernannt. — Der Gtatt- 
haltereiconcipiſt Karl Ledvinka in Brünn wurde in den 
zeitlichen Ruheſtand verſetzt. 


Hörer der Rechte Wilhelm Hofmokl zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 

Der Statthalter in Lemberg hat den Concepts⸗ 
praktikanten der Bukowinaer Finanzdirection Paul Neubeck 
zum Polizeiconeipiſten im Stande der Lemberger Polizei— 
direction ernannt, ferner die abſolvirten Rechtshörer Miecis— 
laus v. Ines, Severin Siekirski und den Concepts— 
praktikanten der Polizeidireetion in Lemberg, Thaddäus 
Bubella, zur Ablegung der Probepraxis für den politiſchen 

Conceptsdienſt zugelaſſen. 
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Der Statthalter in Dalmatien hat den Statthalterei- 
conceptspraktikanten Nikolaus Gligo zum Statthalterei— 
concipiſten ernannt und den Conceptspraktikanten Dr. 
Vladimir Dvokäsek der Bezirkshauptmannſchaft Benkovae 
zugetheilt, den Statthaltereikanzliſten Anton Bilil-Djftoic 
in Imotski zum Bezirksſecretär, dann den landwirtſchaft— 
lichen Wanderlehrer Rudolf Unger und den penſionirten 


Gendarmerietitularwachtmeiſter Raphael Samardzie zu 
Statthaltereikanzliſten ernannt. 


Concursausſ chreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 

In Niederöſterreich bei der Medicamenten-Eigen⸗ 
regie der Wiener k. k. Krankenanſtalten eine Medica- 
menten⸗Acceſſiſtenſtelle der XI. Rangsclaſſe. Be- 
werber um dieſe Stelle haben ihre mit dem Tauf- oder 
Geburtsſcheine, dem Heimatſcheine, ſowie mit den ſämmt— 
lichen Nachweiſen über ihre pharmaceutiſchen Studien, 
über die bisherige Verwendung im Apothekerdienſte und 
über etwaige beſondere Leiſtungen im Berufe verſehenen, 

vorſchriftsmäßig geſtempelten, an die k. k. n. ö. Statt⸗ 
halterei gerichteten Geſuche bis 25. September 1902 
bei der Direction der Medicamenten-Eigenregie, bereits im 
öffentlichen Dienſte ſtehende Bewerber im Wege ihrer vor— 
geſetzten Dienſtbehörde zu überreichen. Nicht im öffentlichen 
Dienſte ſtehende Bewerber haben ihrem Geſuche überdies 
ein ſtaatsärztliches Zeugnis über ihre Geſundheit und 
Dienſttauglichkeit anzuſchließen. 


In Salzburg eine Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell 
Landesregierungs⸗Conecipiſtenſtelle. Bewerber 
um dieſe eventuell nur in proviſoriſcher Eigenſchaft zu ver- 
leihenden Dienſtesſtellen haben ihre entſprechend inſtruirten 
Geſuche im Wege ihrer vorgeſetzten Dienſtesſtelle bis 
20. September l. J. beim Landespräſidium in Salzburg 
einzubringen; weiters die Stelle eines Oberbezirks— 
arztes der VIII. Rangsclaſſe, eines Bezirksarztes der 
IX. und eventuell eines Sanitäts⸗Concipiſten der 
X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Dienſtesſtellen haben 

ihre gehörig belegten Geſuche im Wege ihrer vorgeſetzten 
Behörden bis 20. September l. J. beim Landespräſidium 
in Salzburg einzubringen. 


In Kärnten die Stelle eines Oberbezirksarztes 
der VIII. Rangsclaſſe, eventuell auch eine Sanitätscon— 
cipiſtenſtelle der X. Rangsclaſſe. Bewerber um eine 
dieſer Stellen haben ihre gehörig inſtruirten mit den Nach- 
weiſen über Alter, Studien und die bisherige Verwendung, 
ſowie über die Ablegung der ärztlichen Prüfung zur Erlan— 
gung einer bleibenden Anſtellung im öffentlichen Sanitäts- 
dienſte belegten Geſuche bis 20. September 1902 entweder 
unmittelbar oder wenn ſie bereits im Dienſte ſtehen, durch 
ihre vorgeſetzte Behörde beim Landespräſidium einzubringen. 
Bis zu dieſem Zeitpunkte ſind auch allfällige Geſuche von in 

dieſem Verwaltungsgebiete bereits angeſtellten landesfürſt— 
lichen Amtsärzten um Verſetzung auf einen anderen Dienſt⸗ 
poſten einzubringen; weiters eine Kanzliſtenſtelle der 


XI. Rangsclaſſe extra statum mit der Dienſteszuweiſung 
bei der Landescommiſſion für agrariſche Operationen in 
Kärnten. Bewerber haben ihre eigenhändig geſchriebenen 
Geſuche unter Nachweiſung ihres Alters, ihres Heimatrechtes, 
der Abſolvirung einiger Gymnaſialclaſſen, der Kenntnis der 
Stenographie, namentlich aber der Vertrautheit mit dem 
Dienſte bei den Behörden für agrariſche Operationen und 
einer wenigſtens ſechsmonatlichen Probepraxis bei einer 
ſolchen Behörde bis längſtens 5. Oetober 1902 beim 
Landespräſidium einzubringen. Anſpruchsberechtigten Unter- 
officieren wird, jedoch nur bei Nachweiſung aller oben an— 
geführten beſonderen Erforderniſſe, im Sinne des $. 5 des 
Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, der Vorzug 
vor anderen Mitbewerbern eingeräumt. 


Im Küſtenland zwei Bauadjunctenſtellen 
der X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Poſten haben 
ihre Geſuche, ſofern ſie bereits im öffentlichen Dienſte 
ſtehen, im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde bis zum 
10. October l. J. beim Statthaltereipräſidium in Trieſt 
einzubringen und mit den Nachweiſen über die an einer 
techniſchen Hochſchule (Ingenieur- oder Hochbaufachſchule) 
zurückgelegten Studien, über die beſtandenen einſchlägigen 
Prüfungen und die Sprachkenntniſſe, dann mit dem 
Geburts- und Heimatsſcheine, ſowie, falls ſie noch keine 
öffentliche Stellung bekleiden, mit dem Leumundszeugniſſe 
und dem amtsärztlichen Zeugniſſe über die körperliche Eig— 
nung zu inſtruiren. Bewerber, welche noch nicht die zweite 
Staatsprüfung abgelegt haben, können eventuell berück— 
ſichtigt werden, wenn ſie ſich verpflichten, dieſelbe längſtens 
binnen Jahresfriſt nachzuholen. . 


In Galizien drei Bezirks-Seeretärsſtellen 
der X., eventuell ebenſo vieler Statthalterei-Kanz⸗ 
liſtenſtellen der XI. Rangsclaſſe. Competenzgeſuche, denen 
die Qualificationsbehelfe, ſowie der Nachweis über die 
genaue Kenntnis der Landesſprachen beizuſchließen ſind, 
ſind im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis 20. Septent- 
ber d. J. beim Statthaltereipräſidium einzubringen. Bei 
Beſetzung dieſer Stellen wird im Sinne des Geſetzes vom 
19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, den anſpruchsberechtigten 
Unterofficieren, deren volle Befähigung hiefür nachgewieſen 
iſt, der Vorzug vor den übrigen Mitbewerbern eingeräumt, 
es wäre denn, daſs ſich um die gedachten Poſten etwa 
Beamte, welche ſchon in einem Gehaltsbezuge ſtehen oder 
Quieſcenten bewerben würden. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Derordnungsblatt 


R. &. Mi niſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


17. Wien, 30. September 1902. 
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herzogthum Sfterreich ob der Enns. — Landesgeſetz für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca. — 
Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 15. September 1902, 3. 38457, betreffend die Bedin⸗ 
gungen für die Geſtattung der Landung in den portugieſiſchen Häfen in Süd-Afrika. — Erlass des Miniſte⸗ 
riums des Innern vom 20. September 1902, Z. 28165, betreffend die gegenſeitige Verſtändigung der 
zuſtändigen Behörden bei Leichenüberführungen aus dem Deutſchen Reiche nach den hierländiſchen Ver— 
waltungsgebieten und umgekehrt. — Verſchiedene Mittheilungen: Verzeichnis der im Monate Auguſt 
1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen (8. 14 der Miniſterialverordnung vom 
14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184). — Additionalerklärung vom 26. Juni 1901, zu dem zwiſchen der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und den vereinigten Königreichen von Großbritannien und Irland wegen 
gegenſeitiger Auslieferung von Verbrechern abgeſchloſſenen Staatsvertrage vom 3. December 1873, R. G. Bl. 
Nr. 34 vom Jahre 1874. — Kundmachungen des Handelsminiſteriums, betreffend Beſtimmungen zur Aich— 
ordnung und aichamtliche Vorſchriften. — Wohlfahrtseinrichtungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen. — 
Internationale Vereinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz. — Ausländiſche Arbeiter in der Schweiz. — 
Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 


Im Monate September gelangen zur Ausgabe die Nummern 27, 2s und 29 des „Beiblattes für die Ange- 
N legenheiten der ſtaatlichen Ueterinär verwaltung“. 


Geſetze und Verordnungen. 


Landesgeſetz für das Herzogthum Landesgeſetz für das Erzherzogthum 
Ichleſien. Oſterreich ob der Enns. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Schleſien 8 x 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die . Der vom Landtage des Erzherzogthumes Oſter— 
zeitliche Befreiung von der Entrichtung der reich ob der Enns beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, 
Landes⸗ und Gemeindezuſchläge zur Haus— betreffend die Abänderung der 88. 55, ur A 
zinsſteuer für Umbauten, welche im Gebiete der und 84, Abſatz 2 des Geſetzes vom 5. September 
Stadtgemeinde Troppau aus öffentlichen Aſſani- 1880, Landesgeſetz und Verordnungsblatt Nr. 12, 
rungs⸗ und Verkehrsrückſichten vorgenommen werden, hat unter dem 8. September 1902 die Allerhöchſte 
hat unter dem 1. September d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 
Sanction erhalten. 


V. B. M. I. — 
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Landesgeſetz für die gefürſtete Graf⸗ 
ſchaft Görz und Gradisca. 
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ſetzes, womit eine beſondere Landesauflage auf i 
den Verbrauch von Bier eingeführt wird, hat 
unter dem 15. September 1902 die Allerhöchſte 


Der vom Landtage der gefürſteten Graſſchaft Sanction erhalten. 


Görz und Gradisca beſchloſſene Entwurf eines Ge— 


Erl 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 15. September 1902, 3. 38457, 


betreffend 


die Bedingungen für die Geſtattung der Landung 
in den portugieſiſchen Häfen in Süd⸗Afrika. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut einer Mittheilung des k. u. k. Miniſteriums 
des Außern hat ſich die königlich-portugieſiſche Regie- 
rung in der Abſicht, das nach Beendigung des ſüd— 
afrikaniſchen Krieges beobachtete Zuſtrömen abenteuer— 
licher Elemente in die dem Kriegsſchauplatze benach- 
barten portugieſiſchen Colonien, namentlich nach 
Lourengo Marques einzudämmen, zur Erlaſſung ein- 
ſchränkender Anordnungen für die Geſtattung der 
Landung in den Häfen von Beira und Lourengo 
Marques veranlaſst gefunden. 

Die Vorausſetzungen für die Erlaubnis zum 
Landen beſtehen im allgemeinen darin, daſs die 
reſpectiven fremden Conſulatsvertreter in den fraglichen 
Häfen für die dortſelbſt landenden Individuen die 
Verantwortung und Garantie übernehmen, oder der 
Nachweis erbracht wird, daſs die Reiſenden bereits 
eine ſichere Anſtellung haben, oder dafs fie genügende 
Mittel beſitzen, ſich ſelbſt zu erhalten, oder endlich, 
daſs dieſelben, falls fie weiter reifen wollen, über die 
erforderlichen Reiſeſpeſen verfügen. 

In Ausführung der erwähnten Anordnung der 
portugieſiſchen Regierung verfügt das Rundſchreiben 
des königlich⸗portugieſiſchen General-Conſulates in 
Zanzibar ddo. 26. Juli 1902, daſs Paſſagieren, 
wenn ſie durch ihre geſellſchaftliche Stellung oder 
durch andere unwiderlegbare Beweiſe darthun, daſs 
ſie nicht Perſonen ſind, welche Unruhen zu ſtiften 
geeignet wären, die Landung in Lourengo Marques 
nur unter der Bedingung geſtattet wird, wenn ſich 
dieſelben über den Beſitz der zu ihrer Erhaltung 
nöthigen Mittel, ſowie über die Erlaubnis zum 
Betreten Transvaals ausweiſen oder die Summe von 
20 & deponiren. 

Ein weiteres Nundj ſchreiben des gedachten 
königlich - portugieſiſchen General-Conſulates ddo. 
5. Auguſt 1902, bringt zur allgemeinen Kenntnis, 


äſſe. 


daſs das Landen im Hafen von Beira nur ſolchen 
Perſonen erlaubt wird, welche mit einem Reiſepaſſe 
für Rodeſia ausgeſtattet ſind und 5 zu Depo⸗ 
nirungszwecken beſitzen, dann ſolchen, welche das 
Eingehen eines Arbeitscontractes nachzuweiſen ver⸗ 
mögen, endlich Reiſenden, welche 50 in ihrem 
Beſitze haben nach erfolgter Deponirung des Betrages 
von 20 £ bei dem Polizeicommiſſäre. 


Erlass des Minifteriums des Innern 
vom 20. September 1902, 3. 28165, 


betreffend 


die gegenſeitige Verſtändigung der zuſtändigen 

Behörden bei Leichenüberführungen aus dem Deut⸗ 

ſchen Reiche nach den hierländigen Verwaltungs⸗ 
gebieten und umgekehrt. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut einer Mittheilung des k. und k. Mini⸗ 
ſteriums des Außern hat die kaiſerlich deutſche Regie⸗ 
rung jene Behörden und Dienſtſtellen, welche im 
Deutſchen Reiche zur Ausfertigung von Leichenpäſſen 
zuſtändig ſind, angewieſen, bei Überführung von 
Leichen nach Oſterreich künftighin in jedem Falle von 
der erfolgten Ausfertigung eines Leichenpaſſes der 
zuſtändigen öſterreichiſchen politiſchen Behörde I. In⸗ 
ſtanz rechtzeitig Kenntnis zu geben. 


Statthalterei 5 
Hievon wird die k. k. Landesregierung unter Bezug⸗ 


nahme auf das mit der Kundmachung vom 28. März 
1890, R. G. Bl. Nr. 46, verlautbarte Überein⸗ 
kommen mit dem Deutſchen Reiche vom 12. März 
1890 über die wechſelſeitige Anerkennung von 
Leichenpäſſen und auf den hierortigen Erlaſs vom 
26. September 1901, Z. 43346 ex 1900, betreffend 
die zur Ausfertigung von Leichenpäſſen im Deutſchen 
Reiche befugten Behörden und Dienſtſtellen, zur Ver⸗ 
ſtändigung der unterſtehenden politiſchen Behörden 
mit dem Bemerken in die Kenntnis geſetzt, daſs in 
Hinkunft bei Leichenüberführungen nach dem Deut- 
ſchen Reiche die erfolgte Ausfertigung des Leichen⸗ 
paſſes der zuſtändigen Behörde und Dienſtſtelle, in 
deren Gebiet die Leiche überführt werden ſoll, in 
analoger Weiſe unverze bekanntzugeben ſein 
wird. N 
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Verſchiedene Mittheilungen. 


Verzeichnis“) 


der im nabe Auguſt 1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen. (§. 14 der Minijterial- 
verordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184.) 


Genehmigende 
politiſche 
Landesbehörde 


Poſt⸗ 


nummer 


K. k. Statthalterei in Wien 


Einſchreitende Firma 


Na me 


g Ettore Fenderl 


Allg. Carbid- und Acetylen⸗ 


Syſtem des 
Apparates 
nach §. 17 der 
Miniſterial⸗ 
verordnung 
vom 14. No⸗ 
vember 1901, 
R. G. Bl. 
Nr. 184 


Name 
des 


Apparates 


Standort 


Wien 


(Additionalerklärung vom 26. Juni 
1901 zu dem zwiſchen der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie und dem vereinigten 
Königreiche von Großbritannien und Irland 
wegen gegenſeitiger Auslieferung von Ver— 
brechern abgeſchloſſenen Staatsvertrage vom 
3. December 1873, R. G. Bl. Nr. 34 vom 
Jahre 1874.) Dieſe Additionalerklärung wurde am 
26. Juni 1901 zu London abgeſchloſſen; von Seiner 
k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät am 8. Juni 1902 
ratifieirt und in den beiderſeitigen Ratificationen in 
London am 25. Juni 1902 ausgewechſelt. Der be— 
zügliche Text iſt im XCIV. Stück des R. G. Bl. 
unter Nr. 185 enthalten. 


(Kundmachungen des Handelsminiſte— 
riums, betreffend Beſtimmungen zur Aichord— 
nung und aichamtliche Vorſchriften.) Die Kund— 
machung des Handelsminiſteriums vom 6. Auguſt 
1902, womit nachträgliche Beſtimmungen zur Aich— 
ordnung vom 19. December 1872, R. G. Bl. 
Nr. 171, veröffentlicht werden, iſt im XI. Stück des 
R. G. Bl. unter Nr. 181; die Kundmachung des 


39 
Geſ. Franz Krükl & Co. Wien lit. d = 
40 Auguſt Liehmann Sicht lit. c 2 
K. k. Statthalterei in Linz „ 
41 Anton Karnet Linz lit. c 
42 K. k. Statthalterei in Prag Robert Paulus Semil lit. < u 


*) Siehe „Verordnungsblatt“ Nr. 15 ex 1902, S. 238. 


Handelsminiſteriums vom 6. Auguſt 1902, womit 
nachträgliche Beſtimmungen zu den Vorſchriften, be— 
treffend die aichamtliche Prüfung und Beglaubigung 
von Elektricitätsverbrauchsmeſſern veröffentlicht wer— 


den, iſt im gleichen Stücke des R. G. Bl. unter 
Nr. 182 publicirt. 
(Wohlfahrtseinrichtungen der öſter— 


reichiſchen Eiſen bahnen.) Der vom k. k. arbeits— 
ſtatiſtſſchen Amte im Handelsminiſterium heraus— 
gegebenen Publication: „Die Wohlfahrtseinrichtungen 
der Arbeitgeber zu Gunſten ihrer Angeſtellten und 
Arbeiter in Oſterreich“, welche in dem bisher erſchie— 
nenen 1. Heft des 1. Theiles, die bezüglichen Einrich— 
tungen der Privateiſenbahnen behandelt, ſind die 
nachfolgenden Mittheilungen über Vorſchuſsweſen 
und Spareinrichtungen bei denſelben entnommen: 
Die Mehrzahl der Privatbahnen gewährt den Bedien— 
ſteten über Anſuchen fallweiſe unverzinsliche Vorſchüſſe 
aus eigenen Mitteln, und zwar regelmäßig nur den 
definitiv Angeſtellten, in Ausnahmsfällen auch den 
Arbeitern. Bei einigen größeren Unternehmungen be— 
ſtehen ferner zur Regelung des Vorſchuſsweſens ſtän— 
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dige Einrichtungen, welche entweder von der Bahn— 
verwaltung oder ſelbſtändig von dem Perſonale ins 
Leben gerufen wurden. In gleicher Weiſe beſtehen zur 
Beförderung der Sparthätigkeit der Bahnbedienſteten 
Inſtitutionen, welche bisweilen mit den vorerwähnten 
Gebilden rationeller Creditgewährung organisch ver— 
bunden ſind. Von den auf dem Gebiete des Spar— 
und Vorſchuſsweſens beſtehenden Formen der Selbſt— 
hilfe wird im Folgenden nur jener Erwähnung gethan, 
welche ſeitens der betreffenden Unternehmungen in 
irgend einer Weiſe materiell gefördert erſcheinen. Die 
aus freier Initiative der Unternehmungen geſchaffenen 
Inſtitutionen ſind bald allen, bald nur einzelnen 
Kategorien von Bedienſteten oder deren Angehörigen 
zugänglich. Auf die Verwaltung dieſer Fonde iſt dem 
Perſonale meiſt kein oder nur ein geringer Einfluss 
eingeräumt. Ein Sparzwang iſt in keinem Falle 
ſtatuirt. 

Bei der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn beſteht ſeit 
dem Jahre 1889 ein ſelbſtändiger Spar- und Vor⸗ 
ſchuſsverein „Nordbahnbund“ in Wien als regiſtrirte 
Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung. Zur Mit- 
gliedſchaft ſind nur active Bedienſtete und Penſioniſten 
der Unternehmung für die Dauer des Activitäts-, 
beziehungsweiſe Penſionsverhältniſſes berechtigt. Jeder 
beigetretene Beamte iſt verpflichtet, mindeſtens zwei, 
jeder Unterbeamte und Diener mindeſtens eine An- 
theilseinlage à 50 K zu erwerben. Die Einzahlung 
dieſer Einlagen kann auf einmal oder in Monatsraten 
im Minimalbetrage von 2 K für Beamte und 1 K 
für Unterbeamte und Diener erfolgen. Der zuläſſige 
Maximalbetrag der Einlagen beträgt 2000 K. Die 
Einlagen werden mit 5 / Procent verzinst. Den 
Mitgliedern werden Vorſchüſſe bis zum Höchſtausmaße 
von 40 Procent des reinen Gehaltes gegen 6 Pro— 
cent Zinſen gegeben und find in höchſtens 40 Monats- 
raten zurückzuzahlen. Die Unternehmung fördert den 
Spar- und Vorſchuſsverein durch eine jährliche Sub- 
vention von 8000 K, durch unentgeltliche Über- 
laſſung der Bureaulocalitäten und des Beheizungs— 
und Beleuchtungsmateriales. Der Spar- und Bor- 
ſchuſsverein zählte am 31. December 1898 2971 
Mitglieder. Die Antheilsſcheine betrugen 806.112 K, 
der Vorſchuſsſaldo 790.832 K. Das Reinerträgnis 
des Jahres 1898 bezifferte ſich auf 54.883 K. 


Die ſeit dem Jahre 1878 beſtehende Kinder— 
ſparcaſſe von Angeſtellten und ſtändigen Arbeitern 
der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn iſt nach dem Vor— 
bilde des vom Erſten allgemeinen öſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Beamtenvereine in Wien ins Leben gerufenen 
Spar= und Unterſtützungsvereines für Kinder errichtet 
worden. Der Zweck der Kinderſparcaſſe geht dahin, 
den betreffenden Kindern jeden Alters bis zum voll- 
ſtreckten 16. Lebensjahre Gelegenheit zu bieten, kleine 
Geldbeträge, welche dieſelben entweder von ihren An— 
gehörigen ꝛc. erhalten, oder irgendwie ſelbſt verdienen, 
anzuſammeln und durch zinsbare Anlegung zu ver— 


mehren und hiedurch beim Eintritte ins Leben einen 


Hilfspfennig behufs weiteren Fortkommens zu ge— 
winnen. Die Spareinlagen für ein Kind und die 
Zinſen derſelben werden vor deſſen vollſtrecktem 
16. Lebensjahre nicht ausbezahlt. Alljährlich werden 
100 Sparprämien à 10 K unter die fleißigſten Ein⸗ 
leger, deren Väter Jahresbezüge unter 2400 K haben, 
verlost. Der Stand der Sparer am 31. December 
1898 betrug 2721. Die Summe der Geſammtgut⸗ 
haben der Sparer bezifferte ſich auf 683.478 K, der 
Vermögensſtand der Caſſe auf 685.742 K. 

Der Spar- und Vorſchuſsverein der Bedienſteten 
der Oſterreichiſchen Nordweſtbahn und Südnord⸗ 
deutſchen Verbindungsbahn beſteht ſeit dem Jahre 
1870 und iſt als Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftung im Jahre 1874 regiſtrirt worden. Jedes 
Vereinsmitglied (active mit Gehalt angeſtellte Beamte 
und Penſioniſten) muſss mindeſtens einen, kann jedoch 
mehrere Geſchäftsantheile a 40 K erwerben. Der 
Maximalbetrag der Geſchäftsantheile eines Mitgliedes 
beläuft ſich auf 4000 K. Die Höhe des Zinsfußes 
für Vorſchüſſe beträgt 6 Procent. Spareinlagen können 
von Vereinsmitgliedern und anderen Perſonen bis zu 
der von der Generalverſammlung feſtgeſetzen Geſammt⸗ 
höhe aufgenommen werden. Die Vereinslocalitäten 
werden ſeitens der beiden Bahnunternehmungen un⸗ 
12 5 beigeſtellt. Der Verein zählte zu Ende 1898 

1573 Mitglieder, gleich 23 ½ % Procent ſämmtlicher 
beitrittsberechtigten activen Bedienſteten und Penſio— 
niſten beider Unternehmungen. Der Stand der Ge— 
ſchäftsantheile betrug 425.762 K, die außenſtehenden 
Vorſchüſſe 660.133 K. Die Spareinlagen von zu⸗ 
ſammen 136 Einlegern beliefen ſich am Schluſſe des 
Ausweisjahres auf 189.588 K. Die kleinſte Spar⸗ 
einlage betrug 2 K 20 h, die größte 14.670 K, der 
Überſchuſs betrug 26.228 K. Außerdem gewährt 
der ſeit dem Jahre 1898 beſtehende, aus dem Ver⸗ 
mögen des vormals beſtandenen Krankenunterſtützungs⸗ 
inſtitutes gebildete Unterſtützungsfond der Oſterreichi⸗ 
ſchen Nordweſtbahn und Südnorddeutſchen Verbin- 
dungsbahn den Mitgliedern der geſellſchaftlichen 
Bezirkskrankencaſſen Vorſchüſſe. 


Weiters hat die Südbahngeſellſchaft für ihre 
Bedienſteten eine Spar- und Vorſchuſscaſſe ins 


Leben gerufen. Der Zinsfuß für Vorſchüſſe und Spar⸗ 


einlagen beträgt 5 Procent. Die ausſtändigen Vor⸗ 
ſchüſſe der Spar- und Vorſchuſscaſſe beliefen ſich mit 
Ende 1898 auf 717.556 K, das Guthaben diverſer 
Parteien für Einlagen betrug 431.642 K, der 
Ertragsüberſchuſs 5157 K. Die für die Beamtinnen 
und die Hilfsbeamten der Südbahngeſellſchaft er- 
richteten „Sparfonde“ haben den Charakter von 
Penſionsinſtituten. 

(Internationale Vereinigung für geſetz— 
lichen Arbeiterſchutz.) Dieſe im Vorjahre zu Baſel 
conſtituirte Vereinigung hielt ihre diesjährige Tagung 
am 23. 


und 24. September in Köln ab. Die 


12 
N 


Bee 
N 


Regierungen von Deutſchland, Italien, Frank— 
reich, England, Belgien, Schweden, Norwegen, 
Holland, Rumänien, der Schweiz und der Papſt 
hatten Vertreter entſendet. Auch die öſterreichiſche 
Regierung war durch amtliche Functionäre vertreten. 
Die Vereinigung beſchloſs ein Reglement für das 
zu errichtende internationale Arbeitsamt, 
welches als wiſſenſchaftliches Inſtitut gedacht iſt, mit 
dem Charakter ſtrenger politiſcher Neutralität. Dem 
internationalen Arbeitsamt wird die Aufgabe zufallen, 
eine periodiſche Sammlung der Arbeiterſchutzgeſetze 
aller Länder zu veranſtalten und das Studium dieſer 
Geſetzgebung durch eigene Arbeiten, Gutachten und 
Auskünfte zu erleichtern. Weitere Gegenſtände der 
Verhandlung der „Vereinigung“ bildeten die Nacht— 
arbeit der Frauen und die geſundheitsgefährlichen 
Betriebe. Ergebnis der Discuſſion war ein Beſchluſs 
dahin gehend, daſs die Verſammlung das Verbot der 
Nachtarbeit für Frauen grundſätzlich für gerechtfertigt 
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erklärt und eine Commiſſion beauftragte, dem Verbote 
Geltung zu verſchaffen. Ferner gelangte eine Erklärung 
zur Annahme, worin die Einſetzung einer Commiſſion 
beſchloſſen wird, die Mittel und Wege ſuchen ſoll, um 
eine die geſundheitsſchädigenden Wirkungen des Phos— 
phors und des Bleiweißes behebende Einſchränkung 
der Verwendung von weißem Phosphor und Blei— 
weiß herbeizuführen und den Gebrauch des Bleiweißes 
ſoweit als möglich zu unterdrücken. Das Bureau ſolle 
dahin wirken, daß die Staats- und Gemeindebehörden 
bei von ihnen zu vergebenden öffentlichen Arbeiten die 
Verwendung des Bleiweißes gänzlich verbieten. 
(Aòĩsländiſche Arbeiter in der Schweiz.) 
Der kürzlich publicirten Fabriksſtatiſtik über den An- 
theil der ausländiſchen Arbeiter an der ſchweizeriſchen 
Fabriksarbeiterſchaft iſt zu entnehmen, daſs derſelbe 
von 12˙7 Procent auf 16˙5 Procent geſtiegen iſt. Statt 
je 100 im Jahre 1895 gibt es jetzt: Italiener 273˙8, 
Oſterreicher 161˙5, Franzoſen 125˙4 Deutſche 123°5. 


Siterafuranzeigen. 


Statiſtik des Zwiſchenverkehrs zwiſchen den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern und den Ländern 
der ungariſchen Krone im Jahre 1901. Herausgegeben 

vom k. k. zwiſchenverkehrsſtatiſtiſchen Amte im k. k. 
Handelsminiſterium. Wien. 1902. K. k. Hof⸗ und 
Staatsdruckerei. XXXIV, 373 S. 


Alphabetiſcher Katalog der Fachbibliothek der Kaiſer Franz 
Joſeph I. Jubiläumsſtiftung für Volkswohnungen und 


Wohlfahrtseinrichtungen. Wien. 1902. Selbſtverlag 
der Stiftung (J., Börſegaſſe 11), 35 S. 


Schollenberger J., Dr. Das Bundesſtaatsrecht der Schweiz. 
Geſchichte und Syſtem. Berlin. 1902. O. Haering. 
VIII, 279 S. (8 K 40 h). 


Verſonalnachrichten. 


Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 10. September l. 3. dem Ober⸗ 
ingenieur im Miniſterium des Innern Joſef Opolski das 
Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens allergnädigſt zu ver⸗ 
leihen geruht. 


Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 18. September l. J. den Bau⸗ 
räthen im Miniſterium des Innern Richard Siedek, 
Ottokar Braun und Hugo Franz, ſowie dem in dieſem 

Miniſterium in Verwendung ſtehenden Baurathe des 

Staatsbaudienſtes in Niederöſterreich Karl Haberkalt den 
Titel und Charakter eines Oberbaurathes mit Nachſicht der 
Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


5 Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 8. September l. J. dem Rech⸗ 
nungsrathe bei der Statthalterei in Prag, Karl Blomann 
anläjslich der von ihm erbetenen Verſetzung in den dauern⸗ 
nen Ruheſtand den Titel eines Oberrechnungsrathes mit 
Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


. M. I. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat die Statthaltereijecretäre Severin Lubas 
und Dr. Karl Stepan zu Bezirkshauptmännern und den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern 
Richard Edlen v. Ceſany, ſowie den Bezirkscommiſſär Guido 
Stieber zu Gtatthaltereijecretären in Böhmen, den 
Bezirkscommiſſär Theodor Jelen zum Bezirkshauptmanne 
und den Bezirkscommiſſär der Statthalterei in Mähren 
Moriz Freiherrn Daublebsky v. Sterneck zum Landes- 
regierungsſecretär in Schleſien, die Landesregierungs⸗ 
jecretäre Johann Kremensek, Alfons Pire und Otto Edlen 
v. Detela zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscom— 
miſſäre Carl Ekel und Johann Kreſſe zu Landesregierungs— 
jecretären in Krain, weiters die Oberingenieure Arthur Polt 
und Friedrich Eſſer zu Bauräthen, die Ingenieure Johann 
Kolbenſchlag, Franz Geilhofer, Ernſt Dittrich und 
Adam Ciechanowski zu Oberingenieuren und den Bau⸗ 
adjuncten Friedrich Ullmann zum Ingenieur im Mimiſte⸗ 
rium des Innern, ferner den Polizeiobercommiſſär Emil 
Kropatſchek zum Polizeirathe und den Polizeicommiſſär 
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Bronislaus Benoit zum Polizeiobercommiſſär im Stande 
der Polizeidirection in Lemberg, den Bezirksinſpector der 
Trieſter Sicherheitswache Albert Malalan zum Ober⸗ 
inſpector, den Revierinſpeetor Johann Hraſche zum 
Bezirksinſpector im Stande der Prager Sicherheitswache, 
ſchließlich den Beamten der Generalagentſchaft in Prag der 
k. k. priv. Aſſicurazioni Generali in Trieſt, Friedrich 
Toufar, zum Rechnungsoffizial für den verſicherungs⸗ 
techniſchen Dienſt im Miniſterium des Innern ernannt. 


Der Landespräſident in Salzburg hat den Landes- 
regierungs-Rechnungspraltikanten Franz Pichler zum 
Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 


— Der Statthalter in Steiermark hat die Statthalterei⸗ 
Concipiſten Dr. Hans Ritter v. Széth, Dr. Robert Edlen 
v. Schickh und Ferdinand Zoffal zu Bezirkscommiſſären 
und die Stattthalterei-Conceptspraktikanten Arthur Frei⸗ 
herrn v. Ramberg und Norbert Freiherrn v. Puthon zu 
Statthalterei-Coneipiſten ernannt. 


Der Landespräſident in Krain hat die Landes- 
regierungs-Concipiſten Sigmund Freiherrn v. Guſſich, 
Friedrich Grafen Hardegg und Ernſt Kordin zu Bezirks⸗ 
commiſſiären und die Landesregierungs-Conceptsprakti⸗ 
kanten Dr. Franz Vonkina und Ignaz Edlen v. Ruber 
zu Landesregierungs-Concipiſten ernannt. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat die 
abſolvirten Rechtshörer Rudolf Zintel, Rudolf Pfiſter und 
den Statthalterei⸗Conceptspraktikanten der Statthalterei in 
Trieſt Ernſt Mumelter zur Ablegung der Probepraxis für 
den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, ferner den Bau⸗ 
praktikanten Alois Ammer ſowie den abſolvirten Techniker 
Emil Heidecker zu Bauadjuncten im Staatsbaudienſte für 
Tirol und Vorarlberg ernannt. 


Der Bezirksſecretär Adolf Eitzenberger in Inns⸗ 
bruck iſt am 4. September d. J. geſtorben. 


Der Statthalter von Böhmen hat den Sanitäts- 
aſſiſtenten M. U. Dr. Jaroslav Holeka in Königgrätz zum 


Sanitäts⸗Coneipiſten, den Secundärarzt I. Kategorie des 
allgemeinen Krankenhauſes in Prag M. U. Dr. Jaroslav 
Feyfar zum Sanitätsaſſiſtenten und den Statthalterei⸗ 
Kanzliſten Gottlieb Kubik zum Bezirksſeeretär ernannt. 


Der Bezirkshauptmann Karl Pezellen wurde zu 
der neu erreichteten Bezirkshauptmannſchaft in Marienbad 
verſetzt, der Statthaltereiſecretär Richard Edler v. Ceſany 
mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft Polikka und 
der Bezirkscommiſſär Joſef Sommer mit der Leitung der 
Bezirkshauptmannſchaft Tepl betraut. 


Der Statthalter in Mähren hat den Bezirkscommiſſär 
Dr. Karl Gerſtner (Statthalterei) zur Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Brünn, den Bezirkscommiſſär Wilhelm Freiherrn v. 
Temnitſchka (Mähriſch-Schönberg) zur Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Iglau und den Statthalterei-Conceptspraktikanten 
Dr. Victor Mentzl (Trebitſch) zur Bezirkshauptmannſchaft 
Mähriſch-Schönberg verſetzt; ferner den Bezirkscommiſſär 
Dr. Georg Hueber (Brünn), den Bezirkscommiſſär Dr. 
Alfred Chriſt (Groß-Meſeritſch) und den Statthalterei⸗ 
Conceptspraktikanten Dr. Walter Ritter v. Stockert 
(Nikolsburg) zur Dienſtleiſtung bei der Statthalterei 
einberufen und den Gendarmeriepoſtenführer Leopold 
Swoboda zum Kanzliſten bei der Polizeidirection in 
Brünn ernannt. 


Der Statthalter in Galizien hat den abſolvirten 
Gymnaſialſchüler Ferdinand Fugl zum Praktikanten 
im Statthalterei⸗Rechnungsdepartement ernannt. 

Der abſolvirte Rechtshörer und geweſene Stiftling 
der k. k. Thereſianiſchen Akademie Hugo Koſterſitz v. 
Marenhorſt wurde zur Ablegung der Probepraxis für 
den politiſchen Conceptsdienſt bei der Landesregierung in 
Czernowitz zugelaſſen. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Statthalterei⸗ 
Conceptspraktikanten Stefan Krpan zum Statthalterei⸗ 
Concipiſten ernannt und dem Oberingenieur Dr. Ernſt 
Nagy (Sebenico) und dem Ingenieur Krunoslav Muſanié 
(Knin) den erbetenen Dienſttauſch bewilligt. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Tirol und Vorarlberg eine Bezirksſeeretärs⸗ 
ſtelle der X. Rangsclaſſe, eventuell eine Statthalterei— 
kanzliſtenſtelle der XI. Rangsclaſſe. Zur Erlangung 
einer dieſer Stellen wird gefordert: Entſprechende Schul- 
bildung, gute correcte Handſchrift, vollſtändige Kenntnis der 
deutſchen und italieniſchen Sprache in Wort und Schrift, 
Kenntnis des Kanzlei» und Manipulationsdienſtes, im 


allgemeinen und bei Abgang des Nachweiſes der bezüglichen 
Befähigung eine mehrmonatliche Probepraxis bei einer 
pol tiſchen Behörde I. Inſtanz. Bewerber um eine dieſer 
Stellen, welche nach dem Geſetze vom 19. April 1872, 
R. G. Bl. Nr. 60, den anſpruchsberechtigten Unterojfizieren 
bei der vollen Eignung vorbehalten ſind, haben ihre gehörig 
belegten, eigenhändig geſchriebenen Geſuche bis längſtens 
25. October 1902 im vorgeſchriebenen Dienſtwege beim 
Statthaltereipräſidium in Innsbruck einzubringen. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Perordnungsblatt 


R. . Min iſte riums des Snnern 
mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 18. Wien, 15. Vetober 1902, 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Herzogthum Kärnten. — Landesgeſetze für die Mark— 
grafſchaft Mähren. Landesgeſetze für das Königreich Böhmen. — Landesgeſetze für das Herzogthum Salzburg. — 
Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 4. October 1902, R. G. Bl. Nr. 191, betreffend die Amts- 
wirkſamkeit des Bezirkshauptmannes in Eger. — Verordnung der Miniſterien des Innern, des Handels 
und der Finanzen vom 7. Oetober 1902, R. G. Bl. Nr. 192, mit welcher die Ein- und Durchfuhr gewiſſer 
Waren und Gegenſtände aus der Stadt und dem Hafengebiete von Odeſſa verboten, beziehungsweiſe beſchräakt 
wird. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 28. September 1902, 3. 40419, betreffend 
das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Tata-Tovaros, Comitat Komärom. — 
Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 28. September 1902, Z. 40594, betreffend das Verbot des 
Hauſirhandels auf dem Gebiete der Stadt Kis-Kun⸗Felegyhaͤza, Comitat Peſt. — Erlaſs des Miniſteriums 
des Innern vom 6. October 1902, 3. 41683, betreffend das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Gemeinde Nova-Gradisfa. — Crlaſs des Miniſteriums des Junern vom 8. October 1902, 3. 42162, 
betreffend ſanitäre Vorkehrungen aus Anlaſs des Auftretens der Peſt in Odeſſa. — Judicate: Auszug aus 
dem Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 4. Juni 1902, 3. 5043, betreffend die Genehmigung 
einer gewerblichen Betriebsanlage. Motivirung der Entſcheidungen der Gewerbsbehörden über die gewerbe— 
polizeiliche Zuläſſigkeit von Betriebsanlagen. — Verſchiedene Mittheilungen: Verzeichnis der im 
Monate September 1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen. §. 14 der 
Miniſterialverordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 14. — Einberufung des Reichsrathes. — 
Verlegung des Sitzes der dalmatiniſchen Arztekammer. — Verordnung des Eiſenbahnminiſteriums im Ein 
vernehmen mit den Miniſterien der Finanzen, des Innern und der Juſtiz vom 10. October 1902, betreffend 
die Verwendbarkeit der Theilſchuldverſchreibungen des von der Aetiengeſellſchaft Niederöſterreichiſche Wald— 
viertelbahn aufgenommenen Prioritätsaulehens, Emiſſion 1902, zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs-, 
Pupillar⸗ und ähnlichen Capitalien. — Erlaſs des Finanzminiſteriums vom 4. October 1902, betreffend die 
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Hinausgabe der Banknoten zu 100 K und die Einziehung der Banknoten zu 100 fl. ö. W. — Statiſtiſche 


Daten über Oſterreich. — Neuregelung der Kinder- und Frauenarbeit in Italien. — Erſchwerung der Ein— 
wanderung nach Amerika. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursaus 
ſchreibungen.. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


andesgeſeh für das Aerzoathum am See erlaſſen werden, hat unter dem 24. Sep- 
& 9 [et f 5 109 ) tember 1902 die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Kürnten. i 
. | Landesgeſetze für die Ularkgrafſchaft 
Der vom Landtage des Herzogthumes Kärnten Mühr 8 f 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit grund— 1 uhren. 
ſätzliche Beſtimmungen, betreffend die öffentliche Der vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren 


Waſſerleitung für den Curort Pörtſchach beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
V. B. M. I. 45 
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Einleitung des Waſſers aus der ſtädtiſchen Waſſer— 
leitung in das Innere der Häuſer der Stadt 
Mähriſch⸗ Schönberg, hat unter dem 21. Sep⸗ 
tember d. J., 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Einleitung des 
Waſſers aus der ſtädtiſchen Waſſerleitung in das 
Innere der Häuſer der Stadt Freiberg, unter 
dem 27. September d. J., 

der beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, be— 
treffend die Behandlung der auf Grund des Geſetzes 
vom 2. Juni 1901, R. G. Bl. Nr. 56, von der 
Hauszinsſteuer befreiten Neu- und Um⸗ 
bauten im Gebiete der Stadtgemeinde 
Neutitſchein, in Bezug auf die Landes-, Bezirks— 
und Gemeindeumlagen, gleichfalls unter dem 27. Sep- 
tember 1902 die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das Königreich 
Böhmen. 


Der vom Landtage des Königreiches Böhmen 
beſchloſſene Entwurf eines Gefetzes, betreffend die 
Abänderung des S. 7, Punkt 59 und Punkt 73 
der Landtagswahlordnung für das Königreich 
Böhmen, hat unter dem 2. October d. I., N 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent— 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Ergänzung des 
§. 79 und die Abänderung des S. 80 der für 
die königliche Hauptſtadt Prag nebſt Vor⸗ 
orten, ſowie für die Städte Pilſen und Bud⸗ 
weis geltenden Bauordnung, hat unter dem 
5. October d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das Herzogthum 
Jalzburg. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Salzburg 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit der §. 1 
des Gemeindeſtatutes für die Landeshaupt⸗ 
ſtadt Salzburg vom 8. December 1869, L. G. 
Bl. Nre 141, . wird, hat unter dem 
26. September d. J., 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Einhebung einer 
Landesauflage auf den Verbrauch von Bier, 
hat unter dem 7. October 1902 die Allerhöchſte 
Sanction erhalten. 


Verordnung des Uliniſteriums des In⸗ 
nern vom 4. October 1902, B. G. Bl. 
Ar. 191, 
betreffend 


die Amtswirkſamkeit a Bezirkshauptmaunes in 
Eger. 

Aus Anlaſs der Errichtung einer Bezirkshaupt— 

mannſchaft in Marienbad (Kundmachung des Mini— 


ſteruums des Innern vom 11. Septen 1902, N 


R. G. Bl. Nr. 183) wird in Abänderung des §. 2, 


Bunt 6 der Verordnung des Miniſteriums des pi 


Innern vom 31. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 114, 
betreffend die Übertragung der Beſorgung von Statt— 
haltereigeſchäfſten im Namen des Statthalters an 
mehrere Bezirkshauptmänner in Böhmen, angeordnet, 
dass ſich die erweiterte Amtswirkſamkeit des Bezirks⸗ 
hauptmannes in Eger künftig auf die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften Aſch, Falkenau, Graslitz, Joachimsthal, 

Karlsbad, Luditz, Marienbad, 5 er und Tepl 
zu erſtrecken hat. 


Verordnung 9 der Miniſterien 99 Innern, 
des Handels und der Finanzen vom 


?. October 1902, B. G. BL. Ar. 192, . 


mit welcher 
die Ein⸗ und Durchfuhr gewiſſer Waren und Genen- 


ſtände aus der Stadt und dem Hafengebiete von 
Odeſſa verboten, beziehungsweiſe beſchränkt wird. 


Auf Grund des internationalen Sanitäts-Über- 
einkommens vom 19. März 1897, R. G. Bl. Nr. 13 
ex 1901, wird aus Aulaſs des Auftretens von Peſt⸗ 


fällen in Odeſſa im Einvernehmen mit der königlich 


ungarischen Regierung die Ein- und Durchfuhr folgen⸗ 


der Waren und Gegenſtände aus der Stadt und dem 


Hafengebiete von Odeſſa verboten, beziehungsweiſe 
beſchränkt: 

1. Gebrauchte Leibwäſche, alte und getragene 
Kleidungsſtücke (Gebrauchseffecten), ie Bett⸗ 
zeug. 


Werden dieſe Gegenſtände als Reiſegepäck ober . 
infolge eines Wohnungswechſels (Einrichtungseffeeten) 


befördert, jo unterliegen ſie den beſonderen Beſtim⸗ 
mungen über ſanitätspolizeiliche Reviſion und Be- 
handlung beim Grenzübertritte. 


rn N ö 
ARE 


2. Hadern und Lumpen, einſchließlich der Hydrau- ee : 
liſch zuſammengepreſsten Lumpen, welche im Ain Be 


handel verſendet werden. 


3. Gebrauchte Säcke, Teppiche und Stickereien, 85 


welche benutzt ſind. 
4. Grüne Felle, ungegerbte Häute, frische Häute. 
5. Friſche Thierabfälle, Klauen, Huff, . 
Haare, rohe Seide und Wolle. 
6. Menſchenhaare. 


Die Durchfuhr der aufgezählten Make und 
Gegenſtände iſt jedoch geſtattet, wenn dieſelben ſo 
verpackt find, daſßs unterwegs eine Berührung damit 


nicht möglich iſt und wenn die Bewilligung der Ein- 
fuhr in das benachbarte ausländiſche Durchzugs-, bes 


ziehungsweiſe Einfuhrsgebiet nachgewieſen iſt. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage, an welchem 


fie den betreffenden Zoll-, beziehungsweiſe Seeſanitäts⸗ 
behörden bekannt wird, in Kraft. 


Er lä 
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ſſe. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 28. Beptember 1902, 3. 40419, 

a | betreffend 

das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 


4 Gemeinde Tata -Toväros, Comitat Komärom. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des kgl. ung. Handelsmini— 
ſteriums vom 3. September 1902, 3. 55.042, wurde 
die Ausübung des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Gemeinde Tata⸗Tövaros, Comitat Komärom, unter 
Aufrechthaltung der im §. 17 der beſtehenden Haufir- 
vorſchriften und in den dieſen Paragraphen ergänzenden 
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewiſſer 
Gegenden gewährten Rechte verboten. 


Hievon wird die k. k. Bender mit Bezie⸗ 
hung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 
Darnachachtung und Verſtändigung der 1 


in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 28. September 1902, 3. 40594, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Kis⸗Kun⸗Felegyhaza, Comitat Peſt. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des kgl. ung. Handelsmini— 
ſteriums vom 3. September 1902, Z. 55.567, wurde 
die Ausübung des Hauſirhandels auf dem Gebiete 
der Stadt Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, Comitat Peſt, unter 
Aufrechthaltung der im §. 17 der beſtehenden Hauſir— 
vorſchriften und in den dieſen Paragraphen ergänzenden 
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewiſſer Ge— 
genden gewährten Rechte verboten. 


Hievon wird die En mit Beziehung 
auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen Darnach— 
achtung und Verſtändigung der Unterbehörden in die 


Kenntnis geſetzt. 


Erlass des Ministeriums des Innern 
vom 6. October 1902, 3. 41683, 


betreffend 


= das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Gemeinde Nova⸗Gradiska. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Laut Mittheilung des kgl. ung. Handelsmini— 


ſteriums vom 12. September 1902, 3. 58269, wurde 
die Ausübung des Hauſirhandels auf dem Gebiete 


der Gemeinde Nova⸗Gradiska unter Aufrechthaltung 
der im §. 17 der beſtehenden Hauſirvorſchriften und 
in den dieſen Paragraphen ergänzenden Nachtrags— 
verordnungen den Bewohnern gewiſſer Gegenden ge— 
währten Rechte verboten. 
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Hievon wird die k. k. desregierung MM Beziehung 
auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen Dar— 
nachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden in 


die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 8. October 1902, 3. 42162, 


betreffend 


fanitäre Vorkehrungen aus Aulaſs des Auftretens 
der Peſt in Odeſſa. 


(An die Statthalterei in Lemberg und die Landesregierung 


in Czernowitz.) 

Mit der im Reichsgeſetzblatte, Stück XLVIII 
Nr. 192, vom 8. October l. J. verlautbarten Ver— 
ordnung der Miniſterien des Innern, des Handels 
und der Finanzen vom 7. October ) wurde das aus 
Anlaſs des Auftretens der Peſt in Odeſſa erlaſſene 
Verbot der Ein- und Durchfuhr der im Titel IV, 
Capitel II des Reglements des internationalen 
Sanitätsübereinkommens vom 19. März 1897, R. G. 
Bl. Nr. 13 ex 1901, angeführten Gegenſtände und 
Waren aus der Stadt und dem Hafengebiete von 
Odeſſa verlautbart. 

Hievon wird die k. k. gandesregſcrüng mit der Auf- 
forderung in Kenntnis geſetzt, zur Durchführung der 
in den Beſtimmungen des Reglements des eitirten 
Übereinkommens vorgeſehenen ſanitären Maßnahmen, 
betreffend den Verkehr von Reiſenden aus dem peſt— 
verſeuchten Gebiete und die ſanitäre Behandlung ihrer 
Effecten ſofort zu veranlaſſen, daſs für die Dauer der 


Statthalterei 


Peſt efahr in den in Betracht kommenden Eiſenbahngrenzſtationen 
gerad in der in Betracht kommenden Eiſenbahngrenzſtation 


Podwoloczyska und Brody je 8 
Nowoffelſca ein Amtsarzt damit betraut 


werde, den Reiſeverkehr aus der Richtung von Odeſſa 
ſanitär zu überwachen, beim Eintreffen jedes ſolchen 
aus Ruſsland kommenden Zuges anweſend zu fein, 
den geſonderten Austritt der aus Odeſſa kommenden 
Reiſenden aus den Perſonenwagen, und zwar nach 
dem Ausſteigen der anderen Reiſenden zu veranlaſſen, 
die ankommenden Reiſenden im allgemeinen beim 
Verlaſſen des Zuges und während der Zollreviſion 
ihres Gepäckes zu beobachten, über den Geſundheits— 
zuſtand der aus Odeſſa anlangenden Reiſenden ſich 
genaue Überzeugung zu verſchaffen, im Falle geringſten 


) Seite 276. 
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Verdachtes einer infectibſen Erkrankung die ein— Dieſe hat durch zehn Tage vom Tage der Ab⸗ 


gehende ärztliche Unterſuchung vorzunehmen und nach 
dem Ergebniſſe derſelben das weiter Erforderliche zu 
veranlaſſen. l 

Das Gepäck der aus Odeſſa ankommenden 
Reiſenden iſt abgeſondert von jenem der übrigen 
Reiſenden der zollämtlichen und gleichzeitig der ſani— 
tären Reviſion zu unterziehen, welch letztere vom 
Arzte vorzunehmen iſt. Werden als Inhalt des Reiſe— 
gepäcks im Punkte 1 der eingangs citirten Verord— 
nung angeführte Effecten vorgefunden, ſo ſind dieſelben 
der vorgeſchriebenen ſanitätspolizeilichen Behandlung, 
beziehungsweiſe Desinfection zu unterziehen. 

Nach Beendigung dieſer ſanitären Reviſion, 
welche, unbeſchadet der Gründlichkeit unter Hintan- 
haltung aller vermeidbaren Beläſtigungen der unver— 
dächtigen Reiſenden durchzuführen iſt, ſind die aus 
Odeſſa angelangten Reiſenden im Falle der Fort- 
ſetzung ihrer Fahrt unter Angabe ihrer Perſonalien 
dem Begleitperſonale des ſie weiterführenden Zuges 
zur unauffälligen Beachtung ihres Geſundheits— 
zuftandes während der Reiſe namhaft zu machen und 
iſt der Zugführer zu erinnern, daſs im Falle des 
Ausſteigens eines in ſanitärer Überwachung ſtehenden 
Reiſenden derſelbe dem Stationsvorſtande der Aus- 
ſteigeſtation behufs Veranlaſſung der weiteren, ohne 
Beläſtigung . . . durchzuführenden Evidenthaltung des 
Geſundheitszuſtandes im Aufenthaltsorte zu bezeichnen 
iſt. Auch darf von der k. k. Polizeibehörde der Eiſen— 
bahnſtation nicht unterlaſſen werden, jene Gemeinden, 
nach welchen ſich die Reiſenden aus Odeſſa begeben, 
von der bevorſtehenden Ankunft derſelben auf dem 
kürzeſten Wege, womöglich telegraphiſch oder telepho— 
niſch zu verſtändigen, damit die Evidenthaltung ihres 
Geſundheitszuſtandes geſichert werde. 


reiſe aus Odeſſa zu dauern und iſt im Falle des 


Wechſels des Aufenthaltsortes innerhalb der Be— 
obachtungsfriſt im neuen Aufenthaltsorte fortzuſetzen, 
deſſen Gemeindevorſtand ſtets rechtzeitig von dem 


Anlangen der in Evidenz zu führenden Perſon zu 


verſtändigen iſt. | 

Überhaupt find die Beſtimmungen des hier- 
ortigen Erlaſſes vom 30. Auguſt 1901, 3. 33219 
(V. B. M. J. Nr. 14 ex 1901, S. 221) genau zu 
beobachten. 

Von der fachgemäßen Durchführung der Maß— 
nahmen in 2 


den Grenzſtationen 1 f 
der Grengftalton wolle ſich die k. k. andes 


halteri 8 ; 1 des Landesjanitäts- 
Egierung u 1 „ des Landesſun 
referenten oder des Landesſanitätsinſpectors . g 
referenen die ber zen 
ſchaffen. 

Der ſtändigen genauen Überwachung des 


Fremdenverkehres aus Rufſsland, unter ſtrenger Hand— 
habung der Meldevorſchriften, in allen, insbeſondere 
aber in den Grenzbezirken des Landes, der Hintan⸗ 
haltung von Umgehungen der erlaſſenen Vorſchriften, 
der Erhaltung eines guten Geſundheitszuſtandes, 
insbeſondere durch achtſame und energiſche Bekämpfung 
aller Infectionskrankheiten, der Herſtellung einer ver- 
läſslichen Epidemiebereitſchaft iſt unausgeſetzt eine 
intenſive Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 8 

Über alle wichtigen Vorkommniſſe bei Handha⸗ 
bung des ſanitären Überwachungsdienſtes in den Grenz⸗ 
ſtationen und über wichtige bei dieſem Anlaſſe in Er— 
fahrung gebrachte Nachrichten, betreffend Auftreten, 
Verbreitung und Bekämpfung der Peſt in Ruſsland, 


1 Statthalterei 2 
wolle die k. k. Landesregkerung Ungeſäumt nach Erforder— 


nis telegraphiſch berichten. 


Judicate. 


Auszug aus dem Erkenntniſſe des Perwal⸗ 


tungsgerichtshofes vom 4. Juni 1902, 
3. 5043, 
betreffend 

die Genehmigung einer gewerblichen Betriebs 
anlage. 


Motivirung der Entſcheidungen der Gewerbsbehörden 
über die gewerbepolizeiliche Zuläſſigkeit von Betriebs- 
anlagen. 

Der Berwaltungsge:ichtshof hat mit dem bezogenen 
Erkenntniſſe die von den Beſchwerdeführern erhobene Ein- 
wendung, es ſei die Begründung der angefochtenen Entſchei— 
dung des Miniſteriums des Innern und der der letzteren 


In der Beſchwerde wird bemängelt, daſs die Entjchei- 


dung der II. Inſtanz keine Motivirung enthalte und ſich in 
eine Widerlegung oder Berichtigung der in der Entſcheidung 
J. Inſtanz zum Ausdrucke gelangten amtlichen Conſtatirun⸗ 
gen und der von den Beſchwerdeführern erhobenen Einwen⸗ 
dungen nicht einlaſſe. Ebenſo habe auch das belangte Mini⸗ 
ſterium feine Entſcheidung nicht begründet, ſondern nur auf die 
(nicht vorhandene) Motivirung des Statthaltereierkenntniſſes 
hingewieſen. 

Dieſer Beſchwerdepunkt ſtellt ſich als unbegründet dar. 

Denn, abgeſehen davon, daſs die Unterlaſſung der 
Motivirung einer adminiſtrativen Entſcheidung wohl eine 
Incorrectheit bildet, keineswegs aber unter allen Um⸗ 
ſtänden einen weſentlichen, die Nichtigkeit dieſer Entjchei- 


dung herbeiführenden Mangel begründen muſs, hat im ge⸗ 


gebenen Falle die k. k. mähriſche Statthalterei die Ertheilung 
des bau- und gewerbebehördlichen Conſenſes thatſächlich da- 


zugrunde liegenden Entſcheidung der Statthalterei mangel- mit begründet, daſs ſie die von den Beſchwerdeführern im 


haft, in nachſtehender Weiſe als unbegründet abgewieſen: 


Zuge des Verfahrens gegen die Conſentirung vorgebrachten 


5 


hen 


Einwendungen, inſoweit dieſelben dahin gingen, dajs im 
Falle der Herſtellung der projectirten Anlage die Nachbar- 
ſchaft durch übermäßigen Lärm und große Rauchentwicklung 
beläſtigt und durch Feuersgefahr bedroht werden würde, 
mit Rückſicht auf die Lage der Betriebsſtätte 
und die Beſchaffenheit der in derſelben zur 
Aufſtellung gelangenden Maſchinen, ſowie mit 
Rückſicht auf den beabſichtigten elektriſchen Be— 
trieb theils als unbegründet, theils als gegenſtandslos, 
inſoweit dieſelben aber die Entwertung der den Einſpruchs— 
werbern gehörigen Realitäten zum Gegenſtande hatten, als 
auf den ordentlichen Rechtsweg gehörig bezeich— 
nete. Hierin muj3 auch die von den Beſchwerdeführern ver— 
miſste „Widerlegung“ ihrer Einwendungen erblickt 
werden. 

In eine Wiedrlegung der „amtlichen Conſtati— 
rungen“ der J. Inſtanz einzugehen, hatte die genannte 
Stalthalterei keine Veranlaſſung, da, inſoweit darunter die 
bei der Commiſſion am 6. Juli 1900 erfolgten thatſächlichen 
Erhebungen an Ort und Stelle verſtanden werden ſollen, 
letztere auch der Statthaltereientſcheidung unverändert zu— 
grunde liegen, inſoweit aber unter den „amtlichen Conſtati— 
rungen“ die in dem Beſcheide der I. Inſtanz zum Ausdrucke 
gelangte, auf freiem Ermeſſen beruhende Würdigung der auf 
die Beläſtigung, beziehungsweiſe Bedrohung der Nachbar— 
ſchaft durch Geräuſch, Rauch und Feuersgefahr gegründeten 


Einwendungen gegenüber den feſtgeſtellten Thatbeſtands⸗ 
momenten gemeint ſein ſollte, die II. Inſtanz zweifellos 


berechtigt war, ihr eigenes freies Ermeſſen an Stelle jenes 
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der unteren Inſtanz zu ſetzen, ohne ſich in eine förmliche 
Widerlegung der für die Ermeſſensentſcheidung der letzteren 
etwa maßgebenden Erwägungen einzulaſſen. 


Auch der Entſcheidung des belangten Miniſteriums 
kann der Abgang jeder Motivirung mit Recht nicht vorge— 
worfen werden, da ſich dieſelbe zum Theile auf die Motive 
der II. Inſtanz beruft, dieſe Motive daher auch zu den ihri— 
gen macht, anderſeits aber, was die aus den Beſtimmungen 
der SS. 31 und folgende der mähriſchen Bauordnung abge— 
leiteten formellen Einwendungen anbelangt, die Zurück— 
weiſung derſelben ausdrücklich damit begründet, dess eine 
Beeinträchtigung der Rechte der Recurrenten durch die 
gerügten Mängel nicht erfolgen konnte und letztere ſich nicht 
als weſentliche Mängel des Verfahrens darſtellen. 


Da ſich die angefochtene Entſcheidung keineswegs auf 
die „Unrichtigkeit der Erhebungen der J. Inſtanz“ 
beruft und die Prüfung und Würdigung der von den oppo— 
nirenden Anrainern in Hinblick auf die Beläſtigung, reipec- 
tive Bedrohung der Nachbarſchaft durch Lärm, Rauch und 
Feuersgefahr gemachten Angaben vom Standpunkte der 
öffentliechn Intereſſen, zu welchen zweifellos auch die Förde— 
rung der induſtriellen Beſtrebungen gehört, dem freien Er— 
meſſen der erkennenden Behörden überlaſſen iſt, ſo lag auch 
für die II. und III. Inſtanz eine geſetzliche Nothwendigkeit 
nicht vor, vor ihrer Entſcheidung „neuerliche, die Un— 
richtigkeit der Erhebungen J. Inſtanz und der 
Angaben der opponirenden Anrainer darthuende 
Erhebungen“ zu veranlaſſen. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


Perjeichnis“ 


der im Monate September 1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen. (S. 14 der Minijterial- 
verordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184.) 


Syſtem des 


Einſchreitende Firma Apparates 
Genehmigende miert 1155 Name 
Poſt⸗ politiſche e des 
PR om 14. No⸗ 
nummer andes behheße Na me Standort vember 1901, Apparates 
R. G. Bl. 
Nr. 184 
1 2 3 4 5 
43 Ferdinand Raab jun. alen lit. d 2 
K. k. Statthalterei in Linz Ä Bin 115 er 
it. e 
44 Franz Germ Linz (mit feſter -- 
Gasglocke) 


) Siehe „Verordnungsblatt“ Nr. 15, S. 238 und Nr. 17, S. 271 ex 1902. 
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5 Be Syſtem des | 
Einſchreitende Firma Apes 
Genehmigende nach 8.17 der Name 
. Miniſterial⸗ 
Poſt⸗ politiſche verordnung des 
behörde vom 14. No⸗ . 
unmmer Landesbehörde n Standort | vember 1901, Apparates 
R. G. Bl. 
Nr. 184 
1 2 3 4 5 
lit. e 
5 N 5 (mit beweg⸗ 
45 Franz Germ Linz licher — 
Gasglocke 
K. k. Statthalterei in Linz 2 Rn 
5 ; Haag am 
46 Sebaſtian Hofmann Hausruck lit. d — 
47 Jakob Straſchek Gleichenberg lit. d — 
ER K. k. Statthalterei Gra; oay —— 
48 f Georg Preßlauer Graz lit. d —. 
49 Wilhelm Krompholz Benſen lit. e „Monopol“ 
50 Vaͤclava Klicpery ſynove Sadska lit. e „Venus“ 
51 K. k. Statthalterei in Prag Heller & Köhler Ober-Politz lit. e u 
52 A. Schneider & Co Ober⸗-Politz lit. e = 
; 8 Typen) 
53 Johann Cern KlattWau | lit. e Fe 
k K. k. Landesregierung „ . Breslau⸗ : 
54 in Troppau Deutſches Acetylenwerk Gräbſchen lit. d — 
(Einberufung des Reichsrathes.) Zufolge (Erlaſs des Finanzminiſteriums vom 


Allerhöchſten Handſchreibens vom 8. October d. 3.14. October 1902, betreffend die Hinausgabe 
wurde der Reichsrath zur Wiederaufnahme ſeiner der Banknoten zu 100 K und die Einziehung 
Thätigkeit auf den 16. October 1902 einberufen. der Banknoten zu 100 fl. öſterr. Währ.). Der 

(Verlegung des Sitzes der dalmatiniſchenſbezügliche Erlaſs iſt im XIX. Stücke des R. G. Bl. 


Arztekammer.) Der Sitz der Arztekammer für das unter Nr. 193 publicirt. | 


Königreich Dalmatien wurde mit dem Erxlaſſe des (Statiſtiſche Daten über Oſterreich) Einer 


Miniſteriums des Innern vom 11. October 1902, unter dieſem Titel auf Grund amtlicher Quellen von 
von Zara nach Spalato verlegt. Dr. J. v. Twardowski herausgegebenen Publication 
(Verordnung des Eiſenbahnminiſteriums ſſind, in Ergänzung der ſeinerzeit im „Verordnungs⸗ 
im Einvernehmen mit den Miniſterien derſblatte“ mitgetheilten Ergebniſſe der Volkszählung im 
Finanzen, des Innern und der Juſtiz vom Jahre 1900, die nachfolgenden ſtatiſtiſchen Daten 
10. October 1902, betreffend die Verwend- entnommen: 
barkeit der Theilſchuldverſchreibungen des Das öſterxeichiſche Staatsgebiet hatte Anfang 
von der Actiengeſellſchaft Niederöſterrei- 1901 einen Flächeninhalt von 300.011 Quadrat⸗ 
chiſche Waldviertelbahn aufgenommenen Pri-[Kilometer, 28.659 Ortsgemeinden und Gutsgebiete, 
oritätsanlehens, Emiſſion 1902, zur frucht 30.781 Steuergemeinden und 59.251 Ortſchaften 
bringenden Anlegung von Stiftungs-, Pu-ſund Gutsgebiete. Dem Großgrundbeſitz gehören 8˙7 
pillar- und ähnlichen Capitalien.) Die bezüg-[ Millionen Hektar = 29 Procent, dem Kleingrund— 
liche Verordnung ift im CI, Stück des R. G. Bl. beſitz 21˙3 Millionen Hektar — 71 Procent von der 


unter Nr. 195 veröffentlicht. Geſammtfläche an. Fideicommiſſariſch gebunden ſind 
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von letzterer 1˙2 Millionen Hektar —4 Procent. Von 
den ſteuerpflichtigen Grundflächen, welche 28,290.656 
Hektar betragen, entfallen 10,636.872 Hektar (35˙45 
Procent) auf Acker, 3,079.172 Hektar (10˙26 Procent) 
auf Wieſen, 372060 Hektar (1˙24 Procent) auf 
Gärten, 248.326 Hektar (0˙83 Procent) auf Wein- 
gärten, 2,663.908 Hektar (8˙88 Procent) auf Hut— 
weiden, 1.399.780 Hektar (466 Procent) auf Alpen, 
9,777.414 Hektar (32˙59 Procent) auf Waldungen 
und 114.124 Hektar (0˙38 Procent) auf Seen, 
Sümpfe und Teiche. Die ſteuerfreien Flächen betragen 
1,711.782 Hektar, darunter 908.110 Hektar unpro— 
duetive Grundflächen und 151.663 Hektar Bauarea 
und Hofräume. 

Von der 1900 ge zählten Geſammtbevölkerung 
von 26,150.599 Perſonen waren 12,852.647 männ- 
lichen, 13,297.952 weiblichen Geſchlechtes; es entfielen 
demnach auf 1000 Männer 1035 Frauen. Nach der 
Religion wurden gezählt 23˙8 Millionen (91 Procent) 
Katholiken, 0˙6 Millionen (2˙3 Procent) nichtunirte 
Griechen, ½ Million (1˙9 Procent) Proteſtanten, 

12 Millionen (4˙6 Procent) Iſraeliten; 22.450 
. 0 1 Procent) gehören anderen Bekenntniſſen, 6.166 
waren confeſſionslos. 

Als Umgangsſprache erſchien im Jahre 1900 
bei 9˙2 Millionen Perſonen (36 Procent) deutſch, 
5˙9 Millionen (23 Procent) böhmiſch, mähriſch oder 
ſlovakiſch, 4˙3 Millionen (16˙8 Procent) polnisch, 
3˙3 Millionen (13 Procent) rutheniſch, 1˙2 Millionen 
(4˙7 Procent) ſloveniſch, 0˙7 Millionen (2˙78 Procent) 
ſerbiſch oder kroatiſch, 0˙7 Millionen (2˙8 Procent) 
italieniſch, 231.000 (0˙9 Procent) rumäniſch und 
9.500 magyariſch (nur in der Bukowina). 

Dem Bildungsgrade nach waren 16˙2 Millionen 
des Leſens und Schreibens, 0˙75 Millionen nur des 
Leſens kundig und 9˙2 Millionen Analphabeten (von 
dieſen 4˙6 Millionen in Galizien). 

(Neuregelung der Kinder- und Frauen— 
arbeit in Italien). Durch Geſetz vom 19. Juni 
1902 iſt, nach langen parlamentariſchen Vorarbeiten, 
die Neuregelung der Kinder- und Frauenarbeit in 

Italien erfolgt. Der in deutſcher Überſetzung in der 
„Socialen Rundſchau“ mitgetheilte Wortlaut des 
Geſetzes iſt folgender: 


Artikel 1. 
Kinder beiderlei Geſchlechtes müſſen wenigſtens 
das 12. Lebensjahr vollendet haben, um zu 


Arbeiten in Fabriken, Werkſtätten, Bauplätzen und 
zu Obertagarbeiten in Bergwerken und Steinbrüchen 


zugelaſſen zu werden. Indeſſen können Kinder, welche 


bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits in Arbeit 
ſtehen, auch wenn ſie erſt das 10. Lebensjahr voll— 
endet haben, bei dieſer verbleiben. 

Vorbehaltlich der Beſtimmungen des Artikels 4 
können Kinder vor dem vollendeten 13. Lebensjahre 
und Frauen ohne Altersunterſchied zu Untertag— 
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arbeiten in Bergwerken und Steinbrüchen nicht ver— 
wendet werden. 

Drei Jahre nach Kundmachung dieſes Geſetzes 
werden Kinder vor dem vollendeten 14. Lebensjahre 
zu Untertagarbeiten in Bergwerken und Brüchen 
ohne mechaniſche Traction nicht mehr verwendet 
werden können. 

Bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits in 
Arbeit ſtehende Kinder können indeſſen, ſoferne ſie 
ihr 11. Lebensjahr vollendet haben, bei ihrer Be— 
ſchäftigung bleiben. 

Unter analogem Vorbehalte der Beſtimmungen 
des Artikels 4 können Kinder vor dem vollendeten 


15. Lebensjahre und minderjährige Frauen zu ge— 
fährlichen und geſundheitsſchädlichen Arbeiten, auch 
wenn dieſelben nicht in Fabriken, Bergwerken und 
Steinbrüchen verrichtet werden, nicht verwendet 
werden. 
Artikel 2. 

Zu den in dieſem Geſetze und in dem in 

Artikel 15 desſelben bezogenen Reglement bezeichneten 


Arbeiten können minderjährige Frauen und Kinder 
vor dem vollendeten 15. Lebensjahr nicht verwendet 
werden, wenn ſie nicht im Beſitze eines Arbeitsbuches 
und eines in das Arbeitsbuch eingetragenen ärzt— 
lichen Zeugniſſes find, aus welchem hervorgeht, daſs 
dieſelben geſund und für die Arbeit, zu der ſie ver— 
wendet werden ſollen, tauglich ſind. 

Das Arbeitsbuch iſt nach dem im Reglement 
aufgeſtellten Muſter anzulegen, vom Miniſterium für 
Ackerbau, Induſtrie und Handel an die Gemeinden 
abzugeben und dem Arbeiter von dem Vorſteher der 
Gemeinde, in welcher er ſeinen Wohnſitz hat, koſten— 
los auszuſtellen. Das Arbeitsbuch hat folgende An— 
gaben zu enthalten: das Geburtsdatum der minder— 
jährigen Frau, beziehungsweiſe des Kindes, die Be— 
ſtätigung, dass dieſelben geimpft, daſs fie geſund und 
für die Arbeit, zu welcher ſie verwendet werden ſollen, 
tauglich befunden wurden und den Elementarunter— 
richt im Sinne des Artikels 2 des Geſetzes vom 
15. Juli 1877, Z. 3961, genoſſen haben. 


Den Kindern, denen am Tage der Kund⸗ 
machung dieſes Geſetzes die letztere Bedingung ab— 
geht, wird eine dreijährige Friſt ertheilt, um der An— 
forderung desſelben zu entſprechen. 


— yerteg 


Das Sanitätsorgan der Gemeinde hat die ärzt— 
liche Unterſuchung vorzunehmen und das ärztliche 
Zeugnis im Arbeitsbuche auszuſtellen, ohne von 
dem Arbeiter ein Entgelt zu verlangen. 


Eventuelle Ausgaben ſowohl für die erſte, wie 
auch für die folgenden ärztlichen Unterſuchungen 
fallen der Gemeinde zur Laſt. Im Reglement wird feſt— 
geſetzt werden, in welchen Fällen die ärztliche Unter— 
ſuchung zu wiederholen iſt. 
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Das Arbeitsbuch, das ärztliche Zeugnis, der 
Geburtsſchein und alle zur Erlangung derſelben 
nöthigen Belege ſind ſtempelfrei. 


Artikel 3. 


Wer Frauen von was immer für einem Alter 
oder Kinder vor dem vollendeten 15. Lebensjahre zu 
den in dieſem Geſetze und in „dem Reglement ge— 
nannten Arbeiten verwendet, muſs in jedem Jahre 
regelmäßig eine Anzeige erſtatten, deren Art und 
Einbringungsfriſt im Reglement feſtgeſtellt wer— 
den wird. b 

Weiter ſind im Laufe des Jahres alle, ſei es 
infolge dauernder Einſtellung der Arbeiten, ſei es 
infolge Anderung der Firma oder Einführung von 
mechaniſchen Motoren und anderer im Reglement vor— 
geſehener Umſtände eintretenden Veränderungen anzu- 
zeigen. Die Anzeigen ſollen in zwei Exemplaren an 
die Präfectur der Provinz, in welcher der Betrieb 
ausgeübt wird, ergehen, welche dieſelbe unverzüglich 
an das Miniſterium für Ackerbau, Induſtrie und 
Handel zu übermitteln und ein Regiſter über die den 
Anzeigen entnommenen Angaben zu führen hat. 

Sämmtliche Inhaber von dieſem Geſetze unter— 
liegenden Betrieben haben innerhalb ſechs Monate 
nach Inkrafttreten desſelben unabhängig von den 
auf Grund des Geſetzes vom 11. Februar 1886, 
3. 3657 (Serie 3a), und des Reglements vom 
17. September 1886, Z. 4082 (Serie 3 a), gemachten 
Anzeigen, eine neue Anmeldung zu erſtatten. 


Artikel 4. 


Ein nach eingeholtem Gutachten des oberſten 
Sanitätsrathes und des Induſtrie- und Handels— 
rathes erlaſſenes königliches Decret wird die gefähr— 
lichen und geſundheitsſchädlichen Arbeiten bezeichnen, 
deren Verrichtung Kindern beiderlei Geſchlechtes bis 
zum vollendeten 15. Lebensjahre, ſowie minder— 
jährigen Frauen unterſagt iſt. 

Auf demſelben Wege werden diejenigen gefähr— 
lichen und ungeſunden Arbeiten bezeichnet werden, 
bei denen ausnahmsweiſe unter Wahrung der als 
nothwendig befundenen Vorſichtsmaßregeln und Be— 
dingungen Kinder vor dem vollendeten 15. Lebens— 
jahre, ſowie minderjährige Frauen verwendet werden 
können. 


Artikel 5. 


Die Nachtarbeit iſt unterſagt den männlichen 
Arbeitern vor vollendetem 15. Lebensjahre, ſowie 
den minderjährigen Frauen. Arbeiterinnen von mehr 
als 15 Jahren jedoch, welche am Tage der Kund— 
machung dieſes Geſetzes bereits in Fabriken, Berg— 
werken und Steinbrüchen in Arbeit ſtehen, dürfen 
auch weiterhin bei derſelben Arbeit verbleiben. 


Nach Ablauf von fünf Jahren, von der Kund⸗ 2 h =: 


machung dieſes Geſetzes an, ift die Nachtarbeit allen 
Frauen ohne Altersunterſchied unterſagt. 
Während dieſer fünfjährigen Friſt müſſen alle 


zu nächtlichen Arbeiten verwendeten Arbeiterinnen 


ohne Altersunterſchied mit einem Arbeitsbuche im 
Sinne des Artikels 2 verſehen ſein. 

Der Miniſter für Ackerbau, Induſtrie und 
Handel kann während dreier Jahre nach Kund— 
machung dieſes Geſetzes auf Grund einer von dem 
Provinzialſanitätsrathe eingeholten zuſtimmenden 
Außerung geſtatten, daſs den gegenwärtig in 
Fabriken arbeitenden minderjährigen Frauen anderer, 
welche das 15. Lebensjahr vollendet haben, ſübſti— 
tuirt werden. a 

Als Nachtarbeit gilt vom 1. October bis zum 
31. März die zwiſchen der 20. und der 6. Stunde, 
vom 1. April bis zum 30. September die zwiſchen 
der 21. und 5. Stunde verrichtete, Arbeit. 

Wo die Arbeit jedoch in zwei Schichten ver- 
richtet wird, wird ſie um die 5. Stunde beginnen 
und bis zur 23. dauern können. 

Der Miniſter für Ackerbau, 
Handel iſt berechtigt, nach Einholung einer günſtigen 
Außerung des Provinzialſanitätsrathes die obge— 


nannten Grenzen der Nachtarbeit für Ortſchaften, wo 


dies aus beſonderen klimatiſchen Gründen oder Be— 


triebsrückſichten wünſchenswert ſcheinen wird, abzu— 


ändern. 


Artikel 6. 


Wöchnerinnen dürfen nicht vor Ablauf eines 
Monates nach ihrer Entbindung beſchäftigt werden; 
ausnahmsweiſe kann dies auch früher geſchehen, doch 
keinesfalls vor Ablauf von wenigſtens drei Wochen 
und dies bloß dann, wenn durch ein vom Sanitäts— 
amte der Gemeinde ihres Wohnſitzes ausgefertigtes 
Zeugnis feſtgeſtellt iſt, daßſs ihr Geſundheitszuſtand 
ihnen erlaubt, ohne nachtheilige Folgen die ihnen 
zugedachte Arbeit zu verrichten. 


Ariel 7. 


Kinder beiderlei Geſchlechtes zwiſchen dem 
10. und dem 12. Lebensjahre dürfen innerhalb 
24 Stunden nicht länger als 8 Stunden, Kinder 
beiderlei Geſchlechtes zwiſchen 12 und 15 Jahren 
nicht länger als 11 und Frauen ohne Altersunter⸗ 
ſchied nicht länger als 12 Stunden im Tage be— 
ſchäftigt werden. 

Der Miniſter für Ackerbau, Induſtrie und 
Handel iſt berechtigt, nach Anhörung des Provinzial— 
ſanitätsrathes zu geſtatten, daſs die tägliche Arbeits— 
zeit der Kinder zwiſchen dem 12. und 15. Lebens— 
jahre vorübergehend und ausnahmsweiſe bis zum 
Maximalausmaße von 12 Stunden dort, wo dies 
aus techniſchen oder wirtſchaftlichen Gründen noth- 
wendig erſcheint, verlängert werde. 


Induſtrie und 


Artikel 8 


Die Arbeitszeit der Frauen beliebigen Alters 
und der Kinder muſßs durch eine oder mehrere Ruhe— 
pauſen unterbrochen werden, deren Länge bei einer 
Geſammtarbeitszeit von 6 bis 8 Stunden wenigſtens 
1 Stunde, bei einer ſolchen von 8 bis 11 wenigſtens 
1½ Stunden bei einer Geſammtarbeitszeit von über 
11 Stunden 2 Stunden betragen ſoll. 


In keinem Falle darf die Arbeit von Kindern 
und minderjährigen Frauen länger als 6 Stunden 
ohne Unterbrechung währen. 


Artikel 9. 


. Alle Frauen ohne Altersunterſchied und Kinder 
bis zum vollendeten 15. Lebensjahre haben Anſpruch 
auf Gewährung eines vollen Ruhetages (von 
24 Stunden) in jeder Woche. 


Artikel 10. 


Unter Wahrung der in anderen Geſetzen und 
Reglements enthaltenen Beſtimmungen haben Eigen- 
thümer, Directoren, Unternehmer und Verleger, welche 
Frauen beliebigen Alters oder Kinder beſchäftigen, 
den Beſtimmungen des Reglements gemäß ſowohl 
in den Arbeitslocalen oder deren Nebenräumen, wie 
auch in den Schlafräumen, in den zum Stillen der 
Säuglinge beſtimmten Zimmern und in den Speiſe⸗ 
räumen diejenigen Vorkehrungen zu treffen, bezie— 
hungsweiſe treffen zu laſſen, welche aus hygieniſchen 
Sicherheits- und Sittlichkeitsrückſichten geboten ſind. 

In den Fabriken, in welchen Frauen beſchäf— 
tigt werden, iſt das Stillen der Säuglinge, ſei es in 
einem beſonderen, der Betriebsanlage angeſchloſſenen 
Raume, ſei es in der Weile zu geſtatten, dass die 
Arbeiterinnen die Erlaubnis erhalten, die Arbeit zu 
dem genannten Zwecke in einer Weiſe und an 
Stunden, wie ſie die Arbeitsordnung, und zwar 
außerhalb der im Artikel 8 vorgeſchriebenen Ruhe— 
pauſen vorſieht, zu verlaſſen. 

In Fabriken, in welchen nicht weniger als 50 
Arbeiterinnen beſchäftigt werden, darf ein beſonderer 
Raum zum Stillen der Säuglinge niemals fehlen. 


Arte kk, 


Die Arbeitsordnungen der in dieſem Geſetze be— 
zogenen Unternehmungen haben ſich an die Beſtim⸗ 
mungen desſelben und des in ſeinem 15. Artikel er⸗ 
wähnten Reglements zu halten und müſſen zur Be— 
fräfiigung ihrer Authenticität von dem Gemeindevor⸗ 
ſteher vidirt und an einer Stelle angeſchlagen werden, 
wo ſie von den Intereſſenten, ſowie von den im fol- 
genden Artikel erwähnten Functionären leicht ge⸗ 
leſen werden können. ö 
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Artikel 12. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes obliegt dem 
Miniſter für Ackerbau, Induſtrie und Handel, 
welcher die nöthige Überwachung durch die Gewerbe⸗ 
inſpectoren, die Montaningenieure und -Ingenieur⸗ 
Aſſiſtenten und die Organe der Gerichtspolizei ausübt. 

Die mit dem Auffſichtsdienſte befaſsten Perſonen 
haben freien Zutritt zu den Fabriken, Bergwerken 
und Steinbrüchen, und obliegt ihnen die Feſtſtellung 
von Übertretungen der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
und des Reglements. 

Die betreffenden Protokolle ſind unverzüglich 
an die zuſtändige Gerichtsbehörde zu übermitteln. 

Eine Abſchrift derſelben iſt an die Local— 
präfectur behufs Informirung derſelben einzuſenden. 

Die Beſtimmungen des dritten Abſchnittes im 
Artikel 5 des Geſetzes vom 17. März 1898, Z. 80, 
betreffend die Preisgabe von Betriebsgeheimniſſen, 
haben auf die oberwähnten Perſonen Anwendung zu 
finden. 


Artikel 13. 


Wer immer den in den neun erſten Artikeln 
dieſes Geſetzes enthaltenen Beſtimmungen, die einzu- 
halten er verpflichtet wäre, zuwiderhandelt, iſt mit 
einer Geldſtrafe zu belegen, die für jede beſchäftigte 
Arbeitskraft, auf welche ſich die betreffende Zuwider— 
handlung bezieht, bis zu 50 L) betragen kann, keines- 
falls aber in ihrer Geſammtſumme 5000 L über- 
ſteigen darf. 

Für Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen 
der Artikel 10 und 11 beträgt die Geldſtrafe 50 bis 
500 L. 


Im Falle von Zuwiderhandlungen gegen Be— 
ſtimmungen des im Artikel 15 vorgeſehenen Regle— 


ments kann auf eine Geldſtrafe bis zu 50 L erkannt 
werden. 

Im Wiederholungsfalle wird die Geldſtrafe um 
ein Sechstel bis zu einem Drittel erhöht. 

Der Ertrag der Geldſtrafen fließt der durch das 
Geſetz vom 17. Juli 1898, Z. 350, gegründeten 
nationalen Alters- und Invaliditätsverſicherungs— 
caſſe zu. 


Artikel 14. 


Im Falle einer Geſetzesübertretung, auf welche 
lediglich eine Geldſtrafe geſetzt iſt, kann der Angeſchuldigte 
die Einſtellung des gerichtlichen Verfahrens dadurch her⸗ 
beiführen, daſs er vor Beginn der Verhandlung jene 
Summe erlegt, welche dem Maximalausmaß der für 
die von ihm begangene Übertretung feſtgeſetzten Geld— 
ſtrafe entſpricht. Außerdem hat er die Koſten des Ver— 
fahrens zu tragen. 


1 Lira = 095 K. 
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Artikel 15. 


Binnen ſechs Monaten nach Kundmachung 
dieſes Geſetzes in dem Amtsblatte des Königreiches 
werden die für deſſen Inkrafttreten nöthigen Beſtim⸗ 
mungen in einem Reglement feſtgeſetzt, welches nach 
eingeholtem Gutachten des Staatsrathes, des oberen 
Sanitätsrathes und des Induſtrie- und Handels⸗ 
rathes durch ein königliches Deeret beſtätigt wird. 
Das Geſetz tritt vier Monate nach Kundmachung des 
Reglements in Kraft. 

Allfällig nachfolgende Anderungen der Regle⸗ 
ments werden ebenfalls vier Monate nach deren 
Kundmachung in Wirkſamkeit treten. 


Artikel 16. 


Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtim⸗ 
mungen werden aufgehoben. 


(Erſchwerung der Einwanderung nach 
Amerika.) Nach Mittheilungen des k. u. k. Conſulates 
in Philadelphia paſſirte am 27. Mai d. J. die Ein⸗ 
wanderungsbill, welche nach dem Verfaſſer derſelben 
die „Shattue Bill“ genannt wird, den Congreſs zu 
Waſhington. Zu den wichtigeren Neuerungen dieſer 
Bill gehört die Erhöhung der Kopftaxe von 1 Dollar 
auf 1 Dollar 50 Cents, welche jeder Einwanderer bei 
ſeiner Landung in den Vereinigten Staaten zu ent⸗ 


richten hat, ferner enthält dieſelbe eine Verſchärfung 5 


der Ausſchließungsgründe, welchen zufolge auch epi⸗ 
leptiſche Perſonen, ſolche, welche innerhalb eines 


Zeitraumes von fünf Jahren nach ihrer Landung 
geiſteskrank werden ſollten, ferner Anarchiſten und 
Leute, welche die beſtehenden Verhältniſſe mit Gewalt 


umſtürzen wollten, nach ihrem Herkunftslande zurück— 


transportirt werden können. Proſtituirte und Zuhälter 


können zwar an der Landung nicht gehindert werden, 


doch machen ſich diejenigen Perſonen, welche dieſelben 


hereinbringen, eines Verbrechens ſchuldig. Der Begriff 
Contract im Contractarbeitergeſetze wurde auch auf 
das Arbeitsanbot „offer“, die Aufforderung zur 
Arbeit „sollicitation“ und das Arbeitsverſprechen 
„promise“ ausgedehnt. Alle Schiffahrtsgeſellſchaften, 


welche mit einer anſteckenden Krankheit behaftete Per⸗ 
ſonen nach den Vereinigten Staaten transportiren, 
ſollen mit Gelſtdrafen belegt und verpflichtet ſein, alle 


eingewanderten Perſonen, die binnen zwei Jahren aus 
irgend einem Grunde der Offentlichkeit zur Laſt 
fallen, zurückzubefördern. Eine der ſtrengſten Beſtim⸗ 


mungen der Bill iſt jene, welche feſtſetzt, daſs jeder 


über 15 Jahre alte Einwanderer leſekundig ſein müſſe. 
Dieſe Geſetzesvorlage iſt hauptſächlich über Betreiben 


der Arbeiterunionen, welche die Concurrenz der billigen 
Arbeit fernehalten wollen, zuſtande gekommen; ob 


dieſelbe in dieſer Form vom Senate angenommen und 
Geſetz werden wird, iſt noch zweifelhaft. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 


höchſter Entſchließung vom 27. September l. 3. allergnä⸗ 
digſt zu geſtatten geruht, daſs dem Miniſterialrathe im Minis 
ſterium des Innern Bernhard Sperk anläjslich der erbete- 
nen Übernahme in den dauernden Ruheſtand für ſeine viel- 
jährige pflichttreue und vorzügliche Dienſtleiſtung der Aus⸗ 
druck der Allerhöchſten Anerkennung bekannt gegeben werde. 


Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 24. September l. J. dem Regie⸗ 
rungsrathe der Polizeidirection in Prag, Franz Robert 
Marſchan anläſslich feiner Übernahme in den dauernden 
Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes mit Nach— 
ſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. u. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 5. October l. J. den Polizei⸗ 
rath der Wiener Polizeidirection Karl Zerboni und den 
Polizeirath der Prager Polizeidirection Wenzel Olié zu 
Oberpolizeiräthen mit dem Titel eines Regierungsrathes 
bei der Polizeidirection in Prag allergnädigſt zu ernennen 
geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Polizeiobercommiſſär Ernſt Zekely 
zum Polizeirathe, den Polizeicommiſſär Oskar Podbernig 
zum Polizeiobercommiſſär und den Polizeiconcipiſten Dr. 
Joſef Mlekus zum Polizeicommiſſär im Stande der Poli⸗ 
zeidirection in Trieſt, den Polizeiobercommiſſär Karl Wo⸗ 
botil zum Polizeirathe, den Polizeicommiſſär Franz 
Fiala zum Polizeiobercommiſſär und den Polizeiconci- 
piſten Wenzel Ruſs zum Polizeicommiſſär bei der Polizei⸗ 
direction in Prag, weiters die Ingenieure Franz Betten⸗ 
dorfer und Victor Faber zu Oberingenieuren und die 
Bauadjuncten Ludwig Salcher und Rudolf Pichler zu 
Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich, 
den Bauadjunkten Zdenko Joſef Kral zum Ingenieur für 
den Staatsbaudienſt in Salzburg, den Rechnungsrath Joſef 
Patzelt zum Oberrechnungsrath und die Rechnungsrevi⸗ 
denten Julius Prantner, Heinrich Trefa, Rudolf 
Chotas, Anton Pokorny und Wenzel Schöbl zu Rech— 
nungsräthen im Rechnungsdepartement der Statthalterei in 
Prag, ſchließlich den Rechnungsofficial Guſtav Novak zum 
Adjuncten und den autoriſirten Verſicherungstechniker Rudolf 
Schromm zum Rechnungsofficial im Departement für 
Arbeiterverſicherung im Miniſterium des Innern ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Statt- 
haltereiconeipiſten Dr. Carl Brucker (Statthalterei) der 
Bezirkshauptmannſchaft Zwettl zugewieſen und den Statt- 
haltereiconcipiſten Dr. Leopold Prinzen Croy-Dülmen 
(Waidhofen an der Thaya), ſowie den Statthaltereiconcepts⸗ 
praktikanten Auguſt Freiherrn Plappart von Leenheer 
zur Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen, weiters die 
Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Karl Liszniewski 
und Raonl Algayer (Statthalterei) der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Wiener⸗Neuſtadt, beziehungsweiſe Krems zur 
Dienſtleiſtung zugewieſen, ferner die abſolvirten Hörer der 
techniſchen Hochſchule Ernſt Müller, Alois Ammer, Karl 
Kovakik, Richard Grimmer, Karl Blau und Adolf 
Voß zu Baupraktikanten für den niederöſterreichiſchen 
Staatsbaudienſt, ſchließlich im Stande der Polizeidirection 
in Wien den Kanzliſten Emil Müller zum Official und 
den Feuerwerker Guſtav Rimpel zum Kanzliſten ernannt. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den Concepts— 
praktikanten der bosniſchen Landesregierung Joſef Grafen 
Waldſtein und den abſolvirten Rechtshörer Johann 
Mittendorfer zur Ablegung der Probepraxis für den 
politiſchen Conceptsdienſt bei der Statthalterei zugelaſſen, 
den Conceptspraktikanten Paul Conte Scapinelli der 
Bezirkshauptmannſchaft Ried zugetheilt und den Concepts— 
praktikanten Dr. Albert Renkin (Statthalterei) zur Vezirks— 
hauptmannſchaft Kirchdorf verſetzt. 

Der Landespräſident in Salzburg hat den Dr. med. 
Alfred Kleinmann zum Sanitätsaſſiſtenten und den 
Rechnungsunterofficier Carl Prokopp zum Landes- 
Regierungskanzliſten ernannt. 


Der Statthalter in Steiermark hat den Wachtmeiſter 
Joſef Hört er zum Statthaltereikanzliſten ernannt. 


Der Landespräſident in Krain hat den Bezirksober— 
commiſſär Stefan Lapajne (Littai) der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Laibach, den Bezirksobereommiſſär Anton 
Klein (Laibach) der Bezirkshauptmannſchaft Littai zur 
Dienſtleiſtung zugewieſen und den Bezirkscommiſſär Karl 
Grafen Künigl (Laibach Umgebung) zur Landesregierung 
einberufen. 5 

Der Bezirkshauptmann Johann Kremensek wurde 
mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft Loitſch, 
der Bezirkshauptmann Otto Edler v. Detela mit der 
Leitung der Bezirkshauptmannſchaft Radmannsdorf betraut; 
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der Landesregierungsſeeretär Karl Ekel wurde der Bezirks— 
hauptmannſchaft Rudolfswerth, der Landesregierungs- 
ſecretär Johann Kreßl der Landesregierung zur Dienjt- 
leiſtung zugewieſen. 

Der Statihalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
abſolvirten Rechtshörer Karl Callovini zur Ablegung 
der Probepraxis für den politiſchen Concepts dienſt und 
den abſolvirten Gymnaſialſchüler Joſef Schöpf zur Ab⸗ 
legung der Probepraxis beim Rechnungsdepartement der 
Statthalterei zugelaſſen. 

Der Statthaltereiconceptspraktikant Rudolf Zintel 
iſt aus dem Staatsdienſte ausgetreten. 

Dem Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Max 
Kuliſch in Cles wurde die Fortſetzung der Conceptspraxis 
im politiſchen Verwaltungsdienſte in Böhmen bewilligt. 

Der Statthalter in Böhmen hat die Statthalterei⸗ 
concipiſten Karl Farär, Peter Heider und Prawoslav 
Wagner zu Bezirkscommiſſären und die Statthalterei⸗ 
conceptspraktikanten Georg Scholta, Rudolf Eiſenkolb 
und Jur. Dr. Anton Ferkl zu Statthaltereiconcipiſten, 
ferner die Oberlieutenante Karl Linhart und Johann Edlen 
v. Enhuber zu Revierinſpectoren im Stande der Sicher⸗ 
heitswache in Prag, weiters die Wachtmeiſter Joſef Wide- 
mann, Anton Bohunet, Adalbert Hajek, Georg 
Gebert, Martin Wocaſek und Ernſt Sengebarth, den 
Feldwebel Gabriel Schmidl, den Curſchmied Wenzel 
Jawansky, die Rechnungsunterofficiere Heinrich Präsek, 
Joſef Fontana und den Wachtmeiſter Heinrich Pechhold 
zu Statthaltereikanzliſten ernannt. 
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Der Statthalter in Mähren hat ver bei ber a 
ſtatiſtiſchen Centraleommiſſion in Dienſtesverwendung ftehen 
den Statthaltereiconcipiſten Dr. Friedrich Hawelka und 
den Statthaltereiconcipiſten Victor Kulendik (Neutitſchein) 
zu Bezirkscommiſſären, die Statthaltereiconceptspraftikan⸗ 
ten Franz Mleéoch (Proſsnitz) und Heinrich Zädek 
(Prerau) zu Statthaltereiconcipiſten ernannt und den Statt⸗ 
haltereiconceptspraktikanten Franz Hejny (Rremſier) zur 
Bezirkshauptmannſchaft Groß-Meſeritſch verſetzt. 


Der Statthalter in Galizien hat den abſolvirten 
Rechtshörer Marian Miekiewiez und den geweſenen 
Gerichtsauſcultanten Georg Muszynski zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, 
weiters den abſolvirten Hörer der techniſchen Hochſchule 
Miecislaus Langer zum Bauadjuncten für den galiziſchen 
Staatsbaudienſt und den Rechtshörer Michael Kwaſik zum 
Praktikanten im Rechnungsdepartement ernannt. 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den 
Landesregierungsconcipiſten Franz Nedved zur Dienſt⸗ 
leiſtung bei der Landesregierung einberufen und den Landes⸗ 
regierungs-Conceptsprakticanten Anton Jozefowiez 
(Gurahumora) der Bezirkshauptmannſchaft Czernowitz zur 
Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Der Statthalter in Dalmatien hat den Sanitäts⸗ 
aſſiſtenten Dr. Rudolf Battara zum Sanitätseoncipiften 
ernannt. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Böhmen mehrere proviſoriſche Bauadjuncten- 
ſtellen der X. Rangsclaſſe, eventuell Baupraftifanten- 
ſtellen mit dem Adjutum jährlicher 1200 K, eventuell 
1000 K. Die Bewerber um dieſe Dienſtpoſten haben ihre, 
mit dem Zeugniſſe über die an einer inländiſchen techniſchen 
Hochſchule abgelegte zweite Staatsprüfung, ſowie mit den 
übrigen vorgeſchriebenen Nachweiſen belegten Geſuche bis 
30. October 1902 beim Statthaltereipräſidium in Prag 
einzubringen; eine Adjunctenſtelle der IX. Rangsclaſſe, 
eventuell im Vorrückungsfalle 3 Officialſtellen der X. und 
3 Aſſiſtentenſtellen der XI. Rangsclaſſe bei dem k. k. Pfand⸗ 
leihamte in Prag. Bewerber um dieſe Dienſtpoſten haben 
ihre Geſuche unter Nachweiſung ihrer bisherigen Dienſtzeit 
und Verwendung, der vollkommenen Kenntnis der beiden 
Landesſprachen, ſowie ihrer ſonſtigen Kenntniſſe, dann ihrer 
Befähigung zum Erlage der vorgeſchriebenen Dienftcaution 
bis 23. October 1902 bei der Pfandleihamtsdirection in 
Prag einzubringen. Die Bewerber um die Aſſiſtentenſtelle 
des Civilſtandes haben ſich nehftdem über ihre zurückgelegten 
Studien, ſowie mit dem Zeugniſſe über die mit gutem 
Erfolge abgelegte Prüfung aus der Staatsverrechnungskunde, 
über ihr Alter, körperliche Eignung, Unbeſcholtenheit und 
ſoweit ſie dieſer Anſtalt nicht als Praktikanten bereits an— 
gehören, über ihre etwaige Verwendung bei einem derlei 
Inſtitute auszuweiſen. Die mit Certificate verſehenen Unter⸗ 


officiere haben außer den angeführten Sprachkenntniſſen die 
dem Hochbaufache werden in erſter Linie berückſichtigt. 


mit gutem Erfolge zurückgelegten Studien des Unter— 


gymnaſiums, der Unterrealſchule oder einer Handelslehr⸗ 
anſtalt, eventuell den auf anderem Wege erlangten Beſitz der 
für den Verſatzamtsdienſt erforderlichen Vorbildung und 
Gewandtheit im Rechnungsfache nachzuweiſen. Überdies 
wird von dieſen Bewerbern die gut abgelegte Aufnahms⸗ 
prüfung gefordert. Als Dienſtcaution hat der Adjunet den 
Betrag pr. 2200 K, der Official 1800 K und der N 
1200K zu erlegen. 


In Galizien eine Polizeirathſtelle der VII. und 
eventuell eine Polizei- Ober commiſſärſtelle der 
VIII. Rangsclaſſe im Stande der Polizeidirection in Krakau. 
Competenzgeſuche, denen die Qualificationsbehelfe, ſowie 
der Nachweis der Kenntnis der Landesſprachen beizuſchließen 
ſind, ſind im vorgeſchriebenen Wege bis Ende October d. J. 
bei dem n Polizeidirections⸗ Präſidium in Krakau einzubringen. 

In der Bukowina zwei Ingenieurſtellen der IX. 
un eine, eventuell mehrere Bauadjunetenſtellen der 

X. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben ihre ge⸗ 
hörig documentirten Geſuche, wenn fie bereits im Staats- 
dienſte angeſtellt ſind, im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde, 
außerdem aber unmittelbar beim Bukowinger Landespräſi⸗ 
dium längſtens bis 31. October 1902 zu überreichen. Die 
ausgeſchriebenen Bauadjunctenſtellen werden eventuell auch 
in proviſoriſcher Eigenſchaft an Abſolventen einer techniſchen 
Hochſchule des Inlandes mit mangelnder zweiter Diplom- 
oder Staatsprüfung gegen die Verpflichtung, dieſe Prüfung 
binnen Jahresfriſt nachzutragen, verliehen. Bewerber aus 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Me ahrgang 1902. Bi 


Derordnungsblatt 


R. &. Miniſlex iu ms Öes Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


. Wien, 28. Petuber 1902. 


Amhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Erzherzogthum Sſterreich unter der Enns. — 


Landesgeſetz für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradiska. — Landesgeſetz für das Herzogthum 
Steiermark. — Landesgeſetz für das Königreich Böhmen. — Landesgeſetze für die Markgrafſchaft Mähren. — 
Verordnung des Geſammtminiſteriums vom 15. October 1902, R. G. Bl. Nr. 260, betreffend die bei 
ſtaatlichen Behörden, Amtern und Anſtalten verwendeten Aushilfsdiener. — Erläſſe: Erlaſs des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 9. October 1902, 3. 28158, betreffend die Stempelpflicht der nach der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184, zu überreichenden Anzeigen und Geſuche. — 
Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 10. October 1902, Z. 41966, betreffend die Adjuſtirung der 
Reiſekoſten und Diäten der von den Strafgerichten als Sachverſtändige beigezogenen Civilſtaatsbedienſteten 
mit Ausnahme der landesfürſtlichen Sanitäts- und Veterinärbeamten. — Erlaſs des Miniſteriums des 
Innern vom 13. October 1902, 8. 41391, betreffend die Verhältniſſe in Südafrika. — Erlass des 
Miniſteriums des Innern vom 15. October 1902, Z. 43014, betreffend das Verbot der Ausfuhr von Waffen 
und Patronen aus Griechenland. — Erlass des Miniſteriums des Innern vom 20. October 1902, 
3. 35508, betreffend die Auflaſſung zweier veralteter Nachweiſungen über Marktdurchſchnittspreiſe und 
Ergebniſſe der Wochenmärkte. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 11. Juni 1902 
8. 5212. Unzuläſſigkeit der Ausweiſung von Familienangehörigen wegen Beſcholtenheit des Familien⸗ 
hauptes. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 12. Juni 1902, Z. 5287. Zur Frage nach der 
Zuläſſigkeit der Gewährung abwechslungsweiſer Ruhepauſen für die gewerblichen Hilfsarbeiter unter 
Aufrechthaltung des Betriebes während der Pauſen. — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
19. Juni 1902, 3. 5572. Über die Competenz zur Anordnung von Sicherheitsvorkehrungen bei Colliſionen 
zwiſchen Bergbauen und Eiſenbahnen. — Auszug aus dem Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 
2. Juli 1902, 6038, betreffend die gewerbepolizeiliche Genehmigung einer Betriebsanlage. — Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 16. September 1902, Z. 7913. Der gewerbepolizeilichen Genehmigung einer 


Anlage ſteht der Umſtand, dafs dieſelbe im Bauverbotsrayon eines Munitionsmagazins errichtet werden 


ſoll, nicht entgegen. — Verſchiedene Mittheilungen: Geſetzesvorlage, betreffend Beſtimmungen zur 
Hintanhaltung der Trunkſucht. — Ein Reichsmuſeum für Arbeiterwohlfahrt im Deutſchen Reiche. — Schutz⸗ 
verein gegen Kindermiſshandlungen in Berlin. — Induſtrie- und Arbeitsrath in Norwegen. — Literatur- 
anzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Landesgeſetz für das Erzherzogthum ſetzes, womit grundſätzliche Beſtimmungen für die 


Regelung des Curorteweſens, ſowie die 


Oſterreich unter der Enns. Einhebung von Muſik- und Verſchönerungs— 


taxen in Niederöſterreich getroffen werden, hat 


Der vom Landtage des Erzherzogthumes Dfter- unter dem 8. September 1902 die Allerhöchſte Sane- 
reich unter der Enns beſchloſſene Entwurf eines Ge- tion erhalten. 
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Landesgeſetz für die gefürſtete Graf⸗ 
ſchaft Görz und Gradiskaa. 


Der vom Landtage der gefürſteten Grafſchaft 
Görz und Gradiska beſchloſſene Entwurf eines Ge— 
ſetzes, betreffend die Einreihung der Straßen— 
ſtrecke, welche bei Dobrava von der Concur— 
zenzitraße St. Peter — Dornberg abweichend 
bis zur Reichsſtraße bei Oſegliano führt, 
und der Abzweigung, welche von St. Lucia 
bei Vogherſca bis zur Schule in Schönpaſs 
führt, in die Kategorie der Concurrenzſtraßen, 
hat unter dem 8. October d. J. die Allerhöchſte 
Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Iteiermark. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Steiermark 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, wirkſam für das 
Gebiet der Ortsgemeinde Donawitz, betreffend 
die Herſtellung von Canälen zur Ableitung 
der Abfall- und Spülwäſſer ſowie die Ent- 
richtung einer Gebür für die Einſchlau⸗ 
chung der Haus⸗ und Gebäudecanäle in die 
öffentlichen Canäle, hat unter dem 11. October d. J 
die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für 
1 


Der vom Landtage des Königreiches Böhmen 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit der könig— 
lichen Hauptſtadt Prag die Einhebung von Ber- 
zugszinſen für die im vorgeſchriebenen Ter— 
mine nicht eingezahlten Gemeinde- und 
Schulumlagen bewilligt wird, hat unter dem 
18. October d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für die Markgrafſchaft 
Mähren. 


Der vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Regelung der Kehrichtausfuhr aus den 
Häuſern innerhalb des Stadtgebietes Olmütz, 
hat unter dem 7. October d. J. 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent- 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Aufnahme einer 
Anleihe durch die Landeshauptſtadt Brünn 
zum Zwecke der Waſſerverſorgung, hat unter 
dem 21. October 1902 die Allerhöchſte Sanction er⸗ 
halten. 


as Königreich 


Verordnung des Geſammtminiſteriuns 


vom 15. October 1902, B. 
Ur. 260, 
betreffend 


die bei ſtaatlichen Behörden, Amtern und Anftalten 
verwendeten Aushilfsdiener. 


I. Abſchnitt. 


Das Dienſtverhältnis der Aushilfs⸗ 
diener. 


G. Bl. 


Ss 
Grundlage des Dienſtverhältniſſes. 


Das Dienſtverhältnis der bei ſtaatlichen Be- 
hörden, Amtern oder Anſtalten verwendeten Aushilfs⸗ 
diener beruht auf dem zwiſchen dem Amtsvorſtande 
einerſeits und dem Bedienſteten anderſeits mündlich 
oder ſchriftlich abgeſchloſſenen Dienſtvertrage. 

Der Dienſtvertrag muſs den im erſten Abſchnitte 
dieſer Verordnung enthaltenen Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechen und darf keine denſelben zuwiderlaufenden 
Verabredungen enthalten. : 


SD; 
Dienſtpflichten. 


Die Aushilfsdiener ſind verpflichtet, die ihnen 
übertragenen Arbeiten und Verrichtungen fleißig und 


gewiſſenhaft nach beſtem Können zu vollziehen, ihren 
Vorgeſetzten mit Achtung zu begegnen, den Anord- 
nungen derſelben zu gehorchen, ſich ſowohl im Dienſte 
wie außerhalb desſelben anſtändig und ehrenhaft 
zu betragen und das Dienſtgeheimnis treu zu 
bewahren. 


— 


Dienſtbezüge. 


SER 
A. Ausmaß derselben. 


Die Aushilfsdiener beziehen Taggelder (Tag⸗ 


löhne), welche denſelben nachhinein am letzten jeden 
Monates erfolgt werden. 


Das Ausmaß der Taggelder (Taglöhne) wird 


vom Beginne der Wirkſamkeit dieſer Verordnung an⸗ 
gefangen für vollbeſchäftigte, das iſt während der 
ganzen normalen Amtsſtunden verwendete Aushilfs⸗ 


diener folgendermaßen feſtgeſetzt: 


if 


Für die Aushilfsdiener bei den ſtaatlichen Be⸗ 
ER Ämtern und Anftalten mit Ausnahme der 
k. k. Poſt⸗ und Telegraphenanſtalt: 


beieiner Dienftzeit 


Se mm 


Bee 0 ae N NT. 


a Sn ahten 7. u el. 


ee her ae 


II, 


Bean N. 
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in den Orten der 


J. II. III. IV. 


Activitätszulagenclaſſe 
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Für die Aushilfsdiener der k. k. Poſt- und Telegraphenanſtalt: 


bei einer Dienſtzeit 


ZT N ae 


in den Orten der 


I. II. II. IV. 
Activitätszulagenclaſſe 


hn hren 
z ahren 
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Für die Bemeſſung des Taggeldes (Taglohnes) 
kommt nur die in der Eigenſchaft eines vollbeſchäftigten 
Aushilfsdieners zurückgelegte Dienſtzeit in Betracht; 
dabei macht es jedoch keinen Unterſchied, ob die 
Dienſtzeit vor oder nach Beginn der Wirkſamkeit dieſer 
Verordnung mit Unterbrechungen oder ununterbrochen 
zurückgelegt wurde. 

Von einer unterbrochenen Dienſtzeit finden aber 
nur ſolche Zeitabſchnitte Berückſichtigung, welche 

a) einzeln mindeſtens ſechs Monate betragen und 
b) von dem Aushilfsdiener vor ſeiner Aufnahme in 
den Dienſt gehörig nachgewieſen worden ſind. 


Höhere als die vorſtehend normirten Taggelder 
(Taglöhne) können bei ſehr zufriedenſtellender Dienſt— 
leiſtung nach Maßgabe der verfügbaren Credite zuer— 
kannt werden, die Vereinbarung niedrigerer Ent— 
lohnungen für vollbeſchäftigte Aushilfsdiener iſt da— 
gegen unzuläſſig. 


2 
1 
. 
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Diejenigen Aushilfsdiener, welche bereits ein 
höheres Taggeld (Taglohn) beziehen, als ihnen nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen zukommen würde, 
ſind, ſolange ihr dermaliges Dienſtverhältnis fort— 
beſteht, in ihrem bisherigen Bezuge zu belaſſen, bis 
ſie den Anſpruch auf ein höheres Taggeld (Taglohn) 
nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung erworben 
haben. 


§. 4. 
B. Zeiträume, für welche dieſelben gebüren. 


Das Taggeld (Taglohn) gebürt den Aushilfs- 
dienern in der Regel nur für jene Tage, an welchen 
ſie thatſächlich Dienſte geleiſtet haben, ſowie für die 
normirten Ruhetage, welche in die Zeit ihrer Dienſt— 
leiſtung fallen. 
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Während einer die Dauer von drei Tagen nicht 
überſteigenden Krankheit erhalten die Aushilfsdiener 
jedoch die vollen Bezüge; desgleichen während eines 
Urlaubes, ſoferne die Urlaubsbewilligung nicht aus⸗ 
drücklich von dem gänzlichen oder theilweiſen Rücklaſſe 
der Bezüge abhängig gemacht wurde. 

Für die Dauer der durch die Ableiſtung einer 
Waffenübung bedingten Dienſtesverhinderung kann 
den Aushilfsdienern unter berückſichtigungswürdigen 
Umſtänden die Hälfte des Taggeldes (Taglohnes) 
belaſſen werden. 

In allen übrigen Fällen des Fernbleibens vom 
Dienſte werden die auf die betreffende Zeitperiode 
entfallenden Taggelder (Taglöhne) verwirkt. 


8.5. 
Vorſorge für den Krankheitsfall. 


Für den Krankheitsfall ſind die Aushilfsdiener 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des S. 16 des 
Geſetzes vom 26. December 1899, R. G. Bl. Nr. 255, 
beziehungsweiſe im Sinne des Geſetzes vom 
30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, verſichert. 


§. 6. 
Auflöſung des Dienſtverhältniſſes. 


Das Dienſtverhältnis wird aufgelöst: 
1. durch Entlaſſung, 
2. durch Kündigung, 


3. durch Ablauf der Zeit, für welche dasſelbe 
begründet wurde, 


4. durch den Tod. 
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A. Entlaſſung. 


Die Entlaſſung eines vollbeſchäftigten Aushilfs⸗ 
dieners ohne vorgängige Kündigung kann nur ſtatt⸗ 
finden, wenn derſelbe wegen eines Verbrechens oder 
einer aus Gewinnſucht begangenen oder gegen die 
öffentliche Sittlichkeit verſtoßenden anderen ſtrafbaren 
Handlung ſtrafgerichtlich verurtheilt wurde, ferner 
wenn er ſich einer ſchweren Verletzung ſeiner Dienſt— 
pflichten oder einer ſolchen Handlung ſchuldig gemacht 
hat, welche ihn vertrauensunwürdig oder feine Belaſ— 
ſung im Dienſte als mit den Intereſſen des Dienſtes 
oder mit dem Anſehen des Amtes unvereinbar er— 
ſcheinen lässt. 

Gegen die Entlaſſung ſteht dem vollbeſchäftigten 
Aushilfsdiener das Recht der Beſchwerdeführung an 
die höhere Adminiſtrativbehörde zu; durch die Be— 
ſchwerde wird jedoch die Enthebung vom Dienſte nicht 
aufgeſchoben. 
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Wird die Entlaſſung ohne vorgängige Kündi⸗ 


gung nicht für gerechtfertigt erkannt, jo iſt dem Aus⸗ 


hilfsdiener das Taggeld (Taglohn) für ſo viele Tage 
nachträglich flüſſig zu machen, als die Kündigungsfriſt 


umfaſst, und das Dienſtverhältnis als durch Kündigung 
aufgelöst zu behandeln. 


§. 8. 
B. Kündigung. 


Die Kündigung des Dienſtverhältniſſes kann 
ſowohl vom Dienſtgeber als vom Dienſtnehmer jeder: 
zeit vorgenommen werden. 

Die Kündigungsfriſt beträgt: für den vollbeſchäf⸗ 
tigten Aushilfsdiener 14 Tage; für den Dienſtgeber 
a) während der erſten fünf Dienſtjahre eines voll⸗ 
beſchäftigten Aushilfsdieners 14 Tage, b) nach un⸗ 
unterbrochener fünfjähriger Dienſtleiſtung eines ſolchen 
Aushilfsdieners einen Monat. 


8.9. 
C. Zeitablauf. 


Wurde die Dauer des Dienſtverhältniſſes von 
vornherein feſtgeſetzt, ſo endet dasſelbe mit dem Ab⸗ 


laufe der Zeit, für welche es begründet wurde, ohne 


dass es einer Kündigung bedürfte. 


§. 10. 


Mangel eines Rechtsauſpruches auf Verſorgungs⸗ 
genüſſe. 


Die Dienſtleiſtung eines Aushilfsdieners bei 
ſtaatlichen Behörden, Amtern oder Anſtalten begründet 


feinen Rechtsanſpruch auf eine Ruhegebür oder auf 


eine Witwen- und Waiſenverſorgung. 


II. Abſchnitt. 


Vorlorge für erwerbsunfähig gewordene 
Aushilfsdiener, dann für Witwen und 
Waiſen von Aushilfsdienern. 


A. Gnadengaben an Aushilfsdiener. 
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Aushilfsdiener, welche während der Dauer des 
Dienſtverhältniſſes die eee einbüßen, 
werden, wenn fie 


a) mindeſtens zehn Jahre in der Eigenſchaft 
vollbeſchäftigter Aushilfsdiener bei ſtaatlichen Be- 
hörden, Amtern oder Anſtalten in Verwendung ge— 
ſtanden ſind und 
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b) ihre Erwerbsunfähigkeit nicht vorſätzlich oder 
bei Begehung eines Verbrechens herbeigeführt haben, 
auf Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 
14. October 1902 für die Dauer ihrer Erwerbs- 
unfähigkeit Gnadengaben bewilligt, welche in der Regel 
mit jährlich 360 K bis 480 K, bei beſonders langer 
Dienſtdauer mit jährlich 480 K bis 600 K bemeſſen 
werden. 

Die Berechnung der Dienſtzeit zum Zwecke der 
Beurtheilung, ob die unter lit. a dieſes Paragraphen be- 
zeichnete Vorausſetzung für die Bewilligung von 
Gnadengaben vorhanden ſei, erfolgt nach den im §. 3 
aufgeſtellten Grundſätzen. 


§. 12. 


Gnadengaben in demſelben Ausmaße werden 
ferner auf Grund der im §. 11 eitirten Allerhöchſten 
Ermächtigung denjenigen Aushilfsdienern, welche 
infolge Aufkündigung des Dienſtverhältniſſes von 
Seite des Dienſtgebers aus dem Dienſte ausgeſchieden 
ſind, beim Vorhandenſein der im §. 11 unter lit. a 
und b angegebenen Vorausſetzungen im Falle des 
Eintrittes der Erwerbsunfähigkeit und für die Dauer 
derſelben gewährt, wenn ſie entweder binnen fünf 
Jahren nach der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
die Erwerbsfähigkeit einbüßen oder im Zeitpunkte 
der Auflöſung des Dienſtverhältniſſes das 60. Lebens— 
jahr bereits überſchritten hatten. 


1 


Die Gnadengaben werden im Falle des §. 11 
von dem auf die Einſtellung des Taggeldes folgenden 
Tage an, im Falle des §. 12 aber von dem auf die 
gehörige Anmeldung der Erwerbsunfähigkeit nach— 
folgenden Monate angefangen in anticipativen Raten 
flüſſig gemacht und mit dem Ende desjenigen Monates]! 
wieder eingeſtellt, in welchem der Percipient ſtirbt 
oder die Fähigkeit zu einem Erwerbe wiedererlangt, 
oder in welchem ein ſolcher Umſtand eingetreten iſt, 
der nach den allgemein geltenden Beſtimmungen das 
Erlöſchen eines ſtaatlichen Verſorgungsgenuſſes nach 
ſich zieht. 

Während der Dauer einer Krankenunterſtützung 
aus der gemäß §. 5 dieſer Verordnung ſtaatlicherſeits 
erfolgten Verſicherung ruht der Bezug der Gnaden— 
gabe. 


B. Gnadengaben an Witwen von Aushilfsdienern. 


8. 14. 


Der Witwe eines Aushilfsdieners, welcher 
mindeſtens zehn Jahre ($. 11) in der Eigenſchaft 
eines vollbeſchäftigten Aushilfsdieners bei ſtaatlichen 
Behörden, Amtern oder Anſtalten vollſtreckt hat und 
während der Dauer des Dienſtverhältniſſes gejtorben 
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iſt oder bis zu ſeinem Tode eine Gnadengabe nach 
den Beſtimmungen der SS. 11 oder 12 entweder 
wirklich bezogen hat oder im Falle der Erwerbs— 
unfähigkeit erhalten haben würde, wird, ſoferne der 
Gatte zur Zeit der Verehelichung das 60. Lebensjahr noch 
nicht überſchritten hatte und die Ehe vor oder während 
der letzten Verwendung des Gatten als vollbeſchäf— 
tigter Aushilfsdiener bei einer ſtaatlichen Behörde 
(Amt, Anſtalt) geſchloſſen und nicht durch Verſchulden 
der Gattin geſchieden wurde, auf Grund der Aller— 
höchſten Ermächtigung vom 14. October 1902 
für die Dauer ihres Witwenſtandes eine Gnadengabe, 
und zwar in der Regel im Betrage jährlicher 300 K 
bewilligt. 


9. 15. 


Dieſe Gnadengabe wird der Witwe von dem 
auf die Einſtellung des Taggeldes (Taglohnes), 
beziehungsweiſe der Gnadengabe ihres Mannes, falls 
derſelbe aber nicht im Genuſſe ſolcher Bezüge geſtan— 
den iſt, von dem auf den Todestag ihres Mannes 
folgenden Tage angefangen in anticipativen Monats— 
raten flüſſig gemacht und mit dem Ende desjenigen 
Monates wieder eingeſtellt, in welchem die Witwe 
ſtirbt oder ſich wieder verehlicht, oder in welchem ein 
ſolcher Umſtand eingetreten iſt, der nach den allgemein 
geltenden Beſtimmungen das Erlöſchen eines ſtaat— 
lichen Verſorgungsgenuſſes nach ſich zieht. 


6. Gnadengaben an Waiſen. 
§. 16. 


Den ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe legi— 
timirten Kindern eines Aushilfsdieners, welcher 
mindeſtens zehn Jahre (§. 11) in der Eigenſchaft 
eines vollbeſchäftigten Aushilfsdieners bei ſtaatlichen 
Behörden, Amtern oder Anſtalten vollſtreckt hat und 
während der Dauer des Dienſtverhältniſſes geſtorben 
iſt oder bis zu ſeinem Tode eine Gnadengabe nach 
den Beſtimmungen der §§. 11 oder 12 entweder 
wirklich bezogen hat, oder im Falle der Erwerbs— 
unfähigkeit bezogen haben würde, werden, falls die 
Ehe, aus welcher ſie ſtammen oder durch welche ſie 
legitimirt worden ſind, vor oder während der letzten 
Verwendung ihres Vaters als vollbeſchäftigter Aus— 
hilfsdiener bei einer ſtaatlichen Behörde (Amt, 
Anſtalt) geſchloſſen worden iſt, auf Grund der Aller— 
höchſten Ermächtigung vom 14. October 1902 
Gnadengaben gewährt, welche in der Regel für eine 
vaterloſe Waiſe mit jährlich 75 K, für mehrere 
vaterloſe Waiſen eines Aushilfsdieners zuſammen 
mit jährlich 150 K, für eine vater- und mutterloſe 
Waiſe mit jährlich 150 K und für mehrere vater- und 
mutterloſe Waiſen eines Aushilfsdieners zuſammen 
mit jährlich 300 K bemeſſen werden. 
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Dieſe Gnadengaben werden von dem auf die 
Einſtellung des Taggeldes (Taglohnes), beziehungs— 
weiſe der Gnadengabe des verſtorbenen Elterntheiles, 
falls derſelbe aber nicht im Genuſſe eines ſolchen Be— 
zuges geſtanden iſt, von dem auf den Todestag des— 
ſelben folgenden Tage angefangen in anticipativen 
Monatsraten flüſſig gemacht und regelmäßig bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres belaſſen. 


III. Abſchnitt. 


Anwendungsgebiek und Beginn der 
Wirkſamkeit dieſer Herordnung. 


8. 17. 


Die Beſtimmungen dieſer Verordnung haben 
auf alle jene nicht ſtabilen Bedienſteten Anwendung 
zu finden, welche vom Zeitpunkte des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung angefangen, bei ſtaatlichen Be- 
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hörden, Amtern oder Anſtalten in Verwendung 


ſtehen und entweder nach ihrer dienſtlichen Bezeich— 
nung oder nach der Art ihrer Beſchäftigung als Aus— 
hilfsdiener anzuſehen ſind. 5 

Ausgenommen hievon find die Aushilfsdiener 
der k. k. öſterreichiſchen Staatsbahnen, für welche die 
im Bereiche der Staatsbahnverwaltung jeweilig in 
Kraft ſtehenden beſonderen Vorſchriften gelten. 


8.18. 


Den competenten Centralſtellen bleibt es vor⸗ 
behalten, im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz⸗ 
miniſterium auch andere Gruppen nicht ſtabiler Be⸗ 
dienſteter, welche in die Kategorie der Dienerſchaft 
gehören, dieſer Verordnung oder einzelnen Beſtim— 
mungen derſelben zu unterſtellen. 


8. 195 


Dieſe Verordnung tritt mit 1. November 1902 
in Kraft. 


Erlä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 9. October 1902, 3. 28 158, 
betreffend 


die Stempelpflicht der nach der Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184, 
zu überreichenden Anzeigen und Geſuche. 


(An alle politiſchen Landesſtellen mit Ausnahme jener in 
Innsbruck.) 


Eine politiſche Landesſtelle hat die Anfrage ge- 
ſtellt, ob und inwieferne die nach der Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184, 
betreffend die Herſtellung und Verwendung von 
Calcium⸗Carbid und Acetylen, ſowie den Verkehr mit 
dieſen Stoffen, zu überreichenden Anzeigen und Geſuche 
der Stempelpflicht unterliegen. 

Hierüber wurde dieſer Landesſtelle nach ge⸗ 
pflogenem Einvernehmen mit dem k. k. Finanzmini⸗ 
ſterium eröffnet, dafs den nach §. 11, Al. 1, der 
Miniſterialverordnung vom 14. November 1901, 
R. G. Bl. Nr. 184, zu erſtattenden Anzeigen die Ge— 
bürenfreiheit nach T. P. 44g, Geb. Geſ., zukommt, 
während die nach §. 11, Al. 3, und §. 14 citirter Ver⸗ 
ordnung eingebrachten Geſuche um die Bewilligung 
zur Aufſtellung und zum Betriebe beſtimmter Appa⸗ 
rate ꝛc., beziehungsweiſe um Zuläſſigkeitserklärung 
beſtimmter Syſteme von Acetylengasapparaten der 
Gebür nach T. P. 43 a 2 des Geſetzes vom 13. De— 
cember 1862, R. G. Bl. Nr. 89, unterworfen ſind. 


täffe. 


Die den letzterwähnten Geſuchen angeſchloſſenen 
Beilagen (insbeſondere auch die im §. 15 citirter 
Verordnung erwähnte Beſchreibung, beziehungsweiſe 
Belehrung) unterliegen den allgemeinen Beſtimmungen 
betreffend die Beilagenſtempelgebür. 


0 f g « Statthalterei 12 
Hievon wird die k. k. Dandesregierung zur Verſtän⸗ 


digung der Unterbehörden in Kenntnis geſetzt. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern 
vom 10. October 1902, 3. 41.966, 


betreffend 


die Adjuſtirung der Reiſekoſten und der Diäten von 

den Strafgerichten als Sachverſtändige beigezogenen 

Civilſtaatsbedienſteten mit Ausnahme der landes⸗ 
fürſtlichen Sanitats- und Veterinärbeamten. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Im Anſchluſſe wird der k. k. Statthalterei 


Landesregierung eine 
Abſchrift der Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
10. September 1902, betreffend die Adjuſtirung der 
Reiſekoſten und Diäten der von den Strafgerichten 
als Sachverſtändige beigezogenen Civilſtaatsbedienſteten 
mit Ausnahme der landesfürſtlichen Sanitäts- und 
Veterinärbeamten zur Kenntnisnahme mit dem Auf- 
trage übermittelt, dafür Vorſorge zu treffen, dass der 
durch dieſe Verordnung normirte Vorgang hinſicht⸗ 
lich der Vorlage und Überprüfung der Reiſerechnungen 
der dem hierortigen Reſſort angehörigen, vor Straf— 
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gerichten als Sachverſtändige beigezogenen Civil⸗ 
ſtaatsbedienſteten genau eingehalten werde. 
Die nach Punkt e), Alinea 2 dieſer Verordnung 


Statthalterei , 
der . n im kurzen Wege zukommenden 


Geſchäftsſtücke ſind als dringlich zu behandeln. 


Abſchriſt der Verordnung des Zuſtizminiſteriums. 
f (An alle Gerichte.) 


Im Einvernehmen mit den betheiligten Central— 
ſtellen wird verordnet: 


a) Die Particularien der Civilſtaatsbedienſteten 
über die von ihnen auf Grund ihrer Verwen— 
dung als Sachverſtändige bei ſtrafgerichtlichen 
Commiſſionen beanſpruchten Reiſekoſten und 
Diäten müſſen, bevor ſie von dem Particular— 
leger unmittelbar bei Gericht überreicht werden, 
von derjenigen Behörde, welcher der Particular— 
leger unterſteht, mit einer Clauſel verſehen ſein, 
worin beſtätigt wird, dass der Particularleger 
innerhalb der in Aufrechnung gebrachten Zeit 
nicht auch gleichzeitig im Auftrage ſeiner vor— 
geſetzten oder einer anderen Staatsbehörde die 
Amtsreiſe unternommen hat und — zutreffenden 
Falles — daſs die auf die einzelnen Dienſt⸗ 
zweige, beziehungsweiſe Zahlungspflichtigen ent- 
fallenden Koſtenantheile richtig ermittelt find. 

b) Dasſelbe gilt auch für den Fall, wenn Civil— 
ſtaatsbedienſtete, die außerhalb des Gerichts— 
bezirkes wohnen, zu einer ſtrafgerichtlichen Ver— 
nehmung als Sachverſtändige berufen werden. 

In dieſem Falle hat jedoch der Sachver— 
ſtändige ſofort nach Schluſs ſeiner Vernehmung 
eine ſchriftliche Beſtätigung des vernehmenden 
Richters (Vorſitzenden, Unterſuchungsrichters) 
über den Zeitpunkt ſeines Eintreffens und jenen 
der Beendigung ſeiner Vernehmung zu bean⸗ 
ſpruchen. 

Dieſe Beſtätigung (die auch auf der Ladung 
beigeſetzt werden kann) iſt dem Particulare bei— 
zuſchließen. 

e) In den unter a) erwähnten Fällen hat das 
Gericht die bei ihm überreichten clauſulirten 
Particularien zu ſammeln und mit dem Reiſe— 
tagebuche in Strafſachen für den betreffenden 
Monat dem vorgeſetzten Oberlandesgerichts— 
präſidium vorzulegen. 

Hiebei hat das Gericht, um Verzögerungen 
hintanzuhalten, dafür Sorge zu tragen, daſs, 
gleichzeitig mit dem Reiſetagebuche in Straf— 
ſachen, alle damit zuſammenhängenden Parti- 
cularien vorgelegt werden können. 

d) In den unter b) erwähnten Fällen hat das 
Gericht das Particulare ſogleich und ohne die 
Vorlage des Reiſetagebuches in Strafſachen ab⸗ 
zuwarten, dem vorgeſetzten Oberlandesgerichts— 
präſidium vorzulegen. 
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e) Das Oberlandesgerichtspräſidium hat ſodann in 
Gemäßheit der Vorſchriften über die Bemeſſung 
der Reiſegebüren der von landesfürſtlichen Be 
amten im Intereſſe anderer Dienſtzweige vor— 
genommenen Dienſtreiſen (Finanzminiſterial—⸗ 
verordnung vom 5. Jänner 1875, Z. 34955, 
F. M. V. Bl. Nr. 1 und vom 7. April 1895, 
3. 10929, F. M. V. Bl. Nr. 77, dann Juſtiz⸗ 
miniſterialverordnung vom 5. Mai 1895, J. M. 
V. Bl. Nr. 8) die Adjuſtirung der Particularien 
durch das Rechnungsdepartement desjenigen 
Verwaltungszweiges zu veranlaſſen, dem der 
betreffende Civilſtaatsbedienſtete angehört. 

Zu dieſem Behufe und zur Vermeidung von 
Verzögerungen empfiehlt es ſich, daſs das Ober— 
landesgerichtspräſidium nach Adjuſtirung der 
etwaigen Reiſegebüren der Juſtizbedienſteten, 
jedoch vor Beifügung der Zahlungsverfügung 
den Act ſammt Particularien an die zuſtändige 
Verwaltungsbehörde zur Beiſetzung ihrer Ad— 
juſtirungsclauſel (oder der ihres Rechnungs— 
departements) auf kurzem Wege überſende. 

) Nach Rücklangung der mit der Adjuſtirungs⸗ 
clauſel verſehenen Particularien hat das Ober— 
landesgerichtspräſidium wegen Überprüfung und 
Zahlung der adjuſtirten Reiſekoſten und Diäten 
das Erforderliche zu veranlaſſen. 

g) Durch dieſe Verordnung werden die Vorſchriften 
über die von den Gerichten vorzunehmende Be— 
meſſung derjenigen Gebüren, die den Civilſtaats— 
bedienſteten für ihre fachliche Mühewaltung (Be— 
fund, Gutachten u. dgl.) etwa zukommen, ferner 
die Vorſchriften der Juſtizminiſterialverordnung 
vom 9. November 1901, J. M. V. Bl. Nr. 36, 
betreffend die Adjuſtirung der Reiſekoſten und 
Diäten der landesfürſtlichen Sanitäts- und Vete⸗ 
rinärbeamten, nicht berührt. 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 13. October 1902, 3. 41391, 
betreffend 
die Verhältniſſe in Südafrika. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Ungeachtet der wiederholten Warnungen vor 
der Auswanderung nach Südafrika (Verordnungs— 
blatt Jahrgang 1902, Seite 37 und 260) macht ſich 
nach wie vor ein ſtarker Zuzug öſterreichiſcher Staats— 
angehörigen in das gedachte Gebiet bemerkbar, 
woraus auf das Fortbeſtehen einer geheimen 
Agitation zwecks Anwerbung von Auswanderern für 
Südafrika geſchloſſen werden kann. 


Dieſe Wahrnehmung veranlasst das Miniſterium 
des Innern, die ihm neuerlich zugekommene Infor— 
mation eines mit den Verhältniſſen in Transvaal und 
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der Orange-Rivercolonie wohlvertrauten Bericht- 
erſtatters im Nachſtehenden zu veröffentlichen: 

Die augenblicklichen Verhältniſſe in Südafrika ſind 
keineswegs derart beſchaffen, um neuen Ankömm⸗ 
lingen Erfolg zu verſprechen, namentlich wenn die— 
ſelben noch niemals über die Grenzen Europas oder 
gar der Monarchie gekommen ſind, und die Sprachen 
des Landes nicht kennen. 

Der einſtige Reichthum der Bewohner, das 
Vieh, iſt durch die Peſt und den Krieg arg decimirt 
worden und den letzten armſeligen Reſten der einſt 
großen Herden droht durch eine neue Seuche, das 
ſogenannte „Rhodesian Red Water“, deren Auf⸗ 
treten in Transvaal erſt kürzlich conſtatirt worden 
iſt, vollſtändige Vernichtung. Rinder werden mit mehr 
als dem dreifachen in Oſterreich-Ungarn üblichen 
Preiſe bezahlt, und ohne viel Zugvieh iſt der Ackerbau 
unmöglich. 

Das überwiegende Intereſſe wendet ſich den 
Minendiſtricten, namentlich Johannesburg, zu. Die 
Stadt und das Gebiet ſind jedoch derart über— 
laufen, dass die dort herrſchende Arbeitsnoth der Re⸗ 
gierung und anderen Kreiſen Sorge verurſacht, zumal 
ſich die Lage von Tag zu Tag ſchwieriger geſtaltet. 
Wenn auch Profeſſioniſten manchmal bis zu E 1 
und mehr täglich verdienen, ſo müſſen ſich Leute ohne 
Profeſſion, wenn ſie, was nur zu oft geſchieht, keine 
entſprechende Arbeit finden können, mit viel weniger, 
ſogar mit nur 5 Shilling begnügen, was bei der 
herrſchenden außerordentlichen Theuerung kaum dazu 
ausreicht, um einen Mann gegen Verhungerung zu 
ſchützen. 

Unter ſolchen Umſtänden kann dem größten Theile 
der in dem gegenwärtigen Zeitpunkte nach dem Trans— 
vaal oder der Orange-River Colony Auswandernden 
nur ein trauriges Schickſal vorausgeſagt werden. Hiezu 
geſellt ſich ein weiterer Umſtand, welcher von verhäng- 
nisvollen Folgen für die Auswanderer begleitet ſein 
kann. 

Die Regierung des Transvaals und der Orange— 
River Colony geſtattet nämlich nur einer beſchränkten 
Anzahl von nichtbritiſchen Staatsangehörigen den 
Eintritt in das Land. Für die öſterreichiſchen und 
ungariſchen Staatsangehörigen werden nur 20 Er- 
laubnisſcheine pro Monat bewilligt, wobei die ſchon 
einmal in den neuen Colonien ſeſshaft geweſenen und 
nun rückkehrenden Perſonen allen anderen vorgezogen 
werden. Es kommt ſchon jetzt vor, daſs Perſonen drei 
und mehr Monate in den Küſtenorten, meiſtens ohne 
Beſchäftigung und Verdienſt, auf die Erlaubnis zur 
Reiſe warten müſſen, was ſich ſchon an und für ſich 
für die Betreffenden als eine arge Calamität darſtellt. 
Eine Beſſerung iſt nicht ſobald zu erwarten. 


: Statthalterei ; : ’ 
Die LT en wird eingeladen, die vor⸗ 


ſtehende Darſtellung zur allgemeinen Kenntnis zu 
bringen, der Bevölkerung nahezulegen, den gegen⸗ 
theiligen Verſicherungen ſolcher Perſonen, welche aus 


der Herauslockung von Cautionen für verſprochene 
Dienſt⸗ und Arbeitsſtellen eine verbrecheriſche Ein— 


nahmsquelle gefunden haben, keinen Glauben zu 


ſchenken. 

Zugleich wird darauf aufmetkſam zu A 
ſein, daſs die Behörden ſtets bereit find, alle ihnen zu 
Gebote ſtehenden Auskünfte über die wirtſchaftliche 
Lage in überſeeiſchen Ländergebieten zu ertheilen. 


Erlafs des Miniſteriums des Innern 
vom 15. October 1902, 3. 43014, 
betreffend 


das Verbot der Ausfuhr von Waffen und Patronen 
aus Griechenland. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Note des k. und k. Miniſter tuns des 
Außern vom 10. October l. J., 8. 2910/J.B., 
hat die königl. griech. Regierung mit Erlaſs vom 
28. Auguſt (10. September) l. J. das Verbot der 


Ausfuhr von Waffen und Patronen jeder Art aus 


dem griechiſchen Staatsgebiete ausgeſprochen. 


3 ; 5 Statthalterei . 
Hievon wird die k. k. Landesregierung zur weiteren 


Veranlaſſung in die Kenntnis gefebt. - 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 


vom 20. October 1902, 3. 35508, 


betreffend 


die Auflaſſung zweier veralteter Nachweiſungen 
über Marktdurchſchnittspreiſe und Ergebniſſe der 


Wochenmärkte. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Mit dem Decrete der vereinigten Hofkanzlei vom 


30. November, beziehungsweiſe 3. December 1818, 


3. 24795, wurden die Landes-Rechnungsſtellen an⸗ 
gewieſen, anſtatt der früher vorgeſchriebenen ſeparaten 
Ausweiſe über die Getreide-Marktpreiſe, über den 
Durchſchnittspreis der hauptſächlichſten Lebensmittel 
und über andere wirtſchaftliche Verhältniſſe (Holz, 
Taglohn, Schafwolle ꝛc.) allmonatlich einen Ausweis 
nach einem, dem citirten Deerete beigegebenen For⸗ 
mulare zu verfaſſen. 

Die Vorlage dieſer Ausweiſe hatte mit dem 
Jahre 1819 zu beginnen, und muſsten dieſelben von 
den Gubernien bis ſpäteſtens 17. jeden Monates in 
drei Exemplaren an die Hofkanzlei, Hofpolizeibehörde 
und an die Hofcommiſſion für die Regulirung der 
Grundſteuer vorgelegt werden. 

Späterhin wurden dieſe Ausweiſe von den Rech⸗ 


nungsdepartements der Landesſtellen auf Grund der 


der Vermittlung der Beförderung überſeeiſcher Aus = > 
wanderer Gewinn zu ziehen hoffen und oft auch in 
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allmonatlichen, von den Bezirkshauptmannſchaften 
vorgelegten gemeindeämtlichen Ausweiſe verfaſst und 


ſeit dem Beſtande der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion 


alljährlich dieſer letzteren für das vorangegangene Jahr 
übermittelt. i 

Wie nun die genannte Commiſſion mit Zuſchrift 
vom 29. März l. J., Z. 19153 ex 1901, anher be⸗ 
kanntgegeben hat, iſt die Einhebung und Einſendung 
dieſer Preisnachweiſe infolge der Vervollkommnung, 
welche die ſtatiſtiſche Berichterſtattung über die Höhe 
und die Bewegung der Preiſe ſeit dem Jahre 1818 
erfahren hat, entbehrlich geworden, und wird die k. k. 

Statthalterei x g 

err daher im Einvernehmen mit dem k. und k. 
Reichs⸗Kriegs⸗Miniſterium, dem Miniſterium für 
Landesvertheidigung und dem Handelsminiſterium 
angewieſen, Veranlaſſung zu treffen, daſs von der Er— 
hebung der in Rede ſtehenden Marktdurchſchnittspreiſe, 
ſowie von der bezüglichen Berichterſtattung in Hin- 


. 
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kunft Abſtand genommen werde. Selbſtverſtändlich 
werden durch die Auflaſſung dieſer Preiserhebungen 
alle anderen Anordnungen in Betreff Einhebung von 
preisſtatiſtiſchen Daten, insbeſondere die für Zwecke 
des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung zu 
liefernden Nachweiſungen nicht berührt. 

Weiters ergeht an die k. k. nice zufolge 
Note des k. k. Handelsminiſteriums vom 27. Juni l. J., 
3. 22253, die Aufforderung, die Abſtellung der 
bisher (wenn auch nur mehr vereinzelt) von den Orts— 
behörden der Hauptſtädte und wichtigeren Marktorte 
auf Grund des Erlaſſes des Handelsminiſteriums 
vom 30. November 1852, 3. 916/ Stat., dem— 
ſelben vorgelegten Nachweiſungen über die Ergebniſſe 
der Wochenmärkte und der Durchſchnittsmarktpreiſe 
der wichtigſten Lebensmittel zu veranlaſſen, nachdem 
dieſe Nachweiſungen ſeitens des genannten Mini— 
ſteriums nicht mehr benöthigt werden. 


Zudicate. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
11. Zuni 1902, 3. 5212. 


Unzuläſſigkeit der Ausweiſung von Familienaugehörigen 
wegen Beſcholtenheit des Familienhauptes. 


Die Strafgeſetznovelle ex 1867 findet bei Be⸗ 
urtheilung der Frage, ob der Lebeuswandel ein be⸗ 
ſcholtener ſei, keine Anwendung. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde 
der Stadtgemeinde Troppau gegen die Entſcheidung des 
Miniſteriums des Innern vom 27. Juli 1901, Z. 16480, 
betreffend die Ausweiſung mehrerer Fremden und ihrer An- 
gehörigen aus dem Gemeindegebiete, mit dem eitirten Er⸗ 
kenntniſſe die angefochtene Entſcheidung hinſichtlich der Aus⸗ 
weiſung des A. B. und des J. D. als geſetzlich nicht be— 
gründet aufgehoben, im übrigen die Beſchwerde als unbe— 
gründet abgewieſen. 

Entſcheidungsgründe: 

Mit ihrer Entſcheidung vom 16. März 1901, 3. 3685, 
hat die ſchleſiſche Landesregierung die vom Gemeinderathe 
Troppau beſchloſſene Ausweiſung des A. G., des R. K. und 
des W. P. zwar beſtätigt, dagegen den Ausweiſungsbeſchluſs, 
inſoferne er ſich auch auf die Familienangehörigen der Ge— 
nannten erſtreckte, und zwar hinſichtlich der A. G. über deren 
Recurs, ſonſt aber von amtswegen behoben, weil den Fa— 
milienangehörigen der Ausgewieſenen ein beſcholtener Lebens— 
wandel im Sinne des §. 18 des Statutes für Troppau nicht 
nachgewieſen wurde; weiters hat die Landesregierung die 
verfügte Ausweiſung des A. B. und des J. D. ſammt ihren 
Familienangehörigen als geſetzlich unbegründet behoben, 
weil, inſoferne deren Beſcholtenheit mit Rückſicht auf ihre 
im Jahre 1891, beziehungsweiſe 1896 erfolgten gericht— 
lichen Verurtheilungen angenommen wurde, dieſe Ver— 
urtheilungen ihnen im Sinne der Strafgeſetznovelle vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, nicht mehr zum 


Nachtheile angerechnet werden können. Dieſe Entſcheidung 


wurde vom Miniſterium des Innern im Inſtanzenzuge aus 
ihren Gründen und in der Erwägung beſtätigt, dafs die 
Vorausſetzungen des §. 18 des Statutes für die Aus- 
weiſung bei den Familienangehörigen der genannten Per— 
ſonen nicht zutreffen. 


V. B. M. I. 


Hingegen macht die Beſchwerde geltend: 


1. Daſs die Beſcholtenheit eines Fremden in der Ge— 
meinde im Sinne des §. 18 des Statutes die Ausweiſung 
auch ſeiner Familienangehörigen rechtfertige und 


2. daſs der Verluſt der Unbeſcholtenheit infolge 
gerichtlicher Abſtrafung keine jener Straffolgen ſei, welche 
die Strafgeſetznovelle vom Jahre 1867 im Auge habe, und 
daj3 alſo dieſe Novelle auf den Begriff der Unbeſcholtenheit 
im Sinne der Gemeindegeſetzgebung nicht anwendbar ſei. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat Nachſtehendes er— 
wogen: 


Zufolge des §. 18 des Statutes der Landeshauptſtadt 
Troppau vom 20. Jänner 1866, L. G. Bl. Nr. 10, darf die 
Gmind Fremen den Aufenthalt 
in der Gemeinde nicht verweigern, ſolange dieſelben mit 
ihren Angehörigen einen unbeſcholtenen Lebens- 
wandel führen. Was nun den Lebenswandel des A. G., 
des R. K. und des W. P. anbelangt, jo iſt unbeſtritten, dass 
ihm das Attribut der Unbeſcholtenheit nicht zukommt, ebenſo 
ſicher iſt aber auch, daſs den Familienangehörigen der 
Genannten ein beſcholtener Lebenswandel in keiner Weiſe 
vorgeworfen wurde, und die Gemeinde Troppau das Recht 
zu deren Ausweiſung lediglich aus dem Lebenswandel der 
Familienhäupter ableitet. Nun iſt zweifellos richtig, dafs im 
Sinne des §. 18 des Statutes ein nach Troppau nicht 
zuſtändiges Familienoberhaupt allerdings nur dann den 
Anſpruch auf den ungeſtörten Aufenthalt in der Gemeinde 
erheben darf, wenn nicht nur er ſelbſt, ſondern wenn auch 
ſeine — mit ihm im gemeinſamen Hausſtande — lebenden 
Angehörigen einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen. 
In dieſer Beſtimmung iſt zweifelsohne auf die einſchlägigen 
familienrechtlichen Beſtimmungen des allgemeinen bürger— 
lichen Geſetzbuches Rückſicht genommen, wonach der Mann 
das Haupt der Familie iſt, dem die Leitung des 
Hausweſens (S. 91) und in Gemeinſchaft mit der Mutter 
die Sorge für die Erziehung und den religiöſen 
Unterricht der Kinder obliegt (S. 139) und dem über- 
haupt als dem Haupte der Familie die väter⸗ 
liche Gewalt zukommt (§. 147). Die Verantwortung, 
welche hienach das Familenoberhaupt für das Gebaren 
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und Verhalten ſeiner Angehörigen trifft, hat zur 
rechtlichen Folge, daſs dasſelbe nach der Gemeinde— 
geſetzgebung für den Lebenswandel dieſer Angehörigen 
in der Gemeinde verantwortlich gemacht und ihm 
der ungeſtörte Aufenthalt für den Fall nicht mehr gewähr- 
leiſtet wird, als die ſeiner eheherrlichen oder ſeiner väter— 
lichen Gewalt unterſtehenden Perſonenen, alſo ſeine mit 
ihm im gemeinſamen Haushalte lebenden Angehörigen 
der Beſcholtenheit anheimgefallen find. Aus dieſer Be— 
deutung der hier behandelten Beſtimmung des Troppauer 
Statutes — welche, wie alle Beſtimmungen über das Aus⸗ 
weiſungsrecht der Gemeinden dem ſtaatsgrundgeſetzlich 
gewährleiſteten Principe der Freizügigkeit gegenüber eine 
Ausnahmsnorm darſtellen und als ſolche eine extenſive 
Interpretation ausſchließen — erhellt nun aber zweifellos, 
daſs die Ausweiſung zwar gegen ein Familienoberhaupt 
wegen des beſcholtenen Lebenswandels der ihm anvertrauten 
Perſonen, nicht aber auch gegen dieſe auf Grund des 
Lebenswandels ihres Familienoberhauptes, für welchen ſie 
ja nicht die Verantwortung tragen, verfügt werden kann. 
Hienach war alſo vorliegenden Falles die Ausweiſung der 
Familienangehörigen des A. G., des R. K. und des W. P. 
im Geſetze thatſächlich nicht gerechtfertigt und die Behörden 
waren demnach auch berechtigt, die betreffende Verfügung 
zu beheben. 

Dasſelbe gilt bezüglich der Angehörigen des A. B. und 
des J. D., deren Ausweiſung nach Inhalt des Gemeinde- 
rathsbeſchluſſes vom 24. October 1900 gleichfalls in Con- 
ſequenz des von der Gemeindevertretung als beſcholten 
angeſehenen Lebenswandels der Familienhäupter verfügt 
wurde. 

Was dagegen die Ausweiſung dieſer beiden Familien⸗ 
häupter ſelbſt betrifft, war der Gerichtshof der Anſicht, 
dass die ſpeeifiſch dem Gebiete des Strafrechtes angehören- 
den Beſtimmungen der Strafgeſetznovelle vom Jahre 1867 
in der Frage der Ausweiſung von Fremden aus dem 
Gemeindegebiete, keine Anwendung finden. Die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Novelle haben mit den Vorausſetzungen 
für eine ſolche Ausweiſung nichts gemein, welch letztere 
ſich lediglich an den Begriff der Beſcholtenheit knüpft. 
Das Verhältnis der Beſcholtenheit coineidirt aber nicht 
mit der Thatſache einer gerichtlichen Beſtrafung, iſt 
vielmehr von einer ſolchen dergeſtalt unabhängig, dajs 
unter Umſtänden eine Perſon als beſcholten anzuſehen 
ſein wird, ungeachtet ſie eine ſolche Abſtrafung nicht 
erlitt und dafs eine andere Perſon, ungeachtet dieſelbe einer 
ſolchen Beſtrafung verfiel, dennoch nicht wird als beſcholten 
angeſehen werden können. 

Die Beſcholtenheit einer Perſon iſt vielmehr die Folge 
eines Verhaltens, welches zu öffentlichem, entehrendem 
Tadel Anlaſs bietet, welches Verhältnis weder unbedingt 
in Conſequenz einer erlittenen Beſtrafung eintritt, noch 
unbedingt eine Beſtrafung vorausſetzt, und nach ſeiner 
beſonderen Weſenheit durch die Beſtimmungen der Etraf- 
geſetznovelle überhaupt nicht getroffen erſcheint. Gewiss 
wird auch die Beſcholtenheit einer Perſon nicht unaus⸗ 
löſchlich anhaften müſſen, die Frage aber, ob ſie als 
hinweggefallen anzuſehen ſei, wird in jedem einzelnen Falle 
unabhängig von den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131, zu unterſuchen und 
zu beantworten ſein. . 

Wenn alſo das k. k. Miniſterium des Innern in Über⸗ 
einſtimmung mit der Anſchauung der k. k. Landesregierung 
in Troppau die Ausweiſung der genannten beiden Familien- 
häupter darum als ungeſetzlich erachtete, weil denſelben die 
von ihnen in den Jahren 1891 und beziehungsweiſe 1896 
erlittenen gerichtlichen Verurtheilungen im Sinne des 
obencitirten Geſetzes zur Zeit nicht mehr zum Nachtheile 
angerechnet werden können, ſo beruht dieſe Entſcheidung auf 
einer rechtsirrthümlichen Baſis. Das belangte k. k. Mini⸗ 
ſterium hätte vielmehr erwägen müſſen, inwiefern, ab⸗ 
geſehen von den Beſtimmungen der hier keine Anwendung 
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erleidenden Strafgeſetznovelle der Ausweiſungsbeſchluſs der Er 


beſchwerdeführenden Stadtgemeinde geſetzlich begründet 
erſchien. In dieſem Sinne konnte der Gerichtshof ſonach die 
angefochtene Entſcheidung im Punkte der Ausweiſung des 
he B. und des J. D. nicht als im Geſetze gegründet 
erkennen. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
12. Zuni 1902, Z. 5287. 


Zur Frage nach der Zuläſſigkeit der Gewährung abwechs⸗ 
lungsweiſer Ruhepauſen für die gewerblichen Hilfsarbeiter 
unter Aufrechthaltung des Betriebes während der Pauſen. 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit dem ob⸗ 


citirten Erkenntniſſe die Beſchwerde des F. Ch. i. W. gegen die 
Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 2. Sep⸗ 
tember 1901, 3. 23578, betreffend die Verweigerung der 
Vidirung der Arbeitsordnung für das Dampfſägewerk in Z. 
als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe. 


In der von der Unternehmung des Dampfſägewerkes 
in Z. der Gewerbebehörde gemäß S. 88 a der Gewerbegeſetz⸗ 
novelle vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, zur Vidirung 
vorgelegten Arbeitsordnung find im 8. 3 nachſtehende Be⸗ 
ſtimmungen enthalten: 


„Die für ſämmtliche Arbeiter geltenden Arbeitspauſen 
finden ſtatt: 

zum Frühſtück von 8-8 Uhr früh, 

zu Mittag von 12—1 Uhr, 

Veſper von 4—41/, Uhr. 


Dieſe Pauſen gelten für ſämmtliche Arbeiter, die am 


Klotz⸗, beziehungsweiſe Materialplatze beſchäftigt find, 
während die Gattergehilfen, welche in zwei Schichten 
getheilt werden, eine Schichte das Frühſtück und die Veſper 
von ½8 —8, reſpective von ½4—4, die andere Schichte 
von 8— 9, reſpective 4 ½85 Uhr einnehmen. 

Während der Mittagspauſe iſt der Betrieb eingeſtellt.“ 


Die Gewerbehörde I. Inſtanz verweigerte die Vidirung 
dieſer Arbeitsordnung, weil es geſetzlich nicht begründet 
ſei, während der Vor- und Nachmittagspauſe von der Ein⸗ 
ſtellung des Betriebes abzuſehen und den Gattergehilfen es 
nur zu geſtatten, ihr Frühſtück, beziehungsweiſe Veſper 
abwechſelnd einzunehmen, weil für die Sägen keine 
Ausnahmsbeſtimmungen, betreffend die Ruhepauſen erlaſſen 
wurden ($. 74a der Gewerbegeſetznovelle in Verbindung 
mit der Miniſterialverordnung vom 27. Mai 1885, 
R. G. Bl. Nr. 82), daher die Einſtellung des Betriebes auch 
auf die Frühſtücks⸗ und Jauſenpauſe auszudehnen ſei. 

Die Statthalterei beſtätigte über den Recurs der 
Sägeunternehmung dieſe Entſcheidung aus ihren Gründen. 

Das Miniſterium des Innern ordnete vorerſt eine 
Erhebung über die Art des Betriebes während der Früh⸗ 
ſtücks- und Nachmittagspauſen und die hiedurch den Arbeitern 
entſtehende Mehrleiſtung an, welche in ausführlicher Weiſe 
am 5. Juni 1901 ſtattfand, und gab ſodann im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Handelsminiſterium dem Miniſterial⸗ 
recurſe der Firma unterm 2. September 1901, Z. 23578, 
aus nachſtehenden Gründen keine Folge: 

Den zum Zwecke der Einhaltung der Vor- und Nach⸗ 
mittagspauſe in zwei Schichten getheilten, bei den Gatter- 
lägen verwendeten gewerblichen Hilfsarbeitern würde da— 
durch, dafs die bei der Arbeit zurückbleibende Schicht außer 
ihrer eigenen auch die Arbeit der feiernden Schicht verrichten 
müſste, eine Mehrleiſtung erwachſen, welche den Wert der 
geſetzlich gewährleiſteten Ruhepauſen in hygieniſcher Be⸗ 
ziehung unbedingt herabſetzt, und zwar auch in dem Falle, 


als dieſe zeitweilig erhöhte Arbeitsleiſtung eine phyſiſche 
Überanſtrengung des einzelnen Arbeiters etwa nicht ver— 
urſachen ſollte. 

Außerdem würde für den während der erwähnten 
Pauſen bei den Gattern beſchäftigten Theil der Arbeiter- 
ſchaft infolge der intenſiveren Thätigkeit, welche ſie im 
Intereſſe eines ungeſtörten Betriebes entfalten müſste, die 
Unfallsgefahr mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit des Be- 
triebes in erheblichem Maße geſteigert werden. Hiezu kommt 
noch, daſs die geplante Aufrechthaltung des Betriebes 
während der halbſtündigen Vor- und Nachmittagspauſe eine 
effective Verlängerung der Arbeitszeit um eine Stunde über 
die geſetzlich zuläſſige Maximaldauer bedeuten würde. 

Dagegen richtet ſich die Beſchwerde der Sägewerks— 
inhabung. 


Das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes beruht 
auf nachſtehenden Erwägungen: 


Gemäß S. 88 a der Gewerbegeſetznovelle vom 8. März 
1885, R. G. Bl. Nr. 22, darf die Behörde das Viſum der 
Arbeitsordnung nur dann verweigern, wenn ſie in der 
Arbeitsordnung etwas Geſetzwidriges findet. Hienach unter— 
liegt daher die Arbeitsordnung nicht der Genehmigung der 
Gewerbsbehörde und es kommt letzterer nicht zu, allenfalls 
aus Zweckmäßigkeitsgründen nach ihrem freien Ermeſſen 
einzelne Beſtimmungen der Arbeitsordnung zu beanſtänden, 
letzteres iſt eben nur dann zuläſſig, wenn in der Arbeits- 
ordnung Beſtimmungen enthalten ſind, welche gegen das 
Geſetz verſtoßen. Wenn in der angefochtenen Entſcheidung 
hervorgehoben wird, daſs die geplante Aufrechthaltung des 
Betriebes während der halbſtündigen Vor- und Nachmittags- 
pauſe eine effective Verlängerung der Arbeitszeit um eine 
Stunde über die geſetzlich zuläſſige Maximaldauer bedeuten 
würde, jo wäre dies gewiss ein Grund, die Vidirung der 
Arbeitsordnung zu verweigern. Dieſe Annahme iſt jedoch 
nicht richtig. Gemäß F. 96 a, Alinea 1 der Gewerbegeſetz— 
novelle darf in fabriksmäßig betriebenen Gewerbsunter— 
nehmungen die Arbeitsdauer für die gewerblichen Hilfs- 
arbeiter ohne Einrechnung der Arbeitspauſen nicht mehr als 
höchſtens 11 Stunden binnen 24 Stunden betragen. 


Dieſer geſetzlichen Beſtimmung wird nur dann gewiſs 
Rechnung getragen, wenn jeder einzelne Arbeiter nicht 
über das Maß von 11 Stunden Arbeit leiſtet, und erſcheint 
es, um der geſetzlichen Forderung gerecht zu werden, keines— 
wegs nothwendig, die Zeit der effectiven Arbeitsleiſtung, 
ſowie der gemäß §. 74 a der Gewerbegeſetznovelle den 
Arbeitern zu gewährenden Ruhepauſen für alle Arbeiter 
gleichmäßig feſtzuſtellen, es kann dieſe Feſtſtellung vielmehr, 
wenn es eben der Gewerbeinhaber aus Betriebsrückſichten 
für zweckmäßig erachtet, auch je nach der Eintheilung der 
Arbeit in Schichten für einzelne Schichten und Arbeiter 
verſchiedenartig erfolgen, wobei nur darauf zu ſehen iſt, 
dafs der einzelne Arbeiter nicht über die geſetzlich zuläſſige 
Zeit in Anſpruch genommen und ebenſo in dem Rechte auf 
Arbeitspauſen nicht verkürzt wird. 

In dem heute in Frage ſtehenden Sägewerke iſt die 
Arbeitszeit auf die Zeit von 6 Uhr früh bis 7 Uhr abends 
feſtgeſtellt. Nach §. 3 der Arbeitsordnung hat jeder Arbeiter 
innerhalb dieſer Arbeitsdauer eine zweiſtündige Ruhepauſe 
(eine Stunde zu Mittag, je eine halbe Stunde früh und 
nachmittags), kein Arbeiter wird daher über die geſetzliche 
Zeit von 11 Stunden zur Arbeit in Auſpruch genommen, es 
wird daher auch für keinen Arbeiter die Arbeitszeit effectiv 
über die geſetzlich zuläſſige Maximaldauer verlängert. 

Wenn in der angefochtenen Ertſcheidung weiter 
hervorgehoben wird, dafs die intenſivere Arbeit der Gatter— 
arbeiter während der halbſtündigen Ruhepauſen der anderen 
Schicht der Gatterarbeiter den Wert der Ruhepauſen 
herabſetzen würde, jo iſt zu bemerken, daſs das Geſetz, der 
8. 74 a der Gewerbegeſetznovelle vom Jahre 1885, eben nur 
die Zeit der den Hilfsarbeitern zwiſchen den Arbeitsſtunden 
zu gewährenden Ruhepauſen feſtſtellt, daſs der geſetzlich 
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geſtellten Forderung auf die angemeſſenen Arbeitspauſen 
ohne Rückſicht auf die ſonſtige Verwendung des einzelnen 
Arbeiters zur Arbeit im allgemeinen dann Rechnung ge= 
tragen ſein wird, wenn dem Arbeiter die Ruhepauſen im 
geſetzlich vorgeſehenen Ausmaße gewährt werden und dajs 
eine angeſtrengtere Thätigkeit des Arbeiters im Betriebe 
an und für ſich behördlicherſeits nicht gehindert werden 
kann, ſelbſtverſtändlich jedoch unter der Vorausſetzung, dajs 
hiebei die Geſundheit oder das Leben des Arbeiters nicht 
gefährdet, oder aber die bei gewiſſen Betrieben an und für 
ſich beſtehende, in dem regelmäßigen Betriebe ſelbſt 
begründete Unfallsgefahr nicht vergrößert wird. 

In dieſer letzteren Richtung fand der Verwaltungs- 
gerichtshof allerdings, daſs die Gewerbebehörden kraft der 
ihnen zukommenden Überwachung betreffs der Vorſorge für 
die Hilfsarbeiter (§. 74 des Geſetzes vom 8. März 1885, 
R. G. Bl. Nr. 22, und §. 11 des Geſetzes vom 17. Juni 
1883, R. G. Bl. Nr. 117), mit Recht die Beſtimmungen des 
§. 3 der vorgelgten Arbeitsordnung in Bezug auf die 
Arbeitsverwendung der Gattergehilfen während der Vor— 
und Nachmittagsruhepauſen beanſtändet haben. 

Bei der am 5. Juni 1901 vorgenommenen commij- 
ſionellen Erhebung wurde conſtatirt, daſs die während der 
Vor⸗ und Nachmittagspauſen jeweilig im Dienſte befind- 
lichen zwei Gattergehilfen zwei Gatter zu bedienen haben 
und daſs daher ihre Arbeitsleiſtung während dieſer Zeit 
doppelt ſo groß iſt, als jene außerhalb der Pauſen, da die 
Anzahl der Handgriffe, welche bei der Bedienung der Gatter 
erforderlich ſind, indem ſonſt zwei Gehilfen regelmäßig nur 
ein Gatter zu bedienen haben, eine doppelte iſt. 

Wenn das Miniſterium des Innern in Ausübung des 
ihm hiebei zuſtehenden freien Ermeſſens hienach angenommen 
hat, dass bei einer ſolchen nicht im regelmäßigen Betriebe 
begründeten, ſondern durch die Fortdauer des Betriebes 
während der Ruhepauſen der Hälfte der Gattergehilfen 
bedingten Verwendung der nicht ruhenden Gattergehilſen 
die Unfallsgefahr für letztere im erheblichen Maße geſteigert 
wird, ſo entſpricht dieſe Annahme dem erhobenen That— 
beſtande und es kann daher darin, daj3 eine derartige, 
außerhalb des regelmäßigen Betriebes gelegene und mit 
einer größeren Unfallsgefahr verbundene Arbeitsverwendung 
als unzuläſſig erkannt und infolge deſſen die vorgelegte 
Arbeitsordnung gemäß §. 88 a der Gewerbeordnung nicht 
mit dem Viſum verſehen wurde, eine Geſetzwidrigkeit nicht 
erkannt werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
19. Juni 1902, 3. 5572. 


über die Competenz zur Anordnung von Sicherheits- 
vorkehrungen bei Colliſionen zwiſchen Bergbauen und 
Eiſenbahnen. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe über die Beſchwerde des M. M., Bergwerks— 
beſitzers in T., gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern vom 2. Jänner 1902, Z. 49222 ex 1901, betreffend 
die Feſtſetzung eines Kohlenſchutzpfeilers für die A. T.-er 
Eiſenbahn, die angefochtene Entſcheidung als geſetzlich nicht 
brgründet aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Nach dem in der Beſchwerde feſtgeſtellten, nicht 
beſtrittenen Thatbeſtande wurde ſeinerzeit bei Conſentirung 
des Baues der D. S.⸗er Verbindungsbahn der A. T.-er 
Eiſenbahn für das vereinigte Stephanie-Grubenfeld und das 
St. Jakob-Grubenmaß des Beſchwerdeführers bei 9. 
Sicherheitsmaßregeln zu Gunſten des Beſtandes und 
Betriebes der Eiſenbahn in Anſehung des Bergbaubetriebes 
nicht beſtimmt. Da nun dermalen der Abbau in den 
bezeichneten Grubenfeldern ſoweit vorgeſchritten iſt, Ddajs 
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definitive Vorkehrungen für die Sicherheit des Eiſenbahn⸗ 
betriebes erforderlich erſcheinen, hat der Beſchwerdeführer 
bei der k. k. Statthalterei in P. um die Beſtimmung des 
definitiven Schutzpfeilers angeſucht. Die k. k. Statthalterei 
hat jedoch das Anſuchen mit der Begründung abgelehnt, 
dass hier der Fall des §. 2 der Miniſterialverordnung vom 
2. Jänner 1859, R. G. Bl. Nr. 25, gegeben, daher das 
k. k. Revierbergamt competent ſei. Dieſe Entſcheidung wurde 
mit der angefochtenen Entſcheidung beſtätigt. 

Die Beſchwerde behauptet dagegen, daſs die Ent- 
ſcheidung auf Grund des §. 8 der citirten Miniſterial⸗ 
verordnung, daher von der Statthalterei im Einvernehmen 
mit der k. k. Berghauptmannſchaft in Prag zu treffen jet. 

Der Verwaltungsgerichtshof hatte daher lediglich die 
Competenzfrage zu entſcheiden. 


Die citirte Miniſterialverordnung enthält viererlei Be⸗ 
ſtimmungen: 

Im . 2 iſt feſtgeſetzt, daſs unterirdiſche Bergbaue nur 
in ſolcher Nähe von Eiſenbahnen geführt werden dürfen, dafs 
dadurch weder die Sicherheit des Eiſenbahnverkehres noch 
jene des Bergbaubetriebes eine Beeinträchtigung oder Gefahr 
erleidet. Die dabei einzuhaltenden Entfernungen haben die 
Berghauptmannſchaften (dermalen in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 21. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 77, die Revierbergämter) 
im Einvernehmen mit den Kreis- (dermalen politlſchen) Be⸗ 
hörden von Fall zu Fall feſtzuſetzen. f 

In den SS. 4 und 5 ift der Fall behandelt, wenn die 
Verleihung eines Grubenfeldes angeſucht wird, welches ſich 
über eine genehmigte oder bereits ausgeführte Eiſenbahn 
erſtrecken ſoll. 

Die 88. 6 und 7 betreffen den Fall, dajs eine projectirte 
Eiſenbahn über bereits verliehene Grubenfelder oder ſchon 
beſtehende Bergbaue angelegt wird. 

Im S. 8 endlich ſind Beſtimmungen für den Fall ge- 
troffen, als Colliſionen zwiſchen bereits beſtehenden Berg- 
bauen und zwiſchen ſchon angelegten Eiſenbahnen ent⸗ 
ſtehen. 

Dajs im vorliegenden Falle die Beſtimmungen der 
ss. 4 und 5 nicht zutreffen, ſteht außer Streit und 
Zweifel. 

Aber auch die Beſtimmungen der 88. 6 und 7 können 
nicht zur Anwendung gelangen, weil nach dem unbe⸗ 
ſtrittenen Thatbeſtande zur Zeit des Baues der Eiſenbahn 
zwar allerdings die Grubenmaßen bereits verliehen waren, 
damals aber Beſtimmungen zum Schutze der Eiſenbahn 
bezüglich des Bergbaubetriebes nicht getroffen worden ſind 
und die bezeichneten Vorſchriften der 88. 6 und 7 eben nur 
den Fall im Auge haben, wann die Bedingungen für den 
Weiterbetrieb eines Bergbaues unter einer projectirten 
Eiſenbahn, alſo im Zuge der politiſchen Begehung und der 
Enteignungsverhandlung über das Project zur Austragung 
gelangen. 

Es kann ſich daher nur um Sinn und Tragweite der 
88. 2 und 8 der Miniſterialverordnung handeln, um zu 
ermitteln, welche der beiden Beſtimmungen auf den vor- 
liegenden Fall anzuwenden ſei. 

Nach der Anordnung der SS. 1 und 2 darf der Berg⸗ 
bau nur in ſolcher Nähe von Eiſenbahnen betrieben werden, 
daſs dadurch weder die Sicherheit des Eiſenbahnverkehres 
noch jene des Bergbaubetriebes eine Beeinträchtigung oder 
Gefahr erleide. 

Hiedurch wird eine geſetzliche Schranke des Betriebs- 
rechtes ſowohl der Eiſenbahn, als auch des Bergbaues aus 
Gründen der öffentlichen Wohlfahrt und aus Rückſicht für 
die Unternehmungen ſelbſt gezogen. Kraft dieſer durch die 
88. 1 und 2 feſtgeſteckten geſetzlichen Schranken der Betriebs⸗ 
rechte kann die ſpätere Unternehmung der früheren gegen— 
über niemals als eine völlig freie und unbeſchränkte er⸗ 
ſcheinen (§. 364 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches). 

Die Miniſterialverordnung hatte aber, da dieſelbe 
ſowohl im Grunde des allgemeinen Berggeſetzes, als auch des 
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Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes erfloſſen iſt, nicht nur den = 


Zweck, die Sicherheit des Eiſenbahnbetriebes gegenüber dem 
Bergbaubetriebe durch bergpolizeiliche Maßregeln, als welche 
ſich die Beſtimmungen der §8§. 1 und 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung darſtellen, zu gewährleiſten, ſie hatte vielmehr 


auch den Zweck, die rechtlichen Beziehungen zwiſchen den 


Eiſenbahnen und den Bergbauunternehmungen im Sinne 
des Eiſenbahnconeeſſionsgeſetzes, alſo insbeſondere der 
Beſtimmung des S. 9 desſelben zu regeln. Dies geſchieht in 
den §§. 4 bis 7 in der Weiſe, daſs allerdings der Bergbau⸗ 
unternehmer ſich die im Intereſſe der Sicherheit des Eiſen⸗ 
bahnbetriebes erforderlichen Beſchränkungen des Bergbau⸗ 
betriebes gefallen laſſen mufs, daſs er jedoch im Falle der 
Priorität ſeines Bergbaurechtes gegenüber der conſentirten 


Eiſenbahn für die ihm auferlegten Beſchränkungen des 


Bergbaubetriebes und die ihm dadurch erwachſenden ver⸗ 
mögensrechtlichen Nachtheile den Erſatzanſpruch gegen die 
Eiſenbahnunternehmung hat (SS. 6 und 7 der Miniſterial⸗ 
verordnung). 

Die Beſtimmungen der 88. 1 und 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung können nach dem Geſagten nur dazu beſtimmt 
ſein, im allgemeinen und ſolange es zu einer Feſtſetzung von 
definitiven Sicherheitsvorkehrungen in Gemäßheit der 
folgenden Paragraphen der Miniſterialverordnung noch nicht 
gekommen iſt, den Eiſenbahn⸗ und den Bergbaubetrieb 
gegenſeitig vor Gefährdungen zu ſchützen; ſie haben aber 
nicht den Zweck, die Rechtsverhältniſſe zwiſchen beiderlei 
Unternehmungen endgiltig zu regeln und es kann durch 
Verfügungen, welche auf Grund der $$. 1 und 2 durch die 
daſelbſt hiezu berufenen Bergbehörden getroffen werden, die 
Bergbauunternehmung keineswegs des Anſpruches auf die 
Ordnung ihrer Rechtsverhältniſſe gegenüber der Eiſenbahn 
im Sinne der Beſtimmungen der weiteren Paragraphe der 
Miniſterialverordnung verluſtig gemacht werden. Vielmehr 
hat die Unternehmung Anſpruch darauf, dafs die definitive 
Anordnung der im Intereſſe des Eiſenbahnbetriebes noth⸗ 
wendigen Bergbaubetriebsbeſchränkungen im Sinne der 
88. 4 bis 8 der Miniſterialverordnung erfolge, wobei die 
Frage gegenwärtig nicht weiter zu erörtern iſt, inwieweit 
etwa dieſe Beſtimmungen durch das Eiſenbahn⸗Expro⸗ 
priationsgeſetz vom Jahre 1878 aufgehoben oder modifieirt 
erſcheinen. Denn die auf Grund der SS. 1 und 2 getroffenen 
Anordnungen geben dem Bergbaubeſitzer einen Anſpruch auf 
einen Erſatz gegenüber der Eiſenbahn im Sinne des §. 364 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches überhaupt nicht. 


Da ihm ein ſolches Recht aber unter beſtimmten Voraus⸗ 


ſetzungen in den folgenden 88. 4 bis 8 der Miniſterial⸗ 
verordnung gewährleiſtet iſt, ſo muſs ihm das Recht 
zuſtehen, die Anwendung dieſer Beſtimmungen zu begehren 
und die dafür competenten Behörden in Anſpruch zu 
nehmen. 


Wenn nun den Anordnungen der 88. 4 und 6 von 
den Adminiſtrativbehörden in den concreten Fällen nicht 
entſprochen worden iſt, ſei es, daſs die im Sinne dieſer 
Beſtimmungen getroffenen Schutzmaßregeln und Beſchrän⸗ 
kungen ſich nicht als ausreichend erwieſen oder dass zur 


Zeit der Conſentirung der Bahn, beziehungsweiſe zur Zeit. 


der Verleihung des Bergbaues die Vorſchreibung beſtimmter 
Sicherheitsvorkehrungen unterblieben iſt, dann iſt der Fall 
der im 8. 8 der Miniſterialverordnung behandelten Colliſion 
zwiſchen bereits beſtehenden Bergbauen und Eiſenbahnen ge⸗ 
geben, deren Löſung, ſoweit es ſich um die Entſchädigung 
handelt, dem Richter zu überlaſſen iſt, während über die Sicher⸗ 
heitsvorkehrungen und Betriebsbeſchränkungen, welche die 
ungeſtörte Erhaltung und Benützung der Eiſenbahn un⸗ 
umgänglich erheiſcht, von der politiſchen Landesſtelle im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit der Oberbergbehörde, das iſt der k. k. Berg⸗ 
hauptmannſchaft, zu erkennen iſt. 

Da nun nach dem vorliegenden Thatbeſtande im gege⸗ 
benen Falle bisher keine definitive Anordnung im Sinne 
der SS. 4 bis 7 getroffen worden iſt, jo liegt der im §. 8 behan⸗ 


rainer außerſtande 


delte Fall der Colliſion vor, weshalb auch die hier getroffenen 
Competenzbeſtimmungen platzzugreifen haben. 

In dieſen Erwägungen mufste die angefochtene Ent- 
ſcheidung als geſetzlich nicht begründet aufgehoben werden. 


Auszug aus dem Erkenntniſſe des Verwaltungs- 
gerichtshofes vom 2. Juli 1902, 3. 6038, 
betreffend 


die gewerbepolizeiliche Genehmigung einer Be⸗ 
f triebsaulage. 


Die ohne durchgeführtes Edictalverfahren ertheilte gewerbe— 

polizeiliche Genehmigung einer nach §. 27 der Gewerbe— 

ordnung dieſem Verfahren unterliegenden Betriebsaulage 

kann denjenigen Aurainern gegenüber nicht in Rechtskraft 

erwachſen, denen durch die Unterlaſſung der Verlautbarung 

die Möglichkeit benommen wurde, ihre Jutereſſen gegen— 
über der projectirten Anlage zu wahren. 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit dem be— 
zogenen Erkenntniſſe in einem concreten Falle Nachſtehendes 
ausgeſprochen: 

Nach Z. 17 des §. 27 der Gewerbeordnung gehören 
Niederlagen von rohen Häuten und Fellen zu jenen Be- 
triebsanlagen, für welche die Genehmigung nur auf Grund 
des in den folgenden Paragraphen vorgezeichneten Ver— 
fahrens ertheilt werden darf. Der §. 29 aber jagt, dafs „die 
beabſichtigte Unternehmung ſowohl durch Anſchlag in der 
betreffenden Gemeinde als durch ſpecielle Mittheilung an 
den Gemeindevorſtand und die bekannten Anrainer. 
kundzumachen“ iſt. 

Wie immer man nun das in dieſen Paragraphen auf⸗ 
geſtellte Erfordernis der individuellen Ladung bekannter An⸗ 
rainer in ſeinen Wirkungen auf den bereits ertheilten Con⸗ 
ſens auffaſſen mag, ſo viel iſt ſicher, dafs, wenn eine Be⸗ 
kanntmachung der projectirten Anlage nicht erfolgt, hie— 
durch Conſenſe erſchlichen werden können, welche die An— 
ſetzen können, ihren benachbarten 
Grundbeſitz zu benützen und welche daher rechtswidrig gegen 
ein von der Gewerbeordnung rechtlich geſchütztes Intereſſe 
der Anrainer verſtoßen. Mögen auch ältere Anlagen, bei 
welchen die Durchführung des Edictalverfahrens nicht mehr 
conſtatirt werden kann, in ihrem Beſtande geſchützt werden, 
weil die Wahrſcheinlichkeit für eine correete und den jeweiligen 
Erforderniſſen der Geſetzgebung entſprechende Conjen- 
tirung ſpricht, ſo müſſen doch Conſentirungen von Anlagen, 

bei welchen das Gegentheil feſtſteht, ſolchen Anrainern 
gegenüber anfechtbar-bleiben, welche durch die Verſäumung 
der Verlautbarung der Möglichkeit beraubt wurden, gegen— 
über der projectirten Anlage ihre Intereſſen zu wahren. 
Es iſt allerdings nicht zu verkennen, dafs hiedurch der Con- 
ſenswerber, beziehungsweiſe Beſitzer der Anlage möglicher— 
weiſe mit den Folgen eines Verſäumniſſes belaſtet wird, 
welches nicht er, ſondern die conſentirende Behörde be— 
gangen hat. 

Allein dieſer Conſequenz kann zum Theile dadurch 
abgeholfen werden, daſs die Behörde, welche über die 
ergänzte Verhandlung, beziehungsweiſe über die Einſprüche 
der Anrainer ihr Urtheil zu fällen hat, nunmehr auch den 
Beſtand der Anlage mit in Rechnung ziehen und bei der in 
ihrem freien Ermeſſen gelegenen Abwägung der gegen- 
ſeitigen Intereſſen der Anrainer einerſeits und des Con— 
ſenswerbers, beziehungsweiſe des Beſitzers der Anlage 
anderſeits eine ſolche Anlage genehmigen kann, welche ſie, 
wenn es ſich um ein Project handeln würde, mit Rückſicht 
auf die Intereſſen der Anrainer nicht genehmigen würde. 


299 
Würde man aber der entgegengeſetzten Rechtsanſchauung 
ſein und den Conſens auch jenen Anrainern gegenüber uns 
bedingt gelten laſſen, welche ſeinerzeit um ihr Einjpruchs- 
recht gebracht wurden, ſo würde man die Anrainer den 
Folgen eines Verſäumniſſes der Behörde völlig ſchutzlos 
preisgeben. Die angefochtene Entſcheidung fußt daher auf 
einer richtigen Rechtsanſchauung. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
16. September 1902, 3. 7913. 


Der gewerbepolizeilichen Genehmigung einer Aulage 
ſteht der Umſtand, dafs dieſelbe im Bauverbotsrayon eines 
Munitionsmagazines errichtet werden fol, nicht entgegen. 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit dem bezo⸗ 
genen Erkenntniſſe die Beſchwerde der k. und k. Militärver⸗ 
waltung gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 27. Jänner 1900, 3. 43902, betreffend die Conſen⸗ 
tirung einer gewerblichen Betriebsanlage im Bauverbots⸗ 
rayone eines Munitionsmagazines aus nachſtehenden Er- 
wägungen als unbegründet abgewieſen: In T. wurde der ... 
die Errichtung eines Elektricitätswerkes von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft als Gewerbebehörde conſentirt, obwohl die 
Militärverwaltung behauptete, daſs die Anſage im Bau— 
verbotsrayon eines Munitionsmagazins gelegen ſei und 
unter Berufung auf das Hofdecret vom 28. April 1848, 
politiſche Geſetzesſammlung Band 76, Nr. 51, Seite 159 
(Gubernialverordnung vom 24. Mai 1848, galiziſche 
Provinzialgeſetzſammlung, XXX. Jahrgang, Nr. 38, 
Seite 160, 161) gegen die Ertheilung des Conſenſes Ein⸗ 
ſpruch erhob. 

Die Statthalterei entſchied zu Gunſten der Militär⸗ 
verwaltung, worauf über Recurs der Conſenswerberin mit 
der heute angefochtenen Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern die Statthaltereientſcheidung aufgehoben und die 
Ertheilung des Conſenſe wieder hergeſtellt wurde, „weil 
die Frage, ob und in welcher Entfernung vom ärariſchen 
Pulvermagazin Bauten zuläſſig ſind, ſich als eine Frage der 
Baupolizei darſtellt, zu deren Entſcheidung im gegen— 
wärtigen Falle nach den SS. 73 bis 76 der Bauordnung für 
die Stadt T. vom 28. April 1882, L. G. Bl. Nr. 77, die 
autonomen und nicht die Gewerbebehörden berufen ſind“. 

Dieſe Entſcheidung mujste der Verwaltungsgerichtshof 
vollkommen geſetzmäßig finden und die dagegen gerichtete 
Beſchwerde der Militärverwaltung abweiſen, weil aus dem 
eitirten Hofdeerete hervorgeht, daſs der Bauverbotsrayon 
nicht etwa geſchaffen wurde, um die Militärmunitions⸗ 
magazine vor einer Gefährdung oder Beläſtigung durch 
gewerbliche Betriebsanlagen zu ſchützen, ſondern um, ohne 
Rückſicht auf irgendwelche gewerbliche Thätigkeit die Errich— 
tung von Privatgebäuden jeder Art in einem beſtimmten 
Umkreiſe zu verhindern, damit die Gefahr für das Leben 
und Vermögen von Menſchen vermieden und indirect auch 
die Verwaltung der Magazine vor Verantwortlichkeit ge- 
ſchützt werde, jo daſs die Aufrechthaltung des Bauverbots— 
rayons mit der Frage des Beſtandes und der Wirkung einer 
gewerblichen Anlage nichts zu thun hat und daher nicht zum 
Wirkungskreiſe der Gewerbebehörde, ſondern zu dem der 
Baubehörde gehört. 

Da aber weiter die ertheilte Bewilligung der Errich— 
tung einer gewerblichen Anlage für die Entſcheidung der 
Baubehörde über die zu ihrem Wirkungskreiſe gehörigen Ein- 
wendungen gegen den Bau in keiner Weiſe präjudiciell iſt, 
war auch die Beſorgnis der Beſchwerde, daj3 durch die 
angefochtene Entſcheidung der Ertheilung des Bauconſenſes 
vorgegriffen werde, völlig unbegründet. 
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Verſchiedene ittheilungen. 


(Geſetz, betreffend Beſtimmungen zur 
Hintanhaltung der Trunkſucht.) Im Abgeord— 
netenhauſe wurde ein diesbezüglicher Geſetzentwurf 
als Regierungsvorlage eingebracht. Derſelbe enthält 
26 Paragraphen und beſteht aus vier Abſchnitten, 
welche die gewerberechtlichen Beſtimmungen, die privat— 
rechtlichen, die ſtrafrechtlichen und die Schlußs— 
beſtimmungen enthalten. Über die Grundzüge des Ent- 
wurfes werden als Begründung der Vorlage nach— 
folgende allgemeine Bemerkungen vorausgeſchickt: 


Das umfangreiche Materiale, welches bereits bei 
der Berathung der früheren Regierungsvorlagen in 
Reſolutionen der Mehrzahl der Landtage, Petitionen 
von Corporationen, Berichten von Behörden, ſowie in 
dem Ergebniſſe der am 13. und 14. Mai 1889 im 
volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſe des Abgeordneten— 
hauſes abgehaltenen Enquete vorlag, läſst es wohl 
überflüſſig erſcheinen, die Nothwendigkeit der Erlaſſung 
prohibitiver und repreſſiver Maßnahmen im legisla— 
tiven Wege zur Bekämpfung der Trunkſucht noch 
beſonders darzulegen. Bekanntlich haben ſich bereits 
andere Staaten zu derartigen Maßnahmen veranlaſst 
geſehen (ſo insbeſondere Belgien, Frankreich, Groß— 
britannien, die Niederlande, Schweden u. ſ. w.). Auch 
für den Bereich der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder kann leider nicht in Abrede 
geſtellt werden, daſs der Alkoholismus in vielen 
Gegenden herrſcht. Dieſe Thatſache, welche auch bei 
der Berathung der letzten gleichartigen Regierungs- 
vorlage im Abgeordnetenhauſe von vielen Seiten 
rückhaltslos zugegeben wurde, läſst den Wunſch 
gerechtfertigt erſcheinen, dafs mit der Durchführung 
einer legislativen Action auf dieſem Gebiete nicht 
länger gezögert werde. 


Was nun den Umfang und die Art der im Wege 
der Geſetzgebung zu treffenden Maßnahmen anbelangt, 
jo muss zunächſt betont werden, daſs auch von den 
durchgreifendſten geſetzlichen Anordnungen auf dieſem 
Gebiete für ſich allein eine vollſtändige Abhilfe der 
ſchweren Schäden, welche durch den Miſsbrauch 
alkoholiſcher Getränke der körperlichen und geiſtigen 
Geſundheit und damit der materiellen und der ſittlichen 
Wohlfahrt des Volkes zugefügt werden, nicht erwartet 
werden kann, wenn nicht alle Factoren des öffentlichen 
Lebens ſich in dem Kampfe gegen den Alkoholismus 
als furchtbaren Feind des Menſchengeſchlechtes 
vereinigen. 

Auf die Wirkſamkeit der Kirche, der Schule und 
der Geſellſchaft muſs hier geradeſo gerechnet werden 
wie auf die Thätigkeit der ſtaatlichen und autonomen 
Verwaltung, und iſt nur dann die Hoffnung gerecht— 
fertigt, des ſchweren Übels Herr zu werden, wenn in 
der Bevölkerung ſelbſt das Bewuſstſein von der Größe 


der Gefahr, welche das Umſichgreifen der Trunkſucht 
für ſie birgt, lebendig geworden iſt. 

Insbeſondere auch der Bethätigung freiwilliger 
philantropiſcher Beſtrebungen in Vereinen, durch Vor⸗ 
träge in der Preſſe u. ſ. w. iſt hier ein reiches Feld 
geboten und ſei in dieſer Beziehung nur auf die be⸗ 
ſonders lehrreichen und bedeutſamen Verhandlungen 
des im April 1901 in Wien abgehaltenen VII. inter⸗ 
nationalen Congreſſes gegen den Alkoholismus hin⸗ 
gewieſen. 


Die Geſetzgebung darf gegenüber dieſen Be⸗ 


ſtrebungen nicht zurückbleiben, wohl aber wird ſich die⸗ 
ſelbe naturgemäß eine gewiſſe Beſchränkung auferlegen 
müſſen und zunächſt jene Gebiete in Angriff nehmen, 
auf denen die öffentliche Wohlfahrt geſetzliche Maß⸗ 
nahmen am dringendſten erheiſcht und von Zwangs⸗ 
verfügungen ein Wandel in den wahrgenommenen 
Übelſtänden mit einiger Zuverſicht erwartet werden 
kann. Eine unumgängliche Vorausſetzung für den Er⸗ 
folg derartiger geſetzlicher Anordnungen bildet ferner 
die ſtricte Anpaſſung derſelben an die beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe; es wäre ein verhängnisvoller Irrthum, 
wenn man vermeinen wollte, Einrichtungen, welche 
ſich in anderen Ländern unter anderen Vorbedin⸗ 
gungen aus freiwilligen philantropiſchen Beſtrebungen 
heraus erfolgreich entwickelt haben, wie das ſoge⸗ 
nannte Gothenburger Syſtem, ohneweiters hierlands 
im Wege der Geſetzgebung der Bevölkerung oetroyiren 
zu können. 

Von dieſer Erwägung ausgehend, wird in der 
gegenwärtigen Vorlage in Übereinſtimmung mit den 
früheren Geſetzentwürfen zunächſt eine Reihe von 
gewerbe-, privat- und ſtrafrechtlichen Vorſchriften in 
Ausſicht genommen, deren Durchführung unter den 
gegebenen Verhältniſſen erreichbar iſt und nach den 
gemachten Erfahrungen einem herrſchenden Bedürf⸗ 
niſſe entſpricht. Damit ſoll aber die Action der Legis⸗ 
lative auf dem Gebiete der Bekämpfung der Trunf- 
ſucht keineswegs als abgeſchloſſen bezeichnet werden. 
Um in dieſer Beziehung nur eine Frage von großer 
Bedeutung hervorzuheben, nämlich die Unterbringung 
von Gewohnheitstrinkern in Trinkerheilſtätten, ſo 
wurde dem Abgeordnetenhauſe mit dem Initiativ⸗ 
antrage der Herren Abgeordneten Dr. Schoepfer, 
Schraffl und Genoſſen (478 der Beilagen, XVII. 
Seſſion, 1901) bereits ein bezüglicher Geſetzentwurf 
vorgelegt, nachdem dieſelbe Angelegenheit in einer 
früheren Seſſion den Gegenſtand einer Regierungs- 
vorlage gebildet hatte (1162 der Beilagen, XI. Seſſion 
1895). Die Verhandlung über den bezeichneten, als 
Initiativantrag eingebrachten Geſetzentwurf wird der 
Regierung Gelegenheit geben, auch zu dieſer Frage 
und zu den in dem Geſetzentwurfe enthaltenen Vor- 
ſchriften Stellung zu nehmen. 


(Ein Reichsmuſeum für Arbeiterwohl— 
fahrt im Deutſchen Reiche.) Die Errichtung eines 
derartigen Muſeums, in welche die Regierung, auf 
parlamentariſche Anregung hin, eingewilligt hat, geht 
ihrer baldigen Vollendung entgegen. Das deutſche 
Reichsmuſeum ſoll im April nächſten Jahres eröffnet 


werden und die ſtändige Ausſtellung aller Zweige der 


Arbeiterfürſorge, insbeſondere die Vorkehrungen zur 
Unfallverhütung, ſowie die Einrichtungen auf dem 
Gebiete der Gewerbehygiene und Wohnungshygiene 
umfaſſen. 


(Schutzverein gegen Kindermiſshandlun— 
gen in Berlin.) Der Verein zum Schutze der Kinder 
vor Ausnützung und Miſshandlung hat in Berlin, 
nach Mittheilung in der „Socialen Praxis“, eine Art 
von „Revierdienſt“ begründet, der ſich auf ver— 
ſchiedene Meldeſtellen in allen Stadttheilen ſtützt. 
Schon durch die erſte Vorarbeit des Vereines iſt es 
gelungen, über hundert ſolcher Meldeſtellen einzu— 
richten. Dieſe ſind durch kleine Anzeigetafeln an den 
betreffenden Häuſern kenntlich gemacht und werden 
von Freunden des Vereines im unbeſoldeten Ehren— 
amte verwaltet. Sie nehmen Anzeigen entgegen und 
ſenden jeden gemeldeten Fall, ohne daſfs der Name 
des Anmelders genannt wird, an den Verein, der dann 
ſelbſt die einzelnen Fälle prüft. 
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(Induſtrke und Arbeitsrath in Nor: 
wegen.) In Anlehnung an das bezügliche in Däne— 
mark erlaſſene Geſetz ſoll nun in Norwegen nach 
einem vom dortigen Miniſterium des Innern vor— 
gelegten Geſetzentwurfe ein Induſtrie- und Arbeitsrath 
creirt werden. Derſelbe ſoll eine durch Wahl ge— 
ſchaffene Vertretung für Handwerk und Induſtrie 
bilden und aus 60 Perſonen beſtehen, deren 20 dem 
Arbeiterſtande und 40 den Arbeitgebern und anderen 
an Induſtrie und Gewerbe intereſſirten Perſonen 
angehören. 

Dieſe Vertretung wählt einen Induſtrierath, 
der aus drei Arbeitern und ſechs Arbeitgebern beſteht. 
Innerhalb des Induſtrierathes bilden die drei 
Arbeiter und drei der Arbeitgeber einen Arbeitsrath, 
deſſen Vorſitzender vom König ernannt und weder 
Arbeiter noch Arbeitgeber ſein darf. Die Vertretung 
ſoll alle drei Jahre einmal tagen und über die von 
der Regierung vorgelegten Geſetzentwürfe berathen, 
eventuell auch eigene Vorſchläge machen, wobei die 
Arbeitervertreter unter Umſtänden auch geſondert 
berathen und Beſchluſs faſſen können. Aufgabe des 
Induſtrierathes iſt es, dem Miniſter des Innern als 
techniſcher Conſulent in den Handwerk und Induſtrie 
betreffenden Angelegenheiten mit Ausnahme der Fabrik— 
aufſicht zu dienen, während endlich der Arbeitsrath 
ſich mit den die Fabrikaufſicht betreffenden Fragen zu 
befaſſen hat. 
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Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 17. October l. J. dem mit 
dem Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Statt- 
haltereirathe Leo, Ritter v. Hansgirg in Pilſen anläſss⸗ 
lich der erbeteten Übernahme in den dauernden Ruheſtand 
in Anerkennung ſeiner vieljährigen vorzüglichen Dienſt⸗ 
leiſtung das Ritterkreuz des Leopold-Ordens mit Nachſicht 
der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 12. October 1902 dem Nech- 
nungsrathe der Wiener Polizeidirection Johann Herberger 
anläſslich der erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruhe⸗ 
ſtand den Titel eines Oberrechnungsrathes mit Nachſicht der 
Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Bezirkscommiſſär Robert Freiherrn 
Benz v. Albkron zum Landesregierungsſecretär in 
Kärnten, den Polizeiconcipiſten Dr. Friedrich Peters zum 
Polizeicommiffär bei der Polizeidirection in Prag, die Bau⸗ 
adjuncten Karl Troſt und Anton Staroſta zu Ingenieuren 
für den Staatsbaudienſt in Mähren, die e Bauadjuncten Franz 
Lepsi und Johann Kalitta zu Ingenieuren für den 
Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Bezirks- 
commiſſär Dr. Franz Heiſſenberger (Horn) zur Statt⸗ 
halterei einberufen und den Statthaltereiconeipiften Friedrich 
Ritter v. Hennig (Statthalterei) der Bezirkshauptmannſchaft 
Horn zur Dienſtleiſtung zugewieſen, weiters den Dr. Victor 
Fiſchmeiſter zur Ablegung der Probepraxis für den poli- 
tiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen und die Baupraktikanten 
Ludwig Wurm, Ernſt Müller, Alois Ammer, Richard 
Grimmer und Otto Guttmann zu Bauadjuncten im 
niederöſterreichiſchen Staatsbaudienſte ernannt. 


Der Landespräſident in Salzburg hat den Landes— 
regierungsconeipiften Richard Kutalek zum Bezirks- 
commiſſär und den Statthalterei-Conceptspraktikanten 
Dr. Rudolf Stark in Borgo zum Landesregierungs- 
Concipiſten ernannt. 


Der Landespräſident in Kärnten hat den Kanzlei⸗ 
gehilfen Albis Joos zum Kanzliſten extra statum bei 
der Landesregierung mit der Dienſteszuweiſung bei der 
Landescommiſſion für agrariſche Operationen in Kärnten 
ernannt. 


Der Statthalter in Trieſt und im Küſtenlande hat den 
Statthalterei-Conceptspraktikanten Dr. Franz Sfaberne 
(Tolmein) zum Statthaltereiconeipiſten ernannt und der 
Bezirkshauptmannſchaft Parenzo zur Dienſtleiſtung zuge⸗ 
wieſen, ferner den Statthalterei-Conceptspraktikanten Karl 
Freiherrn v. Hohenbüh el (Trieſt) der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Tolmein zugetheilt. 


Der Polizeiconcipiſt Dr. Otto Duregger in Trient 


iſt am 3. October d. J. geſtorben. 

Der Statthalter in Böhmen hat die Rechnungsofficiale 
Auguſt Donat, Heinrich Müller, Victor Tyll, Karl 
Prochäzka und Johann Dvotak zu Rechnungsrevidenten, 
die Rechnungsaſſiſtenten Adolf Hollec, Karl Behr, 
Emanuel Sipek, Joſef Zima, Franz Häjek und Wenzel 
Bradaͤs zu Rechnungsofſicialen und die Rechnungs- 
praktikanten Rudolf Demartini, Wenzel Vo ta va, Stanis⸗ 
laus Kmonikek, Ottokar Kunz, Ferdin and Dousa und 
Joſef Truhläk zu Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 


Der Baurath des Staatsbaudienſtes in Böhmen Karl 
Blaſs iſt am 1. September d. J. geſtorben. 


Der Statthalterei⸗Conceptspraktikant der Statthalterei 
in Mähren Dr. Hugo Kaufmann iſt aus dem Staats⸗ 
dienſte ausgetreten. 


Der Statthalter in Lemberg hat die abſolvirten 
Rechtshörer Alexander Ritter v. Padlewski, Leo Kolar⸗ 
zowski, Stefan Ritter v. Seferowiez und Albin 
Padalewski, ferner den geweſenen Statthalterei⸗Concepts⸗ 
praktikanten Rudolf, Zintel in Innsbruck zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen; 
weiters den Rechnungspraktikanten der Finanzlandesdirection 
in Lemberg Johann Steciak und den abſolvirten Gym⸗ 
naſialſchüler Stanislaus Ponurski zu Praktikanten im 
Statthalterei-Rechnungsdepartement ernannt. 


Der Landespräfident in der Bukowina hat den 
Landesregierungs-Conceptspraktikanten Georg Ritter v. 
Grigorcea der Bezirkshauptmannſchaft Czernowitz, 
den Landesregierungs-Conceptspraktikanten Dr. Robert 
Goilav der Bezirkshauptmannſchaft Kotzman zur Dienſt⸗ 
leiſtung zugetheilt und den außerordentlichen Univerſitäts⸗ 
hörer Philipp Aſt zum Praktikanten im Rechnungs- 
departement der Landesregierung ernannt. 
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Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 
In Niederöſterreich bei der Polizeidirection Wien 


3 oder mehrere Polizeiraths⸗, beziehungsweiſe Polizei- 


Obercommiſſärs⸗ und Polizeicommiſſärsſtellen 
der VII., VIII. und IX. Rangsclaſſe, ferner 2 oder mehrere 
Polizeiconcipiftenftellen der X. Rangsclaſſe. Die 
ordnungsmäßig inſtruirten Geſuche ſind im Dienſtwege bis 
ſpäteſtens 5. November 1902 bei dieſer Polizeidirection 
einzubringen. Für alle dieſe Stellen wird juridiſche Vor 
bildung verlangt; bei der Polizeidirection Wien die Stelle 
eines Polizeibezirksarztes der X. Rangsclaſſe. Die 
ordnungsmäßig inſtruirten Geſuche ſind im Dienſtwege 
ſpäteſtens bis 31. October 1902 bei dieſer Polizeidirection 
einzubringen. Bewerber, welche eine mehrjährige polizei— 
amtsärztliche Thätigkeit aufweiſen können, werden bevor— 
zugt; ferner bei der Polizeidirection in Wien 15, eventuell 
mehr Polizeiagentenſtellen II. Claſſe mit einem Jahres- 
gehalte von 900 K und einer Activitätszulage von jährlich 
450 K. Die Probedienſtleiſtung dauert ſechs Monate, 
Geſammtdienſtzeit eingerechnet wird; 
die definitive Anſtellung als Agent iſt von der mit gutem 
Erfolge abgelegten Prüfung abhängig. Zur Aufnahme iſt 
erforderlich: 1. die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft und 
ein Alter von mindeſtens 24 Jahren; 2. vollkommene Ge⸗ 
ſundheit; 3. ein in jeder Richtung unbeſcholtener Lebens⸗ 
wandel; 4. vollkommene Kenntnis der deutſchen Sprache, 
des Leſens und des Schreibens in derſelben, und zwar 
letzteres in dem Maße, dajs der Aufzunehmende ſchriftliche 
Meldungen abzufaſſen fähig ſei; endlich die Kenntnis der 
Elemente des Rechnens; 5. ein mehrjähriger Aufenthalt in 
Wien und Vertrautheit mit den Localverhältniſſen; bei Vor⸗ 
handenſein der vorſtehenden Eigenſchaften find bei der Auf⸗ 
nahme für den Agentendienſt vorzüglich zu berüdfichtigen: 
a) ausgediente Unterofficiere, welchen im Sinne des Geſetzes 
vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, die Anſpruchs⸗ 
berechtigung auf eine Civilſtaatsbedienſtung zukommt; b) die 
bisher in der Wiener k. k. Sicherheitswache bedienſtet 
geweſenen Individuen; e) Bewerber, welche eine meiter- 
reichende allgemeine oder ſpecielle Fachbildung, beſonders 
die Kenntnis mehrerer in⸗ oder ausländiſcher Sprachen 
beſitzen, endlich d) Bewerber, welche vermöge ihrer früheren 
Beſchäftigung ausgedehnte Perſonalkenntniſſe ſich eigen 
gemacht haben. Die Bewerber um dieſe Dienſtpoſten haben 
ihre mit den erforderlichen Nachweiſen belegten Geſuche, 
falls ſie bereits in öffentlichen Dienſten ſtehen, im Wege ihrer 
vorgeſetzten Behörden, ſonſt durch den Vorſtand ihrer 


Domicilgemeinde und diejenigen Bewerber, welchen auf 
Grund früherer Militäreigenſchaft der Anſpruch auf eine 
Civilſtaatsbedienſtung im Sinne des Geſetzes vom 19. April 
1872, R. G. Bl. Nr. 60, mittels Certificates zuerkannt 
wurde, in dem vorgeſchriebenen Wege bis 30. No vember 
1902 bei der Polizeidirection in Wien einzubringen; 
ſchließlich gelangt zur Beſetzung bei den Wiener k. k. 
Krankenanſtalten eine Primararztesſtelle II. Claſſe, 
zugleich Vorſtandes einer chirurgiſchen Abtheilung mit dem 
Range der VIII. und den Bezügen der IX. Rangs⸗ 
elaffe, das iſt dem Gehalte jährlicher 2800 K, mit zwei 
Quadriennalzulagen zu je 200 K und der Activitätszulage 
jährlicher 1000 K. Bewerber um dieſe Stelle haben ihren 
vorſchriftsmäßig geſtempelten Geſuchen den Tauf⸗ oder 
Geburtsſchein, den Heimatsſchein, das Diplom über die Er⸗ 
langung des Doctorgrades der geſammten Heilkunde an 
einer öſterreichiſchen Univerſität, ſowie die ſonſtigen Dienſtes⸗ 
documente und Nachweiſe über ihre theoretiſche und prak— 
tiſche Vorbildung anzuſchließen. Die Geſuche ſind, wenn die 
Bewerber bereits im öffentlichen Dienſte ſtehen, im Wege 
der vorgeſetzten Dienſtbehörde, ſonſt unter Anſchluſs eines 
amtsärztlichen Geſundheits⸗ und legalen Sittenzeugniſſes 
unmittelbar im Einreichungsprotokolle der niederöſter⸗ 
reichiſchen Statthalterei bis längſtens 31. Oetober 1902 
einzubringen. 


In Steiermark eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
der XI. Rangsclaſſe. Bewerber haben ihre belegten Geſuche 
im vorgeſchriebenen Wege dis 15. November 1902 beim 
Statthaltereipräſidium in Graz einzubringen. 


In Tirol und Vorarlberg eine Polizeicommiſſärs⸗ 
ſtelle der IX. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stelle haben 
ihre gehörig documentirten und mit dem Nachweiſe der voll⸗ 
ſtändigen Kenntnis der beiden Landesſprachen belegten Ge 
ſuche bis längſtens 5. November 1902 im Dienſtwege 
beim Statthaltereipräſidium in Innsbruck einzubringen. 


In Schleſien eine Bauadjunctenſtelle der 
X. Rangsclaſſe, vorläufig proviſoriſch, ferner eine Bau- 
praktikantenſtelle mit dem jährlichen Adjutum von 
1200 K. Bewerber um eine dieſer Stellen haben ihre 
ordnungsmäßig zu belegenden Geſuche bis 15. November 
1902 unmittelbar, beziehungsweiſe, wenn dieſelben bereits 
im öffentlichen Dienſte ſtehen, im Wege ihrer vorgeſetzten 
Behörde, beim Landespräſidium in Troppau einzubringen 
und ſich auch über die Kenntnis der Landesſprachen (deutſch, 
böhmiſch oder polniſch) auszuweiſen. 
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Pränumerationsbedingungen 
für das 
Verordnungsblatt des k. k. Minifferiums des Innern 
und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaaklichen Pekerinärverwaltung. 
7 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 
A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten ae „„ 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich . } C 
B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten e „ 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich. ee ER MER Pe 


n 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Fos a in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


Aus der k. k. Hofe und Staatsdruckerei 


2 N 


— 


ö Jahrgang ſ 1902. 


Derordnungsblatt 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 
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R. R. Miniſte riums des Innern 


Nr. 20. Wien, 14. November 1902. 


Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Herzogthum Schleſien. — Landesgeſetze für das 


Königreich Böhmen. — Landesgeſetze für das Herzogthum Steiermark. — Landesgeſetze für das Herzogthum 
Bukowina. — Landesgeſetz für die Markgrafſchaft Mähren. — Landesgeſetz für das Herzogthum Kärnten. — 
Erläſſe: Erlass des Miniſteriums des Innern vom 22. October 1902, Z. 44020, betreffend das Verbot 
des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Stadt Väcz (Waitzen). — Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 6. November 1902, Z. 44553, betreffend die in England beſtehenden ungünſtigen Ausſichten für 
arbeitnehmende Perſonen. — Erlass des Miniſteriums des Innern vom 6. November 1902, Z. 26284, 
betreffend die Hintanhaltung marktſchreieriſcher Annoncirung ausländiſcher Geheimmittel. — Judicate: 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 1. Juli 1902, Z. 6021. Für die Wahlberechtigung in der 
Gemeinde iſt die Steuervorſchreibung und nicht die thatſächliche Bezahlung der Steuer maßgebend. — 
— Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 9. Juli 1902, Z. 6271. Bei der Beſtimmung des Punktes 3 
des dritten Abſatzes des §. 39 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, betreffend die Kranken— 
verſicherung der Arbeiter, handelt es ſich keineswegs um öffentliche, ſondern um ſpeciell für Bezirkskranken⸗ 
caſſen beſtimmte und auf dieſelben beſchränkte Apotheken; es ſteht deshalb den Caſſenverbänden ein effectiv 
wirkſames Recht zu, Apotheken für die Bezirkskrankencaſſen, und mit der Beſchränkung auf dieſe Anſtalten 
anzulegen und zu betreiben. — Verſchiedene Mittheilungen: Erlaſs des k. k. Miniſteriums für Landes- 
vertheidigung vom 28. October 1902, Z. 180/öII, betreffend die gegenſeitige Auslieferung von Deſerteuren 
der Landwehr und der Gendarmerie zwiſchen den beiden Staatsgebieten der Monarchie. — Vierter Nachtrag 
zur Vollzugs vorſchrift zum III. Hauptſtücke des Geſetzes vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, betreffend 
die directen Perſonalſteuern. — Verordnung des Handelsminiſteriums vom 29. October 1902, womit im 
Patentamte zwei weitere Anmeldeabtheilungen VII und VIII] errichtet wurden. — Verordnung des Acker— 
bauminiſteriums vom 26. October 1902, betreffend den Verkehr mit bewurzelten Reben in Tirol. Vorſchläge 
zur Bekämpfung des Mangels an landwirtſchaftlichen Arbeitern und Dienſtboten in Oſterreich. — Minifterial- 
verfügung zum Schutz der Bauarbeiter in Württemberg. — Alters- und Invaliditätsverſicherung in Belgien. 
— Arbeiterwohnungen in Belgien. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Coneurs— 


aus ſchreibungen. 


Geſetze und Verordnungen. 


Landesgeſetz für das Herzogthum hat unter dem 24. October d. J. die Allerhöchſte 


Sanction erhalten. 


Ichleſien. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Schleſien 


V. B. M. I. 49 


Landesgeſetze für das Königreid) 


beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Böhmen. 
Verwendung der dem Herzogthume Schleſien auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 3. Juni 1901, R. G. 
Bl. Nr. 62, zugewieſenen Theile der Gebarungs— 
überſchüſſe der cumulativen Waiſencaſſen, 


Der vom Landtage des Königreiches Böhmen 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit nähere 
Beſtimmungen über die Verwendung der dem 
Königreiche Böhmen in Gemäßheit des Reichsgeſetzes 
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vom 3. Juni 1901, R. G. Bl. Nr. 62, überwieſenen 
Theile der Gebarungsüberſchüſſe der gemein— 
ſchaftlichen Waiſencaſſen erlaſſen werden, hat 
unter dem 29. October d. J., 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent— 
wurf eines Geſetzes, womit der Stadtgemeinde 
Reichenberg die Bewilligung zur unentgelt— 
lichen Abtretung mehrerer Gemeindereali— 
täten an das Arar ertheilt wird, unter dem 
31. October 1902 die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das Herzogthum 
Steiermark. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Steier— 
mark beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit 
einige von der Armenverſorgung in Form 
. der Einlege handelnde Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 27. Auguſt 1896, L. G. und V. Bl. 
Nr. 63, abgeändert werden, hat unter dem 
29. October d. J., 

der von demſelben Landtage beſchloſſene Entwurf 
eines Geſetzes, wirkſam für das Gebiet der Stadt⸗ 
gemeinde Leoben, betreffend die Einhebung von 
Auflagen und Gebüren behufs Deckung der 
Waſſerbeſchaffungskoſten, unter dem 1. No- 
vember 1902 die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das Herzogthum 
Bukowina. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Bukowina 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 


Erlä 
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Abänderung des §. 78 der Gemeindeordnung 
für das Herzogthum Bukowina vom 14. No- 
vember 1863, L. G. und V. Bl. Nr. 9, hat unter 
dem 7. October 1902, 


der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent- 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Einhebung einer 
Auflage auf den Verbrauch von Bier, Brant- 
wein und verſüßten geiſtigen Getränken für 
die Gemeinde Wiznitz, auf die Dauer von fünf 
Jahren, unter dem 29. October d. J. die Allerhöchſte 
Sanction erhalten. 


Landesgeſetz fü für die Ülarhgra ai 
Mähren. 


Der vom Landtage der Markgrafſchaft Mähren 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Einhebung einer Canaleinſchnittsgebür in 
der Marktgemeinde Neugaſſe, hat unter dem 
31. October d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Kärnten. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Kärnten 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit grundſätz⸗ 
liche Beſtimmungen, betreffend die öffentliche 
Waſſerleitung der Stadt Wolfsberg, erlaſſen 
werden, hat unter dem 1. November d. J. die Aller- 
N Sanction erhalten. 


rläffe, 


Erlals des Miniſteriums des Innern Erlaſs des Miniſteriums des Innern 


vom 22. October 1902, 3. 44020, 
betreffend 
das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete 
der Stadt Väcz (Waitzen). 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen Han⸗ 
delsminiſteriums vom 2. October 1902, 3. 63500, 
wurde die Ausübung des Hauſirhandels auf dem 
Gebiete der Stadt Väcz (Waitzen) unter Aufrecht- 
haltung der im $. 17 der beſtehenden Hauſirvor— 
ſchriften und in den dieſen Paragraphen ergänzenden 
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewiſſer 
Gegenden gewährten Rechte, verboten. 


- 2 8 Statthalterei 3 
Hievon wird die k. k. Landesregferung mit Be⸗ 


ziehung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 
Darnachachtung und Verſtändigung der W 
in die Kenntnis geſetzt. 


vom 6. November 1902, 3. 44553, 
betreffend 


die in England beſtehenden ungünſtigen Ausſichten 
für arbeitnehmende Perſonen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nach verlässlichen dem k. k. Miniſterium des 
Innern zugekommenen Informationen herrſcht derzeit 
in England ein großes Überangebot von Arbeits- 
kräften, herbeigeführt namentlich dadurch, dafs nach 
Beendigung des ſüdafrikaniſchen Krieges tauſende von 
Perſonen aus der Armee entlaſſen wurden und noch 
täglich entlaſſen werden. Dabei iſt die Lage des Han— 
dels und der Induſtrie durchaus nicht eine ſolche, um 
den vielen neuen Bewerbern Arbeit zu bieten; im 
Gegentheile, in manchen Induſtriezweigen, wie 
namentlich im Schiffbaue und in der Stahlinduſtrie, 
griff in letzterer Zeit wegen Arbeitmangels ſogar 
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eine erhebliche Verminderung des bisherigen Arbeiter— 
ſtandes platz. Für fremde Arbeiter kommt als ein 
weiteres ungünſtiges Moment noch der Umſtand in 
Betracht, dass viele Arbeitgeber den aus dem Kriege 
Zurückkehrenden einen Vorzug vor anderen Bewerbern 
einräumen. 

Bei dieſer Sachlage beſteht für die öſterreichiſchen 
Arbeiter, von ganz vereinzelten Fällen abgeſehen, 
derzeit ſo gut wie gar keine Ausſicht in England 
Arbeit zu finden. Obdachloſigkeit und Hunger iſt ihr 

regelmäßiges Los, ſobald der geringe Sparpfennig, 
den ſie mitgebracht, erſchöpft iſt. 

Das Miniſterium des Innern ſieht ſich daher 
veranlaſst, bis auf weiteres vor der Auswanderung 
nach England zu dem Zwecke, um dort Arbeit zu 
ſuchen, eindringlich zu warnen. 

Die k. k. na wird beauftragt, da⸗ 
für zu ſorgen, daſs dieſe Warnung in den in Betracht 
kommenden Kreiſen eine möglichſt weitgehende Ver— 
breitung erfahre. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 6. November 1902, 3. 26284, 


betreffend 
die Hintanhaltung marktſchreieriſcher Annoncirung 
ausländiſcher Geheimmittel. 
(An die Statthalterei in Brünn; mitgetheilt allen politi- 
ſchen Landesſtellen.) 

Unter Bezugnahme auf den Bericht vom 
16. Auguſt 1901, 3. 35361, betreffend die Anprei— 
ſung von Heilmitteln und Heilmethoden durch eine 
amerikaniſche Unternehmung im Wege der Annoncirung 
in mehreren im dortigen Verwaltungsgebiete er— 
ſcheinenden Zeitſchriften, wird der k. k. Statthalterei 
eröffnet, daſs zufolge Mittheilung des k. k. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 17. Juni 1902, 8. 7739, die Ver⸗ 
treter der in Betracht kommenden Zeitſchriften durch 
die dortige k, k. Oberſtaatsanwaltſchaft darauf auf- 
merkſam gemacht wurden, daſs durch die Veröffent— 
lichung der betreffenden Inſerate ein curpfuſcheriſches, 
daher unſtatthaftes Unternehmen gefördert werde, und 
daſs die Fortſetzung dieſer Inſerirung die preſsrecht— 
liche Repreſſion, beziehungsweiſe ſtrafgerichtliche Ahn- 
dung nach ſich ziehen müſste. 

Dieſe Warnung war von Erfolg und würde die 
neuerliche Veröffentlichung dieſer oder ähnlicher 
Annoncen entgegen der vorhergegangenen Abmahnung 
das Einſchreiten der k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft nach 
ſich ziehen. 

Aus dieſem Anlaſſe hat das k. k. Juſtizminiſte⸗ 
rium mit dem Erlaſſe vom 17. Juni 1902, Z. 7739, 
neuerliche Directiven (ſiehe Erlaſs des k. k. Juſtiz— 
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ex 1898) an die Oberſtaatsanwaltſchaften gelangen 
laſſen, welche ſich auf deren Vorgehen zur Hintanhal- 
tung unzuläſſiger Anpreiſungen von Heilmitteln und 
Heilmethoden in Druckſchriften (Tagesblättern, Flug— 
ſchriften, Kalendern 2c.), ſoferne fie von ausländiſchen, 
unter dem Scheine der Ausübung der ärztlichen 
Wiſſenſchaft wirkenden Perſönlichkeiten ausgehen, be— 
ziehen. 

In dieſem Erlaſſe wird insbeſondere hervor— 
gehoben, dass die mit derartigen reclamhaften An— 
kündigungen verbundene Inausſichtſtellung einer brief- 
lichen Cur unzweifelhaft einer unbefugten Ausübung 
der Arzneikunde im Inlande gleichkäme und daher als 
Diſtanzdeliet der Strafnorm des §. 343 St. G. 
unterliege, wobei hinſichtlich der Publication dieſer 
Anpreifungen die 88. 5 und 8 St. G., betreffend 
Mitſchuld und Theilnahme an ſtrafbaren Handlungen, 
ſowie Verſuch von ſolchen, in Betracht kämen. 


Unter Umſtänden, wie bei der Anpreiſung der 
brieflichen Cur in der Annonce ſelbſt, käme eventuell 
§. 305 St. G., betreffend die Aureizung zu verbotenen 
Handlungen, und inſoferne die Annonce die Aufforde— 
rung zum Ankaufe eines im Inlande verbotenen oder 
in Bezug auf ſeine Verabfolgung beſonderen be» 
ſchränkenden Anordnungen unterworfenen Heilmittels 
verbreiten würde, die Beſtimmungen der 88. 345 und 
354 St. G., betreffend den Verkauf verbotener 
Arzneimittel und den unbefugten Verkauf von Heil- 
mitteln, bei Prüfung der Annonce vom Standpunkte 
der 88. 5 und 8 St. G. in Betracht. 

Das k. k. Juſtizminiſterium legt das Haupt⸗ 
gewicht darauf, daſs in jedem einzelnen Falle mit 
Vorſicht geprüft werde, ob es ſich thatſächlich um ein 
ſolches Unternehmen handle, das unter dem Scheine 
der Ausübung der ärztlichen Wiſſenſchaft in einer 
die öffentliche Geſundheitspflege bedrohenden Weiſe 
thätig iſt. 

Um hienach die Mitwirkung der k. k. Oberſtaats⸗ 
anwaltſchaft zur Hintanhaltung des immer wieder— 
kehrenden Unfuges einer unzuläſſigen Anpreiſung von 
Heilmethoden und Heilmitteln unbefugter ausländiſcher 
Unternehmungen in Druckſchriften und Annoncen 
wirkſam anſprechen zu können, wolle die k. k. Statt⸗ 
halterei die eigenen, ſowie die Sanitätsorgane der 
unterſtehenden politiſchen Behörden anweiſen, daſs 
dieſelben fortan derartigen Annoncen und Anpreiſungen 
in den im Amtsgebiete erſcheinenden Druckſchriften 
die fortgeſetzte Aufmerkſamkeit zuwenden. 

In Fällen, in denen die im vorſtehenden dar- 
gelegten Momente zutreffen, iſt der k. k. Statthalterei 
unter Vorlage der beanſtändeten Publication die 
Anzeige zu erſtatten, damit die k. k. Statthalterei in 
die Lage komme, ſich hinſichtlich der weiteren Ver— 


miniſteriums vom 8. Juli 1898, Z. 14924, und in der folgung der Angelegenheit mit der dortigen k. k. Ober— 
Zeitſchrift „Das öſterreichiſche Sanitätsweſen“ Nr. 31 ſtaatsanwaltſchaft in das Einvernehmen zu ſetzen. 
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Judicate. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
1. Juli 1902, 3. 6021. 


Für die Wahlberechtigung in der Gemeinde iſt die Steuer⸗ 
vorſchreibung und nicht die thatſächliche Bezahlung der 
Steuer maßgebend. (Zunächſt für Schleſien.) 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem citirten 
Erkenntniſſe über die Beſchwerde des F. G. in D. gegen 
die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in F. vom 
16. März 1901, 8. 8416, betreffend das Reclamations⸗ 
verfahren anläſslich der Neuwahlen der Gemeindevertretung 
in D., die angefochtene Entſcheidung als geſetzlich nicht 
begründet aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe: 


Im Reclamationsverfahren anläjslich der bevorjtehen- 
den Neuwahl der Gemeindevertretung in D. wurde die gegen 
die unterbliebene Eintragung des Beſchwerdeführers in die 
Wählerliſte von demſelben eingebrachte Einwendung von der 
Reclamationscommiſſion und über den Recurs des Recla— 
manten mit der nunmehr hiergerichts angefochtenen Ent- 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft in F. als Berufungs- 
inſtanz aus dem Grunde abgewieſen, weil der Beſchwerde— 
führer die ihm für das der Auflegung der Wählerliſten 
vorangegangene Jahr 1900 vorgeſchriebene directe Steuer 
bis zum Tage der Auflegung dieſer Liſten, das iſt bis zum 
15. Jänner 1901 nicht bezahlt hatte. . 


Die Aufhebung dieſer Entſcheidung gründet ſich auf 
nachfolgende Erwägungen. 

Nach S. 1, Abſatz 1, der ſchleſiſchen Gemeindewahl— 
ordnung (in der Faſſung des Geſetzes vom 24. September 
1883, L. G. Bl. Nr. 36) ſind mit Rückſicht auf die Steuer⸗ 
leiſtung nur diejenigen Gemeindemitglieder wahl— 
berechtigt, welche öſterreichiſche Staatsbürger ſind und 
von ihrem Realbeſitze, Gewerbe oder Einkommen ſeit 
wenigſtens einem Jahre in der Gemeinde eine directe 
Steuer entrichten. 

Die angefochtene Entſcheidung verſteht nun dieſe geſetz— 
liche Anordnung dahin, daſs das active Gemeindewahlrecht, 
ſoweit es von der Steuerleiſtung abhängig iſt, keineswegs 
ſchon durch die amtliche Vorſchreibung der Steuer 
ſeit wenigſtens einem Jahre erworben wurde, ſondern dass 
es nur jenen Gemeindemitgliedern zuſtehe, welche für den 
angegebenen Zeitraum die Steuer thatſächlich auch ent- 
richtet haben, ſo daſs Gemeindemitglieder, welche mit der 
Ableiſtung der ihnen vorgeſchriebenen Steuer im Rück⸗ 
ſtande ſind, eben darum das active Wahlrecht nicht 
beſitzen. 

Der Verwaltungsgerichtshof konnte dieſer Rechts— 
anſchauung nicht beipflichten. 

Es kann zugegeben werden, dass der Umſtand, dass 
das Geſetz im §. 1 ſich des Ausdruckes „entrichten“ und nicht 
des dem Geſetze gleich geläufigen Ausdruckes „vorſchreiben“ 
($. 12 ff. der Gemeindewahlordnung) bedient, zu der 
Meinung führen kann, daſs das Geſetz für den Erwerb des 
activen Wahlrechtes nicht bloß die Steuerpflicht, die 
Steuerſchuldigkeit, ſondern die effective Steuer- 
ableiſtung als maßgebend erklären wollte, da der Ausdruck 
„entrichten“ ſoviel wie Schuldiges zahlen bedeutet (Adelung, 
Heyne, Sanders). 

Allein bei näherer Würdigung aller für die Inter⸗ 
pretation maßgebenden Momente kann man ſich der Über⸗ 
zeugung nicht verſchließen, daſs die der angefochtenen Ent- 
ſcheidung zug runde gelegte Auslegung doch nicht die zu⸗ 
treffende iſt und dem Willen des Geſetzgebers nicht entſpricht. 


Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch bedient man ſich des 
Wortes „entrichten“ dann, wenn von Leiſtungen die Rede 
iſt, deren Abſtattung nicht von dem Belieben, von dem freien 
Willen des Leiſtenden abhängig iſt, ſondern deren Abſtattung 
eine Schuldigkeit, eine Pflicht bildet, wie insbeſondere bei 
Steuern, Abgaben. Der Beſtand einer Leiſtungspflicht bildet 
darum das weſentliche Moment. Sagt man, jemand „ent⸗ 
richtet“ an Steuern oder Abgaben ſo und ſoviel, ſo geht die 
gewöhnliche Bedeutung dieſer Redeweiſe dahin und wird 
dieſelbe allgemein fo verſtanden werden, daſs der Betreffende 
die Leiſtung, Steuer, Abgabe zu zahlen ſchuldig iſt, nicht 
aber, dass er die Leiſtung, Abgabe, Steuer im Zeitpunkte, 
als davon die Rede iſt, thatſächlich auch bereits ab- 
geſtattet hat. f 


Wenn der Geſetzgeber das active Wahlrecht von der 
thatſächlich erfolgten Abſtattung der ſchuldigen 
vorgeſchriebenen Steuer hätte abhängig machen wollen, wie 
die angefochtene Entſcheidung vermeint, dann hätte er ſprach⸗ 
richtig unmöglich von Gemeindemitgliedern ſprechen können, 
welche eine Steuer „entrichten“, da ja dieſe Ausdrucks- 
weiſe den Zeitpunkt, in welchem die Entrichtung (Zahlung) 
zu erfolgen hat, nicht weiter in Betracht zieht. Der Geſetz⸗ 
geber würde dann gewiss eine Wortfügung gewählt haben, 
welche die in der Entſcheidung vermuthete Abſicht eben zum 
Ausdrucke bringt. 


Den Ausdruck, „eine directe Steuer entrichten“ in dem 
von der angefochtenen Entſcheidung angenommenen Sinne 
zu deuten, geht umſoweniger an, weil durch eine ſolche 
Deutung eine Reihe von Fragen hervorgerufen wird, welche 
in der vom Geſetze getroffenen Dispoſition keine Regelung 


gefunden hätte und die doch nur vom Geſetzgeber geregelt 


werden konnte. So würde eine directe Steuer gewiss auch 
derjenige Steuerträger entrichtet haben, welcher nur einen 
Theil der ihm vorgeſchriebenen Steuerſchuldigkeit abgeſtattet 
hat, und aus dem Wortlaute des Geſetzes ließe ſich gewiss 
nicht ableiten, daſs das active Wahlrecht nur demjenigen 
Gemeindemitgliede zuſtehen ſoll, das die geſammte Steuer⸗ 
ſchuldigkeit entrichtet hat. So würde nach dem Wortlaute 
des Geſetzes die Vorausſetzung für die active Wahlfähigkeit 
bei denjenigen Gemeindemitgliedern zutreffen, denen ver⸗ 
ſchiedene directe Steuern vorgeſchrieben ſind, von welchen 
dieſelben eine abgeſtattet hätten, die anderen ſchuldig geblieben 
wären. Ebenſo würde das Geſetz keinerlei Aufſchluſs dafür 
geben, welcher Zeitpunkt für die Steuerableiſtung der maß⸗ 
gebende zu ſein hat, eine Frage, die darum von beſonderer 
Bedeutung wäre, da ja die Anlegung der Wählerliſte und die 
Ausübung des Wahlrechtes zeitlich getrennt erfolgen. 


Schon aus dieſen allgemeinen Erwägungen muſs man 
zu der Anſchauung gelangen, daj3 im Sinne des §. 1 leg. 
eit. unter denjenigen Gemeindemitgliedern, „welche eine 
directe Steuer entrichten“, eben diejenigen zu verſtehen ſind, 
welchen eine directe Steuer zu entrichten obliegt, welche mit 
einer directen Steuer vorgeſchrieben ſind. Das Moment der 
effectiven Ableiſtung der Steuer kam bei der vom Geſetze 
gewählten Ausdrucksweiſe umſoweniger in Frage, als ja eine 
rechtskräftig vorgeſchriebene Steuer eben gezahlt werden 
muſs, im Zwangswege eingetrieben wird, es alſo gar nicht 
fraglich erſchien, daſs die vorgeſchriebene Steuer gewifs auch 
zur Abſtattung gelangt. Daſs aber der Geſetzgeber die Worte, 
„welche eine directe Steuer entrichten“ in dem eben gedeu— 
teten Sinne gebraucht hat, geht mit voller Klarheit aus den 
Beſtimmungen der §§. 12 und 13 über die Anlegung der 
Wählerliſten hervor. 3 

Der Wortlaut diefer Paragraphen ermöglicht in keiner 
Weiſe die Annahme, dajs der Geſetzgeber die active Wahl- 
berechtigung von der effectiven Abſtattung der (vorgeſchrie— 
benen) Steuer abhängig gemacht wiſſen wollte, dafs alſo 


Gemeindemitglieder, welche mit der Steuerzahlung im Rück- 
ſtande ſind, das active Wahlrecht nicht beſitzen ſollen. Der 
Geſetzgeber verfügt hier, daſs die im §. 1 sub 2 bezeichneten 
Gemeindemitglieder unter Angabe ihrer „vorgeſchrie— 
benen Jahresſchuldigkeit an directen Steuern“ 
anzuführen ſind, dajs die übrigen wahlberechtigten Gemeinde— 
mitglieder nach der Höhe ihrer „vorgeſchriebenen 
Jahresſchuldigkeit“ an directen Steuern zu reihen ſind, 
und daſs bei „gleicher Steuerſchuldigkeit“ das Alter 


zu entſcheiden habe. Die „Steuerjahresſchuldigkeiten“ 


ſind für die Bildung der Wahlkörper das maßgebende 


Moment und die „Steuerſchuldigkeit“ der Wahl— 


berechtigten ebenſo für deren Einreihung in die Wahlkörper. 

Dieſe Dispoſitionen würden in Widerſpruch mit dem 
§. 1, Abſatz 1 der Gemeindewahlordnung treten, woferne 
dieſer Geſetzesbeſtimmung der ihr in der angefochtenen Ent— 
ſcheidung beigelegte Sinn zukommen würde. Denn die ganze 
Anlegung der Wählerliſten hat ja nach dem Wortlaute des 
Geſetzes auf Baſis der Steuerſchuldigkeiten, alſo auf Baſis 
der bloßen Steuervorſchreibung zu erfolgen und nicht auf 
Baſis der Steuerabſtattung. Im 8. 13, Abſatz 4, bedient ſich 
aber der Geſetzgeber ebenſo wie im $. 1 des Wortes „ent- 
richten“ und das in einem Zuſammenhange, welcher keinen 
Zweifel darüber aufkommen läſst, daſs bei der Wahl des 
Ausdruckes „entrichten“ das Moment der ſchon erfolgten 
Abſtattung der Steuer gewiſs nicht in Betracht gezogen war, 
denn die Bildung des Wahlkörpers hat durch Theilung der 
Geſammtſteuerſumme zu erfolgen. Unter der Gejanmt- 
ſteuerſumme dieſes Abſatzes iſt aber zweifellos die Summe 
der bei den einzelnen Gemeindemitgliedern in den Wähler- 
liſten zur Auszeichnung gelangten Steuerſchuldigkeiten, alſo 
die dieſen Wählern vorgeſchriebenen, keineswegs aber die 
von ihnen abgeſtatteten Steuern zu verſtehen, weshalb dem 
gebrauchten Ausdrucke „entrichten“ nicht die Bedeutung bei— 
gelegt werden kann, daſs die Steuerſumme effectiv abgeſtattet 
ſein mus, ſondern nur, daſs die betreffende Steuerſumme 
den in den betreffenden Wahlkörpern eingereihten Wählern 
zu entrichten obliegt. 

Da nun der Geſetzgeber bei jenen Dispoſitionen, welche 
er über die Bildung der Wählerliſten, die ja zur Aufnahme 
der Wähler beſtimmt ſind, getroffen hat, gewiss die Beſtim— 
mungen über die Wahlberechtigung ſelbſt vor Augen hatte, 
fo muj3 gefolgert werden, daſs der Ausdruck im §. 1, „welche 
eine directe Steuer entrichten“, in jenem Sinne verſtanden 
werden mufs, welcher den Dispoſitionen des Geſetzgebers 
(88. 12 und 13) entſpricht. 

Da nun im gegebenen Falle der Beſchwerdeführer un— 
beſtrittenermaßen ſeit wenigſtens einem Jahre in der Ge— 
meinde mit einer directen Steuer in Vorſchreibung ſtand, 
dieſe alſo auch zu entrichten hatte, war derſelbe in der 
Wählerliſte aufzunehmen, ohne daſs es darauf ankommen 
konnte, ob er die Steuer pro 1900 thatſächlich bereits gezahlt 
hatte oder nicht. 3 

Die angefochtene Entſcheidung mujste daher nach §. 7 
des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 
1876, aufgehoben werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
9. Juli 1902, 3. 6271. 
Bei der Beſtimmung des Punktes 3 des 3. Abſatzes des 


8. 39 des Geſetzes vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, 


betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter, handelt es 

ſich keineswegs um öffentliche, ſondern um ſpeciell für Be⸗ 

zirkskrankencaſſen beſtimmte und auf dieſelbe beſchränkte 

Apotheken; es ſteht deshalb den Caſſenverbänden ein 

effectiv wirkſames Recht zu, Apotheken für die Bezirks⸗ 

krankencaſſen und mit der Beſchränkung auf dieſe Anſtalten 
anzulegen und zu betreiben. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten 
Erkenntniſſe über die Beſchwerde der Arbeiterunfallver— 
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ſicherungsanſtalt in G. gegen die Entſcheidung des k. k. Mini— 
ſteriums des Innern vom 16. März 1901, 3. 5889, betref- 
fend die Errichtung einer Apotheke in G., die angefochtene 
Entſcheidung als geſetzlich nicht begründet aufgehoben. 


Entſcheidungsgründe. 


Die Arbeiterunfallverſicherungsanſtalt für Steiermark 
und Kärnten in G. als Leitung des Verbandes der Bezirks— 
krankencaſſen im Sprengel dieſer Unfallverſicherungsanſtalt 
hat über den Beſchluſs der Delegirtenverſammlung vom 
26. Auguſt 1900, womit die Verbandsleitung ermächtigt 
wurde, die Errichtung einer Apotheke mit dem Sitze in G. 
anzuſtreben, mit der Eingabe vom 13. November 1900 bei 
der Statthalterei für Steiermark unter Berufung auf die 
Beſtimmung des §. 39, 3. Abſatz, Punkt 3 des Geſetzes vom 
30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, betreffend die Kranken⸗ 
verſicherung der Arbeiter und auf die entſprechende Be— 
ſtimmung des §. 2, Punkt 7 des genehmigten Verbands- 
ſtatutes das Anſuchen geſtellt, die Statthalterei wolle die 
Errichtung einer öffentlichen Apotheke in G. genehmigen. 

Von der neuen Apotheke würden nicht nur die Mit- 
glieder der Bezirkskrankencaſſen in G. beſondere Vortheile 
genießen, ſondern es würden durch dieſelbe auch die Caſſen— 
ärzte in Steiermark und Kärnten, inſoferne ſie eine Haus⸗ 
apotheke zu halten berechtigt oder verpflichtet ſeien, mit den 
nöthigen Heilmitteln verſorgt werden; ſelbſtverſtändlich wäre 
die Apotheke von geprüften Pharmaceuten zu leiten. Sollte 
jedoch die den Bezirkskrankencaſſenverbänden im Sinne der 
bezogenen Geſetzesbeſtimmung zuſtehende Berechtigung zur 
Anlage einer Apotheke Beſchränkungen unterliegen, ſo bitte 
die Anſtalt, ihr die Errichtung einer Apotheke unter Bekannt- 
gabe der Beſchränkungen zu bewilligen. Hiebei wurde aus- 
geführt, daſs der Beſtand der Apotheke, auch wenn dieſelbe 
auf die Mitglieder der beiden Bezirkskrankencaſſen in G. 
beſchränkt ſein würde, mit Rückſicht auf die beträchtliche An— 
zahl dieſer Caſſenmitglieder vollſtändig geſichert wäre. 

Hierüber hat die k. k. Statthalterei für Steiermark 
der Anſtalt unterm 11. Jänner 1901, 3. 39703 ex 1900, 
Folgendes eröffnet. 5 

Über Antrag des Stadtrathes in G. ſeien von der 
Statthalterei wegen Errichtung zweier öffentlichen Apotheken 
in G. die Erhebungen eingeleitet worden und werde die 
Unfallverſicherungsanſtalt ſeinerzeit von der Entſcheidung 
im Gegenſtande in Kenntnis geſetzt werden. 

Die den Bezirkskrankencaſſen im §. 39 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes zugeſprochene Berechtigung zur Anlage 
einer Apotheke unterliege nur jenen Beſchränkungen, welche 
durch die beſtehenden Geſetze und Verordnungen für die 
Anlage von Apotheken überhaupt vorgeſchrieben ſind. 

Soferne die Anſtalt aber nicht beabſichtigen ſollte, eine 
beſtehende Apotheke zu erwerben oder um die Verleihung 
einer neu errichteten Apotheke zu eoncurriren, ſondern un— 
abhängig davon die Bewilligung zur Errichtung einer 
Apotheke für ſich ſelbſt in Anſpruch nehme, könne dem ge— 
ſtellten Anſuchen keine Folge gegeben werden, weil nach der 
citirten Geſetzesſtelle den Caſſenverbänden nur die Berechti— 
gung zur Anlage und zum Betriebe einer Apotheke, nicht 
aber zur Errichtung einer ſolchen eingeräumt ſei. Zur 
Motivirung wurde hinzugefügt, dass nach den beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen nur öffentliche Apotheken und 
Hausapotheken der Arzte (die letzteren in der Mindeft- 
entfernung von einer Stunde von der nächſten öffentlichen 
Apotheke) geſtattet ſeien. 

Die Berechtigung zur Haltung einer Hausapotheke ſei 
nur Arzten und Wundärzten eingeräumt (Allerhöchites 
Patent vom 10. April 1773, Hofkanzleidecret vom 3. No- 
vember 1808, Verordnung des Miniſteriums des Innern 
vom 26. December 1882, R. G. Bl. Nr. 182). Die Anlage 
und der Betrieb einer öffentlichen Apotheke könne hingegen 
vom Bezirkskrankencaſſenverbande auf Grund des 8. 39 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes durch Erwerbung einer be— 
ſtehenden Apothekergerechtſame in gleicher Weiſe angeſtrebt 
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und erreicht werden, wie dies jedem Apotheker freigeſtellt ſei, 
doch hätte der Caſſenverband für eine den Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Leitung der Apotheke vorzuſorgen. Die Errichtung 
einer neuen öffentlichen Apotheke könne dem Caſſenverbande 
von der Statthalterei ebenſowenig wie einem Apotheker 
bewilligt werden, weil der Statthalterei nur die Entſcheidung 
über die Frage vorbehalten ſei, ob irgendwo ein neues 
Apothekergewerbe zu errichten ſei, während die Verleihung 
eines ſolchen Gewerbes an eine beſtimmte Perſon der poli- 
tiſchen Behörde J. Inſtanz zuſtehe, welche hiefür, um das 
würdigſte Individuum aufzufinden, den Concurs aus⸗ 
zuſchreiben habe. (Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 
1853, R. G. Bl. Nr. 10, Abſchnitt C, §. 38, lit. b, Hof 
kanzleideeret vom 30. November 1833, Z. 29825.) 

In einem Recurſe gegen dieſen Erlass führte die Un⸗ 
fallverſicherungsanſtalt aus, daſs durch die bezogene Be⸗ 
ſtimmung des Krankenverſicherungsgeſetzes den Bezirks⸗ 
krankencaſſen-Verbänden doch wohl ein weitergehendes Recht 
eingeräumt erſcheine, als die Behörde annehmen wolle, und 
dass zu dem die eventuelle Erlangung einer Apotheke ſeitens 
des Caſſenverbandes auf dem von der Statthalterei ange- 
deuteten Wege den größten Schwierigkeiten begegnen würde. 


Die Anſtalt ſtellte ſohin das Begehren, das Miniſterium 
wolle unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung der 
Statthalterei der Anſtalt als Verbandsleitung die Er⸗ 
richtung der angeſtrebten Apotheke in G. bewilligen. 
Sollte jedoch auch das Miniſterium nicht in der Lage ſein, 
dem Anſuchen vollinhaltlich Folge zu geben, ſo werde die 
weitere Bitte geſtellt, die Anſtalt aufzuklären, auf welche 
Weiſe und unter welchen Bedingungen dieſelbe zur Aus⸗ 
übung des ihr geſetzlich zugeſprochenen Rechtes der Anlage 
und des Betriebes einer Apotheke gelangen könne. Hier⸗ 
über erfloſs der heute angefochtene Erlass des k. k. Miniſteriums 
des Junern vom 16. März 1901, 3. 5889, des Inhaltes, 
daſs dem Recurſe der Arbeiter-Unfallverſicherungsanſtalt in 
G. gegen den angefochtenen Erlaſs der Statthalterei, mit 
welchem dem Anſuchen der Anſtalt um die Bewilligung zur 
Errichtung einer Apotheke in G. nicht willfahrt wurde, keine 
Folge geben werde, da dem Bezirkskrankencaſſenverbande 
ein Recht auf die in Rede ſtehende Bewilligung nicht 
zuſtehe. 


In der hiergerichts überreichten Beſchwerde wird 
neuerlich auf die Schwierigkeiten hingewieſen, welche der 
Erlangung einer Apotheke im Sinne der Auffaſſung der 
Statthalterei entgegenſtehen würden und zugleich bemerkt, 
daſs die Erreichung des vom Caſſenverbande angeſtrebten 
Zieles unter allen Umſtänden vom Zufalle abhängen würde. 
Die Auffaſſung der Statthalterei entſpreche auch keinesfalls 
dem Wortlaute des Geſetzes, nach welchem vielmehr die in 
Frage ſtehende geſetzliche Beſtimmung nur dahin verſtanden 
werden könne, daſs dieſelbe — und dies zwar unabhängig 
von ſonſtigen diesfälligen geſetzlichen Beſtimmungen — das 
Recht zur Errichtung einer Apotheke ſeitens eines Caſſen⸗ 
verbandes und für denſelben, das iſt mit Beſchränkung auf 
die Bedingung der Krankencaſſenmitglieder und der Kcanken⸗ 
caſſenärzte mit den erforderlichen Heilmitteln beinhalte, 
wobei allerdings die betreffende Apotheke unter fachmänni⸗ 
ſche Führung zu ſtellen ſei. Wenn hiernach die Statthalterei 
auch berechtigt geweſen wäre, der beſchwerdeführenden 
Anſtalt die Verleihung einer öffentlichen Apotheke zu ver⸗ 
weigern, ſo ſei ſie doch dem Geſetze nach nicht berechtigt 
geweſen, die Errichtung einer Apotheke mit der Beſchränkung 
auf die Mitglieder der beiden Bezirkskrankencaſſen in G. 
abzulehnen. Ebenſo widerſpreche die Entſcheidung des 
Miniſteriums dem Geſetze, mit welcher dem Caſſenverbande 
ſchlechthin ein Recht abgeſprochen werde, welches dem 
Verbande geſetzlich und ſtatutariſch eingeräumt jet. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat Folgendes erwogen: 


Nach dem Dargeſtellten behauptet die beſchwerde⸗ 
führende Anſtalt, dafs ihr im Grunde des §. 39 des Kranken⸗ 
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verſicherungsgeſetzes ein ſelbſtändiges, von den beſtehenden 
Vorſchriften über öffentliche Apotheken unabhängiges und 
außerhalb des Rahmens derſelben gelegenes Recht auf die 
Anlage und den Betrieb, das iſt alſo auf die Errichtung einer 
Apotheke für die Zwecke des Caſſenverbandes zuſtehe, während 
die Statthalterei und — wie nach dem Inhalte der mini⸗ 
ſteriellen Entſcheidung angenommen werden muſss — auch 
das belangte Miniſterium den Beſtand eines ſolchen Rechtes 
negiren und die angezogene Geſetzesbeſtimmung nur im 
Rahmen und im Sinne der gedachten Vorſchriften ver⸗ 
ſtanden wiſſen wollen. 

Wenn der Vertreter des Miniſteriums bei der öffent⸗ 
lichen mündlichen Verhandlung die miniſterielle Entſcheidung 
als eine Entſcheidung des adminiſtrativen Ermeſſens charakte⸗ 
riſiren wollte, ſo konnte der Gerichtshof dieſe Interpretation 
der angefochtenen Entſcheidung auch darum nicht zulaſſen, 
weil die Entſcheidung der Statthalterei zweifellos keine Er⸗ 
meſſensentſcheidung war und weil für eine Entſcheidung 
ſolcher Art auch keinerlei poſitive Grundlage gegeben wäre. 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat ſich darüber nicht 
ausgeſprochen, ob es ſeinerſeits die Wege für zuläſſig halte, 
welche die Stalthalterei der beſchwerdeführenden Anſtalt 
zum Zwecke der Erlangung des Beſitzes einer Apotheke wies. 
Dieſe Frage liegt übrigens abſeits vom heutigen Streite. 

Der 8. 39 des Krankenverſicherungsgeſetzes ordnet an, 
daſs die Bezirkskrankencaſſen in Verbände vereinigt werden, 
deren Verwaltung nach Maßgabe des beſonderen Statutes 
von dem Vorſtande der Unfallverſicherungsanſtalt beſorgt 
wird. Im folgenden Contexte dieſes Paragraphen werden 
den Caſſenverbänden zunächſt gewiſſe obligatoriſche Auf⸗ 
gaben überwieſen, worauf es weiter heißt: g 

„Außerdem können dieſe Caſſenverbände noch frei⸗ 
willig andere Zwecke verfolgen, welche ſämmtlichen oder 
mehreren Verbandscaſſen gemeinſam ſind, und zwar ins⸗ 
beſondere .. . drittens die Anlage und den Betrieb gemein- 
ſamer Heilanſtalten und Apotheken.“ 

Wenn nun die Behörden die eben eitirte geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung, ſoweit dieſelbe von Apotheken handelt, von vorn⸗ 
herein nur im Rahmen der für öffentliche Apotheken be- 
ſtehenden Normen verſtanden wiſſen wollen, ſo iſt der k. k. 
Verwaltungsgerichtshof ganz im Gegentheile der Rechts⸗ 
anſchauung, daſs dieſelbe von vornherein in dieſer Be⸗ 
grenzung und Beſchränkung nicht verſtanden werden kann. 

Zunächſt enthält die eitirte geſetzliche Beſtimmung 
keinerlei ausdrücklichen Hinweis auf die derſelben von den 
Behörden unterlegte Baſis, während es ſich zweifellos — 
wenn das Geſetz wirklich im Sinne der Behörden verſtanden 
werden wollte — empfehlen muſste, um einer miſsver⸗ 
ſtändlichen Auslegung vorzubeugen, durch einen geeigneten 
Zuſatz anzudeuten, dass die getroffene Beſtimmung that⸗ 
ſächlich nur auf Grundlage der im allgemeinen für öffent⸗ 
liche Apotheken beſtehenden Vorſchriften zu verſtehen ſei. 

Eine ſolche Textirung würde in dem gedachten Falle 
auch nach der üblichen Technik der Geſetzgebung zu erwarten 
geweſen ſein. 5 4 

An ſich ſelbſt bietet die in Frage ſtehende Geſetzes⸗ 
beſtimmung keinen Anlass, dieſelbe, ſoweit die Errichtung 
von Apotheken in Frage kommt, etwa zur Ergänzung oder 
näheren Verdeutlichung in Beziehung zu beſtehenden, 
anderen geſetzlichen Normen zu ſetzen. 

Denn wenn die Bezirkskrankencaſſenverbände ſich die 
Anlage und den Betrieb von Apotheken zum Zwecke ſetzen 
können, das heißt, wenn ſie ſich zum Ziele ſetzen können, 
Apotheken anzulegen und zu betreiben, ſo iſt dieſe 
Dispoſition des Geſetzes in der erwähnten Richtung 
eine an ſich ebenſo verſtändliche als erſchöpfende. Das Geſetz 
ſpricht weiters auch nicht von der Erlangung einer Apo⸗ 
theke, ſondern wortdeutlich von der Anlage (und dem Be⸗ 
triebe) einer ſolchen Anſtalt, eine Textirung, welche der 
Auffaſſung der Statthalterei, wonach es ſich nur um die 
eventuelle Überkommung einer beſtehenden oder um die even⸗ 
tuelle Erlangung einer neu errichteten Apotheke handeln 


könnte, jedenfalls nicht das Wort führt. Der Ausdruck 
„Anlage“ zumal iſt von nicht zu überſehender Deutlichkeit 
und es kann nicht gejagt werden, daſs die Anlage einer 
Apotheke nicht die Errichtung einer ſolchen Anſtalt be⸗ 
inhalte, da doch derjenige, welcher eine Apotheke anlegt, 
dieſelbe ohne Zweifel ins Leben ruft, gründet, alſo errichtet. 
Dies alles aber nur nebenbei. Von durchſchlagender Be— 
deutung erſcheint, dafs das Geſetz nicht nur nicht ausdrücklich 


von öffentlichen Apotheken und auch nicht von Apotheken 


ſchlechthin, welch letzteren Ausdruck man allenfalls auch 
noch von öffentlichen Apotheken verſtehen könnte, ſondern 
von der Anlage und dem Betriebe gemeinſamer Apo⸗ 
theken ſpricht, das heißt von Apotheken, welche allen oder 
mehreren Caſſen des Verbandes gemeinſchaftlich ſind. Solche 
Anſtalten ſind nun zweifellos überhaupt nicht öffentliche 
Apotheken, ſondern ſolche, deren Betrieb ſich auf die Ver— 
bandscaſſen oder auf einige derſelben bezieht und beſchränkt, 
die alſo nur für dieſe Caſſen beſtimmt ſind, und dies könnte 
auch ohne den citirten Wortlaut des Geſetzes an ſich nicht 
zweifelhaft ſein. Dem Geſetzgeber kann nicht zugemuthet 
werden, im §. 39 leg. cit. eine Beſtimmung getroffen zu 
haben, welche ganz außerhalb des ſonſtigen Bethätigungs— 
kreiſes der Bezirkskrankencaſſen und alſo naturgemäß auch 
der Verbände derſelben ſtünde; denn gewiſs kann nicht be— 
hauptet werden, daſs die Errichtung öffentlicher Apotheken 
als in den Bereich der Bethätigung der genannten Organi⸗ 
ſationen fallend angeſehen werden könnte, deren Wirkſamkeit 
ſich auf die Krankenverſicherung ihrer Mitglieder allein 
beſchränkt und welche unmittelbar keine Aufgaben der 
öffentlichen Sanitätspflege zu erfüllen berufen ſind. 

Wenn nun aber — wie gejagt — das Krankenverſiche— 
rungsgeſetz im §. 39 eine neue Kategorie von Apotheken 
ſchuf, die übrigens an den Hausapotheken der Arzte und 
Wundärzte und an den klöſterlichen Hausapotheken ſchon 
beſtehende Analoga findet, nämlich Apotheken der Bezirks— 
krankencaſſenverbände für dieſe Verbände, beziehungsweiſe 


für die verbundenen Caſſen, jo erſcheint hiedurch der Auf- 


faſſung der Behörden der Boden entzogen. 

Inwieferne auf ſolche Apotheken die für öffentliche 
Apotheken beſtehenden Vorſchriften anſonſt analoge Anwen— 
dung zu finden haben, iſt hier nicht zu erörtern; gewiſs iſt 
aber, daſs die Frage, wann und auf welche Art ſolche Apo— 
theken errichtet werden können, beziehungsweiſe auf welche 
Weiſe die Caſſenverbände in den Beſitz ſolcher Apotheken 
gelangen können, nicht nach den erwähnten Vorſchriften 
beantwortet werden kann und gemwijs iſt auch, daſs den 
Caſſenverbänden die Befugnis zur Anlage (das iſt zur Er- 
richtung) und zum Betriebe ſolcher Apotheken nicht abge— 
ſprochen werden kann, da das Geſetz ihnen die facultative 
Berechtigung hiezu ausdrücklich einräumt. Dies wenigſtens 
im Grundſatze, der aber vorliegendenfalls allein ſtreitig 
iſt. Welche Stellung gegenüber einem concreten diesbeziig- 
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lichen Projecte die Staatsaufſicht (8. 39 des Krankenver⸗ 


ſicherungsgeſetzes, §. 15 des vorliegenden Verbandsſtatutes) 
eventuell einzunehmen berechtigt wäre, iſt heute nicht weiter 
zu unterſuchen. 


Mit der vorſtehenden Auffaſſung coineidiren auch die 
Materialien zu dem Geſetze vom 30. März 1888. 


Der Gewerbeausſchuſs des Abgeordnetenhauſes, aus 
deſſen Initiative die gegenüber dem §. 37 der Regierungs- 
vorlage abgeänderte Faſſung des §. 39 des Krankenverſiche— 
rungsgeſetzes und insbeſondere auch die Aufnahme des auf 
die Anlage und den Betrieb gemeinſamer Apotheken bezüg— 
lichen Paſſus hervorging, hat in ſeinem Berichte vom 
25. Mai 1886 in ganz durchſichtiger Weiſe die ſeinen An⸗ 
trägen zugrunde liegende Abſicht betont, durch die Schaffung 
einer obligatorischen Verbandsorganiſation den Bezirks- 
krankencaſſen, „über deren Lebensfähigkeit derzeit nichts 
abſolut Sicheres vorliegt“, eine weitere Stärkung an⸗ 
gedeihen zu laſſen und ihnen eine weitere autonome Bethäti- 
gung einzuräumen und hat darauf hingewieſen, daſs die 
Caſſen durch die obligatoriſchen und facultativen 
Thätigkeiten des Verbandes an Widerſtandskraft 
gewinnen und dass ihnen die Möglichkeit einer 
Vereinfachung und Verbilligung ihrer Agenden 
beſchafft werde. 

Die Commiſſion des Herrenhauſes hat in ihrem Berichte 
vom 30. April 1887 den Beſchluſs des Abgeordnetenhauſes 
bezüglich der Bezirkskrankencaſſenverbände dahin charakte- 
riſirt, daſs dieſe Verbände gebildet werden ſollen, um gewiſſe 
Aufgaben leichter durchzuführen und gemeinſame Ein⸗ 
richtungen zu ermöglichen. 

In dieſer Beleuchtung erſcheint die Beſtimmung des 
§. 39 des Geſetzes als eine ſolche, durch welche der Umfang 
der eigenen Wirtſchaft der Caſſen erweitert und eine Ver- 
billigung der Aufgaben der Caſſen durch die eventuelle Er— 
richtung eigener Heilanſtalten und Apotheken, das iſt alſo 
durch die Einführung einer facultativen Eigenregie auf dem 
Gebiete der Beſchaffung von Medicamenten und der Ge— 
währung der Spitalspflege, bezweckt werden ſoll. 

Auch hieraus folgt ſowohl, dafs es ſich bei der frag— 
lichen Beſtimmung des Grſetzes keineswegs um öffentliche, 
ſondern um ſpeciell für Bezirkskrankencaſſen beſtimmte und 
auf dieſelbe beſchränkte Apotheken handelt, als auch, daſs den 
Caſſenverbänden im Sinne des Geſetzes ein effectiv wirkſames 
Recht zuſteht, Apotheken für die Bezirkskrankencaſſen und 
mit der Beſchränkung auf dieſe Anſtalten anzulegen und zu 
betreiben. 

Im Sinne der vorſtehenden Ausführungen konnte der 
Verwaltungsgerichtshof die angefochtene Entſcheidung nicht 
als im Geſetze begründet erkennen und gelangte daher zur 
Aufhebung derſelben nach §.7 des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Erlaſs des k. k. Miniſteriums für 
Landesvertheidigung vom 28. October 1902, 
3. 180/IIl, betreffend die gegenſeitige Aus— 
lieferung von Deſerteuren der Landwehr 
und der Gendarmerie zwiſchen den beiden 
Staatsgebieten der Monarchie.) [Mitgetheilt 
allen politiſchen Landesſtellen.] Das Mini- 
ſterium für Landesvertheidigung hat mit dem königlich 
ungariſchen Landesvertheidigungsminiſterium auf 


Grund gepflogenen Einvernehmens mit dem k. und k. 
Reichskriegsminiſterium in Angelegenheit der gegen— 
ſeitigen Auslieferung von Deſerteuren der Landwehr 
und der Gendarmerie zwiſchen den beiden Staats— 
gebieten der Monarchie nachſtehende Vereinbarung 
getroffen: 

Deſerteure der königlich ungariſchen Landwehr 
und der königlich ungarischen, beziehungsweiſe königlich 
ungariſch⸗kroatiſch⸗ſlavoniſchen Gendarmerie, welche 
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in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern aufgegriffen werden, ſind von den politiſchen 
Bezirksbehörden und Gemeindevorſtehungen jener 
Orte, wo dieſelben betreten werden, an das nächſte 
Militärcommando (Militärſtations-, eventuell Heeres— 
[Kriegsmarine-] Ergänzungsbezirkscommando) zu 
überſtellen und gegen Lieferſchein abzugeben. 

Dieſem Commando obliegt ſodann die Escor— 
tirung des Deſerteurs über die Grenze bis zur 
nächſten königlich ungariſchen Landwehr- oder königlich 
ungariſchen, beziehungsweiſe königlich ungariſch—⸗ 
kroatiſch-ſlavoniſchen Gendarmeriebehörde. 

Die in den Ländern der ungariſchen Krone auf— 
gegriffenen Deſerteure der k. k. Landwehr und der 
k. k. Gendarmerie werden von den dortigen Behörden 
und Organen gleichfalls dem nächſten Militär- 
commando (Militärſtations-, eventuell Heeres-[Kriegs⸗ 
marine⸗] Ergänzungsbezirkscommando) übergeben und 
von letzterem der nächſten k. k. Landwehr- oder 
Gendarmeriebehörde überſtellt werden. 

Eine Überprüfung der von der requirirenden 
Behörde ausgeſprochenen Deſerteurerklärung hinſicht— 
lich ihrer Rechtmäßigkeit hat nicht ſtattzufinden, es iſt 
ſich jedoch in der bezüglichen Requiſition auf die be— 
treffende Deſerteurseingabe zu berufen. 

Zur Durchführung dieſer Vereinbarung wird 
noch angeordnet: 

Die k. k. Gendarmerie hat auch hinſichtlich 
ſolcher Deſerteure nach den Beſtimmungen des $. 96 
der Gendarmerieinſtruction vorzugehen. 


Mit den von einer Militärbehörde in den 
Ländern der ungariſchen Krone der nächſten k. k. 
Landwehr- oder Gendarmeriebehörde über die Grenze 
überſtellten Deſerteuren der k. k. Landwehr und der 
k. k. Gendarmerie iſt nach den diesfalls beſtehenden 
Vorſchriften zu verfahren. 

Hinſichtlich der Koſten der Escortirung von 
Deſerteuren der königlich ungariſchen Landwehr und 
der Gendarmerie bis zum nächſten Militärkommando 
(Militärſtations-, eventuell Heeres-[Kriegsmarine⸗ 
Ergänzungsbezirkscommando) haben die für ähnliche 
Amtshandlungen geltenden Vorſchriften Anwendung 
zu finden. 

Durch vorſtehende Beſtimmungen werden jene 
der hierortigen an alle k. k. Landwehr-(Landes⸗ 
ſchützen⸗⸗ Behörden und Truppen ergangenen 
Circularverordnung vom 7. Jänner 1875, 
Nr. 17236/478 VI ex 1874, betreffend das Ver— 
fahren mit Deſerteuren der königlich ungariſchen 
Landwehr, welche ſich bei einer k. k. Landwehrtruppe 
ſelbſt melden, nicht berührt. 

Der gegenſtändliche Circularerlaſs ergeht an 
ſämmtliche politiſche Landesſtellen, k. k. Landwehr— 
behörden, Commanden, Truppen und Anſtalten und 
k. k. Landes-Gendarmeriecommanden zur erforder- 
lichen weiteren Veranlaſſung; die entſprechende Ver— 
ſtändigung der Militärbehörden und Truppencom- 
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manden erfolgt gleichzeitig durch das k. und k. Reichs⸗ 
kriegsminiſterium. 

(Vierter Nachtrag zur Vollzugsvor— 
ſchrift zum III. Hauptſtücke des Geſetzes vom 
25. October 1896, R. G. Bl Nr. 220, betref⸗ 
fend die directen Perſonalſteuern.) Der bes _ 
zügliche Nachtrag iſt im CV. Stück des R. G. Bl. 
unter Nr. 203 veröffentlicht. 

(Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 29. October 1902, womit im Patentamte 
zwei weitere Anmelde abtheilungen [VII und 
VIIIl errichtet werden.) Die bezügliche Verordnung 
iſt im CVI. Stück des R. G. Bl. unter Nr. 205 
publieirt. 

(Verordnung des Ackerbauminiſteriums 
vom 26. October 1902, betreffend den Ver⸗ 
kehr mit bewurzelten Reben in Tirol.) Die 
bezügliche Verordnung — im Einvernehmen mit den 
Miniſterien des Innern und des Handels erfolgt — 
iſt im CVII. Stück des R. G. Bl. unter Nr. 206 
verlautbart. 


(Vorſchläge zur Bekämpfung des Man⸗ 
gels an landwirtſchaftlichen Arbeitern und 
Dienſtboten in Oſterreich.) Die eben zur Publi⸗ 
cation gelangten „Mittheilungen über die Verhand— 
lungen der Section für Land- und Forſtwirtſchaft 
und Montanweſen des Induſtrie- und Landwirt⸗ 
ſchaftsrathes bei der ſechsten Tagung im Jahre 
1902“ enthalten die Anträge des Subeomités über 
die Mittel zur Abhilfe gegen den Mange an Arbeitern 
und Dienſtboten in der Landwirtſchaft. Nach einem 
vom Hofrathe Profeſſor Dr. Pilat erſtatteten Refe⸗ 
rate wurden in der Sitzung vom 3. Juni 1902 fol⸗ 
gende Beſchlüſſe gefaſst: 

Es iſt dringend nothwendig, entſprechende Maß⸗ 
regeln zu ergreifen, um dem in den meiſten Kron⸗ 
ländern auftretenden, in manchen zu einer ernſten 
Calamität gewordenen Mangel an landwirtſchaft⸗ 
lichem Geſinde und landwirtſchaftlichen Arbeitern 


thunlichſt abzuhelfen. 


Unter den Urſachen dieſer Erſcheinung wird an 
erſter Stelle auf die bedrängte Lage der Landwirt⸗ 
ſchaft ſelbſt hingewieſen, welche in Bezug auf die 
Lohnhöhe die Concurrenz der Induſtrie, der Bau⸗ 
gewerbe und ſonſtiger ſtädtiſcher Erwerbsgelegen⸗ 
heiten nicht beſtehen kann. Eine Beſſerung wird von 
handelspolitiſchen und ſonſtigen ſtaatlichen Maß⸗ 
nahmen erwartet. Als ſpecielle Maßnahmen zur Ab- 


hilfe gegen Arbeiter- und Dienſtbotenmangel werden 


empfohlen: 
1. Die Organiſation einer den Bedürfniſſen der 
Landwirtſchaft entſprechenden Arbeitsvermitt⸗ 


lung. In dieſer Beziehung iſt anzuſtreben, daſs in 
jedem Kronlande eine Organiſation der gemeinnützigen 
Arbeitsvermittlung für die Landwirtſchaft und ihre 
Nebenzweige ins Leben trete, welche beſtimmt wäre, 
Nachfrage und Angebot von Arbeit zunächſt im localen 


Kreiſe, dann aber im ganzen Lande und endlich 
zwiſchen den einzelnen öſterreichiſchen Ländern auszu— 
gleichen und die Ausbeutung der Intereſſenten durch 
die gewerbsmäßige Stellenvermittlung hintanzuhalten. 


Die gedachte Organiſation der Arbeitsvermitt— 
lung hat ſich je nach den in dem betreffenden Lande 
obwaltenden Verhältniſſen entweder an das land— 
wirtſchaftliche Vereinsweſen, reſpective die Landes— 
culturräthe und Bezirksgenoſſenſchaften der Landwirte 
oder an die communale Organiſation (Gemeinden, 
eventuell Bezirksvertretungen und Landesausſchußs) 
anzulehnen und die beſtehenden Naturalverpflegs— 
ſtationen für den Zweck der Arbeitsvermittlung aus— 
zunützen. Jedenfalls iſt es erwünſcht, daſss dieſe 
Organiſation ihre unterſte Stufe womöglich ſchon 
innerhalb der Ortsgemeinde habe. 


Werden auf Grund des beſchloſſenen Reichs— 
geſetzes und der zu erlaſſenden Landesgeſetze Berufs— 
genoſſenſchaften der Landwirte errichtet, dann werden 
dieſe die entſprechendſten Träger der gemeinnützigen 
Arbeitsvermittlung bilden, welche zu ihrem Wirkungs— 
kreiſe gehört. 

Die Koſten der in Rede ſtehenden Organiſation 
der Arbeitsvermittlung ſollen von den intereſſirten 
Kreiſen getragen werden unter Beihilfe aus öffent— 
lichen (Staats- und Landes-) Mitteln. 

Die in den einzelnen Kronländern beſtehenden, 
reſpective zu gründenden Organiſationen für gemein— 
nützige landwirtſchaftliche Arbeitsvermittlung ſollen 
ſich zu einem Verbande zuſammenſchließen zum 
Zwecke der Statiſtik und Fortbildung der landwirt— 
ſchaftlichen Arbeitsvermittlung, der Evidenzhaltung 
der landwirtſchaftlichen Arbeitsverhältniſſe und der 
Vermittlung des Ausgleiches von Angebot und Nach— 
frage der Arbeit zwiſchen den einzelnen Ländern. 


Die Bedingungen der Wirkſamkeit der gewerbs— 
mäßigen Arbeitsvermittlung ſind behufs erfolgreicher 
Controle durch ein Specialgeſetz zu regeln. 

Innerhalb des Rahmens desſelben wäre ins— 
beſondere vorzuſorgen, daſs die Conceſſion zur Arbeits- 
vermittlung nach dem Auslande nur an ganz 
beſonders vertrauenswürdige Perſonen ertheilt werde. 

2. Die thunlichſte Einſchränkung der Colliſion 
der landwirtſchaftlichen Arbeit mit dem Militärdienite. 

3. Die Anpaſſung der Schulferien in den Volks— 
ſchulen an die Zeit des vermehrten Bedarfes von 
jugendlichen Arbeitskräften in der Landwirtſchaft. 

4. Die Förderung und Stärkung der Anhäng— 
lichkeit an den landwirtſchaftlichen Beruf durch eine 
entſprechende Richtung des Volksſchulunterrichtes in 
den ländlichen Gemeinden. 

5. Die geſetzliche Regelung des Dienſtverhält— 
niſſes in der Landwirtſchaft. 

6. Die ſtrenge Handhabung der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen über die Verwendung jugendlicher Arbeiter 
in fabriksmäßigen, ſowie in Bergbau- und Hütten- 
betrieben. 


WB. M. I. 
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7. Die Alters⸗ und Invaliditätsver⸗ 
ſicherung des landwirtſchaftlichen Geſindes. 


8. In den Ländern und Gegenden, wo kleine 
Grundbeſitzer, die auf Ergänzung ihres Unterhaltes 
durch Lohnarbeit angewieſen ſind, entweder gänzlich 
fehlen oder in ungenügender Zahl vorkommen, iſt 
die Schaffung ſolcher kleinſter Beſitzungen behufs 
Seſshaftmachung der landwirtſchaftlichen 
Arbeiter das erfolgreichſte Mittel. 


Zu dieſem Zwecke wäre die Gelegenheit zur 
Erwerbung kleiner Parcellen, Haus und Garten 
(Hausäcker) enthaltend, gegen allmähliche Abzahlung 
zu bieten, jedoch jo, dafs der Erwerber erſt nach 
einer Anzahl von Tilgungsraten das volle Ver— 
fügungsrecht über den Grundbeſitz erhält. Behufs 
ausgedehnter Coloniſation wären öffentliche Mittel, 
jedoch auf ſtreng ökonomiſcher Grundlage in Anſpruch 
zu nehmen. Endlich wäre ſolchen ſeſshaften Arbeitern 
für ihre Grundparcellen und Wohnungen Steuerfrei— 
heit zu gewähren. 


(Miniſterialverfügung zum Schutz der 
Bauarbeiter in Württemberg.) Das Miniſterium 
des Innern hat eine Verfügung über die Durch— 
führung der zum Schutze der Bauarbeiter gegen 
Gefahren für Leben, Geſundheit und Sittlichkeit ge— 
gebenen Vorſchriften erlaſſen. Nach dieſer Verfügung 
ſoll, wie in der „Soc. Praxis“ mitgetheilt wird, was 
die Aufſicht über die Einhaltung der Schutzvorſchriften 
anlangt, an die gegebenen Organe der Baucontrole 
angeknüpft, die Controle alſo durch den in jeder 
Gemeinde vorhandenen Bau controleur und durch 
den die Oberaufſicht über das Bauweſen führenden 
Oberamtsbautechniker ausgeübt werden. Des wei— 
teren ſollen in ſolchen Gemeinden, in welchen in— 
folge lebhafter Bauthätigkeit ein Bedürfnis hiefür 
beſteht, vom Gemeinderat ein oder mehrere bau— 
verſtändige Gehilfen des Baucontroleurs beſtellt 
werden (Bauaufſeher), denen dann hauptſächlich die 
Überwachung der Sicherheit der Bauausführungen 
und Bauarbeiten obliegt. 


(Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung 
in Belgien.) Über den Stand und die wachſende 
Ausdehnung der Alters verſicherung in Belgien 
wird nach einem Bericht der dortigen „Caisse 
générale d’Epargne et de retraite“ in der „Socialen 
Rundſchau“ Folgendes mitgetheilt. In den Jahren 
1892-1902 find 425.910 Perſonen beigetreten, 
davon waren 373.500 — 88 Procent Arbeiter. Im 
Laufe des Jahres 1901 waren 133.606 neue Beitritts- 
erklärungen erfolgt; 1,386.406 Francs wurden von 
den neu Eintretenden eingezahlt, wodurch die Summe 
der binnen Jahresfriſt eingezahlten Gelder die Höhe 
von 8,853.411 Francs 8 Centimes erreichte. 4468 
Hilfsvereine (sociétés mutualistes) laſſen ihre Mit- 
glieder in die Altersverſicherungscaſſe aufnehmen, 
desgleichen 1680 Schulvereine (sociétés scolaires). 
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Wenn die Idee einer Altersverſicherung der Arbeiter 
bisher unter den Unternehmern wenig Anklang ge⸗ 
funden hat, jo wurde fie mit deſto größerem Verſtänd⸗ 
nis von den Communalverwaltungen und Wohlthätig- 
keitsanſtalten aufgenommen. Von den im Jahre 1901 
beigetretenen 133.606 Perſonen waren 71.992 
männlichen und 61.614 weiblichen Geſchlechtes. Nach 
dem Alter zählten 6 bis 9 Jahre 21.210, 10 bis 20 
Jahre 45.871, 21 bis 30 Jahre 21.551, 31 bis 40 
Jahre 17.158, 41 bis 50 Jahre 12.340, 51 bis 60 
Jahre 14.942, über 60 Jahre 534. Um die 
Entwicklung der Hilfsvereine zu fördern, hat das 
Geſetz vom 10. Mai 1900 beſtimmt, daſs für jedes 
Mitglied, das der Altersverſorgung ſich anſchließt, ein 
Staatsbeitrag von 2 Francs jährlich geleiſtet wird 
und zu ähnlichen Beiträgen in verſchiedener Höhe 
haben ſich auch alle Provinzen verpflichtet. Im Genufs 
von Altersverſicherungsrenten ſtanden am 31. Decem⸗ 
ber 1901: 4462 Perſonen, und zwar 2031 Männer 
und 2431 Frauen. Der Geſammtbetrag dieſer Renten 
bezifferte ſich mit 1,606.00 1 Francs 4 Centimes. Bei 
394 Rentnern betrug die Höhe der jährlichen Rente bis 
zu 12 Franes, bei 500 Rentnern 12 bis 24 Francs, bei 
1138 Rentnern 24 bis 120 Francs, bei 733 Rentnern 
120 bis 360 Francs, bei 861 Rentnern 360 bis 720 
Francs und bei 836 Rentnern 720 bis 1200 Francs. 


(Arbeiterwohnungen in Belgien.) Die- 
ſelbe gemeinnützige Anſtalt, deren Thätigkeit auf dem 
Gebiete der Altersverſicherung in Belgien im Vor- 
anſtehenden geſchildert wurde, entwickelt eine noch 
weit umfaſſendere Thätigkeit in Hinſicht auf die Aus⸗ 
geſtaltung und Förderung des Arbeiterwohnungs⸗ 
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weſens. Der „Caisse generale d’epargne et de 
retraite“, von der hier die Rede iſt, hatten ſich bis 
zum 31. December 1901: 152 Vereine für die Er⸗ 
richtung von Arbeiterwohnungen angeſchloſſen, davon 
142 Bauactiengeſellſchaften (mit einem Capitale von 
16,811.900 Francs) und 10 Baugenoſſenſchaften. 
An demſelben Tage beliefen ſich die Darlehen der 
Caſſe an 114 Creditgenoſſenſchaften auf 42,486.02 
Francs 48 Centimes und jene an 34 eigentliche 
Berufsgenoſſenſchaften (sociétés immobilieres) auf 
2,043.927 Francs 50 Centimes. Der Zinsfuß der⸗ 
ſelben betrug für eine Darlehensſumme von 
28,115.424 Francs 48 Centimes 2% Procent, für 
15, 466.527 Francs 50 Centimes 3 Procent und für 
948.000 Francs 3½ Procent. Die angeſchloſſenen 
Bauactiengeſellſchaften, beziehungsweiſe Genoſſen⸗ 
ſchaften beſaßen Ende 1901 aus laufender Rechnung 
mit der Caſſe ein mit 3 Procent verzinsliches Gut⸗ 
haben im Betrage von 2,846.08 3 Francs 35 Centimes. 
Zwecks Vergleich mit Daten aus einer früheren 
Periode ſei auf die bezüglichen Mittheilungen in 
Nr. 7 ex 1901 des „Verordnungsblattes“ ver⸗ 
wieſen. Außer den bereits angeführten Darlehen an 
Bauactiengeſellſchaften, beziehungsweiſe Genoſſen⸗ 
ſchaften ertheilt die Caſſe auch Darlehen zu Bau⸗ 
zwecken an Gemeinden und Einzelperſonen. Die Ge⸗ 
ſammthöhe des für die Errichtung von Arbeiter⸗ 
wohnungen elocirten Capitales bezifferte ſich am 
31. December 1901 auf 44,866.217 Francs 
89 Centimes gegen 37,459.929 Francs 81 Centimes 
am 31. December 1900. 


) Seite 93. 
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Verſonalnachrichlen. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- kreuz des Franz Joſeph⸗Ordens allergnädigſt zu verleihen 
höchſter Entſchließung vom 25. October d. J. dem Baurathe geruht. 


des Staatsbaudienſtes in Böhmen Karl T᷑ebicky anläſslich 
der erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruheſtand in 
Anerkennung ſeiner pflichttreuen Dienſtleiſtung das Ritter⸗ 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 


höchſter Entſchließung vom 27. October d. J. dem Bezirks⸗ 


hauptmanne Moriz Mienzil in Bielitz das Ritterkreuz des 
Franz Joſeph-Ordens allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller— 
höchſter Entſchließung vom 31. October d. J. dem Bezirks— 
Obercommiſſär German v. Dominikovié in Budua ans 
läſslich der von ihm erbetenen Verſetzung in den dauernden 
Ruheſtand den Titel eines Bezirkshauptmannes allergnädigſt 
zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 
Innern hat den Bezirks⸗Obercommiſſär Simeon Zerboni 
zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien, den Bezirks- 
commiſſär Dr. Karl Freiherrn v. Dückher zum 
Landesregierungsjecretär in Salzburg, ferner den 
Baudirector der Commiſſion für die Canaliſirung 
des Moldau⸗ und Elbefluſſes Oberingenieur Wenzel 
Rubin und die Oberingenieure Joſef Mokracek, Joſef 
Swoboda, Johann Dlabal, Karl Wolf und Joſef 
Labler zu Bauräthen, die Ingenieure Joſef Rapp, 
Wenzel Placht, Wilhelm Bukowsky, Rudolf Pachner 
Ritter von Eggenſtorf, Johann Benes, Alois Kohout, 


Anton Klir, Heinrich Schumandl und Bohuslav Müller 


zu Oberingenieuren, ſowie die Bauadjuncten Wilhelm 
Bejsovee, Adalbert KRovarif, Zdenko Schwarz, 
Wladimir Pacold, Siegfried Pawlouſek und Rudolf 


Feuchtinger zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in 


Böhmen, den Ingenieur Franz Fröhlich zum Ober— 
ingenieur und die Bauadjuncten Otto Peck und Franz 
Loif zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Steier- 
mark, ſchließlich den Rechnungsrath Joſef Mühlner zum 
Oberrechnungsrathe im Rechnungsdepartement der Statt- 
halterei in Lemberg ernannt. 


Der Landespräſident in Kärnten hat den Bezirks-Ober⸗ 
commiſſär Richard Freiherrn v. Ott (Völkermarkt) der 
Bezirkshauptmannſchaft Klagenfurt, den Bezirkscommiſſär 
Leo Freiherrn v. Lazarini (Wolfsberg) der Bezirkshaupt— 
mannſchaft Völkermarkt, den Bezirkscommiſſär Rudolf 
Ritter v. Mack (Villach) der Bezirkshauptmannſchaft Spittal 
zugewieſen und den Bezirkscommiſſär Franz Ritter Siller 
v. Gambolo (Bezirkshauptmannſchaft Klagenfurt) zur 
Dienſtleiſtung bei der Landesregierung einberufen und dem 
kärntneriſchen Landesſchulrathe zugetheilt, weiters den ab— 
ſolvirten Rechtshörer Hermann Fuchs zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 
Der Landesregierungsjecretär Robert Freiherr Benz 
v. Albkron (Landesſchulrath) wurde der Bezirkshaupt— 
mannſchaft in Villach zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Steiermark eine Rechnungsofficialsſtelle 
der X. Rangsclaſſe im Rechnungsdepartements der 
Statthalterei. Bewerber haben ihre Geſuche im Dienſt— 
wege bis 25. November 1902 beim Gtatthalterei- 
präſidium in Graz einzubringen; weiters mehrere Bezirks- 
ſecretärs⸗eventuellKanzliſtenſtellen der X. beziehungs- 
weiſe XI. Rangsclaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben 
ihre eigenhändig geſchriebenen Competenzgeſuche unter 


Nachweiſung der entſprechenden Vorbildung, der vollſtändigen | 


Vertrautheit mit allen Zweigen des Kanzlei- und Mani⸗ 
pulationsdienſtes, der Verwendbarkeit im Conceptsfache, 
einer mehrmonatlichen Probepraxis und ihrer Sprachfennt- 
niſſe bis 28. November 1902 im vorgeſchriebenen Dienſt— 
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Der Landespräſident in Krain hat den Landes— 
regierungs-Conceptspraktikanten Raimund Spetef (Rad— 
mannsdorf) der Bezirkshauptmannſchaft Littai zur 
Dienſtleiſtung zugelheilt. 

Der Landesregierungs-Conceptspraktikant Johann 
Böltz iſt aus dem Staatsdienſte ausgetreten. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
abſolvirten Gymnaſialſchüler Joſef Stumreich zur Able— 
gung der Probepraxis beim Rechnungsdepartement der 
Statthalterei zugelaſſen. 

Der Statthalter in Böhmen hat den Statthalterei— 
rechnungsaſſiſtenten Julius Schimmer zum Rechnungs- 
official und den Statthaltereirechnungspraktikanten Joſef 
Dlab zum Rechnungsaſſiſtenten im Rechnungsdepartement 
der Statthalterei, ferner den Statthaltereiofficial Emanuel 
Petrzilka zum Statthalterei-Hilfsämterdirectionsadjunc— 
ten, den Bezirksſecretär Karl Patzak zum Statthalterei- 
official, den Statthaltereikanzliſten Franz Riha zum 
Bezirksſecretär und den Feldwebel Zimmermann zum 
Statthaltereikanzliſten ernannt. 


Der Statthalter in Mähren hat die Baupraktikanten 
Franz Sik und Joſef Wojtek zu Bauadjuncten im Staats- 
baudienſte in Mähren ernannt. 


Der Statthalter in Lemberg hat die Statthalterei— 
concipiſten Wilhelm Gawronski und Dr. Thaddäus 
Mosecynski zu Bezirkscommiſſären und die Statthalterei- 
conceptspraktikanten Hieronymus Lewicki, Dr. Sigis— 
mund Kraſucki, Roman Trzeciaf, Karl Olpinski und 
Peter Lekezyüki zu Statthaltereiconcipiſten ernannt, 
ferner den Conceptspraktikanten der Lemberger Poſt- und 
Telegraphendirection Alexander Strzelbieki und die 
abſolvirten Rechtshörer Alexander Tanczuf und Mie- 
cyskaw Bilski zur Ablegung der Probepraxis für den 
politischen Conceptsdienſt zugelaſſen, weiters den Rechts- 
hörer Edmund Zubrzyeki zum Praktikanten im Rechnungs— 
departement der galiziſchen Statthalterei, die Statthalterei— 
kanzliſten Peter Hoffmann, Eduard Sch amſchula, 
Alexander Soktys, Anton Nowakowski und Kaſimir 
Miaczynski zu Bezirksſecretären, den Rechnungs⸗ 
aſſiſtenten der k. k. Finanzlandesdirection Ignaz Slaski 
und die Gerichtskanzliſten Karl Dlugoszowski, Guido 
Domiczef, Johann Miezin und Alfred Stankiewicz 
zu Statthaltereikanzliſten ernannt. 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den abſol— 
virten Juriſten Aurelian Bercec zur Ablegung der Probe— 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 
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wege beim Statthaltereipräſidium in Graz einzubringen. 
Anſpruchsberechtigten Unterofficieren wird bei nach— 
gewieſener voller Eignung im Sinne des §. 5 des Geſetzes 
vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, der Vorzug vor 
anderen Bewerbern eingeräumt. 

In Böhmen eine Civilpolizeiwachmannſtelle 
II. Claſſe bei der Polizeidirection in Prag. Gehalt 900 K, 
Activitätszulage 270 K, Dienſtkleidungspauſchale 80 K. 
Außer den allgemeinen Erforderniſſen vollkommene Unbe— 
ſcholtenheit, phyſiſche Tauglichkeit, Kenntnis beider Landes— 
prachen, gewandtes Benehmen, Fähigkeiten zur Abfaſſung 
ſchriftlicher Meldungen, Probepraxis in der Dauer von ſechs 
Monaten. Geſuche ſind bei der Polizeidirection in Prag 
einzubringen. Bewerbungstermin vier Wochen vom 3. No— 
vember 1902 angefangen. 
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Pränumerationsbedingungen 


für das 


Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaaklichen Peterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten e - 77 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich... N 


4 


3. Auf das Beiblatt allein: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten ER ee Le 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich .. 72œ 


” 
Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Pfei in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Perordnungsblatt 


El. l. Ni niſte riums des önnern 
mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Ar. 21. | Wien, 28. November 1902. 


Pränumerationsbedingungen 


für das = 
Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 
und das N 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Heterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährlich EEE TER ELET 4 K 
W ae ee ee re 
B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten 1 V 3 K 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich V 4 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Poſtzeitungsamte in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 
Die E für das nächſte Jahr wird bei gewünſchtem 
Fortbezuge vor Ablauf dieſes Jahres empfohlen. = 
VoBSM. Le; 51 
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Inhalt: Geſetze und Verordnungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 18. November 1902, 


3. 8206, M. J., R. G. Bl. Nr. 215, betreffend die Errichtung einer Bezirkshauptmannſchaft in Mürzzuſchlag. 
— Verordnung der Miniſterien des Innern, des Handels und der Finanzen vom 13. November 1902, 
R. G. Bl. Nr. 209, mit welcher die Ein- und Durchfuhr gewiſſer Waren und Gegenſtände aus dem Küſten⸗ 
gebiete von Syrien (Paläſtina) von der ägyptiſchen Grenze an bis Beirut — dieſe Hafenſtadt ausgenommen — 
verboten, beziehungsweiſe beſchränkt wird. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
15. November 1902, 3. 48062, betreffend die Einführung des Paſszwanges für Reiſende nach dem Sudan. — 
Erläſſe des Miniſteriums des Innern, betreffend die Merkmale für die Beurtheilung der Verſicherungs⸗ 
thätigkeit von Vereinen und Beaufſichtigung ſolcher Verſicherungsvereine. — Erlass des Miniſteriums des 
Innern vom 22. November 1902, Z. 47897, betreffend die Gebarung und Verrechnung der Amtspauſchalien 
beim Titel „Staatsbaudienſt“. — Erlass des Miniſteriums des Innern vom 23. November 1902, 3. 48146, 
betreffend die Ermäßigung des Preiſes des Dyphtherie-Heilſerums. — Verſchiedene Mittheilungen: 
Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 8. November 1902, betreffend die Gebüren der als Sachver⸗ 
ſtändigen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten verwendeten Sanitätsperſonen. — Deutſche Erwerbs⸗ und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in Oſterreich und Deutſchland. — Maßnahmen gegen Arbeitsloſigkeit in Bayern. 
— Ein Inſtitut für ſociale Auskunftsertheilung in den Vereinigten Staaten. — Literaturanzeigen. — 
Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 


Im November gelangten zur Ausgabe die Hummern 34. 35 und 36 des „Geiblattes für die Angelegen⸗ 


heiten der ſtantlichen Ueterinärnerwaltung“. 


Geſeße und Verordnungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 18. November 1902, 


Z. 8206/ l. J., B. G. Bl. Ur. 215, 
betreffend 
die Errichtung einer Bezirkshauptmannſchaft in 
Mürzzuſchlag. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 14. November d. J. 
in theilweiſer Abänderung der mit der Verordnung 
des Miniſteriums des Innern vom 10. Juli 1868, 
R. G. Bl. Nr. 101, kundgemachten adminiſtrativen 
Eintheilung des Herzogthums Steiermark die Errich— 
tung einer Bezirkshauptmannſchaft mit dem Amtsſitze 
in Mürzzuſchlag allergnädigſt zu genehmigen geruht, 
deren Amtsbezirk die aus dem dermaligen politiſchen 
Bezirke Bruck an der Mur auszuſcheidenden Gerichts- 
bezirke Kindberg und Mürzzuſchlag zu umfaſſen hat. 

Die Amtswirkſamkeit der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in Mürzzuſchlag hat mit 1. Jänner 1903 zu 
beginnen. 


Verordnung der Miniſterien des Innern, 
des Handels und der Finanzen vom 
13. November 1902, B. G. Bl. Ur. 209, 


mit welcher 


die Ein⸗ und Durchfuhr gewiſſer Waren und Gegen⸗ 
Hände aus dem Küſtengebiete von Syrien (Palä⸗ 
ſtina) von der ägyptischen Grenze an bis Beirut — 
dieſe Hafenſtadt ausgenommen — verboten, bezie⸗ 
hungsweiſe beſchränkt wird. 

Auf Grund des internationalen Sanitäts⸗Über⸗ 
einkommens vom 15. April 1893, R. G. Bl. Nr. 69 
ex 1894, wird aus Anlaſs des Auftretens von Cholera— 


fällen im Küſtengebiete von Jaffa und Gaza in Syrien 
(Paläſtina) im Einvernehmen mit der königlich ungari⸗ 
ſchen Regierung die Ein- und Durchfuhr folgender 
Waren und Gegenſtände aus dem Küſtengebiete von 
Syrien (Paläſtina) von der ägyptiſchen Grenze an bis 
Beirut — dieſe Hafenſtadt ausgenommen — verboten, 
beziehungsweiſe beſchränkt: 

1. Gebrauchte Leibwäſche, alte und getragene 
Kleidungsſtücke (Gebrauchseffecten), gebrauchtes Bett⸗ 
zeug. 


Werden dieſe Gegenſtände als Reiſegepäck oder 


infolge eines Wohnungswechſels (Einrichtungseffecten) 
befördert, jo unterliegen fie den beſonderen Beſtim⸗ 


mungen über ſanitätspolizeiliche Reviſion und Behand⸗ 


lung beim Grenzübertritte. 
2. Hadern und Lumpen. 
Von dieſem Verbote werden nicht betroffen: 
a) Hadern, welche in Ballen hydrauliſch zuſammen⸗ 
gepreſst und mit Eiſenreifen gebunden für den 
Großhandel als Waren mit den von der Behörde 
des Beſtimmungslandes anerkannten Urſprungs⸗ 
marken und Urſprungsnummern verſendet werden, 
b) neue Abfälle aus Spinnereien, Webereien, Con⸗ 
fectionsanſtalten oder Bleichereien, Kunſtwolle 
(laines artificielles, Shoddy) und Abfälle 
neuen Papiers. N 
Die Durchfuhr der aufgezählten Waren und 
Gegenſtände iſt jedoch geſtattet, wenn ſie ſo verpackt 
find, daſs eine Berührung mit denſelben unterwegs 
nicht möglich iſt und wenn die Bewilligung der Einfuhr 
in das benachbarte ausländiſche Durchzugs⸗, bezie⸗ 
hungsweiſe Einfuhrgebiet nachgewieſen iſt. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage, an welchem 
ſie den betreffenden Zoll-, beziehungsweiſe Seeſanitäts⸗ 
behörden bekannt wird, in Kraft. 
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ſorgen, daſs dieſe Mittheilung eine möglichſt weit- 


der Caſſamittel in den Statuten vorgeſehen war, nach 
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Erläſſe. 


nicht platzgreifen können, welche ſich auf das Verhält— 
nis der in den Statuten normirten Beiträge zu den 
hiefür zugeſicherten Leiſtungen beziehen. Ebenſo entfiel 
hiebei die Überwachung der Vermögensgebarung, wie 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 15. November 1902, 3. 48062, 


betreffend 0 ; ; : 
£ a N dieſelbe bei den Verſicherungsvereinen zu dem Behufe 
die Einführung des Paſszwanges für Reiſende nach vorgeſchrieben iſt, um die ſtete Erfüllbarkeit der 
dem Sudan. . 


vom Vereine übernommenen Leiſtungen möglichſt zu 
ſichern. 


Das Miniſterium des Innern hat jedoch bei 
zahlreichen Anläſſen die Überzeugung gewonnen, dass 
die Einrichtung ſolcher Vereine eine ſehr mangelhafte 
iſt und daſs die übernommenen Leiſtungen in der 
Regel außer allem Verhältniſſe zu den Beiträgen der 
Mitglieder ſtehen, jo zwar, daſs anfänglich den An— 
ſpruchsberechtigten unverhältnismäßig hohe Beträge 
zukommen, während in der Folge die zugeſicherte 
Leiſtung zumeiſt nur in ſehr reducirtem Maße ſtatt⸗ 
finden kann, und bei vielen Vereinen auch das endliche 
Eintreten der totalen Unfähigkeit, den neu erwachſen— 
den Verpflichtungen gerecht zu werden, mit vollem 
Grunde zu beſorgen ſteht. 


Ein ſolcher Zuſtand beeinträchtigt die Intereſſen 
der Vereinsmitglieder in der empfindlichſten Weiſe, 
zumal dieſelben die ſtatutariſch normirten Beiträge in 
der Regel nur in der Vorausſetzung leiſten, daj3 fie 
beim Eintreten der beſtimmten Eventualität ein Recht 
auf die Leiſtung des Vereines haben und daſs die— 
ſelbe keineswegs den Charakter einer prekären Unter- 
ſtützung hat. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nach verlässlichen, dem k. k. Miniſterium des 
Innen zugekommenen Informationen wird gegen— 
wärtig Fremden der Eintritt in den Sudan in der 
Regel nur dann geſtattet, wenn ſie mit einem Paſſe 
der ſudaneſiſchen Regierung verſehen ſind. 

Um die Ausſtellung eines ſolchen Paſſes muss 
der Reiſende auf Grund einer Empfehlung ſeiner 
Conſularvertretung oder einer in Agypten oder in 
dem Sudan bekannten Perſönlichkeit bei dem Agenten 
der Sudanregierung in Cairo oder bei dem Ad— 
miniſtrator in Halfa, beziehungsweiſe in Suakim per⸗ 
ſönlich anſuchen. 

Von Touriſten, welche unter Führung einer an⸗ 
erkannten Touriſtenagentur reiſen, werden derartige 
Reiſebewilligungen nicht verlangt. 


3 Statthalterei . 2 
Die k. k. Landesreglerung wird beauftragt, dafür zu 


gehende Verbreitung erhalte. 


Erläſſe des Miniſteriums des Innern, 
betreffend 


die Merkmale für die Beurtheilung der Ver⸗ 
ſicherungsthätigkeit von Vereinen und die Beauf⸗ 
ſichtigung ſolcher Verſicherungs vereine. 


Um nun mindeſtens bei der neuen Errichtung 
ſolcher Vereine die Intereſſen der Vereinsmitglieder 
pflichtgemäß zu ſchützen und um eine gleichmäßige, dem 
eigentlichen Weſen ſolcher Vereine entſprechende Be— 
handlung derſelben für die Hinkunft zu erzielen, ſowie 
in der weiteren Abſicht, um auch rückſichtlich der bereits 
beſtehenden derartigen Vereine eine zweckmäßigere 
Einrichtung derſelben anzubahnen, ſieht ſich das 
Miniſterium des Innern veranlaſst, die nachſtehenden 
Grundſätze zur künftigen genauen Beachtung vor— 
zuzeichnen. 


Es mußs bei der Beurtheilung ſolcher Vereine 
hauptſächlich feſtgehalten werden, daſs jene Vereine, 
deren ſtatutariſche Beſtimmungen geeignet ſind, die 
Erwartung hervorzurufen, daſs die Mitgliedſchaft 
und die damit verbundene Zahlung der normirten 
Beiträge das Recht auf eine ſichere Leiſtung des Ver— 
eines begründen ohne Rückſicht auf die gewählten Be— 
nennungen nicht als Unterſtützungsvereine, welche dem 
Vereinsgeſetze vom 15. November 1867 unterliegen, 
ſondern als Verſicherungsvereine im Sinne des Ver— 
einspatentes vom 26. November 1852 anzu— 
ſehen ſind. 


Erlaſs nom 18. ZJerember 1882, Z. 19521. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Die Vereine, welche unter der Benennung von 
Kranken⸗ und Invalidenunterſtützungscaſſen, Pen⸗ 
ſions⸗ oder Leichenkoſtenvereinen oder unter anderen 
ähnlichen Benennungen zu dem Zwecke gebildet 
werden, um den Mitgliedern für das Eintreten einer 
gewiſſen Eventualität eine beſtimmte Leiſtung ſeitens 
des Vereines zu ſichern, ſind bisher in den meiſten 
Fällen, namentlich dann, wenn die eventuelle Herab— 
ſetzung der zugeſicherten Leiſtungen nach Maßgabe 


dem Vereinsgeſetze vom 15. November 1867 behandelt 
worden. ö 


Infolgedeſſen hat bei derlei Vereinen die nähere 
behördliche Prüfung jener Statutenbeſtimmungen 
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Derartige Vereine werden insbeſondere dann als 
Verſicherungsvereine zu behandeln ſein, wenn die Ein- 
zahlungen, beziehungsweiſe die zugeſicherten Beträge 
mit Rückſichtnahme auf das Alter der Mitglieder, auf 
die Dauer der Krankheit, auf den Grad der Invali— 
dität oder auf andere maßgebende Momente, ſei es 
im Contexte der Statuten, ſei es in denſelben bei- 
gegebenen Tabellen (Tarife) ziffermäßig feſtgeſtellt 
und nicht vollſtändig dem Ermeſſen der Vereinsorgane 
anheimgegeben werden. 


Hiebei muj3 bemerkt werden, daſs, wenn auch in 
den Statuten die eventuelle Herabſetzung der zuge— 
ſicherten Beträge nach Maßgabe der Vereinsmittel in 
Ausſicht genommen wird, dies den Charakter der 
Verſicherung nicht behebt. 


Thatſächlich finden ſich in den Statuten vieler 
wechſelſeitiger Verſicherungsvereine, welche Verſiche— 
rungsanſtalten imſtrengſten Sinne find, Beſtimmungen 
über die eventuelle Ermäßigung der zugeſicherten Be— 
träge, indem dies nichts anderes als eine aus der 
Gegenſeitigkeit ſich ergebende Verzichtleiſtung bedeutet, 
durch welche das Ausmaß der auszuzahlenden Be- 
träge zwar verringert, die Leiſtung derſelben aber 
innerhalb des herabgeſetzten Ausmaßes ohne eine 
höhere Anſpannung der Beitragsverpflichtung der 
Mitglieder um ſo ſicherer erfüllbar wird. 


Mit Rückſicht auf das Vertrauen, welches der- 
artigen Vereinen zu Zwecken der Exiſtenzſicherung 
entgegengebracht wird, und auf die daraus ſich er- 
gebende erhöhte Verantwortlichkeit, namentlich in 
Abſicht auf die anvertrauten Vereinsmittel, erſcheint 
eine entſprechende diesbezügliche Ingerenz der Staats- 
verwaltung vollkommen begründet, und wird daher auf 
ſolche Vereine auch das Verſicherungsregulativ vom 
18. Auguſt 1880, R. G. Bl. Nr. 110, wenn auch 
mit den dortſelbſt als zuläſſig vorgeſehenen Erleichte- 
rungen Anwendung zu finden haben. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs mit Hinblick auf die 
Behandlung der in Frage ſtehenden Vereine als Ver— 
ſicherungsvereine im Sinne des Vereinspatentes vom 
26. November 1852 die Competenz des Miniſteriums 
des Innern eintritt, daher die Eingaben rückſichtlich 
der Bildung ſolcher Vereine zur hierortigen Amts— 
handlung vorzulegen ſein werden, wobei die Partei in 
jedem Falle von der Nichtanwendbarkeit des Geſetzes 
vom 15. November 1867 innerhalb des dort im 8. 6 
feſtgeſtellten vierwöchentlichen Termins zu verſtändigen 
ſein wird. 


Anlangend die bereits beſtehenden, bisher nicht 
als Verſicherungsvereine behandelten Vereine der in 
Rede ſtehenden Art, ſo werden bei jedem ſich ergebenden 
Anlaſſe, eventuell auch bei Vereinsverſammlungen 


*) An Stelle dieſer Miniſterialverordnung iſt die Miniſterialverordnung vom 5. März 1896, R. G. Bl. Nr. 31, 8 


getreten. 


durch den Regierungsabgeordneten die dermalige 7 


mangelhafte Einrichtung und die daraus für die Mit⸗ 
glieder ſich ergebenden nachtheiligen Folgen hervor— 
zuheben und die Vereine nach Möglichkeit zu beſtimmen 
ſein, ſich in Verſicherungsvereine nach dem Vereins— 


geſetze vom 26. November 1852, beziehungsweiſe nach 


dem Verſicherungsregulativ vom 18. Auguſt 1880 * 
zu umſtalten, da nur hiedurch die Bürgſchaft für die 
dauernde Erfüllbarkeit ihrer Verpflichtungen ge— 
boten wird. Be 


Der Anlals hiezu wird insbeſondere dann 
gegeben ſein, wenn ſolche Vereine Statutenänderungen 
beſchließen, wodurch der denſelben bisher ſtatuten⸗ 
mäßig zuſtehende Wirkungskreis in Verſicherungs⸗ 
angelegenheiten irgendwie ausgedehnt werden ſoll. 
Derartige Statutenänderungen ſind in keinem Falle 
auf Grund des Geſetzes vom 15. November 1867 zu 
beſcheinigen, und werden die bezüglichen Eingaben 
unter angemeſſener rechtzeitiger Werse ee der 
Partei hieher vorzulegen ſein. 


Endlich wird bemerkt, dass 
ſichtlich ihres Gebarens auch vor der Umwandlung 


in förmliche Verſicherungsvereine nach Zulafs des 


Geſetzes vom 15. November 1867 angemeſſen an 
überwachen find. 


Erlaſs vom 6. März 1888, 2. 609. 


(An alle politiſchen Landesſtellen mit Ausnahme jener in 
Wien.) 

Mit Beziehung auf den hierortlichen Erlaſs vom 

18. December 1882, 3. 19521, wird die k. k. 


Statthalterei : f : 
Sandesregiermg aufgefordert, in Hinkunft in allen 


Fällen, in welchen ein auf Grund des Vereinsgeſetzes 
R. G. Bl. Nr. 134, zu 


vom 15. November 1867, 
Recht beſtehender Verein in einen ünter die Beſtim⸗ 
mungen des Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 253, beziehungsweiſe der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 18. Auguſt 1880, R. G. Bl. Nr. 110, 
fallenden Verſicherungsverein umgeſtaltet werden ſoll, 
den Rechnungsabſchluſs über das Vereinsvermögen, 
womöglich für die drei letzten Geſchäftsjahre dem 


betreffenden Vereine abzuverlangen und zugleich mit 


dem Entwurfe der abzuändernden Statuten anher 
vorzulegen. 


Erlaſs vom 2. April 1888, J. 5625. 


(An alle politiſchen Landesſtellen mit Ausnahme jener in 
Innsbruck.) 


Mit Beziehung auf den hierortlichen Erlaſs 


vom 18. December 1882, 3. 19521, wird die k. . 5 


ſolche Bercire hin⸗ 
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880 1 aufgefordert, in Hinkunft bei allen 
Anderungen der Statuten von Vereinen, auf welche 
ſich der obeitirte Erlaſs bezieht, ohne Rückſicht darauf, 
ob durch dieſe Statutenänderungen der Wirkungskreis 
des betreffenden Vereines in Verſicherungsangelegen— 
heiten erweitert wird oder nicht, die auf die Statuten- 
änderung bezughabende Eingabe des betreffenden 
Vereines zur Amtshandlung im Sinne des Vereins— 
geſetzes vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, 


anher vorzulegen, da nach §. 10 des Vereinsgeſetzes 
vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 134, analog 


dem §. 21 des Vereinsgeſetzes vom 26. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 253, jede Statutenänderung 
derſelben Prüfung und Entſcheidung der Behörde 
unterliegt wie die Neubildung eines Vereines, die 
Behörde daher aus Anlaſs jeder Anderung der 


Statuten eines Vereines berufen iſt, auf eine Prüfung 


des Charakters desſelben nach Maßgabe ſeines 
ſtatutengemäßen Zweckes einzugehen und demgemäß 


zu entſcheiden, welche geſetzlichen Normen auf ſelben 


anzuwenden ſind. 


Erlaſs uom 19. Uouemher 1902. Z. 26838, 
im Einuernehmen mit dem Juſtiz- und 
Finunzminiſterium. 

(An alle politiſchen Landesſtellen.) 

Das Miniſterium des Innern hat bei ver- 


ſchiedenen Anläſſen wahrgenommen, daſs bei der Be— 
urtheilung der Statuten von Vereinen, welche ihren 


Mitgliedern für gewiſſe Eventualitäten Leiſtungen in 


Ausſicht ſtellen, trotz der in dieſer Richtung bereits er- 
gangenen Weiſungen nicht mit der erforderlichen Sorg— 
falt vorgegangen wird. Infolge deſſen wurden der— 
artige Vereinspropoſitionen auch dann auf Grund des 
Geſetzes über das Vereinsrecht vom 15. November 
1867, R. G. Bl. Nr. 134, behandelt, wenn die. 
ſtatutenmäßigen Leiſtungen bei nur einiger Aufmerk— 
ſamkeit als Verſicherungsleiſtungen hätten erkannt 
werden müſſen und demnach eine Amtshandlung nach 
dem bezogenen Geſetze unſtatthaft war, beziehungs— 
weiſe, wenn eine ſolche erbeten wurde, abzulehnen ge— 
weſen wäre. 

Ganz abgeſehen von den rechtlichen Incon— 
venienzen einer durch ſolche Außerachtlaſſung ermög— 
lichten Conſtituirung von Vereinen auf einer für die— 
ſelben nicht zutreffenden Grundlage hat dieſelbe in 
vielen Fällen auch beklagenswerte Folgen für die 
Vereinsmitglieder insbeſondere dann nach ſich ge— 
zogen, wenn ſolche Vereine mangels der durch ent— 
ſprechende techniſche Einrichtung gewählleiſteten 
dauernden Erfüllbarkeit der zugeſicherten Leiſtungen in 
Zahlungsſchwierigkeiten gerathen ſind. 

Dieſe Folgen verſchärfen ſich vielfach dadurch, 


5 daſs die Unzulänglichkeit der Einrichtungen dieſe 


Vereine, welche der durch das kaiſerliche Patent vom 


d 


26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, und die 
Miniſterialverordnung vom 5. März 1896, R. G. Bl. 
Nr. 31, geregelten Staatsaufſicht entzogen bleiben, 
zumeiſt ſo ſpät erkannt wird, daſs die Möglichkeit 
einer Herſtellung des Gleichgewichtes wegen der hiezu 
erforderlichen allzugroßen Opfer ausgeſchloſſen bleibt. 


Durch dieſe Wahrnehmung ſieht ſich das 
Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem 
Juſtiz⸗ und Finanzminiſterium veranlaſst, der k. k, 
en zunächſt hinſichtlich der Beurtheilung 
einer Vereinsthätigkeit als einer Verſicherungs— 
thätigkeit auf Gegenſeitigkeit Folgendes zur Darnach— 
achtung zu eröffnen: 


Die charakteriſtiſchen Merkmale für einen ſolchen 
Verſicherungsbetrieb liegen insbeſondere dann vor, 
wenn den Vereinsmitgliedern für den Fall des Ab— 
lebens, der Vollendung eines im vorhinein feſt— 
geſetzten Alters, der dauernden oder vorübergehenden 
Erwerbsunfähigkeit (Krankheit) oder für den Fall 
eines unverſchuldeten Sachſchadens, zum Beiſpiel in— 
folge Brandes, Hagelſchlages, Viehfalles und 
ähnlicher Ereigniſſe beſtimmte Leiſtungen gegen 
ein beſtimmtes Entgelt zugeſichert ſind, wobei 
es gleichgiltig iſt, ob die beiderſeitigen Leiſtungen 
in dem Statute ſelbſt ziffermäßig feſtgeſetzt 
ſind, oder ob ſich dieſe Feſtſetzung aus einer 
im Statute vorher beſtimmten Regel 
ergibt, oder ob es endlich der Generalverſammlung 
oder einem anderen Vereinsorgane überlaſſen iſt, die 
ziffermäßige Höhe, wenn auch nur für kurze Perioden 
im vor aus zu bemeſſen. 


Auch iſt es gleichgiltig, ob die Vereinsleiſtungen 
in Geld oder aber in ſachlichen Beneficien beſtehen, 
denen ein Geldeswert zukommt. 


Solche Vereinsleiſtungen können daher nur 
dann nicht als Verſicherungsleiſtungen angeſehen 
werden, wenn den Vereinsmitgliedern weder auf die 
Gewährung ſelbſt, noch auf eine beſtimmte Höhe ein 
Anſpruchrecht eingeräumt iſt, die allfälligen Vereins- 
beneficien vielmehr dadurch? als freiwillige (facul⸗ 
tative) gekennzeichnet ſind, daſs ihre Gewährung in 
das fallweiſe Ermeſſen des Vereines geſtellt iſt. 


Gemäß 8. 2, lit. h, beziehungsweiſe 4 des 
kaiſerlichen Patentes vom 26. November 1852, 
R. G. Bl. Nr. 253, unterliegt die Errichtung von 
Vereinen für Verſicherungsanſtalten der Bewilligung 
des Miniſteriums des Innern ohne Rückſicht 
darauf, ob dieſelben Erwerbsunternehmungen (Actien— 
geſellſchaften) ſind, oder ob ſie den Verſicherungs— 
betrieb ohne Gewinnabſicht (nach dem Grundſatze der 
Gegenſeitigkeit) zum Zwecke haben. 


Ebenſo macht es keinen grundſätzlichen Unter 
ſchied, ob es ſich um große Verſicherungsanſtalten 
oder um kleinere Verſicherungsvereine handelt. 
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Was nun die Behandlung der letzteren an⸗ 


belangt, ſoweit dieſelben die Verſicherung 
1. von Kranken- und Begräbnisgeld, 
2. von Invaliditäts- und Altersrenten, 
3. von Witwen- und Waiſenunterſtützungen und 


4. eines Capitales von Seite eines Mitgliedes 
zu Gunſten eines Dritten (insbeſondere als Heirats— 
gut oder Ausſtattung eines Kindes), zahlbar zu einem 
beſtimmten Termine, : 
zum Gegenſtande haben, jo wird die k. k. en 
darauf aufmerkſam gemacht, dass die mit den hier- 
ortigen Normalerläſſen vom 18. December 1882, 
3. 19521, und vom 2. April 1889, 8. 5625, ge- 
gebenen Directiven durch die an die Stelle der dort 
bezogenen Miniſterialverordnung vom 10. Auguſt 
1880, R. G. Bl. Nr. 110, getretene Miniſterial⸗ 
verordnung vom 5. März 1896, R. G. Bl. Nr. 31, 
nicht berührt wurden, und dafs ſelbſtverſtändlich an 
der ausſchließlichen Competenz des Miniſteriums des 
Innern zur Ertheilung der erforderlichen Errichtungs— 
oder Umbildungsbewilligung, welche, wie eben bereits 
erwähnt, in dem bezogenen kaiſerlichen Patente be— 
gründet iſt, nichts geändert iſt; durch die Beſtim— 
mungen des Abſchnittes E der letzteren Verordnung 
wurden vielmehr nur gewiſſe Erleichterungen für die 
Errichtung und Gebarung kleinerer wechſelſeitiger 
Verſicherungsvereine zugeſtanden. 


Ebenſo bleiben die Anordnungen des hieramt- 
lichen Normalerlaſſes vom 6. März 1888, Z. 609, 
betreffend die Vorlage von Rechnungsabſchlüſſen an⸗ 
läſslich der Umbildung ſolcher Vereine nach den Be— 
ſtimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 26. No⸗ 
vember 1852, R. G. Bl. Nr. 253, auch künftighin 
maßgebend. 


Die Behandlung der localen Verſicherungs⸗ 
vereine, welche ſich mit der Elementarverſicherung 
(Brandſchaden- und Viehſchadenverſicherung) befaſſen, 
wurde mit dem hierortigen Normalerlaſſe vom 19. Fe⸗ 
bruar 1902, 3. 7002, in gleicher Weiſe geregelt, 
und wird hiezu bemerkt, daſs die vorhin citirten 
Normalerläſſe, inſoweit es ſich um die Überführung 
von irrig nach dem Geſetze vom 15. November 1867 
conſtituirten Vereinen auf dem Boden des kaiſerlichen 
Patentes vom 26. November 1852 handelt, auch 
auf dieſe Kategorien ſinngemäße Anwendung zu finden 
haben. 

Was ferner die im §. 22 des kaiſerlichen Pa- 
tentes vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253, 
vorgeſehene ſtaatliche Beaufſichtigung dieſer Ver— 
eine anbelangt, jo wird dieſelbe, unbeſchadet der zu— 
nächſt von der k. k. nn zu führenden uns 
mittelbaren Aufſicht, insbeſondere hinſichtlich der finan- 
ziellen Gebarung gemäß den Beſtimmungen der Mini— 
ſterialverordnung vom 5. März 1896, R. G. Bl. 
Nr. 31, durch das Miniſterium des Innern geübt. 
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In dieſer Richtung iſt die erforderliche Regelung 
hinſichtlich der localen Elementarverſicherungsvereine 
mit dem hierortigen Normalerlaſſe vom 22. Februar 
1902, 8. 703, bereits erfolgt. Eine gleichartige Re⸗ 
gelung der Rechnungslegung und Ausweisleiſtung 
hinſichtlich der oben sub 1 bis 4 erwähnten Verfiche- 
rungsvereine iſt bei der Mannigfaltigkeit der möglichen 
Combinationen unthunlich. Dieſelbe wird vielmehr 
fallweiſe bei Genehmigung der Statuten der einzelnen 
Vereine in dieſen ſelbſt geregelt. 


Die vorſtehenden Weiſungen haben auf die nach 
dem Geſetze vom 16. Juli 1892, R. G. Bl. Nr. 202, 
zu bildenden regiſtrirten Hilfscaſſen keinen Bezug. 


0 Statthalterei Ä N 1 ; 
Die k. k. Tandesregterung wird hienach neuerlich ein- 


geladen, für eine richtige Handhabe der einſchlägigen 
Geſetze Sorge zu tragen und ſich an die vorſtehenden 
Weiſungen ſtrenge zu halten. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 22. November 1902, 3. 47897, 


betreffend 


die Gebarung und Verrechnung der Amtspauſchalien 
beim Titel „Staatsbaudienſt“. 


(An alle Landeschefs.) 


Im Voranſchlagsentwurfe für das Jahr 1903 
erſcheinen beim Titel „Staatsbaudienſt“ die bisher 
unter der Rubrik „Amtspauſchalien“ veranſchlagten 
Erforderniſſe an fixen Pauſchalien der Bezirksingenieure 
und der unteren ausübenden Organe des Straßen- 
und Waſſerbaues zur Bereiſung der Straßen und 
Flüſſe, f 

dann für die Donaucanalinſpection 
(Nuſsdorf), (für Niederöſterreich), 


ſowie an Reiſekoſten aus Anlaſs ordentlicher 
Straßen- und Waſſerbauten von dieſer Rubrik abge- 
trennt und bei dem ſchon beſtehenden gleichartigen 
Ordinarialcredite „§. Reiſekoſten aus Anlaſs außer- 
ordentlicher Straßen- und Waſſerbauten“ unter der 
geänderten Bezeichnung dieſes Credites „§. Reiſekoſten 
aus Anlaſs von Straßen- und Waſſerbauten“ präli⸗ 
minirt (für alle). 


Im Einvernehmen mit dem k. k. Oberſten Rech- 
nungshofe wird daher Folgendes angeordnet: 


Vom 1. Jänner 1903 angefangen werden auf 
Rechnung der Rubrik „Amtspauſchalien“ des Titels 
Staatsbaudienſt nur Diurnen, Amts- und Kanzlei 
erforderniſſe, Überſiedlungs- und Dienerſchafts- 
auslagen, | 


die den Straßenmeiſtern in Hieflau und Maria- _ 
zell bewilligten Localzulagen je jährlicher 200 K (für 
Steiermark), 


— 


in Wien 


die den in Auſſig exponirten Flufsdiftrict3- 
ingenieuren bewilligten Zulagen jährlicher 1920 K 
und 1680 K (für Böhmen), 


ſowie eventuelle Subſtitutionskoſten zu be— 
ſtreiten ſein (für alle). ' 


Rückſichtlich der Gebarung und Verrechnung 
haben im allgemeinen die grundſätzlichen Beſtimmungen 
des Staatsminiſterialerlaſſes vom 4. October 1865, 
3. 4620 / St. M. und des hierortigen Erlaſſes vom 
10. October 1898, 3. 22465 ex 1896, analoge An- 
wendung zu finden. 


Indem die dem thatſächlichen Bedürfniſſe ent⸗ 
ſprechende Auftheilung dieſer Pauſchalien auf jedes 
einzelne Amt Euerer Excellenz überlaſſen bleibt, wird 
auch auf die Bildung einer angemeſſenen Reſerve im 
Ausmaße von etwa 10 Procent des Geſammtpauſchales 
umſomehr Bedacht zu nehmen fein, als die im Vor- 
anſchlagsentwurfe für die Landesbehörde und ſämmt— 
liche Baubezirke, 


dann für die Donaucanalinſpection in Wien 
(Nuſsdorf) (für Niederöſterreich), 


eingeſtellten Beträge als unüberſchreitbare Pauſchal— 
ſummen zu betrachten ſind (für alle). 


Die fixen Pauſchalien der Bezirksingenieure und 
unteren ausübenden Organe des Straßen- und Waſſer⸗ 
baues zur Bereiſung der Straßen und Flüſſe, 


dann für die Donaucanalinſpection in Wien 
(Nufsdorf) (für Niederöſterreich), 


ſowie die Reiſekoſten aus Anlass ordentlicher 
Straßen⸗ und Waſſerbauten unterliegen, wie bisher, 
inſoferne nicht einzelne Beträge fallweiſe als Reiſe— 
pauſchalien angewieſen find, einer ſtrengen Verrech— 
nung und werden vom 1. Jänner 1903 angefangen 
in gleicher Weiſe wie die Reiſekoſten aus Anlaſs 
außerordentlicher Straßen- und Waſſerbauten auf 
Rechnung des neubezeichneten Ordinarialeredites 
„§. Reiſekoſten aus Anlaſs von Straßen- und Waſſer⸗ 
bauten“ zu beſtreiten ſein (für alle). 


Im betreffenden Rechnungsabſchluſſe ſind die 
diesfälligen Gebarungsergebniſſe getrennt nach 
ordentlichen und außerordentlichen Bauten nachzu- 
weiſen. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 23. November 1902, 3. 48146, 


betreffend 
die Ermäßigung des Preiſes des Diphtherieheil⸗ 
ſerums. 


(An die Statthalterei in Wien.) 


Unter Bezugnahme auf den Bericht vom, 
18. Auguſt 1902, 8. 75410 wird genehmigt, dass 
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der Preis des im ſtaatlichen ſerotherapeutiſchen In— 
ſtitute erzeugten Diphtherieheilſerums vom 1. Jänner 
1903 an nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen 
ermäßigt werde: f 


Die Preiſe für unmittelbar aus dem Inſtitute 
abgegebene Serumſorten werden beim Abſatze von 
mindeſtens zehn Fläſchchen in nachſtehender Weiſe 
beſtimmt: 


a) für ein Fläſchchen gewöhnlichen Serums in 
Mengen von ſechs bis zehn Eubifcentimetern 


bei Sorte J zu 700 Antitoxineinheiten 1 K 20 h 
5 „ II " 1000 0 2 „ 
n " 7 1500 " 3 mE N 


b) für ein Fläschchen hochwertigen Serums i 
Mengen von zwei bis drei Cubikceentimetern: 


bei Sorte A zu 1000 Antitoxineinheiten 3 
B m 1500 77 4 1 
77 75 0 9 2000 57 5 79 


Geringere Quantitäten als zehn Fläſchchen ſind 
in der Regel aus dem Inſtitute nicht abzugeben. Bei 
Verſendung von Serum hat das Inſtitut die Porto- 
auslagen zu tragen. 
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Die Inſtitutsleitung iſt zu ermächtigen, auch 
weiterhin den zum Vertriebe des Diphtherieheilſerums 
im großen errichteten Depotſtellen einen Rabatt in 
der Höhe von 15 Procent des Inſtitutspreiſes unter 
den bisherigen Bedingungen zu gewähren. 


Ein Verzeichnis dieſer Depotſtellen iſt anher 
vorzulegen. 


Die Preiſe des aus dem Inſtitute bezogenen 
Diphtherieheilſerums werden beim Detailverkaufe in 
Apotheken wie folgt feſtgeſetzt: 


a) für ein Fläſchchen gewöhnlichen Serums: 


bei Sorte I 1 K 80 h 
" " II 2 " 60 " 
" " III 4 * 


b) für ein Fläſchchen hochwertigen Serums: 
iS 4 
B 


N N TR REES EL 
Die Preisanſätze werden auch in der Arzneitaxe 
für das Jahr 1903 erſichtlich gemacht werden. 


Auf jedem zum Vertriebe im Inlande beſtimmten 
Fläſchchen des Serumpräparates iſt der Detailver— 
kaufspreis, ſowie der Zeitpunkt erſichtlich zu machen, 
bis zu welchem das Diphtherieheilſerum von der 
Inſtitutsleitung als verwendbar erklärt wird. 
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Nach Ablauf dieſes Termines können in den 
Apotheken nicht abgeſetzte Fläſchchen gegen friſches 
Heilſerum von der Inſtitutsleitung koſtenlos umge— 
tauſcht werden. Jedoch ſind die Portoauslagen für 
die Zuſendung ſolcher Fläſchchen an das Inſtitut 
von dem den Umtauſch anſuchenden Apotheker zu 
tragen. 

Hiernach wolle die k. k. Statthalterei dieſen 
ermäßigten Tarif für den Detailverkauf des 
Diphtherieheilſerums ſammt etwa nothwendigen Er— 
läuterungen in Druck legen laſſen und unter Mit- 
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theilung des Tarifes ſämmtliche politiſchen Landes⸗ 


behörden von der bevorſtehenden Ermäßigung der 
Preiſe des Diphtherieheilſerums behufs Verſtändigung 


der Arzte und Apotheker in die Kenntnis ſetzen. 


Auch wolle die k. k. Statthalterei einige Exemplare 
der betreffenden Verlautbarung anher vorlegen. 

Die Berichtsbeilagen folgen verwahrt mit dem 
Bemerken zurück, daſs auch für andere im Inſtitute 
hergeſtellten Heil- und Immunſera in analoger Weiſe 
ein detaillirter Tarif zu entwerfen und dieſer Entwurf 
zur hierortigen Genehmigung vorzulegen ſein wird. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
8. November 1902, betreffend die Gebüren 
der als Sachverſtändige in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten verwendeten Sanitäts- 
perſonen.) Die bezügliche Verordnung iſt im 
OIX. Stücke des Reichsgeſetzblattes unter Nr. 211 
verlautbart. 

(Deutſche Erwerbs- und Wirtſchaftsge— 
noſſenſchaften in Oſterreich und Deutſchland.) 
Dem ſeit dem Jahre 1872 beſtehenden allgemeinen 
Verbande der auf Selbſthilfe beruhenden 
deutſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen— 
ſchaften in Oſterreich, welcher nur Genoſſenſchaften 
des Syſtems Schulze-Delitzſch umfaſst, gehörten, nach 
deſſen Jahresbericht pro 1901 (zur Zeit der Abfaſſung 
des Berichtes: Ende Auguſt 1902) 1343 Genoſſen⸗ 
ſchaften an, und zwar 219 mit beſchränkter und 124 
mit unbeſchränkter Haftung. 332 berichtende Genoſſen⸗ 
ſchaften hatten Ende 1901 einen Geſammtmitglieder⸗ 
ſtand von 164.978. Von dieſen entfielen 41˙7 Pro⸗ 
cent auf die Vorſchuſsvereine, 56˙5 Procent auf die 
Conſumvereine und 1˙8 Procent auf die ſonſtigen Ge— 
noſſenſchaften. Am zahlreichſten find die Genofjen- 
ſchaften des Verbandes in Wien, Steiermark und 
Böhmen vertreten. Die 143 berichtenden Vorſchuſs⸗ 
vereine (Creditgenoſſenſchaften) verzeichneten Ende 
1901 ausſtehende Credite von insgeſammt 
149,832.822 K. Die Summe des eigenen Capitals 
belief ſich auf 25,168.352 K, die des fremden 
152,563.294 K. Der Reinertrag betrug 1,421.792 K, 
der Bruttoertrag bei ſämmtlichen berichtenden 
Conſumvereinen, einſchließlich der ſonſtigen Ein⸗ 
nahmen betrug 4,093.989 K, das iſt 14 Procent 
der Geſammtbarloſung, der Reingewinn 1,850.409 K, 
während die Activen und Paſſiven mit 9,774.020 K 
bilanzirten. 

Dem von dem Allgemeinen Verbande der 
deutſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in 


Deutſchland herausgegebenen Jahrbuche ſind über 
Entwickelung und Stand der auf Selbſthilfe beruhen⸗ 
den Schulze-Delitzſch'ſchen Genoſſenſchaften im Jahre 
1901 folgende Daten entnommen. Es enthält ein⸗ 
gehende ſtatiſtiſche Nachweiſungen über 904 Credit⸗, 
638 Conſumvereine und 171 Baugenoſſenſchaften. 
Die Geſammtzahl der Mitglieder beträgt bei 1749 
Genoſſenſchaften 1,207.573. Die 904 Creditge⸗ 
noſſenſchaften hatten 526.874 Mitglieder, die ſich 
aus Gewerbetreibenden aller Kreiſe zuſammenſetzen. 
Nach der beſonderen Mitgliederſtatiſtik bilden die 
ſelbſtändigen Landwirte den größten Procentſatz der 
Mitgliedſchaft mit 28˙5 Procent, dann folgen die 
ſelbſtändigen Handwerker mit 24˙7 Procent. Das ge⸗ 
ſammte Betriebscapital betrug in runder Summe 


862 Millionen Mark. Hievon entfielen auf das eigene 


Vermögen rund 192 Millionen Mark, beſtehend aus 
142 Millionen MarkGeſchäftsguthaben der Mitglieder 
und 50 Millionen Mark Reſervefonds und rund 669. 
Millionen Mark auf die aufgenommenen fremden 
Gelder. 260 Creditgenoſſenſchaften haben den Check— 
verkehr eingeführt. Die meiſten Creditgenoſſenſchaften 


konnten das Creditbedürfnis ihrer Mitglieder zu At, 


bis 5 Procent befriedigen, weil ſie nur mit Sparein⸗ 
lagen uud Depoſiten arbeiteten und unabhängig vom 
Bankeredit waren. 65.975 Mark wurden zu Volks- 
bildungs- und gemeinnützigen Zwecken ver⸗ 
wendet. Von den Conſumvereinen haben 638 mit 
einem Mitgliederſtande von 630.785 berichtet. Auf die 
abhängigen Arbeiter entfallen davon 60˙6 Procent. 
Der Verkaufserlös betrug 155,684.048 Mark, wovon 
15 Millionen Mark, alſo circa t/ıo als Überſchüſſe an 
den zu Tagespreiſen verkauften Waren den Mitgliedern 
wieder zugute kamen. Das Betriebscapital betrug 
34˙5 Millionen Mark, beſtehend aus 12˙9 Millionen 
Mark Geſchäftsguthaben der Genoſſen, die zumeiſt aus 
kleinen Beiträgen und Gewinnantheilen angeſammelt 
wurden, aus 5˙8 Millionen Mark Reſerven und aus 
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15˙7 Millionen Mark ausgeliehenen fremden Geldern, 
worin 8˙7 Millionen Mark Anlehen auf eigene Grund 
ſtücke enthalten find; letztere ſtehen mit etwa dem dop⸗ 
pelten Werte zu Buche. Eigene Production haben 
95 Conſumvereine: 81 Bäckereien, 7 Schlächtereien, 
1 Kellerei, 5 Deſtillationen, 1 Korbwarenfabrikation, 
1 Blumenſtabfabrikation, 3 Vereine laſſen Hemden 
und Herrengarderobe anfertigen, 1 Cigarrenfabrik, 
1 Mühle, 1 Wäſchefabrik, 1 Mineralwaſſerfabrik, 
1 Käſerei, 1 Räucherei. Für Volksbildungs- und 
gemeinnützige Zwecke wurden 58.229 Mark 
aufgewendet. Die Zahl der Handwerkergenoſſen— 
ſchaften hat ſich vermehrt; es beſtehen 188 Roh— 
ſtoff⸗, 81 Magazins⸗ und 78 Werkgenoſſenſchaften. 
Das Jahrbuch enthält auch die Geſchäftsberichte von 
171 Baugenoſſenſchaften, deren Mitgliederzahl 
46.978 betrug. 


(Maßnahmen gegen Arbektskoſigkeit in 
Bayern.) Von den Miniſterien des Innern und des 
Außern ſind, nach Mittheilung in der „Socialen 
Praxis“, an die ihren Reſſorts unterſtellten Staats⸗ 
betriebe zur Vorbringung etwa eintretender Arbeits— 
loſigkeit folgende Beſtimmungen ergangen: Da voraus- 
zuſehen ſei, daſs ſich im kommenden Winter eine 
Arbeitsnoth in ähnlichem Umfange wie im Vorjahre 
einſtellen werde, da bereits feſtſtehe, dafs in größeren 
Städten wie in München und Nürnberg Arbeitskräfte 
weit über den Bedarf hinaus zur Verfügung ſtänden, 
jo ſeien eintretenden Falles nicht nur Arbeitsent— 
laſſungen, namentlich inſoweit es ſich um Perſönlich— 
keiten verheirateten Standes handle, auf das unbedingt 


unvermeidliche Maß zu beſchränken, ſondern es ſei 


auch auf die thunlichſt ausgiebige Beſchaffung von 
Arbeitsgelegenheiten, namentlich bei den verſchiedenen, 
im Bereiche der Staatseiſenbahnverwaltung auszu⸗ 
führenden Bauten, dann auch bei den Straßen und 
Fluſsbauämtern, Bezirksämtern, Stadtgemeinden 
u. ſ. w. Bedacht zu nehmen. Inſoweit es ſich um die 


eventuelle anderweitige Beſchäftigung von Arbeitern 


handle, welche beiden Staatsbahningenieuren, Betriebs- 
und Centralwerkſtätten, Bahn⸗ und Güterſtationen 
u. |. w. bereits in Verwendung ſtehen, in der ſeit⸗ 
herigen Weiſe aber nicht weiter beſchäftigt werden 
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können, werde für deren Unterbringung die von Seiten 
der Generaldirection bereits eingerichtete Arbeitsver— 
mittlung eine Erleichterung bieten. Der Generaldirection 
der Staatsbahnen wurde außerdem der Auftrag ertheilt, 
fie ſolle der Frage, wie die königl. bayeriſche Staatseiſen⸗ 
bahnverwaltung zur Milderung der etwa eintretenden 
Arbeitsnoth in wirkſamer Weiſe beizutragen ver— 
möchte, vorſorglich ſchon jetzt näher treten, damit 
Klagen wegen Entlaſſung von Arbeitern mit längerer 
Dienſtzeit vermieden werden. 


(Ein Inſtitut für ſociale Auskunfts⸗ 
ertheilung in den Vereinigten Staaten.) Im 
September d. J. iſt in den Vereinigten Staaten ein 
ſolches Inſtitut (American Institute of social Ser- 
vice) mit dem Sitz in New Pork, von der ſeit 1898 
beſtehenden „League for social Service“ begründet 
worden. Die Aufgabe des Inſtitutes iſt, nach einem 
vom „Handelsmuſeum“ aus der „Frankf. Ztg.“ 


übernommenen Berichte, in erſter Linie die Sammlung 


von Informationsmaterial und die Auskunftsertheilung 
in allen Fragen der ſocialen Wohlfahrtspflege, ins⸗ 
beſondere der Arbeitwohlfahrtspflege. Auch mit dem 
Auslande ſollen Beziehungen angeknüpft werden. 
Als ein beſonderer Zweig dieſer letztgenannten Thätigkeit 
des Inſtitutes wird es bezeichnet, dajs Ausländern, 
die amerikaniſche Verhältniſſe ſtudiren, beziehungs— 
weiſe zum Zweck des Studiums ſocialer Einrichtungen 
Reiſen nach Amerika unternehmen wollen, durch Aus— 
kunftertheilung, Ausarbeitung eines Reiſeplanes, 
Empfehlung von Hotels und Penſionen dieſes Unter- 
nehmen in jeder Weiſe erleichtert werden ſoll. In 
letzter Linie iſt endlich die Schaffung eines Muſeums 
in Ausſicht genommen, in welchem muſtergiltige Un- 
fallverhütungseinrichtungen und ſonſtige Einrichtungen 
zum Schutze der Geſundheit der Arbeiter zur Dar— 
ſtellung gelangen ſollen, ein Plan, der alſo etwa dem 
entſprechen würde, was das vom Deutſchen Reiche 
in Angriff genommene, im Frühjahr nächſten Jahres 
zu eröffnende ſociale Muſeum in Charlottenburg be— 
zweckt. Als Muſter für das amerikaniſche Inſtitut 
werden das „Musée social“ in Paris und die 
Centralſtelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen in 
Berlin bezeichnet. 


Literaturanzeigen. 


* Charles. La reforme parlementaire. Paris 1902. Zeitſchrift für Wohnungsweſen. Organ des Rheiniſchen Ver⸗ 


Librairie Plon. XLIX und 297 S. (4 K 20 h). 


Böhmert Victor. Die Gewinnbetheiligung der Arbeitnehmer 
in Deutſchland, Oſterreich und der Schweiz. Dresden 
1902. O. V. Böhmert. 128 S. (3 K 60 h). 


Courgd J., Dr. Grundriſs zum Studium der politiſchen 
konomie. 1. Theil. Nationalökonomie. 4. ergänzte 


eines zur Förderung des Arbeiterwohnungsweſens, des 
Verbandes der auf Grundlage des gemeinſchaftlichen 
Eigenthums ſtehenden deutſchen Baugenoſſenſchaften 
und des Verbandes ſchleswig⸗holſteiniſcher Baugenoſſen⸗ 
ſchaften. Herausgegeben von Profeſſor Dr. H. Albrecht 
in Groß⸗Lichterfelde. (Erſcheint zweimal im Monate. 
Preis halbjährlich 4 K 80 h). I. Jahrgang, 1902. 


1 3 1902. Guſtav Fiſcher. XVI, 389 S. Dreydorff Rudolf, Dr. Ein deutſches Reichsarbeitsamt. Ge⸗ 


(9 K 60 
v. B. M. I. 


ſchichte und Gade der Arbeiterſtatiſtik im In⸗ 
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und Ausland. Leipzig 1902. Jäh & Schunke. 166 ©. 
(4 K 80 h). 


Eneyklopädie der Rechtswiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Bear⸗ 
beitung. Begründet von Dr. Franz v. Holtzendorff, 
herausgegeben von Dr. Joſef Kohler. 6., der Neu- 
bearbeitung 1. Auflage. 1. Lieferung. Verlag von 
Duncker & Humblot in Leipzig und J. Guttentag in 
Berlin 1902. (Das vollſtändige Werk wird 2 Bände 
umfaſſen in ungefähr 21 Lieferungen à 2 K 16 b). 


gewerblichen Genoſſenſchaften Niederöſterreichs in den 
Jahren 1897 bis 1900. 1. Die Wiener Genoſſenſchaften. 
Verfaſst vom ſtatiſtiſchen Bureau der niederöſterreichi⸗ 
ſchen Handels- und Gewerbekammer. Wien. 1902. 
(5. Heft der „Statiſtiſchen Mittheilungen der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Handels- und Gewerbekammer“). 
XIII und 114 S. 


Wühl Franz. Vollſtändiges Sach- und Nachſchlageregiſter 
zu ſämmtlichen Landesgeſetzblättern des Erzherzog⸗ 
thumes Oſterreich ob der Enns, von deren Beginn 
1849 bis einſchließlich 1900. Nach Materien chrono⸗ 
logiſch geordnet. Linz 1902. Joſ. Feichtingers Erben. 
IX., 212 S. (in Halbleinen gbd. 4 K). 


Die 


u ae Rn N 
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ma 


Menzel Adolf, Dr. Die Kartelle und die Rechtsordnung. 
Zweite Auflage. Leipzig. 1902. Duncker & Humblot. 
79 S. (2K 40 h.) | 


Die Praxis des Oberſten Gerichtshofes. Sammlung der 
oberſtgerichtlichen Entſcheidungen aus den Gebieten 
des bürgerlichen Rechtes, einſchließlich des Wechſel- und 
Handelsrechtes, dann der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und des Civilproceſsrechtes. Herausgegeben von Dr. 
Leo Geller und Dr. Hermann Jolles. 3. Band. 
Wien. 1902. Moritz Perles. 613 S. (gbd. 12 K.) 


Schematismus des landtäflichen und Großgrundbeſitzes von 
Niederöſterreich. Nach amtlichen Quellen und directen 
Angaben bearbeitet. Zweite, verbeſſerte Auflage. Wien. 
1903. Leopold Weiß. 264 S. 


Suppän C. V. Waſſerſtraßen und Binnenſchiffahrt. Mit 309 
in den Text gedruckten Abbildungen. Berlin — Grune⸗ 
wald. 1902. A. Troſchel. XVI, 564 S. (21 K 60h .) 


Tomaſchek Franz, Dr. Fachgenoſſeuſchaft oder Collectiv⸗ 
genoſſenſchaft. Ein Beitrag zur Frage der Organiſation 
unſeres Gewerbeſtandes. Reichenberg. 1902. Verlag 
der Allgemeinen deutſchen Gewerbezeitung in Reichen⸗ 
berg. 184 S. und IV kartographiſche Überſichten. 


Verſonalnachrichten. | 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 7. November l. J. allergnädigſt 
zu geſtatten geruht, dafs dem Hofrathe Heinrich Selner 
der Statthalterei in Prag anläſslich der erbetenen Über⸗ 
nahme in den dauernden Ruheſtand für ſeine vieljährige, 
pflichttreue und vorzügliche Dienſtleiſtung die Allerhöchſte 
Anerkennung bekanntgegeben werde. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 16. November l. I. dem Bezirks⸗ 
obercommiſſär Joſef Flögel in Prag anlässlich der von 
ihm erbetenen Verſetzung in den dauernden Ruheſtand in 
Anerkennung ſeiner pflichttreuen Dienſtleiſtung den Titel 
eines Bezirkshauptmannes allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 21. November l. J. den in⸗ 
ſpicirenden Oberbezirksarzt Dr. Jacob Gjivanovis zum 
Statthaltereirathe und Landesſanitätsreferenten bei der 
Statthalterei in Dalmatien allergnädigſt zu ernennen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 
Innern hat den Oberbezirksarzt Dr. Karl Vipaue zum 
Landesſanitätsinſpector und die Bezirksärzte Dr. Marcell 
Wendzilowiez und Dr. Kaſimir Manger zu Ober⸗ 
bezirksärzten in Dalmatien, ferner den Bezirkscommiſſär 
Jacob Ritter v. Mikuli zum Polizeiobercommiſſär in der 
Bukowina, den Ingenieur der Dicaſterialgebäudedirection 
in Wien Eduard Irmiſch und den proviſoriſchen Ingenieur 
des Staatsbaudienſtes in Steiermark Anton Hafner zu 
Ingenieuren des Miniſteriums des Innern, weiters die 
Bauadjuncten Zacharias Wojeiechowski, Maximilian 
Koſzla, Kaſimir Pannenka, Joachim Traczyk, Ladis⸗ 
laus Haſsmann, Ignaz Wentzl, Heinrich Lacek, Georg 
Miecislaus Teodorowiez und Julian Paar zu In⸗ 
genieuren für den Staatsbaudienſt in Galizien, ſchließlich 
die Officiale Julius Caſſani und Ferdinand Roth zu 
Hilfsämterdirectionsadjuncten und den Kanzliſten Joſef 
Frühwirth zum Official im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Statt⸗ 
haltereiconceptspraktikanten Dr. Oskar Mayer (Zwettl) 


nach Wiener-Neuftadt verſetzt und den Statthaltereiconcepts 

praftifanten Dr. Egid Conrath (Statthalterei) der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Zwettl zur Dienſtleiſtung zugewieſen, ferner 
den Regimentsarzt I. Claſſe Dr. Guſtav Hay zum Sanitäts⸗ 
aſſiſtenten ernannt und dem Sanitätsdepartement der Statt- 
halterei zur Dienſtleiſtung zugetheilt. 

Der Statthalter von Oberöſterreich hat den Statt- 
haltereiconceptspraktikanten Arnold Pichler (Ried) zur 
Bezirkshauptmannſchaft Vöcklabruck verſetzt und den abſol⸗ 
virten Rechtshörer Franz Petrak zur Ablegung der 
Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 
Der Statthaltereiconceptspraktikant Johann Mitten⸗ 
dorfer iſt aus dem Dienſte der politiſchen Behörden in 
Oberöſterreich ausgetreten. 

Der Landespräſident in Salzburg hat den Sanitäts⸗ 
concipiſten Dr. Joſef Schonka zum Bezirksarzte ernannt. 

Der Bezirkshauptmann in Spittal (Kärnten) Arthur 
Bareſay de Nagy Bareſa wurde zur Dienſtleiſtung bei 
der Landesregierung in Klagenfurt einberufen und der 
Bezirksobercommiſſär Alexander v. Pawlowski mit der 
Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in Spittal betraut. £ 

Der Landespräſident in Krain hat den Landes⸗ 
regierungsconceptspraktikanten Karl Freiherrn v. Schloſſer 
zum Landesregierungsconcipiſten ernannt. 


Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Statthaltereiconcipiſten Nikolaus Freiherrn v. Boſſi⸗ 
Fedrigotti (Schlanders) unter gleichzeitiger Einberufung 
zur Dienſtleiſtung in das Präſidialbureau der Statthalterei 
zum Bezirkscommiſſär und den Statthaltereiconcepts⸗ 
praktikanten Dr. Franz Xaver v. Prez (Primiero) zum 
Statthaltereiconcipiſten ernannt, ferner den Ingenieur Max 
Freiherrn v. Sternbach (Kufſtein) der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Bozen und den Ingenieur Emil Pollak (Bozen) als 
Bezirksingenieur der Bezirkshauptmannſchaft Kufſtein zu⸗ 
gewieſen. 

Der Statthalter in Böhmen hat den als coneeptive 
Hilfskraft dem Genoſſenſchaftsinſtructor mit böhmiſcher 
Geſchäftsſprache zugetheilten Statthaltereiconcipiſten Karl 
Burda und die Statthaltereiconcipiſten Emilian Trolda 
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und Wilhelm Ryttina zu Bezirkscommiſſären, ferner die 
Statthaltereiconceptspraktikanten Wilhelm Ganghofner 
und J. U. Dr. Hugo Dytrych zu Statthaltereiconcipiſten 
ernannt. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Landes- 
regierungsconeipiſten Alois Grafen Montecuccoli(Jägern— 
dorf) zum Bezirkscommiſſär, den Landesregierungsconcepts— 
praktikanten Maximilian Hanszel (Teſchen) zum Landes— 
regierungsconcipiſten ernannt und den Landesregierungs— 
conceptspraktikanten Dr. Theodor Kreyſa (Troppau) der 
Bezirks hauptmannſchaft Jägerndorf zur Dienſtleiſtung zu— 
getheilt; der Bezirkscommiſſär Dr. Joſef Ritter Schneid 
v. Treuenfeld (Jägerndorf) wurde zur Dienſtleiſtung im 
Secretariate des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Wien 
einberufen. 


Der Statthalter in Galizien hat die abſolvirten 
Rechtshörer Dionyſius Wilusz und Stanislaus Ritter 
v. Brzezinski zur Ablegung der Probepraxis für den 
politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, weiters den abſolvirten 
Gymnaſialſchüler Czesklaw Czechowski und den Rechts- 
hörer Miecislaus Okonski zu Praktikanten im Statt⸗ 
haltereirechnungsdepartement, die Wachtmeiſter Michael 
Wröblewski und Anton Böhmer, den Feldwebel 
Stanislaus Onyszkiewiez, den Wachtmeiſter Franz 

wigchowicz, den Feldwebel Kaſimir Perucki und den 
Rechnungsunterofficier Joſef Bierowski zu Statthalterei— 
kanzliſten ernannt. 

Der Landespräſident in der Bukowina hat den 
Landesregierungsconceptspraktikanten Franz Wicentowicz 
der Bezirkshauptmannſchaft Sereth zur Dienſtleiſtung 
zugewieſen. 

Der Statthalter in Dalmatien hat die Statthalterei- 
concipiſten Dr. Franz Durée und Chriſtoph Radimiri zu 
Bezirkscommiſſären, ſowie die Statthaltereiconcepts⸗ 
praftifanten Franz Panek (Zara), Dusan Jurkovié 
(Makarska), Rinald Culié (Spalato), Matthäus Bulié 
(Cattaro), Lorenz Curlica (Zara), Theodor Sporn (Zara) 
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und Dr. Vladimir Dvokäßek (Benkovac) zu Statthalterei— 
concipiſten, den Sanitätsaſſiſtenten Dr. Rudolf Battara 
(Statthalterei) zum Sanitätsconcipiſten ernannt, weiters 
die abſolvirten Rechtshörer Hans de Balthazar, Statt- 
haltereirechnungsaſſiſtenten Hugo Peternel und Ernſt 
Stipanovic zur Probepraris für den politiſchen Concepts⸗ 
dienſt zugelaſſen, ferner die Bezirksobercommiſſäre Conſtantin 
Gregovic (Statthalterei) nach Spalato, Nicolaus de Za— 
magna (Statthalterei) nach Leſina, Anton Rocco (Spalato) 
nach Cattaro, die Bezirkscommiſſäre Oscar Micula 
(Spalato) und Johann Tabeau (Sinj) zur Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in Zara, Lino Lana (Makarska) nach Raguſa, 
Dr. Otto v. Walpach zu Schwanenfeld (Raguſa) nach 
Makarska, Innocenz Monaſs (Zara) nach Spalato, 
Vladimir Berſa v. Leidenthal (Zara) nach Sinj, die 
Statthaltereiconcipiſten Nikolaus Gligo (Statthalterei) nach 
Metkovié, Max Grafen Zedtwitz (Spalato) nach Sebenico 
und Stephan Krpan (Statthalterei) zur Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in Zara, ſchließlich die Statthaltereiconceptspraktikanten 
Rinald Culié (Raguſa) nach Spalato, Dusan Jurkovié 
(Statthalterei) nach Makarska und Dr. Vladimir Dvokäsek 
(Statthalterei) nach Benkovac und den Gtatthalterei- 
kanzliſten Joſeph Rathmann (Metkovic) nach Caſtelnuovo 
verſetzt, endlich den Statthaltereiſeeretär Ivo Conte Voj⸗ 
novié (Landesſchulrath), die Bezirkscommiſſäre Lorenz v. 
Rendich⸗-Miocevich (Leſina) und Carl Freiherrn v. 
Merſi (Bezirkshauptmannſchaft Zara) und den Statt⸗ 
haltereiconceptspraktikanten Theodor Sporn (Sebenico) zur 
Dienſtleiſtung bei der Statthalterei einberufen, den Statt⸗ 
haltereiconceptspraktikanten Franz Pänek (Statthalterei) 
dem Statthaltereipräſidium zugetheilt, und den Gtatt- 
haltereiconcipiſten Jaroslav Buchar mit der Leitung der 
politiſchen Expoſitur in Budua betraut. — Bezirkscommiſſär 
Dr. Joſef Bugatto (Statthaltereipräfidium Zara) wurde 
zur zeitweiſen Dienſtleiſtung im Miniſterium ſür Culuts und 
Unterricht einberufen. Die Bezirksobercommiſſäre Bruno 
Laneve und Germanus v. Dominikovié (Zara) find in 
den dauernden Ruheſtand getreten. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich eine Ingenieurſtelle der 
IX., eventuell eine Bauadjunctenſtelle der X. Rangs⸗ 
claſſe. Geſuche find bis 16. December 1902 beim Gtatt- 
haltereipräſidium in Wien zu überreichen. 


In Galizien eine Oberbezirksarztesſtelle der 
VIII. Rangsclaſſe und eine Sanitätsconcipiſtenſtelle 
der X. Rangsclaſſe. Die Candidaten haben ihre Geſuche 


mit dem Nachweiſe über die mit der Miniſterialverordnung 
vom 31. März 1873, R. G. Bl. Nr. 37, vorgeſchriebene 
Qualification, ſowie die Kenntnis der Landesſprachen zu ver— 
ſehen und bis Ende November 1902 beim GStatthalterei- 
präſidium in Lemberg zu überreichen, und zwar die im 
Staatsdienſte ſtehenden Competenten im vorgeſchriebenen 
Dienſtwege, ſonſt aber im Wege der zuſtändigen Bezirks- 
hauptmannſchaft und in Lemberg und Krakau im Wege der 
Polizeidireetion. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Derordnungsblatk 


R. &. Ni niſte riums des Innern 


mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 22. Wien, 16. Derember 1902. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaaklichen Beterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 
A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährlitdtdtnt r 4 K 
%% ae en le einge 5 
B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährliii gi 3 K 
// ⁰⁰ 4 „ 


Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Poſtzeitungsamte in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt- 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


Die Vränumerations-Erneuerung für das nächſte Jahr wird bei gewünſchtem 
Fortbezuge vor Ablauf diefes Jahres empfohlen. 
V. B. M. I. 53 
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beziehungsweiſe Ergänzung der Beſtimmungen über die Verſorgungsgenüſſe der Civilſtaatsbeamten (Staats⸗ 
lehrperſonen), der nach den Civilpenſionsvorſchriften behandelten Gendarmeriemannſchaftsperſonen und 
Gendarmerie-Kanzleidiener, ſowie der in die Kategorie der Dienerſchaft gehörigen penſionirten und proviſio⸗ 
nirten Civilſtaatsbedienſteten, R. G. Bl. Nr. 220. — Geſetz vom 19. Juli 1902, betreffend eine weitere 
Erhöhung der auf Grund des 8.16 des Geſetzes vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, erhöhten normalmäßigen 
Verſorgungsgenüſſe der Witwen nach Civilſtaatsbeamten und Staatslehrperſonen, R. G. Bl. Nr. 221. — 
Landesgeſetz für das Königreich Galizien und Lodomerien nebſt dem Großherzogthume Krakau. — Landes⸗ 
geſetz für die gefürſtete Grafſchaft Görz-Gradisca. — Landesgeſetze für das Herzogthum Bukowina. — Landes⸗ 
geſetz für das Königreich Dalmatien. — Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 4. December 1902, 
R. G. Bl. Nr. 225, betreffend die Arzneitaxe für das Jahr 1903. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums 
des Innern vom 30. November 1902, Z. 45776, betreffend das Pauſchale für den hydrographiſchen Dienſt. 
— Erlass des Miniſteriums des Innern vom 2. December 1902, Z. 49538, betreffend den Bezug des 
Reichsgeſetzblattes. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 20. September 1902, 
Z. 8043. Vorausſetzungen für die Erſitzung des Heimatrechtes durch Witwen nach der imatrechts⸗ 
novelle (Geſetz vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222). — Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 22. September 1902, Z. 6365. Beſtimmung des Standortes einer zu errichtenden Apotheke. — 
Verſchiedene Mittheilungen: Verzeichnis der in den Monaten October und November 1902 genehmigten 
Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen (§. 14 der Miniſterialverordnung vom 14. November 1901, 
R. G. Bl. Nr. 184). — Anderung eines Ortsgemeindenamens. — Ernennung zum Primararzte. — Verord⸗ 
nung des Juſtizminiſteriums vom 25. November 1902, betreffend die Begnadigung verurtheilter Jugend⸗ 
licher. — Durchführungsverordnungen des Finanzminiſteriums zu den Geſetzen vom 19. Juli 1902, R. G. 
Bl. Nr. 220 und 221. — Nothſtandsarbeiten und ihre Erfolge in Deutſchland. — Erweiterung des Arbeiter⸗ 
ſchutzes in der Schweiz. — Lite raturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Concursaus⸗ 
ſchreibungen. — Pränumerationsbedingungen für das Reichsgeſetzblatt. 


Geſeze und Verordnungen. 


Geſetz vom 19. Juli 1902, ſchriften vor Wirkſamkeit des Geſetzes vom 25. De⸗ 


cember 1894, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1885, in den 


betreffend 


eine theilweiſe Abänderung, beziehungsweiſe Er⸗ 
gänzung der Beſtimmungen über die Verſorgungs⸗ 
genüſſe der Civilſtaatsbeamten (Staatslehrperſonen), 
der nach den Civilpenſions vorſchriften behandelten 
Gendarmeriemannſchaftsperſonen und Gendarme⸗ 
rie⸗Kanzleidiener, ſowie der in die Kategorie der 
Dienerſchaft gehörigen penſionirten und proviſionir⸗ 
ten Civilſtaatsbedienſteten, R. G. Bl. Nr. 220. 


Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


GE 


Die normalmäßigen Ruhegenüſſe (Penſionen, 
Quieſcentenbezüge) der vor dem 1. October 1898 in 
den Ruheſtand verſetzten Staatsbeamten (Staatslehr— 
perſonen) der fünf unterſten Rangsclaſſen ſſechs unterſten 
Diätenclaſſen) werden um zehn Procent, jedoch min— 
deſten auf 800 K mit der Einſchränkung erhöht, dajs 
der ſo erhöhte Ruhegenuſßs jenen Betrag nicht über - 
ſchreiten darf, welcher ſich bei Zugrundelegung der 
durch die Geſetze vom 19. September 1898, R. G. Bl. 
Nr. 172, 167, 173, 174 und 175, feſtgeſetzten an⸗ 
rechenbaren Activitätsbezüge und der Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, 
ergeben würde. 


8. 2 

J. 2. 
— Die normalmäßigen Ruhegenüſſe (Penſionen, 
Quieſcentenbezüge) der nach den Civilpenſionsvor— 


Ruheſtand verſetzten Perſonen des Gendarmeriemann⸗ 
ſchaftsſtandes werden um zehn Procent, jene der nach 
dem erwähnten Zeitpunkte bis zum Eintritte der Wirk⸗ 
ſamkeit des Geſetzes vom 29. Jänner 1897, R. G. Bl. 
Nr. 42, in den Ruheſtand verſetzten um acht Procent, 
ſchließlich die Ruhegenüſſe der vor dem 1. Jänner 
1900 nach den Civilpenſionsnormen in den Ruheſtand 
verſetzten Gendarmerie-Kanzleidiener um acht Procent, 
alle dieſe Kategorien von Ruhegenüſſen jedoch min⸗ 
deſtens auf 400 K mit der Einſchränkung erhöht, 
daſs der jo erhöhte Ruhegenuſs jenen Betrag nicht 
überſchreiten darf, welcher dem Betreffenden bei An⸗ 
wendung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 
29. Jänner 1897, R. G. Bl. Nr. 42, und bei Zu⸗ 
grundelegung der am 1. Jänner 1900 in Kraft getre⸗ 
tenen anrechenbaren Activitätsbezüge zugekommen wäre. 


Sea 

Die normalmäßigen Ruhegenüſſe (Penſionen, 
Quieſcentenbezüge und Proviſionen) der in die 
Kategorie der Dienerſchaft gehörigen, vor dem 1. Sep⸗ 
tember 1899 in den Ruheſtand verſetzten Staats⸗ 
bedienſteten werden um 15 Procent, jedoch mindeſtens 
auf einen Jahresbetrag von 400 K mit der Ein⸗ 
ſchränkung erhöht, daſs der jo erhöhte Ruhegenufs 
jenen Betrag nicht überſchreiten darf, welcher dem 
betreffenden Staatsdiener bei Anwendung der Beftim- 
mungen des Geſetzes vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. 
Nr. 74, zugekommen wäre, falls er bei der Gehalts- 


regulirung in die im 8. 2, beziehungsweiſe 6 des Ge— 
ſetzes vom 26. December 1899, R. G. Bl. Nr. 255, 
feſtgeſetzte höchſte Gehaltsclaſſe, beziehungsweiſe höchſte 
Gehaltsſtufe der höchſten Gehaltsclaſſe eingereiht 
worden wäre. 


Bezüglich der Perſonen des Mannſchaftsſtandes 
der uniformirten Sicherheitswache, der Mitglieder der 
Civilpolizeiwache und der Polizeiagenten darf der 
erhöhte Ruhegenuſs jenen Betrag nicht überſteigen, 
welcher der betreffenden Perſon bei Zugrundelegung 
der im §. 5 des Geſetzes vom 26. December 1899, 
R. G. Bl. Nr. 255, für die Dienſtesſtelle derſelben 
feſtgeſetzten anrechenbaren Activitätsbezüge unter An— 
wendung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 
14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, als Ruhegenuſs 
gebürt hätte. 


§. 4. 


Die auf Grund älterer, durch das Geſetz vom 
14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, nicht außer 
Kraft geſetzter Civilpenſionsnormen bemeſſenen Ruhe— 
genüſſe, welche den Betrag von 800 K für einen 
Beamten (Staatslehrperſon) und von 400 K für die 
in den §§. 2 und 3 bezeichneten Kategorien von 
Staatsbedienſteten nicht erreichen, werden — inſoferne 
ſich deren Erhöhung nicht bereits aus den vorgehen— 
den Paragraphen ergibt — auf dieſe Beträge erhöht 
und ſind in Hinkunft mit keinem geringeren Betrage 
zu bemeſſen. 


8. 5. 


Die durch die Geſetze vom 25. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 83 ($. 2), vom 26. Februar 1876, 
R. G. Bl. Nr. 19 (S. 43), und vom 25. December 
1894, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1895 ($. 34), dann das 
Geſetz vom 27. März 1873, R. G. Bl. Nr. 50 (8. 2), 
gewährten Penſionserhöhungen, ſowie etwaige gnaden— 
weiſe Erhöhungen der normalmäßigen Ruhegenüſſe 
und im Gnadenwege bewilligte Zulagen zu denſelben 
ſind in die in den 88. 1 bis 4 dieſes Geſetzes feſt⸗ 
geſetzten Penſionserhöhungen einzurechnen. 


8. 6. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem erſten Tage des auf 
die Kundmachung desſelben nächſtfolgenden Monates 
in Wirkſamkeit. 

2 

Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. N 

Iſchl, am 19. Juli 1902. 


Franz Joſeph m. p. 


Koerber m. p. Böhm m. p. 
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Geſetz vom 19. Juli 1902, 
betreffend 


eine weitere Erhöhung der auf Grund des S. 16 des 
Geſetzes vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, er⸗ 
höhten normalmäßigen Verſorgungsgenüſſe der 
Witwen nach Civilſtaatsbeamten und Staatslehr⸗ 
perſonen, R. G. Bl. Nr. 221. 
Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes 
finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


SR 
Die auf Grund des S. 16 des Geſetzes vom 
14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, erhöhten normal- 
mäßigen Verſorgungsgenüſſe der Witwen- nach Civil— 
ſtaatsbeamten und Staatslehrperſonen werden um 
weitere 25 Procent mit der Maßgabe erhöht, daſs 
die Erhöhungen zuſammen 50 Procent der urſprüng— 
lichen normalmäßigen Penſion nicht überſchreiten 
dürfen. 
In dieſe 50 Procent werden die bewilligten 
Gnadenzulagen eingerechnet. 


8.9, 

Dieſes Geſetz tritt mit dem erſten Tage des auf 
die Kundmachung desſelben folgenden Monates in 
Wirkſamkeit. 

Se. 

Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein Finanz⸗ 
miniſter beauftragt. 

Iſchl, am 19. Juli 1902. 


Franz Joſeph m. p. 
Koerber m. p. Böhm m. p. 
Landesgeſetz für das Königreich Galizien 
und Lodomerien nebſt dem Großherzog⸗ 
thume Krakau. 


Der vom Landtage des Königreiches Galizien 
und Lodomerien nebſt dem Großherzogthume Krakau 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, mit welchem der 
Marktgemeinde Kamionka ſtrumilowa die Ein- 
hebung von Gemeindeauflagen von geiſtigen 
Getränken und Bier bewilligt wird, hat unter 
dem 18. November d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Landesgeſetz für die gefürſtete Graf⸗ 
ſchaft Görz⸗Gradisca. 


Der vom Landtage der gefürſteten Grafſchaft 
Görz-Gradisca beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Herſtellung und Erhaltung der 
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Zufahrtsſtraßen zu den Eiſenbahnſtationen, 
hat unter dem 29. November d. J. die Allerhöchſte 
Sanction erhalten. 


Landesgeſetze für das Herzogthum 
Bukowina. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Bukowina 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Einreihung der von der Zollſtraße in Kilo— 
meter 6 in Unter-Sinoutz beginnenden, über 
Unter- und Ober-Sinoutz, Pojeni, Ober- und Unter⸗ 
Staneſtie, Preworoki führenden, in die Reichsſtraße 
in Kilometer 19 in Tereſcheny einmündenden und der 
von der Reichsſtraße in Kilometer 32 abzweigenden 
über Deutſch- und Rumäniſch-Terebleſtie nach Unter⸗ 
Staneſtie führenden, in Kilometer 13 der erſteren 
Straße einmündenden Gemeindeſtraße in die 
Kategorie der Bezirksſtraßen und Bemautung 
derſelben, hat unter dem 23. November d. J., 


der von demſelben Landtage beſchloſſene Ent— 
wurf eines Geſetzes, betreffend die Einreihung der 
von der Karpathenreichsſtraße in Kilometer 189˙7 
abzweigenden, über Dorna-Watra bis zur Reichs 
grenze in Guranegri führenden Gemeindeſtraße 
in die Kategorie der Bezirksſtraßen, hat unter 
dem 1. December d. J. die Allerhöchſte Sanction 
erhalten. 


Landesgeſetz für das Bönigreich Dal- 
matien. 


Der vom Landtage des Königreiches Dalmatien 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit die $$. 11, 
12 und 41 der Landesordnung abgeändert 
werden, hat unter dem 3. December d. J. die Aller- 
höchſte Sanction erhalten. 


Verordnung des Miniſteriums des 
Innern vom 4. December 1902, B. G. Bl. 
Ur. 225, 
betreffend 
die Arzneitaxe für das Jahr 1903. 


Am 1. Jänner 1903 tritt die unter dem Titel 
„Arzneitaxe für das Jahr 1903 zu der durch die 
Additamenta vom Jahre 1900 ergänzten öſterreichi⸗ 
ſchen Pharmakopbe vom Jahre 1889“ im Verlage 
der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erſchienene, auf 
Grund der jüngſten Droguenpreisliſten feſtgeſetzte 
Arzneitaxe in Kraft. 


Die Verordnung des Miniſteriums des Innern 
vom 29. November 1901, R. G. Bl. Nr. 195, betreffend 
die öſterreichiſche Arzneitare für das Jahr 1902, 
wird mit 1. Jänner 1903 außer Wirkſamkeit geſetzt 
und haben an deren Stelle die nachſtehenden Beſtim— 
mungen zu treten: a 


3 


Alle Apotheker ohne Ausnahme, dann die zur 
Führung einer Hausapotheke befugten Arzte und 
Wundärzte, beziehungsweiſe Thierärzte haben ſich 
genau an die am 1. Jänner 1903 in Kraft tretende 
Arzneitaxe zu halten und ſich mit einem Druckexem⸗ 
plare derſelben zu verſehen. 


F. 2. | 
Den Apothekern, ſowie den Ärzten und Wund- 
ärzten haben die der VII. Ausgabe der öſterreichiſchen 


Pharmakopöe vorangeſtellten „Allgemeinen Beſtim⸗ 


mungen und Regeln“, welche mit der Verordnung 
des Miniſteriums des Innern vom 1. Juli 1889, 
R. G. Bl. Nr. 107, verlautbart worden ſind, ſowie die 
nachſtehenden beſonderen Beſtimmungen zur genauen 
Darnachachtung zu dienen. 


8. 3. 


Diejenigen Arzneiartikel, in Beziehung auf deren 
Verabfolgung beſondere beſchränkende Anordnungen 
beſtehen, und welche — inſoferne ſie zu den offieinellen 
gehören — in dieſer Arzneitaxe gleichwie in der 
Pharmakopöe ſammt Nachtrag durch auffällige 
(fette) Schriftzeichen) erſichtlich gemacht und 
überdies in der Tabelle IV der Pharmakopbe ſammt 
Nachtrag zuſammengeſtellt ſind, dürfen von den Apo⸗ 
thekern nur gegen ordentliche Verſchreibung eines hiezu 
berechtigten Arztes, Wundarztes oder Thierarztes hint⸗ 
angegeben werden. 


Ausgenommen hievon ſind in Gemäßheit der 


Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 


1. Auguſt 1884, R. G. Bl. Nr. 131, die Carbol⸗ 
ſäure, der Zink- und Kupfervitriol, inſofern 


dieſe Stoffe nicht als Heil-, ſondern lediglich als 
Desinfectionsmittel verwendet werden, in welchem 


Falle jedoch dieſe Verwendung durch die auf der 


Signatur des Gefäßes deutlich erſichtlich zu machende 
Bezeichnung „Zur Desinfection“ 
werden muss, dann das Chloroform in einer „Zum 
äußerlichen Gebrauche“ beſtimmten Miſchung, in 
welcher die Menge des Chloroforms 20 Progent der 
Geſammtmiſchung nicht überſteigen darf. 


§. 4. 


Bei Bereitung und Abgabe der Arzneien ſind 
die Weiſungen der ärztlichen Verſchreibung (des 
Receptes) in allen Punkten genau zu befolgen. 


) Vertritt die Stelle des früheren Kreuzzeichens. 


vorgezeichnet 
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Recepte, in denen die in der Tabelle III der 
VII. Ausgabe der öſterreichiſchen Pharmakopöe vom 
Jahre 1889 ſammt Nachtrag verzeichneten Maximal- 
doſen von Arzneimitteln überſchritten ſind, dürfen nur 
dann in der ordinirten Weiſe dispenſirt werden, wenn 
vom Arzte der Gewichtsmenge das Ausrufungszeichen (!) 
beigefügt iſt. 

Außerdem wird angeordnet, daſs die Gewichts- 
mengen der in einem Recepte verordneten, in der 
Maximaldoſen⸗Tabelle enthaltenen Arzneimittel vom 
Arzte nicht bloß mit Ziffern, ſondern auch mit Worten 
genau bezeichnet werden ſollen. 

Bei der Dispenſation von abgetheilten Pulvern 
iſt das Offnen des Lumens der Papierkapſeln durch 
Anblaſen mit dem Munde aus ſanitären Rückſichten 
zu vermeiden. 


8.5. 
Das Recept mufs in allen Theilen deutlich und 


leſerlich geſchrieben fein. Auf unleſerlich gefchriebene |. 


oder dem Apotheker nicht völlig verſtändliche Recepte 
darf keine Arznei ohne früher eingeholte Aufklärung 
ſeitens des ordinirenden Arztes verabfolgt werden. 
Auf jedem Recepte ſoll in der Regel Name und 
Wohnort der Partei, für welche die verſchriebene 
Arznei beſtimmt ift, erſichtlich fein, und find dieſe An- 
gaben, falls dies vom Arzte unterlaſſen worden ſein 
ſollte, in der Apotheke beizufügen. Verweigert die 
Partei die Mittheilung derſelben, ſo iſt das Recept in 
deren Einvernehmen mit einer geeigneten Bezeichnung 
zu verſehen, durch welche einer Verwechslung bei Er— 
folgung der Arznei vorgebeugt werden kann. 


8. 6. 


Die wiederholte Dispenſation einer Arznei nach 
Einem Recepte iſt nur für die auf demſelben bezeich— 
nete Partei zuläſſig. 

Steht die miſsbräuchliche Verwendung einer 
Arznei mit Grund zu beſorgen, ſo hat der ordinirende 
Arzt dem betreffenden Recepte die Clauſel „ne repe- 
tatur“ beizufügen, und es iſt dem Apotheker unter- 
ſagt, nach mit dieſer Clauſel verſehenen Recepten die 
Arznei wiederholt zu verabfolgen. 

Recept⸗Blankette mit vorgedruckten „ne repe- 
tatur“ ſind nicht zuläſſig. 


5 7. 


Die Ausfolgung von Arzneien auf Receptcopien 
und das Copiren von Recepten in den Apotheken iſt 
unterſagt, es ſei denn, dass das letztere durch beſtimmte 
Umſtände, z. B. wegen der Dispenſation einer 
Arznei auf Koſten öffentlicher Fonde, von Humanitäts- 
anſtalten, von Krankencaſſen, von Vereinen u. dgl. ge- 
boten iſt, in welchem Falle jedoch die Veranlaſſung 
zur Anfertigung der Receptcopie auf dieſer zu bemer- 
ken iſt. 
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Die Receptcopie iſt mit der deutlichen Bezeich— 
nung der Apotheke und der Unterſchrift des Expe— 
dienten zu verſehen. 


§. 8. 


Recepte mit dem Vermerke „eito“ oder „statim“ 
ſind ſo raſch als möglich zu dispenſiren. 


8. 9. 


Recepte mit dem Beiſatze „secundum meam 
praescriptionem“ oder mit einer anderen Bemer— 
kung, durch welche auf ein geheimes Einverſtändnis 
oder auf irgend eine Abmachung des Apothekers mit 
dem Arzte, die in allen Beziehungen des Arztes zum 
Apotheker unſtatthaft iſt, hingewieſen wird, dürfen in 
den Apotheken nicht dispenſirt werden. Den Arzten 
wird unterſagt, derlei Ausdrücke oder Bemerkungen in 
ihren Recepten zu gebrauchen. 


8. 10. 


Bei der Dispenſation von Arzneien auf Rech- 
nung öffentlicher Fonde, von Humanitätsanſtalten, 
Krankencaſſen u. dgl., ſowie für Unbemittelte, dann 
über beſonderes Verlangen der Parteien ſind nur die 
in der Taxe billigſt angeführten Behältniſſe in An- 
wendung und Rechnung zu bringen, inſoferne nicht 
gemäß §. 18 der Ordinationsnorm vom 17. März 
1891, R. G. Bl. Nr. 45, von einer Anrechnung von Ge— 
fäßen abzuſehen iſt. 

Dasſelbe hat ſtattzufinden, wenn wegen Mittel- 
loſigkeit des Arzneibedürftigen vom Arzte die Bemer- 
kung: „Fiat expeditio simplex“ dem Recepte bei⸗ 
gefügt iſt. 

Die in der Ordinationsnorm vom 17. März 
1891, R. G. Bl. Nr. 45, vorgeſehenen Verein— 
fachungen und Ermäßigungen der Arzneiberechnung 
haben bei der Dispenſation von Arzneien für Rech- 
nung der nach dem Krankenverſicherungsgeſetze vom 
30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, eingerichteten, 
ſowie der unter ſtaatlicher Controle ſtehenden Kran— 
fencaffen zur Anwendung zu kommen, wenn nicht 
durch das ärztliche Recept beſondere Vorſchriften ge— 
geben ſind. 


Ss. 11. 


Bei der Taxirung von Recepten für Rechnung 
der nach dem Krankenverſicherungsgeſetze eingerich— 
teten, ſowie der unter ſtaatlicher Controle ſtehenden 
Krankencaſſen iſt vom Apotheker ein Nachlaſs in der 
Höhe von mindeſtens 5 Procent des ermittelten 
taxmäßigen Arzneipreiſes zu gewähren. 

Höhere Nachläſſe bleiben der Vereinbarung 
zwiſchen Apothekern und Krankencaſſen überlaſſen. 

In ſtrittigen Fällen ſind die politiſchen Landes— 
behörden ermächtigt, den Apotheken eines beſtimmten 
Krankencaſſengebietes, insbeſondere der Hauptſtädte 


334 


und Induſtrieorte, nach Maßgabe des in demſelben 
ſtattfindenden Medicamentenumſatzes für Rechnung 
der gedachten Krankencaſſen, ſowie nach Maßgabe der 
localen Verhältniſſe einen höheren Procent-Nachlaſs, 
und zwar bis 15 Procent des geſammten Tax— 
preiſes vorzuſchreiben, wobei ſtets ein gleichmäßiges 
Vorgehen bezüglich aller Apotheken des betreffenden 
Gebietes zum Zwecke der Hintanhaltung von Stö— 
rungen der regelmäßigen Medicamentenverſorgung 
des Publicums innerhalb der amtlich feſtgeſetzten Ab— 
ſatzgebiete der Apotheken zu beobachten iſt. 


§. 12. 


Für das zehnfache Ausmaß (Menge, Stüd- 
zahl) der in der Arzneitaxe enthaltenen Mittel iſt nur 
der achtfache Preisanſatz der Taxe in Anrechnung 
zu bringen; bei Abgabe des hundertfachen Aus— 
maßes iſt wieder nur der achtfache Betrag des für 
das zehnfache Ausmaß giltigen Anſatzes (das iſt 
das Vierundſechzigfache des einfachen Tax— 
anſatzes) zu berechnen. 

Dieſer erniedrigte Preisanſatz hat auch dann in 
Anwendung zu kommen, wenn bei der Taxirung für 
ein Ausmaß (Menge, Stückzahl) von Arzneimitteln 
unter dem Zehnfachen, beziehungsweiſe Hundert- 
fachen der in der Arzneitaxe enthaltenen Doſis ein 
höherer Betrag ſich ergibt, als dem ermäßigten Preis- 
anſatze für die größere Menge entſprechen würde. 


9. 18. 


Der kleinſte Preisanſatz für die Bewertung 
eines Artikels bei Taxirungen, auf welche die mit der 
Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 
17. März 1891, R. G. Bl. Nr. 45, erlaſſene Ordi⸗ 
nationsnorm, ſowie die Beſtimmung des §. 14 dieſer 
Verordnung keine Anwendung findet, beträgt fünf 
Heller, bei der Taxirung nach der Ordinationsnorm 
jedoch nur zwei Heller. 

Ein Preisanſatz beim Taxiren, welcher einen 
ganzen Heller nicht erreicht, darf als ganzer Heller 
berechnet werden, und ebenſo darf, wenn bei der Tari- 
rung für einen Arzneiartikel nebſt einem oder mehre- 
ren Hellern noch ein Bruchtheil eines Hellers ſich 
ergibt, dieſer als ganzer Heller angerechnet werden. 


8. 14. 


Für Aqua communis bis zur Menge von 
Einem Liter, ſowie für jeden weiteren Liter darf mit 
Ausnahme des Falles, dafs dieſes Waſſer zum Decocte 
oder Infuſum verwendet wird, der Betrag von zwei 
Hellern angerechnet werden. 


8. 15. 


Apothekern, welche beim Bezuge von Spiritus 


außer der ſtaatlichen Brantweinſteuer namhafte 
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Communalabgaben für Brantwein zu entrichten haben, 
kann über Einſchreiten von der politiſchen Landes— 
behörde eine entſprechende Erhöhung des Taxpreiſes 
für jene ſpirituöſen Artikel, welche in dem der Arznei- 
taxe beigeſchloſſenen Verzeichniſſe namentlich angeführt 
ſind, bewilligt werden. 


§. 16. 


Iſt in dem Recepte die Gewichtsmenge eines 
indifferenten Beſtandtheiles vom Arzte nicht näher 
angegeben, oder iſt zur Herſtellung der verwendeten 
Arzneiform ein im Recepte nicht angeführter indiffe⸗ 
renter Zuſatz nothwendig, ſo iſt bei der Taxirung die 
verbrauchte Menge des indifferenten Beſtandtheiles 
oder Zuſatzes auf dem Recepte vom Expedienten 
erſichtlich zu machen. 8 

Bezüglich der Berechnung von tropfenweiſe ver⸗ 
ordneten Arzneimitteln hat Folgendes zu gelten: 

Von fetten, ſowie von ſchweren ätheriſchen Olen, 
von Tincturen, verdünnten Mineralſäuren und 
wäſſerigen Flüſſigkeiten überhaupt werden 20 Tropfen, 
von den übrigen ätheriſchen Olen, von Eſſigäther, 
Atherweingeiſt und Chloroform 25 Tropfen, von 
reinem Ather 50 Tropfen gleich einem Gramm 
gerechnet. 


8 


Auf jedem Recepte, nach welchem in einer öffent⸗ 
lichen oder in einer Hausapotheke Arzneien bereitet 
und abgegeben werden, iſt vor der Expedition der 
Taxbetrag in Ziffern deutlich aufzuſchreiben, und bei 
der erſten Taxirung auch nach den Materialien, der 
Arbeit und den Behältniſſen (Gefäßen, Schachteln 
u. dgl.) zu ſpecificiren. 

In den öffentlichen Apotheken hat derjenige, 
welcher die Arznei taxirte, auf dem Recepte nebſt 
dem Preiſe auch das Datum und die Firma der 
Apotheke erſichtlich zu machen und ſeine Namens⸗ 
fertigung beizuſetzen, während Derjenige, welcher die 
Arznei expedirte, auf der Signatur jedesmal das 
Datum der Expedition und ſeine Namensfertigung 
beizufügen hat. 

Dieſelben Vormerkungen — bei abweichender 
Taxirung auch der Taxbetrag — ſind bei wieder⸗ 
holter Dispenſation einer Arznei nach demſelben 
Recepte auf dem letzteren, beziehungsweiſe auf der 
Signatur jedesmal anzubringen. 


§. 18. 


Es iſt erlaubt, die Arzneien unter der Taxe 
hintanzugeben; in einem ſolchen Falle mufs jedoch auf 
dem Recepte ſowohl der taxmäßige, als auch der frei— 
willig herabgeſetzte Betrag mit Ziffern angemerkt 
werden. 

Jedoch müſſen auch die unter der Taxe hintange⸗ 
gebenen Arzneien von derſelben tadelloſen Bejchaffen- 
heit ſein, welche in der Pharmakopße vorgeſchrieben 


ift, und darf auch dem Gewichte nach nicht etwa 
weniger gegeben werden. 

Auch im Handverkaufe dürfen die Preiſe von 
Arzneimitteln niemals höher als nach den Anſätzen 
der Arzneitaxe berechnet werden. 


8. 19. 


Bei der Bemeſſung der Preisanſätze jener Arznei— 
mittel, welche in der Pharmakopöe nicht enthalten 
ſind, haben die politiſchen Behörden in den zu ihrer 
Beurtheilung gelangenden Fällen nach denſelben 
Grundſätzen vorzugehen, nach welchen die Tax— 
bemeſſung für die in der Pharmakopöe ſammt Nach- 
trag enthaltenen Arzneimittel ſtattfindet und deren 
Wortlaut der Arzneitaxe für das Jahr 1903 bei— 
gefügt iſt. 


§. 20. 


Blutegel ſind nicht als arzneilicher Gegenſtand 
zu betrachten. Die Apotheker ſind jedoch verpflichtet, 
dieſelben in gutem Zuſtande vorräthig zu halten. 

Der Verkaufspreis derſelben incluſive Dispen— 
ſation wird für die Apotheken mit 20 Heller feit- 
geſetzt. Dieſer Preis unterliegt für die Rechnungs— 
leger, welche auf Koſten öffentlicher Fonde Arzneien 
liefern, bei der Vergütung keinem Procentabzuge. 


8. 21. 


Die Preiſe der in die Pharmakopöe aufgenom— 
menen Verbandſtoffe find in einer beſonderen Taxe 
im Anhange zur Arzneitaxe enthalten; dieſelben unter— 
liegen im gleichen Falle keinem Procentabzuge. 


9. 22. 


Arzte und Wundärzte, welche zur Führung einer 
Hausapotheke oder eines Nothapparates be— 
rechtigt oder verpflichtet find (Verordnung des Mini- 
ſteriums des Innern vom 26. December 1882, R. G. 
Bl. Nr. 182), haben die zur Einrichtung und Ergän- 
zung ihrer Hausapotheken oder Nothapparate erfor— 
derlichen chemiſchen und pharmaceutiſchen (ein- 
fachen und zuſammengeſetzten) Präparate, ſowie 
ſonſtige arzneiliche Zubereitungen ausſchließlich 
aus einer der nächſtgelegenen Apotheken zu be— 
ziehen und ſich über dieſen Bezug durch ein eigenes 
Faſſungsbuch auszuweiſen, in welchem der Name und 
das Gewicht der Arzneimittel, ſowie die Zeit ihres 
Bezuges genau anzugeben und durch die Namens- 
fertigung des Apothekers zu beſtätigen iſt. 

Hiebei bleibt die Preisermäßigung dem gegen— 
ſeitigen Übereinkommen überlaſſen. 
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8. 23. 


Bei Berechnung von Thierheilmitteln hat, 
ſoweit dieſelben nicht in der beſonderen Taxe für die— 
ſelben angeführt, ſondern in der Taxe für Heilmittel 
der Pharmakopöbe enthalten find, von den ſich hier— 
nach ergebenden Taxpreiſen ein Abzug von 10 Pro— 
cent zu folgen. 

Für Recepturarbeiten und für Gefäße wird bei 
Thierheilmitteln die Anwendung derſelben Taxe, wie 
bei den Arzneimitteln zum Gebrauche für den Menſchen 
geſtattet. 


8. 24. 


Die Apotheker ſind verpflichtet, die Labe- und 
Desinfectionsmittel, ſowie Verbandartikel, welche 
durch die mit der Verordnung des Miniſteriums des 
Innern vom 10. September 1897, R. G. Bl. 
Nr. 216, erlaſſenen „Dienſtesvorſchriften für 
Hebammen“ vorgezeichnet ſind, vorräthig zu halten, 
ſowie berechtigt, die übrigen zur Ausrüſtung der 
Hebammen erforderlichen Geräthſchaften zu führen. 

Den Hebammen iſt beim directen Bezug dieſer 
Artikel aus der Apotheke ein zehnprocentiger Nachlass 
des Taxpreiſes zu gewähren. 

Desgleichen ſind die Apotheker verpflichtet, min— 
deſtens zwei Fläſchchen von Diphtherie-Heilſerum zu 
je 1000 Antitoxin⸗Einheiten entſprechend der Sorte 2 
des Diphtherie-Heilſerums aus dem ſtaatlichen ſero— 
therapeutiſchen Inſtitute vorräthig zu halten. 


8. 25. 


Die in der Arzneitaxe im Einvernehmen mit 
dem k. k. Handelsminiſterium durchgeführte Speci— 
fication der officinellen Arzneimittel hat bei Hand— 
habung der Verordnungen der Miniſterien des Innern 
und des Handels vom 17. September 1883, R. G. 
Bl. Nr. 152, und vom 17. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 97, 
zur Richtſchnur zu dienen. 


§. 26. 


Jede Übertretung der vorſtehenden Anordnungen 
wird, inſofern hierauf nicht die Beſtimmungen des 
allgemeinen Strafgeſetzes Anwendung finden, mit 
Geldſtrafen bis zu 200 Kronen oder mit Arreſt bis zu 
14 Tagen geahndet. (Miniſterialverordnung vom 
30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198.) 


2 
Die außer dieſen Beſtimmungen ſonſt noch beſte— 
henden Vorſchriſten, betreffend den Bezug, die Führung 
und den Verkauf von Arzneiwaren und Arzneien, 
bleiben in Kraft. 
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Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 30. November 1902, 3. 45776, 


betreffend 
das Pauſchale für den hydrographiſchen Dienſt. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Im Voranſchlagsentwurfe für das Jahr 1903 
wurden bei dem Titel „Centralleitung“ aus der bis— 
herigen Dotation der Rubrik: „Pauſchaleredit für den 
hydrographiſchen Dienſt“ alle ſyſtemmäßigen Bezüge der 
in dieſem Specialdienſte in Verwendung ſtehenden k. k. 
Staatsbeamten ausgeſchieden und der ſonach für alle 
übrigen Auslagen verbleibende Erfordernisreſt unter 
der neubezeichneten Rubrik: „Pauſchale für den hydro— 
graphiſchen Dienſt“ veranſchlagt. 

Die erwähnten ſyſtemmäßigen Bezüge wurden 
theils auf die einſchlägigen Rubriken des Titels 
„Centralleitung“, theils auf jene des Titels „Staats— 
baudienſt“ übertragen, und werden auch die Bezüge der 
den hydrographiſchen Landesabtheilungen etwa zuge— 
wieſenen Kanzleigehilfen vom Jahre 1904 an in 
dieſem letzteren Titel zu präliminiren ſein. 

In der Präliminirung der perſönlichen Bezüge 
für die bei den hydrographiſchen Landesabtheilungen 
in Verwendung ſtehenden Staatsbaubeamten, ſowie in 
der Veranſchlagung der aus der Rubrik „verſchiedene 
Auslagen“ des Titels „Waſſerbau für Zwecke des 
hydrographiſchen Dienſtes“ zu beſtreitenden Auslagen 
iſt eine Anderung nicht eingetreten. 

Ebenſo wurde auch die bisherige Präliminirung 
der Bedeckung des hydrographiſchen Dienſtes bei Dr 
Titel „Centralleitung“ beibehalten. 


Im Einvernehmen mit dem k. k. Oberſten Rech⸗ 
nungshofe werden bezüglich der zu Laſten dieſer dem 
hydrographiſchen Dienſte gewidmeten Theileredite bei 
den einzelnen Landesabtheilungen erfolgenden Ge— 
barungen und deren künftiger Verrechnung nach— 
ſtehende Beſtimmungen getroffen: 

Die Gehalte und Activitätszulagen ꝛc. der Aſſi⸗ 
ſtenten für den hydrographiſchen Dienſt ſind vom 
1. Jänner 1903 an etatmäßig zu Laſten des Titels 
„Staatsbaudienſt“ anzuweiſen und zu verrechnen; es 
hat demnach von dieſem Zeitpunkte an bezüglich der 
Bezüge der hydrographiſchen Aſſiſtenten von der bis⸗ 
herigen contocorrentmäßigen Anweiſung und Über⸗ 
rechnung derſelben auf die im Titel „Centralleitung“ 
vorgeſehene Rubrikendotation für den hydrographiſchen 
Dienſt ſein Abkommen zu finden. 

Was die mit dem h. o. Erlaſſe vom 20. Juli 
1902, 3. 30162, ſyſtemiſirten, der dortigen hydro— 
graphiſchen Landesabtheilung zugewieſenen, oder in 


Hinkunft für dieſen Specialdienſt zu ſyſtemiſirenden, 
Kanzleigehilfenſtellen anbelangt, ſo wird die 
dem Erforderniſſe vor dem 1. Auguſt 1902 
entſprechende Auslage in den Jahren 1902 und 
1903 zu Laſten der Rubrik „Bezüge der Kanzlei⸗ 
gehilfen“ beim Titel „Centralleitung“ zu verrechnen 
ſein; da die Bedeckung dieſes Erforderniſſes im Jahre 
1902 und 1903 im Sinne des Artikels XIX der mit 
dem eitirten h. o. Erlaſſe verlautbarten Durchführungs⸗ 
Vorſchriften, betreffend das Kanzleihilfsperſonal der 
politiſchen Verwaltung, durch eine gleich hohe Er— 
ſparung bei der Dotation der bisherigen Zwecksrubrik 
zu erfolgen hat, wird über die Höhe der aus dieſem 
Anlaſſe am Pauſchalcredite für den hydrographiſchen 
Dienſt im Jahre 1902 zu erzielenden Erſparung jo- 
gleich, ſowie über die Höhe der aus dem analogen 
Anlaſſe im Jahre 1903 an dem „Pauſchale für den 
hydrographiſchen Dienſt“ zu erzielenden Erſparung 
ſeinerzeit rechtzeitig anher zu berichten, eventuell die 
Fehlanzeige zu erſtatten ſein. Hiebei wird vorausge⸗ 
ſetzt, daſs die Bezüge der der hydrographiſchen Landes⸗ 
abtheilung etwa zugewieſenen Kanzleigehilfen vom be⸗ 
treffenden Zeitpunkte an, gleich wie die Bezüge aller 
übrigen Kanzleigehilfen, bei der l. f. Caſſa im Conto⸗ 
corrente zu Laſten des Titels „Centralleitung“ an⸗ 
gewieſen worden ſind. 

Vom 1. Jänner 1904 an ſind dieſe An⸗ 
weiſungen wieder einzuſtellen und entſprechend 5 
Präliminirung auf den Titel „Staatsbaudienſt“ 
übernehmen. 


Was die Verrechnung des Mehraufwandes an 
Bezügen der erwähnten Kanzleigehilfen anbelangt, ſo 
wird die Übertragung und Nachweiſung derſelben auf 
die „allgemeine Caſſaverwaltung“ pro 1902 und 
1903 vom h. o. Rechnungsdepartement zu erfolgen 
haben. : 
Die Taggelder der bei den Hydrographifchen 
Landesabtheilungen in Verwendung ſtehenden männ— 
lichen und eventuell weiblichen Kanzleihilfsarbeiter, 
dann der Aushilfsdiener werden auch fernerhin den 
Pauſchalcredit, beziehungsweiſe das Pauſchale für den 
hydrographiſchen Dienſt belaſten. 

Bezüglich der Verrechnung des ſich bei den Be— 
zügen dieſer Kategorie von Bedienſteten im Hinblicke 
auf die Verordnungen des Geſammtminiſteriums 
vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 145, und vom 
15. October 1902, R. G. Bl. Nr. 200, gegenüber 
dem früheren Erforderniſſe etwa ergebenden Mehr— 
aufwandes wird auf die Beſtimmungen des Art. XIX 
der citirten Durchführungsvorſchriften, beziehungs— 
weiſe auf den h. o. Erlaſs vom 11. November 1902, 
3.45750, verwieſen, weshalb auch über dieſen Mehr- 
aufwand pro 1902 ſogleich, pro 1903 aber rech 


zeitig zur Ermöglichung der Übertragung desſelben 
auf die allgemeine Caſſaverwaltung Bericht, eventuell 
Fehlanzeige zu erſtatten ſein wird, da dieſe Mehr— 
beträge bis Ende 1903 eben nicht definitiv den 
Pauſchaleredit, beziehungsweiſe das Pauſchale für den 
hydrographiſchen Dienſt zu belaſten haben. 

Nebſt den Taggeldern der Kanzleihilfsarbeiter 
und Aus hilfsdiener werden ferner aus dem Pauſchale 
für den hydrographiſchen Dienſt die aus den Obliegen— 
heiten dieſes Dienſtes hervorgehenden Auslagen, dem— 
nach die Entlohnungen der Beobachter der hydrogra— 
phiſchen Stationen, die ſachlichen Auslagen des Beob— 
achtungsdienſtes, wie Anſchaffung und Erhaltung 
von Meſsapparaten, ſowie die Koſten von Publica— 
tionen jeder Art, ſohin einſchließlich der Auslagen 
für die Herausgabe der Waſſerſtands- und Schnee— 
beobachtungsberichte ꝛc. zu beſtreiten fein. 

Das Pauſchale für den hydrographiſchen Dienſt 
wird aber ſyſtemgemäß auch die Amts- und Kanzlei— 
erforderniſſe der hydrographiſchen Landesabtheilung, 
einſchließlich der Auslagen für die Beheizung und Be— 
leuchtung, ſowie der eventuellen Koſten des Heiz— 
perſonales, dann Telegraphen- und Telephongebüren 
und jene Hausauslagen zu tragen haben, welche nach 
dem h. o. Erlaſſe vom 10. October 1898, Z. 22465 
ex 1896, ſonſt die Amtspauſchalien der politiſchen 
Behörden treffen. 

„In gleicher Weiſe werden eventuelle Auslagen 
für Überſetzungen in andere Sprachen, dann die Reiſe— 
koſten der Beamten und des Kanzleihilfsperſonales an- 
läſslich der Inſpicirung von Beobachtungsſtationen 
und der Durchführung geodätiſcher und hydrometriſcher 
Erhebungen, endlich die den Kanzleihilfsarbeitern und 
Aushilfsdienern des hydrographiſchen Dienſtes etwa 
bewilligten Belohnungen und Aushilfen zu Laſten der 
Dotation für den hydrographiſchen Dienſt zu ver- 


rechnen ſein. 


Dagegen ſind die anläſslich von Verſetzungen an 
einen anderen Dienſtort eventuell erwachſenden Über— 
ſiedlungskoſten von Beamten (Aſſiſtenten) und Kanzlei— 
gehilfen, dann die dieſen Kategorien in Hinkunft etwa 
zu gewährenden Belohnungen oder Aushilfen, jedoch 
bezüglich der Kanzleigehilfen erſt vom Jahre 1904 an, 
auf die bezüglichen Zwecksrubriken des Titels „Staats— 
baudienſt“ (Amtspauſchale, beziehungsweiſe Be— 


lohnungen und Aushilfen) zu übernehmen und iſt 


weiters bezüglich der Verrechnung der auf den hydro— 
graphiſchen Dienſt etwa entfallenden Auslagen an 
Miete für Amtslocalitäten, ſowie an Gebäude— 
erhaltungen und Hauserforderniſſen in gleicher Weiſe 
unter Belaſtung der bezüglichen Rubriken des Titels 
„Staatsbaudienſt“ vorzugehen. 

Im Sinne des h. o. Erlaſſes vom 20. Auguſt 
1901, Z. 22109, werden alle die Dotation für den 
hydrographiſchen Dienſt belaſtenden vorbezeichneten 
Auslagen aus fallweiſe gewährten Verlägen zu 


beſtreiten ſein. 


V. B. M. I. 
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Zur Erlangung der hiefür nothwendigen Theil— 
dotationen hat die hydrographiſche Landesabtheilung 
das jeweilige monatliche Erfordernis entſprechend feſt— 
zuſtellen und in der bisherigen Weiſe dem hydro— 
graphiſchen Centralbureau unmittelbar bis zum 10. 
des Vormonates bekanntzugeben. Nach Prüfung des 
Anſpruches durch das Centralbureau wird die erforder— 
liche Theildotation in der bisher üblichen Weiſe 
durch die monatlichen Dotationszuweiſungen der 


Statthalterei 5 5 
k. . Sandesten leu SHE Verfügung geſtellt werden. 


Im Falle des Bedarfes hat ſodann die hydro— 
graphiſche Landesabtheilung bei der k. k. ne 
um die Flüſſigmachung eines Verlages, deſſen Höhe 
die zur Verfügung ſtehende Theildotation nicht über— 
ſteigen darf, einzuſchreiten, welcher zu Handen der hydro— 
graphiſchen Landesabtheilung, und zwar commiſſions— 
weiſe für Rechnung des bei der Centralleitung des 
Miniſteriums des Innern präliminirten Pauſchales 
für den hydrographiſchen Dienſt anzuweiſen iſt, und 
die gleichzeitige, ſohin gewöhnlich monatliche Rech— 
nungslegung über den größten Theil des früheren 
Verlages zur Vorausſetzung hat, der unverrechnete 
Reſt, der nicht größer ſein darf, als zur ungehinderten 
Fortführung der Geſchäfte des hydrographiſchen 
Dienſtes bis zur Ausfolgung des angeſprochenen 
neuen Verlages unbedingt nothwendig iſt, kommt in 
die neue Verlagsrechnung zu übertragen. Eine ſolche 
Übertragung wird im Sinne des Pauſchalcharakters 
der ganzen Dotation vom Jahre 1903 angefangen, 
wenn nöthig auch mit Jahresſchluſs auf das nächſte 
Jahr ſtattfinden können. 


Die Prüfung der Verlagsrechnungen wird 
wie bisher durch das Rechnungsdepartement der 

Statthalterei ; 
Re Sandesregierumg vorzunehmen fein. Nach Jahres⸗ 
ſchluſs ſind dieſe Abrechnungen documentirt ſeitens der 
Landesabtheilung unmittelbar an das hydrographiſche 
Centralbureau einzuſenden; letzteres wird nach vor— 
genommener Superreviſion die Rückſtellung der docu— 
mentirten Rechnungen an die Landesabtheilung zur 
Aufbewahrung veranlaſſen. 


In der Verrechnung der aus der Rubrik „Ver— 
ſchiedene Auslagen“ des Titels „Waſſerbau“ für 
Zwecke des hydrographiſchen Dienſtes zu beſtreitenden 
Auslagen tritt eine Anderung nicht ein; doch wird die 
Ertheilung von Verlägen aus dieſen Mitteln auf das 
unbedingt nothwendige Maß zu beſchränken, ſomit in 
der Regel die unmittelbare Begleichung der betreffen— 
den Ausgaben durch eine l. f. Caſſe zu veranlaſſen ſein. 


Die Verrechnung der Einnahmen des hydro— 
graphiſchen Dienſtes hat entſprechend der Präli— 
minirung in der bisherigen Weiſe beim Titel „Central— 
leitung“ zu erfolgen, welchem daher die eingezahlten 
Beiträge der Landes vertretungen zu den Koſten des 
hydrographiſchen Dienſtes commiſſionsweiſe zuzu— 
rechnen ſind. 
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Erlaſs des Miniſteriums 


vom 2. December 1902, 
betreffend 
den Bezug des Reichsgeſetzblattes. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


des Innern 
3. 49538, 


gebieten) für den Bezug des Reichsgeſetzblattes zu 
leiſtende Vergütung wird für das Jahr 1903 mit 


mit dem Betrage von vier 


ſeſtgeſetzt. 


Hievon wird die k. k. Statthalterei (Landes— 
regierung) mit dem Bemerken verſtändigt, dafs die 


(4) Kronen pro Exemplar 


Die nach §. 9. des Geſetzes vom 10. Juni 1869, Einhebung dieſer Vergütung mit dem Beginne des 
R. G. Bl. Nr. 113, von den Gemeinden (und Guts- Jahres 1903 ſtattzufinden hat. 


Sudicate. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
20. September 1902, 3. 8043. 


Vorausſetzungen für die Erſitzung des Heimatrechtes 
durch Witwen nach der Heimatrechtsnovelle (Geſetz vom 
5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222). 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten Er- 
lenntniſſe die Beſchwerde der Gemeinde W. gegen die Ent» 
ſcheidung der Statthalterei in J. vom 9. October 1901, 
3. 39922, betreffend das Heimatrecht der M. B., mit 
folgender Motivirung als unbegründet abgewieſen: 

Die mit dem Statthaltereierlaſſe vom 9. October 1901, 
3. 39922, der Witwe M. B. geb. T. auf Grund des 8.2 des 
Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, ver⸗ 
liehene Aufnahme in den Heim atverband der Gemeinde 
W. wird von dieſer Gemeinde deshalb als dem Geſetze wider— 
ſprechend bezeichnet, weil die Genannte, welche ſeit 1883 in W. 
ununterbrochen lebte, erſt mit 30. December 1900 als dem 
Todestage ihres nach K. zuſtändigen Ehemannes in die Lage 
gekommen ſei, einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Aufnahme 
in den Heimatverband der Aufenthaltsgemeinde zu er— 
werben und ferner, weil ſie gleich nach dem Tode ihres 
Mannes der öffentlichen Armenverſorgung zur Laſt ge- 
fallen ſei. 

Der Verwaltungsgerichtshof fand die Beſchwerde nach 
keiner dieſer zwei Richtungen begründet. 

Nach S. 2 des erwähnten Geſetzes kann die ausdrückliche 
Aufnahme in den Heimatverband von der Aufenthalts- 
gemeinde demjenigen öſterreichiſchen Staatsbürger nicht ver— 
ſagt werden, welcher nach erlangter Eigenberechtigung durch 
zehn der Bewerbung um das Heimatrecht vorausgehende 
Jahre ſich freiwillig und ununterbrochen in der Gemeinde 
aufgehalten hat und während der feſtgeſetzten Aufenthalts— 
friſt der öffentlichen Armenverſorgung nicht anheim⸗ 
gefallen iſt. 

Die beſchwerdeführende Gemeinde beſtreitet die Frei- 
willigkeit des Aufenthaltes der Genannten während ihrer 
Ehe mit R. B., da ſie den Aufenthalt in der Gemeinde W. 
als Ehegattin ihres Ende 1900 verſtorbenen Mannes am 
Wohnſitze desſelben zu nehmen verpflichtet war. 

Allein die im §. 92 des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches feſtgeſetzte Pflicht der Gattin, ihrem Manne in 
ſeinen Wohnſitz zu folgen, iſt nicht geeignet, den Aufenthalt 
derſelben am Wohnſitze ihres Mannes zu einem unfrei⸗ 
willigen im Sinne des §. 2 des Geſetzes vom 5. December 
1896, R. G. Bl. Nr. 222, zu ſtempeln. 

Dieſe Geſetzesſtelle ſpricht vom Eintritte von Um- 

ſtänden, durch welche ein freiwilliger Aufenthalt 
ausgeſchloſſen iſt und knüpft daran die Rechtsvorſchrift, 


daſs der Lauf der zehnjährigen Friſt erſt mit dem Tage 
beginnt, an welchem dieſe Umſtände aufgehört haben und 
daſs, wenn ſolche Umſtände erſt nach Beginn des Aufent⸗ 
haltes eintreten, während ihrer Dauer der Lauf der zehn⸗ 
jährigen Friſt ruht. 

Es kann aber von einer Frauensperſon, welche ſich ver⸗ 
ehelichte, alſo freiwillig die aus dem Ehevertrage fließenden 
Rechte und Pflichten übernimmt und infolge dieſes freien 
Willensentſchluſſes den Wohnſitz des Ehemannes theilt, nicht 
geſagt werden, daſs dadurch ein freiwilliger Aufenthalt in 
der Gemeinde des Wohnſitzes ihres Mannes ausge⸗ 
ſchloſſen ſei. 

Die in den §S. 89 bis 92 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches enthaltenen gegenſeitigen Perſonenrechte der 
Ehegatten unterliegen, da ſie dem Privatrechte angehören, 
allen jenen Veränderungen, denen Privatrechte infolge von 
Parteienverabredungen unterworfen ſein können. 

Unfreiwillig könnte der Aufenthalt der Gattin erſt dann 
genannt werden, wenn der Mann thatſächlich in die Lage 


verſetzt wurde, die im §. 92 des allgemeinen bürgerlichen 


Geſetzbuches ausgeſprochene Pflicht der Frau, ihm in ſeinen 
Wohnſitz zu folgen, ihr gegenüber erzwingen zu müſſen; 
ſolange nicht durch derartige Umſtände der freiwillige Auf- 
enthalt der Gattin ausgeſchloſſen iſt, kann aus der Ver⸗ 
pflichtung des gemeinſamen Wohnſitzes ein Schluss auf die 
Unfreiwilligkeit des Aufenthaltes nicht gezogen werden, wie 
auch andere vertragsmäßig übernommene Verpflichtungen 
in Bezug auf die Wahl eines beſtimmten Aufenthaltsortes 
der betreffenden Gemeinde kein Recht geben würden, die 
Freiwilligkeit des Aufenthaltes des einen Vertragstheiles in 
Zweifel zu ziehen. 

Allerdings enthält 8. 7 des Heimatgeſetzes vom 
3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, die durchgreifende 
und auch gegenüber der erſt durch das Geſetz vom 5. De⸗ 
cember 1896 eingeführten Erwerbungsart des Heimatrechtes 
durch Erſitzung wirkſame Beſtimmung, daſs Frauensperſonen 
durch die Verehelichung das Heimatrecht in der Gemeinde 
erlangen, in welcher ihr Ehegatte heimatberechtigt iſt und 
§. 11 weist die nicht gerichtlich geſchiedene Ehefrau auch bei 
Veränderungen im Heimatrechte des Mannes an dieſen. 
Dadurch iſt die ſelbſtändige Erwerbung des Heimatrechtes 
durch Erſitzung zweifellos für die gerichtlich nicht geſchiedene 
Ehefrau während der Dauer der Ehe ausgeſchloſſen; dies 
hindert aber nicht die Einrechenbarkeit des Aufenthaltes 
während der Ehe in die zehnjährige Erſitzungszeit des §. 2 
des 1896er Geſetzes, da für die Witwe nach dem Tode ihres 
Mannes die rechtliche Möglichkeit der ſelbſtändigen Erwer⸗ 
bung eines anderen Heimatrechtes gegeben iſt und da bei 
Beurtheilung der Geſetzlichkeit ihres Anſpruches nach dem 
Wortlaute des §. 2 des Geſetzes vom 5. December 1896 


lediglich die Thatſache eines nicht unfreiwilligen 
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un unterbrochenen zehnjährigen Aufenthaltes erfordert wird, 
nicht aber auch noch weiter der Nachweis einer beſonderen 
rechtlichen Beſchafſenheit dieſer Aufenthaltsdauer. 

Die poſitive Vorſchrift des Geſetzes, welche nicht geſchie— 
denen Ehefrauen während der Dauer der Ehe die Er- 
werbung eines ſelbſtändigen Heimatrechtes unmöglich macht, 
wirkt nicht auch noch auf den Heimatrechtanſpruch, den die 
Witwe auf Grund des S. 2 des Geſetzes vom 5. December 
1896 an die Aufenthaltsgemeinde ſtellt. 


Was aber den zweiten Beſchwerdegrund der Gemeinde W. 

betrifft, dahin gehend, es ſei die Aufnahme in den Heimatver— 
band zu verweigern geweſen, weil Witwe M. B. der öffentlichen 
Armenverſorgung anheimgefallen ſei, ſo iſt vorerſt zu 
bemerken, dass in dieſer Richtung nur eine beim Stadt- 
magiſtrate K. am 22. Jänner 1901 erbetene und im März 1901 
gewährte Unterſtützung von 20 Kin Betracht kommt, da eine 
zweite Unterſtützung dieſer Gemeinde erſt zu einer Zeit er- 
folgte, als der Antrag auf Aufnahme derſelben in den Ge- 
meindeverband W. bereits geſtellt war und nach dem letzten 
Abſatze des §. 2 des Geſetzes vom 5. December 1896, ſowie 
nach der grundſätzlichen Beſtimmung des erſten Abſatzes nur 
jenes Jahrzehnt in Frage kommt, welches der Bewerbung 
um das Heimatrecht vorausgeht. 

Wenn nun die politiſchen Behörden in ihren Entſchei— 
dungen angenommen haben, daſs die unmittelbar nach dem 
Tode des Mannes unter Hinweis auf die für die Witwe und 
drei kleine Kinder im Alter von vier Jahren bis zu acht 
Monaten geſchaffene Nothlage erbetene Unterſtützung nicht 
als Armenverſorgung, ſondern als vorübergehend gewährte 
Unterſtützung im Sinne des letzten Abſatzes des 8. 2 an⸗ 
zuſehen ſei, ſo konnte der Verwaltungsgerichtshofnicht finden, 
daſs ſie damit den Begriff der vorübergehend gewährten 
Unterſtützung gegenüber jenem der öffentlichen Armenver— 
ſorgung unrichtig abgegrenzt hätten. Die durch den Verluſt 


des Familienhauptes und Ernährers geſchaffene Nothlage 
der Witwe B. mufs umſo zweifelloſer als eine bloß vorüber— 
gehende angeſehen werden, als dieſelbe im Unterſtützungs— 
geſuche ihre Erwerbsfähigkeit nicht in Abrede . in deren 
Bethätigung ſie nur durch die Obſorge für die Kinder be— 
hindert wird, für letztere aber die Zuſtändigkeitsgemeinde K. 
nach Ausweis der Acten aufkommen zu wollen ſich bereit 
erklärt hat. 

Daher mufste die Beſchwerde der Gemeinde W. als un- 
begründet abgewieſen werden. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
22. September 1902, 3. 6365. 


Standortes einer zu errichtenden 


Veſtimmung des 
Apotheke. 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde des Apothekers L. G. in S. 
gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
16. Mai 1902, 8. 19153, betreffend die Beſtimmung des 
Standortes für die dritte zu errichtende öffentliche Apotheke 
in S., unter einem nach den 88. 3 lit. e und 21 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, ohne 
weiteres Verfahren zurückgewieſen, weil die Beſtimmung des 
Standortes einer conceſſionirten Apotheke in das freie 
Ermeſſen der Verwaltungsbehörden fällt, weil weiters die 
Beanſtändung des für eine Apotheke gewählten Platzes nur 
aus öffentlichen Rückſichten erfolgen kann, deren Wahrung 
der Staatsverwaltung zuſteht, und weil ſonach der bezogene 
§. 3 lit. e Anwendung findet. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


Verzeichnis“ 
der in den Monaten October und November 1902 genehmigten Syſteme von Apparaten für Acetylengasanlagen (§. 14 
der Miniſterialverordnung vom 14. November 1901, R. G. Bl. Nr. 184). 


Syſtem des 
Einſchreitende Firma Apparates 
Genehmigende ee Name 
t- politiſche verordnung des 
of ; Mi vom 14. No⸗ A tes 
nummer Landesbehörde Na me Standort vember 1901, 5 
1 R. G. Bl. 
Nr. 184 
1 2 > 4 5 
Allgemeine Beleuchtungs⸗ Syſtem 
55 Unternehmung Wien lit. d „Krziwanek, 
K. k. Statthalterei in Wien e 8 
Allgemeine Beleuchtungs- Syſtem 
56 Unternehmung Wien lit. d „Krziwanek“ 
F. Bothe & Co. i „Exterieur“ 


) Siehe „Verordnungsblatt“ Nr. 15, S. 238, Nr. 17, S. 271 und Nr. 18, S. 279 ex 1902. 
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Einſchreitende Firma 


Genehmigende 


Syſtem des 
Apparates 
nach 8.17 der 


Name 


politiſche 
Landesbehörde 


Poſt⸗ 


nummer 


Na me 


Miniſterial⸗ 
verordnung 
vom 14. No⸗ 
vember 1901, 
R. G. Bl. 
Nr. 184 


des 
Apparates 


Standort 


57 Karl Damiſch St. Pölten lit. e — 
58 K. k. Statthalterei in Wien Franz Andritz Pöchlarn lit. d — 
59 Eduard Uhrner zur lit. e Kohinor“ 
a a. d. Thaya } " 
60 K. k. Statthalterei in Graz Placidus Raſtl Maria⸗Zell lit. d — 
8 Erſte Arnauer Maſchinen⸗ Syſtem 
61 fabrik und Eiſengießerei Arnau a. d. E. lit. d „Kautny⸗Lotz“ 
Joſef Kluge Type A 
Erſte Arnauer Maſchinen⸗ Syſtem 
62 K. k. Statthalterei in Prag fabrik und Eifengießerei Arnau a. d. E. lit. d „Kautny⸗Lotz“ 
Joſef Kluge Type B 
63 Johann Zamaſtil Hohenmauth lit. e „Regulus“ 
64 Franz Holy Neuhütten lit. e — 
65 Hugo Klos Benniſch lit. d „Sileſia“ 
K. k. Landesregierung x 
66 in Troppau Franz Wittich Troppau lit. d — 


(Anderung eines Orts gemeindenamens.) 
Der Gemeinde Zdär im politiſchen Bezirke Reichenau 
a. K. in Böhmen wurde vom Miniſterium des 
Innern im Einvernehmen mit den Miniſterien der 
Juſtiz und der Finanzen die Anderung, reſpective 
Ergänzung ihres Namens, beziehungsweiſe des 
Namens der Ortſchaft Zdär in „Zdär an der 
Adler“ („Z dar nad Orlici“) bewilligt. 


(Ernennung zum Primararzte.) Der 
Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 
Innern hat den a. o. Univerſitätsprofeſſor Dr. Erneſt 
Finger zum Primararzte II. Claſſe im Stande der 
Arzte der Wiener k. k. Krankenanſtalten ernannt. 


(Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 25. November 1902, betreffend die Be— 
gnadigung verurtheilter Jugendlicher.) [An 
alle Gerichte und Staatsanwaltſchaften.] Unter der 
großen Zahl der Jugendlichen, die durch Ausſchrei— 
tungen der verſchiedenſten Art gegen die beſtehenden 


Strafgeſetze verſtoßen, befinden ſich viele, welche 
weniger aus Verderbtheit der Geſinnung, als infolge 
Unbeſonnenheit, Verführung und Mangel an Reife 
handeln. Manche unter ihnen haben zwar jene Alters- 
grenze erreicht, die ſie nach dem Geſetze verantwortlich 
macht, ſie ſind aber in ihrer ſeeliſchen Entwicklung 
zurückgeblieben, ſo daſs ſie entweder die Tragweite 
ihrer Handlungen nicht zu erfaſſen vermögen oder aber 
noch nicht die nöthige Willenskraft erlangt haben, um 
augenblicklichen Regungen Widerſtand zu leiſten. 

Bei vielen dieſer ſtraffällig gewordenen Jugend⸗ 
lichen bedarf es weder einer Zwangserziehung, noch 
aber des Vollzuges der verwirkten Strafe, um ſie von 
weiteren geſetzwidrigen Handlungen abzuhalten. Das 
gegen ſie durchgeführte Strafverfahren, der Urtheils— 
ſpruch genügt als ernſte und eindringliche Mahnung 
zur Umkehr. Bei ſolchen Jugendlichen erweist ſich oft 
der Vollzug einer Freiheitsſtrafe als eine Härte, die 
infolge des damit verbundenen Makels, infolge des 
tiefen, nachhaltenden Eindruckes auf ein jugendliches 
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Gemüth eine Wirkung üben kann, deren Vermeidung 
zu den Aufgaben einer vom Geiſte der Menſchlichkeit 
getragenen Strafrechtspflege gehört. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben in 
Ausübung des Gnadenrechtes mit Allerhöchſter Ent— 


ſchließung vom 24. November 1902 das Juſtiz— 


miniſterium ermächtigt, die Gerichte anzuweiſen, in 
allen berückſichtigungswerten Fällen von Verurthei— 
lungen Jugendlicher im Sinne der SS. 2 und 411 
St. P. O. Gnadenanträge zu ſtellen. 


Hiebei iſt von folgenden Grundſätzen auszu— 
gehen: 

1. In erſter Linie ſind jene Unmündigen im 
Alter von 10 bis 14 Jahren zu berückſichtigen, die 
auf Grund der Beſtimmung des §. 269 a St. G. 
wegen an ſich verbrecheriſcher Handlungen von den 
Gerichten zu beſtrafen ſind, bei denen jedoch nach 
den Umſtänden des Falles weder der Vollzug der 
gemäß §. 270 St. G. auszuſprechenden Verſchließung, 
noch die Abgabe in eine Beſſerungsanſtalt gemäß 
§. 8 des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. 
Nr. 89, dem Strafrechtszwecke förderlich erſcheint. 
Zurückgebliebene körperliche und geiſtige Entwicklung, 
auf das jugendliche Alter zurückzuführende Beweg— 
gründe zur That, Reue, ausreichende häusliche Zucht 
werden genügende Anhaltspunkte dafür geben, ob 
der Verurtheilte des gnadenweiſen Erlaſſes der Strafe 
würdig erſcheint. | 

2. Als nächſte Altersſtufe kommt jene vom 
14. bis zum vollendeten 16. Lebensjahre in Betracht. 
In der Regel iſt daran feſtzuhalten, dafs der Ber- 
urtheilte noch nicht gerichtlich vorbeſtraft ſein 


und dafs die ausgeſprochene und nachzuſehende Strafe 
drei Monate Freiheitsſtrafe oder 500 K Geldſtrafe 


nicht überſchreiten darf. 

Nur in Ausnahmsfällen, wenn eine Vorbeſtrafung 
ganz geringfügiger Natur war, iſt von der Voraus- 
ſetzung der Unbeſcholtenheit abzugeben, allgemein iſt 
aber zu beachten, daſs es nicht bloß auf die formelle 
Thatſache des Mangels einer Vorſtrafe, ſondern vor 
züglich auf eine vorausgegangene ſittliche und ehrliche 
Lebensführung ankommt. 

„Das Gericht mußs aus den Umſtänden des Falles 
die Überzeugung erlangt haben, daſs es im gegebenen 
Falle des Strafvollzuges nicht bedarf. Die Art und 
Schwere der ſtrafbaren Handlung, ihre Nebenumſtände, 
ihre Beweggründe, das der That folgende Verhalten 
des Thäters werden einer ſorgfältigen Prüfung zu 
unterziehen ſein. 

3. Unter den unter 2 bezeichneten Vorausſetzungen 
können auch Jugendliche im Alter vom 16. bis zum 
vollendeten 18. Jahre der gnadenweiſen Strafnachſicht 
empfohlen werden, wenn ſie infolge zurückgebliebener 
Entwicklung in Bezug auf Verſtand und Willenskraft 
Jugendlichen der erwähnten Altersſtufen gleich— 
zuachten ſind. 
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4. Das Verfahren richtet ſich im allgemeinen nach 
den im §. 411 St. P. O. gegebenen Vorſchriften. 
Es iſt jedoch ein Gnadengeſuch des Verurtheilten 
nicht abzuwarten, das Gericht hat vielmehr entweder 
ſofort anläfslich der Urtheilsfällung oder aber nach 
derſelben von amtswegen bei Vorhandenſein der Voraus— 
ſetzungen Beſchluſs über die Frage zu faſſen, ob die 
gnadenweiſe Nachſicht der ausgeſprochenen Strafe zu 
beantragen ſei. Soweit dies ohne Verzögerung des 
Verfahrens möglich iſt, ſind die geſetzlichen Vertreter 
des verurtheilten Jugendlichen einzuvernehmen und 
zur Außerung aufzufordern. Jedenfalls find jene Um— 
ſtände feitzuftellen, die zur Stellung des Gnaden— 
antrages Anlaſs geben. 

Da es ſich hier um die Durchführung von 
Weiſungen handelt, die in Ausübung des in Artikel 13 
St. G. G. über die richterliche Gewalt vom 21. De— 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 144, vorgeſehenen 
Gnadenrechtes ergehen, ſo iſt in jedem Falle der 
Stellung eines Gnadenantrages dieſer Art mit dem 
Strafvollzuge innezuhalten. 

Fälle von Unterſuchungshaft während des Ver— 
fahrens über den Gnadenantrag ſind der Natur der 
Sache nach kaum denkbar. Keinesfalls darf die Rück— 
ſicht auf die Ungewiſsheit des Strafvollzuges eine durch 
die Fürſorge für das Wohl des Jugendlichen gebotene 
Veränderung des Aufenthaltsortes hindern. Es wird 
in dieſem Falle regelmäßig genügen, wenn ſich das 
Urtheilsgericht Kenntnis von dem jeweiligen Aufent⸗ 
haltsorte verſchafft. 


5. Findet das Urtheilsgericht einen Gnaden— 
antrag im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen zu 
ſtellen, ſo iſt mit der Abgabe der vorgeſchriebenen 
Strafkarte an das Strafregiſter und bis zur Er- 
ledigung des Gnadenantrages innezuhalten. 

Tritt ſodann die gnadenweiſe Strafnachſicht ein, 
ſo iſt in Spalte 18 der Strafkarte dieſer Umſtand 
deutlich erſichtlich zu machen und die Strafkarte an 
das Regiſteramt abzugeben. 

Die genaue Befolgung dieſer Vorſchrift iſt 
weſentlich, weil hiedurch die Gerichte in die Lage 
kommen, in Fällen neuerlicher Straffälligkeit eines 
begnadigten Jugendlichen von dieſem für die 
Strafbemeſſung bedeutſamen Umſtande Kenntnis zu 
erlangen. 

6. In beſonders rückſichtswerten, auf öffentliche 
Anklage zu verfolgenden Fällen bleibt es den Ge— 
richten, beziehungsweiſe den Staatsanwälten unbe— 
nommen, die Akten des Strafverfahrens im Sinne 
des §. 2 St. P. O., Abſatz 4, vorzulegen. Jeder ge— 
richtlichen Vorlage hat die Anhörung der Staats— 
anwaltſchaft vorauszugehen. 

Unberührt bleiben hiedurch die Vorſchriften über 
die Behandlung von Gnadengeſuchen, insbeſondere 
von ſolchen, die nur eine theilweiſe Strafnachſicht oder 
eine Strafumwandlung zum Gegenſtande haben. 
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7. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kraft und erſtreckt ſich auch auf 
Strafurtheile, die vor dieſem Zeitpunkte ergangen, 
jedoch noch nicht vollſtreckt ſind. 


(Durchführungs - Verordnungen des 
Finanzminiſteriums zu den Geſetzen vom 
19. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 220 und 221). Die 
Verordnung des Finanzminiſteriums vom 2. De⸗ 
cember 1902 zur Durchführung des Geſetzes vom 
19. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 220, betreffend eine 
theilweiſe Abänderung, beziehungsweiſe Ergänzung 
der Beſtimmungen über die Verſorgungsgenüſſe der 
Civilſtaatsbeamten (Staatslehrperſonen), der nach 
den Civilpenſionsvorſchriften behandelten Gendarme⸗ 
riemannſchaftsperſonen und Gendarmerie-Kanzlei⸗ 
diener, ſowie der in die Kategorie der Dienerſchaft 
gehörigen penſionirten und proviſionirten Civilſtaats⸗ 
bedienſteten iſt im CXIV. Stücke des Reichsgeſetz⸗ 
blattes unter Nr. 223; die Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 2. December 1902 zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes vom 19. Juli 1902, R. G. Bl. 
Nr. 221, betreffend eine weitere Erhöhung der auf 
Grund des §. 16 des Geſetzes vom 14. Mai 1896, 
R. G. Bl. Nr. 74, erhöhten normalmäßigen Ver⸗ 
ſorgungsgenüſſe der Witwen nach Civilſtaatsbeamten 
und Staatslehrperſonen im gleichen Stücke des 
Reichsgeſetzblattes unter 224 publicirt. 


(Nothſtandsarbeiten und ihre Erfolge 
in Deutſchland.) Der deutſche Verein für Armen- 
pflege und Wohlthätigkeit in Berlin beſchäftigte ſich 
auf ſeinem diesjährigen Congreſſe mit dieſem Thema. 
Das Referat war zwei Berichterſtattern zugewieſen. 
Der erſte Referent führte aus, daſs die Frage der 
Nothſtandsbauten aufs engſte mit der ſocialen Frage 
der Arbeitsloſigkeit zuſammenhänge, der die Ge— 
meinden, wo ſie als gewohnte Erſcheinung bei 
gewerblichen Kreiſen vorkommt, nicht müſſig gegen— 
über ſtehen dürfen. Unter den Mitteln gegen die 
Arbeitsloſigkeit nehmen die Nothſtandsarbeiten 
neuerdings eine bedeutſame Stelle ein. Zu unter— 
ſcheiden ſind Nothſtandsarbeiten im engeren und 
weiteren Sinne. Die erſten find Arbeitsveranſtal— 
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tungen, die direct zu dem Zwecke ins Leben gerufen 
werden, um den Arbeitsloſen Beſchäftigung zu geben. 
Die anderen ſind Arbeiten, die zwar an und für ſich 
für die Gemeinden nothwendig oder wünſchenswert 
ſind, die aber im Hinblicke auf eine mögliche oder 
wahrſcheinliche ſtärkere Arbeitsloſigkeit, ſo gelegt 
werden, daſs ſie in eine ſolche Zeit der Arbeits- 
loſigkeit fallen; hier handelt es ſich mehr um eine 
Verſchiebung der Arbeit. Bei den Arten der Unter- 
nehmung iſt gemeinſam, daſs fie grundſätzlich nicht 
Armenunterſtützung fein und nicht von der Armen- 
pflege vergeben werden ſollen. 

Der zweite Berichterſtatter ſtellte den Berfonen- 
kreis feſt, für den eine außerhalb der Armenpflege 
gebotene Fürſorge erforderlich ſei; auszuſchließen 
ſeien arbeitsſcheue Elemente, ſowie Arbeiter, die in 
Zeiten guten und regelmäßigen Verdienſtes für 
Erſparniſſe ſorgen müſsten und könnten (Saiſon⸗ 
arbeiter). Aber für die durch die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe unverſchuldet arbeitslos gewordenen Perſonen 
durch Bereitſtellung von Arbeit zu ſorgen, ſei un⸗ 
erläſslich. Die planvolle Vorbereitung und planvolle 
Durchführung der Arbeiten ſei allerdings Vor- 
bedingung des Erfolges. Im Sinne der Aus⸗ 
führungen der Referenten wurden Reſolutions⸗ 
beſchlüſſe gefasst. 

(Erweiterung des Arbeiterſchutzes in 59 
Schweiz.) Der Bundesrath hat, nach einer Mit⸗ 
theilung in der „Soc. Praxis“, den Geſetzentwurf, 
betreffend die Sonntagarbeit in den Fabriken, 
zu deſſen Vorlage ihn ein Beſchluſs der eidgenöſſiſchen 
Räthe vom Juni d. J. eingeladen, bereits ausge— 
arbeitet. Danach darf „in den dem Bundesgeſetze, 
betreffend die Arbeit in den Fabriken, vom Jahre 1877 
unterſtellten induſtriellen Anſtalten mit Einſchluſs der 
Reinigungsarbeiten am Samstag und an den Vor⸗ 
abenden geſetzlicher Feſttage nur neun Stunden und 
keineswegs länger als bis abends 5 Uhr gearbeitet 
werden“. Die Vorlage des Bundesrathes macht 
keinen Unterſchied zwiſchen den Geſchlechtern noch 
zwiſchen den verſchiedenen Altersſtufen. In den unter 
dem Fabriksgeſetze ſtehenden Betrieben arbeiten nach 
der jüngſten Statiſtik 242.000 Arbeiter. 
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Auftrage des Präſidiums zuſammengeſtellt vom Kammer- 
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und Bau der neuen Waſſerſtraßen. (Manz'ſche Geſetz— 
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Reichau Werner, Dr.: Die Commanditgeſellſchaft auf Aetien 
und der „rechtsfähige Verein“. Berlin. 1903. VI, 72 S. 
(2 K 40h.) 

Soudek Richard: Die deutſchen Arbeiterſecretariate (volks— 
wirtſchaftliche und wirtſchaftsgeſchichtliche Abhand— 
lungen, herausgegeben von Profeſſor Dr. W. Stieder. 

7. Heft. Leipzig. 1902. Jäh und Schunke. 99 S. (3 K.) 

Oſterreichiſches Städtebuch. Statiſtiſche Berichte von größeren 
öſterreichiſchen Städten, herausgegeben durch die k. k. 
ſtatiſtiſche Centraleommiſſion. IX. Jahrgang. Redigirt 
unter der Leitung des Präſidenten der k. k. ſtatiſtiſchen 
Centralcommiſſion Dr. Karl Theodor von In ama— 
Sternegg, von Dr. Robert Fuhrmann. Wien. 
1902. K. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. CXXI, 905 S. 

Tezner Friedrich, Dr.: Die landesfürſtliche Verwaltungs— 
rechtspflege in Oſterreich vom Ausgang des XV. bis 
zum Ausgang des XVIII. Jahrhunderts. 2. Heft. Wien. 
1902. Alfred Hölder. 179 S. 


Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 5. December l. J. den Miniſterial⸗ 
räthen im Miniſterium des Innern Friedrich Pietrzi— 
kowski und Guido Freiherrn von Haerdtl das Ritterkreuz 
des Leopold⸗Ordens mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 2. December l. J. dem Statt— 
haltereirathe bei der Statthalterei in Zara Eligius Smirit 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Seine k, und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 


höchſter Entſchließung vom 22. November l. J. dem zweiten 
Vice⸗Bürgermeiſter in Czernowitz, Baurathe Joſef Gregor 
das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 


N höchſter Entſchließung vom 24. November l. J. dem Ober⸗ 


ingenieur im Miniſterium des Innern Heinrich Holzeland 
das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens allergnädigſt zu 
verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 2. December l. IJ. dem Landes- 
regierungsſeeretär Max Freiherrn v. Weichs zur Wenne 
in Troppau das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 5. December l. J. die Sections— 
räthe im Miniſterium des Innern Victor Houdek und 
Dr. Octavian Ritter Regner v. Bleyleben zu Miniſterial⸗ 
räthen und den Miniſterialſecretär Wladimir Ritter v. 
Decikiewiez zum Sectionsrathe in dieſem Miniſterium 
allergnädigſt zu ernennen geruht. : £ 

Seine k. und k. Aopſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 5. December l. J. dem Section3- 
rathe im Miniſterium des Innern Karl Deperis den Titel 
und Charakter eines Miniſterialrathes mit Nachſicht der 
Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit 
Allerhöchſter Entſchließung vom 7. December l. J. dem mit 
der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft in Görz betrauten 
Statthaltereirathe Heinrich Grafen Attems den Titel und 
Charakter eines Hofrathes mit Nachſicht der Taxe aller— 
gnädigſt zu verleihen geruht, 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 5. December l. J. dem im Mini⸗ 
ſterium des Innern in Verwendung ſtehenden Bezirfshaupt- 
manne Markwart Freiherrn von Schönberger den 
Titel und Charakter eines Landesregierungsrathes mit 
Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu verleihen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 6. d. M. den mit dem Titel eines 
Regierungsrathes bekleideten Polizeirathe der Wiener Polizei— 
direction Karl Jekabek zum Oberpolizeirathe allergnädigſt 
zu ernennen geruht. 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 28. November l. J. den Strom- 
baudirector der Donauregulirungscommiiſſion, Baurath 
Guſtav Bozdech zum Oberbaurathe extra statum für 
den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich allergnädigſt zu 
ernennen geruht. N 

Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom 27. November l. J. dem Bezirks⸗ 
arzte Dr. Joſef Theuille in Landeck den Titel und 
Charakter eines Oberbezirksarztes allergnädigſt zu verleihen 
geruht. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Miniſterialviceſecretär Dr. Rudolf 
Ritter Rohm v. Hermanſtaedten, den Statthalterei⸗ 
ſecretär Rudolf Ritter v. Stankiewicz, die Miniſterial⸗ 
viceſeeretäre Dr. Arthur Ritter v. Polzer, Dr. Ludwig 
Alexy und Dr. Zdenko Schreuer und den Miniſterial⸗ 
viceſeeretär im Miniſterrathspräſidium Johann Freiherrn 
v. Eichhoff zu Miniſterialſecretären im Miniſterium des 
Innern, dann den Polizeicommiſſär Dr. Karl Kraſsnig 
und die Bezirkscommiſſäre Wladimir Smidek, Dr. Stefan 
Freiherrn v. Waſſilko-Serecki, Sigmund v. Zeleski, 
Karl Grafen zu Eltz, Dr. Leo Ritter Pichler v. Tennen⸗ 
berg, Dr. Roger Freiherrn v. Battaglia und Heinrich 
Seydl zu Miniſterialviceſecretären in dieſem Miniſterium, 
weiters den in dieſem Miniſterium in Verwendung ſtehenden 
Bezirksobercommiſſär Felix Freiherrn v. Haſslinger zum 
Bezirkshauptmanne in Salzburg, den Bezirksobercommiſſär 
Andreas Kulisz zum Bezirkshauptmanne in Schleſien, die 
Polizeiconcipiſten Ladislaus Anton Guckler und Thaddäus 
Hippolit Kotowiez zu Polizeicommiſſären bei der Polizei- 
direction in Lemberg, ferner die im Miniſterium des Innern 
in Verwendung ſtehenden Sanitätsconcipiſten Dr. Joſef 
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Kratochvil und Dr. Friedrich Seemann zu Bezirks— Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 


ärzten, ſchließlich im Stande des Archiv- und Bibliotheks- Sanitätsconcipiſten Dr. Friedrich Sander zum Bezirks⸗ 
dienſtes der politiſchen Verwaltung die Archivpraftifanten | arzte und den Sanitätsaſſiſtenten Dr. Hektor Weiß zum 
Dr. Wenzel Novotny und Dr. Karl Hönel zu Archiv- Sanitätsconcipiſten, den Gemeindearzt in Caldonazzo Dr. 
concipiſten und den Bibliothekspraktikanten Dr. Rudolf Ferruccio Righi zum Sanitätsaſſiſtenten in Buchenſtein 
Stritzko zum Bibliotheksconcipiſten ernannt. ernannt, weiters den J. U. Dr. Franz Stadl-Mayr und 
Der niederöſterreichiſche Statthalterei-Conceptsprakti⸗ den abſolvirten Rechtshörer Robert Walter zur Ablegung 
kant Dr. Karl Freiherr v. Diſtler wurde als Concepts⸗ der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zu⸗ 
praktikant in den Stand der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion gelaſſen, ferner den Statthaltereikanzliſten Michael Waller 
übernommen. in Reutte zum Bezirksſecretär und den Gendarmeriewacht⸗ 
Der Sanitätsaſſiſtent Dr. Raimund Jakopp iſt meiſter Joſef Pallauro zum Statthaltereikanzliſten ernannt 
aus dem ſtaatlichen Sanitätsdienſte in Oberöſterreich aus- und letzteren der Bezirkshauptmannſchaft in Cavaleſe zur 
getreten. Dienſtleiſtung zugetheilt, ſchließlich den Statthaltereikanzliſten 
Der Landespräſident in Kärnten hat den Landes⸗ Auguſt Nadalini (Cavaleſe) zur Bezirkshauptmannſchaft 
5 Hans rk = Veit) der Be⸗ Innsbruck verſetzt. 
zirkshauptmannſchaft Wolfsberg und den Landesregierungs⸗ 3 a 
coneipiſten Auguſt Fit! (Landesregierung) der Bezirks⸗ a 55 1 oN 
hauptmannſchaft St. Veit zur weiteren Dienſtleiſtung zuge⸗ Bezirks P t chaft Brü avotinek (Proſsnitz) zur 
theilt, weiters den Sanitätsconcipiſten Dr. Joſef Schlauf ezirkshauptmannſchaft Brünn verſetzt. 
zum Bezirksarzte, unter Zutheilung zur Bezirkshauptmann⸗ Der Statthalter in Galizien hat den abſolvirten 


ſchaft Völkermarkt und den Sanitätsaſſiſtenten Dr. Joſef Rechtshörer Thaddäus Ritter v. Lodzinski zur Ablegung 


Rambouſek zum Sanitätsconcipiſten ernannt ferner den der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zu⸗ 
Sanitätsaſſiſtenten Dr. Friedrich Schmeger (St. Veit) gelaſſen. 


been I . Der Landespräſident in der Bukowina hat den Landes⸗ 
Der Landespräſident in Krain hat den Landes⸗ regierungs⸗Conceptspraktikanten Walter Freiherrn v. Phull 
regierungs-Coneipiſten Karl Freiherrn v. Schloffer der aur re mannschaft i il f und 
pet zur Bezirkshauptmannſchaft in Czernowitz verſetzt, ferner 
Bezirkshauptmannſchaft Laibach, den Landesregierungs⸗ den Landesregierungsconcipiſten Ernſt Leo Winkler v. 


Conceptspraktikanten Dr. Leopold Zuzek (Laibach) der Be- N 5 b . f 
zirkshauptmannſchaft Adelsberg zugetheilt und den abſol⸗ Seefels zur Dienſtleiſtung bei der Landesregierung ein⸗ 


virten Rechtshörer Leo Ritter von Halban zur Ablegung berufen. f 
der Probepraxis für den politiſchen Eonceptsdienft zuge- Der Statthalter in Dalmatien hat den Statthalterei⸗ 
laſſen. Concipiſten Lorenz Curlica der Bezirkshauptmannſchaft in 


Der Bezirkscommiſſär Sigmund Freiherr von Zara zur Dienſtleiſtung zugewieſen und den abſolvirten 
Guſſich wurde zur Dienſtleiſtung im executiven Gewerbe- Rechtshörer Karl Zoreec zur Ablegung der Probepraxis für 
förderungsdienſte des Handelsminiſteriums einberufen. den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: In Dalmatien eine Rechnungsofficialsſtelle der 

In Mähren die Stelle eines Oberbezirksarztes X.Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
der VIII. Rangsclaſſe und eventuell eine Bezirksarztens⸗ der XI. Rangsclaſſe; Bewerber um dieſe Stellen haben ihre 
ſtelle der IX. oder eine Sanitätsconeipiftenftelle | documentirten Geſuche im Wege ihrer vorgeſetzten Behörden 
der X. Rangsclaſſe, ſowie eine Sanitätsaſſiſtenten- binnen vier Wochen nach der erſten Einſchaltung dieſer 
ſtelle mit dem Adjutum jährlicher 1000 K. Bewerber um Concursausſchreibung in der Wiener-Zeitung bei dem 
dieſe Dienſtesſtellen haben ihre vorſchriftsmäßig documen- | Statthaltereipräfidium in Zara einzubringen und ſich über 


tirten Geſuche im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde beim die Befähigung für die angeſtrebte Stelle, ſowie über die 


Statthaltereipräſidium in Brünn bis 20. December 1902 Kenntnis der Landesprachen auszuweiſen. 
einzubringen. 


Pränumerationsbedingungen für das Beichsgeſetzblatt. 


Das Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder erſcheint im Verlage 
der k. k. Hof- und Staatsdruckerei in Wien, I. Bezirk, Singerſtraße Nr. 26, auch im Jahre 1903 in der 
deutſchen, böhmiſchen, italieniſchen, kroatiſchen, polniſchen, rumäniſchen, rutheniſchen und floveniſchen 
Sprache. 

Der Abonnementpreis für den ganzen Jahrgang 1903 des Reichsgeſetzblattes in jeder dieſer acht Aus⸗ 
gaben beträgt pro Exemplar — zum Abholen oder mit portofreier Zuſendung — acht (8) Kronen. 
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Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


Naber gens 1 1902. 345 
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. G. Mi niſte riums des Innern 
mit einem 


Beiblatte für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 23. Wien, 30. Derember 1902. 


Pränumerationsbedingungen 
für das 
emangsblatt des K. K. 2 Miniſteriums des Innern 
und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaaklichen Peterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten hai VVV 4 K 
% iirli che N ee leit Dr 
B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten h VI RAT 3 K 
eh. 1 


| Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Poſtzeitungsamte in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 h, des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 
Die Pränumerations-Erneuerung für das nächſte Jahr wird bei gewünſchtem 
Fortbezuge vor Ablauf dieſes Jahres empfohlen. 
V. B. M. I. a 55 
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Anhalt: Geſetze und Verordnungen: Landesgeſetz für das Herzogthum Kärnten. — Landesgeſetz für das Könige ER 
reich Böhmen. — Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit den Minifterien des Innern 


und der Finanzen vom 27. December 1902, R. G. Bl. Nr. 242, mit welcher Durchführungsbeſtimmungen 
zum Geſetze vom 25. Februar 1902, R. G. Bl. Nr. 49, betreffend die Abänderung und Ergänzung der 
Gewerbeordnung, erlaſſen werden. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 11. December 1902, 
3. 12032, betreffend die von öſterreichiſchen Staatsbürgern behufs Erlangung der Naturaliſation in Deutſch⸗ 
land beizubringenden Dispoſitionsfähigkeitszeugniſſe. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 17. De⸗ 
cember 1902, Z. 52221, betreffend das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der Stadt Jolsva, 
Comitat Gömör-Kishont. — Erlaſs des Miniſteriums des Inuern vom 19. December 1902, 3. 52407, 
betreffend das Verbot des Haurzünden auf dem Gebiete der Stadt Szamosujvär, Comitat Szolnok⸗Doboka. 
— Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 20. December 1902, 3. 34379, betreffend die Verrechnung und 
Verwahrung der dem Reſſort des Miniſteriums des Innern angehörigen nicht dotirten Fonde, Stiftungen, 
Cautionen und ſonſtigen adminiſtrativen Depoſiten. — Judicate: Erkenntnis des Verwaltungsgerichts⸗ 


hofes vom 18. October 1902, Z. 8762. „Der öffentlichen Armenverſorgung im Sinne des 8. 2 der 


Heimatgeſetznovelle vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, fällt ein Gemeindeinſaſſe nur dann zur Laſt, 
wenn er eine nicht bloß vorübergehend gewährte Unterſtützung thatſächlich bezogen hat.“ — Erkenntnis des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 18. October 1902, 3. 8763. „Zum Begriffe Armenverſorgung, beziehungs⸗ 
weiſe vorübergehend gewährte Unterſtützung im Sinne des $. 2 der Heimatgeſetznovelle vom 5. December 1896, 
R. G. Bl. Nr. 22.“ — Verſchiedene Mittheilungen: Vertagung des Reichsrathes. — Einberufung der 
Landtage von Böhmen, Galizien, Niederöſterreich, Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark, Mähren, Schleſien, 
Görz⸗Gradiska, Iſtrien und Vorarlberg. — Verordnungen des Ackerbauminiſteriums, betreffend Beſtellungen 
von Landescommiſſionen für Weinbauangelegenheiten in Mähren und Krain. — Erlaſs des Finanzminiſteriums 
vom 11. December 1902, betreffend die Hinausgabe der Banknoten zu 1000 K und die Einziehung der Bank⸗ 
noten zu 1000 fl. 6. W. — Verband landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften in Oſterreich. — Erhebungen über 
die Arbeitsvermittlung und Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit in Deutſchland. — Staatliche Arbeitsloſenſtatiſtik 
in Norwegen. — Literaturanzeigen. — Perſonalnachrichten. — Coneursausſchreibungen. — 
Pränumerationseinladung für den niederöſterreichiſchen Amtskalender und die Geſchäftsvormerkblätter für 
das Jahr 1903. 


— 
Im Derember gelangten zur Ausgabe die Nummern 37. 38 und 39 des „Beiblattes für die Ae 
heiten der ſtaatlichen Ueterinärverwaltung“. 


Geſetze und Verordnungen. 


I 


Landesgeſetz für das Herzogthum 
Bürnten. 


Der vom Landtage des Herzogthumes Kärnten 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Verpflichtung der Dienſtgeber zur Beſtrei— 
tung der Krankenverpflegsgebüren für ihre 
Dienſtboten, hat unter dem 6. December d. J. die 
Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Landesgeſetz für das Bönigreich 
Böhmen. 


Der vom Landtage des Königreiches Böhmen 
beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, womit der Stadt⸗ 
gemeinde Reichenberg die Bewilligung zur 
Übernahme einer Bürgſchaft für ein Dar- 
lehen des nordböhmiſchen Gewerbemuſeums 
in Reichenberg ertheilt wird, hat unter dem 15. De- 
cember d. J. die Allerhöchſte Sanction erhalten. 


Verordnung des Handelsminiſteriums 
im Einvernehmen mit den Miniſterien 
des Innern und der Finanzen vom 


* 


27. December 1902, B. G. Bl. Ur. 242, 


mit welcher 
Durchführungsbeſtimmungen zum Geſetze vom 
25. Februar 1902, R. G. Bl. Nr. 49, betreffend die 
Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, 
erlaſſen werden. 


Auf Grund des Geſetzes vom 25. Februar 1902, 
R. G. Bl. Nr. 49, betreffend die Abänderung und 


Ergänzung der Gewerbeordnung, wird Nachſtehendes 


verordnet: 


9. 15 
Hinſichtlic folgender Waren wird das Auf 
ſuchen von Beſtellungen außerhalb des Standortes 


bei den im §. 59, Abſatz 2 des Geſetzes erwähnten 68 a 


Perſonen auch ohne deren Aufforderung get 


us 


1. Maſchinen und Motoren, ſowie deren Beſtand⸗ 
theile; 

2. Baumaterialien, mit Einſchluſs von Kunſt⸗ 
ſteinen aller Art, Korkplatten, Dachpappe und künſt⸗ 
* lichem Straßenpflaſterungsmateriale; 

1 3. techniſche Bedarfsartikel für Beheizungs⸗, 
we Beleuchtungs- und Waſſerleitungsanlagen; 

MB 4. Holzrouleaux, Jalouſien; 

5. Nähmaſchinen, Schreibmaſchinen, Fahrräder. 


2 8.2. 

g am ne Zur Ausfertigung der in den SS. 59 und 59b, 
Sandtange- Abſatz 1, des Geſetzes erwähnten Legitimation für 
1 Handlungsreiſende iſt über mündliches oder ſchrift⸗ 
5 1, des Ge⸗ liches Anſuchen des Gewerbeinhabers, in deſſen Dienſten 
{ ſeze). der Handlungsreiſende ſteht, die Gewerbebehörde erſter 
y Inſtanz, in deren Bezirk der Standort des Gewerbes 


liegt, berufen. 

Allfällige, von der Partei ſchriftlich geſtellte An- 
i ſuchen um Ausfertigung von Legitimationskarten für 
4 Handlungsreiſende ſind ſtempelfrei. 

ö Der Geſuchſteller hat Vor⸗ und Zunamen, 
Geburtsjahr, Geburtsort und Zuſtändigkeit, ſowie die 
zur Ausfüllung der Legitimationskarte erforderlichen 
Daten der Perſonsbeſchreibung des Reiſenden anzu- 
geben. Außerdem hat der Geſuchſteller den Gewerbe— 
betrieb, für welchen die Ausfertigung der Legitimations⸗ 
karte angeſtrebt wird, zu bezeichnen und eine Stempel- 
gebür von zwei Kronen für die Legitimationskarte zu 
eaeenrrichten. | 


lud, 


Die Ausfertigung der Legitimationskarte hat 
nach dem Formulare A zu erfolgen, wobei nur die 


sfertigung der 
egitimations⸗ 


49 0d amtlich ausgegebenen Druckſorten verwendet werden 
Geſetzes). dürfen. 

Beilage 1. 

* 2 8. 4. 

i zei Die Legitimationskarte ift zu verweigern, wenn 
. a) bei Anbringung des Geſuches die Vorſchriften 
18.5 b, Ab» des §. 2 nicht beobachtet worden find, 

Geſetzes). b) der Geſuchſteller die angegebene Gewerbeberech—⸗ 


tigung nicht beſitzt. 


8. 5. 


Die Ausfertigung der Legitimationskarte darf 
außerdem nur dann verweigert werden, wenn 
die Perſon, für welche die Legitimation verlangt 
wird, wegen eines Verbrechens überhaupt, wegen 
eines aus Gewinnſucht oder gegen die Sittlichkeit be⸗ 
gangenen Vergehens oder wegen einer ſolchen Über⸗ 
tretung verurtheilt worden iſt, ſeit Verbüßung der 
Strafe noch nicht drei Jahre verfloſſen ſind und nach 


q 23 


347 
der ſtrafbaren Handlung im Zuſammenhalte mit der 


verurtheilten Perſönlichkeit beim Geſchäftsbetriebe ein 
Miſsbrauch zu beſorgen iſt. 


§. 6. 


Da die Anſuchen um dieſe Legitimationen Friſt zur Ausferti⸗ 


längſtens binnen acht Tagen zu erledigen find, jo darf ins ine 
die Ausfertigung der Legitimationskarten auch nicht GEBR 


durch ſolche Nachforſchungen aufgehalten werden, (aa 8. 59 b, Abſatz 
welche die Behörde etwa zu dem Behufe einzuleiten des Geiebes). 
für nöthig findet, um ſich von dem Nichtvorhandenſein 

der im 8.4, lit. b, und im §. 5 aufgezählten Ver⸗ 
weigerungsgründe zu überzeugen. 


87 7. 

Die Legitimationskarte kann durch die Be⸗ Zurücknahme der 
hörde, welche fie ausgeſtellt hat, zurückgenommen ißt Handlung 
werden, wenn ſich ergibt, daſs eine der im §. 4, ne? 
lit. b, und im 8. 5 aufgezählten Vorausſetzungen zur Heſetzes). 
Zeit der Ertheilung der Legitimation vorhanden ge- 
weſen, der Behörde aber unbekannt geblieben oder 
nach Ertheilung derſelben eingetreten iſt. 


§. 8. 


Wird eine Legitimation verweigert oder zurück- Rechtsmittel und 
genommen, jo iſt dies ſowohl dem Gewerbeinhaber, Zerveknerung 
als auch dem Handlungsreiſenden mittelſt ſchrift⸗ Hes dene 
lichen Beſcheides unter Angabe der Gründe zu karte für Hand⸗ 
eröffnen. 04 9. 50 86 

Die etwa noch nicht in Verwendung genommene Ceſetzes). 
Stempelmarke iſt gleichzeitig dem Gewerbeinhaber 
zurückzuſtellen. 

Gegen den Beſcheid ſteht dem Gewerbeinhaber 
ſtets der Recurs, jedoch ohne aufſchiebende Wirkung, 
offen. 

Mit dem gleichen Vorbehalte wird auch dem 

Handlungsreiſenden ein Recursrecht dann einzu⸗ 
räumen ſein, wenn die Verweigerung oder Zurück— 
nahme der Legitimation aus dem im $. 5 bezeichneten 
Grunde erfolgt iſt. 
8 Dem an den Handlungsreiſenden hinauszu⸗ 
gebenden Beſcheide, mit welchem eine Legitimations⸗ 
karte zurückgenommen wird, iſt der Auftrag ſofortiger 
Ablieferung der Karte an die Ausfertigungsbehörde 
beizufügen. 


8. 9. 


Die Legitimationskarte gilt für die ganze Dauer 
des in derſelben angegebenen Dienſtverhältniſſes und 


Giltigkeit der Legi⸗ 
timationskarte in 
zeitlicher und ört⸗ 


für den Umfang der im Reichsrathe vertretenen Könige (ae b beg 
reiche und Länder. Geſetzes). 


Die ſtattgefundene Auflöſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes iſt in jedem Falle vom Gewerbeinhaber mit 


55* 


Pflicht der Hand⸗ 
lungsreiſenden zur 
Mitnahme der 
Legitimation beim 
Aufſuchen von Be⸗ 
ſtellungen (ad 8. 59 
des Geſetzes). 


Evidenz über aus⸗ 
gefolgte Legitima⸗ 
tionskarten für 
Handlungs- 
reiſende 
(ad 8. 59 b des 
Geſetzes). 
Beilage 2. 


Legitimirung der 
Gewerbeinhaber 
(beim Aufſuchen 
von Beſtellungen 
ad §. 59 des Ge⸗ 
ſetzes). 


., u. a. 1 E * a 
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thunlichſter Beſchleunigung, womöglich unter An⸗ 
ſchluſs der ungiltig gewordenen Legitimationskarte, 
jener Gewerbebehörde mitzutheilen, welche die Legi— 
timationskarte ausgefertigt hat. 


Die durch Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
ungiltig gewordenen Legitimationskarten ſind, falls 
deren Vorlage nicht ſchon gelegentlich der vor— 
erwähnten Anzeige erfolgte, von amtswegen ein- 
zuziehen. 


S. 10. 


Die Handlungsreiſenden haben beim Aufſuchen 
von Beſtellungen die Legitimationskarte ſtets bei ſich zu 
tragen. . 


Sie find verpflichtet, ihre Legitimation über 
Aufforderung der behördlichen Organe vorzuzeigen 
und, ſoferne ſie dieſelbe nicht bei ſich haben, über 
Anordnung der behördlichen Organe ihre Thätigkeit bis 
zur Herbeiſchaffung der Legitimation einzuſtellen. Ver⸗ 
mögen ſie ſich überhaupt nicht mit einer giltigen 
Legitimation auszuweiſen, ſo ſind ſie nach Maßgabe 
der Beſtimmungen der Gewerbeordnung zu ſtrafen. 


Jeder Miſsbrauch mit der Legitimationskarte hat 
deren ſofortige Abnahme und Vorlage an die compe⸗ 
tente Gewerbebehörde behufs Einleitung des geſetzlichen 
Strafverfahrens zur Folge. 


8. 11. 


Über die ausgefolgten Legitimationskarten iſt 
ſeitens der competenten Gewerbebehörden ein Protokoll 
nach dem Formulare B zu führen, in dem die Nummer 
der Karte, der Name des Gewerbeinhabers, die Be— 
zeichnung und der Standort des Gewerbebetriebes, 
Name, Geburtsjahr, Geburtsort und Zuſtändigkeit 
des Handlungsreiſenden, ferner das Datum und die 
Actennummer des Anſuchens, das Datum der Aus- 
fertigung, ſowie der Grund und das Datum einer 
allfälligen Zurücknahme nebſt der Nummer des darauf 
bezüglichen Actes enthalten ſein mufs. 

Auszüge aus dieſem Protokolle über die Neu⸗ 
ausfertigung von Legitimationskarten ſind mindeſtens 
viertelſährig im Amtsblatte der competenten Ge⸗ 
werbebehörde und, wo ein Amtsblatt nicht ausge⸗ 
geben wird, durch Anſchlag an der Amtstafel zu ver⸗ 
lautbaren. 


8. 12. 


Die Gewerbeinhaber, welche ſelbſt innerhalb der 
durch das Geſetz beſtimmten Grenzen im Umherreiſen 
Beſtellungen ſuchen, haben den Gewerbeſchein (Con⸗ 
ceſſionsdecret) zu ihrer Legitimation mit ſich zu führen 
und über Aufforderung der behördlichen Organe vor⸗ 
zuzeigen. 


* 23 


geſtellt iſt, endlich der Verkauf von Waren an andere 


genden Strafen. 


A 2 
* 


e 
* 8 
AAN TER 


vermögen, haben ſie über Anordnung der behördlichen ar ; 
Organe ihre Thätigkeit bis zur Nachweiſung ihrer 
Gewerbeberechtigung einzuſtellen. ie au 


9. 13. 


Die im §. 59 a des Geſetzes bezeichneten Ge⸗ 
werbetreibenden, deren Gewerbeſtandort ſich im In⸗ 
lande befindet und welche Uhren (aus Gold oder Silber, 
beziehungsweiſe mit goldenen oder ſilbernen Gehäuſen), 
Gold⸗ und Silberwaren, wie auch Juwelen auf ſolchen 
Geſchäftsreiſen mitführen wollen, die von ihnen ſelbſt 


Punzirun samt⸗ 
liche Legitima or 
(ad 8. 59 a und 
59 b, Abſatz 3, des 
Geſetzes). 
e 


bi 
4 


oder von in ihrem unmittelbaren Dienſte ſtehenden Be⸗ 4 
vollmächtigten zu dem Zwecke unternommen werden 5 
ſollen, um jene Waren nach Maßgabe der Beſtimmunkgen 
des §. 59 a des Geſetzes zu verkaufen, haben dies bei 8 
dem nach dem Standorte zuſtändigen Punzirungsamte 1 
anzumelden. Dieſes Amt fertigt ihnen, beziehungsweiſe 9 5 ö 


den von ihnen benannten Bevollmächtigten hiezu eine 
beſondere Legitimation nach dem Formulare O aus. Beilage 3. 

Dieſe punzirungsamtliche Legitimation darf je⸗ . 4 
doch nur ſolchen Gewerbetreibenden oder deren Bevoll⸗ 1 
mächtigten ausgefolgt werden, welche ſich mit einem 1 
Gewerbeſcheine, beziehungsweiſe mit einer giltigen 
Legitimationskarte für Handlungsreiſende ausweiſen 
können. * | 

Die punzirungsamtliche Legitimation berechtigt 
den Inhaber bloß zum Verkaufe von bereits im In⸗ 
lande punzirten Waren an zum Wiederverkaufe befugte 
Gewerbetreibende. | 

In dieſer punzirungsamtlichen Legitimation find 
die von dem Inhaber derſelben zu berührenden Gebiete, 
ſowie nach Thunlichkeit die wichtigeren zu berührenden 
Orte, ferner die Zeit, für welche die Legitimation 
Giltigkeit beſitzt, anzugeben. 

Die Legitimation iſt an jenen Orten, in welchen 
ſich ein Punzirungsamt oder eine Punzirungsamts⸗ 
Expoſitur befindet, dieſem Amte zur Vidirung vorzu⸗ 
legen. 

Nach Ablauf der Giltigkeitsdauer der Legiti⸗ 
mation iſt dieſelbe dem competenten Punzirungsamte 
des Standortes zurückzuſtellen. 5 N 

Der Miſsbrauch der Legitimation durch Über⸗ 
laſſung derſelben an eine andere als die in der Legiti⸗ 
mation bezeichnete Perſon, der Verkauf von Waren 
nach Ablauf der Zeit, für welche die Legitimation aus⸗ 


Perſonen als befugte Wiederverkäufer zieht den Ver⸗ 
luſt der punzirungsamtlichen Legitimation nach ſich, 
unbeſchadet der nach Maßgabe der diesbezüglichen 
geſetzlichen Beſtimmungen etwa ſonſt noch zu verhän⸗ 


Die Punzirungsorgane, ſowie die Gewerbe⸗ 
behörden find gemäß den §8. 53, 54 und 55 des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 75, berech⸗ 


$ ’ 
de 8 
1 f 
* 
denn 


ei den ſelbſtändi⸗ 
en . 


4 8. 1585 des 
Gef ſetzes). 


Legitimirung 
der elbſtändigen 
Handelsagenten 
“er 59 e des 
Geſetzes). 


* 

Feilbieten von 

. der 
und Forſt⸗ 

irtſchaft 1 5 


herziehen 

d 18 
e 
d b. 60, Abſatz 2, 
"a Gefeges). 


tigt, die von den Geschäfte eſenden mitgeführten Vor⸗ 
räthe an Uhren, Gold- und Silberwaren, ſowie 
Juwelen in jedem ihnen geeignet erſcheinenden Beit- 
punkte auch der punzirungsamtlichen Nachſchau zu 
unterziehen und unpunzirte Waren oder ſolche, bezüg⸗ 
lich welcher ſich der Verdacht einer Übertretung der 
ſonſtigen Beſtimmungen des Punzirungsgeſetzes ergibt, 


zu beanſtänden und dem zuſtändigen Punzirungsamte 
zum weiteren Verfahren zuzuſenden. 


N a e 


Die auf Grund des §. 11 der Gewerbeordnung 
das freie Gewerbe der Handelsagentie ſelbſtändig 
betreibenden Handelsagenten dürfen nur Muſter 
mit ſich führen, welche von ihrem Vollmachtgeber als 


ſolche entſprechend bezeichnet ſind. 


8. 15. 


Für den Geſchäftsbetrieb der ſelbſtändigen 
Handelsagenten im Umherreiſen haben die Be— 
ſtimmungen des §. 12 ſinngemäße Anwendung zu 


finden. 


§. 16. 

Die im §. 60, Abſatz 2, des Geſetzes be— 
zeichneten befugten Handelstreibenden haben beim 
Feilbieten im Umherziehen den ſie zu dieſer Art des 
Geſchäftsbetriebes ausdrücklich berechtigenden Ge— 
werbeſchein mit ſich zu führen. 
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Im übrigen finden die Beſtimmungen des §. 12 
auch auf dieſe Gewerbetreibenden ſinngemäße An— 
wendung. 


17 


Die im Schluſsſatze des §. 60 des Geſetzes 
vorgeſehenen amtlichen Legitimationen für im Bezirke 
anſäſſige kleinere Gewerbetreibende, womit denſelben 
behufs beſſeren Fortkommens das Feilbieten ihrer 
eigenen Erzeugniſſe innerhalb der Gemeinde des 
Standortes ihres Gewerbes von Haus zu Haus für 
einen Zeitraum von je drei Jahren und auf Widerruf 
geſtattet wird, ſind von der Gewerbebehörde nach dem 
Formulare D auszufertigen. 

Dieſe mit einer Stempelmarke von zwei Kronen 
zu verſehende Legitimation iſt beim Geſchäftsbetriebe 
ſtets mitzuführen und über Aufforderung der behörd— 
lichen Organe vorzuzeigen. 


Für die Fälle, in welchen dieſe Legitimation 
nicht vorgewieſen oder beigebracht werden kann, ſowie 
für Fälle eines Miſsbrauches der Legitimation haben 
die Beſtimmungen des §. 10, Abſatz 2 und 3, ſinn⸗ 
gemäße Anwendung zu finden. 


8. 18. 


Die Miniſterialverordnung vom 4. September 
1902, R. G. Bl. Nr. 179, wird außer Kraft geſetzt. 
Die Beſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung 
treten mit dem Tage der Kundmachung in Wirk⸗ 
ſamkeit. 


Legitimation für 
kleinere Gewerbe⸗ 
treibende zum 
Feilbieten ihrer 
Erzeugniſſe im 
Umherziehen 
(ad $. 60, Schluſs⸗ 
ſatz, des Geſetzes). 


Beilage 4. 


Wirkſamkeits⸗ 
5 beginn. 
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(Bezeichnung des Industrie-, Gewerbe- oder Handelsunternehmens) 5 


: RS N hältnisses und für den Umfang der im 


Inhaber deen nach e der Reichsrathe a Königreiche und 


durch das Gesetz vom 25. Februar 1902, r 5 2 SR 


en a 5 „ 


* 


0 


R. G. Bl. Nr. 49, ihm eingeräumten Befugnisse 
für Rechnung obiger Unternehmung Waren- 


bestellungen aufzusuchen. 8 
Biere a RR NR Te, 
(Bezeichnung der Gewerbebehörde I. Instanz) 3 
FF c TIRE 8 


x (Datum) 3 0 
Unterschrift des Amtsvorstandes: 
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Beilage 2: ad S. 11 der Verordnung. 
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Beilage 3: ad 8. 13 der Verordnung. | 


(Vorderanſicht. 


Formular C. 


Raum für 
die Stempel⸗ 


„ Legitimation 


für 


. des den Standort im Inlande habenden Gewerbes (Firma): 


womit derſelbe zum Verkaufe von Uhren (aus Gold oder Silber, beziehungsweiſe mit goldenen oder ſilbernen 
Gehäusen), Gold⸗ und Silberwaren, ſowie Juwelen, jedoch ausſchließlich an befugte Wiederverkäufer au 
ſeiner Geſchäftsreiſe: 8 6 


biss 
punzirungsamtlich berechtigt wird. 
Angemeldet bei: 
dem 5 Amte 
der \ k. k. Punzirungs⸗ Expositur 
am 
am 
—9 am 
55 am 
am 


Ausgeſtellt vom k. k. Punzirungs⸗Amte 
VVVVVTVVC 


Die Stempelmarke iſt an der hiefür beſtimmten Stelle dieſer Legitimation aufzukleben und von der aus 
fertigenden Behörde zu überſtempeln. 
. (Format 27xX17°5.) 


= | 56* 


(Raum für den Abdruck der 88. 59a und 59 b, Abſatz 5 des Geſetzes vom 25. RUE 1902, RB. 8 
ſchlägigen Paragraphen der Durchführungsverordnung I 
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Beilage 4: ad 8. 17 der Verordnung. 
f (Vorderanſicht.) 
ä | Formular D. 


Raum für die N 
Stempelmarke Nr. der Karte: 
don | 
| 2 Kronen 
für 
Herrn 
Frau 
C EBD N N 2 8: N NE SEES Gaſſe Nr. „wodurch 
g Platz 
em⸗ 
es jelben gemäß §. 60, Schluſsabſatz, der Gewerbeordnung, auf Grund des für das.. 
V PPP. ᷣ c ͤ gewerbe 
a ſeiner 
ertheilten Gewerbeſcheines vom 5 das Feilbieten 1 eigenen Erzeugniſſe 
7 ̃ ˙ y nee p ²ꝗ ͤͤuiÄXEinin.nun.unu.unu.i.i.. nl 3 
ſeines f 
als Standort ihres Gewerbes auf die Dauer von Jahren das iſt vom ee 
der⸗ 
e ER auf Widerruf mit dem Bemerken bewilligt wird, dafs —_jelbe keine 


die⸗ 


anderen als ſelbſterzeugte Waren führen dürfe. 


Die genannte Berechtigung kann auf Grund dieſer Legitimations-Karte auch durch das Familien 


eder 
8 5 ( se ellvertreter) Fran 
V VV UUIUBezirh 
e Gaſſe N übt d 
5 Plat IE ausgeübt werden. 
eiche NE ii 
I. Inſtanz) 
(Unterſchrift.) 


Die Stempelmarke iſt an der hiefür beſtimmten Stelle dieſer Karte aufzukleben und von der ausfertigenden Behörde 


zu überſtempeln. 


Dieſe Legitimations⸗Karte iſt vom Berechtigten beim Geſchäftsbetriebe ſtets mitzuführen, über Aufforderung der 
behördlichen Organe vorzuzeigen und, ſoferne dies nicht möglich wäre, über Anordnung derſelben der Geſchäftsbetrieb bis 
zur Herbeiſchaffung des Legitimations⸗Documentes einzuſtellen. 

Ein Miſsbrauch mit dieſer Karte hat deren ſofortige Abnahme und Vorlage an die competente Gewerbebehörde 
behufs Einleitung des geſetzlichen Strafverfahrens zur Folge. 


(Format 27X17°5). 


Verſonsbeſchreibung 


Inhabers i Bi je gan ienmitgiees En 
1 5 


Herrn Herrn 5 
Fran Frau 
Geburtsſahr : Geburtsjahr: ed; 
oh TEE PR 10 RN „„ 35 5 e e 
N Gigenhänbige NED x 5 3 1 a, 5 
a ö 5 | des Feu { 5 
des Inhabers: i RAR i Me 5 5 


(Raum für den Abdruck der 88. 60, Schluſsabſatz, und 60b des Geſ 3 vom 25. Sine 100, ki 
i und der einſ 1 Vera der Ri Weng I 
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Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 11. December 1902, 3. 12032, 
betreffend 


die von öſterreichiſchen Staatsbürgern behufs Er⸗ 
langung der Naturaliſation in Deutſchland beizu⸗ 
bringenden Dispoſitionsfähigkeitszeugniſſe. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Bei Behandlung der Geſuche öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger um die Naturaliſation in Deutjch- 


land fordern die deutſchen Behörden in jenen Fällen, 


in welchen ſich über die Dispoſitionsfähigkeit der 
Naturaliſationswerber Zweifel ergeben, von denſelben 
— und zwar neben den in allen Fällen beizubringen⸗ 
den Certificaten über die erfolgte Entlaſſung aus dem 
öſterreichiſchen Staatsverbande — die Vorlegung 
eines Zeugniſſes einer öſterreichiſchen Behörde darüber, 
daſs ſie dem Erforderniſſe der Dispoſitionsfähigkeit 
entſprechen. 

In Erörterung der Frage, welche öſterreichiſche 
Behörde zur Ausſtellung derartiger Zeugniſſe com⸗ 
petent wäre, hat das k. k. Juſtizminiſterium gegenüber 
der deutſchen Reichsregierung ſich für die Competenz 
der k. k. Bezirksgerichte ausgeſprochen und es gleich- 
zeitig übernommen, in allen vorkommenden Fällen die 


in Rede ſtehenden Beſcheinigungen zu vermitteln. 


Zu dieſem Ende hätten entweder die deutſchen 
Behörden ſelbſt oder die betheiligten Parteien un- 
mittelbar an das k. k. Juſtizminiſterium ſich zu wenden, 
welches ihnen auf dem Wege, der ſich jeweils als der 
ſicherſte, kürzeſte und praktiſcheſte darſtelle, die ge- 
wünſchten Beſcheinigungen beſchaffen werde. In den 
betreffenden Eingaben an das k. k. Juſtizminiſterium 
wäre der Ort, nach welchem die Parteien gemeinde— 
zuſtändig ſind, und jener, in welchem ſie ihren letzten 
Wohnſitz oder Aufenthalt im Inlande hatten, zu be— 


zeichnen. 
; 1 Statthalterei 8 A 
Hievon wird die k. k. Jandesregſerung zur Verſtän⸗ 


digung der Unterbehörden mit dem Beifügen in 
Kenntnis geſetzt, daſs die Parteien gegebenenfalls im 
vorſtehenden Sinne zu informiren ſein werden. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 17. December 1902, 3. 52221, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Jolsva, Comitat Gömör⸗Kishont. 
An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 21. November 1902, 
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Z. 76314, wurde die Ausübung des Hauſirhandels 
auf dem Gebiete der Stadt Jolsva, Comitat Gömör⸗ 
Kishont, unter Aufrechthaltung der im §. 17 der be- 
ſtehenden Hauſirvorſchriften und in den dieſen Para⸗ 
graphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den 
Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten Rechte 
verboten. 
Statthalterei 


Hievon wird die k. k. Jandesregierung mit Bezie⸗ 
hung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 


Darnachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden 
in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 19. December 1902, 3. 52407, 


betreffend 


das Verbot des Hauſirhandels auf dem Gebiete der 
Stadt Szamosujvär, Comitat Szolnok⸗Doboka. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut Mittheilung des königlich ungariſchen 
Handelsminiſteriums vom 12. November 1902, 
Z. 72507, wurde die Ausübung des Hauſirhandels 
auf dem Gebiete der Stadt Szamosujvär, Comitat 
Szolnok⸗Doboka, unter Aufrechthaltung der im §. 17 
der beſtehenden Hauſirvorſchriften und in den dieſen 
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den 
Bewohnern gewiſſer Gegenden gewährten Rechte 


verboten. 
Sn K . Statthalterei 2 g 
Hievon wird die k. k. Jandesregierung mit Bezie⸗ 


hung auf den §. 10 des Hauſirpatentes zur eigenen 


Darnachachtung und Verſtändigung der Unterbehörden 
in die Kenntnis geſetzt. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 20. December 1902, 3. 34379, 


betreffend 


die Verrechnung und Verwahrung der dem Reſſort 

des Miniſteriums des Innern angehörigen nicht 

dotirten Fonde, Stiftungen, Cautionen und ſonſtigen 
adminiſtrativen Depoſiten. 


(An die Staatscentralcaſſe.) 


In Betreff der künftigen Verrechnung und Ver⸗ 
wahrung der dem Reſſort des Miniſteriums des 
Innern angehörigen nicht dotirten Fonde, Stiftungen, 
Cautionen und ſonſtigen adminiſtrativen Depoſiten 
wird im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzmini⸗ 
ſterium und dem k. k. Oberſten Rechnungshofe Nach- 
ſtehendes angeordnet: 
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1. Die bei der k. k. Staatscentralcaſſe gegen- 
wärtig in Verwahrung befindlichen, unter dem An- 
weiſungsrechte des Miniſteriums des Innern ſtehenden 
fremden Gelder (nicht dotirte Fonde, Stiftungen, 
Cautionen und ſonſtige adminiſtrative Depoſiten) 
werden aus dem allgemeinen Miniſterialdepoſiten⸗ 
journale, beziehungsweiſe aus dem Journale der 
Depoſiten für unbeſtimmte Zwecke ausgeſchieden und 
ausſchließlich der auf die „Baronin Hirſch Kaiſer 
Jubiläums Wohlthätigkeitsſtiftung“ bezughabenden 
Poſten in ein eigenes, bei der Staatscentralcaſſe neu 


m 22 


5. Bezüglich der Führung des Depoſitenjour⸗ 
nales wird angeordnet, dass jede einzelne Gebarungs⸗ 
poſt mit einem Journalartikel bezeichnet wird, welcher 
ſowohl bei Empfang, wie bei Ausgabe zu Anfang 
jedes Verwaltungsjahres mit „1“ beginnt und bis 


zum Schluſſe desſelben in r arith⸗ 
metiſcher Ordnung fortläuft. 

Der jeweilige „anfängliche Caſſareſt Su 
ſtets, alſo auch im Monate Jänner, nur einen Jour⸗ 
nalartikel. 

Es A daher der anfänglich Caſſareſt des 


aufzulegendes Journal, welches den Titel „Depoſiten⸗ Monates Jänner mit Artikel „1“ zu bezeichnen; die 


journal des Miniſteriums des Innern“ zu führen hat, 
übertragen. 

Der mit Ende December 1902 vorhandene Be⸗ 
ſtand an Obligationen und Bargeld der Baronin 
Hirſch'ſchen Stiftung, ſowie die ſich in Hinkunft er⸗ 
gebenden Gebarungen bei derſelben ſind in ein eigenes, 
bei der Staatscentralcaſſe neu aufzulegendes Fonds⸗ 
journal, welches die Bezeichnung „Journal der 
Baronin Hirſch Kaiſer Jubiläums⸗Wohlthätigkeits⸗ 
ſtiftung“ zu führen hat, zu übertragen. 


A. Depoſitenjournal des Miniſteriums des 
Innern. 


2. In Hinkunft iſt jede ſich ergebende Gebarung 
mit den unter dem Anweiſungsrechte des Miniſteriums 
des Innern ſtehenden, im Punkte 1 erwähnten fremden 
Werten in dieſem neuen Journale zur Durchführung 
zu bringen. 

3. Das Depoſitenjournal des Miniſteriums des 
Innern iſt in nach Empfang und Ausgabe getrennten 
Heften, beziehungsweiſe Bögen nach dem bisher für 
das allgemeine Miniſterialdepoſitenjournal ver⸗ 
wendeten Formulare zu führen; im Empfangsjournale 
iſt nur die linke Seite zur Journaliſirung zu be⸗ 
nützen, die gegenüberſtehende rechte Seite aber für die 
Vormerkung, beziehungsweiſe Verbuchung der ſeiner⸗ 
zeitigen Rückerſtattung der betreffenden Depoſitenpoſt 
ſreizulaſſen. 

Im Ausgabsjournale hingegen ſind beide Blatt⸗ 
ſeiten zur Journaliſirung zu verwenden. 

4. Im Empfangsjournale für den Monat 
Jänner jeden Jahres iſt als erſte Poſt der anfäng⸗ 
liche Caſſareſt ſpecificirt aufzuführen, und bei jeder 
Subpoſt der Erlagstag und Empfangsartikel des 
Depoſits anzugeben, während in den Empfangs⸗ 
journalen für die übrigen Monate als erſte Poſt nur 
der ſummariſche Caſſareſt, getrennt nach dem Beſtande 
an Bargeld und Werteffecten, nachzuweiſen iſt. 

Die erſte Übertragung in das neue Depoſiten⸗ 
journal hat derart zu erfolgen, daſs jede Depoſiten⸗ 
poſt — ohne Rückſicht auf ihre bisherige Bezeich⸗ 
nung — einen neuen Journalartikel erhält, unter 
welchem das Depoſit in Hinkunft ausſchließlich und 
bis zur ſeinerzeitigen Beausgabung zu verrechnen iſt. 


Detailpoſten dagegen werden unter ihrem früheren 
Journalartikel bei Bezeichnung des Erlagsjahres an⸗ 


geführt werden. 
Ferner ſind bei jeder Gebarungspoſt der Tag, 


der Gegenſtand (Erleger und Zweck, beziehungsweiſe 
Beheber), die Merkmale der Werteffecten, Vin⸗ 
culum ꝛc., dann die Anweiſungsverordnung und die 
ſonſtigen dazu gehörigen Documente, ſowie bei Em⸗ 
pfängen der Umſtand ausdrücklich erſichtlich zu 
machen, ob, beziehungsweiſe daßs hiefür der Partei 
ein Erlagſchein übergeben worden iſt. 

Alle dieſe Daten ſind auch bei der erſten Über⸗ 
tragung in das neue Depoſitenjournal anzugeben. 


6. Die Empfangnahme von Depofiten ꝛc. darf 


in der Regel nur über vorherige beſondere Weiſung 


des Miniſteriums des Innern erfolgen; ſollten jedoch 
Gelder oder Werte für das Miniſterium des Innern 


an die Staatscentralcaſſe gelangen, ohne daſfs der 
Caſſe eine beta bezughabende Weiſung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern zugekommen wäre, ſo hat die 


Übernahme und Empfangſtellung im Depoſiten⸗ 


journale zwar zu erfolgen, jedoch nur mit dem in dem | 


betreffenden Erlagſcheine (Caſſequittung) zum Aus⸗ 
drucke zu bringenden Vorbehalte, daj3 durch dieſe 


vorläufige Empfangnahme keine wie immer geartete 
Verbindlichkeit für das Arar, beziehungsweiſe das 


Miniſterium des Innern begründet werden könne. 


Über die geſchehene Einzahlung iſt in ſolchen 


Fällen ſogleich die Anzeige an das Miniſterium des 


Innern unter genauer Bezeichnung der Erlags⸗ und 


Verrechnungsdaten zu erſtatten. 


7. Dagegen darf die Ausfolgung von Depoſiten ze. 


ache nur über vorherige Weiſung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern erfolgen. 


Bei Journaliſirung der Ausgaben ift die Jour⸗ 


nalspoſt und das Datum, unter welchem ein aus⸗ 
gefolgtes Depoſit urſprünglich im Depoſitenjournal 
des Miniſteriums des Innern in Empfang geſtellt 
wurde, zu beziehen. 

8. Nach Schluſs jeden Monates iſt das Em⸗ 
pfangs⸗ und Ausgabsjournal abzuſchließen und der 
jeweilig verbleibende Caſſareſt getrennt nach dem Be⸗ 
ſtande an Bargeld und Werteffecten zu ermitteln. 

Das Journal iſt längſtens bis 3. des dem 
Journalabſchluſſe nächſtfolgenden Monates dem Rech- 
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nungsdepartement des Miniſteriums des Innern vor⸗ 
zulegen, welchem die Cenſur des Depoſitenjournales 
des Miniſteriums des Innern obliegt. 

Die Vorlage des Depoſitenjournales hat auch 

dann zu erfolgen, wenn ſich im Laufe eines Monates 
eine Gebarung mit den Depoſitengeldern nicht er— 
geben hat. 
9. Bei der Prüfung des Depoſitenjournales hat 
das Rechnungsdepartement des Miniſteriums des 
Innern die allfälligen Depoſitenrückzahlungen auf der 
freigelaſſenen rechten Seite des Depoſitenempfangs— 
journales bei der betreffenden Empfangspoſt unter ge— 
nauer Angabe der Ausgabsdaten vorzumerken. 

Überdies hat dasſelbe, ſoweit die Verwaltung 
der Vermögenheiten dem Miniſterium des Innern zu- 
ſteht, unbeſchadet der diesbezüglichen Obliegenheiten 
der Staatscentralcaſſe, auch die Gebarung mit den 
jeweils fälligen Zinſen der erlegten Depots in Wert- 
papieren, und bei verlosbaren Effecten die Realiſirung 
der verlosten Papiere zu überwachen. 

10. Die Staatscentralcaſſe hat zum eigenen Ge⸗ 
brauche eine genaue geſonderte Evidenz über die bei ihr 
erliegenden Depoſiten des Miniſteriums des Innern 
zu führen, aus welcher zu jeder Zeit der Caſſebeſtand 
ſowie die Empfangs- und Ausgabsdaten jedes einzelnen 
Depoſits entnommen werden können. 

11. Die Aufbewahrung der im Depoſitenjournale 
des Miniſteriums des Innern in Empfang geſtellten 
Werte hat die Staats centralcaſſe geſondert von den 
Staatsgeldern und . . den übrigen Depofiten 
vorzunehmen. 

Die Depots ſind mit Ausnahme des Bargeldes 
nach Erlegern, beziehungsweiſe Beſitzern zu ordnen, 
und iſt jedes derſelben in einem geſonderten Pakete 
aufzubewahren, auf welchem außen der neue Journal— 
artikel, unter welchem das Depoſit in dem erſten 
Depoſitenjournale des Miniſteriums des Innern in 
Empfang verrechnet wurde, ſowie die Gattung und 
Höhe des Depots zu bezeichnen iſt. 

Bei Erhöhung der Depots durch Nachzahlung 
find die neu hinzukommenden Effecten in die ſchon 
vorhandenen Pakete gleicher Depoſitengattung zu 
hinterlegen und am Umſchlagsbogen Journalartikel 
und Art der nachträglichen Depoterhöhung vor— 
zumerken; in gleicher Weiſe iſt auch bei theilweiſen 
Depotrückſtellungen vorzugehen, ſo daſs aus dem 
Umſchlagsbogen ſtets der jeweilige Beſtand und die 
Gattung des Depots erhellt. 

Bei den Depoſiten find die Zinſencoupons im 
allgemeinen den ſich legitimirenden Beſitzern der 
Depots gegen einfache Empfangsbeſtätigungen, welche 
bei dem jeweiligen Depoſit aufzubewahren ſind, zu 
erfolgen, beziehungsweiſe bis zum Zeitpunkte der 
Erfolglaſſung als fremde Gelder zu beeinnahmen. 
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12. Bezüglich der im Depoſitenjournale in 
Empfang ſtehenden, dem ſogenannten Cretinenfonde 
angehörigen Wertpapiere dagegen iſt die Gebarung 
mit den Zinſencoupons inſoferne der Staatscentral— 
caſſe überlaſſen, als die jeweils fälligen Coupons am 
Fälligkeitstage ohneweiters zu realiſiren und die 
Zinſen im Depoſitenjournale des Miniſteriums des 
Innern in Empfang zu ſtellen ſind. 

Über jede ſolche Empfangsſtellung iſt unter 
Nachweiſung der betreffenden Obligationen und der 
Zinſen, ſowie der Zeit, für welche letztere erwachſen 
ſind, die Anzeige an das Miniſterium des Innern zu 
erſtatten, welchem auch die Schluſsfaſſung über die 
weitere Fructificirung der Zinſen vorbehalten iſt. 


B. Journal für die Baronin Hirſch Kaiſer— 
Jubiläums-Wohlthätigkeitsſtiftung. 

13. In dieſem Journal ſind alle auf die 
„Baronin Hirſch Kaiſer-Jubiläums ⸗Wohlthätigkeits— 
ſtiftung“ bezughabenden Gebarungen zur Durchführung 
zu bringen. 

Als Formular für dieſes Journal iſt das für 
Fonds- (Etat⸗) Journal dermalen giftige; Formular 
zu verwenden, jo daſs auf der linken Blattſeite der 
jeweilige Caſſareſt und die Empfänge, auf der rechten 
Seite dagegen die Ausgaben einzutragen ſind. 

14. Die Führung des Journals hat im Sinne 
der Anordnungen der Punkte 4 und 5 dieſer Ver⸗ 
ordnung zu erfolgen. 

15. Zur Empfangnahme und Beausgabung von 
der Baronin Hirſch Kaiſer⸗Jubiläums⸗Wohlthätigkeits⸗ 
ſtiftung angehörigen Wertpapieren, einſchließlich der 
zwecks Devinculirung verloster Effecten erforderlichen 
Erfolglaſſung derſelben, iſt ausnahmsweise die vor- 
herige Weiſung des Miniſteriums des Innern er⸗ 
forderlich. 

16. Für den Abſchluſs, die Vorlage und Cenſur 
des Journals gelten die Beſtimmungen des Punktes 8, 
für die Aufbewahrung der Stiftungswerte jene des 
Punktes 11 der vorſtehenden Verordnung. 

17. Bezüglich der Gebarung mit den Zinſen des 
Stiftungsvermögens gilt die Anordnung des Stift— 
briefes, wonach dem die Vermögensverwaltung 
führenden Comité, welchem die Behebung der Stif— 
tungserträgniſſe ſowie deren Verwendung zuſteht, die 
fälligen Coupons, ſoweit ſolche an noch nicht vineu— 
lirten Wertpapieren des Fondes haften, gegen Ab— 
gabe einer einfachen Empfangsbeſtätigung zu er⸗ 
folgen ſind. 

Die Empfangsbeſtätigungen haben in Auf- 
bewahrung der Staatscentralcaſſe und zwar vereint 
mit dem Vermögen der Stiftung zu verbleiben. 

18. Die vorſtehenden Anordnungen treten mit 
1. Jänner 1903 in Kraft. 
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Judicate. 


Erkenntnis des Derwaltungsgerichtshofes vom 
18. October 1902, 3. 8762. 


„Der öffentlichen Armenverſorgung im Sinne des §. 2 der 

Heimatsgeſetzuovelle vom 5. December 1896, R. G. Bl. 

Nr. 222, fällt ein Gemeindeinſaſſe nur dann zur Laſt, 

wenn er eine nicht bloß vorübergehend gewährte Unter⸗ 
ſtützung thatſächlich bezogen hat.“ 


Der Verwaltungsgerichtshof hat mit dem eitirten 
Erkenntniſſe die Beſchwerde der Stadtgemeinde S. gegen die 
Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 9. Decem⸗ 
ber 1901, Z. 42652, betreffend den Anſpruch der Th. L. auf 
die ausdrückliche Aufnahme in den Heimatsverband dieſer 
Stadtgemeinde, als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


Die Stadtgemeinde hat der Schuhmacherswitwe Th. 
L. die auf Grund ihres mehr als zehnjährigen ununter⸗ 
brochenen Aufenthaltes in der Gemeinde angeſuchte Auf⸗ 
nahme in den Heimatsverband verweigert mit der Begrün⸗ 
dung, dafs derſelben ſeitens der heimatlichen Armenbehörde 
ſeit 1. Jänner 1901 eine monatliche Unterſtützung aus dem 
Armenfonds bewilligt worden und ſie daher während der 
Erſitzungszeit der öffentlichen Armenverſorgung anheim⸗ 
gefallen ſei. 

Nach den gepflogenen Erhebungen und dem der Be⸗ 
ſchwerde beiliegenden Driginaldecrete des Armenrathes in 
O. vom 17. Jänner 1901, Z. 2220, wurde allerdings der 
Th. L. über ihr Anſuchen um Zuwendung eines Wohnungs⸗ 
zinsbeitrages mit Beſchluſs des Armenrathes vom 16. Jänner 
1900 vorläufig ein Wohnungszinsbeitrag von 2 fl. pro 
Monat vom 1. Jänner 1900 an gewährt, ſie jedoch aufge⸗ 
fordert, ſich möglichſt bald nach O. zu begeben, wo ſie weiter 
unentgeltlich Unterkunft erhalten werde. Dieſe Unterſtützung 
hat jedoch Th. L. nach ihren durch die Gemeindevorſtehung 
beſtätigten Angaben niemals bezogen und die beſchwerde⸗ 
führende Stadtgemeinde beſtreitet dies auch nicht. 

Gemäß $. 2 des Geſetzes vom 5. December 1896, 
R. G. Bl. Nr. 222, kann die ausdrückliche Aufnahme in den 
Heimatsverband von der Aufenthaltsgemeinde demjenigen 
öſterreichiſchen Staatsbürger nicht verweigert werden, welcher 
nach erlangter Eigenberechtigung durch zehn der Bewerbung 
um das Heimatrecht vorausgehende Jahre ſich freiwillig 
und ununterbrochen in der Gemeinde aufgehalten hat. 

Dieſe Vorausſetzungen ſind im gegenwärtigen Falle 
unbeſtritten gegeben. 

Gemäß dem letzten Abſatze des citirten §. 2 darf 
jedoch der Bewerber während der feſtgeſetzten Aufenthalts⸗ 
friſt der öffentlichen Armenverſorgung nicht anheimfallen. 
Der öffentlichen Armenverſorgung fällt ein Gemeindeinſaſſe 
jedoch nur dann anheim, wenn er eine, und zwar, wie ſich 
aus der weiteren Beſtimmung des letzten Abſatzes des 
8. 2 leg. cit. ergibt, nicht nur vorübergehend gewährte 
Unterſtützung aus der öffentlichen Armenverſorgung that⸗ 
ſächlich empfangen hat. 

Im gegenwärtigen Falle hat nun die Aufnahms⸗ 
bewerberin eine Armenunterſtützung während ihres mehr 
als zehnjährigen Aufenthaltes in der Stadtgemeinde S. 
(mit Ausnahme einer einzigen Unterſtützung im Betrage von 
2 fl. im Jahre 1899, welche aber als einmalige, alſo vor⸗ 
übergehende Unterſtützung nicht in Betracht kommt und 
auch von der Stadtgemeinde S. nicht als Grund für die 
Abweiſung des Aufnahmsgeſuches angeführt wurde und 
wird) nicht bezogen. Es ſind alſo die Vorausſetzungen, unter 


welchen dem Aufnahmswerber die Aufnahme in den Heimats⸗ 


verband einer Gemeinde beim Vorhandenſein der im erſten | 
Abſatze des §. 2 aufgeftellten Bedingungen verweigert 
werden kann, nicht gegeben und hat daher mit Recht die 


k. k. Landesregierung S. im Inſtanzenzuge den abweis⸗ 
lichen Beſcheid der Gemeinde S. behoben und erſcheint die 
dieſe Entſcheidung beſtätigende angefochtene Entſcheidung 
des k. k. Miniſteriums des Innern vollkommen geſetzmäßig. 


Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 
18. October 1902, 3. 8763. 


„Zum Begriffe Armenverſorgung, beziehungsweiſe vor⸗ 

übergehend gewährte Unterſtützung im Sinne des 8. 2 

der Heimatgeſetznovelle ei 3 22 1896, R. G. Bl. 
r. 222. N 


Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat die Beſchwerde 


der Stadtgemeinde S. gegen die Entſcheidung des k. k. Mini⸗ 


ſteriums des Innern vom 14. December 1901, Z. 46940, 
betreffend die Aufnahme des J. D. in den Heimatsverband, 
als unbegründet abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe: 


Die Stadtgemeinde S. hat dem Hafnermeiſter J. D., 
welcher in der Gemeinde St. heimatsberechtigt iſt, ſich 
jedoch unbeſtrittenermaßen ſeit 8. April 1887 ununter⸗ 
brochen in S. aufhält, die angeſuchte Aufnahme in den 
Heimatsverband der Stadt S. aus dem Grunde des 8.2 des 
Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222, ver⸗ 
weigert, weil derſelbe in den Jahren 1891, 1898 und 1899 
ſeitens der ſtädtiſchen Armenverwaltung mit Spenden 
betheilt worden, ſomit während der Erſitzungsfriſt der 
öffentlichen Armenverſorgung anheimgefallen ſei. Durch 
die Erhebungen iſt ſichergeſtellt, daſs dieſe Unterſtützun⸗ 
gen in Spenden beſtanden, welche aus gewiſſen An⸗ 
läſſen der Gemeindeverwaltung von Mitgliedern des Aller⸗ 
höchſten Kaiſerhauſes behufs Vertheilung zur Linderung 
der Noth zur Verfügung geſtellt worden ſind. Der Beſchwerde⸗ 


führer behauptet in ſeinem Recurſe gegen den Beſcheid der 


Gemeinde, es ſeien ihm nur zweimal Unterſtützungen an Holz 
und einmal eine Geldunterſtützung im Betrage von 1 fl. aus 
dieſen Spenden gewährt worden. Die Gemeinde behauptet in 
ihrer Beſchwerde, es ſeien ihm ſechsmal derartige Unter⸗ 
ſtützungen gewährt worden. 

Für die Beantwortung der vorliegenden Frage 
erſcheint die genaue Feſtſtellung dieſes Thatumſtandes dem 
Verwaltungsgerichtshofe irrelevant. Der Beſcheid der Ge⸗ 
meinde S. wurde nämlich mit der durch die angefochtene 
Entſcheidung beſtätigten Entſcheidung der k. k. Landes⸗ 
regierung in S. vom 16. October 1901, 3. 12105, aus dem 
Grunde behoben, weil die dem Aufnahmswerber aus 
privaten Quellen zeitweiſe verabfolgten Spenden ſich im 
Sinne des 8. 2, letzten Abſatzes des citirten Geſetzes nicht 
als öffentliche Armenverſorgung darſtellen, da ſie nicht aus 
Mitteln der Gemeinde verabfolgt wurden und auch deren 
Erſatz von der Heimatsgemeinde des J. D. nicht angeſprochen 
worden ſei. 

Der Verwaltungsgerichtshof muſste dieſe Entſchei⸗ 
dung für geſetzmäßig erkennen. 

Gemäß 8. 2, Abſatz 1 des eitirten Geſetzes kann die 
ausdrückliche Aufnahme in den Heimatsverband von der 
Aufenthaltsgemeinde demjenigen öſterreichiſchen Staats⸗ 
bürger nicht verſagt werden, welcher nach erlangter Eigen⸗ 


* 


29. December 1902 zur 


berechtigung durch zehn der Bewerbung um das Heimats⸗ 
recht vorausgehende Jahre ſich freiwillig und ununterbrochen 
in der Gemeinde aufgehalten hat. Über die in dieſer Beſtim⸗ 
mung vorgeſchriebenen Thatbeſtandsmomente beſteht im 
gegenwärtigen Falle kein Streit. Im letzten Abſatze des §. 2 
iſt jedoch für den Anſpruch des Bewerbers um Aufnahme in 
den Heimatsverband noch vorgeſchrieben, daſs der Bewerber 
während der feſtgeſetzten Aufenthaltsfriſt der öffentlichen 
Armenverſorgung nicht anheimfallen dürfe, Es iſt daher die 
Frage zu entſcheiden, ob es bei dem Aufnahmsbewerber 
J. D. zutrifft, daſs er der Armenverſorgung anheimgefallen 

ſei. Dieſe Frage mußs verneint werden. 
Denn es kann von einem Gemeindeinſaſſen, welchem 


im Laufe ſeines mehr als zehnjährigen Aufenthaltes in der 
Gemeinde ab und zu einzelne Unterſtützungen aus dem 
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Armenfonds gewährt werden, an ſich nicht geſagt werden, 
daſs er der öffentlichen Armenverſorgung anheimfalle. 
Denn dieſer Ausdruck trifft nur bei ſolchen zu, welche die 
öffentliche Armenverſorgung mindeſtens in längerer Dauer 
und regelmäßig in Anſpruch nehmen. Außerdem iſt in dem 
letzten Abſatze des eitirten 8. 2 noch ausdrücklich beſtimmt, 
daſs eine nur vorübergehend gewährte Unterſtützung nicht 
als Act der Armenverſorgung anzuſehen iſt. Dieſe Beitim- 
mung trifft nicht nur ſolche Fälle, wo ein Anſpruchswerber 
nur eine einzige vorübergehend gewährte Unterſtützung in 
Anſpruch genommen hat, ſondern nach dem Sinne derſelben 
gewiſs alle Fälle, in welchen nur zeitweilig und vereinzelt, 
wenn auch mehrmals, Armenunterſtützungen einem Ge- 
meindeinſaſſen gewährt werden. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Vertagung des Reichsrathes). Auf Grund 
Allerhöchſten Auftrages iſt am 18. December 1902 
die Vertagung des Reichsrathes erfolgt. 


betreffend die an Seite der politiſchen Landesſtellen 


und des Ackerbauminiſteriums als fachliche Beiräthe 
in Reblausangelegenheiten fungirenden Commiſſionen, 
beziehungsweiſe die Verordnungen vom 14. März 1893, 


(Einberufung der Landtage von Böhmen, R. G. Bl. Bl. 35, und vom 19. November 1898, 


Galizien, Niederöſterreich, Oberöſterreich, 
Salzburg, Steiermark, Mähren, Schleſien, 
Görz, Gradiska, Iſtrien und Vorarlberg). 
Zufolge kaiſerlichen Patentes vom 14. December 1902, 
R. G. Bl. Nr. 229, wurden der Landtag des Erz— 
herzogthumes Oſterreich unter der Enns auf den 


19., der Landtag der Markgrafſchaft Mähren auf 
den 20., die Landtage des Erzherzogthumes Oſter— 


reich ob der Enns und des Landes Vorarlberg 
auf den 22., die Landtage des Herzogthumes Salz— 
burg, des Herzogthumes Steiermark und des 
Herzogthumes Ober- und Nieder-Schleſien auf 
den 29. December 1902 in den geſetzlichen Ver— 
ſammlungsort, dann der Landtag der Markgrafſchaft 
Iſtrien auf den 27. December 1902 nach Pola ein- 
berufen; 
die auf Grund kaiſerlicher Entſchließung ver— 


tagten Landtage des Königreiches Böhmen, des 


Königreiches Galizien und Lodomerien mit dem 


Großherzogthume Krakau und der gefürſteten Graf— 


ſchaft Görz-Gradiska find, und zwar letzterer für 
den 22., jene von Böhmen uud Galizien für den 
Wiederaufnahme ihrer 


Tlhätigkeit in den geſetzlichen Verſammlungsort ein⸗ 


* 


berufen worden. 


Verordnungen des Ackerbauminiſte— 
riums, betreffend Beſtellungen von Landes— 
commiſſionen für Weinbauangelegenheiten 
in Mähren und Krain.) Die Verordnung des Acker— 
bauminiſteriums vom 13. December 1902, mit welcher 


die Punkte I bis einſchließlich VIII der Verordnung 


vom 20. December 1885, R. G. Bl. Nr. 5 ex 1886, 


R. G. Bl. Nr. 208, rückſichtlich Mährens auf⸗ 
gehoben werden und eine Landescommiſſion für Wein- 
bauangelegenheiten in Mähren im Einvernehmen mit 
dem mähriſchen Landesausſchuſſe beſtellt wird, iſt im 
CXXI. Stücke des R. G. Bl. unter Nr. 238; 

die Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 
15. December 1902, mit welcher die Punlte I bis 
einſchließlich VIII der Verordnung vom 20. December 
1885, R. G. Bl. Nr. 5 ex 1886, betreffend die an 
Seite der politiſchen Landesſtellen und des Ackerbau⸗ 
miniſteriums als fachliche Beiräthe in Reblausangelegen— 
heiten fungirenden Commiſſionen, beziehungsweiſe die 
Verordnungen vom 14. März 1893, R. G. Bl. 
Nr. 35, und vom 19. November 1898, R. G. Bl. 
Nr. 208, rückſichtlich rains aufgehoben werden und 
eine Landescommiſſion für Weinbauangelegenheiten in 
Krain im Einvernehmen mit dem krainiſchen Landes⸗ 
ausſchuſſe beſtellt wird, im gleichen Stücke des R. G. Bl. 
unter Nr. 239 publicirt. 


(Erlaſs des Finanzminiſteriums vom 
11. December 1902, betreffend die Hinaus— 
gabe der Banknoten zu 1000 K und die Ein- 
ziehung der Banknoten zu 1000 fl. 6. W.) Der 
bezügliche Erlaſs iſt im CXIX. Stücke des R. G. Bl. 
unter Nr. 232 publicirt. 


(Verband landwirtſchaftlicher Genoſſen— 
ſchaften in Oſterreich.) Vor kurzem wurde in 
Wien der diesjährige Vereinstag des „Allgemeinen 
Verbandes landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften in 
Oſterreich“ abgehalten. Auf demſelben waren neue 
Landesorganiſationen mit 2008 Genoſſenſchaften aus 
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Böhmen, Mähren, Schleſien, Niederöfterreich, Ober- 
öſterreich, Steiermark, Kärnten, Tirol und Vorarlberg 
vertreten. Hiebei gelangten folgende Reſolutionen 
zur Annahme: 

„1. Der Vereinstag erklärt neuerlich mit Rück⸗ 
ſicht auf die Gewährung von Inveſtitionscrediten 
durch die genoſſenſchaftlichen Centralecaſſen die 
Schaffung von Betriebsreſerven als unbedingt noth— 
wendig und ſtellt an die hohe Regierung die drin— 
gende Bitte, dieſe Angelegenheit einer baldigen 
Schluſsfaſſung zuzuführen. 

2. Die Landesverwaltungen werden erſucht, eine 
Anderung der Statuten der Landes-Hypothekarcredit⸗ 
inftitute in der Richtung in Erwägung zu ziehen, dass 
denſelben die Belehnung von Grundſtücken und Ge— 
bäuden, welche zur genoſſenſchaftlichen Einlagerung 
landwirtſchaftlicher Producte dienen, geſtattet wird. 

3. Der Vereinstag iſt der Anſicht, daſs den Ge⸗ 
noſſenſchaftscentralcaſſen direct oder durch Ver— 
mittlung der Landes-Hypothekaranſtalten oder der 
Landesbanken aus den überſchüſſigen Beſtänden der 
Poſtſparcaſſe niedrig verzinsliche genoſſenſchaftliche 
Betriebscredite gewährt werden können. Da es ſich 
hiebei hauptſächlich um Credite auf eingelagerte 
Waren handelt, welche eine durchaus ſichere Grund⸗ 
lage für die Creditgewährung bilden, ſcheint dem 
Vereinstage auch vom Standpunkte der genannten 
Landesanſtalten kein Anſtand gegen die Übernahme 
der Poſtſparcaſſengelder und Weiterbegebung derſelben 
an die genoſſenſchaftlichen Centralcaſſen zu beſtehen. 
Sollten ſich hingegen aus den Statuten der Landes⸗ 
anſtalten Bedenken ergeben, ſo wäre auch in dieſer 
Hinſicht eine Anderung zu befürworten. 

4. Der Vereinstag empfiehlt für den Fall, als 
die Verwendung der Poſtſparcaſſengelder auf 
Schwierigkeiten ſtoßen ſollte die Benützung des 
Wechſelescomptes behufs Belehnung der in genojjen- 
ſchaftlichen Lagerhäuſern zum Verkaufe einlagernden 
Bodenproducte, beziehungsweiſe der für die Mit— 
glieder eingekauften landwirtſchaftlichen Bedarfs— 
artikel.“ 


(Erhebungenüber die Arbeitsvermittlung 
und Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit in 
Deutſchland.) Der deutſche Bundesrath hat gelegent- 
lich der Feſtſtellung des Reichshaushaltsetats auf 
Grund einer, die Einrichtung einer Verſicherung gegen 
die Folgen der Arbeitsloſigkeit betreffenden Reſolution 
des Reichstages, beſchloſſen: „den Reichskanzler zu 
erſuchen, durch das kaiſerlich ſtatiſtiſche Amt feſtſtellen 
zu laſſen, welche Einrichtungen bezüglich der Ver— 
ſicherung gegen die Folgen der Arbeitsloſigkeit bisher 
getroffen und welche Ergebniſſe dadurch erzielt worden 
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Poſadowsky hat infolge deſſen das kaiſerlich ſtatiſtiſche 
Amt beauftragt, das zur Ausführung des Beſchluſſes 
Erforderliche zu veranlaſſen. Dabei iſt bemerkt 
worden, es ſei davon auszugehen, daſs zu den Ein- 
richtungen, welche die Vorausſetzung einer Ver— 
ſicherung gegen die Folgen der Arbeitsloſigkeit bilden, 
insbeſondere auch die gemeinnützigen Arbeitsnachweiſe 
öffentlicher und privater Verbände zu rechnen ſind. 
Demnach werden die Erhebungen die gegenwärtige 
Lage der organiſirten Arbeitsvermittlung innerhalb 
des Deutſchen Reiches zu umfaſſen haben. Was die 
Einrichtungen zur Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit 
im engeren Sinne betrifft, ſo werden auch die im 
Auslande getroffenen Maßnahmen inſoweit zu berück⸗ 
ſichtigen ſein, als ſie aus der Literatur bekannt ſind 
und für die inländiſchen Verhältniſſe beſonderes 
Intereſſe bieten. — Der preußiſche Minifter des 
Innern hat unter dem 6. December d. J. an die 
Oberpräſidenten einen Erlass gerichtet, in welchem die 
Frage der Arbeitsnoth behandelt wird. Der Miniſter 
führt aus, daſs die gegenwärtige Lage des Arbeits— 
marktes in Preußen zu keiner beſonderen Beſorgnis 
Anlaſs biete, dafs aber angeſichts der Lage des 
Weltmarktes die Gefahr nicht ausgeſchloſſen ſei, 
daſs die inländiſchen Productions- und Abſatz⸗ 
verhältniſſe auf wichtigen Gebieten der Induſtrie in 
der nächſten Zeit keinen Aufſchwung finden, eher einen 
weiteren Rückgang erfahren. Unter dieſen Umſtänden 
ſcheint es geboten, daſs der weiteren Entwicklung der 
Arbeitsverhältniſſe ernſte Aufmerkſamkeit gewidmet 
und Vorkehrungen getroffen werden, um einer etwa 
eintretenden Arbeitsnoth alsbald mit geeigneten Maß⸗ 
nahmen zu begegnen. 


(Staatliche Arbeitsloſenſtatiſtik in Nor- 
wegen.) In das Budget für ſtatiſtiſche Zwecke hat 
das Departement des Innern eine Poſt für die 
Veranſtaltung ſtatiſtiſcher Erhebungen über die 
Arbeitsloſigkeit eingeſtellt. Zur Herbeiſchaffung des 
Materiales ſollen die Arbeitgeber- und die Arbeiter- 
organiſationen herangezogen werden. Die Leitung und 
Bearbeitung übernimmt das ſtatiſtiſche Bureau des 
Staates. Über die Zahl der arbeitsloſen und der 
beſchäftigten Arbeiter in den wichtigſten Erwerbs⸗ 
zweigen ſollen Erhebungen alle Monate veranſtaltet 
werden. Ferner zweimal im Jahre (wahrſcheinlich im 
Februar und im Auguſt) eingehende Erhebungen 
gleicher Art, wobei Alter, Familienſtand, Fachaus⸗ 
bildung der Arbeitsloſen, ſowie Urſache und Dauer 
der Arbeitsloſigkeit berückſichtigt werden und außer⸗ 
dem ſollen alle zehn Jahre in Verbindung mit einer 
Volkszählung vollſtändige Zählungen der Arbeits⸗ 
loſen und Unterſuchungen der damit in Verbindung 


find.” Der Stellvertreter des Reichskanzlers Graf v.! ſtehenden Verhältniſſe vorgenommen werden. 
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Reichau Dr. Werner: Die Commanditgeſellſchaft auf 
Aktien und der „rechtsfähige Verein“. Berlin 1903. 
Struppe & Winckler. VI, 72 S. (2 K 40 h). 


Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Wien für das Jahr 1900. 
Wien 1902. Verlag des Wiener Magiſtrats. XII, 915 S. 


Verſonalnachrichten. i 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 14. December l. J. dem Statt⸗ 
haltereirathe bei der Statthalterei in Prag Octavian Frei- 
herrn Weber v. Ebenhof den Orden der Eiſernen Krone 
dritter Claſſe mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu ver⸗ 
leihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 15. December l. J den Bau- 
räthen im Miniſterium des Innern Johann Laſſig und 
Franz Florian das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 3. Dezember l. J. dem Ober⸗ 
ingenieur im Miniſterium des Innern Joſef Wojte- 
chowski das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens aller- 
gnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 14. December l. J. den Gtatt- 
haltereiräthen bei der Statthalterei in Prag Dr. Franz 
Schedle und Heinrich Wojäéek den Titel und Charakter 
eines Hofrathes mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu ver⸗ 
leihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 9. December l. J. dem Gtatt- 
haltereirathe bei der Statthalterei in Lemberg Eugen Kraus 
Ranläſsſich der erbetenen Übernahme in den dauernden Ruhe⸗ 
ſtand in Anerkennung ſeiner vieljährigen, pflichttreuen Dienſt⸗ 
leiſtung den Titel eines Hofrathes mit Nachſicht der Taxe 
allergnädigſt zu verleihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller⸗ 
bhöchſter Entſchließung vom 10. December d. J. den Ober⸗ 
inſpector im Departement für Privatverſicherung im Mini⸗ 
ſterium des Innern, außerordentlichen Profeſſor Dr. Ernſt 
Blaſchke, zum Regierungsrathe in dieſem Miniſterium 
allergnädigſt zu ernennen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Eniſchließung vom 14. December l. J. dem mit den 
Functionen eines Directors bei dem Magiſtrate der Landes— 
hauptſtadt Czernowitz betrauten Bezirkshauptmanne Joſef 
Wiedmann den Titel und Charakter eines Landesregie- 
rungsrathes mit Nachſicht der Taxe allergnädigſt zu ver- 
leihen geruht. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 15. December l. J. dem Bau⸗ 
rathe im Miniſterium des Innern Arthur Herbſt taxfrei 
den Titel und Charakter eines Oberbaurathes allergnädigſt 
zu verleihen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des 
Innern hat die Bezirkscommiſſäre Guſtav Boubek, Julius 
Hübner, Leo Freiherrn v. Lazarini, Emil Ziller und 
Hugo Grafen O'Donell zu Bezirks⸗Obercommiſſären, die 
Polizei⸗Obercommiſſäre Dr. Siegfried Wilhelm Robitſchek, 
Eduard Rohadbek und kaiſerlichen Rath Moriz Stukart 
zu Polizeiräthen, die Polizeicommiſſäre Ernſt Felkel, 
Maximilian Schneider, Joſef Tomyska, Dr. Wilhelm 
Kaiſer, Joſef Freiſt, Victor Gerhart und Dr. Karl 
Rauſcher zu Polizei-Obercommiſſären, die Polizei 
concipiſten Norbert Wiſsgott, Joſef Forberger, Dr. 
Emil Blum, Franz Krjz alias Kriſch, Dr. Johann Joſef 
Schally, Othmar Schubert, Friedrich Driak und Joſef 
Tomaier zu Polizeicommiſſären, ſowie den Polizei⸗ 
Bezirksarzt Dr. Lazar Roſenfeld zum Polizei-Ober⸗ 
bezirksarzte bei der Polizeidirection in Wien, weiters den 
Rechnungsrevidenten Miecislaus Bylezynski zum Rech- 
nungsrathe im Rechnungsdepartement der Statthalterei in 
Lemberg, endlich den geprüften Verſicherungstechniker Dr. 
Wilhelm Ritter v. Hillmayr und die Rechnungsaſſiſtenten 
Jaroslav Neumann und Auguſt Marx zu Rechnungs- 
officialen für den verſicherungstechniſchen Dienſt im Mini⸗ 
ſterium des Innern ernannt. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Stande 
der Wiener Polizeidirection die Officiale Leopold Varga, 
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Joſef Gruber, Franz Kubeſch und Hermann Tils zu 
Hilfsämterdirectionsadjuncten, die Kanzliſten Alexander 
Fitſche, Otto Starhon, Edmund Swoboda, Karl Roh— 
mann und Jacob Cudek zu Officialen ernannt. 

Der Statthalter in Oberöſterreich hat den abſolvirten 
Rechtshörer J. U. Dr. Leopold Kaufler zur Ablegung 
der Probepraxis für den politiſchen Conceptsdienſt zu⸗ 
gelaſſen. 

Der Landesregierungsofficial Hugo Ulka in Salzburg 
wurde in den dauernden Ruheſtand verſetzt. 

Der Statthalter in Steiermark hat den Statthalterei⸗ 
concipiſten Oskar Kordin zum Bezirkscommiſſär und den 
Statthaltereiconceptspraktikanten Dr. Emil Lubee zum 
Statthaltereiconcipiſten, weiters den Rechnungsaſſiſtenten 
Edmund Ritter v. Wiſer zum Rechnungsofficial und die 
Rechnungspraktikanten Leopold Kappel Freiherrn v. 
Savenau und Othmar Schifter zu Rechnungsaſſiſtenten, 
ferner den Statthaltereikanzliſten Joſef Kramberger zum 
Bezirksſecretär und den Gendarmeriepoſtenführer Titular 
Wachtmeiſter Alois Stoller, ſowie den Rechnungsunter⸗ 
officier Joſef Ferk zu Statthaltereikanzliſten ernannt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Bezirkscommiſſär Dr. Siegfried Podloger (Reutte) der 
Bezirkshauptmannſchaft Schlanders, den Gtatthalterei- 
conceptspraktikanten Dr. Karl Franz Peer (Bludenz) der 
Bezirkshauptmannſchaft Reutte und den bei der Statthalterei 
in Verwendung ſtehenden Statthaltereiconceptspraktikanten 
Dr. Franz Nocker der Bezirkshauptmannſchaft Bludenz zur 
Dienſtleiſtung zugewieſen. 

Der Statthaltereiconceptspraktikant Rudolf Pfiſter 
iſt aus dem Staats dienſte ausgetreten. 

Der Statthalter in Böhmen hat den abſolvirten Tech— 
niker Bruno Richter zum Baupraktikanten für den Staats- 
baudienſt in Böhmen ernannt. 


— 
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Der Statthalter in Mähren hat den Statthalterei⸗ 
concipiſten Johann Striz (Hohenſtadt) zum Bezirks⸗ 


commiſſär und den Statthaltereiconceptspraktikanten Otto 


Jurenka (Göding) zum Statthaltereiconcipiſten, weiters 


den abſolvirten Techniker Robert Oberländer zum Bau⸗ 
praktikanten für den Staatsbaudienſt in Mähren ernannt 
und den Ingenieur Victor Cerha der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Olmütz zur Dienftleiftung zugew'eſen. 


Der Statthalter in Galizien hat die Baupraktikanten 
Mieczyskaw Rappe, Stanislaus Nowakowski und 


Roman Bielski, den Ingenieuradjuncten des galiziſchen 


Landesausſchuſſes Franz Sienkiewicz und die abſolvirten 
Hörer der techniſchen Hochſchule Stanislaus Münnich und 
Boleslaus Chmielewski zu Bauadjuncten für den Staats⸗ 
baudienſt in Galizien ernannt, weiters die abſolvirten Rechts⸗ 
hörer Alexander Bieniedzki, Kaſimir Widawski, Wi⸗ 
told Chrzanöwski, Kaſimir Wyſoczanski, Janus 
Samolewiez, Joſef Jorkaſch-Koch, Alexander Wy⸗ 
ſoeki, Dr. Romuald Ritter v. Szawlowsky, Edmund 


Prezentkiewiez, den Rechnungspraktikanten im Statt⸗ 


haltereirechnungsdepartement Witold Waskowski und den 
abſolvirten Rechtshörer und Rechnungspraktikanten im 


Rechnungsdepartement des k. k. Oberlandesgerichtes in 


Lemberg Thaddäus Makinowski zur Ablegung der Probe⸗ 
praxis für den politiſchen Conceptsdienſt zugelaſſen, ferner 
den abſolvirten Oberrealſchüler Franz Dabrowski zum 
Praktikanten im Rechnungsdepartement der galiziſchen 
Statthalterei ernannt. 5 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den Bezirks⸗ 
commiſſär Franz Zierhoffer zur Dienſtleiſtung bei der 
Landesregierung einberufen und den Landes⸗Regierungs⸗ 
conceptspraktikanten Bogdan Ritter v. Prunkul zur 
Bezirkshauptmannſchaft Suczawa verſetzt. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 

An der k. k. allgemeinen Unterſuchungs⸗ 
anſtalt für Lebensmittel und Gebrauchsgegen— 
ſtände der im Geſetze vom 16. Jänner 1896, R. G. Bl. 
Nr. 89 ex 1897, bezeichneten Art in Prag (deutſche Uni⸗ 
verſität) die Stelle eines Oberinſpeetors, eventuell die 
eines Inſpectors mit dem Range und den ſyſtemmäßigen 
Bezügen der VII. Rangsclaſſe (Anfangsgehalt 4800 K, 
Activitätszulage 840 K), beziehungsweiſe der VIII. Rangs⸗ 
claſſe Anfangsgehalt 3600 K, Activitätszulage 720 ). 

Die Geſuche um die Verleihung dieſer Stellen ſind 
bis längſtens 31. Jänner 1903 beim Miniſterium des 
Innern einzubringen; Bewerber, welche bereits im k. k. 
Staatsdienſte oder im gemeinſamen k. und k. Staatsdienſte 
ſtehen, haben ihre Geſuche im vorgeſchriebenen Dienſtwege 
vorzulegen. „ 

Die Geſuche ſind zu belegen mit: 

1. dem Geburtsſcheine; 

2. dem Nachweiſe allgemeiner wiſſentſchaftlicher und 
ſpeciell naturwiſſenſchaftlicher Hochſchulbildung, insbeſondere 
in jenen Diſciplinen, welche den Gegenſtand der Diploms- 
prüfung für Lebensmittelexperten (Miniſterialverordnung 
vom 1. Auguſt 1900, R. G. Bl. Nr. 133) bilden. 

Dieſer Nachweis iſt eventuell durch Belege hinſichtlich 
einer Thätigkeit im Lehramte oder auf dem Gebiete der 
Lebensmittelunterſuchung zu ergänzen. 
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Bewerber, welche nicht im k. k. Staatsdienſte als 


definitiv angeſtellte Beamte ſtehen, haben überdies den 
Nachweis über die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, und 
Bewerber, welche 
Staatsdienſte ſtehen, ein behördliches Leumundszeugnis und 
ein ſtaatsärztlich beſtätigtes Geſundheitszeugnis beizu⸗ 
bringen. 


In Salzburg eine Regierungsoffiecial⸗ even⸗ 
tuell eine Regierungs-Kanzliſtenſtelle der X. be⸗ 
ziehungsweiſe XI. Rangsclaſſe. Bewerber um eine dieſer 
Stellen haben ihr eigenhändig geſchriebenes Geſuch mit 
dem Nachweiſe ihres Alters, der zurückgelegten Studien, 
der bisherigen Dienſtleiſtung ſowie ihrer Kenntnis der 


weder im k. k., noch im k. und k. 


deutſchen Sprache in Wort und Schrift bis 15. Jänner 


1903 beim Landespräſidium in Salzburg einzubringen. 
Anſpruchsberechtigte Militärbewerber werden auf die 
Miniſterialverordnung vom 12. Juli 1872, R. G. Bl. 
Nr. 98, verwieſen. 


In Kärnten eine Rechnungsrevidentenſtelle der 
IX. Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsofficials⸗ 
beziehungsweiſe Rechnungsaſſiſtentenſtelle der X. be- 
ziehungsweiſe XI. Rangsclaſſe und eine Rechnungs⸗ 
praktikantenſtelle mit einem jährlichen Adjutum von 
800 K. Bewerber um eine dieſer Stellen haben ihre 
gehörig inſtruirten Geſuche bis längſtens 8. Jänner 
1903 beim Landespräſidium in Klagenfurk einzubringen. 


In Böhmen eine Rechnungsrevidentenſtelle, 
eine Rechnungsofficialſtelle und eine Rechnungs- 
aſſiſtentenſtelle, in proviſoriſcher Eigenſchaft, demnach 
unter Zuerkennung einer Zulage im Betrage der Differenz 
zwiſchen den Bezügen der X., beziehungsweiſe XI. Rangs⸗ 
clafje, oder des Adjutums jährlicher 800 K und den 
Bezügen der IX., beziehungsweiſe X. und XI. Rangsclaſſe. 
Bewerber um dieſe proviſoriſchen Dienſtſtellen, welche zur 
Umwandlung in definitive Stellen gelangen werden, haben 
ihre gehörig belegten Geſuche unter Nachweiſung der erfor- 
derlichen Dienſteseigenſchaften und der Kenntnis beider 
Landesſprachen im vorgeſchriebenen Dienſtwege bis zum 
21. Jänner 1903 bei dem Statthaltereipräſidium in Prag 
einzubringen. 
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In der Bukowina eine Bezirksſeeretärsſtelle 
der X., eventuell eine Kanzliſtenſtelle der XI. Rangs⸗ 
claſſe. Bewerber um einen dieſer Poſten, welche für den 
Fall, als dieſelben nicht aus dem Stande der activen oder 
quiefeirten Beamten beſetzt werden ſollten, nach dem Geſetze 
vom 19. April 1872, R. G. Bl. Nr. 60, und der Kund— 
machung des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung 
vom 16. Juli 1879, R. G. Bl. Nr. 100, anſpruchsberech⸗ 
tigten Unterofficieren vorbehalten ſind, haben ihre Con— 
petenzgeſuche bis inclujive 15. Jänner 1903 beim 
Landespräſidium in Czernowitz im vorgeſchriebenen Wege 
einzubringen. 
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Im Berlage der k. k. Hof- und Staatsbruckerei in Wien find erſchienen: 


Niederöſterreichiſcher Amts Kalender für das Jahr 1903. 
(XXXVIII. Jahrgang.) 
Br.-Brtav. — Steif geb. in Teinwandrücken. — 72 Bogen. — Sublkriptionspreis 3 K 


Der mit Benützung amtlicher Quellen zuſammengeſtellte n. ö. Amtskalender enthält nebſt einem Überſichts⸗(Brieftaſchen⸗) Kalender, einem 
vollſtändigen Kalendarium für alle Confeſſionen und zahlreichen, für das tägliche Verkehrsleben berechneten geſchäftlichen Notizen einen ausführ⸗ 
ichen Schematismus des Allerhöchſten Hofſtaates, der legislativen Körperſchaften, der Civil, Militär⸗ und kirchlichen Behörden der Monarchie, 
dann hinſichtlich Niederöſterreichs auch den ausführlichen Status aller Gemeindevertretungen, Unterrichts-, Humanitäts⸗ und Krankenanſtalten, 
ſowie Actiengeſellſchaften und Vereine. Beigegeben ſind dem Amtskalender eine genealogiſche Stammtafel des Hauſes Habsburg⸗Lothringen 1780 
bis 1902, 4 Pläne des neuen Amtsgebäudes, des Verſatz⸗, Verwahrungs⸗ und Verſteigerungsamtes, eine Skizze der Linien der Wiener Stadtbahn 
und der in Wien einmündenden Bahnen, ſowie Pläne des Zuſchauerraumes der Wiener Theater. 


Neu aufgenommen, weſentlich ergänzt oder neu bearbeitet find folgende Notizen: 1. Perſonalſtand der Waſſer⸗ 
ſtraßen⸗Baudirection; 2. Auszug aus der Min.⸗Vdg. vom 19. Juli 1902, betreffend das Kanzleihilfsperſonale bei den ſtaatl. Behörden, Amtern 
und Anſtalten; 3. Beirat des k. k. Verſatz-, Verwahrungs- und Verſteigerungsamtes; 4. Die neuen Vorſchriften für die einzelnen Geſchäftszweige 
des k. k. Verſatz⸗, Verwahrungs- und Verſteigerungsamtes; 5. Amtstage der k. k. Bezirkshauptmannſchaften in N. O.; 6. Beſuchsſtunden in den 
Wiener k. k. Kraukenanſtalten; 7. Verzeichnis der keine Praxis ausübenden Doctocen in Wien; 8. Verzeichnis der regiſtrierten Hilfscafien ; 
9. Beſtimmungen für den Geſchäftsverkehr der Poſtſparcaſſe; 10. Vorſchriften über die Poſtſendungen, insbeſondere die neuen Poſtabgabevorſchriften 
vom Jahre 1902; 11. Auszug aus dem Geſetze vom 19. Juli 1902, betreffend die Einführung einer Fahrkartenſteuer vom Perſonentransport auf 
Eiſenbahnen; 12. Auszug aus dem Geſetze vam 8. September 1902, betreffend die Regelung des Curorteweſens, ſowie die Einhebung von Muſik⸗ 
und Verſchönerungstaxen in N. H.; 13. Auszug aus dem neuen Jagdgeſetze für N. O. (Jagdkarten, Schonvorſchriften und andere jagdpolizei⸗ 
liche Beſtimmungen, Schieß⸗ und Shonzelt- Tabelle); 14. Städtiſche Wohnungs-Nachweiſeämter in Wien; 15. Wiener ſtädtiſche Auskunftei über 
Sommerwohnungen in N. B.; 16. Neue Pläne des Zuſchauerraumes des deutſchen Volkstheaters und des Raimund⸗Theaters; 17. Zeitungs⸗ 
Leihanſtalten in Wien. 


Die übrigen, aus dem letzten Jahrgange in den gegenwärtigen aufgenommenen Notizen ſind nach dem neueſten Stande, bis unmittelbar 
vor dem Drucke des betreffenden Bogens berichtigt, erforderlichenfalls auch ergänzt und erweitert, insbeſondere find das November⸗Avan⸗ 
cement, ſowie die weiters bis unmittelbar vor dem Drucke der betreffenden Bogen eingetretenen Veränderungen im k. u. k. Heere. in der k. u. k. 
Kriegsmarine und in der k. k. Landwehr vollſtändig berückſichtigt. 


Geſchüfts⸗Jormerk⸗Blätter für das Jahr 1903. 


(XXXI. Jahrgang.) 
Gr.-Octav. — Steif geb. in Leinwandrücken. — 100 Seiten. — Subſkripfionspreis 50 h. 


Die Geſchäfts-Vormerkblätter enthalten einen Datumzeiger und Kalendarium für 1903, einen Wochentags-Kalender für alle Jahrhunderte, 
eine Tabelle der beweglichen chriſtlichen Feſte und der Faſchingsdauer von 1903 —1925, Stempelſcalen. Intereſſen⸗» Gehalt⸗ und Lohnberechnungs⸗, 
Maß⸗, Gewichts- und Zeitvergleichungs-Tabellen, Poſt⸗, Telegraphen- und Telephon⸗Tarife, eine Darſtellung der in- und ausländifchen Geldwerte 
nebſt Vergleichstabellen, die im Jahre 1903 ſtattfindenden Lottoanlehens-Ziehungen: ferner mehr als 80 entſprechend rubricierte Seiten, und zwar 
1. zur Führung von beſonderen Jahres-Vormerken, und zwar für Gedenktage Namens- und Geburtstage ꝛc.), für Wohnungs⸗Adreſſen, für den 
Empfang der einzelnen Nummern pränumerierter Zeitſchriften (vier Seiten), 2. zur Führung eines Wochen-Vormerkes (eine Seite), 3. zur Ein⸗ 
tragung von Stundenplänen für die ganze Woche, und zwar für Winter- und Sommerſemeſter (zwei Seiten) 4. zur Vormerkung von Commiſſionen, 
Tagſatzungen und ſonſtigen Geſchäften (für jede Woche eine Seite), 5. zur Eintragung der Einnahmen und Ansgaben oder ſonſtiger Notizen (für 
jeden Monat eine Seite), 6. zur Zuſammenſtellung verſchiedenartiger Jahresüberſichten (acht Seiten), 7. zur Vormerkung für das Jahr 1904 (eine Seite). 


Bei ihrer die mannigfachſten Bedürfniſſe berückſtchtigenden Einrichtungen werden ſowohl der Amkskalender als die 
Hormerkblätter für alle Behörden, mter, Gemeinden, öffenklichen und Privakanſtalten, ſowie weltlichen und geiſtlichen 
Corpprationen zu deren Gebrauche vorzugsweiſe diefe beiden Publirativnen beſtimmt find, einen willmommenen praktiſchen 
Behelf bieken. 


Exemplare zum obigen ermäßigten Preiſe, ſowie ausführlichere Amkskalender-Profper ke können durch 
das Expedit der k. k. Bof- und Hkaaksdru kerei in Wien (III., Renn veg Rr. 16) bezogen werden. 


* 


* 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Briblatt 


Aerodnungsblatte des f. k. Miniteciums des Innern, 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärperwaltung. 


Redigirk im k. k. Miniſterium des Innern. 


II. Jahrgang 1902. 


Wien. 
Aus der kaiſerlich-königlichen Hof- und Staatsdruckerei. 
1903. 


m 


Inhaltsverzeichnis. 
(Die Ziffer bedeukek die Seitenzahl des Blakkes.) 


— > — 


A. Bayern, Auslandsviehhof in Nürnberg. 251. 
— Offentliche Schlachthäuſer. 253. 


f f — Schlachtfriſt für öſterreichiſch-ungariſches 
— Viehproduction. 120. Importvieh. 393, 483. 


Amerika, Fleiſchpreisſteigerung. 457. 


Außenhandel der Monarchie mit Schlachtvieh und! — Tuberculoſeſtatiſtik. 484. 
Fleiſch. 49, 313, 438, 483. 
Belgien, Veterinärpolizei bei Hühnereinfuhr. 32. 
Auslandsviehhof, Nürnberg. 251. 
Bodenbach, Exportſchlachthaus. 507. 
Auſtralien, Viehproduction und Fleiſchexport. 219. 
— Schlachthofanlage, Schweinebezugsbegünſti— 


— Viehproduetion und Veterinärweſen in Victoria gungen, E. d. M. J. v. 28. Nov. 1902, 
175. 3. 48627. 504. 


Ausweiſe über den Stand der anſteckenden Thierkrank— Bulgarien, Veterinärpflege. 165. 


heiten. 26, 35, 66, 80, 102, 122, 151, 166, 
187, 202, 232, 265, 281, 292, 335, 376, 
398, 427, 441, 468, 486, 522. C. 


— über den Thierſeuchenſtand im Deutſchen Reiche China, Rinderpeſt. 165, 176. 
und Ofterreich-Ungarn. 34. 
Concursausſchreibungen. 121, 220, 279, 316, 
— über Viehverluſte durch anſteckende Thierkrank— 397, 440, 485, 537. 
heiten im Jahre 1899. 64, 65. 
Croatien⸗Slavonien, Viehladeſtationen. 13, 456, 
535. 


B. 


Bacelli'ſches Heilverfahren, Maul- und Klauen— 
ſeuche. 13, 51, 78. 


D. 


Dänemark, Beſtimmungen, betreffend die Fleiſch— 
ausfuhr. 315. 


Baden, Geſundheitspolizei beim Milchverkehr. 279. — Meierei- und Volkswirtſchaft. 414. 


— Maßnahmen gegen Geflügelcholera. 164. — Schweinezucht. 78. 


IV 


Deutſchland, Fleiſchbeſchaugeſetz. 31, 78, 120, 353, 
394. 


— Fleiſchmangel. 484. 

— Marktlage für Schweine. 14. 

— Maßnahmen gegen Milzbrandinfectionen. 509. 
— Schlachthofbauten. 136. 

— Viehſtand und Viehbewertung. 51. 


— Züchtervereinigungen. 15. 


E. 
England, Thierſeuchen. 33, 120, 165, 415. 
— Veterinärmaßnahmen. 200, 511. 


— Viehſperre gegen Argentinien. 439. 


Exportſchlachthaus, Bodenbach. 507. 


T. 


Fleiſchtransport, Galizien-Bukowina nach Wien- 
Großmarkthalle. 217. 


Fleiſchverſorgung der Welt. 412. 
Frankreich, Neue Fleiſchconſervirungsmethode. 201. 
— Schafimport aus Algier und Tunis. 253. 


— Schweinefleiſch-Einfuhrverbot gegen Amerika. 


315. 
— Veterinärpolizei bei Zuchtviehimporten der 
Schweiz. 456. 
G. 


Geflügelcholera. 164. 


Interpellationen. 115, 216, 249. 


Italien, Veterinärgeſetz. 510. 


J. (1) 
Japan, Viehſeuchen. 33, 120. 
Judicate, Thierſeuchengeſetz-Ubertretung. 507. 


— Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung in Nieder- 
öſterreich. 506. 


. 


Kreta, Veterinärverhältniſſe. 315. 


Y. 


Landwirtſchaftsrath, Sanitäts⸗ und Veterinär⸗ 
polizei in Milchmeiereien. 394. 


— Veterinärfragen. 250. 


Malta, Veterinärpolizei. 219. 


Maul⸗ und Klauenſeuche. 13, 51, 79, 90, 164, 
200, 439. 


Milchmeiereien, veterinär⸗polizeiliche Überwachung. 
394. 


Milchverſorgung, hygieniſche. 456. 
Milzbrand, Maßnahmen in Deutſchland. 509. 


— Vorſchläge zur Verhütung. 31. 


N. 


Niederlande, Thierſeuchenausbreitung. 175, 253. 


O. 


Occupationsgebiet, Veterinärmaßnahmen gegen 
Serbien. 250, 315, 456. 


— Viehbeſchautaxen. 507. 


— Vieheinfuhrverbot gegen Syrmien. 438. 


2, 
Perſonalnachrichten. 16, 52, 91, 120, 138, 
44, 201, 253, 362, 397, 440, 458, 
485, 512, 536. 
Philippinen, Rinderpeſt. 253. 
Preußen, Abdeckerweſen. 279. 


Erweiterung des Schlachthauszwanges. 136, 


253. 


Fleiſchbeſchaugeſetz und Schlachtviehverſicherung. 
218, 252. 


Fleiſchdurchfuhrverbot gegen Ruſsland. 484. 
Magerviehhandel. A 

Rindereinfuhr aus Galizien. 75. 

Staatliche Fleiſchbeſchauämter. 456. 
Trichinen⸗ und Finnenſchau. 51. 
Viehſeuchenbekämpfung. 137. 


Viehzählung. 439, 484. 


— Zahl der Thierärzte. 120. 


N. 


Rennpferde, Ausfuhr aus Ofterreich nach Ungarn, 
E. d. M. J. vom 19. Dec. 1902, 3. 51484 
535. 


— Einfuhr aus Ungarn nach Ofterreich, E. d. M. J. 
vom 4. Nov. 1902, Z. 39061. 455. 


Rinderpeſt. 16, 33, 51, 91, 120, 165, 176, 220, 
253, 315, 415, 439, 485, 512. 


* 


Rumänien, Tubereufinimpfung des Importviehes. 
210. 


— Fleiſchexport nach England. 510. 
Ruſsland, Pferderotz. 362. 


— (Thierſeuchenausbreitung) E. d. M. J. v: 
30. Auguſt 1902, 3. 35237. 352. 


— — . 396, 439, 485, 512. 


At, 


Sachſen, Fleiſcheinfuhr aus Oſterreich-Ungarn nach 
Dresden. 535. 


— Viehſtand und Fleiſcheonſum. 279. 


Schlachthofabfälle, Verwertung. 32. 


Schlachtviehhandel im öſterreichiſch-ungariſchen 
Zollgebiete 1901. 87. 


Schweineausfuhr nach Bayern. 78, 251. 
Schweinepeſt, Tilgungskoſten. 75, 118, 173, 434. 


Schweiz, Verbot der Einfuhr von gefrorenem Fleiſch. 
174. 


— Vieheinfuhrbeſchränkungen (Überficht). 15. 
— Viehverſicherung. 78, 175. 
— Viehverkehr mit Italien. 174. 
Serbien, Exportſchlächtereien. 89, 13 7. 
— Finnenbekämpfung. 278. 
Südafrika, Rinderpeſt. 16, 220. 


Südw eſtafrika, Viehſeuchenbekämpfung. 201. 


T. 


Thierſeuchenausſchuſs des Abgeordnetenhauſes. 
200, 507. 


VI 


Thierſeuchen im Deutschen Reiche und Sſterreich- Viehſtand in landwirtſchaftlichen Betrieben. 353. 


Ungarn im Jahre 1901. 30. 
— in Deutſchland im Jahre 1900. 251. 


Thierſeuchenerhebungen, E. d. M. J. v 
1902, 8. 22626. 134. 


Thierſeuchengeſetz, Übertretung. 507. 


Transkanukaſien, Rinderpeſt. 315, 415, 439, 485, 


512. 
Tuberculinimpfung, Rumänien, 210. 
Tuberculoſe. 14, 78, 174, 251, 484. 


Türkei, Viehſeuchen. 51, 91, 165, 315, 415, 512. 


U, 


Veterinärangelegenheiten, Ausgleichsverhand— 
lungen. 278. 


Veterinärcommiſſion (Miniſterial-). 30, 164, 
345, 498. 
Veterinärdepartement, Minift. d. Innern. 13, 


412. 
Viehfütterung mit Rohzucker. 439. 
Viehſchneidegewerbe. 13, 246, 314. 


Vieh⸗ und Fleiſchbeſchauordnung für Nieder- 
öſterreich (Übertretungen). 506. 


Viehmarktordnung, Wiener Verordnung der 
Miniſter des Innern, des Handels und des 
Ackerbaues vom 1. Auguſt 1902, R. G. Bl. 
Nr. 166. 294. 


Viehmärktekalendarium. 17, 53, 92, 139, 177, 
221, 254, 322, 363, 416, 459, 513. 


Viehtransport, überſeeiſcher. 396. 


5. April Viehverkehr (fiche Special⸗Index). 


— Überſicht. 313, 316. 


Viehverkehrsregelung zwiſchen den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern, 
E. d. M. J. v. 13. Dec. 1902, Z. 43962. 504. 


Viehverſicherung. 78, 175. 


Viehzucht, Bethätigung der Amtsthierärzte. 438. 


2. 


Wien, Handelsverkehr auf dem Schlachtviehmarkte 
im Jahre 1901. 76. 


— Marktordnung für den Centralviehmarkt. 294. 


Preisbewegung auf dem Sch eee im 
Jahre 1901. 88. 


Schafhandel im Jahre 1901. 135. 
Schweinehandel im Jahre 1901. 118. 
Sperrverfügungen im Viehverkehr. 173, 353. 


Sperrverfügung-Aufhebungen. 217, 241, 412. 


. 


Zuchtvieheinfuhr, deutſche, nach Böhmen. 439. 


0 


VII 


Viehverkehrs- Verfügungen. 


(Rundmachungen, Erlälle, Mittheilungen.) 


(Sperial-Ander.) 


(Die Ziffer am Schluſſe bedeutet die Seitenzahl des Blattes.) 


B. 


Bayern, Viehverkehr aus Oſterreich (fiehe Böhmen, Salzburg und Tirol-Vorarlberg). 
— Einfuhr von Schlachtſchweinen E. d. M. J. v. 5. Mai 1902, Z. 17733. 172. 
= 15 „ Schlachtrindern, „„ „ „ „ 22. Sept. 1902, Z. 39671. 393. 


Belgien, Beſtimmungen über Geflügeleinfuhr, E. d. M. J. 


v. 30. Juni 1902, Z. 2893. 249. 


Böhmen, Nutz⸗ und Zuchtviehausfuhr nach dem Deutſchen Reiche: 


Kdm. d. Statth. v. 17. Dec. 1901, 8. 247800. 


Tan RR ER 1901, Z. 254042, 
5 „ie ier 1902, 3. 6923. 
„ „ . 1902, Z. 18681. 
5 „ „ 13. Febr. 1902, Z. 28018. 
PATE „Al Mürz 1902, 3. 50542, 
ehr „ „ 8. April 1902, Z. 70940. 
5 Ma 1902, 88103527. 
5 „ „ 15. Nov. 1902, 3. 243968. 
Bu, dee. 1902, 3.268401. 


— Viehverkehr nach Bayern: 
E. d. M. J. v. 13. März 1902, Z. 9755. 115. 


Kom. d. Statth. v. 18. April 1902, Z. 78264. 
ae „ „IB. Mai 1902, 3. 90951. 
re BL TDDO, 
7 „ „G27. Auguſt 1902, Z. 180631. 
W˙VXÄßNbops 1902, 3 039. 
ae FW 8 1902, Z. 241057. 
en 5 „ Be, 1902, Z. 250530. 
BET dee o . 255200, 


— Viehverkehr mit Sachſen: 


Kdm. d. Statth. v. 22. Febr. 1902, Z. 36939. 
„ u „ „ 25. März 1902, 3. 60566. 
„ „ „ „ 20. Auguſt 1902, 3. 177361. 


— Viehverkehr aus Niederöſterreich: 


Kdm. d. Statth. v. 5. Mai 1902, Z. 93205. 
en nn 7 Juni 1902, 3. 120182. 
ren) „ 1902, 8. 125491, 
„ „ „ „ 30. Auguſt 1902, Z. 182899. 
1 5 " e 1902, Z. 210719. 
3 „i902, 8 272882. 


sy 
9. 
29. 
47. 
74. 
114. 
134. 
208. 
483. 
534. 


163. 
198. 
216. 
350. 
454. 
483. 
498. 
498. 


75. 
129. 
345. 


171. 
216. 
240. 
351. 
411. 
534. 


VIII 


Böhmen, Viehverkehr aus Oberöſterreich, Kom. d. Statth. v. 23. Dec. 1902, 3. 272682. 534. 


Viehverkehr aus Steiermark: 


Kdm. d. Statth. v. 22. Sept. 1902, 3. 199651. 303. 
„„ . Dei. 1902, 241 
„ „ „ „ 23. Dec. 1902, 8.272682. 834, 


— Viehverkehr aus Krain: 


Kom. d. Statth. v. 7. Febr. 1902, Z. 26131. 72. 
„ „ „ „ 23. Dec. 1902, 8 272688. DBE; 


— Viehverkehr aus Mähren: 


Kdm. d. Statth. v. 11. März 1902, Z. 50543. 114. 
„ „ „ „ 9. Juli 1902, 8. 147086. 273. 
„ „ „ „ 23. Dec. 1902, Z. 272682. 534. 


— Viehverkehr aus Schleſien, Kdm. d. Statth. v. 21. April 1902, 3. 79661. 163. 


— Viehverkehr aus Galizien: 


Kdm. d. Statth. v. 15. Febr. 1902, Z. 32331. 75. 
5 „ „ 31. März 1902, Z. 63694. 135. 
F h „ 17. Juni „1902, 8. 125186, 241. j 


— 


Viehverkehr im Lande: 


Viehbeſchauſtation (Landwirtſchaftliche Ausſtellung). Kdm. d. Statth. vom 1. März 1902, Z. 241819. 114. 
Beſchränkungen im Handelsverkehr mit Schweinen, Kdm. d. Statth. v. 11. April 1902, 8. 65105. 160. 
Beſtimmung von Viehladeſtationen, Km. d. Statth. v. 5. Mai 1902, Z. 90173. 198. 

Viehladeſtation, Kdm. d. Statth. v. 12. Juni 1902, 3. 117879. 240. 

Auflaſſung einer Viehladeſtation, Kdm. 8 Statth. v. 7. Juni 1902, Z. 107639. 245. 

Schweineeinfuhr nach dem Schlachthof in Aſch, Kdm. d. Statth. v. 1. Oct. 1902, Z. 206207. 410. 


Bukowina, Viehverkehr aus Rumänien: 


Kdm. d. Ldrg. v. 30. Jänner 1902, Z. 2521. 48. 
NEN 3 6. März 1902, 8. 6299. 112. 
nn „ e e e 1902, 3. 14204. 208. 
a BASASHU 1908, Z. 20080. 290. 
„ „% „ „ II. Augüf 190 ß 
, „ „ 0. „ 1902, 3 228 
" " 7 * 10. Oet. 1902, 3. 28148. 431. 
1 I "on 6. Nov. 1902. 3. 31113. 455. 


— Viehverkehr im Lande: 


Kdm. d. Ldrg. v. 3. März 1902, 3. 3457. 86. er 
„ „ 20. Mai 1902, 3. 12919. 199. 
Viehbeſchau auf Eiſenbahuſtationen, Kdm. d. Ldrg. v. 30. Dec. 1901, 3. 6797. 12. 
Regelung des Exportverkehrs mit Schlachtſchweinen, Kom. d. Ldrg. v. 9. März 1902, 3. 5334. 112. 
Regelung des Viehpaſsweſens bei Pferden auf Märkten, Kom. d. Ldrg. v. 17. 3 1902, 3. 15301. 278. 


o. 


Dalmatien, Viehverkehr im Lande: 


Kom. d. Statth. v. 15. März 1902, 3. 9842, IVb. 128. 
u. „ „ 24. Mai 1902, 3. 214. 
„ „ „ 28. 1902, 3. 15994. 214. 
1 „ r 1902, 3. 18739. 245. 
„ „. „ „ 22. Juli 1902, 8. 24334. 290. 
50 5 7 " + Auguſt 1902, 3. 26617. 312. 
„ „ „ e . e e 312. 
„ „ E DL Sy 1902, 8. 29155. 350. 
„ „ „ 22. Nob. 1902, B. 38778. 496. 


22 RE u 
2. ˙ » 5 


— 


IX 


Deutſches Reich, Rindereinfuhr nach Öfterreich: 


Kdm. d. M. J. v. 24. April 1902, 3. 16835. 162. 
„ „ „ „ „ 10. Juni 1902, 8. 24223. 213. 
„ „ „ „„ 9. Auz uſt 1902, 8. 33982. 310. 
„ „ „ „ „ 9. Dee. 1902, 8. 51464. 495. 


G. 


Galizien, Viehverkehr mit Ruſsland: 


Geflügeleinfuhr⸗ und Durchfuhrverbot, Kdm. d. Statth. v. 22. Sept. 1902, Z. 107470. 410. 
Maßnahmen gegen Einſchleppung der Maul- und Klauenſeuche, Kdm. d. Statth. v. 5. Nov. 1902, 3 129643. 
482. 


— Viehverkehr im Lande: 


Kdm. d. Statth. v. 9. Jänner 1902, 3. 3067. 45. 
„ „ „ „G 12. Auguſt 1902, 3. 94981. 349. 
nn 1 „ 4. Sept. 1902, 3. 106183. 384. 
n " 77 7 16. " 1902, 3. 111169. 390. 
De „ „19. 1902, Z. 111336. 390. 
E det 1902, 3. 1147417432, 
A. e 1902, Z. 119699. 433. 
" " " " 28. 7 1902, 8. 129303. 453. 
ve dee 1902, Z. 143736. 532. 
1 Hr 1902, 8. 148321. 533. 
175 5 5 „is 1902, Z. 151703. 533. 


2. 


Italien, Viehverkehr (Geflügeleinfuhr) nach Oſterreich (fiehe Küſtenland und Tirol-Vorarlberg). 


R. 


Kärnten, Viehverkehr aus Galizien, Kdm. d. Lorg. v. 13. April 1902, 3. 5675. 168. 
— Viehverkehr im Lande: 


Kom. d. Ldrg. v. 27. Jänner 1902, Z. 1457. 46. 
war 1902, 3. 3478. 87. 


— Beſtimmung von Viehladeſtationen, Kdm. d. Ldrg. v. 29. Nov. 1901, Z. 20430. 8. Kdm. d. Ldrg. vom 
13. Mai 1902, 8. 8218. 199. 


* 


Krain, Viehverkehr aus Steiermark: 


Kdm. d. Ldrg. v. 30. Auguſt 1902, Z. 18426. 350. 
„. Nov. 1902, 3. 24447. 483. 


— Viehverkehr im Lande: 


Kdm. d. Idrg. v. 28. Dec. 1901, Z. 22385. 9. 
2618. 49. 


or 1902, F 

„ „ „ „24. März 1902, J. 6443. 128. 
„ „ „ „ 5. April 1902, 8. 7077. 134. 
„ „ „ „10. Mai 1902, 8. 10098. 198 
„ „13. „ 1902, 5. 10235. 199 


„ „ „ „ 22. Juni 1902, Z. 12422. 246. 


— Beſchränkungen im Handelsverkehr mit Schweinen, Kdm. d. Ldorg. v. 9. Nov. 1902, 3. 18673. 502. Kom. d. 
Ldrg. vom 25. Nov. 1902, Z. 24529. 502. 


— Viebbeſchau auf Eiſenbahnſtationen, Kdm. d. Ldrg. v. 29. Nov. 1902, Z. 25054. 532. 


X 


Küſtenland, Viehverkehr aus Italien, Kom. d. Statth. v. 5. Juni 1902, Z. 14475. 215. 


Viehverkehr aus Steiermark: 


Kdm. d. Statth. v. 17. Dec. 


" 


" 


" 


77 


25. März 
16. Juni 
19. Auguſt 
15. Nov. 


Viehverkehr aus Krain: 


Kom. d. Statth. v. 25. März 


Viehverkehr aus Dalmatien: 


Kdm. d. Statth. 


" 
77 


7 


v. 


" 


16. Juni 
19. Auguft 
15. Nov, 


17. Dec. 
25. März 
16. Juni 
19. Auguſt 


Viehverkehr im Lande: 


Kdm. d. Statth. 


v. 


77 


11. Jänner 
1. Febr. 


6. Auguſt 
9. Oct. 
24. Nov. 


1901, 8. 30875. 
1902, 8. 7880, 
1902, Z. 15629. 
1902, 8. 22008. 
1902, 8. 25217. 
1902, Z. 7880. 
1902, 8. 15629. 
1902, 3. 22008. 
1902, 3. 25217. 
1901, 8. 30875. 
1902, J. 7880. 
1902, 8. 15629. 
1902, 3. 22008. 
1902, 3. 830. 
1902, 8. 3018. 
1902, J. 4216. 
1902, 8. 7111. 
1902, 8. 10130. 
1902, 8. 20684. 
1902, 8. 27220. 
1902, 8. 31018. 


Mähren, Viehverkehr aus Niederöſterreich: 
Kdm. d. Statth. v. 7. Mai 


8. Juni 


— Viehverkehr aus Steiermark: 


Montenegro, Einfuhr von Vieh und thieriſchen Abfällen nach Oſterreich, Cire. d. Seebehörde v. 5. Dec. 1902, 


Kdm. 


Viehverkehr aus Galizien, Kom. d. (galiz.) Statth. v. 4. März 1902, 3. 21660. 117. 


7 


" 


77 


d. Statth. v. 16. April 


13. Sept. 
22. Oct. 
13. Dec. 


Viehverkehr im Lande: 


Kdm. d. Statth. v. 6. Nov. 


" n " 


Beſchränkungen im Handelsverkehr mit Schweinen, Kdm. d. Statth. v. 6. April 1902, 3. 15383. 160. 


Viehladeſtationen, Kdm. d. Statth. v. 4. Nov. 1902, Z. 52869. 454. 


3. 18331. 531. 


" 


13. Dec. 


1902, 3. 22622. 
1902, J. 28430. 
1902, 3. 32196. 
1902, 8. 52437. 


1902. 3. 16978. 
1902, Z. 45016. 
1902, Z. 51646. 


1902, 8. 61296. 


1902, 8. 54616. 
1902, 8. 61297. 


162. 
390. 
449. 
534. 


454. 
534. 


* An 


„ 1 ” 


" " 1 


Viehverkehr aus Steiermark: 
Kdm. d. Statth. v. 3. Jänner 1902, 


Viehverkehr aus Kärnten: 
Kdm. d. Statth. v. 17. Dec. 


Viehverkehr aus 


Kdm. d. Statth. 


Viehverkehr aus 
Kdm. d. Statth. 


. 


Viehverkehr aus 


Niederöſterreich, Viehverkehr aus Oberöſterreich: 


Kom. d. Statth. v. 17. Jänner 1902, Z. 5737. 29. 
„ 4. Febr. 1902, Z. 12379. 48. 
„ 27. März 1902, Z. 31388. 134. 

n 
„ 4. Febr. 1902, Z. 11002. 49. 
10. Mai 1902, 3. 47290. 171. 
„ 3. Juni 1902, 3. 56181. 214, 
„ 15. Juli 1902, 8. 72937. 277. 
W 1902, Z. 73687. 277. 
Sep 1902, 3 75637. 39 
22. „ 1902, 3. 96618. 392. 
1901, Z. 117738. 8. 
2 1902, Z. 128673. 534. 
Krain: 
v. 10. Mai 1902, Z. 46834. 172. 
„ 20. Dec. 1902, Z. 128673. 534. 
Mähren: 
pp. e un 1902, 3. 57333. 215. 
„ 25. „ 1902, 8. 65402. 247. 
727. 1902, 3. 66432. 247. 
„12. Juli 1902, 8. 71660. 277. 
. Auguſt 1902, 3. 81800. 312. 
„ 2. Sept. 1902, 3. 90559. 352. 
0 20. Dec. 1902, Z. 128673. 534. 
Galizien: 

Kom. d. Statth. v. 2. Auguſt 1902, 3. 80346. 311. 

„ 23. Sept. 1902, 3. 96613. 392. 


" " n 


XI 


Viehverkehr im Lande: Handelsverkehr mit Schweinen, Kdm. d. Statth. v. 3. April 1902, 3. 32107. 158. 


Wiener Centralviehmarktverkehr: 


Kdm. d. Statth. 


Beſtimmung einer Viehladeſtation, Kdm. d. Statth. v. 3. Juli 1902, 3. 65715. 248. 


v. 3. Mai 1902, 3. 
3 1902, 8. 
n 1902, 3. 
121. 10902, 
. 1902, 3 
„ 6 Jun 1902, 3. 
„ 26. Auguſt 1902, 3 
„ 16. Sept. 1902, 3. 
BE; 1902, 8. 
„8. Dek. 1902, 3. 
„ 28. Nov. 1902, 3. 


Viehverkehr aus Niederöſterreich: 
Kdm. d. Statth. v. 4. Mai 


„ 12. Juni 


1902, 


„ 29. Auguft 1902, 


„ 25. Oct. 


1902, 


8. 
1902, . 
3 
8 


45817. 
47063. 
47864. 
51925. 
55732. 

58010. 

88319. 

95160. 
100223. 
100479. 
120780. 


169. 
170. 
170. 
199. 
208. 
214. 
351. 
391. 
407. 
411. 
496. 


O. 


9708/X. 171. 
12687/X. 239. 
351. 
453. 


19397. 
. 23568. 


* 


Oberöſterreich, Viehverkehrsregelung mit dem Deutſchen Reiche, Kdm. d. Statth. v. 5. Febr. 1902, Z. 2496/X. 83. 


b* 


XII 


Oberöſterreich, Viehverkehr aus Steiermark: 
Kdm. d. Statth. v. 26. Juni 1902, Z. 14097. 246. 
„ „ „ „ 22. Sept. 1902, 3. 21024. 393. 
— Viehverkehr aus Kärnten: 
Kdm. d. Statth. v. 30. Dec. 1901, Z. 25689. 9. 
„ „ „ 12. März 1902, 8. 5229/X. 114. 
— Viehverkehr aus Krain: 


Kdm. d. Statth. v. 26. Juni 1902, Z. 14097. 246. 
no, „ „ 21. Sept. 1902, Z. 21024. 393. 


Occupationsgebiet, Viehverkehr nach Oſterreich: 


Kdm. d. M. J. v. 16. Jänner 1902, Z. 2061. 28. 
„ „ „. Win A. Mürz 10 EDBT 
„in „„ e, 15. April 1908, 3 
„ „ „ „„ 20. Mai 1902, 8. 20585. 197. 
FFT 1902, Z. 28371. 245. 
„ „ „ „„ 25. Auguſt 1902, 8. 36233. 344. 
FFC 1902, Z. 44215. 430. 
„ „ „ „„ 27. Nov. 1902, 8. 49760. 480. 


— Viehverkehr aus Dalmatien: 


Kdm. d. Lorg. v. 11. März 1902, Z. 39532. 117. 
„ „ „ „ 16. April 1902, 8. 59825. 164. 


Y. 
Preußen, Viehverkehr aus und nach Oſterreich: 


E. d. M. J. v. 19. Febr. 1902, Z. 7001. 75. 
„ „ „ „„ 5. Mai 1902, 8. 18083. 172. 


R. f * 
Rumänien, Viehverkehr nach Oſterreich (ſiehe Bukowinah. 


— Viehverkehr aus Oſterreich-Ungarn. 508. 


Ruſsland, Geflügelverkehr nach Oſterreich (ſiehe Galizien). 


f . 
Sachſen, Viehverkehr aus Oſter reich (ſiehe Böhmen). 
E. d. M. J. v. 24. Juli 1902, 3. 31209. 291. 


— 


S 


Salzburg, Viehverkehr aus Bayern: Einfuhrsbeſchränkung gegen Pferde, Maulthiere und Ejel, Kdm. d. Ldrg. 
12. Nov. 1902, Z. 16603. 482. 
— Viehverkehr aus Niederöſterreich: 
Kdm. d. Lorg. v. 5. Sept. 1902, Z. 13231. 352. 
„ „ „ „ eie 1908, 8, 12T 
Schleſien, Viehverkehr aus Böhmen: 


Kdm. d. Ldrg. v. 28. Mai 1902, 3. 12581. 214. 1 
nn non 8. Nov. 1902, 8. 26138. 455. N . * 1 


WIA Nee 


— Viehverkehr im Lande: Handelsverkehr mit Rindern und Schafen, Kdm. d. Edrg. v. 20. April 1902, 
3. 9348. 163. 


Der 7 I — — * x N 2% ur > 8 3 
=“ er 157 = ? XII 


Serbien, Viehverkehr nach Oſterreich, E. d. M. J. v. 23. Juni 1902, 8. 24384. 240. 


Steiermark, Viehverkehr im Lande: Schweineeinfuhr nach dem Schlachthauſe in Weiz, Kdm. d. Statth. v. 
7. Dec. 1902, Z. 50942. 504. 


T. 


Tirol⸗Vorarlberg, Viehverkehr nach Bayern, Kdm. d. Statth. v. 8. Jänner 1902, 8. 618. 13. 


— Viehverkehr aus Italien (Geflügeleinfuhr): 


Kdm. d. Statth. v. 31. Dee. 1901, 8. 53349. 12. 
„ „ „ „ 12. Juni 1902, Z. 24515. 248. 
„ „ „ „ 6. Juli 1902, 8. 27808. 248. 


— Rindereinfuhr, Kdm. d. Statth. v. 30. Oct. 1902, Z. 46060. 454. 
— Viehverkehr aus Kärnten, Kdm. d. Statth. v. 19. Dec. 1901, Z. 51068. 8. 
— Viehverkehr aus Steiermark, Kdm. d. Statth. v. 23. Juli 1902, 8. 31712. 290. 


U. 


Ungarn und Croatien⸗Slavonien, Verkehr mit Vieh und Fleiſch nach Öfterreich: 


Kdm. d. M. J. v. 24. Dec. 1901, 3. 48232. 2. 
F 1901, 3. 49395. 2. 
„ „ „ „„ 3. Jänner 1902, 3. 49569. 2. 
902, 5 562. 3. 
N 9. " 1902, 8 55 (A. Sp.) *) 3. 
F 15. U 1902, 8 1362. 11. 
1902, 3. 3238. 27. 
tin 8, 2630 (K. Sp 37. 
Fer 1902, 3. 3999. 44. 
. 1902, 8. 4754. a 44. 
8. 1902, 8. 5165. 44. 
1002, 8. 5624. 45. 
P 88100026750 (An. 67 
. 1902, 8. 6944. 73. 
. 1902, Z. 7681. 74. 
„ „ „ „„ 5. März 1902, Z. 8682. 81. 
902, J. 9066. 82. 
1902, 8. 461. 82. 
902 5. 9627 ( Sp.) 1038. 
02, 8 10522. 110. 
0902 3 11018. 110. 
1002 3. 11358. 110. 
1902, 311878. 110. 
April 1902, 8. 12035. 123. 
RE nen 3. " 1902, 8. 12886 A. Sp.) 124. 
18902 717. 132. 
10902, 3934. 132. 
e 1902, Z. 14821. 3 
„„ „ „ „ 23. „ 1902, Z. 16082 (A. Sp.) 153. 
, 1902, Z. 16842. 161. 
FFF 190 17403. 162. 
„2. Mai 1902, 8. 17480. 168. 
7 723. 77.400354:.18577. 168. 
Ve 18604; 168, 
„„ 13. „1902 19415. 169. 
„ „ „ „ „ 15. „ 1902, 8. 19448 (A. Sp.) 189. 
0 2738. 196. 
W 580. 196. 
2.10905 9, 1885. 196. 


) Allgemeine Sperre. 


SER ee, e a, ZN Hayern eun 2 Bann 5, u 
? E 3 N Sr At 2 8 LT 8 1 
XIV EP ES 


Ungarn und Croatien-Slavonien, Verkehr mit Vieh und Fleiſch nach Oſterreich: ö 
Kom. d. M. J. v. 5. Juni 1902, Z. 23048 (A. Sp.) 203. f 

e 1902, Z. 23065. 212. 
" Mee Pr) 10. 1 1902, 3. 23615. 212. 
e e 1902, 3. 24442. 212. 
F en 1902, Z. 24959. 233 
" Var HEN 26. " 1902, 8. 26621 (A. Sp.) 234. 2 
7 5 7 7 " 27. " 1902, 8. 26699. 244. 

* " non mon 3 Juli 1902, 8. 27455. 244. 
o 3 Sn 1902, Z. 28640. 244. 
ER 17. " 1902, 3. 29931 (A. Sp.) 267. 
e 18. " 1902, 8. 30164. 275. 
e e 1902, Z. 31078. 289. 
„ „ „ „ „ 6. Auguſt 1902, Z. 33062 (A. Sp.) 283. 
I " 7 7 7 1% n 1902, 8. 33181. 308. 
" „ n I 1 10. "n 1902, 8. 33842. 309. 
5 Nee e e 13. „ 1902, 3. 33909. 309. 
„ 1902, 3. 34926. 309. 
new 27. 1902, J 36059 N 33% 
HN M TAN BAH 28. 7 1902, 3. 36062. 348. 
n FN 1 4 29. 7 1902, 8. 36725. 348. 
„ „ „ e eee 348. 
" in 12. 7 1902, 3. 38309. 348. 
" 7. 1 77 " 17; 7 1902, 3. 38934 (A. Sp.) 377 
F 1902, 3. 40208. 388. 
e 1902, Z. 40580. 388. 
. e e ee ee 399. 
„ „ „ „ 8, „ 1902, (A SR 800N 
RU 14. " 1902, 8. 42781. 409. 
„ a LTE 1902, 3. 43393. 429. 
r 1902, 8. 43688. 430. 
„ „ „ „ 29. „ 1902, . ie 
„7 1902, Z. 46218. 452. 
5 77 " I n 14. 77 1902, 8. 46897. 452. 
„ l 1902, 3. 47934. 469. 
DIT HERNE TEEN 19. „ 1902, 8. 48161 AR Sp.) 469. 
6ö5I½/ Eee ea 1902, Z. 48470. 479. 
7 E N 26. 77 1902, 3. 49239. 480. 
„ e e, eee 488. 
. , e 1902, 8. 50647. 488. 
„ De 1 ER 1902, 3. 51265 (A. Sp.) 488. 
E 19. " 1902, 8. 52571. 524. 
" a 24. " 1902, 3. 53455. 524. 
„ „ „ „ „ 31. „ 1902, 8. 54333 (A. Sp.) 524. 


Nennpferdeausfuhr, E. d. M. J. v. 4. Nov. 1902, Z. 39061. 455. 


Viehverkehr aus Oſterreich: 


Kdm. d. M. J. v. 8. Jänner 1902, Z. 464. 7. 
ED 15. " 1902, 3. 1285 28 
n Rn A 1902, 8. 3240. 29. 
r 1902, 3. 3595. 41. 
nn ee e Fer 1902, 8. 5634. 72. 
F RT N 1902, 3. 7416. 74. 
„ r h „ „ 10, März 190 8209270.88, 
N e. n 1902, 8: 10955. 111. 
1 „ „ „ „ 24. „ 1902, Z. 11620. 111. 
l e , , 12 1902, 3. 12634. 128. 
„ „ „ „ u 14. April 1902, 8. 14676. 133. 
F „ie e 17, 1902, 3. 15100. 157. 
Wei, Dr Un 1902, Z. 15678. 157. 
„ „ „ „ „ 15. Mai 1902, J. 19569. 197. 
en Br ee 1902, Z. 21886. 198. 
I ee 11 SR Suni 1902, 8. 23600. 213. 
I e e ee 1902, 8. 24250. 213. 
„ „ , e , , o,, 
M e 12. Juli 1902, 8. 29379. 245. 
„ 1902, Z. 30012. 275. 
7 " 77 " 7 19. 77 1902, 8. 30576. 276. 


Ungarn und Croatien⸗Slavonien, Viehverkehr aus Oſterreich: 


Kdm. d. M. J. v. 16. Auguſt 1902, 3. 34534. 310. 
77 7 77 " " 18. * 1902, 2 34960. 310. 
" 7 5 . " 27. nv 1902, „ 36057. 348. 
7 I " 57 7 Er. Sept. 1902, + 38310, 349. 
hn n in 16. „ 1902, Z. 39063. 388. 
* 7 " " n 24. "n 1902, * 40209. 389. 
Det. 1902, Z. 41691. 407. 
„ A 1902, Z. 42373. 410. 
7 7 " " 7 17. 7 1902, * 43523. 430. 
77 r 20. 7 1902, . 43983. 431. 
, 1902, Z. 44831. 449. 
No 1902, 3. 46684. 452. 
1 1902, Z. 47964. 481. 
„ F 20. 75 1902, 48439. 481. 
„ h „ 28. „ 1902, 3. 49281. 481. 
T 1902, 3. 49764. 495. 
. Dee. 1902, Z. 49976. 495. 
Be Se 1902, Z. 50489. 495. 
„ „% „ „ „ 16. „ 1902, 8. 52152. 501. 
I I " " „ 26. „ 1902, + 53668. 531. 
29 „ 1902, Z. 53872. 531. 


SD οοοο 


SD 


Rennpferdeeinfuhr, E. d. M. J. v. 19. Dec. 1902, Z. 51484. 535. 


Jahrgang 1902. 


Beihlatt zu dem Nerordnungsblatte 


des 


G. A. Mi niſteriums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Wien, 9. Jänner 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 


vom 24. December 1901, 3. 48.232, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr 
von Schafen und Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 29. December 1901, Z. 49.395, enthaltend eine veterinär— 
polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 3. Jänner 1902, 
3. 49.569, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 8. Jänner 1902, 3. 562, enthaltend eine veterinärspolizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 9. Jänner 1902, 3. 556, 
womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. — Kundmachung des Miniſteriums 
des Innern vom 8. Jänner 1902, Z. 464, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. — Kundmachung der Landesregierung in Klagenfurt 
vom 29. November 1901, 3. 20.430, betreffend die Beſtimmung der Eiſenbahnſtation Sachſenburg in Kärnten 
als temporäre Ein⸗ und Ausladeſtation für Thiertransporte auf Eiſenbahnen. — Kundmachung der Statt- 
halterei in Wien vom 17. December 1901, Z. 117.738, betreffend die Einfuhr von Schweinen aus Kärnten 
nach Nieder-Defterreih. — Kundmachung der Statthalterei in Trieſt vom 17. December 1901, 3. 30.875, 
betreffend Viehverkehrsbeſchränkungen gegen Dalmatien und Steiermark. — Kundmachung der Statthalterei 
in Innsbruck vom 19. December 1901, Z. 51.068, betreffend die Einfuhr von Schweinen aus Kärnten. — 
Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 17. December 1901, Z. 247.800, betreffend den Ausbruch der 
Maul- und Klauenſeuche in der Gemeinde Charwatetz des politiſchen Bezirkes Jungbunzlau. — Kundmachung 
der Statthalterei in Prag vom 27. December 1901, Z. 254.042, betreffend den Ausbruch der Maul- und 
Klauenſeuche in der Gemeinde Schöleſen des politiſchen Bezirkes Poderſam. — Kundmachung der 
Landesregierung in Laibach vom 28. December 1901, 3. 22.385, betreffend die Aufhebung der Beſchränkungen 
des Borſtenviehverkehres im politiſchen Bezirke Gottſchee. — Kundmachung der Statthalterei in Linz vom 
30. December 1901, Z. 25.689, betreffend den Verkehr mit Schweinen aus Kärnten nach Ober-Oeſterreich. 
— Pränumerations-Einladung. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des Bundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 24. December 1901, Z. 48.232, Innern vom 29. December 1901, 3. 49.395, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schafen und Schweinen aus Ungarn 

nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſte⸗ 
rium des Innern die Einfuhr von Schweinen 
aus den Stuhlgerichtsbezirken Baranyavär, Mohäcs, 
Pécs (Comitat Baranya), Tiszaͤn⸗Tül (Comitat 
Csongräd) und aus der Municipalſtadt Hödmezö⸗ 
Väſärhely in Ungarn nach den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Hingegen werden die gegen die Einfuhr von 
Schafen aus dem Stuhlgerichtsbezirke Kesmärk 
(Comitat Szepes) und gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Kolozvar, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Kolozs (Comitat 
Kolozs), Szepes⸗Ofalva, Szepes⸗Szombat, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Poprad (Comitat Szepes), 
Des, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Kékes, Szamos⸗Ujvär einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Szolnok - Dobofa) in 
Ungarn gerichteten Verbote hiemit aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Ueber⸗ 
einkommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) bis zum vierzigſten Tage 
nach dem Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der 
Einfuhr von Schafen aus der durch Schafpocken 
verſeucht geweſenen Gemeinde Izſakfalva (Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Kesmärk), ſowie der Einfuhr von 
Schweinen aus der durch Schweinepeſt verſeucht 
geweſenen Gemeinde Szepes⸗Veghely (Stuhlgerichts- 
bezirk Szepes⸗Szombat) und aus der durch Stäbchen⸗ 
rothlauf verſeucht geweſenen Gemeinde Nagy⸗Frank⸗ 
vägäs (Stuhlgerichtsbezirk Szepes⸗Ofalva), ſowie 
deren Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung 
der gegen die genannten Bezirke beſtandenen Ver⸗ 
bote nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 18., 20. und 22. December 
1901, 33. 47.669, 48.183 und 48.401, zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 


Kraft. 


enthaltend 
eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 
der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini⸗ 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Alvincz einſchließlich der 
Stadtgemeinde Gyula - Fehervär, Magyar-Igen 
(Comitat Alſö-Feher), Szäsz⸗Sebes einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Szeben) in 
Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 


Kundmachungen vom 18., 20., 22. und 24. De⸗ 
cember 1901, 38. 47.669, 48.183, 48.401 und 
48.232, zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 3. Jänner 1902, 3. 49.569, 
enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 


Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das, Mini- 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
dem Stuhlgerichtsbezirke Puszta (Comitat Györ), ſowie 
aus der Municipalſtadt Györ in Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Lisko erlaſſenen Verfügung die Einfuhr von Schweinen 
aus den Grenz-Stuhlgerichtsbezirken Homonna und 
Szinna (Comitat Zemplen) in Ungarn nach dem dies— 
ſeitigen Gebiete verboten. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus den Stuhlgerichtsbezirken Tosziget⸗Csilizköz (Co⸗ 
mitat Györ), Magyar-Ovär (Comitat Moſon), Csepreg, 
Csorna, Felſö-Pulya, Kapuvär (Comitat, Sopron) in 
Ungarn gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 18., 20., 22., 24., 29. und 
31. December 1901, 33. 47.669, 48.183, 48.401, 


* 


| 48.232, 49.395 und 49.398, zur allgemeinen Kennt— 
niß gebracht. 
Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in Kraft. 


Kundmachung des WMinifteriums des 
Innern vom 8. Jänner 1902, 3. 562, 
enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl— 
gerichtsbezirken Felvidek, Mezö-Kaszony, Munkäcs ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Bereg) in Ungarn, ſowie aus den Bezirken Gares— 
nica (Comitat Bjelovar-Krizevei), Novska, Pakrac 
(Comitat Pozega) in Croatien-Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 18., 20., 22., 24., 29. und 31. De⸗ 
cember 1901, ſowie 3. Jänner 1902, 33. 47.669, 
48.183, 48.401, 48.232, 49.395, 49.398 und 
49.569, zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 9. Jänner 1902, 3. 556, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 

vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


155 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier- 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge— 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 

wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: aus 
den Gemeinden Baczfalu, Csernätfalu, Hosſzufalu, 
Türkös, ſowie aus der Stadtgemeinde Braſſö; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
aus den Gemeinden Alſö-Moces, Felſö-Moécs, Fun— 
data, O.⸗Tohän, Predeäl, Simon, Szohodol, Uj-Tohän, 
Zerneſt; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj-Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere— 
hät: aus der Gemeinde Jäszoͤ⸗Ujfalu; Stuhlgerichts- 
bezirk Füzer: aus den Gemeinden Nyiri, Pusztafalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Gibart, 
Pere; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: aus der Gemeinde 
Buköcz; Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: aus der Gemeinde 
Enes; 

Comitat Al ſö⸗-Feher, Stuhlgerichtsbezirk Maros— 
Ujvär: aus der Gemeinde Csongva; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
aus den Gemeinden Dulesele, Honczisor, Vaszolya; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy-Halmägy: aus den Ge— 
meinden Dumbrava, Lazur, Maguliesa; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Zenta: 
aus der Stadtgemeinde Zenta; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaroth: 
aus den Gemeinden Hizer, Koväcsi; Stuhlgerichts- 
bezirk Leva: aus den Gemeinden Alſö-Värad, Felſö— 
Värad, Kis-Sard, Kis⸗Szecſe, Nagy⸗Sallö, Nagy⸗ 
Szecse; Stuhlgerichtsbezirk Verebely: aus den Ge— 
meinden Alſoö⸗Pél, Mohi; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus 
der Gemeinde Dereeske; Stuhlgerichtsbezirk Szekelyhid: 
aus den Gemeinden Bihar-Didszeg, Székelyhid; Stuhl- 
gerichtsbezirk Tenke: aus der Gemeinde Fekete-Bätor; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus der 
Gemeinde Eger⸗-Farmos; Stuhlgerichtsbezirk Mezö— 
Csath: aus der Gemeinde Poga; Stuhlgerichtsbezirk 
Miskolcz: aus den Gemeinden Harſäny, Szirma— 
Beſſennyb; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus der 
Gemeinde Csik⸗Zsögöd; Stuhlgerichtsbezirk Gyergyö— 
Szt.⸗Mikloͤs: aus der Gemeinde Gyergyö-Alfalu; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Käszonalesik: aus der Gemeinde Csik⸗ 
Szent⸗Simon; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Kirva, Süttö; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Mor: aus den 
Gemeinden Bodajk, Mor; Stuhlgerichtsbezirk Val: 
aus den Gemeinden Bieske, Felesut; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus den Gemeinden Alſoͤ-Szombatfalva, Marginen, 
[Nagy⸗Berivoj, Sebes; 


A. 


ikke 


Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy-Röcze: aus der Gemeinde Umrla-Lehota; Stuhl- 
gerichtsbezirk Rozsnyö: aus den Gemeinden Felſö⸗ 


Sajö, Kis⸗Veszverés, Nadabula, Röédova, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Rozsnyb; 
Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Naͤdudvar: 


aus der Gemeinde Nädudvar; 

Comitat Häromszöék, Stuhlgerichtsbezirk Miklös⸗ 
var: aus der Gemeinde Erösd; Stuhlgerichtsbezirk 
Orba: aus den Gemeinden Csoͤfalva, Szörese; 
Stuhlgerichtsbezirk Seps: aus den Gemeinden Bodza⸗ 
fordulö, Miko⸗Ujfalu; 

Comitat Heves, 
der Gemeinde Apez; 
aus den Gemeinden Füzes, 
Stuhlgerichtsbezirk Tiszafüred: 
Poroszloö; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Baͤt: aus der 
Gemeinde Bat; Stuhlgerichtsbezirk Ipolysäg: aus 
der Gemeinde Ipoly-Vecze; Stuhlgerichtsbezirk Szob: 
aus der Gemeinde Szete; | 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: aus 
der Gemeinde Valär; Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗Illye: 
aus der Gemeinde Lapusnyak; 

Comitat Jäsz-Nagykun-Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö-Jäszsäg: aus den Gemeinden Jäsz⸗Alſoͤ⸗ 
Szentgyörgy, Jaͤsz-Ladaͤny, Nagy-Kürü; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus der Gemeinde Tisza⸗Földvaͤr; 
Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Jäszſägy: aus der Stadt⸗ 
gemeinde Jäszbereny; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Almäs: 
aus der Gemeinde Drag; Stuhlgerichtsbezirk Naͤdas⸗ 
ment: aus der Gemeinde Maͤkö; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Gesztes: 
aus der Gemeinde Bana; Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Tolna; 

Comitat Krassö-Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Orſova: aus den Gemeinden Jeſelnicza, 
Zsupanek; Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus der Ge⸗ 
meinde Nadräg; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Homorod, Köhalom, 
Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus der Ge⸗ 
meinde Nädpatak; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: 
aus den Gemeinden Bürkös, Hegen, Martonfalva, 
Szent⸗Agota; 

Comitat Nögeräd, Stuhlgerichtsbezirk Gacs: aus 
der Gemeinde Diveny; Stuhlgerichtsbezirk Nögraͤd: 
aus den Gemeinden Kösd, Retſäg; Stuhlgerichtsbezirk 
Sziraͤk; aus der Gemeinde Sziräk; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Privigye: 
der Gemeinde Dive; 


Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus 
Stuhlgerichtsbezirk Petervafar : 
Iſtenmezeje, Paraͤd; 
aus der Gemeinde 


aus 


gerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus der 


aus der Gemeinde Magloͤcza; Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Pulya: aus der Gemeinde Füles; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Nyir-Bogdäny, Tura, Vasmegyer; 
Stuhlgerichtsbezirk Felſö-Dada: aus den Gemeinden 
Balſa, Ibräny, Vencsellö; Stuhlgerichtsbezirk Kis⸗ 
värda: aus den Gemeinden Ajak, Döge; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nyirbätor: aus der Gemeinde Gyulaj; 


Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk Mäteszalka: 
Nyir⸗Megyes, 


aus den Gemeinden Maͤtészälka, 
Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Kis-Talmäcs; Stuhlgerichtsbezirk 
Szelistye: aus der Gemeinde Szibiel; 
bezirk Ujegyhaͤz: 
Ujegyhäz; 
Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniczbänya: 
aus der Gemeinde Kluknö; Stuhlgerichtsbezirk Szepes⸗ 


aus den Gemeinden Illenbäk, 


Szombat: aus der Gemeinde Szepes⸗Vöghely; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szepes-Väralja: aus der Gemeinde 
Almäs; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Csakova: aus 


der Gemeinde Bereny; Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus 


den Gemeinden Birda, Kinestär⸗Szent⸗György, Moricz⸗ 
föld, Nagy⸗Semlak, Temes⸗Buttyin; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Fehertemplom: aus der Gemeinde Karolyfalva ; 
Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus der Gemeinde Medves; 
Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus den Gemeinden Buko⸗ 
vecz, Jezvin, Margitfalva; Stuhlgerichtsbezirk Uj⸗Arad: 
aus den Gemeinden Fibis, Német⸗Szent⸗Péter; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden Monoſtor, 
Muräny, Varjas; 5 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Jära; aus der Gemeinde Berkes; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvinez: aus den Gemeinden Alſö-Füged, Csaͤko; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus der Gemeinde Magyar- 
Peterd; 


Somitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Baͤnlak: 
aus den Gemeinden Bänlak, Partos; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Mödos: aus der Gemeinde Keresztes; 
gerichtsbezirk Nagy-Kikinda: aus den Gemeinden 
Magyar⸗Pädé, Mokrin; Stuhlgerichtsbezirk Pardany: 
aus den Gemeinden Feny, UjPecs ; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Törökbecse: aus den Gemeinden Beodra, Török⸗ 
Beese; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus den Ge⸗ 
meinden Kis⸗Komlös, Magyar⸗Csernya, Nagy⸗Töszeg, 
Toba, Vizesda; 


Comitat Peſt-Pilis-Solt-Kiskun, Stuhl- Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
gerichtsbezirk Kaloesa: aus der Gemeinde Homof- den Gemeinden Biszkupicz, Dezser; 
megy ; Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Hodmoroͤd: 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus den Gemeinden Homorod-Almäs, Szaldobos; 
aus den Gemeinden Nebojsza, Nyék; Stuhl- Stuhlgerichtsbezirk Szeékely⸗Udvarhelz: aus den Ge⸗ 


Gemeinde 
Farkashida; Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus der Ge⸗ 
meinde Német⸗Gurab; 


Comitat Sopron, Stuhlgerichtsbezirk Csorna: 


Stuhlgerichts⸗ 


Stuhl⸗ 


EA 
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meinden Beta, Bogärfalva, Bögöz, Korond, Pälfalva, 
Zetelaka: 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Felſö-Domonya, Rahoncza, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Ungvär; 

Comitat Veszprem, Stuhlgerichtsbezirk Enying: 
aus den Gemeinden Deg, Enying, Lajos⸗Komärom, 
Mezö⸗Komaͤrom; Stuhlgerichtsbezirk Zircz: aus den 
Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Läszlö, Gicz, Varſäny; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Tapoleza: 
der Gemeinde Pettend; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Baranecs, Hosszuläz, 
Nagy ⸗Tornya, Ruda ⸗Bänyäcska, Vég ⸗Ardo; 
Stuhlgerichtsbezirk Szerenez: aus den Gemeinden 
Berzek, Mäd, Monok, Szerencs, Takta⸗Harkäny; 
Stuhlgerichtsbezirt Tofaj: aus den Gemeinden Bodrog- 
Kisfalud, O⸗Liszka, Tarczal; Stuhlgerichtsbezirk 
Varanno: aus den Gemeinden Matyasocz, Stefanoͤcz, 
Tapoly⸗Izsép; 

Comitat Zoͤlyom, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Hajnik; 

e. wegen des Beſtandes des Stäbchen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: aus 
den Gemeinden Boros-Sebes, Igneſt; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Hegyhät: 
aus den Gemeinden Bänos, Magyar⸗Szek, Nagy⸗Ag, 
Nagy⸗Hajmäs, Nemetszet, Väzsnok; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Verebély: 
den Gemeinden Beſſe, Nagy⸗Mänya; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Szekelyhid: 
aus der Gemeinde Bihar⸗Dioszeg; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Miskolcz: 
aus der Gemeinde Kis⸗Györ; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongräd: 
aus der Gemeinde Csongräd; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Mor: 
Gemeinde Bakony⸗Säzkäny; 

Comitat Häromszöék, 
aus der Gemeinde Bodola; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: 
aus der Gemeinde Tisza⸗Igar; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagyesalomia: 
aus der Gemeinde Leszenye; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: 
den Gemeinden Piskitelep, Särfalva; 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts— 
bezirk Aljo-Tisza: aus den Gemeinden Kun-Szent⸗ 
Märton, Tisza⸗Kürt, Tisza⸗Värkony, Tisza⸗Vezseny; 
Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirkt Mezö- 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Gesztes: 
aus der Gemeinde Moesa; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa— 
Gyarmat: aus der Gemeinde Dejtär; Stuhl- 


aus 


Zölyom: 


aus 


aus der 


Stuhlgerichtsbezirk Seps: 


aus 
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gerichtsbezirk Nögräd: aus der Gemeinde Bänk; 
Stuhlgerichtsbezirk Sziräk: aus der Gemeinde Guta; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
den Gemeinden Csaläd, Kis-Lapäas; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö— 
Dada: aus den Gemeinden Kenezlö, Vencsellö; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Szepes- 
Ofalva: aus der Gemeinde Nagy-Frankvägäs; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Paräcz; Stuhlgerichtsbezirk Versecz: 
aus den Gemeinden Dézsänfalva, Vlajkovecz; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Felvincz: aus der Gemeinde Inokfalva; Stuhlgericht3- 
bezirk Torda: aus der Stadgemeinde Torda; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Moͤdos: 
aus der Gemeinde Horvat-Neuzina; 


Comitat Treneséèn, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
der Gemeinde Hornyaͤn; 
Comitat Turdez, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 


Märton⸗Blattnicza: aus den Gemeinden Kis-Selmecz, 
Stiavnicska, Zsämbokreét; 

Comitat Veszprém, Stuhlgerichtsbezirk Enying: 
aus der Gemeinde Mezö-Szent-György; 


Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Tapolcza: aus 
der Gemeinde Vaͤszoly; . 
Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 


Szalatna: aus der Gemeinde Nagy⸗Szalatna; 
überdies aus der Municipalſtadt Arad; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alſö— 
Arpäs: aus der Gemeinde Felſö-Porumbäk; Stuhl- 
gerichtsbezirk Fogaras: aus den Gemeinden Fogaras, 
Voila; Stuhlgerichtsbezirk Töresvar: aus der Gemeinde 
Almasmezö; 


Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus den Gemeinden Kis-Szent⸗Läszlö, 
Oläh⸗Szent⸗Laszlo; 


Comitat Kraſſö⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bozovics: aus der Gemeinde Gerboveez; Stuhlgerichts— 
bezirk Lugos: aus der Gemeinde Zsäbär; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Halmagy, Kacsa, 
Köhalom, Sövénység, Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy— 
Sint: aus den Gemeinden Neten, Szäsz⸗ 
halom; Stuhlgerichtsbezirk Segesvar: aus den Ge— 
meinden Dänos, Szäsz⸗Szt.⸗Läszlö; Stuhlgerichtsbezirk 
Szent⸗Agota: aus den Gemeinden Netus, Prepoſtfalva; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kis kun, Stuhl- 
gerichtsbezirk Kis⸗Körös: aus der Stadtgemeinde Kis— 


Kun⸗Hallas; 


Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: 
aus der Gemeinde Szakadät; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Izſaͤkfalva; 


Késmärk: 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
den Gemeinden Duboväcz, Temes⸗Kubin; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Zsombor; 

Comitat Zolyom, Stuhlgerichtsbezirk Besztercze⸗ 


bänya: aus der Gemeinde Libetbänya; 
2. aus Croatien⸗Slavonien: 
a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt 
die Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Poze ga, Bezirk Nova Gradiska: aus den 
Gemeinden Nova Kapela, Mafit; 

b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Ein hufern: “) 

Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; Bezirk 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, Peteranec; 


e. wegen des Beſtandes der ee die 
Einfuhr von Schafen: 
Comitat Modrus-Rieka, Bezirk Cirkvenica: 
der Gemeinde Kriviput. 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung der Schweinepeſt erlaſſenen Verboten 
werden diejenigen bis auf Weiteres aufrechterhalten, 
welche gerichtet ſind gegen die Einfuhr von Schweinen: 


1. Aus Ungarn: 


a. aus den nachſtehenden Stuhlgerichts— 
bezirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde 
Gyula⸗-Fehervär, Baläzsfalva, Magyar-Igen, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö-Feheér), Arad, Boros⸗Jenö, Elek, Kis⸗ 
Jenö, Pécska, Radna, Ternova, Vilägos (Comitat 
Arad), Alſö-Kubin, Nämesztö, Var (Comitat Arvah, 
Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hoͤdſaͤg Német⸗Palänka, 
Topolya, Zombor (Comitat Bäces-Bodrogy, 
Baranyavär, Mohäcs, Pécs, Siklös, Szent⸗Lörincz 
(Comitat Baranya), Bel, Bekes Csaba, 
Gyula, einſchließlich gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Bökeés), 
Felvidek, Mezö⸗-Kaszony, Munkaäcs einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, Tisza⸗ 
hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Beſenyö, Naszöd (Comitat 
Besztereze-Naszöd), Bel, Belenyes, Berettyö— 
Ujfalu, Elesd, Er⸗Mihälyfalva, Központ, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Vaskoh (Comitat 
Bihar), Ozd, Szendrö, Szent-Beter (Comitat Borsod), 
Alvideék, einſchließlich der Stadtgemeinde Brassd, Fel- 
videk, Hetfalus (Comitat BrassH), Battonya, Koväes⸗ 
häz, Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde Mako, 


aus 


der 


*) Durch dieſes Verbot wird der 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 


Verkehr mit militär⸗ 


Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszaͤn-Innen, Tiszän⸗ 
Tul einſchließ ich der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Adony, Särbogärd, Székes-Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejer), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö-Alja, 
(Comitat Györ), Balmaz⸗Ujväros, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Hajdü-Böszörmeny, Hajdü⸗Nanäas und 

Hajdü⸗Szoboszlö (Comitat Hajdu), Eger, Gyöngyös, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden, Heves 
Comitat Heves), Felſö-Tisza, Tisza⸗Közep, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinden Kis-Ujszälläs, Karczag, Turkeve 
und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz-Nagy-Kun⸗Szolnok), 
Erzsébetväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Hosszuaszo, Radnöt (Comitat Kis-Küküllö), 
Banffy⸗Hunyäd, Teke (Comitat Kolosz), Maros(Comitat 
Krasso-Szörény), Rözsahegy (Comitat Liptoh), 
Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Märamaros⸗Sziget, Okörmezö, Taraczviz, Téesö (Co⸗ 
mitat Märamaros), Alſoö⸗-Maros, Alſö-Régen, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Szasz-Régen, Felſö⸗ 
Maros, Felſö-Regen (Comitat Maros-Tordah, 
Nezsider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Seges⸗ 
vär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Nagy-Küküllö), Fülek, Loſoncz einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szeĩcseny 
(Comitat Noͤgräd), Abony, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Czegled und Nagy-Körös, Alſö⸗Dabas, 
Bia, Duna⸗Vecse, Gödöllö, Kis-Körös, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhaza, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun⸗ 
Szent⸗Miklös, Monor, Nagykäta, Pomäz, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Szent-Endre, Räczkeve, Vaͤez, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-Pilis-Solt-Kiskun), Felſö-Csallököz, Pozsony, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szent-György (Comitat 
Pozsony), Alſö-Tärcza, Felſö⸗Tärcza, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, Siroka, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Bärtfa, Tapoly (Comitat Saͤros), 


Barcs, Csurgö, Igal, Kaposvär, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltoͤt, Marczal, 
Nagy⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat Somogy), 
Alſö-Dada, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Nyiregyhäza, Nagy - Källo, Tisza (Comitat 
Szabolcs), Csenger, Erdöd, Feher-Gyarmat, 
Nagy⸗Bänya, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Felſö⸗Bänga und Nagy-Bänya, Nagy⸗Käroly, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy⸗Somkut, Szatmär, Szinyeér⸗Vaͤralſa (Comitat 
Szatmär), Szäsz-⸗Sebes, einſchließlich der gleich⸗ 


namigen Stadtgemeinde (Comitat Sze ben), Kraszna, 
Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Tasnäd, Zilah, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zsiböo (Comitat 
Szilägyi), Betlen, Csäki-Gorbö, Dees, einſchließlich 
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der gleichnamigen Stadtgemeinde, Keles, Nagy— 
Ilonda, (Comitat Szolnok-Doboka), Lippa 
(Comitat Temes), Dombovär, Dunaföldvär, Simon- 
tornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), Nagy- 
Sgzent⸗Miklös, Török⸗Kanizsa (Comitat Torontal), 
Csacza, Kisucza⸗Ujhely (Comitat Trenesen), 
Tiszän⸗Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat Ugocsa), Kapos, 
Sobröncz (Comitat Ung), Felſö-Or, Kis⸗Czell, Körmend, 
Köszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Német⸗Ujvär, Särvär, Szent-Gotthärd, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Vasvär (Comitat Vas), Devecser, Päpa, ein— 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Veszprem), Alſo⸗Lendva, Csäktor⸗ 
nya, Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Nova, Pacsa, Perlak, 
Sümeg, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleich 
namigen Stadtgemeinde, Zala-Szent⸗Gröt (Comitat 


Zala), Bodrogköz, Galszecs, Nagy-Mihäly (Comitat 
Zemplén); 
b. aus den Munieipalſtädten Baja, Györ, 


Hodmezö⸗Väſärhely, Keeskemet, Nagyvärad, Pozsony, 
Szabadka, Szatmär⸗Németi, Szeged, Szekes⸗Fejervär, 
Zombor, ſowie aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Budapeſt; 

2. aus Croatien-Slavonien: 

a. aus den nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, 
Gjurgjevac, Grubisnopolje, Koprivnica, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Koprivnica, Kutina (Comitat 
Bjelovar⸗Krizevei), Brod, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Daruvar, Novska, 
Pozega, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Pakrac (Comitat Pozega), Ilok, Zupanja 
(Comitat Syrmien), Klanjec, Krapina, Ludbrieg, 
Pregrada, Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), 
Miholjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slati na, Virovitica 
(Comitat Virovitica), Koſtajnica, Petrinja, Siſak, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden, Stubica 
(Comitat Zagreb); 

b. aus den Municipalſtädten Oſiek, Varazdin. 


III. ; 


Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt in den 
Grenz⸗Stuhlgerichtsbezirken Miava (Comitat Nyitra), 
Mura⸗Szombat (Comitat Vas), Homonna, Szinna, 
Sztropko (Comitat Zemplen), 

dann wegen erfolgter Einſchleppung des Stäbchen— 
rothlaufes aus dem Grenz Stuhlgerichtsbezirke 
Malaczka (Comitat Pozsony) in Ungarn 
tft die Einfuhr von Schweinen und endlich 

wegen des Beſtandes der Schafpocken im Bezirke 
Gospie (Comitat Lika⸗Krbava) in Croatien⸗Slavonien 
iſt die Einfuhr von Schafen aus den bezeichneten 
Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 


7 


Bezirkshauptmannſchaften Unter-Gänſerndorf, Göding, 
Lisko, Sanok, Feldbach, Hartberg, Radkersburg, 
Benkovac, Zara getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be— 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun— 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro— 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 18., 20., 22., 24., 29. und 31. December 1901, 
ſowie 3. und 8. Jänner 1902, 33. 47.669, 
48.183, 48.401, 48.232, 49.395, 49.398, 49.569 
ex 1901 und 265 ex 1902, außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes beſtraft, 
und finden auf verbotswidrig eingebrachte Transporte die 
Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 8. Zänner 1902, 3. 464, 
betreffend 

die Vieheinfſuhr aus den im Reichsrathe ver⸗ 

tretenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit Beziehung auf die h. o. Kundmachung vom 
18. December 1901, 3. 47.833, wird die k. k. 


Statthalterei * 2 5 e e : 8 
re behufs der weiteren Veranlaſſung in die 
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Kenntnis geſetzt, daſßs laut Telegrammes der könig— 
lichen Landesregierung in Agram vom 4. Jänner 1902, 
Z. 91.798, das wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt, beziehungsweiſe des Stäbchenrothlaufes gegen die 
Einfuhr von Schweinen aus den Bezirken Pettau 
und Cilli (Steiermark) nach Croatien-Slavonien ge— 
richtete Verbot aufgehoben worden iſt. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Klagenfurt vom 29. November 1901, 
3. 20.430, 


betreffend 
die Beſtimmung der Eiſenbahnſtation Sachſenburg 
in Kärnten als temporäre Ein⸗ und Ausladeſtation 
für Thiertransporte auf Eiſenbahnen. 


In Abänderung der Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung vom 7. December 1899, Z. 17.798, L. G. 
und V. Bl. Nr. 31, betreffend die Beſtimmung der 
Eiſenbahnſtation Sachſenburg als ſtändige Ein⸗ und 
Ausladeſtation für Thiertransporte, welche einer thier- 
ärztlichen Beſchau unterliegen, findet die k. k. Landes⸗ 
regierung dieſe Eiſenbahnſtation als ſtändige Vieh-Ein⸗ 
und Ausladeſtation aufzulaſſen und als temporäre 
Viehbeſchauſtation zu erklären. 

Es darf daher vom Tage der Verlautbarung dieſer 
Kundmachung an eine Ein- oder Ausladung von Thier- 
transporten, welche einer thierärztlichen Beſchau unter- 
liegen, nur mit ſpecieller Bewilligung der k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft Spittal ſtattfinden und gelten 
für dieſe Beſchauſtation die im Punkte 3 der Kund⸗ 
machung der k. k. Landesregierung vom 6. December 
1898, 3. 14.093, betreffend die Regelung der Vieh- 
beſchau in den Viehbeſchauſtationen in Kärnten gegebenen 
Ausnahmen. 

Als Beſchauorgan wird der Amtsthierarzt in Spittal 
und falls in Möllbrücken ein landſchaftlicher Thier- 
arzt ſich befindet, über Ermächtigung der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft dieſer fallweiſe beigeſtellt. 


Kundmachung der Atatthalterei in 
Wien vom 17. December 1901, 3. 117.738, 


betreffend 
die Einfuhr von Schweinen aus Kärnten nach 
Nieder⸗Oeſterreich. 

Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Kärnten wird hiemit die Einfuhr von 
Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Völkermarkt 
nach Nieder⸗Oeſterreich verboten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilihen Behandlung 
der aus den nicht geſperrten Bezirken Kärntens ein⸗ 
geführten Zucht-, Nutz⸗ und Schlachtſchweine haben 
außer den in Betreff des Viehverkehres beſtehenden 


allgemeinen Vorſchriften die Beſtimmungen der h. ä. 


Kundmachung vom 18. December 1899, 3. 113.044, 
und der Kundmachung der k. k. Landesregierung in 
Klagenfurt vom 6. December 1901, 3. 21.002, An⸗ 
wendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahntranſit⸗ 
verkehr von Schweinen aus Kärnten durch Nieder— 
Oeſterreich nicht berührt. 

Uebertretungen obiger, am 20. December 1901 in 
Kraft erwachſenen Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Beamtshandlung nach 
den bezüglichen Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes 
vom Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der 
17 Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 


Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Kundmachung der Statthalterei in Trieſt 
vom 17. December 1901, 3. 30.875, 


betreffend 
Viehvertehrsbeſchränkungen gegen Dalmatien und 
Steiermart. 
Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Epizootien in Dalmatien und Steiermark findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hierämtlichen Kund⸗ 


machung vom 27. November 1901, Z. 28.906, nach- 


ſtehende Sperrverfügungen zu treffen, deren Wirk— 
ſamkeit vom 24. December 1901 anzufangen hat: 
a. gegen Dalmatien: 
wegen Beſtandes der Schafpockenſeuche gegen die Ein- 
fuhr von Schafen und Ziegen aus der Gemeinde 
Benkovae des Bezirkes Benkovac; 
b. gegen Steiermark: 
wegen Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Einfuhr 
von Schweinen aus den Bezirken Bruck a. d. M., 
Deutſchlandsberg, Gröbming, Leoben, Pettau, Windiſch⸗ 
graz. 
Uebertretungen dieſer Sperrverfügungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 


Kundmachung der gtatthalterei in Inns⸗ 


bruck vom 19. December 1901, 3. 51.068, 


betreffend 
die Einfuhr von Schweinen aus Kärnten. 


Mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die Schweine- 
peſt in Kärnten trotz aller getroffenen Maßnahmen 


bisher nicht zur Tilgung gebracht werden konnte, und 


der bisherige Seuchengang gezeigt hat, daß die 
Schweinepeſt hauptſächlich im politiſchen Bezirke Völker⸗ 
markt ſtärker verbreitet iſt, und in den verſchiedenen 
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Theilen desſelben immer wieder neu zum Ausbruche 
kommt, fand mit Kundmachung vom 6. December 1901, 
3. 21.002, die k. k. Landesregierung zum Schutze der 
noch ſeuchenfreien Gebiete des Landes Kärnten bis auf 
Weiteres den ganzen politiſchen Bezirk Völkermarkt 
mit Ausnahme des Gerichtsbezirkes Eiſenkappel aus 
veterinär-polizeilichen Rückſichten als verſeuchten Land— 
ſtrich zu erklären, und bezüglich dieſes Gebietes Nach— 
ſtehendes zu verfügen: Vergleiche „Beiblatt für die 
enteiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung“ 
Nr. 34 ex 1901, S. 393-394. 

Im Hinblicke auf die von der k. k. Landesregierung 
zur Verhinderung der Weiterverſchleppung der Schweine— 
peſt getroffenen Verfügungen und auf den weiteren 
Umſtand, daß die erwähnte Seuche in den Bezirken 
Klagenfurt und St. Veit dermalen nur in je einer 
Gemeinde herrſcht, findet die k. k. Statthalterei die 
Kundmachung vom 14. December 1900, 3. 46.905, 
betreffend das Verbot der Einfuhr von lebenden 
Schweinen aus den politiſchen Bezirken Klagenfurt 
Stadt und Land und St. Veit nach Tirol und Vor— 
arlberg mit dem Beifügen außer Kraft zu ſetzen, daß 
hiemit die Vorſchriften der h. ä. Kundmachung vom 
10. October 1901, 3. 2918, in Betreff der Einfuhr 
von lebenden Handelsſchweinen auswärtiger Provenienz 
nicht berührt werden. 

Dies wird zur allgemeinen Kenutniß gebracht. 


Kundmachung der Statthalterei 


vom 17. December 1901. 3. 
betreffend 


den Ausbruch der Maul⸗ und Klauenſeuche in der 
Gemeinde Charwatetz des politiſchen Bezirkes Jung⸗ 
bunzlau. 


in Prag 
247.800, 


Aus Anlaß des conſtatirten Ausbruches der Maul- 
und Klauenſeuche in der Gemeinde Charwatetz, Bezirk 
Jungbunzlau, wird die Ausfuhr von Nutz⸗ und Zucht⸗ 
vieh aus dem genannten Bezirke nach dem Deutſchen 
Reiche bis auf Weiteres unterſagt. 

Dieſe Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung der Statthalterei 
vom 27. December 1901. 3. 


betreffend 
den Ausbruch der Maul⸗ und Klauenſeuche in der 
Gemeinde Schöleſen des politiſchen Bezirtes 
Poderſam. 


in Prag 
254.042, 


Aus Anlaß des conſtatirten Ausbruches der Maul- 
und Klauenſeuche in der Gemeinde Schöleſen, Bezirk 
Poderſam, wird im Nachhange zu der h. o. Kund— 


N, 


machung vom 17. December 1901, 3. 247.800, be- 
treffend den Ausbruch der 11 8 Seuche im Be⸗ 
zirke Jungbunzlau, die Ausfuhr von Nutz- und Zucht— 
vieh nach dem Deutſchen Reiche auch aus dem politiſchen 
Bezirke Poderſam unterſagt. 

Dieſe Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 28. December 1901, Z. 22.385, 


betreffend! 
die Aufhebung der Beſchränkungen des Vorſten⸗ 
viehvertehres im politiſchen Bezirte Gottſchee. 


Nachdem die Schweinepeſt nunmehr in ſämmtlichen 
betroffenen Gemeinden des politiſchen Bezirkes Gott— 
ſchee erloſchen iſt, findet die Landesregierung unter 
Aufhebung der h. o. Kundmachung vom 8. Novem— 
ber 1901, 3. 19.073, die Aus- und Einfuhr von 
lebenden Schweinen aus dem ganzen politiſchen 
Bezirke Gottſchee und in denſelben wieder zu geſtatten 
und auch die ſonſtigen mit der citirten Kundmachung 
angeordneten Beſchränkungen des Borſtenviehverkehres 
im genannten politiſchen Bezirke hiemit außer Kraft 
zu ſetzen. 


Kundmachung der Itatthalterei in Linz 


vom 30. December 1901. 3. 25.689. 
betreffend 
den Verkehr mit Schweinen aus Kärnten nach 
Ober⸗-Oeſterreich. 
In Abänderung der hierämtlichen Kundmachung 
vom 17. December 1901, 3. 24779, betreffend den 


Verkehr mit Schweinen aus dem Herzogthume Kärn— 
ten nach Ober-Oeſterreich findet die k. k. Statthalterei 
die Einfuhr von Laufer- und Schlachtſchweinen aus 
ganz Kärnten mit Ausnahme des politiſchen Bezirkes 
Völkermarkt unter Beobachtung der Beſtimmungen 
der hierämtlichen Kundmachung vom 29. Juni 1900, 
3. 11.2181, zu geſtatten. 

Die Einfuhr von Lauferſchweinen aus dem politiſchen 
Bezirke Völkermarkt nach Ober eſterreich bleibt bis 
auf Weiteres unterſagt, dagegen iſt die Einfuhr von 
Schlachtſchweinen zur ſofortigen Schlachtung aus dem 
genannten Bezirke ausnahmsweiſe in die öffentlichen 


Schlachthäuſer in Gmunden, Linz und Icſchl, ſowie 
nach jenen Orten, welche Sitz einer Bezirks— 
hauptmannſchaft oder eines mit der Führung der 


Geſchäfte der politiſchen Verwaltung betrauten Magi— 
ſtrates ſind, geſtattet. 

Dieſe Verfügungen treten mit dem 5. Jänner 1902 
in Wirkſamkeit und werden Uebertretungen derſelben 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 
1882 (R. G. Bl. Nr. 51) geahndet. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 


und das 
Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 

A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt 
Beiblatt: 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten jährliechhgh te 4 K 

Für ſonſtige Pränumeranten jährlich e 5 

B. Auf das Beiblatt allein: 

Für Behörden, öffentliche Ämter und deren Beamten jährlietkrhgc h „3 K 

Für ſonſtige Pränumeranten jährlichhh e 

Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. Poſtzeitungsamte in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt find zum Preiſe von 40 h, des Beiblattes 
allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Staatsdruckerei erhältlich. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


Sr a 


Jahrgang 1902. 


Kl 


heiblatt zu dem Nerardnungshlatte 


des 


R. R. Miniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


2. Wien, 15. Jänner 1902. 


Snhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
15. Jänner 1902, Z. 1362, enthaltend veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schafen 
und Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung der Landesregierung in Czernowitz vom 30. December 1901, Z. 6797, betreffend 
die Viehbeſchau auf den Eiſenbahnverladeſtationen. — Kundmachung der Statthalterei in Innsbruck vom 
31. December 1901, Z. 53349, betreffend die Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von Geflügel aus 
Italien nach Tirol⸗Vorarlberg. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 3. Jänner 1902, Z. 701, 

betreffend die Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Statt⸗ 
halterei in Innsbruck vom 8. Jänner 1902, Z. 618, betreffend die Aufhebung des Einfuhrverbotes von 
S Zucht⸗ und Nutzvieh über die bayeriſche Grenzſtation Ziegelhaus. — Verſchiedene Mittheilungen: Die 
Leitung der Veterinärangelegenheiten im Miniſterium des Innern. — Erprobung des Baccelli'ſchen Heil- 
verfahrens bei Maul⸗ und Klauenſeuche. — Veterinärpolizeiliche Regelung des Viehſchneidegewerbes in 
Kärnten. — Viehladeſtationen und Ausladeſtationen in Croatien-Slavonien. Centraliſirung des 
Magerviehhandels in Preußen. — Zur Bekämpfung der Rindertuberculoſe. — Die Marktlage für geſchlachtete 
Schweine in Deutſchland. — Züchtervereinigungen im Deutſchen Reiche. — Schweizer Vieheinfuhrbeſchrän— 
kungen gegen die Nachbarſtaaten. — Rinderpeſt in Südafrika. — Perſonalnachrichten. — Vieh- 
märkte⸗Kalendarium für den Monat Februar 1902. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thier- 
krankheiten. — 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Hegyhät (Comitat Baranya), 
Kismarton einſchließlich der Stadtgemeinde Kismarton 
und Ruszt, Nagymarton, Sopron (Comitat Sopron), 
ſowie aus den Municipalſtädten Pecs und Sopron 
in Ungarn. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 


Kundmachung des Winiſteriums des 
Innern vom 15. Jänner 1902, 3. 1362, 
enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schafen und Schweinen aus Ungarn 


und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- 


Schafen aus dem Grenzbezirke Gofpic (Comitat Lika⸗ 
Krbava) in Croatien-Slavonien und das gegen die 
Einfuhr von Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava (Comitat Nyitra), Nagy-Bänya einſchließlich 
der Stadtgemeinde Felſö-Bänya und Nagy-Bänya 


= 3 
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(Comitat Szatmär) in Ungarn, ſowie aus den Be— 
zirken Klanjee, Krapina, Pregrada, Zlatar (Comitat 
Warazdin), Stubica (Comitat Zagreb) in Croatien⸗ 
Slavonien gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein⸗ 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899 (R. G. Bl. 
Nr. 179) bis zum 40. Tage nach Erlöſchen der 
Seuche geltende Verbot der Einfuhr von Schafen aus 
der durch Schafpocken verſeucht geweſenen Gemeinde 
Goſpié (Bezirk Goſpie) in Croatien-Slavonien und 
der Einfuhr von Schweinen aus der durch Schweinepeſt 
verſeucht geweſenen Gemeinde Krajna (Stuhlgerichts— 
bezirk Miava) in Ungarn, ſowie deren Nachbar- 
gemeinden, wird durch die Aufhebung der gegen die 
genannten Bezirke beſtandenen Verbote nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 9. Jänner 1902, Z. 556, zur allge⸗ 
meinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Bundmachung der Landesregierung in 
Tzernowitz vom 30. December 1901, 
3. 6797, 


betreffend 


die Viehbeſchau auf den Eiſenbahnverladeſtationen. 


Unter Hinweis auf die hierortige Kundmachung 
vom 4. Juli 1899, 3. 15265, betreffend die mit der 
Beſchau in den Eiſenbahnverladeſtationen betrauten 
Veterinärorgane und in theilweiſer Abänderung der- 
ſelben, wird hiemit kundgemacht, dafs vom 1. Jänner 
1902 angefangen bis auf weiteres mit der Vieh- 
befhau in den nachbenannten Eiſenbahnſtationen 
folgende Veterinärorgane betraut worden ſind: 


1. In den Eiſenbahnſtationen Czernowitz und 
Zuczka der k.k. Bezirksoberthierarzt Nikolaus Luczeskul 


und als deſſen Stellvertreter der k. k. Veterinäraſſiſtent ; 


Marcian Marcianu, beide in Dienſtesverwendung bei 
der Landesregierung; 


2. in der Eiſenbahnſtation Luzan der zuſtändige 
k. k. Bezirksthierarzt; 

3. in der Eiſenbahnſtation Nepolokoutz der 
k. k. Landesthierarzt a. D. Franz Nedved in Czer— 
nowitz. 

Die übrigen Beſtimmungen 
Kundmachung bleiben aufrecht. 


der voreitirten 


Kundmachung der gtatthalterei in Znns⸗ | 5 
bruck vom 31. December 1901, 3. 53349, 


betreffend 


die Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von 
Geflügel aus Italien nach Tirol⸗Vorarlberg. 


Da laut des Thierſeuchenbulletins der benach⸗ 
barten königlich italieniſchen Präfecturen die Geflügel⸗ 
cholera in den angrenzenden Provinzen Italiens ſeit 
langer Zeit nicht mehr beſteht, findet die k. k. Statt⸗ 
halterei ihre Kundmachung vom 17. Juni 1901, 
Z. 24417, betreffend das Verbot der Einfuhr von 
todtem Geflügel und die Beſchränkungen der Einfuhr 
von lebendem Hausgeflügel aus Italien nach Tirol 
und Vorarlberg außer Kraft zu ſetzen, was hiemit zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht wird. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 3. Jänner 1902, 3. 701, 


betreffend 


die Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach 
Niederöſterreich. 


Wegen erfolgter neuerlicher Einſchleppung der 
Schweinepeſt in das hierortige Verwaltungsgebiet 
findet die Statthalterei die Einfuhr von Schweinen 
aus den politiſchen Bezirken Cilli (Stadt und Land), 
Marburg, Pettau und Rann in Steiermark nach 
Niederöſterreich zu verbieten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand⸗ 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken Steier- 
marks eingeführten Zucht-, Nutz- und Schlachtſchweine 
haben außer den in Betreff des Viehverkehres beſtehen⸗ 
den allgemeinen Vorſchriften die Beſtimmungen der 
hierämtlichen Kundmachung vom 18. December 1899, 
Z. 113044, Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn⸗ 
tranſitverkehr von Schweinen aus ä durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger am 6. Jänner 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu. 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 

Dies wird unter Behebung der hierämtlichen 
Kundmachung vom 30. Juli 1901, 3. 70246, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Vaundmachung der gtatthalterei in Inns- 
bruck vom 8. Jänner 1902, 3. 618, 
betreffend 


des Einfuhrverbotes von Zucht⸗ 
über die bayeriſche Grenzſtation 
Ziegelhaus. 


die Aufhebung 
und Anboien 


Es wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht, daſs 
die königliche Kreisregierung für Schwaben und Neu— 
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burg in Augsburg mit Peickſicht auf das Erlöſchen der 
Maul⸗ und Klauenſeuche in der zum politiſchen Be- 
zirke Bregenz gehörigen Gemeinde Lochau das von 
derſelben erlaſſene und von der k. k. Statthalterei 
unterm 7. November 1901, 8. 45165, verlautbarte 
Verbot der Einfuhr von öſterreichiſchem Nutz- und 
Zuchtvieh auf dem Landwege an der Eintrittsſtation 
Ziegelhaus außer Kraft geſetzt hat. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Die Leitung der Veterinärangelegen— 
heiten im Miniſterium des Innern.) Mit der 
Reviſion, beziehungsweiſe Approbation der Agenden 
des Veterinärdepartements im Miniſterium des Innern 
wurde der Miniſterialrath Graf Auersperg be— 
traut. 


(Erprobung des Baccelli'ſchen Heil— 
verfahrens bei Maul- und Klauenſeuche.) In 
einem vom k. k. Miniſterium des Innern unter dem 
7. Jänner 1902 an die Statthalterei in Wien gerich— 
teten Erlaſs wird, mit Rückſicht auf den Inhalt einer 
vom königl. italieniſchen Ackerbauminiſter Dr. Baccelli 
dem Miniſterium des Innern zur Verfügung geſtellten 
Broſchüre, wonach die von Baccelli bei an Maul- und 
Klauenſeuche in Anwendung gebrachten intravenöſen 
Injectionen von Sublimatlöſungen zu günſtigen Er- 
folgen geführt haben, die Abſicht kundgegeben, dieſe 
Behandlungsweiſe einer Erprobung zu unterziehen. 


Behufs Durchführung wird die Statthalterei in 
Kenntnis geſetzt, daſs für die zu dieſen Verſuchen zur 
Verfügung geſtellten Rinder, falls dieſelben nach der 
Impfung umſtehen ſollten, der ermittelte Marktwert 
zu erſetzen iſt. Des weiteren wird die Statthalterei 
beauftragt, von den beabſichtigten Verſuchen die unter- 
ſtehenden politiſchen Behörden mit der Weiſung in 
Kenntnis zu ſetzen, Veranlaſſung zu treffen, dass bei 
allfälligen Auftreten der Maul- und Klauenſeuche die 
vorgeſchriebene Anzeige ſofort erſtattet und hierüber 
unverzüglich in aller Kürze unmittelbar an das 
Miniſterium berichtet werde, damit mit den beabſich— 
tigten Verſuchen rechtzeitig begonnen werden könne. 


“ 
1 
— 

2 


Durch dieſe Verfügungen werden die ſonſtigen 
geltenden geſetzlichen Vorkehrungen zur Bekämpfung 
und Hintanhaltung der Verbreitung der Maul- und 
Klauenſeuche nicht berührt. 


— 


(Veterinär- polizeiliche Regelung des 
Viehſchneidegewerbes in Kärnten.) Mittels 
Kundmachung der Landesregierung in Klagenfurt vom 
10. November 1901, 8. 18655, wurden veterinär- 
polizeiliche Vorſchriften, betreffend die Ausübung des 
Viehſchneidegewerbes (Caſtration der Hausthiere), 
auf Grund des §. 14 des allgemeinen Thierſeuchen— 
geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
und der Durchführungsbeſtimmungen hiezu vom 
12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 36, erlaſſen behufs 
Verhinderung der Verſchleppung von anſteckenden 
Thierkrankheiten durch Perſonen, welche das Ver— 
ſchneiden (Caſtriren) an den landwirtſchaftlichen Haus— 
thieren in Kärnten ausüben.) 


(Viehladeſtationen und Ausladeſtationen 
in Croatien-Slavonien.) Laut Kundmachung der 
königl. Landesregierung in Agram vom 22. December 
1901, 3. 89326, werden, auf Grund des §. 20 des 
Geſetzes über die Einrichtung des Veterinärweſens 
vom 27. Auguſt 1888 in den Königreichen Croatien 
und Slavonien und der Durchführungsverordnung 
vom 20. December 1888, 3. 46063, $. 70, lit. f, und 
zwar nachfolgende Verladeſtationen für Klauenthiere und 
Ausladeſtationen für die aus dem Auslande einge— 
führten Rinder beſtimmten Eiſenbahn- und Dampf— 
ſchiffahrtsſtationen kundgegeben: 
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J. Südliche Strecke der königl. ungarischen Staats- 
bahn: 
1. Agram — Staatsbahn⸗ 7. Leskovac. 
hof. 8. Jaska. 
2. Sesvete. 9. Karlſtadt. *) 
3. Dugoſelo. 10. Ogulin. 
4. Vrbovac. 11. Vrbosko. 
5. Krizevci (Kreutz). 12. Delnice. 
6. Koprivnica. 13. Bukari (Bafar). 


II. Königl. ungariſche Staatsbahn (Dalj — Eſſegg): 


1. Eſſegg (obere Stadt).“) 3. Dalj. 
2. Eſſegg (untere Stadt). 


III. Dalj — Vinkovce — Broder Strecke (Ungarische 


Staatsbahn). 
1. Dalj. 5. Prod.) 
2. Vukovar. 6. Samac. 


3. Vinkovce. *) 7. Ivankovo. 
4 


Strizivojna Vrpolje. 


IV. Semlin — Neuſatz — Indjija — Mitrovitz — Vin⸗ 
kovce (königl. ungarische Staatsbahn). 


1. Peterwardein. | 8. Voganj. 

2. Karlovitz. 9. Mitroviz. 

3. Indjija.) 10. Kukujevei Erdevik. 
4. Beska. 11. Sid. 

5. Alt-Bazna. 12. Djeletovei. 

6. Putinci. 13. Tovarnik. 

7. Ruma. 14. Semlin. *) 


V. Siſſek — Doberlin (ungariiche Staatsbahn). 


1. Koſtajnica. 3. Blinski kut. 
| 


2. Sunja.*) 


VI. Sunja Neugradiska — Brod: 


1. Dubica. 5. Neugradiska. 

2. Jaſenovac. | 6. Nova Kapela — Ba⸗ 
3. Novska. | trinja. 

4. Okukani. 


(Centraliſirung des Magerviehhandels 


in Preußen.) Im Staatsbudget für das Jahr 1902, 


welches dem am 9. Jänner d. J. eröffneten preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe vorgelegt wurde, befindet ſich im 
Extraordinarium des Landwirtſchaftsetats eine For— 
derung zur Gewährung eines Darlehens an die 
Genoſſenſchaft für Viehverwertung in Deutſchland 
behufs Errichtung eines Magerviehhofes in 


Anmerkung. Nähere Beſtimmungen bezüglich des 


Friedrichsfelde bei Berlin, und zwar iſt für 


dieſen Zweck eine erſte Rate von 1,400.000 Mark 
eingeſtellt. Begründet wird die Gewährung des gefor- 
derten Darlehens mit der Zuſammenfaſſung des bis- 
her örtlich zerftreuten Berliner Magerviehhandels 
(Pferde, Rindvieh, Schafe, Schweine, Gänſe) an einem 
Orte zum Behufe ausreichender veterinär=poli- 
zeilicher Überwachung, nicht aber der Centrali— 
ſation des preußiſchen oder deutſchen Magervieh— 
handels. (Thatſächlich erfolgt dadurch ja doch eine 
Centraliſirung des Magerviehhandels.) Das geſammte 
Darlehen iſt den Koſten entſprechend auf 2,600,000 
Mark veranſchlagt. 


(Zur Bekämpfung der Rindertuber⸗ 
culoſe.) Der mit dem Nobelpreis ausgezeichnete 
Entdecker des Diphtherieheilſerums Profeſſor v. Beh⸗ 
ring hat gelegentlich eines aus Anlaſs dieſer Aus- 
zeichnung in der Berliner Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften gehaltenen Vortrages die erfolgreiche Rinder— 
tuberculoſe-Immuniſirung in Ausſicht geſtellt. 
In Berichten über dieſen Vortrag werden folgende 
Außerungen v. Behrings wiedergegeben: 

„Nachdem die Möglichkeit der Tuberculoſe— 
immuniſirung von Rindern durch meine Marburger 


Verſuche bewieſen iſt, tritt jetzt die Aufgabe an uns 
heran, durch beſondere Verſuche zu erforſchen, in 
welcher kürzeſten Zeit, mit welchem Mindeſtmaß von 
Schädigung für das zu immuniſirende Thier und mit 
welchem Mindeſtmaß an finanziellen Opfern der 
Tuberculoſeſchutz von Rindern zu erreichen iſt. Ich 
habe zur Erforſchung dieſer Verhältniſſe Unterkunfts⸗ 
räume und Weideplätze für eine große Rinderherde 
mir verſchafft und ich gedenke den mir durch die 
Nobelſtiftung zugefloſſenen großen Geldpreis dazu zu 
verwenden, um in umfangreicherer Weiſe als bis jetzt 
den Beweis für die Möglichkeit und praktiſche Durch— 
führbarkeit einer Bekämpfung der Rindertuberculoſe 
auf dem Wege der Paſteur'ſchen Schutzimpfung zu 
führen. Ich brauche wohl nicht erſt noch beſonders 
hinzuzufügen, 
tuberculoſe nur eine Etape bedeutet auf dem Wege, 
welcher ſchließlich zur wirkſamen Verhütung der 
Menſchentuberculoſe führen ſoll. Ich wollte aber hier 


nicht Hoffnungen ausſprechen, ſondern Thatſächliches 


berichten. Und als Thatſache glaube ich Ihnen die 
Rindertuberculoſe-Immuniſirung berichten zu dürfen.“ 


(Die Marktlage für geſchlachtete Schweine 


in Deutſchland.) Während anlässlich fachlicher | 


Beſprechungen über das Importbedürfnis des Deut- 
ſchen Reiches nach Vieh und Fleiſch bis in die neuere 


Viehverkehres auf Eiſenbahnen und Schiffen ſind in den 


§§. 70— 97 der Durchführungsverordnung vom 20. December 1888, 3. 46063, zum Veterinärgeſetze vom 27. Auguſt 


1888 enthalten. 
Auf den mit einen ) bezeichneten Stationen wird 
waggons vorgenommen. 


— 


zugleich die Reinigung und Desinfection der Eiſenbahn⸗ 


— 


daſs die Bekämpfung der Rinder⸗ 


* 


* 


Zeit immer wieder darauf hingewieſen wurde, dafs, 
ſoweit es ſich um den Schweinenfleiſchconſum handle, 
dieſer vollauf durch die heimiſche Production gedeckt 
werden könne, läſst die innerhalb des letzten Jahres 
zu beobachtende erhebliche Steigerung der Schweine— 
fleifchpreife auf den bedeutenderen Marktplätzen des 
Deutſchen Reiches darauf ſchließen, daſs auch nach 
dieſer Richtung die deutſche landwirtſchaftliche Pro— 
duction nicht in ausreichendem Maße den Anforde— 
rungen des wachſenden Conſums zu entſprechen in der 
Lage iſt. In dieſem Umſtande iſt die Anregung zum 
Exporte von Schweinen aus Oſterreich-Ungarn 


nach dem Deutſchen Reiche gegeben. Da aber zur Zeit 


die Einfuhr lebender Schweine verboten iſt, wendete 
ſich der geſchäftliche Unternehmungsgeiſt dem Verſuche 
des Exportes geſchlachteter Schweine zu. Mit Hinſicht 
darauf verdient ein Bericht unſeres Generalconſulates 
in Hamburg an das k. k. Handelsminiſterium 
Beachtung. In dieſem Ende November 1901 erſtatte— 
ten Berichte wird auf die in den letzten Monaten 
infolge knapper Warenbeſtände eingetretene Preis— 
ſteigerung für Schweinefleiſch und-Schmalz in Ham— 
burg aufmerkſam gemacht und auf die daraus ſich 
ergebende Gelegenheit, nunmehr den Export von 
geſchlachteten öſterreichiſchen und ungariſchen Schweinen 
anzubahnen. Der Bedarf iſt gegenwärtig vornehmlich 
auf 150 bis 200 Kilogramm ſchwere Schweine 
(Bakonyer) gerichtet, während leichtere Kategorien im 
Gewichte von 75 bis 100 Kilogramm weniger geſucht 
ſind. Der Verkauf auf dem Hamburger Viehmarkte 
(Eiſenbahnſtation Sternſchanze) wird durch Vieh— 
commiſſionäre beſorgt, die für ihre Geſchäftsvermittlung 
und Übernahme des Deleredere eine procentuelle 
Proviſion berechnen. An Speſen ſind außer der Fracht, 
dem Eingangszoll und der Vermittlungsproviſion noch 
Nebenſpeſen von circa zwei Mark per Stück für Fleiſch— 
beſchau, Wägegebür, Fuhr⸗ und Arbeitslohn mit in 
Rechnung zu ziehen. Die Taravergütung beträgt ein 


P> 


Pferde 
Im ganzen Stück TR 4,132.913 
Eingetragen bei Zuchtvereinigungen 
am 1. Jänner 1901 37.689 
912 


Alſo auf 10.000 Thiere eingetragen. 


(Schweizer Vieheinfuhrbeſchränkungen 
gegen die Nachbarſtaaten.) Nach Muſter der 
ſeinerzeit im „Beiblatt für die Angelegenheiten der 
ſtaatlichen Veterinärverwaltung““) veröffentlichten 
Überſicht der Beſchränkungen und Verbote im Vieh- 
verkehr zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern einerſeits und den Ländern 
der ungariſchen Krone, dem Occupationsgebiete und 
einigen Auslandsſtaaten anderſeits, wird in den amt— 


lichen Mittheilungen des Schweizer Landwirtſchafts— 


Siehe Nr. 17 ex 1901, S. 183 bis 188. 
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Procent vom Bruttogewicht auf dem Hamburger 
Schweinemarkt. 


(Züchtervereinigungen im Deutſchen 
Reiche.) Die Deutſche Landwirtſchaftsgeſellſchaft hat 
unter dem Titel „Die Züchtervereinigung im Deutſchen 
Reiche nach dem Stande vom 1. Jänner 1901“ eine 
Zuſammenſtellung über die Entwickelung und den der— 
zeitigen Stand des Zuchtgenoſſenſchaftsweſens in 
Deutſchland herausgegeben. Als Zeitpunkt des Be— 
ginnes des Züchtexvereinigungsweſens in Deutſchland 
wird das Jahr 1861 angegeben. Gegenwärtig beträgt 
die ermittelte Zahl 851 Büchtervereinigungen, von 
denen 100 auf Pferde, 668 auf Rinder, 1 auf Schafe, 
39 auf Schweine und 43 auf Ziegen entfallen. Bei 
den Pferden gehören 45 der Edelzucht und 55 den 
Arbeitspferden an; bei den Rindern nimmt das große 
Höhenfleckvieh mit 253 Genoſſenſchaften die erſte 
Stelle ein; ihm folgt das ſchwarzbunte Niederungs— 
vieh mit 77, das Braunvieh mit 59, das Glanvieh 
mit 49 Genoſſenſchaften. Die Zahl der vorhandenen 
Genoſſenſchaften iſt ſogar noch eine bedeutend größere 
als hier angegeben, da viele der verzeichneten Ver— 
einigungen ſich aus einer größeren Anzahl ſoge— 
nannter Ortsvereine zuſammenſetzen. Neben der Ver— 
beſſerung der Zucht haben die Genoſſenſchaften fait 
durchwegs die beſſere Verwertung der Genoſſenſchafts— 
ſtiere ins Auge gefasst. Die Fortſchritte, namentlich in 
der Rinderzucht, haben dazu geführt, dafs die einzelnen 
Zuchtgebiete mehr abgegrenzt werden. Es haben ſich 
ſogenannte Landeszuchten, namentlich auch in Nord— 
deutſchland, gebildet oder ſind in der Bildung be— 
griffen, und es iſt allgemein das Beſtreben zu erkennen, 
möglichſt ſchnell die Züchtung eines beſtimmten 
Schlages durchzuführen. Über das Verhältnis der bei 
den Zuchtvereinigungen eingetragenen Zahl der Vieh— 
ſtücke zum geſammten Viehſtand werden folgende 
Daten mitgetheilt: 


Rinder Schafe Schweine Ziegen 
18,986.821 9, 664.208 16, 747.442 3,202.451 
158.512 149 5.228 4.671 
83°5 01 8 14'5 


departements vom 2. December 1901 eine analoge 
Zuſammenſtellung der Beſchränkungen, denen die Ein— 
fuhr von Vieh aus den Nachbarſtaaten gegenwärtig 
unterworfen iſt, zur Publication gebracht. Im Nach— 
folgenden find die die Vieheinfuhr aus Oſterreich— 
Ungarn betreffenden Beſtimmungen wiedergegeben: 

I. Rindvieh: a) Nutzvieh. Die Einfuhr iſt ver- 
boten; b) Schlachtvieh. Die Einfuhr wird nur mit 
ausdrücklicher cantonaler Bewilligung für Ochſen und 
Stiere, und zwar unter folgenden Bedingungen ge— 
ſtattet: 1. das importirte Vieh iſt direct nach dem im 
Paſſirſchein bezeichneten Beſtimmungsort und daſelbſt 
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in geeignete, leicht desinficirbare und unter beſtändiger 
ſanitätspolizeilicher Aufſicht ſtehende Stallungen zu 
verbringen und 2. bis zur Abſchlachtung, welche an 
dem im Paſſirſchein angegebenen Beſtimmungsort 
ſelbſt und möglichſt bald ſtattzufinden hat, ſanitäts⸗ 
polizeilich überwachen zu laſſen. 


II. Schweine: a) Die Einfuhr von Aufzucht— 
ſchweinen iſt verboten; b) Schlachtſchweine (über 
60 Kilogramm Lebendgewicht). Die Einfuhr wird nur 
auf ausdrückliche cantonale Bewilligung, und zwar 
unter folgenden Bedingungen geſtattet: 1. Als Be— 
ſtimmungsort dürfen nur mit Eiſenbahnſtationen ver⸗ 
ſehene Orte bezeichnet werden, 
öffentliches Schlachthaus mit zudienender Stallung 
verfügen. 2. Das Ausladen an der Bahnſtation mußs 
an geeigneter Stelle vorgenommen werden, jo daſs die 
importirten Thiere weder direct noch indireet mit ein— 
heimiſchem Vieh in Berührung gelangen können. 
3. Wo Geleiſeverbindung fehlt, ſind Transporte von 
der Eiſenbahnſtation weg per Wagen nach dem 
Schlachthaus, reſpective deſſen Stallungen zu beför— 
dern; daſelbſt ſind die eingeführten Thiere, ohne weiter 
in den Verkehr zu gelangen, längſtens binnen 
48 Stunden zu ſchlachten. 4. Die zum Transport 
benützten Bahnwagen und Fuhrwerke müſſen nach 
jeder Verwendung unter thierärztlicher Aufſicht 
desinficirt werden. — Schlachthäuſer und Stallungen 
ſind wöchentlich wenigſtens einmal unter thierärztlicher 
Aufſicht zu desinficiren. 


III. Schafe: Die Einfuhr wird nur mit cantonaler 
Bewilligung und unter in jedem einzelnen Falle feſt— 
zuſetzenden Bedingungen geſtattet. 

Sämmtliche Schlachtviehtransporte müſſen durch 
Vorarlberg in plombirten Wagen tran— 
ſitiren. 

Allgemeine Beſtimmung: In allen Fällen, wo 
beſondere Einfuhrbewilligungen vorgeſehen ſind, müſſen 
die einſchlägigen Geſuche unter genauer Angabe des 


welche über ein 


Umfanges der Transporte des Schweizer Einfuhr⸗ 
zollamtes und des Beſtimmungsortes an die zuſtändige 


cantonale Behörde gerichtet werden, welche dieſelben 
an das Schweizer Landwirtſchaftsdepartement weiter— 
leitet. 


(Rinderpeſt in Südafrika.) Einem demk. undk. 
Miniſterium des Außern übermittelten Bericht des 
Conſulates in Capſtadt vom 7. September 1901 iſt zu 
entnehmen, daſs die Rinderpeſt in der Orange River 
Colony und im Baſutolande ausgebrochen iſt. Die 
Regierung des Caplandes hat das Regulativ vom 
20. Jänner 1899, Nr. 30 republicirt, wonach bei 
Vorkommen eines Falles von Rinderpeſt oder nachdem 
ein Ort als verſeucht erklärt wurde, der Perſonen⸗ 
verkehr in dieſem Rayon eingeſchränkt und der Verkehr 
mit Thieren, thieriſchen Producten und ſonſtigen 
näher bezeichneten Artikeln, durch welche Seuchen- 
übertragungen erfolgen können, verboten wird. Eine 
Verbreitung der Seuche über die Grenzen Südafrikas 


hinaus iſt, nach dem Conſularberichte, nicht zu bes 


fürchten, wohl aber dürften ſich die wirtſchaftlichen 
Folgen der Seucheninvaſion im internationalen Welt⸗ 


handel mit Vieh- und Fleiſchproducten bemerkbar 


machen. Der Viehſtand der Colonie, welcher bereits 
durch den Krieg ſehr ſtark reducirt worden iſt, wird 
nunmehr noch eine weitere Minderung erfahren. 


Zunächſt wird der Import von gefrorenem und 


anderem Fleiſch ein ſtärkerer werden; in einem 
ſpäteren Stadium, nach Beendigung des Krieges, 
dürfte ſich eine lebhafte Nachfrage um Zuchtvieh ein⸗ 
ſtellen. Derzeit finden ſchon größere Importe von 


Kühen ſtatt. Auf dieſen letzteren Umſtand die Auf⸗ 


merkſamkeit der heimiſchen Landwirte zu lenken, 
ſcheint im gegenwärtigen Zeitpunkte geboten. Bei 


directer Verſchiffungsgelegenheit iſt mit Rückſicht auß 


die dermalige Höhe der Preiſe im Abſatzgebiete die 
Möglichkeit eines e ee Exportes zweifellos 
gegeben. 


Verſonalnachrichten. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Thierärzte 
Franz Koller und Auguſt Läſſig zu Veterinäraſſiſtenten 
ernannt. 

Der Landespräſident in Salzburg hat den Bejchau- 
thierarzt Walther Koch zum Veterinäraſſiſtenten ernannt. 

Der Landespräſident in Kärnten hat den land⸗ 
ſchaftlichen Thierarzt Joſef Zanoskar zum Veterinär⸗ 
aſſiſtenten ernannt. 


Der Landespräſident in Krain hat den landſchaft⸗ 


lichen Thierarzt Joſef Kutſchera zum Veterinäraſſiſtenten 
ernannt. 


Der „Statthalter in Böhmen hat den Thierarzt 
Friedrich Jary, ferner die ſtädtiſchen Thierärzte Alois 
Bittner, Rudolf Ulmann und Camill Jedlikka zu 
Veterinäraſſiſtenten ernannt. 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den Ge⸗ 


meindethierarzt Joſef Nuſsbeck zum Bezirksthierarzt in der 
X. Rangsclaſſe, weiters den diplomirten ThierarztHosbein 
und den Gemeindethierarzt Mareian Marcianu zu 
Veterinäraſſiſtenten ernannt. 


R 


— 


\ 

r 
Br 
— 


= 


Viehmärlite- Kalendarium 


für den 
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(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde— 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
Niederöſterreich. 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden 5 
Amſtetteen Euratsfeld. 10 
Hahns Kirchberg am Walde 5 12. 19% 26. 

FE Heidenreichftein . 3 10% 17, 24. 
Miſtelbach . Laa a. d. Thaya 17871522. — 
er C 24. — 

n KT, — 

Steinakirchen 24. — 

Wiener⸗Neuſtadt Hochwolkersdorf .. 8 — 

Kirchberg a. Wechiel - 24. — 
SSD 55 8., 12., 15., 

19., 22., 26. Ze 

Oberöſterreich. 

Braunau a. J. Ettena uu 24. en 

N STR Reer: 6., 13., 20., 27. — 

a Mauthhauſen Ben 17. 150 

Wels Wels 13. 1300 


1., 8. 15., 22. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Stückzahl 


400 
250 
200 


1000 
600 
500 
200 
200 


200 


q —— — 
Rindern Schweinen Schafen 
— 


Anmerkung 


Ferkel und Friſch⸗ 
linge. 


Spanferkel. 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 


reſpective 200 Rindern, 


500 Schweinen, 500 Schafen. 
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Politiſcher Bezirk 


Salzburg, umg. 


Cilli 


Deutſch⸗Landsberg. 


Feldbach 
Judenburg 


Leibnitz 


Marburg 


u ee 


Radkersburg 
Rann 


Voitsberg 


Gamlitz 


Ortsname 


Anthering. 


Oberndorf .. 


„ Galtrach vr > 


Doberna 

St. Jacob 
Trifail 

Gonobitz 5 
St. Georgen a. S. 


Tüchern 
Heiliger Geiſt 
Tiffen?n! 


. Groß St. Florian 


e 


d Dorf Gleichenberg 
Knittelfeld 5 


N 


S Veit 
nie zn. . 
Wildon. BR 
Leibnitz: 
Windiſch⸗Feiſtritz . 


Pöltſchachh ... 


. . Radkersburg 
Videm . 


er aa ee 


St. Peter b. K. 
Peilenſtein r 
Lichtenwald .. 


Veratſche 


re et er 


Salzburg. 


Voraus ſichtlicher Auftrieb an 
u — a * 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—:. ͤ . ⅛ ͤ!d!n— 
Stückzahl 


Datum 
3. —— 600 
22. — 700 
Steiermark. 
15 — 250 
3. — 250 
3. — 800 
3. — 250 
10. — 450 
10. 150 900 
14. 50 350 
2 14. = 300 
17: — 300 
22. 150 — 900 
24. — 250 
24. — 900 
24. — 900 
3. — 600 
10. — 300 
275 — 550 
24. 80 600 
12, — 800 
22. — 350 
24. — 600 
24. — 600 
25. — 800 
24. 100 12001300 
27. — 1300 —1400 
4. 400 600 
3., 10. — 600 — 800 
5. = 400 
10. — 1000 
14. = 1200 
14. — 400 
192 — 500 
22. — 1200 
18. — 250 
14. 


— 500 


— 


Ein großer Theil 
Ochſen.— 


detto + 


Export nach 
Mähren. 


detto ! 


Nutz- und Einftell- 
ochjen der Mur⸗ 
bodener Race. 
Ochſen aller Ge⸗ 5 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, Beinl⸗ 
vieh, Export nach 
Mähren und 
Niederöſterreich. 
detto 
detto 
detto 


detto 
Ausfuhr nach 
Böhmen und 
Mähren in die 
Zuckerfabriken, 
gute Zugochſen. 
Zum Theil 
eroatiſche Ochſen, 
Exportmärkte von ER 
Fremden beſucht. 
Am 3. iſt der 
Auftrieb in der 
Regel größer als 
am 10. 


Zum Theil Maſt⸗ 
ochſen, Kühe, 
Kalbinnen und 
magere Ochſen 
Murbodner 
Schlages; der Reſt 

Beinlvieh. 


Politiſcher Bezirk 


Windiſch⸗Graz 


Stadt Marburg 


Stadt Pettau 


St. Veit 
Wolfsberg 


Völkermarkt 


Adelsberg 
Gottſchee 


er 


N Pettau 


. . . . 


8 


WELT re, . 


Ortsname 


. Schönftein 


er 


Wölanm . 
Saldenhofen . 
Windiſch⸗ Graz 


Mitburg 


ee 


. . Straßburg 


Maria Rojach. 
St. Leonhardt . 
Gmünd a 


Paterni gn 
Se 8 


Sturije 
Wippach 
Großlaſchit zz 
Gurkfeld 
St. Bartholomä 


n RL 


Savenſtein 


Groß⸗Zirenik 


Ratſchach 
Johannesthal 


St. Cantian 


Bucka 


Stabtmagiſtrat Laibach Vorſtadt Polana 


Littai 


Rudolfswerth 


Sagor 
Rodokendorf 


Weirelburg . . 285 


St. Martin b. L. 
St. Georgen bei Islak 


ee 


eee 


gi 
. Stadt cee 


Seiſenberg 
NRudolfswert . 
AL REN 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Rindern Schweinen Schafen 


Datum Pferden 
Stückzahl 
6. 300 500 ee 

10. — 250 —— 
13. 150 250 — 
15. — 350 = 
22. . 300 — 

8., 22. = 800 = 
IB = 500 
5.,12.,19., 26. 120 1000 900 

Barnten, 

13. = 300 a 
10. = 200 er 
17. = 320 en 
24. = 300 An 
18. — 350 = 
10. = 400 = 
12. 80 500 = 
19. 40 300 a 
12. er 200 2 
19. 30 500 = 
26. a 350 ER 
Brain. 

17 = 200 200 
10. 250 250 
25. = 500 400 

3. 600 100 

6. 100 1200 2000 
10. 500 = 
14. = 1000 — 
17 3 400 50 
19. — 1000 50 
20. 300 1400 500 
25. 400 1600 400 

8. 250 = es 
10. — 600 100 
10. = 800 
17. a 750 300 
18. = 900 50 
24. — 500 300 
24. 800 100 
10. = 800 100 
14. 300 100 
24. Ber 400 100 
IB = 400 400 

3. “> 500 100 
18. = 800 500 
a > 500 100 
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Anmerkung 


Großer Auftrieb 
an mageren Ochſen. 
Der Markt findet 
in der Ortſchaft 
St. Leonhard ſtatt. 


Größerer Auftrieb 
an Zugochſen. 


Am 5. und 19. 
Monatsvieh⸗ 
märkte, jedesmal 
Schweinemarkt. 


Exportmarrkt 
(nach Tirol). 
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Politiſcher Bezirk 


Tſchernembl 


Görz, Stade 


Gradiska 


Capodiſtrian 


Mitterburg 
Seſana 


Bolosca 


Cles 


Juſt 


Lienz 


Riva 


Feldkirch. 


. . . . 


8 


. . . . 


we ee 


„„ ee 


S 


e 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum 


Ortsname 
Stückzahl 
Manns burg 10. 50 500 150 
Moröutſchh 24. 5 — 400 100 
. Stadt Möttling . Dr — 1000 300 
Stadt Tiehernembl . 6. — 1600 200 
x k 18. — 800 300 
Semitſc hh 14. — 1600 200 

++ 
Küſtenland. 

U 13,2% 80 1100 800 
Viele Ser 17. — 950 800 
Cormons 28. — 950 800 
Gradiskaa 11. — 850 750 
Romans 24. Er 900 750 
Sapodiltrtia - . . - 20. 10 2300 200 
„Nitter burg 4. 30 900 250 
Divalarıı u mr 26. — 850 200 
Ditköv le 8. — 300 — 
Seſans Ex a 12. 80 750 200 
Her! * — 250 150 


Tirol und Vorarlberg. 


A. In Tirol. 


Trüm it 14. — 500 — 
St. Michael 13. — 700 a 
Gries 33 70 1000 150 
Klantſe n 24. — 950 250 
Borg 19; — 200 170 
Mien 3. — 300 100 
Sterzing 24. — 200 40 
St. Lorenzen 1; 20 400 - 160. 
Bruneck! 21. 80 600 200 
Capsleſe 16. — 200 50 
Cle 3 15 600 500 
TOWER “& 1% — 500 100 
Fondo 28. — 250 100 
Inſtt 3. —— 250 40 
Hall! 24. 10 300 250 
Wiltenn 5. — 250 150 
Ried. Du 24. — 200 70 
Lienz; ane "Mi — 300 30 
Meran 32 — 300 320 
Lang N * — 500 20 
Riva 6. — 350 — 
Mori: 3., 4. 20 500 50 
* I 6., 18. — 300 60 
Vezzan d 15. — 350 40 
Denno 15. — 400 40 
Trient (Stadt) . 17; — 700 100 
B. In Vorarlberg. 
Dofühfr z IE 10 200° 160 


Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— ml : 


30 
100 


10 


La U RE 


a Da | 


Jahrmarkt. 


EEE e ae ae u Ra 


Politischer Bezirk 


Beneſchau 
Blatna 


Böhmiſch⸗Brod 


Böhmiſch⸗Leipta 
Budweis 
Chotèbor . 


Chrudiimm 


. e 
Deutſch⸗Brood 


ö Graslitz 
Hohenmautethh 


Jitin 
Jungbunzlau 


Karlsbad 


Karolinenthall 


Klattau 


Königgrätz 


Königinhof 


Kralowitz 


Kuttenberg . . . 


Mühlhausen 


Münchengrätz 
Neubyd zo 


Neuhaus 
Neuſtade 


Pardubitz 


3 . 
. . — 


. Hotig 


„ a ai. 


Ortsname 


Wlaſ chm : 
Man zen ı. 


Breznitz 


Kamenitz⸗Trhov 


Naſſabetng . . 


Caslau 
Goiéè⸗Jenikau 


Hirſchber g. 
Deutſchbrod 


Polna 
Heinrichsgrün 


Hoſtomitz . 


Jin 
. Benatef, Neu⸗ 


Schladenwerth . 5 
. Elbekoſteletz 


BEIN n 


Schwiha nu 
Elbeteinitz 


Kaukim 
Kolin 


Königgrätz 
Joſefſtadt 


Kuttenberg . 
Zbraslawitz 

Laun 
Krivſoudov 


Neubydzow 
Weſeli, Hoch⸗ 


Bohdanetſc h. 


Daſchitz 


Böhmiſch⸗Brod 
Niemees 


r 


Choté' bor 
Pribis lau 
Chrudmm 
Hlinsass 5 


. Zeh RT 


A rk 


„ er 


„ 


ee 


e 
Bernardit zz 
. Münchengräß 


Böhmen. 


Datum 


20. 
6., 13., 20., 27. 


5. 
3., 10., 17., 24. 
6., 13., 20., 27. 
3. 


18. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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22... . —— 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—. _ men 


400 


70 


Stückzahl 


750 eg 
800 Br 
1200 


300—400 500-600 — 


400 5 


4 * 


* u 5 r 
22 b 
Vorausſichtlicher Auftrieb an Be. 
Tr —. —ʃ—ů mũ N Senn * 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
RR ER 7 en 8 
Stückzahl 2 1 
Rilgtami u Cernowiß . . . . - 5: 10 500 — — — 
Kamenitz a. d. L. 14. — — 200 — — — 2 
Baba Ra, 8 es 17: — 600 1 8 = 
Reichenau, Neu⸗ 3 — 300 — — — 
Pilſe n, Pilſen 24. 1200 1600 — — — 
Piſe!k!k Mirott z; 38 — 600 = — — 
Piſe!k 12. — 1000 — — — 
Protiwin 19. — 1000 — — — 
Baur. Aue, Kuttenplaens 26. — 1100 — — — 
Plan 12. — 350 — — — 
Podeèbrad Königſtadtil 55 — 500 — — — 7 
Kline; 6. — 400 — — — . 
Pode brad 10. 20 850 — e . 
Poderſam Floha g 17; — 500 — — — SEE 
Poli; Poftee gan 26. — 400 — — 5 
Prachatſt z Huſiu ß: EB; — 500 — — — 
6 U 15., 22. — 2250 — — — 3 
Netoli z, 5 400 1000 — — — 8 
Pkeſtitz „ Nepomu. 5. — 600 — — — 
Pribram .. Knin, Neu⸗ 5 6. — 500 — — — x 
Prihram 9 —— 600 — — 5 — 
Raudnitz „ Randnit z: 13, 100 750 — — — 
Reichenau „ Adlerkoſteletz en, 6. 90 300 — — — 
Söln t 10. — 250 — — — 
Rokitzaoen Rokitzanunn 17 20 400 25 -- — 
Schloß 8 Neuſtraſchitz - - 3 — 250 — — — 
Sch lan 24. — 600 — — — 5 a 
Schüttenhofen Schüttenhofen .. 27. — 500 100 — 
Stachn 24. — 300 100 — — 
Weſhattitzz ee 5. — 600 = — — 
Selkan. Preiß... 10. — 200 — — — 
Schönberg 4475 — 450 > — — 
NEOHB TE en us 6. — 700 — — — 
Semilñ; Lomftit z 5 20. — 250 — — — 
Taboen Baer Jiſtebnitz =. 4., 24. — 600 — — — 1 
Woſchitz, Jung . - 25 — 700 — — — 3 
Tas man Neugedein 8 28. — 400 — — 8 
T auß » 6., 20. — 200 200 — — 
0 n 18. 100 400 200 — — 
Willingen n Bukowsk o 175 — 400 — — — 
Kardaſch-Recitz . 24. — 1000 — — — 
Lom niz 18 25. — 200 — — — | 
Suchenthall 4. — 400 — — — 5 
Weſelt ann b; — 600 — — — 
5 Wittingaunu 6., 24. — 500-700 400 — — > 
By LE Nano 24. 140 800 — — 5 
1 
++ 
Mähren. 
Ung.⸗ Brod Wlachowitz .. 6. — 350 — — — 
367 g 7 a 2 Er 1 5 
Mähr.⸗Budwitz . . Mähr.⸗Budwitz 8. 50 650 n Dee 
Janin iz: 8., 18. — 350 — Pr 8 
Sarmerii 17; 800 350 — — pr 
i i Eu — tä Kr 
Dotſchi :: Datſch iz 5. h 450 200 255 5 Fre 
NEUDEND, Er ... 44 — 450 — — detto 
Schelletau . . . . 10. — 900 — — detto 
r Binbingenee res 172 — 250 — * — 
Gan 2 Gaba 3 3. 450 700 — — — — 
Göiding Göding N 18. 1300 1150 — — Stärkerer Auf⸗ 
\ trieb an Ochſen. 
Welf g 4. — 750 — — — € 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
—... — 
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Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Ung.⸗Hradiſch Hlutkt 26. 100 550 8 — * 
Napaje tk 5 — 500 — — — 
5 . Weer. 10. 450 1450 800 — eb an Sch 
F 24. 12⁵ 650 350 = detto 
F eee 17. — 250 — — — 
F 2 5. 6. — 250 — — — 
Slannern 3. = 550 — — St irkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
Groß⸗Meſeritſch. . . Groß⸗Bitteſch 3. — 250 200 — — 
Groß⸗Meſeritſch 3. 100 250 300 — — 
Wollen 24. — 400 — — — 
Wal.⸗Meſeritſch. . . Wal.⸗Meſeritſch 27. 100 750 150 — — 
Wiernn gn = — 750 100 — Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
Mik Mere 6. 225 250 750 8 = 
Mähr.⸗Oſtrau Mähr.⸗Oſtrau 27. 250 100 — — — 
F Starch ht 4. — 400 — — — 
= Trench 1% 150 450 100 — = 
Mähr. Weißkirchen . Keltſchchche 10. 100 300 150 — — 
o Wiſchh n 24. 120 250 — — — 
Brünn, Stadt Brünn 17. 600 x 55 = 
Kremſier, Stadt . . Kremſier 25. 300 750 150 — — 
Sladtt Zn am 10. 950 1000 — — — 
Schleſten. 
T Skotſcha u 17. 200 300 — — — 
C i 3 350 350 — — — 
Wand t Wanftons „2. a” 20. 600 200 — e e be 
Deutſchen Reiche. 
Sa BDiel itt: 24. 550 100 — — detto 
Troppau, Stadt Troppau 4. 650 — — — detto 
Galizien. 
Er Oswigeim 0 Be 5 500 = IE 
C Lipica murowana 3., 27. — 600 900 — = 
einn 4., 25. — 2000 500 — — 
Niepolomiſſe 4. — 200 700 — — 
Ujscie ſolne 10. 200 600 gr = 
Bowie. .2 „‚Saurrs 13., 27 1100 300 1000 — — 
ADAM. W 1% — — 600 — — 
Bohorodezany.. . . . Lyſiee 13. 200 400 — — = 
? Sokotwina 17. — 300 500 — — 
VBorszezo Korölöwka 6. 150 400 — — In 
Bon Zalosce 13. = — 600 = nn 
r UHLAESIDNE ET EN 18. 150 500 — — — 
Szezurowa 20. — 300 — — — 
Zakliezynn 10. — 200 — — — 
rr Brapzom 27. — 300 — — an 
Domaradz 5. 200 300 — — — 
D Buzz Er Da 6., 13., 20., 27 150 300 700 — — 
Jazkowiee „4. 11. 18., 25. — 200 — — — 
Monaſterzyska. . . 5., 11., 19., 26. 150 300 — — — 
Uscie zielone 1317/20. — 300 — — — 
Chrzanb bv Chrzan :. . . 6., 13., 20., 27. — 200 — — — 
Krzeszowicste . 3, 10., 17., 24. — 200 — — — 
Czort lb Czort ko 35 — 200 = = Jahrmarkt. 
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Politiſcher Bezirk Ortsname 
Dabroy wa Dobra 
Zabno 
Dobro mit. iii 
Dobromil 
Dolina Dolina 
Weldzierz 
Drohoby tz Drohobycz 
Gorlice 8 Gor lie. 
Usein ruskie 
N Grödek 
Gryböw . Grybom 
Horodenfa . . . Horodenfa 
Jaroslau . Saroslau . 
Pruchnik 
Radymno 
Sieniad a 
Jaworöw Jawor bw 
Krufowice . 
Wielkie oczy. 
Kaln;z7; Kaus 
Wojnilbooõ op 
Kolomen . SRolomen 7, 2 tz 
Kulaczkowee. 
Kros uns Dias sr een 
Limanowa . ... .» Limanowa 
Skrzydlna 
Söder z ye 
Thmb ak 
Lis Lutowiska 
Wenk „ Lanc uk 
Zolyhna 
Miele Mie lee 
Mos cis ka Mosciska 
Myslenicſe Myslenice 
Rubin... 72 Sees 
Sulkowice N 
Nowy-Sgtz. .- - - - Nowy⸗Sgez - 
Stary⸗Sacz 
Ties 
Zbys zue 
Nowy⸗Targ Nowy⸗Targ 
Peczeniznn nn Jablanöw 
Pilzno Pian? ee, 
Brzoſtek 
Jodto wo 
Podhaj ee Podhäje 
Przemy s Przemy sl 
Przemyslan . . . Przemyslany 
Dung iw 
Rohan Bukaczowee 
Nppez yer Ropez ye 
Ruud: Romurn gn 
Rudi! 
Rzeszöp Mzes zom 
Sümboerr Samboer ner 
Sniatnn . niatyn 
Stanis lan Stanislau 
r OHUIEIEER LER 
Sieh z Frysztak 
Tarnobrzeg „Tarnobrzeg 
Türno pe! Tarnoßo!lk 
Turn n Ss Rartdiv Sr re 
Aumutzı > 22. VB Dnnias are 


Tlumacz 


Datum 


10., 24. 
9., 17. 
5., 19., 26. 
3 


15. 
13. 

8., 10., 17., 24. 
25. 


17., 27. 
6., 13., 20., 27. 
3., 10., 17., 24. 
12. 
7., 14., 21., 28. 
24. 
18. 
27. 
3., 10., 17., 24. 
20. 
5. 
20. 
15. 
5.,7., 12., 14., 19., 
21., 26., 28. 
17. 
20. 
17. 
13., 27. 
25. 
10. 
6. 
3. 
27. 
6., 13., 20., 27. 
25 


10. 24. 
10., 24. 
3., 17. 
7., 14., 21. 
5., 19. 
6., 20. 
6., 27. 
3717 


6., 13., 20., 27. 


3, 10. 17. 24. 
4., 18. 
11., 25. 

6., 13., 20., 27. 

7., 14., 21., 28. 

3., 10., 17., 24. 
8 


20. 

3. 
17. 
3., 10., 17., 24. 
4., 11., 18., 25. 


7., 14., 21., 28. 


6., 13., 20., 27. 


. 3.,10.,17.,24.,28. 
17 


6., 13., 20., 27. 
6., 20. 

5., 12., 19., 26. 
5., 12., 19., 26. 
3., 7., 14., 21., 28. 

17. 
5., 13., 19., 26. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Pferden 
u a ET — 

Stückzahl 
— 300 — — 
— 300 — — 
— 200 — 
200 500 — a 
300 300 500 — 
— 200 — — 
— 300 500 — 
— 200 — — 
— 200 — — 
— 200 — — 
— 700 — — 
400 1000 500 — 
— 200 500 — 
150 300 — — 
250 300 500 — 
150 — — — 
200 400 500 — 
250 500 500 — 
300 500 500 — 
550 2000 3000 — 
150 1500 — — 
— — 750 — 
250 400 — — 
— 200 — — 
— 1000 600 — 
— 500 — — 
— 300 — — 
— 800 500 — 
— 300 1000 — 
200 600 1000 — 
— 200 — — 
il 200 — — 
250 200 500 — 
— 200 — — 
— 200 500 — 
— 200 — — 
— — 600 — 
200 200 — — 

300 — — 
— 300 — — 
400 200 500 — 
— 200 — are 
— 200 — — 
— 300 — — 
— 200 — — 
— 200 600 — 
— 200 — — 
— 200 — — 
— 300 — — 
200 500 800 — 
300 200 1500 — 
— 200 — — 
= 200 — — 
— 200 500 — 
— 200 — — 
— 200 — — 
600 1200 500 — 
150 900 800 — 
150 — 500 — 
— — 500 — 
— — 1000 — 
— — 500 — 
— 1200 600 — 


Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


ET A — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl i 
7 Tura 13., 14 — 300 -- — Jahrmarkt. 
Wadowiſe Andrychöw 5 4., 18. — — 500 — — 
Rohvarha s 5. 19. 26 — 300 — — — 
5 Wadowice 13. — 300 — — — 
Wielicz ka o 18. — 300 — —— — 
Wielt ze BA — 500 500 — — 
Wisniowa 6., 20. 5 300 — = 
Fo D 3. — — 600 — — 
F Zb oro 18. = 200 500 — = 
Ä Dion .. . .. lan ip 300 1000 — — 
C A 16 — 300 500 — — 

N Moſty wielkie 12., 24. — 400 600 — — 
— Mikolaj ow 4., 11., 18., 25. — 200 500 — — 
ieee Dees 24. — 200 — == Jahrmarkt. 

Bukowina. 
Kotzman nr 5., 12., 19., 26 — — 1200 — — 
Zaſftawnag 4., 11., 18., 25 — 550 1050 — — 
C Radau ß % n 00850 1 = — 
eee Se 7. 14., 15., 16 — 350 650 — Am 15., 16. u. 17. 
17., 21., 28 Jahrmärkte. 
Suczawaa Ford. 2., 9., 16., 23 — 300-350 — — — 
Dalmatien. 
. N 58,15. 22. — 500 300 100 — 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


\ | Ausweis 5 


über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 14. Jänner 1902 vorgelegenen Berichten der politischen Tandes- 
behörden feit Abfıhlufs der Iehfen Wochenperivde zur Anzeige gelangt ſind. ö 


Zahl [Maul und Rotz⸗ und Raufch- | Rothlauf Schweine- | Bläschen⸗ 
der Klauen⸗ Milzbrand] Wurm- Pocken⸗ Räude brand der der peſt ausſchlag Wuth⸗ 
5 ſeuche krankheit krankheit Rinder Schweine (Schweine⸗ an den krankheit 
x — ſeuche) Genitalien 
f Lan d » 
2 5 8 28 hl der der feuchten ö 
8 = 1 5 © r 2 Fr © 2 2 — 
3 ß t ee 
En = = 28 sSsır 2 |sIe2Ii8 e e | E | sıP2I)eE |) SI 28 SI? 8|5| > 85 
* SSS SSS SSM SSG SS 
. Niederöſterreicch h.. 26 4.153 1 1 1 2 2 2 2 2 %% „ J fe 6 9 18 20 2 2 %% 
2 JJ%%%%%%%0dSù . ,,), ̃ m . se ur 
9 F e r a ER El a I VJ 
* Fm!!! e . En e 616106133 „ 365 5 
8 e,, SS AT Et Herta r TER 
g FT 12 3.264 q „„ „ l MMM So ũ ůi‚;L!; / ¶ , 
| Küftenlad .. 22.2. 18 11811ʒ/ßß „% /// Sees Pan ee ee 
rl! aR a BE 260 1.8871 2] 3| 10] 1| 1] 1] 2| 2 24 e } 2 541 . 
Vorarlberg i / u ö g 
Birr 96 13.286] 20 20 2 g Pegel 9 66 6 6 
ä ! ee Ne REN a a Br re a Res Beine ea 
SCHiette.m SA. E a De 1 Ba a Be a HE 8 N n 8 
T 80111376 rr 5 2 13 181444 21 3 3 
ing 1a Te Re 1 Ei 27 22 
ee Iii r , e 
Summe. 383| 55.3411 7| 80 151 5] 5] 5 5 5 61 2 2| 101.16) 17 2224 71 7 8 47| 75231] 5] 5| 16] 15] 18| 18 
Ii Vorfahre l . , , , ar 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 1504 Schweine, davon krank 412 Stücke. 
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Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Bahraang 1908. 200 5 ER 27 


. 


Bueiblatt zu dem Nerorduungsblakte 


des 


R. . Mi niſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Yeterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 3. 4 Wien, 30. Jänner 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 

28. Jänner 1902, 3. 3238, enthaltend véterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 

Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 

Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 16. Jänner 1902, Z. 2061, enthaltend Sperr- 

maßnahmen im Viehverkehre aus dem Occupationsgebiet. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 

vom 15. Jänner 1902, Z. 1253, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 

und Ländern nach Eroatien-Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 27. Jänner 1902, 

3. 3240, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach 

Croatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 10. Jänner 1902, 8. 6923, mit 

ne welcher die Verfügungen, betreffend die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen 

8 5 Reiche abgeändert werden. — Kundmachung der Statthalterei in Trieſt vom 11. Jänner 1902, Z. 830, 

betreffend Beſchränkungen im Schweineverkehr für den Bezirk Volosca. — Kundmachung der Statthalterei für 

Niederöſterreich vom 17. Jänner 1902, Z. 5737, betreffend das Verbot gegen die Einfuhr von Schweinen aus 

Oberöſterreich nach Niederöſterreich. — Verſchiedene Mittheilungen: Miniſterialveterinärcommiſſion. 

— Thierſeuchenausbreitung im Deutſchen Reiche und in Öfterreich-Ungarn im Jahre 1901. — Vorſchläge zur 

Verhütung der Milzbrandverbreitung durch Häute und Felle. — Das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz. — Ver- 

wertung der Berliner Schlachthofabfälle als Futtermittel. — Veterinärpolizeiliche Beſtimmungen, betreffend die 

Hühnereinfuhr nach Belgien. — Erlöſchen der Maul- und Klauenſeuche in England. — Schweinepeſt in 

England. — Rinderpeſt und Aphthenſeuche in Japan. — Nachweiſung über den Stand von Thierſeuchen im 

Deutſchen Reiche und in Sſterreich-Ungarn im Jahre 1901. — Ausweis über den Stand der anſteckenden 
Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Rn Kundmachung des Minifteriums des ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen 
f 8 aus den Stuhlgerichtsbezirken Nyir-Bätor (Comitat 


2 Innern vom 28. Jänner 1902, 3. 3238, Szaboles), Mateszalfa (Comitat Szatmär) in Un⸗ 
enthaltend i garn, ſowie aus dem Bezirke Nova-Gradiska (Comitat 


l . De Sr Pozega) in Croatien-Slavonien nach den im 
veterinär⸗ polizeiliche Verfügungen in Betreff der 8 N 2 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ e ee e de 0 


N breit I ee: 3 Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Radnot 
1 g (Comitat Kis⸗Küküllö), Alſö⸗Maros, Felſö⸗Maros 

Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt (Comitat Maros-Torda), Nezſider, Rajka (Comitat 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- Moſon), Felſö-Cſallököz, Poszony einſchließlich der 


N 5 
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Stadtgemeinde Szent-György (Comitat Poszony), 
ſowie aus der Municipalſtadt Poszony in Ungarn 
gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 9. und 15. Jänner 1902, 
33. 556 und 1362 zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 5 


Kundmachung des Uliniſteriums des 
Innern vom 16. Jänner 1902, 3. 2061, 


enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehre aus dem Ocen- 
pationsgebiete. 


Auf Grund des letzten officiellen Thierſeuchen— 
ausweiſes der Landesregierung in Sarajevo wird die 


Statthalterei 
fett: er eingeladen, unter gleichzeitiger Be— 


hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach— 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 24. Jänner 1902 
angefangen zu erlaſſen wegen des Beſtandes der: 


1. Schweinepeſt die Einfuhr von 


gegen 


Schweinen aus den Bezirken Banjaluka (J), Du⸗ 
bica, Gradalad, Bosniſch-Gradiska, Kljus und 
Prnjavor; 


2. Schafpockenſeuche gegen die Einfuhr von 
Schafen aus den Bezirken Bosniſch-Petrovac und 
Sanskimoſt. 


Die Beſtimmungen über die Einfuhr von 


geſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 


ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver— 
ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen 
Schweinen aus ſeuchenfreien Gebieten nach Nieder— 
öſterreich, und zwar: 
nach den Schlachthäuſern der Productiv- 
geſellſchaft der Wiener Fleiſchſelcher und in Unter- 
Meidling, dann den Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher 
Ziegler und Karlik in Wien, ſowie dem Sanitäts⸗ 
ſchlachthauſe in Wiener⸗Neuſtadt; ferner 
nach dem Schlachthauſe in Linz 
öſterreich; 
nach den Schlachthäuſern in Prag, Holleſchowitz, 
Laun, Pilſen und Warnsdorf in Böhmen; 
nach den Schlachthäuſern in Brünn und Olmütz 
in Mähren und 
nach den Schlachthäuſern in Graz und Leoben 
in Steiermark bleiben auch fernerhin in Kraft. 


in Ober⸗ 


Bei der Berfanehecung der 0 Runde 


Statthalterei 8 
machung wolle die k. k. Gassen im Sinne . 


des hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, 
3. 28969, vorgehen. m 


Kundmachung des Minifteriums des 5 
Innern vom 15. Jänner 1902, 3. 1253, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Sla⸗ 
vonien. : 


(An die politischen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und e 


Mit Kundmachung vom 4. Jänner 1902, 3.289, 
hat die königliche Landesregierung in Agram unter 
Aufhebung ihrer Verfügung vom 10. December 1901, 
3. 85333, jene Gemeinden bekanntgegeben, aus 
welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbargemeinden 
wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die Einfuhr 
der nachſtehend beſonders angeführten Thiergattungen 
auf Grund des beſtehenden Beterinee eee 
verboten iſt. N 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 
A. Im Küſtenlande: 


a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Zgoniko des Bezirkes Seſana; 

b) wegen des Beſtandes der Schafpocken die Ein— 
fuhr von Schafen aus der Gemeinde Verteneglio ; 
>= Bezirkes Parenzo. N 


B. In Steiermark: = 


a) wegen des Beſtandes der Schweine pen die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeindn 
Stadt Graz, des Bezirkes Stadt Graz, Fer 
St. Marein, Mürzhofen des Bezirkes Bruck an — 
der Mur, Deutſchlandsberg des Bezirkes Deutſch⸗ 
landsberg, Auſſee des Bezirkes Gröbming, 
Donawitz des Bezirkes Leoben, Poberſch des 
Bezirkes Marburg, Mahrenberg, Serke des 
Bezirkes Wind.-Graz; 


b) wegen des Beſtandes des S 


laufes die Einfuhr von Schweinen aus der x a7 
Gemeinde Lichtenegg des Bezirkes Feldbach. 


C. In Kärnten wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Althofen des Bezirkes St. Veit, Bleibugg 
Globasnitz, St. Peter a. W., Waiſenberg des Bezirkes 
Völkermarkt, Lendorf des Bezirkes Klagenfurt (Um- 
gebung) und aus der Stadt Klagenfurt. 


D. In Tirol und Vorarlberg wegen des 


7 Beſtandes der Maul- und Klauenſeuche die Ein- 


fuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus den 
Gemeinden Burgeis des Bezirkes Schlanders, Fiave, 
Campo des Bezirkes Tione, Mittelberg des Bezirkes 
Bregenz; Bee 

Gleichzeitig wird die k. k. nn, in die 
Kenntnis geſetzt, daſs wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Grenzbezirken Gottſchee, Rudolfswerth, ſowie Tſcher— 
nembl (Krain) und wegen des Beſtandes der Schaf— 
pockenſeuche die Einfuhr von Schafen aus dem 
Grenzbezirke Benkovae (Dalmatien) nach Croatien— 
Slavonien verboten iſt. 

Die k. k. rn wird unter Beziehung 
auf die hierortige Kundmachung vom 18. December 
1901, 3. 47833, eingeladen, mit der Verlautbarung 
dieſer Verfügung ſofort vorzugehen. 


Kundmachung des Mlinifteriums des 
Innern vom 27. Jänner 1902, 3. 3240, 
betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Stavonien. 


(An die politischen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit Beziehung auf die hierortige Kund— 
machung vom 15. Jänner 1902, 8. 1253, wird die 


Statthalterei 8 5 
1 ee behufs der weiteren Veranlaſſung 


in die Kenntnis geſetzt, daſs laut Telegrammes der 
königlichen Landesregierung in Agram vom 24. Jänner 
1902, Z. 5066, wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt die Einfuhr von Schweinen nach Croatien— 
Slavonien aus dem politischen Grenzbezirke Volosca 
(Küſtenland) verboten, hingegen das gegen den poli— 
tiſchen Grenzbezirk Gottſchee (Krain) gerichtete 
Schweineeinfuhrverbot wieder aufgehoben worden iſt. 


Kundmachung der Statthalterei in 
Prag vom 10. Jänner 1902, 3. 6923, 
: mit welcher 


die Verfügungen, betreffend die Ausfuhr von Nutz⸗ 
und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen 
Reiche, abgeändert werden. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul⸗ und Klauenſeuche in Böhmen wird unter Auf— 
hebung der mit den Statthaltereikundmachungen vom 
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17. und 27. December 1901, 33. 247800 und 


254042, verfügten Viehausfuhrverbote Nachſtehendes 
beſtimmt: 

Die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus den 
politiſchen Bezirken Poderſam und Rokycan nach 
dem Deutſchen Reiche wird bis auf weiteres unterſagt. 

Dieſe Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Bundmachung der Statthalterei in Trieſt 
vom 11. Jänner 1902, 3. 830, 


betreffend 


Beſchränkungen im Schweineverkehre für den Be⸗ 
zirk Volosca. 


Wegen Auftretens der Schweinepeſt im Bezirke 
Volosca findet die k. k. Statthalterei auf Grund 
der Beſtimmungen des §. 3 des Thierſeuchengeſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, den 
politiſchen Bezirk Volosca gegen die Ein- und Aus- 
fuhr von lebenden Schweinen abzuſperren, ſowie die 
Abhaltung von Schweinemärkten in dieſem Sperr— 
gebiete zu unterſagen. 

Übertretungen dieſer am 18. Jänner 1902 in 
Wirkſamkeit tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 


Kundmachung der Statthalterei für 
Niederöſterreich vom 17. Jänner 1902, 
3. 5737, 
betreffend 


das Verbot gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus Oberöſterreich nach Niederöſterreich. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweine— 
peſt in das hierortige Verwaltungsgebiet findet die 
Statthalterei die Einfuhr von Zucht- und Nutz 
ſchweinen aus den politiſchen Bezirken Steyr (Stadt 
und Land) nach Niederöſterreich zu verbieten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand— 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken einge— 
führten Zucht-, Nutz⸗ und Schlachtſchweine haben 
außer den in Betreff des Viehverkehres beſtehenden 
allgemeinen Vorſchriften die Beſtimmungen der hier— 
amtlichen Kundmachung vom 18. December 1899, 
8. 113044, Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Schweinen aus Oberöſterreich durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger am 20. Jänner 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 

5 * 
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Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 
Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 


gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 


Bestimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom er ” 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. = 
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Verſchiedene V 


% ion.) In der 
am 28. Jänner 1902 im Miniſterium des Innern 
abgehaltenen Sitzung der Miniſterialveterinärcom— 
miſſion brachte der Vorſitzende, Miniſterialrath Graf 
Auersperg den Entwurf eines Veterinärgeſetzes in 
Italien, einen Bericht über die Organiſation der fer- 
biſchen Militärveterinärſchule, ferner die in Ausſicht 
genommenen Maßregeln zur Regelung des Biehver- 
kehrs per mare, zur Kenntnis der Commiſſion. Daran 
ſchloſſen ſich Mittheilungen über die Einfuhr von Ge— 
flügel aus Italien, weiters über die Schweinepeſt— 
tilgung im allgemeinen, den Verlauf des beſonderen 
Tilgungsverfahrens in Galizien und die Verfügungen 
betreffend die Vornahme von Unterſuchungen behufs 
Sicherſtellung von Diagnoſen, ſchließlich über den 
Thierſeuchenſtand in Oſterreich und erfolgte Seuchen- 
einſchleppungen. 

Gegenſtände der Berathung bildeten unter 
anderen der zur Begutachtung vorliegende Entwurf 
eines Veterinärgeſetzes für Bosnien und die Herce— 
gowina und hat ein über dieſen Gegenſtand erſtattetes 
Referat die Zuſtimmung der Commiſſion gefunden. 


Ferner die Regelung des Viehtransportweſens auf 


Eiſenbahnen, bezüglich welcher die Einleitung weiterer 
Erhebungen beſchloſſen worden iſt; endlich ein Referat 
über die Maßnahmen gegen Geflügelcholera. Es wurde 
der Beſchluſs gefaſst über den diesbetreffenden Ent— 
wurf einer Verordnung Äußerungen landwirtſchaft⸗ 
licher Corporationen und der Handels- und Gewerbe— 
kammern einzuholen. 


(Thierſ euchenausbreitung i m Deutſchen 
Reiche und in Ofterreih-Ungarn im Jahre 
1901.) Unter den tabellariſchen Zuſammenſtellungen 
der heutigen Nummer des „Beiblattes“ befindet ſich 
eine Nachweiſung, welcher die Daten über die Aus— 
breitung der Lungenſeuche, der Maul- und 
Klauenſeuche und der Schweineſeuche lincluſive 
Schweinepeſt), innerhalb des letztverfloſſenen Jahres 
im Deutſchen Reiche und Oſterreich-Ungarn zu ent⸗ 
nehmen ſind. Dieſe tabellariſche Zuſammenſtellung be— 
ruht gleich der dieſelbe Materie behandelnden, welche 
im Vorjahre veröffentlicht wurde“), auf den bezüg⸗ 
lichen amtlichen Verlautbarungen. Ein Vergleich der 
veterinären Verhältniſſe ſowohl in Oſterreich, als in 


*) Siehe „Beiblatt“ Nr. 4 ex 1901, S. 36. 
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Ungarn mit denjenigen des Deutſchen Reiches, welcher 
auf Grund dieſer Nachweiſungen vorgenommen wird, 
liefert ein abſolut und relativ günſtiges Reſultat. 


Es kann aber bei dieſem Anlaſſe auch erfreulicherweiſe 


und mit Degtehung auf den im „Beiblatt“ vom 
22. December v. J. conſtatirten günſtigen Stand der 

öſterreichiſchen Veterinärverhältniſſe neuerdings darauf 

hingewieſen werden, daſs in Sſterreich-Ungarn im 

abgelaufenen Jahre in der Geſundung der veterinären 

Verhältniſſe im allgemeinen ein weiterer Fortſchritt zu 
verzeichnen iſt. 

Die Ausbreitung der Lungenſeuche im Deutſchen 
Reiche iſt noch immer eine conſtante und hat die Zahl 
der im letzten Jahre jeweilig als verſeucht ausge⸗ 
wieſenen Gemeinden und Gehöfte keine bemerkens⸗ 
werte Veränderung erfahren. Oſterreich dagegen iſt 
auch im letzten Jahre völlig frei von Lungenſeuche 
geblieben. In Ungarn ſind vereinzelte Fälle von 
Lungenſeuche nur im erſten Jahresviertel vorgekommen 
und nach dem Erlöſchen dieſer Fälle iſt ein neuerlicher 
Seuchenausbruch im weiteren Verlaufe des Jahres 
dort nicht mehr conſtatirt worden. 

In der Ausbreitung der Maul- und Klauenſeuche 
iſt im Deutſchen Reiche während des Jahres 1901 
eine 5 gegen das vorhergegangene Jahr zu 
beobachten. In Sſterreich und Ungarn hat ſich der be⸗ 
zügliche Seuchenſtand erheblich gebeſſert. Wenn auch 
nach zeitweiligem gänzlichen Erlöſchen der Maul- und 
Klauenſeuche hier und dort bei Jahresſchluſs wieder - 
einzelne neue Seuchenfälle aufgetaucht ſind, darf nach 
den letzten Erfahrungen die Erwartung ausgeſprochen 
werden, daſs es gelingen wird dieſe Seuche immer 
mehr und mehr einzudämmen. 

Am wenigſten günſtig ſtellten ſich die Verhält⸗ 
niſſe betreffs der A bee der Schweineſeuche 
(incluſive Schweinepeſt) dar. Im Deutſchen Reiche iſt. 
eine Zunahme der eg im Jahre 1901 gegen 
das Vorjahr erfolgt. In Oſterreich— Ungarn haben ſich 
die veterinären Verhältniſſe wohl auch nach dieſer 
Richtung gebeſſert, aber immerhin iſt die Zahl der 
verſeuchten Territorien noch groß. Die öſterreichiſcher— 
ſeits eingeleitete Tilgungsaction wird daher mit 
Energie und Ausdauer fortzuführen ſein, deren Erfolg 
allerdings von einer Beſſerung der Seuchenſtandsver⸗ 
hältniſſe und Vorkehrungen in jenen Gebieten bedingt 
iſt, aus welchen die Einfuhr von Schweinen nach 
Oſterreich ſtattfindet. 
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(Vorſchläge zur Verhütung der Milz— 
brandverbreitung durch Häute und Felle.) 
Einem diesbezüglichen Gutachten des k. k. Oberſten 
Sanitätsrathes über die zu ergreifenden Maßnahmen 
(Referent Oberſanitätsrath Hofrath Dr. Max Gruber), 
veröffentlicht im „Oſterreichiſchen Sanitätsweſen“, 
Beilage zu Nr. 45 vom 5. December 1901, iſt die 
nachfolgende Darſtellung entnommen: 


Bei Fleiſchern, Gerbern und anderen Arbeitern, 
die es mit Häuten, Knochen, Fleiſch u. ſ. w. zu thun 
haben, tritt häufig Hautmilzbrand meiſtens in der Form 
der Pustula maligna auf. Obwohl durch die Fort— 
ſchritte der Veterinärpolizei im Inlande die Gefahren 
der Milzbrandinfection für Fleiſcher und Selcher 
u. ſ. w. ſich vermindert haben, kommen Milzbrandfälle 
unter Gerbern und anderen Leuten, welche mit Thier— 
häuten und Fellen zu thun haben, auch jetzt gar nicht 
ſo ſelten vor. Dieſe Vorkommniſſe werden auf den 
Import von Thierhäuten und Fellen aus dem Aus⸗ 
lande zurückgeführt. Als Maßregeln gegen die ſanitären 
Gefahren der Milzbrandverbreitung durch den Ver— 
kehr mit Häuten und Fellen, ſowie auch zum Schutze 
der heimiſchen Thierzucht werden vom Oberſten 
Sanitätsrathe empfohlen: 


1. Aufrechthaltung der Forderung, daſs allen aus dem 
Auslande importirten Häuten und Fellen von den k. und k. 
Conſularämtern vidirte Urſprungscertificate beigegeben ſein 
müſſen. 


2. Es empfiehlt ſich zum Zwecke der Förderung der 
wirkſamen Durchführung der Thierſeuchengeſetze durchaus, 
auch im Verkehre mit Ungarn und im Inlande allgemein 
die Beibringung von Urſprungseertificaten für Sendungen 
fſhieriſcher Rohproduete überhaupt und darunter natürlich 
auch für Häute und Felle zu fordern, wie dies in einzelnen 
Kronländern und in Wien ſchon eingeführt iſt. Die Certi⸗ 
ficate wären von den Gemeindevorſtehungen, beziehungs— 
weiſe Magiſtraten und magiſtratiſchen Bezirksämtern aus- 
zuſtellen und hätten die volle Unbedenklichkeit der Ware zu 
verbürgen. 


3. Gerbereien, Rohfell⸗ und Häuteniederlagen ſind 
conceſſionspflichtig. Es wäre allgemein vorzuſchreiben, dass 
ausländiſche Rohhäute und Felle nicht in Wohngebäuden, 
ſondern möglichſt weit entfernt von Wohnungen und Stal- 
lungen, in beſonderen, ausſchließlich für ſie beſtimmten 
Lagerräumen, in welche nichts anderes eingelagert werden 
darf, welche ſicher abſchließbar und für Vieh nicht zugänglich 
ſind, eingelagert werden. Der Boden dieſer Lagerräume ſoll 
dicht und leicht zu reinigen ſein. Jedesmal nach vollſtändiger 
Auslagerung einer Partie ausländiſcher Häute ſoll der Lager— 
PlGkKhtz gereinigt und wirkſam, z. B. durch Begießen mit fünf- 
procentiger Chlorkalkmilch desinficirt werden. Der Kehricht 
des Lagerplatzes iſt zu verbrennen. a 


4. Beim Transporte und beim Hantiren mit auslän- 
diſchen Häuten müſſen die Arbeiter mit den Körper möglichſt 

vollſtändig deckenden, waſchbaren Arbeitskleidern, Kappen 
und Handſchuhen verſehen ſein, welche nach Vollendung der 
Arbeit durch Auskochen oder mittelſt Dampf zu desinficiren 
ſind. Namentlich müſſen beim Transporte der Häute auf 
Schulter und Rücken die Kopfhaare, das Geſicht und der 
Hals vor der unmittelbaren Berührung mit den Häuten 
geſchützt werden. Am gefährlichſten find die Häute im trockenen 
Zuſtande wegen der Gefahr des Wegſtaubens von Milz- 
brandſporen. 
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Perſonen mit irgend welchen Verletzungen der äußeren 
Haut (kleinſten Hautabſchürfungen u. dgl.) dürfen mit aus⸗ 
ländiſchen Häuten nicht hantiren. 7 

Nach Vollendung der Arbeit müſſen ſich die Arbeiter 
zunächſt die Hände, dann auch Geſicht, Arme, Bart und 
Kopfhaar gründlich mit Waſſer und Schmierſeife reinigen. 
Für Waſchgelegenheit, Seife und Handtücher hat der Unter» 
nehmer zu ſorgen. 

Das Eſſen und Rauchen während der Arbeit iſt zu 
verbieten. Auch vor dem Eſſen in den Arbeitspauſen ſind die 
Arbeitskleider abzulegen, Hände, Geſicht u. ſ. w. zu reinigen. 

Jedesmal, wenn mit verdächtigen ausländiſchen 
Häuten gearbeitet werden mufs, find die dabei beſchäftigten 
Arbeiter ausdrücklich auf die Gefährlichkeit des Materiales 
aufmerkſam zu machen, vor Unvorſichtigkeiten, zum Beiſpiel 
Aufkratzen mit unreinen Fingernägeln zu warnen und zur 
Beobachtung der vorgeſchriebenen Schutzmaßregeln zu 
verhalten. 

5. Beim Hantiren mit ausländiſchen Häuten und 
Fellen, beim Abladen, Tragen, Einlagern, Offnen der Ballen 
iſt ſoviel als möglich jede Staubentwicklung zu vermeiden; 
insbeſondere dürfen die Ballen nicht geworfen werden. 
Wenn die Ballen zum Zwecke des Einlegens der Häute in 
die Weichen geöffnet und auseinander genommen werden, 
müſſen fie reichlich mit Waſſer beſpreugt werden, jo daſßs 
jedes Fell oder jede Haut zuerſt beiderſeits benetzt wird, 
bevor mit ihr weiter hanlirt wird. 

6. Die Stricke und Hüllen der Verpackung, der Abfall 
der Ballen, die Haare der trockenen Häute, die Gerberei— 
abfälle vom Schabbaume, die Lohe aus den Gruben, in 
denen ausländiſche Häute gelagerthaben, find zu verbrennen, 
inſoferne ſie nicht einer induſtriellen Verwertung zugeführt 
werden, bei welcher ſichere Steriliſirung ſtattfindet oder 
inſoferne ſie nicht vor anderer Verwendung einer ſicheren 
Desinfection, zum Beiſpiel mit fünfprocentiger Chlorkalk— 
milch oder concentrirter Schwefelſäure unterworfen werden. 

In jedem einzelnen Falle einer Conceſſionirung iſt zu 
entſcheiden, ob es mit Rückſicht auf die Milzbrandgefahr 
zuläſſig iſt, die undesinfieirten Häute im fließenden Waſſer 
zu weichen und zu ſpülen, beziehungsweiſe die Gerberei— 
abwäſſer undesinficirt den offenen Gewäſſern zu überant⸗ 
worten. 

Die hier vorgeſchlagenen Anordnungen ſchließen ſich 
ſehr enge an das an, was durch den Exlaſs des deutſchen 
Reichskanzlers vom 18. April 1891 empfohlen und in 
neuerer Zeit in einigen Verwaltungsgebieten, zum Beiſpiel 
im Regierungsbezirke Düſſeldorf durch Präſidialerlaſs vom 
17. Auguſt 1898 vorgeſchrieben worden iſt. 


(Das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz.) Der 
Bundesrath iſt zur Zeit mit der Ausarbeitung der ihm 
geſetzlich zugewieſenen Durchführungsbeſtimmungen 
des Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 3. Juni 1900 beichäf- 
tigt. Auf Grund des ſeinerzeit mitgetheilten $. 21 des 
Geſetzes hat der Bundesrath auch zu beſtimmen, 
welche Verfahren und Chemikalien bei der Eonjer- 
virung des Fleiſches und anderer Nahrungsmittel zur 
Verwendung kommen. Der gegenwärtige Zeitpunkt ſoll 
aber, wie von informirter Seite berichtet wird, ſich 
zum Erlaſs dieſer Beſtimmungen nicht beſonders 
geeignet erwieſen haben, weil gerade jetzt bezüglich der 
Conſervirungsmittel umfangreiche Verſuche in den 
betheiligten Kreiſen angeſtellt werden und insbeſondere 
auch vom Reichsgeſundheitsamte Arbeiten auf dieſem 
Gebiete — namentlich über die Schädlichkeit von 
Borax und Borſäure — in Angriff genommen ſind. 
Da nun die Frage, ob und inwieferne gewiſſe Chemi- 
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kalien zur Conſervirung von Nahrungs- und Genufs- 
mitteln geeignet ſind, zur Zeit noch nicht genügend 
geklärt iſt, liegt von Seiten der betheiligten Induſtrie— 
kreiſe der Wunſch vor, daſs ſeitens des Bundes— 
rathes der Erlaſs und die bezüglichen Vorſchriften bis 
nach der hinreichenden Klärung und bis zum Abſchluſs 
der ſchwebenden Unterſuchung hinausgeſchoben werden 
mögen. Die Ergebniſſe könnten dann in den Vor— 
ſchriften des Bundesrathes berückſichtigt und für ſelbe 
nutzbar gemacht werden. 


(Verwertung der Berliner Schlachthof— 
abfälle als Futtermittel.) Auf dem Central⸗ 
ſchlachthof in Berlin iſt eine Fabrik eingerichtet wor— 
den, welche nach der patentirten Erfindung des früheren 
landwirtſchaftlichen Wanderlehrers Dr. Plönnies 
aus dem Mageninhalt von Rindern und Schweinen, 
ſowie aus dem Blut der Rinder und Schafe ein 
Futtermittel, das ſogenannte Peptonfutter herſtellt. 
Der Gedanke, die Rieſenmengen unverdauten und nicht 
reſorbirten Mageninhaltes der wichtigſten Schlacht 
thiere als Futtermittel zurückzugewinnen, wird in der 
„Zeitſchrift für Fleiſch- und Milchhygiene“, der dieſe 
Meldung entnommen iſt, als ein außerordentlich 
glücklicher bezeichnet. Das Verfahren von Dr. Plön⸗ 
nies entlaſtet gleichzeitig die Schlachthofverwaltungen 
von demjenigen Material, welches bis jetzt in den 
Dünger wanderte und wegen ſeiner für Düngungs— 
zwecke ungeeigneten Beſchaffenheit den Schlachthof— 
dünger ſchwer verkäuflich machte. Die in Berlin zu 
beſeitigende Blutmenge beläuft ſich auf täglich 10.000 
Liter. Das Blut wird nun durch den Mageninhalt 
der Schweine peptoniſirt und hierauf mit dem getrock— 
neten Vormageninhalt der geſchlachteten Wiederkäuer, 
ſowie mit Melaſſe vermengt. Dr. Plönnies beab- 
ſichtigt auch den Darminhalt der auf den Schlacht- 
höfen geſchlachteten Thiere beſſer als bisher zu ver— 
werten, indem er denſelben zunächſt durch Selbſt— 
erhitzung (Zuſatz von Atzkalk) ſteriliſirt und hierauf 
trocknet, um denſelben zum leicht verſendbaren Stapel- 
artikel umzuwandeln. 


(Veterinärpolizeiliche Beſtimmungen, 
betreffend die Hühnereinfuhr nach Belgien.) 
Ein unter dem 29. Auguſt 1901 erlaſſener und im 
„Moniteur Belge“ vom 8. September 1901 publi⸗ 
cirter königlicher Beſchluſs enthält bezüglich der Ein— 
fuhr von Hühnern nachfolgende Beſtimmungen: 

Artikel 1. Die Einfuhr von Hühnern iſt nur 
über die im Einvernehmen zwiſchen den Ackerbau⸗ 
miniſtern und dem Miniſter der Finanzen und öffent⸗ 
lichen Arbeiten bezeichneten Zollämter und ſofern 
gegebenenfalls die Herkunft den Zollbeamten genü— 
gend nachgewieſen wird, geſtattet. Der Ackerbau⸗ 
miniſter kann auf Koſten der Einführenden die 
Hühner einer Beobachtung unterwerfen, deren Bedin— 
gungen und Dauer er feſtſtellt. In ſchweren Fällen 


kann 95 äsıbeimminifter die Ein- 1 Durchde 


dieſer Thiere verbieten. 
Artikel 2. Die Einfuhr erfolgt an den A 


und zu den Stunden, die vom Ackerbauminiſter feſt⸗ 


geſtellt werden, der auch über die von den Einführen⸗ 
den zu entrichtenden Unterſuchungsgebüren Bejtim- 


mung trifft. Die Einfuhr der zur Abfertigung geſtells 


ten Hühner wird erſt geſtattet, nachdem fie von dem 


die Aufſicht ausübenden Thierarzt unterſucht und von 
Rotz ſan⸗ 


anſteckenden Krankheiten (Diphtherie, 
ſteckende coryza — Naſenkatarrh — oder nikllet] und 
Cholera) frei befunden worden ſind. 
Artikel 3. Wenn die zur Einfuhr gebn 
Hühner durch den mit der Aufſicht betrauten Thierarzt 


als mit einer der im vorangehenden Artikel genannten 


Krankheit behaftet befunden werden, ſo veranlaſst 
der Stations- oder Zollamtsvorſteher, je nach den 
Umſtänden, die ſofortige Rückſendung nach dem 
Urſprungslande: a) bezüglich der kranken Thiere; 
b) bezüglich der Thiere, die ſich in demſelben Korbe, 
derſelben Kiſte oder in denſelben Behältern NG 
welcher anderer Art befinden, und e) bezüglich 
derjenigen, die zu derſelben Sendung gehören oder 
ſich in demſelben Eiſenbahnwaggon befinden. Die 
Rückſendung findet nicht ſtatt, wenn der Empfänger 
vorzieht, die betreffenden Thiere ſofort abſchlachten zu 
laſſen. 

Die abgeſchlachteten Thiere werden, ſoweit ſie 
von dem unterſuchenden Thierarzt zu Nahrungs- 
zwecken ungeeignet befunden ſind, im Beiſein des 
Vorſtehers der Ortspolizeibehörde oder ſeines Ver- 
treters mit einer antiſeptiſchen Flüſſigkeit begoſſen 
und auf Koſten der Betheiligten durch Feuer ver- 
nichtet. Die Behälter find gleichfalls vor der Aus- 
händigung an den Empfänger zu desinficiren. 

Ein Miniſterialbeſchluſfs wird die Krankheiten 
bezeichnen, die das eingeführte Geflügel zu Nahr 
zwecken ungeeignet macht. (Siehe Artikel 2.) 

Artikel 4. Wenn die eine oder andere der in den 
Abſätzen 1 und 2 des vorhergehenden Artikels er⸗ 


wähnten Maßnahmen nicht ſpäteſtens 24 Stunden 


nach Feſtſtellung der Krankheit durch den unter⸗ 
ſuchenden Thierarzt ausgeführt wird, ſo ſoll dieſer 


oder der Sectionsvorſteher von dem Bürgermeiſter der 
Gemeinde, wo die Krankheit feſtgeſtellt worden iſt, die 


Schlachtung der Thiere, von denen der Artikel 3 
handelt, verlangen. Der unterſuchende Thierarzt 
bezeichnet die Thiere, die zu Nahrungszwecken ver— 
braucht werden können. 

Artikel 5. Beſtreitet der Beteiligte die Art der 
Krankheit oder die Begründung einer bei Ausführung 


des gegenwärtigen Beſchluſſes ergriffenen Maßregel, 
ſo ſteht ihm das Recht zu, auf ſeine Koſten einen 


zweiten, für den Unterſuchungsdienſt beſtätigten Thier⸗ 
arzt mit der Vornahme einer Gegenunterſuchung zu 
betrauen. Bei Meinungsverſchiedenheiten benach— 


richtigt der unterſuchende Thierarzt davon unverzüglich 3 
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den betreffenden Kreisthierarzt, deſſen Anſicht oder 
diejenige ſeines Stellvertreters ausschlaggebend ſein ſoll. 
Artikel 6. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden 
auf die unmittelbare Durchfuhr, die auf der Eiſenbahn 
ohne Umladung erfolgt, keine Anwendung. 
Artikel 7 bis 9 enthalten Strafbeſtimmungen 
und die Verlautbarung betreffende Anordnungen. 
f Die in einem gleichzeitig zur Publication ge— 
langten Erlaſs des Ackerbauminiſters feſtgeſetzten 
Koſten der Unterſuchung betragen 2 Centimes für 
das Stück Geflügel. 


(Erlöſchen der Maul- und Klauenſeuche 
in England.) Laut einer im Wege unferes Mini- 
ſteriums des Außern an das k. k. Miniſterium des 
Innern gelangten Mittheilung der königlich groß— 
britanniſchen Botſchaft in Wien iſt dieſe von ihrer 
Regierung beauftragt worden, bekanntzugeben, dafs 
in Großbritannien ſeit dem 11. April 1901 kein 
Fall von Maul- und Klauenſeuche aufgetreten 
iſt und dafs die damals noch als verſeucht bezeichneten 
Gehöfte am 1. Juni für ſeuchenfrei erklärt worden 
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ſind. An dieſe Mittheilung wird die Annahme ge— 
knüpft, daſs die fragliche Seuche im ganzen König- 
reiche vollkommen erloſchen iſt. 


(Schweinepeſt in England.) Nach an das 
k. und k. Miniſterium des Außern gelangten Berichten 
unſerer Botſchaft in London vom 22. November und 
6. December v. J. wurden vom Board of Agriculture 
eine Reihe veterinär-polizeilicher Verfügungen ge— 
troffen, welche Maßnahmen aus Anlaſs des Be— 
ſtandes der Schweinepeſt (Schweinefieber) in mehreren 
Grafſchaften und Städten Englands enthalten. 


(Rinderpeſt und Aphthenſeuche in 
Japan.) Berichten unſeres Conſulates in Yokohama 
an das k. und k. Miniſterium des Außern vom 
19. und 22. November v. J. iſt zu entnehmen, dajs 
in Kobe und Nagaſaki die Rinderpeſt und in der erſt— 
genannten Stadt auch die Aphthenſeuche bei Rindern 
und Schweinen ausgebrochen iſt. Die Rinderpeſt ſoll 
nach amtlichen Berichten des japaniſchen Gouverne— 
ments aus China eingeſchleppt worden ſein. 


Nadmweifung 
über den Sfand von Chierfeuchen im Deuffihen Reiche und in öſterreich-Ungarn im Jahre 1901. 
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Jahrgang 1902. 


Beihlatt zu dem Nerordnungsblatte 


R. . NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 4. 


Wien, 31. Jänner 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 30. Jänner 1902, 3. 3630, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen 
Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 29. Jänner 1902, Z. 3595, betreffend die Vieheinfuhr 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und Croatien-Slavonien. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 30. Jänner 1902, Z. 3630, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 

vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
a Weiteres geregelt wird. 


N 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien-Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier— 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier— 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge— 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 

In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Hétfalus: aus 
den Gemeinden Bacsfalu, Csernätfalu, Hosſzufalu, 
Türkös, ſowie aus der Stadtgemeinde Braſſo; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
aus den Gemeinden Almäsmezö, Alſö-Moses, Feljö- 
Moecs, Fundäta, Magura, O.-Tohän, Predeäl, Simon, 
Szohodol, Uj-Tohän, Zerneſt; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere— 
hät: aus der Gemeinde Jäszo-Ujfalu; Stuhlgerichts— 
bezirk Füzer: aus den Gemeinden Nyiri, Pusztafalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Gibart, 
Pere; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: aus der Gemeinde 
Buköcz; Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: aus den Gemeinden 
Alſö-Meéra, Enes; 


— 
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Comitat Al ſö⸗Feher, Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗ 
Ujvär: aus der Gemeinde Csongva; 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
aus den Gemeinden Dulesele, Krokna; 

Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Kula: 
aus der Gemeinde Veproväcz; Stuhlgerichtsbezirk Zenta: 
aus der Gemeinde Ada, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Zenta; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaroth: 
aus den Gemeinden Hizer, Koväcsi; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Leva: aus den Gemeinden Alſo-Värad, Felſö⸗ 
Värad, Kis⸗Särö, Nagy⸗Sallö; Stuhlgerichtsbezirk 
Verebely: aus den Gemeinden Alſö-Pel, Mohi; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseffa: aus 
der Gemeinde Mezö-Gyän: Stuhlgerichtsbezirk De⸗ 
recske: aus der Gemeinde Dereeske; Stuhlgerichtsbezirk 
Szeékelyhid: aus der Gemeinde Szekelyhid; Stuhl- 
gerichtsbezirk Tenke: aus der Gemeinde Felete-Bätor ; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus der Gemeinde Nagy⸗ 
Bajöm; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus der Gemeinde Poga; Stuhlgerichtsbezirk Miskolez: 
aus den Gemeinden Harjany, Szirma-Beſſennyb; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus der 
Gemeinde Csik-Zsögöd; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Kirva, Süttö; 

Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Mor: aus den 
Gemeinden Bodajk, Mor; Stuhlgerichtsbezirk Val: 
aus der Gemeinde Felesut; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus den Gemeinden Marginen, Sebes; 

Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus den Gemeinden Kis⸗Veszverés, Nada⸗ 
bula, ſowie aus der Stadtgemeinde Rozsnys; 

Comitat Hajduͤ, Stuhlgerichtsbezirk Nädudvar: 
aus der Gemeinde Naͤdudvar; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Orba: 
aus den Gemeinden Csöofalva, Szörese; Stuhl- 
gerichtsbezirk Seps: aus den Gemeinden Bodzafordulo, 
Mikö⸗Ujfalu; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus den 
Gemeinden Apcz, Ecséd; Stuhlgerichtsbezirk Péterväſär: 


aus den Gemeinden Füzes, Iſtenmezeje, Paräd; 
Stuhlgerichtsbezirk Tiszafüred: aus der Gemeinde 
Poroszlo; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bat: aus der 


Gemeinde Bat; Stuhlgerichtsbezirk Ipolysag: aus 
der Gemeinde Ipoly-Vecze; Stuhlgerichtsbezirk Szob: 
aus der Gemeinde Szete; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗Illye: 
aus der Gemeinde Lapusnyak; 

Comitat Jäsz-Nagykun-Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö-Jaszsäg: aus den Gemeinden Jäsz⸗Alſoͤ⸗ 
Szentgyörgy, Jaͤsz-Ladäny, Nagy⸗Kürü; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Tisza: 


aus der Gemeinde Tisza-Földvar ; Felvincz: 


Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Jäszſägy: 
gemeinde Jaͤszbereny; 
Comitat Kolozs, 
aus der Gemeinde Drag; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Gesztes: 
aus der Gemeinde Bana; Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Tolna; 

Comitat Krassöö⸗Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Botyest, Szatumik; 
Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus der Gemeinde Nadräg; 

Comitat Maros-⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Maros: aus der Gemeinde Mezö-Bergenye; 

Comitat Nagy-Küküllb, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Homorod, Köhalom, 
Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus der Ge⸗ 
meinde Nädpatak; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: 
aus den Gemeinden Hegen, Martonfalva, Szent⸗ 
Agota; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Gäes: aus 
der Gemeinde Diveny; Stuhlgerichtsbezirk Nögräd: 
aus den Gemeinden Puszta⸗Szäntö, Reétſäg; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Sziraͤk; aus der Gemeinde Sziräk; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
der Gemeinde Szill; 

Comitat Peſt-Pilis-Solt-Kiskun, 
gerichtsbezirk Kaloesa: aus 


Stuhlgerichtsbezirk Almäs: 


Stuhl⸗ 
der Gemeinde Homok⸗ 


meégy; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Galänta: 
aus den Gemeinden Nebojsza, Nye; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus der Gemeinde 


Farkashida; Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus der Ge⸗ 
meinde Német⸗Gurab; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany : 
aus den Gemeinden Nagy-Haläsz, Nyir⸗Bogdäny, 
Tura; Stuhlgerichtsbezirk Felſö-Dada: aus den 
Gemeinden Balſa, Ibräny, Venesellö; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Kisvärda: aus der Gemeinde Döge; 

Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk Nagybänya: 
aus der Gemeinde Erdöszäda, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Nagybanya ; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ Sen 
aus der Gemeinde Kis-Talmäcs; Stuhlgerichtsbezirk 
Ujegyhäz: aus der Gemeinde Ujegyhaz; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniczbaͤnya: 
aus der Gemeinde Klukno; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Csäkova: aus 
den Gemeinden Bereny, Zsebely; Stuhlgerichtsbezirk 
Detta: aus den Gemeinden Birda, Nagy-Semlat, 
Zärda⸗Szent⸗György; Stuhlgerichtsbezirk Fehertemplom: 
aus der Gemeinde Kärolyfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Központ: aus den Gemeinden Medves, Szakällhaza; 
Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus den Gemeinden Buko⸗ 
vecz, Margitfalva; Stuhlgerichtsbezirk Uj-Arad: aus 
der Gemeinde Fibis; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Monoſtor, Muräny, Varjas; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
aus den Gemeinden Alſö-Füged, Csakö; 


aus der Stadt⸗ 5 


Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden Magyar- 
Peterd, Tur; 

Comitat Torontäl, 
aus der Gemeinde Bänlak; 
Kikinda: aus den Gemeinden Magyar-Päde, 
Stuhlgerichtsbezirk Pärdäny: 
Pees; Stuhlgerichtsbezirk Törökbeese: aus der Gemeinde 
Beodra; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus den Ge— 
meinden Kis⸗Komlös, Magyar-Csernya, Nagy ⸗Töszeg, 
Toba, Vizesda; 

Comitat Trenesen, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
den Gemeinden Biszkupicz, Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely— 
ÜUdvarhely: aus den Gemeinden Bögöz, Oroszhegy, 
ſowie aus den Stadtgemeinden Szekely-Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvar: aus den 
Gemeinden Felſö⸗Domonya, Rahoncza, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Ungvär; 

Comitat Veszpreͤm, Stuhlgerichtsbezirk Enying: 
aus den Gemeinden Deg, Enying, Lajos-Komärom, 
Mezö⸗Komärom; Stuhlgerichtsbezirk Zirez: aus den 
Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Läszlö, Gicz, Varſaͤny; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Keszthely: 
der Gemeinde Vendornya-Lak; Stuhlgerichtsbezirk 
Tapolcza: aus der Gemeinde Pettend; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Baranes, Hosszuläz 
Nagy⸗Tornya, Veg⸗Ardo, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk 
Szerencz: aus den Gemeinden Berzet, Mad; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Tokaj: aus den Gemeinden O-Liszka 
Tarczal; Stuhlgerichtsbezirk Varanno: aus den Ge— 
meinden Matyasocz, Stefandez, Tapoly-Izsep; 


Stäbchen⸗ 


Stuhlgerichtsbezirk Bänlak: 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Mokrin; 
aus der Gemeinde Uj— 


aus 


aus 


e. wegen des Beſtandes des 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗ Torna, Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszo: aus der Gemeinde Alſo-Mera; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: 
der Gemeinde Boros⸗Sebes; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Becsvarad: 
aus der Gemeinde Szür; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Dereeske; 

Comitat Csongräͤd, Stuhlgerichtsbezirk Csongräd: 
aus der Gemeinde Csongräd; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Mor: 
Gemeinde Bakony⸗Särkäny; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
aus der Gemeinde Zerneſt; 
Comitat Häromszeék, 
aus der Gemeinde Bodola; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Heves: 
der Gemeinde Heves; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagyesalomia: 
aus der Gemeinde Leszenye; 


aus 


Dereeske: 


aus der 


Stuhlgerichtsbezirk Seps: 


aus 
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Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: 
der Gemeinde Piskitelep; 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Aljo-Tisza: aus den Gemeinden Kun-Szent⸗ 
Märton, Tisza⸗Vaͤrkony, Tisza⸗Vezseny; 
Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; 
gerichtsbezirk Nädasment: 


aus 


Mezö⸗ 
Stuhl⸗ 
aus der Gemeinde Mera; 

Comitat Noͤgräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
Gyarmat: aus der Gemeinde Dejtär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Sziräk: aus der Gemeinde Guta; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö— 
Dada: aus den Gemeinden Kenezlö, Venesellö; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
den Gemeinden Mosnicza, Paräcz; Stuhlgerichts— 
bezirk Rékäs: aus der Gemeinde Temes⸗Reékäs; 
Stuhlgerichtsbezirk Versecez: aus den Gemeinden 
Deézsänfalva, Vlajkovecz; 

Comitat Tprda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Felvincz: aus der Gemeinde Inokfalva; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Torda: aus der Stadgemeinde Torda; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Bänlak: 
aus der Gemeinde Paͤrtos; Stuhlgerichtsbezirk Moͤdos: 
aus der Gemeinde Horvat-Neuzina; 


Comitat Trencsen, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
der Gemeinde Lutto; 
Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 


Märton-Blattnicza: aus der Gemeinde Zsämbokrét; 
Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Tapoleza: aus 
der Gemeinde Väszoly; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alſö⸗ 
Arpäs: aus der Gemeinde Felſö-Porumbäk; Stuhl- 
gerichtsbezirk Fogaras: aus den Gemeinden Fogaras, 
Voila; Stuhlgerichtsbezirk Töresvar: aus der Gemeinde 
Almasmezö; 

Comitat Kis⸗Küküllö, n 
Erzsébetväros: aus den Gemeinden Kis⸗Szent⸗Läszlö, 
Oläh⸗Szent⸗Laͤszlo; 

Comitat Krassö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bozovies: aus der Gemeinde Gerbovecz; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Halmagy, Kacsa, 
Köhalom, Sövenység, Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy— 
Sink: aus den Gemeinden Neten, Szäsz⸗ 
halom; Stuhlgerichtsbezirk Segesväar: aus den Ge— 
meinden Daͤnos, Szäsz⸗Szt.⸗Läszlö; Stuhlgerichtsbezirk 
Szent⸗Agota: aus den Gemeinden Netus, Prepoſtfalva; 


Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl 
gerichtsbezirk Kis⸗Körös: aus der Stadtgemeinde Kis— 
Kun⸗Hallas; 


Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: 
aus der Gemeinde Szafadät; 


rk; 
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Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
den Gemeinden Dubovacz, Temes Kubin; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Zsombor; 

Comitat Zolyom, Stuhlgerichtsbezirk Besztercze⸗ 
bänya: aus der Gemeinde Libetbänya; f 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a, wegen des Beſtandes des Stäbchenroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Modrus-Rieka, Bezirk Cirkvenica: 
der Gemeinde Novi; 
Comitat Virovitica, Bezirk Virovitica: 
Gemeinde Cabuna; 


b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Einhufern: “) 


aus 


aus der 


Comitat Bjelovar-Krizevcei, Bezirk Bjelovar: 


aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, Peteraneec. 


IR 
Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung der Schweinepeſt 
werden diejenigen bis auf Weiteres aufrechterhalten, 
welche gerichtet ſind gegen die Einfuhr von Schweinen: 


1. Aus Ungarn: 


a. aus den nachſtehenden Stuhlgerichts⸗ 
bezirken: Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Gyula-Fehervar, Baläzsfalva, Magyar⸗Igen, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Aljo-Feher), Arad, Boros⸗Jenö, Elek, Kis⸗ 
Jenö, Peécska, Radna, Ternova, Vilägos 
Arad), Alſö⸗Kubin, Nämesztö, War (Comitat Arvah, 
Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hödſäg Neémet⸗Palänka, 
Topolya, Zombor (Comitat 


Baranya), Bekes, 
der gleichnamigen 
Szeghalom 


Lörincz (Comitat 
Gyula, einſchließlich 
gemeinde, Oroshäz, 
Felvidek, Mezö⸗Kaszony, Munkäes, 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
hät, einſchließlich der Stadtgemeinde 
(Comitat Bereg), Beſenyö, Naszöd (Comitat 
Besztereze-Naszöd), Bel, Beleényes, Berettyö⸗ 
Ujfalu, Elesd, Er-Mihälyfalva, Központ, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Vaskoh (Comitat 
Bihar), Ozd, Szendrö, Szent-Péter (Comitat Borsod), 


Tisza⸗ 


*) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär⸗ 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 
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Bezirk 


erlaſſenen Verboten 


(Comitat 


Bäcs⸗Bodrog), 
Baranyavär, Hegyhät, Mohäcs, Pécs, Siklös, Szent⸗ 
Bekeés⸗Csaba, 
Stadt⸗ 
(Comitat Békés), 
einſchließlich 


Beregszaͤsz 


Alvidek, einſchließlich der Stadtgemeinde Brasso, Fel⸗ 
videk, Hetfalus (Comitat Brassb), Battonya, Koväes⸗ 
häz, Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Makö, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszaͤn⸗Tuül, 
einſchließuch der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Adony, Särbogärd, Szekes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejer), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis⸗-Hont), Puszta, Sokoro - Alja 
(Comitat Györ), Balmaz⸗Ujväros, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Hajdüu-Böszörmeny, Hajdu⸗Nanas und 
Hajdu⸗Szoboszlö (Komitat Hajd ü), Felſö⸗Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis-Ujszallas, 
Karczag, Turkeve und Mezö-Tür (Comitat Jäsz⸗Nagy⸗ 
Kun⸗Szolnok), Erzsébetväros, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Hosszuͤaszoͤ (Comitat Kis⸗ 
Küküllö), Banffy⸗Hunyäd, Teke (Comitat Kolosz), 
Maros (Comitat Krasso-Szöreny), Rözsahegy 
(Comitat Lipto), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Märamaros- Sziget, Okörmezö, 
Taraczviz, Tecsö (Comitat Märamaros), Alſö⸗Regen, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szäsz⸗Régen, Felſö⸗ 
Regen (Comitat Maros-Torda), Medgyes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Seges⸗ 
var, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Nagy⸗-Küküllb), Fülek, Loſoncz, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szecseny 
(Comitat Nögräd), Abony, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Czegled und Nagy-Körös, Alſo⸗Dabas, 
Bia, Dung-Veese, Gödöllö, Kis-Körös, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis-Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun⸗ 
Szent⸗Miklös, Monor, Nagykäta, Pomaͤz, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Szent-Endre, Räczkeve, Väcz, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-Pilis-Solt-Kiskun), Alſo⸗Tärcza, Felſö⸗Tärcza, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Kis-Szeben, Siroka, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Baͤrtfa, Tapoly (Comitat 
Säros), Csurgö, Igal, Kaposvär, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, Marczal, 
Nagy⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat Somogy), 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗ 
marton und Ruszt, Nagymarton, Sopron (Comitat 
Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Nyiregyhäza, Nagy -Källs, Nyir⸗ 
Bätor, Tisza (Comitat Szaboles), enger, 
Erdöd, Feher - Gyarmat, Mäteszalka, Nagy ⸗Käroly, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy-Somküt, Szatmär, Szinyeér⸗Väralja (Comitat 
Szatmär), Szäsz⸗Sebes, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Sze ben), Kraszna, 
Szilägy⸗Cseh, Szilägy-Somlyo, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Tasnäd, Zilah, einſchließlich 
der gleichnamigen. Stadtgemeinde, Zsibö (Comitat 
Szilägyi), Betlen, Csäki⸗Gorboö, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kékes, Nagy⸗ 


(Comitat 


Ilonda 
(Comitat Temes), Dombovär, Dunaföldvar, Simon- 
tornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), Nagy⸗ 


(Comitat Szolnok-Doboka), Lippa 


Szent⸗Miklös, Török⸗Kanizsa (Comitat Torontal), 
Csacza, Kisucza⸗Ujhely (Comitat Trenes é n), 
Tiszän⸗Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat Ugocsa), Kapos, 
Sobrönez (Comitat Ung), Felſö⸗Or, Kis⸗Czell, Körmend, 
Köszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Német⸗Ujvär, Särvär, Szent-Gotthärd, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Vasvär (Comitat Vas), Devecser, Päpa,  ein- 


ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
Stadtgemeinde 


der gleichnamigen 
Veszprem), Alſö-Lendvba, Csäktor— 
nya, Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy— 


einſchließlich 


Kanizsa, Letenye, Nova, Perlak, Sümeg, Zala⸗ 
Egerszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadt— 


gemeinde (Comitat Zala), Bodrogköz, Galszees, 


Nagy⸗Mihäly (Comitat Zemplen); 


b. aus den Municipalſtädten Baja, Györ, Hod— 
mezö⸗Väſärhely, Kecskemét, Nagyvarad, Pécs, Sopron, 
Szabadka, Szatmär⸗Németi, Szeged, Szekes⸗Fejervär, 
Zombor, ſowie aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Budapeſt; 


2. aus Croatien-Slavonien: 


a. aus den nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, 


Koprivnica, einſchließlich der Stadt— 
Koprivnica, 
Krizevei), Daruvar, Nova Gradiska, Novska, 
Pozega, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Pakrac (Comitat Pozega), Ilok, (Comitat 
Syrmien), Ludbrieg, Varazdin (Comitat Varazdin), 
Miholjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, (Comitat 
Virovitica), Petrinja, Siſak, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinden (Comitat Zagreb); 


Gjurgjevac, 
gemeinde 


b. aus den Municipalſtädten Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt in den 
Grenz⸗Stuhlgerichtsbezirken Mura⸗Szombat (Comitat 
Vas), Homonna, Szinna, Sztropkö (Comitat Zemplén), 


dann wegen erfolgter Einſchleppung des Stäbchen— 


rothlaufes aus dem Grenz - Stuhlgerichtsbezirke 


Malaczka (Comitat Pozsony) in Ungarn 


iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich— 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 


Kutina (Comitat Bjelovar⸗ 
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Bezirkshauptmannſchaften Unter⸗Gäuſerndorf, Göding, 
Lisko, Sanok, Feldbach, Hartberg, Radkersburg 
getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 


Herkunft in der Be— 


Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 


unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro— 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 9., 15. und 28. Jänner 1902, 33. 556, 
1362 und 3238, außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
8844 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes beſtraft, 
und finden auf verbotswidrig eingebrachte Transporte die 
Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 29. Jänner 1902, 3. 3595, 
betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und 
7 Croatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königl. ung. Ackerbau— 
miniſteriums vom 3. December 1901, 3. 91.903, und 
27. Jänner 1902, 3. 1041, ſowie der königl. Landes- 
regierung in Agram vom 4. und 24. Jänner 1902, 
33. 289 und 5066, iſt derzeit verboten: 
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1. wegen Beſtandes der Maul und Klaue n⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen 
aus dem politiſchen Grenzbezirke Mödling nach Ungarn; 


2. wegen Beſtandes des Stäbchenroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen aus den polit. 
Bezirken Bruck a. d. L., Floridsdorf (Nieder-Oeſterreich) 
nach Ungarn; 


3. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den polit. Bezirken Bruck a. d. 
Leitha, Floridsdorf, Unter-Gänſerndorf, Mödling, 
Wr.⸗Neuſtadt (Nieder-Oeſterreich), Volosca (Küſtenland) 
und Bohorodezany (Galizien) nach Ungarn, ſowie aus 
den polit. Bezirken Pettau (Steiermark), Rudolfswerth, 


Tſchernembl (Krain), Volosca (Küſtenland) nach 
Croatien-Slavonien; a 


4. wegen Beſtandes der Schafpockenſeuche 
die Einfuhr von Schafen aus dem politiſchen Bezirke 
Benkovac (Dalmatien) nach Croatien-Slavonien. 


Hingegen wurden alle früheren, gegen die Einfuhr 
von Vieh aus den hier nicht genannten politiſchen 
Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 

Hievon wird die k. k. Sonde eg mit Beziehung 
auf die h. o. Kundmachung vom 7. December 1901, 
3. 46.071, zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntnis geſetzt. j 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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 Keillaf zu dem Uerurdnungshlakte 


des 


R. KG. Mi niſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Yeterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Wien, 14. Februar 1902, 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 


2. Februar 1902, 3 3999, enthaltend eine veterinär-polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 7. Februar 1902, Z. 4754, enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien— 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums 
des Innern vom 8. Februar 1902, Z. 5165, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 12, Februar 1902, Z. 5624, 
enthaltend eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und 
Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung der 
Statthalterei in Lemberg vom 9. Jänner 1902, Z. 3067, betreffend die Tilgung der Schweinepeſt in Galizien. 
— Kundmachung der Landesregierung in Klagenfurt vom 27. Jänner 1902, Z. 1457, betreffend die theil- 
weiſe Aufhebung der Beſchränkungen des Verkehres mit Schweinen im politiſchen Bezirke Völkermarkt. — 
— Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 29. Jänner 1902, 3. 18681, mit welcher die Verfügungen, 
betreffend die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen Reiche abgeändert werden. 
— Kundmachung der Landesregierung in Czernowitz vom 30. Jänner 1902, 3. 2521, enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. — Kundmachung der Statthalterei in Trieſt vom 1. Februar 1902, Z. 3018, betreffend 
Beſchränkungen im Schweineverkehre für den Bezirk Capodiſtria. — Kundmachung der Statthalterei in Wien 
vom 4. Februar 1902, Z. 12379, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Oberöſterreich nach 
Niederöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 4. Februar 1902, Z. 11002, betreffend 
das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Landes— 
regierung in Laibach vom 4. Februar 1902, Z. 2618, betreffend die Sperre des Gerichtsbezirkes Illyriſch-Feiſtritz 
für den Schweineverkehr. — Verſchiedene Mittheilungen: Der Außenhandel der Monarchie mit 
Schlachtthieren uud Fleiſch im Jahre 1901. — Erprobung des Baccelli'ſchen Heilverfahrens in Heſſen. — 
Viehſtand und Viehbewertung im Deutſchen Reiche. — Trichinen- und Finnenſchau im Königreiche Preußen. 
Rinderpeſt in der Türkei. — Index zum Beiblatte. — Perſonal nachrichten. — Abonnements— 
einladung. — Viehmärkte⸗Kalendarium für den Monat März 1902. — Nachweiſung der Viehverluſte durch 
anſteckende Krankheiten im Jahre 1899. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 2. Februar 1902, 3. 3999, 


enthaltend 


eine veterinär⸗ polizeiliche Verfügung in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Das Miniſterium des Innern ſetzt das wegen der 
Einſchleppung der Schweinepeſt gegen die Einfuhr 
von Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Alvidek, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Braſſö, Felvidek, 
Hetfalus (Comitat Braſſö) in Ungarn und aus den 
Bezirken Pozega einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Pozega), Slatina (Comitat 
Virovitica) in Croatien-⸗Slavonien gerichtete Verbot 
außer Wirkſamkeit. i 

Das kraft des beſtehenden Veterinär⸗Überein⸗ 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, geltende Verbot auch rückſichtlich der Einfuhr 
von Schweinen aus den durch Maul- und Klauenſeuche 
verſeuchten Gemeinden Bäcsfalu, Csernätfalu, Hoßzu⸗ 
falu, Türkös und aus der Stadtgemeinde Braſſb 
(Comitat Braſſö), ſowie deren Nachbargemeinden 
wird durch die Aufhebung des gegen die genannten 
Verwaltungsbezirke beſtandenen Verbotes nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund⸗ 
machung vom 30. Jänner 1902, Z. 3630, zur allge⸗ 
meinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 7. Februar 1902, 3. 4754, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini⸗ 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Csäkova, Központ (Comitat 
Temes), Mödos, Pardany (Comitat Torontäl) in 
Ungarn, ſowie aus den Bezirken Ivanec, Zlatar 


(Comitat Varazdin) in Croatien⸗Slavonien nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Belenyes, 
Vaskoh (Comitat Bihar) in Ungarn gerichtete Verbot 
aufgehoben. 

Das unnmehr kraft des beſtehenden Veterinär⸗ 
übereinkommens gemäß Artikel J, Abſatz 2, der 
Minifterialverordnung vom 22. September 1899, 
R. G. Bl. Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach 
dem Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der Ein- 
fuhr von Schweinen aus den durch Schweinepeſt 
verſeucht geweſenen Gemeinden Burda, Karbunär 
(Stuhlgerichtsbezirk Belenyes), Vaskoh⸗Szohodol, 
Vaskoh⸗Szeliſtye (Stuhlgerichtsbezirk Vaskoh), ſowie 
deren Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung 
des gegen die genannten Bezirke beſtandenen Verbotes 
nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund⸗ 


machungen vom 30. Jänner und 2. Februar 1902, 


38. 3630 und 3999, zur allgemeinen Kenntnis ge⸗ 
bracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 
in Kraft. \ 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 8. Februar 1902, 3. 5165, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 


Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 


Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweine⸗ 
peſt nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das 
Miniſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen 
aus den Stuhlgerichtsbezirken Nezſider, Rajka (Co- 
mitat Moſon) in Ungarn, ſowie aus den Bezirken 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Pozega), Vinkovci (Comitat Syrmien), 
Djakovo (Comitat Virovitica) in Croatien⸗Slavonien 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. i 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Wiener⸗Neuſtadt erlaſſenen Verfügung die Einfuhr 
von Schweinen aus dem Grenz-Stuhlgerichtsbezirke 
Felſö⸗Pulya (Comitat Sopron) in Ungarn nach dem 
diesſeitigen Gebiete verboten. 


Dies wird 
Kundmachungen vom 30. Jänner, 2. und 7. Februar 
1902, 33. 3630, 3999 und 4754, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 


im Nachhange zu den hierortigen 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 


Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 12. Februar 1902, 3. 5624, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Cserehät, Kaſſa, Torna (Comitat 
Abanj⸗Torna) in Ungarn, ſowie aus den Bezirken 
Sid, Vukovar (Comitat Syrmien), Klanjec, Krapina, 
Pregrada (Comitat Varazdin), Stubica, Zagreb 
(Comitat Zagreb) in Croatien⸗Slavonien nach den im 

Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Beſenyb 
(Comitat Besztercze⸗Naszöd), Teke (Comitat Kolozs), 
Alſö⸗Regen, einschließlich der Stadtgemeinde Szasz⸗ 
Regen, Felſö⸗Regen (Comitat Maros⸗Torda) in 
Ungarn gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Veterinär⸗ 
übereinkommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der Mini⸗ 
ſterialverordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum 40. Tage nach dem Erlöſchen der 
Seuche geltende Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus den durch Schweinepeſt verſeucht geweſenen 
Gemeinden Beresztelke, Görgeny-Orſova, Magyar- 
Peterlaka (Stuhlgerichtsbezirk Alſö⸗Régen) ſowie 
deren Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung 
des gegen den genannten Bezirk beſtandenen Ver— 
botes nicht berührt. 


5 Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 

Kundmachungen vom 30. Jänner, 2., 7. und 
8. Februar 1902, 88. 3630, 3999, 4754 und 
5165, zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 
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Kundmachung der ztatthalterei in Pem- 
berg vom 9. Jänner 1902, 3. 3067, 


betreffend 
die Tilgung der Schweinepeſt in Galizien. 


Ungeachtet der bedeutenden Geldopfer aus 
Staatsmitteln, ſowie der eifrigſten Beſtrebungen der 
politiſch⸗adminiſtrativen Behörden gelang es bis jetzt 
nicht, die Schweinepeſt in Galizien zu tilgen, haupt⸗ 
ſächlich aus dem Grunde, weil die Bevölkerung nicht 
nur von der Mitwirkung im genügenden Maße bei 
deren Tilgung ſich zurückzieht, ſondern auch vielfach 
durch Verheimlichung der Seuche, durch Einbringung 
kranker Thiere in den Verkehr, überhaupt durch Nicht- 
beachtung der erlaſſenen Vorſichtsmaßnahmen, die 
Tilgungsaction hindert. 

Unſer Land, welches bedeutende Einnahmen aus 
dem Viehexporte bezieht, muss unbedingt für geregelte 
veterinär⸗polizeiliche Verhältniſſe und einen voll- 
kommen günſtigen Geſundheitszuſtand der Hausthiere 
ſorgen, wenn es freien Verkehr nach den weſtlichen 
Abſatzgebieten haben will. 

Da es nicht gelang, durch den bisherigen Vor— 
gang die Schweinepeſt in Galizien zu tilgen, erſcheint 
es nothwendig, unter Berückſichtigung des gegen— 
wärtigen Seuchenbeſtandes, des Handelsverkehres und 
der topographiſchen Verhältniſſe vor allem die raſcheſte 
Tilgung der Seuche mindeſtens in einem weniger ver- 
ſeuchten Landestheile behufs Erlangung der freien 
Ausfuhr von Schweinen ſämmtlicher Kategorien aus 
demſelben anzuſtreben, um dann nach und nach das 
ganze Land ſeuchenfrei zu machen und demſelben einen 
freien Export zu ſichern. 

Zu dieſem Zwecke wird das Land auf Grund des 
§. 3 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 29. Fe⸗ 
bruar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der Verordnung 
des k. k. Miniſteriums des Innern vom 4. December 
1901, 3. 22190, in drei Gebiete (Zonen) getheilt. 

Die I. (weſtliche) Zone umfaſst die politiſchen 
Bezirke: Biala, Bochnia, Brzesko, Chrzanöw, Da⸗ 
browa, Gorlice, Gryböw, Jaslo, Krakau und Stadt⸗ 
gebiet Krakau, Krosno, Limanowa, Mielec, Myslenice, 
Nowy⸗Targ (Neumarkt), Neu⸗Sandec, Podgörze, 
Pilzno, Rope zyce, Tarnow, Wadowice, Wieliczka und 
Zywiec (Saybuſch). 

Die II. (mittlere) Zone umfaſst die politiſchen 
Bezirke: Brzozöw, Dobromil, Dolina, Drohobycz, 
Gröͤdek, Jaroslau, Jaworöw, Kalusz, Kolbuszowa, 
Lemberg und Stadtgemeinde Lemberg, Lisko, Lafcut, 
Mosciska, Nisko, Przemysl, Przeworsk, Rudki, 
Rzeszöw, Sambor, Sanok, Stary⸗Sambor, Stryj, 
Strzyzöw, Tarnobrzeg, Turka und Zydaczöw. 

In der III. (öſtlichen) Zone endlich find die 
politiſchen Bezirke: Böbrka, Bohorodezany, Borszezöw, 
Brody, Brzezany, Buczacz, Cieszanöw, Czortköw, 
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Horodenka, Huſiatyn, Kamionka ſtrumilowa, Kolomea, 
Ko ſöw, Nadwörna, Peczenizyn, Podhajee, Przemys⸗ 
lany, Rawa ruska, Rohatyn, Sokal, Skalat, Sniatyn, 
Stanislau, Tarnopol, Tlumacz, Trembowla, Zalesz— 
czyki, Zbaraz, Zloczöw und Zolkiew, enthalten. 

In die I. Zone iſt die Einfuhr von Zucht- und 
Nutzſchweinen aus der II. und III. Zone unbedingt 
verboten. 

Dagegen können aus dieſen letzteren Zonen, das 
iſt aus der II. und III. Zone ſtammende Schlacht⸗ 
ſchweine — abgeſehen von dem Tranſitverkehre in 
plombirten Waggons, welcher keinen Bejchrän- 
kungen unterliegt — nach folgenden öffentlichen 
Schlachthäuſern der I. Zone zur Schlachtung binnen 
48 Stunden gebracht werden: Biala, politiſcher 
Bezirk Biala; Bochnia, politiſcher Bezirk Bochnia; 
Brzesko, politiſcher Bezirk Brzesko; Jaslo, politiſcher 
Bezirk Jaslo; Krakau⸗Grzegörzki (Stadtgebiet 
Krakau); Krakau⸗Pradnik bialy (Stadtgebiet Krakau); 
Piaski wielkie, politiſcher Bezirk Podgörze; Podgörze, 
politiſcher Bezirk Podgoͤrze; Tarnöw, politischer 
Bezirk Tarnöw; Wieliczka, politiſcher Bezirk Wieliczka. 

Soferne die Schlachthäuſer mittels eines 
Schienenſtranges mit der Eiſenbahn nicht verbunden 
erſcheinen, find die Schweine von der Eiſenbahn— 
ſtation auf Wägen unter einer auf Koſten der Partei 
von amtswegen zu beſtimmenden Wache zu über- 
führen. 

Der Schlachthausthierarzt hat unter perſönlicher 
Verantwortung zu überwachen, daſs die Schweine 
innerhalb der bezeichneten Friſt im Schlachthauſe 
getödtet werden. 

Er iſt auch verpflichtet, ein Verzeichnis über die 
gedachten Schweine zu führen und jede vollzogene 
Schlachtung eines ſolchen Transportes an die betref— 
fende k. k. Bezirkshauptmannſchaft unverzüglich anzu⸗ 
zeigen. 

Dieſe Anordnungen bleiben bis zur amtlichen 
Erklärung des Erlöſchens der Schweinepeſt in der 
I. Zone in Wirkſamkeit, worauf, ſoferne nicht andere 
veterinär-polizeiliche Hinderniſſe eintreten, durch die 
competente Behörde die Ausfuhr von Schweinen aller 
Kategorien aus dieſer Zone nach den übrigen Kron— 
ländern freigegeben werden wird. 


Von dem Zeitpunkte der Erklärung des Er⸗ 
löſchens der Seuche in der I. Zone an treten die für 
dieſe Zone angeordneten veterinär-polizeilichen Maß⸗ 
nahmen in der II. Zone und nach dem Erlöſchen der 
Seuche in der letzteren in der III. Zone in Kraft. 


Behufs einer möglichſt raſchen und gründlichen 
Tilgung der Schweinepeſt im Gebiete der I. Zone 
werden in dieſer Zone im Sinne des $. 1, Abſatz 2 der 
kaiſerlichen Verordnung vom 15. September 1900, 
R. G. Bl. Nr. 154, grundſätzlich alle verſeuchten, 
ſeuchen⸗ und anſteckungsverdächtigen Schweine zu 
tödten ſein. 


Nur in Fällen, wo es ſich um größere Beſtände 
beſonders wertvollen Zuchtmateriales handelt, kann 
mit Bewilligung des k. k. Miniſteriums des Innern 
von der amtswegigen Tödtung unter den im Abſatze 2 


des citirten Paragraphen vorgeſehenen Modalitäten 


Umgang genommen werden. 

Dagegen ſind in der II. und III. Zone einſt⸗ 
weilen blos peſtkranke und peſtverdächtige Schweine 
zu tödten und rückſichtlich der übrigen Schweine der 
verſeuchten Ortſchaften, beziehungsweiſe Gemeinden, 
inſoferne nicht beſondere Verhältniſſe obwalten, welche 
die Tödtung auch dieſer Schweine als begründet 
erſcheinen laſſen, die im Thierſeuchengeſetze, ſowie im 
§. 1, Abſatz 2, der citirten Verordnung vorgeſehenen 
Maßnahmen (Orts- und Flurſperre, 40tägige Con⸗ 
tumaz unter thierärztlicher Beobachtung) in Anwen⸗ 
dung zu bringen. 

Um vorzubeugen, daj3 die beſondere Tilgungs⸗ 
action durch die zufolge eines unerlaubten Schweine⸗ 
verkehres (Schmuggel) veranlaſsten Verſchleppungen 
der Schweinepeſt aus der II. und III. Zone nicht 
geſtört werde, find in der I. Zone die Viehpäſſe für 
Schweine nur auf ſpeciellen Blanketten hellgrüner 
Farbe, welche die Gemeinden (Gutsgebiete) in der 
bisherigen Weiſe von den Bezirkshauptmannſchaften 
zu beziehen haben werden, auszuſtelleu. 

Überdies ſind im Gebiete von 5 Kilometer bei⸗ 
derſeits der Grenze zwiſchen der I. und II. Zone 


ſämmtliche Schweine nach der hierortigen Verfügung 


vom 2. Auguſt 1900, Z. 74849, durch die betref⸗ 


fenden Gemeinden (Gutsgebiete) in Evidenz zu halten. 


Endlich wird beigefügt, daſs Schweine, welche 
aus der I. Zone in die II. oder III. Zone eingebracht 
werden, gleich den aus den letzteren zwei Zonen 
ſtammenden Schweinen behandelt werden. 

Übertretungen dieſer Kundmachung, welche mit 
1. Februar 1902 in Kraft tritt, werden nach den 
§§. 44 und 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Klagenfurt vom 27. Jänner 1902, 
3. 1457, 


betreffend 


die theilweiſe Aufhebung der Beſchränkungen des 


Verkehres mit Schweinen im politiſchen Bezirke 
Völkermarkt. 


Da die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Völkermarkt, obgleich ſie im Bereiche des ganzen 
Bezirkes bereits amtlich als erloſchen erklärt worden 
war, neuerdings zum Ausbruche gekommen iſt, und 


zwar in der bisher noch nicht verſeuchten Gemeinde 


Eberndorf, und es nicht gelungen iſt, die Provenienz 
der Seuche nachzuweiſen, können im Intereſſe der 
Schweinezucht der ſeuchenunbedenklichen Gemeinden 
Kärntens und um den Export nach anderen Ländern 
nicht zu ſchädigen, die mit der hieramtlichen Kund— 
machung vom 6. December 1901, Z. 21002, ange— 
ordneten Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen 
im politiſchen Bezirke Völkermarkt vollinhaltlich nicht 
aufgehoben werden. 

Um jedoch die weniger gefährdeten Gemeinden 
des politiſchen Bezirkes Völkermarkt nicht zu ſehr 
zu ſchädigen, wird das mit obiger Kundmachung 
als verſeuchter Landſtrich erklärte Gebiet dahin einge— 
engt, daſs bis auf weiteres nur mehr die im Jaun— 
thale ſüdlich der Drau gelegenen Gemeinden Galli— 
zien, St. Kanzian, Rückersdorf, Eberndorf, 
Globasnitz, Feiſtritz, Moos, Loibach und 
Bleiburg als verſeuchter Landſtrich bezüglich 
des Verkehres mit Schweinen erklärt werden. 

Der ganze Gerichtsbezirk Völkermarkt, der Ge— 
richtsbezirk Eiſenkappel und die oben nicht genannten 
Gemeinden der Gerichtsbezirke Bleiburg und Ebern— 
dorf werden bis auf weiteres aus dem verſeuchten 
Landſtriche ausgeſchieden. 

Bezüglich des geſperrten Gebietes werden unter 
Aufhebung der hieramtlichen Kundmachung vom 
6. December 1901, 3. 21002, mit Ausnahme der 
darin bezogenen noch in Kraft ſtehenden hieramtlichen 
Kundmachungen vom 24. Februar 1900, 3. 2763, 
13. Juni 1901, 3. 9816, 13. Auguſt 1901, 
8. 13583, und vom 10. November 1901, 8. 18655, 
nachſtehende Verfügungen getroffen: 


1. Die Ausſtellung der Viehpäſſe für Schweine 
iſt in dem geſperrten Gebiete zum Zwecke der Aus— 
bringung von Schweinen außer gegen ſpecielle Be— 
willigung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Völker⸗ 
markt verboten. 


2. Die Ausfuhr von lebenden Zucht- und Nutz- 
(Faſel⸗) Schweinen aus dem geſperrten Gebiete nach 
anderen Ländern iſt verboten. 


3. Inſoferne die Ausfuhr ſolcher Schweine aus 
ſeuchenfreien Gemeinden des geſperrten Gebietes nach 
anderen Gemeinden in Kärnten gewünſcht wird, iſt 
hiezu im Wege der k. k. Bezirkshauptmannſchaft die 
Bewilligung der k. k. Landesregierung einzuholen. Es 
wird jedoch bemerkt, dass eine ſolche Bewilligung nur 
ausnahmsweiſe unter beſonderer Würdigung jedes 
Falles und nur gegen dem ertheilt werden wird, dass 
die betreffenden Schweine durch 40 Tage unter thier— 
ärztliche Überwachung auf Koſten der Partei geſtellt 
werden. 


4. Die Ausfuhr von lebenden Maſt⸗ und 
Schlachtſchweinen aus dem geſperrten Gebiete nach 
anderen Ländern zum Zwecke der ſofortigen Schlach— 
tung hängt von der Bewilligung der politiſchen Landes— 
behörde jenes Verwaltungsgebietes ab, in deſſen 
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Bereich der Beſtimmungsort des Transportes ge— 
legen iſt. 

5. Die Ausfuhr ſolcher Schweine aus dem ge— 
ſperrten Gebiete nach anderen Gemeinden in Kärnten 
zum Zwecke der ſofortigen Schlachtung iſt gegen Ein— 
holung der Bewilligung der zuſtändigen k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft des Beſtimmungsortes geſtattet. 

6. Die Einfuhr lebender Zucht- und Nutzſchweine 
in das geſperrte Gebiet iſt verboten. 

7. Die Einfuhr, ſowie die Ausfuhr von ge— 
ſchlachteten Schweinen nach und aus Kärnten iſt gegen 
Beibringung des Beſchaueertificates geſtattet. 

8. Der nothwendige wirtſchaftliche Verkehr mit 
Schweinen im Innern des geſperrten Gebietes iſt 
gegen genaueſte Beachtung der für die verſeuchten 
Ortſchaften und Localitäten angeordneten Sperrmaß— 
nahmen nicht beſchränkt. 

9. Die Einbringung von zur Approviſionirung 
einzelner Conſumorte nöthigen lebenden Maſt- und 
Schlachtſchweinen zum Zwecke der ſofortigen Schlach— 
tung in den Bereich des geſperrten Gebietes iſt gegen 
Bewilligung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Völker⸗ 
markt geſtattet. 

10. Die Vornahme der Caſtration von Schweinen 
durch herumziehende fremde Caſtrirer iſt im Seuchen— 
gebiete verboten. 

11. Übertretungen dieſer mit dem Tage der 
Verlautbarung in der „Klagenfurter Zeitung“ in 
Kraft tretenden Beſtimmungen werden nach dem Ge— 
ſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, und, 
inſoferne ſie nicht unter die Strafbeſtimmungen dieſes 
Geſetzes fallen, nach den Beſtimmungen der Mini— 
ſterialverordnuug vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198, beſtraft. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Htatthalterei in 
Prag vom 29. Jänner 1902, 3. 18681, 


mit welcher 


die Verfügungen, betreffend die Ausfuhr von Nutz⸗ 
und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen 
Reiche, abgeändert werden. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche in Böhmen wird unter Auf- 
hebung der mit der Statthaltereikundmachung vom 
10. d. M., Z. 6923, verfügten Viehausfuhrverbote 
Nachſtehendes beſtimmt: 


Die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus den 
politiſchen Bezirken Rokycan und Saaz nach dem 
Deutſchen Reiche wird bis auf weiteres unterſagt. 


Dieſe Verfügung tritt ſofort in Kraft. 
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Kundmachung der Saldern in gunbmc a der guthulker in Eu 5 


Czernowitz vom 30. Jänner 1902, 
3. 2521, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der an⸗ 
ſteckenden Thierkrankheiten in Rumänien findet die k. k. 
Landesregierung vom 2. Februar 1902 angefangen, 
zu unterſagen: 


Wegen des Beſtandes der 


1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein- und 
Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den rumäni⸗ 
ſchen Diſtricten Arges, Buzeu, Braila, Bacau, Botu⸗ 
ſchan, Conſtantza, Covorlui, Dolj, Dambovitza, Falciu, 
Gorj Ilfov, Jalomnitza, Jaſſy, Muscel, Mehedinti, 
Neamtu, DM, Putna, Roman, Sarat, Romanitza, 
Suceava, Tecuci, Teleorman, Tutova, Tulcea, Vaslui, 
Valcea und Vlasca; 


2. der Schafpockenſeuche die Ein- und 
Durchfuhr von Schafen aus den rumäniſchen Di⸗ 
ſtricten Botoſchani, Dorohoi und Falciu. 


Aus den hier namentlich nicht angeführten 
übrigen Diſtricten Rumäniens iſt die Ein⸗ und 
Durchfuhr von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen 
gegen Beobachtung der vorgeſchriebenen veterinär⸗ 
polizeilichen Anwendungen, jedoch nur mittels 
Eiſenbahn über das k. k. Hauptzollamt Itzkany⸗ 
Bahnhof geſtattet. 


Das mit der hieramtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, 3. 25995, verlautbarte Ver⸗ 
bot der Ein⸗ und Durchfuhr von Schweinen aus 
ganz Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 


Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 20. December 1901, 3. 31825, 
mit dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, dass 
Übertretungen dieſer Kundmachung nach den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung jener des $. 46 
des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes werden geahndet 

werden. 


S 


vom 1. Februar 1902, 3. 3018, 


betreffend 


Beſchränkungen im Schweineverkehre für den Bezirk 
Capodiſtria. 


Wegen Auftretens der Schweinepeſt im Bezirke 


Capodiſtria findet die k. k. Statthalterei auf Grund 
der Beſtimmungen des $. 3 des Thierſeuchengeſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, den 
politiſchen Bezirk Capodiſtria gegen die Ein- und Aus⸗ 
fuhr von lebenden Schweinen abzuſperren, ſowie die 
Abhaltung von Schweinemärkten in dieſem Sperr- 
gebiete zu unterſagen. 


Übertretungen dieſer am 10. Februar 1902 in 
Wirkſamkeit tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 8 7 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 4. Februar 1902, 3. 12379, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus 
Oberöſterreich nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Oberöſterreich und die erfolgte Ein⸗ 
ſchleppung derſelben in das hierländige Verwaltungs⸗ 
gebiet findet die Statthalterei die Einfuhr von 
Zucht⸗ und u aus den politiſchen Be⸗ 
zirken Freiſtadt, Linz (Stadt und Land) und Steyr 
(Stadt und Land) nach Niederöſterreich zu verbieten. 


Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand⸗ 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken einge⸗ 
führten Zucht-, Nutz⸗ und Schlachtſchweine haben 
außer den in Betreff des Viehverkehres beſtehenden 
allgemeinen Vorſchriften die Beſtimmungen der hier⸗ 
amtlichen Kundmachung vom 18. December 1899, 
3. 113044, Anwendung zu finden. 
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Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn⸗ 


tranſitverkehr von Schweinen aus Oberöſterreich durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger am 8. Februar 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 


1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 

Dies wird unter Behebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 17. Jänner 1902, Z. 5737, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 4. Februar 1902, 3. 11002, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Steier⸗ 
mark nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark und der mehrfach erfolgten 
Einſchleppungen derſelben in das hierländige Ver- 
waltungsgebiet findet die Statthalterei die Einfuhr 
von Zucht⸗ und Nutzſchweinen aus den politiſchen 
Bezirken Bruck an der Mur, Cilli (Stadt und Land), 
Graz (Stadt und Land), Leoben, Marburg, Pettau 
und Rann in Steiermark nach Niederöſterreich zu 
verbieten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand⸗ 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken Steier— 
marks eingeführten Zucht-, Nutz- und Schlachtſchweine 
haben außer den in Betreff des Viehverkehres beftehen- 
den allgemeinen Vorſchriften die Beſtimmungen der 
hieramtlichen Kundmachung vom 18. December 1899, 
Z. 113044, Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eifenbahn- 
tranſitverkehr von Schweinen aus Steiermark durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger am 8. Februar 1902 in 
Kraft tretenden Auordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 
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Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 

Dies wird unter Behebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 3. Jänner 1902, Z. 701, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 4. Februar 1902, 3. 2618, 


betreffend 


die Sperre des Gerichtsbezirkes Illyr.⸗Feiſtritz für 
den Schweineverkehr. 


Da die Schweinepeſt in mehreren Ortſchaften 
des Gerichtsbezirkes Illyr.-Feiſtritz eingeſchleppt 
wurde und eine größere Ausbreitung der Seuche 
wahrſcheinlich iſt, findet die Landesregierung den 
Gerichtsbezirk Illyr.⸗Feiſtritz im politiſchen Bezirke 
Adelsberg für den Schweineverkehr bis auf weiteres 
zu ſperren. 

In dem genannten Gerichtsbezirke iſt ſonach die 
Ein⸗, Durch⸗ und Ausfuhr von Borſtenthieren, die 
Abhaltung von Schweinemärkten und die Vor— 
nahme des Schweineſchnittes (Caſtration) ſtrengſtens 
unterſagt. 

Der Eiſenbahntranſitverkehr wird hiedurch nicht 
berührt. 

Übertretungen dieſer Verfügungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Der Außenhandel der Monarchie mit 
Schlachtthieren und Fleiſch im Jahre 1901.) 
Die Bedeutung, welche dem Handel mit Schlachtvieh und 
Fleiſch innerhalb des geſammten Außenhandels unſerer 
Monarchie zukömmt, wird durch die Wertziffer von 
110 Millionen Kronen als Ergebis des Jahres 1901 
am beſten gekennzeichnet. Von dieſer Summe entfallen 
in runden Ziffern: 87 Millionen auf den Export und 
23 Millionen auf den Import von Vieh und Fleiſch— 
waren. Der Export erreichte demgemäß im abge⸗ 
laufenen Jahre nahezu das Vierfache der Wertſumme 
des Importes in den angeführten Warengattungen. 
Vom wirtſchaftlichen Standpunkte im allgemeinen und 


. 
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von dem unſerer landwirtſchaftlichen Intereſſen im 
beſonderen betrachtet, darf dieſes Ergebnis als ein 
befriedigendes bezeichnet werden, umſomehr als die 
an ſich nicht unanſehnliche Exportziffer auch mit einen 
Beweis für die günſtigen Veterinärverhält— 
niſſe in den Viehbeſtänden der Monarchie bildet. Im 
Berichtsjahre hat die Aus fuhr von Schlachtvieh, 
wie dies den vom ſtatiſtiſchen Departement im k. k. 
Handelsminiſterium veröffentlichten Daten über den 
auswärtigen Handel des öſterreichiſch-ungariſchen 
Zollgebietes zu nehmen iſt, eine Steigerung von 
7˙2 Millionen Kronen dem Handelswerte und um 
7 5.145 Stücke der Zahl der exportirten Thiere nach 
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gegenüber den Ergebniffen des Jahres 1900 erfahren. 
In allen Viehgattungen war, während des letzten 
Jahres im Gegenſatze zu dem Vorjahre, die Ausfuhr 
eine reichlichere. Selbſt der Schafexport, welcher in 
den VV»; Jahren conſtanten Rückgang 
zeigte, hat 1901 eine Verdopplung gegen 1900 er- 
fahren. Wohl iſt auch dieſe Ziffer der exportirten 
Schafe im Vergleiche zu den bezüglichen Exportziffern 
während der Achtziger-Jahre eine minime, aber immer⸗ 
hin zeigt ſich auch darin die im großen Ganzen 
günſtigere Marktlage für unſeren Viehexport im letzten 
Jahre. Die gleiche Erſcheinung weist die Ausfuhr 
von Fleiſch und Fleiſchproducten auf, welche im 
Jahre 1901 ebenfalls eine Steigerung, und zwar 
um 12 Millionen Kronen dem Handelswerte und um 
89.000 Metercentner der Menge nach erfahren hat. 
Dieſe bedeutende Plusdifferenz findet in dem überaus 
ſtarken Export von Schweinefleiſch während der letzten 
Monate des Jahres ſeine Begründung. Der nach— 
folgenden Tabelle ſind die näheren Einzelheiten über 
die Ergebniſſe der Vieh- und Fleiſchausfuhr im Jahre 
1901, verglichen mit denjenigen des Vorjahres, zu 
entnehmen. 


Vieh- und Fleiſchausfuhr Zänner — December. 


Handelswert in Kronen 


Stückzahl 


Differenz 


der 
Mengen⸗ 


1900 1901 1900 1901 


einheit 


Ochſen . 544 6738,661.83041,865.540 70.982] 76.451 5.469 
Stiere . 450 1,934.550 2,669.400] 4.299“ 5.932 ＋ 1.633 
Kühe. .. 359 8114,027.550 14, 776.550] 38.9860 42.7360 3.750 
Jungvieh 22324 6, 118.225 7, 073.620 27.406 32.8580 ＋ 5.452 


Kälber 70 1,0 25.780 1,106.980 14.654 15.8140 1 160 
Schafe . . 20 828.378 1,648.660 41.852 82.433] +40.581 
Ziegen .. 16 4.608 6.128 288 3831 ＋ 95⁵ 
Lämmer 5 12.740 68,700] 2.548 13.740 11.192 
Kitze 7 1.302 2.660 186 380[＋ 194 
Schweine 78 568.620 1,165,840] 7.290 12.9217 5.631 


Spanferkel | 12 1.596 1.452 133 1211 12 
Schlachtvieh“ — (63,185.17970,385.5300 208.624 283.769 775.145 


Fleiſch: Metercentner 
friſches .. 140 1,983.42014, 351.820 14.040 102.5131 788. 473 
zubereitetes 200 2,729.200|) 2,596.600| 10.646 12.9784 2.332 
Fleiſch⸗ 

würſte . 170 250.070 86.1905 1.471 5071 — 964 
Fleiſch⸗ 

waren — 4,962.690 17,034.640 26.157|115.998]+89.841 


Im Anſchluſſe an die obige Tabelle folgt die 
nachſtehende, welche eine Überſicht der Schlachtvieh— 
ausfuhr der Monarchie nach den einzelnen Abſatz— 
gebieten gibt. Aus den gegenübergeſtellten Daten 
des Vorjahres iſt zu erſehen, daſßs der Export von 
Rindern nach dem Deutſchen Reiche ein vermehrter 
war. Ein bedeutend ſtärkerer Abſatz von Schafen hat 
nach Frankreich und Rumänien gegen das Vorjahr 
ſtattgefunden. Beſonders in ſtärkerem Maße aufnahms- 
fähig als 1900 hat ſich die Schweiz für ſämmtliche 
Viehgattungen im Jahre 1901 erwieſen. Für Schweine 


war die Schweiz nahezu das ausſchließliche Abſatz— 
gebiet. Zu bemerken wäre endlich noch, daſs die ver— 
mehrte Fleiſchausfuhr vornehmlich im Deutſchen 
Reiche Abſatz gefunden hat. 


Viehausfuhr. 
Rinder Schweine Schafe ꝛc. 
Abſatzgebiet 1900 | 1901 | 1900 | 1901 | 1900 | 1901 
St ü ck e 
Deutſchland . . 1 76 30] 1.020 838 
Frankreich. . — 25 ei 11 17.595134.838 
Schweiz . .. 3.327 7.381] 7.313| 12.7210 13.959)17.239 
Rumänien 166 280 2 21] 6.807|37.045 
Stalien 4.949| 5.337 29 263 392 134 
Been 5 — 5.098 6.715 
Rufsland . 81 68 3 5 2| 116 


Der Vie himport der Monarchie ift im Jahre 
1901 gegen das Vorjahr zurückgeblieben, und zwar 
ergibt ſich in der Einfuhr von Schlachtvieh ein Rück⸗ 
gang von 1˙3 Millionen Kronen dem Handelswerte 
und um 2.513 Stücke der Zahl der importirten 
Thiere nach gegenüber dem Jahre 1900. Vornehm⸗ 
lich findet der Rückgang der Importziffern in der 
weſentlich verminderten Rindereinfuhr ſeine Er— 
klärung, auch Schafe wurden weniger eingeführt. 
Dagegen war die Schweineeinfuhr eine reichlichere 
als 1900. Die Einfuhr von Fleiſch und Fleiſch— 
waren weist eine nicht ſehr bedeutende Zunahme 
auf; die Plusdifferenz dem Vorjahre gegenüber 
beträgt 191.220 Kronen dem Handelswerte nach und 
5.330 Metercentner. Nachfolgend eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der as an Vieh und Fleiſch in den 
beiden letzten Jahren: 


Vieh- und Fleiſcheinfuhr Zänner — December. 


Handelswert in Kronen Stückzahl 
ke: 8 2 Differenz 
5 1900 1901 1900 1901 
E53 
Ochſen .. 4390 1,167.080 145.000] 3.012 4501 — 2.562 
Grenz⸗ 
begünſtigt 
a. Serbien 190 10,720.180| 8, 896.540 56.422] 44.355 — 12.067 
Stiere .. 270 401.6800 370.710] 1.483] 1.373]— 110 
Kühe. 140 905.460 586.600] 6.408 4.1901 — 2.21 
Jungvieh 4190 260.720 62.510] 1.397 3291 — 1.06 
Kälber .. 52 274.990 162.136] 5.314] 3.118 — 2.196 
Schafe .. 14 292.383] 224.714 20.428] 16.051 — 4.37 
Biegen .. 10 85.520 105.690] 8.552 10.569 ＋ 2.017 
Lämmer. 6 17.226 19.404] 2.871 3.2344 - 363 
Hitze 4 21.980 26.796] 5.495 6.699 ＋ 1.204 
Schweine „90 09 7,580.918| 9, 786.565 84.109 108.5744 24.465 
Spanferkel 13 50.203 39.195] 3.953. 3.015 — 938 


Schlachtviehh — 21, 778.340 20, 425.860 199.444 201.957J＋ 2.513 


Fleiſch: Metercentner 
friſches 4 65 2, 274.040 2, 716.610 35.023] 41.794] ＋- 6.771 
zubereitetes [170 492.8400 281.690] 2.877 1.657— 1.220 
Fleiſch⸗ 

würſte 4200 494.800 454.600] 2.474 2.273l— 201 
Fleiſch⸗ 

waren . — 3, 261.680 3, 452.900 40.374 45.7247 5.350 


5 
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Hinſichtlich der Provenienz der Viehzufuhren 
bleibt nach wie vor, wie aus der folgenden Tabelle zu 
erſehen iſt, Serbien maßgebend und nimmt die erſte 
Stelle ein, hinter welcher die anderen Importländer 
weit zurückbleiben. Auch die Fleiſcheinfuhr beſtreitet 
hauptſächlich Serbien. Die Einfuhr aus Italien und 
Rumänien iſt zurückgegangen. Beachtung verdient 
der wachſende Viehimport aus Montenegro. 


Vieheinfuhr. 


Rinder Schweine Schafe ꝛc. 
Provenienz⸗ FEST Fe 
länder 1900 | 1901 1900 | 1901 1900 1901 
Stein de 
Serbien 62.413] 48.616 82.300|107.797| 19.014 17.176 
Dlallen 9.319 4 12 1 1.296 308 
Rumänien 4 29 533 412] 2.791) 1.851 
Deutihland . . » 897 714] 1.287 840 191 269 
Montenegro. 756 911] 2.993] 2.4691 13.675 16.661 


(Erprobung des Baccelli'ſchen Heil— 
verfahrens in Heſſen.) Im Großherzogthume 
Heſſen, wo eine ſtarke Invaſion der Maul- und 
Klauenſeuche mit vielfach bösartigem Verlauf und 
Todesfällen Ende October v. J. erfolgte, bot ſich die 
Veranlaſſung zur Anwendung des Bacelli'ſchen Heil— 
verfahrens. Die bezüglichen Verſuche wurden auf 
Koſten der Regierung unternommen. Über die Ergeb— 
niſſe des angewendeten Verfahrens hat Obermedicinal— 
rath Dr. Lorenz bereits Mitte November 1901 in 
der „Berliner Thierärztlichen Wochenſchrift“ berichtet, 
ſich aber ein endgiltiges Urtheil vorbehalten, weil die 
Reſultate damals noch nicht zu überſehen waren. 
Schon am 18. November 1901 iſt aber die Fort- 
ſetzung der Behandlung für Rechnung der Staatscaſſe 
eingeſtellt worden. Die in der Zwiſchenzeit einge— 
langten detaillirten Berichte der Kreisveterinärärzte, 
welche Thiere nach Baccelli'ſchem Heilverfahren be— 
handelt haben, ſcheinen für die Einſtellung maßgebend 
geweſen zu ſein. In einer amtlichen gedruckten Zu— 
ſammenſtellung, welche das Geſammtergebnis auf 
Grund der ermittelten Daten producirt, wird ab— 
ſchließend bemerkt: Was den Einflußs des Baccelli— 
ſchen Heilverfahrens auf den Verlauf der Erkran- 
kungen von Rindern an Maul- und Klauenſeuche be- 
trifft, ſo genügen die Beobachtungen, welche hier 
gemacht worden ſind, nicht für einen ſicheren Schlufs. 
Die Ergebniſſe der verhältnismäßig wenigen Fälle, 
welche in dem Berichte erwähnt ſind, haben jedoch 
gezeigt, das die Anwendung des Bac celli'ſchen 
Verfahrens auf die bei dem diesmaligen Auftreten 
der Maul⸗ und Klauenſeuche in Heſſen beobachtete 
große Sterblichkeitsziffer einen merkbar günſtigen 
Einfluſs nicht ausgeübt hat. 
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(Viehſtand und Viehbewertung im 
Deutſchen Reiche.) Den im „Beiblatte“ Nr. 16 
ex 1901 % publicirten Mittheilungen über die Vieh— 
zählung im Deutſchen Reiche vom 1. December 
laſſen wir die im „Deutſchen Reichsanzeiger“ ver— 
öffentlichten endgiltigen Ergebniſſe folgen. Danach 
betrug die Geſammtzahl der Pferde 4,195.361 im 
Verkaufswerte von 2352 Millionen Mark gegen 
3,836.256 Stück und 1881 Millionen Mark Ver- 
kaufswert im Jahre 1892. Maulthiere und Mauleſel 
ſind 649 gezählt gegen 383 im Jahre 1892, Eſel 
7199 gegen 6320. Die Geſammtzahl aller Rinder 
betrug 18,939.692 gegen 17,555.694 im Jahre 
1892, ihr Lebendgewicht 6664 Millionen Tonnen 
gegen 5990 und ihr Verkaufswert 4182 Millionen 
Mark gegen 3547. Es iſt beachtenswert, daſs ſowohl 
bei den Pferden wie bei den Rindern der Wert viel 
ſtärker geſtiegen iſt als die Stückzahl, woraus hervor— 
geht, daſs die Viehzucht viel rentabler geworden iſt. 
Die Zahl der Schweine iſt ſeit 1892 von 
12,174.288 auf 16,807.014 und ihr Verkaufswert 
von 685 auf 914 Millionen Mark, alſo um 
229 Millionen oder 33˙2 Procent geſtiegen. Dass 
der Wert hier nicht ſo ſtark geſtiegen iſt als die 
Stückzahl, iſt eine Folge der ſehr großen Zunahme 
der unter einem Jahre alten Schweine. Die Zahl der 
Ziegen betrug 3,266.997 gegen 3,091.287 Stück 
und ihr Verkaufswert 54˙6 Millionen Mark gegen 
48. Bienenſtöcke ſind 2,605.350 gezählt gegen 
2, 034.449 im Jahre 1892. Der Honigertrag, 
zum erſtenmal geſchätzt, wird auf 149.510 Doppel- 
centner angegeben. Das Federvieh umfaſst 
64,5 55.242 Stück, darunter 55,395.837 Hühner, 
6,221.126 Gänſe, 2,467.04 3 Enten, 351.165 Trut- 
hühner und 120.071 Perlhühner. 


(Trichinen⸗- und Finnenſchau im König⸗ 
reiche Preußen.) Über die bezüglichen Ergebniſſe 
im Jahre 1900 und vergleichsweiſe im Jahre 1899 
liegen folgende ſtatiſtiſche Daten vor: Die Zahl der 
unterſuchten Schweine betrug im Jahre 1900: 
9,896.969 (1899: 9,230.353) Stücke, davon 1415 
(1899: 1021) trichinös und 5158 (1899: 4399) 
finnig befundener Schweine. An amtlichen Fleiſch— 
beſchauern waren 28.108 im Jahre 1900 gegen 
28.224 im Jahre 1899 thätig. 


(Rinderpeſt in der Türkei.) Laut Mit⸗ 
theilung der Botſchaft in Conſtantinopel an das 
k. und k. Miniſterium des Außern iſt im Novem— 
ber v. J. der Ausbruch der Rinderpeſt in mehreren 
Orten der Diſtricte Antiochia und Marah im Villajet 
Aleppo conſtatirt worden. 


*) Seite 158. 
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(Index zum Beiblatte.) Das Inhaltsver- des Innern“ mit einem Specialinder über die „Vieh⸗ 


zeichnis des erſten Jahrganges (1901) des „Bei- verkehrsverfügungen“ gelangt anfangs März d. J. 
blattes zu dem Verordnungsblatte des Miniſteriums zur Verſendung. 


Verſonalnachrichten. 


Der Landespräſident in Schleſien hat den Bezirks- 
thierarzt Otto Neumann (Freudenthal) zum Bezirksober⸗ 
thierarzte, den landſchaftlichen Thierarzt Hugo Zipſer 


zum Bezirksthierarzte (Friedek) ernannt und den Bezirks⸗ 
thierarzt Adolf Prudil zur Dienſtleiſtung in das Veterinär⸗ 
departement der Landesregierung einberufen. 


Pränumerationsbedingungen 


für das 


— 


Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern 


und das 


Beiblatt für die Angelegenheiten der ſtaatlichen Beterinärverivaltung. 


Die Pränumerationsbedingungen ſind folgende: 


A. Auf das Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern ſammt Beiblatt: 


Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten Be jj N 0 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich i „n) ᷣ ent Ge 
B. Auf das Beiblatt allein: f 

Für Behörden, öffentliche Amter und deren Beamten ee 233 ͤ ᷣͤ PE—;; 
Für ſonſtige Pränumeranten jährlich „ 
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Pränumerationsanmeldungen werden beim k. k. eee in Wien, bei ſämmtlichen k. k. Poſt⸗ 
ämtern, ſowie bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften entgegengenommen. 


Einzelne Nummern des Verordnungsblattes ſammt Beiblatt ſind zum Preiſe von 40 1 des 
Beiblattes allein zum Preiſe von 30 h bei der k. k. Hof- und Staatsdruckerei erhältlich. 


Nie Aränumerations-Erneuerung für das laufende Jahr hat bei gewünſchtem 
Fortbezuge eheſtens zu erfolgen. e 


\ 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ftattfindenden wichtigſten“) 


Diehmärkte- Kalendarium 


für den 


Monat März 1902. 
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Pferde-, 


Rinder-, 5 und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
Miederöſterxeich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
—B . 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen 
1 35 
Stückzahl 
Sand. . 2: ©... Heidenreichftein . 37 107 7% 24 — 200 . 
Kirchberg am Walde . 5., 12., 19., 26. — 250 * 
Weitra 17. — 800 — — 
5 55 85 N e a 26. — 300 — 
ä F 14. — 300 — 
Miſtelbach ER 5 d. Thaya . . 26. 100 300 — — 
1. 8, 15. 22., 29. — — 600 — 
Miſtelbach 5 8, 10., 17. 24. — — 500 — 
Neunkirchen Neunkirchen 10. — 950 — — 
Oberhollabrunn . . Oberhollabrunn 8; 450 — — 
de 12. 250 150 — 
RnRottesũʒ 21., 28. — 250 == 
Scheibbs Pat! 73, — 400 — 
Wiener⸗Neuſtadt . Krumbach 4. — 300 — — 
Hollemhonn 4. — 200 — 
Wiesmathh 19. — 600 — 2 
Waidhofen a. d. Thaya Lud weis 11. — 800 — 
Haube SS Er. 18., 22., 29 — 1200, bz. 500 — 2 
r Groß⸗Gerungs. 5, 15,22. 29 — 200 — — 
wettl , 24. — 300 ar 
Stadt Wr.⸗Neuſtadt Stadt Wr.⸗ -Neuftadt . 5. 85 12. 15. 19., — 200 = * 
2. 26. 29. 
Stadt Waidhofen a. d. Stadt Waidhofen a. d. 
—Bͤͥ Ds pre 11. — 1200 — — 


F 


Anmerkung 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme i in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 
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Oberöſterreich. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


„ . 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
25 
Stückzahl 
Freiſtadtetet Leonfelden . 6.,13., 20., 27. — 200 — — — 
Gmunden Altmünſter AR 15. — 300 — — — 
Li, Land Urfahr 6., 13., 20., 27. — 300 — — Schlachtvieh. 
Rohrbach Rohrbach 3., 10., 17., 24. — 300 — — — 
Stehr, Land Wehr 10. — 200 — — — 
WC ns Wels EZ 1,8. 15,22 — 500 — Spanferkel. 


Salzburg. 


Salzbungg Maxgla g 24. — 1200 — — Dum Be Theil 
Oberndorf 10. — 700 Er — Bucht = Nutz⸗ 
St. Johann.. Altenmarjfʒtktk 17. 100 200 5 = detto 
Pfarrwerfen 20. — 250 — — detto 
Tamsweg Mauterndorf. 3 — 200 — — detto 
Steiermark. 
Eil! Fran 2 7 — 300 — — SE 
Oplotni Son m 8. — 250 > — 
Ober-PBonigl. . . . RS: ge 250 = — 
Weitenſtein 225 — 500 — 80 — 
Dol. 10. — 250 = N 
St. Georgen a. T 10. — 250 — — 
Lemberg 10., 21. — 1000 En 3 ge, 
St. Georgen a. S. 12. 150 1200 — — = 
Zeifall Eee 12 — 300 — en — 
St. Marein b. E. 20. — 450 = =. — 
Fraßlaa ng 21. — 300 . Er Ei 
Tüchern 26. = 1000 > ar Br 
TÜfer ee anne 275 — 600 — u 
SGonobib t 27 — 300 5 — en aa 
Deutſch⸗Landsberg. . Groß⸗St. Florian 27. — 700 — — nz 1 
Eibiswald. 21. = 550 == — DER 
Stainz 10. — 500 2 mn nn 
Wettmannsſtetten . 17. — 600 — — Export nach 
Mähren. 
Feldbachchc » Fürſtenf eld 3. — 250 — — Locale Bedeutung. 
Feldbach; 10. — 1100 = — ZBucktochſen, wird 
von Händlern aus 
Böhmen, Mähren 
u. Ungarn beſucht. 
Gag Uibelbach, Markt.. 13. — 250 = 730 
Gröbming Schladming. 8. — 250 552 Br: 
i . ; = ee: — s Maſtvieh, 
Hartberg Dechantskirchen d 17 350 EHE 
Erport Wien, 
Murbodener und 
Mürzthaler Race, 
n ſchönes Zuchtvieh. 
Friedberg 10. — 250 — — Schönes Maſtvieh 
der Mur= und 
Mürzthaler 
Race, Zuchtvieh, = 


Mur: und Mürz⸗ 
thaler Race, 
Export Wien. 


Politiſcher Bezirk 


Hartberg 


Judenburg . 


Leibnitz 


Radkersburg 


Ortsname 


Judenburg 


Lentſchaac h 
Tillmitſch hf 


Gleinſtetten . 


enter an 


Ehrenhauſenn 
Lib 


St. Stefan 


Liezen 


Brunndorf 


Pöltſchach h. 


Koſtreinit zzz 
St. Lorenzen a. D. 


M. Neuſtift 


Montpreis 


St. Peter b. K. : = 


Peilenſtein 


ellen 


nn. 


Wind.⸗Landsberg 


Biden 
Blan dss 
Reichenburg 


Edelſchrott 


Mureck 


Lichtenwald... 


Sinabelkirchen 


Datum 


17; 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
a a — 


N 
Pferden Rindern Schweinen Schafen 


— . 


Stückzahl 
250 — 


300 — 
600 — 


400 —500 — 
700 = 


900 1000 — 


600 — 


500 — 
800 — 


350 — 


200 = 
200 — 


600 - 700 — 
1000 —1200 — 


450 — 
550 — 
800 — 
200 — 
700 — 
600 — 
1000 — 
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Anmerkung 


Schönes Maſt⸗ u. 
Zuchtvieh der 
Mur⸗ und Mürz⸗ 
thaler Race, 
Export Wien. 
Nutz- und Einſtell⸗ 
ochſen der Mur⸗ 
bodener Race. 


Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, Schlacht⸗ 

und Beinlvieh. 

Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, Schlacht⸗ 

und Beinlvieh, 
ſtarker Export nach 

Mähren und 
Niederöſterreich. 
Zugochſen für 
landwirtſchaftliche 
Zwecke, Nutzkühe. 
detto 
Zug⸗ und Einſtell⸗ 
ochſen, Schlacht⸗ 
ochſen, Nutzkühe, 
Beinlvieh, Export 
nach den nördlichen 

Kronländern. 

Zumeiſt Jung⸗ 
vieh, Handel unter 

Umſtänden ſehr 
gut, nach Ober-, 

Niederöſterreich 

und Böhmen. 

Zuchtvieh der 
Murbodener und 
Mariahofer Race. 
Zuchtvieh u. Zug⸗ 

ochſen der Mur⸗ 

bodener Race. 

Auch gute Maſt⸗ 

ochſen und Zug⸗ 

vieh, gut be⸗ 
ſuchter Markt. 

Exportviehmarkt 
nach Böhmen und 
Mähren, Verlade⸗ 

ſtation. 


Ochſen für Maſt⸗ 
zwecke. 


Murbodener circa 
70 Ochſen, junge 
und halbfette. 
Murbodener 
Ochſen beſter 
Qualität. 


56 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
H 2 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Weiz . Gleisdorf... . . 22. — 600 — — — 
br Mieſenbac h. 24. — 300 == — . 
Windiſch⸗ Graz. . Mahrenberg . 1:717; 250 er ee 
Windiſch⸗ Graz 8., 22. — 300 — — detto 
Wuch ern, 10. — 200 — — detto 
St. Egidi b. Sch. 17. — 200 — — detto 
i 2 nv Gra: 15. 950 — — ie a 
Marburg, Stadt. . . Marburg, Stadt.. 1.,8.,15., 22. — — 500 — — 
0 e 12., 26. — 700 — — — 
Stadtamt Pettau. Pettau, Stadt ... 5., 12., 18., 26. 240 1100-1200 1100-1150 — * 5 
Monatsviehwarkt, 
5., 12., 18., 26. 
Schweinemärkte. 
++ 
Karnten, 
Hermagor Körſche ß, 22. — 200 — — — 
St. Veit .. St, Veit 3% 400 600 — — 1 — 
Althofen 3240: — 450 500 —— — — 
Hüttenberg 11. — 250 — = 
Straßbung 4 — 300 — 2 
Wolfsberg Wolfsberrrg 158. — 400 —500 — — — 
St. Leonhard 10. — 250 — — 8 
Wolfsberg 15. — 300 — 3 
Sk, Paul, 20. 5 200 = = 
Unterdrauburg . . . 20. — 900 — — 5 
St And 21. — 900 5 — Er 
Spa!!! Spitta, 10. — 300 — — 
Millſtafß! 20 14: — 400 — — — 
Winkler! 14. — 400 — 
Puſbrui z; 24. — 450 — = — 
Willa, ae: Villach; 5. — 400 — — we 
Velden a. W. S. 12. — 350 — — — 
Völkermarkt Völkermarkt 5. 12. — 500600 . — 
- re: 18., 26 — 200—250 — — — A 
Dieiburg Dep msci 10. — 450 — — \ 
Grieg 17. — 850 — — — 
Krain. 
Adelsberg St. Veit 14. — 250 200 = 
Gottſche Laſchitz, Groß ar — 550 400 60 — 
Soderſchitz 618. — 800 300 — 
Zdenskovas 17. 30 1100 200 70 — 
Gottſchee, Stadt .. 20. — 200 200 — 
Gurkfed Arch. 10. — 500 . er 
Freudenberg 12; 100 600 —_ _ N 
Dernooos » 12. — 950 700 60 — a 
Naſſenfafs ß. 15. — 300 100 — — . 
Gurkf ed 18. — 800 500 20 — € 
Bruneck RE — 250 — — — he 
Krainburg g Biſchofla!l * — 450 300 600 — * N 
Birkaher era 24. — 500 100 — — \ 
Stadtgemeinde Laibach Laibach. 8. 470 — — — — £ 
Billa ee Sittich 2 — 400 — — — 5 


Politiſcher Bezirk 


e er} 


Tſchernembl 


Görz, Stadt 
Görz, Umgebung 
Gradiska 


Capodiſtria 
Mitterburg 
Seſana 


Volosca 


e 


ö 


Imſt 


Riva 


o „ 


Görz 
Haidenſchaft. 


. Angedair 


Ortsname 


Sairach 


Saas T 


e 


Rudolfswerth - 


Langenton 
Tihermojchnig . 
Seiſenberg 
Hönigſtein 
Stein 
Mannsbur g 
Moräutſch 


— 


e 


. Tiehernembl . DER 


Möttling 


LIE; 


NIE Te 


Reifenberg 
Ajello 
Cormons 
Gradiska 
Romans 
Capodiſtrian 
Mitterburg 

Divala 
Seſana 
Herpelje 


G 


r 


Nn 


RN AD 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum Pferden 
— EEE RZR 
Stückzahl 
5. — 400 — 
12. — 800 — 
15. — 250 — 
17. 500 — 
31. — 500 — 
21 — 400 400 
10. — 500 — 
12. — 500 — 
17 — 700 80 
24. 10 600 — 
12. 80 400 200 
L% 50 450 120 
24. — 400 80 
26. — 800 300 
26. — 1000 300 
++ 
Küſtenland. 
27. 70 1000 900 
10., 28. — 250 130 
26. — 500 300 
+7. — 950 850 
28. — 900 850 
2: — 850 800 
24. — 800 800 
20. 15 250 300 
4, 20 900 300 
26. — 900 250 
12; 70 750 250 
3. — 200 100 


Tirol und Vorarlberg. 


en 
. 
n 
. 
n 


Cles 
Revo 


einn De 


ene 


Kufſtein 
Reith (St. Gertraudi) 
Brixlegg 


e 


n 


„ Nee her. 


A. In Tirol. 


190 1700 250 
80 1000 300 
— 300 — 
— 200 100 
— 200 80 
60 250 250 
180 700 380 
10 700 480 
— 350 100 
— 350 50 
— 300 160 
— 300 260 
— 200 100 
— 350 100 
— 250-350 — 
140 350 50 
— 450 20 
— 500 160 
— 400 20 
Sa 600 30 
400 330 
250 10 


Far 1 SF 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


22 ̃— 8 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—: . —— 
Stückzahl 
Rovere tsv! ar ee 20. — 200 30 20 — 
Wolli!!! © 6., 18. 10 400 50 100 — 
Tiun ? Alle Arche 18. 20 650 120 130 — 
Trien n: S. Michele 3: 10 1000 150 50 — 
La vis 17. 20 500 150 120 — 
Denno 15. 10 450 120 100 — 
Trient: 17. 20 700 140 150 — 


B. In Vorarlberg. 


Feldkirch Dornbirn 11. 30 250 200 15 — 
++ 
Böhmen. 
Beneſchu Beneſchuu . 19: 1350 1450 — — 
Wlaſ chm 24. — 800 — — — 
Biſchofteinitz Hoſtans 26. — 550 115 — — 
Sanaa 24. — 300 150 — — 
Blatnnͤn 2. Breuß; . 24. 200 1200 — — 
Rozmi tall 47: — 600 — — 
Sedli ß; ñ 18. — 500 — — * 
Böhmiſch⸗Brood. . . Böhmiich-Brod . . 17; — 500 — — 
Böhmiſch⸗Leipa . . Habſtein 375 50 550 — — 
Oſch ß: 10. — 200 — — 
BUrüßßß; en Briiili 3 180 250 — — — 
Budweis Budweis 6. 400 800 600 — — 
Schweinitz 5., 12., 19., 26. — 500 50—60 — — = 
Ghottbet.. en. Chobe 10. = 500 150 — — 
Kreuzberg 17; — 500 — — — 
Loſſenitz, Groß- . . 17 — 500 — — — 
Pribisſſan 1., 15. — 350 —400 — a 2 
Chru dimm Chrasf 20. — 450 — — — 
Chrudm 5, 3., 17. 800 - 900 500-600 — — = 
Hlinsto ae ae 18. — 300 — = a 
US Kamenik-Trhod . . 13., 27. * 300 = > — — 
Caslan Easla n 34: — 300 700 — — 
Gole⸗Jenikau . 6., 27. — 1000 120 — — 
Dan) Daubka 19; — 300 = ie = 
Deutſch⸗Brod . . . Deutihbrod . . . . 11., 24. — 400 — 550 3 <= = 
Humpolet z.. 5., 12., 19., 26. — 200—300 70-80 — — 
Jenikau⸗Windig. 27. = 200 = — = 
Pola 3 1% — 500 — — 5 
Stecken 24. — 200 — = — 
Falkenau bogen B: — 400 = * = 
Faltenaus. Nur 17. — 1000 25 — — 
Gofiengrün . . . . 10., 27. -- 600 40 — — 
Königsberg 4519. — 1200 —1400 150 — 3 
Gablonz Gablonz z 24. 100 250 80 — = 
Grasli ß; Heinrichsgrün . . . 24. — 250 — 7 = 
Hohenmauth . . Hohenmaut h 24. 120 650 — = 7 
Jeleni, Ober . . . 19. — 250 — 1 a 
Proſe ee 2 — 300 = 5 
Skutſch h 21: — 400 — — zZ 
Soiowik.. .. ... DELHI RE RI: 3. 200 600 gr == 
Hotomig 22. 10 700 = = == 
Hoſtomi ß; 26. — 300 — = za 
Zebra & 20 — 400 — — = 
IC DE SR inn ee 17: 200 600 150 — — 
Rozdalowitz . 20. 15 500 == == 


Sobotta eier 20. — 300 


RR 
59 
ä Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
N „ ͤ v ĩͤ . Tl 
x Stückzahl 
Jungbunzlauu . . . Benatek, Neu 3. — 900 — — — 
Rande. Raden 17. 300 800 — — — 
Karlsbad .. . Schlackenwerth. .. 10. — 500 100 — — 
Karolinenthal. . . Celako witz... 4. -- 200 + — -- 
. Coo 19. ee 300 — — 2 
e FJanopi ß 19. — 1600 — = — 
i 4. 200 2500 300 — = 
iD sell. 3. — 900 — — — 
Piduß 13. 2000 = — N 
Schwihau . 10. 400 1800 — — — 
EN Eibeteinig . .» . . » 24. — 750 — — — 
Rain 24. — 500 — — — 
e eee Sooo 10. 10 200 — = — 
Königgrätz. ee 19. 300 800 800 — — 
n, 2ER 250 600 — — — 
C Netſchetin , 13. > 200 2 — 5 
. Nc 4. — 600 — aan Es 
Kralowi - ..... 20. — 200 — — — 
1 ser.,,.-, Kalſch ing 6. — 200 30 — — 
Oberplaans al: — 200 90 — — 
Kuttenberg S 21. — 300 — — — 
Kohljanowit . . . 3. — 350 — — — 
Neuhe f 13% 200 1250 — — — 
Zbraſlawitz 8 18. — 300 — — — 
Landskron Wildenſchwert . 10. 500 400 150 — — 
No Leb? 671 0% 7% — 300 au 25 5 
Ktiwſoudov 8.710% 17½ 24. — 200— 250 — — — 
e Louboſßzßz 10. 78 500 — — 
ee Bicha gn 18. — 250 — — — 
lch 19. — 700 — — — 
e i 20. u 300 = FE 5 
r Mein! 13. 550 1200 — — — 
. 4., 11., 18., 26. 800 1000 = 
Mſcheuos 26. — 300 — — — 
V Dob fan 17. — 200 — — — 
ada 37 — 400 — — — 
Moldautein Moldautein 20. 150 400 — — 
Mühlhauſen . Pernarditz . 27. — 400 — — 
Mühlhauſen. 195 150 2000 — — 
BakoypypvVbVs 17. 250 800 = — = 
Müuchengrätz . 26. — 600 —— — — 
Ä SE 27. 200 5 Fe a Ir 
Nenbydzow. . . . . Fine ar, 21. — 400 — 2 — 
ee Nigg 5. 150 600 50 — — 
ö ICE 17. = 800 = = - 
r eng 4858 — 350 — — — 
Pardubitz . Bohdanetſch. 24. -- 400 — — — 
2 SATTE FE 18. — 500 — — — 
Sezemie 19: — 250 — — — 
eee Blot: * 19 — 650 — — — 
Brennporitſchen . 19. E — 250 — — — 
A wit 10. — 800 — — — 
Mek 13. 420 2000 = A = 
> £ Wodan 4. 300 500 — — — 
A r Kuttenplan 26. — 1000 — — — 
Plan 12 — - 800 — — — 
r Nimbürg 5. 200 1300 — — — 
8 i Podebrad 24. — 1000 — — — 
Kolleſchowitz .. 26. — — 700 — — — 
rn Huſin etz 11 — 250 — — — 
Prachatitz „„ 22., 29. = 500 2 = — 
Netolit z 3. — 1000 > = — 
Pkibramm. . . ... Dohrüh.- ns 9 — 500 — — — 
Knin, Neuss 24. — 500 ER —_ — 
Raud niz Raudnitz 6. 150 950 — = — 


10 


60 = | 0 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 

2 — ——— 

Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
ne ren 
Stückzahl 
Reichenau „Adlerkoſteletz .. 20. 110 450 — — — 
Reichenan 5. 80 350 200 — — 
CCC = = 500 = 
Nokitanz.. SFr rn. Radnit z: 1% — 400 — -- — 
Saas a Poſtelber g 24. 200 400 — — . en: 
Salz 6. 250 350 — —— — 
Shlan == 2. Neuſtraſchiz 20. — 250 — — — 
Schüttenhofen .. Bergreichenſtein .. 12, — 400 50 — 2 
Wellhart iz 27. — 500 — — — 
Sn Sedle z 13. -- 450 — — — 
Sel kannn 5., 26 — 700-800 — — — 
Schönberg 20. — 300 — — — 
Woti; 20. — 850 — — — 
Seil. TS: . Eijenbrod ; 18. — 400 15 — — 
Lomni z 26. 10 350 — — 
Senftenberg .. Senftenberg . 24. — 250 70 = 
Smidhonr . .. . . Königsjaal 8 2 — 200 . 
Hniſchek 19. — 300 — — 
Starkenbach „Starkenbac h 24. — 200 — — 
Strakonitz Horazdiowitz u 18. 300 1000 = = 
Strakonitz 6. 300 800 = 25 
Tabor Cheinomw 10. — 200 — — — 
Jiſteb niz 24. — 700 — — — 
Holſch tt: 4. — 300 — — — 
Sobes lau 24. — 1100 N — en 
Staleb..n,. 20% & 13. = 200 — > = 
Tabor 12. 250 2500 — — — 5 
Tachamnm dg 4., 11., 18., 4. — 350450 150-200 — „ 
Taunus „m ie 7 28. — 500—600 — — — 
x 2.85 14. 21 * 300 en #7 — 
Talßs 6., 20. — 250 —300 200 — — 
Turnen Winen 12. 200 600 150 — — 
Wittinganun Bukovs ko 17 — 400 — — — 
Kardaſch⸗Becitz . 24. 8 — 500 = — == 
nnd eine 11 — 200 — — — 
Suchenthal . 4. — 500 — — — 
Mei en. In 5., 27. — 500— 600 — — — 
Wittingan 6. — 700 350 — — i 
++ 
Mähren. 
Auſpitz „„ e Anse 20. 350 400 350 — — 
Bosko wiege Lettowi ß; 26. — 200 — — 
Ung.⸗ Brod HOLE 10. 10 250 Be 2. — 
g PR t = 
Ung.⸗ Brod 20. 250 1.700 650 1 N 
Wall.⸗Klobouk . 24. — 300 125 — 
RT N 1 85 i = 0 
Mähr.⸗Budwitz .Mähr.⸗Budwitz 24. 75 600 b 1555 
Donaumühl 8. — 500 — deito 
Fratting 5 24. — 25 600 a detto 
Jam 18. — 250 — — — 
au 1 - “ . 
Jarek 3. 12⁵ 400 — — ed on Och | 
Se Liſpi z: ¶ 1% — 250 — — 1 : 
Datſchitz ee Altreiſch ß; 17, 700 ö 1 an Ochſen i 
Datſchi z 85 50 500 280 — detto 
Schelleta n 10. 25 400 — — detto 
Zlabingggs 3. — 500 50 — detto 
Gaßfdn dag. 8 1 585 475 700 — — — — 
Göding . Hrozna Lhotta . 10. 50 650 — — Stärkerer Auf⸗ 


trieb an Ochſen. 


Dom ae / ß re 
JC ͤ Ä.. . . 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


— — — — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Holleſ chan Drewohoſtitz . 24. 25 400 — — Hr 
: Freiſtadl 24. — 300 100 = An 
Ung.⸗Hradiſchh.. Biſ enz 10. 1050 1450 — — Ele un Scher 5 
2 Zsalleipr 2 24. 400 1450 700 — detto 
8 Kamen; 13. — 250 er 5 — 
Pirn ß 3. — 400 — FE — 
Zen aa 3. = 450 RE 5 
Wiese 24. — 450 — — — 
Bit ß E 23. — 300 25 — — 
Pitta KL, 185 200 — — — 
Groß⸗Meſeritſch . Wollein 18. — 450 = — 
Wall.⸗Meſeritſch. Neu⸗Hrozenkau 11. — 350 50 — — 
Wall.⸗Meſeritſch .. 24. 120 900 250 50 — 
ern 27. 10 700 275 — — 
Wie r 13. 185 250 550 —— — 
Neutitſchein Freiberg 24. 25 250 250 — — 
Nikolsburg . . Dürnholz 4. 25 350 — > — 
Mähr.-Oftran . . . Mähr.⸗Oſtrauu 20. 175 100 — — = 
TE Pran 10. 100 200 150 — — 
Proſsnit zz Proſs niz 4., 26. 300-600 300400 — — 5 
ieee Startſc h 3. — 350 — — — 
Trebüſch ht 17. 200 500 100 — — 
Mähr.⸗Weißkirchen . Keltſchch e.. 175 200 500 200 50 fe 
Semi en HE 5. 350 350 175 — — 
Mähr.⸗Weißlirchen Eh 100 200 150 — — 
Buell? 2.2.2... Ef TE) BETA Er 24. 2 200 — — — 
Kremſier, Stadt . . Kremſier 26. 275 600 50 — — 
et Zam * 35 450 950 — — — 


. Skotſcha uu if 100 300 — — — 
Teſchees Teſcheen 8 85 300 350 — — — 
Tape Wigſtadill 20. 100 400 — — Ochſenmarkt. 
r 24. 100 300 = = = 
Königsberg.. 10. — 100 500 — — 
Wagſtadt Wagſtadt 27. 500 250 — — en 
Deutſchen Reiche. 
riiedek 12 200 400 — — — 
Galizien. 
* 
8 Bag 6., 13., 20, 27. — 200 — — — 
Bochnia . Ujscie ſolne 3., 24. — — 500 — — 
Niepofomice . . . . 4. — — 700 — — 
Boch nia 13., 27. 1300 200 900 = > 
; Lipica murowa 17. — 300 600 — — 
aan Lyſi e 10. 150 400 — — = 
o Dates eee 13. — 200 —:— — 
Borszezowm Borsze zb 3. 10., 17., 24. — 300 — — — 
Korolöwkaa .. 6., 13., 20., 27. 150 600 — — = 
Meidmtiea: ns: are 4., 18. = 300 500 — Er 
o Brzeskoo 11. 150 400 — = — 
Szezurob ”. 18: — 200 = — = 
; Bakliezynnn 3., 24. — 200 — — — 
Brzezaun . ... . Kosoma 17. 150 200 750 — 
Kop 6513,20. 27. — 200 — — u 


10* 


62 


Politiſcher Bezirk 


Brözz w 
Buczar z 


Chrzanow 


Cieszanoww 


Dabrowa 


Dobromilil 


Dolina 


Drohoby cz 
Gorli eee 


Gryböw 
Horodenfa . . 


Jarosſann 


Jaworöw 


Kalusz 


Kommens 


Lisko 


Laücut 


Mie? 


Myslenice . 


eadwörn gan 


Nowy⸗Sa cz 


Nowy-Targ 
Pilzuo 


Podhajce 


Pracworsf . 


Ropczyce : 


. . . . 


Przemysl N 
Przemys lang.. 


Ortsname 


Brzozör 


Dynow 


Buczaez 


Jazkowiee 


Monafterzysfa . ’ 


Uscie zielone 
hrzanöw 


Krzeszowiee 
Naro l! 
Dleszy ee 


Lubaczoͤw 
Cieszanow 


Dabroo wu 


Babno . 


Sphrontl acer 
Doling 


Perchinsko 
Drohobycz 
Gorlice 


Uscie ruskie . 


Zdynia 


„ Grhyböw gr 
. Horodenfa 


* . 
Oberin 


Saroslau . 


Pritchn l 
Radymno 
Jaworöw 


Krakowiece 


Ä Kalasz, . 
WojniloWw . . 
. Kulaczkowce. 


Gwozdziee 
Kolomea 


Dufla. 


Krosno 
Kamienica 
Limanowa 
Skrzydlua 
Szezyrzye 
Iymbarf . 


. Lisfo 


Lutowiska 


Ua 


Radomysl 


Myslenice . 
Rabka A Darts 


Delatyn 
Lanczun 
Nadwörna 


Stary⸗Saczjʒ . 
Czarny-Dunajee . 


Nowy-Targ . 


K Dilgnoms te fi ee 
Brote 

Jodtova 4E 
Podhaj fe 


Przemysl . 


Przemyslany 

Sidi z; 
„Kanczugga 
DER 


* . 5 


Datum 


24. 

19. 
6., 13., 20., 27. 
4., 11., 18., 26. 


4. 11. 18. 26. 


6., 13., 20., 27. 

6., 13., 20., 27. 

3., 10., 17., 24. 
13. 


19. 
21. 
24. 
10., 24. 
3,47} 
3.,10.,17., 24. 
11. 
24. 


., 10., 17.24. 31. 


11. 
20. 
22. 

3., 10., 17., 24. 
4.,11.,18., 25. 
17, 

3. 

7., 14., 21., 28. 
19,24. 
4,19. 

3., 10., 17.,24., 
20. 


10% 24. 


77 14% 21% 28. 
3., 10., 27., 24. 
19. 

18. 

17 
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Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
—— —2“«C— 


Stückzahl 


300 
300 
400 
200 
300 
400 
200 
300 
200 
200 
300 
200 
300 
400 
200 
890 
600 
400 
400 
200 
200 
300 
300 
500 
900 
300 
200 
500 
400 
600 
2700 
1600 
200 
400 
800 
900 
300 
200 


400 


200 
700 
300 
400 
500 
200 
200 
600 
200 
300 
800 
600 
800 
200 
200 
400 
400 
200 
400 
300 
200 
200 
200 
900 


ae 


Jahrmarkt. 
detto. 


Verne 

etto. 
detto. 
detto. 
detto. 


Jahrmarkt. 
delto. 


ET Fre 


Jahrmarkt. 


Las 


Politiſcher Bezirk 


Rzeszöoww 


Sambor 


Tarnobrzeg 


Tarnopol 


Taruöw. 


Tlumacz 


Trembowla 
Wadowice 


Wieliczka 


Zloczöw 
Zbaraz 
Zölkiew 


Zydaczöw 
Zywiee 


Kotzman 


Radautz 
Sereth . 
Suczawa 
Wiznitz 


Sinj 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


— 


Ortsname Datum 
— — — 

Stückzahl 
RN 7 14% 21, 28. — 200 500 — 
„FWF. 1% 300 400 2000 — 
Tyezun nn 5., 26. er 200 500 — 
EROBERN Samboerr 2. 6, 18., 20, 27 2 200 22 = 
eowels 6., 13., 20., 27 — 200 = 575 
Rymanöw 310, 10,24 — 200 — — 
ES BP N. 6.,13.,20.,27. 200 1000 500 = 
See 10. 150 — = 5 
.. Radomysl an der San 3., 10., 17. 24. — 1 500 = 
Rozwadow 411,18, 24, = — 500 — 
Fiennes 12., 19., 26 — — 600 — 
S 5 12., 28 — — 1000 => 
Die 9% 300 200 1200 . 
3 d d 16,21 e — 500 — 
ria ui, 21 — 900 500 — 
Ensmienica. 2... 64, 7. 600 1300 900 — 

Tuma; 5, 12 0 300 600 
8 Trembowlaa . . 4. — 200 600 = 
er Andrychoͤw 4, 1 18 26 — — 500 — 
Wadowice 6. 150 500 500 So 
3 Dobezyce . 12., 26. 85 300 = 5 
Goh 4., 26. 55 300 8: — 
Rtelteaka a Ct 5 — 400 — > 
Wisniowa 6., 20. — 300 5 is 
EN Pomorzany .. 3 1 1% 21 — 200 700 = 
er 5; V 200 = = 
IR Moſtywielköv 12., 26. 150 400 700 a 
Bio 20. 200 700 1500 5 
5 Mikokajow ins. — 200 — = 
oh ar. 4.,18. 150 300 = 

Bukowina. 
ie sense 4% 11. 18., 25. — 400-450 550 — 
Kotzman 5.12, 19, 26. — 400 1300 — 
8 ZZZ tl: 14, 21,28; 450 — — 
e Bee Be 4, 11.181,06... 8 250 500 8 
n She 13. 20% 27. — 300 — u 
Beer Wir Ser 5. —— 400 — — 
Dalmatien. 

r 158.,15, 22. 29. — 200 100 50 


5 Fi Rn In 
Pferden Rindern Schweinen Schafen 
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Anmerkung 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 
detto. 


Jahrmarkt. 
Jahrmaxkt. 
detto. 


Jahrmarkt. 


Nahmweifung 
der Piehverluſte durch anſteckende Krankheiten im Jahre 1899. 1 


as 4 v 

Verluſt an Rindern durch 2 Verluſt an Einhufern durch 2 

5 RS ENTER ER 55 

Verwaltungsgebiete 3 | s= g 25 — > 

= SS 2 2 8 2 2 25 © U 

g 3 2 E 8 2 85 5 = = DE 2 8 = = 3 a 5 Be 
))))!!! [C; a en 

5 5 8 8 8 8 8 = 5 5 8 = & 8 |-8 85 85 a 8 
Niederöſter recht 119 70 164 £ 6 3 8 . 359 0˙64 26 90 0 E 2 116 0˙96 
Obersſterr eich; 5 4 6 15 0:02 . 5 5 1 A 5 5 0:08 

“= Salzburg ee 4 2 2 20 ö > - . ; 24 0˙16 5 B . } : 8 5 £ 
2 f 0 ( 8 18 70 : . 6 x : 88 0˙12 2 6 8 g : 81.0.0412 

FÄ . 15 : - g f 2 15 0˙06 g 0 f * 5 \ - : 
BRETT a RE . 31 8 1 5 0 \ 8 39 0˙17 1 2 5 8 ? Ä 3 0:12 

8 ier ee 5 77 . l : } : 8 77 1˙48 { 2 . > ; P ; : 
R Tirol und Vorarlberg 207 18 128 : i ; 8 ? 353 0 76 2 1 3 8 5 0 3 0˙12 
4 Böhner 230 180 11 6.5 1 3 : 427 0˙21 12 95 i 5 5 ; 107 0753 
8 Mn!!! 53 266 3 5 6 2 3 5 330 0˙51 3 24 \t 5 ; 3 27 021 
0 Söhleſe n tn 22 4 ; } 8 2 0 5 28 0˙15 13 e 5 ; 5 13 0˙46 
Galtzzt t. 16 652 79 1 n : a F 747 0:30 168 216 > 11 63 212 670  0°87 
Bufotolnar DE 56 118 131.907 5 8 u : 187 0m 1 OR n Alm 144 097 
Dalmatien 5 2 ; l 3 . - g 2 0°01 4 1 . . . B 5 0:02 
Summe!) 1899. 71007 1.442 517 47 5 B - 2.691 0:31 219 462 5 11 67 212 971 0:60 
1898 1.761 1.568 729 x 7 31 e 2 4,096 0˙47 277 505 . . 8 51 7 8488 0:54 
1897 3.1644 1.459 632 9 10 26 : 5 5.300 0˙61 308 513 5 2 39 1460 1.008 063 
g 1896 . 3.081 1.636 591 450 34 16 a 5.808 0:67 360 612 15 7 33 45 1.072 069 
5 1895 355 1.385 608] 1 923 7 20 23 4.300 0˙50 280 411 3 25 ; 718| 045 
1894 98 1.498 581 3.493 6 26 6 . 5.708 0:66 369 457 6 26 5 8588 , 053 
1893 . 276| 2.199 589| 8.817 43 36 - £ 11.960 1:38 359 544 66 4 13 5 9860 07˙61 


1) Die Summen aus früheren Jahren nach erfolgter Ergänzung berichtigt. 
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"sdiripraag buneupbach aa7djolaa You uargvg maaagma| snv uemumg 918 ( 


| | | l 
29.1 ge 5 le ".1820°G fee 81 20.0 L 9 RT 388 8 IS. 0 FZG a La 588 91 8681 
| | 
16.0 [Sep e 8 er 08s 48 98 90.0 88 n I 8 [87:0 © 1828 e e 81 9886 5687 
S- II gez |908'88 %o & 268˙6 [U 681 87.0 9817 8 s erg I 20.0 608 3 GE EI IM GTT 29 8681 
88. IT |2T8°07 FS2 FE 08 61 988. PIT 197 800°T 180.0 07 Bau a” 08 51 & 8 61.0 189 1 1 078 69 918 9681 
86.5 |F99°2T |086°G 195 ". 1E9F°0T 28 8Tz’T 40.0 80 5 722185 IF GV 81.0 21 5 Gy I 6€ 88 LLE 2681 
56.9 889˙81 |EF9°0T es 9 181˙2 2e 5E 01.0 e001 5 198 L 1 82 68.0 ſs88˙8 41788 [PT 196˙T 281. ſofe 8681 
. 29.2 828˙98 [OS 'r S 8 588 IT ET 65 20.0 88 5 If 9 91 A 9.8  |6SE"TT 4882 erer rer, GR 6681 (auuung 
28. T 89 80 3 5 3 i 1 80.0 ST l i r er. PT go TT 5 5 960˙IT 08 5 e e eee 
18.5 99 SEE 1 5 908 N 5 . . » 1 . . | . . PI. O 98 2 . . . 91 6 N 7 vuflalozngz 
99.8 |262°9 |IITC pe esst fer fer n 3 x 5 al 5 : s 5 : ; y EN a N U ee; 
88.8 188 For 8 8 90, FORTE ſee.o 2 i ! { 2 ; 5 s 5 a ) 
08.2 [Fests 2889 5 J662˙ T 1 88 10.0 5 6 a x 5 8 J eee 
| 
82.9 [86T˙8 165% 8 is 59 0.0 81 8 IT 6 800.0 6 5 & 3 Bi ausm 
2, 98.6 fo (669 ; 128 81 90.0 9 5 =”. N eee : “jet at: or 9 BAAgNADAOK gum Jarız 
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R x | Aus weis 
über den Stand der anſteckenden Unterkrankheiten, welche nach den am 14. Februar 1902 vorgelegenen Berichten der 8 Tandes⸗ 
behörden ſeit Abfılllufs der Iehten Wöochenperiode zur e gelangt ſind. 6 


} 
| 


\ 


Zahl [Maul- und Rotz⸗ und Rauſch⸗ | Rothlauf Schweine in e 
der Klauen⸗ Milzbrand] Wurm⸗ Pocken⸗ Räude | brand der der peſt ausſchlag Wuth⸗ 
N 3 ſeuche krankheit krankheit Rider Schweine (Schweine⸗ an den krankheit 
2 feuche) Genitalien 
. an d D 5 8 
3 5 Zach der der ſe uch ten 
Niederöſterreic h 261 4.1530 1 1 4 ı 1 ı a e i e e e e 174231 eee 21722 
Oberöſterreich he... JJC TEN 21181707. 6] El AR a 
BoRburge gs 66 *859 | l K 5 
rk d F 2 21 2. eln EAN TE n 
F g % [l/ 
FFT 12 3.263] - 5 . IE 
ends l 18 11 8 * a a ee EA ee 
FC 26 18877 1 I 6 11 2 2 2 11 3 381142 
Warberg 1888 Th 1 10 5 ae 7 
ohen 96 13.2866 2 2 2 0 . ; 2 ; 3 / 44 4 6 
eee %%% ee ee 2 NR Te El a N 34 4 5 2 2 6 2 2 2 
o N 12 r , e / . BE BR BE 
F SH NE s 18 2528 4 45 
AAA 100 / A N Re a | : I 1 1 2 ; 
N a a RE EA 131 S/ ae re en JJV 5 
Summe. 383 55.3411 5. 5 13] 2] 2l 3] 6 6] 6] 1] 1 9 18] 201 34] . |. | 10 12 13] 47 78,421] 7| 7 22] 180 18] 21 
I Porjiahre 1 5 c VVT N 2 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 2123 Schweine, davon krank 520 Stücke. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


DVBiahrgang 1902. 


Beillatt zu dem Uerurdunngablatt 
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. G6. NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 6. 


Wien, 19. Februar 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 19. Februar 1902, Z. 6730, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen 
Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 13. Februar 1902, 3. 5634, betreffend die Vieheinfuhr 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. — Kundmachung 
der Statthalterei in Prag vom 7. Februar 1902, Z. 26131, mit welcher die Einfuhr von Zucht⸗ und Nutz⸗ 


ſchweinen aus Krain nach Böhmen verboten wird. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 19. Februar 1902, 3. 6730, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 

vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


15 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 


Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Hétfalus: aus 
den Gemeinden Baͤesfalu, Csernätfalu, Hosſzufalu, 
Türkös; e 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
aus den Gemeinden Almäsmezö, Alſö-Moces, Felſö⸗ 
Moces, Fundäta, Magura, Simon, Szohodol; 


b, wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


11 
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Comitat Abauj-Torna, Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Nyiri, Pusztafalu; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Gönez: aus der Gemeinde Gibärt; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szikszoͤ: aus der Gemeinde Janosd; 


Comitat Al ſö-Feheér, Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗ 
Ujvär: aus der Gemeinde Csongva; 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros-Sebes : 
aus den Gemeinden Dulesele, Krokna; 


Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Kula: 
aus der Gemeinde Veproväcz; Stuhlgerichtsbezirk Obecse: 
aus der Gemeinde Petrovoszelld; Stuhlgerichtsbezirk 
Zenta: aus der Gemeinde Ada, O. Kanizsa; 


Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaroth: 
aus der Gemeinde Koväcsi; Stuhlgerichtsbezirk Leva: 
aus den Gemeinden Alſö-Värad, Nagy⸗Sallo; 


Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belényes: 
aus den Gemeinden Burda, Dsoszän-Forrö, Karbunar; 
Stuhlgerichtsbezirk Cséffa: aus der Gemeinde Mezö- 
Gyän: Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus den Ge— 
meinde Derecske, Monoſtor-Pälyi; Stuhlgerichtsbezirk 
Magyar⸗Cséke: aus der Gemeinde Bukorvany; Stuhl- 
gerichtsbezirk Margitta: aus der Gemeinde Szeltallö; 
Stuhlgerichtsbezirk Szekelyhid: aus der Gemeinde 
Székelyhid; Stuhlgerichtsbezirk Tenke: aus den Ge⸗ 
meinden Fekete-Bätor, Jaͤnosda; Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Nagy-Bajöm; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus der Gemeinde Poga; Stuhlgerichtsbezirk Miskolez: 
aus den Gemeinden Harſäny, Szirma-Beſſennyö; 

Comitat Braſſö, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: 
der Stadtgemeinde Braſſo; 


aus 


Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan- 
Innen: aus der Gemeinde Sövenyhäza; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Kirva, Süttö; Stuhlgerichtsbezirk 
Parkany: aus der Gemeinde Kety; 


Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Mor: aus der 
Gemeinde Bodajk; Stuhlgerichtsbezirk Vaͤl: aus den 
Gemeinden Bieske, Felesut; 

Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Röcze: 
Ratkö; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyd: 
meinden Kis⸗Veszverés, Nadabula; 
Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Nädudvar; 
Comitat Häromszsék, Stuhlgerichtsbezirk Orba: 
aus den Gemeinden Csofalva, Szörese; 


Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngys: aus 
der Stadtgemeinde Adäes; Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
aus den Gemeinden Apez, Eeséd; Stuhlgerichtsbezirk 
Poterväſär: aus den Gemeinden Füzes, Iſtenmezeje, 


aus den Gemeinden Nasztraj, Ploszkö, 
aus den Ge- 


Nädudvar: 


Parad ; | Stuhlgerichtsbezirk Tiszafüred: aus den Ge⸗ 
meinden Poroszlö, Tisza-Füred; 


Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Baͤt: aus der 
Gemeinde Bat; Stuhlgerichtsbezirk Ipolysäg: aus 
der Gemeinde Ipoly⸗Vecze; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗Illye: 
aus der Gemeinde Lapusnyak; 


Comitat Jäsz-Nagykun-Szolnok, Stuhlgeridts- 
bezirk Alſö⸗Jäszsͤg: aus den Gemeinden Jasz⸗ 
Ladäny, Nagy⸗Kürü; Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗Tisza: 
aus der Gemeinde Tisza-Földvär; Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Jäszſägyg: aus der Stadtgemeinde Jaͤszbereny; 

Comitat Kolozs Sr Almäs: 
aus der Gemeinde Drag; 


Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Gesztes: 
aus der Gemeinde Bana; Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus den Gemeinden Tolna, Toͤvaͤros; 


Comitat Krassö-Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Botyest, Szatumik; 
Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus der Gemeinde Nadräg; 


Comitat Maros-Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Maros: aus der Gemeinde Koronka; Stuhl- 
gerichtsbezirk Alſö-Réͤgen: aus den Gemeinden: 
Beresztelke, Görgeny-Orſova, Magyar-Peterlaka; 


Comitat Nagy-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Nädpatak; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szent-Ägota: aus den Gemeinden Hegen, 
Martonfalva, Netus, Szent⸗Agota; 


Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Noͤgraͤd: 
aus den Gemeinden Puszta⸗Szäntoͤ, Retſäg; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Sziraͤk; aus der Gemeinde Sziräk; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Erſekujvär: 
aus der Gemeinde Töt-⸗Megyer; Stuhlgerichtsbezirk 


Nyitra: aus den Gemeinden Nagy⸗ Embke, Sarlö⸗ 
Kajsza, Szill, Tormos; 

Comitat Peſt-Pilis-Solt-Kiskun, Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Kaloesa: aus der Gemeinde Homok⸗ 
megy ; | 


Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Galänta: 
aus den Gemeinden Nebojsza, Nyeék; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szempez: aus der Gemeinde Német⸗Gurab; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany : 
aus den Gemeinden Nagy-Haläsz, Tura; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felſö-Dada: aus den Gemeinden Balſa, 
Ibräny, Vencsellö; Stuhlgerichtsbezirk Kisvärda: aus 
der Gemeinde Döge; 


Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniezbänya: 
aus der Gemeinde Kluknö, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Gölniczbänya; ö 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
der Gemeinde Hittyäs; Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus 


den Gemeinden Nagy-Semlak, Zärda-Szent⸗György; 


Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus der Gemeinde Buko— 
vecz; Stuhlgerichtsbezirk Uj-Arad: ans der Gemeinde 
Fibis; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden 
Kaläcsa, Monoſtor, Muräny; 


Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgserichtsbezirk 
Felvinez: aus den Gemeinden Alſö-Füged, Csäköo; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden Magyar- 
Peterd, Tur; f 


+ Somitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Bänlak: 
aus der Gemeinde Bönlak; Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Tamaͤsfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde Mokrin; Stuhl- 
gerichtsbezirk Törökbeese: aus der Gemeinde Beodra; 
Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus den Gemeinden 
Kis⸗Komlös, Magyar⸗Csernya, Nagy⸗Töszeg, Toba, 
Vizesda; 

Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
der Gemeinde Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Udvarhey: aus den Gemeinden Firtos-Väralja, 
Oroszhegy, Szentegyhazas-Olähfalu, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Szekely-Udvärhely; 


Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvar: aus der 
Gemeinde Rahoncza, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Ungvär; 

Comitat Vas, Stuhlgerichtsbezirk Mura⸗Szombat: 
aus der Gemeinde Völgyköz; 


Komitat Beszprem, Stuhlgerichtsbezirk Enying: 
aus den Gemeinden Deg, Enying, Lajos⸗Komärom, 
Mezö⸗Komärom; Stuhlgerichtsbezirk Zircz: aus der 
Gemeinde Bakony⸗Szent⸗Läszlö; 


Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Tapolcza: 
der Gemeinde Pettend; 


Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhelh: aus den Gemeinden Nagy-Tornya, Säros⸗ 
Patak, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk Szerenez: aus der 
Gemeinde Mäd; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus den 
Gemeinden O-Liszka, Tarczal; Stuhlgerichtsbezirk 
Varanno: aus den Gemeinden Matyasocz, Stefandez, 
Tapoly⸗Izsép; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlyom: 
aus der Stadtgemeinde Zoͤlyom; 


aus 


aus 


e. wegen des Beſtandes des Stäbhen 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: aus 
der Gemeinde Gurahoncz; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Péesvarad: 
aus der Gemeinde Szür; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Dereeske; 


Derecske: aus der Gemeinde Voila; 
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Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongraͤd: 
aus der Gemeinde Csongräd; 


Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Mor: aus der 
Gemeinde Bakony⸗Särkäny; 


Comitat Fo garas, Stuhlgerichtsbezirk Töresvar : 
aus der Gemeinde Zerneſt; 


Comitat Gömör-Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyb: aus der Gemeinde Rudna; 


Comitat Häromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Kesd: 
aus der Gemeinde Bereczk; 


Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus der Gemeinde Halmay, ſowie aus der Stadt— 
gemeinde Gyöngyös; Stuhlgerichtsbezirk Heves: aus 
den Gemeinden Heves, Tarna-Méra; 


Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: 
der Gemeinde Piskitelep; 


aus 


Comitat Jäsz-Nagykun-Szolnok, Stuhlgerichts— 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Kun-Szent⸗ 
Märton, Tisza⸗Värkony, Tisza⸗-Vezseny; 


Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö— 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nädasment: aus der Gemeinde Mera ; 


Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa— 
Gyarmat: aus der Gemeinde Dejtär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Sziraf: aus der Gemeinde Guta; 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö— 
Dada: aus den Gemeinden Berczel, Gäva, Kenezlö; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Rékäs: aus 
der Gemeinde Temes⸗Rékaͤs; Stuhlgerichtsbezirk Versecz: 
aus den Gemeinden Dezsänfalva, Vlajkovecz; 


Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Felvincz: aus der Gemeinde Inokfalva; Stuhlgerichts- 
bezirk Torda: aus der Stadgemeinde Torda; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Bänlak: 


aus der Gemeinde Paͤrtos; 


Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
der Gemeinde Lutto; 


Comitat Turöcz, 
Marton-Blattnicza : 


Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Tapoleza: aus 
der Gemeinde Väszoly; 


Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
aus der Gemeinde Zsämbokrét; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
Stuhlgerichtsbezirk Töres⸗ 
var: aus der Gemeinde Almasmezö; 


Comitat Fogaras, 


11? 
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Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgserichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus den Gemeinden Kis-Szent⸗Läszlö, 
Oläh⸗Szent⸗Laͤszlo; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Halmagy, Kacsa, 
Köhalom, Sövenység, Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Sink: aus den Gemeinden Nöten, Szäsz⸗ 
halom; Stuhlgerichtsbezirk Segesväar: aus den Ge⸗ 
meinden Dänos, Szaͤsz⸗Szt.⸗Läszlo; 


Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kis kun, Stuhl⸗ 


gerichtsbezirk Kis⸗-Körös: aus der Stadtgemeinde Kis⸗ 


Kun⸗Hallas; 
Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 


aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhaͤz: 
aus der Gemeinde Szafadat; 
Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 


der Gemeinde Temes⸗Kubin; 
Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Zsombor; 
2. aus Croatien⸗Slavonien: 
a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Pozega, Bezirk Pozega: 
meinde Kaptol; 
b. wegen des Beſtandes des Stäbchenroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Virovitica, Bezirk Virovitica: aus der 
Gemeinde Cabuna; 


aus der Ge⸗ 


e. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Einhufern: !) 

Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; Bezirk 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, PBeteranec. 


33 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung der Schweinepeſt erlaſſenen Verboten 
werden diejenigen bis auf Weiteres aufrechterhalten, 
welche gerichtet ſind gegen die Einfuhr von Schweinen: 


1. Aus Ungarn: 
a. aus den nachſtehenden Stuhlgerichts— 
bezirken: Cſerehät, Kaſſa, Torna (Comitat Abauj⸗ 


*) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär⸗ 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 


Torna), Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Gyula⸗Fehérvär, Baläzsfalva, Magyar⸗Igen, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö-Feheér), Arad, Boros-Jenö, Elek, Kis⸗ 
Send, Pécska, Radna, Ternova, Vilägos (Comitat 
Arad), Alſö-Kubin, Nämesztö, Vär (Comitat Arva), 
Apatin, Bäes⸗Almäs, Baja, Hoͤdſäg, Német⸗Palänka, 
Topolya, Zombor (Comitat Bäes - Bodrog), 
Baranyavär, Hegyhät, Mohacs, Pécs, Sikloͤs, Szent⸗ 
Lörincz (Comitat Baranya), Bekes, Beékes-Csaba, 
Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Békés), 
Felvidek, Mezö-Kaszony, Munkäes, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, Tisza⸗ 
hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Naszöd (Comitat Besztercze- 
Naszöd), Bel, Berettyö -Ujfalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalba, Központ, Mezd - Keresztes, Nagy⸗ 
Szalonta, Szalärd, (Comitat Bihar), Ozd, Szendrö, 
Szent⸗Péter (Comitat Borsod), Battonya, Koväes⸗ 
häz, Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Makö, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszän⸗Tül, 
einſchließllch der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Adony, Särbogärd, Szekes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejer), Rimaszéecs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Sokors⸗Alja 
(Comitat Györ), Balmaz⸗Ujväros, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Hajdu-Böszörmeny, Hajdü⸗Nanäas und 
Hajdu⸗Szoboszlö (Comitat Hajd u), Felſö⸗Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Ujszaͤlläs, 
Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz⸗Nagy⸗ 
Kun⸗Szolnoh), Erzsebetväros, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Hosszuͤasszo (Comitat Kis⸗ 
Küküllö), Banffy - Hunyad (Comitat Kolosz), 
Maros (Comitat Krasso-Szöreny), Roözsa⸗ 
hegy (Comitat Liptö), Dolha, Huszt, Sziget, ein 
ſchließlich der Stadtgemeinde Märamaros⸗ Sziget, 
Okörmezö, Taraczviz, Tecsöb (Comitat Märamaros), 
Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Seges⸗ 
vär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Nagy⸗-Küküllö), Fülek, Loſoncz, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szeeseny 
(Comitat Nögräd), Abony, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Czegled und Nagy-Körös, Alſö⸗Dabas, 
Bia, Duna⸗Vecse, Gödöllö, Kis⸗Körös, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis⸗-Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun⸗ 
Szent⸗Miklös, Monor, Nagykäta, Pomaͤz, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Szent⸗Endre, Räczkeve, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Alſo⸗Tärcza, Felſö⸗Tärcza, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, Siroka, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Bärtfa, Tapoly (Comitat 
Säros), Csurgoö, Igal, Kaposvär, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, Marczal, 


Nagy-Atad, Szigetvär, Tab (Comitat Somogp), 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis- 
marton und Ruszt, Nagymarton, Sopron (Comitat 
Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Nyiregyhäza, Nagy - Källö, Nyir— 
Bätor, Tisza (Comitat Szaboles), Csenger, 
Erdöd, Feher⸗Gyarmat, Mäteszalka, Nagy-Käroly, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy⸗Somkuͤt, Szatmär, Szinyeér⸗Väralja (Comitat 
Szatmär), Szäsz⸗Sebes, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Szeben), Kraszna, 
Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Tasnäd, Zsibs (Comitat 
Szilägyi), Betlen, Csäki⸗Gorbö, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kefes, Nagy⸗Ilonda 
(Comitat Szolnok⸗Doboka), Csäkova, Központ, Lippa 
(Comitat Temes), Dombovär, Dunaföldvär, Simon⸗ 
tornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), Mödos, Nagy⸗ 
Szent⸗Miklös, Pärdäny, Török⸗Kanizsa (Comitat Toron⸗ 
tal), Csacza, Kisucza⸗Ujhely (Comitat Trenes é n), 
Tiszän⸗Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat Ugocsa), Kapos, 
Sobroͤnez (Comitat Ung), Felſö⸗Or, Körmend, 
Köszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nemet⸗Ujvär, Särvär, Szent⸗Gotthärd, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Vasvär (Comitat Vas), Devecser, Päpa, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Veszprem), Alſö-Lendva, Csäktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Letenye, Nova, Perlak, Sümeg, Zala⸗ 
Egerszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadt— 
gemeinde (Comitat Zala), Bodrogköz, Gaͤlszees, 
Nagy⸗Mihäly (Comitat Zemplén); 


b. aus den Municipalſtädten Baja, Györ, Hod- 
mezö⸗Väſärhely, Kecskemet, Nagyvärad, Pécs, Sopron, 
Szabadka, Szatmär⸗Németi, Szeged, Székes⸗Fejérvär, 
Zombor, ſowie aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Budapeſt; 


2. aus Croatien-Slavonien: 


a. aus den nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, 
Gjurgjevac, Koprivnica, einſchließlich der Stadt- 


gemeinde Koprivnica, Kutina (Comitat Bjelovar⸗ 


Krizevei), Brod einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Daruvar, Nova-Gradiska, Novrska, 
Pakrac (Comitat Pozega), Slot, Sid, Vinkooci, 
Vukovar, (Comitat Syrmien), Ivanec, Klanjee, 
Krapina, Ludbrieg, Pregrada, Varazdin, Zlatar, 
(Comitat Barazdin), Djakovo, Miholjac dolnji, 
Nasice, Oſiek, (Comitat Virovitica), Petrinja, 
Siſak, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden 
Stubica, Zagreb, (Comitat Zagreb); 


b. aus den Munieipalſtädten Oſiek, Varazdin. 
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III. 


Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt in den 
Grenz- Stuhlgerichtsbezirken Felſö-Pulya (Comitat 
Sopron), Homonna, Szinna, Sztropkö (Comitat 
Zemplen), 


dann wegen erfolgter Einſchleppung des Stäbchen— 
rothlaufes aus dem Grenz - Stuhlgerichtsbezirke 
Malaczka (Comitat Pozsony) in Ungarn 


iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich— 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Unter-Gänſerndorf, Wiener— 
Neuſtadt, Lisko, Sanok getroffenen Verfügungen ver— 
boten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be— 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro— 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 


betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 


Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 30. Jänner, 2. 7. 8. und 12. Februar 1902, 
33. 3630, 3999, 4754, 5165 und 5624, außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes beſtraft, 
und finden auf verbotswidrig eingebrachte Transporte die 
Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes Anwendung. 
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Kundmachung des Mliniſteriums des 


Innern vom 13. Februar 1902, 3. 5634, 
betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertre⸗ 
tenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit der Kundmachung vom 4. Februar 1902, 
3. 9649, hat die kgl. Landesregierung in Agram 
unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 4. Jänner 
1902, 3. 289, jene Gemeinden bekanntge— 
geben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbar- 
gemeinden wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die 
Einfuhr der nachſtehend beſonders angeführten Thier— 
gattungen auf Grund des beſtehenden Veterinär- 
Uebereinkommens verboten iſt. 

In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 

A) Im Küſtenlande: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt und des Schweinerothlaufes, die Einfuhr 
von Schweinen aus den Gemeinden Umago des Be— 
zirkes Parenzo und Mitterburg des gleichnamigen 
Bezirkes; 

B) In Krain: wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Prem des Bezirkes Adelsberg; 

C) In Steiermark: a) wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Stadt Graz des Bezirkes Stadt Graz; 
Kapfenberg, St. Marein, Mürzhofen des Bezirkes 
Bruck a. M.; Irdning des Bezirkes Gröbming; Gaal 
des Bezirkes Judenburg; Eiſenerz, Gai, Leoben des 
Bezirkes Leoben; Poberſch des Bezirkes Marburg; 

b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde Hopfau 
des Bezirkes Hartberg; 

D) In Kärnten: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus der 
Gemeinde Eberndorf des Bezirkes Völkermarkt und 
aus der Stadt Klagenfurt; 


E) In Tirol und Vorarlberg: a) wegen 
des Beſtandes der Maul- und Klauenſeuche die Ein- 
fuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus den 
Gemeinden Schlanders des Bezirkes Schlanders; 
Ragoli des Bezirkes Tione; Mittelberg des Bezirkes 
Bregenz; 


b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt und des 
Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen aus 
den Gemeinden Banco des Bezirkes Cles; Ritten, 
Terlan des Bezirkes Bozen. 


Gleichzeitig wird die k. k. Statthalterei in die Kennt⸗ 
niß geſetzt, daß wegen des Beſtandes der Schwein e— 
pejt die Einfuhr von Schweinen aus den polit. 
Grenzbezirken Rudolfswerth und Tſchernembl (Krain), 
ſowie Volosca (Küſtenland) und wegen des Beſtandes 
der Schafpockenſeuche die Einfuhr von Schafen 
aus dem polit. Grenzbezirke Benkovae (Dalmatien) 
nach Croatien-Slavonien verboten iſt. 


Die k. k. Statthalterei wird unter Beziehung auf die 
h. o. Kundmachung vom 15. und 27. Jänner 1902, 
33. 1253 und 3240, eingeladen, mit der Verlaut⸗ 
barung dieſer Verfügung ſofort vorzugehen. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 7. Februar 1902, 3. 26.131, 


mit welcher 


die Einfuhr von Zucht⸗ und Nutzſchweinen aus 
Krain nach Böhmen verboten wird. 


Anläßlich der erfolgten Einſchleppung der Schweine— 
peſt aus dem Bezirke Rudolfswert in Krain nach den 
Bezirken Böhm. ⸗Leipa und Gabel findet die Statthal- 
terei behufs Verhinderung weiterer Seucheneinſchlep— 
pungen die Einfuhr von Zucht- und Nutzſchweinen aus 
Krain nach Böhmen bis auf Weiteres zu unterſagen. 


Dieſe Anordnung tritt am 12. Februar 1902 in 
Kraft und werden Uebertretungen derſelben nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, geahndet 
werden. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Beiblatt zu dem Werordmungsblatte 


b. . Min iſte riums des Innern. 


Nr. 7. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniflerium des Innern. 


Wien, 28. Februar 1902. 
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ausſchreibung für Vorbeugungsmittel gegen Maul- und Klauenſeuche in Belgien. — Ausweis über den Stand 
der anſteckenden Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 


Innern 


gerichtsbezirken Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 

vom 21. Februar 1902, 3. 6944, | gemeinde Kolozs (Comitat Kolozs), Szamos-Ujvar, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Co— 
enthaltend mitat Szolnok-Doboka), Keszthely, Tapolcza (Comitat 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Zala) in Ungarn, ſowie aus den Bezirken Zupanja 


Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 


(Comitat Syrmien) in Croatien-Slavonien nach den 


Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 


5 en und Ländern. 5 i 4 h 
Beh Schweinen aus dem Stuhlgerichtsbezirke Okörmezö 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem (Comitat Märamaros) in Ungarn gerichtete Verbot 
diesseitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des hiemit aufgehoben. 


13 
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Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund- 
machung vom 19. Februar 1902, Z. 6730, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 25. Februar 1902, 3.7681, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem Ne feige Gebiete verbietet das Mini- 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Bezirken Vojnic (Comitat Modrus⸗Rieka), Kar⸗ 
lovac einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Vrginmoſt (Comitat Zagreb) in Croatien-Slavonien 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Alvincz, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula-Fehervär, 
Magyar -Igen (Comitat Alſö-Feher), Malaczka (Comitat 
Pozsony), Szasz-Sebes, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Szeben), Homonna 
(Comitat Zemplen) in Ungarn gerichtete Verbot hiemit 
aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Über⸗ 
einkommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der 
Miniſterialverordnung vom 22. September 1899, 
R. G. Bl. Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach 
dem Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der Ein- 
fuhr von Schweinen aus der durch Schweinepeſt 
verſeucht geweſenen Gemeinde Homonna-Bresztö 
(Stuhlgerichtsbezirk Homonna) und aus der durch 
Stäbchenrothlauf verſeucht geweſenen Gemeinde Kis— 
Levärd (Stuhlgerichtsbezirk Malaczka), ſowie deren 
Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung der 
gegen die genannten Bezirke beſtandenen Verbote nicht 
berührt. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund⸗ 
machungen vom 19. und 21. Februar 1902, 38.6730 
und 6944, zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die 
in Kraft. 


vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 
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Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 24. Februar 1902, 3. 7416, 


betreffend EX 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Im Nachhange zur hierortigen Kundmachung 
vom 13. Februar 1902, Z. 5634, wird die k. k. 


Statthalterei > 0 5 
Lande behufs der weiteren Veranlaſſung in die 


Kenntnis geſetzt, dafs laut telegraphiſcher Mittheilung 
der königl. Landesregierung in Agram vom 21. Fe⸗ 
bruar 1902, 3. 13557, die Einfuhr von Schweinen 
wegen des Beſtandes der Schweinepeſt aus den poli- 
tiſchen Grenzbezirken Gottſchee und Gurkfeld 
(Krain) nach Croatien-Slavonien unterſagt worden ift. 


Bundmachung der Statthalterei in Trieft 
vom 13. Februar 1902, 3. 4216, 


betreffend 
Beſchränkungen im Schweineverkehre für den Bezirk 
Parenzo. 


Wegen Auftretens der Schweinepeſt im Bezirke 
Parenzo findet die k. k. Statthalterei auf Grund der 
Beſtimmungen des F. 3 des Thierſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880, N G. Bl. Nr. 35, den politiſchen 
Bezirk Parenzo gegen die Ein- und Ausfuhr von 
lebenden Schweinen abzuſperren, ſowie die Abhaltung 
5 Schweinemärkten in dieſem Speruehigt zu unter⸗ 
agen. 

Übertretungen dieſer am 20. Februar 1902 in 
Wirkſamkeit tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 


Kundmachung der Stofthatkern in 
Prag vom 13. Februar 1902, 9. 28018, 


mit welcher 


die Verfügungen, betreffend die Ausfuhr von Nutz⸗ 
und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen 
Reiche, abgeändert werden. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche in Böhmen wird unter Auf- 
hebung der mit der Statthaltereikundmachung vom 
29. Jänner l. J., Z. 18681, verfügten Viehausfuhr⸗ 
verbote Nachſtehendes beſtimmt: 

Die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus den 
politiſchen Bezirken Brüx, Komotau und Saaz 
nach dem Deutſchen Reiche wird bis auf weiteres 
unterſagt. 

Dieſe Verfügung tritt ſofort i in Kraft. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 22. Februar 1902, 3. 36939, 
betreffend 


die Schließung der ſächſiſchen Vieheinbruchſtation 
Reitzenhain. 


Laut Zuſchrift der königlich ſächſiſchen Kreis— 
hauptmannſchaft in Chemnitz vom 18. Februar 1902, 


Erl ä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern überhaupt 


vom 19. Februar 1902, 3. 7001, 
; betreffend 


die Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von 
Klauenthieren aus Preußen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Mit Rückſicht auf die andauernd geringe Aus- 
breitung der Maul: und Klauenſeuche in Preußen und 
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Nr. 114 a VII hat das königlich ſächſiſche Miniſterium 
des Innern mit der Verordnung vom 15. Februar 
1902, Nr. uns anläſslich des Ausbruches der 
Maul⸗ und Klauenſeuche in der Ortſchaft Sadſchitz, 
Bezirk Komotau, die Schließung der Vieheinbruch— 
ſtation Reitzenhain bis auf weiteres verfügt. 


Dies wird hiemit verlautbart. 


de 


im Deutſchen Reiche wird die k. k. 
Toren mit Beziehung auf den hierortigen Erlass 
vom 23. Juni 1896, 8. 20419, eingeladen, das 
hienach erlaſſene Verbot der Einfuhr von Klauen- 
thieren aus Preußen ſofort außer Wirkſamkeit zu 
ſetzen und hierüber die Anzeige zu erſtatten. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Wiedergeſtattung der Rindereinfuhr 
aus Galizien nach dem Königreiche Preußen.) 
Laut einer unter dem 17. Februar d. J. hieher 
gelangten amtlichen Meldung haben die Regierungs— 
präſidenten in Breslau, Liegnitz und Oppeln den 
Auftrag erhalten, das im Jahre 1895 erlaſſene Verbot 
der Einfuhr von Rindern aus Galizien aufzuheben. 


(Schweineeinfuhr aus Galizien nach 
Böhmen.) Die Einfuhr von Schlachtſchweinen 
aus Galizien nach Böhmen wurde außer nach den in 
Nr. 34 des „Beiblattes“ ex 19010 bezeichneten 
Schlachthäuſern mit der Kundimachung der Statt⸗ 
halterei in Prag vom 15. Februar l. J., 3. 32331, 
auch nach dem öffentlichen Schlachthauſe der Stadt 
Jaromer geſtattet. 


*) Seite 399, 


(Die Koſten der Schweinepeſttilgung.) 
Nachweiſung über die in der Zeit vom 27. Sep⸗ 
tember bis 15. November 1901 nach Maßgabe 
der kaiſerlichen Verordnungen vom 2. Mai 1899, 
R. G. Bl. Nr. 81, und vom 15. September 1900, 
R. G. Bl. Nr. 154, beſeitigten Schweine und die 
aus dieſer Maßnahme dem Staatsſchatze erwachſenen 
Auslagen und Einnahmen. 


Beſeitigt wurden: 


5 
F im Gewichte 
Stücke Von 1 
Kranke Schlachtſchweine 857 30.471˙5 


14.056 235.154 62 
5.065 188.696˙21 


19.978 454.322˙33 
13* 


„ Nutzſchweine 
„ Zuchtſchweine . 


zuſammen Schweine . 


76 


1 im Gewichte 
Stücke von Ag 
II. 
Wegen Krankheitsver⸗ 
dachtes geſchlachtete und geſund 
befundene 
Schlachtſchweine . 1.540 79.447 
Nutzſchweine 10.081 206.871˙3 
Zuchtſchweine 4.954 279.724˙5 


zuſammen Schweine . 16.575 566.042˙8 


III. 
Anſteckungsverdächtige 


Schlachtſchweine . 2406 12991513 
Nutzſchweine 19.165 475.428˙45 
Zuchtſchweine 11.5183 68 


33.084 1,284.317'57 
69.637 2,304.68 270 


zuſammen Schweine 


daher im ganzen . 


Unter thierärztliche Beobachtung wurden 
5348 anſteckungsverdächtige Schweine geſtellt. 


An Entſchädigungen wurden gezahlt für: 


I. 
Kranke Schlachtſchweine 17.634 K 78 h 
„ Nutzſchweine. i 
„ Zuchtſchweine 190 69 
zuſammen. 221.587 K 49 h 

II. 


Wegen Krankheitsverdach— 
tes geſchlachtete und geſund be— 


fundene 

Schlachtſchweine . 89.999 K 60 h 
Nutzſchweine 152.607 „ 64 „ 
Zuchtſchweine . 305.030 „07 „ 
zufammen.. 547.637 K 31 h 

III. 

Anſteckungsverdächtige 
Schlachtſchweine . 145.099 K 02 h 
Nutzſchweine 429.153 „82 
Zuchtſchweine . | 748.183 „96 „ 
zuſammen . . 1,322.436 K 80 h 


An Koſten für die Durchfüh⸗ 
rung der Schlachtung der Schweine, 
der Commiſſionen, Wagentrans⸗ 
porte und Desinfectionsarbeiten 0 
ſind erlaufen 195.632 K 28 h 


ſohin im ganzen . 2, 287.293 K 88 h- 
Hievon ab der Erlös für 8 
das Fleiſch der nach der Schlach— 


tung geſund befundenen Schweine 392.625 , 65 „ 


Verbleiben für den 
Staatsſchatz effective Aus— 
lagen l., 668 


Hiezu die nach Maßgabe der 
kaiſerlichen, Verordnung vom 
2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, 
in der Zeit vom 19. Mai 1899 
bis 27. September 1900 für 
20.167 Stücke beſeitigter 
Schweine dem Staatsſchatze er- 


wachſenen Auslagen“) mit 392.909 „ 10 % 


zuſammen .. 2,287.577K33 h 

(Handelsverkehr auf dem Wiener 
Schlachtviehmarkte im Jahre 1901.) Wie 
ſchon im Vorjahre anläſslich der Beſprechung des 
Handelsverkehres auf dem Wiener Centralviehmarkte an 
dieſer Stelle bemerkt wurde, bildet der Wiener Markt 
das wichtigſte Abſatzgebiet der öſterreichiſch-ungari⸗ 
ſchen Viehproduction. Schon der Umſtand, daſs hier 
der Fleiſchbedarf der hauptſtädtiſchen Millionen- 
bevölkerung gedeckt wird, iſt in erſter Linie hiefür 
maßgebend. Außerdem erſcheinen aber auf dem 
Wiener Markte als regelmäßige Käufer Fleiſchhauer 
des Landes Niederöſterreich und ſolche aus Böhmen 
und Mähren; in geringerer Zahl und zeitweilig ſtellen 
ſich Käufer aus den anderen Kronländern und auch 
aus Weſtungarn auf dem Centralviehmarkte zu 
St. Marx ein. Im abgelaufenen Jahre hat ein aller⸗ 
dings geringfügiger Rinderexport nach der Schweiz 
vom Markte aus ſtattgefunden. 


Die nachfolgende Zuſammenſtellung enthält eine 
Überſicht der Beſchickung des Schlachtviehmarktes im 
abgelaufenen Jahre im Vergleiche mit den correſpon⸗ 
direnden Daten des Jahres 1900 auf Baſis markt⸗ 
amtlicher Daten, wobei ſich die befremdliche und 
wenig erfreuliche Erſcheinung einer Verringerung 
der Viehzufuhr um 7821 Rinder ergibt. Der Um⸗ 
ſtand, daſs Qualitätsware (Maſtvieh) im geringſten 
Maße von der Verminderung betroffen wurde, 
ſchwächt die Bedeutung des Mancos ab, immerhin 


*) Wurden in der Nr. 1 des „Beiblattes für die Ange⸗ 
legenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung“ verlautbart. 


| erſcheint es geboten, mit Rückſicht auf die ſtädtiſchen 

Intereſſen, die ſich an eine reichliche Marktbeſchickung 

knüpfen, dieſer Erſcheinung Beachtung zuzuwenden. 
1901 


1900 Differenz 


a En — 

PRARA Stücke 
FTT ͤ VV. — 
Maſtvieh. 188.242 189.170 — 928 
Weidevieh 13.444 15.084 — 1.640 
Beindlvieh 62.197 675450 — 5.253 
Summe. 263.883 271.704 — 7.821 


Dem Geſchlechte der Thiere nach beſtand die 
Zufuhr aus: 186.556 Ochſen, 38.896 Stieren und 
32.073 Kühen; außerdem waren zugeführt: 6358 
Büffel. 


Nebſt den auf dem Centralviehmarkte aufge— 
triebenen Rindern gelangten im Jahre 1901 noch 
24.529 Stück (1900: 25.585) außer Markt in 
den Stallungen der Viehmäſter von den Fleiſch⸗ 
hauern gekaufte Rinder direct in die Schlachthäuſer. 
Auch hier demgemäß eine Verminderung der Wiener 
Viehzufuhr, und zwar um 1056 Stücke. 


An der Beſchickung des Wiener Schlachtvieh— 
marktes waren Ungarn, die überwiegende Mehrzahl 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, das Occupationsgebiet und von ausländi— 
ſchen Staaten Serbien und Italien betheiligt. Die 
anſchließenden Tabellen enthalten hierüber das 


Nähere: 
Provenienzland ek ieh 80 55 8 
Niederöſterreich G 5.656 
Oberöſterreich 4.888 — 8.892 
Salzburg 296 — 68 
Steiermark 785 — 1.041 
Kärnten 38 45 
Krain 5 5 
Böhmen 395 — 24 
Mähren 8.334 559 
Schleſien 9 — 
Galizien 30.549 483 3.480 
Bukowina 2.306 30 64 
Ungarn 122.723 7727 28.608 
Croatien⸗ Slavonien 6.632 2,130 7368 
Bosnien 3479 1.602 5.577 
Serbien 425 1.472 815 

Italien 162 — — 
188.242 13.444 62.197 


Summe. 


Geſammtzahl. 263.883 Stücke. 


- 
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Bei einem Vergleiche mit den Auftriebsziffern 
des Vorjahres ergibt ſich Folgendes: 


Zufuhr aus 1901 8 a 1900 
Ungarn und Ervatien- 
Slavonien . 178.188 3.410 
Galizien und Buko⸗ 
wina . ? 36.912 . 493 
Den übrigen öiter- 
reichiſchen Kron⸗ 
ländern 41.551 e. 
Deeupationsgebiet . 78 4.808 
Ausland (Serbien, 
Italien) 2.874 — 2.549 
Summe 463.8838 — 1.821 


Der voranſtehenden Tabelle iſt zu entnehmen, 
daſs die Viehzufuhr aus Ungarn, welche allerdings 
allein eine größere iſt, als die aus ſämmtlichen 
übrigen Provenienzländern zuſammen, im letztver— 
floſſenen Jahre einen nicht unanſehnlichen Rückgang 
gegen das Jahr 1900 erfahren hat. Die gleiche Er— 
ſcheinung, wenn auch in geringerem Maßſtabe, war 
ſchon 1900 gegen 1899 zu beobachten. Die Be— 
ſchickung des Wiener Marktes mit Schlachtvieh aus 
Galizien und Bukowina war um ein Geringes ſtärker 
als im Jahre vorher. Reichlicher war, die Zufuhr aus 
der Geſammtheit der übrigen öſterreichiſchen Kron— 
länder; eine Erſcheinung, die auch ſchon 1900 gegen 
1899 conſtatirt werden konnte. Erheblich zurück— 
gegangen iſt die Viehzufuhr aus dem Occupations— 
gebiete. Ausländiſche Provenienzen waren auf dem 
Wiener Markte durch ſerbiſches Schlachtvieh, das im 


Jahre 1900 gänzlich gefehlt hatte und durch eine 
verſchwindend geringe Zahl italieniſcher Schlachtthiere 
vertreten. Die ſerbiſchen Provenienzen gelangten auf 
dem Contumazmarkte zum Verkaufe. 

Von Intereſſe für die Beurtheilung der Markt— 
verhältniſſe iſt noch die folgende Nachweiſung, welche 
Aufſchlüſſe über den Abſatz des zu Markte ge— 
brachten Schlachtviehes gibt: 

Abſatzgebiete 1901 gegen 1900 

(angekauft für) Rinder 

den Wiener Localbedarf . 208613 6.332 
Niederöſterreich . 9 1372 
Mähren 5,168 — 693 
Böhmen 5.033 + 176 
Salzburg 234 87 
Küſtenland 140 — 140 
Steiermark 58 — 148 
Diverſe Länder . 25 — 127 
Ungarn . 8717 
Schweiz 188 + 188 

Geſammtabſatz . 263.676 — 8.064 
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Der früher nachgewieſenen geringeren Markt— 
beſchickungen entſprechend, weist naturgemäß auch der 
Abſatz verminderte Ziffern auf. Stark zurückgegangen 
iſt 1901 die Anzahl der für den Wiener Localbedarf 
angekauften Rinder. In Bezug auf die übrigen 
Abſatzgebiete vertheilt ſich die Abnahme ziemlich 
gleichmäßig. Böhmen, Salzburg und das Küſtenland 
haben 1900 mehr abgeführt als im Vorjahre und 
bemerkenswert erſcheint. auch der im letzten Jahre 
ſtattgehabte Auslandsexport nach der Schweiz. 


(Das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz.) In 
Ergänzung der bisherigen, hier mitgetheilten Ver— 
lautbarungen über das deutſche Geſetz, betreffend die 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, welches bisher nur 
in einzelnen Beſtimmungen durch kaiſerliche Verord— 
nung zur Wirkſamkeit gebracht worden iſt, veröffent- 
licht nun das Reichsgeſetzblatt eine Verordnung, 
wonach $. 21 dieſes Geſetzes am 10. October d. J. 
in Kraft tritt. Der Paragraph beſtimmt: Bei der 
gewerbsmäßigen Zubereitung von Fleiſch dürfen 
Stoffe oder Arten des Verfahrens, welche der Ware 
eine geſundheitsſchädliche Beſchaffenheit zu verleihen 
vermögen, nicht angewendet werden. Verboten iſt, ein 
derartig zubereitetes Fleiſch aus dem Auslande einzu- 
führen oder ſonſt in den Verkehr zu bringen. Gleichzeitig 
treten die bezüglichen Strafvorſchriften des Geſetzes in 
Kraft. Das Reichsgeſetzblatt veröffentlicht ferner eine 
Bekanntmachung, welche beſagt, daſs die Vorſchriften 
des §. 21 des Fleiſchbeſchaugeſetzes auf folgende Stoffe, 
fois auf die ſolche Stoffe enthaltenden Zubereitungen 
Anwendung finden: Borſäure und deren Salze, Form— 
aldehyd, Alkali- und Erdalkali-Hydroxyde und 
Carbonate, ſchweflige Säure und deren Salze, ſowie 
unterſchwefligſaure Salze, Fluorwaſſerſtoff und deſſen 
Salze, Salicylſäure und deren Verbindungen und 
chlorſaure Salze. Dasſelbe gilt für Farbſtoffe jeder 
Art, jedoch unbeſchadet ihrer Verwendung zur Gelb— 
färbung von Margarine und zum Färben der Wurſt— 
hüllen, ſofern dieſe Verwendung nicht anderen Vor⸗ 
ſchriften zuwiderläuft. 


(Export geſchlachteter Schweine aus 
Oſterreich-Ungarn nach Bayern.) Über den 
bedeutend geſteigerten Abſatz von geſchlachteten 
Schweinen öſterreichiſch-ungariſcher Provenienz in 
Bayern während der letzten Monate des abgelaufenen 
Jahres gibt ein an das k. und k. Miniſterium des 
Außern eingelangter Conſularbericht Aufſchluſs. Dem 
Berichte iſt zu entnehmen, dass die Einfuhr ge— 
ſchlachteter Schweine auf dem Münchener Schlacht- 
und Viehhof, welche im Monate September v. J. 
97 Stücke betrug, im October auf 640 Stücke, im 
November auf 3089 Stücke und im December 1901 
auf 4997 Stücke geſtiegen iſt. 
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(Übertragung der 


ſtattgefundener Übertragungen von Thiertuberculoſe 
auf Menſchen wird durch einen in der „Berliner 
thierärztlichen Wochenſchrift“ mitgetheilten Fall be— 
reichert. Auf dem Berliner Schlachthofe iſt bei zwei 
Schlächtergeſellen, welche damit beſchäftigt wurden, 
tuberculöſe Schlachtſtücke aus den Schlachtkammern 
nach den Aufbewahrungsräumen für Confiscate zu 
transportiren, durch ärztliche Unterſuchung an den 
Händen Hauttuberculoſe (Lupus) feſtgeſtellt worden. 


(Erprobung des Baccelli'ſchen Heilver⸗ 
fahrens in Bayern.) Nun liegt auch eine authen⸗ 


tische Mittheilung über die Anwendung des Baceelli- 


ſchen Heilverfahrens in Bayern vor. Die hiebei 
geſammelten Erfahrungen lauten nicht weſentlich 
günſtiger wie die in Nr. 5 des „Beiblattes“ (Seite 51) 
veröffentlichten Ergebniſſe der im Großherzogthume 
Heſſen vorgenommenen Verſuche. Im Finanzaus⸗ 
ſchuſſe der bayerischen Kammer theilte der Miniſter⸗ 
präfident Freiherr v. Feilitzſch. mit, daſs das Heil⸗ 
verfahren in 13 Gemeinden an 177 Thieren zur 
Anwendung gelangte. Von dieſen Thieren find 10 ge- 
fallen, 82 unbeeinfluſst geblieben und 85 haben eine 
weſentliche Beſſerung aufgewieſen. Von zwölf Thier⸗ 
ärzten, die ſich an den vorgenommenen Verſuchen 
betheiligten, hat ſich nur einer günſtig ausgeſprochen; 


acht beſtreiten jeden Heilerfolg. Die W werden — 


nicht fortgeſetzt. 


(Viehverſicherung in der Schweiz.) Nach 
den „Mittheilungen des ſchweizeriſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsdepartements“ wurde laut Bundesraths- 
beſchluſſes vom 21. Jänner 1902 für Koſten der obli⸗ 


gatoriſchen Viehverſicherung des Cantons Zürich pro 


1901, unter der Vorausſetzung eines mindeſtens ebenſo 
hohen cantonalen Beitrages, ein Bundesbeitrag von 
126.752˙45 Francs bewilligt. 


(Die 
gibt mit Hinweis auf eine bezügliche Darſtellung der 


königlich däniſchen landwirtſchaftlichen Geſellſchaft 
ſehr inſtructive Aufſchlüſſe über die Entwicklung der 


Schweinezucht in Dänemark, durch welche das Land 


eine ſehr beträchtliche Einnahmsquelle im Wege des 
bedeutenden Exportabſatzes von Schweinefleiſch und 
Speck nach England gewonnen hat. So gelangten im 


Jahre 1900 über 126 Millionen Pfund Speck im 


Handelswerte von eirca 59 Millionen Kronen 


(5 däniſche Kronen — 6'613 öſterrreichiſche Kronen 


ohne Agio) zur Ausfuhr. Die Bedeutung des engli— 
ſchen Marktes für die däniſche Schweineproduction 


lenkte die Beſtrebungen der dortigen Landwirte auf 


die Verbeſſerung der Qualität der erzeugten Ware in 
der Geſchmacksrichtung der Conſumenten des Abſatz⸗ 


Rin dertubereuloſe ; 
auf Menſchen.) Das Material der Beobachtung 


Schweinezucht Dänemarks.) Ein 
Bericht des k. und k. Generalconſulates in Kopenhagen 


gebietes, wobei die private Initiative ſtaatliche Unter— 
ſtützung fand. Der angeſtrebte Zweck wurde durch 
Blutmiſchung der heimiſchen Schweineracen mit 
engliſchen Racen erreicht. Die erzielten Erfolge haben 
den Erwartungen entſprochen, anderſeits iſt aber durch 
die Racenmiſchung eine Entkräftung und Schwächung 
der heimatlichen Schweinebeſtände in geſundheitlicher 
Beziehung eingetreten. Der in dem Berichte geſchil— 
derte Entwicklungsgang beanſprucht, von verſchiedenen 
Geſichtspunkten betrachtet, nicht zum mindeſten von dem 
des Einfluſſes auf, den Geſundheitsſtand der Thiere, 


woraus ſich naturgemäß ein Rückſchlag auf die 
veterinären Verhältniſſe ergibt, weitgehendes Intereſſe. 


Die Darſtellung möge in gedrängter Kürze hier Platz 
finden: 

Im Anfange des letzten Jahrhunderts war die 
Schweinezucht in Dänemark nicht erheblich und die 
Thiere ſelbſt waren nur von mittelmäßiger Beſchaffen— 
heit. In der Mitte des Jahrhunderts erfolgte eine 
Anderung des Betriebsſyſtems von Seiten der däni— 
ſchen Landwirtſchaft, dem Verkaufe von Korn machte 
der Meiereibetrieb Platz. Zuerſt auf den großen, 
ſpäter auch auf den kleinen Höfen. Mit der Verbreitung 
der Milchproduction bildete der Abfall der Milch- 
wirtſchaft die Grundlage der Schweinezucht. Mit der 
Entwicklung der Rübencultur boten ſich weitere geſunde 
und gute Futtermittel. Die alten, heimiſchen Schweine— 
racen vermochten jedoch nicht die reichliche, gleich— 
artige und leicht verdauliche Nahrung in verkäuflichen 
Speck umzuſetzen. Man begann alſo damit, dieſe Racen 
durch fremdes Blut zu verbeſſern und die erſten Im— 
porte zur Förderung der Schweinezucht fanden aus 
Holſtein ſtatt. Mittlerweile — es fällt dieſer Vorgang 
in die Mitte des Jahrhunderts — war Holſtein 
ſelbſt zur Verbeſſerung ſeiner Racen durch Einfuhr 
engliſcher, mittelgroßer Typen der Berk- und 
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Vorkſhireracen geſchritten. Man ahmte dieſes Beiſpiel 
in Dänemark nach. Aus der Viehzählung des Jahres 
1871 geht hervor, daſs die Hälfte der Eber des Landes 
in jenem Zeitpunkte engliſchen Urſprunges war. Später 
hielt man ſich an das heimiſche Matericl und der 
Schweinebeſtand war damals durchſchnittlich gut. Der 
Hauptmarkt für däniſche Schweine wurde indeſſen 
mehr und mehr von Deutſchland nach England verlegt, 
und da die Anſprüche dieſes Landes, was die fette Be— 
ſchaffenheit und die Fleiſchigkeit der Schweine betrifft, 
geſtiegen waren, ſo hatte dies eine neue Veredlung der 
Race zur Folge; man begann die große Norkſhirerace aus 
England einzuführen, die eben imſtande iſt, diejenigen 
Eigenſchaften zu übertragen, auf welche England Wert 
legt. Dieſe Racenmiſchung war von außerordentlichem 
Einfluſſe auf die Schweinebeſtände Dänemarks während 
der letzten 20 Jahre. Der Einfluſs machte ſich in den 
Körperformen der Schweine geltend und hat inſoweit 
Nutzen geſtiftet, als dadurch die Anſprüche der Haupt— 
conſumenten befriedigt werden konnten. Dagegen darf 
als erwieſen betrachtet werden, dass eine durchgeführte 
Kreuzung der dänischen Landſchweine mit den Norf- 
ſhireſchweinen den Schweinebeſtand Dänemarks in 
Rückſicht auf Stärke, gefunden Zuſtand und Lebens- 
fähigkeit nicht gefördert hat. 


(Preisausſchreibung für Vorbeugungs— 
mittel gegen Maul⸗ und Klauenſeuche in 
Belgien.) In das Budget wurde entſprechend dem Vor— 
ſchlage der Regierung ein Betrag von 10.000 Franes 
als Preis für die Entdeckung eines Präventivmittels 
gegen Maul- und Klauenſeuche eingeſtellt. In Ver— 
bindung damit hat der Ackerbauminiſter eine Com— 
miſſion ernannt, welcher die Prüfung einlangender 
Vorſchläge obliegt. Am 31. Jänner d. J. iſt der Ein- 
reichungstermin abgelaufen. 


Ausweis 


über den Stand der nen Thierkrankheiten, welche nach den am 28, Jebruar 1902 vurgelegenen DENT der pnlitiſchen Tandes⸗ 


behörden ſeit e der lehten e eee zur Anzeige gelangt find. 


ga 5 Maul- und Rotz⸗ und 5 Raufch- | Rothlauf | Schweine“ Bläschen⸗ 
der Klauen⸗ Milzbrand] Wurm⸗ Pocken⸗ Räude brand der der peſt ausſchlag Wuth⸗ 
Mr ſeuche krankheit krankheit Rinder Schweine (Schweine⸗ an den krankheit 
2 a ſeuche) Genitalien 
L an d 8 n y ⁰ͥ⁰ y y vv d I I er ee 
5 8 Zahl der verſeuchten 
2.0 
Niederöſterreic h.. 260 4.153 
Oberöſterrei ß 14 6.649 
Sahne 6 85 
i A a en 24| 3.955 
Kärnten 3 8 2.956 
EN NEE TR 12] 3.263 
üftenland: "3.0; 13, 121 
Zirole 5 260 1.887 
Vorarlberg. 5 55% i > 2 : : r 
Böhmen ; 960 13.2866 3 31 6 ; 34 3 3 le ABI ER TS RR ELIA TE 5 21, 2 2 
Mähren : A073. 30241 377, 21. 2 2 1 : h 272165 e 
Schleſien . 5 12. 721 5 5 . g l ; IST 3 - 
Galizien. ar 80| 11.376 8 N 14 i . 1 10] 12] 36 a 18 2712701 72212. 1., 6 71 8 
Bukowina 5 0 101 712 ; 5 F a 11 1 5 5 1 11 1 
Dalmatien BE 134 8411 . 1 5 11 1] 10 2 42 5 . 
Summe. 383 55.341] 5 5 11 6 6 I 86 8! 9 11 1 10 20 22 460 1 1 1 12 13] 13J 480 9414851 9 10) 58] 17 18019 


Im Vorjahre, e 0 : 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 1837 Schweine, davon krank 473 Stücke. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


E Babrgang 10% ° 
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geiblatt zu den Berurdunngablatt 


A. K. Nin iſte riums des Innern. 


- Bu. 8. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Wien, 14. März 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Minifteriums des Innern vom 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 5. März 1902, 3. 8682, 


5. März 1902, Z. 8682, enthaltend veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen 
aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 7. März 1902, Z. 9066, enthaltend eine veterinär-polizeiliche 
Verfügung in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Fehertemplom, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Verſecz (Comitat 
Temes), Zala⸗Szent⸗Gröt (Comitat Zala), ſowie aus 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
N Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- 


der Municipalſtadt Verſeez in Ungarn und aus den 
Bezirken Ogulin, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Rieka) 
in Croatien⸗Slavonien. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Balazsfalva, 
Nagy⸗Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadt— 
gemeinde (Comitat Alfo-Feher), Baranyavär, Mohacs 
(Comitat Baranya), Naszöd (Comitat Besztercze— 
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Naszöd), Szefes-Fehervar(Comitat Fejer), Hosszuaszbö 
(Comitat Kis⸗Küküllö), Betlen (Comitat Szolnok⸗ 
Doboka), Szent-Gotthärd (Comitat Vas), Kanizsa, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy-Kanizsa (Comi— 
tat Zala), und aus den Municipalſtädten Szekes⸗ 
fehervar, Zombor in Ungarn, ſowie aus den Bezirken 
Bjelovar, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
e ene (Comitat Bjelovar-Krizevci), in 

roatien⸗Slavonien gerichtete Verbot hiemit aufge— 
hoben 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein- 
kommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach Erlöſchen 
der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Schweinen aus den durch Schweinepeſt verſeucht 
geweſenen Gemeinden Magyar-Karpud (Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy- Enyed), Gardöny, Nagy-Läng (Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szekesfejervar), Szent⸗Jakob (Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Kanizsa) und aus der Municipalſtadt 
Zombor in Ungarn, ſowie deren Nachbargemeinden 
wird durch die Aufhebung der gegen die genannten 
Bezirke beſtandenen Verbote nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund- 
machungen vom 19., 21. und 25. Februar 1902, 
38.6730, 6944 und 7681, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die 
in Kraft. 


vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 7. März 1902, 3. 9066, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 

der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und 

Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach 
dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Szekesfejervär (Comitat Fejer), 
Felſö⸗Csallököz, Pozsony, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Szent-György (Comitat Pozsony), Euying 
(Comitat Veszprem) und aus der Munieipalſtadt 
Pozsony in Ungarn, ſowie aus den Bezirken Mitrovica, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Ruma 
(Comitat Syrmien) in Croatien-Slavonien nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 19., 21. und 25. Februar, 
ſowie 5. März 1902, 33. 6730, 6944, 7681 und 
8682, zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 11. März 1902, 3. 9461, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Tösziget-Csilizköz (Comitat Györ), 
Csorna (Comitat Sopron), Uj-Arad (Comitat Temes), 
Antalfalva, Pancſova (Comitat Torontäl), ſowie aus 
der Municipalſtadt Arad in Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Nowytarg erlaſſenen Verfügung die Einfuhr von 
Schweinen aus dem Grenzbezirke Szepes-Szombat, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Poprad (Comitat 
Szepes) in Ungarn nach dem diesſeitigen Gebiete 
verboten. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 19., 21. und 25. Februar, 
ſowie 5. und 7. März 1902, 33. 6730, 6944, 
7681, 8682 und 9066, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 4. März 1902, 3. 9081, 


enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehre aus dem Oceu⸗ 
pationsgebiete. - 


Auf Grund des letzten officiellen Thierſeuchen⸗ 
ausweiſes der Landesregierung in Sarajevo wird die 


Statthalterei 
kek. and eingeladen, unter gleichzeitiger Be⸗ 


hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach⸗ 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 10. März 1902 
angefangen zu erlaſſen wegen des Beſtandes der: 


1. Schweinepeſt gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Bosniſch⸗ Gradisla, 
Kljue, Priedor und Penjavor; 


2. Schafpockenſeuche gegen die Bar von 
Schafen aus dem Bezirke Sanskimoſt. 


Die Beſtimmungen über die Einfuhr von 
geſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 


ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver— 
ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen 
Schweinen aus ſeuchenfreien Gebieten nach Nieder— 
öſterreich, und zwar: 
nach den Schlachthäuſern der Productiv— 
geſellſchaft der Wiener Fleiſchſelcher und in Unter— 
Meidling, dann den Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher 
Ziegler und Karlik in Wien, ſowie dem Sanitäts- 
ſchlachthauſe in Wiener⸗Neuſtadt; ferner 
nach dem Schlachthauſe in Linz in Ober— 
öſterreich; 
nach den Schlachthäuſern in Prag, Holleſchowitz, 
Laun, Pilſen und Warnsdorf in Böhmen; 
nach den Schlachthäuſern in Brünn und Olmütz 
in Mähren und 
nach den Schlachthäuſern in Graz und Leoben 
in Steiermark bleiben auch fernerhin in Kraft. 


Bei der Verlautbarung der bezüglichen Kund— 
R Statthalterei 3 2 
machung wolle die k. k. Tandesregierung im Sinne des 


hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, Z. 28969, 
vorgehen. 


Aundmachung des Uliniſteriums des 
Innern vom 10. März 1902, 3. 9370, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und Croa⸗ 
1 tien⸗Slavonien. 

Laut Mittheilungen des königlich ungariſchen 
Ackerbauminiſteriums vom 27. Jänner und 4. März 
1902, 33. 1041 und 14788, ſowie der königlichen 
Landesregierung in Agram vom 4. und 21. Februar 
1902, 33. 9649 und 13557, iſt derzeit verboten: 


1. wegen Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Wiederkäuern und 
Schweinen aus dem politiſchen Grenzbezirke Mödling 
nach Ungarn; 


2. wegen Beſtandes des Stäbchenroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen aus den poli- 
tiſchen Bezirken Unter-Gänſerndorf (Niederöſterreich) 
und Volosca (Küſtenland) nach Ungarn; 


3. wegen Beſtandes der Schweinpeſt 
die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen 
Bezirken Bruck an der Leitha, Floridsdorf, Unter— 
Gänſerndorf, Mödling (Niederöſterreich), Volosca 
(Küſtenland) und Bohorodezany (Galizien) nach 
Ungarn, ſowie aus den politiſchen Bezirken Gottſchee, 
Gurkfeld, Rudolfswerth, Tſchernembl (Krain), Volosca 
(Küſtenland) nach Croatien-Slavonien; 
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4. wegen Beſtandes der Schafpocken— 
ſeuche die Einfuhr von Schafen aus dem politiſchen 
Bezirke Benkovae (Dalmatien) nach Croatien-Sla⸗ 
vonien. 

Hingegen wurden alle früheren gegen die Ein— 
fuhr von Vieh aus den hier nicht genannten politi- 
ſchen Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 

5 ; 5 Statthalterei : R 

Hievon wird die k. k. ande gierung Wik Bezie⸗ 
hung auf die hierortigen Kundmachungen vom 
29. Jänner, 13. und 24. Februar 1902, 38. 3595, 
5634 und 7416 zur entſprechenden weiteren Ver— 
anlaſſung in die Kenntnis geſetzt. 


Kundmachung der Statthalterei in Linz 
vom 5. Februar 1902, Z. 2496/X, 
betreffend 


die Regelung des Viehverkehrs mit dem Deutſchen 
Reiche. 


Auf Grund des Viehſeuchen- Übereinkommens 
zwiſchen Oſterreich-Ungarn und dem Deutſchen Reiche 
vom 6. December 1891, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892, 


findet die k. k. Statthalterei zum Zwecke der Hint- 


anhaltung der Einſchleppung von Thierſeuchen bis auf 
weiteres Nachſtehendes anzuordnen: 


A. Die Einfuhr von Vieh zum freien Verkehr. 
0 


1. Gemäß Artikels 1 des Viehſeuchen-Überein⸗ 
kommens wird die Einfuhr von Pferden, Maulthieren, 
Eſeln, Wiederkäuern und Schweinen aus dem Deutſchen 
Reiche auf beſtimmte Eintrittsſtationen beſchränkt und 
daſelbſt einer thierärztlichen Controle unterworfen. 


2. Die mittelſt der Eiſenbahn einzuführenden 
Viehtransporte ſind vont Transporteur ſpäteſtens am 
Abend vor dem Tage der Einfuhr unter Angabe des 
Bahnzuges dem betreffenden Controlthierarzte ſchrift— 
lich oder telegraphiſch anzumelden. Die mit dieſer 
Controle betrauten Thierärzte werden je nach den ſich 
ergebenden Veränderungen bekanntgegeben. 


3. Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere ſind 
Urſprungszeugniſſe beizubringen, welche von der Orts— 
behörde des Herkunftsortes ausgeſtellt und mit der 
Beſcheinigung eines ſtaatlich angeſtellten oder von der 
Staatsbehörde hiezu beſonders ermächtigten Thier— 
arztes darüber verſehen fein müſſen, dafs die betreffen 
den Thiere mit keiner anſteckenden Krankheit behaftet 
ſind, im Herkunftsorte und in den Nachbargemeinden 
innerhalb der letzten 40 Tage vor deren Abſendung 
die Rinderpeſt oder eine andere Seuche, hinſichtlich 
deren die Anzeigepflicht beſteht und die auf dieſelben 
übertragbar wäre, nicht geherrſcht hat. 


14* 
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4. Die Zeugniſſe müſſen von ſolcher Beſchaffen— 
heit ſein, daſs die Herkunft der Thiere und der bis zur 
Eintrittsſtation zurückgelegte Weg mit Sicherheit ver— 
folgt werden kann. 

Die Dauer der Giltigkeit der Zeugniſſe beträgt 
acht Tage. Läuft dieſe Friſt während des Transportes 
ab, ſo müſſen, damit die Zeugniſſe acht Tage gelten, 
die einzuführenden Thiere von einem ſtaatlich ange— 
ſtellten oder von der Staatsbehörde hiezu beſonders 
ermächtigten Thierarzt neuerdings unterſucht werden. 

Anch dieſer Befund iſt vom unterſuchenden Thier— 
arzte auf dem Zeugniſſe zu vermerken. 

5. Bei Eiſenbahn- und Schiffstransporten mujs 
vor der Verladung eine beſondere Unterſuchung durch 
einen ſtaatlich angeſtellten oder von der Staatsbehörde 
hiezu beſonders ermächtigten Thierarzt vorgenommen 
und der Befund in das Zeugnis eingetragen werden. 

6. Die mit der Controle in den Grenzzollſtationen 
betrauten Thierärzte haben die vorgeſchriebenen Ur— 
ſprungszeugniſſe zu prüfen und die einzuführenden 
Thiere auf ihren ſeuchenunbedenklichen Geſundheits— 
zuſtand ſorgfältigſt zu unterſuchen. 

7. Ergibt ſich hiebei weder hinſichtlich der Ge— 
ſundheit der Thiere noch der Urſprungszeugniſſe ein 


Anſtand, ſo hat der Controlthierarzt dieſen Befund 


auf den Urſprungszeugniſſen zu vermerken. 

Erſt nach Vollzug dieſer veterinärpolizeilichen 
Anforderungen und der Protokollirung der Urſprungs⸗ 
zeugniſſe (Viehpäſſe) darf über die einzuführenden 
Thiere diezollamtliche Behandlung durchgeführt werden. 

Viehtransporte, für welche die vorgeſchriebenen 
Urſprungszeugniſſe nicht vorliegen, ferner Thiere, die 
vom Controlthierarzte mit einer anſteckenden Krank— 
heit behaftet oder einer ſolchen verdächtig befunden 
werden, endlich Thiere, die mit kranken oder ver— 
dächtigen Thieren zuſammen befördert oder mit den- 
ſelben ſonſt in Berührung gekommen ſind, müſſen von 
der Einfuhr zurückgewieſen werden. 

Der Grund einer ſolchen Zurückweiſung iſt vom 
amtirenden Controlthierarzte auf dem Zeugniſſe anzu⸗ 
merken und mit ſeiner deutlich lesbaren Unterſchrift 
zu beſtätigen. 

Über jeden ſolchen Anſtand und Fall einer Zu⸗ 
rückweiſung von Thieren von der Einfuhr nach Oſter⸗ 
reich hat der Controlthierarzt der k. k. Grenzzollbehörde 
ſofort und unter Angabe der wichtigſten Daten aus 
den Urſprungszeugniſſen Mittheilung zu machen, damit 
dieſelbe in der Lage ſein kann, die erfolgte Rückweiſung 
dem correſpondirenden deutſchen Grenzzollamte und 
auch der benachbarten politiſchen Behörde des 
deutſchen Grenzbezirkes, aus oder über welchen die 
Einfuhr hätte ſtattfinden ſollen, im kürzeſten Wege 
Mittheilung zu machen. 

8. Wird erſt nach erfolgtem Grenzübertritte an 


eingeführten Thieren der Beſtand einer anſteckenden 
Krankheit wahrgenommen, ſo iſt der Thatbeſtand unter 


Zuziehung des beamteten Thierarztes vorſchrißen 
protokollariſch feſtzuſtellen und eine Abſchrift dieſes 
Protokolles ohne Verzug dem Miniſterium des In⸗ 


nern in Vorlage zu bringen, gleichzeitig aber auch 
abſchriftlich der Statthalterei die Anzeige zu erſtatten. 


Viehtransporte oder einzelne Thiere, welche erſt 
nach dem Grenzübertritte mit einer anſteckenden Krank! 
heit befunden werden, dürfen nach dem betreffenden ER 


deutſchen Gebiete nicht zurückgeſendet werden. 
9. Die Koſten der thierärztlſchen Unterſuchung 


ſind von den Importeuren zu tragen und von den 


k. k. Grenzzollämtern gleichzeitig mit den Zollgebüren 
zu Gunſten des Staatsſchatzes einzuheben, vorſchrifts⸗ 
mäßig zu verrechnen und für den politiſchen ar in 
Abfuhr zu bringen. 


10. Für den Vollzug der thierärztlichen Beſchau 
der zur Einfuhr gelangenden Thiere iſt ſowohl an 


regelmäßigen Einfuhrstagen als auch bei der Einfuhr 
von Vieh auf Grund ausnahmsweiſer Bewilligungen 
der politiſchen Bezirksbehörde die Beſchautaxe zu ent⸗ 
richten. 


Dieſelbe beträgt per Stück: 


Pferde, Eſel, Maulthiere 40 kr 
Fohlen bis zu einem Jahre 25 ů „ 5 
Stiere, Ochſen, Kühen. 35 „ 
Jungvieh im Alter bis 2½ Jahre 257.50, 
Kälber unter 6 . e 
Schweine i 
Schafe, Ziegen „„ 

Ferkel unter 10 Rilogramn, Lämmer, 5 
Kitze - 2 


11. Als Emmett an auf welche der Ver⸗ 


kehr mit Handelsvieh aus dem Deutſchen Reiche nach 
und durch Oſterreich beſchränkt und daſelbſt einer 


thierärztlichen Controle unterworfen wird, werden bis 


auf weiteres die nachbenannten Grenzzollämter und 
für die Sommermonate, das iſt vom 1. März bis 


Ende September, ſowie für die Wintermonate, das iſt 
vom 1. October bis Ende Februar, e officielle 


Controltermine beſtimmt: 


Im politiſchen Bezirke Rohrbach: — N 
Am k. k. Nebenzollamte Schwarzenberg im 


Sommer und Winter jeder zweite und Gierke Dienstag ? ai 


von 10 bis 11 Uhr vormittags. 


Am k. k. Nebenzollamte Angerhäuſer im Somme 


jeder zweite und vierte Dienstag von 7 bis 8 Uhr 


früh; im Winter jeder vierte Dienstag von 1 bis 2 Uhr 
nachmittags nur gegen vorherige Beſtellung und auf b 


Koſten der Parteien. 


Am k. k. Nebenzollamte Hinterſchiffl im Sommer 
jeder erſte und dritte Dienstag von 9 bis 10 Uhr 
vormittags; im Winter nur gegen vorherige Been 5 


und auf Koſten der Parteien. 


landſchaftliche Thierarzt in Hochburg. 


Controlorgan für dieſe k. k. Zollämter iſt der 
landſchaftliche Thierarzt in Ulrichsberg. 

Am k. k. Nebenzollamte Hanging jeder zweite 
und vierte Mittwoch vormittags; am k. k. Nebenzoll— 
amte Oberkappel jeder erſte und dritte Samstag 
vormittags. 

Controlorgan für dieſe deiden Zollämter iſt der 
k. k. Bezirksthierarzt in Rohrbach. 


Im politiſchen Bezirke Schärding: 
Am k. k. Nebenzollamte Obernzell jeder erſte 


Donnerstag im Monate nur auf vorherige Beſtellung; 


am k. k. Nebenzollamte Haibach jeder erſte, zweite, 
dritte und vierte Dienstag im Sommer und Winter; 
am k. k. Hauptzollamte in Paſſau (Bahnhof) jeder 
zweite und vierte Mittwoch im Sommer und Winter, 
jedoch nur gegen vorherige Beſtellung; am k. k. Neben⸗ 
zollamte Schärding jeder Donnerstag Sommer und 
Winter. 

Controlorgan für dieſe k. k. Zollämter iſt der 
k. k. Bezirksthierarzt in Schärding. 


Im politiſchen Bezirke Ried: 


Am k. k. Nebenzollamte in Obernberg nur auf 
Beſtellung und Koſten der Partei. 

Controlorgan für dieſes k. k. Zollamt iſt der 
8 in Altheim. 


Im politiſchen eie Braunau am Inn: 


Am k. k. Nebenzollamte Braunau jeder Dienstag 


und Freitag im Sommer wie im Winter; am k. k. 


Hauptzollamte in Simbach (Bahnhof) jeder Montag 
im Sommer wie im Winter gegen vorherige Be— 
ſtellung. 

Controlorgan für dieſe k. k. Zollämter iſt der 
k. k. Bezirksthierarzt in Braunau am Inn. 

Am k. k. Nebenzollamte Ach jeder Dienstag im 
Sommer, jeder erſte, zweite und vierte Dienstag im 
Winter von 8 bis 11 Uhr früh; am k. k. Nebenzoll⸗ 


amte Ettenau jeder Mittwoch im Sommer, jeder erſte, 


zweite und vierte Mittwoch im Winter von 1 bis 
5 Uhr nachmittags. 
5 Controlorgan für dieſe k. k. Zollämter iſt der 


Fällt auf einen dieſer Controltage ein kirchlicher 


Feiertag, ſo findet die Vieheinfuhr, reſpective thier- 


ärztliche Controle am nächſtfolgenden Wochentage 


während der gleichen Tagesſtunden ſtatt. 


12. Im Falle einer außerordentlichen Grenz— 
controle hat der Controlthierarzt von den von der 
Partei im voraus erlegten Koſten ſeiner Entſendung 
den für das importirte Vieh zu entrichtenden Betrag 
der Beſchautaxen bis zur Höhe der Controlkoſten an 
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das betreffende k. k. Grenzzollamt gegen Amtsquittung 
abzuführen und denſelben im Wege der ordentlichen 
Rechnungslegung und unter Vorlage dieſer Amts- 
quittung anzuſprechen. 


Überſteigen dieſe Commiſſionskoſten die ent— 
fallenden Beſchautaxen, ſo hat der betreffende Trans— 
porteur die entſprechende Aufzahlung an das k. k. 
Grenzzollamt zu leiſten. 


13. Von ertheilten beſonderen Einfuhrsbewilli— 
gungen und den von der Partei entrichteten Reiſe— 
koſten hat die politiſche Bezirksbehörde das in Betracht 
kommende k. k. Grenzzollamt rechtzeitig zu ver— 
ſtändigen. 


14. Die mit der thierärztlichen Grenzcontrole 
betrauten landesfürſtlichen oder ſtaatsbehördlich be— 
ſtellten Thierärzte, ſowie die inſpicirenden Veterinär— 
organe ſind verpflichtet, ſolche Viehtransporte, welche 
nach Maßgabe dieſer Verordnung der thierärztlichen 
Grenzcontrole unterliegen und ohne dieſelbe beſtanden 
zu haben, zur Ein- oder Durchfuhr zugelaſſen worden 
ſein ſollten, ohne Verzug und telegraphiſch der Statt— 
halterei zur Anzeige zu bringen. 


B. Verkehr mit Weidevieh nach dem öſterreichiſchen 
Grenzgebiete und der kleine Grenzverkehr. 


I. Der Verkehr mit Weidevieh aus den deutſchen 
nach den öſterreichiſchen Grenzgebieten iſt unter den 
nachſtehenden Bedingungen geſtattet: 


a) Die Eigenthümer der Herden haben beim 
Grenzübertritte ein Verzeichnis der Thiere, 
welche ſie auf die Weide bringen wollen, mit der 
Angabe der Stückzahl und der charakteriſtiſchen 
äußeren Merkmale derſelben zur Verificirung 
(Prüfung und Beglaubigung) vorzulegen; 


b) die Rückkehr der Thiere wird nur nach Feſt— 
ſtellung ihrer Identität bewilligt. 


Wenn jedoch während der Weidezeit eine für die 
betreffende Thiergattung anſteckende Krankheit unter 
einem Theile der Herden oder nur an einem weniger 
als 20 Kilometer von dem Weideplatz entfernten Orte 
oder auf jener Straße, auf welcher die Rückkehr der 
Herde zur Grenzſtation erfolgen ſoll, ausbricht, ſo iſt 
die Rückkehr des Viehes nach dem Gebiete des 
anderen Theiles unterſagt, ſofern nicht zwingende 
Verhältniſſe (Futtermangel, ſchlechte Witterung u. ſ. w.) 
eine Ausnahme erheiſchen. 

In ſolchen Fällen darf die Rückkehr der von der 
Seuche noch nicht ergriffenen Thiere nur unter An- 
wendung von durch die zuſtändigen Behörden zur 
Verhinderung der Seuchenverſchleppung vereinbarten 
Schutzmaßregeln erfolgen. 
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C. Verkehr mit dem zum Exporte nach dem Deut: 
ſchen Reiche beſtimmten Vieh. 


1. In den im Abſatze A, Alinea 11, bezeichne— 
ten Grenzzollämtern wird an den normirten Control- 
tagen auch jenes zur Ausfuhr nach Bayern beſtimmte 
Vieh der thierärztlichen Controle im Sinne des Ar- 
tikels II des Viehſeuchenübereinkommens mit dem 
Deutſchen Reiche unterworfen, über welches die thier— 
ärztliche Beſcheinigungsclauſel nicht vorliegt. 


2. Für die Vornahme dieſer Unterſuchung des 
Exportviehes find die im Abſatze A, Alinea 10, für 
die Einfuhr von Thieren normirten Beſchaugebüren 
zu entrichten. 


3. Über Einſchreiten bei der politiſchen Bezirks- 
behörde kann auch die Ausfuhr an anderen als den 
normirten Controltagen bewilligt werden, wenn 
ſeitens der Partei die Koſten der Dienſtesreiſe des 
Controlthierarztes im Sinne des Abſatzes A 
Punkt 12, getragen werden. 


1 


Derlei Einſchreiten müſſen jedoch ſpäteſtens 
24 Stunden vorher mündlich, ſchriftlich oder tele- 
graphiſch erfolgen. 


II. Die Bewohner von nicht mehr als fünf Kilo— 
meter von der Grenze entfernt liegenden Ortſchaften 
können die Grenze in beiden Richtungen zu jeder 
Stunde mit ihren eigenen an den Pflug oder an ein 
Fuhrwerk geſpannten Thieren überſchreiten, jedoch nur 
zum Zwecke landwirtſchaftlicher Arbeiten oder in 
Ausübung ihres Gewerbes und unter Beobachtung 
der beſtehenden Zollvorſchriften. 


III. Die Einfuhr von Vieh über die Reichs⸗ 
grenze mit Umgehung der grenzzollamtlichen, reſpec— 
tive der veterinärpolizeilichen Controle iſt nach §. 46 
des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, mit dem Verfall der be— 
troffenen Thiere zu ahnden. 


IV. Die Beſtimmung des §. 11 dieſes Geſetzes, 
dass alle Viehtriebe im Innern des Reiches von fünf 
zu fünf Tagen einer thierärztlichen Unterſuchung zu 
unterſtellen find und der jeweilige Unterſuchungs— 
befund auf der Rückſeite des Viehpaſſes zu beſcheinigen 
iſt, findet auch auf das Importvieh jeder Gattung 
gleichmäßige Anwendung. 


Dieſe Beſtimmungen treten am 1. März 1902 


in Kraft und werden mit denſelben gleichzeitig die 


hieramtlichen Verordnungen vom 15. Juni, 15. Oe⸗ 
tober 1898, 3. 8990/H und 17835/II, und 
9. April 1900, Z. 3568 / II, L. G. u. V. Bl. Nr. 20 
und 30 ex 1898 und Nr. 12 ex 1900, außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 


\ 
\ 


nn der Konten 5 


Czernowitz vom 3. Mürz 1902, 3. et, 


betreffend 


Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen in, be 8 


ziehungsweiſe durch den politiſchen Bezirk Suezawa 
und aus dem politiſchen Bezirke Suezawa. 


Mit Rückſicht darauf, daſs in vielen Conſum⸗ 
orten bei aus dem Bezirke Suczawa ſtammenden 


Schlachtſchweinen wiederholt Schweinepeſt ämtlich 
conſtatirt wurde, ohne daſs es 
die dort offenbar 


gelungen wäre, 
beſtehenden Seuchenherde auf- 


zudecken, findet die k. k. Landesregierung zum Zwecke 


der Tilgung der erwähnten Seuche auf Grund der 


Beſtimmungen des §. 3 des allgemeinen Thierſeuchen⸗ 


geſetzes Nachſtehendes zu verfügen: 


1. Die Einfuhr (der Eintrieb) von Schweinen 


(Zucht⸗, Nutz- und Schlachtſchweinen) in den poli⸗ 
tiſchen Bezirk Suczawa iſt überhaupt verboten. 


2. Zur Ausfuhr (zum Austrieb) aus dem poli⸗ 


tiſchen Bezirke Suczawa dürfen nur zur Schlachtung 


beſtimmte Schweine lediglich mittelſt der Eiſenbahn, | 


und zwar in die Bukowina nur in das Schlachthaus 
in Czernowitz und in die übrigen Länder nach Maß⸗ 


gabe der von dieſen jeweils getroffenen Berfagungen 5 


gelangen. 

Die nach Czernowitz eingeführten Schweine dieſer 
Provenienz ſind auch bei der Ausladung thierärztlich 
zu beſchauen und dann binnen längſtens 48 Stunden 


im ſtädtiſchen Schlachthauſe, wohin ſie mittelſt Wägen 


mit Pferdebeſpannung ſofort nach der Ausladung zu 


überführen ſind, unter Aufſicht des ae Amts⸗ 


thierarztes zu ſchlachten. 


3. Die Durchfuhr (der Durchtrieb) von Schweinen x 


durch den politischen Bezirk Suczawa ift nur N ; 


der Eiſenbahn geſtattet. 


* 


4. Durch die vorſtehenden Verfügungen wird 5 5 


der Verkehr mit Schweinen innerhalb des Bezirkes 
Suczawa nicht berührt. - 


Zwecks Erleichterung der Controle des Verkehres 2 


mit Schweinen ſind die Viehpäſſe im erwähnten Be⸗ 


zirke auf ſpeciellen Blanketten hellgrüner Farbe, welche 
die Gemeinden (Gutsgebiete) in der bisherigen Weiſe 
von der Bezirkshauptmannſchaft zu beziehen haben 


werden, auszuſtellen. Bis zur Beſchaffung ſolcher 


Viehpaſsblankette iſt die Benützung der bisherigen 


weißen Blankette zuläſſig. 
Hievon geſchieht mit 


2 5 Beifügen die allge- 2 
meine Verlautbarung, dafs Übertretungen dieſer am 


15. März 1902 in Wirkſamkeit tretenden Kund⸗ 


machung nach den Beſtimmungen des §. 45 des 


Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 515 Be 


werden 8 werden. 


Kundmachung der Landesregierung für 
Kürnten vom 4 März 1902, 3. 3478, 
betreffend 


die Aufhebung der Beichränfungen des Verkehres 
mit Schweinen im politiſchen Bezirke Völkermarkt. 


Da die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Völkermarkt auf die Gemeinde Eberndorf beſchräukt 
4 geblieben iſt und daſelbſt dem Erlöſchen nahe ift, | 
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werden die mit der Kundmachung vom 27. Jänner 
1902, 8. 1457, über einige Gemeinden des Jaun— 
thales verhängten Beſchränkungen im Verkehre mit 
Schweinen vom 10. März 1902 an, wieder auf— 
gehoben. 


Hiedurch werden die für den Verkehr mit 
Schweinen beſtehenden allgemeinen Vorſchriften, ſowie 
die bezüglich der verſeuchten Localitäten angeordneten 
ſpeciellen Anordnungen nicht berührt. 


Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


— 


men... Verſchiedene Mittheilungen. 


(Der Handel mit Schlacht-, Zucht- und 
Nutzvieh, Fleiſch und Fleiſchwaren im öſter⸗ 
reichiſch⸗-ungariſchen Zollgebiete.) Den vom 
k. k. Handelsminiſterium herausgegebenen Nachweiſen 
über den Zwiſchenverkehr ſind die nachfolgenden 
Daten über die im Jahre 1901 erfolgte Einfuhr von 
Schlacht, Zucht- und Nutzvieh, Fleiſch und Fleiſch— 
e waren aus Ungarn nach Oſterreich und die Ausfuhr 
e der gleichen Warenkategorien aus Sſterreich nach 
Ungarn entnommen. Die hier gewählte tabellariſche 


Gruppirung iſt analog der des Außenhandels der 
Monarchie mit Schlachtvieh und Fleiſch („Beiblatt“ 
Nr. 5 ex 1902, S. 49) vorgenommen worden, wo— 
durch auch nach dieſer Richtung den Fachkreiſen und 
Intereſſenten ein Vergleich ermöglicht wird. Der 
Specialiſirung, wie ſie die Zwiſchenverkehrsſtatiſtik 
bringt, wurde in den anſchließenden Tabellen nur 
inſoweit Rechnung getragen, als eine Sonderung der 
Rinder nach Schlacht, Zucht- und Nutzvieh erfolgte. 


Einfuhr aus Angarn nach Gſterreich. 


Handelswert in Kronen 


Stückzahl 


Differenz 


1900 1901 1900 1901 
Schlachtrin der 86,620.903 81,403.389 ] 243.016 234.021 | — 8.995 
Zucht⸗ und Melkvieh .. 2,551.660 2,444.125 8.004 7.655 — 349 
C 787.600 1,142.378 2.200 3.191 | + 991 
Jungvieh und Kälber 2.699.292 3,574.107 28.241 34.8811 + 6.640 
hae Ammer e. 2,459.136 3, 484.134 134.417 188.619 | + 54.202 
Maftihweine ........ 53,433.406 61,329.649 | 354.691 426.163 | + 71.472 
Magerſchweinre 5,567.732 8,045.344 126.919 182.942 | + 56.023 
Schlacht-, Zucht- und Nutzvieh . 154.119.729 161,423.126 | 897.488 1,077.472 | + 179.984 | 
5 Fleiſch: Metereentner 
V 6,873.272 8,423.086 75.743 92.731 | + 16. 988 | 
ieee. a, 1,430.010 1,442.225 11.164 11.276 | + 112 | 
Fleiſchwürſte. 3,460.445 4,185.350 13.264 16.344 | + 3.080 | 
renn 00. 1207 =: 11,763.727 14,050.661 100.171 120351 20.180 


Der vorſtehenden Tabelle iſt zu entnehmen, daſs dem Handelswerte nach und 1,077,472 Stücke be— 
die Einfuhr von Schlacht-, Zucht⸗ und Nutzvieh tragen hat und gegen das Vorjahr eine Steigerung 
Br, : (ohne Pferde) aus Ungarn nach Oſterreich im letzt- um rund 7˙3 Millionen Kronen Handelswert und 


verfloſſenen Jahre rund 161˙4 Millionen Kronen 179.984 Stücke aufweist. Gleichzeitig iſt die Einfuhr 
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von Fleisch und Fleischwaren auf 14 Millionen Kronen 
Handelswert rund 120.351 Metercentner um rund 
328 Millionen Kronen Handelswert und 20.180 
Metercentner geſtiegen. Demgemäß in der Geſammt⸗ 
heit der hier vorgeführten Warengattungen, bei einer 
dem Handelswerte nach rund 175˙4 Millionen Kronen 
betragenden Summe im Jahre 1901 eine Mehr- 
differenz um rund 10˙5 Millionen Kronen. Bemer- 
kenswert iſt, daſs dieſes Ergebnis, trotz der um circa 
9000 Stücke verminderten Einfuhr von Schlacht- 
rindern, durch weſentlich vermehrte Einfuhr von 
Schweinen, Schafen und Fleiſch erreicht worden iſt. 

Die Ausfuhr der beſprochenen Warengattungen 
aus Oſterreich nach Ungarn iſt ſelbſtverſtändlich eine 
ſehr geringe. An Schlacht-, Zucht- und Nutzvieh (ohne 
Pferde) hat dieſelbe im Jahre 1901: 865.368 K dem 
Handelswerte nach und 7097 Stück betragen und 
gegen das Vorjahr eine Verringerung um 365.408 K 
dem Handelswerte nach und 3914 Stück erfahren. 
An Fleiſch und Fleiſchwaren hat die Ausfuhr nach 
Ungarn im Jahre 1901 rund 3˙9 Millionen Kronen 
dem Handelswerte nach und 28.408 Metercentner 
betragen; um 194.434 K dem Handelswerte nach und 
1152 Metercentner mehr als im Jahre 1900. Die 
Plusdifferenz entfällt auf zubereitetes Fleiſch und 
Fleiſchwaren, welche, wie aus der anſchließenden 
Tabelle zu erſehen iſt, in etwas ſtärkerem Maße aus⸗ 
geführt worden ſind. 


Ausfuhr aus Gſterreich nach Angarn. 


Handelswert Stückzahl | 
in Kronen zah Diffe⸗ 
neh I renz 
1900 1901 1900 1901 

Schlachtrinder 145.200 138.405 474 4521 — 22 
Zucht- und Melk⸗ . 

pieb. 2. ee 443.070 377.095 1.115 974I— 141 
Zugochſen 347.900 209.300 994 598 — 396 
Jungvieh und 

Kälber res 156.834 67.434 1.967 8701 — 1.097 
Schafe, Läm⸗ 

mer e.. 34.642 26.498 3.651 2.880 771 
Magerſchweine . 103.130 46.881 2.810 1.323] — 8 487 
Schlacht⸗, Zucht⸗ 

und Nutzvieh „ 1,230.776 865.368 11.011 7.0971 — 3.914 

Fleiſch: Metercentner 

friſches . 1,192.785| 1,185.879 11.772 11.768 4 
zubereitetes 2,198.660 2,328.740| 12.1300 12.6624 532 
Fleiſchwaren 374.420 445.680 3.354 3.978[＋. 624 
Fleiſchwaren . . 3, 765.865 3, 960.299] 27.2560 28.408 1.152 


(Schweineeinfuhr aus Galizien nach 
Böhmen.) Die Einfuhr von Schlachtſchweinen 
aus Galizien nach Böhmen wurde außer nach den in 
der Nummer 34 ex 1901 und Nummer 7 ex 1902 
des „Beiblattes“ bezeichneten Orten und Schlacht— 
häuſern mit der Kundmachung der Statthalterei in 


*) Seite 75. 


Prag vom 1. März 1902, 3. 42379, auch ug der 5 2 


Stadt Tannwald geftattet. 


(Die Preisbewegung auf dem Wiener 
Schlachtviehm arkte im Jahre 
bereits anläſslich der Beſprechung des Handelsver⸗ 
kehrs auf dem Wiener Schlachtviehmarkte in der 
vorigen Nummer des „Beiblattes“ ) hervorgehobene 
Moment der Bedeutung dieſes Marktes als Central⸗ 
Viehhandelsplatz der Monarchie 
Abſatzgebietes der heimiſchen Viehproduetion dürfte 
nachfolgender Überſicht über die geſchäftliche Abwick⸗ 
lung des Viehhandels und die Preisbewegung auf 
dem Wiener Schlachtviehmarkte während des abge— 
laufenen Jahres unter gleichzeitiger Vorführung der 


entſprechenden Daten des vorhergegangenen Jahres 


das Intereſſe weiterer Kreiſe ſichern. Damit findet 
die erwähnte Beſprechung über den ſtattgefundenen 
Handelsverkehr ihre abſchließende Ergänzung. 

Von den nach den Beſtimmungen der Marlt⸗ 


ordnung auf dem Rindermarkte zuläſſigen Verkaufs⸗ 
dem Verkaufe nach Lebendgewicht, nach Stück 


arten: 
(auf dem Fuße) und nach Schlachtgewicht, ſind auch 
im letztverfloſſenen Jahre nur die beiden erſtgenannten 


Verkaufsarten zur Anwendung gelangt; Verkäufe nach 


Schlachtgewicht haben nicht ſtattgefunden. 


Von den auf dem Wiener Viehmarkte aufge⸗ 


triebenen Rindern wurden verkauft nach: 


Lebend gewichtete 249.925 Rinder 
Stück (auf dem Fuß)) 32 10.008 
Zuſammen . 263.883 Rinder 


Demnach entfielen auf den Verkaufsmodus nach n 
Lebendgewicht 94˙6 Procent ſämmtlicher Käufe und 


iſt, verglichen mit den bezüglichen Daten des Jahres 
1900, eine weitere Zunahme der Käufe nach Lebend⸗ 


gewicht zu beobachten. Nur Beindlvieh wurde „nach 
Stück“ gekauft und auch von dieſem ein verhältnis ⸗ 


mäßig geringer Theil. 


1901) Das 


und wichtigſten 


Bei der amtlichen Abwage der nach Lebend⸗ | 


gewicht verkauften Rinder 
einzelnen Monate des Jahres 1901 das durch⸗ 
ſchnittliche Lebendgewicht eines Stückes regulärer 


Marktware (Maft- und Weidevieh) zwiſchen 460 bis 


548 (1900: 486 bis 550) Kilogramm; als jähr⸗ 
liches Durchſchnittsgewicht ergibt ſich daraus 513 Kilo⸗ 
gramm pro Stück Rind gegen 514 Kilogramm im 
Jahre 1900. In dieſem durchſchnittlichen Gewichts- 
ergebnis iſt keine bemerkenswerte Anderung der Ge⸗ 
wichtsqualttät der regulären Marktware zu erblicken, 
immerhin aber muj3 ein Rückgang verzeichnet werden. 
Bei den auf dem Fuße verkauften Rindern (Beindl⸗ 
vieh) iſt bezüglich des Durchſchnittsgewichtes eine viel 
erheblichere Differenz der Ergebniſſe im Jahre 1901 
gegen das vorhergegangene Jahr zu beobachten. In 
den einzelnen Monaten des Jahres 1901 ſchwankte 


) Seite 76. 


variirte während der 


das Durchſchnittsgewicht dieſer Thiere von 268 bis 
346 (1900: 333 bis 353) Kilogramm; im Jahres- 
durchſchnitte ergibt ſich daraus für 1901: 322 Kilo- 
gramm gegen 341 Kilogramm in 1900. Demnach ein 
durchſchnittlicher Gewichtsrückgang um 19 Kilogramm 
per Stück. 
Die Preisbewegung auf dem Schlachtvieh— 
markte im Jahre 1901, mit den im vorausge- 
gangenen Jahre ſtattgehabten Preisnotirungen ver— 
glichen, ſtellt ſich, wenn bei dieſem Vergleiche die 
äußerſten Preisgrenzen in Betracht gezogen werden, 
nach oben hin als eine unveränderte dar, während 
nach unten hin ſich eine Preisermäßigung von 4 K 
pro 100 Kilogramm ergibt. Die Einkaufspreiſe für 
reguläre Marktware erſcheinen in den marktamtlichen 
Tabellen, welche in den „Mittheilungen des ſtatiſti— 
ſchen Departements des Wiener Magiſtrates“ ver— 
öffentlicht ſind, mit 32 bis 88 K gegen 36 bis 88 K 
pro 100 Kilogramm im Jahre 1900 ausgewieſen; in 
einem Monate (October 1901) figurirt ſogar der 
Preis von 28 K als unterſte Preisgrenze. Die Feſt— 
ſtellung eines Preisrückganges, wenn auch nur bei 
den minderen Kategorien, iſt eine auffallende Er— 
ſcheinung mit Rückſicht auf die früher nachgewieſene 
Verringerung der Zufuhr im verfloſſenen Jahre und 
der ziemlich feſtſtehenden Beobachtung, daſs vermin⸗ 
dertes Angebot in der Regel ſteigende Preiſe zur 
Folge hat, wenn nicht andere paralyſirende Einflüſſe 
ſich geltend machen. Daſs dieſe Bedenken nicht der 
Berechtigung entbehren, wird durch die anſchließende 
ſtatiſtiſche Tabelle erwieſen, auf deren Grundlage 
man zu einem anderen, mit den Vorkommniſſen mehr 
übereinſtimmenden Reſultate hinſichtlich der Preis- 
bewegung auf dem Wiener Schlachtviehmarkte gelangt. 
Die Conſtruction dieſer Tabelle, welche in gleicher 
Weiſe ſchon bei der vorjährigen Beſprechung vorge— 
nommen wurde („Beiblatt“ Nr. 4 ex 1901, S. 35) 
beruht darauf, dafs die innerhalb jedes einzelnen 
Monates um einen Einheitspreis angekaufte größte 
Anzahl von Schlachtthieren (reguläre Marktware) 
verzeichnet wird. ; 


davon wurde er⸗ 
zielt für 


Geſammtauf⸗ 
trieb, Stück: 


Stück: ein Einheits⸗ 


4901 preis von 

Kronen pr. 

100 Kg. 
D 18.249 2.580 56 

err 17.560 2.535 64 
März 17.551 2.613 56 
A 22.660 3.601 68 
r 20.501 3.281 64 
F 20.526 3.813 64 
ABA 20.960 3.288 64 
C 25.344 2.755 76 
September 20.447 2.121 52 
A 25.661 2.840 56 
November 20.161 2.291 56 
Betem ber 20.305 2.680 68 
249.925 34.398 62 
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Dieſer Tabelle iſt zu entnehmen, dafs die größte 
Anzahl von Rindern 34.398 Stück von 249.925 im 
Jahre 1901 um den Durchſchnittspreis von 62 K 
pro Metercentner verkauft worden iſt, was gegen eine 
gleiche Aufſtellung, betreffend das Jahr 1900, in 
welchem der ſo berechnete Durchſchnittspreis 61 K 
betragen hat, eine Preiserhöhung von 1 K pro Meter- 
centner ergibt. Hinſichtlich der Preisbewertung des 
Beindlviehes, inſoweit dasſelbe „nach Stück“ verkauft 
worden iſt, erſcheinen die Preiſe im Jahre 1901 mit 
60 — 200 K per Stück gegen 80 - 200 K per Stück 
im vorhergegangenen Jahre ausgewieſen; als extreme 
Notirungen find 210 — 450 K pro Stück im abge— 
laufenen Jahre verzeichnet. 


(Exportſchlächtereien in Serbien.) Sehr 
beachtenswerte und informative Aufſchlüſſe enthalten 
die Berichte des k. und k. Conſulates in Belgrad über 
die Errichtung und Ausgeſtaltung der Export 
ſchlächtereien in Serbien, von denen es vornehmlich 
die Schweineſchlächtereien ſind, welche innerhalb 
der letzten Jahre eine außerordentliche Entwicklung 
aufzuweiſen haben. 

Das Beſtreben, die ſerbiſche Viehproduction, eine 
der wichtigſten Erwerbsquellen des Landes, von den 
Schädigungen durch Einfuhrverbote und Grenzſperren 
ſeitens der Abſatzgebiete aus Anlaſs auftretender Vieh- 


ſeuchen wenigſtens theilweiſe unabhängig zu machen, 


führte zur Errichtung von Exportſchlächtereien in Serbien 
auf Baſis beſonderer Förderung und Begünſtigungen, 
welche den Unternehmern von der ſerbiſchen Regierung 
zutheil wurden. Obgleich ſchon in den Jahren 1896 
und 1897 Großſchlächtereien errichtet wurden, welche 
ſich mit dem Exportverſandt von Schweinefleiſch und 
auch zeitweilig von Rindfleiſch in größerem Maßſtabe 
befaſsten, kann man mit Rückſicht darauf, daſs es dieſen 
Unternehmungen nicht gelang, ſich zu behaupten, und 
dieſelben genöthigt waren, ihren Betrieb einzuſtellen, 
erſt vom Jahre 1898 ab, in welchem Jahre die Schlacht- 
hausactiengeſellſchaft in Belgrad gegründet wurde, von 
einem rationellen und erfolgreichen Betriebe der Export— 
ſchlächtereien in Serbien ſprechen. Sämmtliche in 
weiterer Zeitfolge ins Leben gerufene Unternehmungen 
gleicher Art ſtehen in irgend einem geſchäftlichen 
Zuſammenhange mit der genannten Aetiengeſellſchaft, 
welche am 1. April 1899 ihr eigenes Schlachthaus 
in Belgrad eröffnete. Dieſes beſteht aus zwei Ab— 
theilungen, die eine für Exportſchlachtungen, die 
andere für Schlachtungen zum localen Conſum be⸗ 
ſtimmt. Welche Bedeutung das Belgrader Schlacht— 
haus für den ſerbiſchen Fleiſchexport beſitzt, wird durch 
die nachfolgenden Daten deutlich gemacht: 

Es wurde an Schweinefleiſch 
exportirt: 


u 
1898:1,425.402 ky 
1,103.897 Francs; 


aus Serbien 


im Handelswerte von 
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1899:2,093.607 kg im 
1,669.115 Francs; 

1900:3,3 90.202 „ „ 0 4 
3,199.047 Francs; | 


Dagegen im Jahre 1901 aus dem Belgrader 
Schlachthauſe allein: 3,355.170 /. 

Im Belgrader Schlachthauſe iſt auch der Ver- 
ſuch von Rinderſchlachtungen zu Exportzwecken 
unternommen worden, und hat der Verſandt dieſes 
Fleiſches nach Wien ſtattgefunden. Die bezüglichen, 
in geringem Umfange vorgenommenen Verſuche haben 
ſich jedoch nicht bewährt. Erfolgreich erwies ſich die in 
den letzten Wochen des verfloſſenen Jahres inſtallirte 
Abtheilung für Geflügelſchlachtung zu Export⸗ 
zwecken und ſind bereits im Monate December 1901 
circa 100.000 Ag Geflügel in geſchlachtetem Zuſtande 
aus dem Belgrader Schlachthauſe nach England ver⸗ 
ſendet worden. 

Neben der Schlachthausactiengeſellſchaft und, 
wie Schon früher erwähnt, in einem gewiſſen geſchäft⸗ 
lichen Zuſammenhange mit dieſer, werden ſeit Ende 
des Jahres 1900 noch zwei andere Exportſchlächtereien 
in Belgrad betrieben, deren Unternehmer — der eine 
ein Franzoſe, der andere ein Däne — den franzöſiſchen, 
reſpective den engliſchen Markt dem ſerbiſchen 
Schweinefleiſch als Abſatzgebiet gewonnen haben. Der 
Franzoſe, ein Herr Gaſſeau aus Bordeaux, hat einen 
regelmäßigen Exportverſandt von geſalzenem Schweine— 
fleiſch, Würſten, Schmalz nach Bordeaux, Marſeille 
(auch nach Algier und Antwerpen gehen dieſe Producte) 
eingerichtet und hat die Propaganda für dieſen Export 
in ſeiner Vaterſtadt mit ſolchem Erfolg durchgeführt, 
dass ſich dort zu dieſem Behufe eine Actiengeſellſchaft 
gebildet hat. Der Däne Nilſen hat nach einem an⸗ 
fänglichen Misserfolge einer auf der Verwertung des 
Fleiſches in Budapeſt und der Verſendung des 
Schmalzes nach Deutſchland beruhenden Combination, 
ſich der Gewinnung des engliſchen Marktes zugewendet. 
Jüngere Thiere werden geſchlachtet und nach einer 
eigenen Methode auf beſonderen Abbrühapparaten 
zum Verſandt hergerichtet und via Oſtende nach 
London exportirt. Das Fleiſch langt dort in be- 
friedigendem Zuſtande an und wird, allerdings zu 
billigeren Preiſen als das dem Geſchmacke der engliſchen 
Conſumenten mehr entſprechende Fleiſch däniſcher 
Provenienz abgeſetzt. Nach dieſem Muſter“) ſollen 
nun auch in Serbien Verbeſſerungen der Schweine— 
racen ſtattfinden. Die ſerbiſche Regierung und die 
Schlachthausactiengeſellſchaft haben je 10.000 Franes 
für den Ankauf männlicher Fleiſchſchweine gewidmet, 
und Ende October v. J. ſind bereits 112 Stück in 
Böhmen gekaufte Yorkſhire-Schweine in Belgrad 
eingetroffen. Die Ausſichten für die angeſtrebten Ver⸗ 
beſſerungen werden als nicht ungünſtige bezeichnet. 

* 


Handelswerte von 


) Siehe „Die Schweinezucht Dänemarks“ im „Bei⸗ 
blatte“ Nr. 87 ex 1902, S. 78. 


Mit den voran ſtehend Pepe Unter: = 
| nehmungen iſt aber die Zahl der beſtehenden und im 


Werden begriffenen Exportſchlächtereien noch nicht 
erſchöpft. 


Velika⸗Plana (zwei Stunden von Belgrad an der 
Bahn nach Niſch gelegen), welches bisher nur im 
Winter betrieben wurde. Aus dieſem Saiſon-Export⸗ 


ſchlachthaus gelangen nichtsdeſtoweniger bedeutende 


Quantitäten Schweinefleiſches nach Wien, Prag, Graz 
und Brünn zum Verſandt. Es heißt, daſs dieſes 
Schlachthaus mit einer Eiserzeugungsmaſchine und 
Kühlkammern verſehen werden und dann auch während 
der one ee den Warenverſandt aufnehmen ſoll. 

Im Sommer des verfloſſenen Jahres iſt einer 
franzöſiſchen Geſellſchaft die Conceſſion zur Errichtung 
einer fünften Exportſchlächterei, und zwar in Paracin, 
das an der Hauptbahnlinie von Belgrad nach Niſch 
liegt, ertheilt worden. In dieſer Gegend befinden 
ſich die größten Schweinemaſtungen des Landes. 
Dieſes Unternehmen ſoll die Fleiſcheonſervirung nach 
einer ganz neuen Methode, welche es ermöglicht, 
das Fleiſch durch 45 Tage und länger in friſchem () 
Zuſtande zu erhalten, 
ſich, im Falle des Gelingens, davon eine Hebung des 
bisher geringfügigen Rindfleiſchexportes. 


vor dem Herbſte d. J. nicht zu erwarten. 


Zum Schluſſe ſei noch einer vor kurzem in Niſch | 


inſtallirten Hammel-Exportſchlächterei Erwähnung 
gethan, die ein Italiener, 
gründet hat, welchem größere Capitalien zur Ver⸗ 
fügung ſtehen ſollen. 
Beſitze einer ſtaatlichen Conceſſion und arbeitet ledig⸗ 
lich auf Grund einer Gewerbelieenz der Stadt 
Niſch. Nach Bericht unſeres Conſulates in Belgrad 
vom 6. Jänner d. J. 


vornehmen und verſpricht man 


Wie die 
Dinge ſtehen, iſt der Vetsiebshegin dieſer Schlächterei 


Volpi aus Venedig, ges | 


Dieſer Unternehmer iſt nicht im 


iſt bisher nur verſuchsweiſe 


Ein viertes derartiges Unternehmen iſt das in 


eine kleine Partie geſchlachteter Schafe über Hamburg 


nach London verſendet worden und läſst ſich ein 
Urtheil über die Rentabilität dieſes Unternehmens 
noch nicht abgeben. 


Ungeachtet der zum großen Theile von den 


Exportſchlächtereien erzielten Erfolge ſpricht das 
k. und k. Conſulat im allgemeinen ſeine Anſchauung 
dahin aus, dass, wenn keine Grenzſchwierigkeiten und 
Ausfuhrverbote für lebendes Vieh beſtehen und für 
dieſes hohe Preiſe zu erreichen ſind, immerhin der 
Export lebender Ware mehr Wee wird als der 
Fleiſchverſandt. 


(Immuniſirungs verfahren gegen Maul- 
und Klauenſeuche.) 
ſtattgefundenen Sitzung der Budgetcommiſſion des 
preußiſchen Abgeordnetenhauſes theilte Geheimrath 
Kirchner vom Cultusminiſterium mit, dass ein 
ſicheres Immuniſirungsverfahren gegen die Maul— 


und Klauenſeuche entdeckt worden ſei. Es ſei die An⸗ 


In der am 7. März d. J. 


nahme gerechtfertigt, daſs es bald gelingen werde, ein 
Präparat herzuſtellen, welches dem einzelnen Beſitzer 
a ermöglichen wird, den geſammten Viehbeſtand für 
* eeine verhältnismäßig geringe Summe zu immuniſiren. 


u Profeſſor Löffler (Greifswald), der die Verſuche 
5 llleiitete, habe auch das Verfahren Baccelli's geprüft 
Fr und deſſen Mittel als gefährlich und nicht wirkſam 


erkannt. 
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(Rinderpeſt in der Türkei.) Die im No- 
vember 1901 in mehreren Orten der Diſtricte 
Antiochia und Marach im Vilajet Aleppo ausge— 
brochene Rinderpeſt iſt nach einem Berichte der 
k. und k. Botſchaft in Conſtantinopel im Jänner dieſes 
Jahres erloſchen. Gleichzeitig meldet die k. und k. 
Botſchaft das Auftreten der Rinderpeſt in der Stadt 
Chio und in Tallaros im Vilajet Chio. 


= a en Verſonalnachrichten. 


* 


n In Durchführung des Geſetzes vom 27. September 
1 1901, R. G. Bl. Nr. 148, wurden weiters *) ernannt: 


er In Galizien zu Bezirksoberthierärzten in der IX.Rangs- 
ae 3 claſſe die Bezirksthierärzte: Karl Klich, Bruno Eitelberg, 
3 Daniel Kiſiel, Sigismund Fertig, Narcis Sikorski, Fried- 
85 rich Fried, Marian Duleba, Stanislaus Kwieeinski, 
8 Wladimir Fedorowicz, Ladislaus Machalski, Johann 
> Smoluchowski, Victor Tychowski, Johann Szezerba, 
€ Nicolaus Horodnieki, Demetrius Marko, Johann Ba- 
nek, Michael Serwacki, Miecislaus Grodecki, Stefan 
Janowiez, Zeno Szydkowsky, Anton Stupnieki, 

Pinkas König, Abraham Weißberg, Johann Piskorski, 

Joſef Lucki, Eſechiel Raff, Johann Skueinski, Dr. 

Caſimir Rutkowski, Johann Nowak, Joſef Gakek, 

Marian Audykowski und Heinrich Lang; zu Bezirks⸗ 

8 thierärzten in der X. Rangsclaſſe die Bezirksthierärzte 
Er Peter Bawlifiewicz, Franz Wasniewski, Ferdinand 
£ Zörner, Peter Olbrycht, Michael Ochniez, Silveſter 


*) Siehe „Beiblatt“ Nr. 29, 31 und 34 ex 1901, 
Seite 345, 361 und 404. 


Kruczkowski, Leo Lubliner, Adolf Weißberg, Joſef 
Bernſtein, Johann Soltykiewiez, Hermann Sigall, 
Andreas Lukaszewski, Joſef Vergeſslich, Herſch Atlas, 
Gregor Bogdan, Leopold Urich, Adalbert Cielen⸗ 
kiewiez, Marian Orzechowski, Hermann Hirſch, Karl 
Grochowski, Rudolf Przykopa, Zacharias Bardach, 
Anton Pilch, Franz Dötſch, Wladimir Bilinski, Andreas 
Miziura, Oſias Lille, Michael Malecki, Theofil 
Dziurzynski, Anton Szymanski, Joſef Nowieki, 
Julian Strutynsfi, Joſef Wedrychowski, Joſef Kak⸗ 
kowski, Tauchim Hammermann, Joſef Zagörski, Karl 
Koninski, Sigismund Markowski, Joſef Serwa, Anatol 
Proskurnieki, Ladislaus Rudnieki, Edmund Zbu— 
dowski, Zeno Juhre, Andreas Sagan, Stanislaus 
Wagner und Vincenz Zuk. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Bezirksoberthierarzt Franz Hejbal 
zum Veterinärinſpector bei der Statthalterei in Brünn 
ernannt. 

Der Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat die 
praktiſchen Thierärzte Eduard Poſch und Rudolf Cortella 
zu Veterinäraſſiſtenten ernannt. 


„für den 5 N 1955 95 Er 5 
ö . 


. 2 Monat en 1902. P 2 = 


* | dlusweif. * 


Uiederö öneeveich. 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Se Schafe 
Br Eur —— ͥ —— 
> t ü 5 3 0 15 


Amſtetten Ulmerfe d 24. 300 ER a 
b Horn Dp LEE ’ 
> Kornenburg. .. Stockerau Ta: e DON ee 
Lilienfeld... . Raumber Zr 22. „ Ar 
Miſtelbacc h Laa a. d d. Thaya ey =D, 12,419, 2353838385 


Mistelbach 71 1 8 
Pöggſtalll Kottes A, HM, i a 
St. Pölten St. Pölten 3. 10, 17 24. ee iz 


5 Scheibbs Wiellng 23. 
ie Wiener- Neuſtadt Kirchſclaa ß 8 S 
ei Schwür zan —— 3000 = 

Waidhofen a. d. Thaya Raabs ..»..... 5,2,19 — 250 

Zwetil. Allenſ teig %ig 2 


1. . Groß⸗Gerungs . . . 5., 12., 19. 26: 2 2 0 
Ra Zwettl l., J. l BB ee 
Er Stadt Wr.⸗Neuſtadt Stadt Weft 256,9, 1 % % 6% R 
et — 19. Ba 2 DENT ea 

| Ober öftevxeich. „ 
FTreiſtadt Leonfelden 10,17, 24. „ e 
ER Weitenfelden 1 3 20 
8 Einz, Land ahr er 1,24. er A 
RRXNied fin „„ oo 
. Rohrbach, ß 3 . 
3 Rohrbach. 7 14. 28. eg 300: 
WW N Ne 3 en a 
=>. ) Als Minimalgrenze für die Aufnahme! in daß Siendarium val, ein wulle duften von 150 ferd 
Kir reſpective 200 Rindern, 500 e 500 N Eine 
* 
A AR N 


Salzburg. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
„!.... . — 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


5 Politiſcher Bezirk Ortsname 
5 * 5 — . — 
; Stückzahl 
F Oberalm 2 % — 200 — Fe ht 85 Nutz⸗ 
2. en en 28, = 250 = = detto 
r Salzburg⸗ Umgebung Neumarkt. He; 23. — 200 — — detto 
un Wee Tamsweg 28. — 200 — — detto 
Steiermark. 
5 Cili . Naeukirchen : 5 Er E 5 
5 Hocheneggg Ts 50 800 — 60 — 
Fran HN 5 — 250 — — — 
. St. Marein ee — 500 = — — 
5 | Pong 3 — 300 — — — 
5 St. Georgen a. S. 24 150 1000 — — — 
Praſsberg.. ER 24, 50 500 — — — 
St. Georgen a. T. 25. — 250 — — — 
f Dell . 29. = 350 — — — 
Deutſch⸗Landsberg. . Eibiswald. 2: — 500 — — = 
. N ER = 500 — RT, 
8 — RR — Wird remd 
Feldbach. N Feldbacchche e 8. 1100 a 
* wegen Einſtell⸗ 
ochſen beſucht. 
Fürſtenfeld 15. — 200 ee — 
5 Gnas 23. — 200 — — — 
— Gröbming. . Stainad) 9 5 ii 100 250 — — RE 
FE f == —2 = ze Sehr ſchönes 
SE Hartberg Pölag $ 24, 20—60 150 200 N 11 0 ee 
5 Murbodener und 
8 Mürzthaler Race, 
Primaware, 
Export Wien, 
— Graz. Zuchtvieh 
der Murbodener 
und Mürzthaler 
N 19 0 
i en 200—25 . — aſtvieh aller 
Pinggau ar 1 200—250 res Haas 
5 lich 1 
8 Pe) m ar a — Utz- und Zucht⸗ 
i Wörth 8 28. 150—250 15 5 a 
x - ar t ; A ber der 
— et — Utzvie er Ur⸗ 
Judenburg... Knittelfeld. . E 450 be 
N Weißkirchen . — 500 — — detto 
8 Wildon 2 — 600 — — Ochſen aller Ge⸗ 
ER d ; - - brauchsgattungen, 


Leoben 
25 


2 ? - RE 


| Marburg.. Windiſch⸗Feiſtritz . 


Sabersdorf . . 


Spielfeld . 


Leibm ß: 


Gamlitz 
Trofaiach. 


Nutzkühe, Schlacht⸗ 
und Beinlvieh. 


ee 555 — 1000 — — — 
a re — Si Ausfuh ch 
16. 99 Niesel IE Oi: 
öſterreich, Mähren, 
Böhmen. 
25. — 800 — — detto 
en 28. — 800-1000 — — detto 
Br T. 150—200 100 = — . Zumeift ſchwere 


Pferde nach Nie= 
der⸗ u. Oberöſter⸗ 
reich. Rindermarkt 
ohne Bedeutung, 
zumeiſt localer 
Natur. 
100—130 1200-1400 — — Exportviehmärkte. 
Zugochſen nach 
Böhmen und 
Mähren, auch nach 
Babolna jedes 
Jahr 200 Stück. 


or 


94 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


n ee B 2 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 8 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
. 
Stückzahl 
Marburg . . . . St. Georgen a. d. P. 24. nd 750—900 — 
St. Leonhard W. B. 10. — 1000-120 — 
Milena: Niederwölz 23. az 300 . 
Pettan Maria⸗Neuſtift 1. 150 800 en 
Roftreinib.. 702% 25. — 500 — 
Radkersburg Radkersburg A 12 600 800 — 
Naß; Wind.⸗Landsberg . ir — 1000 — 
Doobie 5. = 400 — 
Koptein t; 10. — 300 -- 
Lichtenwald . 16. — 500 me 
Kapellen 19; — 600 — 
dolle.. 24. — 900 — 
Voitsberg Geiſtthall 25. — 200 2: 
Mate ehr Eee 1; — 200 — 
Weiz Weiz 3 > Fer 300 — 
St. Ruprecht 23. — 450 — 
Sinabelkirchen 25. — 500 — 
Piſchelsdorf .. 28. — 500 — 
Windiſch⸗Graz .. Schönſtein T; 320 700 — 
St. Ilgen u. d. T. 21. — 350 — 
Saldenhofen .. 25 — 300 — 
Marburg, Stadt. . . Marburg, Stadt. 9., 23. — 800 — 
J 5. RAT 8 = 1200 
Cilli, Stadt „ Gilli, Stadt 1. — 120—150 — 
Pettau, Stadt Pettau, Stadt 2., 9., 16., 22., 250 1250 1400 
23., 30. j « 
++ 
Rärnten. 
Spittal WMillfadß ß 23. — 250 — 
St. Veit Althofen 1 — 600 — 
St. Veit 9. 450 400 — 
Biluß, Villach! 2. — 300 — 
Völkermarkt Völkermarkt. . . 2,,9., 16. 23., 30. — 300 500 — 
Gutenſtein Are 24. — 600 — 
Wolfsberg St. Leonhard 1. 170 400 — 
Schieſtingg 14. 400 — 
St. Georgen 28: — 250 — 
Brain. 
Adelsberg . Wippac h 4. — 300 200 
Skür ieee ñ; 75 —— 250 250 
Ill.⸗Feiſtrizz » 28. 200 300 
Vottſ che? pdriß 2. — 200 100 
Reifnitz N. — 400 100 
Tiefentlach 2 21. — 650 200 
Ober⸗Möſel 25. — 220 250 
Wurkfeld Treb ens 8. 800 — 
Puſchendorrf - 10. — 500 400 
St. Bartelmä 12. 50 800 600 
Janan ag 174 — 250 — 
Ratſchaoec h 19; — 800 — 
Haſelbach ht 24. — 800 — 
Wutſch ka 25. 300 1650 400 
St. Georgen 25. 750 250 — 


— Auch Maſtochſen 
nach Wien und 
Graz. 
en Bedeutender Ver⸗ 
kehr, mindere 
Handelsware. 


RE Mariahofer. 


—— Reine Murbodener 
Jungochſen. 
5 Gemiſchte Schläge, 
zumeiſt Beindl⸗ 
vieh. 
Be Größerer Auftrieb 
an Zugochſen. 
— detto 
— detto 
Ben Am 23. Jahr» und 
Viehmarkt, am 2., 
9., 16., 22. uu. 30. 
Schweinemärkte. 


| 
Il 


8 
| 


— Auch Export. 
. 50 — 


— Etwas Export. 
50 — 

5 Export in inner⸗ 

100 pferreig 
Länder. 


* ! 


* * 2 . 


„ 


E . Dt Fr 
$ 


mean 


Da 


95 
* Vorausſichtlicher Auftrieb an 
2 SE U | 
Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
ne ee 
Stückzahl 
Krain bung Biſchoflackk 24. = 400 300 500 — 
Rag 25. 2 900 600 200 Export in öſter⸗ 
8 reichiſche Länder. 
Saia Ober⸗Laibac h 90 —p — 200 — — — 
7 1 9 * 2 9% SP, 2 Fr 1 & 
Stadtgemeinde LaibadjBolanavoritadt .. 8. 220 800 ech Su 
0 wie: Kärnten, 
Tirol, Mähren und 
Küſtenland. 
W F 15 — 800 — — detto 
W 7. 33 600 5 en ER 
St. Georgen bei Islak 24. — 500 — — — 
ieh r 2: — 500 — — — 
Grahovoo 17. — 1000 5 es = 
Peine 24. — 350 — — — 
b n 28. — 300 — — — 
Rudolfswerth . . Rudolfswerth . 75 — 400 400 — — 
3» 1 Car: 22. 20 800 200 — Etwas Export. 
Seiſenberrg 24. — 800 — — — 
Tſchernembkbl. . . Möttling 8. — 1000 300 — — 
Semitſch h. 26. = 1700 200 5 85 
++ 
Küſtenland. 
Görz, Stadt. Görz 10., 24. 80 1100 800 == 8 
Gradis ka Wes 21. er 900 900 = — 
Ermoens 25. — 900 850 — — 
Grad isa 8. . 850 900 — — 
\ ; Romans 28. en 800 850 — > 
Capopiltrin . . . . . Capodiſtria - 17. 12 250 400 100 = 
Mitterburg Mitterbug 1; 15 850 400 100 — 
A Sanvincenti:i 25. 25 700 200 400 Jahrmarkt. 
ann Dioge aa 26. — 900 300 — — 
Sean 12. 80 800 300 — — 
Volos eka Her pelle 2. — 250 1000 — — 
Tirol und Vorarlberg. 
A. In Tirol. 
VVV Biol!!! 7., 16. 6 250 400 350 — 
A Briken 29. — 200 100 150 — 
Sterzing 24. — 350 70 160 — 
ond 24. — 200 150 600 — 
eee ee S 7. 50 800 600 10 — 

f Fonds 155 — 200 100 — — 
A Imſt 5 — 250 130 — — 
Innsbruck äs 15 — 250 200 — — 

5 „„ 24. — 300 200 — — 
Kitzbühel Kitzbühel! 28. — 300 — 100 — 
—W  :..... en 2 — 350 — — — 
2 Rattenberg 23., 24. ae 450 50 20 — 
Wörg k 25 150 400 40 20 = 

Landeck Zams neh 24. — 200 60 — 2 
r Sillia gn 5 — 350 20 30 — 
Windiſch⸗Martrei 24. — 300 — — — 
Schlanders Mals 20. 200 — — — 
Laatſch ASt 55 500 150 10 — 
Mean Lang 15 — 700 100 100 — 
KU re 2. 5 250 20 50 — 


96 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen ame Te 
rn II — 
Stückzahl 
Roverets Mor 35 0 400 50 100 — i 
. 18. = 200 40 50 . 

Tierno(Fractionv. M.) 25. 20 600 60 200 — 
Sih wann Jenbach + — 500 200 30 — 

Zell g⸗ 3 8 30. —— 350 150 200 — 
Tones Ponte Arche 15. 20 500 200 150 — — 
Trient: Mezzotedesſdo . 20. 250 — — — a 8 1 

Lavis (Preſſano) .. . — 500 190 100 — 

De nnd 22 19. — 200 120 10 — IE 

: Pergine- ar 375.758 23% 28. 5 250 500 400 — f 
Basen, Stat Bozen: 25 100 1100 200 140 — 
Trient, Stad. ff; ra, 21. 20 550 1 660 

B. In Vorarlberg. 

Feldkirch Dorhhnnn I; 70 300 230 30 — 
U 

Böhmen. 6 . 

Bling Blaine 5 — 800 — — — x 

KRafojowib. ... » 8. 100 900 — — — E 
Budweis Buüb weis 17. 500 900 600 — — 

Schweinitz 22 — 250 — 350 — — 

S 9., 16. 23. 30. — 250—350 50-80 — — 
Chotebok Pribis au 14. — 350 — — — 
Ehru dimm 2% Hermannmeſtetz . 5 — 600 — — — 
2 Raflaberg 2 2 24. — 200 — = — 
ECas lan Casa 29. — 300 700 — — 
Deutſch⸗ Brod Humpoletz . 3% == 350-500 120-150 — — 

Peli 9. — 450 — — — 

Falkenuaçn Elbogen 85 — 450 20 — — 

Falkenau 21. g 30 650 40 — — 

Goſſengrrenn .» . 14., 24. — 500-700 502 = — 

Königsberg 1.736 — 9001200 200 —- 250 — — 5 - 
Sraslik:. nr: u, Heinrihsgrün . . . 28. — 300 50 — — - 
Hohenmauth . . Hohenmauth . . 28. 120 500 5050 — > 
Bit:: Beraunn 21. 180 650 — — — Fr N 

Hoſtom gd 24. — 400 — — 5 2 
Mini nel Ain BE 80 600 140 — — 3 

ibn 22; — 200 — — - e 
Kap liz: apf 5 12, 19. 26. — 250 — — — 

Karolinenthal . . Brandeis a. d. E. 8. 200 800 Irre . 

Celakowitz 29. — 200 — 2 — — 

Elbekoſtelez . 29. 30 450 — 8 Een 
uf ee. Er Unhos t ä — 250 — — — 

Nlatta g Droſa gn 24. — 500 — SE — 

Klatta ff 29. 200 1200 — — — 

Plani z en 10. — 900 — — — 

Silberberg 17. — 400 — — = 
Köln 8 Kolin n 14. 120 750 — u — 
Königgrätz. Hohenbruck 15 — 350. — =: ee 

gotig e 30. 280 500 — — — 
Königinhof Joſefſtadt & 1. 200 600 — 25 5 
Krälo witz Koz lan 1,4. — 600 —700 — — — 5 

Kralowitz eg 7. — 750 — — — % 
Kuttenberg . . . ... Kohljanowit z 5 — 700 — — — r 

Kutten berg 28. — 850 — = == 

Neuhof. I 15 50 500 = = = 


N 97 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
de Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
2 0 a i — TI 
. Stückzahl 
* 
* Lede! Kriwſoudo . . . ., 7., 14,21, 28. — 200 25 5 
EN 3. 10. 1% % U 350 PR 2 8 
liert, Leitme ritt 28. 14 200 — — — 
A Bühngn 22. — 250 — = — 
. . 28. — 1600 — . 
hieß IT. — 700 — — — 
o N18, 15,2 0 1400 5 
ER ee ar ni. rn RE 28. — 400 — — — 
3 o 10 — 200 — — En 
N She Sah. 24. — 200 — — 
„ J J eee 10. — 800 — — — 
Mühlhauſen Bechin T. — 400 — — — 
Pernod: 24 — 600 — — — 
Mühlhauſen > 28. 2000 — — — 
jr Münchengrätz . . Bald .. 2... 14. 250 1000 — — — 
Fürſten bruck di — 300 — — — 
Münchengrätz 23., 24. — 800 — = — 
Neubyd zor Süwe 30. — 300 — — 
Neubydzov 2 1 60 700 — — — 
5 Weſely, Hoch⸗ 4 23. — 350 — — — 
Neuhaus Neuhaus 2. 150 600 80 — — 
r Dobruſchk nen 8. — 400 — — — 
N Dpeinß o 8 — 300 — — = 
| F eee Daſchit zz 23. 40 450 — — — 
DOREEN 155 25 250 — — — 
Pordubi ;; 14. 250 600 — — — 
Parr 23. — 650 — — — 
J ee ee 23. — 600 — — — 
Kamenitz a. L. 5 1 — 200 — — — 
e 28 — 700 . — * 
VC Pcb Se 28 480 650 en — — 
n Mirofß 23. — 1000 — — — 
Protiwujmnßnmnm 16. — 900 —— — — 
ee 8. 300 500 — = — 
BERND. 2; Kuttenplan . . . . 24. — 400 — — — 
f Rar SE el 9% 2 — 1000 60 — — 
Pode brad Königſtadil 75 — 600 an ER Er 
Por .... 98 — 900 — — Win 
C Poet 30. — 300 — — — 
Prachatit zz DIENTE 5. 12., 19., 26. — 250 — — — 
Netolib ß 1. 70⁰ 1200 175 2 85 
C Nepomuk 23. — 800 — — 
C Pribra m 15 50 600 — — — 
| BE er  italonts 2 30. 200 1500 — — — 
Reichenunn Reichena gn 9 16,2 80 . 550 — — — 
5 Were Rofißz n;; 4. — 600 — = 
Schüttenhofen .. . Reichenftein, Unter- . 23. — 250 — — — 
. Sele? 24. — 200 — — — 
f SENT AA 21. — 500 — — — 
Senftenberg. Geiersberg 14. 5 250 130 — 
Starkeubach . Hochſtade 7. 40 400 40 = 
r Chotovin 26. — 300 — — 
. Jiſteut 1 — 700 — — — 
32 Jungwoſchitz I — 800 — — 
N f Toner: 22. 300 1500 — = 
r ahhh. 1., 8., 15., 22., 29. — 400—600 250-300 — — 
—V˖ö;— ö Neugedein 4., 18. — 500 — — — 
ö N r DENE 14, — 1250 — — — 
5 ON RE 25. — 250 — — — 
Faß 3. — 250 200 — — 
o N 29. — 250 1 aA — 
4 Turnus, u, eee 16. 300 700 150 — — 


8 16 
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Politiſcher Bezirk Ortsname 
Wittingen Bukovsko 
Kardaſch⸗Rekitz 
Suchenthal 
Weſe lt! 
Wittingau 
Any Klobounk 
Ung.⸗ Brod Wall.⸗Kloboutk 
Slawitſchin 
Mähr.⸗Budwitz Fratting 
Datſchii z Datſchit z 
Neureiſch 
Zlabings s 
Gahasas Wratzor 
Göd ing Hrozna Lhotta 
Holleſ chu Wiſowit z 
Ung.⸗Hradiſch. Biſenz 
lings 
Groß⸗Meſeritſch. . Groß⸗Bitteſch 
Wall.⸗Meſeritſch Krasna 
Nona 
Neuſtadtil Sd naceer 
Neutitſchein Freiberg 
Neutitfchein 
Proſsnitz Pibfs ni, 
Teig Oppatan 
Trebtſchc h 
Wiſc hun Auſter lit; 
Wiſ chan 
Ung.⸗Hradiſch, Stadt. Ung.⸗Hradiſch 
Kremſier, Stadt Kremſier . 
Znaim, Stadt Znaim 
Biel se Shtidau. .... 
Freiſtade Freiſtadt ; i } | h 
Teſche n! Jablunkau 
Teſchenn 
Troppaun Wigſtad tn 
Troppau, Stadt. . Troppau 
A Blat aa einem 
g Oswieeim 
Boch nian Sapanbw 


eee 


9 
* 


r 


en TERN 
EEE ER LER BUN 
P N NUT 
a 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum 
Stückzahl 
23. — 300 — 
1, — 500 — 
1. — 350 — 
4. — 500 . 
3. — 500 350 
++ 

Mähren. 

8. — 350 — 
28. — 300 120 
28. — 350 650 

ch 25 550 — 

2. — 600 750 

9. — 1000 — 

14., 28. — 300 - 600 150 

2 80 600 
28. 50 650 = 

7. — 300 100 
28. 325 800 7 

9 7 75 400 — 

3; — 200 250 
28. — 400 — 
29. — 350 100 

15 — 350 100 
28. 25 300 600 
23. 150 450 — 
29. 200 200 55 

ik, — 400 ug 
21. 100 600 150 
15. 50 250 150 
28. 50 350 — 
21. 1150 2400 1500 
22. 150 600 100 
28. 300 800 — 

Schleſten. 

17., 24. — — 550-600 
21. 60 300 — 
22. 20 250 250 
29. — 200 250 
. 350 400 — 

19. 26. — — 600 900 
21. 50 350 — 

1 350 — 5555 
Galizien. 

10., 19., 26. er 200 500 
3., 10. — — 500 
1,91} = u 600 


— 


— . —— HDͤ—ñ— . 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Pr} 
(A 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
detto 
detto 
detto 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


oO 


E 
Een 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf⸗ 


10⁰ trieb an Ochſen. 


BEER 


Ochſenmarkt. 
Export von 
Pferden nach 
Deutſchland. 


n 


— | | 


Brzezany 
Brzozöw 
Buczacz 
Chrzanow 


Cieszanöw 


Dabrowa 
Dobromil 


Gorlice 
Grödek 
Gryböw . 
Horodenka 


Jaroslau 


Jaworöw 


Mielee 
Mosciska 


Myslenice 


8 SEReR VL 


r 


„ 


r 


b 


Ne 


Er Ba 


a Le ln 


reine 


. Mosci3fa 


Ortsname 


Niepolkomiſee 

Niegowici g 
Lipica muromwana . . 
Bochnia 
Ujscie ſolne 


en 


. Bohorodezany . 


Borszezoͤw 
Korolöwka 
Mieln eg 


„ 


Brzesko 
Szezurawa 
Wojniez 

Zakliczyn 


e 
enn 
se 
een e 
enn 


Monaſterzys ka. 
Uscie zielone 
Chrzanöw 5 
Krzeszowice 
Narol 
Oleszyce 
Lubaczoͤw 
Cieszanow 


r 
e 

ene 
„ 


ee 


„ 


Horodenka 


Jaroslauu 
Radymno 
Jaworow 
Krakowice „ 
Wielkie ocz 
Kalusz 
Kulaczkowce. 
Kamienica 
Limanowa 
Oukowica 
Niedzwiedz 
Skrzydlna 
Szczyrzye 
Tymbark 
Dio 
Baligröd 
Lutowiska 
Jaryezow nowy 


u PK ya ı 


HEN, ie 


Krukienice 
Myslenice 
Rabka 
Jordanow 


Datum 


3. 10., 17., 24. 
21. 
3., 10., 17., 24. 


. 2., 9., 16., 23., 30. 


3., 10., 17., 24. 
3., 10, 17., 24. 


. 7., 14., 21., 28. 
8 10. 


16. 
25. 
28. 
7,21. 
2.,9.,16., 23. 
14., 21. 
15. 
19. 
3.,10.,17., 24. 


1.,7.,14., 21., 28. 


77 0 


7 


1.,8., 15, 22., 29. 


4., 11., 18., 25. 
23. 


2. 
14., 15., 16. 
175 21. 


3. 
3., 10., 17., 24. 
18. 
23. 
21. 
7721 


+ 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
——— 
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Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


— 
18 
S 


Stückzahl 


200 
600 
500 
500 


600 
200 
500 
200 
200 


ee 
1118 
=) 


55 
SS 


500 
300 
200 
200 
200 
200 
400 
400 


F 
Bar 


D 
Su 
D 
oO 


all 
S 


EP Sr 
oO 
le 


| 


PERS EE 
oo 


Jahrmarkt. 
detto. 
Jahrmarkt. 
detto. 
500 — 
500 — 
700 — 
500 — 
500 — 
— Jahrmarkt. 
— Jahrmarkt. 


16* 


Politiſcher Bezirk 


Nowy⸗Saqcez . - 


Nowy⸗Targ 
Bilzno 


Perzeniäyn . . . . . 
Podhajce 
Podgörze 
Przemysl 


Przemys lang 


nn 


Przeworsk 
Rawa ruska 
Nohatyhnn 
RNopeze 
Rzeszöw 
Samboer 


Sano k 


Snlatun;; 
Stanislas 
Sti; DT 
Tarnobrzeg 


Tarnopol 
Dame; 


Trembowla 
Turk, Nahe er 
Wadowicſcſe 


Wieliczka 


N Nine 


Zbaraz 
ocz, 2 


eee 


Zbl. 


Zydaczöw 


Bywiec 


Ortsname Datum 
BOLD Se 3., 24. 
MUBhnn.: are 8.,21. 
Nowy⸗Sacz. „8 15, 22, 
> g 4% 11% 18, 25, 

Stary⸗Sacz . 2., 16., 30 
Tylir ) EN RN 
Zbyszy e,. 24. 

Nowy⸗Targ 28. 

„Pilzn 7. 14., 21., 28 
Brzoſtek „ 22. 
Jobts wa 15. 
Peczenzingn 8. 
Podhalſe men. 3., 10., 17., 24. 
Podgörz e 4% B. ini 

22% 259 29. 
Przemysl 4. 
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Aus weis 


über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 7. März 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Tandes· 
behörden ſeit Abſchlufs der leßten Wochenperiode zur Anzeige gelangt find. 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 1744 Schweine, davon krank 590 Stücke. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Jahrgang 1902. 


Beiblatt zu dem Verarduungsblatte 


AK. &. NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 9. | wien, 15. März 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Minifteriums des Innern 
vom 13. März 1902, 3. 9627, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen 
Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 1. Aus Un garn: 

4 ga. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Znnern vom 13. Mlärz 1902, 3. 9627, Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
womit | thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe aus den Gemeinden Almäsmezö, Felſö⸗Moecs, 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Szohodol; N 


Weiteres geregelt wird. | b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
I Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in aus den Gemeinden Nagy-Szalancz, Nyiri, Pusztafalu; 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus der Gemeinde Gibärt; 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: aus der Gemeinde Jänosd; 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899| Comitat Al ſö⸗Feheèr, Stuhlgerichtsbezirk Nagy— 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ Enyed: aus der Gemeinde Magyar-Kapud; 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier⸗ Komitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
gattungen verboten iſt. aus den Gemeinden Dulesele, Joszäs, Krokna, 
; DEF Kr Zimbro; 
ia een HE n en Comitat Bäes⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Obeese: 
ö . aus der Gemeinde Petrovoszells; Stuhlgerichtsbezirk 
Beſtimmungen auf die namentlich 3 bezeichneten Ge⸗ Zenta: aus den Gemeinden Ada, O. Kanizsa; 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
In dieſem Sinne iſt verboten: aus den Gemeinden Bozsok, Szilägy; 
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Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaroth: 
aus der Gemeinde Koväcsi ; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belényes: 
aus den Gemeinden Dsoszän⸗Forrö, Guräny; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Cséffa: aus der Gemeinde Mezö-Gyaͤn; 
Stuhlgerichtsbezirk Derecske: aus den Gemeinden 
Dereeske, Monoſtor⸗Pälyi; Stuhlgerichtsbezirk Elesd: 
aus der Gemeinde Damos; Stuhlgerichtsbezirk Magyar⸗ 
Cséke: aus der Gemeinde Bukorvany; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Margitta: aus der Gemeinde Szeltallö; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szekelyhid: aus der Gemeinde Köbölkut; 
Stuhlgerichtsbezirk Tenke: aus den Gemeinden Fekete⸗ 
Tot, Jänosda, Rippa; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus 
der Gemeinde Nagy⸗Bajom; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus den Gemeinden Aroktö, Szederkeny; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Miskolcz: aus der Gemeinde Harſäny; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän⸗ 
Innen: aus den Gemeinden Kistelek, Sövényhäza; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Kirva; Stuhlgerichtsbezirk Pärkäny: 
aus der Gemeinde Keéty; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinde Bieske; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alſöärpaͤs: 
aus den Gemeinden Alſö-Porumbaͤk, Gainär; 

Comitat Gömör⸗Kis-⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Nasztraj, Ploszko, 
Ratkö, Répäs; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: aus den 
Gemeinden Csetnek, Kis-Veszverés, Nadabula; 

Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Nädudvar: 
aus den Gemeinden Kaba, Nädudvar; 

Comitat Häromszsék, Stuhlgerichtsbezirk Orba: 
aus den Gemeinden Csofalva, Szörese; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
der Gemeinde Adaͤes; Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
aus den Gemeinden Apcz, Eeséd; Stuhlgerichtsbezirk 
Petervafar: aus den Gemeinden Füzes, Iſtenmezeje; 
Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Füred; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bat: 
Gemeinde Bakabanya; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗Illye: 
aus der Gemeinde Lapusnyak; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Jäszsäg: aus der Gemeinde Jäsz⸗Ladäny; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Gesztes: 
aus den Gemeinden Bana, Köes; Stuhlgerichtsbezirk 
Tata: aus den Gemeinden Baj, Tolna, Töväros; 

Comitat Krassö⸗Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Botyest, Szatumik; 
Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus der Gemeinde Nadräg; 

Comitat Maros-Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Maros: aus der Gemeinde Koronka; 


aus der 


aus der 


Comitat Nagy⸗Küküllö, 


Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus der Gemeinde Datk; Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Nädpatak; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den Gemeinden Hegen, 
Netus; 

Comitat Noͤgräd, Stuhlgerichtsbezirk Noͤgraͤd: 
aus der Gemeinde Puszta⸗Szäntö; Stuhlgerichtsbezirk 
Sziräk: aus der Gemeinde Sziräk; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Erſekujvar: 
aus der Gemeinde Töt⸗Megyer; Stuhlgerichtsbezirk 


Nyitra: aus den Gemeinden Nagy⸗Emöke, Sarlo⸗ 
Kajsza, Szill, Tormos; 
Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl⸗ 


gerichtsbezirk Monor: aus der Gemeinde Alberti; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Nagy⸗Haläsz, Tura; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felſö-Dada: aus der Gemeinde Vencsellö; 
Stuhlgerichtsbezirk Kisvärda: aus der Gemeinde Döge ; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniczbänya 
aus der Gemeinde Kluknö, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Gölniczbaͤnyha; Stuhlgerichtsbezirk Löcse: 
aus der Stadtgemeinde Löese; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
der Gemeinde Hittyäs; Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus 
den Gemeinden Nagy⸗Semlak, Zärda⸗Szent⸗György; 
Stuhlgerichtsbezirk Rékäs: aus den Gemeinden Aga, 
Bukovecz, Jezvin; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den 
Gemeinden Kaläcsa, Knez; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Felvincez: aus der Gemeinde Csaͤks; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Maros⸗Ludas: aus der Gemeinde Mezö⸗Gere⸗ 
benes; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden 
Magyar⸗Peterd, Tur; 8 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Tamäsfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde Mokrin; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Zsombolyha: aus den Gemeinden Kis⸗ 


Komlös, Magyar-Csernya, Nagy ⸗Töszeg, Toba, 
Vizesda; 5 
Comitat Trencsén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 


der Gemeinde Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Udvärhelh: aus den Gemeinden Firtos-Baralja, 
Oroszhegy, Parajd, Szentegyhazas⸗Olähfalu, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Szekely-Udvärhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvar: aus der 
Gemeinde Rahoncza, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Ungvär; 

Comitat Veszprém, Stuhlgerichtsbezirt girez: aus 
den Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Laͤszlö, Sur; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Kanizsa: aus 
der Gemeinde Szent-Jakab; Stuhlgerichtsbezirk Pacsa: 
aus der Gemeinde Pacsa; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Homonna: 
aus der Gemeinde Homonna-Breszto; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Sätoralja⸗Ujhelyh: aus den Gemeinden Nagy⸗ 
Tornya, Säros⸗-Patak, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk 


Szerencz: aus der Gemeinde Mad; Stuhlgerichtsbezirk 
Tokaj: aus den Gemeinden O-Liszka, Tarczal; Stuhl- 
gerichtsbezirk Varanno: aus den Gemeinden Komaröcz, 
Matyasocz, Stefanöcz; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Zölyom: 
aus der Stadtgemeinde Zölyom 

und überdies aus der Municipalſtadt Zombor; 


e., wegen des Beſtandes des Stäbchen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: aus 
der Gemeinde Gurahoncz; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus der 
Gemeinde Kis⸗Szecse; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Dereeske; 

Comitat Borsod, Stuhlgerichtsbezirk Miskolcz: 
aus den Gemeinden Kis⸗Györ, Sajö⸗Ecseg; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Mor: 
Gemeinde Bakony⸗Särkäny; 

Comitat Gömör⸗Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus der Gemeinde Rudna; 

Comitat Häromszsék, Stuhlgerichtsbezirk Kesd: 
aus der Gemeinde Bereczk; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
maus den Gemeinden Atkär, Halmay, Visonta, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Gyöngyös; Stuhlgerichtsbezirk 
Heves: aus den Gemeinden Heves, Tarna-Meéra; 
Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Füred; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Szob: 
Gemeinde Letfes; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: 
der Gemeinde Piskitelep; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Kun-Szent⸗ 
Märton, Tisza⸗Földvär; 


Dereeske: 


aus der 


aus der 


aus 


Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nädasment: aus den Gemeinden 


Magyar⸗Nädas, Mera ; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
Gyarmat: aus der Gemeinde Deitär; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Galaͤnta: 
aus der Gemeinde Nädszeg; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Berczel, Gaͤva, Kenézlö; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Maros⸗Ludas: aus der Gemeinde Nagy⸗Ikland; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus der Stadtgemeinde 
Torda; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät⸗Kécsa; 

Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
Märton⸗Blattnicza: aus der Gemeinde Zsämbokret; 
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d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Voila; Stuhlgerichtsbezirk Töres⸗ 
var: aus der Gemeinde Almasmezö; 

Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus der Gemeinde Oläh⸗Szent-Läszlo; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Kacsa, Köhalom, 
Sövenység, Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus 
den Gemeinden Réten, Szäszhalom; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Segesvbär: aus den Gemeinden Dänos, Szäsz⸗ 
Szt.⸗Laͤszlo; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kis kun, 
gerichtsbezirk Kis⸗Körös: 
Kun⸗Halas; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: 
aus der Gemeinde Szakadat; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: 
der Gemeinde Temes⸗Kubin; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Zsombor; 


Stuhl⸗ 
aus der Stadtgemeinde Kis⸗ 


aus 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk 90 9 
aus der Gemeinde Sjeverör; 
Comitat Bozega, Bezirk Pozega: aus der Ge— 


meinde Kaptol; 


b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Einhufern: ) 

Comitat Bjelovar-⸗Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; Bezirk 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, Peteranec. 


IT; 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung der Schweinepeſt erlaſſenen Verboten 
werden diejenigen bis auf Weiteres aufrechterhalten, 
welche gerichtet ſind gegen die Einfuhr von Schweinen: 


1. Aus Ungarn: 


a. aus den nachſtehenden Stuhlgerichts— 
bezirken: Cſerehät, Kaſſa, Torna (Comitat Abauj⸗ 
Torna), Arad, Boros⸗Jenö, Elek, Kis⸗Jenö, Pecska, 
Radna, Ternova, Vilägos (Comitat Arad), Alſo⸗ 
Kubin, Nämesztö, Bar (Comitat Arva), Apatin, Bäes⸗ 


) Diüurch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär⸗ 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 


18* 


106 


Almäs, Baja, Hoͤdſäg, Topolya, Zombor (Comitat 
Bäcs⸗Bodrog), Hegyhät, Pers, Sikloͤs, Szent⸗ 
Lörincz (Comitat Baranya), Bekes, Beékes⸗Csaba, 
Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Beékés), 
Felvidek, Mezö⸗Kaszony, Munkäecs, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, Tisza⸗ 
hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Bel, Berettyo - Ujfalu, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Mezö - Keresztes, Nagy⸗ 
Szalonta, Szalärd (Comitat Bihar), Ozd, Szendrö, 
Szent⸗Peter (Comitat Borsod), Battonya, Koväcs⸗ 
haz, Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Makö, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszan⸗Tul, 
einſchließllch der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Adony, Särbogärd, Székes⸗Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis⸗Hont), Sokorö⸗Alja, Tösziget⸗Csilizköz 
(Comitat Györ), Balmaz⸗Ujväros, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Hajdü⸗Böszörmeny, Hajdü⸗Nanäs und 
Hajdu⸗Szoboszlo (Comitat Hajd u), Felſö⸗Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Ujszälläs, 
Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Fasz 
Nagy⸗Kun⸗Szolnok), Erzseébetväros, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Kis⸗ 
Küküllö), Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kolozs (Comitat Kolosz), Maros (Co- 
mitat Krasso-Szörény), Rozsahegy (Comitat 
Liptö), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Märamaros⸗Sziget, Taraczviz, Teécsö 
(Comitat Märamaros), Nezſider, Rajka (Comitat 
Moſon), Medgyes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Segesvär, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Nagy-Küküllö), 
Fülek, Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szécseny (Comitat Noögräd), Alſö⸗Dabas, 
Bia, Duna⸗Vecse, Gödöllö, Kis⸗Körös, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Feélegyhaͤza, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun⸗ 
Szent⸗Miklös, Pomäz, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Szent⸗Endre, Räczkeve, Vaͤcz, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Peſt⸗ 
Pilis-Solt⸗Kiskun), Felſö⸗Csallököz, Pozsony, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szent-György (Co⸗ 
mitat Pozson y), Alſö-Tärcza, Felſö⸗Tärcza, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, Siroka, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly (Comitat 
Säros), Csurgo, Igal, Kaposvär, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, Marczal, Nagy⸗ 
Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat Somogy), Csorna, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗ 
marton und Ruszt, Nagymarton, Sopron (Comitat 
Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Nyiregyhäza, Nagy - Kald, Nyir⸗ 
Bätor, Tisza (Comitat Szaboles), Csenger, 
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Erdöd, Feher⸗Gyarmat, Mäteszalka, Nagy - Karoly, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy⸗Somkuͤt, Szatmär, Szinyér⸗Väralja (Comitat 
Szatmaͤr), Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tasnaͤd, Zsibo 
(Comitat Szilägyi), Csaki⸗Gorbö, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kekes, Nagy⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujoär, inſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Csäkova, Feher⸗ 
templom, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Központ, Lippa, Uj⸗Arad, Versecz (Comitat Temes), 
Dombovär, Dunaföldvär, Simontornya, Tamas, Völgyſeg 
(Comitat Tolna), Antalfalva, Mödos, Nagy⸗Szent⸗ 
Miklös, Panesova, Pärdäny, Török⸗Kanizsa (Comitat To⸗ 
rontäl), Csacza, Kisucza⸗Ujhely (Comitat Trenesen) 
Tiszän⸗Innen, Tiszaͤn⸗Tül (Comitat Ugocsa), Kapos, 
Sobrönez (Comitat Ung), Felſö⸗Or, Körmend, 
Köszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Német⸗Ujvär, Särvär, Szombathely, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär (Comitat Vas), 
Devecser, Enying, Päpa, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Veszprém, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Veszprem), Alſo⸗ 
Lendva, Csäktornya, Keszthely, Letenye, Nova, Perlak, 
Sümeg, Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Zala-Szent⸗Gröt (Comitat 
Zala), Bodrogköz, Gälszees, Nagy-Mihäly (Comitat 
Zemplén); 

b. aus den Munieipalſtädten Arad, Baja, Hod⸗ 
mezö⸗Väſärhely, Keeskemét, Nagyvärad, Pécs, Pozſony, 
Sopron, Szabadka, Szatmär⸗Nemeti, Szeged, Verſecz, 
ſowie aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. aus den nachſtehenden Bezirken: Garesnica, 
Gjurgjevac, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizevei), 
Ogulin, Vojnié, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Riekah, 
Brod einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Nova Gradiska, Novska, Pakrae (Comitat 
Pozega), Ilok, Mitrovica einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Ruma, Sid, Vinkovei, Vuko⸗ 
var, Zupanja (Comitat Syrmien), Ivanee, Klanjee, 
Krapina, Ludbrieg, Pregrada, Varazdin, Zlatar 
(Comitat Varaßdin), Djakovo, Miholjac dolnji, 
Nasice, Oſiek (Comitat Virovitica), Karlovae ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Siſak, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden 
Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat Zagreb); 


Municipalſtädten Oſiek, Varaßdin. 
III. 


Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt in den 
Grenz - Stuhlgerichtsbezirken Felſö-Pulya (Comitat 
Sopron), Szepes⸗Szombat einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Popräd (Comitat Szepes), Szinna, Sztropko 
(Comitat Zempleén) in Ungarn f 


b. aus den 


ift die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich- 


neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Wiener⸗Neuſtadt, Lisko, Nowy⸗ 
targ, Sanok getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be- 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun— 


Be 107 


denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 19., 21. und 25. Februar, ſowie 5., 7. und 
11. März d. J., 33. 6730, 6944, 7681, 8682, 
9066 und 9461, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 


88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 


beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerel. 
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Beiblatt zu dem Verardnungsblatte 


E. k. Ain iſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 10. Wien, 28. März 1902. 


Inhalt: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 14. März 1902, Z. 10222, enthaltend eine veterinär⸗ 

polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien-Slavonien nach den 

im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 

19. März 1902, 3. 11018, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 

Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 

des Miniſteriums des Innern vom 25. März 1902, Z. 11353, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen 

in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 

Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 27. März 1902, Z. 11873, enthaltend 

veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien— 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 

des Miniſteriums des Innern vom 19. März 1902, Z. 10955, betreffend die Vieheinfuhr aus 

den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Kroatien-Slavonien. — Kundmachung 

des Miniſteriums des Innern vom 24. März 1902, 3. 11620, betreffend die Vieheinfuhr aus 

den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Kroatien-Slavonien. — Kundmachung 

der Landesregierung in Czernowitz vom 6. März 1902, Z. 6299, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen 

in Betreff der Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus Rumänien. — Kundmachung der Landes- 

regierung in Czernowitz vom 9. März 1902, Z. 5334, betreffend die Regelung des Verkehres mit zum 

Exporte beſtimmten Handelsſchweinen (Schlachtſchweinen). — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 

1. März 1902, 3. 241819, mit welcher die Ausladung der zum allgemeinen landwirtſchaftlichen Ausſtellungs— 

markte im königlichen Baumgarten beſtimmten Wiederkäuer und Schweine in den Eiſenbahnſtationen Bubna 

bewilligt wird. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 11. März 1902, 3. 50542, mit welcher 

das Verbot der Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus den Bezirken Brüx, Komotau und Saaz nach Deutſch— 

land aufgehoben wird. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 11. März 1902, 8. 50543, mit 

welcher die Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Mähriſch-Trübau nach Böhmen unterſagt 

wird. — Kundmachung der Statthalterei in Linz vom 12. März 1902, Z. 5229 / X, betreffend die Aufhebung der 

Beſchränkungen des Verkehres mit Schweinen aus dem Herzogthume Kärnten nach Oberöſterreich. — Erläſſe: 

Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 13. März 1902, 3. 9755, betreffend die Einbringung von Zucht- und 

Nutzvieh aus Böhmen über die Eintrittsſtation Schwarzach in Bayern. — Verſchiedene Mittheilungen: 

Interpellationsbeantwortungen in veterinär⸗polizeilichen Angelegenheiten. — Schweineausfuhr aus 

Galizien nach Mähren. — Beſchränkung des Viehverkehres aus Dalmatien nach dem Occupationsgebiete. — 

Die Koſten der Schweinepeſttilgung. — Der Borſtenviehhandel auf dem Wiener Markte im Jahre 1901. 

Das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz. — Zahl der Thierärzte in Preußen. — Schweinepeſt in England. — 

Amerikas Viehproduction im letzten Vierteljahrhundert. — Rinderpeſt in Japan. — Perſonalnachrichten. 
— Concursausſchreibungen. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 
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Geſetze. Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 14. März 1902, 3. 10222, 


enthaltend 
eine veterinür⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl— 
gerichtsbezirken Magyar-Önar (Comitat Moſon), 
Bares (Comitat Somogy), Kapuvär (Comitat Sopron), 
Kis⸗Szell (Comitat Vas) in Ungarn, ſowie aus den 
Bezirken Slatina, Virovitica (Comitat Virovitica) 
in Kroatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund⸗ 
machung vom 13. März 1902, 3. 9627, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Zundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 19. März 1902, 3. 11018, 


enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini⸗ 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Puszta (Comitat Györ), 
Csallököz, Gesztes (Comitat Komärom), Kanizſa, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy - Kanizja 
(Comitat Zala) in Ungarn nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern. 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Unter⸗Gänſerndorf erlaſſenen Verfügung die Einfuhr 
von Schweinen aus dem Grenzbezirke Malaczka 
(Comitat Pozſony) in Ungarn nach dem diesſeitigen 
Gebiete verboten. i 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Arad, 
Borosjenö, Ternova, Vilägos (Comitat Arad), Alſö⸗ 
Kubin, Nämeſztö, Vär (Comitat Arva), Bel (Comitat 
Bihar), Rözſahegy (Comitat Liptö), Szinna (Comitat 
Zempléen) in Ungarn gerichtete Verbot hiemit auf⸗ 
gehoben. 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein⸗ 
kommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 


verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach Erlöſchen 
der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Schweinen aus den durch Schweinepeſt verſeucht 


geweſenen Gemeinden Csermb (Stuhlgerichtsbezirk 


Borosjenö) und Pichnye (Stuhlgerichtsbezirk Szinna) 
in Ungarn, ſowie deren Nachbargemeinden wird durch 


die Aufhebung der gegen die genannten Bezirke 


beſtandenen Verbote nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 13. und 14. März 1902, 
33. 9627 und 10222, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehenden Bee treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Mlinifteriums des 
Innern vom 25. März 1902, 3. 11353, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der. 


Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweine⸗ 


peſt nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das 
Miniſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen 
aus den Stuhlgerichtsbezirken Algyoͤgy, Deva, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hunyad, 
einschließlich der Stadtgemeinde Vajda-Hunyad, Maros⸗ 
Illye (Comitat Hunyad) in Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
des Stäbchenrothlaufes von den k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften Neu-Sandee und Nowytarg erlaſſenen 
Verfügungen die Einfuhr von Schweinen aus dem 


Grenzſtuhlgerichtsbezirke O. Lublö (Comitat Szepes) 


in Ungarn nach dem diesſeitigen Gebiete verboten. 
Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 13., 14. und 19. März 1902, 


33. 9627, 10222 und 11018, zur allgemeinen ; 


Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden eee treten ſofort in 
Kraft. 
Kundmachung des Miniſteriums 8 
Innern, vom 27. März 1902, 3. 11873, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 


Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Auf Grund der wegen des Beſtandes der Schweine- 


peſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Feldbach 
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erlaſſenen Verfügung iſt die Einfuhr von Schweinen b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 


aus dem Grenz-Stuhlgerichtsbezirke Szent Gotthard aus der Gemeinde Povir des Bezirkes Seſana. 
(Comitat Vas) in Ungarn nach dem diesſeitigen Ge— B. In Krain: wegen des Beſtandes des 
biete verboten. Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von aus der Gemeinde Dedendol des Bezirkes Littai. 

Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Apatin, C. In Steiermark: 
Hödſäg (Comitat Bäcs⸗Bodrog), Felſö-Pulya, Nagy-| a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
marton, Sopron (Comitat Sopron), ſowie aus der Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
Municipalſtadt Sopron in Ungarn und aus den Be— Kapfenberg, St. Marein des Bezirkes Bruck an 
zirken Nasice, Oſiek (Comitat Virovitica), ſowie aus der Mur; Irdning des Bezirkes Gröbming; 
der Municipalſtadt Oſiek in Kroatien-Slavonien Gaal, Judenburg des Bezirkes Judenburg; 
gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. Eiſenerz, Leoben des Bezirkes Leoben; 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein- b) wegen des Beſtandes des Schweinexothlaufes 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2 der Miniſterial— die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. Wildon des Bezirkes Leibnitz. 

Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach dem Erlöſchen D. In Kärnten: wegen des Beſtandes der 


der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von Schweinen Schweinepeſt die Einſuhr von Schweinen aus der 
aus den durch Schweinepeſt verſeucht geweſenen Ge- Gemeinde Ebendorf des Bezirkes Völkermarkt. 


meinden Csäszärfalu (StuhlgerichtsbezirkFelſö-Pulya), E. In Tirol und Vorarlberg: 

Tenje (Bezirk Oſiek), ſowie deren Nachbargemeinden | a) wegen des Beſtandes der Maul- und Klauen— 

wird durch die Aufhebung der gegen die genannten ſeuche die Einfuhr von Wiederkäuern und 

Bezirke beſtandenen Verbote nicht berührt. Schweinen aus der Gemeinde Möggers des 
Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Bezirkes Bregenz; 

Kundmachungen vom 13., 14., 19. und 25. März; b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 

1902, 38. 9627, 10222, 11018 und 11353 zur Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 

allgemeinen Kenntnis gebracht. Levico des Bezirkes Borgo; Leifers des Bezirkes 
Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in Bozen; Innsbruck des Bezirkes Innsbruck. 

Kraft. Gleichzeitig wird die k. k. ma in die 


ARE . Kenntnis geſetzt, dafs wegen des Beſtandes der 

Kundmachung des Uliniſteriums des Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
5 116 2 politiſchen Grenzbezirken Gottſchee, Gurkfeld, Rudolfs— 
Innern vom 19. Aldız 190 2 3. 10955, werth und Tſchernembl (Krain), ſowie Volosca 
betreffend (Küſtenland) und wegen des Beſtandes der Schaf— 

die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertre- pockenſeuche die Einfuhr von Schafen aus dem 
tenen Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗ politiſchen Grenzbezirke Benkovac (Dalmatien) nach 


Slavonien. Kroatien-Slavonien verboten iſt. 
\ 5 72 - } Statthaltere : 0 
(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, Die k. k. Gundel wird unter Beziehung auf 


Graz, Klagenfurt und Junshruck⸗ die hierortigen Kundmachungen vom 13. und 24. Fe⸗ 


Mit der Kundmachung vom 10. März 1902, bruar, ſowie 10. März 1902, 33. 5634, 7416 und 
3. 17766, hat die königliche Landesregierung in 9370, eingeladen, mit der Verlautbarung dieſer Ver— 
Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom fügung ſofort vorzugehen. 
4. Februar 1902, 3. 9649, jene Gemeinden befannt- 


gegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbar— Kundmachung des Miniſteriums des 
gemeinden wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die [ $ 


Einfuhr der nachſtehend beſonders angeführten Thier- Innern vom 24. März 1902, 3. 11620, 


gattungen auf Grund des beſtehenden Veterinärüber— betreffend 
einkommens verboten iſt. ne Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatlen⸗Slavonien. 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 
(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 

A. Im Küſtenlande: t Graz, Klagenfurt, Innsbruck.) 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die en 2 8 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: Im Nachhange zur hierortigen Kundmachung 
Capodiſtria, Decani, Iſola, Mareſego, Muggia, en a. 108. N RD . 

Pangnano, Pinquente, Pirano, Rozzo des 1 k. Jandesregterung behufs der weiteren Veranlaſſung 
Bezirkes Capodiſtria; Mitterburg des gleich- in die Kenntnis geſetzt, dass laut telegraphiſcher Mit⸗ 
namigen Bezirkes; Buje, Montona, Orſera, theilung der königl. Landesregierung in Agram vom 


Parenzo, Portole des Bezirkes Parenzo; 21. März 1902, 3. 20981, die Einfuhr von 
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Schweinen wegen des Beſtandes der Schweinepeſt 
aus dem politiſchen Bezirke Pettau (Steiermark) nach 
Kroatien⸗Slavonien unterſagt worden ift. 


Kundmachung der Landesregierung in 
CTzernowitz vom 6. März 1902, 3. 6299, 
enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 


Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der anſtecken⸗ 
den Thierkrankheiten in Rumänien findet die k. k. 
Landesregierung zu unterſagen: 

Wegen des Beſtandes der 

1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein- und 
Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den rumä- 
niſchen Diſtricten Arges, Bacau, Botuſchani, Con- 
ſtantza, Covorlui, Dolj, Falciu, Gorj, Ilfov, Jaſſy, 
Muscel, Mehedinti, Neamtu, Roman, Romanati, 
Tecuci, Tutova, Tulcea, Vaslui und Valcea; 

2. der Schafpockenſeuche die. Ein- und 
Durchfuhr von Schafen aus den rumäniſchen Diſtricten 
Botoſchani, Conſtantza, Dorohoi, Dolj, Jalomnitza 
und Muscel. 

Aus den hier namentlich nicht angeführten 
übrigen Diſtricten Rumäniens iſt die Ein- und Durch⸗ 
fuhr von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen 
Beobachtung der vorgeſchriebenen veterinär-polizei- 
lichen Anordnungen, jedoch nur mittels Eiſenbahn 
über das k. k. Hauptzollamt Itzkany-Bahnhof ge— 
ſtattet. 

Das mit der hieramtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, Z. 25995, verlautbarte Verbot 
der Ein- und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 

Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 30. Jänner 1902, 8. 2521, mit 
dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, daſs 
Übertretungen dieſer am Tage der Verlautbarung in 
der „Czernowitzer Zeitung“ in Wirkſamkeit tretenden 
Kundmachung nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, bei gleich⸗ 
zeitiger Anwendung jener des §. 46 des allgemeinen 
Thierſeuchengeſetzes werden geahndet werden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Tzernowitz vom 9. März 1902, 3. 5334, 
betreffend 
die Regelung des Verkehres mit zum Exporte 
beſtimmten Handelsſchweinen (Schlachtſchweinen). 


Behufs Verhinderung der Verſchleppung an⸗ 
ſteckender Thierkrankheiten durch den Verkehr mit 
zum Exporte beſtimmten Handelsſchweinen (Schlacht- 


ſchweinen) wird auf Grund der Beſtimmungen des 


§. 3 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes Nachſtehendes 
verfügt: 


1. Alle Transporte von Handelsſchweinen müſſen 


durch ordnungsmäßig ausgefertigte Viehpäſſe ge⸗ 


deckt ſein. 


2. Das gemeinſchaftliche Füttern und Tränken, 
ſowie das gleichzeitige gemeinſchaftliche Unterbringen 
von Handelsſchweinen verſchiedener Händler oder das 
gemeinſame Unterbringen von Zucht- und Nutz⸗ 
ſchweinen mit Schlachtſchweinen in demſelben Raume 
(Gehöfte) iſt verboten. 


3. Die zum Einſtellen (Sammeln) der Handels⸗ 
ſchweine benützten Handelsſtälle müſſen in ſanitärer 


und veterinär-polizeilicher Hinſicht von den zuſtän⸗ 


digen politiſchen Behörden J. Inſtanz als zu dieſem 
Geſchäftsbetriebe (§S. 25 der Gewerbeordnung) ge⸗ 
eignet erklärt worden ſein und durch eine Firmatafel 
mit dem Namen des Inhabers (Händlers) „als 
behördlich bewilligte Schweineverkaufsſtätte“ BEE 
zeichnet werden. 


4. Das gemeinſchaftliche Einſtellen von ver- 
ſchiedenen Schweinepartien in dieſe Verkaufsſtätte iſt 
nur nach vorhergegangener, durch den Eigenthümer 
zu veranlaſſenden Markirung der einzelnen Thiere der 
jeweiligen Partie geſtattet. 


Unter Partie iſt die jeweils auf einem Markte 
oder in mehreren Gemeinden gekaufte, zur gemein- 
ſamen Verladung (Verfrachtung) gelangte Anzahl von 
Thieren zu verſtehen. 

Die Marfirung hat in dem Aufdrücken von 
8 bis 10 Centimeter hohen und entſprechend breiten 
römiſchen Ziffern I, II, III u. ſ. f. mittels Merkeiſens 
und einer raſch trocknenden ſchwarzen Olfarbe auf der 


linken oberen Kreuzfläche, ſowie in der Durchlochung 


der Ohren der Thiere der Partie II (linkes Ohr ein⸗ 
mal), III (rechtes Ohr einmal), IV (linkes Ohr zwei⸗ 
mal), V (rechtes Ohr zweimal) u. ſ. f. mittels einer 
entſprechend conſtruirten Lochzange zu beſtehen. 


Es find daher Schweine der Partie I mit dem 
Zeichen I, der Partie II mit dem Zeichen II und 


einer einmaligen Durchlochung des linken Ohres, der 


Partie III mit dem Zeichen III und einer einmaligen 
Durchlochung des rechten Ohres, der Partie IV mit 
dem Zeichen IV und einer zweimaligen Durchlochung 


des linken Ohres, der Partie V mit dem Zeichen V. 


und einer zweimaligen Durchlochung des rechten 
Ohres u. ſ. f. zu markiren. & 


Solange ſich Thiere einer beſtimmten Partie 
nummer noch im Handelsſtalle befinden, darf dieſe 
Nummer und Merke zum Merken neu eingelangter 
Sendungen nicht verwendet werden. g 


5. Über das Einlangen eines Schweinetrans⸗ 
hat Der 


portes in die Verkaufs-(Sammel“ſtätte 


Händler ohne Verzug dem Gemeindeamte die An— 
meldung zu erſtatten und den Viehpaſs zu über— 
geben. 


6. Dem Gemeindevorſteher und im Verhin— 
derungsfalle deſſen Stellvertreter obliegt die Vor— 
merkung dieſer Anmeldung, ſowie die Controle hin— 
ſichtlich der Markirung und der Übereinſtimmung 
der Stückzahl des eingelangten Schweinetransportes 
mit den Angaben der hinterlegten Viehpäſſe. 

Der anſtandsloſe Befund iſt auf der Rückſeite 
der Viehpaſſes auch unter Angabe der Stunde der 
erfolgten Hinterlegung anzumerken. 


Im Falle eines Anſtandes hat der Gemeinde— 
vorſteher und im Verhinderungsfalle deſſen Stell— 
vertreter ohne Verzug die Anzeige an die vorgeſetzte 
politiſche Bezirksbehörde zu erſtatten, welche mit der 
gebotenen Beſchleunigung die amtsthierärztliche 
Unterſuchung zu veranlaſſen hat. Bei anſtandsloſem 
Befunde iſt der Abverkauf der Schweine ſofort zu— 
läſſig. 

Der Abverkauf von Schlachtſchweinen zu einem 
anderen Zwecke als dem zur ſofortigen Schlachtung iſt 
verboten. 


7. Der Händler iſt verpflichtet, ein Vormerk— 
buch zu führen, in welches ſowohl Datum, Provenienz, 
Stückzahl und Markirung der jeweilig eingeſtellten 
Partie, als auch das Datum deren Abverkaufes und 
der Beſtimmungsort einzutragen iſt. 


Dieſes Vormerkbuch iſt vom Amtsthierarzte 


regelmäßig zu controliren und muſßs dasſelbe auch 


über Verlangen den Beſchauthierärzten zur Einſicht— 
nahme vorgewieſen werden. 


8. Nach der jedesmaligen Entleerung des 
Handelsſtalles (oder einer Abtheilung) und bevor noch 
neue Transporte eingeſtellt werden, obliegt dem Be— 
ſitzer die gründlichſte Reinigung der Verkaufsſtätte 
(der Abtheilung) und deren Desinfection mit friſch 
zubereiteter Kalkmilch. 


Im Falle der Vernachläſſigung dieſer Reinigung 
und der Desinfection hat der Gemeindevorſteher und 
im Verhinderungsfalle deſſen Stellvertreter dieſe 
Arbeiten auf Gefahr und Koſten des betreffenden 
Beſitzers durchführen zu laſſen. Die Überprüfung des 
Vollzuges der Reinigung und Desinfection der Ver⸗ 
kaufsſtätte obliegt dem Gemeindevorſteher und im 
Wehinderungsfalle deſſen Stellvertreter. 


9. Der Inhaber der Verkaufsſtätte (Händler) 
iſt verpflichtet, jeden unter ſeinen Schweinen vor— 
kommenden Fall einer innerlichen Erkrankung, ſowie 
über jedes vorkommende Verenden von Schweinen 


dem Gemeindevorſteher und im Verhinderungsfalle 


deſſen Stellvertreter ohne Verzug die Anzeige zu 
erſtatten, welcher den weiteren Abverkauf von 
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Schweinen erſt dann geſtatten darf, wenn durch die 
ſofort zu veranlaſſende thierärztliche Unterſuchung 
jeder Seuchenverdacht behoben wird. 


Im anderen Falle iſt von dem beſtehenden 
Seuchenverdachte unverzüglich an die politiſche Be— 
zirksbehörde die Anzeige zu erſtatten und bis zur 
Behebung des Seuchenverdachtes der Abverkauf zu 
verbieten. 

10. Die in der Verkaufs-(Sammel“-)ſtätte 
jeweilig untergebrachten Schweine ſind von fünf zu 
fünf Tagen von dem ſeitens der politiſchen Bezirks— 
behörde hiezu beſonders beſtimmten Thierarzt auf 
Koſten des Inhabers der Verkaufsſtätte (Händlers) 
unterſuchen zu laſſen. 

Der jeweilige Befund iſt auf der Rückſeite der 
Päſſe, ſowie im Vermerkbuche zu beſtätigen und ſind 
vorgefundene Anſtände der politiſchen Bezirksbehörde 
ſofort mitzutheilen. 


11. Über die von einem Händler jeweils auf 
einem Markte gekauften Borſtenthiere iſt demſelben 
vor dem Verlaſſen des Marktplatzes unter Einziehung 
der Originalviehpäſſe ein Cumulativviehpaſs oder bei 
Theilung der Herde in mehrere Partien für jede 
Partie ein beſonderer Viehpaſs, auf welchem der ſtatt— 


gehabte Vorgang (Alinea 13 und 14 der Durch- 


führungsverordnung zu §. 8 des allgemeinen Thier— 
ſeuchengeſetzes) vermerkt werden mufs, auszuſtellen. 


Die Originalviehpäſſe ſind zuſammenzuheften, 
auf der Rückſeite des letzten Paſſes das Datum und 
Protokollnummer des neuen Viehpaſſes anzumerken 
und ſodann von der Marktgemeinde — falls ſie nicht 
Sitz einer Bezirksbehörde iſt — der letzteren noch am 
ſelben Tage einzuſenden, woſelbſt ſie durch drei 
chronologiſche und nach Marktgemeinden 
geordnet vom landesfürſtlichen Bezirksthierarzte auf— 
zubewahren und ſodann zu vernichten ſind. 

In den Marktgemeinden, welche Sitz einer 
politiſchen Bezirksbehörde ſind, ſind dieſe Viehpäſſe 
in obiger Weiſe in gemeindeamtlicher Verwahrung zu 


halten. 


12. Zum Transporte von Schweinen im 
Handelsverkehre dürfen nur die Eiſenbahnen ver— 
wendet werden. Der Bahntransport hat ausnahmslos 
bis zu der dem Verkaufs-⸗(Sammel-)orte nächſtgelegenen 
Bahnſtation zu erfolgen. 

Nur dort, wo in dem betreffenden Urſprungs— 
orte (Marktorte), beziehungsweiſe Beſtimmungsorte 
eine Eiſenbahnverladeſtation nicht beſteht, können 
zum Transporte — jedoch ausſchließlich nur mit 
Pferden beſpannte — Wagen benützt werden. 

13. Die Transportwagen ſind nach jedesmaliger 
Benützung in analoger Weiſe, wie dies im Punkte 8 
bezüglich der Verkaufsſtätten vorgeſchrieben iſt, zu 
reinigen und zu desinficiren. 
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14. Das Treiben von Schweinen von Ort zu 
Ort iſt im Handelsverkehre verboten. 

15. Übertretungen der mit gegenwärtiger Kund⸗ 
machung getroffenen Anordnungen werden nach 
Maßgabe des durch das Geſetz vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, abgeänderten §. 45 des Geſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, beſtraft. 

16. Durch die in dieſer Kundmachung ent— 
haltenen Beſtimmungen wird der landwirtſchaftliche 
Verkehr mit Schweinen nicht berührt. 

Die vorſtehenden Anordnungen — inſoferne 
ſie nicht ſchon derzeit in Wirkſamkeit beſtehen — 
treten am 1. April 1902 in Kraft. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 1. März 1902, 3. 241819, 


mit welcher 


die Ausladung der zum allgemeinen landwirtſchaft⸗ 

lichen Ausſtellungsmarkte im königlichen Baum⸗ 

garten beſtimmten Wiederkäuer und Schweine in 
den Eiſenbahnſtationen Bubna bewilligt wird. 


Anlässlich des allgemeinen landwirtſchaftlichen 
Ausſtellungsmarktes, welcher vom 15. bis 19. Mai 
l. J. am Ausſtellungsplatze im königlichen Baum— 
garten bei Prag veranſtaltet wird, findet die Statt— 
halterei die Ausladung der für dieſen Ausſtellungs— 
markt beſtimmten Wiederkäuer und Schweine für die 
Dauer der Ausſtellung in den Stationen Bubna der 
privilegirten Staatseiſenbahngeſellſchaft und der privi— 
legirten Buſchtehrader Eiſenbahn nach Maßgabe der 
hierortigen Kundmachung vom 11. Jänner 1897, 
Z. 149492, betreffend die Durchführung der Vieh— 
beſchau in den Eiſenbahnſtationen im Königreiche 
Böhmen, ausnahmsweiſe zu geſtatten. 

Inſoferne die zu dieſem Ausſtellungsmarkte ein- 
gelangten Wiederkäuer und Schweine bei der Aus— 
ladung in Gemäßheit der Beſtimmungen der vor— 
bezogenen Kundmachung der Sachverſtändigenbeſchau 
unterliegen, wird dieſe Beſchau von dem hiezu von 
dem Magiſtrate der königlichen Landeshauptſtadt Prag 
beſtellten Amtsthierarzte vorgenommen werden. 

Unter denſelben Bedingungen kann auch die 
Verladung der Thiere bei der Zurückbeförderung von 
dem Ausſtellungsmarkte in den Stationen Bubna 
erfolgen. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 11. März 1902, 3. 50542, 


mit welcher 
das Verbot der Ausfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh 
aus den Bezirken Brüx, Komotau und Saaz nach 
Deutſchland aufgehoben wird. 
Mit Rückſicht darauf, daſßs die Maul- und 
Klauenſeuche in den Bezirken Brüx, Komotau und 


Saaz erloſchen iſt, findet die Statthalterei das mit 
ihrer Kundmachung vom 13. Februar l. J., Z. 28018, 
verfügte Verbot der Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh 
aus dieſen Bezirken nach dem Deutſchen Reiche wieder 
außer Kraft zu ſetzen. : 


Kundmachung der Gtatthalterei in Prag 
vom 11. März 1902, 3. 50543, 


mit welcher 


die Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen 
Bezirke Mähriſch⸗Trübau nach Böhmen unterſagt 
wird. 


Aus Anlaſs der in der letzten Zeit wiederholt 
vorgekommenen Einſchleppung der Schweinepeſt aus 
dem Bezirke Mähriſch-Trübau nach dem hieſigen Ver⸗ 
waltungsgebiete, findet die Statthalterei zur Hint- 
anhaltung von weiteren Seucheneinſchleppungen die 
Einfuhr von Schweinen aus dem genannten Bezirke 
nach Böhmen bis auf weiteres zu unterſagen. 


Dieſes Verbot tritt am 15. d. M. in Wirk⸗ 
ſamkeit und werden Zuwiderhandlungen nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet werden. 


Kundmachung der Statthalterei in Linz 
vom 12. März 1902, 3. 5229/ X, 


betreffend 


die Aufhebung der Beſchränkungen des Verkehres 
mit Schweinen aus dem Herzogthume Kärnten nach 
Oberöſterreich. 


Da zufolge der Mittheilung der k. k. Landes- 
regierung in Kärnten vom 4. März d. J., Z. 3478, 
die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke Völkermarkt 
auf die Gemeinde Eberndorf beſchränkt geblieben und 
daſelbſt dem Erlöſchen nahe iſt, ſo findet die k. k. 
Statthalterei die mit der hierämtlichen Kundmachung 
vom 30. December 1901, 3. 25689 / X, gegen den 
genannten politiſchen Bezirk erlaſſenen Beſchränkungen 
des Verkehres mit Schweinen außer Wirkſamkeit zu 
ſetzen und die Einfuhr von Schweinen aus ganz Kärnten 


nach Oberöſterreich unter Beobachtung der für den 


Verkehr mit Schweinen im allgemeinen beſtehenden 
Vorſchriften wieder zu geſtatten. 


Erlaſs des Minifteriums des Innern 
vom 13. März 1902, 3. 9755, 


betreffend 


die Einbringung von Zucht⸗ und Nutzvieh aus 
Böhmen über die Eintrittsſtation Schwarzach in 
2 Bayern. 


* 
(An die Statthalterei in Prag.) 


Laut Note des k. u. k. Miniſteriums des Außern 
vom 7. März l. J., Z. 13566, hat die königlich 
bayeriſche Regierungsbehörde in Regensburg mittels 
Bekanntmachung vom 14. Februar l. J., ad Nr. 3257, 
für die Einbringung von Zucht- und Nutzvieh aus 
Böhmen über die Eintrittsſtation Schwarzach, 
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ſoweit dieſe Einbringung überhaupt geſtattet iſt, ſowie 
zur Unterſuchung der einzubringenden Thiere und zur 
Prüfung der vorgeſchriebenen Zeugniſſe für das Jahr 
1902 nachfolgende Tage beſtimmt: 


26. März, 26. Juli, 

12. April, 9. Auguſt, 

26. April, 23. Auguſt, 

10. Mai, 13. September, 
24. Mai, 27. September, 
14. Juni, 11. October, 

25. Juni, 29. October, 

12, Juli, 1. December. 


Die Einbringungszeit iſt auf die Stunden von 
12 Uhr mittags bis 4 Uhr nachmittags feſtgeſetzt. 
Hievon wird die k. k. Statthalterei mit Beziehung 


königliches Bezirksamt Oberviechtach, in den Regie- auf den hierortigen Erlaſs vom 6. März 1901, 3.7619, 
rungsbezirk der Oberpfalz und von Regensburg, in- behufs weiterer Veranlaſſung in die Kenntnis geſetzt. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Interpellationsbeantwortungen in vete— 
rinär⸗polizeilichen Angelegenheiten.) In der 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 12. März l. J. 
beantwortete der Miniſterpräſident und Leiter des 
Miniſteriums des Innern mehrere an ihn gerichtete 
Anfragen, betreffend veterinär-polizeiliche Angelegen- 
heiten. 

In Beantwortung der von den Abgeordneten 
Rozkosny, Dr. Sileny und Genoſſen geführten 
Beſchwerde, daſs über Verfügung des Miniſteriums 
des Innern angeblich peſtkranke Schweine aus 
Galizien nach den Schlachthäuſern in Brünn 
und Olmütz zugeführt, hiedurch Seuchenver— 
ſchleppungen veranlaſst und, die einheimiſchen 
Schweinebeſtände in Mähren gefährdet werden, führte 
der Miniſterpräſident, im Einvernehmen mit den 
Miniſtern des Ackerbaues und Handels, Folgendes aus: 

Es iſt thatſächlich richtig, daſs mit Erlaſs des 
Miniſteriums des Innern vom 26. September 1901, 
3. 36427, jedoch nicht zu Gunſten eines beſtimmten 
Conſortiums, ſondern im allgemeinen Intereſſe eine 
Verfügung getroffen wurde, wonach anſteckungsver— 
dächtige — alſo ſelbſtverſtändlich weder peſtkranke, 
noch auch nur peſtverdächtige — Schweine aus 
Galizien, die dortſelbſt keinen entſprechenden Abſatz 
zu finden vermögen, zur ſofortigen Schlachtung nach 
den Schlachthäuſern in Brünn und Olmütz gebracht 
werden dürfen. 


Unrichtig iſt es dagegen, wenn dieſe Verfügung in 
der Interpellation auf die Tendenz zurückgeführt 
wird, einen erhöhten Gewinn für den Staatsſchatz zu 
erzielen. 

Wenn berückſichtigt wird, daſs in Galizien 
größere Partien gleichzeitig zu tödtender Schweine 
nahezu unverkäuflich find, und daſs Thiere, welche 
vom Staate mit 70 h bis 1 K 30 h pro Kilogramm 
entſchädigt wurden, oft um weniger als 16 h pro 
Kilogramm verkauft werden müſſen, kann von einem 
Gewinne des Staatsſchatzes aus Anlaſs der dort ein— 
geleiteten Schweinepeſttilgungsaction wohl überhaupt 
nicht die Rede ſein. 


Die in Rede ſtehende Verfügung, welcher in 
letzter Linie Erwägungen veterinär-polizeilicher Natur 
zugrunde lagen, iſt übrigens in den geltenden Vor— 
ſchriften durchaus begründet. 

Nach der Durchführungsverordnung vom 18. Sep- 
tember 1900, R. G. Bl. Nr. 155, zur kaiſerlichen 
Verordnung vom 15. September 1900, R. G. Bl. 
Nr. 154, betreffend die Abwehr und Tilgung der 
Schweinepeſt, können die von amtswegen zur Be— 
ſeitigung gelangenden anſteckungsverdächtigen 
Schweine — es ſind dies anſcheinend vollkommen 
geſunde Thiere, die nur deshalb der Tödtung unter— 
liegen, weil ſie mit peſtkranken Schweinen in Be— 
rührung waren — nach Schlachthäuſern überführt 
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werden, welche durch eigenen Schienenſtrang mit der 
Eiſenbahn verbunden ſind. 


Dieſe Überführung erfolgt unter Beobachtung 
ſtrenger Vorſichtsmaßnahmen, welche die Gefahr einer 
Seuchenverſchleppung unter allen Umſtänden voll— 
ſtändig ausſchließen. 


Da überdies die Schlachthäuſer in Brünn und 
Olmütz nicht allein durch Schienenſtrang mit der 
Eiſenbahn verbunden, ſondern auch mit allen, den 
neueſten Anforderungen entſprechenden Einrichtungen 
verſehen ſind, konnte die Zufuhr anſteckungsverdäch— 
tiger Schweine nach dieſen Schlachthäuſern um ſo ein— 
wandfreier zugelaſſen werden, als ähnliche Ver— 
fügungen auch bei ungleich gefährlicheren Epizootien, 
zum Beiſpiel Lungenſeuche, getroffen wurden, ohne 
daſs auch nur in einem einzigen Falle eine Seuchen— 
verſchleppung conſtatirt werden konnte. 

Die eingeleiteten amtlichen Erhebungen haben 
ergeben, daſs gegebenenfalls bei der Zufuhr, Schlach— 
tung und Beſchau der Thiere ſtets ordnungsmäßig 
vorgegangen wurde und die geſetzlichen Beſtimmungen 
genaueſtens eingehalten worden ſind. 


In der letzten Zeit wurden übrigens ſpeciell 
ſeitens des in der Interpellation bezeichneten Con— 
ſortiums die Zufuhren von Schweinen nach dem 
Schlachthauſe in Olmütz gänzlich eingeſtellt. 


Sofern aber aus den Ausführungen der-Herren 
Interpellanten hervorgeht, daſs die fragliche miniſte— 
rielle Verfügung nicht allein aus veterinär-polizeilichen 
Rückſichten, ſondern auch im Hinblicke auf die der 
heimiſchen Viehproduction und dem heimiſchen Vieh— 
handel dadurch allenfalls erwachſende Concurrenz an— 
gefochten wird, geſtatte ich mir darauf hinzuweiſen, 
daſs — ganz abgeſehen von der äußerſt geringen An— 
zahl der bisher nach Mähren gelangten galiziſchen 
Schweine — der Viehverkehr im Geltungsgebiete des 
allgemeinen Thierſeuchengeſetzes grundſätzlich, ohne 
jede Rückſicht auf locale Intereſſen, nur ſolchen Be— 
ſchränkungen unterworfen iſt, die aus veterinär-poli— 
zeilichen Gründen geboten und zuläſſig erſcheinen. 


Da aber ſolche Gründe — wie das hohe Haus 
aus der vorſtehenden Darſtellung entnommen haben 
wird — der mehrerwähnten Anordnung des Miniſte— 
riums des Innern nicht entgegenſtehen, konnte ich 
mich aus Anlaſs dieſer Interpellation nicht beſtimmt 
finden, im Gegenſtande eine weitere Verfügung zu 
treffen. . 

In Beantwortung der von dem Abgeordneten 
Dr. Conci und Genoſſen über angeblich allzuſtrenge 
veterinär-polizeiliche Maßnahmen in Süd— 
tirol und der an den Miniſter gerichteten Anfrage, 
ob derſelbe über die in Betracht kommenden Ver⸗ 
hältniſſe unterrichtet und geneigt ſei, Veranlaſſung 
zu treffen, dafs bei Handhabung der Veterinär- 
polizei in einer die Intereſſen der Viehbeſitzer 


möglichſt ſchonenden Weiſe vorgegtsugenß es hne | 


der Miniſterpräſident Folgendes: 


Ich muſs das hohe Haus zunächſt ver 1 
dajs ich die Anſicht, es dürfte anläſslich der Durch⸗ 


führung veterinär-polizeilicher Maßnahmen der Vieh- 


verkehr nur inſoweit beſchränkt werden, als dies zur 


Erreichung des anzuſtrebenden Zieles der thunlichſt 


raſchen Beſchränkung und Tilgung der Seuchen un- 


bedingt nothwendig erſcheint, vollkommen theile. 

Bei der ungemein leichten Übertragbarkeit der 
Maul- und Klauenſeuche iſt es aber unter Umſtänden 
— um Seluchenverſchleppungen und empfindliche 
Beſchränkungen des Viehexportes hintanzuhalten — 
unvermeidlich, Sperrverfügungen über den Umfang 
verſeuchter Orte hinaus auch auf durch die Seuche 
gefährdete Gebiete auszudehnen. 

Nach den Ergebniſſen der durchgeführten Er— 
hebungen über den in der Anfrage beſprochenen Fall 
beſtand im Herbſte 1901 in den politiſchen Bezirken 
Cles und Tione die große Gefahr einer bedeutenden 


Verbreitung der erwähnten Thierſeuche, und muſsten 


die Behörden aus dieſem Grunde die Abſperrung der 
Gerichtsbezirke Tione, Condino, Male und ſpäter des 
politiſchen Bezirkes Cles verfügen. 


Insbeſondere im Sulzthale 
Seuchenſtandsverhältniſſe in den letzten Tagen des 
Monats Auguſt ſo bedenklich geſtaltet, daſs ein Auf- 
trieb von Rindern aus dieſem Thale auf den Vieh- 
markt in Revo am 2. September aller Wahrſcheinlich— 
keit nach eine Verſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche über weite Gebiete zur Folge gehabt hätte. 


— 


hatten ſich die 


Da eine Einſtellung dieſes Marktes wegen der 


Kürze der Zeit nicht mehr verfügt werden konnte, war 
es geboten, wenigſtens die Befahrung desſelben mit 
Vieh aus dem ſtark verſeuchten Sale hintanzu⸗ 
halten. 


Zu dieſem Behufe wurden Gendarmeriepatrouillen 
entſendet, welche den Auftrag hatten, die Viehbeſitzer 
aus dem Sulzthale, welche ſchon im Begriffe waren, 
ihr Vieh nach Revb zu treiben, unter entſprechender 
Aufklärung von dem Beſuche des Marktes abzu⸗ 
halten; auch wurde der Ei über die Morticiolo- 
brücke verhindert. 


Über einige Rinder, die vor der Abſperrung der 
erwähnten Brücke nach Revo gelangt waren, wurde 
wegen bedenklicher Provenienz die Contumaz verhängt 
und deren Rücktrieb in das Sulzthal nicht 
geſtattet. 

Die Statthalterei hat jedoch über telegraphiſches 
Einſchreiten der Intereſſenten dieſe letztere zu weit— 
gehende Maßnahme ſofort behoben. 


Dafs eine bedeutende Gefahr thatſächlich beſtand 
und das Eingreifen der Behörden daher durchaus 


geboten und begründet war, wolle aus dem Umſtande 


entnommen werden, dafs bedenkliche Thiere, die die 
Morticiolobrücke nicht überſchritten hatten und auf 
anderen Wegen in den Bezirk Cles gelangt waren, 
die Maul⸗ und Klauenſeuche auch thatſächlich ver— 
ſchleppten. 


Sobald die Seuchenſtandsverhältniſſe ſich gün- 
ſtiger geſtaltet hatten, wurden die verhängten Sperr— 
maßnahmen außer Wirkſamkeit geſetzt, ſo daſs Ende 
October 1901 das ganze zum Verkaufe beſtimmte 
Vieh aus den geſperrt geweſenen Gebieten unter 
günſtigen Umſtänden Abſatz fand. 


Dieſes erfreuliche Ergebnis wäre ſicherlich nicht 
eingetreten, wenn die Behörden es unterlaſſen hätten, 
rechtzeitig alle zur Beſchränkung und Tilgung der 
Seuche nöthigen Maßnahmen zu treffen. 

An dieſe Darſtellung des einzelnen Falles ge— 
ſtatte ich mir noch die Mittheilung zu knüpfen, dajs 
die politiſchen Behörden ſtrengſtens angewieſen 
worden ſind, bei Handhabung der Veterinärpolizei 
jederzeit auch auf die hiebei in Betracht kommenden 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe thunlichſt Rückſicht zu 
nehmen, und dass ich — ſobald ich Kenntnis von der 
Erlaſſung zu weitgehender Verfügungen erlange — 
dieſelben ſofort auf das unumgänglich nothwendige 

Maß beſchränke. 


Die Anfrage des Abgeordneten W. Ph. Hauck und 
Genoſſen, betreffend das Gebaren des Amts— 
thierarztes in Tachau bei Tilgung der 
Schweinepeſt unter den Schweinen des Georg 
Leyerer in Mutzken, Gemeinde Weſchekun, beant— 
wortete der Miniſterpräſident mit Folgendem: 


Anlässlich des Ausbruches der Schweinepeſt bei 
einem Schweine des genannten Wirtſchaftsbeſitzers 
wurden acht andere in dem betreffenden Gehöfte vor— 
handene anſteckungsverdächtige Schweine auf Grund 
der Beſtimmungen der kaiſerlichen Verordnung vom 
2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, der Schlachtung 
zugeführt. 

Nach dem Ergebniſſe der eingeleiteten eingehend— 
ſten Erhebungen, die ſich auch auf die Einvernahme 
der Vertreter der Gemeinde Weſchekun und aller in der 
Angelegenheit betheiligten Perſonen erſtreckten, iſt der 
Amtsthierarzt in Tachau bei der bezüglichen Amts— 
handlung vollkommen pflichtgemäß vorgegangen. 

Dieſer gewiſſenhafte Beamte hatte ſich auch be— 
müht, für die zur Veräußerung gelangten Schweine 
den beſtmöglichſten Erlös zu erzielen. Die Annahme, 
daſs derſelbe in irgendeinem Einverſtändniſſe mit 
dem Erſteher der Schweine, dem Fleiſchhauer Kühnl 
in Tachau, gehandelt hätte, iſt vollkommen unrichtig, 
da er vor dem Stattfinden der Verſteigerung mehrere 
Fleiſchhauer aus Tachau und der Umgebung ver— 
ſtändigt hatte. 

Hingegen iſt durch die nunmehr gepflogenen Er- 
hebungen ſichergeſtellt worden, daſs zwei Inſaſſen von 
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Mutzken und der Viehbeſitzer Leyerer ſelbſt, welche 
Schweine für ſich erwerben wollten, mit dem genannten 
Fleiſchhauer — um eine Erhöhung des Verkaufs⸗ 
preiſes hintanzuhalten — ohne Wiſſen des Amtsthier⸗ 
arztes das Übereinkommen getroffen hatten, bei der 
Verſteigerung unter der Bedingung nicht mitzubieten, 
dass ihnen der Erſteher die Thiere überlaſſe. 

Hinſichtlich der dem Viehbeſitzer Leyerer ge— 
bürenden Entſchädigung war der Amtsthierarzt 
allerdings der Anſchauung, es werde dieſelbe gemäß 
§. 3 der citirten kaiſerlichen Verordnung nach dem 
damals beſtandenen Marktpreiſe in Prag bemeſſen 
werden. Allein dieſe Anſchauung war eine irrige. Das 
Schwein, das zuerſt an der Schweinepeſt erkrankte, 
war in dem Zeitpunkte der Erkrankung noch nicht 
40 Tage im hierſeitigen Staatsgebiete. Auch konnte 
der Nachweis nicht erbracht werden, dafs die Anſteckung 
dieſes Schweines erſt nach deſſen Einfuhr ſtattgefunden 
hatte. Es konnte daher dem Georg Leyerer nach §. 5 
der kaiſerlichen Verordnung vom 2. Mai 1899 nur 
eine Vergütung in der Höhe des für ſeine Schweine 
erzielten Erlöſes nach Abzug der durch die Amts— 
handlung der Behörde erwachſenen Auslagen zu— 
erkannt werden. 

Daſs hingegen anderen Viehbeſitzern im Bezirke 
Tachau für ihre von amtswegen beſeitigten Schweine 
die volle Entſchädigung zugeſprochen wurde, erklärt 
ſich daraus, daſs es ſich in dieſen Fällen um 
Schweine handelte, die bereits vor mehr als 
40 Tagen zur Einfuhr gelangt und auch ſchon vor 
mehr als 40 Tagen aus dem verſeuchten Transporte 
entfernt worden waren. 

Ich mußs ſchließlich noch hervorheben, daſs der 
Amtsthierarzt nicht berufen war, eine Auskunft über 
die zu gewährende Entſchädigung zu ertheilen; 
er hat auch eine Belehrung in dieſem Sinne bereits 
erhalten. g 

Mit Rückſicht auf dieſe Sachlage entfällt für 
mich jeder Anlass zu einer weiteren Verfügung. 


(Schweineeinfuhr aus Galizien nach 
Mähren.) Die Einfuhr von Schlachtſchweinen aus 
Galizien nach Mähren wurde außer nach den in der 
Nr. 34 ex 1901) des Beiblattes bezeichneten 
Schlachthäuſern auch noch dem Schlachthauſe des 
Fleiſchſelchers Eduard Rovner in Jaromeritz 
geſtattet. 


(Beſchränkung des Viehverkehres aus 
Dalmatien nach dem Occupationsgebiete.) 
Die Landesregierung für Bosnien und die Herce— 
govina hat mit Verfügung vom 11. März 1902, 
3. 39532/], aus Anlaſs des Ausbruches der Schweine— 
peſt in den dalmatiniſchen Bezirken Imotski und 
Spalato, behufs Vermeidung von Einſchleppungen 


*) Seite 399. 
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dieſer Borſtenviehſeuche aus den genannten zwei 
dalmatiniſchen Bezirken in das dortige Verwaltungs- 
gebiet, die Einfuhr, reſpective den Eintrieb von 
Schweinen aus denſelben nach Bosnien und der Herce— 
govina bis auf weiteres unterſagt. 


(Die Koſten der Schweinepeſttilgung.) 
Nachweiſung über die in der Zeit vom 27. Sep- 
tember 1900 bis 31. December 1901 nach Maßgabe 
der kaiſerlichen Verordnungen vom 2. Mai 1899, 
R. G. Bl. Nr. 81, und vom 15. September 1900, 
R. G. Bl. Nr. 154, beſeitigten Schweine und die 
aus dieſer Maßnahme dem Staatsſchatze erwachſenen 
Auslagen und Einnahmen. 


Beſeitigt wurden: 


I. 
= im Gewichte 
unge von kg 
Kranke Schlachtſchweine 899 32.289˙5 
„ Nutzſchweine 16.733 276.176˙67 
„ Buchtſchweine 6.209 225.125˙07 
zuſammen Schweine . 23.841 533.591˙24 
II. 
Bi im Gewichte 
Stücke von kg 
Wegen SKranfheitsver- 
dachtes geſchlachtete und geſund 
befundene 
Schlachtſchweine . 1.589 82.229°5 
Nutzſchweine 11.515 240.56 1˙3 
Zuchtſchweine . 5.632 317.287˙25 
zuſammen Schweine . 18.736 640.078˙05 
III. 
1 im Gewichte 
Stücke von Ag 
Anſteckungsverdächtige 
Schlachtſchweine 2.655 144.424˙63 
Nutzſchweine 23.100 582.526 ˙22 
Zuchtſchweine 14.270 840.753˙98 
zuſammen Schweine . 40.025 1,567.704˙83 
daher im ganzen . 82.602 2,741.374'12 


Unter thierärztliche Beobachtung wurden 
6298 anſteckungsverdächtige Schweine geſtellt. 


An Entſchädigungen wurden gezahlt für: 
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18.701 K 60 h 
120.270 % 11 
119.754 „38 „ 


. 258.726 K 09 h 


Kranke Schlachtſchweine 
„ Nutzſchweine. 
„ Zuchtſchweine 


zuſammen 


Wegen Krankheitsverdach⸗ 
tes geſchlachtete und geſund be- 


fundene 
Schlachtſchweine » 92.452 K 57 h 
Nutzſchweine a 180.384 „85 „ 
Zuchtſchweine . 341.571 
zuſammen. 614.408 K 59 h 
III. 
Anſteckungs verdächtige 
Schlachtſchweine . 159.066 K 15 h 
Nutzſchweine 514.093 5 
Zuchtſchweine . „ 904,44 
zuſammen . . 1,577.607 K 07 h 
IV. * 


An Koſten für die Durchfüh⸗ 
rung der Schlachtung der Schweine, 
der Commiſſionen der Wagen⸗ 
transporte und Desinfections⸗ 


arbeiten find erlaufen . 241.037 K 78 h 


ſohin im ganzen . 2,691.779 K 53 h 


Hievon ab der Erlös für 


das Fleiſch der nach der Schlach— 


tung geſund befundenen Schweine 459.208 „ 49 5 


Verbleiben für den 
Staatsſchatz effective Aus- 
lagen a Bao 


Hiezu die nach Maßgabe der 
kaiſerlichen Verordnung vom 
2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, 
in der Zeit vom 19. Mai 1899 
bis 27. September 1900 für 
20.167 Stücke beſeitigter 
Schweine dem Staatsſchatze er- 
wachſenen Auslagen“) mit 392.909 % 


zuſammen .. 2, 625.480 K 14 h 


(Der Borſtenviehhandel auf dem Wiener 
Markte im Jahre 1901.) In Hinſicht ſowohl auf 
die Fleiſchverſorgung der Hauptſtadt, wie anderſeits 
auf die landwirtſchaftlichen Intereſſen, die dabei in 
Betracht kommen, endlich auch in Bezug auf die 
gebotene veterinär-polizeiliche Überwachung ſteht der 
Handelsverkehr auf dem Wiener Borſtenviehmarkte 


) Wurden in der Nummer 1 des „Beiblattes für die 
Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung“ ver- 
lautbart. i 


dem früher beſprochenen Schlachtviehmarktverkehr an 
Bedeutung zunächſt. Von Jahr zu Jahr iſt eine 
vermehrte Beſchickung des Wiener Borſtenviehmarktes 
zu beobachten, die in dem zunehmenden Schweine— 
fleiſchtonſum und ſpeciell in dem ſtärkeren Wurſt⸗ 
warenverbrauch ihre Erklärung findet. Auch im letzt⸗ 
verfloſſenen Jahre weist die Borſtenviehzufuhr nach 
dem Wiener Markte eine erhebliche Zunahme gegen 
das Vorjahr auf, und zwar ſowohl in Fettſchweinen, 
welche bekanntermaßen nahezu ausſchließlich unga- 


riſcher Provenienz ſind, als auch in Fleiſchſchweinen, 


die zum größten Theile Producte der öſter— 
reichiſchen Landwirtſchaft ſind. Die nachfolgende 
Tabelle ermöglicht einen Vergleich hinſichtlich der 
Schweinezufuhr in den beiden letzten Jahren der 
Geſammtzahl nach, als auch in Bezug auf das Ver— 
hältnis der beiden Schweinekategorien. 


1900 1901 Differenz 
N u . 
Safin: Se 
5 FFTT— EEE — 
Fettſchweine. 297.370 333.678 Q 36.308 
Fleiſchſchweine 265.912 280.234 AT 14.322 
Summe 563.282 613.912 —+ 50.630 


Eine bemerkenswerte Erſcheinung iſt es, dafs die 
letztjährige Marktbeſchickung, die des Jahres 1894, 
in welchem die Schweineabfuhr nach dem Lande noch 
nicht verboten, alſo das Abſatzgebiet damals ein größeres 
war, bereits bedeutend und ganz beſonders rück— 
ſichtlich der Zufuhr von Fleiſchſchweinen überflügelt 
hat. Im Jahre 1894 gelangten nämlich insgeſammt 
547.002 Schweine, darunter 357.388 Fettſchweine 
und 189.614 Fleiſchſchweine auf den Wiener Markt. 
Innerhalb der Geſammtzufuhr des Jahres 1901 
hat, wie oben erſichtlich, die Zufuhr von Fettſchweinen 
eine größere Steigerung als die von Fleiſchſchweinen 
gegen die Beſchickung im vorhergehenden Jahre 
erfahren. Näheres über die Provenienz der zum 
Wiener Markte gebrachten Schweine enthält die 
anſchließende Zuſammenſtellung: 


1901 


1900 1900 1901 

Zufuhr Fettſchweine Fleiſchſchweine 
Stück 

aus Ungarn. . . 290.863 329.374 18.996 12.038 


aus Galizien und 

Bukowina — = 
aus ſonſtigen öſter⸗ 
reichiſchen Län⸗ 


217.343 256.452 


dern 8 20 119 29.673 11.566 
aus Bosnien 857 316 — — 
aus Serbien 5.566 2.669 — . 


Dieſer Überſicht iſt zu entnehmen, dafs die ver⸗ 
mehrte Zufuhr von Fettſchweinen ausschließlich auf 
ungariſche Provenienzen entfällt, während die anſich nicht 
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bedeutende Zufuhr aus Bosnien und Serbien gegen das 
Vorjahr erheblich zurückgegangen iſt; die Zufuhr aus den 
öſterreichiſchen Kronländern iſt zu minim, um überhaupt 
in Betracht zu kommen. In der Zufuhr von Fleiſch⸗ 
ſchweinen dominirt Galizien und die Bukowina und 
weiſen auch nur dieſe Provenienzen eine bedeutende 
Zunahme auf, während anderſeits die Beſchickung aus 
den anderen öſterreichiſchen Kronländern, gleichwie aus 
Ungarn im Jahre 1901 gegen das Vorjahr zurück— 
gegangen iſt. Aus Rumänien, woher im Jahre 1899 
nur eine Partie von Fleiſchſchweinen (40 Stück auf 
den Wiener Markt gelangte, ſind in den beiden letzten 
Jahren überhaupt keine Schweine zugeführt worden. 


Nebſt den auf dem Wiener Markte aufgetriebenen 
und daſelbſt zum Verkaufe gebrachten Schweinen 
wurden im letzten Jahre noch „außer Markt“, zumeiſt 
auf Grund von Specialbewilligungen, directe in die 
hiefür beſtimmten Schlachtſtätten 4102 (1900:4573) 
Stück zugeführt. Aus veterinärpolizeilichen Gründen 
wurden im abgelaufenen Jahre 29.192 (1900:29.554) 
Fleiſchſchweine und 26.414 (1900 : 22.935) Fett⸗ 
ſchweine in die Schlachthäuſer zur ſofortigen Schlach— 
tung überwieſen. 


Der Abſatz lebender Schweine, die auf den 
Wiener Markt gebracht werden, iſt mit Rückſicht auf 
das ſeit Mai 1895 beſtehende Abfuhrverbot, auf das 
Wiener Gemeindegebiet beſchränkt. Ausnahmsweiſe 
und widerruflich ſind jedoch im letzten Jahre Abfuhrs— 
bewilligungen für einzelne Orte in Niederöſterreich 
ertheilt worden. Auf Grund dieſer Bewilligungen ſind 
2849 Stück Fleiſchſchweine und 1718 Stück Fett- 
ſchweine ausgeführt worden. 


Hinſichtlich der Preisbewegung auf dem 
Borſtenviehmarkte im Jahre 1900 ergibt ſich bei 
einem Vergleiche des ermittelten Durchſchnittspreiſes 
für das ganze Jahr, dass trotz des vermehrten An— 
gebotes in beiden Schweinekategorien nur die Ein- 
kaufspreiſe für Fettſchweine eine Ermäßigung 
erfahren haben, und zwar nach der oberſten und 
unterſten Preisgrenze hin um 7 h pro Kilogramm. 
Die Einkaufspreiſe für Fleiſchſchweine ſind da— 
gegen nach der oberſten Preisgrenze hin im Durch— 
ſchnitte um 2 ½ h pro Kilogramm geſtiegen; nach 
der unterſten Preisgrenze hin blieben dieſelben nahezu 
unverändert. 


Es ergibt ſich als mittlerer Durchſchnittspreis 
im Jahre 1901 für Fettſchweine 66 / bis 86 h 
(1900 : 73 bis 93 h), bei Fleiſchſchweinen 59½ bis 
88 h (1900 : 60 bis 85˙5 h) pro Kilogramm. 
Die höchſten Einkaufspreiſe für Fettſchweine er— 
ſcheinen im Februar mit 86 bis 94 h, die niederſten 
im Mai mit 64 bis 77 h; für Fleiſchſchweine die 
höchſten im December mit 64 bis 96 hu, die niederſten 
im Jänner letzten Jahres mit 52 bis 78 h pro Kilo— 
gramm ausgewieſen. 
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(Das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz.) Durch 
die auf Grund telegraphiſcher Nachrichten, mitgetheilte 
kaiſerliche Verordnung vom 16. Februar 1902) iſt 
beſtimmt worden, daſs der §. 21 des deutſchen Reichs- 
fleiſchbeſchaugeſetzes am 1. October d. J. (nicht, wie 
fälſchlich gemeldet wurde, am 10. October) in 
Kraft tritt. 


(Zahl der Thierärzte in Preußen.) Nach 
Mittheilungen in der „Berliner Thierärztlichen 
Wochenſchrift“ betrug die Geſammtzahl der preußiſchen 
Thierärzte im Jahre 1901 2439; von dieſen ent⸗ 
fallen auf Berlin 166. Auf die, ohne die Berliner 
Thierärzte gerechneten, 2273 übrigen Thierärzte in 
Preußen, deren Anzahl ſeit dem Jahre 1889 um 
49˙8 Procent geſtiegen iſt, entfallen nach der letzten 
Viehzählung, welche 13˙6 Millionen Pferde und 
Rinder ergeben hat, auf je einen Thierarzt deren 
6000 Stück. 


(Schweinepeſt in England.) Nach an das 
k. und k. Miniſterium des Außern gelangten Berichten 
unſerer Botſchaft in London vom 28. Februar d. J. 
wurden vom Board of Agriculture, außer den in 
Nr. 3 ex 1902 des „Beiblattes“ gemeldeten veteri= 
när⸗polizeilichen Verfügungen, weitere die Aus⸗ 
breitung des Schweinefiebers (Schweinepeſt) in den 
Grafſchaften, beziehungsweiſe Städten Oxford, 
Middlſex, Hertford und Surrey betreffende Verord- 
nungen erlaſſen. 


(Amerikas Vieh production im letzten 
Vierteljahrhundert.) Über die Entwicklung der 
Viehzucht in den Vereinigten Staaten Nord— 
amerikas innerhalb des Vierteljahrhunderts von 1875 
bis 1900 enthält ein Bericht des deutſchen landwirt- 


) Siehe „Beiblatt Nr. 7 ex 1902, S. 78. 


el e ergangen in New⸗Nork Mitthei 


lungen der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft) nach⸗ 
folgende Überſicht: 


1875 1900 Zuwachs in 
Stücke Procenten 
Pferde 9,504.200 13,537.524 424 
Maulthiere 1, 393.750 2,086.027 496 
Milchkühe 10, 906.800 16,292.360 494 
Andere Rinder .. . 16,313.400 27,610.054 69 3 
Rinder zuſammen .. 27,220.200 43,902.414 61˙3 
Schaf, 33,783.600 41,883.065 239 
Schweine 28,062.200 38,651.631 377 


Der Durchſchnittswert für ein Stück (von Mark 
umgerechnet auf Kronen ö. W.) ſtellte ſich: 


Durchſchnittswert für 1 Stück 


1875 1900 
Kronen 
Pferde: 399 222 
Maulthier ?, 399 267 
Milchkühe 141 157 
Andere Rinde 93 124 
Rinder zuſammenn 112 496 
Schafe 13 14 
Schweine 26 18 


(Rinderpeſt in Japan.) Einem Berichte 
unſeres Conſulates in YVokohama vom 15. Jänner 
d. J. iſt zu entnehmen, dass an der in Nagaſaki zum 
Ausbruche gelangten Rinderpeit*) im November 1901 
insgeſammt 22 Thiere erkrankt ſind, von welchen 
2 Stücke gefallen und die reſtlichen 20 Stücke getödtet 
wurden. Außerdem ſind 21 Thiere wegen Seuchen⸗ 
verdachtes getödtet worden. Im Monate December 
ſollen keine weiteren Rinderpeſtfälle mehr vorge⸗ 
kommen ſein. 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 3 ex 1902, Seite 33. 


Verſonalnachrichten. 


Der Sia in Galizien hat die Beſchauthierärzte] Bronislaus Kachnikiewiez, Michael Chw alibinski⸗ 
Joſef Hajdukiewiez und Bronislaus Menblow si zu Johann Tabaczynski, Stanislaus Kohlberger, Jacob 


Bezirksthierärzten; 
kiewiez und Johann Frankiewicz, 


die Beſchauthierärzte Miecislaus Dal⸗Piotrowicz, Stanislaus Ma mak, Stanislaus Krynicki 
die Thierärzte | und Wladimir Hiolski zu Seterinkroftenten e ernannt. 
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Concursausſchreibungen. 


Zur Beſetzung gelangt: 

In Mähren die Stelle eines Bezirks-Oberthier— 
arztes der IX., beziehungsweiſe eines Bezirks-Thier⸗ 
arztes der X. Rangsclaſſe, beziehungsweiſe eine provi- 
ſoriſche Veterinäraſſiſtentenſtelle mit einem jährlichen 
Adjutum von 1200 K. 5 


Bewerber um eine dieſer Stellen haben die Geſuche 
im Wege ihrer vorgeſetzten oder der politiſchen Behörde ihres 


Aufenthaltsortes bis längſtens 10. April 1902 beim 


Lg 


Statthaltereipräſidium in Brünn zu überreichen und bei— 
zulegen: 1. den Tauf- oder Geburtsſchein, 2. Belege über die 
Vorbildung, 3. eine amtlich beglaubigte Abſchrift des thier⸗ 
ärztlichen Diplomes und das Zeugnis über die thierärztliche 
Phyſicatsprüfung, 4. das Zeugnis über die Kenntnis der 
beiden Landesſprachen, ſowie Belege über die bisherige 
Dienſtleiſtung. Bewerber, die nicht im Staatsdienſte ſtehen, 
haben außerdem noch den Nachweis über die öſterreichiſche 
Staatsangehörigkeit und das amtsärztliche Zeugnis über die 
phyſiſche Eignung beizubringen. 
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Ausweis 


über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 21. März 1902 vorgelegenen Berichten der politifchen Landes- 
behörden feit Abſchluſs der lehten Wochenperivde zur Anzeige gelangt ſind. 


v 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 2823 Schweine, davon krank 706 Stücke. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Jahrgang 1902. 


Beiblatt zu dem Uerardnungsblatte 


des 


GA. k. NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Neoigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Wien, 3. April 1902. 


Nr. II. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 2. April 1902, Z. 12.635, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 3. April 1902, 3. 12886, womit die Einfuhr 
von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen König— 

reichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
29. März 1902, Z. 12.634, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern nach Croatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Zara vom 15. März 1902, 
3. 9842/ IVb, betreffend die Beſchränkung des Borſtenviehverkehres im Lande. — Kundmachung der 
Landesregierung in Laibach vom 24. März 1902, Z. 6443, betreffend die Sperre der politiſchen Bezirke 
Gottſchee (mit Ausnahme des Gerichtsbezirkes Gottſchee), Rudolfswert und Tſchernembl gegen den Verkehr 
mit Schweinen. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 25. März 1902, Z. 60566, betreffend die 
Wiederöffnung der Vieheinbruchſtation Reitzenhain. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


den Stuhlgerichtsbezirken Bel, Magyar⸗Cſéke, Tenke 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 2. April 1902, 3. 12.635, 
enthaltend 


veteriuär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini— 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 


(Comitat Bihar), Nädasment (Comitat Kolozs), ſowie 
aus der Municipalſtadt Kolozsvär in Ungarn und aus 
den Bezirken Bjelovar, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Koprivnica, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Bjelovar-Krizevci) in 
Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes des 


Stäbchenrothlaufes von der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 


ſchaft Nowytarg erlaſſenen Verfügung die Einfuhr von 
Schweinen aus dem Grenz-Stuhlgerichtsbezirke Késmärk, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Késmärk, Leibicz und 
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Szepes⸗Béla (Comitat Szepes) in Ungarn nach dem 
diesſeitigen Gebiete verboten. 

Dies wird im Nachhange zn den hierortigen Kund— 
machungen vom 13., 14., 19., 25. und 27. März 
1902, 33. 9627, 10.222, 11018, 11353 und 
11.873, zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 3. April 1902, 3. 12.886, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern. 


I: 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien-Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 


Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen- 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Kraſſö-⸗Szöréeny, Stuhlgerichtsbezirk 
Karaͤnſebes: aus der Gemeinde Lindenfeld; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Nagy⸗Szaläncz, Nyiri, Pusztafalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: aus der Gemeinde Jaͤnosd; 


Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
Dulcsele, Joͤszäs, Krokna, 


Comitat Arad, 
aus den Gemeinden 
Zimbro; 


Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Kula: 
aus der Gemeinde Cservenka; Stuhlgerichtsbezirk 
Nemet⸗Palänka: aus der Gemeinde Bulkesz; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Obeese: aus der Gemeinde Petrovoszells; 
Stuhlgerichtsbezirk Zenta: aus der Gemeinde 
O.⸗Kanizsa; 


Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Bozsok, Szilägy; 


Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: 
aus den Gemeinden Dsoszän⸗Forrö, Guräny; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Cseffa: aus der Gemeinde Mezö⸗Gyän; 
Stuhlgerichtsbezirk Derecske: aus den Gemeinden 
Derecske, Monoſtor⸗Pälyi; Stuhlgerichtsbezirk Mar⸗ 
gitta: aus der Gemeinde Szeltallö; Stuhlgerichtsbezirk 
Szekelyhid: aus der Gemeinde Köbölkut; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Torda: aus der Gemeinde Nagy⸗Bajom; 


Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus den Gemeinden Aroktö, Nagy⸗Mihäly, Szederkeny, 
Tisza⸗Tarjän; Stuhlgerichtsbezirk Miskolez: aus der 
Gemeinde Harſäny; 


Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän⸗ 
Innen: aus den Gemeinden Kistelek, Sövenyhäza ; 


Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Kirva; Stuhlgerichtsbezirk Pärkäny: 
aus der Gemeinde Kety; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus der 
Gemeinde Bieske; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗Arpäs: 
aus den Gemeinden Alſö-Arpäs, Alſö-Porumbäk, 
Gainär; 

Comitat Gömör-Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Nasztraj, Ploszko, 
Ratkö, Répäs; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: aus den 
Gemeinden Csetnek, Kis-Veszverés; 


Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Nädudvar: 
aus der Gemeinde Kaba; 


Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
der Gemeinde Adaͤes; Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
aus der Gemeinde Hatvan; Stuhlgerichtsbezirk Heves: 
aus der Gemeinde Tarna⸗Szent⸗Miklös; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Péterväſär: aus der Gemeinde Mätra-Derecste ; 
Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Füred; 


Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirt Bar: aus der 
Gemeinde Bakabanya; 


Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Felſö-Jäszsäg: aus der Gemeinde Jaszärok⸗ 
Szälläs; 

Comitat 


Kis⸗Küküllb, Stuhlgerichtsbezirk 


Hosszuaszö: aus der Gemeinde Betlen-Szent⸗Miklös; 


Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mocs: aus 
der Gemeinde Vajda-Kamaras; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Särmäs: aus der Gemeinde Bald; 


Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Baj, Töväros; 


Comitat Krassö⸗Szörény, Stuhlgerichts— 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Botyest, Szatumik; 


Comitat Maros-⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Maros: aus der Gemeinde Koronka; 


Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus der Gemeinde Datk; Stuhlgerichtsbezirk 
SU Agota: aus den Gemeinden Hegen, Netus; 


Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Nögräd: 
aus der Gemeinde Puszta⸗Szänto; 


Stuhlgerichtsbezirk Erſekujvär: 
aus der Gemeinde Töt⸗Megyer; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra: aus den Gemeinden Nagy-Emöke, Sarld- 
Kajsza, Tormos; 


Comitat Sopron, Stuhlgerichtsbezirk Felſö-Pulya: 
aus der Gemeinde Csäszaͤrfalu; 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus der Gemeinde Tura; Stuhlgerichtsbezirk Felſö— 
Dada: aus den Gemeinden Balsa, Venesellö; Stuhl— 
gerichtsbezirk Kisvärda: aus den Gemeinden Döge, 
Dombrad; 


Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gerne 
aus der Stadtgemeinde Gölniezbänya; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
der Gemeinde Hittyäs; Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus 
der Gemeinde Zärda-Szent⸗György; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Rekäs: aus den Gemeinden Aga, Bukovecz, 
Hodos, Jezvin; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den 
Gemeinden Kaläesa, Knez; 


Comitat Nyitra, 


Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Felvincz: aus der Gemeinde Felvincz; Stuhlgerichts— 
bezirk Maros⸗Ludas: aus der Gemeinde Mezö-Gere⸗ 
benes; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus der Gemeinde 
Tur; Stuhlgerichtsbezirk Toroczkö: aus der Gemeinde 
Toroczkö; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Tamäsfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde Mokrin; Stuhl- 
gerichtsbezirk Zsombolya: aus den Gemeinden Kis⸗ 


Komlös, Magyar⸗Csernya, Toba, Vizesda; 


Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 


der Gemeinde Dezser; 
Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely- 
Udvärhelyh: aus den Gemeinden Firtos-Väralja, 
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Parajd; Stuhlgerichtsbezirk Szekely-Keresztur: 
der Gemeinde Szekely-Keresztur; 


aus 


Comitat Ung, Hfühkgerichtsbezirk Ungvär: aus der 
Gemeinde Rahoncza; 


Comitat Veszprém, Stuhlgerichtsbezirk Zirez: aus 
den Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Laͤszlö, Sur; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Pacsa: 
der Gemeinde Paesa; 


Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja- 
Ujhelh: aus den Gemeinden Kiszte, Nagy⸗Tornya, 
Säros-Patak, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk Szerencz: 
aus der Gemeinde Mäd; Stuhlgerichtsbezirk Szinna: 
aus der Gemeinde Pichnye; Stuhlgerichtsbezirk 
Tokaj: aus den Gemeinden O-Liszka, Tarczal; Stuhl- 
gerichtsbezirk Varanno: aus den Gemeinden Komaröcz, 
Stefanöcz; 


Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Stadtgemeinde Zoͤlyom; 


aus 


Zölyom: 


und überdies aus der Municipalſtadt Komaͤrom; 


e. wegen des Beſtandes des Stäbchen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosjenö: aus 
der Gemeinde Monyord; Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: 
aus den Gemeinden Gurahoncz, Valemaͤre; 


Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus der 
Gemeinde Kis⸗Szeese; 


Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Dereeske; 


Comitat Borsod, Stuhlgerichtsbezirk Miskolcz: 
aus den Gemeinden Kis-Györ, Sajö⸗Eeseg; 


Stuhlgerichtsbezirk Val: 


Derecske: 


Comitat Fejer, aus der 


Gemeinde Bieska; 
Gömör-Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus der Gemeinde Rudna; 


Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Atkär, Gyöngyös⸗Tarjär, Halmay, 
Visonta, ſowie aus der Stadtgemeinde Gyöngyös; 
Stuhlgerichtsbezirk Heves: aus der Gemeinde Tarna— 


Comitat 


Mera; Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus der 
Gemeinde Tisza⸗-Füred; 
Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Szob: aus der 


Gemeinde Letkes; 


Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts— 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Kun-Szent— 
Märton, Tisza⸗Földvär; 
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Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
Gyarmat: aus der Gemeinde Dejtär; 


Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Galänta: 
aus der Gemeinde Nädszeg; 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Berczel, Gaͤva; 


Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Maros⸗Ludas: aus der Gemeinde Nagy⸗Ikland; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus der Gemeinde Tur; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät⸗Keesa; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus der Gemeinde Olaͤh⸗Szent⸗Laͤszlo; 


Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Kacsa, Köhalom, 
Söveénység, Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus 
den Gemeinden Neten, Szäszhalom; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Segesvar: aus den Gemeinden Dänos, Szaͤsz— 
Szt.⸗Ldszlo; 


Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhaz: 
aus der Gemeinde Szakadat; 


Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Zsombor; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk Cazma: 
aus den Gemeinden Kloſter⸗Jvanic, Stefanje; 


Comitat Virovitica, Bezirk Oſiek: aus der 


Gemeinde Tenje; 


b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Einhufern: “) 


Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevace, Molve, Virje; Bezirk 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, Peteranec. 


*) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär- 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 


I; 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung der Schweinepeſt erlaſſenen Verboten 
werden diejenigen bis auf Weiteres aufrechterhalten, 
welche gerichtet ſind gegen die Einfuhr von Schweinen: 


1. Aus Ungarn: 


a. aus den nachſtehenden Stuhlgerichts⸗ 
bezirken: Cſerehät, Kaſſa, Torna (Comitat Abauj⸗ 
Torna), Elek, Kis⸗Jenö, Pécska, Radna, (Comitat 
Arad), Bäes⸗Almäs, Baja, Topolya, Zombor (Comitat 
Bäes⸗Bodrog), Hegyhät, Pecs, Siklos, Szent⸗ 
Lörinez (Comitat Baranya), Beles, Bekées⸗Csaba, 
Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Beékés), 
Felvidek, Mezö-Kaszony, Munkäes, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, Tisza⸗ 
hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Bel, Berettyö-Ujfalu, Er-Mihäly- 
falva, Központ, Magyar⸗Cséke, Mezö⸗Keresztes, Nagy⸗ 
Szalonta, Szalärd, Tenke (Comitat Bihar), Ozd, 
Szendrö, Szent-PBeter (Comitat Borsod), Battonya, 
Koväeshäz, Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Makö, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszän⸗Tül, 
einſchließ ch der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Adony, Särbogärd, Szekes-Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszees, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis-Hont), Puszta, Sokorö-Alja, Tösziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Balmaz⸗Ujvaros, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinden Hajdu-Böszörmeny, Hajduͤ⸗ 
Nanäs und Hajdü-Szoboszlo (Comitat Hajd u), Algyoͤgy, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda-⸗Hunyad, 
Maros⸗Illye (Comitat Hunyad), Felſö-Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Ujszaͤlläs, 
Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy-Kun⸗Szolnokh), Erzsébetväros, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Kis⸗ 
Küküllö), Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes (Comitat Komarom), Maros 
(Comitat Krasso-Szörény), Dolha, Huszt, 
Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde Märamaros⸗ 
Sziget, Taraczviz, Tecss (Comitat Märamaros), 
Magyar-Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), 
Medgyes, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Segesvär, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Nagy-Küküllö), Fülek, 
Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szeeseny (Comitat Nögräd), Alſö-Dabas, 
Dia, Duna- Berge, Gödöllö, Kis-Körös, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis-Kun-Halas, Kis-Kun⸗Felegyhaza, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun— 
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Szent-⸗Miklös, Pomaz, einſchließlich der Stadt; 


gemeinde Szent-Endre, Räczkeve, Väcz, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Peſt⸗ 
Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Felſö⸗Csallököz, Pozsony, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szent-György (Co— 
mitat Pozsony), Alſoͤ-Tärcza, Felſö-Tärcza, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Kis-Szeben, Siroka, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Bärtfa, Tapoly (Comitat 
Saros), Bares, Csurgö, Igal, Kaposvär, ein— 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy-Atäd, Szigetvär, Tab (Comitat 
Somogy), Csorna, Kapuvär, Kismarton, einſchließlich 
der Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt (Comitat 
Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Nyiregyhäza, Nagy - Källö, Nyir, 
Bätor, Tisza (Comitat Szaboles), Csenger— 
Erdöd, Feher⸗Gyarmat, Mäteszalka, Nagy-Käroly, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy⸗Somküt, Szatmär, Szinyeér⸗Väralja (Comitat 
Szatmär), Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tasnäd, Zsibö 
(Comitat Szilägyi), Csäki⸗Gorbo, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kekes, Nagy⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujoär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt— 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Csäkova, Feher- 
templom, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Központ, Lippa, Uj⸗Arad, Versecz (Comitat Temes), 
Dombovär, Dunaföldvär, Simontornya, Tamas, Völgyſég 
(Comitat Tolna), Antalfalva, Mödos, Nagy-Szent- 
Miklos, Panesova, Paͤrdäny, Török⸗Kanizsa (Comitat To⸗ 
rontäh, Csacza, Kisucza⸗Ujhely (Comitat Trencsen), 
Tiszän⸗Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat Ugocsa), Kapos, 
Sobröncz (Comitat Ung), Felſö-Or, Kis⸗Czell, Körmend, 
Köszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Német⸗Ujvär, Särvär, Szombathely, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär (Comitat Vas), 
Devecser, Enying, Päpa, einſchließlich der gleichnami- 
gen Stadtgemeinde, Veszprém, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Veszprém), Alſö— 
Lendva, Csäktornya, Kanizsa, einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Nagy⸗Kanizsa, Keszthely, Letenye, Nova, Perlak, 
Sümeg, Tapoleza, Zala-Egerszeg, einschließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Zala-Szent⸗Gröt (Comitat 
Zala), Bodrogköz, Gaͤlszees, Nagy-Mihäly (Comitat 
Zemplén); 


b. aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Hod⸗ 
mezö⸗Väſärhely, Kecstemet, Kolozsvär, Pers, Pozſony, 
Szabadka, Szatmär⸗Németi, Szeged, Verſecz, ſowie 
aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien-Slavonien: 


a. aus den nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, 
Gjurgjevac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
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Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 
Ogulin, Vojnic, Vrbosko (Comitat Modrus-Rie ka), 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Nova Gradiska, Novska, Pakrac (Comitat 
Pozega), Ilok, Mitrovica, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Ruma, Sid, Vinkovei, Vuko— 
var, Zupanja (Comitat Syrmien), Ivanee, Klanjec, 
Krapina, Ludbrieg, Pregrada, Varazdin, Zlatar 
(Comitat Varaßdin), Djakovo, Miholjac dolnji, 
Slatina, Virovitica (Comitat Virovitica), Karlovac, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Siſak, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden, 
Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat Zagreb); 


b. aus der Munieipalſtadt Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz— 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Malaczka (Comitat Pozſony), Szepes⸗Szombat ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Popräd (Comitat 
Szepes), Szent⸗Gotthard (Comitat Vas), Sztropfö 
(Comitat Zemplén); 


b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts— 
bezirken Késmärk, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Kesmärf, Leibiez und Szepes⸗Béla, O⸗Lublö (Comitat 
Szepes) in Ungarn 


iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich— 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Unter-Gänſerndorf, Wiener- 
Neuſtadt, Feldbach, Lisko, Nowytarg, Neu-Sander, 
Sanok getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 


ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 
Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be— 


ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun— 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro— 
venienz-⸗Gebietes zurückzuſenden. 
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Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 13., 14., 19., 25. und 27. März, ſowie 
2. April 1902, 33. 9627, 10.222, 11.018, 11.353, 
11.873 und 12.635 außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
SS 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des 8 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 29. März 1902, 3. 12.634, 
betreffend 


die Vieheinfſuhr aus den im Reichsrathe vertre— 
tenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Junsbruck.) 


Im Nachhange zu den h. o. Kundmachungen vom 
19. und 24. Mirz 1902, 38. 10.955 und 
11.620, wird die k. k. nn behufs der wei⸗ 
teren Veranlaſſung in die Kenntnis geſetzt, daß laut 
telegraphiſcher Mittheilung der königl. Landesregierung 
in Agram vom 28. März 1902, Z. 24.424, die 
Einfuhr von Schweinen wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt aus den politiſchen Bezirken Luſſin 
(Küſtenland) und Knin (Dalmatien) nach Croatien— 
Slavonien unterſagt worden iſt. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Zara 
vom 15. März 1902, 3. 9842/ IVb, 
betreffend 
die Beſchränkung des Borſtenviehvertehrs im Lande. 

Aus Anlaß der amtlichen Conſtatirung der Schweine— 
peſt in der Gemeinde Cliſſa, ſowie in mehreren Ort— 
ſchaften der Gerichtsbezirke Imotski und Vrhgorae, 


unter Schweinen, die auf den Wochenmärkten in Sinj 
gekauft und welche obwohl mit Viehpäſſen der Ge— 


meinde Knin gedeckt, zweifellos aus dem Occupations⸗ 
gebiete ſtammten, findet die Statthalterei bis zur 
Ermittlung des Geſundheitszuſtandes der Borſtenthiere 
im ganzen Verwaltungsgebiete, die Sperre der 
politiſchen Bezirke Imotski, Knin, 
Makarska, Sinj und des Gerichts- 
bezirkes Spalato, gegen die Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Schweinen anzuordnen, ſowie das 
Abhalten von Schweinemärkten in denſelben zu ver- 
bieten. 


Uebertretungen dieſer Kundmachung, welche mit 
dem Tage der Verlautbarung im Amtsblatte in 
Wirkſamkeit tritt, werden auf Grund des Geſetzes 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, geſtraft. 

Gleichzeitig werden die Verfügungen der Gtatt- 
halterei-Kundmachung vom 13. Juli 1895, 3. 18.447, 
nach welchen der Hauſierhandel mit Schweinen in 
ganz Dalmatien verboten iſt, ſowie jene Vorſchriften 
des §S 15 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880, R G. Bl. Nr. 35, betreffend 
die Anzeigepflicht über Verdacht oder Ausbruch von 
Thierſeuchen in Erinnerung gebracht. Wer es unter- 
läßt, beim Ausbruche der Schweinepeſt oder beim 
Verdacht derſelben die vorgeſchriebene Anzeige recht- 
zeitig zu erſtatten, verliert auf Grund des § 5 der 
kaiſerl Verordnung vom 2. Mai 1899, R. G. Bl. 
Nr. 81, das Recht auf den Anſpruch der vollen 
Entſchädigung der Schweine, welche von amtswegen 
getödtet werden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 24. März 1902, 3. 6443, 


betreffend 
die Sperre der politiſchen Bezirke Gottſchee (mit 
Ausnahme des Gerichtsbezirtes Gottſchee), Rudolfs⸗ 
wert und Tſchernembl gegen den Verkehr mit 
Schweinen. 


Da die Schweinepeſt in den politiſchen Bezirken 
Rudolfswert und Tſchernembl, ſowie in den Gerichts- 
bezirken Großlaſchitz und Reifnitz des politiſchen Be- 
zirkes Gottſchee an Verbreitung zugenommen hat, 
findet die Landesregierung zum Schutze der noch 
ſeuchefreien Gebiete des Landes die politiſchen Be- 
zirke Gottſchee (mit Ausnahme des Gerichtsbezirkes 
Gottſchee) Rudolfswert und Tſchernembl bis auf 
weiteres als verſeuchtes Gebiet zu erklären und be— 
züglich dieſes Gebietes Nachſtehendes zu verfügen: 

1. Die Ausſtellung von Viehpäſſen für Schweine 
iſt in dem geſperrten Gebiete unterſagt. 

Eine Ausnahme von dieſer Maßregel iſt nur mit 
Rückſicht auf den Punkt 3 dieſer Kundmachung ge— 
ſtattet. n 


2. Die Aus, Ein⸗ und Durchfuhr von Teben- 
den Zucht- und Nutz-(Faſel⸗) Schweinen aus, ſowie in 
Hund durch das geſperrte Gebiet iſt verboten. 

3. Die Ausfuhr, bezw. Einfuhr von lebenden Maſt⸗ 
und Schlachtſchweinen aus und in das geſperrte Ge— 
biet zum Zwecke der ſofortigen Schlachtung iſt nach 
jedesmal vorher eingeholter Bewilligung von Seite 
der politiſchen Bezirksbehörde geſtattet. 

4. Die Abhaltung von Borſtenviehmärkten in dem 
geſperrten Gebiete ſowie die Ausführung der Caſtration 
(Viehſchnitt) an? Schweinen iſt unterſagt. 

5. Der nothwendige wirtſchaftliche Verkehr mit 
Schweinen im Innern des geſperrten Gebietes iſt 
gegen genaueſte Beachtung der für die verſeuchten 
Ortſchaften und Localitäteu angeordneten Sperrmaß— 
nahmen erlaubt. 

Uebertretungen dieſer mit dem Tage der Verlaut— 
barung in dur „Laibacher Zeitung“ in Kraft treten- 
den Beſtimmungen werden nach dem Geſetze vom 


24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 41, beſtraft. 
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Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 25. März 1902, 3. 60.566, 
betreffend 


die Wiederöffnung der Vieheinbruchſtation Reitzen⸗ 
hain. 


Laut Zuſchrift der kgl. ſächſ. Kreishauptmannſchaft 
in Chemnitz vom 22. März 1902, Z. 172 4 / VII, 
hat das kgl. ſächſ. Miniſterium des Innern mit der 
Verordnung vom 21. März 1902, Nr. 287 [I. V. 
— 172 VII, mit Rückſicht auf das Erlöſchen der 
Maul- und Klauenſeuche in der Ortſchaft Sadſchitz, 
Bezirk Komotau, beſchloſſen, die geſperrte Vieheinbruch— 
ſtation Reitzenhain wieder zu eröffnen. 


Dies wird mit Beziehung auf die Statthalterei— 
Kundmachung vom 22. Februar 1902, Z. 36.939, 
verlautbart. 


— ee 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


Jahrgang 1902. 
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Beihlatt zu dem Ueraränungeblatt 


des 


l 
j 


R. kl. 2tintiftertiums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Niniſterium des Innern. 


Nr. 12. | Wien, 17. April 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 


8. April 1902, 8. 13717, enthaltend eine veterinär-pofizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr 
von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 11. April 1902, Z. 13934, 
enthaltend eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn 
und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kund— 
machung des Miniſteriums des Innern vom 16. April 1902, Z. 14821, enthaltend veterinär⸗-polizeiliche 
Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 15. April 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 8. April 1902, 3. 13717, Innern vom 16. April 1902, 3. 14821, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 

der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und 

Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach 
dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Alvincz, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Gyula-Fehervar, Magyar⸗Igen (Comitat 
Alſö⸗Feher), Baranyavar (ComitatBaranya), Belényes, 
Vasköh (Comitat Bihar), Nagy-Csalomia (Comitat 
Hont), Balaſſa-Gyarmat (Comitat Nögrad), Szaͤsz⸗ 
Sebes, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Szeben) in Ungarn, ſowie aus dem Bezirke 
Oſiek (Comitat Virovitica) und aus der Municipal⸗ 
ſtadt Oſiek in Croatien-Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen 
Kundmachung vom 3. April 1902, Z. 12886, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 11. April 1902, 3. 13934, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach 
dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus dem 
Stuhl gerichtsbezirke Mohäcs (Comitat Baranya) in 
Ungarn, ſowie aus den Bezirken Glina, Piſarovina 
(Comitat Zagreb) in Croatien⸗Slavonien nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 3. und 8. April 1902, 38.12886 
und 13717, zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus dem Stuhl- 
gerichtsbezirke Bacza (Comitat Zala) in Ungarn, ſowie 
aus dem Bezirke Krizevei einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Bjelovar⸗Krizevei) 
in Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in Göding und wegen des Beſtandes des Stäbchen⸗ 
rothlaufes von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Krosno erlaſſenen Verfügung die Einfuhr von 
Schweinen aus den Grenz⸗Stuhlgerichtsbezirken Miava 
(Comitat Nyitra) und Makovicza (Comitat Säros) in 
Ungarn nach dem diesſeitigen Gebiete verboten. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Nagy⸗ 
Szent⸗Miklös, Török⸗Kanizſa (Comitat Torontal), 
Felſö⸗Eör, Köszeg, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Nemet-Ujvar (Comitat Vas) in 
Ungarn gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein⸗ 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach Erlöſchen 
der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Schweinen aus der durch Schweinepeſt verſeucht 
geweſenen Gemeinde Nemet-Csanad (Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy⸗Szent⸗Miklös) in Ungarn, ſowie deren 
Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung des 
gegen den genannten Bezirk beſtandenen Verbotes 
nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund⸗ 
machungen vom 3., 8. und 11. April 1902, 
33. 12886, 13717 und 13934, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 
in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 15. April 1902, 3. 15270, 


enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehre aus dem Occen- 
pationsgebiete. 


Auf Grund des letzten officiellen Thierſeuchen— 
ausweiſes der Landesregierung in Sarajevo wird die 


Statthalterei . 1 143 4 
deeserung eingeladen, unter gleichzeitiger Be— 


hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach- 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 20. April 1902 
angefangen zu erlaſſen wegen des Beſtandes der: 

1. Schweinepeſt gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Gradakac, Kljus, 
Prijedor und Prujavor; 

2. Schafpockenſeuche gegen die Einfuhr von 
Schafen aus dem Bezirke Sanskimoſt. 

Die Beſtimmungen über die Einfuhr von 
geſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 
ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver— 


ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen 
Schweinen aus ſeuchenfreien Gebieten: 
nach den Schlachthäuſern der Productiv⸗ 


geſellſchaft der Wiener Fleiſchſelcher und in Unter- 
Meidling, dann den Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher 
Ziegler und Karlik in Wien, ſowie dem Sanitäts- 
ſchlachthauſe in Wiener-Neuſtadt; ferner 

nach dem Schlachthauſe in Linz 
öſterreich; 

nach den Schlachthäuſern in Prag⸗-Holeſchowitz, 
Laun, Pilſen und Warnsdorf in Böhmen; 

nach den Schlachthäuſern in Brünn und Olmütz 
in Mähren und 

nach den Schlachthäuſern in Graz und Leoben, 
bleiben auch fernerhin in Kraft. 

Bei der Verlautbarung der bezüglichen Kund— 
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machung wolle die k. k. ern im Sinne des 


hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, Z. 28969, 
vorgehen. 


in Ober⸗ 


Kundmachung des Mlinifteriums des 
Innern vom 14. April 1902, 3. 14676, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 19., 24. und 29. März 1902, 
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88. 10955, 11620 und 12634, wird die k. k. 
en behufs der weiteren Veranlaſſung in die 
Kenntnis geſetzt, daſs laut telegraphiſcher Mittheilung 
der königl. Landesregierung in Agram vom 11. April 
1902, 3. 27025, das wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus dem politiſchen Bezirke Volosca (Küſtenland) 
gerichtete Verbot aufgehoben worden iſt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Trieſt 
vom 24. März 1902, 3. 7111, 


betreffend 


die Aufhebung der wegen Schweinepeſt verfügten 
Sperre des Bezirkes Volosca. 


Nachdem die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Volosca erloſchen iſt, findet die k. k. Statthalterei das 
mit der Kundmachung vom 11. Jänner 1902, 
3. 830, für den Bezirk Volosca angeordnete Verbot 
der Ein⸗ und Ausfuhr von lebenden Schweinen, 
ſowie der Abhaltung von Schweinemärkten außer 
Kraft zu ſetzen. 


Kundmachung der gtatthalterei in Trieſt 
vom 25. März 1902, Z. 7880, 
betreffend 


Viehverkehrsbeſchränkungen gegen Dalmatien, Krain 
und Steiermark. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand 
der Epizootien in Dalmatien, Krain und Steiermark 
und die erfolgten Seucheneinſchleppungen findet die 
k. k. Statthalterei unter Aufhebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 17. December 1901, 8. 30875, 
nachſtehende Sperrverfügungen zu treffen, deren Wirk— 
ſamkeit vom 1. April 1902 anzufangen hat: 


a) gegen Dalmatien wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus den Bezirken Imotski, Makarska und Sinj; 

wegen des Beſtandes der Schafpockenſeuche 
gegen die Einfuhr von Schafen und Ziegen aus 
der Gemeinde Benkovac des Bezirkes Benkovac; 


b) gegen Krain wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt gegen die Einfuhr von Schweinen aus den 
Bezirken Adelsberg, Gottſchee, Littai, Rudolfs— 
werth, Tſchernembl; 

e) gegen Steiermark wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus den Bezirken Bruck an der Mur, Judenburg, 
Leoben, Pettau. 
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Übertretungen dieſer Sperrverfügungen werden 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, beſtraft. 


Aud EN der gtatthalterei in Wien 
vom 27. März 1902, 3. 31388, 


betreffend 


die Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von 
Schweinen aus Oberöſterreich nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Oberöſterreich findet die Statthalterei 
das mit ihrer Kundmachung vom 4. Februar 1902, 
8. 12379, verfügte Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus den Bezirken Freiſtadt, Linz (Stadt und Land) 
und Steyr (Stadt und Land) nach Niederöſterreich 
außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand⸗ 
lung der aus Oberöſterreich eingeführten Zucht-, Nutz⸗ 
und Schlachtſchweine haben außer den in Betreff des 
Viehverkehres beſtehenden allgemeinen Vorſchriften 
die Beſtimmungen der hieramtlichen Kundmachung 
vom 18. December 1899, Z. 113044, Anwendung 
zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eijenbahn- 
tranſitverkehr von Schweinen aus Oberöſterreich durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger Anordnungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungs verordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 

Dies wird mit Beziehung auf die hieramtliche 
Kundmachung vom 4. Februar 1902, Z. 12379, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Erl ä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 29. Februar 1892, 3. 22626, ) 


betreffend 


den Vorgang bei Erhebungen über den Beſtand 
von Thierſeuchen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Das Miniſterium des Innern hat die Wahr⸗ 
nehmung gemacht, daj8 der Vorgang, welcher ins— 


) Mittels E. d. M. J. vom 5. April 1902, Z. 19073, 
ex 1901 in Erinnerung gebracht. 


CCC ²˙· SEEN 
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Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 5. April 1902, 3. 7077, 
betreffend 


die Sperre des politiſchen Bezirkes Gottſchee für den 
Borſtenviehverkehr. 


Da die Schweinepeſt auch in 6 Gemeinden und 
14 Ortſchaften des Gerichtsbezirkes Gottſchee auf- 
getreten iſt, findet die Landesregierung im Nachhange 
zur Kundmachung vom 24. März d. J., Z. 6443, 
auch dieſen Gerichtsbezirk in das Sperrgebiet einzu⸗ 
beziehen, ſomit die Beſchränkungen und ſonſtigen An⸗ 
ordnungen der citirten Kundmachung in Betreff des 
Borſtenviehverkehres nunmehr auf den ganzen Umfang 
des politiſchen Bezirkes Gottſchee auszudehnen. 

Übertretungen dieſer mit dem Tage der Verlaut⸗ 
barung in der „Laibacher Zeitung“ in Kraft tretenden 
Verfügung werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 8. April 1902, 3. 70940, 


mit welcher 


die Ausfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem 

politiſchen Bezirke Kladno, ſowie dem Gerichts⸗ 

bezirke Klattau nach dem Deutſchen Reiche unter⸗ 
ſagt wird. 


Aus Anlaſs des conſtatirten Ausbruches der 
Maul- und Klauenſeuche in den Bezirken Kladno und 
Klattau findet die Statthalterei die Ausfuhr von 
Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem politiſchen Bezirke 
Kladno, ſowie dem Gerichtsbezirke Klattau des gleich⸗ 
namigen politiſchen Bezirkes nach dem Deutſchen 
Reiche bis auf weiteres zu unterſagen. ö 

Dieſe Verfügung tritt ſoſort in Kraft. 


läſſe. 


beſonders bei den erſten amtlichen Erhebungen über 
das Auftreten von Thierſeuchen häufig eingehalten 
wird, den Anforderungen einer geordneten Veterinär- 
pflege nicht entſpricht. 

Die erſten Erhebungen über das Auftreten von 
Thierſeuchen und die hiebei zu treffenden Anord- 
nungen ſind für die Beſchränkung und Tilgung der 
Seuche von ausſchlaggebender Bedeutung und ſind 
dieſelben daher ſtets mit der größten Aufmerkſamkeit 
und Umſicht durchzuführen. 

Die Erhebungen dürfen ſich demnach nicht nur 
auf die zur Anzeige gebrachten verſeuchten oder 
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ſeuchenverdächtigen Höfe beſchränken, ſondern miüffen | feuchen alle unnöthigen hd geſetzlich ungerechtfertig— 


ſich auf alle Gehöfte der betreffenden Ortſchaft er— 
ſtrecken, für welche eine Infectionsgefahr beſtanden 
hat und iſt vorzüglich auf die Aufdeckung etwa ver— 
heimlichter Seuchenherde das beſondere Augenmerk 
zu lenken. Unter allen Umſtänden wird die Pro— 
venienz der Seuche in möglichſt zuverläſſiger Weiſe 
ſicherzuſtellen ſein. 

Aus dieſen Gründen und zur Schaffung der 
erforderlichen Grundlagen für die genaue Controle 
der Befolgung der für die verſeuchten Ortſchaften zu 
erlaſſenden Verbote der Ein⸗ und Ausfuhr von 
Thieren der von der herrſchenden Seuche bedrohten 
Gattungen iſt es erforderlich, den Viehſtand aller 
bedenklichen Gehöfte noch vor dem Betreten der 
ſeuchenverdächtigen oder verſeuchten Stallungen auf— 
zunehmen und in einem beſonderen, dem Erhebungs— 
protokolle anzuſchließenden Viehſtandregiſter zu ver— 
zeichnen. 

- Bei dieſen Stallreviſionen iſt auch der Viehſtand 
hinſichtlich ſeines unbedenklichen Geſundheitszuſtandes 
zu beſchauen, unter Umſtänden genau zu unterſuchen. 
Der gleiche Vorgang iſt auch bei der Schluſsreviſion 
einzuhalten und darf die Seuchenfreiheit einer Ortſchaft 
(Gemeinde) nicht früher ausgeſprochen werden, als bis 
der vollkommen ſeuchenfreie Zuſtand des geſammten 
Standes der infectionsfähigen Viehgattungen ſicher— 
geſtellt worden iſt. 

Bei Einhaltung dieſes Vorganges wird es auch 
gelingen, die etwa verheimlichten Seuchenherde und 
verbotwidrigen Veränderungen im Viehſtande der 
während des Herrſchens einer Seuche gegen die Ein— 
und Ausfuhr von Vieh abgeſperrten Ortſchaften (Ge— 
meinden) zu ermitteln und die Ahndung verbots— 
widriger Vorgänge rechtzeitig eintreten zu laſſen. 

So ſehr das Miniſterium des Innern auch 
darauf Gewicht legt, daſs bei der Tilgung von Thier— 


ten Reiſen hintangehalten werden, ſo kann es doch 
eine zu weit gehende und deu Zwock gefährdende 
Sparſamkeit, wie ſie bisher bei der Conſtatirung der 
Seuche und bei der Schluſsreviſion bisweilen platz— 
gegriffen hat, nicht gutheißen. Es iſt nicht zuläſſig, 
daſs den Gemeinden oder Parteien die Koſten ſolcher 
Dienſtesreiſen aufgebürdet werden, deren Vornahme 
geſetzlich vorgeſchrieben iſt. Hingegen iſt darauf Be⸗ 
dacht zu nehmen, dass außergewöhnliche Dienſtreiſen 
der Amtsthierärzte, welche in keiner geſetzlichen Vor— 
ſchrift ihre Begründung finden, und welche über 
beſonderes ſchriftliches oder bei den politiſchen 
Bezirksbehörden protokollariſch geſtelltes Anſuchen der 
Gemeindevorſtehungen oder Parteien veranlaſst 
werden, nicht dem Staatsſchatze zur Laſt fallen. 


Insbeſonders muj3 erinnert werden, daj3 die 
Vollzugsbeſtimmungen zum §. 26 des allgemeinen 
Thierſeuchengeſetzes und in der Vollzugsverordnung 
vom 8. December 1886, R. G. Bl. Nr. 172, die 
Vornahme von periodiſchen Nachſchauen der Amts- 
thierärzte bei dem Beſtande der Maul- und Klauen- 
ſeuche nicht vorgeſchrieben iſt und dafs demnach derlei 
übrigens auch ganz überflüſſige Dienſtreiſen zu unter- 
laſſen ſind. 


Um eine entſprechende Controle über die ge— 
dachten Commiſſionirungen in meritoriſcher und buch— 
halteriſcher Hinſicht zu ermöglichen, werden von nun 
an die behördlich ertheilten Aufträge zur Vornahme 
der gedachten Dienſtreiſen jederzeit unter Berufung 
auf die bezügliche Geſetzesſtelle ſchriftlich zu erthei— 
len und werden dieſe ſchriftlichen Aufträge bei Vor— 
lage der Reiſerechnungen an die Landesbehörde 
innerhalb 14 Tagen nach der beendeten Reiſe mit 
den betreffenden Commiſſionsprotokollen und Bezugs— 
acten anzuſchließen ſein. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Schweineeinfuhr aus Galizien nach 
Böhmen.) Die Einfuhr von Schlachtſchweinen aus 
Galizien nach Böhmen wurde außer nach den in der 
Nummer 34 ex 1901 und den Nummern 7 und 80 
ex 1902 des „Beiblattes“ bezeichneten Schlacht— 
häuſern mit der Kundmachung der Statthalterei in 
Prag vom 31. März 1902, 8. 63694, auch nach 
dem Militärſchlachthauſe in Joſefſtadt, Bezirk 
Königinhof, ſowie nach dem Schlachthauſe der Brüder 
Pejskar in Politz, Bezirk Braunau, geſtattet. 


) Seite 88. 


(Der Schafhandel auf dem Wiener 
Markte im Jahre 1900.) Neben dem Handel 
mit Schlachtrindern und Borſtenvieh auf dem Wiener 
Centralviehmarkte zu St. Marx, welcher den Gegen- 
ſtand der vorangegangenen Beſprechungen gebildet 
hat, iſt der Schafhandel mit Hinſicht auf den localen 
Conſum nur von geringer Bedeutung. Dagegen gebürt 
demſelben in Bezug auf die handelswirtſchaftlichen 
Intereſſen, die hiebei in Betracht kommen, beſondere 
Beachtung. Der Schafmarkt iſt bekanntlich in erſter 
Linie Exportmarkt und derzeit das einzige Markt- 
gebiet des Wiener Viehhandels, von welchem aus die 
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Ausfuhr nach dem Auslande ſtattfindet. Allerdings 
hat der hieſige Schafmarkt auch in Hinſicht auf den 
Exporthandel ſeine frühere Bedeutung eingebüßt, ſeit⸗ 
dem das für den Schafexport Oſterreich-Ungarns 
wichtigſte Abſatzgebiet — Frankreich — im Vergleich 
zu früheren Jahren nur mehr ganz geringe Quanti⸗ 
täten aufnimmt. Eine progreſſive Erhöhung der Ein- 
fuhrzölle und nebenher mancherlei Erſchwerungen 
und Beſchränkungen, welche dem Schafimport aus 
Oſterreich-Ungarn von franzöſiſcher Seite bereitet 
worden ſind, haben dieſen einſt wirklich bedeutenden 
Exporthandel nach und nach auf den jetzigen Stand 
herabgedrückt. In gewiſſem Sinne iſt der Wiener 
Schafmarkt ein Tranſitohandelsplatz, da die Be⸗ 
ſchickung des Marktes nahezu ausſchließlich von 
Ungarn aus erfolgt. 


Im letzten Jahre weist die Beſchickung des 
Wiener Marktes mit lebenden Schafen gegen das 
Jahr 1900 eine verhältnismäßig nicht unweſentliche 
Zunahme auf, wie dies aus der nachfolgenden 
Gegenüberſtellung zu erſehen iſt. Es betrug die 


Zufuhr: 
1 140.987 Schafe 
1900 Fee 104.993 „ 


[Mehrzufuhr .. 35.994 Schafe 


Hinſichtlich der Provenienz der Schafzufuhr 
kommt, wie ſchon früher erwähnt, Ungarn faſt aus- 
ſchließlich in Betracht und figurirt im Jahre 1901 
mit 140.070 Stücken; der Reſt von 917 Stücken war 
aus öſterreichiſchen Ländern zugeführt. 


Betreffs des Abſatzes der zu Markte 
gelangten Schafe gibt die nachfolgende Tabelle nähere 
Aufſchlüſſe und iſt derſelben zu entnehmen, daſs mit 
Ausnahme der geringeren Abfuhr nach Niederöfter- 
reich (Land) alle anderen Abſatzgebiete ſich in ftärfe- 
rem Maße wie im vorhergehenden Jahre aufnahms— 
fähig erwieſen haben. Speciell nach Frankreich wurde 
nahezu das doppelte Quantum an Schafen wie im 
Vorjahre abgeſetzt. 


Abſatzgebiete: 1900 1901 Differenz 
Stücke: 
— a —— 

EN a 20.559 26.544 + 5.985 
Niederdfterreih . » 2. .» 33.170 28.032 — 5.138 
Sonſtige öſterr. Länder 34.788 46.330 + 11.542 
Fran 17.977 32.998 + 15.021 
Belge 1. are 3.068 4,868 + 1.800 
Schweiz 922 2.215 ＋ 1.293 
110.484 140.987 ＋ 30.503 

Unter den öſterreichiſchen Ländern iſt es 


Böhmen, welches am reichlichſten an den Schaf— 
einkäufen auf dem Wiener Markte participirt. Mehr 
als 42.000 Schafe find hier von böhmiſchen Fleiſch— 
hauern im verfloſſenen Jahre angekauft worden. 


Während der Sommermonate, um die Zeit der Ernte, 
findet der ſtärkſte Einkauf für das flache Land ſtatt. 
Die Preiſe für lebende Schafe ſtellten ſich im Jahre 
1901 durchſchnittlich auf 34½ bis 50½ h pro 
Kilogramm, was gegen den berechneten Durchſchnitts- 
preis für das Jahr 1900 einen Preisrückgang 
von 6 h nach der unterſten und von 4 h pro 
Kilogramm nach der oberſten Preisgrenze hin ergibt. 
Dieſen Einfluss auf die Preisgeſtaltung äußerte das 
erhebliche Mehrangebot an Ware gegen das Vorjahr. 


Zu erwähnen iſt noch, dass nebſt der Markt⸗ 
zufuhr, auch noch Schafankäufe „außer Markt“ 
ſeitens Wiener Fleiſchhauer und einzelner Groß⸗ 
ſchlächter erfolgten. Dieſe im Verhältniſſe zu den 
Marktauftrieben ſchon im vorigen Jahre ziemlich 
bedeutenden Käufe haben im Jahre 1901 eine weitere 
Zunahme erfahren und 14.515 Stücke (um 5.085 
Stücke mehr als 1900) betragen. 


(Neue Schlachthofbauten in Deutſch— 
land.) Der Bau öffentlicher Schlachthöfe iſt, wie die 
„Zeitſchrift für Fleiſch- und Milchhygiene“ berichtet, 
geplant in Zielenzig, Lüdenſcheid (435.000 Mark 
Baukoſten), Herford, Straußberg (75.000 Mark 
Baukoſten); beſchloſſen in Oſchatz, Rehau (Oberfranken), 
Oſtrowo (205.000 Mark Baukoſten), Vilshofen, 
Schwerin a. W. (172.000 Mark Baukoſten) und 
Buchholz in S. (150.000 Mark Baukoſten). Für den 
Schlachthof zu Karlsruhe ſind Erweiterungsbauten 
mit einem Geſammtkoſtenaufwande von einer Million 
Mark beſchloſſen worden. Unter anderem ſind ein 
Laboratorium für thierärztliche Unterſuchungen und 
Räume zur Unterſuchung ausländiſchen Fleiſches 
auf Trichinen vorgeſehen. 


(Erweiterung des Schlachthauszwanges! 5 f 


in Preußen.) Dem preußiſchen Landtage iſt ein 
Geſetzentwurf zugegangen, der eine andere Faſſung des 
Schlachthausgeſetzes vom 18. März 1868 bezweckt. 
Die Einführung des Schlachthauszwanges ſoll nicht 
bloß in ſolchen Gemeinden, in welchen ein öffentliches 
Schlachthaus errichtet iſt, ſondern auch in ſolchen Ge— 
meinden, für welche ein öffentliches Schlachthaus 
errichtet iſt, zuläſſig ſein. Der §. 1, Abſatz 1 des 
citirten Geſetzes ſoll folgende Faſſung erhalten: „In 
denjenigen Gemeinden, für welche eine Gemeinde- 
anſtalt zum Schlachten von Vieh (öffentliches Schlacht⸗ 
haus) errichtet iſt, kann durch Gemeindebeſchluſs 
angeordnet werden, daſs innerhalb des ganzen 


Gemeindebezirkes oder eines Theiles desſelben das 


Schlachten ſämmtlicher oder einzelner Gattungen von 


Vieh, ſowie gewiſſe mit dem Schlachten in unmittel⸗ 


barem Zuſammenhange ſtehende, beſtimmt zu bezeich- 
nende Verrichtungen ausſchließlich in dem öffentlichen 


Schlachthauſe oder in den öffentlichen Schlacht 


vorgenommen werden dürfen.“ 
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(Bekämpfung der Schafräude in Preußen.) 
Über die Maßnahmen zur Tilgung der Schafräude in 
Preußen, ſpeciell der Anwendung des Fröhner'ſchen 
Badeverfahrens wurde in Hinſicht auf die bezüglichen 
Ergebniſſe im Jahre 1900 bereits im „Beiblatt“ 
Nr. 16 ex 1901 berichtet. Einem in der „Berliner 
thierärztlichen Wochenſchrift“ veröffentlichten Erlaſſe 
des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten vom 20. März 1902 ſind nun die folgenden 
Daten über die Ergebniſſe im Jahre 1901 zu ent⸗ 
nehmen. Im letzteren Jahre ſind in Preußen und 
zwar in 20 Regierungsbezirken und 92 Kreiſen ins- 
geſammt 75.224 Schafe in 605 Beſtänden dem 
Badeverfahren unterworfen worden. Von dieſen 
waren zu Ende des Jahres 65.527 Schafe in 
492 Beſtänden geheilt, bei 19 Beſtänden mit 3728 
Schafen war das Heilverfahren noch nicht ab— 
geſchloſſen, 9 Beſtände mit 1697 Schafen wurden 
erfolglos gebadet, 3700 Schafe in 83 Beſtänden ſind 
vor Tilgung der Räude geſchlachtet worden, 107 


Schafe ſind infolge des Badens verendet und 10 Stück 


unter Vergiftungserſcheinungen vorübergehend er— 
krankt. Außerdem ſind noch im Regierungsbezirk 
Potsdam nach dem Baden 465 Schafe in 2 Beſtänden 
theils verendet, theils zum Schlachten verkauft 
worden. 

Nach dieſer Zuſammenſtellung — heißt es 
weiter in dem Miniſterialerlaſſe — hat ſich das 
Fröhner'ſche Badeverfahren auch im vergangenen 
Jahre im allgemeinen bewährt, wenn auch etwas 
größere Verluſte als ſonſt infolge des Badens zu ver- 
zeichnen waren. An Stelle des Badeverfahrens iſt 
verhältnismäßig häufig die Schmiercur mit Erfolg 
angewandt worden. Die Räude iſt durch die Cur im 
ganzen in 87 Beſtänden getilgt worden. Zur weiteren 
Bekämpfung der Seuche iſt vorläufig das bisherige 
Tilgungs verfahren beizubehalten und insbeſondere 
auch nach den Anweiſungen meines vorjährigen Er— 
laſſes vom 12. April vorzugehen. 


(Vorſchläge zur Bekämpfung der 
Schweinepeſt in Preußen.) Über eine am 
23. Februar d. J. in Königsberg abgehaltene 
Sitzung des Vereines oſtpreußiſcher Thierärzte, deren 
Tagesordnung unter anderen Gegenſtänden auch ein 
Referat über die Bekämpfung der Schweinepeſt auf- 
wies, bringt die „Berliner Thierärztliche Wochen— 
ſchrift“ einen eingehenden Bericht, dem die nach— 
folgenden, auszugsweiſen Mittheilungen entnom— 
men ſind: 

Der Referent beſpricht an der Hand von Bei— 
ſpielen aus der Praxis die Impfung gegen Schweine— 
ſeuche und betont, das fie nicht geeignet iſt, die 
Schweineſeuche zu tilgen. Er ſchlägt als Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Seuche vor: 1. Bei acuter 
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Schweineſeuche Tödtung der kranken und dreimonat⸗ 


liche Beobachtung der übrigen Schweine des Gehöftes. 


Beim Auftreten weiterer Erkrankungen innerhalb 
dieſer Zeit Tödtung des ganzen Beſtandes. Bei ſchro— 
niſcher Schweineſeuche Tödtung des ganzen Be— 
ſtandes. 2. Veterinär⸗polizeiliche Überwachung des 
Handels mit Magerſchweinen, periodiſche Unterſuchung 
der Beſtände, aus denen Zuchtthiere verkauft werden. 
Abſperrung und Beobachtung neu angekaufter Zucht- 
thiere, periodiſche Unterſuchung der Beſtände, aus 
denen Eber zum Belegen fremder Schweine benützt 
werden. 

Der Correferent hebt zunächſt hervor, daſs die 
Schweineſeuche, die bis vor einigen Jahren in Oſt— 
preußen eine faſt unbekannte Krankheit geweſen, jetzt 
beinahe in jedem Kreiſe zu finden iſt. Zu der ſchnellen 
Verbreitung der Seuche haben Verheimlichungen von 
Seuchenfällen und Verzögerungen im Nachrichten— 
dienſt weſentlich beigetragen. Das einzige und 
ſichere Mittel zur Bekämpfung iſt nach dem Vor— 
bilde Sſterreichs die Tödtung aller ſeuchekranken, 
ſeucheverdächtigen und anſteckungsverdächtigen Thiere 
und Entſchädigung aus der Staatscaſſe. Es ſind keine 
Ausnahmen zu machen bezüglich der anſteckungsver⸗ 
dächtigen Thiere, wie in Oſterreich, ſondern es ſind 
alle Thiere des inficirten Beſtandes der Schlacht— 
bank zuzuführen. Die Koften würden durch allmähliche 
Tilgung der Seuche von Jahr zu Jahr geringer 
werden. 

Nach einer langen und lebhaft geführten Dis⸗ 
cuſſion, an welcher ſich eine Reihe von Rednern bethei- 
ligte, gab der Vorſitzende ein Reſumé über das Er- 
gebnis der Debatte, dahingehend, das eine Tilgung 
der Schweineſeuche, im Sinne der geäußerten 
Meinungen, ſich nur wird ermöglichen laſſen durch 
Erlass geſetzlicher Unterlagen, auf Grund deren bei 
Ausbruch der Seuche die Tödtung aller kranken und 
verdächtigen — auch der Anſteckung verdächtigen — 
Schweine, gegen Gewährung einer angemeſſenen Ent— 
ſchädigung angeordnet werden kann. 


(Exportſchlächtereien in Serbien.) Die im 
„Beiblatte“ Nr. 8 ex 1902 enthaltene eingehende 
Darſtellung der Entwicklung der Exportſchlächtereien 
in Serbien und die weitergehenden Beſtrebungen auf 
dieſem Gebiete, welche von der dortigen Regierung 
durch Conceſſionen und Begünſtigungen an eine 
Anzahl von Unternehmern gefördert werden, erfährt 
durch die nachfolgenden Mittheilungen eine informative 
Ergänzung. Dieſelben ſind einem ſpäter eingelaufenen 
Berichte des k. und k. Conſulates in Belgrad ent- 
nommen. 

Bezüglich der mit dem Exporte von Rind— 
fleiſch unternommenen Verſuche wird neuerdings 
angegeben, daſs dieſelben zu keinem günſtigen 
Reſultate geführt haben. Die von der bereits in dem 
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früheren Berichte erwähnten Firma Volpi & Co. in 
Niſch unternommenen Exportverſuche mit friſchem 
Hammelfleiſch werden als vollkommen miſslungen 
bezeichnet. Die Ware iſt in England in völlig ver— 
dorbenem Zuſtande angelangt und muſste verſcharrt 
werden. Andauernd befriedigende Erfolge für die 
Unternehmungen weist dagegen der Export von 
Schweinefleiſch auf. Über den Export an geſchlach— 
teten und lebenden Schweinen im Jahre 1901 und 
vergleichsweiſe im Jahre 1900 werden, auf Grund 
der bei der Grenzſtation in Semlin behufs Controle 
eingeholten Information, folgende Daten mitgetheilt: 


Geſchlachtete Schweine Lebende Schweine 


Export im Gewichte 
Stücke Kilogramm Stücke 
1901! 65.227 5,592.146 106.652 
nicht 
1900 . .. feſtgeſtellt 3,390.202 84.184 


Mehrdifferenz 1901 .. 2.201.944 22.468 


Von den im Jahre 1901 im Belgrader Aectien- 
ſchlachthauſe geſchlachteten 42.104 Schweinen wur⸗ 
den 13.389 Stücke nach Oſterreich-Ungarn, 
15.331 Stücke nach England und 13.384 Stücke 
nach Frankreich verſendet. 

Betreffs des finanziellen Ergebniſſes des jer- 
biſchen Schweineexportes im Jahre 1901 wird fol- 
gende Wertberechnung aufgeſtellt: Bei der Annahme 
von 0˙80 Centimes als Preisbaſis für 1 / und eines 
Durchſchnittsgewichtes von 150 Ag für ein lebendes 
Schwein ergibt ſich bei der oben ausgewieſenen Mehr- 
ausfuhr von 22.468 Stücken ein Mehrertrag von 
2,696.160 Dinars. Das Kilogramm Fleiſch zu 
1 Dinar 20 Para gerechnet, ergibt bei einer Mehr- 
ausfuhr von 2, 201.944 kg ein Mehrerträgnis von 


\ 1 


2,64 2.333 Dinars aus dem Fleiſchexport; 


aus dem Schweinehandel Serbiens, inſoweit er ſeinen 
Weg über Semlin in das Ausland gefunden hat. 
Der Export über die anderen Ausbruchsſtationen 
dürfte dieſen Betrag auf circa ſechs Millionen Francs 
abrunden. 

Bemerkenswertes wird noch ſpeciell über das 
Etabliſſement in Velika Plana und die dortige Ge— 
flügelſchlächterei mitgetheilt. Der dortige Betrieb 
umfaſst derzeit die Schlachtung von Schweinen, den 
Export von Schweinefleiſch und Schmalz, die Seifen— 
fabrication, die Mäſtung, die Schlachtung und die 
Ausfuhr von Geflügel, endlich den Eierexport. Zur 
Hebung der Geflügelausfuhr wurde vorerſt der Ver⸗ 
ſuch mit dem Import fremder Zuchthühner gemacht 
zum Zwecke der Verbeſſerung der heimiſchen Racen. 
Dieſes Experiment miſslang aber, da ſich die ein- 
geführten Hühner in Serbien nicht acelimatiſirten und 
zum größten Theile eingingen. Man warf ſich nun⸗ 
mehr auf die Mäſtung der heimiſchen Ware und der 
Verſuch gelang diesmal. Nach vierzehntägiger Maſt 
iſt das Geflügel für den Export entſprechend. Dann 
erfolgt die manuelle Schlachtung und anſchließend 
daran das Reinigen und Rupfen. Nach einer 
24 ſtündigen Lagerung in der Kühlkammer werden die 
Hühner zu je 12 bis 18 Stück in kiſtenartige Ver⸗ 
ſchläge gepackt und verſandt. 

Ein Arbeiterſtand von 3 Männern für die 
Schlachtung und 15 Weibern für das Rupfen, 
Reinigen und Packen genügt zur Verarbeitung von 
1000 Stück Geflügel pro Tag. Die Männer arbeiten 
im Taglohn (3 bis 5 Francs), die Weiber werden 
nach Stücken (3 Centimes pro Stück) entlohnt. Die 
Abſatzgebiete für Geflügel und Eier ſind gegenwärtig 
England, Deutſchland und Holland. 


Verſonalnachrichten. 


Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Bezirksthierarzt Karl Güntner zum Bezirksoberthierarzt ernannt. 


ſomt 
zuſammen pro 1901 ein Plus von 5,338.492 Dinars 
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Viehmärkte Kalendarium 
für den 


Monat Mai 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde“, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
Niederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
JT TTT 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—— —-— —ę—᷑.:᷑—̃ 
Stückzahl 
SEE eee Heidenreichſtein. .. 5., 12., 20., 26. — 250 — 5 * 
Kirchberg a. Walde . 7., 14, 21., 28. — 350 — a — 
8 htte 1., 7., 15., 22., 28. — 600 — Ei 
SS ru 7 Ve 10. 300 — a ER 
Miftelbah . . h Laa a. d. Thaya . . 3., 10., 17., 24., 3 1. — — 600 — er 
Miſtelbach. 5. 12., 20, 26. — = 500 = ER 
5 n 11. 200 85 EM 125 KB 
Pöggſtall. ies, 2,9 16,28, 0. 300 Ar 8 ER 
F SERIE N 1., 7., 15., 22., 28. — — 600 — — 
Scheibbs Goming 23. — 250 — — — 
Purgſ tall. 20. — 500 — — = 
Randegg » - 5. — 800 — — — 
Wiener⸗Neuſtadt. Pernitz 1 — 200 — — — 
Waidhofen a. d. Thaya Lud weis 3. — 700 — — — 
aan 20. — 1600 == — — 
Fa Allentſteig . 3., 9., 16.,29., 30. — 400 — — — 
Groß⸗Gerungs . .. 3. "10, 17. „24., 31. — 600 — — — 
Stadt Wr.⸗Neuſtadt . Stadt Wr.-Neuftadt . 87 7 10. ‚14.,17,, -- 200 — . ni 
21., 24. „28., DR 
++ 
Oberöfterreich. 
1 Weier 20. — 200 — — — 
C Nonfeſdenn 22,289. 200 — — — 
Linz, Land ahr ne 300 BEN 8 ee 
Rohrbach Nohrbach h 5,% 12, 20., 26. — 300 ee en * 
Vöcklabruck Schwanenftadt . . . 20. 150 — an EN — 
Vöcklabruck 12. 150 — — — — 
eee Wess naar 26. 200 — = — 
„ 3., 10., 17.,24., 31. — — 500 — Spanferkel. 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme! in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 


25 


Salzburg. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Pf b ET Sen 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
, c ET RE 
Stückzahl 
St. Johann i. P. Wagram 15 — 200 — — wa Nutz⸗ 
Biſchofshofen . 7. — 300 — 10⁰ detto 
Rodſtadt 12. — 400 — 300 detto 
St. Bei; 15. — 600 — 200 detto 
St. Johann i. P. 25. — 1000 — — detto 
Salzburg⸗Umgebung Maxglans 12. — 1300 — — 1 
Stadt Salzburg. . . Stadt Salzburg 10. 200 — — — Gch 
Zell a See Saalfelden 1. — 350 — — Wee Nutz⸗ 
Zen N 8. — 800 — — detto 
Steiermark. 
i RN . St. Georgen a. S. 5% 26. 200 1500 — — — 
Lem bern 12., 28. — 600 — — — 
Hochenegg 16. 20 800 40 — — 
Praſs berg 20. 75 300 — — 
Tiiffer r 20. — 900 — — — 
St. Mareinn 21; — 450 — — — 
St. Urbann 22. — 500 — — — 
Weitenftein . . . » 26. — 500 150 — 5 Ba. 
7 ibi . . 12 — — itweiliger 
Deutſch⸗Landsberg . . Eibiswald REN 26 600 Gegen Mühen 
Sroß-Florian . . . 5., 26. — 900-1000 — — 895 99n { 
nach Mähren. 
Stam; 5., 20. 50—80 500-600 — — Zeitweiliger 
Wird von Hand 
4 — BER — Le = 
Feldbach Feldbac ß, * 500 dern ane 
Mähren u. Ungarn 
beſucht, Zucht⸗ 
ochſen. 
„ 26. — 900 . ae Wird von Händ⸗ 
8 lern aus Ungarn, 
Böhmen und 
Mähren beſucht. 
ü Safer Stuferieb 
Pe 5 Be arker Auftri 
1 N 5. 400 en 1018 0 
2 a 2 — = — v 
Judenburg Knittelfeld 20 500 we 1 7 0 
Obdach 30. — 400 — 5 detto 
teibni 85 . gen 2 ller Ge⸗ 
Leibnitz Arne ns 1 700— 800 rer 1 5 
Nutzvieh, 9 
vieh. 
— ge, re O ller Ge⸗ 
Ehrenhauſen 5 | 600 | mas 
Nutzvieh, Schlacht⸗ 
vieh, Export nach 
Mähren. 
St. Johan 12 — 450 — — n b 
SBreding ar sen 12. — 800-1000 — — Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, Schlacht⸗ 


vieh, ſtarker 
Export nach nörd⸗ 
lichen Kronländern. 
85 Georgen 16. — 800 — — detto 
UHR ß, 20. — 600 — — Nutzvieh jeder 
ſch 0 Gattung und 
Schlachtvieh. 


% Freren 
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Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
Deild aa San Reli MI 26. 
et une eee 26. 
F Rottenmann. 1 
Marbug Windiſch⸗Feiſtritz . 5. 
St. Leonhard W. B. 20. 

Pöltſchacc h 29. 

e ee St. Lambrecht 14. 
n 1: 
o Maria⸗Neuſtift 3,10, 
St. Lorenzen W. B. 1: 

Fan 26. 

Rich 26. 

Radkersburg „ Radkersbung 6,27, 
4 %% . 5. 

St. Peter a. Otterbach 6. 

Nanunns ii 1. 26. 
eee er 5 

Bio We es 5 

Felddor . . . ER 

Montpreis 12 

Reichenbunng 12. 

AR 15. 

Peilenſtein 16. 

S he. han 2 
Voitsberg HE REN. 12. 
Mooskirchen 1 
o Gleisd ori 8 
Weiz: 7 16. 

St. Ruprecht aG. R.. 20. 

Windiſch⸗ Graz Hohenmauthen 1. 
Wöllaun 1., 12. 

Wind.⸗Graz;t 12. 

Mahrenberg 20. 


Stadt Marburg 
Stadtamt Cilli 


Stadt Pettau 


. Stadt Marburg 
„ill! 


Stadt Pettau 


. 3., 10., 17., 24.31. 
6. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Pferden 
Stückzahl 


— 800 zu Eee 


200 100-—150 — — 


> 200 — 5 


— 1000-1200 — — 


— 800—1000 — — 
— 1200 —1300 — 5 


5 200 — — 
5 200 65 es 


80 500 115 Br 
er 250 4 = 
2 850 8 u 
82 300 ns a 

500-1000 600-1000 — a 
702900900 a * 
= 300 ER LS 

a 1200 N 55 
ar 300 155 Ale 
Er 300 8 5 
— 400 = 5 
= 800 — = 
= 600 5 ER 
En 200 808 75 
— 700 * 15 
— 1000 er 5 
zw 250 * 5 


5 250 a Di 


er 700 1 Ey 
5 500 — a 


5 500 5 = 
75 300 5 5 


250 — 
— 400 = 
— 300 — 


— 100 5 — 


7., 14., 21., 28. 120— 150 1000-1100 1000-1200 — 


. — ———— 
Rindern Schweinen Schafen 


141 
Anmerkung 


Ochſen aller Ge—⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutz⸗ u Schlacht⸗ 
vieh bedeutender 

Export nach 
Böhmen, Mähren, 

Ober- u. Nieder⸗ 

öſterreich. 


Pferde, zumeiſt 
ſchwere, noriſche, 
Handel nach Ober⸗ 
und Niederöſter- 
reich (Wien). 
Kaufluſt für Kühe 
und Ochſen, mittel, 
geringe Ausfuhr 
nach Oberöfter- 
reich. 
Bedeutender Ex⸗ 
portmarkt, Händ⸗ 
ler aus Mähren 
und Böhmen, 
gute Zugochſen. 
Gut beſuchte 
Märkte. 
Theilweiſe eroati⸗ 
ſches Vieh, leb⸗ 
hafter Verkehr. 


Mariahofer. 


Pinzgauer. 


Sehr gemiſcht, 
zumeiſt Beinlvieh. 
Sehr gemiſcht, 
aber ſchwere Zug- 
ochſen. 


Etwas Maſtvieh, 
wird von fremden 
Händlern auf⸗ 
geſucht. 


Größerer Auftrieb 
von Arbeitsochſen. 


Am 7. erſter, am 
21. zweiter Vieh⸗ 
markt, am 7., 14., 
21. und 28. 
Sch weinemärkte. 


9 AR KUNG R ' 
5 9 5 4 8 5 
9 3 EN 8 ö er # 5 
N e 1 
b 1 
+ . 5 
Kärnten. 
Vorausſchtlicher Auftrieb, an a 
9 „ 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Ye 
rue 
Hermagor; Kötſchac hh 9. — 300 . 
Klagenfurt, Umgebung Feldkirchen 8 Dr 100 600᷑ĩ w 
Spitta, Eiſentratten 5. — 100 —— 700 
a Gmünd 20. > 750 N 
Winken; 23. — 350 N 
Döbriach 26. =. 300 EL OR 
Villach; % Arnoldſteenßn 55 — 250 — — 
Villa; 21. — 550 — — 
Völkermarfʒtkt. Eiſenkappeul 1% —_ — — 0 
Schwarzenbach. 5. — 150 — äöVw rn, 
Völkermarkt . 7. 14., 21. 2. — 25040) „ 
Griffen 12. — 750 —̃ —— 
St. Michael 1 — — — 900, 
Wolfsberg St. Andie 00, 8. — 900 -— 0.7.0005 
Wolfsberg e 3. — 200 — } — Haan 
Lavamünd 5. — — — 900% 
Unterdrauburg . . . u: — 500 — — 
St. Margareten . . 13. — 500 = — 
St. Pa! 15. — 400 — — 
Waldenſtein 16. — 3000 8 
St. Leonhard 20. — 400 — — 
2 8 
Krain. Wa 
Adelsberg Adelsberg), 12. — 250 150 — 
Senoſetſch 22. — 200 100 — 
Gottſche Gottſche⸗ 76 5. Kar 450 200 50 
Nenelthaltaur. ur 12. — 700 100 — 
Groß⸗Laſchitiz 15. — 650 300 60 
Soefhi . . . » 15. — 750 300 — 
Rieg, a ce 16. — 200 200 — 
Malg ern 26. — 700 100 — 
Gurkfednß ), Savenſtein 2. — 500 — 
Gurkfeld 5. — 800 500 40 "054 
Brunnblin Rn 16. — 600 — — 
Hl Kren — 500 350 — 
Savenſtein 20. — 300 — — 
St. Kanzian 22. 300 1400 500 30 
St. Rupprecht 22.0 — 500 — — — 
St. Bartlma 26. 100 1200 3000 80 
Tris 26 — 800 — — 
Landſtraß 31 — 500 — — — 
Krainb urg Biſchoflak 23 — 450 300 500 50 . 
Eaiba 2 4 U ñ Soi, 5 220 750 — Sehen, 
iin ur ea BALLat ee 5 — 500 — — n 
Se 12 — 700 — — 
Sich! 12. — 700 — 
N Weirelburg . . . . 26. — 800 300 — 
Rif, 27. — — 600 — — 
oui; Unter⸗Idria 3. = 250 — 
ö Ans I an D. — 250 100 — 
Bie; 14. — 300 50 — 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


TT.. ̃ — — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
S en rn 
Stückzahl 
Rudolfswert . . Rudolfswert . 5. — 400 400 — — 
Seiſenberg 9. — 700 300 — — 
N 9 — 500 200 — — 
n 12. 100 600 150 300 
EEE n 16. — 300 100 > er 
Höpigſten Ih, — 600 100 — — 
e DdDomſchallss 5. 10 300 200 40 — 
Moräutſch h 16. — 400 80 — — 
Mannsbur g 26. 50 500 200 40 — 
Tſchernembbb . . Stockend orf 5 — 500 150 — = 
ſchen em 15 — 600 200 — * 
F 5. — 700 250 — — 
Wötüng ei: 20. — 1000 300 — — 
++ 
Küſtenland. 
r ir Wut ae 9,30, 50 1000 700 — — 
e Ajells o 20. -- 800 800 — — 
Cervignano 1 — 900 650 — — 
Cormons 30. — 800 700 — — 
Gradiskkaa . 13. — 800 750 — — 
Romans 26. — 750 700 — — 
Capodiſtr ian Capodiſtria 15. 10 250 300 150 — 
Mitterbug Mitterbug 6. 20 900 300 200 — 
„ eee, 26. — 850 200 — . 
Sac nn 12. 70 800 250 — — 
ee Herpelne 2. — 250 100 — — 


Tirol und Vorarlberg. 


A. In Tirol. 


ee I), EDLER LEN ET ©. 10. 200 700 450 400 = 
a 3. 200 500 300 1500 7. — 

PER ERLANGT 26. 120 800 250 800 75 

o Bü 5,21. — 200 300 300 — 
ee, N en ı Briten 20. — 350 200 300 — 
Bene 5, Brünekk 13., 14. 180 650 300 400 — 
Sand 25. — 400 100 1500 55 

Wengen (Pederoa) 28. 30 500 30 550 — 
. Cles. ea 5. 60 700 700 8 Fr 
Spnzeno ng 29. 15 550 200 25 55 

T N Imſt e 12. — 1000 150 ET = 
Sg 1. Eu 500 100 an — 

Stams 3 16. 200 100 — 5 

Juns bruck Hall! ñ 19; 300 900 200 500 — 
Matrei 1. 250 120 50 — 

Bilk! 5. — 400 — = 

k Wiltn 20. 10 800 800 1200 — 
Kitzbühel Hopfgarten Markt. 13,5. — 400 — 100 — 
Kitzbühel 5. nn 300 85 — — 

Oberndorf; 5. — 200 — — 7775 
F Kufſtein EIER 5. 250 — + Zr 
ROHDE an. 0. Ungebait 1. „1.0.0. 20. 400 — 100 7 
Pru ß 17 — 200 100 50 — 
Ken enz; I; 40 400 300 800 — 
Sillian e 3. — 250 30 80 — 

Imichen 22. 10 700 100 900 — 
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Politiſcher Bezirk 


Reutte 
Rovereto 
Schlanders 


Schwaz 


Dine 


nent 


Trient, Stadt 


Bludenz 
Bregenz 


Feldkirch 


Beneſchau 


Biſchofteinitz 
Blatna 


Böhmiſch⸗Brod 


Böhmiſch⸗Leipa 
Budweis 


Chotèbor 
Chrudim 


Caslau 


Daubag 


Eger 


Falkenau 


Gablonz 
Graslit z 
Hohenm auth 


. . . . 


. . * 


. . . . 


CE De ee Fe a u TEE N ur 
neee We 


Ortsname 


Nene 
Mor; 


Schluderns 


Rotholz; 
Schwaz u 
Fügen 
Spiazzo (Bleggio) . 
Crete An 
Alle Cache 


Mezzotedesco 
Pergine 


Civezzano 
Trientn 


Bludenz 


E ggg 
Dohrn! 


Beneſchau . 
Wlaſchium 
Stan kan 


Dreznitz 


Kaſejovitz 
Rozmital . . . 


Sedlitz 


Niemes 


Budweis 


Schweinitz 


Chotèbor 


Kreuzberg 


Chraſt f 
Chrudim 


Kamenitz⸗Trhov 


Casal, 
Gole⸗Jenikau 


Hirſchberg 


. Deutjch-Brod 


Jenikau⸗Windig 


Polng 


Neukirchen 


Ellbogen N 
Falkenaun 


. . — . 


Böhmiſch⸗Brod 
Halbſtein 


“ . . * 


. . 


. 


* 


. 


Goſſengrernn . 


Königsberg 


Gablonz 
Heinrichsgrün . 


Datum 
. . 
Stückzahl 
25. — 700 180 
12. 20 500 260 
31. 10 250 50 
3. — 1300 — 
1. 10 500 90 
10. = 500 70 
4. — 400 80 
1 300 250 
16. 400 100 
3. 10 250 20 
10. = 200 120 
20. 15 250 100 
16. 250 280 
26. — 200 200 
12. a 500 80 
20. ee 500 100 
B. In Vorarlberg. 
1. — 250 500 
2; — 300 170 
13., 20, 40-70 350-400 150 
++ 
Böhmen. 
1 560 1000 — 
6. EB 900 
13. — 500 = 
20. 300 1200 — 
15. 150 1000 — 
jr 25 800 — 
26. — 500 = 
26. — 600 — 
12. 50 500 — 
26. 10 200 — 
1. — — 500 
9. 250 400 600 
7., 14., 21., 28. — 400-600 80-90 
20. = 600 - 
12. — 300 — 
15. — 400 — 
12 400 700 en 
15. — 400 — 
4% % 5 2 0% 800 — 
15. — 800 120 
. a 300 = 
6. — 300 — 
26. en 400 — 
7. — 300 — 
28. = 250 — 
5. — 300 40 
20. — 450 40 
12., 29. — 350-450 70 
6., 21. — 550-600 150-200 
12. 80 200 130 
26. — 300 50 
13. — 300 = 
15. — 300 = 
13. — 350 = 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


1400 
500 
30 
160 
150 
150 
100 
100 
100 
120 
50 
350 
180 
50 


50 
30 
20 


r 


... NDS 


o 


Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


ln 


1 5 

2 8 
9 RING 
9 dr * 
3 


c SF TREE N FRE 
ee 6 Nane 15 N 
F N n W 


een 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
x , / nn 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
a 
Stückzahl 

Dion: F 6. 10 600 — — — 
Hoſtomitz. 21. — 250 = = 5 
c 20. — 350 — — — 
F N ae 26. — 600 150 — — 
ee 5 27. — 200 — — — 
Rozdalavitz . 6. 20 550 — — — 
SODOtla Zune. 2. 2. — 250 1 5 21 Fe 
Jungbunzlauu .. . Benatef, Neu- 12. — 800 aan — * 
* eee e 5. — 500 — — — 
eee C 20. — 300 — — — 
A ee 3.10. 17,24, 31. — 300 — = — 
Karlsbad Schlackenwerth . . 12. — 450 100 — — 
a ung 14. — 250 — — Be 
Karolinenthal. . Brandeis a. d. E. 27. 200 800 — = — 
1 ER ee 11 — 600 — — — 
Niühhrn N, 20. — 200 — — Er 
r Elbeteinittz 13. — 700 — — — 
Nam a 12. — 450 — — — 
N Konto tan 5. 200 700 — — — 
Königgrätz 14., 26. 250—350 300-400 —d — — 
Königinhof Jarom 8 20. — 300 — == — 
C Koz lan „ — 600-700 — — — 
KNrola witz 15. — 800 160 = — 
Kalſching 20. — 250 — — — 
ber plan ren} 1. — 250 — — ara 
Suttenberg . - - - - a) a 3: — 250 — — —— 
Kohljanowitz 12. — 600 — — 8 
Kutten beg 30. — 800 — — — 
Re 15. 200 1000 BR — rn 
Zbraslawitzz . 27. — 500 — — Fe 
Landskrorn Trübau, Böhm . . 12. — 200 70 — — 
aun .. 5. 100 600 — — — 
A Kriwſoudau . . . 2., 5., 12., 20., 26. — 300 — — — 
e 1.,7.,9.,15.,22., 30. — 500 — — — 
F hf 26. 100 500 — — — 
Leitomiſchl. . . Leitomiſchl 5 5. 600 — — — = 
eee Bach EN I. .; 20. — 250 — — — 
SUB LEN. 7 a 300 * a ur 
r M 5.613, 2027. 450 1200 1400 Be a 
Mocheno Moch; 7. — 300 — — — 
r Radar, 5. — 200 — — — 
Moldautein Moldautein 8. 200 500 — — = 
DERRIBN a ne Mech... s 6., 27 — 400—500 — — — 
Bernad itz 15. — 600 — Br u 
Mühlhauſen 26. 150 2500 — — — 
Münchengrätz . - Baln . . . .. 28. 250 800 — — — 
Neubydzo . . Neubydzob . . 13. 40 850 — — — 
Weſſely, Hoch⸗ 26. — 300 — — — 
e 7 Küninser un. 15. 35 200 30 — — 
Neubiſtri z; 23: — 300 50 — Eu 
auhansı 2 2 — 600 80 — 7 
iat Dobru ska 20. = 300 120 — eg 
Pardubis . . . . . Bohdaneih. . . . 15 — 400 — — — 
Sem: 14. = 300 — — — 
2 Cerekwe, Ober- . . 26. = 500 — — — 
f Cernowit z 5. 10 600 — — 8 
Kamenitz a. d. L. 15. — 400 — — = 
Bokate!k 12. — 600 er De 5 
Neditz, Roth⸗ - 13. — 700 ae 5 = 
Reichenau, Neu- . . 5. — 400 == — = 
ie... Möowii: 12. — 900 — — — 
Brennporitſch 22 — 300 — = — 
Piet Miretit z 1 — 1000 — — a 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


— — . «Ü.. —— . \ 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
N ——— Ur 
Stückzahl 6 

DUCR DU. BWobnan ... ns 13. 400 900 — — — 
Bin Non Ma Kuttenplas 28. — 700 — — 
Pla! 14. — 550 50 — — 
Podeßraed Kine, 22. — 500 + — 
Nim burg 72 300 1500 * + 
Podebrd. . . . . 9, — 1100 — — — 
Pei u... Flöha e 28. > 300 — — — 
Prahatit: zz Hure; 15 — 1500 — — — 
Me 10., 17., 24., 31. — 250 — — — 
Reto; 20. 600 1200 — — — 
Pfibram Dobric ß 26. — 600 — — — 
Knin⸗, Neu 9. — 600 — — — 
Raud uit: Rau dn 3715. 80—150 900 — — — 
Reichen Adlerkoſteletz .. 12. 130 400 — — — 
Reichenuunmn 3. 400 350 400 — — 
W ENTE 7 1% „ 380 € ra 500 = 1 
Nykit zan Radni ß 12. — 700 — — — 
Rokitzaen 20. 25 1500 — — — 
Saag ee Poſtelberg 26. 140 300 — — — 
Saa ß 12. 250 350 — — — 

Schlans Neuſtraſchit . . . 6. — 250 — — — 8 

Schlangn ers 1. — 700 — — — 5 
Schüttenhofen . . Hartmanitz 1; — 300 50 — — 
Schüttenhofen 20. — 500 70 — — 
Welhartt ß; de — 400 8 — — 
Sela; ee Sedl e; 20. — 400 m — an 
Selkan en 14. — 550 — — — 
Wort!! We — 750 — — — 
Semi! ud Eiſenbredd 6. — 350 15 — — 
Lomni ß 15. 15 350 — — — 
Senftenberg . . . Senftenberg 12. — 200 250 — — 
Smich ew; ar Mniſchek 1% — 250 = — — 
Starkenbach Hochſtade 5 20 350 30 — — 
Starkenbac . . . 12. — 200 — — — 
Stratöon tt Rü ER /eeN 25. — 400 — — — 
Steindsd 9. — 400 — — — 
Strakonitz 6. 200 800 — — — 
Won; 12. 100 1000 — — — 
Sabor; FRE. Chebnoñ̃ß 12 — 200 er — — 
Jiſtebnitz . 12. = 700 in = 
Sobedlau. . -» . - 12, — 1000 — — — 
Tabor: 26. 250 2200 — — — 
Woſchitz⸗„Jung⸗ 18; — 800 — — — 
Ela. . Haid; RER 64.18, 20,27. — 250 —350 250 — — 
ai N a Neugedein . .., 9., 17., 23., 30. — 350 —500 — — — 
Tauts; ri 15 15. — 200-300 2 — — 
TEDIA EIERN Me Benlur ur  Kee 27. — 250 — — — 
Wittingaunu Kardaſch-Recitz . 20. — 600 — — — 
Suchenthal 6. — 450 — — — 
Wee 75 — 600 — — — 
Witting 1. — 500 — — — 
Bie N Rikan 51 2 40 800 = — = 


HE , Aüſpii z: 15. 300 450 550 — — 
Kloboeuk 27. — 400 — — — 
Boskowitz Lettopßß ; 14. — 250 10⁰ — — 
Des DUB 12 — 300 — — — 


Politischer Bezirk 


Ungariſch⸗Brodd 
Mähriſch⸗Budwitz 


EN 


Datjejit 


F Fe 


Littau 
Groß-Meſeritſch.. 


Wall.⸗Meſeritſch 


F 


Neuſtadtl 


Mähriſch⸗Oſtrau 
Prerau 

Proſsnitz 
Tiſchnowitz 
Trebitſch 
Mähriſch⸗Weißkirchen 
Wiſchau 


. räne. % 


Teſchen 


FFF 


Troppau 
Wagſtadt 
Friedek, Stadt 


Troppau, Stadt 


Hluk 


„Wagſtadt 
„Friedek 


Ortsname 


Ungariſch-Brod 
Mähriſch-Budwitz 


Fratting 
Jamnitz 
Jarmeritz . 


Holleſchau 


Naas! 
Weſſely 
Zlin 
Kamenitz 


Konitz 


Groß-Meſeritſch 


Wollein 


. . Neu-Hrozenfau . > 


Groß⸗Karlowitz - 
Wallachiſch-Meſeritſch 
Wſetin 
Neuſtadtl 
Saar 


r 


Mähriſch⸗Oſtrau 


Prerau 


Betſchowitz 
Wiſchau 


Skotjchau . 


Fe 


Jablunkau 
Teſchen 


„ W TEE) 


„„ N 


ind 
r 
neee 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum Pferden 
12 175 
1 35 
12. — 
31 — 
5% 20. 250 
5˙ 7. 50 
21. — 
12; 50 
26. — 
20. — 
5. 900 
14. — 
5. 15 
12. — 
27. 75 
2% 70 
26. — 
26. 170 
20. 70 
15. — 
5. — 
12. — 
13. — 
85 50 
13. — 
27. — 
20. — 
26. 170 
5.13. — 
13. — 
26. — 
8. 170 
5 225 
27. 170 
6. — 
20. 100 
12. 200 
13. 25 
26. 100 


Schleſten. 


2 28. 


26. 220 
i 6., 27. Zu 
3210,77, 24,315. 

5. 150 

14. 50 

1 250 

5. 200 
28. Si 

6. 450 


— 
Kindern Schweinen Schafen 


Stückzahl 


1250 


800 
400 
500 


500 


500-800 — 


500 — 700 


600 
600 
650 


300 
800 
350 
450 
350 
500 
400 
500 
1150 


500 
250 
400 
550 
250 
250 
400 
250 
300 
1200 


50 
100 
300 


500—600 200 —300 


400 
600 
150 
500 
300 
300 
450 
450 
300 
250 


600 
100 


600— 800 


300—400 
900—1000 
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Anmerkung 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 

detto 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
detto i 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf- 
trieb an Ochſen. 
detto 


Export von 
Pferden nach 
Deutſchland. 


Export von 
Pferden nach 
Deutſchland. 


26 
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Politiſcher Bezirk 


Bochnia 


Bohorodczany 


Borszezoöw 


„„ 


Brody 


e 


Brzezauy 


Brzozoõw 
Buczacz 


Chrzanow 


Czortkow 
Dabrowa 


‚Dobromil 
Dolina 


Gorlie 


Gryböw 
Horodenka 


Jaroslau 


Jaworöw 
Kalusz 


Kolo meg 
Krosno 
Limanowa 


r 


. 


Ortsname 


Biala 
Oswigeim 


„ 


Ujscie ſolne 


Niepolomiee .. 
Bochn az 
Lipnica murowana . 


„ „ a 


Solotwina 
Borszezöw 
Korolöwka 
Mielnica 5 
Uscie bisfupice . . . 
Brody 
Brzesko 
Szezurowa 
Zakliczyn 
Brzezany 


Saztomiec h 
Monafterzysfa . . . 
Uscie zielone . 
Chrzanow 
Krzeszowiee 
EN W 


n 


Dolina 
Bolechow 

Perchinske 
Drohobycz 


8 X air, 


n 


Gryboͤw 


Horodenka 


Obertyn 


5 
. 
e DEE N Ya 


Kalusz 
Wojniköw 


Kulaczkowce. RE 


ee nen Ic 


Krosno - 


Limanowa 
Lukawica 
Mszana dolna . . . 
Niedzwiedz l 
Skrzydlna 
Szezyrzye 


. 


eee 


Uſtrzyki 
Lutowiska 


Galizien. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen 
a . 8 
Stückzahl 
7. 15. 22. 28. — 200 — — 
17: — — 600- = 
5., 26. = 200 600 
6. = — 600 
9.5225 600 400 700 — 
20. — 200 800 
21. — 400 — — 
6. — 600 — — 
20. — 300 — — 
5. — 500 — 
5., 12. — 200 ge — 
1. 15. 22 150 500 — — 
13., 27. => 200 Br er 
6., 20. 200 — 
2. 12., 26 — — 1000 
1 300 — — 
15. — 300 — — 
5., 26. 200 700 — 
6., 14. 150 400 600 
22. — 600 — 
22. — 200 — 
20. 150 300 — — 
95 — 200 — — 
Te, 2.715722, 8008810 300 600 — 
5.48% 0% % 200 5 8 
7. 14% 1% 888 = 200 En 
1918,00 200 5 . 
: 1., 7., 15., 22,28. — 200 — — 
5, 12 20. % é 400 5 = 
22. 150 200 —— 
5., 20. — 400 — — 
12., 26. 2 400 iR = 
5., 12., 26. = 300 ar = 
13. 200 1600 1200 — 
5. 150 700 — — 
8 5. — 400 er — 
8412,20, 22 2450 700 500 = 
6., 13., 20., 27. — 200 — 
1% 15. 22. == 200 — = 
5., 12., 20., 26. — 400 — — 
— — — 500 — 
95 300 700 500 
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Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


——— 


rang 1902. 
heihlatt zu dem Nerardnungshlatte 


k. K. 2tiniftertums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Yeterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 13. Wien, 24. April 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 23. April 1902, 3. 16.082, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der 
ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt 
wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 21. April 1902, 3. 15.678, betreffend die 
Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und Croatien- 
Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 17. April 1902, 3. 15.100, betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. 
— Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 3. April 1902, 3. 32.107, betreffend Beſchränkungen im 
Handelsverkehre mit Schweinen. Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 6. April 1902, 
3. 15.383, betreffend Beſchränkungen im Handelsverkehr mit Schweinen. — Kundmachung der Statthalterei 
in Prag vom 11. April 1902, 3. 65.105, betreffend Beſchränkungen im Handelsverkehr mit Schweinen. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 


Kundmachung des Mliniſteriums des 

Innern vom 23. April 1902, 3. 16.082, 
HN womit 

die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 


vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


1% 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier⸗ 
gattungen verboten iſt. 


ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge— 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Kraſſö⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Karänſebes: aus den Gemeinden Lindenfeld, Szerveſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus den Gemeinden 
Ferenczfalva, Kuptorc⸗Szekul; 
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b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Nagy-Szalancz, Telkibänya; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Kaſſa: aus der Gemeinde Rozgony; 
Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: aus der Gemeinde Jänosd; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
aus den Gemeinden Jöszäs, Zimbro; 

Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Kula: 
aus der Gemeinde Cservenka; Stuhlgerichtsbezirk 
Német⸗Palänka: aus den Gemeinden Bulkesz, Szilbäs; 
Stuhlgerichtsbezirk Obecse: aus der Gemeinde Petro— 
voszellö; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvarad: 
aus den Gemeinden Bozsok, Himeshaͤza, Szilaͤgy; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cséffa: aus 
der Gemeinde Mezö-Gyän; Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: 
aus den Gemeinden Dereeske, Monoſtor-Palyi; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Elesd; aus der Gemeinde Buecsa; 
Stuhlgerichtsbezirk Margitta: aus der Gemeinde 
Szeltallö; Stuhlgerichtsbezirk Szͤkelyhid: aus den 
Gemeinden Köbölkut, Szeékelyhid; Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Nagy⸗Bajom; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus den Gemeinden Aroktö, Igriczi, Nagy⸗Mihäly, 
Szederkeny, Tisza⸗Palkonya, Tisza⸗Tarjän; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Miskolez: aus der Gemeinde Harſäny; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän— 
Innen: aus den Gemeinden Kistelek, Sövenyhäza ; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Kirva, Süttö; Stuhlgerichtsbezirk 
Pärkäny: aus der Gemeinde Kety; 

Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus der 
Gemeinde Bieske; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗Arpäs: 
aus den Gemeinden Alſo-⸗Arpaͤs, Alſö⸗Porumbäk, 
Gainaͤr; 

Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Nasztraj, Répaͤs; 
Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyb: aus der Gemeinde 
Csetnek; 


Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Csege; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
der Gemeinde Adäcs; Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
aus den Gemeinden Ecsed, Hatvan; Stuhlgerichtsbezirk 
Heves: aus der Gemeinde Tarna⸗Szent⸗Mikloös; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Péterväſär: aus der Gemeinde Matra- 
Dereeske; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Baͤt: aus der 
Gemeinde Bakabaͤnya; 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Felſö⸗Jäszsäg: aus der Gemeinde Jaͤszaͤrok⸗ 
33408 ; 

Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Hosszuaszö: aus der Gemeinde Betlen⸗Szent⸗Miklös; 


Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Moes: aus 
der Gemeinde Vajda⸗Kamaras; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Särmäs: aus der Gemeinde Bald; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
der Gemeinde Baj; 

Comitat Krassoͤ⸗Szörény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Botyest, Szatumik; 
Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Gemeinde 
Szerb⸗Poszezsena; 

Comitat Maros-Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Maros: aus der Gemeinde Koronka; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus der Gemeinde Datk; Stuhlgerichtsbezirk 
Szent⸗Agota: aus den Gemeinden Hegen, Netus; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Erſekujvär: 
aus der Gemeinde Töt⸗Megyer; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra: aus den Gemeinden Nagy⸗Emöke, Tormos; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Balsa, Berczel; Stuhl 
gerichtsbezirk Kisvärda: aus der Gemeinde Dombrad; 

Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk Nagybänya: 
aus der Stadtgemeinde Nagybänya; 5 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Nagy⸗Talmäcs; 

Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Kraszna: 
aus der Gemeinde Jäz; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
der Gemeinde Hittyäs; Stuhlgerichtsbezirk Rékäs: 
aus den Gemeinden Aga, Bukovecz, Hodos, Jezvin; 


Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden 
Kaläcsa, Knez, Majlaͤtfalva; 
Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 


Felvinez: aus der Gemeinde Felvincz; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Maros⸗Ludas: aus der Gemeinde Mezö⸗Gere⸗ 
benes; Stuhlgerichtsbezirk Toroczkö: aus der Gemeinde 
Toroczkoö; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Tamaͤsfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde Mokrin, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Nagy-Kikinda; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Szent⸗Miklös: aus der Gemeinde Német⸗Csanaͤd; 
Stuhlgerichtsbezirk Törökbecse: aus der Gemeinde 
Törökbecse; Stuhlgerichtsbezirk Török-Kanizsa: aus 
der Gemeinde Deszk; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: 
aus der Gemeinde Kis⸗Komlös; 

Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
der Gemeinde Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Keresztur: aus den Gemeinden Csekefalva, Szekely⸗ 
Keresztur; 

Komitat Veszprém, Stuhlgerichtsbezirk Zirez: aus 
den Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Laͤszlö, Sur; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Baranes, Kiszte, Saros⸗ 
Patak, Vegardd, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk Szerencz: 
aus der Gemeinde Mäd; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: 
aus den Gemeinden O-Liszka, Tarczal; Stuhl- 
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gerichtsbezirk Varanno: aus den Gemeinden Komaroͤcz, 
aus der Gemeinde Zsombor; 


Stefandez ; 

Comitat Zoͤlyom, Stuhlgerichtsbezirk Besztercze⸗ 
bänya: aus der Stadtgemeinde Beszterczebänya; Stuhl- 
gerichtsbezirk Zoͤlhom: aus der Stadtgemeinde Zoͤlyom; 

und überdies aus der Municipalſtadt Komärom; 


e. wegen des Beſtandes des Stäbdhen 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosjenö: aus 
der Gemeinde Monyord; Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: 
aus den Gemeinden Dezna, Valemäre; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus den 
Gemeinden Kis⸗Szecse, Nagy⸗Sallo; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Czarvacs: 
aus der Gemeinde Szarvas; 

Comitat Borsod, Stuhlgerichtsbezirk Miskolcz: 
aus den Gemeinden Kis⸗Györ, Sajö⸗Ecseg; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Bieske, Gyurd; 

Comitat Gömör-Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus der Gemeinde Rudna; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Atkär, Gyöngyös⸗Tarjär, Visonta; 
Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Füred; 

Comitat Hont, 
Gemeinde Kis-Keresteny; 
aus der Gemeinde Letkeés; 


Stuhlgerichtsbezirk Bät: aus der 
Stuhlgerichtsbezirk Szob: 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Alſo— 
Dada: aus der Gemeinde Tisza⸗Polgar; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Maros⸗Ludas: aus der Gemeinde Nagy⸗Ikland; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus der Stadtgemeinde 
Torda; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät⸗Kécsa; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Becskerek: aus der Gemeinde Lukaecsfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Hegyes; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus 
der Gemeinde Oroszlämos; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus der Gemeinde Oläh-Szent⸗Läszlo; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Kaesa, Köhalom, 
Sövenység, Ugra; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus 
den Gemeinden Réten, Szäszhalom; Stuhlgerichts— 
bezirk Segesvär: aus den Gemeinden Dänos, Szäsz— 
Szt.⸗Läszlo; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhaͤz: 
aus der Gemeinde Szakadat; 
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Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 


4 2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Syr mien, Bezirk Ilok: 
meinde Beocin; 


b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Einhufern: “) 

Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; Bezirk 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, Peteraneec. 


aus der Ge⸗ 


LE 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung der Schweinepeſt erlaſſenen Verboten 
werden diejenigen bis auf Weiteres aufrechterhalten, 
welche gerichtet ſind gegen die Einfuhr von Schweinen: 


1. Aus Ungarn: 


a. aus den nachſtehenden Stuhlgerichts- 
bezirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde 
Gyula-Fehervar, Magyar⸗Igen (Comitat Alſö-Feher), 
Elek, Kis⸗Jenö, Peécska, Radna, (Comitat Arad), 
Bäcs⸗Almäs, Baja, Topolya, Zombor (Comitat Bäcs⸗ 
Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, Mohäcs, Pecs, 
Siklös, Szent⸗Lörinez (Comitat Baranya), Bekes, 
Beékés⸗Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Oroshaͤz, Szeghalom (Comitat Bôkés), 
Felvidek, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, Tisza⸗ hät, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz (Comitat 
Bereg), Bel, Belényes, Berettyö-Ujfalu, Er⸗Mihäly⸗ 
falva, Központ, Magyar⸗Cséke, Mezö⸗Keresztes, Nagy⸗ 
Szalonta, Szalärd, Tenke, Vasköh (Comitat Bihar), Ozd, 
Szendrö, Szent⸗Péter (Comitat Borsod), Battonya, 
Koväcshäz, Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Makö, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszaͤn-Tül, 
einſchließ ch der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Adony, Särbogärd, Szeékes-Fejervar (Co- 
mitat Fejer), Rimaszéecs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis-Hont), Puszta, Soford-Alja, Toösziget— 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdı - Böszörmeny, 


einſchließlich der Stadtgemeinden Hajduͤ-Böször⸗ 
meny und Hajdu ⸗Nanäs (Comitat Hajd ü), 
Nagy ⸗Csalomia (Comitat Hont), Algyögy, 


Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 


*) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär- 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 


28* 
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Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hunyad, 
Maros⸗-Illye (Comitat Hunyad), Felſö⸗Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Ujszälläs, 
Karczag, Turkeve und Mezö-Tür (Comitat Jasz⸗ 
Nagy-Run-Szolnod), Erzsébetväros, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Kis⸗ 
Küküllö), Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes (Comitat Komarom), Maros 
(Comitat Krasso-Szörény), Dolha, Huszt, 
Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde Märamaros⸗ 
Sziget, Taraczviz, Tecsd (Comitat Märamaros), 
Magyar-Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), 
Medgyes, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Segesvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Nagy-Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, 
Fülek, Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Szeécseny (Comitat Noͤgräd), Alſö⸗Dabas, 
Dia, Duna⸗Vecse, Gödöllö, Kis-Körös, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Kis-Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun- 
Szent⸗Miklös, Pomäz, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Szent⸗Endre, Räczkeve, Väͤcz, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Peſt⸗ 
Pilis-Solt-Kiskun), Felsb⸗Csallököz, Pozsony, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szent-György (Co— 
mitat Pozsony), Alſö-Taͤrcza, Felſö-Taäͤrcza, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, Siroka, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Bärtfa, Tapoly (Comitat 
Säros), Bares, Csurgö, Igal, Kaposvär, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy - Atad, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogy), Csorna, Kapuvär, Kismarton, einſchließlich 
der Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt (Comitat 
Sopron), Nagy-Källö, Nyir - Bätor, (Comitat 
Szaboles), Csenger, Erdöd, Fcher-Öyarmat, Mäteszalka, 
Nagy⸗Käroly, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Nagy⸗Somküt, Szatmär, Szinyeér⸗Väralja 
(Comitat Szatmär), Szäsz-Sebes einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Szeben), 
Szilägy⸗Cseh, Szilaͤgy⸗Somlyoö, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Tasnäd, Zsibs (Comitat 
Szilägyi), Csäki⸗Gorbö, Dees, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Kͤkes, Nagy⸗JIlonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Csaͤkova, Feher- 
templom, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Központ, Lippa, Uj⸗Arad, Versecz (Comitat Temes), 
Dombovär, Dunaföldvar, Simontornya, Tamas, Völgyſég 
(Comitat Tolna), Antalfalva, Moͤdos, Pancsova, 
Pärdäny (Comitat To ron täl), Csacza, Kisucza⸗Ujhely 
(Comitat Trencsén), Tiszaͤn-Innen, Tiszän⸗Tül 
(Comitat Ugocsa), Kapos, Sobrönez (Comitat Ung), 
Kis⸗Czell, Körmend, Särvär, Szombathely, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Basvar (Comitat Vas), 
Devecser, Enying, Papa, einſchließlich der gleichnami⸗ 


gen Stadtgemeinde, Veszprem, einſchließlich der gleich- 


namigen Stadtgemeinde (Comitat Veszprem), Alſo⸗ 
Lendva, Csäktornya, Kanizsa, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy⸗Kanizsa, Keszthely, Letenye, Nova, 
Pacsa, Perlak, Sümeg, Tapoleza, Zala⸗Egerszeg, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zala⸗ 
Szent⸗Gröt (Comitat Zala), Gäͤlszècs, Nagy⸗Mihäly 
(Comitat Zemplé n); 


b. aus den Munieipalſtädten Arad, Baja, Hod⸗ 
mezö⸗Väſärhely, Keeskemét, Kolozsvär, Pers, Pozsony, 
Szabadka, Szatmär⸗Németi, Szeged, Versecz, ſowie 
aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. aus den nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, 
Gjurgjevac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde Krizevci einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 
Ogulin, Vojnié, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Rieka), 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Nova Gradiska, Novska, Pakrac (Comitat 
Pozega), Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Ruma, Vinkovci, Zupanja (Comitat 
Syrmien), Ivanec, Klanjec, Krapina, Ludbrieg, 
Pregrada, Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), 
Djakovo, Miholjac dolnji, Oſiek, Slatina, Virovitica 
(Comitat Virovitica), Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, Piſarovina, 
Siſak, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden, 
Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat Zagreb); 


b. aus der Municipalſtädten Oſiek, Varazdin. 


A 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava (Comitat Nyitra), Malaczka (Comitat Po- 
zsonyh, Szepes⸗Szombat einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Popräd (Comitat Szepes), Szent-Gotthard 
(Comitat Was), Sztropkö (Comitat Zemplén); 


b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts⸗ 
bezirken Malaczka (Comitat Pozsony), Makovicza 
(Comitat Säros), Felsö-Pulya (Comitat Sopron), 
Keésmärk, einſchließlich der, Stadtgemeinden Késmärk, 
Leibicz und Szepes-Bela, O⸗Lublo, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, (Comitat Szepes) in 
Ungarn 


iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich⸗ 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Unter⸗Gänſerndorf, Wiener⸗ 
Neuſtadt, Feldbach, Göding, Krosno, Lisko, Nowy⸗ 


targ, Neu⸗Sandec, Sanol getroffenen Verfügungen 
verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be⸗ 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 3., 8., 11. und 16. April 1902, 33. 12.886, 
13.717, 13.934 und 14.821, außer Wirkſamkeit 
geſetzt. 

ö Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 

88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 21. April 1902, 3. 15.678, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und 
Croatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königl. ung. Ackerbau⸗ 
miniſteriums vom 17. April 1902, 3. 30.825, 
ſowie der königl. Landesregierung in Agram vom 
10. April 1902, 3. 26.634, iſt derzeit verboten: 

1. wegen Beſtandes des Stäbchenroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen aus dem polit. 
Bezirke Hartberg (Steiermark) nach Ungarn; 
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2. wegen Beſtandes der Schwein epeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den polit. Bezirken Bruck a. d. 
Leitha, Unter -Gänſerndorf, Miſtelbach, Mödling, 
Wr.⸗Neuſtadt (Nieder⸗Oeſterreich), Pettau (Steiermark), 
und Turka (Galizien) nach Ungarn, ſowie aus den 
polit. Bezirken Pettau (Steiermark), Gottſchee, Gurk— 
feld, Rudolfswerth, Tſchernembl (Krain), Luſſin 
(Küftenland) und Knin (Dalmatien) nach Croatien⸗ 
Slavonien; 


3. wegen Beſtandes der Schafpockenſeuche 
die Einfuhr von Schafen aus dem politiſchen Bezirke 
Benkovac (Dalmatien) nach Croatien-Slavonien. 


Hingegen wurden alle früheren, gegen die Einfuhr 
von Vieh aus den hier nicht genannten politiichen 
Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 


. . f Statthalterei : 
Hievon wird die k. k. en mit Bezug 


auf die h. o. Kundmachung vom 10. März 1902, 
3: 9370, zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntnis geſetzt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 17. April 1902, 3. 15.100, 


betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertre⸗ 
tenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit der Kundmachung vom 10. April 1902, 
3. 26.634, hat die königl. Landesregierung in Agram 
unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 10. März 
1902, Z. 17.766, jene Gemeinden bekanntgegeben, 
aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbargemeinden 
wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die Einfuhr 
der nachſtehend beſonders angeführten Thiergattungen 
auf Grund des beſtehenden Veterinär-Uebereinkommens 
verboten iſt. 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 


A) In Dalmatien: wegen des Beſtandes 
der Schwe inepeſt die Einfuhr von Schweinen aus 
der Gemeinde Imotski des Bezirkes Imotski; Vrgorac 
des Bezirkes Makarska. 


B) Im Küſtenlande: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Capodiſtria, Decani, Iſola, Mareſego, 
Muggia, Pangnano, Pinquente, Pirano, Rozzo des 
Bezirkes Capodiſtria; Mitterburg des gleichnamigen 
Bezirkes; Buje, Montona, Orſera, Parenzo, Portole 
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des Bezirkes Parenzo; Canfanaro, Pola, Sanvineenti, 
Valle des Bezirkes Pola. 


C) In Krain: wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Großpeſe und Polie des Bezirkes Littai. 


D) In Steiermark: wegen des Beſtandes der 
Schwein epeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Stadt Graz des Bezirkes Stadt Graz; 
Bruck a. d. M., Mürzzuſchlag, St. Marein des Be- 
zirkes Bruck a. d. M., Andritz, Peggau, St. Peter 
des Bezirkes Graz (Umgebung); Judenburg des Be⸗ 
zirkes Judenburg. 


E) In Kärnten: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden: Annabichl, Ebenthal, Raasberg des Be⸗ 
zirkes Klagenfurt (Umgebung); Eberndorf, Griffen, 
Häunburg des Bezirkes Völkermarkt und aus der 
Stadt Klagenfurt. 


F) In Tirol und Vorarlberg: a) wegen 


des Beſtandes der Maul- und Klauenſeuche 
die Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus 
der Gemeinde Ragoli des Bezirkes Tione; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde Cles des 
Bezirkes Cles. 

Gleichzeitig wird die k. k. onen, in die Kennt⸗ 
niß geſetzt, daß wegen des Beſtandes der Schwein e— 
pejt die Einfuhr von Schweinen aus den polit. 
Grenzbezirken Pettau (Steiermark), Gottſchee, Gurk— 
feld, Rudolfswerth und Tſchernembl (Krain), Luſſin 
(Küſtenland) ſowie Knin (Dalmatien) und wegen des 
Beſtandes der Schafpockenſeuche die Einfuhr 
von Schafen aus dem polit. Grenzbezirke Benkovac 
(Dalmatien) nach Croatien⸗Slavonien verboten iſt. 


Die k. k. zm wird unter Beziehung auf die 


Landesregierung 


h. o. Kundmachungen vom 10., 19., 24. und 29. März, 
ſowie 14. April 1902, 33. 9370, 10.955, 11.620, 
12.634 und 14.676, eingeladen, mit der Verlaut⸗ 
barung dieſer Verfügung ſofort vorzugehen. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 3. April 1902, 3. 32.107, 
betreffend 
Beſchränkungen im Handelsverkehre mit Schweinen. 


Zur thunlichſten Hintanhaltung der Verbreitung 
anſteckender Krankheiten der Schweine durch den gewerbs- 
mäßigen Handelsverkehr mit dieſen Thieren findet die 
k k. Statthalterei auf Grund des § 3 des allgemeinen 
Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 


er 
Di, ar 1,7, * 


Nr. 35, unter Aufrechthaltung des Verbotes des 
Hauſierhandels mit lebenden Schweinen bis auf weiteres 
nachſtehendes anzuordnen: 

1. Das Treiben von Schweinen auf öffentlichen 
Straßen und Wegen von und zu den Bahnſtationen, 
ſowie von Ort zu Ort, auf Märkten u. ſ. w. iſt im 
Handelsverkehre verboten. 

2. Zum Transporte von Schweinen im Handels⸗ 
verkehre dürfen, außer den im Punkte 14 vorgeſehenen 
Fällen, nur die Eiſenbahnen verwendet werden. Hiebei 
ſind die für den öffentlichen Viehverkehr beſtehenden 
allgemeinen geſetzlichen und adminiſtrativen Vorſchriften 
ſtrengſtens zu beobachten. Die Beförderung der Schweine 
zu den in Niederöſterreich gelegenen Bahnſtationen hat 
nur auf mit Pferden beſpannten Wagen zu geſchehen. 

3. Der Bahntransport hat bis zu jener Bahn⸗ 
ſtation zu erfolgen, welche dem auf dem Viehpaſſe 
namhaft gemachten Beſtimmungsorte zunächſt ge⸗ 
legen iſt. 

Von der Bahnſtation dürfen die Schweine erſt 
nach vorgenommener thierärztlicher Unterſuchung und 
hiebei conſtatirter Seuchenunbedenklichkeit ausſchließlich 
nur auf mit Pferden beſpannten Wagen nach der Handels⸗ 
ſtätte des Beſtimmungsortes oder nach dem entſprechend 
eingerichteten Marktplatze gebracht werden. 


4. Die Handelsſtätten müſſen in ſanitärer und 
veterinärpolizeilicher Hinſicht von der zuſtändigen 
politiſchen Behörde J. Inſtanz als zu dieſem Geſchäfts⸗ 
betriebe geeignet erklärt worden ſein und durch eine 
Firmatafel mit dem Namen des Inhabers (Händlers) 
als: „behördlich bewilligte Schweinehandelsſtätte“ ge⸗ 
kennzeichnet werden. 


5. Ueber das Einlangen eines Schweinetrans⸗ 
portes in der Handelsſtätte hat der Händler oder 
deſſen beauftragter Stellvertreter ohne Verzug am 
Gemeindeamte die Anmeldung zu erſtatten und den 
Viehpaß zu übergeben. 


6. Der Gemeindevorſtehung obliegt die Vormerkung 
dieſer Anmeldung, ſowie die Controle hinſichtlich der 
Uebereinſtimmung der Stückzahl des eingelangten 
Schweinetransportes und der Beſchreibung der Thiere 
mit den Angaben des hinterlegten Viehpaſſes. 

Bei anſtandsloſem Befunde, der auf der Rückſeite 
des Viehpaſſes anzumerken iſt, iſt der Abverkauf der 
Schweine ſofort zuläſſig. 

Im Falle eines Anſtandes hat die Gemeindevor⸗ 
ſtehung ohne Verzug die Anzeige an die vorgeſetzte 
politiſche Bezirksbehörde zu erſtatten und darf mit 
dem Abverkaufe der Thiere erſt nach der amtlichen 
Behebung des Anſtandes begonnen werden. 


7. Der Händler oder deſſen beauftragter Stell⸗ 
vertreter iſt verpflichtet, die abverkauften Schweine 
nach Stückzahl unter Angabe des Datums, ſowie 
der Namen und der Wohnorte der einzelnen Käufer 
auf beſonderen Vormerkbogen zu verzeichnen, welche 


nach durchgeführtem Abverkaufe aller Schweine jedes 
einzelnen Transportes der Gemeindevorſtehung zu 
übergeben ſind. 

Dieſe Vormerkbogen find von dem mit der Ueber— 
wachung des Geſundheitszuſtandes der Schweine in der 
Handelsſtätte betrauten Thierarzte und gelegentlich 
auch vom Amtsthierarzte zu controlieren. 

8. Ferner iſt der Händler oder deſſen beauftragter 
Stellvertreter verpflichtet, über jeden unter ſeinen 
Schweinen vorkommenden Fall einer innerlichen Er— 
krankung, ſowie über jedes vorkommende Verenden 
von Schweinen dem Gemeindevorſteher ohne Verzug 
die Anzeige zu erſtatten. Der weitere Abverkauf von 
Schweinen im lebenden oder geſchlachteten Zuſtande 
iſt ſolange zu unterlaſſen, bis durch die ſofort anzu— 
ſprechende thierärztliche Unterſuchung die Seuchen- 
unbedenklichkeit des betreffenden Falles ſichergeſtellt iſt. 

Sobald hiebei auch nur der Verdacht des Beſtandes 
einer anſteckenden Krankheit ſich ergibt, hat der unter- 
ſuchende Thierarzt unverzüglich auf dem kürzeſten 
Wege die Anzeige bei der vorgeſetzten politiſchen Be⸗ 
hörde zu erſtatten und durch die Gemeindevorſtehung 
den weiteren Abverkauf von Schweinen, ſowie jeden 
Verkehr von fremden Perſonen in der Handelsſtätte 
einſtellen zu laſſen. 

9. Die in der Handelsſtätte jeweilig untergebrachten 
Schweine find von fünf zu fünf Tageu von dem 
ſeitens der politiſchen Bezirksbehörde hiezu beſonders 
beſtimmten Thierarzte auf Koſten des Beſitzers der 
Schweine unterſuchen zu laſſen. 

Der Befund über die jeweilig gepflogene Unter- 
ſuchung der lebenden, geſchlachteten oder verendeten 
Schweine iſt auf der Rückſeite des betreffenden Vieh⸗ 
paſſes zu vermerken. 

Ueber vorgefundene Anſtände iſt der zuſtändigen 
politiſchen Bezirksbehörde ſtets unverzüglich zu berichten. 

10. Nach durchgeführtem Abverkaufe aller Schweine 
jedes einzelnen Transportes obliegt dem Beſitzer die 
gründliche Reinigung der Handelsſtätte und deren 
Desinfection mit friſch zubereiteter Kalkmilch. 

Im Falle der Unterlaſſung oder Vernachläſſigung 
dieſer Reinigung und Desinfection hat die Gemeinde— 
vorſtehung dieſe Arbeiten auf Gefahr und Koſten des 
betreffenden Beſitzers durchführen zu laſſen. 

Vor der Durchführung dieſer Arbeiten darf ein 
neuer Transport von Schweinen nicht eingeſtellt werden. 

Die Ueberprüfung des Vollzuges der Reinigung 
und Desinfection der Handelsſtätte obliegt der Gemeinde- 
vorſtehung. 

11. Das Beziehen anderer Handelsſtätten mit 
unverkauft gebliebenen Schweinen iſt unterſagt. 

12. Die von der Eiſenbahn auf mit Pferden be- 
ſpannten Wagen nach entſprechend eingerichteten Markt⸗ 
plätzen gebrachten Schweine ſind dort in ſeparaten 
Ständen unterzubringen. 
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Bezüglich dieſer Schweine haben die in den Punkten 
5, 6, 7 und 8 dieſer Kundmachung enthaltenen Vor— 
ſchriften ſinngemäße Anwendung zu finden. 

13. Die zum Transporte von Handelsſchweinen 
verwendeten Wagen ſind nach jedesmaliger Benützung 
ſofort gründlichſt zu reinigen und zu desinficieren. 

14. Jene Beſtimmungen dieſer Kundmachung, welche 
ſich auf die Anordnung des Eiſenbahntransportes im 
Handelsverkehre mit Schweinen beziehen, haben dann 
keine Anwendung zu finden, wenn dieſer Handels— 
verkehr, vom Herkunfts⸗ oder Vermarktungsorte der 
Thiere ausgehend, ſich nur auf den betreffenden poli— 
tiſchen Bezirk und die an denſelben unmittelbar 
angrenzenden politiſchen Bezirſe erſtreckt. 


Bei dieſer Art des Handelsverkehres iſt auch von 
der Unterbringung der mittelſt Wagen auf Märkte 
gebrachten Schweine in ſeparaten Ständen abzuſehen. 

Im Uebrigen unterliegt jedoch auch dieſer Handels- 
verkehr mit Schweinen den in den Punkten 5, 6, 7 
und 8*) dieſer Kundmachung enthaltenen Vorſchriften. 


15. Der landwirthſchaftliche Verkehr mit Schweinen 
wird durch die Beſtimmungen dieſer Kundmachung 
nicht berührt. 


16. Der Handelsverkehr mit Schlachtſchweinen im 
Stadtgebiete Wien und Wr.⸗Neuſtadt unterliegt jenen 
Vorſchriften, welche bezüglich dieſes Verkehres in den 
beiden genannten Stadtgebieten in Geltung ſind. 

17. Rückſichtlich der aus den Ländern der unga- 
riſchen Krone ſtammenden Provenienzen ſind für den 
Handelsverkehr ſowohl mit Schlachtſchweinen als mit 
Zucht⸗ und Nutzſchweinen jene Beſchränkungen und 
Verbote maßgebend, welche ſich aus Artikel VII des 
erſten Capitels im erſten Theile der kaiſerlichen Ver— 
ordnung vom 21. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 176, und aus den mit Miniſterial⸗Verordnung 
vom 22. September 1899, R. G. Bl. Nr. 179, 
hiezu erlaſſenen Durchführungsbeſtimmungen ergeben, 
beziehungsweiſe auf Grund dieſer Vorſchriften vom 
k. k. Miniſterium des Innern oder hinſichtlich der 
Grenzbezirke von den diesfalls hiezu berufenen Be⸗ 
hörden verfügt werden. In Niederöſterreich unterliegen 
im Rahmen der oben eitierten Vorſchriften die aus 
den Ländern der ungariſchen Krone ſtammenden Pro— 
venienzen rückſichtlich des Handelsverkehres denſelben 
Beſchränkungen wie die einheimiſchen Viehbeſtände. 

18. Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Die vorſtehenden Anordnungen treten mit dem 
Tage ihrer Kundmachung in Kraft. 

Gleichzeitig werden die mit der hierortigen Kund— 
machung vom 18. December 1899, Z. 113044, ge⸗ 
troffenen Verfügungen außer Wirkſamkeit geſetzt. 
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Kundmachung der gtatthalterei in Brünn 
vom 6. April 1902, 3. 15.383, 
betreffend 
Beſchräutungen im Handels verkehr mit Schweinen. 

17 
Im Texte gleichlautend mit voranſtehender 
Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 3. April 
1902, Z. 32.107, bis incluſive Punkt 15 und dann 


von Beginn des Punktes 17 bis Schluß dieſer Kund— 
machung. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 11. April 1902, 3. 65.105, 
betreffend N 
Beſchränkungen im Handelsverkehr mit Schweinen. 
Im Texte gleichlautend mit obiger Kundmachung 
der Statthalterei in Wien vom 3. April 1902, 
3. 32.107, bis ineluſive Punkt 15 und dann von 


Beginn des Punktes 17 bis Schluß dieſer Kund⸗ 
machung. 


Aus der k. f. Hof- und Staatsdruckerei. 


* “ 


Jahrgang 1902. 


e RE n 
al 


161 


Beiblatt zu dem erurdunngsllatt 


des 


G. G. Minifteriums des Innern. 


Angelegenheiten der staatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 14. Wien, 30. April 1902. 


Anhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
26. April 1902, Z. 16842, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 
des Miniſteriums des Innern vom 30. April 1902, Z. 17403, enthaltend veterinär⸗polizeiliche Verfügungen 
in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 24. April 1902, Z. 16835, enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen, betreffend die Einfuhr von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 
16. April 1902, 3. 16978, betreffend Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus Steiermark nach 
Mähren. — Kundmachung der Landesregierung in Troppau vom 20. April 1902, Z. 9348, betreffend den 
Handelsverkehr mit Rindern und Schafen. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 18. April 1902, 
3. 78264, betreffend die Einſtellung der Grenzeontrole für die Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus dem 
politiſchen Bezirke Klattau nach Bayern. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 21. April 1902, 
3. 79661, mit welcher die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus Schleſien nach Böhmen aufge— 
hoben werden. — Verſchiedene Mittheilungen: Miniſterial⸗-Veterinäreommiſſion. — Beſchränkung des 
Viehverkehrs aus Dalmatien nach dem Oceupationsgebiete. — Maßnahmen gegen die Einſchleppung der 
Geflügelcholera in Baden. — Verluſte durch Maul- und Klauenſeuche in Eljaß-Lothringen. — Veterinär- 
maßnahmen und Veterinärpflege in Bulgarien. — Maul- und Klauenſeuche in England. — Behobene 
Anthraxſeuche der Schafe in der Türkei. — Rinderpeſt in China. — Perſonalnachrichten. — Ausweis 
über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Bundmachung des Miniſteriums des Miniſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen 


{ \ aus den Stuhlgerichtsbezirken Nagy-Marton, Sopron 
Innern vom 26. April 1902, 3. 16842, (Comitat Sopron), ſowie aus der Municipalftadt 
Sopron in Ungarn nach den im Reichsrathe ver— 


* BT 4 tretenen Königreichen und Ländern. 
veterinär- eiliche fügt n Bet \ / 
einen e der Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 


Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 5 - Ä 
FE 5 der Schweinepeſt von den k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
* „ * 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. ſchaften Göding, Ungariſch⸗Brod und Walachiſch⸗ 
Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweine- Meſeritſch erlaſſenen Verfügungen die Einfuhr von 
peſt nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Schweinen aus den Grenzſtuhlgerichtsbezirken Szenicz 


enthaltend 
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(Comitat Nyitra), Puch (Comitat Trencſen) in 
Ungarn nach dem diesſeitigen Gebiete verboten. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 23. April 1902, Z. 16082, zur allge⸗ 
meinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 30. April 1902, 3. 17403, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den 

im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Latorcza (Comitat Bereg), 
Brad, Hätszeg einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde Körösbänya, Puj (Comitat Hunyad), Radnöt 
(Comitat Kis-Küküllö), Alſb-Maros (Comitat Maros⸗ 
Torda), Maros-Ludas (Comitat Torda-Aranyos), 
ſowie aus der Municipalſtadt Maros⸗Väſarhely in 
Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Ozd, 
Szendrö, Szent-Peter (Comitat Borſod), Sziget ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Märamaros-Sziget, 
Taraczviz, Tecsd (Comitat Märamaros), Bia, 
Räczkeve (Comitat Peſt-Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Nagy 
Somkut, Szinyer-Baralja (Comitat Szatmaͤr), Szilagy- 
Cseh (Comitat Szilägy) in Ungarn gerichtete Verbot 
hiemit aufgehoben. 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein- 
kommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach Erlöſchen 
der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Schweinen aus den durch Schweinepeſt verſeucht 
geweſenen Gemeinden Sajb-Varkony (Stuhlgerichts— 
bezirk Ozd), Tököl (Stuhlgerichtsbezirk Räczkeve), 
Vadafalva (Stuhlgerichtsbezirk Szilaͤgy-Cseh) in 
Ungarn, ſowie deren Nachbargemeinden wird durch 
die Aufhebung des gegen die genannten Bezirke 
beſtandenen Verbotes nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 23. und 26. April 1902, 
33. 16082 und 16842, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 24. April 1902, 3. 16835, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen, betreffend die 

Einfuhr von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche 

nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. 


Auf Grund des Artikels 5 des Viehſeuchenüber— 
einkommens mit dem Deutſchen Reiche vom 6. De- 
cember 1891 und des Punktes 5 des zugehörigen 
Schluſsprotokolles, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892, 
findet das Miniſterium des Innern die Einfuhr von 
Rindvieh in die im Reichsrathe vertretenen König— 
reiche und Länder aus nachſtehenden von der Lungen⸗ 
ſeuche betroffenen Sperrgebieten des Deutſchen Reiches 
bis auf weiteres unbedingt zu verbieten, und zwar 
aus dem Regierungsbezirke Magdeburg des König⸗ 
reiches Preußen. 


Dieſes Verbot tritt an die Stelle des mit 
der Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
24. September 1901, 8. 37024, verfügten Ver⸗ 
botes. 


Mit der Verlautbarung dieſer Verfügung und 
der Durchführung der zu ihrer wirkſamen Hand⸗ 
habung erforderlichen Veranlaſſungen wolle ſofort 
vorgegangen werden. 


Kundmachung der gtatthalterei in Brünn 
vom 16. April 1902, 3. 16978, 


betreffend 


Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus 
Steiermark nach Mähren. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
findet die k. k. Statthalterei die Einfuhr von Schweinen 
aus den politiſchen Bezirken Pettau, Luttenberg und 
Marburg in Steiermark nach Mähren bis auf weiteres 
gänzlich zu unterſagen. 


Hievon geſchieht mit dem Beifügen die allge— 
meine Verlautbarung, dass Übertretungen dieſer am 
Tage der Verlautbarung in Wirkſamkeit tretenden 
Kundmachung nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, werden 
geahndet werden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Troppau vom 20. April 1902, 3. 9348, 


betreffend 


den Handelsverkehr mit Rindern und Schafen. 


Zur thunlichſten Hintanhaltung der Verbreitung 
anſteckender Thierkrankheiten durch den gewerbs— 
mäßigen Handelsverkehr mit Rindern und Schafen 
findet die k. k. Landesregierung auf Grund des S. 3 
des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, bis auf Weiteres Nach— 
ſtehendes anzuordnen: 


1. Der Hauſirhandel mit Rindern und Schafen, 
das iſt der Handel mit dieſen Thieren im Umherziehen 
von Ort zu Ort und von Haus zu Haus iſt verboten. 


2. Zum Transporte von Rindern und Schafen 
im Handelsverkehre dürfen nur die Eiſenbahnen ver— 
wendet werden. Hiebei ſind die für den öffentlichen 
Viehverkehr beſtehenden allgemeinen geſetzlichen und 
adminiſtrativen Vorſchriften zu beobachten. 


3. Das Treiben von Rindern und Schafen im 
Handelsverkehre iſt nur inſoweit geſtattet, als es zur 
Erreichung der dem Provenienzorte der Thiere nächſt 
gelegenen Viehverladeſtation, beziehungsweiſe nach 
Beendigung des Eiſenbahntransportes zur Erreichung 
des Beſtimmungsortes auf dem kürzeſten Wege noth— 
wendig erſcheint. 


4. Auf den Viehmärkten iſt das Handelsvieh 
abgeſondert von den übrigen auf den Markt gebrachten 
Thieren aufzuſtellen. 


5. Die für Handelsvieh beſtimmten Stallungen 
ſind nach jedesmaliger Benützung gründlich zu reinigen 
und mit friſch bereiteter Kalkmilch zu desinficiren. 


6. Über das Einlangen eines Viehtransportes im 
Beſtimmungsorte hat der Händler oder deſſen Stell- 
vertreter ohne Verzug beim Gemeindeamte die Mel- 
dung zu erſtatten. 


Der Gemeindevorſtehung obliegt die Controle 
ſowohl hinſichtlich der Richtigkeit der Daten der Vieh- 
päſſe, als auch bezüglich des Geſundheitszuſtandes der 
Thiere und hat dieſelbe auch darüber ſtrenge zu wachen, 
daſs ein Abverkauf nur dann ſtattfinde, wenn ſämmt⸗ 
liche Thiere des Transportes vollkommen geſund und 
unbedenklich erſcheinen. 


7. Die zum Handel beſtimmten Thiere ſind von 
fünf zu fünf Tagen von einem Thierarzte auf Koſten 
des Viehbeſitzers unterſuchen zu laſſen. Der Unter— 
ſuchungsbefund iſt auf der Rückſeite des Viehpaſſes zu 
vermerken. 
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8. Über jeden unter Handelsthieren vorkommen⸗ 
den Fall einer verdächtigen oder überhaupt einer 
innerlichen Erkrankung ſowie über wahrgenommene 
Anſtände iſt der politiſchen Bezirksbehörde unver— 
züglich die Anzeige zu erſtatten. In ſolchen Fällen hat 
der weitere Abverkauf von Thieren bis zur Entſchei— 
dung dieſer Behörde zu unterbleiben. 


9. Übertretungen dieſer Vorſchriften werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 

10. Durch die Beſtimmungen dieſer Kund— 
machung, welche mit 15. Mai 1902 in Wirkſamkeit 
tritt, wird der landwirtſchaftliche Verkehr mit Rindern 
und Schafen nicht berührt. 


Kundmachung der Itatthalterei in Prag 
vom 18. April 1902, 3. 78264, 


betreffend 


die Einſtellung der Grenzeontrole für die Einfuhr 
von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem politiſchen Bezirke 
Klattau nach Bayern. 


Laut Zuſchrift der königl. Regierung von Nieder- 
bayern, Kammer des Innern in Landshut vom 
15. d. M., Z. 11026, wurde wegen Ausbruches der 
Maul⸗ und Klauenſeuche im politiſchen Bezirke 
Klattau die Grenzeontrole für die Einfuhr von Nutz— 
und Zuchtvieh aus dieſem Bezirke bis auf Weiteres 
eingeſtellt. 5 


Was hiemit verlautbart wird. 


Kundmachung der gtatthalterei in Drag 
vom 21. April 1902, 3. 79661, 


mit welcher 


die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus 
Schleſien nach Böhmen aufgehoben werden. 


Im Hinblicke auf die ſeit längerer Zeit beſtehende 
Seuchenfreiheit der Bezirke Bielitz, Freiſtadt und 
Teſchen findet die Statthalterei unter Aufhebung ihrer 
Kundmachung vom 20. November 1901, Z. 226497, 
die freie Einfuhr von Schweinen aus dieſen Bezirken 
nach Böhmen gegen Beobachtung der hierortigen 
Kundmachung vom 11. April l. J., Z. 65105, 
wieder zu geſtatten. 
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Verſchiedene Wittheilungen. 


(Miniſterial-Veterinärcommiſſion.) In 
der am 23. April 1902 im Miniſterium des Innern 
abgehaltenen Sitzung der Miniſterial-Veterinär⸗ 
commiſſion machte der Vorſitzende Sectionschef Graf 
Auersperg Mittheilungen von einer Anzahl reſſort— 
mäßig eingelaufener Berichtsgegenſtände und Anfragen. 
Darunter über die der Commiſſion zur Kenntnis 
gebrachten Landtagsbeſchlüſſe, betreffend die Gewäh— 
rung ſtaatlicher Entſchädigungen für Viehverluſte durch 
Rauſchbrand, Milzbrand und Rothlauf der Schweine, 
welche bei den in Ausſicht genommenen Berathungen 
zum Zwecke der Abänderung des allgemeinen Thier- 
ſeuchengeſetzes die gebotene ſachliche Prüfung und, 
Erwägung finden werden. Ferner bezüglich des 
Handelsverkehrs mit Schweinen innerhalb der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. Die 
betreffenden bisherigen Beſtimmungen wurden, in 
Rückſicht auf die in der Praxis gewonnenen Erfah— 
rungen, einer Abänderung unterzogen und iſt beab— 
ſichtigt, wenn die derzeit in Niederöſterreich, Böhmen 
und Mähren zur Durchführung gebrachten neuen 
Maßnahmen ſich bewähren, gleiche Verfügungen auch 
für die anderen Länder anzuordnen. Weiters gab der 
Vorſitzende bekannt, daſs von Seiten der ägyptiſchen 
Regierung Maßnahmen gegen die Einſchleppung der 
Rinderpeſt aus der Türkei angekündigt worden ſind. 

Hierauf referirte Miniſterialrath Sperk über 
die Ergebniſſe der Schweinepeſttilgung und den Thier— 
ſeuchenſtand in Sſterreich. Der Referent bezog ſich 
hinſichtlich der Schweinepeſttilgung des Näheren auf 
die im „Beiblatte“ Nr. 10 ex 1902 ) enthaltenen 
Daten über den Stand am 31. December 1901. 
Was die Ausbreitung der Thierſeuchen betrifft, ſo 
könne der Seuchenſtand als ein im allgemeinen äußerſt 
günſtiger in Sſterreich bezeichnet werden. Nur die 
Schweinepeſt zeige ſtärkere Verbreitung, doch ſind 
auch die bezüglichen Verhältniſſe im Vergleiche zu 
anderen Staaten keine außerordentlichen. Maul- und 
Klauenſeuche ſei nach den letzten Nachweiſungen nur 
mehr in Böhmen vorhanden, und zwar erſcheinen 
bloß an Sachſen und Bayern grenzende Ortſchaften 
verſeucht. 

Nach Kenntnisnahme der obigen Mittheilungen 
ging die Veterinärcommiſſion in die Verhandlung 
über mehrere Fragen des internationalen Verkehrs 
mit Vieh, Fleiſch und thieriſchen Producten, unter 
anderen auch über den Vieh- und Fleiſchverkehr mit 
dem Deutſchen Reiche ein. Die Berathung gab 
Gelegenheit zu einem Meinungsaustauſche der ein— 
zelnen Reſſortvertreter und diente informativen Zwecken 
für die weitere Behandlung dieſer Angelegenheiten. 
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(Beſchränkung des Viehverkehres aus 
Dalmatien nach dem Occupationsgebiete.) 
Die Landesregierung für Bosnien und die Herce— 
govina hat mit Verfügung vom 16. April 1902, 
3. 59825/l, aus Anlaſs des Umſtandes, dajs die 
in den dalmatiniſchen Bezirken Imotski und Spalato 
beſtehende Schweinepeſt auf die dalmatiniſchen Bezirke 
Makarska, Curzola und Sinj übergegriffen hat, 
behufs Vermeidung von Einſchleppungen dieſer Seuche 
in das dortige Verwaltungsgebiet, das unter dem 
11. März 1902, 3. 39532 *) erlaſſene Verbot der 
Schweineeinfuhr auf die letztgenannten politiſchen 
Bezirke Makarska, Curzola und Sinj in Dalmatien 
ausgedehnt. 


(Maßnahmen gegen die Einſchleppung 
der Geflügelcholera in Baden.) Einem Berichte 
des k. und k. Conſulates in Karlsruhe iſt zu entnehmen, 
daſs das großherzogliche Miniſterium des Innern die 
badiſchen Bezirksämter ermächtigt hat, anzuordnen, 
daſs alle mit Miniſterialerlaſßs vom 30. Mai 1901 
zur Bekämpfung der Geflügelcholera getroffenen 
Maßnahmen auf alles aus dem Auslande eingeführte 
Geflügel auch dann Anwendung zu finden haben, 
wenn das Geflügel auf anderem Wege als auf der 
Eiſenbahn eingebracht wird. In dieſem Falle iſt der 
Einführende verpflichtet, ſpäteſtens unmittelbar nach 
Ankunft des Geflügels am Beſtimmungsorte der 
Ortspolizeibehörde zur Veranlaſſung der Unterſuchung 
durch den Bezirksthierarzt die Anzeige zu erſtatten 
und die Thiere bis nach vorgenommener Unterſuchung 
in den Behältniſſen, in denen ſie transportirt worden 
ſind, zu belaſſen. Zur wirkſamen Durchführung 
beſagter Verfügung hat das Miniſterium überdies 
den Bezirksthierärzten geſtattet, daſs die Veröffent⸗ 
lichung der Fälle feſtgeſtellter Verſchleppung der 
Geflügelcholera durch Händler unter Namensnennung 
und gleichzeitiger Warnung vor dem Bezug von aus⸗ 
ländiſchem Geflügel erfolgen darf. 


(Verluſte durch Maul- und Klauenſeuche 
in Elſaß-Lothringen.) Nach den amtlichen Mit⸗ 
theilungen über Veterinärpolizei und Thierzucht in 
Elſaß-Lothringen find daſelbſt in den letzten fünf 
Jahren an Maul- und Klauenſeuche gefallen: 
1319 Stück Großvieh & 250 Mark = 329.750 
Mark, 1666 Stück Kleinvieh à 40 Mark D 66.640 
Mark, 936 Schweine aA 40 Mark = 37.440 Mark 
und nothgeſchlachtet wurden 395 Stück Großvieh 
A 150 Mark S 59.250 Mark, 108 Stück Kleinvieh 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 10 ex 1902, S. 117. 


a 20 Mark —= 2.160 Mark, 129 Schweine 
à 20 Mark = 2,580 Mark; Summe des Verluſtes 
an gefallenen und nothgeſchlachteten Thieren: 497.820 
Mark, jährlicher Durchſchnitt alſo 99.566 Mark. Der 
große Verluſt an Milchentgang, Verwerfen der Kälber, 
Abmagerung, Preisverluſte durch Verkehrsſtockung, iſt 
hiebei nicht mitgerechnet. 


(Veterinärmaßnahmen und Veterinär— 
pflege in Bulgarien.) Einem Berichte des k. und k. 
Generalconſulates in Sofia iſt die Mittheilung zu 
entnehmen, daſs die bulgarische Regierung die 
Kataſtrirung des geſammten, längs der türkiſchen 
Grenze befindlichen Viehes plant, zum Schutze der 
bulgariſchen Viehbeſtände vor der Einſchleppung von 
Thierſeuchen und Krankheiten aus der Türkei und 
deren Verheimlichung. Ferner wird mitgetheilt, dafs 
die Sobranje einen Betrag von 14.000 Francs zum 
Zwecke der Errichtung eines bakteriologiſchen Veterinär- 
inſtitutes bewilligt hat und das Handels- und Ader- 
bauminiſterium zu dieſem Behufe ein Gebäude zur 
Verfügung geſtellt haben. 


(Maul⸗ und Klauenſeuche in England.) 


Einem Conſularberichte vom März d. J. iſt zu ent⸗ 


nehmen, dass, nachdem England während der Dauer 
eines Jahres faſt, frei von Maul- und Klauenſeuche 
geweſen — der letzte Fall hatte ſich am 13. April 


a 
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1901 ereignet — wieder ein Seuchenfall conſtatirt 
worden iſt. Die Seuche wurde in den letzten März- 
tagen in einem Orte unfern von Margate (Kent), alſo 
wie bei früheren Ausbrüchen in der Nähe der Küſte 
feſtgeſtellt. Aus dieſem Umſtande ſchließt man, daſs 
dieſelbe, wie bei früheren Gelegenheiten, aus dem 
Auslande eingeſchleppt worden iſt. 


(Behobene Anthraxſeuche der Schafe in 
der Türkei.) Laut Mittheilung unſeres k. und k. 
Miniſteriums des Äußern hat die königl. griechiſche 
Regierung das ſeinerzeit“) mit Rückſicht auf die 
Verbreitung der Anthraxſeuche unter den Schafen des 
Kreiſes Aenos erlaſſene Verbot der Einfuhr von 
Schafen aus Aenos in der Türkei nach Griechenland 
unter dem 19. Februar (4. März) 1902 wieder auf⸗ 
gehoben. 


(Rinderpeſt in China.) Laut Nachricht des 
k. und k. Generalconſulates in Shangai vom 25. Fe⸗ 
bruar d. J. ſind in Hankow zwei Fälle von Rinder— 
peſt amtlich conſtatirt worden, aus welchem Grunde 
von dieſem Generalconſulate keinerlei Certificate für 
die Einfuhr von Rinderhäuten jener Provenienz nach 
Oſterreich- Ungarn bis auf Weiteres ausgeſtellt 
werden. 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 34 ex 1901, S. 403. 


Verſonalnachrichten. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den Bezirks⸗Oberthierarzt Karl Hanka in 


Znaim zur Dienſtleiſtung in das Veterinärdepartement des 
Miniſteriums des Innern einberufen. 
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Ausweis 


über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 30. April 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Tandes⸗ 
behörden ſeit Abſchluſs der lehten Wochenperiode zur Anzeige gelangt find. 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 3368 Schweine, davon krank 1219 Stücke. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Vteiblatt zu dem Uerurduungsllatte 


des 


RR. R. Min iſter iu ms des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Niniſterium des Innern. 


Nr. 15. Wien, 15. Mai 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 


2. Mai 1902, 3. 17430, enthaltend eine veterinär-polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 7. Mai 1902, Z. 18577, enthaltend veterinär- 
polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 7. Mai 1902, Z. 18604, enthaltend eine veterinär-polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 13. Mai 1902, Z. 19415, 
enthaltend veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung der Landesregierung in Klagenfurt 
vom 13. April 1902, Z. 5675, betreffend eine Ergänzung der Beſtimmungen rückſichtlich der Beſchränkung 
der Einfuhr von lebenden Schweinen aus Galizien nach Kärnten. — Kundmachung der Statthalterei in 
Trieſt vom 25. April 1902, Z. 10130, betreffend die Aufhebung der wegen Schweinepeſt verfügten Sperre 
des Bezirkes Capodiſtria. — Kundmachungen der Statthalterei in Wien, betreffend Beſchränkungen im Vieh— 
verkehre vom Centralviehmarkte in St. Marx in Wien. — Kundmachung der Statthalterei in Linz vom 
4. Mai 1902, 3. 9708, X, betreffend das Verbot der Einfuhr von Klauenthieren vom Centralviehmarkte in 
St. Marx in Wien nach Oberöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 5. Mai 1902, 
3. 93205, betreffend Beſchränkungen bei der Einfuhr von Rindern und Schafen vom Central-Schlachtvieh— 
markte St. Marx in Wien nach Böhmen. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 7. Mai 1902, 
Z. 22622, betreffend das Einfuhrverbot für Klauenthiere vom Centralviehmarkte zu St. Marx in Wien nach 
Mähren. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 10. Mai 1902, Z. 47290, betreffend das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus mehreren Bezirken Steiermarks nach Niederöſterreich. — Kund— 
machung der Statthalterei in Wien vom 10. Mai 1902, Z. 46834, betreffend das Verbot der Einfuhr von 
Schweinen aus Krain nach Niederöſterreich. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
5. Mai 1902, Z. 18083, betreffend die Geſtattung der Einfuhr von Schlachtvieh (Rindern) nach dem 
öffentlichen Schlachthauſe in Solingen in Preußen. — Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 5. Mai 1902, 
3. 17733, betreffend die Ausfuhr geſchlachteter Schweine nach Bayern. — Verſchiedene Mittheilungen: 
Sperrverfügungen, betreffend den Viehverkehr vom Wiener Viehmarkte. — Die Koſten der Schweinepeſt— 
tilgung. — Verſetzung. — Nene Viehladeſtation im Occupationsgebiete. — Zur Bekämpfung der Rinder— 
tuberculoſe. — Schweizeriſches Verbot der Einfuhr von gefrorenem Fleiſche. — Schweizeriſcher Viehverkehr 
mit Italien. — Viehverſicherung in der Schweiz. — Viehſeuchenausbreitung in den Niederlanden. — 
Viehzucht, Fleifcherport und Veterinärweſen der engliſchen Colonie Victoria. — Erloſchene Rinderpeſt in 
China. — Viehmärkte⸗Kalendarium für den Monat Juni 1902. — Ausweis über den Stand der anſteckenden 
Thierkrankheiten. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 2. Mai 1902, 3. 17430, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Das Miniſterium des Innern ſetzt das gegen die 
Einfuhr von Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken 
Alſb⸗Tarcza, Felſö-Tarcza einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kis-Szeben, Siroka einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Eperjes, Szekesö einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Bärtfa, Tapoly (Comitat Säros) in Ungarn 
und aus dem Bezirke Nova-Gradiska (Comitat 
Pozega) in Croatien-Slavonien gerichtete Verbot 
hiemit außer Wirkſamkeit. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 23., 26. und 30. April 1902, 
33. 16082, 16842 und 17403, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 7. Mai 1902, 3. 18577, 


enthaltend 


veterinar-polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Maros-Ujvar, Nagy-Enyed, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Alſö— 
Feher), Borosjenö, Ternova, Vilägos (Comitat Arad), 
Kula (Comitat Bäcs-Bodrog), Naszöd (Comitat Besz⸗ 
tercze-Naszöd), Torda (Comitat Bihar), Hadju⸗Szo⸗ 
boszlö, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Hadjn), Almas, Banffy-Hunyad (Comitat 
Kolozs), Kraszna, Zilah, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Szilagy), Betlen 
(Comitat Szolnok-Doboka), Felvinez (Comitat Torda⸗ 
Aranyos), in Ungarn, ſowie aus den Bezirken Pozega, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Co— 


mitat Pozega), Nasice (Comitat Virovitica) in Croa⸗ 
tien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 

\ Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Felſö-Pulya 
(Comitat Sopron), Késmärk, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Késmärk, Leibiez und Szepes-Bela (Comitat 
Szepes), Csäki⸗Gorbö, Nagy-Ilonda (Comitat Szolnok⸗ 
Doboka), Fehertemplom, einschließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Verſecz (Comitat Temes), 
ſowie aus der Municipalſtadt Verſecz in Ungarn und 
aus dem Bezirke Ivanee (Comitat Varazdin) in 
Croatien-Slavonien gerichtete Verbot hiemit auf 
gehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein- 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach dem Erlöſchen 
der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Schweinen aus den durch Schweinepeſt verſeucht 
geweſenen Gemeinden Ködmönös (Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy-Ilonda), Karolyfalva (Stuhlgerichtsbezirk 
Fehertemplom) und aus den durch Stäbchenrothlauf 
verſeucht geweſenen Gemeinden Dörfel (Stuhlgericht3- 
bezirk Felſö⸗Pulya), Szepes-Bela (Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Kesmark), ſowie deren Nachbargemeinden wird 
durch die Aufhebung der gegen die genannten Bezirke 
beſtandenen Verbote nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 23., 26. und 30. April, ſowie 
2. Mai 1902, 33. 16082, 16842, 17.403 und 
17430 zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


— 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 7. Mai 1902, 3. 18604, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Maul- und 
Klauenſeuche nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 
das Miniſterium des Innern die Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) 
aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat 


Temes), ſowie aus der Municipalſtadt Temesvar in 
Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhauge zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 23., 26. und 30. April, 2. und 
7. Mai 1902, 38. 16082, 16842, 17403, 17430 
und 18577 zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Uliniſteriums des 
Innern vom 13. Mai 1902, 3. 19415, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- 
ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Apatin, Hödſäg, Nemet- 
Palänka (Comitat Bäcs-Bodrog), Elesd (Comitat 
Bihar), Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Reſicza, Temes (Comitat Krafjo- 
Szöreny), Kalocſa, Monor (Comitat Peſt-Pilis⸗Solt⸗ 
Kiskun), Cſepreg, Felſö-Pulya (Comitat Sopron), 
Központ (Comitat Tolna), Felſö-Eör, Köszeg, ein⸗ 
schließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nemet- 
ljvar (Comitat Vas) in Ungarn nach den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Sanokerlaſſenen Verfügung die Einfuhr von Schweinen 
aus dem Grenz⸗StuhlgerichtsbezirkeHomonna (Comitat 
Zemplen) in Ungarn nach dem diesſeitigen Gebiete 
verboten. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 23., 26. und 30. April, 2. und 
7. Mai 1902, 33. 16082, 16842, 17403, 17430, 
18577 und 18604 zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Klagenfurt vom 13. April 1902, 3.5675, 
betreffend 


eine Ergänzung der Beſtimmungen rückſichtlich der 
Beſchränkung der Einfuhr von lebenden Schweinen 
aus Galizien nach Kärnten. 


Da mit hierämtlicher Kundmachung vom 4. März 
1902, 8. 3478, die über einen Theil des politiſchen 
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Bezirkes Völkermarkt verhängten Beſchränkungen im 
Verkehre mit Schweinen aufgehoben worden ſind, wird 
in Ergänzung der. Beſtimmungen des Punktes 2, 
Abſchnitt b, der hierämtlichen Kundmachung vom 
11. December 1901, 8. 21203, betreffend Be- 
ſchränkungen der Einfuhr von lebenden Schweinen 
aus Galizien nach Kärnten, die Einfuhr von zur 
ſofortigen Schlachtung beſtimmten Schweinen aus 
ſeuchenfreien Gemeinden Galiziens unter den in der 
letzteren Kundmachung aufgeſtellten Bedingungen auch 
in den Ort Völkermarkt, woſelbſt die Beſchau von 
einem k. k. Bezirksoberthierarzte vorgenommen wird, 
geſtattet. | 

Die genannte hierämtliche Kundmachung vom 
11. December 1901, Z. 11203, bleibt im übrigen bis 
auf weiteres noch vollinhaltlich in Kraft. 


Kundmachung der Statthalterei in Trieft 
vom 25. April 1902, 3. 10130, 
betreffend 


die Aufhebung der wegen Schweinepeſt verfügten 
Sperre des Bezirkes Capodiſtria. 


Nachdem die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Capodiſtria erloſchen iſt, findet die k. k. Statthalterei 
das mit der Kundmachung vom 1. Februar 1902, 
Z. 3018, für den Bezirk Capodiſtria angeordnete 
Verbot der Ein- und Ausfuhr von lebenden Schweinen, 
ſowie der Abhaltung von Schweinemärkten außer 
Kraft zu ſetzen. 


Kundmachungen der Statthalterei in 
Wien, 
betreffend 


Beſchränkungen im Viehverkehre vom Centralvieh⸗ 
markte in St. Marx in Wien. 


Kundmachung vom 3. Mai 1902, Z. 45817. 

Anläſslich des Auftretens der Maul- und Klauen— 
ſeuche bei Rindern in mehreren Schlachthäuſern in 
Wien findet die Statthalterei behufs Verhinderung 
der weiteren Verbreitung dieſer Seuche vorläufig Fol— 
gendes anzuordnen: 

1. Der Abtrieb von Schlachtrindern und 
Schafen, ſowie die Abfuhr dieſer Thiere auf beſpannten 
Wägen vom Centralviehmarkte in St. Marx aus dem 
Stadtgebiete Wien iſt bis auf Weiteres unterſagt. 
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2. Die Abfuhr obbezeichneter Thiere mittels 
Eiſenbahn iſt jedoch unter der Bedingung geſtattet, 
daſs die Thiere in St. Marx verladen, nach der dem 
Beſtimmungsorte zunächſt gelegenen Bahnſtation 
transportirt, unter thierärztlicher Beſchau bei unbedenk— 
lichem Befunde ausgeladen, direct an den Beſtim— 
mungsort gebracht und dort innerhalb 24 Stunden 
nach dem Einlangen geſchlachtet werden, wobei ſie 
gleichfalls der thierärztlichen Beſchau unterzogen 
werden müſſen. 

3. Von dem Abgange ſolcher Sendungen hat die 
Marktbehörde von St. Marx die Behörde des Be— 
ſtimmungsortes jo in Kenntnis zu ſetzen, dafſs letztere 
in der Lage iſt, die entſprechenden Verfügungen recht— 
zeitig treffen zu können. 

4. Die einzelnen Approviſionirungsgeſchäfts— 
leuten ertheilte Bewilligung zur Abfuhr lebender 
Schweine vom Borſtenviehmarkte in St. Marx aus 
dem Stadtgebiete Wien werden hiemit bis auf 
Weiteres zurückgezogen. 

5. Die an einem Markttage unverkauft ge- 
bliebenen Schlachtrinder ſind nach Beendigung des 
Marktes iſolirt aufzuſtellen und, im Falle ſie am 
nächſten Markttage nicht verkauft werden ſollten, in 
das Schlachthaus zu St. Marx zu überſtellen, woſelbſt 
ſie binnen 3 Tagen geſchlachtet werden müſſen. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Kraft. Über— 
tretungen derſelben werden nach dem Geſetze vom 
24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Kundmachung vom 7. Mai 1902, 3. 47063. 


Anläſslich der Feſtſtellung der Maul- und 
Klauenſeuche in mehreren Wiener Schlachthäuſern 
findet die Statthalterei nebſt den bereits an Ort und 
Stelle zur Tilgung und Verhinderung der Ausbreitung 
der Seuche getroffenen Maßnahmen unter Behebung 
der hierortigen Kundmachung vom 3. Mai 1902, 
Z. 45817, bis auf Weiteres Folgendes anzuordnen: 

1. Der Abtrieb von Rindern und Schafen, ſowie 
die Abfuhr dieſer Thiere auf beſpannten Wägen vom 
Centralviehmarkte in St. Marx aus dem Stadtgebiete 
Wien, ferner der Abtrieb von Schafen von dieſem 
Markte überhaupt und ſpeciell auch der Weidetrieb 
der vom Markte ſtammenden Schafe innerhalb des 
Stadtgebietes Wien, iſt verboten. 

2. Die Abfuhr obbezeichneter Thiere mittels 
Eiſenbahn iſt jedoch unter der Bedingung geſtattet, 
daſs die Thiere in St. Marx verladen, nach der dem 
Beſtimmungsorte zunächſt gelegenen Bahnſtation 
transportirt, unter thierärztlicher Beſchau bei unbe- 
denklichem Befunde ausgeladen, direct an den im 
Viehpaſſe angeführten Beſtimmungsort gebracht, in 
die Schlachtſtätte geſtellt und dort ohne Wechſel des 
Standortes innerhalb 48 Stunden nach dem Ein— 
langen geſchlachtet werden, wobei ſie gleichfalls der 
thierärztlichen Beſchau unterzogen werden müſſen. 


3. Von dem Abgange ſolcher Sendungen hat die 
Marktbehörde in St. Marx die Gemeindevorſtehung 
des Beſtimmungsortes und die politiſche Bezirks— 
behörde, und zwar derart in Kenntnis zu ſetzen, daſss 
erſtere in der Lage iſt, hinſichtlich der Einhaltung der 
gegebenen Vorſchriften die entſprechenden Verfügungen 
treffen zu können, letztere aber die entſprechende Über⸗ 
wachung ausüben kann. 


4. Die am Centralviehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage angekauften Rinder und Schafe 
müſſen längſtens innerhalb 48 Stunden nach Beendi⸗ 
gung des Marktes, vom Centralviehmarkte entfernt 
werden. 


5. Die vom Centralviehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage unverkauft gebliebenen Rinder und 
Schafe ſind längſtens innerhalb 48 Stunden nach Be⸗ 
endigung des Marktes auf die Contumazabtheilung zu 
bringen und dortſelbſt am nächſtfolgenden Samstag 
zu vermarkten. 8 

Am Contumazmarkte verkaufte und unverkaufte 
Thiere find noch am ſelben Tage von dort zu ent- 
fernen. 

Die verkauften Thiere müſſen entweder in die 
Schlachthäuſer in Hernals, Gumpendorf oder Meidling 
mittels Wagen abgeführt oder in das Schlachthaus in 
St. Marx abgetrieben werden, während die under- 
kauften Thiere behufs deren ehebaldigen Schlachtung 
in das Schlachthaus in St. Marx abzugeben find. 


6. Das beſtehende Verbot des Wegbringens von 
Schweinen im lebenden Zuſtande aus dem Stadt- 
gebiete Wien verbleibt ausnahmslos in Kraft. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 

Übertretungen derſelben werden nach dem Ge— 
ſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Kundmachung von 10. Mai 1902, 3. 47864. 


Im Nachhange zur hieramtlichen Kundmachung 
vom 7. Mai 1902, 3. 47063, wird hinſichtlich der 
Ausfuhr von Rindern und Schafen vom Gentral- 
viehmarkte in St. Marx in Wien nach Böhmen, 


Mähren und Oberöſterreich auf die bezüglichen 


Kundmachungen der Statthalterei in Prag vom 
5. Mai 1902, Z. 93205, in Brünn vom 7. Mai 
1902, 3. 22622, und Linz vom 4. Mai 1902, 
3. 9708, verwieſen. 

Die Abfuhr der obbezeichneten Thiere nach den 
übrigen Verwaltungsgebieten eventuell nach Ungarn 
iſt nur inſoweit ſtatthaft, als von den betreffenden 
Landesbehörden, beziehungsweiſe vom königlichen 
ungariſchen Ackerbauminiſterium beſondere Bewilli— 
gungen hiezu ertheilt werden ſollten. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Kraft. Über⸗ 
tretungen derſelben unterliegen der Ahndung nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51. 


. 5 


Kundmachung der Itatthalterei in Linz 5 Wird bei der Ausladung auch nur bei einem 
Thiere der Beſtand der Seuche conſtatirt, ſo iſt der 


vom 4. Mai 1902, 3. 9708/ X, ganze Transport unverzüglich der Schlachtung zuzu— 
führen. a 
betreffend s Dieſe Anordnungen treten ſofort in Kraft und 
das Verbot der Einfahr von Klauenthieren vom werden Übertretungen nach dem Geſetze vom 24. Mai 
Centralviehmarkte in St. Marx in Wien nach 1882, R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 
Oberöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den Ausbruch der Maul- und 


Klauenſeuche bei am Markte vom 28. April 1 5 Kundmachung der gtatthalterei in Brünn 


unverkauft zurückgebliebenen Rindern des Central— . 

viehmarktes in St. Marx in Wien findet die vom 7. Mai 1902, 3. 22622, 
k. k. Statthalterei zufolge Erlaſſes des k. k. Mini— 
ſteriums des Innern vom 3. Mai 1902, 3. 18324, 
bis auf weiteres die Einfuhr von Klauenthieren vom 
Centralriehmarkte in St. Marx nach Oberöſterreich 
zu verbieten. 

Übertretungen dieſes Verbotes, welches ſofort 
in Wirkſamkeit tritt, werden nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. i 


betreffend 


das Einfuhrverbot für Klauenthiere vom Central⸗ 
viehmarkte zu St. Marx in Wien nach Mähren. 


| 

Anlässlich des Auftretens der Maul- und Sllauen- 
ſeuche bei Rindern in mehreren Schlachthäuſern in 
Wien findet die k. k. Statthalterei behufs Verhinde— 
rung der Einſchleppung dieſer Seuche bis auf weiteres 
die Einfuhr von Klauenthieren vom Centralviehmarkte 
zu St. Marx in Wien nach Mähren, mit Ausnahme 
jener in die mit der Eiſenbahn durch Schienenſtrang 
verbundenen öffentlichen Schlachthäuſer in Brünn, 
Kremſier, Olmütz und Mähriſch-Oſtrau, in denen 
ſodann die Klauenthiere innerhalb 24 Stunden nach 
Einlangen geſchlachtet werden müſſen, zu verbieten. 

Hievon geſchieht mit dem Beifügen die allgemeine 
Verlautbarung, daſs Übertretungen dieſer am Tage 
der Verlautbarung in Wirkſamkeit tretenden Kund— 
machung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, werden geahndet 
werden. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Prag 
vom 5. Mai 1902, 3. 93205, 


betreffend 


Beſchränkungen bei der Einfuhr von Rindern und 
Schafen vom Centralſchlachtviehmarkte St. Marx 
in Wien nach Böhmen. 


Aus Anlaſs des Ausbruches der Maul- und 
Klauenſeuche in mehreren Schlachthäuſern in Wien 
bei Rindern vom Centralſchlachtviehmarkte St. Marx 
findet die Statthalterei zur Hintanhaltung einer 
Seucheneinſchleppung die Einfuhr von Rindern und 
Schafen von dem gedachten Markte nach Böhmen bis 
auf weiteres zu unterſagen. 

Nach den mit der Ausladeſtation mittels eines 

Schienengeleiſes verbundenen Schlachthöfen in Prag- 
Holeſchowitz, Pilſen, Budweis, Teplitz, Laun, Warns⸗ 
dorf und Aſch wird die Einfuhr der genannten Thier— 
gattungen vom ſeuchenfreien Wiener Markte unter 
nachſtehenden Bedingungen geſtattet: 
Die betreffenden Viehwaggons müſſen in der 
gleichen Weiſe mit der Aufſchrift: „Seuchenverdäch— 
tige Thiere“ bezettelt werden, wie die Waggons, 
welche lungenſeucheverdächtiges Vieh zur Einfuhr 
bringen. 

Die eingelangten Thiere ſind bei der Ausladung 
auf das Genaueſte zu unterſuchen; die geſund befun— 
denen Transporte ſind abgeſondert von anderen 
Klauenthieren aufzuſtellen und längſtens binnen 
48 Stunden abzuſchlachten. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Wien 
vom 10. Mai 1902, 3. 47290, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus mehreren 
Bezirken Steiermarks nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark findet die Statthalterei die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Mur, Graz (Stadt und Land), Pettau 
(Stadt und Land) und Rann in Steiermark nach 
Niederöſterreich zu verbieten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand- 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken Steier— 
marks eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
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Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
Z. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 


Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Schweinen aus Steiermark durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 


Übertretungen obiger am 14. Mai 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 


Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein- 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 


Dies wird unter Behebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 4. Februar 1902, 8. 11002, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


e 


1 


Kundmachung der Statthalterei in Wien 
vom 10. Mai 1902, 3. 46834, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Krain 
nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Krain findet die Statthalterei die 
Einfuhr von Schweinen aus Krain nach Nieder— 
öſterreich zu verbieten. e 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eifenbahn- 
Tranſitverkehr von Schweinen aus Krain durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen dieſer am 14. Mai 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein- 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 


ie 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern|Erlafs des Mliniſteriums des Innern 


vom 5. Mai 1902, 3. 18083, 
betreffend 


die Geſtattung der Einfuhr von Schlachtvieh (Rin⸗ 
dern) nach dem öffentlichen Schlachthauſe in Solin⸗ 
gen in Preußen. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Liaut Note des k. und k. Miniſteriums des 
Außern vom 1. Mai d. J., 3. 27815/9 hat der 
königl. preußiſche Landwirtſchaftsminiſter dem öffent— 
lichen Schlachthauſe der Stadt Solingen die Berech— 
tigung zur Einfuhr von Rindvieh aus Sſterreich-Un⸗ 
garn widerruflich ertheilt. 

Hievon wird die k. k. en — mit Bezie⸗ 
hung auf den hierortigen Erlaſs vom 29. November 
1901, 3. 44232, zur ſofortigen weiteren Veran- 
laſſung in die Kenntnis geſetzt. 


vom 5. Mai 1902, 3. 17733, 
betreffend 
die Ausfuhr geſchlachteter Schweine nach Bayern. 


(An alle politiſchen Landesſtellen mit Ausnahme der Statt- 
haltereien in Trieſt und Zara.) 

Laut Mittheilung des k. und k. Miniſteriums 
des Außern vom 29. April l. J., Z. 25332, hat der 
Nürnberger Magiſtrat die Einfuhr geſchlach— 
teter Schweine aus Sſterreich-Ungarn auch 
für die Sommermonate geſtattet und wird derſelbe 
für die Beiſtellung entſprechender Kühlräume nach 
Thunlichkeit ſorgen. 1 
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Hievon wird die k. k. Sonn mit dem Bei— 
fügen in die Kenntnis geſetzt, daſs dieſe wieder er— 
möglichte Ausfuhr von geſchlachteten Schweinen auch 
im Sommer wohl nur dann anſtandslos aufrecht 
erhalten werden kann, wenn dieſe Schlachtungen in 
jenen öffentlichen Schlachthäuſern durchgeführt werden, 
welche durch einen Schienenſtrang mit der Eifenbahn- 
ſtation verbunden ſind, über eine Kühlanlage mit 
maſchinellem Betriebe und eine ftrenge veterinär-ſani⸗ 
täre Überwachung verfügen. 


os 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Sperrverfügungen, betreffend den Vieh— 
verkehr vom Wiener Viehmarkte.) Die am 
30. April d. J. erfolgte amtliche Feſtſtellung von Maul- 
und Klauenſeuche bei mehreren in den Wiener 
Schlachthäuſern zu St. Marx und Untermeidling ein— 
geſtellten Rindern veranlaſste die niederöſterreichiſche 
Statthalterei zu ſofortigen Maßnahmen zum Zwecke der 
Hintanhaltung der weiteren Verbreitung dieſer Seuche. 
Weitere Seuchenconſtatirungen fanden auch in den 
nächſten Tagen in den Schlachthäuſern ſtatt. Montag, 
den 5. Mai wurde ſodann die Seuche bei zwei 
Samstag, den 3. d. M. aus Temesvar auf dem 
Markte eingelangten Rindertransporten conſtatirt und 
hiedurch die Provenienz der Seucheneinſchleppungen 
aufgeklärt. Daraufhin ſind die gebotenen umfaſſendſten 
veterinär⸗polizeilichen Maßnahmen eingeleitet worden. 
Bei den auf dem Wiener Viehmarkte eingelangten 
Rindertransporten ungariſcher Provenienz, welche als 
verſeucht agnoſcirt worden ſind, wurden Fälle von 
Maul⸗ und Klauenſeuche in verſchiedenen Stadien — 
darunter auch ſolche in Abheilung befindliche — 
conſtatirt. Die von der Statthalterei in Wien, den 
Statthaltereien in Linz, Prag und Brünn mit Bezug 
auf die Feſtſtellung der Maul- und Klauenſeuche 
erlaſſenen Kundmachungen, enthaltend Beſchränkungen 
des Viehverkehres vom Wiener Markte, befinden ſich 
in der heutigen Nummer des Beiblattes*). Die ergrif— 
fenen Maßnahmen bieten die Gewähr zu möglichſter 
Verhinderung der Weiterverbreitung der Seuche vom 
Wiener Markte aus und raſcheſter Tilgung der auf 
dieſem Markte ſelbſt etwa noch vorkommenden 
Seuchenfälle. 


(Die Koſten der Schweinepeſttilgung.) 
Nachweiſung über die in der Zeit vom 27. Sep— 
tember 1900 bis 31. März 1902 nach Maßgabe 
der kaiſerlichen Verordnungen vom 2. Mai 1899, 
R. G. Bl. Nr. 81, und vom 15. September 1900, 
R. G. Bl. Nr. 154, beſeitigten Schweine und die 
aus dieſer Maßnahme dem Staatsſchatze erwachſenen 
Auslagen und Einnahmen. 


Beſeitigt wurden: 


T. 
Sin im Gewichte 
Stücke von Ag 
Kranke Schlachtſchweine 983 36.452 
„ Nutzſchweine 21.208 343.818˙32 
„ Zuchtſchweine . ne 2821827 


zuſammen Schweine . 30.132 661.488˙59 


*) Seite 169—171. 


II. 
A im Gewichte 
Stücke e 
Wegen Krankheitsver— 
dachtes geſchlachtete und geſund 
befundene 
Schlachtſchweine . 1.781 88.275 ˙50 
Nutzſchweine 13.863 292.645˙91 
Zuchtſchweine F 
zuſammen Schweine . 22.568 765.774 16 
1008 
Stuck, im Gewichte 
Stücke von Ag 
Anſteckungsverdächtige 
Schlachtſchweine 2.963 164.605˙63 
Nutzſchweine 29.242 771.313˙62 
Zuchtſchweine 18.805 1,107.370˙58 


zuſammen Schweine . 51.010 
daher im ganzen . 103.710 


2,043.289˙83 
3,470.552°58 


Unter thierärztliche Beobachtung wurden 
6809 anſteckungs verdächtige Schweine geſtellt. Hiebei 
ſind die in Galizien in der Zeit vom 1. Jänner bis 
31. März 1902 unter thierärztliche Beobachtung 
geſtellten Schweine nicht inbegriffen. 


An Entſchädigungen wurden gezahlt für: 


I. 
Kranke Schlachtſchweine 20.556 K 64 h 
„ Nutzſchweinen. 146.690 „78 „ 
„ Zuchtſchweine 146.347 „42 „ 
zuſammen . 313.594 K 84 hı 

IE 


Wegen Krankheitsverdach— 
tes geſchlachtete und geſund be— 


fundene i 
Schlachtſchweinen. 100.788 K 11 h 
Nutzſchweine 226.099 „ 93 „ 


Zuchtſchweine. sort, 


zuſammen. 738.689 K 28 h 

III. 

Ae en e 
Schlachtſchweine . 3 176.250 K 08 h 
Nutzſchweine 666.785 „ 67 „ 


1,163.507 „63 „ 
2,006.543 K 38 h 


Zuchtichweine . 


zufammen . 
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IV. 

An Koſten für die Durchfüh- 
rung der Schlachtung der Schweine, 
der Commiſſionen der Wagen- 
(Eiſenbahn⸗, Schiff-) Transporte 
und Desinfectionsarbeiten ſind 


erlaufen 343.032 K 82 h 


ſohin im ganzen . 3, 401.860 K 32 h 
Hievon ab der Erlös für 
das Fleiſch der nach der Schlach— 


tung geſund befundenen Schweine 


Verbleiben für den 
Staatsſchatz effective Aus- 
lägen . 2,825.989K 98 h 
Hiezu die 1 5 Maßgabe der 
kaiſerlichen Verordnung vom 
2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, 
in der Zeit vom 19. Mai 1899 
bis 27. September 1900 für 
20.167 Stücke beſeitigter 
Schweine dem Staatsſchatze er— 
wachſenen Auslagen“) mit 


575.870 „ 34, 


392.909 „ 16 „ 


ſonach zuſammen .. 3, 218.899 K 14 h 


(Verſetzung.) Der im Miniſterium des Innern 
in Verwendung geſtandene Landesveterinärreferent 
Franz Suchanka wurde zum Landesveterinär— 
referenten bei der Landesregierung in Klagenfurt 
ernannt. 


(Neue Viehladeſtation im Occupations— 
gebiete.) Die Landesregierung für Bosnien und die 
Hercegovina hat mit Verordnung vom 11. April 1902, 
3. 58776/], die Eiſenbahnſtation Pazarié als 
Vieheinlade- und Viehausladeſtation beſtimmt. 


(Zur Bekämpfung der Rindertuber— 
culoſe.) Von Profeſſor v. Behring, welcher in ſeinem 
zu Beginn dieſes Jahres in der Berliner Akademie 
der Wiſſenſchaften gehaltenen Vortrage“) eine erfolg— 
reiche Rindertuberculoſe-Immuniſirung in 
Ausſicht geſtellt hat, iſt eine Publication über das gleiche 
Thema erſchienen. Den über den Inhalt dieſes Buches 
vorliegenden Mittheilungen iſt zu entnehmen, dass das- 
ſelbe eine Zuſammenſtellung der in den Marburger 
Inſtituten des Profeſſors v. Behring und ſeiner Mit- 
arbeiter Ruppel und Römer während der letzten 
ſechs Jahre ausgeführten Forſchungen über Tuber— 
culoſe enthält. Beſonders hervorgehoben werden die 
Mittheilungen über die Natur des Tuberculoſegiftes, 
die Unterſuchungen über die Beziehungen zwiſchen den 


*) Wurden in der Nummer 1 des „Beiblattes für die 
Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung“ ver» 
lautbart. 

*) Siehe „Beiblatt“ Nr. 2 ex 1902, S. 14. 


Tuberculoſin. 
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vom Menſchen und den vom Rinde ſtammenden 
Tuberkelbacillen und vor allem die gelungenen Smmu- 
niſirungsverſuche gegen die Tuberculoſe bei jungen 
Rindern. Die Tuberkelbacillen, die von an Tuberculoſe 
erkrankten Menſchen und dem perlſüchtigen Rinde ge— 
wonnen wurden, ſind nach der Auffaſſung des Ver- 
faſſers als artgleich anzuſehen. Für die Artgleichheit 
ſpricht unter anderem die Thatſache, dass es gelingt, 
durch Vorbehandlung mit Tuberkelbaeillen menſchlicher 
Herkunft bei Rindern Immunität gegen die Infection 
mit Rindertuberkelbacillen zu erzielen. Alle aus der 
Leibesſubſtanz der Tuberfelbacillen gewonnenen Gift- 
präparate haben einen gemeinſchaftlichen Giſtkern, 
ohne welchen keiner Subſtanz die ſpezifiſche tuberkulöſe 
Giftwirkung eigenthümlich ſein kann, das fogenannte - 
Als bedeutſamſter Erfolg für die 
Praxis wird angeſehen, durch Vorbehandlung mit 
lebenden, ſchwach virulenten Tuberkelbacillen jungen 
Rindern eine derartige Widerſtandsfähigkeit gegen die 
tuberculöſe Infection zu verleihen, dafs fie die Ein- 
verleibung von ſtark wirkenden Tuberkelbacillen, die 
für nicht vorbehandelte Controlrinder unbedingt 
tödlich ſind, ſchadlos überſtehen. — Behufs wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Erprobung und Erforſchung des beſchrie⸗ 
benen Immuniſirungs verfahrens in Oſterreich find im 
Auftrage der competenten Stellen die nöthigen Schritte 
eingeleitet worden und wird ſeinerzeit über die Er- 
gebniſſe ausführlich berichtet werden. 


(Schweizeriſches Verbot der Einfuhr 
von gefrorenem Fleiſche.) Das ſchweizeriſche 
Landwirtſchaftsdepartement hat mit Verfügung vom 
3. April 1902, Nr. 73, und unter Berufung auf die 
Verfügung vom 27. December 1894, Nr. 30, zur 
Kenntnis gebracht, daſs die Einfuhr von gefrorenem 
Fleiſche jeder Herkunft nach der Schweiz ausnahmslos 
verboten iſt, weil ſolches den Vorſchriften des Ar- 
tikels 100 der eidgenöſſiſchen Vollziehungsverordnung 
vom 14. October 1887 nicht entſpricht, und weil 
zudem keine genügende Gewähr für die Unſchädlichkeit 
dieſes Fleiſches geboten werden kann. 

Von dieſer Verordnung ſind alle politiſchen 
e durch Erlass des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 25. April 1902, 8.4 16388, in Kenntnis 
geſetzt worden. 


(Schweizeriſcher Viehverkehr mit 
Italien.) In den amtlichen „Mittheilungen des 
Schweizeriſchen Landwirtſchaftsdepartements“ ver⸗ 
öffentlicht der „Verband ſchweizeriſcher Biehimpor- 
teure“ folgende Zuſchrift an ſeine Mitglieder: „Das 
tit. Schweizeriſche Landwirtſchaftsdepartement theilt 
uns mit: Bei einem nach Genf beſtimmten, aus 
68 Stück beſtehenden Schaftransporte aus Cuneo 
wurde am 3. April durch den ſchweizeriſchen Grenz— 
thierarzt in Luino Maul- und Klauenſeuche con- 
ſtatirt. Auf Anordnung der italieniſchen Behörden 
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wurde der Transport in Luino ſequeſtrirt und iſolirt. 
Die Seuche hat ſich inzwiſchen bei dem Großtheile der 
Herde, zum Theile in ſchwerer Form entwickelt. Mit 
Rückſicht auf die hiedurch entſtandene Gefahr der 
Seucheneinſchleppung von Luino aus hat das 
Schweizeriſche Landwirſchaftsdepartement jede Ein— 
fuhr von Klauenvieh über Luino bis auf weiteres 
verboten. Wir bringen Ihnen dieſe Mittheilung zur 
Kenntnis und verlangen, dajs Sie, geſtützt auf 8. 5, 
lit. e, unſerer Statuten, den betreffenden Herkunftsort 
Cuneo (Piemont), während wenigſtens 40 Tagen, 
alſo bis zum 20. Mai nächſthin, boycottiren und 
ſomit für jeglichen Bezug von Klauenvieh gänzlich 
ausſchließen. Indem wir Sie, als Mitglied unſeres 
Verbandes erſuchen, dieſe Verfügung genau zu be— 
folgen, zeichnen ..... “ Bemerkenswert iſt noch, 
daſs das Schweizeriſche Landwirtſchaftsdepartement 
ſeither eine Verlautbarung publicirt hat, in welcher 
die Einfuhr von Klauenvieh über Luino nach Maßgabe 
der ertheilten Bewilligungen vom 16. April ab wieder 
geſtattet wird. 


(Viehverſicherung in der Schweiz,) Laut 
Bundesrathsbeſchluſſes vom 22. März 1902 wurde 
dem Canton Glarus zu Handen von 14 Vieh- 
verſicherungsgeſellſchaften pro 1901, unter der Vor— 
ausſetzung eines mindeſt ebenſo hohen cantonalen 
Beitrages, ein Bundesbeitrag von 19.555˙17 Frances 
bewilligt. 


(Viehſeuchenaus breitung in den Nieder— 
landen.) Nach dem Stande vom 18. März l. J. 
war laut officiellen Epizootienausweiſes in den Nieder- 
landen verbreitet: die Maul- und Klauenſeuche in 
3 Provinzen, 3 Gemeinden; die bösartige Klauen— 
ſeuche (Krümpe) bei Schafen in 3 Provinzen, 3 Ge— 
meinden, 8 Höfen; die Räude in 6 Provinzen, 
12 Gemeinden, 25 Höfen; der Schweinerothlauf in 
5 Provinzen, 7 Gemeinden, 7 Höfen; der Milzbrand 
in 10 Provinzen, 32 Gemeinden, 32 Höfen. 


(Viehzucht, Fleiſchexport und Veterinär— 
weſen der engliſchen Colonie Victoria). Ein 
ſehr umfaſſender und inhaltsreicher Bericht des k. und 
k. Honorarconſuls in Melbourne vom 1. Februar d. J. 
gibt beachtenswerte Aufſchlüſſe über die erfolgreiche 
Entwicklung der Viehzucht und des Exportes thieriſcher 
Rohproducte in Victoria unter dem fördernden Ein— 
fluſſe des dortigen Gouvernements und der ſtrengen 
Handhabung veterinär-polizeilicher Vorſchriften und 
des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes in Hinſicht auf den 
Export. Mehr noch als die folgenden Mittheilungen 
über die Exportthätigkeit, welche derzeit den europäiſchen 
Continent noch nicht berührt, dürften an dieſer Stelle 
die das Veterinärweſen betreffenden Einrichtungen 
Intereſſe finden. 

Die Viehweiden Victorias erſtrecken ſich über 
die großen, von der Regierung gepachteten Flächen 
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des Hinterlandes, auf welchen die Viehherden in 
weiten Drahteinzäunungen, gewöhnlich ſich ſelbſt 
überlaſſen ſind. Wohl wurden im Laufe der Zeit für 
dieſe Drahteinzäunnngen Millionen Pfund Sterling 
verausgabt, dagegen benöthigt man anderſeits keine 
Hirten zur Mäſtung des Viehes und keine Ställe für 
dieſes. Die Herden verlangen wenig Pflege und die 
hauptſächlichſte Tagesarbeit in einer ſolchen „Station“ 
oder „run“ beſteht in der Ausbeſſerung der ſchad— 
haften Stellen der Umzäunung und der Vergiftung 
der Dingos und der Kaninchen. Speciell die maſſen— 
hafte Ausbreitung der letzteren iſt zu einer Landplage 
geworden. Von den Nagern freigebliebene Gebiete 
verſucht man heute durch theilweiſe in den Boden 
verſenkte Drahtgitternetze zu ſchützen. Der Viehſtand 
Victorias, welcher mit ſeinem Viehreichthum an 
dritter Stelle des auſtraliſchen Commonwealth 
„Staatenbund“ ſteht, betrug nach einer Statiſtik vom 
März 1901: 13,180.943 Schafe, 1,83 3.900 Rinder, 
431.547 Pferde und 337.588 Schweine. 


Der Export von Fleiſch in gefrorenem Zuſtande 
iſt in ſteter Entwicklung. Im Jahre 1900 wurden 
an Schafen und Lämmern 210.592 Centals im 
Werte von 229.976 Pfund Sterling hauptſächlich 
nach England und Japan exportirt. Die Ausfuhr 
wäre noch bedeutender geweſen, wenn die Einrich— 
tungen der Gouvernements-Frierwerke für die Auf- 
nahme der Waren ausgereicht hätten; fo aber muſste 
infolge Überfüllung der Kühlkammern zeitweilig die 
Aufnahme ſiſtirt werden. 

Die Ausfuhr von Büchſenfleiſch in demſelben 
Jahre erreichte die Höhe von 1,786.917 Pfund im 
Werte von 34.809 Pfund Sterling. Starker Abnehmer 
iſt Südafrika, wohin ſeit Ausbruch des Krieges aus 
Victoria allein bis zur Berichtszeit 4, 239.048 Pfund 
im Werte von circa 97.000 Pfund Sterling exportirt 
worden ſind. 

Bezüglich der Ausfuhr von Speck und Schweine— 
fleiſch liegen bereits die Daten des Jahres 1901 vor 
und werden angegeben 2,050.341 Pfund Speck im 
Werte von 60.074 Pfund Sterling, 155.133 Pfund 
Schinken im Werte von 6.332 Pfund Sterling und 
gefrorenes Schweinefleiſch im Werte von 1852 Pfund 
Sterling, welche Quantitäten nach Weſt-Auſtralien, 
Tasmanien, Britiſch-Indien, Natal und Cap-Colonie, 
Japan, Philippinen, Agypten ꝛc. abgeſetzt wurden. 

An Kaninchen und Haſen wurden im Jahr 1900 
5,678.224 Stück im Werte von 145.178 Pfund 
Sterling in gefrorenem Zuſtande und 3, 266.127 Pfund 
im Werte von 38.751 Pfund Sterling präſervirt aus— 
geführt. 

Zur Zeit beſitzt Melbourne zwei größere Frier— 
werke, die „Government Freezing Works“ und 
die „Austral Freezing Works Limited“. Letztere 
Geſellſchaft hat in Verbindung mit den Frierwerken 
auch ausgedehnte Schlächtereien, während erſtere nur 
das Kühlen der zum Exporte gelangenden Artikel 
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beſorgt. Die Geſellſchaft berechnet für das Frieren, 
Verſchiffen ꝛc. bei Rindern und Kälbern pro 50 Pfund 
9 Shillings, bei Schafen, Lämmern und Schweinen 
9 Shillings pro Stück; Lagergebüren in gleicher Be— 
ziehung 1½ Shillings pro Woche. Außer den beiden 
genannten großen Frierwerken beſitzt Melbourne noch 
ſieben andere, von geringerer Bedeutung. 

Für die praktiſche Ausbildung der Landwirte in 
der Viehzucht ſorgt die Regierung auf der in Dookie 
errichteten Experiment⸗Farm. In Verbindung mit dieſer 
Farm befindet ſich auch die einzige landwirtſchaftliche 
Schule, deren Zutritt jedermann, über 14 Jahre alt, 
gegen Erlag des Betrages von 25 Pfund Sterling 
pro Jahr nebſt 3 Pfund Sterling für ärztliche Pflege, 
Bücher, Wäſchereinigung ꝛc. freiſteht. Sämmtliche 
Arbeiten an der Experiment-Farm werden von den 
Schülern verrichtet, welche, um ein Diplom zu er— 
halten, die Anſtalt drei Jahre hindurch beſuchen 
müſſen. Über 2000 Schafe, 150 Rinder und 50 Pferde, 
Hengſte eingeſchloſſen, werden auf dieſer Farm ge— 
halten. 

Die Handhabung der Veterinärpolizei erſcheint 
durch das Geſetz vom 10. Juli 1890 neu geregelt. 
Darin wird unter anderem beſtimmt, dass den vom 
Governor ernannten Inſpectoren das Recht zuſteht, 
zum Zwecke der Unterſuchung jedes Schiff, Land oder 
Gebäude zu betreten und daſs die Verhinderung der— 
artiger Amtshandlungen mit Geldſtrafen belegt wird. 

Jede Einfuhr von Vieh und Futter zu Waſſer 
oder zu Lande ohne vorhergegangene Unterſuchung 
wird mit Confiscation und Geldſtrafe geahndet. Jede 
Perſon, welche Vieh durch oder aus irgend einem 
Quarantänediſtricte transportirt, Futter, Erde oder 
anderes Materiale, an welchem erkranktes Vieh ge— 
halten wurde, entnimmt oder Milchproducte ohne 
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Erlaubnis eines Inſpectors fortſchafft, verfällt im 
Falle des Betretens einer Strafe, der Gegenſtand der 
Confiscation. 

Bezüglich der Veterinärmaßnahmen zur Be— 
kämpfung der Schafräude enthält das Geſetz detaillirte 
Vorſchriften. 

Weitere auf die Viehzucht Victorias bezug⸗ 
habende Geſetze erſcheinen unter verſchiedenen Punkten 
des „Land Act 1901“, welcher mit 1. Jänner 1902 
in Kraft trat. 

Die für die Verſchiffung gefrorener Producte er— 
laſſenen „Regeln“ beſagen, daſs Schafe und Lämmer 
ohne Köpfe, ausgeweidet und frei von animaliſcher 
Wärme den Government Cool Stores zum Frieren 
und zur Verſchiffung zu übergeben ſind. Für Lämmer 
wird das Alter von ſechs Monaten als das am beſten 
zur Verſchiffung geeignete angegeben. Schweine 
müſſen von erſter Qualität ſein und ſollen ein Todt- 
gewicht von 65 bis 75 Pfund haben. Als beſte Zeit 
für die Verſchiffung nach England wird die Periode 
October bis incluſive März bezeichnet. Die An- 
meldungen für den geforderten Raum in den Freezing⸗ 
chambers müſſen unter Angabe der Quantität und des 
Gewichtes der Waren erfolgen. 


(Erloſchene Rinderpeſt in China.) Das 
k. u. k. Generalconſulat in Shangai meldet unter dem 


11. März d. J., daſs die in Hankow amtlich 


conſtatirte Rinderpeſt“) daſelbſt wieder erloſchen iſt. 
Von unſerem Generalconſulate werden mit Rückſicht 
darauf Certificate für die Einfuhr von Kuh- und 
Büffelhäuten jener Provenienz nach Oſterreich-Ungarn 
wieder ausgeſtellt werden. 


Siehe Beiblatt Nr. 14 ex 1902, S. 165. 


IR: 


Diehmärkte- Kalendarium 
für den 


Monat Juni 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde-, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
++ 
Miederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 

2 . ee 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 

eu — —0 

Stückzahl 
Amſtetten Neuhofen . — 350 — — — 
Gmüphdhdb Heidenreichſtein . . . 2., 9., 16., 23., 30. — 250 — — — 
Kirchberg a. Walde . 4., 11, 18., 25. — 300 — — — 

e Hoff 23. 450 400 — — — 
CFF SO ae ae 800 = > 5 
Miſtelbacc ght Laa a. d. Thaya . . 7., 14., 21., 28. — — 600 — 

1 M , . 7 se IE rg 250 — — — 
Neunkirchen.. Neunkirchen 24. — 750 — — = 
„ e eee CCC 6. 13. 20, 27. — 350 — — — 
St. Pölten St. Pölten . . 5., 12., 19., 26. — IE 500 = 3 
Scheibbs feen 9 — 1000 — — — 
Wiener⸗Neuſtadt . Lanzenkirchen 4. — 350 — — — 
Waidhofen a. d. Thaya Lud weis 25. — 700 — — — 

Naabs e 200 = = en 
C Allentſteig 6, 13., 20., 27. — 300 — — — 
Groß⸗ Gerungs. 4, 14. 24. — 700 — — — 
Set! 2., 9.,16., 23., 30. — 700 = Ei = 
Stadt Wr.⸗Neuſtadt . Stadt Wr.-Neuftadt . 18. 1200 1400 — — — 
12 4 Dre 114, 18, — 200 en = > 
21.,25., 28. 
Oberöſterreich. 

Feindt Leonfelden 5, 12. 19., 26. — 250 — — 
Weitersfelden 19. — 250 — — — 
Linz Lanðd Urfahr: 5. 12., 19., 26. — 300 — — — 


*) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
—. :.:. —. Ran 8 — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—ñ p — — 
Stückzahl 
Rohrbach. Rohrbach ... . . 2.,9., 16., 23., 30. — 300 a — 
Steyr, Sand Neher 6. — 500 er E — 
Wels Eferding 19. 250 — — — — 
Wels 77 14% 2128. — — 1500 — Spanferkel. 
Salzburg. 
® , — er — 5 t⸗ und 
St. Johann i. P. . HBiſchofshofen 21. 150 l 
1 3 25. — 300 — — Zucht- und Nutz⸗ 
vieh. 
Steiermark. 
Git! NMNülrengsgß . 55 = 450 — ei 2 
Sachſenfedd . 13. 50 400 — . = 
Prajsberg - . . . - 16. 70 500 — 50 > 
St. Georgen a. S. 23. 250 1000 — — — 
Gonobt zz 24. — 350 = en — 
Tüffe ns 24. — 800 = Ser ie 
Deutſch⸗Landsberg Wies 6. — 700 — Sr Ze 
Sitz 24. 50 700 — — . 
Feld bac Gleichenberg... 9. — 650 — a — 
Gnas 16. — 300 — — 23 
Fürſtenfedd . 24. — 350 — — — 
Au — == Wird 
Feldbach 28. 1400 e 
lern aus Böhmen, 
Mähren u. Ungarn 
beſucht. Einſtell⸗ 
; und Zuchtochſen. 
Bo > 300— Eu a Maſt d 
Durtb erg Pölla gn 16. 50 —100 300-400 — 9 5 118 
Mürzthaler Race, 
Primaware, Zucht⸗ 2 
und Nutzvieh. 
2 2 — ä IS — Nautzvieh, - 
Hartberg 24. 10-30 6— 500 ieh een 
Niederungsrace, 
Maſtvieh der 
Mürzthaler und 
4 Murbodener Race. 
ibis auß — we IE O ler Ge⸗ 
Leibnitz Straß 9. 1000 e 
Nutzkühe, Schlacht⸗ 
und Beinlvieh, 
a Export nach 
Böhmen, Mähren, 
Nieder⸗ und Ober⸗ 
öſterreich. 
Gleinſtetten 1% — 800 — — detto 
Gabersdorf . 21. — 1000 — — detto 
Veibn ß 25. — 800—1000 — — detto 
Gamlitz 30. — 900 - 1000 — — detto 
St. Johaun 30. — 450 = — = 
indiſch⸗Feiſtri Ft; 2 a — Erxportvi kt, 
Marburg. 39... Windiſch⸗Feiſtritz . 4. 1000-1200 an ones 1 
ochſen in die 
Fabriken nach 
Böhmen und 
Mähren. 2 
Brunnd orf 21. — 800-900 — e} Von fremden 3% 


Händlern gut 
beſuchter Markt. 


Politiſcher Bezirk 


Marburg 


I „ 8 


Radkersburg 
Rann 


e 


Windiſch⸗Graz 


Stadt Marburg 


Stadt Pettau. 


Hermagor 
Spittal 


o 


E 


e 


Völkermarkt 


Wolfsberg 


Ortsname 


Pöltſchac h... 
St. Leonhard W. B. 


Kann bei Pettau. 
St. Andrä W. B. 
Rohitſch 
St. Veit 
Koſtrein itz 
St. Thomas 
St. Lorenzen a. Drauf. 
Ternovetzdorf 


„ 


„Radkersburg 


Kapellen 

Peilenſtein 8 
Siegersberg . 
Rann 
Montpreis or 
Lichtenwald . . 

Hörberg 
Neihenburg . . . . 


Mooskirchen 
Ligiſt 


Piſchelsdorf . 


. St. Ilgen u. d. Turjak 
St. Johann b. Unt. Drb. 


Mahren berg. 
Schönſtein 


. Stadt Marburg 


I " 
Stadt Pettau 


Weißbriac h 
Greifenburg .. 
Teſchendorf 
Hüttenberg 
St. Beit 
Althofen 
Nötſch 
Villach 
Paternion 
Völkermarkt. 
Bleiburg 
Gutenſtein 
Wolfsberg a 
Unterdrauburg .. 
Waldenftein . . 


. 


N 


Datum 


22. 


24. 


% 
24. 
30. 


2. 
13. 


21. 
23. 


7. 14. 21. 28. 
11., 25. 


4., 11., 18., 25. 150 - 200 1000-1200 900-1100 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Pferden 
— — — 


Stückzahl 


— 700 800 


— 10001100 


— 900 
— 600 
— 200 
— 500 
— 450 
— 400 
— 600 
— 500 
800 


— 700 
— 900 
— 500 
— 500 
— 1500 
— 500 
— 450 
— 700 
— 250 


— 550 


— 800 
— 400 
— 600 
. 600 


— 300 


— 500 
— 200 
700 


= 600 


++ 
Kärnten. 

13. — 450 

16. 600 450 

30. — 800 
4. — 400 
16. 600 500 

23. — 600 
4. — 200 
4. 70 400 
9: — 350 

11, 18., 25. — 250 —500 

9 — 550 

24. — 550 
2. 90 800 

16. — 900 

24. — 250 


1000 
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Theilweiſe 
croatiſches Vieh. 
Verladeſtation. 

Maſtvieh für 
Marburg, Graz. 

Handel nach 

Mittelſteiermark. 


Exportviehmarkt. 


Minderer Quali⸗ 
tät, zumeiſt Kühe. 
Große ſchwere 
Maſtochſen (Mur⸗ 
bodener), Kühe ge⸗ 
miſchter Schläge, 
viel Beinlvieh. 
Fremde Händler. 


Zumeiſt Nutzvieh. 


Größerer Auftrieb 
an Arbeitsochſen. 


Am 4. erſter, am 
18. zweiter Vieh⸗ 
markt, am 4., 11., 
18. und 25. 
Schweinemärkte. 


Politiſcher Bezirk 


Adelsberg 


Gottſchen 


Gurkfeld 


Krain burg 
Laibach 
Littai 


Loitſch. 


Rudolfswert 


Stein 


Tſchernembl 


Görz, Stadt . 


Görz, Umgebung 


Gradisca 


Capodiſtria . 


Mitterburg . 


N 


Ortsname 


. Oberfeld 


Dornegg 


. Spendfavas . 


Gottſchee 
Reifnitz 
Groß⸗Laſchitz 
Ober⸗Möſel . 


Malgern 
. Bruneck 
Jagnenza 
Rowiſche 


Butſchka 

St. Georgen . 
Dernovo . 
Ratihah . . 
Johannisthal 


- Biihoflaf . 
„Laibach (Blanavorſtadt) 30. 
Littai 


St. Veit 
Sagor 


. Sairach 


Gereut . 
Rakek 


. Rudolfswert . 


Seiſenberg 
Treffen . 
Neudegg 


Tſchernoſchnitz 
Sen 


Moräutich . 


8 Altenmarkt 


Görz . 


asche 
Heiligenkreuz 


. Ajello 


Cervignano 
Cormons 
Duino . 
Gradiska 
Romans 


„Capodiſtria 8 
. Mitterburg 


Datum 


Or e 


. 5 


t 
En 
| 

7 


— 


Küſtenland. 2: = 5 


12,6. 60 


rn — RO 
8 2 ne 50 
IB: . 850 
. 8 900 
3 ne 550 
E 24. 300 
555 a eo 850 
800 


100%: 
AR 


200 


900 


FE mi 


2025 10088 
ee 


Bozen . 


Borgo 
Brixen 


Wierer u 
F 


Junsbruck 
Kufſtein 


1 


Meran 


Primiero. 
Rovereto 


WV 


Bozen, Stadt 


Trient, Stadt 


Beneſchuunu 


Biſchofteinitz 
Blatna 


Böhmiſch⸗Brod 


Ortsname 


* 


Sanviucenti . g 
Villa di Rovigno . 


aaa 


Sefana . . 
St. Daniel 


Herpels ER 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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— REN ul 


Datum Pferden 
re 
Stückzahl 
24. 30 700 150 
13. 10 250 30 
26. — 900 250 
3% 12. 60 750 300 
30. — 1000 = 
2. — 250 80 


Tirol und Vorarlberg. 


ern 
Rauen 
ir 


Caſtelteſino 


Brixen 


Mühlbach . 
Sterzing 
Vintl 
Bruneck 


af zßn 
Sena, 
. Rufitein 


Lenz 


SE Leonhard 0 


Marling 


nr 
Dans 


Cembra 
Denno 


. Bozen . 
ee ee 


Beneſchau . 


Wafhim . . Ken 


„ 


Rozmital . 
Böhmiſch-Brod 


A. In Tirol. 


15. = 
26. je 

2. — 
24. Sp 
14. — 
10. — 
12. . 


12. 


Böhmen. 


13. 1000 


17. 177 
24. Er 
16. mE 
2. Sr 


30. — 


25. 40 


300 50 
350 120 
200 260 
50 100 
500 250 
30 — 
450 120 
250 — 
600 230 
300 130 
350 500 
450 — 
400 130 
500 50 
200 20 
200 200 
500 200 
200 30 
400 70 
200 — 
250 40 
1100 20 
500 20 
1750 — 
1050 = 
750 80 
800 — 
700 7 
400 Zu 


100 
100 


Jahrmarkt. 
detto 


Am 3. Jahrmarkt. 
Jahrmarkt. 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— . 
Stückzahl 
Böhmiſch⸗Leipa . Oſch iz 16. 20 200 — = — 
Budweis Budweiss/ 2 1000 1000 700 — — 
Schweinitz 2, 4., 11., 18,25. — 500 —700 50-70 — — 
Chotèbo r Pkibis lau 30. — 400 — —— — 
Chrudm Hermanmeſtetz . 9. — 600 — — — 
Häns 17. — 350 — — — 
Glan ach. Cola ner 5, 12. 19% % L => 700 = 2 
Golé⸗Jen ika 5. — 80) 80 — =. 
Deutfch-Brod.. . . . Deutih-Brod -. . . 77. — 500 — — — 
Humpolettz 4 11, 8 200 —450 70 — — 
Polnaa 8 11. — 550 — — — 
Steken 16. — 200 — — — 
Eger Neukirchen 25. — 250 — — — 
Falkenun Ellbogen 2. — 350 15 — — 
Falkenan 16. — 600 20 — — 
Gojjengrün . . .. 0720: — 400 —500 40 — — 
Königsberg 3.318: — 800-900 150 — — 
Grasli z Heinrichsgrürnn . 23. — 250 — — — 
Hohenmauth . . . Hohenmauth . . 30. 100 600 40 — — 
Horowitz Berat 10. 170 600 — — — 
Cerhow itz 26. — 400 — — — 
Hoſtömßß;ß; 25. — 300 » — — — 
Jungbunzlan . . . Benatef, Neu 2. — 600 — — — 
Liſſa as 26. — 400 — — — 
Ka aden Kasden 30. 250 800 — — — 
Kapliß Kap ßb 7% 14., 21, 28. — 500 — — — 
Karolinenthal. . . . Elbekoſteletz . 10. 50 500 — — — 
Klades Uuhoſch hf 30. — 250 — — — 
Klatta n Janow it 24. — 1000 — — — 
Schwihan 16. 200 1200 — — — 
Rolin Elbetein z 30. — 950 — — — 
ln Zaren 13; 300 1250 — — — 
Komo tan Wörle! 23. 20 250 — — = 
Königaraß » =. : Sohenbrud . . ... 5. — 350 — — — 
Rüklens 5 — 200 — — — 
Krölo witz Noz lan HE 3 — 600 — — 
Krälswiß 23. — 750 — — — 
Krumm Kalſch nn 14 — 250 50 — = 
Krumau. 4. 11189 28. — 250—400 — — - 
Oberplann 11: — 350 70 — — 
Kutten berg Kac ov 30. — 300 — — — 
KRohljanowig . . . . 16. — 900 — — — 
Landskron Wildenſchwert. .. 14. 400 500 150 — — 
Ledek Kliwfſoudaw. 2 9, 16. 23,80. 300 — — — 
Lehn en 4% — 400 — — — 
Snakes. Dee Buüchan N 24. — 250 — — — 
Want: Melk 3., 10., 17., 24. — 1000 — — — 
ee 30. 450 1200 — — — 
Mes Nlab ran 2. — 200 — — — 
J Tuc kan 5. — 700 — — — 
Moldautein . Moldautein 19. 790 1200 — — — > 
Mühlhauſn Bechin 30. — 400 — — — 
Münchengrätz .. Fürſten bruck. 30. — 400 — — — 
Münchengrätz . 4. u. 5. 200 600 — — — 
Neubyd zoo Neubyd don 8 70 650 — — — 
Weſely, Hoch⸗ - 24. — 800 — — — 
Neuhaus König sek 5% 12, 19, 26. — 200 —300 30 —50 — = 
Neubiſtrit 10. — 400 50 — — 
Neuhaus 4. 150 600 80 — — 
Pla ee 5: — 800 — — -- 
Neiftadt 7... 15 5 NONE 30. — 250 = — = 
Pardubitz Bohdanetſc . . - 16. > 400 — — — 
RR 30. 35 300 60 — — 


Pre laue 6. 400 — 


Politiſcher Bezirk 


Pilgram RN 


Pilſen 8 


Piſek 


Poderſam 
Policka 
Prachatitz 


Preſtitz 


Pribram 


Raudnitz 


Reichenau 


Schüttenhofen 
Selkan 


F 


Senftenberg 
Strakonitz 


Dab??? N, 


»Ungariſch⸗Brod 


Mähriſch⸗Budwitz 


E 


5 . . „ 


„. 


. . . „ 


F 


ee 


Pilſen 
Mirotitz 
Kuttenplan Er 
Mar el ; 
Königſtadtl u 
Nimburg . 


Kolleſchowitz 
PBolicfa . . 
Huſinetz 


Pribram 
Raudnitz 


Reiches 
Sonn; Re 
Bergreichenſtein .. 
Petrowib 2.7.0. 


Schönberg 
Seltan . . 


Eifenbrd . . . . . 
. Rofitnig 


Horazdowitz 


Cheinoeww . . 


Chotowin 


Jiſtebnitz 


Malſchitz 


" 
Taus 


BEE, 
Turnau * 


Bukowsko 
Suchenthal 
Wittingau 


. Bojfowiß 


Mimnik 


Slawitſchin 
Mähriſch-Budwitz 


Jamnitz 


Jar mer: 


Altreiſch 


. 


E 


n 


een 


Neur kiff, 


. 


Datum 


10 


4., 11., 18., 25. 
24. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Stückzahl 


500 
900 
800 


350 400 
200-350 
2000 
300 
600 
250 
600 
300 
400 
500 


700 


700 
1250 
700 
850 
900 
700 
450 
750 
500 —850 
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Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— —e— 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
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Politiſcher Bezirk 5 N 


Gaya 5 er 


Holleſchau Freiſtadtl 2 
Wiſowi z: 
Ungariſch⸗ Semi “Bilenz .... 1a, 200 2220 
Iglau e Pifniz MER FIG, 
Stan nen 
Littan Olftan Euer: 10. 
Groß⸗ Meſeritſch. Groß⸗ Meſeritſch 2 
Wall.⸗Meſeritſch Liptal 3 302 
Rozna sn Dee 
Wien ET 
Miſtek Miſtee k 
Neuſtadtl Biſtt ft 1 N 
. a Ober⸗Bob rau 171 
Neutitſchein . Altitſchein 30 
Freiberg 16. 5 
Trebitſch „Trebitſch „ RR 
Mähriſch⸗ Weißkirchen Reim, 7; u id 
Mähriſch⸗ Weißtürchen 30. 
Wiſchau Wiſchau 2:30, 
Zuaim . . Schaffa . 55 145 
Iglau, Stadt Iglau “la 
Kremfier, Stadt . x 


Bielitz „Skotſchauun 58. 12. 19, 2 26. — — 500900 
i „5 16. 20 00 5 
Freiſtadt Freifa d 23. ee, 250 En f ur, 
Teſchen „ Jablun kan. ge 10.,17., = — 0 
a Tagen he 2. 300 
55 „ ee 
Wagſtade Wagſtadtete 13. 
Bielitz Stadt ff e a0, 590 


Friedek, Stadt 


Biala 
Bochnia 
VVBohorodczauy 
Be 


Vorszezow 


Brody 
a" Brzesto 
Brzezany 


ha . 


„Kren 24. 


Frick ee 


„ a re Te Pr | 200 5 450 
1 Gatten. 55 
"Bi 5 ee ES 5 


„ 2apandm . „2... 2. 23. Ben 


Ehe 8 or 
„BorszezowW 2. %, 17. „23., 30. — 


Brod 2295 60 er 
Brest 3., 24. N I 
Szezuro ag 9. 9 i 
„ Brzezau yx 17 


Niepolomiee . 6 
VBochniangagngnsns. 0 
Lipnica murowana . 


Solotwina B 150 
Korolbwraa 65 12. 19. 26. 200 


Mielniea a 3., 24. 8 x 
Uscie biskupie 10. 24. 5 3⁰⁰ en 500. 


Rozowa.: SER. 8 
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0 BT Vorausſichtlicher Auftrieb an 
= N — — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
£ > N EZ u 
Stückzahl 
Broz wm Dynowmww 24. 150 200 — — — 
r Ba ne... 6. 13., 19., 26. 150 300 500 — — 
ChrzanoWw . Krzeszowiee 2,9, 16., 23. 30. — 200 = — = 
Gieszaundw . . . . - Cieszandw r 17, 5 200 Fer Se 25 
Lubaczöbo 30. — 200 > En > 
o Dobrowa . 2... . 2.,16., 30. SE 400 3: a * 
i TE 9., 23. — 300 — = = 
C Dobromil.. 2. 9. 17., 23,30. 150 300 N — = 
Ko: 555 25. 250 900 — — = 
2 12 Dolina 3. 150 700 — 3 — 
Rozni at 12. 150 1500 600 — — 
Droho bez Drohobyez . 3., 10., 17., 24. 200 800 — — 
VWùW§WVFSBor lire 2.,9., 16. 23. 30. — 300 — — — 
Grybb ...2... Gry bb 5. 12., 20, 26. 500 600 1 — 
Horodenka . Horodenka . 3., 10., 17., 24. — 200 800 — — 
N Dberye n 11., 26. 300 700 1400 — Jahrmärkte. 
Czernetien, 2.916,28 — 250 = = * 
Huſiatyhn n Choroſtko'W . . 2. 9., 23., 30. — 300 — — — 
! Probuzna 3. 10. 17% 24 — 200 — — 5 
jJIJaros lan 6., 13, 20227: — 400 500 — — 
3 Radymno 3 — 400 500 — a 
ae ren: Zmigröd 5 24. 200.4 400 — — Jahrmarkt. 
ere Ja wor 3% , 23. 30. 150 600 500 — = 
Wielkie och. . . . 4. 200 700 600 — — 
. alas aan, 117,12, 600 2800 2300 — — 
Wojnilböh 4175 — 700 — — = 
Kolomyjna Kotompaa 4. 800 3600 1200 — Jahrmarkt. 
5 — Kulaczlowee . . . . 19. — 200 — — — 
Limanowa . .» . . Kamienicaa 10, 3 “ii — 500 — 
Limanowo am 2., 23. 150 1000 650 500 = 
Aulfawica . . 2... 9, 30. — 400 — 500 Er 
Mszana dolna . . . 3. — — — 600 — 
Niedzwiedz 11 25 — — — 600 — 
. Skrzydlna 5., 26. — 300 — 600 — 
5 Szezyrzye . - 12 150 500 500 500 — 
A a RE Vanek 13. — 500 500 — Jahrmarkt. 
Bona sn; 26. — 200-300 — — detto 
NN Miles 5 12% 1 — 200 —300 — = = 
Moscisfa . .... Moscidla .. . .. 24. 800 600 500 _ Jahrmarkt. 
Mysleniſe Mysleniſe . 2. 16., 30. = 200 — = — 
N Nala 2160. — 200 er Sr > 
Sukkowiee 1 8 — 200-300 — 8 Er 
Nadwornn . . .» Nadwörna .. 24. = 500 700 ea Fe 
Delayn 2. — 500 Fr 5 = 
Nowy⸗Sqez Kryniccaa 4., 18. — 300-400 — = Er 
30 6., 19. = 300 — — — 
RE 5., 26. 5 400 — — — 
Muszyna 2., 16., 30. — 400 a 5 * 
Nowy⸗Sgez . —— 400 — — — 
Piwnicznaa 4., 18. — 200 1585 = = 
Aue Dee 11 400 200 — > 8 
Pyließ;ß 12., 26. — 600— 700 FE 5 x 
Zbyszy ce 19. — 400 = EX 1 
Nowy⸗Targ Nowy⸗Targ 02:33 200 200 500 — = 
Peczenizn n Peczeniznnu gn 4. er 700 37 x Jahrmarkt. 
re Berne, Wien een 2.,9. — 350 ang = 
a KODENIDN EA 7 nn 3., 17. — 200 — — — 
n Brzofe k 18. 25 — 200 == Se = 
Podgörze Podgoͤrze 310. 17 24. — 400 — == — 
Skating 6,19. — — 500 — Fe 
Boodhajee. - . . Podhaj ee 6., 12., 19., 26. — 200 — — — 
Przemys sl Przem yl. „ 400 500 5 5 
Praemyslany . . Przemyslany ... 4., 11., 18. 25. — 300 — = — 
Sylt z: 11. — 400 500 = = 
Ras Rana 29,17. 23., 30. 200 500 — = 
huet 13. -- 200 600 — 5 


* 


5 33* 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


— —n . rar 8 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
!. — — 8 
Stückzahl 
Rohatyn Bols zowee 2. 9, 16, 23., 30. 200 200 — — n 
Ropczyce „Debica g 2. 300 700 600 == 1 
Ruud?! Komarno .. .., 9., 16., 23., 30. — 200 — — 
Rzeszöw . Sawornif . -2.,9,16.,23,30.  — 200 — — 
Rzeszöw 5255 300 800 = — 
Sambor . .. Sambor 5 nne — 400 — — — 
Sanok Bukows ko 26. — 400 — — Jahrmarkt. 
Jotmieß :; 24. 300 400 -500 — — rer 
Sniatyn . . . Sniatyn 16. 600 1000 ©. — 5 Jahrmarkt. 
Stanislan . . . . Jezupol 27. 400 1300 500 — SEEN 
Stanislau 12., 26. — — 500 — * 
Stryj Steß 12 1 150 1000 800 — or 
Smorze 2 4. 300 1300 — — Jahrmarkt. 
Strzyzöw Frysztak . 12% 28. 150 200 — — — 
Tarnopol . Mikulince 23. — — 500 — — 
Tarno pol 6. , 20% 3 = — 3800 10 Kr 
Tarnöw . Nyglice 11,23, — 300 600 — = 
Tarnofßtß 6., 13., 20., 27. — — 500—600 8 
Tlumacz „Otihn ea 24. — 1000 — — > 
Tlumacz 4. 11.18. 25 == 400 500-600 — 7 
Turka Turks 12513 150 1000 — — Jahrmarkt. 
Wadowice . Andrychöw 3., 10. 17. 24 — — 600 — — 
Kalwarya 4., 18. er 300 2 2 — 
Wadowice 5. — 400 600 — = 
Wieliczka . Dobezyce . 4.,18. — 200 — — — 
Gd 1.7: — 200 5 x = 
BWieliczfa . . 23. — 500 — — Jahrmarkt. 
Wisniowa 12., 26. 2 200 er — — 
Zbaraz a „bara: 2., 9., 23., 30 — 200 — — — 
Zaleszezy ki „ilfe 5. 12., 19, 25 — — 500 — > 
Zloczöw Pomorzany . 23. — 200 1300 — 
Zloczow 17% 25. 150 300-400 600 — ze” 
Zölkiew „KulftowWwWwWW en: 6. = 300 600 — — 
Moſty wielkie 3., 18. 150 400 700 = = 
. Zoͤlkiew 30. 300 700 1500 — — 
Zydaczöw Mikolajow 3. 10% 17. 24 — 300 — — 7 
Zywiec Such) 10., 24. 150 300 500 = 25 
Zy wiese 4. 11., 18., 25. — 300 — = == 
Lemberg. . Lemberg, Stadt . 6. 130% 27. 200 — — Fr = 
Bukowina. 
Kotzman „Kötzmann 4% 11, 18., 25. — — 800 — — 
Baltamna . 3% 10, 17. 24. — 500 600 — — 
Radautz Radau; 513520527; — 400 — — — 
S EEE Sereinß 855,6, 7, 10, >= 450 — — 5., 6., 7. Jahr⸗ 
17., 24. W 
Suczuwaa . . Suczawa . 5. 12, 19, 26. — 250 — — 5 
Dalmatien. 
Kuiinnn n Knin 13. 450 600 300 800 Jahrmarkt. 
Sebe nie Konjevrate 24. 350 450 200 100 detto 
Sinn: Sinj „ s.. 150 50 1500 2 
Spalato . Duare 6 1 20. 27 50 50 700 — 
N 12513. 50 350 500 800. Jahrmarkt. 
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Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


Jahrgang 1902. N 
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Beiblatt zu dem Verordnungsblalte 


des 


G. . NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Neoigirt im ü. ü. Miniſterium des Innern. 


Nr. 16. 


Wien, 16. Mai 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 


vom 15. Mai 1902, Z. 19.448, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 


der 


ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 15. Mai 1902, 3. 19.448, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 

vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


I. 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 

In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Kraſſoͤ⸗Szöréeny, Stuhlgerichtsbezirk 
Karänſebes: aus den Gemeinden Lindenfeld, Szerveſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus den Gemeinden 
Ferenczfalva, Kuptore⸗Szekul; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Kajata, Nagy⸗Szalaͤncz, Telkibänya; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
aus den Gemeinden Al⸗Csill, Boros⸗Sebes, Holdmezes, 
Jöszäs, Krokna, Zimbro; 

Comitat Baͤcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Zenta: 
aus der Gemeinde Zenta; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvarad: 
aus den Gemeinden Himeshaza, Szilägy; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Verebély: aus 
den Gemeinden Verebely, Zitva-Ujfalu; 
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Comitat Betes, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: 
der Gemeinde Gyoma; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cséffa: aus 
der Gemeinde Mezö⸗Gyän; Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: 
aus den Gemeinden Dereeske, Monoſtor-Paͤlyi; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Margitta: aus den Gemeinden Baromlak, 
Szeltallo; Stuhlgerichtsbezirk Székelyhid: aus den 
Gemeinden Kakad, Szekelyhid; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus den Gemeinden Aroktö, Igriczi, Nagy⸗Mihäly, 
Szederkeny, Tisza⸗Palkonya, Tisza⸗Tarjän; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän⸗ 
Innen: aus den Gemeinden Kistelek, Sövényhäza; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Süttö, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Esztergom; Stuhlgerichtsbezirk Pärkäny: aus 
der Gemeinde Kety; 

Comitat Fejer, 
Gemeinde Bieske; 

Comitat Fogar as, Stuhlgerichtsbezirk Alſo-Arpäs: 
aus den Gemeinden Alſö⸗Arpäs, Gainär; 

Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus der Gemeinde Csetnek; 

Comitat Haromszék, Stuhlgerichtsbezirk Seps: 
aus der Gemeinde Beſſenyö; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus der 
Gemeinde Tötfalu; Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
der Gemeinde Adäcs; Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
aus den Gemeinden Eeséd, Hatvan; Stuhlgerichtsbezirk 
Heves: aus den Gemeinden Kömlö, Tarna-Szent- 
Mikloͤs; Stuhlgerichtsbezirk Petervafar: aus den Ge- 
meinden Egerbakta, Mätra⸗Dereeske, Mikofalva; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Tisza-Füred: aus der Gemeinde Tisza⸗ 
Füred; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bat: 
Gemeinde Bakabänna; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Felſö⸗Jäszsaͤg: aus der Gemeinde Jaszärok⸗ 
Szälläs; 

Comitat Kis ⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Hosszuaszö: aus der Gemeinde Betlen⸗Szent⸗Mikloͤs; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mocs: aus 
der Gemeinde Vajda⸗Kamaras; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sarmäs: aus der Gemeinde Bald; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
der Gemeinde Baj; Stuhlgerichtsbezirk Udvard: aus 
der Gemeinde Hetény; 

Comitat Krassoö⸗Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Facset: aus der Gemeinde Forasest; Stuhl- 
gerichtsbezirk Lugos: aus der Gemeinde Daruvaͤr; 
Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Gemeinde 
Szerb⸗Poszezsena; 

Comitat Nagy⸗Kükülls, Stuhlgerichtsbezirk 
Szent⸗Agota: aus den Gemeinden Hegen, Netus; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapol⸗ 
csany: aus den Gemeinden Kis-Rippeny, Nezsette; 
Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus den Gemeinden Nagy⸗ 


aus 


aus der 


Stuhlgerichtsbezirk Väl: 


aus der 


Emöke, Tormos; Stuhlgerichtsbezirk Posten aus der 
Gemeinde Joͤkö; 

Comitat Peſt⸗ Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stußfgerichts- 
bezirk Räczkeve: aus der Gemeinde Tököl; 

Comitat Säros, Stuhlgerichtsbezirk Felfö-Tärge: 
aus der Gemeinde Rozkoväny; 

Comitat Szabolcs, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany: 
aus der Gemeinde Remecse; Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Tisza⸗Lök, Tisza⸗Polgär; 
Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus den Gemeinden 
Balsa, Berczel, Gäva; Stuhlgerichtsbezirk Kisvärda: 
aus der Gemeinde Dombrad, Pätroha, Komorö, Kis⸗ 
Varda, Tass; 

Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk Nagybänya: 
aus der Stadtgemeinde Nagybanya; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Nagy⸗Talmäes; Stuhlgerichtsbezirk 
Ujegyhäz: aus der Gemeinde Bendorf; 

Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Szilägy⸗ 
Cseh: aus den Gemeinden Vadafalva, Felſö⸗Szivaͤgy; 

Comitat Szolnok-Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Ilonda: aus der Gemeinde Ködmönös; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus 
der Gemeinde Gättäja; Stuhlgerichtsbezirk Feher⸗ 
templom: aus der Gemeinde Kärolyfalva; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Rekͤäs: aus den Gemeinden Bukovecz, 
Hodos, Jezvin; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den 
Gemeinden Kaläcsa, Majlatfalva, Menoſtor, Zsadäny; 

Comitat Torda-NAranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus den Gemeinden Alſö⸗Szent⸗Mihälyfalva, 
Tur; Stuhlgerichtsbezirk Toroczkö: aus der Gemeinde 
Toroczkö; i 

TComitat Torontal, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Tamäsfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde Mokrin, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Nagy⸗Kikinda; Stuhlgerichtsbezirk 
Törökbecse: aus der Gemeinde Törökbeese; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus der Gemeinde Deszk; 
Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus den Gemeinden 
Kis⸗Komloͤs, Magyar⸗Czernya, Zsombolya; 

Comitat Trenesen, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
der Gemeinde Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Keresztur: aus den Gemeinden Csekefalva, Szekely⸗ 
derecheme Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗Udvarhely: aus 
der Gemeinde Alſö-Sofalva; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: 
Gemeinde Zahar; 

Komitat Veszprem, Stuhlgerichtsbezirk Zircz: aus 
den Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Läszloͤ, Sur; 


Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 


aus 


aus der 


Ujhely: aus den Gemeinden Barancs, Kiszte, Saͤros⸗ 


Patak, Végardö, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk Szerencz: 
aus der Gemeinde Mäd; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: 
aus den Gemeinden D-Riszka , Tarczal; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Varanno: aus der Gemeinde Stefanöcz; 


N EL a N ae DE 8 


Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Besztereze⸗ Nagy-⸗Becskerek: 


banya : aus der Stadtgemeinde Beszterczebänya; Stuhl- 


gerichtsbezirk Zoͤlhom: aus der Gemeinde Bües und aus 


der Stadtgemeinde Zölyom; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbchen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: aus 
den Gemeinden Dezna, Valemäre; 

Comitat Ba ran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvärad: 
aus der Gemeinde Kätoly; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus den 
Gemeinden Garam⸗Vezekeny, Nagy Kalna, Nagy⸗ 
Sallo; i 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Szarvas; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Bieske, Gyuro; 

Comitat Fo ga ras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Fogaras; 

Comitat Gömör⸗Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus der Gemeinde Rudna; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus der Gemeinde Visonta; Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗ 
Füred: aus der Gemeinde Tisza⸗Füred; 
Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bit: 
Gemeinde Kis⸗Kereskeny; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Szaͤszvaros: 
aus der Gemeinde Kaszta; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk 
Ormenyes: aus der Gemeinde Septer; 

Komitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
Agota: aus den Gemeinden Kövesd, Veszöd; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Noͤgräd: 
aus den Gemeinden Alſö⸗Szeécsényke, Veröcze; 


Szarvas: 


aus den 


aus der 


Mezö⸗ 


Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
der Gemeinde Kaläsz; 
Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl 


gerichtsbezirk Raͤczkeve: aus den Gemeinden Kis— 
kunlaczhäza, Majoshäza; 

Comitat Szabolcs, Stuhlgerichtsbezirk Alſo— 
Dada: aus der Gemeinde Tisza-Polgär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Bogdäny: aus der Gemeinde Kemecse ; 

Comität Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Szerdahely: 
aus der Gemeinde Toporcsa; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Szeben: aus der Gemeinde Sellenberg; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Késmärk: 
aus der Stadtgemeinde Szepes⸗Bela; 

Comitat Szolnok⸗Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Cſaki⸗Gorbö: aus der Gemeinde Nagy⸗Keresztes; 
Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: 

den Gemeinden Deliblät, Temes-Kubin ; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Stadtgemeinde Torda; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät⸗Kécsa; Stuhlgerichtsbezirk 


aus 
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aus der Gemeinde Lukäcsfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Hegyes; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus 
den Gemeinden Desk, Gyala; 

Comitat Zemplin, Stuhlgerichtsbezirk Satoralja- 
Ujhely: aus der Gemeinde Jozseffalva 

und überdies aus der Municipalſtadt Kaſſa; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 
Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsebetväros: aus der Gemeinde Oläh⸗Szent⸗Läszlo; 
Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Sövenység, Ugra; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus den Gemeinden 
Neten, Szaͤszhalom; Stuhlgerichtsbezirk Segesvär: 
aus der Gemeinde Szäsz⸗Szt.⸗Läszloö; i 
Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Felek; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhaz: 
aus der Gemeinde Szafadät; 
Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Zsombor; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Mod rus-Rieka, Bezirk Cätoenica: 
der Gemeinde Cirkvenica; 
Comitat Syr mien, 
Gemeinde Vukovar; 


b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche 
die Einfuhr von Einhufern: “) 

Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; Bezirk 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, Hlebine, 
Koprivnica, Novigrad, Peteranec. 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 

: 1. Aus Ungarn: 

a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen- 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, aan Biegen, 
Schweinen) ; 

aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat 
Temes), ſowie aus der Municipalſtadt Temes vär; 

b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichts⸗- 
bezirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde 


aus 


Bezirk Vukovar: aus der 


*) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 
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Gyula⸗Fehervar, Magyar⸗Igen, Maros-Ujvar, Nagy⸗ 
Enyed einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Pécska, Radna, Ternova, Vilägos (Comitat 
Arad), Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hödsäg, Kula, 
Neémet⸗Palänka, Topolya, Zombor (Comitat Bäcs⸗ 
Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, Mohaes, Pecs, 
Sikloͤs, Szent⸗Lörinez (Comitat Baranya), Bekes, 
Beékés⸗Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Békés), 
Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäecs, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza⸗hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Naszoͤd (Comitat Beszterc ze— 


Naszöd), Bel, Beleényes, Berettyö-Ujfalu, Elesd, 
Er⸗Mihälyfalba, Központ, Magyar⸗Cséke, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Tenke, Torda, 
Vasköh (Comitat Bihar), Battonya, Koväcshäz, 
Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde Mako, 
Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszän⸗Tül, ein⸗ 
ſchließllich der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 


Csongräd), Adony, Särbogärd, Szekes⸗Fejervar (Co⸗ 


mitat Fejer), Rimaszecs, Rimaszombat, einſchließlich 
Tornalja (Comitat 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Gömör-Kis-Hont), Puszta, Sokoro-Alja, Tosziget- 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu - Böszörmeny, 
einſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü -Böször⸗ 
meny und Hajdu-Nanäs, Hajdu-Szoboszlo einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), 


Nagy⸗Csalomia (Comitat Hont), Algyögy, Brad, 
Deéva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hunyad, 
Körösbänya, Maros⸗Illye, Puj, (Comitat Hunya d), 
Felſö⸗Tisza, Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Kis⸗Ujszälläs, Karczag, Turkeve und Mezö⸗ 
Tür (Comitat Jäsz-Nagy⸗Kun⸗Szolnoh, Erzsé⸗ 
betväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Radnot, (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, Banffy- 
Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadtgemeinde 


Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), Csalloköz, 
Gesztes (Comitat Komarom), Karänſebes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Maros, 


Reſicza, Temes (Comitat Krasso-Szöreny), Dolha, 
Huszt (Comitat Märamaros), Alſö-Maros (Comitat 
Maros-Torda), Magyar⸗Ovär, Nezſider, Rajka 
(Comitat Moſon), Medgyes, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Segesvär, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Nagy⸗ 
Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Loſoncz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szeeseny 


(Comitat Noͤgräd), Alſoͤ-Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kalocsa, Kis-Körös, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Félegyhäza, 


einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun⸗ 
Szent⸗Miklös, Monor, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent-Endre, Väcz, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Peſt⸗ 
Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Felsö⸗Csallököz, Pozsony, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szent-György (Comitat 
Pozsony), Bares, Csurgo, Igal, Kaposvär, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltot, 
Marczal, Nagy-Atäd, - Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogy), Csepreg, Csorna, Felſö-Pulya, Kapuvär, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗ 
marton und Ruszt, Nagy⸗Marton, Sopron (Comitat 
Sopron), Nagy⸗Källö, Nyir - Bätor, (Comitat 
Szaboles), Csenger, Erdöd, Fehér-Gyarmat, Mateszalka, 
Nagy⸗Käroly, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szatmär, (Comitat Szatmär), Szaͤsz⸗ 
Sebes, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Szeben), Kraszna, Szilägy-Somlyo, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tasnäd, 
Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Zsibs (Comitat Szilägyi), Betlen, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kekes, Szamos⸗ 
Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Szolnok-Doboka), Csaͤkova, Központ, Lippa, 
Uj⸗Arad (Comitat Temes), Dombovär, Dunaföldvär, 
Központ, Simontornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat 
Tolna), Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat Torda⸗ 
Aranyos), Antalfalva, Moͤdos, Panesova, Paͤrdaͤny 
(Comitat Torontäl), Csacza, Kisucza⸗Ujhely (Comitat 
Trenesén), Tiszän-Innen, Tiszaͤn⸗Tuül (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobroͤncz (Comitat Ung), Kis⸗Czell, 
Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Német-Ujvär, Särvär, 
Szombathely, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Vasvär (Comitat Vas), Devecser, 
Enying, Papa, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Veszprém, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Veszprem), Alſo⸗ 
Lendva, Csäktornya, Kanizsa, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy⸗Kanizsa, Keszthely, Letenye, Nova, 
Pacsa, Perlak, Sümeg, Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zala⸗ 
Szent⸗Gröt (Comitat Zala), Gälszecs, Nagy⸗Mihäly 
Comitat Zemplén), ſowie 


aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Hodmezö⸗ 
Väſärhely, Kecskeméet, Kolozsvär, Maros⸗Vaſärhely, 
Pécs, Pozsony, Sopron, Szabadka, Szatmär⸗Nemeti, 
Versecz, ſowie aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde Krizevei einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Rrizevci), 
Ogulin, Vojnié, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Rieka), 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 


wegen 


Daruvar, Novska, Pakrac, Pogzega, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Pozegah, 
Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Ruma, Vinkovci, Zupanja (Comitat 
Syrmien), Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Pregrada, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, 
Miholjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica 
(Comitat Virovitica), Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, Piſarovina, 
Siſak, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden, 
Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat Zagreb), ſowie 
aus den Municipalſtädten Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz— 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava, Szeniez (Comitat Nyitra), Malaczka (Comitat 
Pozsony), Szepes⸗Szombat einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Popräd (Comitat Szepes), Buchs (Comitat 
Trenesén), Szent⸗Gotthärd (Comitat Vas), 
Homonna, Sztropkö (Comitat Zemplén); 


b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts— 
bezirken Malaczka (Comitat Pozsony), Makovicza 
(Comitat Säros), O⸗Lublö, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Szepes), 
Ungarn 


iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich— 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Unter-Gänſerndorf, Wiener⸗ 
Neuſtadt, Feldbach, Göding, Ungariſch-Brod, Wallachifch- 
Meſeritſch, Krosno, Lisko, Nowytarg, Neu-Sandec, 
Sanok getroffenen Verfügungen verboten. 


Aus der k. k. Hof⸗ 


in 
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Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be— 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun— 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden befon- 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro— 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 


vom 23., 26. und 30. April, 2., 7. und 
13. Mai 1902, 33. 16.082, 16.842, 17.403, 
17.430, 18.577, 18.604 und 19.415, außer 


Wirkſamkeit geſetzt. 


Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
SS 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


und Staatsdruckerei. 


195 


Beillatt zu dem Nerardnungshlatte 


des 


E . Miniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


— 


7. Wien, 30. Mai 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
22. Mai 1902, 3. 20738, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen 
aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 27. Mai 1902, Z. 21530, enthaltend veterinär-polizeiliche 
Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
28. Mai 1902, 3. 21885, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 20. Mai 1902, 3. 20585, enthaltend 
Sperrmaßnahmen im Viehverkehr aus dem Occupationsgebiete. — Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 15. Mai 1902, Z. 19569, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 27. Mai 1902, 3. 21886, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 
5. Mai 1902, Z. 90173, betreffend die Beſtimmung der Bahnſtationen Graber der k. k. priv. Auſſig-Teplitzer 
Eiſenbahn und Rozmital der Localbahn Breznitz-Rozmital als Ein- und Ausladeſtationen für Viehtransporte. 
— Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 13. Mai 1902, 3. 90951, betreffend die Feſtſetzung zweier 
Controltage bei dem k. k. Nebenzollamte II. Claſſe in Vollmau für die Vieh-Ein- und Ausfuhr. — Kund- 
machung der Landesregierung in Laibach vom 10. Mai 1902, 3. 10098, betreffend die Wiedergeſtattung des 
Schweineverkehres im politiſchen Bezirke Rudolfswerth und in dem Gerichtsbezirke Groß-Laſchitz. — Kund— 
machung der Landesregierung in Laibach vom 13. Mai 1902, 3. 10235, betreffend die Wiedergeſtattung des 
Schweineverkehres im Gerichtsbezirke Illyriſch-Feiſtritz. — Kundmachung der Landesregierung in Klagenfurt 
vom 13. Mai 1902, 3. 8218, betreffend die Neactivirung der Eiſenbahnſtation Möllbrücke-Sachſenburg in 
Kärnten als ſtändige Ein- und Ausladeſtation für Thiertransporte. — Kundmachung der Landesregierung 
in Czernowitz vom 20. Mai 1902, Z. 12919, betreffend die Geſtattung der Zufuhr von Schweinen aus 
mehreren Gemeinden des politiſchen Bezirkes Gurahumora auf den Markt in Suezawa. — Kundmachung der 
Statthalterei in Wien vom 21. Mai 1902, 3. 51925, betreffend Beſchränkungen im Viehverkehre vom 
Centralviehmarkte in St. Marx in Wien. — Verſchiedene Mittheilungen: Verhandlungen des Thier— 


ſeuchenausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes. — Veterinärmaßnahmen zur Bekämpfung der Maul- und 
Klauenſeuche in England. — Neue Fleiſcheonſervirungsmethode in Frankreich. — Viehſeuchenbekämpfung in 
Deutſch⸗Südweſtafrika. — Perſonalnachrichten. — Ausweis über den Stand der anſteckenden 


Thierkrankheiten. p 
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Geſete, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 22. Mai 1902, 3. 20738, 


enthaltend 


veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Ujvidek (Comitat Bäcs⸗Bodrog), 
Leva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Bars), Ipolyſäg, Szob (Comitat Hont), 
Dicsö⸗Szent-Märton (Comitat Kis⸗Küküllö) in Ungarn, 
ſowie aus den Bezirken Dvor, Koſtajnica, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Zagreb) in 
Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Hust 
(Comitat Märamaros), Kis-Kun⸗Felegyhäza, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun— 
Szent⸗Miklös (Comitat Peſt-Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Felſö⸗ 
Czallököz, Pozsony, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szent⸗György (Comitat Pozsony), Alſö-Lendva, Nova 
(Comitat Zala), ſowie aus den Municipalſtädten 
Kecskemet und Pozsony in Ungarn gerichtete Verbot 
aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des besehen Veterinär 
übereinkommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der Mini- 
ſterialverordnung vom 22. September 1899, R. G. 
Bl. Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach dem 
Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der Einfuhr 
von Schweinen aus der durch Schweinepeſt verſeucht 
geweſenen Gemeinde Tärnok-Oroklan (Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nova), ferner aus den verſeucht geweſenen 
Municipalſtädten Reczfemet und Pozsony, ſowie deren 
Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung des 
gegen den genannten Bezirk, beziehungsweiſe gegen die 
angeführten Municipalſtädte beſtandenen Verbotes 
nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu der hierortigen 
Kundmachung vom 15. Mai 1902, Z. 19448, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. Mai 1902, 3. 21530, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Margitta, Szekelyhid (Comitat Bihar), 
Felſö-Maros, Nyärädszereda (Comitat Maros-Torda), 
Kis⸗Värda, Tisza (Comitat Szabolcs), Detta, Verſecz 
(Comitat Temes), Bänlak (Comitat Torontal), Szekely⸗ 
Keresztür (Comitat Udvarhely), Bodrogköz (Comitat 
Zemplen) in Ungarn, ſowie aus dem Bezirke Ilok 
(Comitat Syrmien) in Croatien-Slavonien nach den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus dem Stuhlgerichtsbezirke Kapuvar 
(Comitat Sopron) in Ungarn gerichtete Verbot auf- 
gehoben. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 15. und 22. Mai 1902, 
38. 19448 und 20738, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 28. Mai 1902, 3. 21885, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff bes 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus dem Stuhl⸗ 
gerichtsbezirke Nagy-Halmägy (Comitat Arad) in 
Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. } 

Des weiteren iſt auf Grund der wegen des Be⸗ 
ſtandes der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in Luſſin getroffenen Verfügung die Einfuhr 
von Schweinen aus dem Grenzbezirke Cirkvenica 
(Comitat Modrus-Rieka) nach dem diesſeitigen Se 
biete verboten. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Hajdü— 
Böszörmeny einſchließlich der Stadtgemeinden Hajdu— 
Böszörmeny und Hajdu⸗Nänas (Comitat Hajduh), 
Makovicza (Comitat Saros), Csacza, Kiszucza-Ujhely 
(Comitat Trencsén) in Ungarn gerichtete Verbot auf- 
gehoben. : 

Das nunmehr kraft des befteheuden Überein— 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der Miniſterial— 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum 40. Tage nach Erlöſchen der Seuche 
geltende Verbot der Einfuhr von Schweinen aus der 
durch Schweinepeſt verſeucht geweſenen Gemeinde 
Hadju⸗Nänas (Comitat Hajdu) und deren Nachbar— 
gemeinden wird durch die Aufhebung des gegen den 
Bezirk Hajdu⸗Böszörmeny beſtandenen Verbotes nicht 
berührt. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 15., 22. und 27. Mai 1902, 
33. 19443, 20738 und 21530, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 20. Mai 1902, 3. 20585, 


enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehre aus dem Occu⸗ 
pationsgebiete. 


Auf Grund des letzten officiellen Thierſeuchen— 
ausweiſes der Landesregierung in Sarajevo wird die 


Statthalterei ‚ . 15: a 
n eingeladen, unter gleichzeitiger Be— 


hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach— 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 25. Mai 1902 
angefangen zu erlaſſen wegen des Beſtandes der: 

1. Schweinepeſt gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Bosniſch-Gradiska, 
Gradakac, Banjaluka⸗Land, Kljue und Prijedor; 

2. Schafpockenſeuche gegen die Einfuhr von 
Schafen aus dem Bezirke Sanskimoſt. 

Die Beſtimmungen über die Einfuhr von 
geſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 
ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver— 


ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen 
Schweinen aus ſeuchenfreien Gebieten: 
nach den Schlachthäuſern der Productiv- 


geſellſchaft der Wiener Fleiſchſelcher und in Unter⸗ 
Meidling, dann den Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher 
Ziegler und Karlik in Wien, ſowie dem Sanitäts- 
ſchlachthauſe in Wiener-Neuſtadt; ferner 

nach dem Schlachthauſe in Linz in Ober— 
öſterreich; 
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nach den Schlachthäuſern in Prag-Holeſchowitz, 
Laun, Pilſen und Warnsdorf in Böhmen; 

nach den Schlachthäuſern in Brünn und Olmütz 
in Mähren und 

nach den Schlachthäuſern in Graz und Leoben 
in Steiermark bleiben auch fernerhin in Kraft. 

Bei der Verlautbarung der bezüglichen Kund— 


. 4 Statthalterei 5 6 
machung wolle die k. k. de en in Sinne des 


hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, 3. 28969, 
vorgehen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 15. Mai 1902, 3. 19569, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertre⸗ 
tenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit der Kundmachung vom 3. Mai 1902, 
Z. 34869, hat die königliche Landesregierung in 
Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 
10. April 1902, Z. 26634, jene Gemeinden befannt- 
gegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbar— 
gemeinden wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die 
Einfuhr der nachſtehend beſonders angeführten Thier— 
gattungen auf Grund des beſtehenden Veterinärüber— 
einkommens verboten iſt. 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 
A. In Dalmatien: 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
Imotski des Bezirkes Imotski; Makarska des 
Bezirkes Makarska; Almiſſa des Bezirkes 
Spalato. 


B. Im Küſtenlande: 

wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
Mitterburg des gleichnamigen Bezirkes; Mon— 
tona, Orſera des Bezirkes Parenzo; Canfanaro, 
Pola, San-Vincenti, Valle des Bezirkes Pola; 
wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
Canale des Bezirkes Görz; Buje, Umago des 
Bezirkes Parenzo; Moſchenizze des Bezirkes 
Volosca. 

C. In Krain: 

wegen des Beſtandes der Schweinepeſt 
und des Schweinerothlaufes die Einfuhr 
von Schweinen aus der Gemeinde Oblak des 
Bezirkes Loitſch. 


nn 
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D. In Steiermark: 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
Stadt Graz des Bezirkes Stadt Graz; Bruck an 
der Mur, Langenwang, Mürzzuſchlag des Be— 
zirkes Bruck an der Mur; Andritz, Peggau, 
St. Peter, Meſſendorf, Seiersberg, Stattegga, 
St. Stephan a. d. G., Unter-Premſtätten, 
Straßgang des Bezirkes Graz (Umgebung); 
Schladming des Bezirkes Gröbming; Fonsdorf 
des Bezirkes Judenburg. 

E. In Kärnten: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
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Annabichl, Ebenthal, Grafenſtein, Radsberg des 
Rückersdorf, 


Bezirkes Klagenfurt (Umgebung); 
Häunburg des Bezirkes Völkermarkt und aus 
der Stadt Villach. 

F. In Tirol und Vorarlberg: 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden: 
Zwölfmalgreien, Tramin des Bezirkes Bozen; 
Dambel des Bezirkes Cles; Mezzocorona des 
Bezirkes Trient. 

Gleichzeitig wird die k. k. na — 
Kenntnis geſetzt, dafs wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
politiſchen Bezirken Pettau (Steiermark), Gottſchee, 
Gurkfeld, Rudolfswerth und Tſchernembl (Krain), 
Luſſin (Küſtenland), ſowie Knin (Dalmatien) und 
wegen des Beſtandes der Schafpockenſeuche die 
Einfuhr von Schafen aus dem politiſchen Bezirke 
Benkovac (Dalmatien) nach Croatien-Slavonien ver⸗ 
boten iſt. 5 

Die k. k. Lidern wird unter Beziehung auf 
die hierortigen Kundmachungen vom 17. und 21. April 
1902, 33. 15100 und 15678, eingeladen, mit der 
Verlautbarung dieſer Verfügung ſofort vorzugehen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. Mai 1902, 3. 21886, 
betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck. 

Mit Beziehung auf die hierortige Kundmachung 
vom 15. Mai 1902, 3. 19569, wird die k. k. 
a rng behufs der weiteren Veranlaſſung in die 
Kenntnis geſetzt, daſs laut Telegrammes der könig— 
lichen Landesregierung in Agram vom 26. Mai 1902, 
3: 41592, das wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt gegen die Einfuhr von Schweinen aus den poli— 


in die 


tiſchen Bezirken Gurkfeld, Rudolfswerth (Krain) und 
Luſſin (Küſtenland) nach Croatien— Slavonien 5 ö 
Verbot aufgehoben worden iſt. 5 8 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 5. Mai 1902, 3. 90173, 


betreffend 


Beſtimmung der Bahnſtationen Graber der 

priv. Auſſig⸗Teplitzer Eiſenbahn und Rozmital 

Localbahn Breznitz⸗Rozmital als Ein⸗ und 
Ausladeſtationen für Viehtransporte. 


Die Statthalterei findet in Durchführung des 
$. 10 des Geſetzes vom 29. Februar 1880 und der 
Durchführungsverordnung vom 12. April 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35 und 36, die Eiſenbahnſtationen 
Graber der k. k. priv. Auſſig-Teplitzer Eiſenbahn und 
Rozmital der Localbahn Breznitz-Rozmital als Ein⸗ 
und Ausladeſtationen für Wiederkäuer und Schweine 
zu beſtimmen. 


die 
k. k. 
der 


Kundmachung der Ktatthalterei in Prag 
vom 13. Mai 1902, 3. 90951, 


betreffend 


die Feſtſetzung zweier Controltage bei dem k. k. 
Nebenzollamte II. Claſſe in Vollmau für die Vieh⸗ 
Ein⸗ und Ausfuhr. 


Die Statthalterei findet den thierärztlichen 
Controldienſt bei dem k. k. Nebenzollamte II. Claſſe 
in Vollmau, Bezirk Taus, und zwar vorläufig vom 
1. Juni bis Ende November 1902 einzuführen. 

Als Controltage werden der erſte und 
dritte Dienstag jedes Monats feſtgeſetzt und 
wird die thierärztliche Unterſuchung der ein- oder aus⸗ 
zuführenden Thiere in der Zeit von 11 Uhr vormit⸗ 
tags bis 2 Uhr nachmittags von amtswegen gegen 
Entrichtung der mit den Statthaltereikundmachungen 
vom 19. December 1898, 3. 195724, und vom 
9. Februar 1901, 3. 1640, beſtimmten Beſchau⸗ 
gebüren vorgenommen werden. 

Dies wird hiemit im Nachhange zu den vor⸗ 
bezogenen Kundmachungen verlautbart. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 10. Mai 1902, 3. 10098, 
betreffend 
die Wiedergeſtattung des Schweineverkehres im 
politiſchen Bezirke Rudolfswerth und in dem 
Gerichtsbezirke Groß⸗Laſchitz. 

Da die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Rudolfswerth, ſowie im Gerichtsbezirke Groß-Laſchitz 
amtlich als erloſchen erklärt worden iſt, findet die 


Landesregierung die obbenannten Bezirke aus dem 
mit der Kundmachung vom 24. März (. J., Z. 6443, 
wegen Herrſchens der Schweinepeſt geſperrten Gebiete 
auszuſcheiden und ſomit den Verkehr mit Borſten— 
thieren im ganzen politiſchen Bezirke Rudolfswerth, 
ſowie in dem Gerichtsbezirke Groß-Laſchitz des poli— 
tiſchen Bezirkes Gottſchee wieder zu geſtatten. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 13. Mai 1902, 3. 10235, 
N betreffend 


die Wiedergeſtattung des Schweineverkehres im 
Gerichtsbezirke Illyriſch⸗Feiſtritz. 


Nachdem die Schweinepeſt im Gerichtsbezirke 
Illyriſch-⸗Feiſtritz, politiſcher Bezirk Adelsberg, amtlich 
als erloſchen erklärt worden iſt, ſo werden die mit 
hierortiger Kundmachung vom 4. Februar 1902, 
Z. 2618, angeordneten Sperrverfügungen aufgehoben 
und wird ſomit der Verkehr mit Borſtenthieren im 
obgenannten Gerichtsbezirke wieder freigegeben. 


Bundmachung der Landesregierung in 
Klagenfurt vom 13. Mai 1902, 3.8218, 
betreffend 


die Reactivirung der Eiſenbahnſtation Möllbrücke 
Sachſenburg in Kärnten als ſtändige Ein⸗ und Aus⸗ 
ladeſtation für Thiertransporte, 


Die mit Kundmachung vom 29. November 1901, 
3 20430, als temporäre Ein- und Ausladeſtation für 
Thiertransporte erklärte Station Sachſenburg, nun— 
mehr Möllbrücke-Sachſenburg, der k. k. privilegirten 
Südbahngeſellſchaft wird als ſtändige Vieh-Ein- und 
Ausladeſtation reactivirt und die Kundmachung vom 
7. December 1899, 3. 17798, daher wieder voll— 
inhaltlich in Kraft geſetzt. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Czernowitz vom 20. Mai 1902, 3. 12919, 


betreffend 


die Geſtattung der Zufuhr von Schweinen aus 
mehreren Gemeinden des politiſchen Bezirkes 
Gurahumora auf den Markt in Suczawa. 


In theilweiſer Abänderung der hierortigen Kund— 
machung vom 3. März 1902, 3. 3457, betreffend 
Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen in, 
beziehungsweiſe durch den politiſchen Bezirk Suczawa 
und aus dem politiſchen Bezirke Suczawa, findet die 
k. k. Landesregierung bis auf Weiteres den Bewohnern 
(den Producenten und nicht den Händlern) der 
Gemeinden Dragojeſtie, Joſeffalva, Illiſcheſtie, 
Lukaczeſtie und Stupka die Zufuhr von Schweinen 
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zum Verkaufe auf den Markt in Suczawa und den 
Rücktransport der unverkauft gebliebenen Schweine 
von dort in die genannten Urſprungsgemeinden zu 
geſtatten. 

Vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 

Hievon geſchieht mit dem Beifügen die all— 
gemeine Verlautbarung, das die ſonſtigen Beſtim— 
mungen der hierortigen Kundmachung vom 3. März 
1902, 3. 3457, auch weiterhin in Wirkſamkeit 
bleiben. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Wien 
vom 21. Mai 1902, 3. 51925, 


betreffend 


Beſchränkungen im Viehverkehre vom Centralvieh⸗ 
markte in St. Marx in Wien. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche in Wien findet die Statt— 
halterei unter Behebung ihrer Kundmachungen vom 
7. und 10. Mai 1902, 33. 47063 und 47864, hin⸗ 
ſichtlich des Viehverkehres vom Centralviehmarkte in 
St. Marx bis auf Weiteres Folgendes anzuordnen: 

1. Der Abtrieb von Rindern und Schafen, ſowie 
die Abfuhr dieſer Thiere (Kälber, Schafe, Lämmer und 
Kitze ausgenommen) im lebenden Zuſtande, auf be— 
ſpannten Wagen vom Centralviehmarkte in St. Marx 
aus dem Stadtgebiete Wien, ferner der Abtrieb von 
Schafen von dieſem Markte überhaupt und ſpeciell 
auch der Weidetrieb der vom Markte ſtammenden 
Schafe innerhalb des Stadtgebietes Wien, iſt ver— 
boten. R 

2. Die Abfuhr von Großhornvieh und Schafen 

mittels Eiſenbahn iſt unter der Bedingung geſtattet, 
daſs die Thiere in St. Marx verladen, nach der dem 
Beſtimmungsorte zunächſt gelegenen Bahnſtation 
transportirt, unter thierärztlicher Beſchau bei unbe⸗ 
denklichem Befunde ausgeladen, direct an den im 
Viehpaſſe angeführten Beſtimmungsort gebracht, in 
die Schlachthütte geſtellt und dort ohne Wechſel des 
Standortes innerhalb 3 Tagen nach dem Ein— 
langen (berechnet vom Zeitpunkte der Ausladung in 
der Bahnſtation) geſchlachtet werden, wobei ſie 
nach den Beſtimmungen der Verordnung vom 26. Sep- 
tember 1886, 3. 4819 (niederöſterreichiſches Landes— 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Nr. 49), betreffend die 
Vieh- und Fleiſchbeſchau in Niederöſterreich, beſchaut 
werden müſſen. 
3. Von dem Abgange ſolcher Sendungen hat der 
Verſender, beziehungsweiſe Thiereigenthümer die 
Marktbehörde in St. Marx unter genauer Angabe 
der Ausladeſtation, des Beſtimmungs-, beziehungs— 
weiſe Schlachtortes und des betreffenden politiſchen 
Bezirkes zu verſtändigen. 

Die Marktbehörde in St. Marx hat hievon die 
Gemeindevorſtehung des Beſtimmungs-, beziehungs— 
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weiſe Schlachtortes und die betreffende politische 
Bezirksbehörde, und zwar derart in Kenntnis zu 
ſetzen, daſs erſtere in der Lage iſt, hinſichtlich der Ein— 
haltung der gegebenen Vorſchriften die entſprechenden 
Verfügungen treffen zu können, letztere aber die 
entſprechende Überwachung ausüben kann. 

4. Die am Centralviehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage angekauften Rinder und Schafe 
müſſen längſtens innerhalb 48 Stunden nach Beendi- 
gung des Marktes vom Centralviehmarkte entfernt 
werden. 

5. Die am Centralviehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage unverkauft gebliebenen Rinder und 
Schafe find längſtens innerhalb 48 Stunden nach Be- 
endigung des Marktes auf die Contumazabtheilung zu 
bringen und dortſelbſt längſtens am nächſtfolgenden 
Samstag zu vermarkten. 

Am Contumazmarkte verkaufte und unverkaufte 
Thiere ſind noch am ſelben Tage von dort zu ent— 
fernen. 

Die verkauften Thiere müſſen entweder in die 
Schlachthäuſer in Hernals, Gumpendorf oder Meidling 
mittels Wagen abgeführt oder in das Schlachthaus in 
St. Marx abgetrieben werden, während die unver— 
kauften Thiere behufs deren ehebaldiger Schlachtung 
in das Schlachthaus in St. Marx abzugeben ſind. 


6. Die vom Centralviehmarkte in St. Marx 
mittels Eiſenbahn oder auf beſpannten Wagen im 


lebenden Zuſtande abgeführten Kälber, 
Lämmer und Kitze unterliegen hinſichtlich ihrer 
Schlachtung den für vom Wiener Markte ſtammende 
Schlachtthiere feſtgeſetzten allgemeinen Beſtimmungen. 

7. In Betreff der Abfuhr von Rindern und 
Schafen vom Centralviehmarkte nach Böhmen, 


Mähren und Oberöſterreich wird auf die bezüg- 


lichen Kundmachungen der Statthalterei in Prag 
vom 5. Mai 1902, Z. 93205, in Brünn vom 7. Mai 
1902, Z. 22622, und Linz vom 4. Mai 1902, 
3. 9708, verwieſen. 


Die Abfuhr der obbezeichneten Thiere nach den 


übrigen Verwaltungsgebieten, eventuell nach Ungarn 
iſt nur inſoweit ſtatthaft, als von den betreffenden 
Landesbehörden, beziehungsweiſe vom königlich ungari⸗ 
ſchen Ackerbauminiſterium beſondere Bewilligungen 
hiezu ertheilt werden ſollten. 


8. Das beſtehende Verbot des Wegbringens von 
Schweinen im lebenden Zuſtande aus dem Stadt- 
gebiete Wien verbleibt ausnahmslos in Kraft. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 

Übertretungen derſelben werden nach dem Ge⸗ 
ſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Verhandlungen des Thierſeuchenaus— 
ſchuſſes des Abgeordnetenhauſes.) In der am 
14. Mai d. J. abgehaltenen Sitzung des Thierſeuchen⸗ 
ausſchuſſes gelangte der Antrag des Abgeordneten 
Kittel, betreffend die geſetzliche Regelung der Ent- 
ſchädigung bei Milzbrandfällen zur Erörterung, die 
ſich mit Hinſicht auf die Betheiligung mehrerer Redner 
ſehr eingehend geſtaltete. Der Regierungsvertreter 
Sectionschef Graf Auersperg bezeichnete es als der— 
zeit nicht opportun und zweckmäßig, eine Detailfrage 
veterinärer Natur zur Entſcheidung zu bringen, wo 
man vor einer gänzlichen Umarbeitung des Thier— 
ſeuchengeſetzes ſteht, die ſich als eine Nothwendigkeit 
der fortſchreitenden Entwicklung auf dieſem Gebiete 
ergebe. Insbeſondere ſcheine dies einer Thierſeuche 
gegenüber nicht geboten, die in verhältnismäßig 
geringem Maß auftrete und der gegenüber man ſich 
ſchützen könne. Der Antrag des Abgeordneten Kittel 
und die im Laufe der Debatte anderſeitig gegebenen 
Anregungen wurden dem Subcomite des Ausſchuſſes 
zur weiteren Berathung zugewieſen und folgende 
Reſolution angenommen: 

„Die k. k. Regierung wird aufgefordert, ſobald 
als möglich einen Geſetzentwurf vorzulegen, womit 
das beſtehende Thierſeuchengeſetz in der Weiſe abge— 
ändert wird, daſs die Entſchädigung für die durch 


Milzbrand gefallenen oder vertilgten Thiere, ſowie 
für die nothwendig gewordene Desinfeetion der 
Stallungen ec. aufgelaufenen Kosten aus Staatsmitteln 
vergütet werden. 

Bis zur Erlaſſung dieſes neuen Geſetzes wolle 
die Regierung bei vorkommenden Milzbrandfällen 


eine Entſchädigung aus Staatsmitteln unter dem 


Titel des Nothſtandes gewähren.“ 


(Veterinärmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Maul- und Klauenſeuche in Eng land.) 
Ein an das k. 115 k. Miniſterium des Außern ge⸗ 
langter Bericht unſerer Botſchaft in London theilt 
die aus Anlaſs des bereits gemeldeten Auftretens der 
Maul- und Klauenſeuche“) in England vom Board 
of Agriculture getroffenen veterinär-polizeilichen 
Maßnahmen mit. Zwei Verordnungen, die erſte datirt 
vom 29. März 1902, die zweite vom 8. April d. J., 
wurden mit Rückſicht auf den Ausbruch der Maul⸗ 
und Klauenſeuche in mehreren Gemeinden der Graf— 
ſchaft Kent und der Stadt Canterbury erlaſſen. 

In der erſten Verordnung wird verfügt, dajs 


kein Stück Rindvieh, Schaf, Ziege oder Schwein ges 


landet, noch in den Diſtrict ein- oder aus demſelben 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 14 ex 1902, Seite 165. 


Schafe, 


Nee 
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ausgeführt oder über Landſtraßen desſelben getrieben 
werden darf. Ausgenommen iſt der Tranſit mittels 
Eiſenbahn von einem Orte außerhalb des Diſtrictes 

nach einem anderen Orte außerhalb desſelben, mit 
Vermeidung jeder unnöthigen Verzögerung und jeder 
Vertauſchung der Thiere. Mit der Durchführung dieſer 
Verordnung werden die Localbehörden betraut und 
im weiteren alle aus der Nichtbefolgung dieſer Ver— 
ordnung ſich ergebenden Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen angeführt, welche als eine Übertretung des 
Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 1894 geahndet 
werden. 

In der zweiten Verordnung, welche eine Ab— 
änderung der obigen bildet, wird den Localbehörden 
die Berechtigung eingeräumt, wenn fie es für noth- 
wendig und zweckdienlich finden, zu geſtatten, dafs 
Thiere ihres Bezirkes in den bezeichneten Diſtrict oder 
daſs von einem Theile einer Farm (Wirtſchaftsbeſitz) 
in einen anderen Theil derſelben oder zwiſchen ver- 


ſchiedenen Farmen (Wirtſchaftshöfen) desſelben Be- | 


ſitzers Thiere gebracht werden dürfen. Dieſe Ermächti— 
gung können die Localbehörden erforderlichenfalls 
ertheilen, wenn es möglich iſt, die Thiere derart zu 
transportiren, dafs fie keine Landſtraße oder keinen 
Fahrweg berühren, ſelbſt nicht gegenüber dieſen ſoll 
der Transport ſtattfinden. Die Ermächtigung erfolgt 
durch einen Licenzſchein, welcher von einem In— 
ſpector der Localbehörde ausgeſtellt wird, voraus— 
geſetzt, dafs die Thiere ſich nicht in einem von Maul- 
und Klauenſeuche inficirten Orte befinden und deren 
Transport nicht durch die Verlautbarung eines anderen 
Inſpectors oder durch Amtsverordnung verboten iſt. 

Wird der Transport der Thiere für ſo oft, als er 
erforderlich erſcheint, bewilligt, ſo führt die Licenz die 
Bezeichnung „Occupation-Licenz“ (Beſitzer-Licenz) 
und bleibt ſolange in Kraft, bis deren Widerruf dem 
Beſitzer der Farm von der Localbehörde an— 
gezeigt wird. In allen anderen Fällen gilt die Licenz 
vier Tage. 

Der Licenzſchein enthält den Namen und die 
Adreſſe des Licenzbewerbers, Zahl und Beſchreibung 
der Thiere, den Ort, von welchem, den Ort, nach 
welchem und die Bedingungen, unter welchen der 
Transport geſtattet iſt. (Ein Ausſchnitt, welcher die 
gleiche Nummer und den gleichen Inhalt des Licenz— 
ſcheines enthält, wird vom Ausſteller zurückbehalten.) 
Die zum Transporte licenzirten Thiere werden 


Erlaſs ergehen laſſen, 
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ſignirt. Die Licenz iſt beim Transporte mitzuführen 
und über Verlangen vorzuweiſen. Ausgeſtellt wird 
dieſelbe nur, wenn der Beſitzer erklärt, daßs das Thier 
weder krank iſt, noch der Infection durch Maul- und 
Klauenſeuche während der letzten 28 Tage aus— 
geſetzt war. 


(Neue Fleiſcheonſervirungsmethode in 
Frankreich.) Nach einer Mittheilung im „Handels— 
Muſeum“ hat das franzöſiſche Kriegsminiſterium einen 
welcher eine Anweiſung zur 
Herſtellung von Fleiſcheonſerven (halbgeſalzenes 
Rindfleiſch) mittels Anwendung flüſſiger Kohlen— 
ſäure enthält. Dieſe wird in das Muskelgewebe des 
Fleiſches eingeblaſen, ſodann wird das Fleiſch in 
Stücke von fünf bis ſieben Kilogramm zerlegt und 
ſolange es noch warm iſt, mit einer Miſchung von 
Salz und anderen fäulnisverhindernden Stoffen ein— 
gerieben. Die Verpackung erfolgt in Säcken, welche mit 
einer Salzlake getränkt ſind. 


(Viehſeuchenbekämpfung in Deutſch-Süd— 
weſtafrika.) Der kaiſerliche Gouverneur von Deutſch— 
Südweſtafrika hat unter dem 24. December 1901 
eine Verordnung, betreffend die Abwehr und Unter— 
drückung von Viehſeuchen, erlaſſen. Bezüglich der 
Vieheinfuhr wird nach Mittheilungen in der „Berliner 
Thierärztlichen Wochenſchrift“ beſtimmt, daſs die zur 
Einfuhr gelangenden Thiere mit Urſprungs- und 
Geſundheitszeugniſſen verſehen ſein müſſen; Rinder 
außerdem mit einem Tuberculin-Impfatteſt. Von der 
Einfuhr ausgeſchloſſen ſind Thiere, welche an nach— 
folgenden Seuchen leiden: Milzbrand und Rauſchbrand, 
Tollwuth, Rotz, Pferdeſteife, Beſchälſeuche, Bläschen 
ausſchlag, Lungenſeuche, Maul- und Klauenſeuche, 
Räude, Rinderpeſt, Texasfieber, Tuberculoſe, Rothlauf 
der Schweine, Schweineſeuche und Schweinepeſt und 
Schafpocken. Mit Ausnahme der Tuberculoſe ſind alle 
vorgenannten Krankheiten beim Ausbruche im In- 
lande anzeigepflichtig. Die Verordnung enthält ſodann 
Beſtimmungen über die Iſolirung der kranken und ver— 
dächtigen Thiere, über die Beſeitigung der Cadaver, 
über die Aufbewahrung infectionsfähigen Materiales, 
über die Behandlung lungenſeuchenkranker Rinder. 
Die Ausführungsvorſchriften zu dieſer Verordnung 
ſchließen ſich im allgemeinen den im deutſchen Reichs— 
Viehſeuchengeſetze getroffenen Beſtimmungen und 
Anordnungen an. 


Verſonalnachrichten. 


Der Statthalter in Mähren hat die Bezirksthierärzte 
Ignaz Korſchann (Neutitſchein) und Eugen Dworzak 
(Miſtek), den erſten unter Zutheilung zum Veterinärdeparte— 
ment der Statthalterei, zu Bezirksoberthierärzten, dann die 
BVeterinäraſſiſtenten Karl Müller (Brünn) und Alois 
Boj pisilike (Hohenſtadt), den erſten unter Zutheilung Be 


Bezirkshauptmannſchaft Neutitſchein, zu Bezirksthierärzten, 
und die Thierärzte Joſef Hasäk und Anton Chalabala, 


unter Zutheilung des erſteren zur Bezirkshauptmannſchaft 


Zuaim, des zweiten zum Veterinärdepartement der mähri— 


ſchen Statthalterei, zu Veterinäraſſiſtenten ernannt. 


* 


behörden in ROTER der leßten Wochenperiode zur Anzeige gelangt ſind. 


Ausweis 
* den Stand der anten en Thierkrankheiten, 51505 nach den am 21. Mai 1902 vorgelegenen Berichten Ber polififchen Tandes- 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 3002 Schweine, davon krank 964 Stücke. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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briblutt zu dem Uerurduungsblatt 


AK. k. Miniſte riums des Innern. 


— 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Yeterinärverwaltung. 


5 Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern 


Nr. 18. | Wien, 5. Juni 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 5. Juni 1902, Z. 23.048, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der 
ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 
— Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 17. Mai 1902, Z. 103.527, mit welcher das Verbot der 
Ausfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem pol. Bezirke Kladno, ſowie dem Gerichtsbezirke Klattau nach dem 
Deutſchen Reiche aufgehoben wird. — Kundmachung der Landesregierung in Czernowitz vom 30. Mai 1902, 
3. 14.204, enthaltend veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen 
und Ziegen aus Rumänien. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 31. Mai 1902, Z. 55.732, 
betreffend den Viehverkehr vom Central⸗Viehmarkte in St. Marx in Wien. — Verſchiedene Mittheilungen. 
Erfordernis der Tuberculinimpfung für nach Rumänien zur Einfuhr gelangende Rinder. 


GOeſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
is 4 ; . gattungen verboten iſt. 
Innern vom 5. Juni 1902, 3. 23.048, Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
f womit ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe meinden und auf deren Nachbargemeinden. 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf In dieſem Sinne iſt verboten: 
Weiteres geregelt wird. 


1 1. Aus Un garn: 


FR 1 18101 ; f des Beſtandes der Maul⸗ und 

„Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in Amen N 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen Klauenſeuche die Einfuhr von K . 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 Comitat Kraſſo⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ Karänſebes: aus der Gemeinde Lindenfeld, Stuhl- 
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gerichtsbezirk Lugos: aus der Stadtgemeinde Lugos; 
Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus den Gemeinden 
Ferenczfalva, Kuptorc⸗Szekul; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: 
den Gemeinden Buzäd, Bukovec, Kiszeto, 
Topolovecz, Suſtra, Szikläs; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
den Gemeinden Horvat Csene, Billed; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus der Gemeinde Szepſi; Stuhlgerichtsbezirk 
Füzer: aus den Gemeinden Kajata, Nagy⸗Szalaͤncz, 
Telkibänya; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: aus der Ge⸗ 
meinde Kenyhecs; 

Comitat Alſö⸗Feher, Stuhlgerichtsbezirk Kiſenyed: 
aus der Gemeinde Alamor; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
aus den Gemeinden Al⸗Csill, Boros⸗Sebes, Buttyin, 
Fenyes, Holdmézés, Krokna, Madrizeſt, Prezeſt; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O-Becſe: 
aus den Gemeinden O-Becſe, Turia; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Titel: aus der Gemeinde Titel; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Zenta: aus der Gemeinde Zenta; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Himeshaͤza, Szilaͤgy; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Verebely: aus 
den Gemeinden Nagy-Maͤnya, Verebely, Zitva⸗Ujfalu; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus der Gemeinde Bekeésſzentandräs; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cséffa: aus 
den Gemeinden Gyapju, Mezö⸗Gyän, Okäny, Ugra; 
Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus der Gemeinde Dereeske; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csath: 
aus den Gemeinden Igriczi, Szederkeny, Tisza⸗ 
Keszi, Tisza⸗Palkonya, Tisza⸗Tarjän; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszaͤn⸗ 
Innen: aus den Gemeinden Kistelek, Sövényhäza; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Süttö, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Esztergom; Stuhlgerichtsbezirk Pärkäny: aus 
den Gemeinden Beny, Kéty, Kiesind, Nana, Paͤrkäny; 

Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Mor: aus der 
Gemeinde Balinka; Stuhlgerichtsbezirk Väl: aus der 
Gemeinde Bieske; 

Comitat Fogar as, Stuhlgerichtsbezirk Alfo-Arpas : 
aus den Gemeinden Alſö⸗Arpas, Gainär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Fogaras: aus der Gemeinde Fogaras; 

Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Röcze: aus der Gemeinde Nandras; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Rozsnyo: aus den Gemeinden Aljd- 
Saje, Berzete, Csetnek, Henczkoö; 

Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Hajdu⸗Böször⸗ 
meny: aus der Gemeinde Teglas, ſowie 
Stadtgemeinde Hajdu⸗Nanäs; | 


aus 
Nagy⸗ 


aus 
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Comitat Häromszek, Stuptgerigtsbeint em: 
aus der Gemeinde Beſſenyö; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus den 
Gemeinden Felnémet, Toöͤtfalu; 
Hatvan: aus den Gemeinden Ecsed, Hatvan, Hort; 
Stuhlgerichtsbezirk Heves: aus der Gemeinde Kömlö; 


Stuhlgerichtsbezirk Petervafar: aus den Gemeinden 


Stuhlgerichtsbezirk 


Bükkszök, Egerbakta, Mätra⸗Dereeske, Mikofalva; Stuhl⸗ 


gerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus den Gemeinden . 


Füred, Tiszanaͤna; 

Comitat Huny ad, Stuhlgerichtsbezirk Szaͤszvaͤros: 
aus der Gemeinde Kudzsir; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Jäszsaäg: aus der Gemeinde Alſo⸗Szent⸗ 


györgy; Stuhlgerichtsbezirk Alſö⸗Tisza: aus der Ge⸗ 


meinde Tiszaföldvaͤr; 

Comitat Kis ⸗Küküllbö, 
Hosszuaszö: aus der Gemeinde Betlen⸗Szent⸗Miklos; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mocs: aus 
den Gemeinden Magyar⸗Palatka, Vajda⸗Kamaras; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sarmäs: aus der Gemeinde 
Bäld; Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus der Gemeinde 
Dedräd; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirt Tata: aus 
den Gemeinden Baj, Gyermely; Stuhlgerichtsbezirk 
Udvard: aus der Gemeinde Heteny; 

Comitat Krassoö⸗Szörény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogſän: aus den Gemeinden Nagy⸗Szurduk, 
Valemaͤre, Vermes; Stuhlgerichtsbezirk Facset: aus 
den Gemeinden Forasest, Tomest; 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Bogyest, Daruvär; 
Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Gemeinde 
3 Szerb⸗Poszezsena; 2 


Stuhlgerichtsbezirk 


Stuhlgerichts⸗ 


Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Aldo 


Regen: aus der Gemeinde Görgeny⸗Avegcsür; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felſbö⸗Regen: aus der Gemeinde Maros⸗ 
Vees; 

Comitat Nögräd, 
aus der Gemeinde Bujäk; 


Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Miava: aus 


Stuhlgerichtsbezirk Sziräk: 


der Gemeinde Miava; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapol⸗ 


aus den Gemeinden Kis⸗Rippeny, Nezsette, 
Radosna; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: 
aus der Gemeinde Csalaäͤd; Stuhlgerichtsbezirk 
Pöſtyen: aus der Gemeinde Job; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Väg⸗Ujhely: aus der Gemeinde Lubina; 
Comitat Saros, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗Tärcza: 


esany: 
Nyitra⸗Saͤrfö, 


aus den Gemeinden Kakasfalu, Kisfalu, O.⸗Ruzsin; 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdaͤny: 
aus den Gemeinden Kemeese, Bas⸗Megyes; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Alfo-Dada : aus den Gemeinden Tisza⸗ 
Dada, Tisza⸗Lök, Tisza⸗Polgaͤr, ſowie aus der Stadt⸗ 


gemeinde Nyiregyhäza; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: 5 


aus den Gemeinden Berczel, Buj, Gava ; 
Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk 


aus der Somkut: aus der Gemeinde Feherszek; 


Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 


Nagy⸗ 


. 
enn 


& aus der Gemeinde Bendorf; 


aus den Gemeinden Fenyöfalva, Nagy⸗Talmaes, 
Sellemberk; Stuhlgerichtsbezirk Szerdahely: aus der 
Gemeinde Nagy⸗Ludas; Stuhlgerichtsbezirk Uiegohäz: 


Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Szilägy⸗ 
Cseh: aus den Gemeinden Felſö⸗Szivägy, Szilägy⸗ 
Szeg; 

Comitat Szolnof - Dobofa, Stuhlgerichtsbezirk 


Csäkigorbö: aus der Gemeinde Csäki⸗Gorbo; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Rékäs: aus 
den Gemeinden Buzad, Hodos, Jezvin, Margitfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden 
Majlätfalva, Monoſtor, Zsadäny, Vinga; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jara: aus den Gemeinden Hagymäs, Kis— 
bänya; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemein⸗ 
den Alſoö⸗Szent⸗Mihälyfalva, Aranyos⸗Poly in, Ba- 
gyon, Bänyabük, Egerbegy, Kövend, Mezö-Orke, 
Meszkö, Tur; Stuhlgerichtsbezirk Toroczkö: aus der 
Gemeinde Toroczkö; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus den Gemeinden Romän⸗Kecsa, Tamäsfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Beeskerek: aus der Gemeinde 
Nagy⸗Teremia; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus 


der Gem inde Tisza⸗Hegyes, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy⸗Kikenda; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Szent⸗Mikloͤs: aus den Gemeinden Kis-Zombor, 


Szerb⸗Nagy⸗Szent⸗Miklöͤs; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗ 
becse: aus der Gemeinde Törökbecse; Stuhlgericht3- 
bezirk Török⸗Kanizza: aus den Gemeinden Deszk, 
Gyäla; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus den Ge⸗ 
meinden Magyar⸗Czernya, Zsombolya; 

Comitat Trenesèn, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
der Gemeinde Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoröd: 
aus der Gemeinde Kénos; Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Üdvarhely: aus den Gemeinden Alſo⸗Söfalva, Fial⸗ 
falva, ſowie aus der Stadtgemeinde Szekely-Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Neviczke, Zahar, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Ungvär; 

Comitat Veszprem, Stuhlgerichtsbezirk Zircz: aus 
den Gemeinden Bakony⸗Szent⸗Läszlö, Barsonyos, Sur; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Alſö⸗Lendva: 
aus der Gemeinde Kebele; Stuhlgerichtsbezirk Nova: 
aus der Gemeinde Taͤrnok⸗Oroklän; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Baranes, Kiszte, Säros⸗ 
Patak, Veégardoö, Velejte; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: 
aus den Gemeinden O-Liszka, Tarczal; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Varanno: aus den Gemeinden Stefandez, 
Varannö⸗Csemernye; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Besztercze⸗ 
bänya: aus der Stadtgemeinde Beszterczebänya; Stuhl- 
gerichtsbezirk Breznobänya: aus den Gemeinden 
Borosznö, Szent⸗Andräs; Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlyom: 
aus der Gemeinde Bücs und aus der Stadtgemeinde 


aus 
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Zölyom und überdies aus den Municipalſtädten 
Pozsony und Temesvär; 


e. wegen des Beſtandes des Stäbchen⸗— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 

Comitat Alſoö⸗Feher, Stuhlgerichtsbezirk Baläzs⸗ 
falva: aus den Gemeinden Sorostély, Tür; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus der 
Gemeinde Fakert; Stuhlgerichtsbezirk Borosſebes: aus 
der Gemeinde Deézna; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvärad: 
aus den Gemeinden Kätoly, Lovasz-Heteny, Nädasd; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maröt: 
aus der Gemeinde Nagy⸗Szeese; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus den Gemeinden Békes⸗Szent⸗Andräs, Szarvas; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezöcsät: 
aus den Gemeinden Höbäba, Nemes-Bikk; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Miskolcz: aus der Gemeinde Görömböly; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongräd: 
aus der Gemeinde Csongräd; Stuhlgerichtsbezirk 
Tiszan⸗Innen: aus der Gemeinde Horgos; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Eszter⸗ 
gom: aus den Gemeinden Piszke, Sarisap ; 

Comitat Fejèér, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Bieske, Gyurd, Martonvasar ; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus der Gemeinde Bereczk, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Kezdi⸗Vaͤſärhely; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Detk, Visonta; Stuhlgerichtsbezirk 
Hatvan: aus der Gemeinde Eeséd; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Tisza⸗Füred: aus der Gemeinde Tisza⸗Füred; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bät: aus der 
Gemeinde Kis⸗Kereskeny; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Szaͤszväros: 
aus der Gemeinde Kasztä; 

Comitat Jas z⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alsö⸗Tisza: aus der Gemeinde Tisza⸗Földvar; 


aus den 


Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus den Gemeinden Mezö⸗Kirälyfalu, 
Septer; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Särmäs: aus der 


Gemeinde Kis⸗Särmäs; 

Comitat Komarom, 
aus der Gemeinde Hereg; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
Agota: aus den Gemeinden Kövesd, Veszbd; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Nögraͤd: 
aus den Gemeinden Aljd-Szecsenyfe, Veröcze; Stuhl- 
gerichtsbezirk Sziraͤk: aus der Gemeinde Ber; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Ersekujvär: 
aus der Gemeinde Maͤrtonfalu; Stuhlgerichtsbezirk 

Nyitra: aus den Gemeinden Kaläsz, Urmeny, Vajk; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl 
gerichtsbezirk Kiskun⸗Félegyhaͤza: aus der Gemeinde 
Szank; Stuhlgerichtsbezirk Räczkeve: aus der Ge— 


Stuhlgerichtsbezirk Tata: 


38* 
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meinde Kiskunlaczhäza; Stuhlgerichtsbezirk Abony: 
aus der Stadtgemeinde Nagy⸗Körös; 

Comitat Pozs ony, Stuhlgerichtsbezirk 
Czallököz: aus der Gemeinde Also⸗Nyärasd; 
gerichtsbezirk Felsö⸗Czalloköz: 
Somorja, Szemet; 

Comitat Säros, Stuhlgerichtsbezirk Tapoly: aus 
der Gemeinde Kapi; Stuhlgerichtsbezirk Makovicza: 
aus der Gemeinde Szorvein; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk 
Dada: aus der Gemeinde Tisza-Polgär; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Bogdaͤny: aus den Gemeinden Kemecse, 
Oros; Stuhlgerichtsbezirk Felsö-Dada: aus der Ge⸗ 
meinde Zalkod; 

Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk 
Somkut: aus der Gemeinde Hoszufalu; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Szerdahely: 
aus der Gemeinde Toporesa; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Szeben: aus der Gemeinde Sellenberg; 

Comitat Szolnok-Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Cjafi-Gorbd : aus der Gemeinde Nagy⸗Keresztes; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
den Gemeinden Deliblät, Temes⸗Kubin; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Vinga: aus den Gemeinden Romän-Bencsek, 


Alsoͤ⸗ 
Stuhl⸗ 
aus den Gemeinden 


Alſo⸗ 


Nagy⸗ 


Zsadäny; 
Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Puszta⸗Csan, ſowie aus 


der Stadtgemeinde Torda; Stuhlgerichtsbezirk Toroczko: 
aus den Gemeinden Csegez, Vaͤrfalva; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät⸗Kécsa; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Becskerek: aus der Gemeinde Lukäcsfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Hegyes; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus 
den Gemeinden Desk, Gyäla; Stuhlgerichtsbezirk 
Zsombolya: aus den Gemeinden Magyar⸗Czernya, 
Nemet⸗Czernya; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Satoralja⸗ 
Ujhely: aus der Gemeinde Jozseffalva 


und überdies aus den Munieipalſtädten Kaſſa 
und Székesfehervar; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus der Gemeinde Oläh⸗Szent⸗Laͤszlo; 
Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Szaͤszhalom; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Segesvaͤr: aus der Gemeinde Szäsz⸗ 
Szt.⸗Laͤszloö; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Källo: 
aus der Gemeinde Nyir⸗Abräny; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhaͤz: 
aus der Gemeinde Szakadat; 
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2. aus Croatien-Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: i 
Comitat Syrmien, Bezirk Vukovar: 
Gemeinden Vera, Sotin, Vukovar, Sid; 
b. wegen des Beſtandes der Beſ hälfeuge: 
die Einfuhr von Einhufern:N 
Comitat Bjelovar-Krizevci, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Molve, Virje; Bezirk⸗ 
Koprivnica: aus den Gemeinden Druje, S 
Koprivnica, Novigrad, Peteranec. 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter | 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 

a. wegen Einſchleppung der Maul⸗ und nn 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen); 

aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat 
Temes), ſowie aus der Municipalſtadt Temes vär; 

b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 

Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichts⸗ 
bezirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde 
Gyula⸗Fehervär, Magyar⸗Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy ⸗ 


Enyed einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Nagy⸗Halmaͤgy, Pécska, Radna, Ternova, Vilägos 
(Comitat Arad), Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Höͤdsäg, 
Kula, Német⸗Palänka, Topolya, Ujvidék, Zombor 
(Comitat Bäcs⸗Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 


Mohäcs, Pecs, Siklös, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba- 


ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Bars), Bekes, Beles- 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Bék és), 
Felvidek, Latoreza, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza-hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz 
(Comitat Bereg), Naszöd (Comitat Besztere ze⸗ 
Naszoͤd), Bel, Belönyes, Berettyö⸗Uffalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda, Vasköh (Comitat Bihar), Battonya, Kovaeshäz, 


Központ, einſchließlich der Stadtgemeinde Mako, 
Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszaͤn⸗-Tül, ein 
ſchließlich; der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 


Csongräd), Adony, Särbogaͤrd, Szekes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszécs, Rimaszombat, eiuſchlkeßuc 


*) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit Willie 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Sokoro⸗Alja, Tösziget- 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Szoboszlö ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Ha jd ü), Ipolyſaͤg, Nagy⸗Csalomia, Szob (Comitat 
Hont), Algyögy, Brad, Deva, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatszeg, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Hunyad, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Vajda⸗Hunyad, Körösbänya, Maros⸗ 
Illye, Puj, (Comitat Hunya d), Felſö⸗Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Ujszaͤlläs, 
Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy⸗Kun⸗Szolnoh, Diesö⸗Szent⸗Märton, Erzsé⸗ 
betväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Radnot, (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, Bänffy⸗ 
Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), Csalloököz, 
Gesztes (Comitat Komarom), Karänſebes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Maros, 
Reſicza, Temes (Comitat Krasso-Szörény), Dolha 
(Comitat Märamaros), Alſö⸗Maros Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda, (Comitat Maros-Tor da), Magyar⸗ 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Loſoncz, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szecseny 
(Comitat Nögräd), Alſö-Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kalocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Monor, Pomäz, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Szent⸗Endre, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Peſt⸗ 
Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Bares, Csurgo, Igal, Kaposvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogy), Csepreg, Csorna, Felſö-Pulya, Kismarton, 
einſchließlich der Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt, 
Nagy⸗Marton, Sopron (Comitat Sopron), Kis⸗ 
Värda, Nagy⸗Källö, Nyir⸗Bätor, Tisza (Comitat 
Szaboles), Csenger, Erdöd, Fehr⸗Gyarmat, Mäteszalka, 
Nagy⸗Käroly, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szatmär, (Comitat Szatmär), Szäsz⸗ 
Sebes, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Szeben), Kraszna, Szilägy⸗Somlys, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tasnäd, 
Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Zsibs (Comitat Szilägyi), Betlen, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kekes, Szamos⸗ 
Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Szolnok⸗Doboka), Csäkova, Detta, Központ, 
Lippa, Uj⸗Arad, Verſecz (Comitat Temes), Dom- 
bovär, Dunaföldvär, Központ, Simontornya, Tamas, 
Völgyſeg (Comitat Tolna), Felvincz, Maros⸗Ludas 


(Comitat Torda⸗Aranyos), Antalfalva, Bänlak, 


Mödos, Panecsova, Pärdäny (Comitat To ron täh, 
Szekely ⸗Keresztur (Comitat ÜUdvarhel c, 
Tiszän⸗Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat Ugoesa), 
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Kapos, Sobrönez (Comitat Ung), Kis ⸗Czell, 
Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Német-Ujvär, Särvär, 
Szombathely, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Vasvär (Comitat Vas), Devecser, 
Enying, Päpa, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Veszprém, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Veszprém), Csäk⸗ 
tornya, Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapoleza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami- 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Gröt (Comitat Zala), 
Bodrogköz, Gaͤlszees, Nagy⸗Mihäly (Comitat Zem⸗ 
plé n), ſowie 

aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Hodmezö— 
Väſärhely, Kolozsvär, Maros⸗Väſärhely, Pécs, Sopron, 
Szabadka, Szatmär⸗Németi, Versecz, ſowie aus der 
kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde Krizevei einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 
Ogulin, Vojnic, Vrbosko (Comitat Modrus-Rieka), 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Novska, Pakrac, Pozega, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Pozega), 
Ilok, Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 


gemeinde, Ruma, Zupanja (Comitat Syrmien), 
Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Pregrada, Varazdin, 
Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, Miholjac 


dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comitat 
Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat 
Zagreb), ſowie aus den Munieipalſtädten Oſiek, 
Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz— 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Szeniez (Comitat Nyitra), Malaczka (Comitat 
Pozsony), Felſö-Tärcza einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kis⸗-Szeben (Comitat Säros), Szepes⸗ 
Szombat einſchließlich der Stadtgemeinde Popräd 
(Comitat Szepes), Puchö (Comitat Trencsen), 
Szent⸗Gotthärd (Comitat Vas), Homonna, Sztropkö 
(Comitat Zemplen) in Ungarn, ſowie in dem Be— 
zirke Cirkvenica (Comitat Modrus-Rieka) in Croatien— 
Slavonien; 
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b. des Stäbchenroth laufes in den Stuhlgerichtö- 
bezirken O⸗Lublö, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Szepes Szombat einſchließlich der 
Stadtgemeinde Popräd (Comitat Szepes), Pucho 


(Comitat Trenesen) in Ungarn 

iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich- 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Unter⸗Gänſerndorf, Wiener⸗ 
Neuſtadt, Feldbach, Göding, Ungariſch-Brod, Wallachiſch⸗ 
Meſeritſch, Lisko, Nowytarg, Neu⸗Sandec, Sanok, 
Luſſin getroffenen Verfügungen verboten. 

Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be⸗ 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden bejon- 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro⸗ 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 15., 22., 27. und 28. Mai 1902, 33. 19.448, 
20.738, 21.530 und 21.885, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
S$ 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 17. Mai 1902, Z. 103.527, 


mit welcher 
das Verbot der Ausfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh 
aus dem pol. Bezirte Kladno, ſowie dem Gerichts- 
bezirte Klattau nach dem Deutſchen Reiche auf⸗ 
gehoben wird. 


Mit Rückſicht darauf, daß die Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche im Bezirke Klattau gänzlich erloſchen und im 


rr 
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Bezirke Kladno dem Erlöſchen nahe iſt, wird das mit 


der Statthalterei-Kundmachung vom 8. April l. J., 
3. 70.940, verfügte Verbot der Ausfuhr von Nutz⸗ 
und Zuchtvieh aus den genannten Bezirken nach dem 
Deutſchen Reiche wieder außer Kraft geſetzt. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Czernowitz vom 30. Mai 1902, 3. 14.204, 


enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der anſteckenden 
Thierkrankheiten in Rumänien findet die k. k. Landes⸗ 
regierung vom 3. Juni 1902 angefangen zu unterſagen: 

Wegen des Beſtandes der 

1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein⸗ 
und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den 
rumäniſchen Diſtricten Botuſchani, Covorlui, 
Falciu, Go rj, Ilfov, Jaſſy, Mehedin li, 
Neamtu, Roman, Romana i, Teleorman, 
Tulcea und Suceava. 

2. Der Schafpockenſeuche die Ein⸗ und 
Durchfuhr von Schafen aus den rumäniſchen Diſtricten 
Conſtantza und Vas lui. 

Aus den hier namentlich nicht angeführten übrigen 
Diſtricten Rumäniens iſt die Ein⸗ und Durchfuhr 
von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen Beobachtung 
der vorgeſchriebenen veterinär-polizeilichen Anordnungen, 
jedoch nur mittelſt Eiſenbahn über das k. k. Haupt⸗ 
zollamt Itzkany⸗Bahnhof geſtattet. 
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Das mit der hierämtlichen Kundmachung vom 


15. December 1898, 3. 25.995, verlautbarte Ver⸗ 
bot der Ein⸗ und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 

Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 6. März 1902, Z. 6299, mit 
dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, daß 
Uebertretungen dieſer Kundmachung nach den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung 
jener des $ 46 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
werden geahndet werden. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 31. Mai 1902, 3. 55.732, 


betreffend 


den Viehvertehr vom Central⸗Viehmarkte 
St. Marx in Wien. 


in 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der Maul⸗ 


und Klauenſeuche in Wien findet die Statthalterei 


reel 
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geſtattet, welche in den unmittelbar 


unter Behebung ihrer Kundmachung vom 21. Mai 
1902, 3. 51925, hinſichtlich des Viehverkehres 
vom Central-Viehmarkte in St. Marx bis auf 
Weiteres Folgendes anzuordnen: 


1. Der Abtrieb von Rindern und Schafen vom 
Central⸗Viehmarkte in St. Marx aus dem Stadt— 
gebiete Wien iſt verboten. 


2. Die Abfuhr von Rindern von dem genannten 
Markte aus dem Stadtgebiete Wien auf Wagen 
mittelſt Pferdebeſpannung iſt nach ſolchen Gemeinden 
an 
das Stadtgebiet Wien grenzenden 
politiſchen Bezirken gelegen ſind. 


Dies ſind die polit. Bezirke: Bruck a. d. L., 
Mödling, Hietzing Umgebung, Tulln, Korneuburg 
und Floridsdorf. 


3. Rinder, welche auf Wagen (mittelſt Pferde⸗ 
beſpannung) vom Central⸗-Viehmarkte in St. Marx 
nach in den vorbezeichneten Bezirken gelegenen 
Gemeinden transportiert werden, ſind in St. Marx 
zu verladen, directe ihrem im Viehpaſſe angegebenen 
Beſtimmungsorte zuzuführen und in der betreffenden 
Schlachtſtätte aufzuſtellen, woſelbſt ſie auf Koſten des 
Viehbeſitzers der thierärztlichen Unterſuchung unter⸗ 
zogen und ohne Wechſel des Standortes in ner⸗ 
halb 3 Tagen nach dem Einlangen unter vor— 
ſchriftsmäßiger Beſchau durch das Beſchauorgan des 
betreffenden Ortes geſchlachtet werden müſſen. 


4. Der Abtransport von Rindern vom Central-Bieh- 
markte in St. Marx nach Gemeinden der 
übrigen polit. Bezirke Niederöſter⸗ 
reichs, d. h. nach Gemeinden, welche in nicht an 
Wien grenzenden polit. Bezirken gelegen ſind, iſt nur 
mittelſt der Eiſenbahn und nur unter der Bedingung 
geſtattet, daß die Thiere in St. Marx verladen, nach 
der dem Beſtimmungsorte zunächſt gelegenen Bahn⸗ 
ſtation transportiert, auf Koſten des Viehbeſitzers unter 
thierärztlicher Beſchau bei unbedenklichem Befunde 
ausgeladen, Direct an den im Viehpaſſe ange⸗ 


führten Beſtimmungsort gebracht, in die Schlachtſtätte 


geſtellt und dort ohne Wechſel des Standortes inner- 
halb drei Tagen nach dem Einlangen (berechnet vom 
Zeitpunkte der Ausladung in der Bahnſtation) ge⸗ 
ſchlachtet werden, wobei ſie der vorſchriftsmäßigen 
Beſchau durch den Orts⸗Viehbeſchauer unterzogen werden 
müſſen. 


Derſelben veterinärpolizeilichen Behandlung unter⸗ 
liegen jene Transporte von Rindern, welche in die 
an Wien grenzenden polit. Bezirke nicht mittelſt 
Wagen, ſondern mittelſt Eiſenbahn befördert werden. 


5. Von dem Abgange der in den Punkten 2, 
3 und 4 dieſer Kundmachung erwähnten Transporte 


die 
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hat der Verſender bezw. Thiereigenthümer die Markt- 
behörde in St. Marx unter genauer Angabe der 
Ausladeſtation des Beſtimmungs⸗, bezw. Schlacht- 
ortes und des betreffenden polit. Bezirkes zu ver— 
ſtändigen. 


Die Marktbehörde in St. Marx hat hievon 

Gemeindevorſtehung des Beltimmungs-, bezw. 
Schlachtortes und die betreffende politiſche Bezirks- 
behörde, u. zw. derart in Kenntnis zu ſetzen, daß 
erſtere in der Lage iſt, hinſichtlich der Einhaltung 
der gegebenen Vorſchriften die entſprechenden Ver— 
fügungen treffen zu können, letztere aber die ent— 
ſprechende Ueberwachung ausüben kann. 


6. Die am Central-Viehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage angekauften Rinder und 
Schafe müſſen längſtens innerhalb 48 Stunden nach 
Beendigung des Marktes vom Central⸗Viehmarkte ent⸗ 
fernt werden. 


7. Die am Central⸗Viehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage un verkauft gebliebenen 
Rinder und Schafe können dort noch am nächſtfolgenden 
Markttage vermarkt werden. Auch an dieſem Tage 
unverkauft gebliebene Thiere ſind noch am ſelben 
Tage auf die Contumazabtheilung zu bringen und 
dortſelbſt längſtens am nächſtfolgenden Samstag zu 
vermarkten. 


Am Contumazmarkte verkaufte und unverkaufte 
Thiere ſind noch am ſelben Tage von dort zu entfernen. 


Die verkauften Thiere müſſen entweder in die 
Schlachthäuſer in Hernals, Gumpendorf oder Meidling 
mittelſt Wagen abgeführt oder in das Schlachthaus 
in St. Marx abgetrieben werden, während die 
unverkauften Thiere behufs deren ehebaldigen Schlachtung 
in das Schlachthaus in St. Marx abzugeben ſind. 


8. Die vom Central-Viehmarkte in St. Marx auf 
Wagen oder mittelſt der Bahn im lebenden Zuſtande 
abgeführten Kälber, Schafe, Lämmer und Kitze unter- 
liegen hinſichtlich ihrer weiteren veterinärpolizeilichen 
Behandlung, insbeſondere aber rückſichtlich des Schlacht- 
zwanges und der Schlachtungsfriſt lediglich den allge— 
meinen Vorſchriften für den Viehverkehr und den für 
vom Wiener Central⸗Viehmarkte ſtammenden Thieren 
feſtgeſetzten Beſtimmungen. 


9. In Betreff der Abfuhr von Rindern und 
Schafen vom Central⸗Viehmarkte nach Böhmen, Mähren 
und Oberöſterreich wird auf die bezüglichen Kund⸗ 
machungen der Statthalterei in Prag vom 5. Mai 
1902, 3. 93205, in Brünn vom 7. Mai 1902, 
Z. 22622, und Linz vom 4. Mai 1902, Z. 9708, 
verwieſen. 
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Die Abfuhr der obbezeichneten Thiere nach den nach jenen außerhalb Wiens gelegenen Schlacht 
übrigen Verwaltungsgebieten eventuell nach Ungarn ſtätten, für welche Special-Bezugsbewilligungen für 
iſt nur inſoweit ſtatthaft, als von den betreffenden Schweine vom Wiener Markte ertheilt wurden) iſt 
Landesbehörden, bezw. vom königl. ungar. Aderbau- verboten. 

iniſteri illi heilt f i 5 n : 
werbe 00 ä hien ER Diefe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 

10. Das Wegbringen von Schweinen im lebenden Uebertretungen derſelben werden nach dem Geſetze 
Zuſtande aus dem Stadtgebiete Wien (mit Ausnahme vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Erfordernis der Tubereulinimpfung bereits unterzogen worden find? — gleich bei ihrer 
für nach Rumänien zur Einfuhr gelan⸗ Einfuhr dieſer Impfung unterzogen werden müſſen. 
gende Rinder.) Laut Mittheilung des k. und k. — Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 
Miniſteriums des Aeußern vom 1. März l. J., 26. Mai 1902, 3. 8609, alle polit. Landesſtellen 
3. 11.624, hat die kgl. rumäniſche Generaldirection angewieſen, die intereſſierten Kreiſe hievon in geeignet 
des Sanitätsdienſtes in Bukareſt unter dem 13./16. Mai erſcheinender Weiſe in die Kenntnis zu ſetzen, damit 
v. J., Z. 3874, die Anordnung getroffen, daß die im Falle der Ausfuhr von Rindvieh nach Rumänien 
zum Import nach Rumänien gelangenden Rinder — die entſprechende Vorſorge auch nach dieſer Richtung 
wenn bezüglich derſelben die Beſcheinigung nicht bei- getroffen werden könne. 
gebracht werden kann, daß fie der Tuberculinimpfung 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


R 
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Beiblatt zu dem Nerorduungablatte 


des 


Niniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 19. Wien, 14. Juni 1902. 
E . .. — — ] ͤ ͤ P — ˙—5r'rÄXàQàmà— ! ̃ —ẽmA ln 
Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 


7. Juni 1902, 8. 23065, enthaltend eine veterinär-polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 
des Miniſteriums des Innern vom 10. Juni 1902, Z. 23615, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen 
in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 13. Juni 1902, 
Z. 24442, enthaltend veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn 
nach den im en vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 10. Juni 1902, Z. 24223, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen, betreffend die Einfuhr 
von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche nach den im Reichsrathe vertretenen Köni reichen und Ländern. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 9. Juni 1902, Z. 23600, ekreffend die Vieheinfuhr 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und Croatien-Slavonien. — 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 11. Juni 1902, Z. 24250, betreffend die Vieheinfuhr 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. — Kundmachung 
der Statthalterei in Zara vom 24. Mai 1902, Z. 18120, betreffend das Erlöſchen der Schafpockenſeuche in 
Dalmatien. — Kundmachung der Statthalterei in Zara vom 28. Mai 1902, Z. 15994, betreffend die Auf⸗ 
hebung der Beſchränkungen des Borſtenviehverkehres im politiſchen Bezirke Knin und im Gerichtsbezirke 
Spalato. — Kundmachung der Landesregierung in Troppau vom 28. Mai 1902, Z. 12581, betreffend das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Königgrätz in Böhmen nach Schleſien. — 
Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 3. Juni 1902, Z. 56181, betreffend das Verbot der Einfuhr 
von Schweinen aus mehreren Bezirken Steiermarks nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei 
in Wien vom 6. Juni 1902, Z. 58010, betreffend den Viehverkehr vom Centralviehmarkte in St. Marx in 
Wien. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 7. Juni 1902, Z. 57333, betreffend das Verbot der 
Einfuhr von Schweinen aus mehreren Bezirken Mährens nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Statt- 
halterei in Trieſt vom 5. Juni 1902, 3. 14475, betreffend Einfuhr von Schlachtrindern aus der italieniſchen 
Provinz Udine nach dem Schlachthauſe in Trieſt. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 5. Juni 
1902, Z. 117550, betreffend die Wiedereinführung der Grenzeontrole für die Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh 
aus dem politiſchen Bezirke Klattau nach Bayern. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 7. Juni 
1902, Z. 120482, betreffend die Abänderung der Verkehrsbeſchränkungen für Rinder und Schafe vom 
Centralſchlachtviehmarkte St. Marx in Wien nach Böhmen. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 
8. Juni 1902, Z. 28430, betreffend die theilweiſe Aufhebung des Einfuhrverbotes für Klauenthiere vom 
Centralviehmarkte zu St. Marx in Wien nach Mähren. — Verſchiedene Mittheilungen: Interpellations— 
beantwortungen in veterinär-polizeilichen und Viehverkehrsangelegenheiten. — Aufhebung der Beſchränkungen 
des Wiener Viehmarktverkehres. — Beſtimmungen, betreffend den Fleiſchtransport aus Galizien und der 
Bukowina nach Wien⸗ Großmarkthalle. — Fleiſchbeſchaugeſetz und Schlachtviehverſicherung in Preußen. 
— Veterinärpolizei auf der Inſel Malta. — Viehproduction und Fleiſchexport Auſtraliens. — Rinderpeſt in 
Südafrika. — Concursausſchreibungen. — Viehmärkte-Kalendarium für den Monat Juli 1902. — 


s über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 
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Sefebe, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 7. Juni 1902, 3. 23065, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach 
dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Mör (Comitat Feher), Hajdu 
Böszörmeny, einſchließlich der Stadtgemeinden Hajdu⸗ 
Nänas und Hajdu-Böszörmeny (Comitat Hajdu), 
Petroſeny (Comitat Hunyad), Bega, Lugos, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Kraſſö⸗ 
Szöreny), Huszt (Comitat Märamaros), Abony, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Czegled und Nagy- 
Körös, Nagy⸗Käta (Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kis⸗ 
Kun), Buzias, Rékäs (Comitat Temes), Zircz (Comitat 
Veszprem), ſowie aus der Municipalſtadt Debreczen 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 5. Juni 1902, Z. 23048, zur all⸗ 
gemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung 
Kraft. 


tritt ſofort in 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 10. Zuni 1902, 3. 23615, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Balaͤzsfalva, Kis-Enyed, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Vizakna (Comitat Alſb⸗Feher), 
Felſö-Jäszsaͤgy, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Jdsz⸗Bereny (Comitat Jäsz-Nagy-Kun⸗Szolnoh, 
Hoſßuͤaßb (Comitat Kis⸗-Küküllö), Liptö⸗Szent⸗ 
Miklös, Liptb-Ujvär (Comitat Liptö), Szeliſtye, 
Szerdahely (Comitat Szeben) in Ungarn, ſowie aus 


dem Bezirke Gradiska nova (Comitat Pozega) in 
Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern. 

Des weiteren iſt auf Grund der wegen des 
Beſtandes der Schweinepeſt von der k. k. Bezirks- 
hauptmannſchaft in Ungariſch-Brod und wegen des 
Beſtandes des Stäbchenrothlaufes von der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft in Unter⸗Gänſerndorf ge- 
troffenen Verfügung die Einfuhr von Schweinen aus 
den Grenzſtuhlgerichtsbezirken Väg-Ujhely (Comitat 
Nyitra) und Pozsony, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szent⸗György (Comitat Pozsony) nach dem dies⸗ 
ſeitigen Gebiete verboten. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Antalfalva 
und Pancſova (Comitat Torontäl) in Ungarn gerichtete 
Verbot aufgehoben. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 5. und 7. Juni 1902, 
33. 23048 und 23065, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. g 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 13. Juni 1902, 3. 24442, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Miskolcz einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Borsod), Pärkäny 
(Comitat Esztergom), Udvard (Comitat Ko marom), 
Taraczviz, Tecsd, Sziget einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Märamaros-Sziget (Comitat Märamaros), 
Ersekujvär einſchließlich gleichnamiger Stadtgemeinde 
(Comitat Nyitra), Alsb-Dada einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Nyiregyhaͤza (Comitat Szabolcs), Szinyer⸗ 
Väralja (Comitat Szatmar), Csaki⸗Gorbö, Nagy⸗ 
Ilonda (Comitat Szolnok-Doboka), Bittse, Kiszucza⸗ 
Ujhely, Vag-Besztercze, Zsolna (Comitat Trenesén), 
Szerenes (Comitat Zemplen), ſowie aus der Municipal 
ſtadt Szekes-Fejervär in Ungarn nach den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Ferner ift auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Luttenberg erlaſſenen Verfügung die Einfuhr von 
Schweinen aus dem Grenzbezirke Alſö-Lendva 
(Comitat Zala) in Ungarn nach dem diesſeitigen 
Gebiete verboten. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 5., 7. und 10. Juni 1902, 
33. 23048, 23065 und 23615, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 10. Juni 1902, 3. 24223, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen, betreffend die 

Einfuhr von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche 

nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. 


Auf Grund des Artikels 5 des Viehſeuchen— 
übereinkommens mit dem Deutſchen Reiche vom 
6. December 1891 und des Punktes 5 des zuge— 
hörigen Schluſsprotokolles (R. G. Bl. Nr. 16 
ex 1892) findet das Miniſterium des Innern die 
Einfuhr von Rindvieh in die im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreiche und Länder aus nachſtehenden, 
von der Lungenſeuche betroffenen Sperrgebieten des 
Deutſchen Reiches bis auf weiteres unbedingt zu 
verbieten, und zwar: aus den Regierungsbezirken 
Oppeln und Magdeburg des Königreiches Preußen. 

Dieſes Verbot tritt an die Stelle des mit der 
Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
24. April 1902, 3. 16835, verfügten Verbotes. 

Mit der Verlautbarung dieſer Verfügung und 
der Durchführung der zur ihrer wirkſamen Hand— 
habung erforderlichen Veranlaſſungen wolle ſofort 
vorgegangen werden. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 9. Juni 1902, 3. 23600, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn 
und Croatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königlich ungariſchen 
Ackerbauminiſteriums vom 2. Juni 1902, 3. 43110, 
ſowie der königlichen Landesregierung in Agram vom 
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3. und 26. Mai 1902, 38. 34869 und 41592, iſt 
derzeit verboten: 

1. wegen des Beſtandes des Stäbchenroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen aus den poli— 
tiſchen Bezirken Bruck an der Leitha, Unter-Gänſern⸗ 
dorf, Wiener⸗Neuſtadt (Niederöſterreich) und Teſchen 
(Schleſien) nach Ungarn; 

2. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Leitha, Unter⸗Gänſerndorf, Miftelbach, 
Mödling, Wiener⸗Neuſtadt (Niederöſterreich), Pettau 
(Steiermark) und Gorlice (Galizien) nach Ungarn, ſo— 
wie aus den politiſchen Bezirken Pettau (Steiermarf), 
Gottſchee, Tſchernembl (Krain) und Knin (Dalmatien) 
nach Croatien-⸗Slavonien; 

3. wegen Beſtandes der Schafpockenſeuche 
die Einfuhr von Schafen aus dem politiſchen Bezirke 
Benkovac (Dalmatien) nach Croatien-Slavonien. 

Hingegen wurden alle früheren, gegen die Ein» 
fuhr von Vieh aus den hier nicht genannten politi— 
ſchen Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 


’ R „ Statthalterei : 
Hievon wird die k. k. Landesregierung mit Bezug 


auf die hierortige Kundmachung vom 21. April, 
15. und 27. Mai 1902, 33. 15678, 19569 und 
21886, zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntnis geſetzt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 11. Juni 1902, 3. 24250, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Im Nachhange zur hierortigen Kundmachung 
vom 9. Juni l. J., Z. 23600, wird der k. k. 


ee behufs der weiteren Veranlaſſung er⸗ 
öffnet, daßſs laut telegraphiſcher Mittheilung der 
königlichen Landesregierung in Agram vom 10. Juni 
1902, 3. 44822, die Einfuhr von Schweinen wegen 
des Beſtandes der Schweinepeſt aus dem politiſchen 
Bezirke Rann (Steiermark) nach Croatien-Slavonien 
unterſagt, hingegen das wegen des Beſtandes der 
Schafpockenſeuche gegen die Einfuhr von Schafen aus 
dem politiſchen Bezirke Benkovac (Dalmatien) und 
des wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die 
Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke 
Knin (Dalmatien) nach Croatien-Slavonien gerichtete 
Verbot aufgehoben worden iſt. 


598 


214 


Kundmachung der gtatthalterei in Zara 
vom 24. Mai 1902, Z. 18120, 


betreffend 
das Erlöſchen der Schafpockenſeuche in Dalmatien. 


Nachdem die Schafpockenſeuche in der politi— 
ſchen Gemeinde Benkovac amtlich erloſchen erklärt 
wurde, und ſomit ganz Dalmatien von dieſer Krank⸗ 
heit frei iſt, findet die Statthalterei alle jene Maß⸗ 
regeln, welche zu deren Abwehr und Tilgung erlaſſen 
wurden, aufzuheben. 

Mit der vorſtehenden Kundmachung werden jene 
vom 13. November 1900 und 6. Februar 1901, 
33. 35261 und 3465, außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Zara 
vom 28. Mai 1902, 3. 15994, 


betreffend 


die Aufhebung der Beſchränkungen des Borſten⸗ 
viehverkehrs im politiſchen Bezirke Knin und im 
Gerichtsbezirke Spalato. 


Die k. k. Statthalterei findet das für den politi- 
ſchen Bezirk Knin und den Gerichtsbezirk Spalato 
mit Kundmachung vom 15. März 1902, Z. 9842, 
erlaſſene Verbot der Ein- und Ausfuhr von Borſten⸗ 
thieren, ſowie der Abhaltung von Schweinemärkten 
außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

Die mit der erwähnten Kundmachung verfügte 
Sperre der Bezirke Imotski, Makarska und Sinj 
bezüglich des Borſtenviehverkehres bleibt noch weiter 
aufrecht. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Troppau vom 28. Mai 1902, 3. 12581, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus dem 
politiſchen Bezirke Königgrätz in Böhmen nach 
Sch leſien. 


Aus Anlaſs der erfolgten Einſchleppung der 
Schweinepeſt findet die k. k. ſchleſiſche Landes- 
regierung die Einfuhr von Schweinen aus dem politi— 
ſchen Bezirke Königgrätz in Böhmen nach Schleſien 
zu unterſagen. 

Hievon geſchieht mit dem Beifügen die allge— 
meine Verlautbarung, daſs Übertretungen dieſer am 


2. Juni l. J. in Wirkſamkeit tretenden Kundmachung 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 3. Juni 1902, 3. 56181, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus 
mehreren Bezirken Steiermarks nach Niederöſter⸗ 
reich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark und wegen der erfolgten 
Einſchleppung dieſer Seuche nach Niederöſterreich 
findet die Statthalterei die Einfuhr von Schweinen 
aus den Bezirken Deutſch⸗-Landsberg, Graz (Stadt 
und Land), Pettau (Stadt und Land) und Rann in 
Steiermark nach Niederöſterreich zu verbieten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand⸗ 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken Steier⸗ 
marks eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
33. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn⸗ 
Tranſitverkehr von Schweinen aus Steiermark durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger am 6. Juni 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu⸗ 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 5 

Dies wird unter Behebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 10. Mai 1902, Z. 47290, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Statthalterei in Wien 
vom 6. Juni 1902, 3. 58010, 
betreffend 


Viehverkehr vom Centralviehmarkte 
St. Marx in Wien. 


den in 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 


Maul- und Klauenſeuche in Wien findet die Statt⸗ 


halterei die mit ihrer Kundmachung vom 31. Mail. J., 


3. 55732, angeordneten Beſchränkungen im Verkehre 
mit Rindern, Schafen und Ziegen vom Centralvieh— 
markte in St. Marx in Wien außer Kraft zu ſetzen. 


Das Verbot des Wegbringens von Schweinen 
im lebenden Zuſtande aus dem Stadtgebiete Wien 
(mit Ausnahme nach jenen außerhalb Wiens gelegenen 
Schlachtſtätten, für welche Sonderbezugsbewilligungen 
für Schweine vom Wiener Markte ertheilt wurden) 
bleibt bis auf weiteres aufrecht. 


Durch letzteres Verbot erſcheint der Eiſenbahn— 
Tranſitverkehr mit Schweinen durch Wien nicht 
berührt. 


Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 


Übertretungen derſelben werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Kundmachung der Itatthalterei in Wien 
vom 7. Juni 1902, 3. 57333, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus 
mehreren Bezirken Mährens nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Mähren findet die Statthalterei die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Boskowitz, Brünn, Neuſtadtl und Olmütz in 
Mähren nach Niederöſterreich zu verbieten. 


Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand— 
lung der aus den nichtgeſperrten Bezirken Mährens 
eingeführten Schweine haben außer den in Betreff 
des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen Vor— 
ſchriften, die Beſtimmungen der hierämtlichen Kund— 
machungen vom 3. und 10. April 1902, 33. 32107 
und 36741, Anwendung zu finden. 


Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
Tranſitverkehr von Schweinen aus Mähren durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 


Übertretungen obiger am 10. Juni 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 


Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 
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Kundmachung der Atatthalterei in Trieſt 
vom 5. Juni 1902, 3. 14475, 


betreffend 


Einfuhr von Schlachtrindern aus der italieniſchen 
Provinz Udine nach dem Schlachthauſe in Trieſt. 


Mit Beziehung auf die hierortigen Kund— 
machungen vom 8. December 1898 und 24. Jänner 
1899, 33. 25710 und 1777, wird hiemit zur allge— 
meinen Kenntnis gebracht, daſs über Anſuchen der 
Trieſter Fleiſchhauergenoſſenſchaft die Einfuhr von 
Schlachtrindern aus der italienischen Provinz Udine 
nach dem Schlachthauſe in Trieſt bis auf weiteres 
unter nachſtehenden Bedingungen geſtattet wird: 

1. Die für Trieſt beſtimmten Viehtransporte 
find an der Grenzſtation Cormons auf Koſten des 
Verſenders durch den k. k. Bezirksoberthierarzt in 
Gradisca — der vom Eintreffen der Thiere in Cormons 
rechtzeitig verſtändigt werden muſs — einer ſorg— 
fältigen Unterſuchung hinſichtlich ihres Geſundheits— 
zuſtandes zu unterziehen. 

Wenn hiebei nur eines der Thiere ſeuchenver— 
dächtig oder mit einer anſteckenden Krankheit behaftet 
befunden wird, iſt der ganze Transport zurückzuweiſen. 

2. Die Einfuhr iſt auch zu verweigern, wenn die 
Viehpäſſe mangelhaft ſind, das iſt, wenn ſie dem im 
Artikel II, Punkt 1 des Viehſeuchenübereinkommens. 
mit Italien vom 7. December 1887, R. G. Bl. 
Nr. 65 ex 1888, feſtgeſetzten Beſtimmungen nicht 
entſprechen. 

3. Mußs der Nachweis erbracht fein, daſs die 
Einfuhr des Transportes nur nach Trieſt erfolge. 

4. Hat die Durchfuhr des Transportes durch 
das Küſtenland in plombirten Eiſenbahnwagen ohne 
Aus⸗ und Umladung zu erfolgen. 

5. Die einlangenden Viehtransporte ſind im 
Sinne der hierortigen Kundmachung vom 23. Juli 
1896, beziehungsweiſe 6. Februar 1898, 338. 14631 
und 27738 ex 1897, nach S. Sabba zu dirigiren. 

6. Nach abermaliger Unterſuchung und anſtands— 
loſem Befunde in S. Sabba durch das hiezu 
beſtimmte Veterinärorgan, ſind die Thiere auf mit 
Pferden beſpannten Wagen nach dem Schlachthauſe 
ſofort abzuführen und binnen 48 Stunden der 
Schlachtung zu unterziehen. 

7. Die Wagen ſind nach jedesmaliger Benützung 
gehörig und unter thierärztlicher Beaufſichtigung zu 
desinficiren. 

8. Die beim Ausladen der Rinder betretenen 
Trappen, Rampen ꝛc. ſind im Sinne des hierortigen 
Erlaſſes vom 1. Auguſt 1897, Z. 16097 der Reini⸗ 
gung und Desinfection zu unterwerfen. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 
in Kraft. 
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Kundmachung der btatthalterei in Prag 
vom 5. Zuni 1902, 3. 117550, 


betreffend 


die Wiedereinführung der Grenzeontrole für die 
Einfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem politiſchen 
Bezirke Klattau nach Bayern. 


Laut Zuſchrift der But Regierung von Nieder- 
bayern, Kammer des Innern in Landshut, vom 
31. Mai l. J., Z. 15367, wurde wegen Erlöſchens 
der Maul⸗ und Klauenſeuche im politiſchen Bezirke 
Klattau die Einſtellung der Grenzcontrole für die 
Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus dieſem Bezirke 
aufgehoben. 

Was mit Beziehung auf die Kundmachung vom 
18. April 1902, Z. 78264, verlautbart wird. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Prag 
vom 7. Zuni 1902, 3. 120482, 


betreffend 


die Abänderung der Verkehrsbeſchränkungen für 
Rinder und Schafe vom Centralſchlachtviehmarkte 
St. Marx in Wien nach Böhmen. 


Anlässlich des ſeuchenfreien Zuſtandes des 
Centralſchlachtviehmarktes St. Marx in Wien findet 
die Statthalterei unter Aufhebung der Kundmachung 
vom 5. Mai 1902, Z. 93205, Nachſtehendes anzu- 
ordnen: 

1. Vom Centralſchlachtviehmarkte in St. Marx — 
Wien dürfen bis auf weiteres Rinder und Schafe 
nur nach den öffentlichen Schlachthäuſern nachſtehender 
Städte Böhmens eingebracht werden: 

Adlerkoſteletz, Aſch, Auſſig, Beneſchau, Bilin, 
Böhmiſch⸗Brod, Böhmiſch⸗Leipa, Böhmiſch⸗ Skalitz, 
Braunau, Brüx, Budweis, Chotebor, Chraſt, 
Chlumec 4/E, Deutſch-Brod, Dobris, Dobtan, Dux, 
Eger, Elbogen, Falkenau, Friedland, Gablonz, 
Grulich, Horitz, Humpolec, Jaromer, Jikin, Kaaden, 
Karbitz, Karlsbald, Kladno, Klattau, Kolin, Komotau, 
Königgrätz, Königinhof, Königſtadtl, Landskron, 


Zaun, Leitmeritz, Leitomiſchl, Marienbad, Melnik, 


Nachod, Neubydzow, Neuhaus, Neuſtadtl, Niemes, 
Oberleutensdorf, Pardubitz, Pilgram, Pilſen, Piſek, 
Podeébrad, Policka, Prachatitz, Prag — Holeſchowitz, 
Prelouk, Pribram, Raudnitz, Rokycan, Rumburg, 
Saaz, Schlan, Schluckenau, Schüttenhofen, Semil, 
Sobotka, Starkenbach, Strakonitz, Taus, Teplitz⸗ 
Settenz, Tetſchen, Trautenau, Turnau, Warnsdorf, 


Weipert, Wildenſchwert; 


2. die eingeführten Rinder und Schafe müſſen 
binnen 6 Tagen nach der Einbringung der Schlachtung 
unterzogen werden. 

Wird auch nur bei einem Thiere der Ausbruch 
der Maul- und Klauenſeuche conſtatirt, jo iſt unver- 
züglich der ganze Transport zu ſchlachten. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Kraft und 
werden Übertretungen derſelben nach dem Geſetze vom 
24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft werden. 


Kundmachung der Statthalterei in Brünn 


vom 8. Juni 1902, 3. 28430, 


betreffend 


die theilweiſe Aufhebung des Einfuhrverbotes für 
Klauenthiere vom Centralviehmarkte zu St. Marx 
in Wien nach Mähren. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche in Wien findet die k. k. 
mähriſche Statthalterei die mit ihrer Kundmachung 
vom 7. Mai 1902, Z. 22622, angeordneten Be⸗ 
ſchränkungen im Verkehre mit Klauenthieren vom 
Centralviehmarkte zu St. Marx in Wien nach Mähren 
bezüglich Rinder, Schafe und Ziegen außer Kraft 
zu ſetzen. 

Gleichzeitig wird zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht, daſs zufolge Kundmachung der k. k. nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei in Wien vom 6. Juni 
1902, 3. 58010, betreffend den Viehverkehr vom 


Centralviehmarkte zu St. Marx in Wien, das Verbot 


des Wegbringens von Schweinen im lebenden Zuſtande 
aus dem Stadtgebiete Wien bis auf weiteres auf⸗ 
recht bleibt. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Interpellationsbeantwortungen in 
beterinär = polizeilichen und Viehverkehrs— 
angelegenheiten.) In der Sitzung des Abgeord— 
netenhauſes vom 23. Mai l. J. beantwortete der 


Miniſterpräßdent und Leiter des Miniſteriums des 
Innern an ihn gerichtete Anfragen theils veterinär- 
polizeilicher Ba anderntheils den Viehverkehr 
betreffend. 


In Beantwortung der von den Abgeordneten 
Dr. Sylveſter, Haider und Genoſſen über das 
Verfahren der Behörden anläſslich der Conſtatirung 
der Schweinepeſt an Schweinen der Gutsver— 
waltung in Grubhof und über die Verzögerung 
bei Erledigung der diesfälligen Parteieneingabe 
erhobenen Beſchwerde, erklärte der Miniſterpräſident: 


Die Herren Interpellanten haben insbeſondere 
geltend gemacht, es ſeien von den Fachorganen, 
welche die Erhebungen gepflogen haben, bei der vor— 


genommenen Unterſuchung der inneren Organe der 


geſchlachteten Schweine keine beachtenswerten Ver— 
änderungen conſtatirt worden und es habe erſt das 
Miniſterium des Innern an den eingeſendeten Theilen 
dieſer Organe Schweinepeſt feſtgeſtellt. Die Richtigkeit 
dieſer Diagnoſe wird auch aus dem Grunde be— 
zweifelt, weil die mit den kranken Thieren in Be⸗ 
rührung geſtandenen Schweine vollkommen geſund 
geblieben ſind. 

Ich beehre mich hierüber folgende Mittheilungen 
zu machen: 

Nach dem Ergebniſſe der amtlichen Erhebungen 
wurden ſchon von den Amtsthierärzten der I. Inſtanz 
bei den geſchlachteten Thieren ſolche pathologiſche 
Veränderungen nachgewieſen, welche den Verdacht des 
Beſtandes der Schweinepeſt erregen muſsten, und 
ergab die im Veterinärdepartement des Miniſteriums 
des Innern vorgenommene Unterſuchung thatſächlich 
den Befund „Schweinepeſt“. 

Die im Sinne der kaiſerlichen Verordnung vom 
15. September 1900, R. G. Bl. Nr. 154, zur Durch⸗ 
führung gelangten veterinär⸗polizeilichen Maßnahmen 
waren daher begründet. a 

Für die peſtkrank befundenen und beſeitigten 
Schweine wurde auch die Entſchädigung nach §. 4 
der citirten kaiſerlichen Verordnung aus dem Staats⸗ 
ſchatze geleiſtet, wodurch die geſetzlich zuläſſigen 
Anſprüche des Viehbeſitzers befriedigt erſcheinen. 

Das geſtellte Anſuchen um Ausfolgung einer 
Abſchrift des Erhebungsprotokolles iſt von der 
Landesregierung in Salzburg mit dem Erlaſſe vom 
4. Jänner 1902 abweislich beſchieden worden, weil 
der Vertreter der Partei es unterlaſſen hatte, bei der 
Unterfertigung des Protokolles gegen die Richtigkeit 
der Erhebungen des Amtsthierarztes im Sinne des 
§. 18 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, Einwendungen 
zu erheben. 

Die Erledigung des gegen dieſe Entſcheidung an 
das Miniſterium des Innern gelangten Recurſes konnte 
aus dem Grunde nicht ſofort erfolgen, weil vorerſt zur 
vollkommenen Klarſtellung der Sachlage noch Erhe— 
bungen durch die Statthalterei in Innsbruck über die 
in der Gemeinde Pradl im Bezirke Innsbruck vor⸗ 
gekommene Beanſtändung der dorthin geſendeten 
Schweine veranlajst werden mujsten. 
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Nunmehr iſt dem Recursbegehren bereits ſtatt⸗ 
gegeben worden, obgleich die Ausfolgung von Ab- 
ſchriften derartiger Protokolle, welche die Parteien 
einſehen und unterfertigen, nicht üblich iſt, weil die 
ſtaatliche Verwaltung nicht den geringſten Grund hat, 
ſich dem Vorwurfe auszuſetzen, dieſe Angelegenheit 
etwa verſchleiern zu wollen. 

An dieſe Mittheilung erlaube ich mir noch die 
Bemerkung zu knüpfen, daſs ſeit 1. Jänner d. J. in 
allen Fällen, in denen ſich über die Diagnoſe bei an— 
ſteckenden Thierkrankheiten irgend welcher Zweifel 
ergibt, die erforderlichen weiteren Unterſuchungen und 
Überprüfungen in der Station für diagnoſtiſche Thier- 
impfungen im k. und k. Militär⸗Thierarzneiinſtitute 
und in der thierärztlichen Hochſchule in Wien vorge— 
nommen werden. 

Die Anfrage des Abgeordneten Mauroner und 
Genoſſen, ob der Miniſterpräſident geneigt ſei, die 
Einfuhr von Schlachtvieh aus Italien nach 
Trieſt zu geſtatten, beantwortete derſelbe mit der 
Mittheilung, daſs er die von den Herren Inter— 
pellanten gewünſchte Verfügung bereits getroffen und 
die Einfuhr von Schlachtrindern aus der Provinz 
Udine nach Trieſt unter Bedingungen geſtattet habe, 
durch welche einerſeits den Approviſionirungsverhält— 
niſſen Trieſts und anderſeits den hiebei in Betracht 
kommenden veterinär-polizeilichen Rückſichten Rech— 
nung getragen wird. 


(Aufhebung der Beſchränkungen des 
Wiener Viehmarktverkehrs.) Die anläſslich der am 
30. April d. J. erfolgten amtlichen Conſtatirung von 
Maul- und Klauenſeuche bei in die Wiener Schlacht— 
häuſer eingebrachten Rindern und einige Tage ſpäter bei 
auf dem Centralviehmarkte zu St. Marx ausgeladenen 
Thieren von der niederöſterreichiſchen Statthalterei 
in den Erläſſen vom 3. Mai 1902, 8. 45817, 
7. Mai 1902, 3. 47063, 10. Mai 1902, 3. 47864, 
21. Mai 1902, 3. 51925 und 31. Mai 1902, 
3. 55732 angeordneten Sperrverfügungen find 
mit Erlaſs vom 6. Juni 1902, 8. 85010, aufge— 
hoben worden. Nach 34tägiger Dauer fand demnach 
die Auflaſſung der innerhalb dieſes Zeitraumes viel- 
fach moderirten Beſchränkungen ſtatt. Desgleichen haben 
die Statthalterei in Prag mit Erlaſs vom 7. Juni 1902, 
Z. 120482, die unter dem 5. Mai 1902, Z. 93205 
und die Statthalterei in Brünn mit Erlaſs vom 
8. Juni 1902, 8. 28430, die unter dem 7. Mai 1902, 
3. 22622, verfügten Verkehrsbeſchränkungen gegen— 
über dem Viehverkehr vom Wiener Centralviehmarkte 
entſprechend abgeändert. Die eitirten letzten Exläſſe 
befinden ſich in der heutigen Nummer des Beiblattes.“ 


(Beſtimmungen, betreffend den Fleiſch— 
transport aus Galizien und der Bukowina 
nach Wien- Großmarkthalle.) Einer Verfügung 


*) Seite 214 und 216. 
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des k. k. Eiſenbahnminiſteriums entſprechend, haben die 
Bahnverwaltungen (G. D. der öſterr. St. B. als 
Betriebs verwalt. der I. ung.-gal. Eiſenb., L. Cz. J. E., 


C. L. B., K. F. N. B.) ihre Kundmachung vom 1. Mai 


1889, betreffend die Zurichtung, Signirung und 
Auflieferung der Fleiſchtransporte aus Galizien und 
der Bukowina nach Wien-Großmarkthalle, ab 1. Juni 
1902 dahin abgeändert, daſs die in citirter Kund- 
machung enthaltene Beſtimmung: „Leber, Lungen und 
dergleichen Weichtheile, welche eine ſeparate Ver— 
wertung geſtatten, dürfen in den geſchlachteten Thieren 
nicht belaſſen, ſondern müſſen in Säcken oder Körben 
verpackt zur Aufgabe gelangen und in den Fracht- 
briefen beſonders declarirt werden. Nieren von Kälbern 
können an den Thieren belaſſen werden, das Vor— 
handenſein derſelben iſt jedoch im Frachtbriefe beſon— 
ders zu vermerken“ — eliminirt worden iſt. Die 
bezügliche Verfügung hat das k. k. Eiſenbahnmini⸗ 
ſterium in Berückſichtigung einer Vorſtellung des 
Gremiums der Viehhändler in Wien getroffen. 


(Fleiſchbeſchaugeſetz und Schlachtvieh— 
verſicherung in Preußen.) Das preußiſche Abge— 
ordnetenhaus befaſste ſich in feiner am 5. Juni d. J. 
abgehaltenen Sitzung mit der Berathung eines von 
der Regierung eingebrachten Geſetzentwurfes, betreffend 
Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes 
(Reichsgeſetz vom 3. Juni 1900) und eines von den 
Abgeordneten Arendt-Labiau und Genoſſen beantragten 
Geſetzentwurfes, betreffend die Schlachtviehverſicherung 
in Preußen. Beide Geſetzesvorlagen wurden einer 
14gliederigen Commiſſion überwieſen. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen, betreffend die 
Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſch— 
beſch augeſetzes, find folgende: Schweine und Wild- 
ſchweine, deren Fleiſch zum Genuſſe für Menſchen 
verwendet werden ſoll, unterliegen in allen Fällen 
einer amtlichen Unterſuchung auf Trichinen (§. 1). 
Rohes oder zubereitetes Fleiſch von Schweinen und 
Wildſchweinen, das aus einem anderen deutſchen 
Bundesſtaate eingeführt wird, iſt amtlich auf Trichinen 
zu unterſuchen, ſofern es zum Genuſſe für Menſchen 
verwendet werden ſoll und nicht bereits einer amtlichen 
Trichinenſchau unterlegen hat. Ausgenommen hievon 
find ausgeſchmolzenes Fett, Fleiſch in luftdicht ver- 
ſchloſſenen Büchſen oder ähnlichen Gefäßen, Würſte 
und ſonſtige Gemenge aus zerkleinertem Fleiſche, 
ſowie das zum Reiſeverbrauche mitgeführte Fleiſch 
(§. 2). In Gemeinden mit Schlachthauszwang unter- 
liegen alle in das öffentliche Schlachthaus gelangenden 
Schlachtthiere vor und nach der Schlachtung einer 
amtlichen Unterſuchung, auch inſoweit nach dem 
Reichsgeſetz und den Ausführungsbeſtimmungen des 
Bundesrathes ein Unterſuchungszwang nicht beſteht 
(§. 4). In Gemeinden mit Schlachthauszwang darf 
die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau im öffentlichen 
Schlachthauſe nur durch approbirte Thierärzte aus— 


geübt werden. Jedoch können zur Ausführung der 8 


Trichinenſchau und zur Unterſtützung bei der Finnen⸗ 
ſchau auch andere Perſonen, die nach den hierüber 
ergehenden beſonderen Vorſchriften genügende Kennt— 
niſſe nachgewieſen haben, zu Beſchauern beſtellt werden. 
Auch darf in Gemeinden mit weniger als 10.000 Ein- 
wohnern Perſonen, die nicht die Approbation als 
Thierarzt beſitzen, aber die Befähigung als Fleiſch⸗ 
beſchauer nach Maßgabe der Ausführungsbeſtimmungen 
erlangt haben, mit Genehmigung der Landespolizei⸗ 
behörde ausnahmsweiſe die Schlachtvieh- und Fleiſch⸗ 


beſchau in den öffentlichen Schlachthäuſern übertragen 


werden, ſoweit ſie nicht nach dem Reichsgeſetz und den 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrathes den 
approbirten Thierärzten vorbehalten iſt (§. 5). In 
den §§. 6 bis 9 wird der Vertrieb von Fleiſch, das 
zwar zum Genuſſe für Menſchen tauglich, jedoch in 


ſeinem Nahrungswert erheblich herabgeſetzt iſt, weiters 


von bedingt tauglichem Fleiſch in Freibänken 
geregelt. Die Einrichtung von Freibänken kann durch 
Gemeindebeſchluſs oder nach Anhörung der Gemeinde— 
behörde durch die Landespolizeibehörde angeordnet 
werden. Der Fleiſchverkauf in den Freibänken darf 
nur zum Verbrauch im eigenen Haushalte des Er- 
werbers oder an ſolche Gaſt⸗, Schank- oder Speiſe⸗ 
wirte erfolgen, denen eine Genehmigung nach Maßgabe 
der bezüglichen Beſtimmungen des Reichsgeſetzes 


ertheilt iſt. Durch Beſchluſs der Gemeinden, in denen. 


Freibänke eingerichtet ſind oder nach Anhörung der 
Gemeindebehörde durch die Landespolizeibehörde kann 
auch vorgeſchrieben werden, daſs auf der Freibank 
Fleiſch nur in Stücken von beſtimmtem Höchſtgewicht 
und an einen Käufer an einem und demſelben Tage 
nur bis zu einem Höchſtgewicht verkauft werden darf. 


In die Discuſſion bei der erſten Leſung des 
obigen Geſetzentwurfes griff auch Landwirtſchafts⸗ 
miniſter v. Podbielski ein, welcher bemerkte, dass 
der Bundesrath die Ausführungsbeſtimmungen für 
das ausländiſche Fleiſch erſt in Kraft treten laſſen 
könne, wenn in den einzelnen Ländern die Aus⸗ 
führungsgeſetze gemacht ſind. Deshalb müſſe man ſo 
ſchnell wie möglich ein einheitliches Geſetz für den 
ganzen Staat machen. 

Der Geſetzentwurf, betreffend die Einführung 
der Schlachtviehverſicherung in Preußen ift 
darauf aufgebaut, daſs die Provinzverbände Schlacht- 
viehverſicherungsanſtalten auf Gegenſeitigkeit zu er⸗ 
richten haben. Zweck dieſer provinziellen Anſtalten iſt, 
die Verſicherten gegen Verluſte, die durch Beanſtändung 
des Fleiſches bei der amtlichen Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau entſtehen, zu ſchützen. (§. 1). Die in jeder 
Provinz zur Schlachtung gelangenden Rinder, ein- 


ſchließlich der Kälber, ſowie Schafe und Schweine, 


letztere von drei Monaten aufwärts, find bei der Ber- 
ſicherungsanſtalt zu verſichern. Folgen die Aus- 
ſchließungen von der Verſicherung; darunter die— 
jenigen Thiere, welche bereits in lebendem Zuſtande 


als zur menſchlichen Nahrung fich ungeeignet zeigen und 
alle aus dem Auslande eingeführten Thiere (§. 2). Die 
Höhe der zu leiſtenden Verſicherungsbeiträge wird von 
der Provinzialverſicherungsanſtalt alljährlich nach der 
Höhe der im Laufe des Vorjahres für die einzelnen 
Viehgattungen gezahlten Entſchädigungen (im erſten 
Jahre ſchätzungsweiſe) feſtgeſetzt werden (§. 3). Die 
Verſicherungsanſtalt vergütet den vollen Betrag der- 
jenigen Summe, um die der Wert des geſchlachteten 
Thieres oder durch die Feſtſtellung der Untauglichkeit 
oder der bedingten Tauglichkeit oder der Minder— 
wertigkeit des Fleiſches herabgeſetzt wird ($. 4). Die 
Staatscaſſe hat den provinziellen Schlachtvieh— 
verſicherungsanſtalten einen Beitrag von 25 Procent 
zu den nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu leiſtenden 
Entſchädigungen zu gewähren (§. 7). 

In der Discuſſion über dieſen Geſetzentwurf 
äußerte Landwirtſchaftsminiſter v. Podbielski, er 
glaube kaum, daſs die Commiſſion noch ein vollſtändig 
brauchbares Geſetz werde zuſtande bringen können, da 
dieſe Materie die größten Schwierigkeiten bietet. Es iſt 
nicht zu verkennen, dafs gerade die kleinen Viehbeſitzer 
auf dem Lande durch die Einführung der Fleiſchbeſchau 
etwas getroffen werden und deshalb ſoll ihnen durch 
die obligatoriſche Viehverſicherung und durch die Bei- 
hilfe des Staates dazu geholfen werden. Um aber den 
rechten Weg zu finden, wird es noch mancher Erör— 
terung bedürfen. | 


(Veterinärpolizei auf der Inſel Malta.) 
Dem Gouvernementsrathe der britiſchen Inſel Malta 
ſoll, wie das „Handels-Muſeum“ meldet, demnächſt 
ein neues Nahrungsmittelgeſetz unterbreitet werden. 
Dasſelbe enthält auch veterinärpolizeiliche Beſtim— 
mungen hinſichtlich der Einfuhr von Schlachtvieh. 
Diesbezüglich wird angeordnet, daſs Schlachtvieh— 
ſendungen nach Malta mit einem von einem engliſchen 
Conſul zu vidirenden Urſprungszeugniſſe verſehen 
ſein müſſen, welches die Seuchenfreiheit des Provenienz⸗ 
ortes und Verſchiffungshafens beſtätigt. 


(Viehproduction und Fleiſchexport Au— 
ſtraliens.) Über die Entwicklung der Viehzucht, des 
Fleiſchexportes und des Veterinärweſens in der engli— 
ſchen Colonie Victoria gab der letzthin veröffentlichte 
Bericht“) des k. und k. Honorarconſuls in Melbourne 
ſehr informative Aufſchlüſſe. Gewiſſermaßen ergän⸗ 
zende Mittheilungen über die diesbezüglichen Verhält⸗ 
niſſe im ganzen Auſtralcontinent nebſt Tasmania und 
Neuſeeland, welche Länder (jetzt Staaten) unter engli⸗ 
ſcher Verwaltung in verhältnismäßig ſehr kurzer Zeit 
zu überraſchender Blüte gelangt find, bilden die nach- 
folgenden Daten. Dieſelben find einem die wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe Auſtraliens behandelnden Aufſatze 
der „Zeitſchrift für Socialwiſſenſchaft“ entnommen. 


*) Siehe „Beiblatt“ Nr. 15 ex 1902, Seite 175. 
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Als Phillip in Port Jackſon mit ſeinem erſten 
Transport von Sträflingen landete, führte er auf 
ſeinen Schiffen 105 Schafe, 23 Rinder, 11 Pferde 
und 43 Schweine mit. Am Ende des Jahres 1899 
wurden 93,645.309 Schafe, 11,049.065 Rinder, 
1,932.247 Pferde und 1,180.896 Schweine gezählt. 
Und dabei waren in den Vorjahren die Herden durch 
maſſenhafte Verluſte infolge von Dürren in der furcht- 
barſten Weiſe decimirt worden. Wurde doch 1891 die 
Zahl der Schafe auf 124,54 7.937, alſo faſt 
31 Millionen höher angegeben. Den Hauptverluſt hat 
dabei Neuſüdwales zu tragen gehabt, deſſen Schaf— 
beſtand um mehr als 25 ½ Millionen zurückging. 
Noch immer entfallen jedoch von dem geſammten 
Schafbeſtande der ſieben Colonien auf Neuſüdwales 
38˙7 Procent, auf das in dieſer Beziehung zunächit- 
ſtehende Neuſeeland 20˙7 Procent. Der Geſammt— 
wert aller Schafherden wird für das vergangene 
Jahr auf 45,810.000 Pfund Sterling, das ſind über 
eine Milliarde Kronen berechnet, wobei der verhältnig- 
mäßig höhere Wert der neuſeeländiſchen Herden 
zutage tritt. Die 19˙3 Millionen Schafe dieſer Colonie 
wurden mit 13˙8 Millionen Pfund bewertet, während 
man die 36˙2 Millionen Schafe von Neuſüdwales 
nur auf wenig mehr, nämlich auf 14˙9 Millionen 
Pfund Sterling ſchätzte. In Neuſüdwales iſt es nicht 
die Feinheit oder das Gewicht der Wolle, die den Aug: 
ſchlag geben, ſondern das Fleiſchgewicht, auf das man 
hier beſonderen Wert legt, jo dafs ſeit Jahren ein 
ſtarker und wachſender Export von gefrorenem Schaf- 
fleiſch nach England ſtattfindet. Derſelbe erreichte im 
Jahre 1899 bis 1900 nach ununterbrochenem 
Steigen die Höhe von 1,965.564 Pfund Sterling, 
während an Fleiſchconſerven noch für 90.919 (1890 
für 136.182) Pfund Sterling ausgeführt wurden. 

Die Ausfuhr von gefrorenem Fleiſch und Fleiſch⸗ 
conſerven aus den Staaten des Auſtralcontinents iſt 
weit geringer und beſchränkt ſich im weſentlichen auf 
die drei öſtlichen. Sie iſt aber im ſchnellen Wachſen, 
namentlich in Queensland, deſſen Fleiſchexport (zumeiſt 
Rinderviertel) 1899 bereits die Höhe von 1,217.632 
Pfund Sterling erreicht hatte, alſo dem von Neu— 
ſeeland ſich näherte, während Neuſüdwales mit 
717.708 und Victoria mit 136.261 Pfund Sterling 
in größeren Abſtänden folgte. 

Vor einigen Jahren wurden Verſuche gemackt, 
lebendes Vieh nach England zu verſchiffen; allein, die 
auſtraliſchen Viehzüchter hatten damit kein Glück. Die 
Seereiſe iſt außerordentlich lang und für die Thiere, 
namentlich die Rinder, die bis dahin in vollſter Frei⸗ 
heit gelebt haben, äußerſt beſchwerlich. Tritt Unwetter 
ein, ſo gehen viele Thiere zugrunde, auf alle Fälle 
leiden ſie ſämmtlich unter dem Seetransport. 

Der eigentliche Charakter Auſtraliens iſt der eines 
Viehzucht treibenden Landes. Der Geſammtwert aller 
Producte der Viehzucht, aber ohne die Meiereiproducte 


einſchließlich der Schweinezucht einzurechnen, erreichte 
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Ende 1899 die Höhe von 40˙7 Millionen Pfund 
Sterling, wovon auf die Schafzucht allein 30˙1 Mil⸗ 
lionen Pfund entfallen. Der Geſammtwert der auf 
den Weideflächen gemachten Verbeſſerungen, Gebäuden 
und Einrichtungen, ſowie des Viehbeſtandes ſelber 
wurden zu gleicher Zeit auf 241˙5 Millionen Pfund 
Sterling berechnet, wobei weder der Wert des Landes, 
von dem ein großer Theil durch Kauf erworben iſt, 
noch auch der der Schweine einbezogen wurde. Der 
Wert, der in jener Summe eingeſchloſſenen Schaf-, 
Rinder- und Pferdeherden betrug ſeinerzeit 115˙4 Mil- 
lionen Pfund Sterling. 


Die geſammte Production der ſieben auſtraliſchen 
Colonien ergibt aus der Viehzucht eine Jahresſumme 
von 51˙1 Millionen Pfund Sterling, mehr als die 
Hälfte des geſammten Productionsergebniſſes, von 
welchem die reſtliche Hälfte zu nahezu gleichen Theilen 
auf Acker⸗ und Bergbau entfällt. Bei einer Bevöl⸗ 
kerungszahl von kaum 5 Millionen Menſchen ſind das 
ſicherlich bedeutende Summen. 


(Rinderpeſt in Südafrika.) Einem vom 
28. April d. J. datirten Berichte des k. und k. General⸗ 
conſulates in Capſtadt an unſer Miniſterium des Außern 
iſt zu entnehmen, daſs eine — laut Zeitungsnach⸗ 
richten angeblich „neue“ — Viehſeuche, welche ſchon 
ſeit Monaten unter den Rindern der Diſtricte 
Salisbury und Umtali in Rhodeſia verbreitet ſein ſoll, 
in letzter Zeit eine ſolche Ausdehnung gewonnen habe, 
dass die Behörden ſich beſtimmt fanden, diesbezüglich 
genaue Unterſuchungen anzuordnen. Nach Anſchauung 
der Mehrzahl der Farmer iſt dieſe Thierkrankheit keine 
andere als Rinderpeſt, die nur durch andere als die 
bekannten Symptome verſchleiert iſt. Die Thierärzte 
erklären dagegen, eine beſtimmte Diagnoſe auf Rinder- 
peſt nicht ſtellen zu können, und der Chefthierarzt 


äußerte ſich dahin, daſs man es keinesfalls mit 
declarirter Rinderpeſt zu thun habe. Von Seiten der 
Beſitzer der Rinderherden und der Minencompagnien 
in Rhodeſia wurde in einem an das Gouvernement 
gerichteten Telegramm die bezügliche Situation als 
eine ernſte bezeichnet und der Anſchauung Ausdruck 
gegeben, dass die Ausbreitung dieſer Thierkrankheit 
eine gänzliche Stockung im Minenbetriebe zur Folge 
haben dürfte, nachdem die Einſtellung allen Ochſen⸗ 
transportes die Zufuhr von Lebensmitteln unmöglich 
machen würde. Die Seuche wird als ſehr bösartiger 
Natur bezeichnet und zeigt große und ſchnelle Aus⸗ 
breitungsfähigkeit; ähnlich wie die Rinderpeſt, ſcheint 
dieſelbe ihren Weg von Norden nach Süden zu 
nehmen und iſt eine Übertragung derſelben nach dem 
Transvaal und der Orange River Colony nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Das Gouvernement hat den Bakteriologen 
Mr. W. Robertſon nach Rhodeſia entſendet. Erinnert ſei 
bei dieſer Gelegenheit, daſs bereits ein Bericht unſeres 
Capſtädter Generalconſulates vom 7. September 1901 
— in Nr. 2 ex 1902 des „Beiblattes“ mitgetheilt“) 
— den Ausbruch der Rinderpeſt in der Orange River 
Colony meldete. Damals ſchon wurde die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der heimiſchen Landwirte auf den Umſtand 
gelenkt, daſs nach Beendigung des Krieges bei der 
dermaligen Höhe der dortigen Viehpreiſe und dem 
erheblichen Viehmangel — im Falle directer Ver⸗ 
ſchiffungsgelegenheit — die Möglichkeit eines nutz⸗ 
bringenden Exportes von Zuchtvieh gegeben ſei. Der 
erfolgte Friedensſchluſs rückt dieſe Angelegenheit in 
das Stadium der Actualität. War es möglich, Pferde- 
transporte nach dem Transvaal zu bringen, ſo dürfte 
es wohl auch nicht ausgeſchloſſen ſein, mit den guten 
öſterreichiſchen Rinderracen dahin gelangen zu 
können. 


Seite 16. 


Concursausſchreibungen. 


Zur Beſetzung gelangten: 


In Mähren die Stelle eines Bezirksthierarztes 
der X. Rangsclaſſe, beziehungsweiſe eine proviſoriſche 
Veterinäraſſiſtentenſtelle mit einem jährlichen Adju⸗ 
tum von 1200 K. Bewerber um eine dieſer Stellen haben 
die Geſuche im Wege ihrer vorgeſetzten oder der politiſchen 
Behörde ihres Aufenthaltsortes bis längſtens 30. Juni 
1902 beim Statthaltereipräſidium in Brünn zu überreichen 
und beizulegen: 1. den Tauf- oder Geburtsſchein, 2. Belege 


über die Vorbildung, 3. eine amtlich beglaubigte Abſchrift 
des thierärztlichen Diplomes und das Zeugnis über die 
thierärztliche Phyſikatsprüfung, 4. das Zeugnis über die 
Kenntnis der beiden Landesſprachen, ſowie Belege über 
die bisherige Dienſtleiſtung. Bewerber, die nicht im Staats⸗ 
dienſte ſtehen, haben außerdem noch den Nachweis über 
die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit und das amtsärztliche 
Zeugnis über die phyſiſche Eignung beizubringen. 
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Viehmärlite⸗ Kalendarium 
für den 


Monat Juli 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde-, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
Niederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
r on ER LEIERN — er 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
ä — — — — — 
Stückzahl 
N Bin) RAR 3.,10., 17., 24,31. — 700 — — — 
Pogg. Ros ER 4. 11,18. 25. — 250 — — — 
St. Pölten St. Pölten. ., 10. 17., 24,31. — 5 500 > ur 
Scheibbs ae 8 — 750 — — — 
. 25. iu 350 5 1 en 
en Ag 0,2. Thaya Raabktes 5., 12., 19., 26. — 200 — — — 
e N Allentſteig . . . 4., 11., 18., 25,30. — 200 — 5 5 
. ene — 500 — — — 
Be „ 600 — = a 
Stadt Wr, Neuftedt . Gr. Nea 5, 9, 2 16.,, — 200 — — — 
19., 23., 26., 30. 
Oberöſterreich. 
Freiſtade Leonfelden 90.1724, 31. 250 — — — 
Swetlkl 22. — 250 — — 
Linz, Land Arfohr E e 0 2 8, 300 = 155 = 
Rohrbach Br? Rohrbacc gh 7., 14, 21., 28. = 300 -- — — 
. Wels. „ 5 1000 = — 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 
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Salzburg. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
5 u ER 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— . ———̃— m —ͤ—ñä 
Stückzahl 
Salzburg Oberndorf 45 — 400 — = 19 
Tamsweg Mauterndorf... 21. — 200 — — Se Nutz⸗ 
Hallein Hallein 25. = 300 — — detto 
Steiermark. 
Cin een Pletredie anne 2. 5 350 — — er 
Hochenegg . 4. — 700 — 50 — 
Lemberg 5 — 900 — — — 
Weitenſtein 21% — 500 — — — 
Schleinitz 22. — 700 — — — 
Sachſen feld 25. — 250 — — — 
Tüchern 26. 250 1800 = = — 
Gonobittz 31. — 350 — = ee 
Deutſch⸗Landsberg . . Groß Florian . . . 8. 57 1000 72 2 Export nach Mäh⸗ 
ren und von Nutz⸗ 
kühen nach Nieder⸗ 
öſterreich. 
Wettmannsſtetten .. 177 — 1000 — — 2 Ka 9 
ER < — 3 — ort na 
Eibiswald 22. 800 Mohren. 
Stanz 28. — 500 — 3 Don 
5 — ER en vd 8 = 
Feldbach .. Feldbach 26. 950 bern es: 
von Händlern aus 
Ungarn, Böhmen 
85 u. Mähren beſucht. 
Graz Land Übelbach .. 25. — 20 — = a 
Hartberg. Lafnßß;;ß;ß;ĩ 0 10—20 200—250 —d — Piet 
hauptſächlich der 
j chen Niede⸗ 
rungsrace. 
5 . . Nutzrinder d 
Judenburg Knittelfeld 26. 70 400 a 
Peihnni tt Wilden 2., 22. — 600 - 700 — — 1 
Melkkühe, Schlacht⸗ 
und Beinlvieh, S 
Export nach 
Mähren, Böhmen, 
Nieder- und Ober⸗ 
öfterreich. - 
Spielfed F. — 600 — — detto 
St. Georgen 14. — 800 — ee detto 
Arnfelss 21, — 600 — — detto 
Leibni ß 25. — 800 — — detto 
Prebin gg 26. — 700 800 — — detto 
Marburßßß St. Georgen a. d. P. 9.5 — 900-1000 — — Wen 
Aufſtellung zur 
Maſt in die Zucker⸗ 
fabriken nach 
nee 
i ifaltigkei j 5 — . — eiſtens Jung⸗ 
Heil. Dreifaltigkeit . 16. 1000 — 1100 9 5 . 
von den Händlern 
aus Mittelſteier⸗ 
mark beſucht, 
ſchlechte Bahnver- 
bindung. 
Windiſch-Feiſtritz . 25. — 1200 —1300 — — CErxportviehmarkt 


für Ochſen na 
Böhmen, Mähren. 


Politiſcher Bezirk 


Marburg 


Windiſch⸗Graz 


Stadt Marburg 
Stadt Pettan 


St. Veiet 


Völkermarkt 


Wolfsberg 


Gottſchee 


. .. 


us * * 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Ortsname Datum Pferden 
f Stückzahl 

„ Frau heim 26. — 1000-120 — 

F 26. — 200 — 
. 28. 5 200 — 

. Maria Neuſtift 2. 50 800 — 
Rohuſ che 12. — 350 — 
ulrb ani: 25. 450 — 
Bi 28. = 800 — 
St. Lorenzen W. B. 3 — 500 — 
. Radkersburg Te 800 1000 — 
St. Peter a. O. 4. — 600 — 
St. Anna a. K.. 17 — 1600 — 

* Videm S 4. Far 500 21 
Pie? 8. — 800 — 
Montpreis 12. -- 2000 _ 
Pleterje 15. — 1000 — 
Doble 16. — 500 — 
Bergs Ma K — 2000 — 
eee > — 600 — 

fe 25. 8 400 2 

ed e 1000 — 
Wei: 26. — 700 — 
FF 2. — 350 — 
Saldenfelden . 4. — 450 — 
Schönſte˙in 12. 350 600 5 
Hohenmauthen 17. — 400 — 
Wiang 18. f 150 250 — 
Mahren berg 31. — 300 — 
Mabur zz 9. 23. — 700 — 

1 928. — — 1200 
eee eee 2., 9., 16., 23., 30. 200-220 1200-1300 1200-1400 
++ 
Kärnten, 

Straßburg 25. — 250 — 

Völkermarkt 2, 9. 16., 23., 30. — 200—400 — 
Eiſenkappel 3 2, — 1250 — 
Griffen 26. — 600 — 

Wolfsberg 83 — 200 — 
Sk. Andre! 14. 50 800 _- 
Reichenfels } 25. — 250 — 

Maria Rojach . 26. — 200 — 
Krain. 

„ Altlag 14. — 850 300 
Zdenskavas . 12 — 900 150 
Dſiln z 21. — 200 100 
Gotticheeu rn 25. — 550 100 


120 


Staatsgeſtüt 
Babolna, ſehr leb⸗ 
hafter Handel mit 
Zugochſen, Aus⸗ 
fuhr nach Mähren 

und Böhmen. 


Mariahofer. 


Ochſen für Maſt⸗ 
zwecke. 


Zumeiſt Kühe und 
Kalbinnen ge⸗ 
miſchten Schlages. 
Wird von fremden 
Händlern beſucht. 
detto 
Größerer Auftrieb 
von mageren 
Ochſen. 
Guter Auftrieb 
von Arbeitsochſen. 
detto 


detto 


Größerer Auftrieb 
von Arbeitsochſen. 


Am 2. erſter, am 
16. zweiter Vieh⸗ 
markt, am 2., 9., 
16., 23. und 30. 
Schweinemärkte. 


EE 


r 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
Stückzahl 
Gurk feld Gurkfeld . 4. — 600 400 
Slankar hg 75 — 500 — 
Jag nenen 14. — 250 — 
Haſelbachc ch 26. — 800 50 
Landſtraß 5 28. — 850 600 
Feldte 28. — 200 — 
Krainb urg Hiſcho flak 24. — 450 300 
Laibach, Stadt . Polanavorſtadt . 8. 130 300 — 
UHREN er Großgaber 5 4. 120 1000 150 
St. Martin bei Lit 28. — 700 120 
A Sairac ß 4. — 200 — 
Plauin ang 14. — 350 100 
Birkn n 26. == 250 3 
Rudolfswert . . . Rudolfswert . rk — 400, 400 
Seiſenberg 5 10. — 800 100 
Treffen 12. — 300 — 
Hina 22. — 700 — 
Groß⸗Lack 25. 200 1500 150 
Tools. ER 28. — 1000 — 
Lukes lk 28. — 300 — 
Döbern. 30. — 200 — 
Stein Domſchale 26. 10 300 200 
Tſchernembl . » Tihernembl . . » . 1: — 800 300 
Wend 14. — 700 250 
Möttling 15. — 1000 300 
Semiiſch fh, 24. — 1500 100 

++ : 
Küſtenland. 
Görz, Stadt , Görz 10., 31. 75 900 800 
Görz, Umgebung . Reifenberg y 4. — 550 300 
Grabisenn‚n ul, 5 Ober. . — 950 800 
Cervignano . 3. — 850 780 
Cormons 25. — 1000 820 
Grädis e,. he 8. — 900 700 
Romans 28. — 800 750 
Capodiſtria : . . Capodiſtria . 17. 15 300 300 
Mitterb urg... . Mitterburg 1. 50 1000 200 
Pole Barbanag 16. — 300 70 
Canfanaro 8 25. — 500 80 
Seſanan Diba ka 26. — 700 70 
Seiana nee 12. 60 600 250 
Volosekkaan Herpelſfſe 2. — 300 120 
Tirol und Vorarlberg. 
A. In Tirol. 

Bozen Girla ans 26. 120 450 70 
Bren Bri ren 25. — 200 100 
Druek Brun ek 22. 30 300 170 
CGless Hes ee 72 10 200 210 
Ralloo Rs _ 400 40 
Lienz .. W. Matrei 26. — 300 — 
Meran . Untermais 20. — 500 60 
RE N Apes a 26. 20 550 — 
Torten 70 a 227,28 — 400 — 


—— — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
...... 


J)JJJ7CCCCCCC C0 


Jahrmarkt. N 


Jahrmarkt. 
detto 


Fee 


N 
—— 


n 


Be 


Politiſcher Bezirk 


Rovereto 
ieee 
ee Ne 


Trient, Stade 


Beneſchau 
Biſchofteinitz 


Blatna 


Böhmiſch⸗Brod 


Budweis 
Chotè bor 
Chru dien 


Caslau 


Daus 


Deutſch⸗Brod. 


Falkenau 


Gablonz 
Grasliz .% 
Hohenmauth 


Horowitz 


Klattau 


Komo tan 
Königgrätz 


„ hey 6 


e 


. „ 


. WIRT! 


. — 


e 


Karblinenthal 1 


„ 


Re 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Ortsname Datum Pferden 
ND 3. 20 
Ponte Arche Ft 15. 20 
DENE rd... 20. == 
Maſidi Vigo E 20. — 
o 21. — 
B. In Vorarlberg. 
++ 
Böhmen. 
Beneſchann 28. 806 
Hon 25. — 
Stankaa/ 28. — 
Bleu: RN 21. 300 
Kaſejowi zzz 25. 180 
SERIE RN Pe a 9. — 
Böhmiſch⸗Brod 28. — 
Budweis 17. 530 
Schweinitz . . 2., 9., 16., 23., 30. 
Gonne 28. — 
Pribislauuu 14. — 
Era 17 — 
Chrudim 5 4. 450 
Casſa n 1: — 
F i 
Golé⸗Jenikau ; 3. — 
ei { 17431. 5 
Daub SEN Ne; % — 
.Deutſch⸗Brod RR 8. — 
Humpoletz' RO, 2030. 
Jenikau, Windig⸗ 25. — 
Pin 2.09 23. — 
Elbogen 7. — 
Falfenan .. 21. 97 
Goffengrün . . . 14., 31 — 
Königsberg . 4 — 
Gablonz z 28. 80 
Heinrichsgrünn. 28. — 
. Jeleni, Ober⸗ 25. — 
Profen 21. — 
„ Beraunn 10. 170 
Hotowi zz 25. 15 
Hoſtomitz 7 — 
i SRH ER 28. 80 
Kopid ins ER 4. = 
Roßdalowitz 55 10 
Sobotta . 22. — 
Kaya. 2, skin 19,20% — 
Theuſing = 24, — 
Elbekoſteletz 22. 60 
Droſauu su, 31. — 
Klatt: 22. 200 
Plau e 17. — 
Silberberg... 7. — 
Kaufif; 92. — 
Solo) 17. 150 
Koutan % 250 
DOT : 9. 400 
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Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 


400 
300 
300 
450 
500 


600 


400 —500 


900 
200 
200 
250 
300 
600 
700 
200 
550 
250 
700 
600 
650 
850 
600 
600 
1400 
1500 
300 
550 
550 
700 
700 


* 


20 
110 
70 


40 
50—60 

100 

150 


| 
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Politiſcher Bezirk Ortsname 
Königin hof Jyſefſtadt 
Krälowitz Kozlan . 
Krälow itz 
Netſchetiu n 
Krüm n REN ſtalſching 
Krum an 
Kuttenberrg Kaco yr, 
Kohljanowit z 
Neuhof; 
Zbraslawitz 
Landskron Wildenſchwert .. 
Lede ana, Kriwſoudaw 
Lede? 
Ludi: Buchan 
Chieſßß 
Went. Melt 
Mſchen od 
Mies Me Dobktau , 
Kladb ran? 
Moldautein Moldautein 
Mühlhauſen Bernarditz EN 
Mühlhauſen 
Münchengrätz . Ba ko 
Neubyd zor hh? 
Neubydzow 
Neuhans Adamzsfreiheit . . . 
Königsecckk 
Neubiſtritz 
Neuhaus 
Neuſtabt 2 22% Dobruſchköa . 
Pardubik ..... Bohdanetih . . . . 
Daſchi ß 
Pardubit zt 
Prelan; 
Pilgram Cerekwe, Ober⸗ 
Cernowitz 
Deſchn g ek 
Kamenitz a. d. L. 
Patzaouu 
Reditz, Roth⸗ 
Pilſesnsn Bloſpt ;: 
Brennporitſchen 
Due mein. Demzur Mirowib . .... 
TIER LK 
Protiv-n ; 
Wod nenen 
Plan ee, Kuttenplan 
f Plan 
Prachati ß Hun; 
Netolitz 
Winterberg 
Plibram Dobkriſ ;)); 
Nako niz Rakoni ; 
Nandnit zzz Naäüd nt; 
Reichenuan Adlerkoſteletz . . 
Reichenau... . . 
Molikan ur oo een Mabntt ;;; . 
Rokit zan 
Schlan . Neuſtraſchitz . 


Schlan 


eee 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


7 5 — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Datum 
—. 
Stückzahl 
14. 375 700 — 
1. — 850 — 
24. = 1000 120 
25. — 300 en 
24. — 300 50 
2., 9,16. 23,0 —d 450 —550 — 
28. — 450 — 
21. — 1200 — 
26. 200 1200 — 
8. — 1000 — 
24. 400 300 200 
7.14, 2128. — 300 — 
„ 410,,10287 —— 300 — 
24., 31 
22. — 250 
28. — 1600 — 
21. — 700 — 
1., 8., 15., 22., 29. — — 1000 
9. — 300 — 
14. — 375 — 
7. — 200 — 
31. 320 1500 — 
4. 26. — 500-600 — 
14. 150 2500 — 
14. 200 800 
21. — 200 — 
29. 60 850 — 
21 — 200 — 
3. 10% 24, 31. —— 200 — 
17. 40 300 — 
8. — 400 50 
2; 140 600 — 
29. — 350 120 
15. — 350 — 
23. 40 400 — 
21. 250 250 — 
755 — 550 — 
14. — 550 — 
4. 15 800 — 
25. — 600 — 
22, — 700 — 
26. — 850 — 
22. — 800 — 
16. — 2200 — 
1: — 300 — 
4. — 1600 — 
22} 600 2750 — 
2 — 1000 — 
15. 800 800 — 
30. — 1600 30 
9. — 1100 60 
5., 12., 19., 26. — 250 — 
28. 400 2000 200 
4. — 200 200 
14. — 600 — 
15. 180 1000 — 
22. 180 1100 — 
175 160 400 — 
2., 9., 16., 23., 30. — — 500 
4. 30 300 150 
21, — 800 —_ 
4. 15 800 — 
3 — 250 — 
195 — 800 — 


E 


— 
oO 


10 


FE RT TREE les 


Il 


Len ÿ¶ÿ e RE EEE ee 
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Politiſcher Bezirk 


Ortsname 
Schüttenhofen . Bergreichenftein 
Hartmanig . . .. 
8 Welhart itz 
F F 
o 
o 
r Geiiodd 
Om ih. 
Senftenberg we Weiersbe g 
Starkenbach Hochſtad 
Starkenbac h 
Strakoniiz Strakonitz 
V Jiſteb nit 
SobeslaavuouWwuu . 
rr 
Woſchitz, Jung⸗ 
D R 
Taus .Neugedein f 
77 
aß 
A EDER IE 
Turnau Turnen 
Wittingan Bukowsko 2 
Suchenthal 
Weſelllii 
Wittingau 
o Hllan a eh 
2 Aufß ß; 
Roher 
Bosko witz DEI RETTEN 
Ungariſch⸗Brod ORLRIU Near ei 
W. Klobouf . . . . 
Wlachowiiiz 
Mähriſch⸗Budwitz . Mähriſch-Budwitz 
Fran??? 
Jami ß 
Duarte: 
o Datſcht: 
Hlabngs 
eee e Mraß ar, 
eruiwi ß 
r Wellgn 
Holleſ chan Drewohoſtitzz - 
Wie?; 
Ungariſch⸗Hradiſch FHF 
F Kamenitz 
f Trieſch ; 
Groß⸗Meſeritſch. . Groß-Bitteſch 
i Groß-Mejeritich 
Wal.-Meferitih . Howezi - 
Wal.-Meferitih . 
a 5 Nonne 
Neuſtadtil Miß 
5 Neuftap tk 
Tiſchnowitz Sem 
Tiſchnowitz f 
Tre; Oppat att 
N Startſch tet 
Trebitſch ; 


Datum 


1,00 
1., 8., 15., 22., 29. 
4., 18. 
11. 25. 
3. 
29. 
30. 
22. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


150 


200 


Stückzahl 


400 
200 
500 
300 
500 
600 
400 
400 
300 
400 
200 
800 
600 
800 
1600 
700 


450 600 100--150 


600 
300 
400 
250 
500 
400 
400 
600 
500 
350 


300 
500 
300 
350 
1700 
550 
700 
850 
400 — 900 
1400 
750 
300—600 
300 
400 
500 
300 
1200 


1000 
300 
800 
250 
300 


50 
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K er 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
en rn EEE 


50 Stärkerer Auf- 
trieb an Ochſen. 


— detto 
— detto 
— detto 
— detto 
— detto 
— detto 
— detto 


7 Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 

— dekto 

— detto 

— detto 


— Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


In Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


K:: EA Le a 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—. xxx xx 727 
Stückzahl 
Mähriſch⸗Weißkirchen Keltſc h 8 225 500 200 200 — 
Wiſchunnmnm Wiſcha nu 28. 100 250 — — — 
Ung.⸗Hradiſch, Stadt . Ung.⸗Hradiſch . 14. 1700 2500 900 100 trie un 
Kremſier, Stadt . . . Kremſienr 22. 100 500 100 — = 
Schleſten. 
Belt Skotſchuu . 3.,10.,17.,24.,3 1. — — 350-450 — — 
„ 21. 210 500 — — — 
Teſchen Jablunkau . 1., 8., 15.,22., 9. — 200 —350 200-250 100 — 
Teſchen 5,12, 19. 26: — — 450-600 — — 
e 8 230 550 — — — 
Troßßfaa gn ñ Gräf de. 25. 200 350 — — Jahrmarkt. 
Wigſtadtil 1 110 650 — — Jahrmarkt 
(Ochſenmarkt). 
Friedek, Stadt Friede!k 2, 9., 16., 23., 30. — 60—200 — — — 
„ 26. 200 600 — 100 Jahrmarkt. 
Galizien. 
Biagn Biafg 10. 17., 24., 31. — 200--300 — — — 
. 28. 300 — — — — 
Bpchui ss, Bochnia .. 3., 17., 31. 250-300 300-350 500-800 — — 
Lipnica murowana . 21. — 250 800 700 — 
Niepokomiee - 1; — — 600 — — 
Bohorodezauy Bohorodezany . 8. — 700 — — — 
Lyſie e leer 16. — 550 — — — 
Borszezöo p Borszezöw 5, 8., 15,21, 28. — 300-400 — — — 
Korolöwka ., 10. 17, 24% 1 2272200 DO — 5 
Mielnſe n Br — 250—300 — — — 
Uscie bisfupic . . . 15., 29. 200-300 600—1000 — — 
BEDDN n er: Broda 8., 14., 21., 28. — 300—550 800 — — 
Zalosdge 15. — —— — 500 = 
Brest. Brzes ko 15. — 400 — — — 
Szezurowa 17. — 400 — — — 
Zaklicznnnn n 7., 28. — 500—550 572 — >= 
Bie xy; Rozo wa . 14. — 250 — — — 
NarajowWwW 24. — 200 — — — 
Brzozör Brzo zw vn, 5 150 300 — — — 
Domaradz 2. — 250 — — — 
Dy nw 2. 250 350 — — — 
Bucas Buza ss, 3., 10., 17., 24., 3 1. — 250 —300 — — — 
Chr zan Krzeszowicſe 7., 14., 21., 28. — 250—300 — — — 
Lubaczööb .. . . 22. — 200 — — — 
Cieszau bw Nardo!!! ie 81. — — 500 — — 
Czorttui ß Czortl op 12. 250 500 — — — 
Ukaszkowee 75 650 500 — Jahrmarkt. 
Dabr owa . Dabro wa 14., 28. zw 650-750 — . 
Za bnd 1,21: 150 650-700 — — — 
Dobr omi Birct zm: BE 2., 16., 23., 30. — 300-400 — — - 
„„ 15. 400 1150 — — Jahrmarkt. 
Dobro mill! 8., 14., 21., 28. —— 200—450 x 5 8 
Dolina Dohna . 8. 200 1300 800 — 
Perchinsko 27. — 450 — — — 
Rozniatöw x 12. — 900 600 — 
Drohoby cz Drohobycz e e eee 150 650 1500 — — 
Gorlie Gorli ee 1.,8., 15., 22., 29. — 500-600 — — 
Uscie ruskie 14. — 450 . — 
Bin?! 8. 500 — — — 
Gry b Gry bop 7% , 21,28. 900 1450 — — 


>} 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


— — 
Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden 
Stückzahl 
Horodenka . » Hotobenla N. . R 150 — 500 — . 
1 5 8., 15. — . 500 = — 
5 e T. 1000 1150 1000 — Jahrmarkt. 
B 14. 300 1150 600 — detto 
JaroslaNuuns Jarbs lan 4. -- 250 — — 
55 11., 18., 25. — 350-400 600-750 — - 
Prunk 16. — 250 — — — 
3 3). 28. 200 400 500 — — 
8 Radym no 16. 300 500 700 — — 
Sieniawa . 10., 31. — 200-250 — — — 
A F 10., 24., 31 0250 Ar — 
BS 22. 550 — — Jahrmarkt. 
Jaw orb Jaworbo 8., 14., 21., 28. 150 200 550600 — pe — 
Krakowiec F 30. 200 600 — — — 
Wielkie ocz y 16. 200 550 — — — 
A o 19. 700 3500 2500 500 Jahrmarkt. 
ieee Kamionka ſtrumikowa 14. 200 200 — — — 
* Witkow nowy 10., 24. 200 - 300 — — — 
Kolbuszowa Kolbuszowba . 3., 10., 17., 24. — 200— 250 — — — 
N Madb an 2% 9% 10% % 80 „ 200 - 250 — — — 
Sokol p 18., 25. 200. 250 285 855 
Kolomy jaa Gwozdzice 8. 300 550 — — Jahrmarkt. 
Rotomhia 4. 600 2900 — 1500 detto 
Kulaczkow een 21; 200 400 — — detto 
T Dunes 8 47: — 300 — — detto 
Rogi „„ 28. 300 800 600 — detto 
ET Banuttai. a2”. 14. — 650 700 — Jahrmarkt. 
Behnie 28. — 350 — — — 
Limanowa . . . . - Kamienica ik — 300 — — — 
F 22. — 350 — 500 — 
Limanowa 14. — 1250 700 500 — 
Lukawi aa 21. — 400 — 500 
Mszana dolna . 1,29. — 200— 250 — 500 
Niedzwiedz 95723. — 250—300 — 600 == 
Skrzydlna 3 17, — 550-700 — 500 
Szezyrzyce 15. — 700 — 500 — 
Ehm park 7. 28. — 950 —1150 600 500 — 
F Baligroeon 14, 21/28. — 350 —400 — = — 
o 1. 8., 15., 22., 29. 800 2950 800 — — 
Lutowiska 14. 200 450 — — Jahrmarkt. 
Iſtrzy ß 2. 9, 30. — 250 350 == — — 
5 RR 8. — 400 — — Jahrmarkt. 
Lemberg Jaryczöw nowy 0 8. — 300 500 — detto 
. 2”, Mie 3. 10.17. 24, 31. 250 —400 — — — 
o Krukieniee 23. — 250 = — Jahrmarkt. 
Sadowa wisznia 26. — 450 — — detto 
Mysleniſe - - Jordanow 21. — 250 — — — 
a MafswW 3.17. 31 — 200 —300 — — — 
Myslenicſſe 14. — 400 850 — — 
A SR 28. — 400 — — — 
Raaba 14. — 400 — 500 — 
EBERLE 28. 500 — — — 
Sufkowice RR 950 - — a 
Nadwörnana . - Nadwörna 11. 24. — 200 700 — — 
Nowy⸗Sacz Ferien. 2., 16., 30 — 500—600 — — — 
Labo wa 321%, 31 — 350—400 — — — 
Te SS a = 17. — 500 — — — 
N Muszyna 14., 28. —— 250 — — — 
Nowy⸗Sacz 1.,8., 15., 22., 29. — 400 —500 — — — 
Neu⸗Sandec Neu-Sander . 4., 11., 18., 25. — — 500 — — 
Piwniczna £ 2., 16., 30. — 200 — — — 
Stary⸗Sgez 9., 23. 300 300 1 
Kylie 10., 24. — 900.1000 en = 
Zbyszyee 17; — 500 — —— — 
41* 
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Politiſcher Bezirk 


Nowy⸗Targ 


FF 


Podgörze 
Podhajce 
Przemysl 


Przemyslau . . 


Przeworsk 
Rawa ruska 
Rohata gn 


Ropezyce 
Rudki 


Rzeszu pp 
S amor 


F ‚ 0 Zei 


ie 


Strzyzoͤw 
Tarnobrzeg 
Tarnopol 


een. 


Tarnöw 


Tkumacz 


A 


Turka 


Fe 


Wadowice 


Wieliczka 


S m ee 


Zaleszezyki 
Zbaraz 
Zloczöw 


e 


3 RR 


.. Kanczuga 
. Potylicz 


. Jezupol 


Zbaraz 


Ortsname 


Czarny dunajee 


Kroscienko f 
Nowy⸗Targ 
Peczenizyn 


rr 


nn 


Fr edropt ol 
Przemysl 


Przemyslany 


Rawa ruska 
Bolszowee ; 

Bukaczowee . 

Debica 
Ropczyee 
Komarno 
Rudki 
Rzeszöw 
Tyczyn 

Sambor 


een 
Nen 
a 
„ tt 
„ 
e n 
e 
n 


e 


Zablotow 


Staniskawow 
Stryj 
Smorze miaſteczko 
Frysztak 


ee 


. Tarnobrzeg . 


ER cl) 


Tarnopol 


Tuche AHA 
Tarnöw 
Ayglice 


Turan 


Andrychöw 
Kalwarya 
Wadowice 
Dobezyce 
Gdöw 
Wieliczka 

Wisniowa 
Tluſte 


Lan VE NO 0 7 


ee ae 


TR 


Pomorzany . . 
Sokolowka 
Zboroͤw 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum Pferden 
Stückzahl 
14., 28. 250-300 250-300 — 
14., 28. — 200— 250 — 

7521 300—350 500-550 500-600 
8. — 700 — 
2., 16., 30. 5 350 > 
115. 2 — 300 — 
7. 14., 21., 288. — 300 — 
174%, 11135. 

18., 22. 25. 29. 0 0 


3., 10., 14. 17. 


5 
24,31. 150-200 400 500 — 
14. 5 200 5 
4., 11., 18,25. — 400-450 500600 
8., 21. — 300-350 500600 
14., 28. = 250 — 
2,23. 150-200 300-450 — 
21, ra 350 en 
14. 150 250 700 
28. * 250 8 
8. u 650 2 
14. 200 600 600 
22. = — 500 
14., 21, 28. 200 280 
8., 15. 28. 29. 2 
4.1118, 25. 250 500 
22. = 200 500 
1 — 250350 2 5 
10. 24. 150 300-350 5 
3. = 250 = 
7 200 5 
10., 24., 31 — 200 300 
7. 11., 14., 18., 
21., 25 e eee 
11. > 250 — 
28. 800 1850 500 
17. ER BR 500 


3.,10.,17.,24.,31. 200—300 850-1450 600-950 


8.,30. 400-550 1750-4800 — 
10., 24. — 250 300 
2 , IB SSR Ex 500 
2., 9., 16. = — 550-750 
28. 250 300 1400 
29. 200 u 550 
9, = 200 Sa 
4. — 200 500 
10., 24. — 300 500 
29. 25 600 
2. 9., 16,23. 30. 250 —350 800 600 500 600 
6., 23. = — 600-700 
9.,10. 300 1700 700 
18,15. 22. 29.— — 550600 
2., 16., 30. — 300500 
3. 4 450 600 
2., 16., 30 — 200 280 
8., 29. — 9 
21. = 500 _ 
10., 24. — 280 900 
3., 10., 24. 15 — 5508600 
8., 14. „ e 
21. 88 400 1200 
2. = 400 500 
8. 150 500 5 


FF CCC E 


F 


Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— — 


| 8 


LE 


Jahrmarkt. 


U ee 


| 


Jahrmarkt. 2 


| 


EE 


Jahrmarkt. 


EE 


bel 


| 
/ Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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„„ — 
Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
55 


Politiſcher Bezirk Ortsname Pferden 
I — 
Stückzahl 
Böer 4 e 10. — 600 700 
Moſty wielkie 2., 16., 30. 150 500 —550 750—800 
S 15. 300 750 1500 
Zydac zy Mikokajow 1.8, 15, % De an ac 
Rod 7 14. 21 28. 900 2. 4 
Spie Milöwkaa . . 1. = 250 ae 
One ie 18 — 350 — 
SG 8. 200 600 — 
. 22. 150 700 550 
Büeiee 2. — 650 700 
. 9., 16., 23., 30. — 400 —500 — 
o Lemberg, Stadt 4., 11., 18., 25. 200-300 — — 
Bukowina. 
Stadt Czernowitz .. Czernowitz e ee 220 — — 
Land Czernowitz Sadagora ., 10., 17. 24,81. 250 — 
MM Reßonn 2., 9., 16., 23. 30. — — 1000 
Zaſtawnna 1., 8., 15., 22., 29. — 300 650 
o Wan; 4., 11., 18., 25. — 400 — 
CCE S 1., 8., 15., 22., 29. — 300 500 
Sr Sczauwa 10, 17,24., 31. 550 — 
ET Wiznitz 5., 6. u: 500 = 
Dalmatien, 
e e Obbrovazzon. 310% 7. „ 81... 60 60 
Imo Imtiet 2., 9., 16., 23., 30. — 100 700 
C Klage . 12. 150 400 200 
TERELODIE U ae. 25. 70 350 300 
HC En RT, 5., 12., 19., 26. — 150 50 
Sag 8 Duo,. 4., 11. 18., 25. — 60 50 


550 
300 
600 
250 
1200 
600 


Jahrmarkt. 


| 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


detto 


Ausweis 


5 über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 14. Juni 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Tandes⸗ 
Bere, behörden feit Abſchluſs der lehten Wochenperiode zur Anzeige gelangt find. 


N Zahl [Maul- und Rotz⸗ und Raufce | Rothlauf | Schweine- Bläschen⸗ 
; der Klauen- | Milzbrand | Wurm- Pocken⸗ Räude brand der der peſt ausſchlag Wuth⸗ 
= ſeuche krankheit krankheit Rinder Schweine (Schweine⸗ an den krankheit 
= ſeuche) Genitalien Y 
Ed » 
Er 2. ® Baopleder werieudten 

12 ä | | 
— — — —- ee ee 
Niederöſterreic h. 26] 4.1534 2] 3] 4] 2] 2] 2 3 5 8 11 4 66. . 13 21 26] 230 92150] 5| 110 571 2] 20 3 
Oberöſterreic gh 1477 6,641 EEE . ) ea har 21 1 a Een By 1 6 Ri 3 Pa BR 9 I re 
Salzbürg . g nen Eee Tee : , 
Steiermark ZW Wake marc ia ES are 8 1 SER) 3 4 5) 8422 460 A| 5) 15) 30 Al 4 
Hie RE „ ER N TT 11 11 1 3 3 3 11 22 3 
C Ele) BR 8 N 11741 0 717 2417975261125 9 
irn Sfr TT 5 1 11.02] 22162195 ; , 
PP e ß! . 2 3 3 2 30 5 x 
FOrOrberg ee Ip 1881 217% er ER WR a a DEN a a a ; 
rien ee 36438.2864. 211.1: n HMI a eh 3 5 11] 17 41) 86| 8| 12] 144 5] 7 7 
ECC 40 3.3744 e ee ER 23 5 5 6 120 35087] 7 18 98] 21 21 2 
ieee eee er Er ne a a er a a 1 ar En: 2 
e I, 80 f 51,81. 18 „ 2 dos 30 3| 101 11 220734 5] 6| 39 12 18118 
ine 10775712031 207 I b E 2 . 
ee 137 8411 7215 u E ; F e % 11 ı 2| 

Summe. 383 55.341 30 4 5 10 11) 244 9 11 16606. 40 801900... 35 50 74 92247524] 34 67 270] 25] 3436 

brjahre ö I 8 5 F 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 3364 Schweine, davon krank 1195 Stücke. 
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und Staatsdruckerei. 


Aus der k. k. Hof 


BR? gt ; 233 


Jahrgang 1902. 


Beiblatt zu dem Verorduungsblatte 


e 


R. &. Niniſte riums des Innern. 


ngelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


— — 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


. | / Wien, 26. Juni 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 


vom 17. Juni 1902, Z. 24.959, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 
des Miniſteriums des Innern vom 26. Juni 1902, Z. 26.621, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch 
aus den Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 17. Juni 1902, Z. 25.141, 
betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Croatien— 
Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Linz vom 12. Juni 1902, Z. 12.687/X, betreffend die 
Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von Klauenthieren vom Centralviehmarkte in St. Marx in Wien nach 
Oberöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 12. Juni 1902, Z. 117.879, betreffend die 
Richtigſtellung des Namens der normirten Vieh⸗Ein⸗ und Ausladeſtation „Brandeis a./ E. Stadt“ der Local- 
bahn Brandeis a./ E. —Neratowitz. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 19. Juni 1902, 
3. 125.491, mit welcher die Beſchränkungen bei der Einfuhr von Rindern und Schafen vom Central— 
Schlachtviehmarkte St. Marx in Wien nach Böhmen aufgehoben werden. — Kundmachung der Statthalterei in 
Trieſt vom 16. Juni 1902, Z. 15.629, betreffend Viehverkehrsbeſchränkungen gegen Dalmatien, Krain und 
Steiermark. — Erläſſe. Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 23. Juni 1902, Z. 24.384, betreffend 
die Einfuhr von Rindvieh aus Serbien. — Verſchiedene Mittheilungen. Aufhebung der Be— 
ſchränkungen des Wiener Viehmarktverkehrs. — Schweine-Einfuhr aus Galizien nach Böhmen. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 


den Stuhlgerichtsbezirken Beſſenyö, Jad einſchließlich 


? Innern vom 17, Juni 1902, 3. 24.959, der gleichnamigen Stadtgemeinde, Besztereze (Comitat 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


enthaltend Besztercze⸗Naszöd), Nögrad, Sziräk (Comitat Nögräd), 
Räczkeve (Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Iglô, Löese 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinden, Szépes⸗ 
Väralja einſchließlich der Stadtgemeinden Szépes⸗ 
Väralja und Szépes⸗Olaszi (Comitat Szépes) in 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepest Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- reichen und Ländern. 


43 
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Ferner ift auf Grund der wegen des Beſtandes des 
Stäbchenrothlaufes von der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Miſtelbach erlaſſenen Verfügung die Einfuhr 
von Schweinen aus dem Grenz-Stuhlgerichtsbezirke 
Szakolcza einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Nyitra) in Ungarn nach dem diesſeitigen 
Gebiete verboten. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von Schweinen Gemeinde Kurtics; 


aus dem Stuhlgerichtsbezirke Nagy⸗Csalomia (Comitat 
Hont) in Ungarn gerichtete Verbot aufgehoben. 

Dies wird im Nachhange zu den Heerortigen Kund⸗ 
machungen vom 5., 7., 10. und 13. Juni 1902, 
33. 23.048, 23. 065, 23.615 und 24.442, zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 26. Juni 1902, 3. 26.621, 


womit 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


. 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier⸗ 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Kraſſö⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Lugos: aus der Stadtgemeinde Lugos; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Reſicza: aus der Gemeinde Kuptore⸗Szekul; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: 
den Gemeinden Buzäd, Bukovec, Kiszeto, 
Topolovecz, Suſtra, Sziklas; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
der Gemeinde Horvat Csene; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Felſö⸗Gagy, Szepſi, Sze⸗ 


aus 
Nagy⸗ 


aus 


aus den Gemeinden 
Nagy⸗Szaläncz, 

aus den Ge⸗ 
Stuhlgerichtsbezirk 


mere; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
Bologd, Garboͤcz-Bogdäny, Kajata, 
Telkibänya; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: 
meinden Härom⸗Bölzse, Kenyhecs; 


Szikszö: aus den Gemeinden Alſo⸗Mera, Forrd, 
Felſö⸗Mera, Leh, Szikszo; | 
Komitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus der 


Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
aus den Gemeinden Al⸗Csill, Bohäny, Boros⸗Sebes, 
Buttyin, Fenyes, Govosdia, Holdmézes, Joszäs, 
Kakarö, Krokna, Madrizeſt, Prezeſt, Zimbrö; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O⸗Beeſe: 
aus den Gemeinden O-Becſe, Turia; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Titel: aus der Gemeinde Titel; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Zenta: aus der Gemeinde O-Kanizsa und der 
Stadtgemeinde Zenta; 


Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirt Pbesvarad: 
aus den Gemeinden Himeshäza, Nagy⸗Pall, Pécsvärad, 
Püspök⸗Lak, Szilägy; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus der Gemeinde Szkiczö; Stuhlgerichtsbezirk Verebely: 
aus den Gemeinden Hull, Nagy⸗Maͤnya, Verebelhy, 
Zitva⸗Ujfalu; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus der Gemeinde Bekesſzentandraͤs; 


Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseffa: aus 
den Gemeinden Cséffa, Gyapju, Okäny, Ugra; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Derecske: aus den Gemeinden Derecske, 
Tepe ; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mesb.⸗Esath: 
aus den Gemeinden Araktö, Hö⸗Szalonta, Igriczi, 
Mezö⸗Csaͤth, Nagy⸗Mihäly, Szederkeny, Tisza⸗Keszi, 
Tisza⸗Oszlär, Tisza⸗Palkonya, Tisza⸗Tarjän; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szendrö: aus der Gemeinde Edeleny; 
Stuhlgerichtsbezirk Szentpeter: aus der Gemeinde 
Kondo; 

Comitat Braſſö, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
der Gemeinde Szent⸗Peter; . 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszaͤn⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Sövenyhäza; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Süttö, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Bieske, Puszta⸗Zaͤmor; f 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Fogaras; Stuhlgerichtsbezirk 
Särkäny: aus der Gemeinde Perſäng; 

Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 


aus den 


Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Mikolesan, Nandraͤs, 
Poprocs; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyo: aus den Ger 


meinden Alſö⸗Sajé, Berzete, Henczkoö; 

Comitat Häromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Miklösvär: 
aus den Gemeinden Baröt, Hidveg; Stuhlgerichtsbezirk 
Seps: aus der Gemeinde Beſſenyö; 


Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus den 
Gemeinden Felnémet, Tötfalu; Stuhlgerichtsbezirk 
Gyöngyös: aus der Gemeinde Atkär; Stuhlgerichts- 
bezirk Hatvan: aus den Gemeinden Csäny, Eesed, 
Hatvan, Hort; Stuhlgerichtsbezirk Heves: aus der 
Gemeinde Kömlö; Stuhlgerichtsbezirk Péterväſär: aus 
den Gemeinden Bükkszek, Egerbakta, Mätra⸗Derecske, 
Mikofalva; Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus den 
Gemeinden Orveny, Tisza⸗Füred, Tiszanäna, Tisza⸗ 
Szöllös; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Szaͤszvaͤros: 
aus den Gemeinden Kudzsir, Romoszhely; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö⸗Jäszsaͤg: aus der Gemeinde Alſö⸗Szent⸗ 
györgy; Stuhlgerichtsbezirk Alſö⸗Tisza: aus der Ge- 
meinde Tiszaföldvar ; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Egerbegy, Gyerö-Vaſärhely, Szaͤsz⸗ 
Löna; Stuhlgerichtsbezirk Moes: aus den Gemeinden 
Magyar⸗Palatka, Vajda⸗Kamaras; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Särmäs: aus der Gemeinde Bald; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Teke: aus der Gemeinde Dedrad; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Baj, Gyermely, Tata; 

Comitat Krassö⸗Szörény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsaͤn: aus den Gemeinden Nagy-Szurduf, 
Német⸗Bogsän, Valemäre, Vermes; Stuhlgerichtsbezirk 
Facset: aus den Gemeinden Facset, Forasest, 
Tomest; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Ge- 
meinde Szerb⸗Poszezsena; 

Comitat Liptö, Stuhlgerichtsbezirk Rözsahegy: 
aus der Gemeinde Hrbolto; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgeny⸗ 
Üvegesür; Stuhlgerichtsbezirk Felsö⸗Regen: aus den 
Gemeinden Maros⸗Vecs, Magyard, Palota⸗Ilva; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus der Gemeinde Köhalom; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagysink: aus der Gemeinde Boldogväros; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus der Gemeinde Szent⸗ 
Agota; 5 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapol⸗ 
csany: aus den Gemeinden Kis⸗Rippeny, Nezsette, 
Nyitra⸗Särfö, Puspökfalu, Radosna; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nyitra: aus den Gemeinden Alsy-Elefant, 
Assakürt, Bodog, Csaläd, Csekej, Dicske, Lajosfalu, 
Molnos, Nagy⸗Emöke, Nemes⸗Pann, Nyitra⸗Ujlak; 


Stuhlgerichtsbezirk Pöstyen: aus der Gemeinde Jokö; 


Stuhlgerichtsbezirk Privigge: aus den Gemeinden 
Nemet⸗Pröna, Privigye; Stuhlgerichtsbezirk Szenies: 
aus der Gemeinde Hradiszt; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bia: aus der Gemeinde Budafok; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Kun⸗Szent⸗Miklos: aus den Gemeinden Kerekegy⸗ 
häza, Pähi; 

Comitat Pozsony, ae Galaͤnta: aus 
der Gemeinde Vaͤga; 
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Comitat Säros, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗Tärcza: 
aus den Gemeinden Abos, Kakasfalu, Kisfalu, Köszeg, 
Lapispatak, O.⸗Ruzsin, Somos, Tuhrina; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Siroka: aus den Gemeinden Jano, 
Megye; Stuhlgerichtsbezirk Tapoly: aus der Gemeinde 
Kapi⸗Németfalu; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Kemeese, Nagy-Haläsz, Vas⸗ 
Megyes; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus den Ge⸗ 
meinden Buj, Gäva, Ibrany; 

Comitat Szatmär, Stuhlgerichtsbezirk 
Somkut: aus der Gemeinde Feherszek; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ ben: 
aus den Gemeinden Fenyöfalva, Nagy⸗Talmäcs, 
Popläka, Sellemberk; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: 
aus den Gemeinden Bendorf, Vurpod; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniczbanya: 
aus den Gemeinden Kajava, Prakfalu, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Gölniczbanya; 

Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Szilägy⸗ 
Cseh: aus den Gemeinden Felsö⸗Szivägy Hadad, 
Mond, Szilägy⸗Szeg; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Brukenau, Ketfél, Majlätfalva, 
Monoſtor, Zsadäny, Vinga; 

Comitat Torda-⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jaära: aus den Gemeinden Hagymäs, Kis⸗ 
bänya; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemein⸗ 
den Alſö⸗Szent⸗Mihaͤlyfalva, Aranyos⸗Polyän, Ba⸗ 
gyon, Bänyabük, Egerbegy, Felſö⸗Szent⸗Mihaͤlyfa, 
Gyeres, Kövend, Mezö⸗Orke, Meszkö, Szind, Tur; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus den Gemeinden Horvät⸗Kécsa, Romän⸗Kecsa, 
Tamäsfalva; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus 


Nagy⸗ 


der Stadtgemeinde Nagy⸗Becskerek; Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Kikinda: aus den Gemeinden Baſahid, Magyar⸗ 
Pädé, Mokrin, Szerb⸗Pädé, Tisza⸗Hegyes, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Nagy⸗Kikinda; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Szent⸗Miklös: aus den Gemeinden Kis⸗Zombor, 
Nagy⸗Teremia, Szerb-Nagy⸗Szent⸗Miklös; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Pancſova: aus der Gemeinde Hertelendy⸗ 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus den 
Gemeinden Deszk, Gyäla; Stuhlgerichtsbezirk Zsom⸗ 
bolya: aus den Gemeinden Magyar⸗Czernya, Nemet⸗ 
Czernya, Zsombolya; 

Comitat Treneseén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
der Gemeinde Dezser; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoröd: 
aus der Gemeinde Kenos; Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Udvarhely: aus den Gemeinden Alſö⸗Sofalva, Agyag⸗ 
falva, ſowie aus der Stadtgemeinde Szeékely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Minaj, Neviczke, Zahar, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Ungvar; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: 
Gemeinden Tärnok⸗Oroklän, Zebeczke; 


aus 


aus den 
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Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Baranes, Ruda⸗Bänyäcska, 
Säros⸗Patak, Vegardo; Stuhlgerichtsbezirk Sztropkö: 
aus der Gemeinde Busnyicza; Stuhlgerichtsbezirk 
Toka;:: aus den Gemeinden Bodrog - Kisfalud, 
O⸗Liszka, Tarczal; Stuhlgerichtsbezirk Varanno: aus 
den Gemeinden Stefanöcz, Varannö⸗Csemernye; 

Comitat Zoͤlyom, Stuhlgerichtsbezirk Breznobänya: 
aus den Gemeinden Borosznö, Szent⸗Andräs, ſowie 
der Stadtgemeinde Breznobänya; Stuhlgerichtsbezirk 
Zölyom: aus den Gemeinden Bird, Töt⸗Pelſöcz und 
überdies aus den Municipalſtädten Pozsony, 
Temesvär, Ujvidek, Zombor; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbchen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hat: aus der Gemeinde Szeszta; Stuhlgerichtsbezirk 
Kaſſa: aus der Gemeinde Migleécz; Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszö; aus den Gemeinden Inänes und Sap; 
Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus der Gemeinde Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Fakert, Kurties; Stuhlgerichtsbezirk 
Borosſebes: aus der Gemeinde Deĩzna; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvärad: 
aus den Gemeinden Kätoly, Lovasz-Heteny, Nädasd; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Fekete-Keleeſeny, Kisfalud, 
Malonya, Nagy⸗Hereſteny, Nagy⸗Szecse; Stuhlgericht3- 
bezirk Garam⸗Szent⸗Kereszt: aus den Gemeinden 
Garam-Szent-Kereszt, Lutilla; Stuhlgerichtsbezirk 
Verebely: aus der Gemeinde Vörösvär; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus den Gemeinden Bekes⸗Szent⸗Andräs, Szarvas; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Egr: aus 
der Gemeinde Szent-Iſtvan; Stuhlgerichtsbezirk 
Mezöcsät: aus den Gemeinden Höbäba, Nemes-Bikk; 
Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der Gemeinde 
Damak; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗-Peter: aus der Ge⸗ 
meinde Bän⸗Horvat; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Feleſik: aus der 
Gemeinde Värdoͤtfälva; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongräd: 
aus der Gemeinde Csongraͤd; Stuhlgerichtsbezirk 
Tiszan⸗Innen: aus der Gemeinde Horgos; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Eszter⸗ 
gom: aus den Gemeinden Cſév, Pilis⸗Maröt, Piszke, 
Sarisap ; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Acſa, Baracska, Bieske, Doboz, Marton- 
väsär, Tabajd; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Bereczk, Eszternek, Karatna— 
Voläl, ſowie aus der Stadtgemeinde Kezdi-Vaͤſaͤrhely; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Detk, Gyöngyöshalasz, Gyöngyös⸗ 


tarjan, Nagy⸗Reéde, ſowie der Stadtgemeinde Gyöngyös; 
Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus der Gemeinde Eesed; 
Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗Füred: aus der Gemeinde 
Tisza⸗Füred; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 
der Gemeinde Alſö-Sipek; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
csalomia: aus der Gemeinde Ipoly⸗Keszi; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Szaͤszvaͤros: 
aus der Gemeinde Kasztä; 8 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Also⸗Tisza: aus der Gemeinde Tisza⸗Földvar; 
Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus den Gemeinden Mezö⸗Kirälyfalu, 
Septer; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Saͤrmäs: aus der 
Gemeinde Kis⸗Saͤrmäs; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Hereg; 

Comitat Kraſſö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Moldova: aus der Gemeinde Suska; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Gaes: aus 
der Gemeinde Podrecsäny; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgocz: 
aus der Gemeinde Lakäcs; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Tapolcsäny: aus den Gemeinden Kuzmicz, Kis⸗ 
Szuläny; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus den Ge⸗ 
meinden Gerencsér, Kaläsz, Sarlo⸗Kajsza, Tormos, 
Urmeény, Vajk; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra⸗Szaͤmbokret: 
aus den Gemeinden Chinoran, Nedanöez; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, 
gerichtsbezirk Big: aus der Gemeinde Bia; 
gerichtsbezirk Kiskun⸗Felegyhäza: 
Szank; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Also⸗ 
Czallököz: aus den Gemeinden Albaͤr, Also ⸗Nyärasd, 
Felſö⸗Nyärasd; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Czallököz: aus 
den Gemeinden Puspöki, Somorja, Szemet; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus der Gemeinde Nagy⸗ 
Sur; Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus der Gemeinde 
Rete, ſowie der Stadtgemeinde Modor; N 

Comitat Säros, Stuhlgerichtsbezirk Siroka: aus 
den Gemeinden Fries, Osztropataka, Siroka; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szekess: aus der Gemeinde Hradiszko; 
Stuhlgerichtsbezirk Tapoly: aus der Gemeinde Kapi; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdaͤny: 
aus den Gemeinden Kemeese, Nyir-Bogdany, Oros, 
Tura; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus der Ge⸗ 
meinde Zalkod; 

Comitat Szatmaͤr, Stuhlgerichtsbezirk 
Somkut: aus der Gemeinde Hoszufalu; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
der Gemeinde Temes- Kubin; Stuhlgerichtsbezirk 
Vinga: aus den Gemeinden Nemet⸗Bencsek, Romaͤn⸗ 
Benesek, Zsadaͤny; ö 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Puszta⸗Csan; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Toroczko: aus den Gemeinden Csegez, Vaͤrfalva; 


Stuhl⸗ 
Stuhl⸗ 
aus der Gemeinde 


Nagy⸗ 


Comitat Torontal, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät⸗Kécsa; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Beeskerek: aus der Gemeinde Lukäcsfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: aus der Gemeinde Sära⸗ 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus der 
Gemeinde Desk; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus 
den Gemeinden Magyar⸗Czernya, Nemet⸗Czernya; 

Comitat Trencsén, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
den Gemeinden Dobodjel, Dvorecz; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Illava: aus der Gemeinde Zlyecho; 

Comitat Tu röcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosöczznis: 
aus den Gemeinden Bodorfalu, Kevicz, Kis⸗Csepesény, 
Nagy⸗Csepese ny; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: 
Gemeinde Lenti⸗Szombathely; 

Comitat Ze mplen, Stuhlgerichtsbezirk Satoralja⸗ 
Ujhely: aus der Gemeinde Jozseffalva 

und überdies aus der Municipalſtadt Kaſſa; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Szaͤszhalom; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Segesvar: aus der Gemeinde Szaͤsz⸗ 
Szt.⸗Läszlo; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Källo: 
aus der Gemeinde Nyir⸗Abräny; 


aus der 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Syrmien, Bezirk Vukovar: 
Gemeinden Vera, Sotin, Vukovar, Sid; 


b. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche: 
die Einfuhr von Einhufern: “) 


Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Bjelovar: 
aus der Gemeinde Kapela; Bezirk Gjurgjevac: aus 
den Gemeinden Gjurgjevac, Virje; Bezirk Koprivnica: 
aus den Gemeinden Druje, Hlebine, Koprivnica, 
Novigrad. 


aus den 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen; 

aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat 
Temes), ſowie aus der Municipalſtadt Temes vär; 


) Durch dieſes Verbot wird der Verkehr mit militär- 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 
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b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen! 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula⸗ 
Fehervär, Baläzsfalva, Kis⸗Enyed einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Vizakna, Magyar⸗Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Fehér), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenb, 
Nagy⸗Halmaͤgy, Pecska, Radna, Ternova, Vila gos 
(Comitat Arad), Apatin, Bäcs⸗Almaͤs, Baja, Hödsäg, 
Kula, Nemet - Balanfa, Topolya, Ujvidek, Zombor 
(Comitat Bäcs⸗Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 
Mohäcs, Pecs, Siklds, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Bars), Beles, Bekes⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Oroshaz, Szeghalom (Comitat Bék és), 
Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkacs, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza⸗hat, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Besztereze, Naszod (Comitat Beszterc ze⸗ 
Naszoͤd), Bel, Belenyes, Berettyö⸗Ujfalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szefelyhid, Tenke, 
Torda, Vasköh (Comitat Bihar), Miskolcz einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Borſod), 
Battonya, Koväcshäz, Központ, einſchließlich der Stadtge— 
meinde Mako, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszän⸗Tül, 
einſchließllch der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 
Csongräd), Pärkäny (Comitat Esztergom), 
Adony, Moͤr, Särbogard, Szefes - Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö⸗Alja, Toͤsziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeny, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü-Böszörmeny und 
Hajdu ⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlo, einschließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), 
Ipolyſaͤg, Szob (Comitat Hont), Algyoͤgy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda— 
Hunyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, 
(Comitat Hunya d), Felſö⸗Jäszſägy, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Jasz-Bereny), Felſb-Tisza, Tisza⸗ 
Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Ujszälläs, 
Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tüur (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy-Run-Szolnof), Diesö-Szent-Märton, Erzsé⸗ 
betväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Hosszüaszö, Radnot (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 


gemeinde Kolozs, Naͤdasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, ÜUdvard (Comitat Komarom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Maros, Reſicza, Temes (Comitat 
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Krasso-Szörény), Lipto-Szent⸗Miklös, Liptö⸗Ujvär 
(Comitat Lipto), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Maͤramaros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsb 
(Comitat Märamaros), Alſoͤ-Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda, (Comitat Maros-Tor da), Magyar⸗ 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segezvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Loſoncz, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nögrad, 
Szécseny, Sziräk (Comitat Noͤgräd), Erſekujvaͤr, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy⸗Körös, Alſö-Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kalocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Monor, Nagy⸗Käta, Pomäz, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szent⸗Endre, Räcz⸗ 
keve, Väcz, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Bares, 
Csurgö, Igal, Kaposvär, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lenyeltöt, Marezal, Nagy - Atad, 
Szigetvär, Tab (Comitat Somogy), Csepreg, Csorna, 
Felſö⸗Pulya, Kismarton, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Kismarton und Ruszt, Nagy ⸗ Marton, 
Sopron (Comitat Sopron), Aljo-Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhaͤza, Kis⸗Värda, 
Nagy - Kalld, Nyir⸗Bätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Fehér-Gyarmat, Mäteszalka, 
Nagy⸗Käroly, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szatmär, Szinger - Baralja (Comitat 
Szatmär), Szäsz⸗Sebes, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löese, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szepes-Baralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szépes⸗Olaszi und Szépes⸗Väralja (Comitat 
Szépes), Kraszna, Szilägy-Somlys, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Tasnäd, Zilah, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zsibo (Comitat 
Szilägyi), Betlen, Csäki⸗Gorbo, Dees, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kékes, Nagy⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok⸗Doboka), Buzias, Csä⸗ 
kova, Detta, Központ, Lippa, Rökäs, Uj⸗Arad, Verſecz 
(Comitat Temes), Dombovar, Dunaföldvar, Központ, 
Simontornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), 
Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat Torda⸗Aranyos), 
Bänlak, Moͤdos, Pärdaͤny (Comitat Torontäh), Bittse, 
Kiszucza⸗Ujhely, Väg⸗Besztereze, Zsolna (Comitat 
Trenesén), Szekely⸗Keresztür (Comitat Udvarhely), 
Tiszan⸗Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat Ugoesa), 
Kapos, Sobroͤnez (Comitat Ung), Kis⸗Czell, 
Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Német⸗-Ujvär, Särvär, 
Szombathely, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Vasvär (Comitat Vas), Devecser, 


Enying, Papa, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ Pozsonh), 


Veszprem, einſchließlich der gleichnamigen 


gemeinde, ö f 
Stadtgemeinde, Zirez (Comitat Veszprém), Csak⸗ 


tornya, Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Gröt (Comitat Za la), 
Bodrogköz, Gälszecs, Nagy⸗Mihäly, Szerenes (Comitat 
Zempleén), ſowie 


aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Dehn 
Hodmezö⸗Väſärhely, Kolozsvär, Maros-Väſärhelh, Pecs, 
Sopron, Szabadka, Szatmär-Nemeti, Szekes⸗Fehervar, 
Versecz, ſowie aus der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 
der 


wegen Einſchleppung Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachftehenden Bezirken: Bhjelovar, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Krizevci, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizevei), 
Ogulin, Vojnic, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Riekah, 

Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ilok, Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Ruma, Zupanja (Comitat Syrmien), 


Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Pregrada, Varazdin, 
Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, Miholjac 
dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comitat 


Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat 
Zagreb), ſowie aus den Munieipalſtädten Oſiek, 
Varazdin. 5 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Väg⸗Ujhely (Comitat Nyitra), Malaczka (Comitat 
Pozsony), Felſö-Tärcza, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Szeben (Comitat Säros), Szepes⸗ 
Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde Popräd 
(Comitat Szepes), Szent⸗Gotthaͤrd (Comitat Vas), 
Alſö⸗Lendva (Comitat Za la), Homonna (Comitat 
Zemplén) in Ungarn, ſowie in dem Bezirke Cirk⸗ 
venica (Comitat Modrus⸗Rieka) in Croatien⸗Slavonien; 

b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts⸗ 
bezirken Szakoleza, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Nyitra), Pozsony, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Szent⸗György (Comitat 
O⸗Lublö, einſchließlich der e 


Stadtgemeinde, Szepes Szombat, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Popräd (Comitat Szepes), Puchö, 
Trenesen, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Trenesén) in Ungarn 

iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich— 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Luttenberg, Miſtelbach, Unter⸗ 
Gänſerndorf, Feldbach, Göding, Ungariſch-Brod, 
Wallachiſch⸗Meſeritſch, Lisko, Nowytarg, Neu⸗Sandec, 
Sanok, Luſſin getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be⸗ 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden bejon- 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 

Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden find. 
Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
., 13. und 17. Juni 1902, 
33. 23.048, 23.065, 23.615, 24.442 und 24.959, 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
SS 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 17. Juni 1902, 3. 25.14, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertre⸗ 
tenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
255 Slavonien. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 
Mit der Kundmachung vom 9. Juni 1902, 
3. 44.822, und der Note vom 15. Juni 1902, 
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3. 46.511, hat die königl. Landesregierung in Agram 
unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 3. Mai 


1902, Z. 34.869, jene Gemeinden bekanntgegeben, 


aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbargemeinden 
wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die Einfuhr 
der nachſtehend beſonders angeführten Thiergattungen 
auf Grund des beſtehenden Veterinär-Uebereinkommens 
verboten iſt. 

In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 

A) In Steiermark: Wegen des Beſtandes der 
Schwein epeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Stadt Pettau, des Bezirkes Pettau; Langen⸗ 
wang, des Bezirkes Bruck a. d. M.; Andritz, Feld⸗ 
kirchen, Hart, Stattegg, St. Stephan a. G., Unter- 
Premſtätten, Straßgang, des Bezirkes Graz (Umgebung); 
Irdning, des Bezirkes Gröbming; Fonsdorf, Juden— 
burg des Bezirkes Judenburg; Donawitz, Kalwang, 
Trofaiach, des Bezirkes Leoben. 


B) In Kärnten: Wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden: Annabichl, des Bezirkes Klagenfurt (Um- 
gebung); Rückersdorf, des Bezirkes Völkermarkt; Blei⸗ 
berg, des Bezirkes Villach; und aus der Stadt 
Klagenfurt. 

C) In Tirol und Vorarlberg: a) wegen 
des Beſtandes der Maul und Klauenſeuche 
die Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus 
der Gemeinde Vigolo-Vattaro, des Bezirkes Trient; 

b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufs 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde Tiers, 
des Bezirkes Bozen; 

e) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt aus den 
Gemeinden: Cagno, des Bezirkes Cles; Baſſelga di 
Vezzano Cadine, des Bezirkes Trient. 


1 Hoi or : Statthalterei a x 
Gleichzeitig wird die k. k. zunpesregiennm in die Kennt⸗ 


niß geſetzt, daß wegen des Beſtandes der Schwein e— 
pe ſt die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen 
Bezirken Pettau und Rann (Steiermark), Gottſchee und 
Tſchernembl (Krain) und Volosca (Küſtenland) nach 
Croation-Slavonien verboten iſt. g 


f Statthaltere! : f 
Die k. k. dender wird unter Beziehung auf die 


h. o. Kundmachungen vom 15. und 27. Mai, ſowie 
9. und 11. Juni 1902, 33. 19.569, 21886, 
23.600 und 24.250, eingeladen, mit der Verlaut- 
barung dieſer Verfügung ſofort vorzugehen. 


Kundmachung der Statthalterei in Linz 
vom 12. Juni 1902, 3. 12.687 X, 
betreffend 


die Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von 
Klauenthieren vom Centralviehmarkte in St. Marx 
in Wien nach Oberöſterreich. 
Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der Maul- 
und Klauenſeuche in Wien findet die k. k. Statthalterei 
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die mit der hierämtlichen Kundmachung vom 4. Mai 
1902, 3. 9708, X, bezüglich der Einfuhr von 
Klauenthieren vom Centralviehmarkte in St. Marx 
nach Oberöſterreich angeordneten Verkehrsbeſchränkungen 
außer Kraft zu ſetzen. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 


Kundmachung der gtatthalterei in 193 
vom 12. Juni 1902, 3. 117.879 


betreffend 


die Richtigſtellung des Namens der normirten Vieh⸗ 
Ein⸗ und Auslade⸗Station „Brandeis a. / E. Stadt“ 
der Localbahn Brandeis a. / E. —Neratowitz. 

Im Nachhange zu der h. o. Kundmachung vom 
24. Auguſt 1899, Z. 131.269, betreffend die Be⸗ 
ſtimmung der Eiſenbahnſtation Brandeis a. E. der 
Localbahn Brandeis a., E.—Neratowitz, findet die 
Statthalterei behufs Hintanhaltung einer Verwechslung 
dieſer Station mit der Eiſenbahnſtation Brandeis a. /E. 
der Staatseiſenbahngeſellſchaft bekannt zu geben, daß 
erſtere Station den Namen „Brandeis a./ E. Stadt“ führt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 19, Juni 1902, 3. 125.491, 


mit welcher 

die Beſchränkungen bei der Einfuhr von Rindern 
und Schafen vom Central⸗Schlachtviehmarkte St. 
Marx in Wien nach Böhmen aufgehoben werden. 

Mit Rückſicht auf den wieder eingetretenen günſtigen 
Geſundheitszuſtand des Viehes am Central-Schlacht⸗ 
viehmarkte St. Marx in Wien findet die Statthalterei 
unter Aufhebung ihrer Kundmachung vom 7. d. M., 
3. 120.482, die freie Einfuhr von Rindern und 
Schafen von dem genannten Markte zu Schlachtungs⸗ 
zwecken nach Böhmen gegen Beobachtung der Beſtim— 
mungen über den Vieh verkehr wieder zu geſtatten. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern 
vom 23. Zuni 1902, 3. 24.384, 


betreffend 
die Einfuhr von Rindvieh aus Serbien. 
(An die Statthalterei in Wien.) 


Mit Beziehung auf den h. o. Erlaß vom 5. März 
l. J., Z. 8307, wird der k. k. Statthalterei eröffnet, 
daß der königl. ung. Ackerbauminiſter laut Note vom 
10. Juni l. J., Z. 5571/Pr., mit Rückſicht auf das 
Erlöſchen der Lungenſeuche in Serbien und den ſeither 
verfloſſenen Zeitraum von 6 Monaten, die Einfuhr 
von Rindvieh aus dem zuletzt unter Sperre geſtellten 


Die Verwendung dieſes Viehes zur weiteren Nutzung 
iſt unterſagt. 

Das Verbot der Einfuhr von lebenden Schweinen 
aus dem Gebiete der Stadt Wien nach Böhmen bleibt 
weiter aufrecht. 

Uebertretungen dieſer Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet werden. 


Kundmachung der gtatthalterei in Trieſt 
vom 16. Zuni 1902, 3. 15.629, 


betreffend 
Viehvertehrsbeſchränkungen gegen 


Snake 
Krain und Steiermarf. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Epizootien in Dalmatien, Krain und Steiermark und 
die erfolgten Seucheneinſchleppungen findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hierämtlichen Kund⸗ 
machung vom 25. März 1902, Z. 7880, nachſtehende 
Sperrverfügungen zu treffen, deren Wirkſamkeit vom 
20. Juni 1902 anzufangen hat: 

a. gegen Dalmatien: 
wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus dem Bezirke ee 

b. gegen Krain: 

wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus den Bezirken Gottſchee, 
Gurkfeld, Laibach Umgebung, Littai, Tſchernembl; 

c. gegen Steiermark: 
wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus den Bezirken Stadt Pettau, 
Bruck a. d. M., Graz Umgebung, Gröbming, Judenburg, 
Leoben, Pettau, Rann. 

Uebertretungen dieſer Sperrverfügungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 


Bezirk Poſava-Tommava vom 10. Juni l. J. ange⸗ 
angen ohne weitere Beſchränkung wieder geſtattet 
und lediglich von der genauen Beachtung der im 
Thierſeuchen⸗Uebereinkommen mit Serbien vom 9. Auguſt 
1902, R. G. Bl. Nr. 106 ex 1893, vorgeſehenen 
Vorausſetzungen und Bedingungen abhängig gemacht hat. 
Hienach findet auch das Miniſterium des Innern 
die bisher aufrecht erhaltene Beſchränkung der Einfuhr 
von Rindvieh aus Serbien vom Viehmarkte zu 
Budapeſt nach der Contumazabtheilung des Wiener 
Centralviehmarktes zu St. Marx außer Kraft zu ſetzen 
und die k. k. Statthalterei einzuladen, hiernach die 
weiters erforderliche Veranlaſſung ſofort zu treffen. 
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Verſchiedene Wittheilungen. 


(Aufhebung der Beſchrän kungen des 
Wiener Viehmarktverkehrs.) Im Nad- 
hange zu den in Nr. 19 des „Beiblattes“ mit⸗ 
getheilten Aufhebungen, rejpective Milderungen der 
Beſchränkungen des Viehverkehrs vom Wiener Central— 
viehmarkte zu St. Marx ſind ſeither die noch be— 
ſtandenen Beſchränkungen durch Verfügungen der be— 
treffenden politiſchen Landesſtellen aufgehoben worden. 
Die Statthalterei in Linz hat mit Kundmachung vom 
12. Juni 1902, 3. 12.68 7/ X, die unter dem 4. Mai 
1902, 3. 9708/X, und die Statthalterei in Prag 
mit Kundmachung vom 19. Juni 1902, 125.491, 
die unter dem 7. Juni 1902, Z. 120.482, verfügten 
Verkehrsbeſchränkungen aufgehoben. Die bezüglichen 


letzten Kundmachungen befinden ſich in der heutigen 
Nummer des Beiblattes ). 


(Schweineeinfuhr aus Galizien nach 
Böhmen.) Die Einfuhr von Schlachtſchweinen 
aus Galizien nach Böhmen wurde außer nach den 
in der Nr. 34 ex 1901 und den Nummern 7, 8 
und 12 ex 1902 des „Beiblattes“ bezeichneten 
Schlachthäuſern mit der Kundmachung der Statthalterei 
in Prag vom 17. Juni 1902, Z. 125.186, auch nach 
dem öffentlichen Schlachthauſe in Adlerkoſte etz 
geſtattet. 


) Seite 239, 240. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Beillatt zu dem Uerorduungsblakte 


des 


li. R. Miniſte riums des Innern. 


— 
\ 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 21. N Wien, 15. Juli 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 


27. Juni 1902, Z. 26699, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Kroatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 3. Juli 1902, Z. 27455, ent- 
haltend veterinär⸗ polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 9. Juli 1902, Z. 28640, enthaltend veterinär⸗-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Kroatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 4. Juli 1902, Z. 28371, enthaltend Sperr- 
maßnahmen im Viehverkehre aus dem Occupationsgebiete. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 12. Juli 1902, Z. 29379, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 7. Juni 1902, 
3. 107639, betreffend die Auflaſſung der Vieh-Ein⸗ und Ausladeſtation Warnsdorf der böhmiſchen 
Nordbahn. — Kundmachung der Statthalterei in Zara vom 7. Juni 1902, Z. 18739, betreffend die 
Aufhebung der Beſchränkungen des Borſtenviehverkehres im politiſchen Bezirke Sinj. — Kundmachung der 
Landesregierung in Czernowitz vom 14. Juni 1902, Z. 13651, betreffend veterinär-polizeiliche Vorſchriften 
bei Ausübung des Viehſchneidegewerbes (Caſtration). — Kundmachung der Landesregierung in Laibach vom 
22. Juni 1902, Z. 12422, betreffend die Freigebung des Borſtenviehverkehres in den Gerichtsbezirken Gottſchee 
und Reifnitz und im politiſchen Bezirke Tſchernembl. — Kundmachung der Statthalterei in Linz vom 
26. Juni 1902, Z. 14097, betreffend das Verbot der Einfuhr von Lauferſchweinen aus Krain und einzelnen 
Bezirken Steiermarks nach Oberöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 26. Juni 1902, 
3.32196, betreffend das Einfuhrverbot für Schweine aus Niederöſterreich nach Mähren. — Kundmachungen der 
Statthalterei in Wien, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus mehreren Bezirken Mährens 


nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 3. Juli 1902, Z. 65715, betreffend 


die Beſtimmung der Station Ober-Laa der k. k. öſterreichiſchen Staatsbahnen als Ein- und Ausladeſtation 
für Viehtransporte. — Kundmachungen der Statthalterei in Innsbruck, betreffend die Beſchränkung der 
Geflügeleinfuhr aus Italien. — Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 30. Juni 1902, 
3. 2893, betreffend die Geflügeleinfuhr nach Belgien. — Verſchiedene Mittheilungen: Interpellations— 
beantwortung in Angelegenheit der Schutzimpfung gegen Rauſchbrand. — Behandlung von Veterinärfragen 
im Landwirtſchaftsrathe. — Aufhebung der Beſchränkung der Rindereinfuhr aus Serbien nach Bosnien 
und der Hercegovina. — Zur Ausfuhr geſchlachteter Schweine aus fterreich-Ungarn nach Bayern. — 


Der „Auslandsviehhof“ in Nürnberg. — Menſchen- und Rindertuberculoſe. — Die Verbreitung der Thier- 


ſeuchen in Deutſchland im Jahre 1900. — Das preußiſche Fleiſchbeſchaugeſetz. — Erweiterung des Schlacht— 
hauszwanges und Behandlung verbotswidrig eingeführten Fleiſches in Preußen. — Öffentliche Schlachthöfe 
in Bayern. — Import nichtgeimpfter Schafe aus Algier und Tunis nach Frankreich. — Viehſeuchen— 
ausbreitung in den Niederlanden. — Rinderpeſt auf den Philippinen. — Perſonalnachrichten. — 
Viehmärkte-⸗Kalendarium für den Monat Auguſt 1902. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thier— 
krankheiten. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. Juni 1902, 3. 26699, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl— 
gerichtsbezirken Verebely (Comitat Bars), Bät (Comitat 
Hont), Kis⸗Kun⸗Felegyhäza einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Kun-Szent-Miklös (Comitat 
Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Beszterczebanya einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Zolyom) 
und aus der Municipalſtadt Keeskemét in Ungarn, 
ſowie aus den Bezirken Ivanec, Novimarof (Comitat 
Varazdin), Sveti Jvan-Zelina (Comitat Zagreb) in 
Kroatien-Slavonien nach den im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 26. Juni 1902, Z. 26621, zur allge⸗ 
meinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Uliniſteriums des 
Innern vom 3. Juli 1902, 3. 27455, 


enthaltend 


veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium 
des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Alsb-Tarcza, Siroka einſchließlich 
der Stadtgemeinde Eperjes, Szekesö einſchließlich der 
Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly (Comitat Saros), 
Kapuvar (Comitat Sopron), Magyar-Läpos (Comitat 
Szolnok-Doboka) in Ungarn nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern. 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
des Stäbchenrothlaufes von der k. k. Bezirkshaupt⸗ 


mannſchaft Nowytarg erlaſſenen Verfügungen die Ein— 
fuhr von Schweinen aus dem Grenzbezirke Késmärk 
einſchließlich der Stadtgemeinden Keésmaͤrk, Leibiez und 
Szepes-Bela (Comitat Szepes) in Ungarn nach dem 
diesſeitigen Gebiete verboten. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 26. und 27. Juni 1902, 
83. 26621 und 26699, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 9. Juli 1902, 3. 28640, 


enthaltend 


veterinär⸗ polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus 
Ungarn und Kroatien⸗Slavonjen nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſte⸗ 
rium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Heves, Tisza-Füred (Comitat 


Heves), Alſö-Jaͤszsag (Comitat Jaäsz-Nagy⸗Kun⸗ 
Szolnok), Nagy-Bänya, einſchließlich der Stadt⸗ 


gemeinden Felſö-Bänya und Nagy-Bänya, Nagy⸗ 
Somkut (Comitat Szatmär), Szylägy⸗ ⸗Cſeh (Comitat 
Szylägy) in Ungarn nach den im Reichsrathe vertre— 
tenen Königreichen und Ländern. 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 


der Maul- und Klauenſeuche von der k. k. Bezirks⸗ 


hauptmannſchaft Gottſchee erlaſſenen Verfügung die 


Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen aus dem 
Grenzbezirke Delnice (Comitat Modrus⸗Rieka) in 


Kroatien-Slavonien und auf Grund der wegen des 


Beſtandes der Schweinepeſt von der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Feldbach erlaſſenen Verfügung die 
Einfuhr von Schweinen aus dem Grenzſtuhlgerichts⸗ 
bezirke Mura-Szombat (Comitat Vas) in Ungarn nach 
dem diesſeitigen Gebiete verboten. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 26. und 27. Juni, ſowie 3. Juli 
1902, 38. 26621, 26699 und 27455, zur allge⸗ 
meinen Kenntnis gebracht. N 


Kraft. 


Die vorstehenden Verfügungen treten ſofort in 


NG 8 
va 


Kmdmahung des Minifteriums des 
Innern vom 4. Juli 1902, 3. 28371, 


enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehre aus dem Occu⸗ 
pationsgebiete. 


Auf Grund der letzten officiellen Thierfeuchen- 
ausweiſe der Landesregierung in Sarajevo wird die 


Statthalterei . Ä =.‘ 
12 Ar 2 9 1 1 eingeladen, unter gleichzeitiger Be- 


hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach- 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 10. Juli 1902 an⸗ 
gefangen zu erlaſſen: 

Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den Bezirken: 
Banjaluka Land, Breka, Bosniſch-Gradiska, Mjuc, 
Livno, Bosniſch-Novi, Prijedor, Prnjavor, Srebre— 
nica und Teſany. 

Die Beſtimmungen über die Einfuhr von ge— 
ſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 
ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver— 
ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen Schwei— 
nen aus ſeuchenfreien Gebieten: 

nach den Schlachthäuſern der Productivgeſell— 
ſchaft der Wiener Fleiſchſelcher und in Unter-Meid- 
ling, dann der Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher 
Ziegler und Karlik in Wien, ſowie dem Sanitäts- 
ſchlachthauſe in Wiener-Neuſtadt; ferner 
nach dem Schlachthauſe in Linz in Oberöfter- 
reich; 

nach den Schlachthäuſern in Prag-Holeſchowitz, 
Laun, Pilſen und Warnsdorf in Böhmen; 

nach den Schlachthäuſern in Brünn und Olmütz 
in Mähren und 

nach den Schlachthäuſern in Graz und Leoben 
in Steiermark, bleiben auch fernerhin in Kraft. 

Bei der Verlautbarung der bezüglichen Kund— 
machung wolle die k. k. ers im Sinne des 
hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, Z. 28969, 
vorgehen. 


Boundmachung des Mliniſteriums des 
Innern vom 12. Juli 1902, 3. 29379, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesbehörden in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt, Innsbruck.) 


Im Nachhange zur hierortigen Kundmachung 


vom 17. Juni 1902, 3. 25141, wird der 
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Statthalterei 5 „ 2 
ter. 15 behufs der weiteren Veranlaſſung 


eröffnet, daſs laut telegraphiſcher Mittheilung der 
königlichen Landesregierung in Agram vom 10. Juli 
1902, Z. 52962, das wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt gegen die Einfuhr von Schweinen aus 
dem politiſchen Bezirke Tſchernembl (Krain) nach 
Croatien⸗Slavonien gerichtete Verbot aufgehoben 
worden iſt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 7. Juni 1902, 3. 107639, 


betreffend 


die Auflaſſung der Vieh⸗Ein⸗ und Ausladeſtation 
Warnsdorf der Böhmiſchen Nordbahn. 


In theilweiſer Abänderung der Kundmachung 
vom 11. Jänner 1897, Z. 149492, findet die Statt⸗ 
halterei die Eiſenbahnſtation Warnsdorf der Böhmi— 
ſchen Nordbahn wegen geringen Viehverkehres als 
ſtändige Vieh-Ein⸗ und Ausladeſtation aufzulaſſen 
und im Hinblicke auf die Beſtimmungen des Punktes 4 
der bezogenen Kundmachung anzuordnen, daj3 bei 
dem Umſtande, als für die Ausladung des Schlacht- 
viehes mit den Kundmachungen vom 14. December 
1899, Z. 213731, und vom 18. Jänner 1901, 
Z. 7634, der Schlachthof Warnsdorf, Station Nieder- 
grund der Böhmiſchen Nordbahn, beſtimmt wurde, in 
der Station Warnsdorf nur die temporäre Verladung 
von Zucht⸗ und Nutzviehtransporten ſtattfinden darf. 


Kundmachung der gtatthalterei in Zara 
vom 7. Juni 1902, 3. 18739, 


betreffend 


die Aufhebung der Beſchränkungen des Boriten- 
viehverkehres im politiſchen Bezirke Sinj. 


In theilweiſer Abänderung der hierortigen 
Kundmachung vom 28. Mai 1902, 3. 15994, findet 
die Statthalterei ſämmtliche Beſchränkungsmaßregeln 
bezüglich des Verkehres mit Borſtenthieren im poli— 
tiſchen Bezirke Sinj außer Kraft zu ſetzen. 


Hievon wird das Verbot der Ein- und Ausfuhr 
von Schweinen nach, beziehungsweiſe aus den politi— 
ſchen Bezirken Imotski und Makarska, ſowie die Ab- 
haltung von Schweinemärkten dortſelbſt nicht berührt. 


Die vorliegende Kundmachung tritt mit dem 
Tage der Veröffentlichung in der Amtszeitung in 
Wirkſamkeit. 
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Kundmachung der Landesregierung in 
Czernowitz vom 14. Juni 1902, 3. 13651, 


betreffend 


veterinärpolizeiliche Vorſchriften bei Ausübung des 
Viehſchneidegewerbes (Caſtration). 


Behufs Verhinderung der Verſchleppung von 
anſteckenden Thierkrankheiten durch Perſonen, welche 
den Viehſchnitt (Caſtration) der landwirtſchaftlichen 
Hausthiere gewerbsmäßig betreiben, wird hiemit 
Nachſtehendes verfügt: 


1. Perſonen, welche dieſes Gewerbe betreiben, 
haben ſich im jeweiligen Beſchäftigungsorte vorher 
beim Gemeindevorſteher (oder deſſen Stellvertreter) 
mit der vorgeſchriebenen, von der Gewerbebehörde 
J. Inſtanz ausgeſtellten, beziehungsweiſe vidirten 
Licenz auszuweiſen. 

Dieſe Licenz wird von der Gewerbebehörde 
J. Inſtanz des Aufenthaltsortes des Viehſchneiders 
ausgeſtellt und gilt zunächſt ſtets nur für den Spren— 
gel jener Behörde, von welcher ſie ausgeſtellt worden 
iſt, kann jedoch durch Vidirung ſeitens anderer Ge— 
werbebehörden auch auf andere Bezirke ausgedehnt 
werden. 

Perſonen, welche eine ſolche Licenz nicht be— 
ſitzen, dürfen zur Ausübung des Viehſchneidegewerbes 
nicht zugelaſſen werden. 


2. Vor und unmittelbar nach jedesmaliger Aus- 
übung des Viehſchnittes ſind die verwendeten In— 
ſtrumente (Geräthe), ſowie die Kleider, Beſchuhung 
und Hände der dabei Beſchäftigten zu reinigen und 
mit einer dreiprocentigen Lyſol- oder Creolinlöſung 
gut zu desinficiren. 


Bevor dies geſchehen iſt, darf ein anderes 
Gehöfte oder ein anderer Ort nicht betreten werden. 


3. Jeder Viehſchneider (Caſtrirer) hat die noth- 
wendigen, in tadelloſem Zuſtande erhaltenen Inſtru⸗ 
mente (Geräthe), ſowie einen entſprechenden Vorrath 
an Desinfectionsmitteln mitzuführen. Hievon hat ſich 
der Amtsthierarzt der Behörde, welche die Licenz 
ertheilt oder vidirt, vorher zu überzeugen und ſind 
von demſelben nöthigenfalls bezüglich des Vorganges 
bei der Desinfection Weiſungen zu ertheilen. 


4. In Orten, wo die Maul- und Klauenſeuche, 
Schweinerothlauf oder Schweinepeſt herrſcht, iſt die 
Ausführung des Viehſchnittes, ſowie das Betreten 
der Gehöfte durch Caſtrirer (§. 14 des allg. Th. S. G.) 
verboten. 


5. Zur Überwachung dieſer Anordnungen ſind 
die Thierärzte, Gemeindevorſteher und die Gendarmerie 
berufen, und iſt im übrigen jedermann, der von Zu— 


widerhandlungen gegen dieſe Anordnungen Kenntnis 
erlangt, zur Anzeige berechtigt. 


6. Übertretungen der vorſtehenden Beſtimmungen 
ſind, inſoferne fie nicht unter die Strafſanction des 
Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
fallen, nach den Beſtimmungen der Miniſterialver— 
ordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198, zu ahnden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 22. Juni 1902, 3. 12422, 


betreffend 


die Freigebung des Borſtenviehverkehres in den 
Gerichtsbezirken Gottſchee und Reifnitz und im poli⸗ 
tiſchen Bezirke Tſchernembl. 


Da die Schweinepeſt nunmehr auch in den 
Gerichtsbezirken Gottſchee und Reifnitz des poli- 
tiſchen Bezirkes Gottſchee, ſowie im politiſchen Be— 
zirke Tſchernembl erloſchen iſt, findet die Landes⸗ 
regierung den Borſtenviehverkehr in den obgenannten 
Bezirken unter Aufhebung der hierortigen Kund— 
machungen vom 24. März und 5. April d. J., 38. 
6443 und 7077, wieder freizugeben. 


Dies wird mit dem Beifügen verlautbart, dass 
der Verkehr mit Handelsſchweinen in Krain überhaupt 
nur unter genauer Einhaltung der Vorſchriften der 
hierortigen Kundmachung vom 10. Juni 1896, 
3. 9115, geſtattet iſt. 


Kundmachung der Statthalterei in Linz 
vom 26. Juni 1902, 3. 14097, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Lauferſchweinen aus 
Krain und einzelnen Bezirken Steiermarks nach 
Oberöſterreich. 


Mit Rückſicht auf die erfolgte Einſchleppung der 
Schweinepeſt durch einen Schweinetransport aus dem 
politiſchen Bezirke Cilli, beziehungsweiſe Rann in 
Steiermark und im Hinblicke auf den Seuchenſtand in 
Steiermark und Krain findet die k. k. Statthalterei zur 
Verhinderung weiterer Einſchleppungen der Schweine— 
peſt die Einfuhr von Lauferſchweinen aus dem ganzen 
Herzogthume Krain und aus dem Herzogthume Steier— 
mark für die Bezirke Bruck a. d. Mur, Cilli, Graz 
(Umgebung), Judenburg, Leoben, Rann und Pettau 
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nach dem Erzherzogthume Oberöſterreich bis auf ſchleppung dieſer Seuche nach Niederöſterreich findet 


weiteres zu verbieten. 

Die Einfuhr von zu ſofortiger Schlachtung 
beſtimmten Schweinen wird durch dieſe Verfügungen 
nicht berührt. 

Dieſes Verbot tritt an Stelle der hieramtlichen 
Kundmachung vom 2. Juli 1901, 3. 12986/II, am 
5. Juli 1902 in Wirkſamkeit und werden Übertre— 
tungen dieſer Verfügungen nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 


Kundmachung der gtatthalterei in Brünn 
vom 26. Juni 1902, 3. 32196, 


betreffend 


das Einfuhrverbot für Schweine aus Niederöſter⸗ 


reich nach Mähren. 


Im Hinblicke auf die wiederholt erfolgte Ein— 
ſchleppung der Schweinepeſt aus Niederöſterreich, ſowie 
mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand dieſer 
Seuche in dieſem Lande findet die k. k. mähriſche 
Statthalterei die Einfuhr von Schweinen aus Nieder— 
öſterreich nach Mähren zu verbieten. 

Dieſes Einfuhrverbot bezieht ſich auch auf 
Schweine aus anderen Ländern, welche — zum Zwecke 
der Aus⸗ oder Umladung — in Wiener-Neuſtadt, 
wenn auch nur für kürzere Zeit, aufgehalten und nicht 
unmittelbar vom dortigen Bahnhofe weiter verſendet 
werden. f 


Durch dieſe Verfügung wird der Eiſenbahn— 


durchzugsverkehr von Schweinen nicht berührt. 


den Beſtimmungen des allgemeinen Thierſeuchen-⸗ 


Übertretungen obiger am 29. Juni 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 


geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
und der dazugehörigen Durchführungsverordnung 
vom 12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 36. 


Bundmachungen der Statthalterei in 
Wien, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus mehreren 
Bezirken Mährens nach Niederöſterreich. 


Kundmachung vom 25. Juni 1902, Z. 65402. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Mähren und wegen erfolgter Ein— 


die Statthalterei unter Behebung ihrer Kundmachung 
vom 7. Juni 1902, Z. 57333, die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Boskowitz, Göding, 
Brünn, Lundenburg, Neuſtadtl und Olmütz in Mähren 
nach Niederöſterreich zu unterſagen. 


Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Be— 
handlung der aus den nicht geſperrten Bezirken 
Mährens eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
33. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 


Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Schweinen aus Mähren durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 


Übertretungen obiger am 28. Juni 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 


Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung vom 27. Juni 1902, 3. 66432. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 

Schweinepeſt in Mähren und wegen der erfolgten Ein— 
ſchleppung dieſer Seuche nach Niederöſterreich findet 
die Statthalterei unter Behebung ihrer Kundmachung 
vom 25. Juni 1902, Z. 65402, die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Boskowitz, Littau, Nikols— 
burg und Olmütz (Stadt und Land) in Mähren nach 
Niederöſterreich zu verbieten. 
Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Be— 
handlung der aus den nicht geſperrten Bezirken 
Mährens eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
33. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Schweinen aus Mähren durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger ſofort in Kraft tretenden 


Anordnungen werden nach dem Geſetze vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
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Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 


Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Statthaltereiin Wien 
vom 3. Juli 1902, 3. 65715, 


betreffend 


die Beſtimmung der Station Ober⸗Laa der k. k. 
öſterreichiſchen Staatsbahnen als Ein⸗ und Auslade⸗ 
ſtation für Viehtransporte. 


Mit Beziehung auf die hieramtlicheu Kund— 
machungen vom 22. Februar 1881, 3. 49271 ex 
1880, 28. December 1882, 3. 48577, und 20. No- 
vember 1899, Z. 102199, betreffend die Viehbeſchau 
auf Eiſenbahnen in Niederöſterreich, wird hiemit zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht, daſs die Statthalterei 
im Einvernehmen mit der k. k. Staatsbahndirection 
in Wien die Station Ober-Laa der k. k. öſterreichiſchen 
Staatsbahnen als Ein- und Ausladeſtation für Vich- 
und Fleiſchtransport im Sinne des 8.10 des Thierſeuchen— 
geſetzes vom Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der 
dazugehörigen Durchführungsvorſchrift, R. G. Bl. 
Nr. 36, erklärt und zur Beſorgung des Beſchaudienſtes 
in dieſer Station vom 15. Juli 1902 angefangen 
einen Thierarzt beſtellt hat. 


Kundmachungen der Statthalterei in 
Innsbruck, 
betreffend 


die Beſchränkung der Geflügeleinfuhr aus Italien. 


Kundmachung vom 12. Juni 1902, Z. 24515. 


Angeſichts des verbreiteten Beſtandes der Ge— 
flügelcholera in den benachbarten Provinzen Italiens 
und des Umſtandes, dafs der Beſtand dieſer Seuche 
wiederholt bei in Tirol aus Italien importirten 


5 45 
2 
Hühnern in letzterer Zeit nachgewieſen werden konnte, 
findet die k. k. Statthalterei, um die bisher verſchont 
gebliebenen einheimiſchen Geflügelbeſtände möglichſt 
zu ſchützen, Folgendes zu verfügen: 


1. Die Einbringung von todtem Hausgeflügel 
aus Italien nach Tirol und Vorarlberg bleibt bis 
auf weiteres verboten. 


2. Die Einfuhr von Hausgeflügel aus Italien 
nach Tirol und Vorarlberg im lebenden Zuſtande, 
welches übrigens unter allen Umſtänden mit einer 
gemeindeamtlichen Beſcheinigung über die Seuchen- 
unbedenklichkeit des Provenienzortes und feiner Um- 
gebung bedeckt fein muſs, iſt vom Tage der Verlaut- 
barung dieſer Verfügung bis auf weiteres nur mehr 
per Bahn via Verona — Ala oder per Dampfſchiff 
über den Gardaſee via Riva nach vorausgegangener 
thierärztlicher Unterſuchung auf Koſten der Impor⸗ 
teure dann geſtattet, wenn der Befund der zur Impor⸗ 
tation beſtimmten Geflügeltransporte ein völlig unbe⸗ 
denklicher iſt. a 


Bedenklich befundene Transporte haben ohne⸗ 
weiters zurückgewieſen zu werden. 


Die von den Importeuren an die Bahn-, bezie⸗ 
hungsweiſe Zollorgane zu entrichtenden Beſchautaxen 
betragen: 


a) für Transporte bis zu 20 Stück 1 K, 
b) für größere Transporte 2 K. 


Durch dieſe Verfügung wird der mittels Bahn 
bewerkſtelligte Tranſitverkehr in Wagen mit zollamt- 
lichem Plombenverſchluſs nicht alterirt. 


Kundmachung vom 6. Juli, Z. 27808. 


Die k. k. Statthalterei findet in Abänderung 
ihrer Kundmachung vom 12. Juni 1902, Z. 24515, 
die Einfuhr von lebendem Geflügel aus Italien nach 
Tirol und Vorarlberg, unter den für Ala und Riva 
feſtgeſetzten Bedingungen, auch über das k. k. Grenz⸗ 
zollamt in Tezze, nach vorausgegangener thierärzt- 
lichen Unterſuchung an der Grenze, welche auf Koſten 
der Importeure ſtattzufinden hat, und bei der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Borgo von Fall zu Fall 
anzuſprechen iſt, zu geſtatten. 


Erläſſe. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 30. Juni 1902, 3. 2893, 


betreffend 
die Geflügeleinfuhr nach Belgien. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Laut einer Mittheilung des k. und k. Mini- 
ſteriums des Außern wurde mit der königlich bel— 
giſchen Verordnung vom 29. Auguſt v. J. verfügt, 
daſs die Einfuhr von Geflügel nach Belgien auf 
beſtimmte Eintrittsſtationen beſchränkt und von der 
Beibringung von Herkunftscertificaten abhängig 
gemacht werde. Nach dieſer Verordnung kann ferner 
der Ackerbauminiſter über das zur Einfuhr gelan— 
gende Geflügel eine beliebige Quarantäne auf Koſten 
des Transporteurs verhängen, in dringenden Fällen 
aber auch die Ein- und Durchfuhr verbieten. 

Die Einfuhr darf nur an den vom Aderbau- 
miniſterium beſtimmten Tagen und nach anſtands— 
loſem Befunde des Beſchauthierarztes ſtattfinden. 

Ergibt ſich jedoch bei dieſer Beſchau ein Fall 
von Diphtherie, Geflügelrotz oder Geflügelcholera, ſo 


iſt der betreffende Transport von der Einfuhr zurück- 


zuweiſen, wenn der Transporteur die Thiere eines 
ſolchen Transportes nicht ſofort Schlachten läſst. Die 
dabei krank befundenen Thiere ſind mit Carbol zu 
übergießen und unter ortspolizeilicher Überwachung zu 


verbrennen, die Käfige aber zu desinficieren. 


Ein Verſäumnis der Durchführung dieſer Maß— 
nahme ſeitens des Transporteurs über 24 Stunden 
hat deren Veranlaſſung ſeitens der zuſtändigen 
Gemeinde zur Folge. 

Beſtreitet eine Partei die geſtellte Diagnoſe oder 
die Nothwendigkeit der verfügten Maßnahmen, wird 
auf Koſten der Partei ein zweiter Thierarzt bei— 
gezogen. 

Im Falle einer Meinungsdifferenz dieſer beiden 
Thierärzte hat der Beſchauthierarzt den Veterinär- 
Inſpector heranzuziehen; deſſen Gutachten iſt ent- 
ſcheidend. 

Auf den Tranſitverkehr ohne Umladung haben 
dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 

Dieſe königliche belgiſche Verordnung iſt am 
14. September 1901 in Kraft getreten. *) 

Nach den Zuſatzbeſtimmungen vom 15. December 
1901 iſt die Einfuhr von Geflügel über alle jene 
Zollſtationen ſtatthaft, über welche die Einfuhr von 
Einhufern, Melk- und Schlachtvieh, Schafen, Ziegen 
und von Fleiſch ſtattfindet. 

Die Koſten der thierärztlichen Beſchau wurden 
auf 2 Centimes pro Stück und im Falle der Einfuhr 
mit Voranmeldung bis zu 10 Francs feſtgeſetzt. 

Hievon ſind die intereſſirten Kreiſe in geeignet 
erſcheinender Weiſe in die Kenntnis zu ſetzen. 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 3 ex 1902, S. 32. 


Verſchiedene Witktheilungen. 


(Interpellationsbeantwortung in Ange— 
legenheit der Schutzimpfung gegen Rauſch— 
brand.) In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 
19. Juni l. J. beantwortete der Miniſterpräſident und 
Leiter des Miniſteriums des Innern die an ihn gerichtete 
Anfrage der Abgeordneten Gaſteiger, Lukſch und 
Genoſſen dahingehend, ob er geneigt ſei zu veranlaſſen, 
dafs der Gemeinde Predlitz, Bezirk Murau in Steier- 
mark, der zur Durchführung der diesjährigen Schutz— 
impfung gegen Rauſchbrand an 70 Rindern erforder— 
liche Impfſtoff erfolgt werde, in nachſtehender Weiſe: 


Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaſs 
vom 13. December 1901 die Landesſtellen beauftragt, 
in geeigneter Weiſe zu verlautbaren, daſs die Anmel— 
dungen zur Impfung von Rindern gegen Rauſchbrand 
bis 10. Februar l. J. erſtattet werden müſſen, damit 


der erforderliche Impfſtoff rechtzeitig beſtellt werden 
könne. 

Nach den Ergebniſſen dieſer Anmeldungen hat 
das Miniſterium des Innern am 20. Februar d. J. 
11.000 Doſen des von Profeſſor Dr. Guillebeau in 
Bern hergeſtellten Impfſtoffes beſtellt und nach Ein— 
langen des Impfſtoffes denſelben am 11. April d. J. 
an die Impfthierärzte vertheilt. 

Nach Ablauf des Anmeldetermines ſind jedoch 
noch zahlreiche Anmeldungen zur Impfung eingelangt, 
ſo daſs das Miniſterium, um dieſen Anforderungen 
entſprechen zu können, noch weitere 1500 Doſen 
beſtellte. 


Dieſe Nachbeſtellung ermöglichte es dem Bezirks— 
thierarzte in Murau, nicht nur den Impfſtoff für die 
rechtzeitig angemeldeten 962 Rinder, ſondern auch für 
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die vom fürſtlich Schwarzenberg'ſchen Werksverweſer 
in Predlitz erſt am 27. März d. J. zur Impfung an⸗ 
gemeldeten 70 Jungrinder am 24. April d. J., und 
zwar in reichlichem Ausmaße zur Verfügung zu 
ſtellen. 


Das hohe Haus wolle aus dieſer Darlegung 
entnehmen, daſs dem Bedarfe der Gemeinde Predlitz 
an Impfſtoff trotz der theilweiſe verſpäteten Anmel- 
dung noch rechtzeitig und in vollem Umfange ent— 
ſprochen wurde. 


(Behandlung von Veterinärfragen im 
Landwirtſchaftsrathe.) In der am 11. Juni d. J. 
ſtattgehabten Sitzung der landwirtſchaftlichen Ab— 
theilung des Landwirtſchaftsrathes gelangte die 
Frage der Reviſion der Viehſeuchenüberein— 
kommen mit Ungarn und dem Auslande zur 


Berathung. Die Verhandlung leitete als Vorſitzender 


Abgeordneter v. Pirko; das Referat erſtattete Abge— 
ordneter Dr. Tollinger; an der Discuſſion bethei— 
ligten ſich die Mitglieder des Landwirtſchaftsrathes 
Sand, Freiherr v. Sedlnitzky, Prinz Lobkowitz, 
Freiherr v. Morſey, Dr. Seidl, Freiherr v. Merſi 
und Graf Platz. Die vom Referenten in Form einer 
grundſätzlichen Stellungnahme gemachten Vorſchläge 
wurden einem Subcomite behufs präciſerer Faſſung 
überwieſen und auf Grund der vom letzteren im Ein— 
vernehmen mit dem Berichterſtatter geſtellten Anträge 
Reſolutionsbeſchlüſſe gefaſst, welche den Anſchauungen 
des Landwirtſchaftsrathes in dieſer Frage Ausdruck 
verleihen. 


Betreffs der Regelung des Viehverkehres mit 
Ungarn wurde für den Fall des Abſchluſſes eines 
Übereinkommens empfohlen, auf die Ausgeſtaltung 
einer analogen Veterinärgeſetzgebung in beiden 
Staaten, ſowie deren gleichmäßige Handhabung Hin- 
zuwirken. Die Vorausſetzungen, unter welchen die 
Einfuhr von Vieh aus Ungarn nach Oſterreich ſtatt— 
finden dürfe, wären nach den Beſtimmungen der eigenen 
Geſetzgebung zu beurtheilen. Jedenfalls ſei die Möglich— 
keit offen zu halten, im Falle der Einſchleppung des 
gefahrdrohenden Beſtandes von Seuchen entſprechend 
große Gebiete in Betreff der Einfuhr von Vieh ſperren 
zu können. Auch dürfen ungariſche Transporte nicht 
günſtiger behandelt werden als die inländiſchen. 
Weiters wurden bezüglich der Unterſuchung der Thiere 
an der Grenze und der Verhütung von Seuchenein— 
ſchleppungen beſtimmte Wünſche formulirt. Endlich 
wurde auf die Nothwendigkeit einer entſprechenden 
gegenſeitigen Controle der Veterinärverhältniſſe hin— 
gewieſen und empfohlen, zu dieſem Zwecke insbeſondere 
die beſtehende Inſtitution der Überwachung durch 
entſendete veterinärpolizeiliche Organe nicht nur bei- 
zubehalten, ſondern auch auszugeſtalten. 


Betreffend den Viehverkehr mit dem Aus- 
lande wurde für den Fall des Abſchluſſes 


eines Viehſeuchenübereinkommens mit Deutſchland 
empfohlen, für die Möglichkeit einer gegenſeitigen 
Controle durch die Grenzthierärzte Sorge zu tragen, 
namentlich dann, wenn bei dem eingeführten Vieh 
Seuche conſtatirt werden ſollte. Weiters wurde unter 
anderen Wünſchen der nach voller Gegenſeitigkeit des 
Viehhandels ausgedrückt, inſoferne, daſs nicht bloß 
deutſche Viehhändler das Vieh in Oſterreich auf- 
kaufen dürfen, ſondern daſss auch der öſterreichiſche 
Viehzüchter mit ſeinem Vieh Märkte in Deutſchland 
aufſuchen darf. Endlich wurden thunlichſte Garantien 
für die loyale Durchführung der Vertragsbeſtimmungen 
ſeitens der Vertragscontrahenten gefordert. 


Bezüglich der Regelung der veterinären Verhält- 
niſſe mit Italien wurden ſpeciell mit Rückſicht auf 
den Weideviehverkehr in den tiroliſch-italieniſchen 
Alpen beſondere Vorſchläge erſtattet. Im Anſchluſſe 
daran wurde empfohlen die gegen Italien für die 
Einfuhr von Weidevieh vorgeſchlagenen Maßregeln 
— mutatis mutandis — auch für alle übrigen 
Grenzalpen in Anwendung zu bringen. 


Schließlich wurde der Wunſch nach ſtrenger 
Durchführung der bis heute beſtehenden Viehverkehrs— 
beſchränkungen gegenüber Rumänien, Ruſsland 
und den Balkanländern und Delegirung von Con- 
trolthierärzten auch für dieſe Länder ausgeſprochen. 


(Aufhebung der Beſchränkung der Rinder- 
einfuhr aus Serbien nach Bosnien und der 
Hercegovina.) Nachdem ſeit der am 10. Decem- 
ber 1901 in Budapeſt erfolgten amtlichen Conſtatirung 
der Lungenſeuche an einem Rinde aus dem ſerbiſchen 
Kreiſe Podrinje ein Zeitraum von ſechs Monaten 
ohne Vorkommen eines neuerlichen Seuchenfalles 
abgelaufen iſt, hat die Landesregierung über Er- 
mächtigung des hohen k. und k. Miniſteriums unter 
einem die mit dem hierämtlichen Erlaſſe vom 
24. October 1901, 3. 167236/ö1, verfügten Be⸗ 
ſchränkungen bezüglich der Einfuhr von Rindern aus 
Serbien aufgehoben. Demzufolge iſt laut Kundmachung 
der Landesregierung vom 23. Juni 1902, 3.101515, 
von nun ab bis auf weiteres die Einfuhr von 
Rindern aus Serbien nach Bosnien und der Hercegovina 
unter den Bedingungen der ſich auf dem zwiſchen 
Oſterreich-Ungarn und Serbien geſchloſſenen Vieh— 
ſeuchenübereinkommen vom Jahre 1892 gründenden 
Verordnung vom 25. März 1893, 3. 18012/l, 
reſpective unter den Bedingungen der Verordnung 
vom 14. Februar 1899, 3. 17590 /, betreffend die 
Abwehr und Tilgung der Rindertuberculoſe, wieder 
geſtattet. 


(Zur Ausfuhr geſchlachteter Schweine 
aus Oſterreich-Ungarn nach Bayern.) Laut 
Nachricht des k. u. k. Conſulates in Nürnberg hat der 
dortige Magiſtrat das ſtädtiſche Bauamt mit der Aus- 
arbeitung der erforderlichen Pläne für Kühlhallen 


beauftragt. Damit findet der Beſchluſs des Nürn— 
berger Stadtmagiſtrates, betreffend die Zulaſſung von 
geſchlachteten Schweinen aus Sſterreich-Ungarn auch 
während der Sommermonate — mitgetheilt durch 
Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 5. Mai 
1902, Z. 17733*) — eine für die diesſeitigen Er- 
portintereſſen befriedigende Ergänzung. 


(Der „Auslandsviehhof“ in Nürnberg.) 
Der Jahresbericht des k. u. k. Conſulates in Nürn— 
berg enthält nachfolgende Beſchreibung des dortigen 
für die Aufnahme von Schlachtthieren öſterreichiſch— 
ungariſcher Provenienz beſtimmten ſogenannten Aus— 
landsviehhofes: Durch Abgrenzung mit einer Mauer 
wurde ein nicht unbeträchtlicher Theil des Schlacht— 
hofes zu einem eigenen abgeſchloſſenen Hofe geſtaltet 
und in demſelben ein großes Stallgebäude von 1280 
Quadratmeter Bodenfläche errichtet. Dasſelbe enthält, 
durch Mauern voneinander abgeſchloſſen, vier Rind— 
viehſtälle zum Einſtellen von 160 bis 180 Großhorn— 
viehſtücken und drei Schweineſtälle mit 43 Buchten 
zum Einſtellen von circa 400 Schweinen. Die Ställe 
ſind wie die Ställe des Schlachthofes gebaut und ein— 
gerichtet, nur haben dieſelben keine hölzernen, ſondern 
eiſerne Abſchluſsthüren. Dieſes Stallgebäude enthält 
außer den Ställen noch drei große Futterböden, ein 
Stallwartszimmer, zwei Futterkammern ꝛc. ꝛc. Der 
vor dem Stallgebäude befindliche 923˙5 Quadratmeter 
große Hof hat vier Waſchküchen, ganz aus Eiſenſtäben 


hergeſtellt, zum Waſchen der Schweine, dann eine 


gedeckte Brückenwage mit einem Zimmer für den 
Wagmeiſter und ferner eine gedeckte Düngſtätte. Vom 
Hofe führt ein Thor in den Schlachthof, ein anderes 
auf die nächſtgelegene Straße zum Abführen des 
Düngers. 


(Menſchen- und Rindertuberculoſe. Über 
die Artgleichheit der Menſchen- und Rindertuberkel— 
bacillen ſpricht ſich Profeſſor v. Behring im Heft 5 
der „Beiträge zur experimentellen Therapie“ (Mar- 
burg 1902) folgendermaßen aus: „Als andere hieher 
gehörige Argumente will ich aufzählen: Den Mangel 
an morphologiſchen und culturellen Unterſchieden von 
durchgreifendem Wert; die identiſchen anatomiſchen 
und bacteriologiſchen Befunde beim Übertragungs— 
verſuche auf Meerſchweinchen und Kaninchen; die 
Übertragungsmöglichkeit der menſchlichen Tuberkel— 
bacillen auf das Rind mit poſitivem Infectionserfolg; 
die Möglichkeit durch geeignete Thierpaſſage dem 
Menſchentuberkel eine hohe Virulenz für Rinder zu 
zu verleihen; die experimentell feſtzuſtellende That— 
ſache, daſs auch die Rindertuberkel nicht nothwendig 
beim Rinde Perlſucht machen und die mehr und mehr 
ſich feſtigende Überzeugung, daſs der mit dem Namen 
„Perlſucht“ bezeichnete Befund an Tuberculoſe— 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 15 ex 1902, Seite 172. 
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geſchwülſten nichts weiter iſt, als ein Ausdruck für die 
beſondere Art des chroniſchen Verlaufes der Krank— 
heit; die Möglichkeit, willkürlicher Modification nicht 
bloß der Virulenz eines beſtimmten Culturſtammes, 
ſondern auch ſeines in Culturen makroſkopiſch erkenn— 
baren Wachsthums bis zu dem in den Arloing— 
Tuberculoſeculturen hervortretenden Grunde. Gegen— 
über dieſen Argumenten im Sinne der Artgleichheit 
von Rindertuberkel und Menſchentuberkel ſcheinen mir 
die gegen eine Artgleichheit ins Felde zu führenden 
Gründe ſehr an Stärke zurückzuſtehen.“ 


4 

(Die Verbreitung der Thierſeuchen in 
Deutſchland im Jahre 1900.) Dem vom kaiſer— 
lich deutſchen Reichsgeſundheitsamte erſtatteten Be— 
richte über die Viehſeuchenausbreitung während des 
Jahres 1900, in welchem die bezüglichen ſtatiſtiſchen 
Daten und die gemachten Beobachtungen Aufnahme 
gefunden haben, wobei auch vergleichsweiſe auf die 
Ergebniſſe des vorhergehenden Jahres“) hingewieſen 
wird, ſind die nachfolgenden Mittheilungen ent— 
nommen: 

Die Maul- und Klauenſeuche iſt im Jahre 
1900 gegen das Vorjahr weſentlich zurückgegangen. 
Zu Jahresbeginn herrſchte dieſelbe in 24 Bundes— 
ſtaaten, 82 Regierungs- ꝛc. Bezirken, 698 Kreiſen ꝛc., 
4355 Gemeinden und Gutsbezirken und 18057 Ge— 
höften. Bei Jahresichlujs waren nur 676 Gehöfte 
verſeucht. Während des ganzen Jahres blieben 13˙4 
Procent ſämmtlicher Kreiſe ꝛc. verſchont gegen 7˙6 
Procent im Jahre 1899. Die Geſammtzahl der 
Klauenthiere in den neu betroffenen Gehöften betrug 
430.356 Stück Rindvieh, 409.743 Schafe, 5776 
Ziegen und 81.486 Schweine; in Summe 1,046.149 
gegen 4,266.00 1 Thiere im Jahre 1899. 

Einſchleppungen der Maul- und Klauenſeuche 
aus dem Auslande haben mehrfach ſtattgefunden, 
ungleich häufiger erfolgten Verſchleppungen der Seuche 
innerhalb der Bundesſtaaten. Als ſonſtige Anläſſe 
zu Seuchenausbrüchen werden noch angegeben: Unter— 
laſſung oder mangelhafte Ausführung der angeord— 
neten Sperrmaßregeln, Weggabe nicht genügend 
erhitzter Magermilch aus Sammelmolkereien, Perſonen— 
verkehr, Einſtellung geſunder Thiere in verſeuchte 
Stallungen, Düngerabfuhr aus verſeuchten Gehöften, 
Verwendung inficirter Bullen zur Zucht, Umherlaufen 
von Gänſen, Verunreinigung von Tränkbrunnen, 
Unterlaffung und Verzögerung der Anzeige ꝛc. ꝛc. In 
Meklenburg⸗Schwerin wurde conftatirt, daſs von den 
an Sammelmolkereien angeſchloſſenen Ortſchaften 20 
Procent verſeuchten, von den nicht angeſchloſſenen 
Ortſchaften nur 13°5 Procent. Als Incubationsdauer 
wird in den meiſten Fällen eine Zeit von 2 bis 
7 Tagen angegeben, fie ſchwankte zwiſchen 1¼ 
bis 14 Tagen. Wiederholt ſind Übertragungen der 


*) Siehe „Beiblatt“ Nr 21 ex 1901, S. 233. 
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Maul⸗ und Klauenſeuche auf Menſchen beobachtet 
worden; namentlich durch Wartung und Pflege der 
Thiere, Melken der Kühe und Genußs ungekochter 
Milch. Über bösartigen Verlauf der Maul- und 
Klauenſeuche liegen Daten aus drei Bundesſtaaten 
und Elſaſs-Lothringen vor. An Entſchädigungen wurden 
gezahlt in Sachſen für 18 Rinder 4058˙35 Mark, 
in Württemberg für 1347 Stück Rindvieh einſchließ— 
lich 1006 Kälber 76.803˙30 Mark. 


Einer dem Jahresberichte angeſchloſſene Tabelle 
über das Auftreten der Maul- und Klauenſeuche in 
den letzten fünfzehn Jahren iſt zu entnehmen, dafs 
die Seuche ſeit dem zweiten Vierteljahre 1887, in 
welchem dieſelbe vorübergehend erloſchen war, dauernd 
in Deutſchland geherrſcht hat. Heftige Seuchenperioden 
kamen vor in den Jahren 1892, 1896 und 1899; 
die heftigſte und umfangreichſte im letztangeführten 
Jahre. 


Die Lun genſeuche iſt im Berichtsjahre gleich- 
falls erheblich zurückgegangen; es erkrankten nur 
468 Rinder, 20˙3 Procent weniger als 1899. Be- 
troffen wurden 4 Staaten, 5 Provinzen, 11 Regie— 
rungs- ꝛc. Bezirke, 22 Kreiſe ꝛc., 35 Gemeinden und 
64 Gehöfte. Der Geſammtverluſt an Thieren betrug 
1298 Stücke, 36˙1 Procent weniger als im Vorjahre. 


Einſchleppungen der Lungenſeuche aus dem 
Auslande haben nicht ſtattgefunden, dagegen ſind 
Verſchleppungen der Seuche von einem Bundesſtaate 
in den anderen wiederholt vorgekommen. Betreffs der 
Incubationsdauer wurde in einem Falle eine ſolche 
von 8 Wochen beobachtet. An Entſchädigungen wurden 
für 1042 auf polizeiliche Anordnung gekeulte Rinder 
im Berichtsjahre 193.674˙32 Mark gezahlt, gegen 
40 1.79921 Mark im Vorjahre. 


Der Rothlauf der Schweine hat gegen das 
Vorjahr in Hinſicht auf die Zahl der Erkrankungen 
keine weſentliche Verminderung erfahren. Betroffen 
wurden 10.950 Gemeinden und 25.441 Gehöfte, in 
welchen 45.214 Schweine erkrankten. Gefallen ſind 
hievon und getödtet worden 40.048 = 88 ˙57 Pro- 
cent, demgemäß ſtellt ſich gegen das Vorjahr, in 
welchem 91˙25 Procent der erkrankten Schweine 
fielen, das Mortalitätsverhältnis günſtiger. Der dem 
Berichte beigegebenen ſtatiſtiſchen Tabelle iſt zu ent⸗ 
nehmen, daſs der Schweinerothlauf vornehmlich im 
Oſten und Nordoſten des Reiches ftark verbreitet iſt; in 
Preußen wurden aus ſämmtlichen Regierungsbezirken 
Rothlauffälle gemeldet. Im Weſten und in Süddeutſch⸗ 
land, beſonders in Bayern, tritt die Seuche weniger 
auf. Die Angaben über die Incubationsdauer 
ſchwanken zwiſchen 2 und 9 Tagen. Die Geſammtzahl 
der als geimpft angegebenen Schweine betrug 
203.827, hievon 145.155 mit Lorenz'ſchem Serum, 
49.008 mit Suſſerin, 8538 mit Porkoſan und 1306 
nach Paſteur. Soweit über Heilimpfungen überhaupt 
berichtet worden iſt, ſind nach Impfung mit Lorenz— 


ſchem Serum 7652 Procent der heilgeimpften Thiere, 
mit Suſſerin 80˙21 Procent, mit Porkoſan 
5278 Procent wiedergeneſen. | 

An Sch weineſeuche ſind insgeſammt erkrankt 
im Berichtsjahre 18.354 Schweine, gefallen oder 
getödtet find hievon 15.627 — 8414 Procent der 
erkrankten Thiere. Die Seuche trat in 1623 Gemein⸗ 
den ꝛc. und 2649 Gehöften auf. Auch hier war es 
hauptſächlich der Oſten des Deutſchen Reiches, welcher 
die ſtärkſte Verſeuchung aufwies. Einſchleppungen der 
Schweineſeuche aus dem Auslande ſind nicht feſt— 
geſtellt worden. Dagegen iſt ſie aus einem Bundes- 
ſtaate in den anderen wiederholt verſchleppt worden. 

Die Schafräude war im Berichtsjahre etwas 
weniger verbreitet, wie im Jahre vorher, die Stück— 
zahl der Schafe in den neu betroffenen Gehöften 
betrug 98.132 Stück, 8˙3 Procent weniger als im 
Jahre 1899. Es waren 705 Gemeinden ꝛc. und 
3014 Gehöfte verſeucht. 

Die Pockenſeuche der Schafe, welche ſeit dem 
Jahre 1899 in Deutſchland nicht aufgetreten war, 
wurde im dritten Vierteljahre des Berichtsjahres in 
einer Gemeinde und 20 Gehöften eines Kreiſes feſt⸗ 
geſtellt. Es ſind 220 Schafe in den verſeuchten Ge⸗ 
höften vorhanden geweſen und 2 Stück davon 
gefallen. Bei 130 noch nicht erkrankten Thieren wurde 
die Nothimpfung ausgeführt und hatte durchwegs 
poſitiven Erfolg; derſelben war die Localiſirung der 
Seuche weſentlich mit zu verdanken. Die Herkunft der 
Seuche konnte nicht ermittelt werden. 


(Das preußiſche Fleiſchbeſchaugeſetz.) Die 
Regierungsvorlage, betreffend die Ausführung des 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes (Reichsgeſetz 
vom 3. Juni 1900), deren weſentlichſte Beſtim⸗ 
mungen in Nr. 19 ex 1902 des Beiblattes*) mit⸗ 
getheilt wurden, hat nach vorhergegangenen einzelnen 
Abänderungen, die Annahme ſeitens beider Häuſer des 
preußiſchen Landtages gefunden. Von den vorgenom- 
menen Abänderungen ſei hier erwähnt, daſs im §. 1 
(Trichinenſchau) die Worte „in allen Fällen“ ge— 
ſtrichen, dagegen iſt Folgendes zugeſetzt worden: Bei 
Schweinen, deren Fleiſch ausſchließlich im eigenen 
Haushalt des Beſitzers verwendet werden ſoll, darf 
die Unterſuchung unterbleiben, ſoweit nicht durch 
Polizeiverordnung etwas anderes beſtimmt iſt oder 
wird. Eine gewerbsmäßige Verwendung von Fleiſch, 
bei welchem auf Grund des Abſatzes 2 die Unter- 
ſuchung unterbleibt, iſt verboten. — Als eigener Haus⸗ 
halt im Sinne des Abſatzes 2 iſt der Haushalt der 
Kaſernen, Krankenhäuſer, Erziehungsanſtalten, Speiſe⸗ 
anſtalten, Gefangenhäuſer, Armenhäuſer und ähnlichen 
Anſtalten nicht anzuſehen. Im §. 2 wurden die Worte 
„Fleiſch in luftdicht verſchloſſenen Büchſen“ bis 
„ſowie“ geſtrichen. 


) Seite 218. 


(Erweiterung des Schlachthauszwanges 
und Behandlung verbotswidrig eingeführten 
Fleiſches in Preußen.) Die in Nr. 12 ex 1902 
des Beiblattes*) mitgetheilte Abänderung des Ge— 
ſetzes, betreffend die Errichtung von Schlachthäuſern, 
hat unter dem 29. Mai 1902 Geſetzeskraft erhalten 
und iſt ſofort nach erfolgter Publication in Wirkſam⸗ 
keit getreten. — Der preußiſche Finanzminiſter gibt mit 
allgemeiner Verfügung vom 29. April d. J. Folgen- 
des bekannt: Der Reichskanzler hat ſich damit ein- 
verſtanden erklärt, das an Stelle der in Ziffer 2 der 
Verfügung vom 19. December 1901 hinſichtlich der 
verbotswidrig eingeführten Fleiſchwaren vorgeſchriebe— 
nen Zurückſchaffung in das Ausland die amtliche 
oder unter amtlicher Aufſicht erfolgende Vernichtung 
treten darf, wenn der Verfügungsberechtigte mit der 
Vernichtung an Stelle der Zurückſchaffung einver— 
ſtanden iſt oder ſie beantragt. 


(Offentliche Schlachthöfe in Bayern.) 
Die am 1. Jänner 1902 im Königreiche Bayern vor— 
handene Anzahl von Schlachthäuſern wird in der 
„Wochenſchrift für Thierheilkunde und Viehzucht“ 
mit 108 angegeben. 


) Seite 136. 
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(Import nicht geimpfter Schafe aus 
Algier und Tunis nach Frankreich.) Der 
franzöſiſche Ackerbauminiſter hat mit Decret vom 
5. Mai d. J. geſtattet, daſs nicht geimpfte Schafe 
aus Algier und Tunis bis zum 1. Mai 1903 unter 
der Bedingung eingeführt werden dürfen, dafs dieſe 
Thiere ſofort nach der Entladung in den Schlacht— 
häuſern der Hafenſtädte geſchlachtet oder in plombirten 
Waggons in die Schlachthäuſer von Paris verſendet 
werden. 


(Vieh ſeuchenausbreitung in den Nieder— 
lan den.) Dem officiellen Epizootienausweis über 
den Stand der Viehſeuchen iſt zu entnehmen, daſs im 
Monate Mai d. J. die bösartige Klauenſeuche 
(Krumpe) bei Schafen in 2 Provinzen, 3 Gemeinden 
und 5 Höfen, der Milzbrand in 8 Provinzen, 14 Ge— 
meinden und 17 Höfen ausgewieſen erſcheint. 


(Rinderpeſt auf den Philippinen.) Im 
letzten Jahresberichte des k. und k. Conſulates in 
Manila wird mitgetheilt, daſs die Rinderpeſt auf den 
Philippinen endemiſch herrſche und im verfloſſenen 
Jahre beſonders heftig gewüthet habe. In einzelnen 
Landesſtellen, beſonders auf den Inſeln der Viſayas— 
Gruppe, ſoll die Hälfte allen Zugviehes (Carabaos) 
der Seuche erlegen ſein. 


Verſonalnachrichten. 


g Der Herr Statthalter in Tirol und Vorarlberg hat den 
Bezirksoberthierarzt Fortunat Holneider (Cles) 
Bezirkshauptmannſchaft Ampezzo und den Bezirksthierarzt 


Johann Koch (Ampezzo) der Bezirkshauptmannſchaft Cles zur 


weiteren Dienſtleiſtung zugewieſen. 


der 


Der Landespräſident in Schleſien hat den bei der 
Bezirkshauptmannſchaft Wagſtadt in Verwendung ſtehenden 
Veterinäraſſiſtenten Wilhelm Liebſcher unter Belaſſung in 
ſeiner gegenwärtigen Dienſteszuweiſung zum Bezirksthier⸗ 
arzte ernannt. 
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Viehmärkte-Kalendarium 


für den 


Monat KAuguſt 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde⸗, 
Rinder-, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
Niederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— | 
Stückzahl 

Amſtetten Zell a. d. Ybbs... 23. — 850 — — 

Kirchberg am Walde . 6., 13., 20., 27. — 250 — — — 
Gmünd Heidenreichſtein. .. 4., 11. 19., 25. — 200 — — 
Kremm N er Gföhl! 7., 14., 21., 28. — 800 — — — 
Lilienfeß, Hain fes 12. — 300 — — 

Laa a. d. Thaya . . 2., 9., 16.,23., 30. — — 600 5 = 
Miitelfbad) = 4% Miſtelbach 4., 11., 18., 25. — — 500 — 

Neunkirchen. 2. — 1.200 — — — 
Neunkirchen .. Thernberg i 10 — 300 — — — 
Pogoktnl Tr Rottees 18., 16. 22,29. 400 — — — 
Scheibbs Greſtenn Wan — 1.000 — — — 

Steinakirchen 11 — 400 — — — 
Waidhofen a. d. Thaya Lud weis 30. — 800 — 

Raabs 9. — 1.400 — — 
Zwei! Allentſteig rl 8,82. 9. — 300 — — 

Groß⸗-Gerungs . 2., 9., 16., 23., 30. — 600 — 

Swell 4% % 700 — 
Stadt Wr.⸗Neuſtadt . Wr.⸗Neuſtadt 2% 6 13165 — 200 — — 

20., 23., 27., 30. 
Oberöſterreich. 

Braunau Citenan au ars 4. — 200 — — 
Freiſaddd!! Leonfelden 1 1 28 200 — — — 
Kirch; Molln 24. — 200 — 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 


reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


* x - 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
Su 

Linz, Land ah 2.0, 7., 14., 21., 28. — 
Rohrbach Rohrbach 4., 11., 8, 25. — 
Vöcklabruck Vöcklabruck N 24. — 
. Wels % 2. 9% 1% LSD 
Salzburg. 

Tamsweg Mariapfarr. 25 — 
Mauterndorf 25. 200 

Salzburg Umgebung Maria⸗-Plain LE: — 
Zell am See Embach 12 200 
Blüm 28 100 

St. Johann i. P. Waun!!! 21 200 
Radſtadt 27 200 
Steiermark. 

Cilli Lemberg 5. 20 
Praſsberg. 16. 45 

St. Jacob 18. — 

St. Marein 18. — 

Tüſſenrn BD; — 

Sachſenfeld .. 29. — 

Deutſch⸗Landsberg . . Groß⸗St. Florian 11. — 
S 28. — 

Feldbacchch e Gleichenberg, Dorfe. 2. — 
G IT, 5. — 

F 12 — 

Fürſtenfeld 28. — 
F Frohnleiten 16. — 

f Gleinalpe (Gd. Land Übelbach) 23. — 
Gröbming Irdning 25. 250 
Fr Dechantskirchen 28. — 

4 Judenburg St. Oswald. b. — 
St. Wolfgang 5. — 

Judenburg ar IT, — 

Gaal. 14. — 

Knittelfeld Be 25. 100 

TEN Ru Er Gamlitz: . I: — 

Gleinſtätten . 25 — 

St. Johann 5. — 


Stückzahl 


300 
300 
200 


— 500 - 1000 ” 


300 
300 
1800 
300 
100 
100 


300 — 400 


300 


300 

250 

500 

1200 
900 — 1000 


N 
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— —— — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Spanferkel. 


Zucht⸗ und Nutz⸗ 
vieh. 
Fohlen, Zucht- und 
Nutzvieh. 
Vorwiegend 
Ochſen. 


Fohlen. 
Zucht- u. Nutzvieh. 
Meiſt Fohlen. 


1 


Bedeutender 
Export an Ochſen 
nach Mähren. 
Export 
nach Mähren. 


Einſtellochſen; 
wird von fremden 
Händlern beſucht. 


Fohlen⸗ 
und Jährlingen⸗ 
Markt. 
Sehr ſchönes 
Maſtvieh 
der Mürzthaler, 
Murbodner Race, 
beſte Qualität, 
Export nach Wien, 
ſchönes Jung- 
und Nutzvieh. 
Weidevieh, Zug- 
ochſen der 
Murbodner Race. 
detto 
detto 
detto 
detto 
Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, Beinl⸗ 
vieh, Export nach 
Mähren, Böhmen, 
Nieder- und Ober⸗ 
öſterreich. 
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Politiſcher Bezirk 


Leibnitz 


Luttenberg. 


Marburg 1 


Murau 


Petta n 


Radkersburg 


Voitsberg 


Windiſch⸗Graz 


Vorausſichtlicher Auftrieb an N ö “ 


Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— en, 
Stückzahl 
Leukſchac h. 1 — 600-800 — — Be; 
Straß 89 16. — 1000 —1200 — — Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Melkkühe, Schlacht⸗ J. 
und Beinlvieh, 5 
Export nach x 
Böhmen, Mähren, 
Nieder- und Ober⸗ 
öſterreich. 
Preding we 18. — 800 — — detto 
Leibnitz: 25. — 700 - 900 — — — 
Arnfelss 25. — 600 . — 8 
Heil. Geiſt N 24. — 800 — er — 
St. Leonhard W. B. 2. — 1000 1200 — — Bedeutender Auf- 
1 trieb von Zug⸗ 
ochſen, lebhafter 
Handel, 
auch Maſtvieh aus 
der Umgebung. 
St. Georgen a. d. P. 20. — 600 - 800 — — 4 detto. 
Windiſch⸗Jeiſtri ; . 1 . Er rtvi kt 
Windiſch-Feiſtritz. 25. 1200— 1500 nach B h 0 
Mähren in die 
Zuckerfabriken, 
meiſt Zugochſen 
aus den Bacher⸗ 
th better Auf 
Pöltf 8 —— A — — eilweiſer Auf⸗ 
Fee 5 10001100 trieb 251 kroati⸗ 
ſchem Vieh; gute 
Handels märkte. 
.. Teufenbach 25. — 200 — — Mariahofer. 
Predlitz 30. 150 300 — — Pinzgauer. 
Rohitſch 6. 8 350 er Er 2 
St. Lorenzen N 11 — 500 EN a re 
Maria Neuftift.. . . 14. 150 800 — — un 
St. Bein; 16. — 600 — — — 
Rann bei Pettau. 26. — 700 — — — 
St. Thomas 29. — 400 en * ei 
„Radkersburg 5. 500 600 — — De 
7 3 „ 900 1000 — — . j 
Maria⸗ Schnee 6. — 500 — 1 we 
Murk 24. — 1000 — joa 5 
St. Peter a. O. ; 29. — 500 — . . 

.. St. Peter b. R. 4. — 1200 — — 
Ran! 8 11. — 600 — — a 
Wind.-Landsberg . . 11. — 1000 — — = 
Lichtenwald .. 16. — 1200 — —. — 7 
Kapellen 18. — 800 — 8 Er j 
Peilenſtein 18. -- 1000 — N 72 
Neichenburg . . 26. — 500 23 . 
Verake 29. — 1000 — 9 2 
Montpreis 30. — 1500 — 5 Wr 

Mooskirchen. 10. — 450 = — Germiſchte Schläge, 
viel Beinlvieh 
und angemäſtete 
* Rei A 
—— 5 . 1 eine Murbodner, 
Kemetberg, Stubalpe 12. 350 i a ume 
2 Kalbinnen. 
Sattelhaus, Sattelalpe, Stub⸗ — 
alpe, Oswaldgraben 16. — 500 — — N 5 1 8 
Geniſchte 0 
Nai 5 : Er — e Ware, 
Voitsberg 24. 200 20 277 
Maſtochſen. 
Gleis dor 11% — 1000 — — Fremde Händler. 
Piſchels dort.. 18. — 800 — — detto 
Birrfeld 25. — 500 — —— detto 
Sinabelkirchen. .. 25 — 1000 — — detto 
St. Egidi bei Schwarzenſtein 4. a 350 — — sa 
Windiſch⸗Graz .. 11 * 500 8 Größerer Auftrieb 
von Zugochſen. 
Saldenhofen .. 16. — 450 — — detto 
a 25 200 400 — — detto 


* 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
- ͤ—— — 
e Stückzahl 
Windiſch⸗Graz . Hohenmauthen . . 29, — 500 — 
St. Ilgen u. d. Turjak 30. — 350 — 
Stadt Marburg . . Marburg 2., 9., 16., 23., 30. — — 1200 
7 14., 28. — 800 — 
Stadt Pettau Pettau 5., 6., 13., 20., 27. 230-250 1000-1200 1000-1200 
Rärnten. 
Klagenfurt, Umgebung St. Lorenzen 2 — 350 = 
Feldkirchen 25. 100 500 — 
Pattergaſſen 28. 200 50 — 
i Kleinkirchheim . 25. — 350 — 
FP Fladnitz 5. — 500 — 
Hüttenberg 16. = 600 = 
St. Veit 18. 450 400 8 
Villach lacht 1 70 550 — 
Völkermarkt Völkermarkt 6. 13. 29% 27. — 250 „ . 
Wolfsberg Unterdrauburg . 2. — 950 — 
Wolfsberg 2. — 300 — 
St. Leonhard 1 — 400 — 
Preitenegg 16. — 600 — 
BOLErT ar. 25. — 200 — 
St. Andrä . . 28. 70 800 — 
Krain. 
Adelsberg Adele 25. >= 250 50 
Gottſche Tiefenthal . 55 — 700 300 
Gottſche 25. — 500 50 
Gurkſees Ratſchacc h 9. — 500 — 
Haß lba ch 13. 85 800 50 
7 Naſſenfunß 23. — 300 100 
St. Bartelma 25. 100 1000 2500 
St. Georgen .. 28. — 250 — 
Krainb ung Krainburg 1. — 1000 700 
ö Mieth 16. 85 500 100 
4 Biſchoflack 25. — 450 300 
Laibach, Stadt Laibach 8. 230 500 — 
. Watſ cht 16. — 600 50 
SUuh h 20. 2 1000 200 
Sale Da 29. — 200 — 
IP Geren)ßñ Hl. — 400 — 
Unter⸗Idria. 16. — 200 100 
} Laas 16. — 200 — 
Rudolfswert Rudolfswert .. 4. —— 400 400 
5 5 26. 20 1200 200 
St. Lorenz Il: 100 1000 100 
RLeHelleıa u er 16. — 300 — 
Schw; 18. — 700 — 
Ambreus 25. — 200 — 
SS ( Stein 23: 80 400 200 
Moräutſchche 26. = 400 100 
Tſcheruembl . Tıchernembl . .. 7. — 600 300 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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a ee ——— — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


— Größerer Auftrieb 
an Ochſen. 
Bar detto 


Ley Am 5. Jahrmarkt, 
am 6., 13., 20. und 
27. Schweine⸗ 
märkte. 


80 Ausfuhr. 
Ausfuhr. 


50 Ausfuhr. 
50 Ausfuhr. 


— Aus fuhr. 
100 Ausfuhr. 
— Ausfuhr. 
60 — 
80 — 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


— —— 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
q 
Stückzahl 
Küſtenland. 
Görz, Stadt!, Gz 14., 25. 28. 50 1000 600 — Am 25. Jahrmarkt. 
Gradi Ajellso 18. — 900 650 — — 
Cervignano F. — 800 620 — — 
Cormons 29. — 800 700 — — 
Gradiseagaa 12. — 800 500 — — 
Romans 25. — 700 620 — — 
Capodiſtri an Capodiſtriaa . - 21. 10 300 180 200 — 
Mitterburg. . . Mitterbug 5. 30 800 180 400 _ — 
TERSu Valle . 16. 20 400 80 50 Jahrmarkt. 
Stefan Dido 26. — 650 50 — — 
Dutoble ? 1. — 500 — — Jahrmarkt. 
Seſan ssen 12. 50 600 150 — — 
Vols. Herpelfe 2. — 300 80 — — 


Tirol und Vorarlberg. 


A. In Tirol. 


Bien Stetz ing 24. — 200 20 20 — 
Bruneck nr Brunel. 5 50 350 200 — — 
Niederraſen 24. 20 400 130 100 — 
Cless Cles ar er 4. 10 200 200 100 — 
o 16 20 300 500 150 — 
Romeno n 24 10 600 20 100 
Junsbrukf SHE 24. — 700 300 — — 
Wilten 8 10. 70 400 80 — — 
Meran Schönng 20. — 400 30 — 
Nover ev Mor: 2: 10 300 — 30 — 
Diernod :  aeee 10. 30 550 20 150 — 
TIDNE n Alle Arche 19. 15 350 100 70 — 
Campo Sch 4. — 350 200 200 —— 
Trient: Civezzanosd . . 16. — 500 30 200 — 
Bozen, Stadt Bozen 26. 50 1300 300 60 — 
Trient, Stad: irie; een 2 18. 20 400 — 30 — 


B. In Vorarlberg. 


Böhmen. 

Blau Ne. Blatndgñ 16. — 1400 — — — 
Brlezu ß; 28. 400 1000 — — — 

Rozmitall 11: — 900 — — — 

Sedlitz :; 25. — 700 — — Fe 

Böhmiſch⸗Brod. . . Böhmiſch⸗Brod 18. — 500 — — — 
Böhmiſch⸗Leipe ._ Habſtein 18. 50 550 — — + 
Ber; rer BEUTE REN 7 80 200 300 — — 
Büd pes ..000 2 Budweis 14. 400 1000 800 — — 
5 N 21., 28 — — 250 — — 

Li chu 25. = — 315 85 Ei 

Schweinitz 6, 20., 27. — 700 = — — 


" es 13: ar 300 3 . 


A e 
Fe , ER 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— —— — 
Stückzahl 
Font or 30 — 400 — — — 
Kreuzberg 12 — 300 — — — 
I eee a 11 600 800 — — — 
Herman⸗Meſtetz 25. — 650 — — — 
e e 26. — 400 — a == 
Naſſaberrg 28. — 200 — 5 5 
D o 19. = 350 1000 = — 
Golk⸗Jenikau g 21. 8 90⁰ 150 5 — 
Deutſch⸗Brod . . „ Deutſch⸗Brod 12; — 950 — — — 
Humpoletz 6., 13., 20., 27. — 250 80 — — 
o — 600 — — om 
FF 11. — 300 — en — 
iin Ellbogen 4. — 450 15 — — 
Falkenau 18. = 600 50 = — 
Gofiengrün . . . . 11. 28 — 550 70 — — 
Königsberg 5., 20. — 850—900 200 — — 
C Heinrichsgrürnn 25. — 200 — — — 
Hohenmauth . . Hohenmauth. . . . 18. 80 400 — 585 7 
Skulſhch 6. — 350 — — = 
Sotowik... .. . . ra Fe £]. — 350 — — — 
FFV Rozdalowitt z 14. 10 500 ln — — 
So 25 — 300 — — — 
A 105 e 18. — 250 — — — 
r Kant. 2., 9., 16., 23, 30. — 500 — == 5 
Karolinenthal . . Brandeis a. d. Elbe 12. 200 600 — — — 
r N g Tr: — 800 — . * 
F Elbe: 20. — 700 — = 
bla ten, 25. 350 1550 — 5 5 
r Gören 25. 30 250 — = — 
Königgrätz Hohen bruck 6 — 300 — — * 
. 20 250 500 — Se . 
Königin hof Jaromn 1. — 300 — — = 
Kralowig .:... Stoslanı. 22 Sr % 5. — 650 — == nie 
F 1 — 1100 — = 275 
Kralowitz. 21. — 800 — * . 
F Kalſching 13. — 250 — == Az 
Krüma n 67 13. 8 27. — 450 —500 — — — 
Kuttenberrg Kuttenberrrg — 800 — 3 = 
Zbraslawittz 11. — 600 * = 7 
F Sab BR 4, 11.,18., 25. — 300 — — — 
Lede 1 5 14. 21. 28. — 350 — ur = 
“VNeitmeri ;: 1 45 400 — = * 
r Buüchan 19. — 250 — — > 
. Meln t:: 19% 26. — 1000 — m 
. 21. 50 1200 — = == 
LE A A Kloprait Dear 4. — 200 — — 5 
Zul Pe 2 — 700 — = 55 
Moldaut hein Moldauthein 31. 350 1800 — — Fr, 
Mühlhauſen .» - Behyn. ..... 19. — 450 — N Er 
Bernard; 22. — 700 — . ER, 
Münchengrätz . Bakowww 25. 250 1000 — — Le 
Münchengrätz 8 200 600 — = a 
Neubydzow. . . . . Hohmeid ... . 12; — 300 — — En 
Neuhaus Königs eck 7., 14., 28. — 200 — = 775 
N ES 21. 40 300 50 — 18 
Neubyſtritz 12. — 400 50 — 7 
Neuhauns 6. — 800 60 — = 
Plaz: 25. — 1000 — — ee 
C Opoen od 29. — 300 — — 7 
Pardubitz Bohdanetſc . . . 27. — 300 — — a 
Prelau ß 6. — 600 — — ar 
, Sezemit :; 24. — 300 — — ar, 
Pilgram Deſch tna 25. — 600 — — — 
Reichenau, Neu- . . 11. — 400 — > 5 
Re ER SEHE 26. — 800 — oe ER 
ekitz, Roth 25. — 700 — — = 
47 
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Politiſcher Bezirk 


Prachatitz 


Preſtitz 


Prib ram 
Reichenun 
Nokian 
Saas; 


Schlan 


Selkan 


Senftenberg 
Smichow 
Starkenbach 


Strakonitz 


Te pl, 


Auſpitz 


Boskowitz 


Ungariſch⸗Brod 


Mähriſch⸗Budwitz 
Datſch itz 


„* e 


. . . „ 


Ortsname 5 


Kuttenplan 
Königſtadtl 


Huſine z. 
Netolit : 


Winterberg 


Preiß 


Knin, Neu⸗ 


Adlerkoſteletz. . 


Rokitzan 


Poſtelberg . 
Welwarn 
. Schüttenhofen 5 
Stac hun 

Reichenſtein, Unter⸗ 


Schönberg 


Woti z: 
„Senftenberg 
Mniſ che 
Hochſtadt a. d. Sier . 
Starkenbac h 
Horazdowitz . 


Jiſtebnitz - 
SobeslaNuu . 
Tabo?ns 


Woſchitz, Jung⸗ 
Neugedein 


Real net 


Kardaſch⸗Reditz 


Suchenthal 8 


Wittingau 


Milan Cr Ai, 


Klobouk 


Is re 


Ungariſch⸗Brod 
Slawitſchin 
Wlachowitz 


Jamnitz ; 
Sarmerig 27. 2iEr 


Dali. Kr 


Neureiſcß 
Blabing ... . 


Göding.. 


. . . . 


Datum 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
ne 


— — — 


Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
GE zn — 


TEL SCHETER | 


| 


250 


450 — 500 


do 
2 
7 
2 
8 
DD 


Stückzahl 


— 
-] 
2 
oO 


— 

— 

D 

B 
et 


8 
2 
oO 
a 
SS 


& 
81 1 888444 


D 
=. 
oO 
III dus 
ar oO 


1000 


He 
2 © 
Oo 


700 
200 
900 


S 
= 
BEE Bee: Fi: 


00 


= 
oO 
1.4444 


500, 900 400 


550 — 


250, 650 


700 — 


VVV RISTD Are el 1 


100 trieb an Ochſen. 


150 


2 


“ 


L e SI aa Be DE RS Te ea a le > BA ae 0 ale 


Stärkerer Auf⸗ 


— 


Stärkerer Auf⸗ 


trieb an Ochſen. 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
2 — — — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Holleſchuun Holleſchauu 7. 100 600 50 — — 
N 18. — 450 50 — — 
Ungariſch⸗Hradiſch. . Malenowih . . . . 18. — 200 — — = 
Beeheline 2. 2... 18. 400 1450 700 100 Stärkerer Auf- 
trieb an Ochſen. 
c Battelau . .. . - 18. u 250 — — = 
ee De o 9. — 200 50 — 3 
Groß⸗Meſeritſch. . Groß⸗Bitteſch . 18. — 400 300 — ar 
Groß⸗Meſeritſch .. 4. 50 250 250 — 255 
Wall.⸗Meſeritſch . Neusfozinfau . . . 19. ae. 400 50 — 75 
Groß⸗Karlowitz . 6. — 250 50 — = 
ana ul, tl: — 500 — — 5 
Wal.-Meferitih . . 25. 250 1450 500 — — 
Seim 6. — 4150 100 — Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
wett 21. 150 450 200 ee = 
Neuſtadtl Biſtti ß 5. — 250 250 — — 
Sack Dune. 25. — 1100 150 — Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
Neutitſchein Neutitſchein 13. 450 550 30 — — 
Nikols burg. . . Dürnhollz 26. — 350 — — = 
ne EEE Prernn 18. 200 550 150 — — 
Tiſchnowit z Tiſchnowitz 19. — 350 500 — — 
r Oppatau . . 26. — 450 — — = 
eb 18. 200 750 150 — Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
e Auſter tz; 5. 50 300 100 = — 
Wiſchaua . . 25. 50 250 Ar er > 
BIT oe Shake. 23. — 650 — — Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
Ung.⸗Hradiſch, Stadt . Ung.⸗Hradiſch .. 25, 1750 2400 800 200 gg a 
b. en. 
Kremſier, Stadt. Kremſier 26. 10⁰ 500 100 — a 
iii nam 11. 300 800 — — — 
Schleſten. 
o Slotſchn 18. 160 550 — — — 
„ Freiſtadt 20. 30 300 100 — — 
A Sablunfau . . 5., 12., 19., 26. — 350 —400 200 50 70 — 
Teſchen 4. 290 750 — — . 
„ 2., 9., 16., 23., 30. — — 500—700 — — 
F Wigſtadtil 18. 100 600 — — Jahrmarkt 
(Ochſenmarkt). 
Friedek, Stadt Frieder 5 120% 27. — 200 — 250 — — = 
Troppau, Stadt . . Troppauu 5. 320 200 ne BR Jahrmarkt. 
Galizien. 
Fo Bialaa . 2. — 250 die — 
„„ 11., 25. 350 —400 — — = = 
SE ee Niepokomiee 5. — — 650 — 
Lipnica murow, . . 11. — 250 780 550 — 
Boch nian ñ 14., 28. 250 300 850 — — 
Ujscie ſolne 18. — — 500 — = 
Bohorodezanyg . . . Bohorodezany . .. 29. — 650 — — 2 
Drftee- 2 RAR E 20. 400 1500 — 8 = 
; Projuilna as ar 4, 200 800 500 1100 — 
Borsze zo Borszezoͤhh . 4., 11., 18., 25. — 300—400 — — u 
Korolöwkaa . . . 7,14.,21.,29. — 400 —500 — — — 
Mieln ea 55 20 — 250—300 — — — 
Ujscie bis ku 11., 26. — 200 - 300 — — — 
DoD Brody, 8. — 210— 260 500 — — 
47* 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


ä — en 8 l 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— — x 
Stückzahl 5 
Brzeskooᷓ Biel en 5., 26. — 300-400 — — — 
Szezurowa 5 — 300-350 — — 
Wojnie z; 11. — 200 — — == 
Baklicznnnn 18. — 550 — — — 
Bzeza g Brzezan g 4. 150 500 600 — — 
Kozoaa 29. — 200 = . = 
Wr ee. Bra0,0m h 18. — 300 — — — 
Dyn dw 21. 210 400 — — — 
Chrzan ww Krzeszowice 4., 11., 18., 25. — 200 — — — 
Dabrowwou Dabrobkha 11., 25. Er 450 5 8 8 
abn. 4., 18. — 500 — — — 
Dir!! 2. Bird 6.,13., 20., 4., 18. 250—400 — — 
„ Se Kan „25, — 600 650 — — — 
„„ 500 4400 =. = Jahrmarkt. 
5555555 8. 250 2500 — — detto 
Dolina ge Donn 2. — 1700 800 — — 
Rozniatöw 14. 200 1400 600 — — 
Drohoby cz Drohobycz „8 150 750 1000 — — 
Gor lie Borlte u Use 5,12719.,.26, — 500—600 — — — 
Nieznajowa T; — 1000 — — — 
Uscie ruskie — 1500 = — — 
Grödel“! Grödel! 7., 14., 21. 28. — 200 — — — 
Gry bor Gryboͤ od An — 1200 — — — 
Horodenka Horodenka 5. 150 — 500 — — 
5 12. 19. — — 500 — — 
Oberin 12. 3 1150 600 — — 
Jaros lan. Jaros lan 14. — 200 — — — 
„„ 1., 8., 22., 29. — 350 — 400 600 — 750 — — 
Pruchn t 7. — 300 500 — — 
Radymno 12. 300 600 600 — — 
F 20. 250 550 650 = — 
Jaslo Oſiefß Wr 14. — 200 — — — 
JaworowWw .. Jaorbw 4., 11., 18., 25. 200 600 500-600 — — 
Wielkie oczy 20. 250 600 650 — — 
a dug 21. 750 4300 2700 500 — 
Wojnilb o 10. 150 900 — — 
Kamton tg Kamionka ſtrumikowa 20. 180 200 — — — 
Kolbuszowa .. Kolbuszowa . . - 30. — 200 — — 
Ron izr T: — 200 — == — 
Kolomy jaa Kokomy ja 4: 640 2700 130 — Jahrmarkt. 
Rros np Krosnod 4. 280 850 — — detto 
Rog f An 25. 200 650 500 — detto 
Koſſoyww 8 KaſſowWW Ken 25., 26., 27. 240 1400 — = 
Sade!!! Bantu 14. 150 1300 550 — Jahrmarkt. 
„„ NER, 26. 150 500 500 — — 
Zetyng 24, Fe 300 — — — 
Limanoba ana Limanowa 25. — 1600 600 — — 
Kamienica 12. — 300 — 500 — 
4 4.,25. — 1300 600 — — 
Luko wien 11. — 400 — — — 
Msz ana 26., 6. — - 300 500 — — 
Niedzwiedz 20., 14. — 300—400 — — — 
Skrzydlna 28. — 800 — * — 
Szezyrzye 12. — 600 — — — 
Tymporrk 18. — 750 500 — — 
Lis ks . isl 5. 200 2900 — — > 
5 19, 200 800 — — — 
5 26. 800 2500 700 — — 
Lutowiska 20. 250 1900 — — — 
95 11., 18., 25. — 400-600 — — — 
Baligrood . 4 — 1000 — — — 
Uſtrzyki dolne . 12., 20., 27. — 700-900 — — — 
Mf A elend 7.714% — 400 — — — 
Möseis ka Mosciska . 1 250 300 — — — 
Huszak bvb . — 550 — — Jahrmarkt. 


Bydaziw . . . 


Politiſcher Bezirk Ortsname 
Myslenicſe . . Myslenice. 
Rabklaa 
8 Sulkowice 
Nadwörna Nadwörna 
Delatnun gn 
7 cz (Neu⸗ 
Sandee) Nowi Sgcz 
Sandee 
NRhnlca 
Zabowa a 
Bid 
Muszyna 
Stary⸗Sac z; 
Told 
Zbysz e 
Nowy⸗Targ (Neumarkt) Czarny 1 
Nowy⸗Targ 
Perzeniäyn . . . Peczenizyn ee 
Jablonbb . 
A Brzoſteek 
Sodlowa . a 
2 Pilzno are cr 
Podgörze Podgörze 
Podhajce Podhajee . 
Horozanka 9 
Przemysl Przemysl . 
Przeworsk Kanczuggg 
Rawa ruska Rawa Rusköa 
Bolszowee 4 
Bukaczowee 
Rohatn n Knihynicze 
Ropezycſe Debica . - 
A Komarno 
Rzes zom Rzeszö own 
Tyczunn 
Sambor Samboor 
Suk Bukowsko 
Rymanow De 
Stanisfamom Malie: 
Sr 37. Share 
Sptoraenz ce 
Strzyzö Frysztakk . 
Tarnopol Tarnopoll 
„ Tar noob 
Ae Otty nia 
Ziumatz . . » 
ae: . zul an 
Wadowice Andrychoͤw 
Kalwarya 
Wieliczfa . . . Dobezyie . 
Gd 
Wieliczka - 
Wisniowa Er 
Zloczöw . . . . Pomorzunn g 
” 
Zloczoo 
5 3 
F Zbor o 
Böer Kulikowmw . 


Moſty wielkie 


Bölliem . . 5 I: 


Mikokajöw 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


„—. —— 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen 
ne . — 
Stückzahl 
11., 25. — 350 — — 
11., 25. — 350 — — 
4., 18. — 350 — — 
6. 400 2400 5 = 
27. 150 450 = 5 
5., 12., 19., 26 — 400 — — 
9 14% 22. 0008 N; 600 2 
13, 27. ; — 600 — — 
14., 29. — 500 — == 
7., 28. = 500 er = 
11.4798; — 400 — — 
6., 20. 400 400 8 = 
8. = 400 — — 
21. — 1000 — — 
14. — 500 — — 
11. 25 250 —300 250-300 — — 
4., 18. 350 500 —550 700-900 — 
29. — 700 — — 
7.714% 31 — 250 — — 
61 20 2% —ſ 300 > 
12., 26 — 250 — — 
4. 11., 18., 25 = 300 — — 
1. 5, 8., 12.14 
19., 22., 26., 29 — 250 —500 —— — 
2 — 400 u 2 
7.,14., 21. — 300-350 2% 
8., 22., 29. — 450 600 — 
815 250 520 700 — 
18. — 200 600 — 
ER DI 300 — = 
11. — 800 — — 
19 — 450 — — 
25. 300 1000 700 — 
4. = 200 — — 
1. 8., 22., 29. — 200 600 — 
18. — 250 600 — 
7. 14., 21., 28. — 300-400 — — 
28. — 200 — — 
4., 11., 25. 0 8 
31. — — 500 — 
7., 14., 21., 27. 200—300 1200 800 
20. 650 5400 — = 
ar. — 200 — 
6.,13.,18.,20.,25. — — 900—1600 — 
1., 8., 14., 22, 29. — — 600 700 — 
26. 700 — — 
n 250—400 300—600 — — 
26. 500 2000 — — 
eee — 500-600 — 
27. — 250 — — 
27. — 200 — — 
19. — 250 — — 
18. — 350 — — 
2 — 200-300 — — 
20. — 300 1300 — 
4. 215 500 860 — 
10. — 200 650 — 
4. 150 300 500 — 
20. — 300 — — 
29. — 800 800 — 
13., 27. 150 600 850 — 
14. 350 950 2000 — 
5. 12., 19., 26. — 250 —400 — — 
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Anmerkung 


Jahrmarkt. 
detto 


F 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


FF 


Politiſcher Bezirk 


Zywiee er 


Krakau, Stadt. 


. 


Czernowitz, Land 


Kotzman 
Radautz 
Sereth . 


Suczawa. . 2... 


Benkovac 


Curzola 


Knin 


Raguſa 
Sin 


Spalato 


. 


n 5 
Duare 


f Ortsname 


. Milöwfa . 
Rajcza 


Sucha 
ywiec . 


. Sadagdra 
. Kogman . 


Baftarna . 


. Radautz 
. Sereth 
Suczawa. 


g Obbrovazzo 


Korte: 


. Tıftenif . 
Drnis 


Knin 


5 Slano * 
S 


1 * n 


Caſtelvecchio 


3 ; 
. Krafau, Stadt 


8 


2. 
82.916,28 80. 


i 5., 19. 
. 6., 18., 20., 25. 


gukowina. 


. 7.,8.,14.,21.,28. 
. 7., 14.,21., 28. 
„ 6., 13. 20., 27. 
. 2., 8., 15.,22., 29. 
. 5.,12.,19., 26. 
7. 1 21, 8 


Dalmatien. 


7 1 % BE 


. 8., 9. Nee „ 1 li 


C 
600 


: 2. 300 
1 2. 100 

15. 150 

. 9., 16., 23., 30. . 85 

ö 22., 23. : — e 


. 1., 8., 15., 29. . 20. 
n 500 200 
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Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


Jahrgang 1902. 
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Beiblatt zu dem Nerordnungsblatte 


6. G. Miniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. 


Nr. 22. 


Miniſterium des Innern. 


Wien, 17. Juli 1902. 


Inhalt: 
vom 17. Juli 1902, 8. 29.931, 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des 
womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der 


Innern 


ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 


— Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 9. 


Juli 1902, 3. 147.086, mit welcher die Befchränkungen 


im Verkehre mit Schweinen aus Mähren Fe Böhmen ne werden. 


Geſetze, Verordnungen und 1 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 17. Juli 1902, 3. 29.931, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 

vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


I. 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Petroſeny: 
aus den Gemeinden Kinpulunyäg, Zſily-Maczesd⸗ 
Paroſeny; 

Comitat Stuhlgerichtsbezirk 


Kraſſö⸗Szörény, 
Rafna, 


Bogſän: aus den Gemeinden Barbosza, 
Valeamare; Stuhlgerichtsbezirk Karaͤnſebes: aus der 
Gemeinde Körpa; Stuhlgerichtsbezirk Lugos: aus der 
Gemeinde Dragomireſt; Stuhlgerichtsbezirk Orſova: 
aus den Gemeinden Börza, Jablanicza, Koramnik, 
Mehadia, Orſova, Peesenyeska, Plugova, Toplecz, 
Tuffier, Valea⸗Balvasnicza, Zsupanek; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Reſieza: aus den Gemeinden Delinyeſt, Domaͤn, 
Kuptorc⸗Szekul, Prebul; Stuhlgerichtsbezirk Teregova: 
aus den Gemeinden Ormenyes, Ruszka; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus 
den Gemeinden Buzaͤd, Bukovec, Kiszetö, Nagy⸗ 
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Topolovecz, Suſtra, Szikläs; Stuhlgerichtsbezirk Ver⸗ 
ſecz: aus der Gemeinde Temes⸗Kutas; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 


hät: aus den Gemeinden Felſö-Gagy, Szepſi, Sze⸗ 
mere; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: aus den Gemeinden 
Bologd, Garböcz⸗Bogdäny, Kajata, Koväcsvägäs, 


Telkibänya; Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus den Ge⸗ 
meinden Gibärt, Vilmäny; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: 
aus den Gemeinden Als ⸗Olesvar, Harom-Bölzse, 
Kaſſa⸗Beéla, Kaſſa⸗Hämor, Kenyhecs, Tornyos⸗Nemeti; 
Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: aus den Gemeinden Alſo⸗ 
Mera, Alſö⸗Vadäsz, Fanesal, Forrd, Felſö⸗Mera, 
Léh, Szala, Szikszo; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: 
Gemeinden Kurties, Szabadhely, 
Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: 
Al⸗Csill, Bohäny, Boros⸗Sebes, 
Govosdia, Holdmézes, Joszäs, 
Madrizeſt, Zimbro; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O Becſe: 
aus den Gemeinden O-Beeſe, Turia; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Zenta: aus der Gemeinde O-Kanizsa und der 
Stadtgemeinde Zenta; 


Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Peczvarad: 
aus den Gemeinden Himeshaͤza, Nagy⸗Pall, Peécsvärad, 
Püspök⸗Lak, Szilägy; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Nagy⸗Szelezseny, Szkiczö; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Oszlaͤny: aus der Gemeinde Nemes⸗ 
Kosztoläny; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus der Gemeinde Bekesſzentandräs; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseffa: aus 
den Gemeinden Cséffa, Gyapju, Okaͤny, Ugra; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Derecske: aus den Gemeinden Dereeske, 
Tepe ; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Egr: aus der 
Gemeinde Saly; Stuhlgerichtsbezirt Mezö⸗ sat: aus 
den Gemeinden Araktö, Emöd, Hö-Szalonta, Igriczi, 
Mezö⸗Csath, Nagy⸗Mihaly, Saſo⸗ ⸗Orös, Szederkeny, 
Tisza⸗Keszi, Tisza⸗Oszlär, Tisza-Palkonya, Tisza⸗ 
Tarjän; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der Ge- 
meinde Edeleny; Stuhlgerichtsbezirk Szentpeter: aus 
den Gemeinden Apätfalva, Bänfalva, Berente, Kondo, 
Sajö⸗Jvänka, Szilvaͤs, Vizsnyd; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
der Gemeinde Szent-Peter ; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Kaszonalesik: 
aus der Gemeinde Csik⸗Szent⸗Maͤrton; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Süttö, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Esztergom; 


aus den 
Zsigmondhaͤza; 
aus den Gemeinden 
Buttyin, Fenyes, 
Kakarb, Krokna, 


Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Bieske, Puszta⸗Zämor; 

Comitat Fogar as, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Fogaras; Stuhlg richtsbezirk 
Särkäny: aus der Gemeinde Perſany; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Törcsvär: aus der Gemeinde O⸗Tohaͤn; 

Comitat Gömör-Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Mikolesaͤn, Nandräs, 
Poprocs; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: aus den Ge⸗ 
meinden Alſö⸗Sajö, Berzete, Henczkö; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Miklösvär: 
aus den Gemeinden Bardt, Elöpatak, Hidvég; Stuhl- 
gerichtsbezirk Seps: aus der Gemeinde Oltszem; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus den 
Gemeinden Felnemet, Maklär; Stuhlgerichtsbezirk 
Gyöngyös: aus den Gemeinden Atkaͤr, Karäcsond; 
Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus den Gemeinden 
Csany, Eeséd, Hatvan, Hort; Stuhlgerichtsbezirk 
Péterväſär: aus den Gemeinden Bükkszék, Egerbakta, 
Iväd, Mikofalva, Nagybätony, Szentdomonkos, Tarna⸗ 
lelész; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Szäszväros: 
aus den Gemeinden Kudzsir, Romoszhely; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus der Gemeinde Tiszaföldvar; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Egerbegy, Gyerö⸗Väſaͤrhely, Szaͤsz⸗ 
Löna; Stuhlgerichtsbezirk Mocs: aus den Gemeinden 
Aranyküt, Magyar⸗Palatka, Vajda⸗Kamaras; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Särmaͤs: aus der Gemeinde Bald; 
Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus den Gemeinden Bätos, 
Dedräd, Szaͤsz⸗Banycza; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Baj, Gyermely, Szöllös Tata; 


Comitat Krassö-Szörény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsan: aus den Gemeinden Nagy⸗Szurduk, 
Német⸗Bogsaͤn, Valemäre, Vaskö, Vermes; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Facset: aus den Gemeinden Facset, 
Dragſinyeſt, Tomest; Stuhlgerichtsbezirk Jam: aus 
der Gemeinde Vräny; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: 
aus der Gemeinde Romaͤn⸗Pozsozsena; 

Comitat Liptö, Stuhlgerichtsbezirk Roͤzsahegy: 
aus den Gemeinden Gombaͤs, Hrboltö, Roͤzsahegy; 

Comitat Maros-Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgeny⸗ 
Üvegesür, Kis⸗Ilye, Maros⸗Jära; Stuhlgerichtsbezirk 
Felsö⸗Regen: aus den Gemeinden Maros⸗Vees, 
Magyaro, Palota⸗Ilva; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus der Gemeinde Urmös; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagysink: aus der Gemeinde Boldogväros, Nagy ⸗ 
Sink; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den Ge⸗ 
meinden Rozsonda, Szent⸗Agota; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapol⸗ 
csany: aus den Gemeinden Kis⸗Rippeny, Nezsette, 
Nyitra⸗Särfö, Puspökfalu, Radosna; Stuhlgerichts⸗ 


aus den 


bezirk Nyitra: aus den Gemeinden Alsb-Elefänt, 


Assakürt, Bodog, Csalaͤd, Csekej. Dieske, Geszte, 
Ghymes, Kolon, Lajosfalu, Molnos, Nagy-Emöke, 
Nagy⸗Hind, Nemes⸗Pann, Nyitra⸗Jvänka, Nyitra⸗ 


Ujlak, Szill, Üreg, Üzbeg, Visäp⸗Apati, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Nyitra; Stuhlgerichtsbezirk Pöstyen: 
aus der Gemeinde Jötö; Stuhlgerichtsbezirk Privigye: 
- aus den Gemeinden Bajmdez, Német⸗Pröna, Privigye; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts— 
bezirk Bia: aus den Gemeinden Albertfalva, Budafok; 


Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus 
den Gemeinden Vaͤga, Zsigärd; Stuhlgerichtsbezirk 
Szempez: aus der Gemeinde Német⸗Gurab; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Berkesz, Kemecse, Nagy-Haläsz, 
Vas⸗Megyes; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus den 
Gemeinden Buj, Gäva, Ibrany, Venesellb; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongard, Fenyöfalva, Popläka, 
Reſinär, Sellemberk und der Stadtgemeinde Nagy- 
Szeben; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: aus den Ge⸗ 
meinden Bendorf, Marpod, Vurpod; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniczbanya: 
aus den Gemeinden Hriſöcz, Kajava, Margitfalu, 


Prakfalu, Richnö, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Gölniezbanya; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Brukenau, Ketfél, Majlätfalva, 
Monoſtor, Vinga; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jara: aus den Gemeinden Hagymäs, Kis- 


bänya; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemein- 
den Alſö⸗Szent⸗Mihälyfalva, Aranyos⸗Polyin, Ba⸗ 
gyon, Bänyabük, Cſürülye, Egerbegy, Felſö⸗Szent⸗ 
Mihälyfa, Gyéres, Keresztes, Kövend, Mezö-Orke, 
Meszkö, Szind, Tur, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Torda; Stuhlgerichtsbezirk Toroczko: aus den Ge— 
meinden Bedellö, Gyertyänos; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus den Gemeinden Horvät⸗Kécsa, Romän⸗Kecsa; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus der Gemeinde 
Német⸗Ecska, ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Beeskerek; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus den 
Gemeinden Baſahid, Magyar-Pädé, Mokrin, Szerb- 
Pade, Tisza⸗Hegyes, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Nagy⸗Kikenda; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szent⸗Miklos: 
aus den Gemeinden Kis⸗Zombor, Nagy⸗Teremia, Szerb- 
Csanäd, Szerb⸗Nagy⸗Szent⸗Miklös; Stuhlgerichts- 
bezirk Paneſova: aus der Gemeinde Hertelendyfalva; 
Stuhlgerichtsbezirk Törökbeese: aus der Gemeinde 
Torda; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus der 


Gemeinde Gyäla; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus 


den Gemeinden Magyar⸗Czernya, Nemet⸗Czernya; 


Comitat Treneseèn, See Bän: 
der Gemeinde Dezzer 


aus 
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Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus den Gemeinden Derzs, Kenos; Stuhlgerichtsbezirk 
Szekely⸗Udvarhely: aus den Gemeinden Alſo-⸗Sofalva, 
Agyagfalva, ſowie aus der Stadtgemeinde Szekely⸗ 
Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Felſö-Domonya, Minaj, Neviczke; 

Comitat Za la, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Szent⸗-Kozmadombja, Tärnok⸗ 
Oroklaͤn, Zebeczke; 


Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Barancz, Ruda-Bänyäcska, 
Säros⸗Patak, Végardo; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus 
den Gemeinden Bodrog⸗Kisfaͤlud, Tarczal; Stuhl- 
gerichtsbezirk Varanno: aus den Gemeinden Kladzän, 
Stefandez, Varannö⸗Csemernye; 


Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Breznobänya: 
aus den Gemeinden Borosznö, Szent-Andras, ſowie 
der Stadtgemeinde Breznobaͤnya; Stuhlgerichtsbezirk 
Bölyom: aus den Gemeinden Bücs, Töt⸗Pelſöcz und 
überdies aus den Municipalſtädten Pozsony, 
Selmees-es Bélabänya, Temesvär, Ujvidek, 
Zombor; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbch e n— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere— 
hat: aus den Gemeinden Fald-Keres, Komarocz, 
Szeszta; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: aus der Gemeinde 
Miglécz; Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: aus den Ge⸗ 
meinden Alſö⸗Käzsmärk, Csobaäd, Inänes und Säp; 
Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus den Gemeinden A, 
Hidveg⸗Ardo, Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: 
Gemeinden Csiesér, Fakert, Kurties; 


Comitat Ba ran ya, Stuhlgerichtsbezirk Péesvärad: 
aus den Gemeinden Ellend, Kätoly, Loväsz⸗Heteny, 
Nädasd; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maroöt: 
aus den Gemeinden Fekete⸗Keleeſény, Hecse, Kis— 
falud, Malonya, Nagy-Herejteny, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Ujbänya; Stuhlgerichtsbezirk Garam⸗Szent⸗ 
Kereszt: aus den Gemeinden Garam-Szent-Kereszt, 
Karvaly, Lutilla, O⸗Körmöeske; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Egr: aus 
den Gemeinden Szent-Sftvan, Vatta; Stuhlgerichtsbezirk 
Mezöcsaͤt: aus den Gemeinden Höbäba, Nemes-Bikk 
Sajö⸗Szöged; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der 
Gemeinde Damak; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Peter: 
aus der Gemeinde Bän⸗Horvät; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Krizba; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felefik: 
Gemeinde VBardötfälva ; 


aus den 


Alvidek: 


aus der 
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Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongraͤd: 
aus der Gemeinde Csongraͤd; Stuhlgerichtsbezirk 
Tiszan⸗Innen: aus der Gemeinde Horgos; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Eszter⸗ 
gom: aus den Gemeinden Cſev, Pilis-Mardt, Piszke, 
Sarisap ; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Wal: aus den 
Gemeinden Aeſa, Baraeska, Bieske, Doboz, Gyuro, 
Martonväsär, Soͤskut, Tabajd; 

Comitat Gömör-Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyb: aus der Gemeinde Nadabula; 

Comitat Häromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Daͤlnok, Eszternek, Karatna⸗ 
Voläl; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Detk, Gyöngyöshalasz, Gyöngyös⸗ 
Halmäj, Gyöngyöstarjan, Ludas, Nagy-Rede, ſowie 
der Stadtgemeinde Gyöngyös; Stuhlgerichtsbezirk 
Hatvan: aus der Gemeinde Eeséd; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 
der Gemeinde Alſo⸗Sipék; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
csalomia: aus den Gemeinden Ipoly-Keszi, Szeleſtyen; 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Also ⸗Tisza: aus den Gemeinden Tisza⸗Földvar 
und Vezseny; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus den Gemeinden Mezö-Kirälyfalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Saͤrmäs: aus der Gemeinde 
Kis⸗Särmäs; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus den Gemeinden Hereg und Szomod; 

Comitat Kraſſö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Sam: aus den Gemeinden Csukies und Mokoviſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Gemeinde Suska; 

Comitat Liptd, Stuhlgerichtsbezirk Rözsahegy: 
aus den Gemeinden Rözsahegy und Verbo; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Alſö⸗ 
Räkos, Köhalom; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Gäcs: aus 
der Gemeinde Podrecsaͤny; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgocz: 
aus den Gemeinden Lakaͤcs, Päsztö; Stuhlgerichts- 
bezirk Nagy⸗Tapolcsany: aus den Gemeinden Kuz⸗ 
micz, Kis⸗Szuläny; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
den Gemeinden Felſö-Elefänt, Gerenesér, Sarlo⸗ 
Kajsza, Szalakusz, Tormos, Urmény; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nyitra⸗Szaͤmbokrét: aus den Gemeinden Chino- 
ran, Nedandcz, Nyitra⸗Szämbokret; 


Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Bia: aus der Gemeinde Bia; 

Comitat Pozs ony, Stuhlgerichtsbezirk Alsoö⸗ 
Czallököz: aus den Gemeinden Albar, Also'⸗Nyaͤrasd, 


Benke⸗Patony, Felſö⸗Nyärasd, Kürt; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Felſö⸗Czallököz: aus den Gemeinden Csukär⸗ 
Paka, Puspöki, Somorja, Szemet; Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Szombat: 
Sur, Selpöcz; Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus der 
Gemeinde Réte, ſowie der Stadtgemeinde Modor; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany: 
aus den Gemeinden Kemecse, Kötaj, Nagy-Halasz, 
Nyir⸗Bogdany, Oros, Tura; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Berczel, Timaͤr, Zalkod; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
der Gemeinde Temes- Kubin; Stuhlgerichtsbezirk 
Vinga: aus den Gemeinden Kalaͤes, Muräny, 
Nemet⸗Benesek, Romän⸗Benesek, Zsadäny; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Puszta⸗Csan; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Toroczkö: aus der Gemeinde Vaͤrfalva; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
aus der Gemeinde Horvät-Kécsa; Stuhlgerichtsbezirk 
Perjämos: aus den Gemeinden Särafalva, Szent⸗ 
Péter; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus der 
Gemeinde Desk; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus 
den Gemeinden Kis-Vizesda, Nemet⸗Czernya; 

Comitat Trencesen, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
den Gemeinden Dobodjel, Dvorecz; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Illava: aus der Gemeinde Zlyecho; 

Comitat Tu röcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosoczznio: 
aus den Gemeinden Bodorfalu, Divék, Kevicz, Kis⸗ 
Csepeseny, Nagy-Csepeseny; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
Marton-Blatnicza: aus den Gemeinden Kis⸗Selmecz, 
Neczpal, Trobosztoͤ, Zaturesa; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Lenti⸗Szombathely, Naprädfa, Paka; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Satoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Jozseffalva, Saͤrospatak 


und überdies aus den Municipalſtädten Kaſſa und 


Pozsony; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocen die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Baranya⸗ 
var; aus der Gemeinde Käͤesfalu; 

Comitat Nagy-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Segesvär: aus der Gemeinde Szaͤsz⸗Szt.⸗Laͤszlö; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kallö: 
aus der Gemeinde Nyir-Abrany; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Modrus-Rieka, Bezirk Cirkvenicg: 
der Gemeinde Cirkvenica; 


Comitat Syrmien, Bezirk Sid: aus der Ge- 
meinde Sid; Bezirk Vukovar: aus den Gemeinden 
Vera, Sotin, Vukovar, ſowie aus der Munieipalſtadt 
Zemun; 


aus 


aus den Gemeinden Abraham, Nagy⸗ 


b. wegen des Beſtandes des Stäbchen roth— 
laufes der Schweine die Einfuhr von 
Schwe inen: 
Comitat Lika⸗Krba va, 
Gemeinde Kriviput; 


e. wegen des Beſtandes der Beſchälſeuche: 
die Einfuhr von Einhufern: “ 


Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Gjurgjevac: 
aus der Gemeinde Virje. 


Bezirk Senj: aus der 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 


aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat 
Temes), ſowie aus der Municipalſtadt Temes var; 


b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula— 
Feheérvär, Baläzsfalva, Kis⸗Enyed einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Vizakna, Magyar⸗Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Nagy⸗Halmägy, Peécska, Radna, Ternova, Vilägos 
(Comitat Arad), Apatin, Bäcs⸗Almaͤs, Baja, Höͤdsäg, 
Kula, Német⸗Palänka, Topolya, Ujvidek, Zombor 
(Comitat Bäcs⸗Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 
Mohäcs, Pers, Sikloͤs, Szent-Lörinez (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebély (Comitat Bars), Békés, Beékes⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Béké s), 
Felvidek, Latorcza, Mezö-Kaszony, Munfäcs, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza⸗hat, einschließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Besztercze, Naszöd (Comitat Besztercze— 
Naszod), Bel, Belényes, Berettyö-Ujfalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö- 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szeĩkelyhid, Tenke, 
Torda, Vaskoͤh (Comitat Bihar), Miskolcz einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Borſod), 
Battonya, Koväcshäz, Központ, einſchließlich der Stadtge- 
meinde Mako, Nagylak (Comitat Csanäd), Tiszän⸗Tül, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Szentes (Comitat 


*) Durch dieſes Verbot wird der 


Verkehr mit militär- 
ärariſchen Pferden nicht berührt. 8 


* 
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Csongrä d), Pärkäny (Comitat Esztergom), 
Adony, Mor, Saͤrbogärd, Szefes - Fejervar (Co⸗ 


mitat Fejer), Rimaszecs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗-Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö⸗Alja, Tösziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeny, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü-Böszörmény und 
Hajdu ⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlö, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), 
Heves, Tisza ⸗Füred (Comitat Heves), Baät, 
Ipolyſaͤg, Szob (Comitat Hont), Algyögy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Bajda- 
Hunyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, 
(Comitat Hunya d), Alſö-⸗Jäszsäg, Felſö-Jäszſägy, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz⸗Berény, Felſö⸗Tisza, 
Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Uj⸗ 
szällaäs, Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy⸗Kun⸗Szolnok), Dicsö⸗Szent⸗Märton, Erzsé⸗ 
betväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Hosszuaszö, Radnot (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kolozsz, Nädasment (Comitat Kolosz)), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Koma rom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Maros. Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Liptö-Szent⸗Miklös, Liptö⸗Ujvär 
(Comitat Lipto), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Märamaros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsö 
(Comitat Märamaros), Alſö-Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyarad-Szereda (Comitat Maros⸗Tor da), Magyar- 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Loſoncz, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Noͤgräd, 
Szécseny, Sziräk (Comitat Noͤgräd), Erſekujvär, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy-Körös, Alſö-Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kalocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun - Szent- 
Mitlos, Monor, Nagy-Käta, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Väcz, ein— 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt⸗Pilis-Solt-Kiskun), Alſb -Tarcza, Felſö— 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis— 
Szeben, Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Eperjes, Szekeſö, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Bartfa, Tapoly (Comitat Säros), Bares, Csurgo, 
Igal, Kaposvär, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lenyeltoͤt, Marczal, Nagy-Atäd, 
Szigetvar, Tab (Comitat Somog o), Csepreg, Csorna, 
Felſö⸗Pulya, Kapuvär, Kismarton, einſchließlich der 


u 
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Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt, Nagy⸗Marton, 
Sopron (Comitat Sopron), Alſo-Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhaͤza, Kis⸗Värda, 
Nagy ⸗Källö, Nyir-Baätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Öyarmat, Mäteszalka, 
Nagy⸗-Bänya, einſchließlich der Stadtgemeinden Felſö— 
Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Käroly, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy ⸗Somkut, 
Szatmär, Szinger - Väralja (Comitat Sz a t⸗ 
mär), Szaͤsz⸗ Sebes, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Igls, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löcse, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szĩpes-Väralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szépes⸗Olaszi und Szépes-Väralja (Comitat 
Szépes), Kraszna, Szilägy-Cseh, Szilägy⸗Somlyö, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas 
nad, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Zsiboö (Comitat Szilägyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorbö, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Kekes, Magyar-Läpos, Nagy-⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Buziaͤs, Csä⸗ 
fova, Detta, Központ, Lippa, Rékäs, Uj⸗Arad, Verſecz 
(Comitat Temes), Dombovär, Dunaföldvär, Központ, 
Simontornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), 
Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat Torda⸗-Aranyos), 
Bänlak, Modos, Pärdäny (Comitat Toron täl), Bittse, 
Kiszucza⸗Ujhelyh, Väg⸗Besztercze, Zsolna (Comitat 
Trenesén), Szekely-Keresztuͤr (Comitat Udvarhelh), 
Tiszän⸗Innen, Tiszan Tul (Comitat Ugoecsa), 
Kapos, Sobröncz (Comitat Ung), Kis - Ezell, 
Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Német-Ujvär, Särvär, 
Szombathely, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Vasvär (Comitat Vas), Devecser, 
Enying, Papa, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Veszprém, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Zirez (Comitat Veszprém), Csäk⸗ 
tornya, Kanizsa, einschließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami- 
gen Stadtgemeinde, Zala-Szent⸗-Gröt (Comitat Za la), 
Bodrogköz, Gaͤlszées, Nagy-Mihäly, Szerenes (Comitat 
Bemplen), Beszterczebanya einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Zolyom), ſowie 

aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 
Hodmezö⸗Väſärhely, Keeskemét, Kolozsvär, Maros⸗ 
Vaſärhely, Pecs, Sopron, Szabadka, Szatmär⸗Németi, 
Szefes-Fehervar, Versecz, ſowie aus der kön. Haupt- 
und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 


vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Krizevei, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizevei), 
Ogulin, Vojnic, Vrbosko (Comitat Modrus-Rieka), 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ilok, Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Ruma, Zupanja (Comitat Syrmien), 
Ivaneec, Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, Pre- 
grada, Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, 

Miholjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi- 
tat Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 

Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Sveti⸗Jvan⸗Zelina, Vrginmoſt, 

Zagreb (Comitat Zagreb, ſowie aus den Municipal⸗ 
ſtädten Oſiek, Varazdin. 


HL 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 

a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Väg⸗Ujhely (Comitat Nyitra), O Lublo, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes⸗Szombat, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Poprad (Comitat 
Szepes), Trenesen, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Trenesén), Szent⸗Gotthärd, 
Mura⸗Szombat (Comitat Was), Alſö-⸗Lendva (Comitat 
Zala), Homonna (Comitat Zemplén) in Ungarn. 

b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts⸗ 
bezirken Miava, Szakolcza, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Szenicz, Väg⸗-Ujhely (Comitat 
Nyitra), Malaczka, Pozsony, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent⸗György (Comitat Pozs o n h), 
Keésmärk, einſchließlich der Stadtgemeinde Kesmärk, 
Leibicz, Szepes⸗Bela, O⸗Lublo, einschließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Szepes Szombat, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Popräd (Comitat Szepes), Puchö, 
Trencsen, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Trencsen) in Ungarn 

iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich- 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Luttenberg, Miſtelbach, Unter⸗ 
Gänſerndorf, Feldbach, Göding, Ungariſch-Brod, 
Wallachiſch⸗Meſeritſch, Lisko, Nowytarg, Neu-Sander, 
Sanok, Luſſin getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einlahr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die- 
ſelben übertragbare und zur Anzeige ve 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be— 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden bejon- 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 


geſund befunden worden find. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 26. und 27. Juni, ſowie 3. und 9. Juli 1902, 
33. 26.621, 26.699, 27.455 und 28.640 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 


88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 


beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 
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Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 9. Juli 1902, 3. 147.086, 


mit welcher 
die Beſchränkungen im Vertehre mit Schweinen 
aus Mähren nach Böhmen abgeändert werden. 


Mit Rückſicht darauf, daß in der letzten Zeit 
wiederholt die Schweinepeſt aus dem politiſchen Be— 
zirke Groß⸗Meſeritſch, ſowie aus der Stadt Iglau nach 
den Bezirken Deutſchbrod und Chotebot eingeſchleppt 
wurde, findet die Statthalterei im Nachhange zu ihrer 
Kundmachung vom 11. März l. J., Z. 50.543, mit 
welcher die Einfuhr von Schweinen aus dem Bezirke 
Mähr.⸗Trübau nach Böhmen unterſagt wurde, dieſes 
Verbot nunmehr auch auf den politiſchen Bezirk 
Groß⸗Meſeritſch, ſowie den Stadtbezirk Iglau aus⸗ 
zudehnen. 


Dieſe Verfügung tritt am 13. Juli l. J. in 
Wirkſamkeit und werden Zuwiderhandlungen nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, ge- 
ahndet werden. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


a 5 
3 


— 


* 23 = 


_Yahrgang 1902. 


Beiblatt zu dem Nerarduungablatte 


des 


R. R. Ni niſte riums des Innern. 
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Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Niniſterium des Innern. 


Nr. 23. 23. Juli 1902. 


„ Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
18. Juli 1902, Z. 30164, enthaltend eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 
des Miniſteriums des Innern vom 17. Juli 1902, Z. 30012, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und Kroatien-Slavonien. — Kundmachung des 
Miniſteriums des Innern vom 19. Juli 1902, Z. 30576, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Wien 
vom 12. Juli 1902, 3. 71660, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Mähren nach Nieder- 
öſterreich. — Kundmachungen der Statthalterei in Wien, betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus mehreren Bezirken Steiermarks nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Landesregierung in Czernowitz 
vom 17. Juli 1902, Z. 15301, betreffend die Beibringung von Viehpäſſen für Pferde, welche auf Viehmärkte oder 
Auctionen gebracht werden. — Verſchiedene Mittheilungen: Verhandlungen in Veterinärangelegenheiten. 
— Bekämpfung der Finnenkrankheit in Serbien. — Viehſtand und Fleiſcheonſum in Sachſen. — Regelung 
des Abdeckerweſens in Preußen. — Geſundheitspolizeiliche Verordnung, betreffend den Verkehr mit Milch im 
Großherzogthume Baden. — Concursausſchreibungen. — Ausweis über den Stand der anſteckenden 
Thierkrankheiten. 


Wien, 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 18. Zuli 1902, 3. 30164, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 

der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den 

im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 


diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 


Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl— 
gerichtsbezirken Sugatag, Tiszavölgy (Comitat Mara- 
maros), ſowie aus der Municipalſtadt Komarom nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


machung vom 17. Juli 1902, Z. 29931, zur allge— 
meinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 17. Juli 1902, 3. 30012, 


betreffend 


die Vieheinfuhr nach den im Reichsrathe vertre⸗ 
tenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und 
Kroatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilung des königlich-ungariſchen Acker— 
bauminiſteriums vom 14. Juli 1902, 8. 59419, 
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ſowie der königlichen Landesregierung in Agram vom 
9. und 15. Juni, ſowie 10. Juli 1902, 3. 44822, 
46511 und 52962, iſt derzeit verboten: 


1. Wegen Beſtandes des Stäbchenrothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Be⸗ 
zirken Bruck an der Leitha, Untergänſerndorf (Nieder- 
öſterreich), Feldbach, Hartberg, Pettau (Steiermarh), 
Volosca (Küſtenland), Wallachiſch-Meſeritſch (Mähren), 
Teſchen (Schleſien) und Neuſandee (Galizien) nach 
Ungarn; 


2. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Leitha, Unter-Gänſerndorf, Miſtelbach, 
Mödling, Wiener-Neuftadt und Stadtbezirk Wiener- 
Neuſtadt (Niederöſterreich), Volosca (Küſtenland) und 
Stryj (Galizien) nach Ungarn, ſowie aus den poli- 
tiſchen Bezirken Pettau und Rann (Steiermark), 
Gottſchee (Krain) und Volosca (Küſtenland) nach 
Kroatien-Slavonien. 


Hingegen wurden alle früheren, gegen die Eit- 
fuhr von Vieh aus den hier nicht genannten politiſchen 
Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 

5 g £ Statthalterei 

Hievon wird die k. k. nde gd 
auf die hierortige Kundmachung vom 9. Juni, 
Z. 23600, zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntnis geſetzt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 19. Juli 1902, 3. 30576, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien ⸗Sla⸗ 
vonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit der Kundmachung vom 10. Juli 1902, 
3. 52351, hat die königliche Landesregierung in 
Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 
9. Juni l. J., Z. 44822, jenen Gemeinden bekannt⸗ 
gegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbar- 
gemeinden wegen des Beſtandes von Thierſcuchen die 
Einfuhr der nachſtehend beſonders angeführten Thier- 
gattungen auf Grund des beſtehenden Veterinärüber— 
einkommens verboten iſt. 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 
A. Im Küſtenlande: 


a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Antignana des Bezirkes Mitterburg; 


mit Bezug 


b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus der Gemeinde 1 Lucia 
des Bezirkes Tolmein. 


B. In Krain. 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden St. 
Georgen, Liplein, Trauzbüchl, Schleinitz des 
Bezirkes Laibach (Umgebung); 

b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 


die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 


Brezinca des Bezirkes Radmannsdorf. 


Ö. In Steiermark: 


a) wegen des Beſtandes des Schweinerothleufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Blumau, Stang des Bezirkes Feldbach, Juden⸗ 
burg des Bezirkes Judenburg; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Stadt 
Pettau des Bezirkes Stadt Pettau, Aflenz des 


Bezirkes Bruck a. d. Mur, Andritz, Feldkirchen, 


Statteg, St. Stephan a. 
(Umgebung), 
Fohnsdorf, Judenburg, Knittelfeld des Bezirkes 
Judenburg, Kalwang, . des Bezirkes 
Leoben; 


G. des Bezirkes Graz 


D. In Kärnten: 


a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Aus⸗ 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Anna- 
bichl, Ebenthal, St. Peter bei Klagenfurt des 
Bezirkes Klagenfurt (Umgebung), Bleiberg des 


Bezirkes Villach, Haimburg, Loibach, Völker⸗ 


markt des Bezirkes Völkermarkt und aus der 
Stadt Klagenfurt; 


b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Eberndorf des Bezirkes Völkermarkt. 


E. In Tirol und Vorarlberg: 


a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Lauterach des Bezirkes Bregenz. 
Gleichzeitig wird die k. k. „ Sener 


N. die 
Kenntnis geſetzt, 


Kroatien⸗Slavonien verboten iſt. 


Statthalterei 
Die k. k. Landesregierung 


auf die hieramtlichen Kundmachungen vom 17. Juni, 
12. und 17. Juli 1902, 33. 25141, 29379 und 
30012, eingeladen, mit der Verlautbarung dieſer Ver⸗ 
fügung fofort vorzugehen. 


Aigen des Bezirkes Gröbming, 


daſs wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
politiſchen Bezirken Pettau und Rann (Steiermark), 
Gottſchee (Krain) und Volosca (Küſtenland) nach 


wird unter Beziehung 


Br 


Be a ea 


Kundmachung der Statthalterei in Wien 
vom 12. Juli 1902, 3. 71660, 
betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Mähren 
nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Mähren findet die Statthalterei unter 
Behebung ihrer Kundmachung vom 27. Juni 1902, 
3. 66432, die Einfuhr von Schweinen aus den 
Bezirken Littau und Olmütz (Stadt und Land) in 
Mähren nach Niederöſterreich zu verbieten. 


Hinſichtlich der veterinär- polizeilichen Be— 
handlung der aus den nicht geſperrten Bezirken 
Mährens eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
38: 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 


Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Schweinen aus Mähren durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 


Übertretungen obiger am 16. Juli 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 


Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein» 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 


Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachungen der Gtatthalterei in | 
| Wien, 
betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus mehreren 
Bezirken Steiermarks nach Niederöſterreich. 


Kundmachung vom 15. Juli 1902, Z. 72937. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark und wegen der erfolgten 
Einſchleppung dieſer Seuche nach Niederöſterreich 
findet die Statthalterei die Einfuhr von Schweinen 
aus den Bezirken Cilli (Stadt und Land), Deutſch⸗ 
Landsberg, Graz (Stadt und Land), Pettau (Stadt 
und Land) und Rann in Steiermark nach Nieder— 
öſterreich zu verbieten. 
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Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Be- 
handlung der aus den nicht geſperrten Bezirken Steier— 
marks eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
33. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 


Durch dieſe Maßnahmen wird der Eifenbahn- 
tranſitverkehr von Schweinen aus Steiermark durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 


Übertretungen obiger am 19. Juli 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu— 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 


Dies wird unter Behebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 3. Juni 1902, 3. 56181, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung vom 16. Juli 1902, 3. 73687. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark und wegen neuerlicher 
Einſchleppung dieſer Seuche nach Niederöſterreich findet 
die Statthalterei unter Behebung ihrer Kundmachung 
vom 15. Juli 1902, Z. 72937, die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Cilli (Stadt und Land), 
Deutſch⸗Landsberg, Graz (Stadt und Land), Marburg 
(Stadt und Land), Pettau (Stadt und Land) und 
Rann in Steiermark nach Niederöſterreich zu ver— 
bieten. 

Hinſichtlich der veterinär- polizeilichen Behand— 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken Steier- 
marks eingeführten Schweine haben außer den in 
Betreff des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften die Beſtimmungen der hieramtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
33. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 


Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Schweinen aus Steiermark durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen obiger am 20. Juli 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu⸗ 
gehörigen Durchführungsverordnung, R. G. Bl. 
Nr. 36. 
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gundmachung der eee in . 


Juli 1902, 


vom 
3. 9901 
betreffend 


die Beibringung von Viehpäſſen für Pferde, welche 
auf Viehmärkte oder Auctionen gebracht werden. 


Czernowitz 


Zum Zwecke einer wirkſamen Seuchentilgung 
und um dem geſetzwidrigen Verkehre mit Pferden 
unſicherer oder verdächtiger Provenienz und der 
hiedurch ſich häufig ergebenden Verbreitung von 
anſteckenden Pferdekrankheiten vorzubeugen, findet die 


Landesregierung auf Grund des Alinea 2 des 
§. 8 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 35) anzuordnen, 
daſs vom 1. Auguſt 1902 an auch für Pferde, 
welche auf Viehmärkte oder Auctionen gebracht 
werden, Viehpäſſe beigebracht werden müſſen. 

Hinſichtlich der Ausſtellung der betreffenden 
Viehpäſſe und ihrer Form (weiße Blankette) gelten 
die Beſtimmungen der zum §. 8 des eitirten 
Geſetzes erlaſſenen Durchführungsverordnung vom 
12. April 1880 (R. G. Bl. Nr. 36). - 

Übertretungen dieſer Anordnung werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882 (R. G. Bl. Nr. 51) 
geahndet werden. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Verhandlungen in Veterinärangelegen— 
heiten.) Die erben der letzten Tage im k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern ſtattgehabten Verhandlungen in 
Angelegenheit des Viehverkehres zwiſchen Sſterreich 
und Ungarn und die mit Rückſicht darauf zu treffenden 
Beſtimmungen veterinär-polizeilicher Natur find, in- 
ſoweit es ſich um Feſtlegung der von den Fachreferenten 
vereinbarten Modalitäten handelt, zum Abſchluſſe ge— 
bracht worden. An den Berathungen nahmen als Fach— 
delegirte der ungariſchen Regierung die Miniſterial— 
räthe v. Lesziansky und Ottlik, Sectionsrath 
Pechy, der Rector der ungarischen thierärztlichen 
Hochſchule Profeſſor Hutyra und Staatsdomänen— 
director Ruisz theil; öſterreichiſcherſeits war das 
k. k. Miniſterium des Innern durch Sectionschef 
Grafen Auersperg, welcher die Verhandlungen 
leitete, Miniſterialrath Sperk und Miniſterialſecretär 
Binder, das k. k. Ackerbauminiſterium durch Sections- 
chef Dr. Freiherrn v. Beck und Miniſterialſecretär 
Dr. Seidler vertreten. Außerdem waren den Be— 
rathungen dieöſterreichiſchen und ungariſchen Veterinär— 
delegirten zugezogen worden. Die von den Fach— 
referenten auf Grund des Verhandlungsergebniſſes 
feſtgeſtellten grundſätzlichen Beſtimmungen werden das 
Subſtrat für die Vereinbarungen der beiderſeitigen 
Regierungen bilden. 


(Bekämpfung der Finnenkrankheit in 
Serbien.) Der königlich ſerbiſche Miniſter für Volks⸗ 
wirtſchaft hat unter dem. 21. Februar 1902 eine 
Circularverordnung, betreffend die Unterſuchung von 
finnigen Schweinen und Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Finnenkrankheit erlaſſen. In dieſer Verordnung 
wird gejagt, dass den Berichten der Schlachthäuſer zu 
entnehmen ſei, daſs die Anzahl der finnigen Schweine 
eine beträchtliche iſt, und mit Hinſicht darauf, dafs 
alles finnige Fleiſch vernichtet werden muſs, die Ver— 
luſte der Eigenthümer und des Landes ſehr bedeu— 
tende ſind. Um den Handel mit finnigen Schweinen 


zu verhindern, wird angeordnet, dafs alle, bei der 
Unterſuchung am lebenden Thiere als finnig erkannten 
Schweine markirt werden müſſen. Über die Art der 

Markirung werden genaue Anweiſungen gegeben, Die 

Unterſuchung der Schweine in Bezug auf die Finnen⸗ 

krankheit dürfen nur diplomirte Thierärzte vornehmen, 

welche neben der Berechtigung der Ausübung der 

Praxis noch die beſondere Erlaubnis hiefür vom 

Volkswirtſchaftsminiſter erhalten. 

Jeder Unterſucher iſt verpflichtet ein genaues 
Verzeichnis darüber zu führen, an welchem Tage, 
weſſen Schweine und wieviele Schweine von ihm 
unterſucht und wieviele darunter finnig befunden 
wurden. Jedes als finnig erkannte Schwein muj3 
ſofort vorſchriftsmäßig markirt und dem Eigenthümer 
ausgefolgt werden. Die Thierärzte und Arzte, welche 
die Vieh- und Fleiſchbeſchau in den Schlachthäuſern 
ausüben, müſſen auf die markirten Schweine beſondere 
Aufmerkſamkeit verwenden und deren Fleiſch nach Vor⸗ 
ſchrift vernichten. Speck und Schmeer dieſer Thiere ſind 
im Sinne des Circularerlaſſes des Miniſteriums des 
Innern vom 1. September 1888 zu behandeln, welcher 
den Verbrauch in unverarbeitetem Zuſtande verbietet, 
jedoch geſtattet, daſs dieſe Producte zu Schmalz ver⸗ 
arbeitet oder, wenn die Thiere durch die Krankheit 
ſchon zu ſehr geſchwächt waren, zur Seifenfabrication 
verwendet werden. 

Die Unterſucher unterſtehen der directen Controle 
der Kreisthierärzte, reſpective des Thierarztes der 
Präfectur und ſind verpflichtet, ihnen jeden Montag 
einen genauen Bericht über die im Laufe der letzten 
Woche vorgenommenen Unterſuchungen von Schweinen 
vorzulegen. 

Alle drei Monate hat die Präfectur dem Volks⸗ 
wirtſchaftsminiſter über die Bewegung dieſer Krankheit 
im eigenen Bereiche und über die zu ihrer Unterdrückung 
getroffenen Maßnahmen, insbeſondere betreffs Heilung 
jener Perſonen, welche an Bandwurm leiden und 
betreffs Anlage von Senkgruben, Bericht zu erſtatten. 


(Viehſtand und Fleiſchconſum in Sach— 
ſen.) Auf Grund des Ergebniſſes der Viehzählung 
vom Jahre 1900 gibt Okonomierath Steber in 
der „Zeitſchrift des königlich ſtatiſtiſchen Bureaus“ 
eine überſichtliche Darſtellung der Entwicklung der 
Viehproduction, mit einem intereſſanten Hinweis auf 
die gleichzeitige Geſtaltung des Fleiſchednſums in 
Sachſen, welch letzterer beachtenswerte Erſcheinungen 
aufweist. Die letzte Viehzählung hat für das König⸗ 
reich Sachſen ein überaus günſtiges Ergebnis ge— 
bracht. Mit alleiniger Ausnahme der Schafe, die ſeit 
dem Jahre 1837 ſtetig und von 685.491 Stück bis 
auf 74.628 Stück oder um 8911 Procent zurück- 
gegangen ſind, iſt in allen übrigen Thiergattungen 
eine Zunahme gegen die Ergebniſſe früherer Vieh— 
zählungen zu verzeichnen. 

Der Antheil der einzelnen Thiergattungen an 
der Geſammtzahl der bei den verſchiedenen Zählungen 
vorgefundenen Thiere ſtellt ſich folgendermaßen 
dar: Im Zählungsjahre 1850 entfielen auf 
100 Stücke 5˙94 Pferde, 39˙61 Rinder, 35˙33 Schafe, 
13°51 Schweine und 5˙61 Ziegen; im Zählungsjahre 
1900 auf 100 Stück 10˙12 Pferde, 41˙83 Rinder, 
4°53 Schafe, 35°03 Schweine und 8˙49 Ziegen. 

Noch bis Ende der Vierziger-Jahre des vorigen 
Jahrhunderts ſtand die Stückzahl der Rinder hinter 
der Stückzahl der Schafe zurück. Von da ab iſt 
zunächſt die Abnahme der Schafe vorwiegend durch 
Einſtellung von mehr Rindern gedeckt worden. Die 
Rinder haben zwar, ihrer Stückzahl nach, auch heute 
noch immer die vorwiegende Bedeutung; indes hat 

ſich doch ihr Verhältnis zum Kleinvieh, namentlich 

aber zu den Schweinen ſeit dem Jahre 1873 un⸗ 
günſtiger geſtaltet. Wenn aber die Schweine ſeit 1873 
einen immer größeren Antheil an der geſammten 
Viehziffer für ſich beanſprucht haben, und jetzt mit 
ihrer Stückzahl der der Rinder ſogar ziemlich nahe— 
gerückt ſind, ſo entſpricht dies dem wirklichen 
Fleiſchconſum. 

Der Schweinefleiſchverbrauch hat ſich ſeitdem in 
Sachſen weit mehr geſteigert als der Rindfleiſch— 
verbrauch. Seit dem Jahre 1870 hat nämlich: 

der n auf den Einwohner 
um 8 


„62 Kilogramm, 
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der Schwingung auf den Einwohner 
um . 1473 Kilogramm 


zugen dummen 


Nach dem Stande vom 31. December 1900 
zählte man im Königreiche Sachſen 166.730 Pferde, 
688.953 Rinder, 74.628 Schafe, 576.953 Schweine 
und 139.796 Ziegen. 


(Regelung des Abdeckerweſens in 
Preußen.) In einem vom Miniſter für Handel und 
Gewerbe im Einvernehmen mit dem Landwirtſchafts— 
miniſter an die Provinzialbehörden gerichteten Erlaſs 
werden dieſelben aufgefordert, Erhebungen einzuleiten, 
welche dem Zwecke der geſetzlichen Regelung des Ab— 
deckerweſens in Preußen dienen ſollen. In der bezüg— 
lichen Verfügung heißt es: „Seit Jahren wird 
beſonders ſeitens der landwirtſchaftlichen Vertretungen 
darauf hingewieſen, daſs auf dem Gebiete der Be— 
ſeitigung der Thierleichen, ſoweit ſie für den menſch— 
lichen Genuſs ungeeignet ſind, ſowohl vom wirt— 
ſchaftlichen, als vom veterinärpolizeilichen 
Standpunkte aus betrachtet, in Preußen Unzuträglich- 
keiten beſtehen, welche in erſter Linie auf die 
mangelhafte Ordnung des Abdeckereiweſens zurückzu— 
führen ſind. Auf welche Weiſe es möglich ſein wird, 
wirkſame Abhilfe zu ſchaffen, läſst ſich mit Sicherheit 
erft prüfen, wenn die zur Zeit in den einzelnen 
Provinzen thatſächlich beſtehenden Zuſtände genau 
bekannt ſind.“ 


(Geſundheitspolizeiliche Verordnung, be— 
treffend den Verkehr mit Milch im Groß— 
herzogthum Baden.) Eine diesbezügliche Ver— 
ordnung vom 10. Mai 1902, welche die Überwachung 
des Milchverkehrs regelt, beſtimmt unter anderen, dafs 
Milch von Kühen, welche an Maul- und Klauenſeuche 
oder an Tuberculoſe leiden, nur abgekocht oder 
ſteriliſirt in Verkehr gebracht werden darf. Gleiches 
gilt für die Milch aus Gehöften, Ortſchaften oder 
Gemarkungen, ſowie aus Sammelmolkereien, für 
welche wegen des Ausbruches der Maul- und Klauen— 
ſeuche oder wegen Seuchengefahr das Weggeben nicht 
abgekochter Milch von der Polizeibehörde verboten iſt. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: 

In Trieſt und im Küſtenland die Stelle eines Vete⸗ 
rinäraſſiſtenten. Bewerber um dieſe Stelle, mit welcher 
ein Adjutum von jährlich 1200 K verbunden iſt, haben bis 
längſtens 25. Auguſt 1902 die Geſuche im Wege ihrer 
vorgeſetzten oder der politiſchen Bezirksbehörde ihres Auf- 
enthaltsortes beim Statthaltereipräſidium in Trieſt zu 


überreichen und mit folgenden Documenten zu belegen: 
1. Tauf⸗ oder Geburtsſchein, 2. Nachweis über die öſter— 
reichiſche Staatsangehörigkeit, 3. amtsärztliches oder amts— 
ärztlich beſtätigtes Zeugnis über die phyſiſche Eignung, 
4. Belege über Vorbildung, 5. thierärztliches Diplom, 
6. Zeugnis über die mit gutem Erfolge abgelegte Prüfung 
für Thierärzte im Sinne der Miniſterialverordnung vom 


„ 


24. März 1873, R. G. Bl. Nr. 37, 7. Nachweis über bie 


bisherige Verwendung, 5: owie über die Kenntnis det Landes- 


ſprachen. ar: % ee 

In Böhmen die Stelle eines Vezirkst en e er 19 50 c 0 
der X. a eventuell eine Veterinäraſſiſtenten⸗ Belege über orbildung und eine ar lic 
ſtelle mit einem Adjutum jährlicher 1200 K. Bewerber um 8 5 


eine dieſer Stellen haben die Geſuche im Wege ihrer vor- | die thierä r 
geſetzten Pe oder der politiſchen . Bu Wee u 8 
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Jahrgang 1902. 


heiblatt zu dem Uerordnungsblatte 


R. I. 2linifteriums ses Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


urn : Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kuh zlachung des Miniſteriums des Innern 

vom 6. Auguſt 1902, Z. 33.062, womit die Einfuhr von h und Fleiſch aus den Ländern der 

ungariſchen Krone 5 den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 

— Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 24. Juli 1902, Z. 31.078, enthaltend veterinär-polizeiliche 

Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König— 

reichen und Ländern. — Kundmachung der Statthalterei in Zara vom 22. Juli 1902, Z. 24.334, betreffend 

de die Aufhebung der Beſchränkungen des Borſtenviehverkehres in den politiſchen Bezirken Imotski und Makarska. 

— Kundmachung der Statthalterei in Innsbruck vom 23. Juli 1902, Z. 31.712, betreffend das Verbot der 

Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach Tirol-Vorarlberg. — Kundmachung der Landesregierung in 

Czernowitz vom 23. Juli 1902, Z. 20.080, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Ein- 

und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus Rumänien. — Er läſſſe. Erlaß des Miniſteriums des Innern 

vom 24. Juli 1902, Z. 31.209, betreffend die Geſtattung der Einfuhr von Rindern nach dem Schlachthauſe 
in Plauen i./®. in Sachſen. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


5 inilteri des (R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier⸗ 
achung Dr Min ſteriums = jeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 


Innern vom 6. Auguſt 1902, 3. 33.062, gattungen verboten iſt. 

womit Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge— 


vertretenen Königreichen und Ländern bis auf meinden und auf deren Nachbargemeinden. 
Weiteres geregelt wird. In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


1, a. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen 
Ungarn und Croatien-Slavonien angeführt, aus welchen thieren Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der Komitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Hätszeg: 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 aus den Gemeinden Klopotiva, Malomviz; Stuhl— 
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gerichtsbezirk Petrofeny: aus den Gemeinden Felſö— 
Barbatyen, Hobicza⸗Urikäny, Kinpulunyäg, Zſily⸗ 
Maczesd⸗Paroſeny; Stuhlgerichtsbezirk Puj: aus den 
Gemeinden Farkaspatak, Hegyalja-Livadia, Hobicza, 
Mezö⸗Livadia, Ponor, Puj, Urik; 

Comitat Kraſſo-Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus der Gemeinde Kuttina; Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus den Gemeinden Barbosza, Rafna, 
Valeamare, Valeapäj; Stuhlgerichtsbezirk Faeset: aus 
den Gemeinden Bottinyeſt, Kis-Szurduk, Szecseny ; 
Stuhlgerichtsbezirk Karäͤnſebes: aus den Gemeinden 
Borlova, Bukin, Bolvasnicza, Körpa, Petrosnicza, 
Pojäna, Rujen, Turnul, Uj⸗Karänſebes, Valisora, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Karänſebes; Stuhl- 
gerichtsbezirk Lugos: aus den Gemeinden Dragomireſt, 


Drinova; Stuhlgerichtsbezirk Orſova: aus den Ge— 
meinden Börza, Globureu, Jablanicza, Koramnik, 
Mehadia, Orſova, Peesenyeska, Petnik, Plugova, 


Toplecz, Tuffier, Valea-Bolvasnicza, Zsupanek; Stuhl- 
gerichtsbezirk Reſicza: aus den Gemeinden Delinyeſt, 
Domän, Ferenczfalva, Jabalesa, Kraſſova, Kuptore- 
Szekul, Lupäk, Nermet, Ohabicza, Prebul, Roman- 
Reſicza, Tirnova, Vodnik; Stuhlgerichtsbezirk Temes: 
aus der Gemeinde Ruzs; Stuhlgerichtsbezirk Teregova: 
aus den Gemeinden Fenyes, Globukrajova, Illova, 
Kornya, Lapusniesel, D-Szadova, Orményes, Ruszka, 
Temes⸗Szlatina, Teregova, Uj-Szadova, Weidenthal, 
Verendin; 


Comitat Säros, Stuhlgerichtsbezirk Siroka: aus 
der Gemeinde Német⸗Jakabvägaͤs; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus 
den Gemeinden Buzäd, Bukovec, Sziklaͤs; Stuhl— 
gerichtsbezirk Verſeez: aus der Gemeinde Temes⸗Kutas; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Abauj-Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Buzita, Felſö-Gagy, Somodi, 
Szemere; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: aus den Ge— 
meinden Abaujvär, Böd, Bologd, Csaͤkäny, Garböcz⸗ 
Bogdäny, Koväcsvägäs, Regete-Ruszka, Telkibänya; 
Stuhlgerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Bodofö- 
Baralja, Csekehäza, Felſö-Dobsza, Gibärt, Ker, Vil⸗ 
mäny, Vizsoly; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: aus den 
Gemeinden Alſö-Olesvär, Haͤrom-Bölzse, Kaſſa⸗Bela, 
Kaſſa⸗Hämor, Kenyhees, Semſe, Tornyos⸗Németi; 
Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: aus den Gemeinden Alſo⸗ 
Meéra, Alſö-Vadäsz, Fanesal, Forrö, Felſö⸗Mera, 
Hernäd⸗Szent⸗Andräs, Homorogd, Leh, Szala, Szikszoͤ; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Kurties, Szabadhely, Zsigmondhäza; 
Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: aus den Gemeinden 
Bohäny, Boros⸗Sebes, Buttyin, Govosdia, Holdmezes, 
Kiszindia, Zimbrö; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O-Becſe: 
aus den Gemeinden O-Becſe, Turia; Stuhlgerichts⸗ 


— 


bezirk Zenta: aus der Gemeinde O-Kanizsa und der 
Stadtgemeinde Zenta; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Himeshäza, Nagy-⸗Pall, Peéesvärad, 
Püspök⸗Lak, Szilaͤgy, Varasd; 


Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Kis⸗Szelezseny, Nagy ⸗Szelezseny, 
Szkiczo; Stuhlgerichtsbezirk Garamszentkereszt: aus 
der Gemeinde Garam-Kürtös; Stuhlgerichtsbezirk 
Oszläny: aus der Gemeinde Nemes-Kosztoläny; 


Comitat Bĩkés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus der Gemeinde Bekesſzentandräs; 


Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseffa: aus 
den Gemeinden Cséffa, Gyapju, Okäny, Ugra; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Dereeske: aus den Gemeinden Dereeske, 
Hosszu⸗Pälyi, Tepe ; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus der 
Gemeinde Säly; Stuhlgerichtsbezirk Mezö-Csath: aus 
den Gemeinden Araktö, Emöd, Hö⸗Szalonta, Igriczi, 
Mezö-Csaͤth, Nagy-Mihäly, Sajd-Orös, Szederkeny, 
Tisza⸗Keszi, Tisza-Oszlär, Tisza⸗Palkonya, Tisza⸗ 
Tarjän; Stuhlgerichtsbezirk Ozd: aus der Gemeinde 
Sajö⸗Németi; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus den 
Gemeinden Edeleny, Raczka-Szend; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szentpéeter: aus den Gemeinden Apätfalva, 
Bänfalva, Berente, Kondo, Sajö-⸗Ivänka, Sajo⸗Szent⸗ 
Péter, Szilvas, Vizsnyd; 

Comitat Braſſöo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
der Gemeinde Szent-Péter; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvidek: aus der Gemeinde Höltövény, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Braſſo; 


Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus 
der Gemeinde Taplöcza; Stuhlgerichtsbezirk Kaszo⸗ 
nalesik: aus der Gemeinde Csik⸗Szent⸗Märton; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Sändorfalva; Stuhl- 
gerichtsbezirk Tiszan-Tül: aus der Gemeinde Mind- 
Szent; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Bajöt, Süttö, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Bieske, Puszta-Zamor; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Fogaras; Stuhlg e richtsbezirk 
Särkäny: aus der Gemeinde Perſäny; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Töresvär: aus der Gemeinde O-Tohan ; 

Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy-Röcze: aus den Gemeinden 
Mikolcsaͤn, Muräny, Polom, Poproes; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Rozsnyö: aus den Gemeinden Alſo⸗Sajo, 
Berzete, Csetnek, Henczkö; 


u. rn 


Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 


der Gemeinde Csege; 


Comitat Häromszsk, Stuhlgerichtsbezirk Miklösvär: 
aus den Gemeinden Baröt, Elöpatak, Hidvég, Közep— 
Ajta; Stuhlgerichtsbezirk Seps: aus den Gemeinden 
Mälnäs, Oltszem, Sepſi⸗Magyarös, Zalän; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus den 
Gemeinden Felnemet, Käl, Maklär, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Eger; Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Atkär, Karäcsond, Visonta; 
Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus den Gemeinden 
Csäny, Eesed, Hatvan, Hort; Stuhlgerichtsbezirk 
Petervafar: aus den Gemeinden Egerbakta, Fedemes, 
Iväd, Matra⸗Mindszent, Nagybätony, Szentdomonkos, 
Tarnalelész; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 
der Gemeinde Szelencz; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts— 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Tiszakürt, 
Tiszaföldvar ; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Egerbegy, Gyerb-Väſärhely, Hideg— 
Szamos, Meleg-Szamos, Nagy⸗Kapus, Szaͤsz⸗Loͤna; 
Stuhlgerichtsbezirk Mezöörmenyes: aus der Gemeinde 
Nagy⸗Nyulas; Stuhlgerichtsbezirk Mocs: aus der Ge— 
meinde Aranykuͤt; Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus den 
Gemeinden Bätos, Dedräd, Szäsz⸗Banyeza; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Alſö⸗Galla, Baj, Gyermely, Szöllös, 


Tata, Tovards, Veértes⸗Somlö; 


Comitat Krassoö⸗Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsan: aus den Gemeinden Nagy-Szurduf, 
Nemet-Bogsan, Valemäre, Vaskö, Vermes; Stuhl- 
gerichtsbezirk Facset: aus den Gemeinden Dragſinyeſt, 
Tomest; Stuhlgerichtsbezirk Jaͤm: aus den Gemeinden 
Näjdäs, Vräny; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus 
den Gemeinden Bellobreska, Romän-Pozsozsena; 


Stuhlgerichtsbezirk Teregovac: aus der Gemeinde 
Kornya; 
Comitat Liptd, Stuhlgerichtsbezirk Rözsahegy: 


aus den Gemeinden Gombäs, Hrboltö, Rözsahegy; 
Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſö— 


Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgeny- 
Üvegesür, Görgeny-Libänfalva, Hetbükk, Kis⸗Ilye, 
Magyar⸗Bölkeny, Maros⸗Jära, Olaͤh-Telek; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felsö⸗-Regen: aus den Gemeinden 
Alſös⸗Idecs, Holtmaros, Maros-Vecs, Magyaro, 
Palota⸗Ilva; 


Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Garat, Rädos, Szäsz⸗ 
Buda, Urmös; Stuhlgerichtsbezirk Nagysink: aus den 
Gemeinden Boldogväros, Nagy⸗Sink, Réten; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den Gemeinden Hegen, 
Jakabfalva, Rozsonda, Szent⸗Agota; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Gaͤcs: 
der Gemeinde Kis-Tugär; 


aus 
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Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nagy-Tapol⸗ 
any: aus den Gemeinden Kis-Rippeny, Nezzsette, 
Nyitra⸗Särfö, Püspökfalu, Radosna; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nyitra: aus den Gemeinden Alsö Elefant, 
Assakürt, Babindal, Bed, Berencz, Bodog, Csaläd, 
Csekej, Csitär, Czabaj, Dieske, Geszte, Ghymes, Kis— 
Czeteny, Kolon, Lajosfalu, Molnos, Nagy⸗Czetény, 
Nagy⸗Emöke, Nagy⸗Falud, Nagy-Hind, Nemes-Pann, 
Nyitra⸗ Egerszeg, Nyitra⸗Jvänka, Nyitra⸗Ujlak, Salgo, 
Szill, Ujlacska, Ureg, Üzbeg, Visap-Apati, Zsere, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhlgerichtsbezirk 
Pöstyen: aus den Gemeinden Joͤkö, Nizsna, Pöstyen, 
Vittencz; Stuhlgerichtsbezirk Privigye: aus den Ge— 
meinden Bajmöcz, Felſö⸗Lelöcz, Kis⸗Pröna, Nemet- 
Pröna, Privigye; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts— 
bezirk Bia: aus den Gemeinden Albertfalva, Budafok; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Alſo— 
Csallököz: aus der Gemeinde Baka; Stuhlgerichts- 
bezirk Galänta: aus den Gemeinden Hidaskürt, Vaͤga, 
Vizkelet, Zsigärd; Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus 
der Gemeinde Német⸗Gurab; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdaͤny: 
aus den Gemeinden Berkesz, Demeeser, Kemecse, 
Nagy⸗Haläsz, Vas⸗Megyes; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Buj, Gäva, Ibrany, 
Venesellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 


aus den Gemeinden Bongard, Felek, Fenyöfalva, 
Nagy⸗Talmäcs, Popläka, Reſinär, Sellemberk und 
der Stadtgemeinde Nagy⸗Szeben; Stuhlgerichtsbezirk 


Ujegyhaz: aus den Gemeinden Hortobägyfalva, Marpod, 
Szent⸗Jänoshegy, Vurpod; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Gölniczbanya: 
aus den Gemeinden Hriſöcz, Kajava, Kluknö, Margit- 
falu, Prakfalu, Richnö, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Sölniczbanya ; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Baraczhäza, Brukenau, Ketfék, Majlat- 
falva, Monoſtor, Vinga; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jaͤra: aus den Gemeinden Hagymäs, Kis— 
bänya, Magyarösäg, Oläh-Léta, Ruha - Egres ; 
Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden 
Alſo-Szent-Mihälyfalva, Aranyos-Polyön, Ba- 
gyon, Bänyabük, Cſürülye, Egerbegy, Felſö⸗Szent- 
Mihälyfa, Gyeres, Keresztes, Kövend, Mezö-Orke, 
Meszkö, Szind, Tur, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Torda; Stuhlgerichtsbezirk Toroczko: aus den Ge— 
meinden Bedellö, Gyertyaͤnos; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus der Gemeinde Torontal- Sziget; Stuhlgerichts— 
bezirk Csene: aus der Gemeinde Horvät-Kécsa; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy - Becskeref: aus den Gemeinden 
Begä⸗Szent⸗György, Német-Eeska, ſowie aus der 
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Stadtgemeinde Nagy-Beeskerek; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy-Kikinda: aus den Gemeinden Baſahid, Magyar⸗ 
Paͤde, Mokrin, Szajän, Szerb⸗Pädé, Tisza⸗Hegyes, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy⸗Kikinda; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Szent⸗Miklös: aus den Gemeinden 
Kis-Zombor, Szerb-Csanäd, Szerb-Nagy-Szent⸗ 
Miklös; Stuhlgerichtsbezirk Perjaͤmos: aus der Ge⸗ 
meinde Pészak; Stuhlgerichtsbezirk Törökbeese: aus 
der Gemeinde Torda; Stuhlgerichtsbezirk Török— 
Kanizsa: aus der Gemeinde Gyäla; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Zsombolyha: aus den Gemeinden Magyar- 
Czernya, Nemet⸗Czernya; 

Comitat Treneséèn, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
den Gemeinden Dezser, Haläes; 

Comitat Turdcz, Stuhlgerichtsbezirk Szentmärton- 
blatnicza: aus der Gemeinde Ruttka; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homordd : 
aus den Gemeinden Daͤlya, Derzs, Daröcz, Homorod— 
Kemenyfalva, Homoröd-Oklaͤnd; Stuhlgerichtsbezirk 
Szekely-Udvarhelyh: aus den Gemeinden Alſö⸗Söfalva, 
Agyagfalva, Béta, Parajd, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Szekely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Felſö-Domonya, Korumlya, Minaj, 
Neviczke; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Kanyavar, Szent⸗Kozmadombja, 
Rözsässzeg, Tärnok-Oroklän, Zebeczke; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Barancs, Czéke, Czarnaho, 
Miköhäza, Ruda⸗Bänyaͤcska, Säros⸗Patak, Veégardo, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Sätoralja-Ujhely; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Tofaj: aus den Gemeinden Bodrog- 
Kisfälud, Tarczal; Stuhlgerichtsbezirk Varanno: aus 
den Gemeinden Kladzaͤn, Tapoly-Izsép, Varannö— 
Csemernye; 

Comitat Zoͤlyom, Stuhlgerichtsbezirk Breznobanya : 
aus den Gemeinden Borosznd, Fekete-Balog, Szent⸗ 
Andräs, ſowie aus der Stadtgemeinde Breznobaͤnya; 
Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlhom: aus den Gemeinden Buͤcs, 
Osztroluka, Töt⸗Pelſöcz, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Zoͤlyom 

und überdies aus den Municipalſtädten Hödmezö⸗ 
Vaͤſärhely, Selmees-es Bélabänya, Ujvidek, 
Zombor; 


aus 


c. wegen des Beſtandes des Stäbchen⸗ 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hat: aus den Gemeinden Falö-Kéres, Komärocz, 
Szeszta; Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus der Gemeinde 
Hernäd⸗Kércs-Préposd; Stuhlgerichtsbezirk Kaſſa: aus 
der Gemeinde Miglécz; Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: 
aus den Gemeinden Alſö-Käzsmärk, Csobaͤd, Inänes, 
Säp; Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus den Gemeinden 
Aj, Hidveg⸗Ardo, Jänok, Torna; 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Csiesér, Kurties, Szent⸗Leaͤnyfalva; 

Comitat Ba ran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Ellend, Kätoly, Loväsz⸗Hetény, 
Nädasd; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Marot: 
aus den Gemeinden Heese, Kisfalud, Malonya, Nagy⸗ 
Hereſteny, ſowie aus der Stadtgemeinde Ujbaͤnya; 
Stuhlgerichtsbezirk Garam⸗Szent-Kereszt: aus den 
Gemeinden Bars-Szklenö, Garam-Szent-Kereszt, 
Geletnek, Karvaly, Lutilla, O-Körmöecske; 

Comitat Bôkés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: aus 
der Gemeinde Bekés-Szent⸗Andras; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Eger: aus 
der Gemeinde Vatta; Stuhlgerichtsbezirk Mezöcsaͤt: 
aus den Gemeinden Höbaͤba, Nemes-Bikk, Sajo⸗ 
Szöged; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der Ge⸗ 
meinde Damak; Stuhlgerichtsbezirk Szent-Peter: aus 
der Gemeinde Bänfalva, Bän⸗Horvaͤt; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: 
aus der Gemeinde Krizba; Stuhlgerichtsbezirk Fel- 
videk: aus der Stadtgemeinde Braſſo; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongräd: 
aus der Gemeinde Csongräd; Stuhlgerichtsbezirk 
Tiszan⸗Innen: aus der Gemeinde Horgos; Stuhl- 
gerichtsbezirk Tiszan-Tul: aus den Gemeinden Fabiaͤn⸗ 
Sebeſtyen, Szegvär; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Eszter⸗ 
gom: aus den Gemeinden Cſev, Piszke, Sarisap, Tät; 


Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Acſa, Baracska, Bieske, Doboz, Gyuro, 
Päzmänd, Söoskut, Tabajd, Baal; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Alſö⸗Szombatfalva; i 

Comitat Gömör-Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyö: aus der Gemeinde Nadabula; 

Comitat Haromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Dälnok, Ozsdola; 

Comitat Heves, 
aus den Gemeinden Detk, Gyöngyöshalasz, Gyöngyös⸗ 
Halmäj, Gyöngyöstarjan, Ludas, Nagy⸗Reéde, ſowie 
der Stadtgemeinde Gyöngyös; Stuhlgerichtsbezirk 
Hatvan: aus der Gemeinde Eeséd; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 
der Gemeinde Alſo-Sipék; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
csalomia: aus den Gemeinden Ipoly-Keszi, Szeleſtyen; 

Comitat Jäsz-Nagykun-Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 

bezirk Alsö⸗Tisza: aus den Gemeinden Tisza-Földvar 
und Vezseny; 
„Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus der Gemeinde Mezö-Kirälyfalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Särmäs: aus der Gemeinde 
Uzdi⸗Szent⸗Péter; 


Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Szomod; 


Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 


Kraſſö-Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
aus den Gemeinden Csukics und Mockoviſtye; 
aus den Gemeinden 


Comitat 
Jam: 
Stuhlgerichtsbezirk Oravicza: 
Greoväcz, Kis⸗Tikväny; 


Comitat Lipto, Stuhlgerichtsbezirk Rözsahegy: 
aus den Gemeinden Röͤzsahegy und Verbo; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Alfo- 
Räkos, Köhalom; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirt Goes: aus 
der Gemeinde Podreecsäny; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöcz: 
aus den Gemeinden Felſö⸗Zelle, Päsztö, Sziläd; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapolcsany: aus den Ge— 
meinden Kuzmiecz, Kis⸗Szuläny; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra: aus den Gemeinden Feljö-Efefant, Gerencser, 
Sarlo⸗Kajsza, Szalakusz, Tormos, ÜUrmény; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nyitra⸗Szämbokret: aus der Gemeinde 
Nyitra⸗Szämbokret; Stuhlgerichtsbezirk Szakoleza: 
aus der Gemeinde Holics; 

Comitat Peſt-Pilis-Solt⸗Kiskun, Stuhl- 
gerichtsbezirk Bia: aus den Gemeinden Bia, Tinnye; 

Comitat Pozs ony, Stuhlgerichtsbezirk Also 
Czallököz: aus den Gemeinden Albar, Alsö-Nyärasd, 


Benke⸗Patony, Felſö⸗Nyärasd, Kürt, Nagy-Bodak; 
Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Czallököz: aus den Ge— 
meinden Csäkäny, Csukär⸗Paka, Püspöki; Stuhl- 


gerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus den Gemeinden 
Abraham, Geszt, Halmos, Közép⸗Csöpöny, Nagy-Sur, 
Selpöcz; Stuhlgerichtsbezirk Pozsony: aus der Gemeinde 
Nemet-Bel; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Kemeese, Kötaj, Nagy-Haläsz, 
Oros, Tura; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus den 
Gemeinden Berczel, Rakamaz, Timär, Zalkod; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
der Gemeinde Temes- Kubin; Stuhlgerichtsbezirk 
Vinga: aus den Gemeinden Kaläcs, Muräny, 
Nemet⸗Benesek, Zsadäny; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Puszta⸗Csan; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: 
aus den Gemeinden Särafalva, Szent-Péter; Stuhl- 
gerichtsbezirk Zsombolya: aus den Gemeinden Kis— 
Vizesda, Nemet⸗Czernya; 

Comitat Trenesèn, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
den Gemeinden Dobodjel, Dvorecz, Zay-Ugröcz; 

Comitat Tu röcz, Stuhlgerichtsbezirk Mos öczznio: 
aus den Gemeinden Bodorfalu, Diveék, Kevicz, Kis 
Csepesény, Moſſöcz; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Marton⸗ 
Blatnicza: aus den Gemeinden Bella, Kis⸗Selmecz, 
Neczpal, Szucſäny, Trebosztö, Turdez-Szent-Marton, 
Zaturcsa; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Szefely- 
Udvarhely: aus der Gemeinde Bögöz; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: 
Gemeinden Näprädfa, Päka; 


aus den 
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Comitat Zemplen, 
Ujhely: 
patak, Trauczonfalva; 
der Gemeinde Tokaj, 


und überdies aus den Municipalſtädten Höͤdmezö— 
Väſärhely und Pozsony; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Baranya— 
var; aus der Gemeinde Käesfalu; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Segesvär: aus der Gemeinde Szaͤsz⸗Szt.⸗Läszlo; 

Comitat Peſt⸗-Pilis-Solt-Kiskun, Stuhlgerichts— 
bezirk Gödöllö: aus der Gemeinde Iſaszeg; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Nagy-Kallo : 
aus der Gemeinde Nyir-Abräny; 


Stuhlgerichtsbezirk Satoralja- 
aus den Gemeinden Felſö-Regmecz, Säros— 
Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Syrmien, Bezirk Sid: aus der Ge— 
meinde Sid; Bezirk Vinkovei: aus der Gemeinde 
Andrijasevci; Bezirk Vukovar: aus den Gemeinden 
Vera, Sotin, Vukovar, ſowie aus der Municipaljtadt 
Zemun Senn); 


IL; 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 

aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat 
Temes), ſowie aus der Municipalſtadt Temes vär; 


b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula⸗ 
Fehérvaͤr, Baläzsfalva, Kis⸗Enyed einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Vizakna, Magyar-Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗-Fehér), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Nagy⸗Halmägy, Péeska, Radna, Ternova, Vilägos 
(Comitat Arad), Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hödsäg, 
Kula, Német⸗Palänka, Topolya, Ujvidek, Zombor 
(Comitat Bäcs-Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 
Mohäcs, Pecs, Siklös, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba- 
ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebély (Comitat Bars), Békés, Bekeés⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt— 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Bék és), 
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Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza-hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Besztercze, Naszod (Comitat Besztereze— 
Naszöd), Bel, Belényes, Berettyö⸗Ujfalu, Elesd, Er- 
Mihälyfalva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö- 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda, Vasköh (Comitat Bihar), Miskolcz ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväcshäz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Mako, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Pärkäny (Comitat Esztergom), 
Adony, Mör, Särbogärd, Szekes-Fejervaͤr (Co⸗ 
mitat Fejéer), Rimaszecs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis-Hont), Puszta, Solord-Alja, Toͤsziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeny, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü-Böszörmeny und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszloͤ, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), 
Heves, Tisza-Füred (Comitat Heves), Bat, 
Ipolyſaͤg, Szob (Comitat Hont), Algyögy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda— 
Hunyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, 
Szäszväros einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
(Comitat Hunya d), Alſö-⸗Jäszsaͤg, Felſö-Jäszſägy, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz-Bereny, Felſö⸗Tisza, 
Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Uj 
szälläs, Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy⸗Kun⸗Szolnok), Diesö-Szent⸗Märton, Erzsé⸗ 
betvaros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Hosszuaszö, Radnot (Comitat Kis-Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt 


gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Koma rom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Maros. Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Liptö-Szent-Miklös, Liptö⸗ 
Upar (Comitat Liptd), Dolha, Huszt, Suga— 
tag, Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde Mara- 
maros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsß, Tiszavölgy (Co- 
mitat Märamaros), Alſoͤ-Maros, Felſö-Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar- 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy-Küküllö), Balaſſa-Gyarmat, Fülek, Loſoncz, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Noͤgräd, 
Szecseny, Sziraͤk (Comitat Nögrad), Erſekujvär, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy-Körös, Alſoͤ-Dabas, Duna-Vecse, 
Gödöllö, Kalocsa, Kis-Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 


gemeinde Kis-Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhaza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun - Szent⸗ 
Miklös, Monor, Nagy-Käta, Pomaz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Vaͤcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-Pilis-Solt-Kiskun), Alfd -Tarcza, Felſö⸗ 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis— 
Szeben, Makovicza, Siroka, einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Eperjes, Szekeſö, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Bartfa, Tapoly (Comitat Säros), Bares, 
Csurgö, Igal, Kaposvär, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lenyeltoͤt, Marczal, Nagy -Atäd, 
Szigetvär, Tab (Comitat Somog y), Csepreg, Csorna, 
Felſö⸗Pulya, Kapuvär, Kismarton, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt, Nagy⸗Marton, 
Sopron (Comitat Sopron), Alſo-⸗Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhäza, Kis-Vaͤrda, 
Nagy - Kalld, Nyir-Bätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Gyarmat, Mäteszalka, 
Nagy-Bänya, einſchließlich der Stadtgemeinden Yeljd- 
Bänya und Nagy⸗Baͤnya, Nagy⸗Käroly, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy - Somkut, 
Szatmär, Szinger - Varalja (Comitat S za ſt⸗ 
mär), Szäsz⸗ Sebes, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löcse, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szépes-Väralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szépes⸗Väralja (Comitat 
Szépes), Kraszna, Szilägy-Cseh, Szilägy⸗Somlyo, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
nad, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Zsibd (Comitat Szilägyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorboͤ, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Kekes, Magyar-Läpos, Nagy⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Buziaͤs, Esa⸗ 
kova, Detta, Központ, Lippa, Rékäs, Uj⸗Arad, Verſecz 
Comitat Temes), Dombovär, Dunföldvär, Központ, 
Simontornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tol na), 
Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat Torda-Aranyos), 
Bänlak, Moͤdos, Pardanyg (Comitat Torontäf), 
Bittse, Kiszucza-Ujhely, Väg⸗Besztercze, Zsolna 
(Comitat Trencsen), Szekely-Keresztür (Comitat 
UÜdvarhely), Tiszän- Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobröncz (Comitat Ung), Kis⸗ 
Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 
Szombat, Német-Ujvär, Särvär, Szombathely, 
einschließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvar 
(Comitat Was), Devecser, Enying, Papa, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprém, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszprém), Alſö » Lendva, Csäktornya, 
Kanizsa, einſchließlich, der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami- 


gen Stadtgemeinde, Zala-Szent-Gröt (Comitat Zala), 
Bodrogköz, Galszées, Nagy⸗Mihäly, Stropkö, Szerenes 
(Comitat Zemplén), Beszterczebanya, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Zolyo m), 
ſowie 

aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 
Kecskem t, Kolozsvär, Komarom, Maros - Väſär— 
hely, Pers, Sopron, Szabadka, Szatmär-Németi, 
Szefes-Fehervar, ſowie aus der kön. Haupt- und 
Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Zjelovar, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje— 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Krizevei, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 
Ogulin, Vojnie, Vrbosko (Comitat Modrus-Riekah, 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozegah, Ilok, Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Ruma, Zupanja (Comitat Syrmien), 
Ivanee, Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, Pre— 
grada, Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, 
Miholjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi- 
tat Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Sveti⸗Ivan⸗Zelina, Vrginmoſt, 
Zagreb (Comitat Zagreb), ſowie aus den Municipal- 
ſtädten Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz— 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava, Szenicz, Väg⸗Ujhely (Comitat Nyitra), 
O-Lublo, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szepes⸗Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Poprad (Comitat Szepes), Trencsén, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Trenesen), 
Szent⸗Gotthärd (Comitat Vas), Homonna (Comitat 
Zemplén) in Ungarn; 


b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts- 
bezirken Szeniez (Comitat Nyitra), Malaczka 
(Comitat Pozson y), Kesmärk, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Keésmärk, Leibicz, Szepes⸗Bela, 
O⸗Lublo, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szepes⸗Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Popräd (Comitat Szepes), Trenesen, einſchließlich der 
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gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Trenc sen), 
in Ungarn 

iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich— 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Luttenberg, Unter-Gänſerndorf, 
Feldbach, Göding, Ungariſch-Brod, Wallachiſch-Meſeritſch, 
Lisko, Nowytarg, Neu⸗Sandec, Sanok getroffenen Ver- 
fügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be— 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun- 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienz-Gebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 17., 18. und 24. Juli 1902, 338. 29.931, 
30.164 und 31.078, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. s 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 24. Juli 1902, 3. 31.078, 
enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 


Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini- 
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ſterium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Szäszväros einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Hunyad), Mako⸗ 
vicza (Comitat Säros), Stropfö (Comitat Zemplén) 
in Ungarn nach den im Rn vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus den Stuhlgerichtsbezirken Tiszantäl einſchließlich 
der Stadtgemeinde Szentes (Comitat Csongräd), 
Pozsony einſchließlich der Stadtgemeinde Szent— 
György (Comitat Poszony), Puchs (Comitat Trenesen), 
ſowie aus den Municipalſtädten Hodmezö-Väſärhely 
und Verſecz in Ungarn gerichtete Verbot aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Veterinär— 
Uebereinfommens gemäß Artikel J, Abſatz 2, der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) bis zum vierzigſten Tage nach 
dem Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der Ein— 
fuhr von Schweinen aus den durch Stäbchenrothlauf 
verſeucht geweſenen Gemeinden Német-Bél (Stuhl- 
gerichtsbezirk Pozsony), Läz, Lednicz (Stuhlgerichts— 
bezirk Puché), ferner aus der durch Schweinepeſt ver— 
ſeucht geweſenen Municipalſtadt Hodmezö-Väſärhely, 
ſowie deren Nachbargemeinden wird durch die Auf— 
hebung des gegen die genannten Bezirke beziehungs— 
weiſe gegen die angeführte Municipalſtadt beſtandenen 
Verbotes nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu der hierortigen Kund— 
machung vom 17. Juli 1902, 3. 29.931, zur all- 
gemeinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in Kraft. 


Kundmachung der Statthalterei in Zara 
vom 22. Juli 1902, 3. 24.334, 
betreffend 


die Aufhebung der Beſchränkungen des Borſtenvieh⸗ 
verkehres in den politiſchen Bezirken Imotski und 
Malkarsta. 


Nachdem ſeit längerer Zeit keine neuen Fälle von 
Schweinepeſt in ganz Dalmatien vorgekommen ſind, 
findet die Statthalterei ſämmtliche Beſchränkungsmaß⸗ 
regeln bezüglich des Verkehres mit Borſtenthieren in den 
politiſchen Bezirken Imotski und Makarska außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen. 


Mit dieſer ſofort in Wirkſamkeit tretenden Kund— 
machung werden die Statthaltereikundmachungen vom 
15. März, 28. Mai und 7. Juni 1902, 3. 9842, 
15.994 und 18.739, 1 


die 


in 
e vom 23. Juli 1902, 3. 31.712, 
betreffend 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus Steier⸗ 
mark nach Tirol⸗Vorarlberg. 


Kundmachung der gtatthalterei 


Im Hinblicke darauf, daß in den letzten Monaten 

Schweinepeſt aus Bezirken Steiermarks, in 
welchen keine Seuchen ausgewieſen waren, wiederholt 
nach Tirol eingeſchleppt wurde und dieſe Seuche auch 
in jüngſter Zeit in mehreren Gemeinden der poli— 
tiſchen Bezirke Trient und Schwaz unter Borſten⸗ 
thieren von in der Eiſenbahnſtation Pettau verladenen 
Transporten conſtatiert wurde, findet die k. k. Statt⸗ 
halterei unter Behebung ihrer Kundmachung vom 
24. December 1900, 3. 48.351, die Einfuhr von 
lebenden Schweinen aus ganz Steiermark nach Tirol 
und Vorarlberg bis auf Weiteres zu verbieten. 


Aus Approviſionierungsrückſichten bleibt es den 
unterſtehenden politiſchen Behörden J. Inſtanz über⸗ 
laſſen, über fallweiſes Anſuchen der Parteien die 
Einfuhr von Schlachtſchweinen aus Steiermark nach 
Tirol und Vorarlberg unter der Bedingung zu ge⸗ 
ſtatten, daß dieſelben von der Eiſenbahnſtation direet 
mittelſt Pferdebeſpannung in das betreffende Schlacht⸗ 
haus überführt und dortſelbſt innerhalb 3 Tagen der 
Schlachtung unterzogen werden. 


Uebertretungen dieſes am 27. Juli 1902 in Kraft 
tretenden Verbotes unterliegen der Ahndung im Sinne 
des § 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882 (R. G. Bl. 
Nr. 5). 


Kundmachung der Landesregierung in 
Czernowitz vom 23. Juli 1902, Z. 20.080, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der anſteckenden 
Thierkrankheiten in Rumänien findet die k. k. Landes⸗ 
regierung vom 27. Juli 1902 angefangen zu unterſagen: 

Wegen des Beſtandes der 


1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein⸗ 
und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den 
rumäniſchen Diſtricten Botufhani, Conſtantza, 
Covorlui, Dämbovita, Falciu, Gorj, 
Jaſſy, Muscel, Mehedin bi, Neam bu, 
Roman, Sucea va, Tutova und Vas lui. 


2. Der Schafpockenſeuche die Ein und 
Durchfuhr von Schafen aus den rumänischen Diftrieten 
Botoſchani und Vas lui. 

Aus den hier namentlich nicht angeführten übrigen 
Diſtricten Rumäniens iſt die Ein- und Durchfuhr 
von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen Beobachtung 
der vorgeſchriebenen veterinär-polizeilichen Anordnungen, 
jedoch nur. mittelſt Eiſenbahn über das k. k. Haupt- 
zollamt Itzkany⸗Bahnhof geſtattet.d 

Das mit der hierämtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, 3. 25.995, verlautbarte Ver- 


Erlaß des Miniſteriums des Innern 
vom 24. Juli 1902, 3. 31.209, 
betreffend 


die Geſtattung der Einfuhr von Rindern nach dem 
Schlachthauſe in Plauen i./ V. in Sachſen. 
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bot der Ein⸗ und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 


Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 30. Mai 1902, Z. 14.204, mit 
dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, daß 
Uebertretungen dieſer Kundmachung nach den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung 
jener des § 46 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
werden geahndet werden. 


Erläſſe. 


ſächſiſche Regierung die Einfuhr von lebenden Rindern 

nach dem Schlachthauſe in Plauen i., V. geſtattet. 
Hievon wird die k. k. en mit Beziehung auf 

den h. o. Erlaß vom 5. Mai 1902, Z. 18.083, zur 


Laut Note des k. und k. Miniſteriums des Aeußern ſofortigen weiteren Veranlaſſung in Kenntnis geſetzt. 


vom 18. Juli 1902, Z. 46.297, hat die königlich 
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Küftenland 
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Niederöſterreich 
Oberöſterreich 


. 


Steiermark. 


. 


Vorarlberg 


Summe 


politiſchen Bezirke 


Zahl 
der 
2 
2 
260 4.153 
140 6.649 
6 859 
24 3.955 
8 2.956 
120 3.263 
13 1.121 
260 1.887 
3 188 
96 13.286 
400 3.374 
12 221 
80 11.376 
10 712 
13 841 


383 55.341 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 3870 Schweine, davon krank 1459 Stücke. 


Ausweis 


über den Stand der anſteckenden Thier krankheiten, welche nach den am 31. Zuli 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen 
Landesbehörden ſeit Abfchlufs der letzten Wochenperiode zur Anzeige gelangt find. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Verordnung der Miniſter des Innern, 
des Handels und des Ackerbaues vom 
1. Auguſt 1902, R. G. Bl. Ar. 166, 
betreffend 


die Marktordnung für den Wiener Centralvieh⸗ 
markt in St. Marx. 


Artikel I. 


Auf Grund des §. 9 des Geſetzes vom 29. Fe— 
bruar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, wird von den 
Miniſtern des Innern, des Handels und des Acker— 
baues die im Anhange zu dieſer Verordnung enthaltene 
Marktordnung für den Wiener Centralviehmarkt in 
St. Marx erlaſſen. 


Artikel II. 


Hinſichtlich jener Verkäufe, welche die Parteien 
auf dem Jung- und Stechviehmarkte ſelbſt abgeſchloſſen 
haben (§. 14, Abſatz 2 der Marktordnung), finden 
die Beſtimmungen des §. 14 der Marktordnung über 
die Ein- und Auszahlung der Kaufſchillinge, die Ab- 
ſchließung von Käufen auf Grund von bei der Wiener 
Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa eröffneten Crediten und 
die hierauf ſich beziehenden Beſtimmungen des 
VII. Abſchnittes nur dann Anwendung, wenn Käufer 
und Verkäufer, beziehungsweiſe die Caſſa hierüber 
einverſtanden ſind. 


bei unverkauft gebliebenen Thieren unmittelbar bei 
der Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa zu entrichten. 

Die Preiſe für verkaufte Thiere, welche der 
Abwage nicht unterzogen wurden, ſind, inſoweit 
Verkaufsanzeigen nicht vorliegen, nach den vom 
Marktamte hierüber zu erlaſſenden Weiſungen zu er⸗ 
heben. 


Artikel III. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1902 mit 
der Einſchränkung in Kraft, dass die SS. 19 und 21, 
ſowie die Beſtimmungen des $. 23 über den Verkauf 
nach Schlachtgewicht erſt in dem Zeitpunkt in Wirk⸗ 
ſamkeit treten werden, welcher nach Feſtſtellung der 
Uſancenordnung, der Schiedsgerichtsordnung und der 
Schlachtungsvorſchrift wird feſtgeſetzt werden. 

Mit 1. September 1902 tritt die Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 3. September 1883, R. G. Bl. Nr. 145, 
betreffend die Marktordnung für den Centralviehmarkt 


in St. Marx nebſt den Miniſterialverordnungen vom 


22. März 1884, R. G. Bl. Nr. 37, vom 24. Auguſt 
1884, R. G. Bl. Nr. 141, vom 13. Jänner 1888, 
R. G. Bl. Nr. 6, vom 30. Jänner 1892, R. G. Bl. 
Nr. 29, vom 4. November 1895, R. G. Bl. Nr. 163, 
vom 20. October 1897, R. G. Bl. Nr. 248 und 
vom 26. Februar 1899, R. G. Bl. Nr. 40, außer 
Kraft. 5 


Koerber m. p. 


Die Marktgebür (§. 17 der Marktordnung) iſt, Call m. p. Giovanelli m. p. 
wenn ein derartiges Einverſtändnis nicht vorliegt, wie 
Anhang. 


Marklorönung 


für den 


Wiener Centralviehmarkt in St. Marx. 


I. Abſchnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 
"As 


Verhältnis der Gemeinde zum Markte. 


Die Gemeinde handhabt auf dem Centralvieh— 


Sanitäts-, Veterinär- und Marktpolizei, überwacht 
insbeſondere die Einhaltung der Beſtimmungen der 
Marktordnung und bezieht als Eigenthümer des Central⸗ 
viehmarktes die feſtgeſetzten Marktgebüren (§. 17). 


§. 2. 
Beſtimmung des Marktes. 
Der Wiener Centralviehmarkt in St. Marx iſt 


markte in Gemäßheit der beſtehenden Geſetze die! der einzige Markt für den Verkauf von zur Schlach⸗ 


tung beſtimmtem Großhornvieh, Kälbern, Schafen 
und Lämmern, Ziegen, Schweinen und Span- 
ferkeln für das auf Grund des Geſetzes vom 19. De- 
cember 1890, L. G. Bl. Nr. 45, erweiterte Gemeinde- 
gebiet der Stadt Wien und folgende Gemeinden der 
Umgebung Wiens: Albern, Alt- und Neu-Erlaa, 
Aſpern a. d. D., Atzgersdorf, Floridsdorf, Groß— 
Jedlersdorf, Hadersdorf, Inzersdorf am Wiener 
Berge, Kagran, Kledering, Kloſterneuburg, Mauer, 
Ober⸗ und Unter⸗Laa, Roth⸗Neuſiedl, Schwechat, 
Stadlau, Weidling, Weidlingbach. a 

Weiters ſind Gegenſtände des Marktverkehres 
auf dieſem Markte: Ausgeweidete Kälber, Schafe, 
Lämmer, Ziegen, Schweine und Spanferkel. 


8. 3. 
Entrichtung der Verzehrungsſteuer. 


Die Art der Entrichtung der Verzehrungsſteuer 
auf dem Wiener Centralviehmarkte in St. Marx wird 
durch die Verordnung der k. k. Finanzlandesdirection 
vom 13. Juli 1891, 3. 1149/Pr., zur Vollziehung 
des Geſetzes vom 10. Mai 1890 wegen Anderung 
der Wiener Linienverzehrungsſteuer und wegen Ein— 
führung der Linienverzehrungsſteuer in mehreren Vor— 
orten von Wien (n. ö. L. G. Bl. Nr. 41 ex 1891) 
beſtimmt. a 

Nachdem in Gemäßheit der eben bezogenen 
Verordnung Vieh der Tarif-Nr. 4, 5 und 6 in leben— 
dem und geſchlachtetem Zuſtande über die Wiener 
Verzehrungsſteuerlinie auf den Centralviehmarkt in 
St. Marx ohne Verſteuerung gebracht wird und die 

Verpflichtung zur Zahlung der Verzehrungsſteuer für 
dieſes Vieh erſt bei deſſen Hinwegbringung vom 
Markte, eventuell bei der Übernahme zu dem auf dem 
Marktplatze ſtattfindenden Conſume eintritt, ſo hat 
der Verkauf des vorbezeichneten Viehes auf dieſem 
Markte ohne Einrechnung der Verzehrungsſteuer in 
den Kaufpreis ſtattzufinden. 


SE 
Beibringung der Päſſe. 


Für die auf den Centralviehmarkt gelangenden 
Thiere müſſen die geſetzlich vorgeſchriebenen Viehpäſſe, 
beziehungsweiſe Beſchaucertificate beigebracht werden. 


§. 5. 
Handhabung der Sanitäts- und Veterinärpolizei. 


Die im F. 2 bezeichneten Thiere unterliegen 
der ſanitäts⸗ und veterinärpolizeilichen Beſchau, welche, 
ſowie die Handhabung der ſanitäts- und veterinär- 
polizeilichen Vorſchriften überhaupt, durch die hiezu be— 
ſtellten Thierärzte erfolgt. Dieſelben haben insbeſondere 
die Viehpäſſe, beziehungsweiſe Beſchaucertificate für 
die nach auswärts beſtimmten Thiere auszufertigen. 
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Bei der Beſchau als krank oder verdächtig befun⸗ 
dene Thiere werden nicht in die Verkaufshallen zuge⸗ 
laſſen. Derartige lebende Thiere werden in die hiezu 
beſtimmten abgeſonderten Standplätze abgetrieben 
und die zum menſchlichen Genuſſe untauglich erklärten 
todten Thiere nach den beſtehenden janitäts- und 
veterinärpolizeilichen Vorſchriften behandelt. 


S. 6. 
Ausladung auf dem Bahnhofe zu St. Marx. 


Die Ausladung der mit der Bahn zu Markte 
gebrachten Thiere hat behufs der leichteren Vornahme 
der Viehbeſchau nach den von dem Markt- und Vete⸗ 
rinäramte im Einvernehmen mit der Bahnverwaltung 
getroffenen Anordnungen zu geſchehen. 

Alle zu Markt gebrachten Thiere find unmittel- 
bar nach ihrem Einlangen nach Maßgabe der von der 
Marktbehörde zu erlaſſenden Anordnungen zu märken. 


9. 7. 
Anmeldung der Thiere. 


Rinder, Schafe und Schweine ſind längſtens bis 
um 2 Uhr nachmittags des dem Markttage voran- 
gehenden Tages, die zum Verkaufe auf den Jung- 
und Stechviehmarkt beſtimmten Thiere längſtens eine 
Stunde vor dem Marktbeginne (S. 34) im Amts⸗ 
locale des Marktamtes ſchriftlich anzumelden. 

Später, jedoch noch vor Marktbeginn erfolgende 
Anmeldungen ſind von dem Marktamte auch anzu— 
nehmen; jedoch iſt für die betreffenden Thiere — in⸗ 
ſoferne nicht etwa das Marktamt die vorgebrachten 
Umſtände als berückſichtigungswürdig erkennt, die 
doppelte Marktgebür zu entrichten. 


§. 8. 
Auftrieb der Thiere. 


Alle für einen beſtimmten Markttag angemel- 
deten Thiere ſind, inſoferne nicht ein ſanitäts- oder 
veterinärpolizeilicher Anſtand obwaltet, und vorbe— 
haltlich der Ausnahmsbeſtimmung des §. 45 Abſatz 2, 
von den Parteien auch an dieſem Markttage bis zum 
Beginne des Marktes in die Verkaufshallen zu bringen. 
Nöthigenfalls hat das Marktamt die Einbringung der 
auf dem Marktplatze bereits eingetroffenen Thiere in 
die Verkaufshallen zu verfügen. 

Werden angemeldete Thiere von den Parteien 
gar nicht oder erſt nach Beginn des Marktverkehres 
in die Verkaufshallen gebracht, ſo iſt dies an der 
betreffenden Marktpartei als Übertretung der Markt- 
ordnung gemäß §. 22 zu beſtrafen, inſoferne nicht 
die rechtzeitige Aufbringung der Thiere nur durch 
Elementarereigniſſe, Transportſtörungen oder andere, 
der Marktpartei nicht zur Laſt fallende Umſtände, 
verhindert worden iſt. 
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Thiere, welche ſich zu Beginn des Marftver- 
kehres in den Stallungen oder den ſonſtigen Unter- 
kunftsräumen des Marktplatzes befinden, aber für 
dieſen Markttag nicht angemeldet wurden, ſind gleich— 
wohl durch das Marktamt bei Beginn des Marftver- 
kehres in die Verkaufshallen einbringen zu laſſen. Für 
dieſe Thiere iſt jedoch, inſoferne nicht das Marktamt 
die vorgebrachten Gründe als berückſichtigungswürdig 
erkennt, die doppelte Marktgebür einzuheben. 

Thiere, welche während des Marktverkehres auf 
dem Marktplatze einlangen, ohne für dieſen Markt⸗ 
tag angemeldet worden zu fein ($. 7), ſind zum Ver⸗ 
kaufe an dieſem Tage nicht mehr zuzulaſſen. 


8. 9. 
Bekanntgabe des Auftriebes. 


Unmittelbar vor Beginn des Marktverkehres 
wird ſowohl die Zahl der angemeldeten als auch jene 
der wirklich aufgetriebenen Thiere einſchließlich der 
im Falle des §. 45, Abſatz 2, in den Szallaſen zurüd- 
gelaſſenen unter Angabe der Herkunft und der Gattung 
mittels Anſchlages auf dem Markte kundgemacht. 


§. 10. 
Stallordnung, Fütterung und Pflege der Thiere. 


Für die Einſtallung, die Fütterung, die Tränkung 
und die Pflege der Thiere ſind die jeweils von der 
Marktbehörde erlaſſenen Vorſchriften maßgebend; doch 
dürfen die zum Verkaufe aufgetriebenen Thiere 
während des Marktverkehres (S8. 24, 34, 44 und 52) 
keinesfalls gefüttert oder getränkt werden. 

Die Einhaltung der Stallordnung, die Fütterung, 
die Tränkung und Pflege der zum Verkaufe beſtimmten 
Thiere werden von dem Marktamte überwacht. Die 
Beiſtellung des Futters und des Streumateriales 
erfolgt ausſchließlich durch die Gemeinde. 

Für das Futter und das Streumateriale ſind 
die jeweils amtlich feſtgeſetzten Preiſe zu entrichten. 


§. 11. 
Dienſtleiſtungen. 


Die zu Dienſtleiſtungen erforderlichen Perſonen 
(Treiber, Träger, Wärter u. ſ. w.) werden vom 
Marktamte beſtellt. Dieſelben unterſtehen der Auf- 
ſicht des Marktamtes und ſind durch fortlaufende 
Nummern, welche ſie auf eine jedermann ſichtbare 
Weiſe zu tragen haben, zu bezeichnen. Für die In⸗ 
anſpruchnahme dieſer Perſonen ſind die von der 
Marktbehörde feſtzuſetzenden Gebüren zu entrichten. 

Käufern, ſowie Verkäufern (§. 14, Abſatz 2), 
iſt zu Dienſtleiſtungen auf dem Markte die Verwen⸗ 
dung eigenen Dienſtperſonales geſtattet. Auch dieſes 
Perſonal unterliegt auf dem Markte der Aufſicht des 
Marktamtes und hat ſich den Anordnungen desſelben 
unbedingt zu fügen. 


Die ſtändig im Dienſte der Verkäufer ſtehenden 
Bedienſteten (Schaffer, Treiber u. ſ. w.) haben gleich⸗ 
falls Abzeichen ihrer Dienſtgeber zu tragen. 

Die Verkäufer haben dem Marktamte im Monate 
Jänner jeden Jahres ein Verzeichnis der von ihnen 
ſtändig beſchäftigten Dienſtperſonen unter Bezeich- 
nung ihrer Dienſteigenſchaft und Angabe des Dienſt⸗ 
zeichens zu übergeben und Veränderungen im Stande 
dieſer Dienſtperſonen unverweilt anzuzeigen. 


8 2 
Eintritt in den Marktplatz und die Verkaufshallen. 
Der Eintritt in den Marktplatz iſt geſtattet: 
Käufern, Perſonen, welche Thiere zu Markte gebracht 
haben, denjenigen Perſonen, welche auf den einzelnen 
Märkten beſchäftigt find (SS. 11 und 14) und Amts⸗ 


perſonen. 
Anderen Perſonen kann das Marktamt, inſoferne 
keine Bedenken obwalten — allenfalls unter Feſt⸗ 


ſetzung beſonderer Bedingungen — gegen Ausfertigung 
von Erlaubnisſcheinen den Eintritt auf den Markt⸗ 
platz oder einzelne Theile desſelben geſtatten. Dieſe 
Geſtattung kann insbeſondere ſolchen Perſonen ertheilt 
werden, welche ſich, wie z. B. Fettwaren- oder Saitling⸗ 
händler, mit der Verwertung der bei dem Fleiſch⸗ 
hauer- oder Selchergewerbe erzielten Nebenproducte 
befaſſen oder dieſe Verwertung befugterweiſe ver— 
mitteln. 

Hingegen ſind Perſonen, welche weder Thiere 
zum Verkaufe gebracht haben noch als ſelbſtändige 
Käufer auftreten, ſondern den Markt nur zu den 
Zwecken beſuchen wollen, um unbefugter Weiſe Ge⸗ 
ſchäfte zu vermitteln, vom Zutritte auf den Markt 
unbedingt ausgeſchloſſen. 

Käufer dürfen die Verkaufshallen nicht vor 
Beginn des Marktverkehres betreten. 


Perſonen, welche Thiere zu Markte gebracht 
haben, ſowie Perſonen, welche für die Genannten auf 


den einzelnen Märkten beſchäftigt ſind, dürfen die 
Verkaufshallen ſchon bei Auftrieb und Unterbringung 
der Thiere betreten, haben ſich aber bis zum Beginne 
des Marktes in unmittelbarer Nähe der ſie betreffenden 
Thiere aufzuhalten. 8 f 

Außerhalb der Marktzeit iſt den Käufern der 
Zutritt in den Marktplatz, in die Stallungen, Szallaſe 
und die ſonſtigen zur Vieheinſtellung verwendeten 
Räume nur mit beſonderer im Einvernehmen mit dem 
Veterinäramte ertheilter Bewilligung des Marktamtes 
geſtattet. 


8. 13. 
Markttage. 
Die Tage, an welchen die einzelnen Märkte ab- 
zuhalten ſind, werden in den folgenden Abſchnitten 
feſtgeſetzt ($$. 24, 34, 44 und 52). Die k. k. nieder⸗ 
öſterreichiſche Statthalterei iſt ermächtigt, im Falle 


des Bedarfes die Abhaltung eines Marktes an einem 
anderen als an dem hiefür feſtgeſetzten Tage oder die 
Fortſetzung eines Marktes an dem nächſtfolgenden 
Tage zu geſtatten. 


§. 14. 


Geſchäftsvermittlung. 


Zur Vermittlung von Verkäufen ſind als behörd— 
lich beſtellte Organe die Wiener Vieh- und Fleiſch⸗ 
markteaſſa und beeidete Marktagenten beſtimmt. 

Es ſteht jedoch den Eigenthümern frei, ihre 
Thiere auch ohne die Vermittlung der nach Abſatz 1 
hiefür beſtimmten, behördlich beſtellten Organe, ent- 
weder ſelbſt oder durch zum Betriebe des Vieh— 
commiſſionshandels berechtigte Perſonen zu verkaufen. 

Die Ein⸗ und Auszahlung der Kaufſchillinge für 

alle auf dem Markte geſchloſſenen Verkäufe und die 

Einräumung von Crediten zum Ankaufe von Thieren 
erfolgt ausſchließlich bei der Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarktcaſſa (88. 85, 86, 87 und 89). 

Die Art der Beſtellung, die Rechte und Pflichten 
der Marktagenten, ſowie deren Verhältnis zur Wiener 
Vieh⸗ und Fleiſchmarkteaſſa find im VI. Abſchnitte, 
die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und 
den Wirkungskreis der genannten Caſſa im VII. Ab⸗ 
ſchnitte der Marktordnung enthalten. 


§. 15. 
Verkaufszeit, Vorkauf, Wiederverkauf. 


Auf dem Marktplatze darf — den Fall des 
Abſatzes 4 dieſes Paragraphen ausgenommen — an 
anderen als an Markttagen und außerhalb der Zeit 
des Marktverkehres (88. 24, 34, 44 und 52), deſſen 
Beginn und Ende durch Glockenzeichen anzuzeigen 
ſind, kein Verkauf abgeſchloſſen werden. 

Insbeſondere dürfen daher auch jene Thiere, 
welche für einen beſtimmten Markttag angemeldet 
worden ſind, ſowie jene Thiere, die ſich ohne der— 
artige Anmeldung auf dem Marktplatze befinden 
(S. 8, Abſatz 3), vor dem Beginne des Marktverkehres 
nicht verkauft werden (Vorkauf). 

Jene Thiere, welche im Laufe des Marktverkehres 
verkauft worden ſind, dürfen, inſolange ſie ſich noch 
auf dem Marktplatze befinden, nicht weiter verkauft 
werden (Wiederverkauf). 

Stark ermüdete oder durch den Transport be— 
ſchädigte oder kranke Thiere können auf Grund einer 
ſchriftlichen Beſtätigung des Veterinäramtes mit Be⸗ 
willigung des Marktamtes auch an anderen als an 
Markttagen, beziehungsweiſe außer der Marktzeit ver- 
kauft werden. 

Während der für die einzelnen Märkte feſt⸗ 
geſetzten Marktzeit darf der Marktverkehr nicht unter- 
brochen werden. 
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§. 16. 
Abwage und Zeichnung der verkauften Thiere. 


Auf den einzelnen Märkten iſt die erforderliche 
Anzahl amtlicher Wagen aufzuſtellen. Die Abwage 
der verkauften Thiere erfolgt unentgeltlich. Sofort 
nach abgeſchloſſenem Verkaufe ſind die gekauften 
Thiere ſeitens des Käufers mit einem, ſeinen Namen 
deutlich ausdrückenden Märkzeichen in haftbarer 
Weiſe zu verſehen. 

Die Abwage hat, und zwar auch bei dem Ver— 
kaufe nach Stück (§. 29) nach abgeſchloſſenem Ber- 
kaufe in der Regel in Gegenwart des Käufers und 
Verkäufers oder deren Vertreter und jedenfalls in 
Gegenwart eines marktamtlichen Aufſichtsorganes zu 
erfolgen, welches das Ergebnis der Abwage und nach— 
ſtehende Daten: Jahr, Monat und Tag des Kauf— 
abſchluſſes, die Namen der Käufer und Verkäufer, die 
Anzahl der verkauften Thiere, deren Herkunft und 
Gattung, die Nummer der Viehpartie, von welcher 
die Thiere ſtammen und den für die Verkaufseinheit 
vereinbarten Preis in das Wagprotokoll einzutragen 
und über Wunſch den Parteien amtliche Wagzettel zu 
behändigen hat. 

Die Eintragung der angegeben Daten hat auf 
Grund des vom Käufer vorzuweiſenden Schluſsſcheines 
(88. 68 und 83), beziehungsweiſe auf dem Jung— 
und Stechviehmarkte auf Grund der mündlichen An— 
gaben des Käufers und Verkäufers zu erfolgen. 

Sit eine halbe Stunde nach abgeſchloſſenem Ver— 
kauf verfloſſen, ſo kann die Abwage auch bloß in 
Gegenwart des Verkäufers erfolgen, welcher jedoch 
gehalten iſt, die Thiere nach erfolgter Abwage wieder 
auf ihren früheren Verkaufsplatz zurückführen zu 
laſſen. 

In dieſem Falle kann die Eintragung in das 
Wagprotokoll auch auf Grund der vom Verkäufer vor- 
zuweiſenden Schluſsſcheinjuxta oder Schluſsſcheincopie 
(SS. 68 und 83), beziehungsweiſe auf dem Jung- und 
Stechviehmarkte auf Grund der mündlichen Angaben 
des Verkäufers vorgenommen werden. 

In zweifelhaften Fällen hat das Marktamt behufs 
der vorzunehmenden Eintragungen die erforderlichen 
Erhebungen zu pflegen. 

Die gemeinſame Abwage mehrerer, zu dem 
gleichen Preiſe verkaufter, jedoch zu verſchiedenen 
Viehpartien gehöriger Thiere iſt unterſagt. 

Den Marktparteien iſt bezüglich der ſie ſelbſt 
betreffenden Verkäufe und in Gegenwart eines marft- 
amtlichen Aufſichtsorganes die Einſicht in die Wag— 
protokolle geſtattet. 


8 17. 
Entrichtung der Marktgebüren. 


Der Marktgebür unterliegen alle Thiere, die 
zu Markte gebracht oder für welche zum Markte 


298 | a 


gehörige Einrichtungen benützt werden. Der Gebüren- 
tarif wird auf dem Markte veröffentlicht. 

Die Marktgebür für verkaufte Thiere, dann die 
für die Benützung der Markteinrichtungen entfallenden 
ſonſtigen Gebüren und zwar die Stall-, Unterſtands⸗, 
Szallas-, Schweineſtall- und Aſſecuranzgebür find 
durch Abzug von den Kaufſchillingen von der Wiener 
Vieh⸗ und Fleiſchmarkteaſſa (S8. 85 und 86) einzu: 
heben und für unverkauft gebliebene ſowie für jene 
außer Markt gekaufte Thiere, welche lediglich Markt- 
einrichtungen benützen, unmittelbar bei der Vieh- und 
Fleiſchmarktcaſſa zu entrichten. 


§. 18. 


Bringung und Entfernung der Thiere. Marktverkehr. 


Die Bringung und Entfernung der Thiere zu 
und von dem Markte, ſowie zu und von den Wag— 
räumen hat nach den Weiſungen des Marktamtes zu 
erfolgen, welche, inſoferne veterinärpolizeiliche Rück- 
ſichten in Betracht kommen, im Einvernehmen mit dem 
Veterinäramte zu ertheilen ſind. Die Entfernung der 
Thiere vom Marktplatze darf nur auf Grund marlt- 
ämtlicher Bewilligung erfolgen. (§. 98.) 

Für die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung 
auf dem Marktplatze, ſowie eines geregelten Markt- 
verkehres hat das Marktamt unter Mitwirkung der 
Sicherheitswache Sorge zu tragen. 


§. 19. 
Uſancen. 


Die Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr 
(Üſancen) auf dem Wiener Centralviehmarkte in 
St. Marx werden, ſoweit derartige Beſtimmungen 
nicht ſchon in dieſer Marktordnung enthalten ſind, 
unter Berückſichtigung der auf dieſem Markte be— 
ſtehenden Handelsgepflogenheiten durch eine Uſancen— 
ordnung feſtgeſetzt, welche nach Einvernehmung von 
Vertretern aller Gruppen von Marktparteien mit 
Genehmigung der k. k. niederöſterreichiſchen Statt— 
halterei von der Marktbehörde zu erlaſſen iſt. 


§. 20. 
Preisfeſtſetzung, Preiserhebung, Marktberichte, 
Preisnotirungscommiſſion. 

Der Verkaufspreis darf auf jedem der einzelnen 
Märkte (Rinder-, Jung- und Stechvieh, Schaf- und 
Schweinemarkt) von den Parteien nur in der Weiſe 
feſtgeſetzt werden, daſs derſelbe für die vorgeſchriebene 
Einheit (SS. 28, 39, 46, 55) vereinbart wird. 

Jede der vorſtehenden Vorſchrift zuwiderlaufende 
Verabredung, durch welche außer dem Preiſe noch 
andere Leiſtungen, wie zum Beiſpiel ein Frühſtücks⸗ 
oder Kopfgeld, Schmattes u. dgl. m. bedungen werden, 
oder welche geeignet iſt, den thatſächlich entfallenden 


Preis zu verſchleiern, iſt unterſagt und wird an den 
Betheiligten als Übertretung der Marktordnung (8. 22) 
geahndet. 

Doch iſt ausnahmsweiſe in den durch die Markt⸗ 
uſancen ($. 19) beſtimmten Fällen die Feſtſetzung 


einer Einwage bis höchſtens fünf Procent des Lebend⸗ 


gewichtes geſtattet. 

Die Preiſe für die einzelnen Märkte werden von 
dem Marktamte auf Grund der Wagprotofolle, bezie- 
hungsweiſe, ſoweit eine Abwage nicht erfolgt iſt, auf 
Grund der Verkaufsanzeigen ($. 83) erhoben. 

Das Marktamt hat unter Mitwirkung der Preis⸗ 
notirungscommiſſion, welche aus allen Gruppen der 
Marktparteien zuſammenzuſetzen iſt, auf Grund der 
erhobenen Preiſe für die einzelnen Theile des Central⸗ 
viehmarktes unter Beobachtung der diesfalls in den 
beſonderen Beſtimmungen enthaltenen Vorſchriften 
Marktberichte, welche die ganze Marktbewegung und 
die gehandelten Preiſe genau und überſichtlich ent⸗ 
halten, zu verfaſſen und für deren thunlichſt ſchnelle 
Verlautbarung zu ſorgen. 

Die Preiſe ſind getrennt nach Qualitäten und 

ſowohl ohne als auch mit Hinzurechnung der Ver- 
zehrungsſteuer zu notiren. 
Die Preisnotirungscommiſſion kann zur Ermitt⸗ 
lung des Verhältniſſes des Lebendgewichtes zu dem 
Schlachtgewichte auch die Vornahme amtlich durch⸗ 
zuführender Probeſchlachtungen veranlaſſen. 


Außerdem hat das Marktamt für die einzelnen 


Theile des Centralviehmarktes periodiſche Überſichten 
über die ganze Markt- und Preisbewegung feſtzu⸗ 
ſtellen. 

Die näheren Ynprbmungen über die Abfaſſung 
dieſer Marktberichte, Überſichten und Ermittlungen, 
für deren thunlichſt baldige Verlautbarung das Markt⸗ 
amt zu ſorgen hat, ſowie über die Zuſammenſetzung, 
den Wirkungskreis und Vorgang der Preisnotirungs⸗ 
commiſſion werden von der Marktbehörde nach Ein⸗ 
vernehmung aller Gruppen von Marktparteien mit 
Genehmigung der k. k. niederöſterreichiſchen Statt⸗ 
halterei erlaſſen. 


8:91. 
Schiedsgericht. 


Auf dem Wiener Centralviehmarkte in St. Marx 


wird ein Schiedsgericht errichtet, welches — inſoferne 


die Parteien ſich demſelben unterwerfen — zur Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten aus Marktgeſchäften 
berufen iſt. Die Zuſammenſetzung dieſes Schieds- 
gerichtes und das Verfahren vor demſelben wird 
nach Vernehmung der Gemeinde durch eine beſondere 
Miniſterialverordnung geregelt. 


§. 22. 
Strafen. 


| Übertretungen der Marktordnung werden, inſo⸗ 
ferne dieſe nicht beſondere Anordnungen enthält (§. 71 


und folgende), ſowie ohne Rückſicht auf etwa gleich⸗ 
zeitig zur Anwendung gelangende ſtrafgeſetzliche oder 
ſonſtige Beſtimmungen, auf Grund des §. 100 des 
Gemeindeſtatutes für die Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien mit Geldſtrafen bis zu 400 K oder mit 
Arreſt bis zu 14 Tagen geahndet. 

Auch können Perſonen, welche die Ordnung auf 
dem Marktplatze ſtören oder ſich den Anordnungen des 
Marktamtes oder der Veterinärorgane widerſetzen, nach 
den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften behandelt und 
durch das Marktamt vom Marktplatze weggewieſen 
werden. 

Gegen Perſonen, welche ſich wiederholt Über— 
tretungen der Marktordnung haben zuſchulden 
kommen laſſen, kann die Ausſchließung vom Markt— 
platze für eine beſtimmte Zeit, in ſchwereren Fällen 
auch für immer verfügt werden. 


II. Abschnitt. 


Beſondere Beſtimmungen für den Rinder- 
markt, 


RER 
Art des Verkaufes. 


Der Verkauf iſt nur zuläſſig: nach Lebend— 
gewicht ohne Procentabzug, nach Stück (auf dem 
Fuße) und bis auf weiteres nach Schlachtgewicht 
unter folgenden Bedingungen: 


a) jede Schlachtung iſt in Gemäßheit einer nach 
Einvernehmung von Vertretern aller Gruppen 
von Marktparteien von der Marktbehörde zu 
erlaſſenden, der Genehmigung der k. k. nieder— 
öſterreichiſchen Statthalterei unterliegenden 
Schlachtungsvorſchrift vorzunehmen; 


b) jede Schlachtung hat unter Aufſicht eines marft- 
behördlichen oder veterinär-polizeilichen Organes 
zu erfolgen, welches die vorſchriftmäßige Durch— 
führung der Schlachtung und die Feſtſtellung 
des Ergebniſſes derſelben zu überwachen und zu 
veranlaſſen hat, daſs das Ergebnis in den 
Schlufsbrief, beziehungsweiſe die Verkaufsanzeige 
eingetragen und dem Marktamte zur Einſtellung 
in das Wagprotokoll, ſowie der Wiener Vieh— 
und Fleiſchmarkteaſſe angezeigt wird. 


Für dieſe Intervention des marktbehörd— 
lichen oder veterinär-polizeilichen Organes iſt 
eine in der Schlachtungsvorſchrift tarifmäßig 
feſtzuſetzende Gebür vom Käufer zu entrichten. 
Der gemeinſchaftliche Ankauf von Rindern 
ſeitens mehrerer Käufer iſt zuläſſig. 

Die Theilung, welche auch durch das Los er— 
folgen kann, hat ſofort nach abgeſchloſſenem Verkaufe 
ſtattzufinden. 
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8. 24. 
Markttage und Dauer des Marktverkehres. 


Für den Verkauf von Großhornvieh iſt die 
Rinderhalle und für den Verkauf von ſeuchenver— 
dächtigem Vieh ein abgeſonderter Platz (Contumaz- 
markt) beſtimmt. Jede Woche finden in der Rinder— 
halle zwei Märkte, und zwar am Montag und am 
Donnerstag ſtatt. Der Markt für das ſeuchenverdäch— 
tige Vieh (Contumazmarkt) wird am Samstag ab— 
gehalten. Wenn auf einen Montag ein Feiertag fällt, 
ſo findet der Markt am nächſtfolgenden Werktage 
ſtatt; fällt dagegen auf einen Donnerstag oder auf 
einen Samstag ein Feiertag, ſo findet der Markt am 
Tage vorher (Mittwoch, beziehungsweiſe Freitag) ſtatt. 

Der Marktverkehr in der Rinderhalle beginnt 
um 10 Uhr vormittags, hinſichtlich des in dem ge— 
ſonderten Theile der Rinderhalle aufgeſtellten Beinl— 
viehes um 9 Uhr vormittags und endet um 
3 Uhr nachmittags. Der Marktverkehr auf dem 
Contumazmarkte beginnt um 9 Uhr vormittags und 
endet um 2 Uhr nachmittags. 


§. 25. 
Einſtellung der vor dem Markttage anlangenden Thiere. 


Thiere, welche nicht am Markttage ſelbſt ein— 
langen, dürfen nur in den ſeitens des Marktamtes 
angewieſenen Stallungen eingeſtellt werden. 


§. 26. 


Aufſtellung der Thiere auf dem Markte und Anweiſung 
der Standplätze. 


Die Aufſtellung der Thiere in der Rinderhalle 
hat nach den Weiſungen des Marktamtes thunlichſt 
unter Gruppirung der Thiere nach Herkunft zu 
erfolgen. 

Die Zuweiſung der einzelnen Verkaufsplätze hat 
in der Regel durch eine vom Marktamte näher zu 
beſtimmende Verloſung ſtattzufinden. 
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Die in der Rinderhalle aufgeſtellten Thiere 
müſſen entweder mit Ketten oder mit feſten Stricken 
an die Barrieren angehängt werden; dieſelben dürfen 
nur mit Stricken oder Ketten und auf den vom Markt- 
und vom Veterinäramte beſtimmten Wegen in die 
Halle und aus derſelben, ſowie zur Wage geführt 
werden. 

Stiere dürfen nur in den für dieſelben be— 
ſtimmten Räumlichkeiten aufgeſtellt und verkauft 
werden und ſind daſelbſt doppelt anzuhängen. 

Sowohl bei dem Auftriebe als bei dem 
Abtriebe der Stiere und ſcheuer Thiere ſind die ent— 
ſprechenden Vorſichtsmaßregeln zu beobachten. 
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§. 28. 
Einheit beim Verkaufe. 

Als Einheit iſt für den beim Verkauf zu ver— 
einbarenden Preis zugrunde zu legen, und zwar beim 
Verkauf nach Lebendgewicht (ohne Procentabzug) ſo— 
wie beim Verkauf nach Schlachtgewicht das Gewicht 
von 100 Kilogramm (1 Metercentner), beim Ver⸗ 
kauf nach Stück das Stück. 


8. 29. 
Abwage der nach Stück verkauften Thiere. 

Auch nach Stück verkaufte Thiere müſſen behufs 
Feſtſtellung des Lebendgewichtes der Abwage unter— 
zogen werden. 

§. 30. 
Marktbericht. 

Unmittelbar nach Schluſs jedes Marktes hat 
das Marktamt einen ſummariſchen Marktbericht zu 
verfaſſen. Derſelbe hat, nach der Herkunft und 
thunlichſt nach Gattungen geſondert, den geſammten 
Auftrieb, je die Anzahl und den Preis der zu dem— 
ſelben Preiſe pro 100 Kilogramm Lebendgewicht, 
beziehungsweiſe Schlachtgewicht und nach Stück ver— 
kauften Thiere zu enthalten. 

Nach Ablauf jeder Woche hat das Marktamt 
unter Mitwirkung der Preisnotirungscommiſſion 
einen Marktbericht zu verfaſſen, welcher für die abge- 
laufene Woche zuſammengefaſst die gleichen Daten 
wie die ſummariſchen Berichte enthält. 


8 
Einſtellung in die Stallungen. 
Thiere, welche nach Schluſs des Marktes nicht 
abgetrieben werden, ſind im Sinne der Anordnungen 


des Marktamtes in die Stallungen auf dem Central— 
viehmarkt einzuſtellen. 


9632. 
Zeichnung der nach auswärts beſtimmten Thiere. 


Thiere, welche nicht zur Einſtellung in die 
ſtädtiſchen Schlachthäuſer beſtimmt ſind, müſſen bei 
dem Abtriebe vom Markte auch mit dem Wiener Markt- 
zeichen verſehen werden. 


III. Abſchnitt. 


Belondere Beſtimmungen für den Jung- 
und Stechviehmarkt. 


NS, 
Verkaufsplatz. 


In der Kälberhalle dürfen Kälber und Lämmer 
im lebenden oder ausgeweideten Zuſtande, ferner 


ausgeweidete Schweine, Schafe, Ziegen und als 
Beiladungen einlangende einzelne lebende Schafe und 
Spanferkel zum Verkaufe gebracht werden. 

Kälber, Lämmer, Ziegen und Spanferkel werden 
nur dann zum Verkaufe zugelaſſen, wenn ſie die vor⸗ 
geſchriebenen Merkmale der Reife an ſich tragen. 
Nicht genügend genährte oder ſolche Thiere, welche 
dem Veterinärorgane unreif erſcheinen, ſind der ſofor⸗ 
tigen Schlachtung zu unterziehen und nach Maßgabe 
der durch die Amtsthierärzte vorzunehmenden Be⸗ 
ſchau entweder zum Verkaufe als Fleiſch zuzulaſſen 
oder der Vertilgung zuzuführen. 


§. 34. 


Markttage und Dauer des Marftverfehres, 


Für den Verkauf der im §. 33 beſtimmten Thiere 
werden allwöchentlich zwei Märkte abgehalten. 


Die Märkte finden an jedem Montag und 
Donnerstag ſtatt. Wenn auf einen Montag ein Feier⸗ 
tag fällt, ſo findet der Markt am nächſtfolgenden 
Werktage ſtatt; fällt dagegen auf einen Donnerstag ein 
Feiertag, jo findet der Markt am Tage vorher (Mitt- 
woch) ſtatt. 


Der Marktverkehr beginnt um 9 Uhr vormittags 
und endet um 3 Uhr nachmittags. 


§. 35. 
Zufuhr vor dem Markttage. 


Die Zufuhr der Thiere kann ſchon an dem dem 
Markttage vorhergehenden Tage beginnen. 


In dieſem Falle ſind die lebenden Thiere im 
Sinne der Anordnungen des Marktamtes in den 
Stallungen, die ausgeweideten Thiere hingegen in der 
Verkaufshalle unterzubringen. 


% 


§. 36. 
Art und Weiſe der Zufuhr und Abfuhr. 


Lebende Kälber, Lämmer und Ziegen dürfen in 
der Regel nur in ungefeſſeltem Zuſtande zu- und ab- 
geführt werden; doch können jene dieſer Thiere, welche 
zur Schlachtung im Schlachthauſe zu St. Marx be- 
ſtimmt ſind, nach dieſem auch in der im $. 38 be- 
zeichneten Art gefeſſelt abgeführt werden. 


8 
Anweiſung der Verkaufsplätze. 


Die Verkaufsplätze in der Halle werden von dem 
Marktamte zugewieſen. Hiebei iſt auf die Herkunft der 
Kälber thunlichſt Rückſicht zu nehmen. 


§. 38. 
Unterbringung auf den Verkaufsplätzen. 

Die lebenden Kälber und Lämmer können in der 
Verkaufshalle in gefeſſeltem oder in ungefeſſeltem Zu— 
ſtande untergebracht werden. In erſterem Falle ſind 
ſie auf eine genügende, aus reinem Stroh bereitete 
Unterlage zu betten und durch geordnete Reihung vor 
Verletzungen zu ſchützen. Zur Feſſelung dürfen nur 
vier Centimeter breite, weiche Bänder verwendet 
werden. 


8. 39. 
Einheit beim Verkauf. 

Als Einheit für den beim Verkaufe zu verein- 
barenden Preis iſt zugrunde zu legen, und zwar beim 
Verkaufe nach Gewicht das Gewicht von einem Kilo— 
gramm, beim Verkaufe nach Stück das Stück und beim 
Verkauf nach Paar das Paar. 


§. 40. 


Unterbringung der abgewogenen Thiere und Entfernung 
derſelben nach Schluſs des Marktes. 

Nach der Abwage ſind die Thiere aus der Ver— 
kaufshalle zu entfernen und vom Markte abzuführen; 
falls dies den Käufern nicht möglich wäre, ſind die 
Thiere ſogleich auf die Verkaufsplätze oder, ſoweit für 
die verkauften Thiere beſondere Plätze vorbehalten 
ſind, auf letztere zu ſchaffen. 

Nach Schluss des Marktes find 
der Halle zu entfernen. 


alle Thiere aus 


SS ARTE 
Abſtechen der lebenden Thiere in der Halle, 


Das Abſtechen von Thieren in der Halle darf 
nur im Falle erwieſener Nothwendigkeit mit Bewilli— 
gung des Veterinäramtes geſchehen. 


§. 42. 
N Marktbericht. 

Unmittelbar nach Schluſs jedes Marktes hat das 
Marktamt einen Marktbericht zu verfaſſen. Derſelbe 
hat nach der Herkunft und thunlichſt nach Gattungen 
geſondert, die Anzahl der zum Verkaufe gebrachten 
Thiere und die Preiſe für das Kilogramm, beziehungs— 
weiſe für das Stück und für das Paar zu enthalten. 


Iv. Abschnitt. 


Beſondere BPeſtimmungen für den 
Bchweinemarkk. 
§. 43. 
Verkaufsplatz. 


In die Schweinehalle dürfen nur lebende 
Schweine zum Verkaufe gebracht werden. Dieſelben 
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können im Bedarfsfalle mit Bewilligung des Markt- 
amtes ſchon an dem dem Markttage vorhergehenden 
Tage in die Verkaufsſtände eingeſtellt werden. 


§. 44. 
Markttage und Dauer des Marktverkehres. 


Die Märkte für Schweine werden wöchentlich 
zweimal, und zwar Dienstag und Donnerstag ab— 
gehalten. 

Wenn auf dieſe Tage ein Feiertag fällt, ſo wird 
der Markt auf den vorhergehenden Werktag verlegt. 

Der Marktverkehr beginnt an beiden Markttagen 
in der Zeit vom 1. April bis Ende September um 
8 Uhr, und in der Zeit vom 1. October bis Ende 
März um 9 Uhr früh, und endet um 2 Uhr nach— 
mittags. 


8.45. 
Auweiſung der Standplätze. 


Die Aufſtellung der Thiere in der Schweinehalle 
hat nach den Weiſungen des Marktamtes thunlichſt 
unter Gruppirung der Thiere nach Herkunft und 
Gattung zu erfolgen. Die Beſtimmung des $. 26, 
Abſatz 2, findet auch in dieſem Falle Anwendung. 

Das Marktamt kann einzelnen Verkäufern, 
wenn ſie darum anſuchen und wenn dagegen in 
veterinärpolizeilicher Beziehung kein Anſtand ob— 
waltet, ausnahmsweiſe geſtatten, nicht alle ſchweren 
Fettſchweine in der Schweinehalle zum Verkaufe zu 
ſtellen. Es ſoll eine ſolche Ausnahme jedoch nur dann 
ſtattfinden, wenn wegen Raummangels in der 
Schweinehalle die Unterbringung aller für den Markt 
beſtimmten Thiere an Markttagen nicht möglich iſt 
oder an Donnerstagen dann, wenn der Auftrieb an 
ſchweren Schweinen die an dieſen Markttagen erfah— 
rungsgemäß geringe Nachfrage weit überſteigt. Die in 
ſolchen Fällen in den Szallaſen zurückgelaſſenen 
Schweine dürfen jedoch dem Verkaufe nicht entzogen 
werden. 


8. 46. 
Einheit beim Verkauf. 
Als Einheit für den beim Verkauf feſtzuſetzenden 
Preis iſt das Gewicht von 1 Kilogramm zugrunde zu 
legen. 


8.47. 
Marktbericht. 


Unmittelbar nach Schluss jedes Marktes hat das 
Marktamt einen Marktbericht zu verfaſſen. Derſelbe 
hat, nach der Herkunft und thunlichſt nach Gattungen 
geſondert, den geſammten Auftrieb, je die Anzahl und 
den Preis der zu demſelben Preiſe pro Kilogramm 
verkauften Thiere zu enthalten. 
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8. 48. 
Fütterung und Tränken der Schweine. 


Die in den Szallaſen zurückgelaſſenen Thiere 
(S. 45, letzter Abſatz) dürfen ebenſo wie die in der 
Schweinehalle eingeſtellten während der Marktzeit 
weder gefüttert noch getränkt werden (§. 10). 


§. 49. 
Entfernung der verkauften Schweine ans der Halle. 


Die verkauften Schweine ſind längſtens binnen 
24 Stunden aus der Halle zu entfernen. 


8. 50, 
Zu- und Abfuhr der Schweine vom Markte. 


Schweine dürfen zu dem Markte und von dem— 
ſelben nicht getrieben werden, ſondern ſind in un— 
gefeſſeltem Zuſtand und auf geeigneten Wagen zu- 
und abzuführen. 


V. Aböſchnitt. 


Belondere Beſtimmungen für den Sıhaf- 
markt. 


8. 51. 
Verkaufsplatz. 
Die Schafhalle und die dazugehörigen offenen 
Stände ſind nur für den Verkauf lebender Schafe und 
Ziegen beſtimmt. i 


8; 52. 
Markttage. 

Der Schafmarkt wird nur einmal in der Woche, 
und zwar Donnerstag abgehalten. Wenn auf dieſen 
Tag ein Feiertag fällt, ſo wird der Markt auf den 
vorhergehenden Werktag verlegt. 

Der Marktverkehr beginnt um 10 Uhr vormittags 
und endet um 3 Uhr nachmittags. 


§. 53. 
8 
Einſtellung der vor dem Markttage anlangenden Schafe. 

Schafe, welche vor dem Markttage einlangen, 
ſind in die offenen Stände oder in die Rinderſtallungen 
einzuſtellen. 

8. 54. 
Anweiſung der Verkaufsplätze. 

Die Aufſtellung der Thiere in der Schafhalle hat 
nach den Weiſungen des Marktamtes zu erfolgen. 

Die Beſtimmung des $. 26, Abſatz 2, findet auch 
in dieſem Falle Anwendung. 


8. DB. 
Einheit beim Verkaufe. 


Als Einheit für den beim Verkauf feſtzuſetzenden 
Preis iſt zugrunde zu legen, und zwar beim Verkaufe 
nach Lebendgewicht das Gewicht von 1 Kilogramm, 
beim Verkaufe nach Paar das Paar. 


8. 56. 
Zu: und Abfuhr, Trieb. 


Inſoferne Schafe und Ziegen zu dem Markte 
und von demſelben geführt werden, hat dies in unge— 
feſſeltem Zuſtande und auf geeigneten Wagen zu 
geſchehen. 

Hinſichtlich des Triebes von Schafen und Ziegen 
zu und von dem Markte ſind die Beſtimmungen der 
jeweiligen Viehtriebsordnung maßgebend. 


8. 57. 
Marktbericht. 


Unmittelbar nach Schluſs jedes Marktes hat das 
Marktamt einen Marktbericht zu verfaſſen. Derſelbe 
hat, nach Herkunft und thunlichſt nach Gattungen 
geſondert, den geſammten Auftrieb und die Preiſe für 
das Kilogramm, beziehungsweiſe für das Paar zu 
enthalten. 


VI. Abſchnitt. 


Beſtimmungen, betreffend die Markt- 
anenten auf dem Wiener Cenkralvieh⸗ 
markte in St. Marx. 


f §. 58. 
Beſtellung der Marktagenten. 


Die Beſtellung der Marktagenten erfolgt im 
Wege der Concursausſchreibung durch den Wiener 
Magiſtrat als Gewerbebehörde; dieſe Beſtellung unter- 
liegt vor der Vollziehung der Beſtätigung der k. k. 
niederöſterreichiſchen Statthalterei. 2 

Als Marktagenten werden nur ſolche Perſonen 
beſtellt, welche mindeſtens 24 Jahre alt, von unbe⸗ 
ſcholtenem Lebenswandel, vollkommen vertrauens⸗ 
würdig und eigenberechtigt ſind, die erforderlichen 
fachmäßigen und commerziellen Kenntniſſe beſitzen und 
eine Caution im Betrage von 10.000 K leiſten. Dieſe 
Caution wird vom Magiſtrate in Verwahrung ge⸗ 
nommen. 

Zur Legitimation erhalten die Marktagenten 
das vom Magiſtrate ausgefertigte Beſtellungsdeeret 
und außerdem eine auf ihren Namen lautende Legi- 
timationskarte. Die Marktagenten werden vom 
Magiſtrate in Eid genommen. 


§. 59. 
Anzahl der Marktagenten. 


Die Geſammtzahl der für den Centralviehmarkt 
zu beſtellenden Marktagenten wird ſeitens des Ma- 
giſtrates nach Maßgabe des Bedarfes und Einholung 
der Genehmigung der k. k. niederöſterreichiſchen 
Statthalterei feſtgeſetzt. 


§. 60. 
Verkaufs vermittlung. 


Die Marktagenten haben mit Ausſchlufs aller 
anderen Perſonen das Recht, auf dem Centralvieh— 
markte den Verkauf von Thieren jeder Gattung, 
welche bei der Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa 
einlangen, nach Maßgabe der erhaltenen allfälligen 
Parteiaufträge (8. 78) und der Beſtimmungen dieſes 
Abſchnittes der Marktordnung zu vermitteln. 

Die Beſorgung der Geſchäfte und Vermittlung 
der Verkäufe hinſichtlich der an die Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa einlangenden Thiere wird den ein— 
zelnen Marktagenten durch die Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa thunlichſt gleichmäßig zugetheilt. Im 
Falle, daſs Parteien Auftrag geben, die Beſor— 
gung der Geſchäfte und die Vermittlung der Ver— 
käufe bezüglich ihrer Thiere beſtimmten Agenten 
zuzutheilen, iſt dieſen Aufträgen inſoweit nachzu— 
kommen, als dies ohne Überbürdung einzelner 
Agenten thunlich iſt. 

Die Marktagenten dürfen bezüglich jener Thiere, 
welche nicht bei der Caſſa einlangen, weder Geſchäfte 
beſorgen noch Verkäufe vermitteln. 


§. 61. 
übernahme und Unterbringung der Thiere. 


Die Marktagenten haben der Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa in Beziehung auf die Übernahme 
und Unterbringung der einlangenden Thiere nach 
Maßgabe der folgenden Beſtimmungen an die Hand 


zu gehen. 
§. 62. 


Die Marktagenten haben behufs Bezuges der 
ihnen zugewieſenen Thiere (§. 60) die betreffenden, 
mit der Übernahmsbeſtätigung der Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa verſehenen Aviſo- und Bezugsſcheine 
der Transportanſtalten, beziehungsweiſe die allfällig 
ertheilten beſonderen Parteiaufträge (§. 78) perſönlich 
bei der Caſſa entgegenzunehmen. 


8. 63. 


Die Marktagenten haben ſodann die ihnen zuge- 
wieſenen Thiere zu beziehen oder zu übernehmen, die 


303 


Einſtellung derſelben zu beſorgen, die Fütterung und 
Pflege derſelben zu veranlaſſen und zu überwachen, 
die Unterbringung der Thiere an den zum Verkaufe 
beſtimmten Plätzen zu beſorgen und alle in Anſehung 
dieſer Artikel vorgeſchriebenen janitäts-, veterinär⸗ 
und marktpolizeilichen Förmlichkeiten zu erledigen. 

Sollten bei dem Bezuge oder der Übernahme 
der Thiere oder ſpäterhin Umſtände eintreten, welche 
zur Wahrung der Intereſſen der Parteien eine Vor— 
kehrung oder die Ertheilung von Nachrichten an die 
Parteien, beziehungsweiſe die Einholung von Ver— 
fügungen der letzteren nothwendig machen, ſo hat der 
betreffende Marktagent ſofort die Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa hievon zu verſtändigen, allfällige 
keinen Aufſchub duldende Maßregeln aber ſelbſt zu— 
treffen. Insbeſondere ſind die Marktagenten ver— 
pflichtet, falls bei der Reviſion der vorgeſchriebenen 
Viehpäſſe Anſtände und Mängel vorkommen, ſich 
ſofort mit dem Veterinäramte ins Einvernehmen zu 
ſetzen und hierüber behufs Behebung der Anſtände an 
die Caſſa zu berichten. 


§. 64. 
Allgemeine Amtspflichten. 


Die Marktagenten dürfen weder für ihre Rech— 
nung — ſei es unter ihrem eigenen, ſei es unter 
fremdem Namen — einen Handel mit Vieh betreiben, 
noch ſich bei den durch ſie beſorgten Geſchäften oder 
vermittelten Verkäufen irgendwie betheiligen. 

Sie haben ſich der Beſorgung jener Geſchäfte 
und Vermittlung jener Verkäufe ſtrengſtens zu ent- 
halten, hinſichtlich deren der gegründete Verdacht 
vorliegt, daſs ſie nur zum Scheine oder zur Benach- 
theiligung dritter Perſonen geſchloſſen werden ſollen, 
desgleichen von Geſchäften und Verkäufen, die zur 
Umgehung der Seuchenvorſchriften oder der Vor— 
ſchriften dieſer Marktordnung, zur Irreführung der 
Behörden oder abſichtlichen Übervortheilung von 
dritten Perſonen führen können. 


F. 65. 


Die Marktagenten ſind verpflichtet, die von ihnen 
zu beſorgenden Geſchäfte und zu vermittelnden Ver— 
käufe mit Fleiß, Vorſicht, Genauigkeit, Treue und 
Redlichkeit und mit Vermeidung alles desjenigen, 
was ihre Vertrauenswürdigkeit ſchädigen könnte, zu 
beſorgen. 

Die Marktagenten haben die Verkaufsver— 
mittlung perſönlich zu betreiben und dürfen ſich hiezu 
eines Gehilfen nicht bedienen. 

Die Übernahme der Kaufſchillinge iſt den 
Marktagenten ſtrengſtens unterſagt. 

Der Umfang der Haftung der Marktagenten 
gegenüber den Parteien und der Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa wird im §. 81 beſtimmt. 
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S. 66. 
Vermittlungsgebür. 


Für jeden von einem Marktagenten pflichtmäßig 
vermittelten Verkauf iſt von demjenigen, für deſſen 
Rechnung die Thiere verkauft wurden (§. 77), 
eine Vermittlungsgebür im Betrage von ¼ Procent 
des Bruttokaufspreiſes zu entrichten. Dieſe Gebür iſt 
jedoch nur dann fällig, wenn der Verkauf wirklich ab— 
geſchloſſen wurde. 

Von den Käufern dürfen die Marktagenten unter 
keinerlei Vorwand eine Entlohnung verlangen oder 
annehmen. 

Die Vermittlungsgebüren werden von der Wiener 
Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa eingehoben und den ein- 
zelnen Marktagenten nach Maßgabe ihres Anſpruches 
(S. 60) monatlich nachhinein ausbezahlt. 


8. 67. 
Tagebuch. 


Die Marktagenten ſind verpflichtet, über die von 
ihnen vermittelten Verkäufe ein Tagebuch zu führen, 
welches vor dem Gebrauche paraphirt und von dem 
Magiſtrate beglaubigt fein muſßs. 

In dieſes Tagebuch haben die Marktagenten alle 
von ihnen abgeſchloſſenen Geſchäfte, ohne Unterſchied, 
nach jedem Markttage, nach der Zeitfolge ihres 
Abſchluſſes mit einer beſonderen, durch das ganze 
Jahr fortlaufenden Zahlenbezeichnung, ohne Abände— 
rungen, Radirungen oder Correcturen, Zweifel erre— 
gende Abkürzungen oder leer gelaſſene Räume einzu- 
tragen. 

Die Eintragung in das Tagebuch mufs enthalten: 

a) Die Namen des Käufers und desjenigen, für 
deſſen Rechnung die Thiere verkauft wurden, 
oder deren Firmen; 

b) Jahr, Monat und Tag des Abſchluſſes; 

c) den Inhalt des Vertrages mit Angabe der 
Anzahl der verkauften Thiere, der Herkunft und 
Gattung derſelben, der Nummer der Viehpartie, 
von welcher die abverkauften Thiere ſtammen, 
ſowie des Preiſes für die Verkaufseinheit. 

Die Eintragungen müſſen in deutſcher Sprache 
und leſerlich erfolgen. 


§. 68. 
Schluſsſcheine. 


Die Marktagenten ſind ferner verpflichtet, dem 
Käufer über den abgeſchloſſenen Verkauf ſofort, und 
zwar noch vor der Abwage (§. 16) einen Schlufs- 
ſchein der Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa aus⸗ 
zufolgen. 

Dieſer Schluſsſchein hat die in dem §. 67 
bezeichneten Thatſachen zu enthalten, welche auch in 
eine Juxta oder eine Copie des Schlußsſcheines 
einzutragen ſind. 


§. 69. 
Einſicht in die Tagebücher und Auszüge aus denſelben. 


Die Marktagenten dürfen nur den Magiſtrat 
und das Marktamt, ferner die Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarkteaſſa oder das Gericht in das Tagebuch 
und ihre ſonſtigen Aufſchreibungen Einſicht nehmen 
laſſen. Will eine Partei Einſicht nehmen, ſo muſs das 
in einer Weiſe geſchehen, dafs fie nur von dem fie 
betreffenden Verkaufe die erforderliche Kenntnis 
erlangt. f 

Auszüge aus dem Tagebuche, welche die Marft- 
agenten über Verlangen der Parteien zu ertheilen 
haben, dürfen nur dasjenige enthalten, was in An- 
ſehung des die betreffenden Parteien angehenden Ver- 
kaufes eingetragen iſt. 


9. . 
Verwahrung des Tagebuches. 


Wenn ein Marktagent ſtirbt, austritt, von ſeiner 
Dienſtleiſtung ganz entſetzt oder auch nur zeitweiſe 
enthoben wird, jo iſt ſein Tagebuch von dem Marft- 
amte in Verwahrung zu nehmen. 

Das Gleiche hat zu geſchehen bei Ausfertigung 
eines neuen, anſtatt des bisher geführten vorgeſchrie— 
benen Tagebuches. 5 

Nach der erfolgten Übernahme in Verwahrung 
hat das Marktamt die begehrten Einſichten ($. 69) 
zu geſtatten und die verlangten Auszüge (§. 69) zu 
ertheilen. 


8 
Strafen. 


Marktagenten, welche ſich was immer für eine 
Außerachtlaſſung der Vorſchriften der Marktordnung 
zuſchulden kommen laſſen, werden unbeſchadet der 
Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes und der 
ſonſtigen Vorſchriften mit Geldbußen bis 800 K 
belegt, und es kann denſelben die Berechtigung zur 
Ausübung ihres Amtes zeitweilig oder in den Fällen 
des §. 72 dauernd entzogen werden. Die von den 
Marktagenten erlegte Caution haftet für die zuter- 
kannten Geldftrafen und für die gemäß §. 81, Abſatz 2, 
treffenden Erſatzleiſtungen. Die Caution iſt erforder- 
lichenfalls ſofort entſprechend zu ergänzen. 


8.72, 
Entziehung der Berechtigung insbeſondere. 


Die dauernde Entziehung der Berechtigung hat 
einzutreten: 


1. Wenn der Marktagent unter ſeinem wahren 
oder einem erborgten Namen ein Geſchäft für ſich 
unterhandelt, an dem Nutzen eines durch ihn beſorgten 


Geſchäftes oder vermittelten Verkaufes auf irgend 
eine Weiſe ſich betheiligt, vom Käufer irgend eine 
Entlohnung für den vermittelten Verkauf verlangt oder 
annimmt, oder dem unerlaubten Zwiſchenhandel (§. 15) 
wiſſentlich Vorſchub leiſtet. 

2. Wenn er in ſeinen Geſchäften wiſſentlich 
einen falſchen Umſtand angibt, beſtätigt oder in ſein 
Tagebuch einträgt und dasſelbe fälſcht. 

3. Wenn er die Zahl der eingelangten und zu 
verkaufenden Schlachtthiere falſch declarirt, über 
deren Preis falſche Angaben macht, oder Seuchenfälle 
bei Thieren, obwohl ihm dieſelben bekannt ſind, ver— 
heimlicht. 

4. Wenn wiederholte Geldſtrafen gegen ihn ohne 
Erfolg geblieben ſind. 

5. Wenn er wegen eines Verbrechens oder wegen 
der Übertretungen des Diebſtahls, der Veruntreuung, 
der Theilnehmung an demſelben oder des Betruges, 
wegen des im §. 1 des Geſetzes vom 28. Mai 1881, 
R. G. Bl. Nr. 47, betreffend Abhilfe wider unred— 
liche Vorgänge bei Creditgeſchäften, bezeichneten Ver— 
gehens, oder einer der im §. 1 des Geſetzes vom 
25. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 78, über ftrafrecht- 
liche Beſtimmungen gegen Vereitelung von Zwangs— 
vollſtreckungen, bezeichneten ſtrafbaren Handlungen, 
wegen Schleichhandels, wegen ſchwerer Gefällsüber— 
tretung verurtheilt, oder wenn gegen ihn wegen einer 
anderen ſtrafbaren Handlung eine wenigſtens ſechs— 
monatliche Freiheitsſtrafe verhängt wurde, endlich 
wenn derſelbe in Concurs verfallen iſt. 


rar 
Verluſt der Berechtigung. 

Der Verluſt der Berechtigung hat ferner einzu— 
treten, wenn der Marktagent zur Verſehung ſeines 
Amtes gänzlich unfähig wird oder infolge Erkrankung 
den Obliegenheiten ſeines Amtes länger als ein halbes 
Jahr nicht nachkommen kann, endlich wenn derſelbe 
die ihm aufgetragene Ergänzung der Caution ($. 71) 
innerhalb der ihm hiezu geſtellten Friſt nicht vorge— 
nommen hat. 

887 
Verhängung der Strafen, Ausſpruch über Entziehung 
und Verluſt der Berechtigung. 

Die im §. 71 erwähnten Strafen find vom 
Magiſtrate als der Gewerbebehörde nach den be— 
ſtehenden Porſchriften zu verhängen; derſelbe hat auch 
den Verluſt der Berechtigung in den Fällen des §. 73 
auszuſprechen. Rückſichtlich der Berufungen gegen 
ſolche Erkenntniſſe des Magiſtrates gelten die allge— 
meinen Beſtimmungen. 


8. 75. 
Einſtweilige Enthebung durch das Marktamt. 


Gegen Marktagenten, die ſich eines ordnungs- 
widrigen oder exceſſiven Benehmens auf dem Markt- 
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platze ſchuldig machen, kann das Marktamt die ſo— 
fortige einſtweilige Enthebung anordnen, ohne daſs 
gegen dieſe Verfügung eine Beſchwerde mit auf— 
ſchiebender Wirkung zuläſſig wäre. 

In dieſen Fällen hat jedoch das Marktamt dieſe 
Verfügung ſogleich dem Magiſtrate anzuzeigen, welcher 
berechtigt iſt, den betreffenden Marktagenten zeitweilig 
ſeines Amtes zu entheben. 


VII. Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen für die Wiener 
Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa. 


§. 76. 
Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa. 


Die auf dem Wiener Centralviehmarkte in 
St. Marx errichtete „Wiener Vieh- und Fleiſchmarkt⸗ 
caſſa“ hat die in der Marktordnung ihr zugewieſenen 
Geſchäfte zu beſorgen und die zu dieſem Zwecke er— 
forderlichen Geldmittel beizuſchaffen. 

Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa unter- 
ſteht hinſichtlich der Einhaltung der Beſtimmungen 
der Marktordnung der Marktbehörde und hat der 
letzteren behufs Handhabung der Markt-, Sanitäts- 
und Veterinärpolizei alle zweckdienlichen Aufklärungen 
zu geben. Die Caſſa unterliegt ferner hinſichtlich ihrer 
Geſchäftsgebarung im Sinne der diesfalls getroffenen 
Vereinbarungen der Controle der k. k. Regierung, ſowie 
der Marktbehörde und iſt verpflichtet, zu dieſem 
Behufe Einſicht in die Buchführung und Correſpondenz 
zu gewähren. 4 


8. 77. 
Verkauf durch die Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa verkauft 
die an ſie eingeſendeten oder ihr übergebenen Thiere 
im eigenen Namen für Rechnung der die Thiere ein— 
ſendenden oder übergebenden Parteien durch Ver— 
mittlung der Marktagenten. 

Die Caſſa iſt, die Fälle der SS. 88 und 97 aus- 
genommen, nicht berechtigt, für eigene Rechnung, ſei 
es im eigenen Namen oder mittels dritter Perſonen, 
durch Käufe oder Verkäufe von Thieren Geſchäfte zu 
machen. 


§. 78. 


Einſendung oder Übergabe der Thiere. 


Kommen Thiere mittels einer Transportanſtalt 
zu Markte, ſo ſind die betreffenden Frachtbriefe an die 
Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa zu adreſſiren. 
Kommen Thiere in anderer Weiſe zu Markte, ſo ſind 
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dieſelben der Caſſa zu Handen der Marktagenten zu 
übergeben (§S§. 62 und 63). 

Beſondere Aufträge ſeitens der die Thiere zum 
Verkaufe einſendenden oder übergebenden Parteien 
hinſichtlich der zu beſorgenden Geſchäfte und Verkäufe 
(insbeſondere betreffend Verkaufsvermittlung durch 
einen beſtimmten Agenten, oder betreffend die Fütterung, 
die Art des Verkaufes, Preislimito u. dgl.) ſind der 
Caſſa rechtzeitig bekanntzugeben, beziehungsweiſe den 
Marktagenten bei Übergabe der Thiere mitzutheilen. 
Während des Marktes zu ertheilende Aufträge ſind 
entweder der Caſſa, welche hievon den betreffenden 
Marktagenten ohne Verzug in Kenntnis zu ſetzen hat, 
oder dem Marktagenten ſelbſt bekanntzugeben. 


8. 790 
Beibringung von Päſſen und Beſchaucertificaten. 


Zum Zwecke der vorgeſchriebenen Anmeldung 
(§. 7) der Thiere iſt die Caſſa von dem Einſender 
rechtzeitig zu verſtändigen und mit den erforderlichen 
Päſſen ſowie Beſchaucertificaten zu verſehen, widrigens 
dieſelbe für die Folgen eines diesfälligen Verſäum⸗ 
niſſes nicht einzuſtehen hat. 


§. 80. 
Bezahlung der Speſen. 


Die auflaufenden Fracht- und ſonſtigen Trans— 
portgebüren, die thatſächlichen Koſten der Ausladung 
— mit Ausſchluſs etwaiger beſonderer Ausladegebüren 
— die Koſten der Unterbringung, der Fütterung und 
Pflege, einſchließlich der Marktgebüren aller Art, und 
ſonſtige Speſen beſtreitet die Wiener Vieh- und Fleiſch⸗ 
marktcaſſa bezüglich der an ſie zum Verkaufe gelangten 
Marktartikel vorſchuſsweiſe und direct. 


§. 81. 
Haftung der Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa und der 
Marktagenten. 

Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa haftet 
den ihr Thiere zum Verkaufe einſendenden oder über— 
gebenden Parteien für die Ausführung der zu bejor- 
genden Geſchäfte gemäß der ertheilten Aufträge und 
der geſetzlichen Beſtimmungen. 

Der Marktagent haftet den Parteien für die Er⸗ 
füllung der ihm bei der eigentlichen Verkaufsvermitt⸗ 
lung gemäß des VI. Abſchnittes dieſer Marktordnung 
obliegenden Verpflichtungen. 

Die Marktagenten ſind der Wiener Vieh- und 
Fleiſchmarktcaſſa für die Erfüllung der ihnen nach 
den SS. 62 und 63 zukommenden Obliegenheiten 
verantwortlich. 


9. 82. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktceaſſa iſt be⸗ 
rechtigt, für alle ſie aus einem Verſchulden eines 


Marktagenten treffenden Erſatzleiſtungen von dieſem 
Marktagenten Schadloshaltung zu fordern und ſich 
hiefür aus den demſelben zukommenden Vermittlungs- 
gebüren bezahlt zu machen. f 


§. 83. 
Abwicklung der Verkäufe. Verkaufsanzeigen. 


Bezüglich jener Thiere, welche nicht von der 
Vieh⸗ und Fleiſchmarkteaſſa durch Vermittlung der 
Marktagenten verkauft wurden, hat die Caſſa die 
Kaufſchillinge an die Verkäufer auszubezahlen. ($. 14.) 

Zu dieſem Behufe hat der Verkäufer einen 
Schluſsſchein unter Benützung des von dem Markt- 
amte vorzuſchreibenden Formulares auszufertigen und 
dem Käufer noch vor der Abwage (§. 16) zu über⸗ 
geben. Dieſer Schluſsſchein hat zu enthalten das 
Datum, die Namen des Käufers und des Verkäufers, 
die Stückzahl der verkauften Thiere und die Nummer 
der Partie, von welcher die verkauften Thiere 
ſtammen, und den für die Verkaufseinheit verein- 
barten Preis. Dieſe Thatſachen ſind auch in die Juxta 
oder in eine Copie des Schluſsſcheines einzutragen. 

Sowohl der Verkäufer als der Käufer — erſterer 
auf Grund der Juxta oder der Copie des Schluſs— 
ſcheines, letzterer auf Grund des Schluſsſcheines — 
haben den Verkauf bei jenem Organe anzumelden, 
welches zu dieſem Behufe von der Vieh- und Fleiſch⸗ 
marktceaſſa bei jeder Wage beſtellt iſt. 

Dieſe Organe haben auf Grund dieſer Anmel- 
dung eine an die Caſſa gerichtete Verkaufsanzeige 
zweifach auszufertigen, welche die gleichen Daten wie 
der Schluſsſchein und im Falle eines Verkaufes nach 
Gewicht außerdem das Gewicht der betreffenden Thiere 
zu enthalten hat. Die eine Ausfertigung iſt der Caſſa 
einzuſenden, die andere dem Käufer auszufolgen. 

In gleicher Weiſe haben auch die Käufer der 
durch die Marktagenten verkauften Thiere und die 
Marktagenten den Kauf bei den vorbezeichneten 
Organen anzumelden, welche hierüber ebenfalls zwei 
den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes ent— 
ſprechende Verkaufsanzeigen auszufertigen und eine 
derſelben dem Käufer auszufolgen, die andere aber 
der Caſſa zu übermitteln haben. 


§. 84. 
Verkaufsgebüren und Sconto. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa iſt be⸗ 
rechtigt, bezüglich der an ſie zum Verkaufe gelangten 
Thiere für die von ihr beſorgten Geſchäfte die Ver- 
kaufsgebür von den Committenten und bezüglich der 
nicht an ſie zum Verkaufe gelangten Thiere für die 
Auszahlung der Kaufſchillinge den Sconto von den 
Verkäufern durch Abzug vom Kaufſchillinge ein⸗ 
zuheben. 


Die Verkaufsgebür beträgt bei Rindvieh 0˙4 
Procent (vier Zehntelprocent), bei Kleinvieh 0˙6 Pro- 
cent (ſechs Zehntelprocent) und der Sconto bei Rind- 
vieh 0˙3 Procent (drei Zehntelprocent), bei Kleinvieh 
0°5 Procent (fünf Zehntelprocent) vom Bruttokauf— 
preiſe. 


§. 85. 
Ausbezahlung der Kaufſchillinge an die Committenten. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa iſt ver- 
pflichtet, die Kaufſchillingsbeträge für die an ſie zum 
Verkaufe gelangten Thiere nach Abzug der Verkaufs— 
gebüren, der für die Marktagenten entfallenden Ver— 
mittlungsgebüren und ſämmtlicher die Verkäufer 
treffenden Speſen unter Ertheilung der bezüglichen 
Abrechnung binnen längſtens 24 Stunden nach Schluss 
des Marktes den Committenten einzuſenden oder über 
Wunſch derſelben gutzubringen. 

Sind jedoch die Committenten auf dem Markte 
anweſend, jo muſßs die Ausfolgung der erübrigenden 
Kaufſchillingsbeträge an dieſelben ohne Verzug nach 
Abſchluſs der betreffenden Verkäufe und jedenfalls 
noch im Laufe des Markttages geſchehen. 


§. 86. 
Aus bezahlung der Kaufſchillinge an die Verkäufer. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa iſt ver- 
pflichtet, bezüglich der nicht an ſie zum Verkaufe ge— 
langten Thiere die Kaufſchillinge nach Abzug der 
Marktgebüren aller Art und des Sconto den Ver— 
käufern gegen Übergabe der Verkaufsanzeige ($. 83) 
ſofort und jedenfalls noch im Laufe des Markttages 
auszufolgen. 


§. 87. 
Käufe gegen Barzahlung und auf Credit. 


Die Käufe auf dem Centralviehmarkte erfolgen 
gegen Barzahlung oder auf Grund von bei der Wiener 
Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa eröffneten Crediten. 

Alle Kaufſchillinge ſind bei der Caſſa einzu⸗ 
zahlen. 


§. 88. 
Kauf gegen Barzahlung. 


Wurde ein Kauf gegen Barzahlung abgeſchloſſen, 
ſo iſt der entfallende Kaufſchilling unter Vorweiſung 
der Verkaufsanzeige und des Schlufsſcheines (§. 83) 
bis zum Schluſſe des Marktes bei der Wiener Vieh— 
und Fleiſchmarkteaſſa einzuzahlen. 

Hat der Käufer den fälligen Kaufpreis nicht 
längſtens am nächſten Tage einbezahlt, ſo iſt die Caſſa 
berechtigt, von dem Kaufpreiſe die Zinſen wie bei 
einem auf Credit abgeſchloſſenen Kaufe zu berechnen. 
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Wurde die Zahlung bis zum Beginne des 
nächſten Marktes nicht geleiſtet, oder wurden die 
durch einen Marktagenten verkauften Thiere bis dahin 
von dem Käufer nicht in Empfang genommen, ſo iſt 
die Caſſa berechtigt, die betreffenden Thiere verkaufen 
zu laſſen und ſich aus dem Erlöſe für ihre Forderungen 


zu befriedigen. 


§. 89. 
Einräumung von Perſonalcrediten. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa hat 
Fleiſchhauern und Fleiſchſelchern, welche ihre Gewerbe 
in dem im §. 2 bezeichneten Marktgebiete betreiben, 
zum Ankauf von Schlacht- und Stechvieh auf dem 
Centralviehmarkte Perſonaleredite einzuräumen. 

Die Feſtſetzung der Höhe dieſer Credite erfolgt 
durch die Caſſa mit Rückſicht auf die Creditfähigkeit 
der Creditwerber und auf den durchſchnittlichen zwei— 
wöchentlichen, beziehungsweiſe bei Fleiſchſelchern auf 
den ſechswöchentlichen Bedarf derſelben an Schlacht— 
und Stechvieh. Die Creditfriſt für die auf Grund 
dieſer Creditgewährung geſchuldeten Beträge beläuft 
ſich — inſoferne keine anderen Vereinbarungen ge— 
troffen worden ſind — für Fleiſchhauer auf zwei 
Wochen, für Fleiſchſelcher auf ſechs Wochen. 

Der Caſſa bleibt es unbenommen, auch andern 
Käufern, insbeſonders Gaſtwirten, zum Ankaufe von 
Thieren Perſonaleredite einzuräumen. 


§. 90. 
Creditbeirath. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa hat 
vor Feſtſetzung der gemäß §. 89 einzuräumenden 
Credite an einen Fleiſchhauer, Fleiſchſelcher oder 
Gaſtwirt des im §. 2 bezeichneten Marktgebietes über 
die Höhe dieſer Credite — außer in dringlichen 
Fällen — das Gutachten des Creditbeirathes ein— 
zuvernehmen. 

Dieſer beſteht unter dem Vorſitze des Leiters der 
Caſſa aus einem Delegirten der Marktbehörde, aus 
einem als Berichterſtatter fungirenden Beamten der 
Caſſa, aus zwei von der Genoſſenſchaft der Vieh— 
händler gewählten Vertretern, ferner je nachdem es 
ſich um die Einräumung von Crediten an einen 
Fleiſchhauer, einen Fleiſchſelcher oder einen Gaſtwirt 
handelt, aus je zwei von der betreffenden Genoſſen— 
ſchaft gewählten Vertretern. 

Die Mitglieder des Creditbeirathes ſprechen ſich 
— mit Ausnahme des Vorſitzenden — über die Höhe 
des im einzelnen Falle einzuräumenden Credites aus, 
ohne dajs eine förmliche Abſtimmung, beziehungsweiſe 
Beſchluſsfaſſung ſtattfindet. 


Sal 


Das Anſuchen um Eröffnung des im S. 89 
bezeichneten Credites iſt ſchriftlich bei der Wiener 
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Vieh- und Fleifchmarktcaffa mittels der von derſelben 
unentgeltlich zu beziehenden Formularien einzu— 
bringen. 

Die Erledigung über dieſe Einſchreiten hat 
ohne Verzug mit thunlichſter Beſchleunigung zu er- 
folgen. 


5.02, 


Im Falle der Bewilligung des angejuchten 
Credites hat der Creditwerber unter gleichzeitiger 
Annahme des bewilligten Credites einen Deckungs— 
wechſel, lautend auf den Höchſtbetrag des bewilligten 
Credites, nebſt einer Erklärung einzubringen, durch 
welche die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa in die 
Lage verſetzt wird, im Bedarfsfalle von dem Wechſel 
gegen ihn Gebrauch zu machen. 


8. 93. 
Einräumung von Crediten gegen Sicherſtellung. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa iſt be- 
rechtigt, die Einräumung von Crediten, inſoferne die— 
ſelbe nicht auf Grund des §. 89 zu erfolgen hat, 
beziehungsweiſe erfolgt, von der Beſtellung einer ent- 
ſprechenden Menge Schlacht- oder Stechviehes als 
Fauſtpfand oder von einer anderen geeigneten Sicher— 
ſtellung abhängig zu machen. 

Das verpfändete Vieh ſteht auf Gefahr und 
Koſten des Pfandbeſtellers, und die Caſſa iſt berech- 
tigt, dasſelbe bei Nichterfüllung der Zahlungsverbind— 
lichkeit verkaufen zu laſſen und ſich aus dem Erlöſe 
unmittelbar zu befriedigen. Für die Einſtallung, Fütte- 
rung, Pflege und Beaufſichtigung dieſer Thiere dürfen 
dem Pfandbeſteller nur die thatſächlich erlaufenen 
Koſten in Anrechnung gebracht werden. 


8894. 
Zahlung der creditirten Beträge. 


Die auf Grund eingeräumter Credite der Wiener 
Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa geſchuldeten Beträge find 
am Tage nach Ablauf der Creditfriſt zahlbar. Fällt 
der Zahlungstag auf einen Sonn- oder Feiertag, ſo 
hat die Zahlung am darauffolgenden Werktage zu 
geſchehen. 


e 


Erfolgt die Zahlung am Verfallstage nicht, ſo 
iſt die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa berechtigt, 
die weitere Creditgewährung an den im Verzug 
befindlichen Schuldner einzuſtellen. 


§. 96. 
Zinſen. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa iſt 
berechtigt, von den auf Grund der eröffneten Credite 


ihr geſchuldeten Beträgen Zinſen, und zwar per 
annum im Betrage von 1 Procent über dem jeweiligen 
Wechſelzinsfuß der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank ein⸗ 
zuheben. 


8. 97. 
Kauf auf Credit. 


Wurde ein Kauf auf Credit abgeſchloſſen, ſo iſt 
derſelbe vom Käufer unter Vorweiſung der Verkaufs- 
anzeige ($. 83) bis zum Schluſſe des Marktes bei 
der Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa anzumelden. 

Iſt die Anmeldung des Kaufes bis zum Beginne 
des nächſten Marktes nicht erfolgt, oder wurden die 
durch einen Marktagenten verkauften Thiere bis dahin 
von dem Käufer nicht in Empfang genommen, ſo iſt 
die Caſſa berechtigt, die betreffenden Thiere ver— 
kaufen zu laſſen und ſich aus dem Erlöſe für ihre 
Forderungen zu befriedigen. 


8. 98. 
Abtriebsbewilligung. 


Nach erfolgter Einzahlung des Kaufpreiſes 
(S. 88) oder Anmeldung des auf Credit ab— 
geſchloſſenen Kaufes (S. 97) wird dem Käufer von 
der Wiener Vieh- und Fleiſchmarkteaſſa die Ver⸗ 
ſtändigung hierüber an das Marktamt durch Ab⸗ 
ſtempelung auf der Verkaufsanzeige ertheilt. Auf 
Grund dieſer Verſtändigung erhält der Käufer vom 
Marktamt die Abtriebsbewilligung. 


8. 99. 
Ertheilung von Vorſchüſſen. 


Die Wiener Vieh- und Fleiſchmarktcaſſa ertheilt 
auf die ihr zum Verkaufe eingeſendeten oder über- 
gebenen Thiere Vorſchüſſe. 

Die Höhe der zu ertheilenden Vorſchüſſe und 
die ſonſtigen Bedingungen der Vorſchuſsertheilung 
ſind von dem Übereinkommen mit der Wiener Vieh⸗ 
und Fleiſchmarkteaſſa abhängig. 


Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 7. Auguſt 1902, 3. 33181, 


enthaltend 

eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach 
dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Eger (Comitat Borſod), Eger ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
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Heves), Kubin (Comitat Temes), Alibunär, Paneſova 
(Comitat Torontal), ſowie aus der Munieipalftadt 
Pancſova nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. a 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 6. Auguſt 1902, Z. 33062, zur allge= 
meinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 10. Auguſt 1902, 3. 33842, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Maul- und 
Klauenſeuche nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 
das Miniſterium des Innern die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Kaſſa (Comitat Abanj-Torna), 
Alſö⸗Tarcza, Siroka einſchließlich der Stadtgemeinde 
Eperjes (Comitat Säros), Gölniczbänya einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes-Vaäralja 
einſchließlich der Stadtgemeinden Szepes-Olaszi und 
Szepes⸗Väralja (Comitat Szepes) in Ungarn nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. g 
Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 6. und 7. Auguſt 1902, 
33. 33062 und 33181, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 13. Auguſt 1902, 3. 33909, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 

Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Das Miniſterium des Innern ſetzt die wegen 
Einſchleppung der Maul- und Klauenſeuche gegen die 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen) aus der Municipalſtadt Temesvär und 
gegen die Einfuhr von Wiederkäuern (Rindern, 
Schafen, Ziegen) aus dem Stuhlgerichtsbezirke Központ 
(Comitat Temes), ſowie wegen Einſchleppung der 
Schweinepeſt gegen die Einfuhr von Schweinen aus 
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dem Stuhlgerichtsbezirke Nagy-Halmägy (Comitat 
Arad) in Ungarn gerichteten Verbote hiemit außer 
Wirkſamkeit. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein— 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach dem Er- 
löſchen der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Wiederkäuern aus den durch Maul- und Klauenſeuche 
verſeucht geweſenen Gemeinden Beregszö und Cser— 
negyhaz (Stuhlgerichtsbezirk Központ), ſowie deren 
Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung des 
gegen dieſen Bezirk beſtandenen Verbotes nicht 
berührt. 


Desgleichen bleibt das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus dem erwähnten Stuhlgerichtsbezirke 
beſtehende Verbot weiterhin in Kraft. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 6., 7. und 10. Auguſt 1902, 
33. 33062, 33181 und 33842 zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 


. Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 
in Kraft. 


Kundmachung des Mlniſteriums des 
Innern vom 19. Auguſt 1902, 3. 34926, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Maul- und 
Klauenſeuche nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 
das Miniſterium des Innern die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus 
dem Stuhlgerichtsbezirke Központ (Comitat Bihar), 
ſowie aus der Munieipalſtadt Nagy-Värad und wegen 
erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt die Einfuhr 
von Schweinen aus dem Stuhlgerichtsbezirke Naay- - 
Szent⸗Miklös (Comitat Torontal) in Ungarn nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 6., 7., 10. und 13. Auguſt 
1902, 33. 33062, 33181, 33842 und 33909, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort 
in Kraft. 
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Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 9. Auguſt 1902, 3. 33982, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen, betreffend die 

Einfuhr von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche 

nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. 

Auf Grund des Artikels 5 des Viehſeuchenüber— 
einkommens mit dem Deutſchen Reiche vom 6. De- 
cember 1891 und des Punktes 5 des zugehörigen 
Schluſsprotokolles, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892, 
findet das Miniſterium des Innern die Einfuhr von 
Rindvieh in die im Reichsrathe vertretenen König— 
reiche und Länder aus nachſtehenden, von der Lungen— 
ſeuche betroffenen Sperrgebieten des Deutſchen Reiches 
bis auf weiteres unbedingt zu verbieten, und zwar 
aus den Regierungsbezirken Oppeln und Magdeburg 
des Königreiches Preußen, ſowie aus der Kreishaupt— 
mannſchaft Leipzig des Königreiches Sachſen. 

Dieſes Verbot tritt an die Stelle des mit 
dem Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 
10. Juni 1902, Z. 24223, verfügten Verbotes. 

Mit der Verlautbarung dieſer Verfügung und 
der Durchführung der zu ihrer wirkſamen Hand— 
habung erforderlichen Veranlaſſungen wolle ſofort 
vorgegangen werden. 


Kundmachung des Mliniſteriums des 
Innern vom 16. Auguſt 1902, 3. 34534, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 

Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 

(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Im Nachhange zur hierortigen Kundmachung 


vom 19. Juli 1902, 8. 30576, wird der k. k. 
ende reger behufs der weiteren Veranlaſſung er— 
öffnet, daſs laut telegraphiſcher Mittheilung der 
königl. Landesregierung in Agram vom 13. Auguſt 
1902, 3. 63752, wegen des Beſtandes der Schweine— 
peſt die Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen 
Bezirke Tſchernembl in Krain nach Croatien-Slavonien 
verboten iſt. 


Kundmachung des Winiſteriums des 
Innern vom 18. Auguſt 1902, 3. 34960, 


betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 


Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 

Mit der Kundmachung vom 7. Auguſt 1902, 

Z. 61766, hat die königl. Landesregierung in Agram 


Laibach, 


unter Aufhebung ihrer Weine vom 10. Jul 1 1903, 


52351, jene Gemeinden bekanntgegeben, aus 


welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbargemeinden wegen 


des Beſtandes von Thierſeuchen die Einfuhr der 
nachſtehend beſonders angeführten Thiergattungen 
auf Grund des beſtehenden Veterinärübereinkommens 
verboten iſt. 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 

A. In Dalmatien: Wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus 
der Gemeinde Poſtire des Bezirkes Spalato; 


B. Im Küſtenlande: 

a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 

die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Antignana des Bezirkes Mitterburg; Viſignano 
des Bezirkes Parenzo; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Decani, 
Iſola, Muggia, Pirano des Bezirkes Capodiſtria, 
Buje des Bezirkes Parenzo; 


C. In Krain: Wegen des Beſtandes der 


Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 


Gemeinden Brunndorf, St. Georgen, Pian des 
Bezirkes Laibach (Umgebung); 


D. In Steiermark: 

a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Bierbaum, Altenmarkt II, Fürſtenfeld, Maierdorf, 
Stadlbergen des Bezirkes Feldbach; Pöllau des 
Bezirkes Hartberg, St. Marein des Bezirkes 
Judenburg; Lobming, Lobmingberg des Bezirkes 
Voitsberg; St. Ergidi bei Schwarzenſtein, 
Wöllau des Bezirkes Windiſchgraz; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Stadt 
Pettau des Bezirkes Pettau; Alfenz, Kindberg, 
des Bezirkes Bruck an der Mur; Groß, 
St. Florian, Grünau des Bezirkes Deutſchlands⸗ 


berg; St. Stephan am Gebirge des Bezirkes 


Graz (Umgebung); Aigen, Irdning des Bezirkes 


Gröbming; Fohnsdorf, Judenburg, Knittenfeld 


des Bezirkes Judenburg; Kalwang, eee 

des Bezirkes Leoben; 

E. In Kärnten: 

wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein⸗ 

fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Anna- 

büchl, Ebenthal, St. Peter bei Klagenfurt des 

Bezirkes Klagenfurt (Umgebung); Sörg des 

Bezirkes St. Veit; Globosnitz, Moos, Loibach 

des Bezirkes Völkermarkt; 

) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Eberndorf des Bezirkes Völkermarkt; Feldkirchen, 
Mieger des Bezirkes Klagenfurt (Umgebung); 
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F. In Tirol und Vorarlberg: 

a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Oſſana, Fermenago des Bezirkes Cles; Tran— 
ſacya des Bezirkes Primiero; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Gries, 
Zwölfmalgreien des Bezirkes Bozen; Aſchenkirch 
des Bezirkes Schwaz. 


Gleichzeitig wird die k. k. gandesregterung in die 
Kenntnis geſetzt, daſs wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
politiſchen Bezirken Pettau und Rann (Steiermark), 
Gottſchee und Tſchernembl (Krain), ſowie Volosca 
(Küſtenland) nach Croatien⸗Slavonien verboten iſt. 


: Statthalterei ; 0 1 
Die k. k. Landesregierung wird unter Beziehung auf 


die hierortigen Kundmachungen vom 17. und 19. Juli, 
ſowie 16. Auguſt 1902, 38. 30012, 30576 
und 34534, eingeladen, mit der Verlautbarung dieſer 
Verfügung ſofort vorzugehen. 


Statthalterei 


Kundmachung der Statthalterei in Alten 
| vom 2. Auguſt 1902, 3. 80346, 
betreffend 


die Einfuhr von Klauenthieren aus Galizien nach 
Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Maul⸗ und Klauenſeuche in Galizien wird zur Ver— 
hinderung der Einſchleppung dieſer Seuche hiemit die 
Einfuhr von Klauenthieren aus dem politiſchen Be— 
zirke Brzesko nach Niederöſterreich unterſagt. 

Die Einfuhr von zur Schlachtung beſtimmten 
Rindern aus ſeuchenfreien Gemeinden des genannten 
Bezirkes nach Wien (St. Marx) iſt jedoch unter nach— 
ſtehenden Bedingungen geſtattet: 

1. Auf den betreffenden Viehpäſſen muſs die 
Seuchenfreiheit des Provenienzortes und der unbe— 
denkliche Geſundheitszuſtand der Thiere von einem 
behördlichen Thierarzte beſtätigt ſein. 

2. Die Viehwaggons, in welchen Aab 
Rinder verladen worden ſind, müſſen in der gleichen 
Weiſe mit der Aufſchrift „ſeuchenverdächtige 
Thiere“ bezettelt werden, wie die Waggons, welche 
lungenſeucheverdächtiges Vieh zur Einfuhr nach dem 
Wiener Centralviehmarkt (Contumazplatz) bringen. 

3. Darf derartiges Vieh zur Vermarktung 
nur am Freitage jeder Woche zugeführt werden. 

4. Die Ausladung dieſer Thiere hat am unteren 
Theile der Viehrampe zu geſchehen und ſind dieſelben 
nach vorausgegangener thierärztlicher Unterſuchung, 
wenn ſie geſund befunden werden, nach den Stallungen 
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des St. Marxer Schlachthauſes auf dem kürzeſten 


Wege über den Contumazplatz und durch das von 


dort nach dieſem Schlachthauſe führende Thor abzu— 
treiben; nach Beendigung des Triebes iſt die be— 
treffende Wegſtrecke zu reinigen und zu desinficiren. 

5. Bei der Ausladung und dem Triebe dieſer 
Rinder iſt ſich eines beſonderen Perſonales zu bedie— 
nen, welches in den übrigen Marktabtheilungen 
abſolut keine Verwendung findet und nach beendigter 
Ausladung ſolcher Thiere unter thierärztlicher An— 
leitung und Überwachung der gründlichſten Reini— 
gung und Desinfection zu unterziehen iſt. 

Zu dieſem Zwecke iſt das betreffende Perſonale 
in der gleichen Weiſe, wie das bei der Desinfection 
der Viehwaggons zu verwendende Arbeiterperſonale 
gemäß $. 9 der Durchführungsverordnung zum Ge— 
ſetze vom 19. Juli 1879, R. G. Bl. Nr. 108 und 
109, mit einem beſonderen Überkleid (Zwilch) zu 
verſehen. 

6. Die e Thiere ſind am Samstage 
in der Zeit von 9 bis 2 Uhr auf dem Contumazyplatze 
zu vermarkten und dann in die Schlachthäuſer Gum— 
pendorf, Meidling und Hernals mittels Pferde— 
geſpanne abzuführen und dort in den ausſchließlich 
hiefür beſtimmten Stallabtheilungen (Contumazſtall ) 
unterzubringen. 

Die zur Überführung beſtimmten Wägen müſſen 
unter allen Umſtänden noch vor dem Verlaſſen 
des betreffenden Schlachthauſes unter thierärztlicher 
Überwachung der vorſchriftsmäßigen Reinigung und 
Desinfection unterworfen werden. 

Der Vollzug dieſer Desinfection iſt in der im 
bezogenen Geſetze vorgeſchriebenen Weiſe zu be— 
ſcheinigen. 

7. Die an demſelben Tage nicht abgeführten 
Rinder find unbedingt in das St. Marxer Schlacht- 
haus abzutreiben und dortſelbſt der Schlachtung 
zuzuführen. 

8. Sämmtliche Rinder ſind überhaupt innerhalb 
der Bezugswoche zu ſchlachten. 

9. Der directe Bezug von Schlachtrindern aus 
den in Rede ſtehenden, wegen Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche geſperrten Gebieten ſeitens der Fleiſchhauer in 
Wien iſt unter Einhaltung der diesfalls beſtehenden 
Vorſchriften zuläſſig. 

Hinſichtlich der veterinärpolizeilichen Behand— 
lung der aus nicht geſperrten Bezirken Galiziens nach 
Niederöſterreich eingeführten Zucht-, Nutz- und 
Schlachtſchweine haben die Beſtimmungen der hier— 
ämtlichen Kundmachung vom 12. December 1901, 
8. 115122, Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
tranſitverkehr von Thieren der bezeichneten Gattungen 
aus den genannten Bezirken durch Niederöſterreich 
nicht berührt. 

Übertretungen obiger, am 5. Auguſt 1902 in 
Kraft erwachſenden Anordnungen werden nach dem 
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Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 

Außerdem finden hinſichtlich der vorſchrifts— 
widrig eingebrachten Viehtransporte die Beſtimmun⸗ 
gen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, und der dazugehörigen Durch— 
führungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36, Ans 
wendung. 

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 6. Auguſt 1902, 3. 81800, 


betreffend . 


das Verbot der Einfuhr von Schweinen aus mehre⸗ 
ren Bezirken Mährens uach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Mähren und wegen erfolgter Ein— 
ſchleppung dieſer Seuche nach Niederöfterreich findet die 
Statthalterei unter Behebung ihrer Kundmachung 
vom 12. Juni 1902, 3. 71660, die Einfuhr von 
Schweinen aus den politiſchen Bezirken Littau, 
Mähriſch⸗Budwitz und Olmütz (Stadt und Land) in 
Mähren nach Niederöfterreich zu verbieten. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand⸗ 
lung der aus den nicht geſperrten Bezirken Mährens 
eingeführten Schweine haben außer den in Betreff 
des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen Vorſchriften 
die Beſtimmungen der hierämtlichen Kundmachungen 
vom 3. und 10. April 1902, 33. 32107 und 36741, 
Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn— 
Tranſitverkehr von Schweinen aus Mähren durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen dieſer mit 10. Auguſt 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Atatthalterei in Trieſt 
vom 6. Auguſt 1902, 3. 20684, 


betreffend 
Beſchränkungen im Schweineverkehre für den Bezirk 
Capodiſtria. 
Wegen Auftretens der Schweinepeſt im Bezirke 
Capodiſtria findet die k. k. Statthalterei auf Grund 


der Beſtimmungen des $. 3 des Thierſeuchengeſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, den poli⸗ 
tiſchen Bezirk Capodiſtria gegen die Ein- und Ausfuhr 
von lebenden Schweinen abzuſperren, ſowie die Ab- 
haltung von Schweinemärkten in dieſem Sperrgebiete 
zu unterſagen. 

Übertretungen dieſer am 12. Auguſt 1902 in 
Wirkſamkeit tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet. 


Kundmachungen der Statthalterei in 
Zara, 
betreffend 


Beſchränkungen des Borſtenviehverkehres in den 
Gerichtsbezirken St. Pietro della Brazza, Trau und 
Spalato. 


Kundmachung nom A. Auguſt 1002, 
J. 26617. 

Nachdem in mehreren Ortſchaften der Inſel 
Brazza die Schweinepeſt bei einigen am Markte in 
Trau gekauften Schweinen amtlich conſtatirt wurde, 
findet die Statthalterei die Ein- und Ausfuhr von 
Schweinen nach, beziehungsweiſe aus den Gerichts— 
bezirken St. Pietro della Brazza und Trau zu ver- 
bieten, ſowie die Abhaltung von Schweinemärkten in 
denſelben zu unterſagen. 

Die vorliegende Kundmachung tritt ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung nom 9. Auguſt 1902, 
Z. 26799. 

Nachdem die Schweinepeſt in mehreren Ort⸗ 
ſchaften der Inſel Brazza nicht nur bei auf dem 
Markte Trau erworbenen Schweinen, ſondern auch 
bei ſolchen, die vom Markte von Spalato ſtammen, 
amtlich conſtatirt wurde, findet die Statthalterei die 
Ein⸗ und Ausfuhr von Borſtenthieren aus dem Ge⸗ 
richtsbezirke Spalato zu verbieten und die Abhal- 
tung von Schweinemärkten dortſelbſt zu unterſagen. 

Die vorliegende Kundmachung tritt ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung der 1 in 
Czernowitz vom 11. Auguſt 1902, 
3. 1000 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der an⸗ 
ſteckenden Thierkrankheiten in Rumänien findet die 


* 
4 


5 


— 


70 


M d e SE 
5 r 8 e 
x 5 2 2 ’ ‚ 


k. k. Landesregierung vom 16. Auguſt 1902 ange 


fangen zu unterſagen: 

Wegen des Beſtandes der 

1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein- und 
Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den rumäniſchen 
Diſtricten Botuſchani, Conſtantza, Covorlui, 
Dambovita, Falciu, Gorj, Jaſſy, Mehedinti, 
Neamtu, Roman, Suceava, Tutova, Tulcea 
und Vaslui; 

2. Schafpockenſeuche die Ein- und Durch- 
fuhr von Schafen aus den rumäniſchen Diſtricten 
Botuſchani, Dorohoi, Ilfov, Vaslui und 
Vlasca. 

Aus den hier namentlich nicht angeführten 
übrigen Diſtricten Rumäniens iſt die Ein- und Durch— 
fuhr von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen 
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Beobachtung der vorgeſchriebenen veterinärspolizei- 
lichen Anordnungen, jedoch nur mittels Eiſenbahn 
über das k. k. Hauptzollamt Itzkany-Bahnhof geſtattet. 

Das mit der hieramtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, 3. 25995, verlautbarte Verbot 
der Ein⸗ und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 

Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 23. Juli 1902, 3. 20080, mit 
dem Beifügen, die allgemeine Verlautbarung, dajs 
Übertretungen dieſer Kundmachung nach den Beſtim— 
mungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung jener des §. 46 
des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes werden geahndet 
werden. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Überficht der Beſchränkungen und Ver— 
bote im Viehverkehre der im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreiche und Länder mit den 
Ländern der ungariſchen Krone, dem Occupa— 
tionsgebiete und einigen Auslandsſtaaten.) 


In gleicher Weiſe, wie dies im vorigen Jahre“) 


geſchehen iſt, erfolgt nunmehr an anderer Stelle der 
heutigen Nummer eine überſichtliche Zuſammenſtel— 
lung der den Viehverkehr aus und nach den, reſpective 
durch die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder regelnden Vorſchriften, inſoweit Beſchrän— 
kungen und Verbote in Betracht kommen. Die 
Überſicht iſt nach dem Stande vom 15. Auguſt d. J. 
verfajst und ſoweit eben keine Veränderungen 
eingetreten ſind, der Anordnung des Stoffes und 
dem Inhalte nach der vorjährigen Zuſammenſtellung 
gleichgehalten. Damit wird den Intereſſentenkreiſen 
einerſeits die Möglichkeit zu einem Vergleiche, ander— 
ſeits der hinſichtlich des Viehbezuges und Vieh— 
abſatzes nothwendige Behelf zur Information geboten 


und ſchließlich die ſeinerzeitige Zuſage eine diesbezüg—⸗ 


liche ſtändige Rubrik im „Beiblatte für die Ange— 
legenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung“ zu 
ſchaffen eingelöst. 


(Der Außenhandel der Monarchie mit 
Schlachtvieh und Fleiſch im erſten Halbjahre 
1902.) Die Ergebniſſe des Viehexportes der Mon- 
archie im erſten Semeſter dieſes Jahres, welche hier 
zum Vergleiche mit den correſpondirenden Daten des 
Vorjahres herangezogen werden, weiſen eine ent— 
ſchieden günſtige Geſtaltung auf. Nachdem ſchon in 
den letztvorhergegangenen Jahren wieder allmählich an— 


*) „Beiblatt“ Nr. 17 ex 1901, S. 183-188. 


ſteigende Exportziffern zu beobachten waren, zeigt die 
Vieh- und Fleiſchausfuhr im abgelaufenen erſten 
Halbjahr eine recht anſehnliche Steigerung gegen den 
gleichen Zeitabſchnitt des Vorjahres. Den vom ſtatiſti— 
ſchen Departement im k. k. Handelsminiſterium ver— 
öffentlichten diesbezüglichen Daten iſt zu entnehmen, 
daſs die Ausfuhr von Schlachtvieh in der Zeit 
vom Jänner bis Juni d. J. eine Zunahme von 
10,083.864 K dem Handelswerte nach und um 
61.621 Stück gegenüber dem erſten Halbjahre 1901 
erfahren hat. Bemerkenswerterweiſe hat der Export 
im Juli d. J., über deſſen Ergebniſſe auch bereits 
ſtatiſtiſche Daten vorliegen, auf welche aber dermalen 
hier des Näheren nicht eingegangen wird, neuerdings 
zugenommen. Die Exportſteigerung dem Handels— 
werte und der Stückzahl nach wurde faſt ausſchließlich 
durch die vermehrte Ausfuhr von Rindern erreicht. 
Wohl ſind auch diesmal wieder Schafe in größerer 
Anzahl wie in der Vergleichsperiode des Vorjahres 
ausgeführt worden, das Wertergebnis ſteht aber weit 
hinter dem der Rinderausfuhr und gegen den Schaf— 
export früherer, nun ſchon ziemlich weit zurückliegen— 
den Zeitperioden, zurück. Die Ausfuhr von Schweinen, 
ohnehin durch die beſtehenden Sperren auf ein äußerſt 
minimales Quantum beſchränkt, weist im letzten 
Halbjahre noch eine weitere Verringerung auf. Inſo— 
weit iſt in letzterer Hinſicht eine Beſſerung eingetreten, 
daſs innerhalb der nun ſchon ſeit einiger Zeit zu 
beobachtenden Steigerung des Fleiſchexportes, ſpeciell 
die Ausfuhr von Schweinefleiſch das Hauptcon— 
tingent bildet, worin eben ein theilweiſer Erſatz für 
den Ausfall an lebenden Schweinen zu erblicken iſt. 
Im letztverfloſſenen Halbjahre iſt eine Zunahme 
der Fleiſchausfuhr um 4,745.051 K dem Han— 
delswerte und 37.590 Metercentner dem Gewichte 


der Waren nach gegen die Vergleichsperiode erfolgt. 
Die anſchließende tabellariſche Zuſammenſtellung ent— 
hält die näheren Details über die Ergebniſſe der 
Vieh- und Fleiſchausfuhr im J. Semeſter dieſes und 
des vorigen Jahres: 

Vieh- und Fleiſchausfuhr Jänner — Zuni. 


Handelswert in Kronen Stückzahl 


f 


Differenz 


einheit 


1901 1902 1901 1902 


Mengen⸗ 


37.372 
3.056 
16.615 
12.927 
6.870 
34.167 
138 
4.230 
379 
7.998 
104 


123.856 


43.487 ＋ 7. 
4.871[＋ 1. 
28.595 11.980 
17,107|+ 4.180 
12.778|+ 5.908 
63,.115[428. 948 
146] + 8 
8.242|+ 4.012 
360I— . 19 
6.681 — 1.317 
951 — 2 


185.4774 ＋61.621 


Ochſen .. 455 
Stiere 
Kühe FE 
Jungvieh e 
Kälber. 
Schafe. 
Ziegen 
Lämmer 
Hitze 
Schweine . 
Spanferkel 


Schlachtvieh 


20,554.600 
1,405.760 
5,649.100 
2,779.305 

480.900 
615.006 
2.208 
23.688 
3.032 
719.820 
1.248 


23,889.760 
2,240.660 
9,537.830 
3,914.020 

894.460 
1,136.070 
2.336 
46.155 
2.880 
653.220 
1.140 


32,234.667 42,318.531 


Metercentner | 


13.013] 48.759] 735. 746 
7.842 ＋ 1.775 


Fleiſch: 
friſches .. 
zubereitetes 
Fleiſch⸗ 

würſte 


123 
200 


1,600.599 
1,213.400 


5,978.920 
1,568.400 
69 


40.290 3061 


170 52.020 
Fleiſch⸗ 


waren . 


7,599.340 19.317 56.9077 37.590 


2,854.289 


Über die Ergebniſſe unſerer Viehausfuhr während |- 


des verfloſſenen Halbjahres den einzelnen Abſatz— 
gebieten nach, gibt die folgende Zuſammenſtellung 
manche für die Fachkreiſe recht wertvolle und be— 
lehrende Aufſchlüſſe. Derſelben iſt zu entnehmen, daſs, 
nach wie vor, das Deutſche Reich ausſchlaggebend 
für unſeren Abſatz an Rindern iſt. In ziemlich 
gleichem Verhältnis war dasſelbe auch Abſatz— 
gebiet für den geſammten Fleiſchexport der Monarchie. 
An zweiter Stelle, aber in ungleich geringerem Maß⸗ 
ſtabe kommt noch die Schweiz für unſere Rinder- 
und Fleiſchausfuhr in Betracht; dahin ſind auch 
lebende Schweine exportirt worden. Schließlich iſt 
noch Italien als Aufnahmsgebiet für Rinder und 
Schweine in unerheblicher Zahl zu erwähnen. Das 
Gros des Schafexportes nahm Frankreich auf; an 
zweiter Stelle Rumänien, wobei es ſich hauptſächlich 
um Grenzverkehr handeln dürfte. Anſchließend ſind die 
Schweiz, Belgien und Deutſchland zu nennen. 


Viehausfuhrnachbſatzgebieten im I. Halbjahr 1902. 


Rinder | Schweine | Schafe 
Länder SS ĩ²ĩ Ze 
Stückzahl 
Deutſchland 101.037 13 1.477 
Schweiz . 4.260 6.380 8.810 
Frankreich. — — 37.348 
Italien 1.027 371 66 
Rumänien 323 — 21.536 
Belgien . — — 2.621 


Die Einfuhr von Schlachtvieh hat im erſten 
Halbjahr 1902 gleichfalls eine Zunahme erfahren. 
Dieſelbe iſt ausſchließlich auf den vermehrten Import 
von Schweinen zurückzuführen, während die Rinder⸗ 
und Schafeinfuhr zurückgegangen iſt. Die Plusdifferenz 


beträgt 3,837.282 K dem Handelswerte nach und 


18.624 Stücke. Gleichzeitig iſt auch der Fleiſch⸗ 
import, wenn auch nur um den Betrag von 
246.352 K Handelswert und 1622 Metercentner 
der Vergleichsperiode gegenüber geſtiegen. Die an⸗ 


ſchließende Tabelle enthält über die Vieh- und Fleiſch⸗ 


einfuhr die näheren Daten: 
Vieh- und Fleiſcheinfuhr Jänner — Zuni. 


Handelswert in Kronen Stückzahl 
Pr 8 Differenz 
= 8 1901 1902 1901 1902 
2 2 

Ochſen . 356 155.216 1.660 436 7 
Grenz⸗ 

begünſtigt 

a. Serbien 1950 2,328.300) 2,419.610 11.940 12.294 
Stiere 300] 167.100 156.900 557 523] — 
Kühe 160 218.880 191.520] 1.3680 1.197 
Fungvieh . 198 52.668 10.890 266 551 — 
Kälber 52 125.372 31.096] 2.411 5981 — 1.813 
Schafe 15 38.460 25.440] 2.564 1.696 
Biegen . 12 7.104 5.532 592 461 
Lämmer. 6 17.646 13.758] 2.941] 2.2931 — 
Kitz 4 22.436 20.4721 5.609] 5.1181 — 
Schweine. 90) 4,309.650| 8,410.100| 47.885 71.523723. 638 
Spanferkel 12 26.268 19.404] 2.189] 1.6174 — 
Schlachtvieh“ — 7,469. 10011,306.382J 78.758 97.382 18.624 

Fleiſch: Metercentner 
friſches . 74 1,485.550) 1,741.902J 20.075] 21.738 
zubereitetes 170 179.010 189.210] 1.053] 1.113I 
Fleiſch⸗ 

würſte 200 245.400 225.200] 1.227 1.1261 — 
Fleiſch⸗ 

waren . — 1,909.960| 2,156.3 12] 29.355] 23.977 ＋— 1.622 


Als Importland für Vieh und Fleiſch, das nach 
Oſterreich-Ungarn eingebracht wird, kommt als aus⸗ 
ſchlaggebend an allererſter Stelle Serbien in Be⸗ 
tracht; von dort wurden im abgelaufenen Halbjahr 
13.721 Rinder, 71.339 Schweine, 3887 Schafe und 


20.219 Metercentner friſches Fleiſch eingeführt. Aus 


Deutſchland wurden 740 Stück Schlachtthiere, aus 
Italien 284 Stücke, aus Rumänien circa 900 


Schafe importirt. Endlich figurirt auch Montenegro 


mit rund 5000 Schafen und Ziegen und 1500 
Schweinen auf der Liſte der Einfuhrländer. 


(Veterinär-polizeiliche Regelung des 
Viehſchneidegewerbes in Schleſien.) Mittels 
Kundmachung der Landesregierung vom 24. Juli 
1902, 3. 9750, wurden veterinär-polizeiliche Ver⸗ 
fügungen hinſichtlich der Ausübung des Viehſchnittes, 
auf Grund der SS. 3 und 14 des allgemeinen Thier⸗ 
ſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 


Nr. 35, getroffen, behufs thunlichſter Hintanhaltung 


der Verſchleppung anſteckender Thierkrankheiten durch 
Perſonen, welche an landwirtſchaftlichen Hausthieren 
die Caſtraction gewerbsmäßig ausüben. — Ahnliche 


8 
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Vorſchriften wie die vorliegenden find bereits von den 
Statthaltereien in Lemberg und Brünn, *) ſowie den 
Landesregierungen in Klagenfurt“) und Czernowitz“) 
erlaſſen worden. 


(Veterinärmaßnahme der bosniſchen 
Landesregierung gegen die Einfuhr von 
Klauenthieren aus Serbien.) Mit Rückſicht auf 
das amtlich conſtatirte Auftreten der Maul- und 
Klauenſeuche im ſerbiſchen Kreiſe Krajna wurde die 
Landesregierung für Bosnien und Hercegovina unter 
dem 2. Auguſt l. J. vom „Gemeinſamen Miniſterium“ 
telegraphiſch angewieſen, in Vardiſte der alleinigen 


Vieheintrittsſtation für zur Einfuhr nach Bosnien und 


Hercegovina beſtimmten Viehes ſerbiſcher Provenienz, 
außer der auch gegenwärtig prakticirten commiſſionellen 
Beſchau, eine achttägige thierärztliche Beobachtung 
des aus Serbien zur Einfuhr gelangenden geſammten 
Klauenviehes ſerbiſcher Herkunft einzuführen. 
(Beſtimmungen über die Ausfuhr von 
Hornvieh, Schafen und Schweinen in ge— 
ſchlachtetem Zuſtande aus Dänemark.) Die durch 
Bekanntmachung des Landwirtſchaftsminiſteriums vom 


15. Juli 1901 getroffenen diesbezüglichen Beſtim— 


mungen, welche am 15. September 1901 **) in Kraft 


getreten ſind, haben folgende Anderungen erfahren: 


„Wenn Abfall von Hornvieh und Schafen in 
friſchem oder ſchwachgeſalzenem Zuſtande oder von 
Schweinen in friſchem Zuſtande nach vorausgegangener 
Bearbeitung auf einer von der Schlachtſtelle verſchie— 
denen Stelle ausgeführt werden ſoll, ſoll es dem zu— 
ſtändigen aufſichtführenden, von dem Polizeimeiſter 
bevollmächtigten Thierarzt erlaubt ſein, für die ſo zu— 
bereiteten oder bearbeiteten Waren ungeachtet deſſen, 
daſs er gemäß der Beſtimmung in §. 4, Abſchnitt J, 
der vorerwähnten Bekanntmachung vom 15. Juli v. J. 
das betreffende Thier nicht bei oder unmittelbar nach 
der Schlachtung beſichtigt hat, das in §. 3 der Be— 
kanntmachung erwähnte Atteſt unter folgenden Be— 
dingungen auszuſtellen: 

1. Daſs von dem auf der Schlachtungsſtelle auf- 
ſichtführenden, von dem Polizeimeiſter bevollmächtigten 
Thierarzt ein mit genauer Angabe der Art und 
Menge des betreffenden Schlachtabfalls verſehenes 
Atteſt darüber vorgelegt wird, daſs er den Abfall be— 
ſichtigt und zum Genuſs für Menſchen geeignet be— 
funden hat, und daſs die Beſichtigung des Schlacht- 
thieres von ihm unter Beachtung der in §. 4, Ab— 
ſchnitt I, vorgeſchriebenen Regeln vorgenommen iſt; 

2. dass der Abfall von der Schlachtſtelle zur 
Zubereitungsſtelle unter privatem Siegel und Plombe 
des Thierarztes überführt wird. 

Zu dem von dem Thierarzt auf der Schlacht— 
ſtelle auszuſtellenden Atteſt dürfen die in der mehr— 


) „Beiblatt“ Nr. 23 ex 1901, S. 262; Nr. 2 ex 
1902, S. 13: Nr. 21 ex 1902, S. 246. 
**) „Beiblatt“ Nr. 31 ex 1901, S. 359. 
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erwähnten Bekanntmachung vom 15. Juli v. J. be⸗ 
ſchriebenen Ausfuhrblankettes nicht benutzt werden, 
ebenſowenig dürfen die darin erwähnten Plomben 
dabei verwendet werden: 

Dieſe Anordnung tritt ſofort in Kraft.“ 

(Verbot der amerikaniſchen Schweine 
fleiſcheinfuhr nach Frankreich.) Gemäß einer 
Verfügung des Miniſters für Landwirtſchaft vom 
9. Juni 1899 iſt die Einfuhr von friſchem Schweine— 
fleiſch in gefrorenem Zuſtande aus Amerika nach 
Frankreich verboten worden. Durch eine neue vom 
19. Februar d. J. datirte Verfügung des franzöſiſchen 
Landwirtſchaftsminiſters iſt nun das Einfuhrverbot 
überhaupt auf friſches Schweinefleiſch amerikaniſcher 
Provenienz erſtreckt worden. 

(Veterinäre Verhältniſſe auf der Inſel 
Kreta.) Einem Berichte des k. und k. Conſulates in 
Kanea an unſer Miniſterium des Außern iſt zu ent— 
nehmen, daſs der Conſul am 5. Juni d. J. beim 
Obercommiſſär Audienz nahm, um die Aufmerkſamkeit 
der kretenſiſchen Regierung auf die Veterinärverhält— 
niſſe dieſer Inſel zu lenken, die noch immer vieles zu 
wünſchen übrig laſſen, obwohl die kretenſiſche Regie— 
rung bereits im October v. J. das bindende Ver— 
ſprechen gegeben hat, diesbezüglich radicale Abhilfe 
zu ſchaffen. 

(Rinderpeſt in der Türkei.) Einem Bericht 
der k. und k. Botſchaft in Conſtantinopel vom 
11. Auguſt d. J. iſt zu entnehmen, dajs in zwei 
Dörfern des Vilajets Alepo die Rinderpeſt im 
Monate Juli aufgetreten iſt. Die Statthaltereien in 
Trieſt und Zara ſind hievon in Kenntnis geſetzt 
worden mit dem Bemerken, dem Verkehr mit Vieh 
und thieriſchen Rohproducten in den bedrohten 
Gegenden die größte Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

(Maßnahmen zur Bekämpfung der Rin⸗ 
derpeſt in Transkaukaſien.) Nachdem ſchon im 
Jahresbericht pro 1901, den das k. und k. Conſulat 
in Tiflis erſtattet hatte, darauf hingewieſen worden 
war, daſs die Rinderpeſt in der Berichtsperiode an 
Intenſität zugenommen und ganz beſonders im 
Gouvernement Baku ſich zu einer wahren Land- 
plage geſtaltet habe, wird in neueren Conſularberichten 
(Juli d. J.) auf die fortdauernde Verbreitung dieſer 
Viehſeuche und die zur Bekämpfung derſelben ergriffe— 
nen Maßnahmen aufmerkſam gemacht. In den neueren 
Berichten wird mitgetheilt, es werde heuer, da ſich 
ſämmtliche zur Ausrottung der Rinderpeſt bisher 
ergriffenen Maßnahmen und ſogar ſo koſtſpielige (h wie 
die zwangsweiſe Abtödtung der kranken Thiere mit theil— 
weiſer Entſchädigung der Beſitzer als reſultatlos 
erwieſen habe, im großen Stile der Verſuch gemacht, 
die Seuche durch Serumtherapie zu bekämpfen, zu 
welchem Zwecke namhafte Credite eröffnet worden 
ſind. Das Serum wird aus Tſhita (in Sibirien) nach 
dem Kaukaſus gebracht. Viele Tauſende von Rindern 
ſind bereits inoculirt worden. (Diejem Verſuch gegen— 
über erſcheint eine ſehr ſkeptiſche Auffaſſung geboten.) 
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Concursausſchreibungen. 


„ a a En San LE A a a a ei ers 
Pr NE N TE ET ee 1 


* 1 


Es gelangt zur Beſetzung: 


In Oberöſterreich, die erledigte Stelle eines Bezirks- 
thierarztes in Linz oder eine andere im Überſetzungswege 
frei werdende Bezirksthierarztensſtelle der X. Rangsclaſſe, 
eventuell eine Veterinär-Aſſiſtentenſtelle mit einem jähr- 
lichen Adjutum von 1200 K. Bewerber um dieſe Stelle 
haben ihre mit dem Diplome eines Thierarztes und dem 
Zeugniſſe über die im Sinne der Miniſterialverordnung vom 
21. März 1873, R. G. Bl. Nr. 37, mit günſtigem Erfolge 


abgelegte Prüfung, ferner mit den Nachweiſen über abſol⸗ 


virte Vorſtudien und über die bisherige Verwendung belegten 
Geſuche, und zwar, wenn ſie bereits im öffentlichen Sani⸗ 
tätsdienſte angeſtellt ſind, im Wege ihrer vorgeſetzten Be⸗ 
hörde bis längſtens 15. September 1902 beim Statt⸗ 
halterpräſidium in Linz einzubringen. Bewerber um die 


Veterinär-Aſſiſtentenſtelle haben außer den vorbezeichneten 


Nachweiſen noch den Geburtsſchein, den Nachweis über die 
öſterreichiſche Staatsangehörigkeit und ein amtsärztliches 
Zeugnis über die phyſiſche Eignung beizubringen. 


Beſchränkungen und Verbote im Diehverkehr 


zwiſchen den 


— 


im Reichsrathe vertretenen Rünigreichen und Tändern einerſeits und den Ländern 
der ungariſchen Krone, dem Drrupationsgebiete und einigen Auslandsſtaaten 
anderſeits. | 


(berſicht nach dem Stande vom 15. Auguſt 1902.) 
I. Ein- und Durchfuhr. 


Für dieſen Verkehr find die Vorſchriften des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, des Geſetzes zur Abwehr und 

Tilgung der Rinderpeſt vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 37, ſowie die bezüglichen Durchführungsvorſchriften maßgebend, ſoweit nicht die mit 

einzelnen Staaten getroffenen Übereinkommen beſondere Beſtimmungen enthalten. Solche Übereinkommen find in Geltung: Mit dem Deutſchen 

Reiche vom 6. December 1891, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892; mit Italien vom 7. December 1887, R. G. Bl. Nr. 148, erneuert 6. December 1891, 
R. G. Bl. Nr. 17 ex 1892; mit Serbien vom 8. Auguſt 1892, R. G. Bl. Nr. 106 ex 1893. 


Bulgarien. 


Mit Rückſicht auf das ſeitens der königlich ungariſchen Regierung erlaſſene Verbot der Ein⸗ und Durch⸗ 
fuhr von Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen nach, beziehungsweiſe durch Ungarn erſcheint die Ein⸗ 


fuhr dieſer Thiergattungen aus Bulgarien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 


ausgeſchloſſen. 


Dänemark. 


Eine eventuelle Durchfuhr durch Ruſsland iſt nicht geſtattet. Note des Miniſteriums des Innern an das 
k. und k. Miniſterium des Außern vom 5. November 1899, 3. 24866.) 


England. 


Verboten iſt die Ein- und Durchfuhr von Wiederkäuern: ? 


aus den englischen Beſitzungen Oſt-Afrikas. (Circular der Seebehörde in Trieſt vom 3. Juni 1900, Z. 6907.) 


Italien. 


Verboten iſt die Einfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen nach: 


Salzburg (Lan desregierungs-Kundmachung vom 10. December 1898, 3. 13574); 
Kärnten (Landesregierungs-Kundmachung vom 7. December 1898, Z. 16125); 
Krain (Landesregierungs-Kundmachung vom 24. Jänner 1899, Z. 1314); 
Dalmatien (Statthalterei-Kundmachung vom 7. December 1898, Z. 35498). 


Von Rindern, Schafen und Ziegen nach: 


dem Küſtenlande (Statthalterei-Kundmachung vom 8. December 1898 und 24. Jänner 1899, 38. 25710 
und 1777); (Einfuhr von Schlachtrindern aus der Provinz Udine nach Trieſt [Schlachthaus] bedingungsweiſe 
geſtattet. Statthalterei-Kundmachung vom 5. Juni 1902, 3. 14475); 

Tirol-Vorarlberg (Statthalterei-Kundmachung vom 29. März 1901, 3. 13108). 


Von Schweinen nach: 


dem Küſtenlande (Statthalterei⸗Kundmachung vom 10. September 1895, 3. 18167); 
Tirol⸗Vorarlberg (Statthalterei-Kundmahung vom 8. Juli 1895 und 13. Juli 1900, 33. 16957 
und 26728). 


Beſchränkt iſt die Einfuhr von Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen nach: 


Niederöſterreich auf die Schlachthäuſer von Wien und Wiener⸗Neuſtadt (Statthalterei-Kundmachung vom 
6. December 1898, Z. 113354); 

Oberöſterreich auf das Schlachthaus in Linz (Statthalterei-Kundmachung vom 16. April 1901, Z. 6744); 

Steiermark auf die Schlachthäuſer von Graz und Leoben (Statthalterei-Kundmachung vom 4. December 
1898, 3. 38542); 

Böhmen auf die Schlachthäuſer von Prag⸗Holeſchowitz, Budweis, Teplig-Settenz und Laun (Statthalterei⸗ 
Kundmachung vom 6. December 1898, Z. 194974); g 

Mähren auf die Schlachthäuſer von Mähriſch⸗ Oſtrau und Brünn (Statthalterei-Kundmachung vom 5. und 
12. December 1898, 38. 47254 und 51068). 


Deutſches Reich. 
Verboten iſt: 


die Ein⸗ und Durchfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Rindern aus den jeweilig durch 
Lungenſeuche verſeuchten Regierungsbezirken. Die bezüglichen Verlautbarungen erfolgen in der „Wiener 
Zeitung“, im „Beiblatte des Verordnungsblattes des Miniſteriums des Innern“ und in der Amtszeitung der 
politiſchen Landesbehörden. 


Occupationsgebiet (Bosnien und Hercegovina). 
Bezüglich des Viehverkehres aus dem Occupationsgebiete ſind maßgebend die nach dem wechſelnden Stande der 


Thierſeuchen über Weiſung des Miniſteriums des Innern von den einzelnen Landesbehörden erlaſſenen 
Beſchränkungen und Verbote. 


BNumänien. 


Verboten iſt die Ein⸗ und Durchfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Rindern: 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Miniſterialverordnung vom 17. December 
1881, R. G. Bl. Nr. 143.) 
Von Schweinen: 


nach der, beziehungsweiſe durch die Bukowina. (Kundmachung der Landesregierung in Czernowitz vom 
15. December 1898, Z. 25995.) 


Beſchränkt iſt die Einfuhr von Schafen und Ziegen. 


Mittels der Eiſenbahn über das k. k. Hauptzollamt er Sn (Miniſterialverordnung vom 20. Juni 
1894, R. G. Bl. Nr. 115, und 12. Juli 1895, R. G. Bl. Nr. 99. 

Weitere Beſchränkungen in der Ein- und Durchfuhr aus den 1 Diſtricten nach der, beziehungsweiſe 
durch die Bukowina erfolgen nach dem jeweiligen Stande der anſteckenden Krankheiten dieſer Thiergattungen 
ſeitens der Landesregierung in Czernowitz. Die bezüglichen Verfügungen werden im „Beiblatte des Verord— 
nungsblattes des Miniſteriums des Innern“ und in der Amtszeitung der Landesregierung in Czernowitz 
verlautbart. 


Nufsland. 


Verboten iſt die Ein- und Durchfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Rindern: 


nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Miniſterialverordnung vom 17. December 
1881, R. G. Bl. Nr. 143.) 


Von Schafen: 12 


nach, beziehungsweiſe durch Galizien und der Bukowina. (Kundmachung der Statthalterei in Lemberg vom 
27. März 1892, 3. 24967, und der Landesregierung in Czernowitz vom 6. ce 1885, 3. 8891, und 
26. März 1892, 3. 4686.) 


Von Schweinen: 


98 beziehungsweiſe durch Galizien und der Bukowina. (Kundmachung der Statthalterei in Lemberg vom 
3. October 1885, 3. 61402, und der Landesregierung in Czernowitz vom 6. Auguſt 1885, Z. 8891.) 
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Serbien, 8 N 
Die zur Einfuhr gelangenden Thiere au e in Ungarn der el vorgehen ver 
Beobachtung in der Dauer von acht a u 


en it die Ein⸗ und Durchfuhr, iesichumgswce der Ciuteb von wunden, Scha en, 
Schweine: 


“nach, beziehungsweiſe durch Tirol⸗Vo karl erg, Salzburg, Oberöſterreich, Böhm e RS 
(Kundmachung der Landesbehörden in Innsbruck vom 9. November 1896, 2. 31413; Sal; 
21. Jänner 1894, 3. 652; Linz von 25. Jänner 1894, 1000; Ban: vom 18. Jänner 990 
und Brünn vom 26. Jänner 1894, 3. N 


Türkei (europäiſche, dann Anatolien und Syrien) di . 5 2 5 x 


Verboten iſt die Ein⸗ und Durchfuhr, beziehungsweiſe der Gintrieb von. binden, 
Schweinen: f 


nach, beziehungsweiſe durch das Küſtenland und Dalmatien. ee ber Stattha terei in in Trieſt 
2. und 9. December 1897, 3. 25611 und 26139, und in Zara vom 4. Nee 1897, 3 331 3168.) 


Tluugarn und Groatien-Blavonien. N 25 RN 


Für den Viehverkehr aus den Ländern der ungarii iſchen Krone ſind die Wehn u der kaiſerliche 
nung vom 21. September 1899, R. G. Bl. Nr. 176, und der Miniſterialserordnung vom 
1899, R. G. Bl. Nr. 179, maßgebend. Auf Grund dieſer Verordnungen werden nach 
Stande der Thierſeuchen in Ungarn und Eroatien-Stavonien die jeweiligen Verkehrsbeſchränk 
Verbote erlaſſen und periodiſch in der „Wiener Zeitung“, im „Beiblatte zu dem Verordnung lat 
k. k. Miniſteriums des Innern“ und in den Amtszeitungen der . . au HER ee 


A x x av N u 
d — 72 4 
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II. Ausfuhr. 


Für dieſen Verkehr ſind die thierſeuchengeſetzlichen Vorſchriften der bezüglichen Länder maßgebend, inſoferne derſelbe durch die Beſtimmungen eines 
beſonderen Viehſeuchen-Übereinkommens nicht eine weitergehende Regelung erfährt. Viehſeuchen⸗Übereinkommen find in Geltung: Mit dem 
Deutſchen Reiche vom 6. December 1891, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892; mit Italien vom 7. December 1887, R. G. Bl. Nr. 148, erneuert 
vom 6. December 1891, R. G. Bl. Nr. 17 ex 1892; mit Serbien vom 8. Auguſt 1892, R. G. Bl. Nr. 106 ex 1893. 


Belgien. 
Verboten iſt die Einfuhr von Rindern, Ziegen und Schweinen: 


aus ſämmtlichen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Belg. Ackerbauminiſterium vom 
28. März 1885.) 


Beſchränkt iſt die Einfuhr von Schafen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern auf den Verkehr mittels der Eiſenbahn aus⸗ 
ſchließlich nach den Beſtimmungsorten. (Mittheilung des Miniſteriums des Außern vom 22. November 
1892, Z. 46053.) 


Dänemark. 


Verboten iſt die Einfuhr von Wiederkäuern und Schweinen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Verordnung des däniſchen Ackerbauminiſteriums; 
Mittheilung des Miniſteriums des Außern vom 8. Juli 1896, Z. 30931). 


Deutſches Reich. 
Die Einfuhr von Rindvieh aus Oſterreich iſt beſchränkt: 


auf ſolche Thiere, welche nach öffentlichen, veterinärpolizeilich überwachten, den Zollbehörden der Grenz— 
übergangsſtellen beſonders bezeichneten Schlachthäuſern zur Schlachtung beſtimmt ſind. Dieſe Schlacht— 
häuſer ſind: Aachen, Altendorf (Rheinland), Amberg, Annaberg, Ansbach, Augsburg, Baden, Ballenſtedt, 
Bamberg, Barmen, Bautzen, Bayreuth, Bensheim, Berlin, Bernburg, Beuthen in O.-S., Bielefeld, Bochum, 
Brandenburg a. H., Braunſchweig, Bremen, Breslau, Brieg, Bromberg, Bunzlau, Butzow, Cannſtatt, Celle, 
Chemnitz, Colmar i. E., Darmſtadt, Deſſau, Dortmund, Döbeln, Dresden, Düſſeldorf, Duisburg (Reg. 
Bez. Düſſeldorf), Eiſenach, Eisleben, Elberfeld, Erfurt, Erlangen, Eſchwege, Eſſen, Esslingen, Forſt, Frank⸗ 
furt a. O., Frankfurt a. M., Freiberg i. S., Freiburg i. Sch., Freiburg im Breisgau, Fulda, Gebweiler, 
Gelſenkirchen, Gießen, Gleiwitz, Gmünd, Gneſen, Göppingen, Görlitz, Göttingen, Goldberg, Gotha, Greifs - 
wald, Grottkau, Grünberg, Guſtrow, Guhrau, Hagenau, Hamburg, Hagen i. W., Halberſtadt, Halle a. S., 
Hannover, Hainau, Heidelberg, Heidenheim, Herford, Hersfeld, Hildburghauſen, Hildesheim, Hirſchberg, Hof, 
Ingolſtadt, Inowrazlaw, Iſerlohn, Jauer, Jena, Karlsruhe, Kaiſerslautern, Kaſſel, Kattowitz, Kempten, 
Koblenz, Koburg, Köln a. Rh., Königshütte, Konſtanz, Koſchmin, Koſel, Koſten, Köthen, Kottbus, Krefeld, 
Kreuzburg in O.⸗S., Krotoſchin, Kulm, Landsberg a. W., Landshut, Lauban, Laufen, Leipzig, Lenneg, 
Leobſchütz, Liegnitz, Lindau, Lippſtadt, Liſſa i. P., Lübeck, Ludwigsburg, Ludwigluſt, Magdeburg, Mainz, 
Mannheim, Markirch, Meerane, Meiningen, Metz, Minden i. W., Mühlhauſen i. E., München, München⸗ 
Gladbach, Münden i. H., Münſter i. W., Myslowitz, Naumburg a. S., Neiſſe, Neumarkt i. Sch., Neurode, 
Neuſtadt i. O.⸗S., Neuwied, Nordhauſen, Nürnberg, Oberglogau, Offenbach, Oppeln, Oſterode a. H., Pader— 
born, Parchim, Paſſau, Pforzheim, Plauen, Plaſs, Poſen, Prenzlau, Rappoltsweiler, Ratibor, Regensburg, 
Reichenbach und Eule, Reichenbach i. V., Remſcheid, Reutlingen, Roſtock, Rudolfſtadt, Rybnik, Saalfeld, 
Sagan, Samter, Schneidemühl, Schwaan, Schweidnitz, Schwerin, Siegen, Solingen, Sonneberg, Sorau, 
Spandau, Spamberg, Sprottau, St. Ludwig, Staſsfurt, Stavenhagen, Stendal, Stolp, Stralſund, Strajs- 
burg i. E., Strehlen, Striegau, Stuttgart, Suhl, Sulz O.⸗S., Tarnowitz, Teterow, Thanu, Thorn, Torgau, 
Tuttlingen, Ulm, Waldenburg, Warburg, Waren, Weimar, Weizenfels i. Ty., Wiesbaden, Wismar, Witten, 
Wittenberge, Zabern, Zabrze, Zeitz, Zittau und Zwickau. 


— 
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Nutz⸗ und Zuchtvieh aus Oſterreich: 


darf nur in die bayeriſchen Grenzbezirke (Bekanntmachung des bayeriſchen Staatsminiſteriums des Innern 

vom 20. Februar 1893), ſolches der Montafuner Race aus Tirol oder Vorarlberg i in die württenbergi⸗ 
ſchen Grenzbezirke (Verfügung des württembergiſchen Miniſteriums des Innern vom 20. März 1893), dann 

Nutz⸗ und Zuchtvieh aus Ofterreich in die ſächſiſchen Grenzbezirke (Bekanntmachung des ſächſiſchen Mini⸗ 

ſteriums des Innern vom 22. December 1893) eingeführt werden. In Preußen iſt der Regierungs⸗ 

präſident zu Oppeln ermächtigt, Eingeſeſſenen ſeines Bezirkes die Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus den 

N geſperrten Landestheilen Oſterreichs zu geſtatten. 

Die Erlaubnis iſt auf eine den Verhältniſſen der Antragſteller entſprechende Anzahl von Rindvieh zu 

beschränken. Im übrigen wird die diesbezügliche Genehmigung auf Antrag des Betheiligten und des 

Regierungspräſidenten von Fall zu Fall durch den Miniſter für Landwirtſchaft ꝛc. ertheilt. 

Die Durchfuhr von Rind vieh und Schafen: 


durch das Reichsgebiet iſt zufolge Bundesrathsbeſchluſſes vom 31. März, iatehungsweife 7. Juli 1892, 
unter Vorbehalt der Anwendung der Controlbeſtimmungen auf Eiſenbahnen geſtattet. 

In den Bayeriſchen Grenzbezirken ſind den Wirtſchaftsbeſitzern bezüglich der Zurückbringung ihrer Schaf⸗ 
herden von öſterreichiſchen Alpen gewiſſe Erleichterungen gewährt. 


Verboten iſt derzeit die Einfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb: 


nach Preußen von Schafen: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Erlass des preußiſchen 
Miniſters für Landwirtſchaft ꝛc. vom 20. März 1893 an die Regierungspräſidenten der 
Grenzbezirke); k 
von Schweinen: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Erlaſs des preußiſchen Mini- 
ſters für Landwirtſchaft 2c. vom 10. Juni 1895 an die Regierungspräſidenten der Grenz⸗ 
bezirke.) 
Nach Bayern von Schafen: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Königl. bayeriſches Staats⸗ 
miniſterium des Innern vom 8. März 1893); 
von Schweinen: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Königl. bayeriſches Staats⸗ 
miniſterium des Innern vom 8. März 1893, 11. Februar 1894 und 10. Juni 1895.) 
Nach Sachſen von Schafen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Königl. Fall: Miniſterium 
des Innern vom 25. Februar 1893); 


von Schweinen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Königl. ſächſiſches Miniſterium 
des Innern vom 25. Februar 1893, 9. Febrnar 1894 und 25. Mai 1895.) 


Nach Württemberg von Schafen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Königl. Miniſterium des 
Innern vom 27. Februar 1893); 


von Schweinen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Gönigl. Miniſterium des 
Innern vom 27. Februar 1893, 9. und 10. Februar 1894 und 11. Juni 1895.) 


Nach Baden von Schafen und Schweinen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Königl. Ministerium des 
Innern vom 24. Februar 1893, beziehungsweiſe 9. und 11. Februar 1894 und 1. Juni 
1895.) 


Nach Elſaſs⸗Lothringen von Schafen und Schweinen: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Verordnung des Miniſteriums 
vom 26. Mai 1899.) 
England. 
Verboten iſt die Einfuhr von lebenden Thieren: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Engliſches Viehſeuchengeſetz vom 15. Juni 
1885.) 
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Erankreich. 


Verboten iſt die Ein- und Durchfuhr von Rindern, Ziegen und Schweinen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Verordnung des franzöſiſchen Ackerbau— 
miniſteriums vom 22. November 1889.) 


Beſchränkt iſt die Einfuhr von Schafen: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach dem Sanatorium La Villete. (Verord— 
nung des franzöſiſchen Ackerbauminiſteriums vom 21. Jänner 1892.) 
Italien. 
Verboten iſt derzeit die Einfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Schafen: 


aus Tirol⸗Vorarlberg in die italienischen Provinzen Brescia und Belluno. (Kundmachung der Präfectur in 
Brescia vom 20. Jänner 1900, Z. 1246, und Kundmachung der Statthalterei Innsbruck vom 9. März 
1900, 3. 9410.) 


Bon Schweinen: 


aus Kärnten über Udine. (Präfectur in Udine vom 30. December 1900.) 


Rumänien. 
Verboten iſt derzeit die Einfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Rindern, Schafen und Ziegen: 


aus den politiſchen Bezirken Gurahumora und Kimpolung in der Bukowina. (Mittheilung des königlich 
rumäniſchen Conſulats in Czernowitz vom 7. October 1899, Z. 631.) 


Von Schweinen: 


aus der Bukowina mit Ausnahme aus den Bezirken Czernowitz, Sereth und Suczawa. (Kundmachung der 
Landesregierung vom 18. April 1900, 3. 8734.) 


Nufsland. 
Verboten iſt die Einfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Schweinen: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. (Mittheilung des Miniſteriums des Außern 
vom 6. März 1900, Z. 10602. 


Schweiz. 
Verboten iſt die Einfuhr, beziehungsweiſe der Eintrieb von Nutzvieh und von Schweinen zur Aufzucht: 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Beſchränkt iſt die Einfuhr von Schlachtvieh und von Schweinen über 60 Kilogramm: 


aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern auf beſondere Specialbewilligung nach den 
Beſtimmungsorten, beziehungsweiſe nach den Abſonderungsſtellen in St. Gallen. (Miniſterium des 
Innern vom 16. März und 14. Mai 1898, Z. 2023 und 16728.) 


Ungarn und Kroatien -Flavonien. 


Für den Viehverkehr nach den Ländern der ungariſchen Krone find die Beſtimmungen der kaiſerlichen Ver— 
ordnung vom 21. September 1899, R. G. Bl. Nr. 176, und der Miniſterialverordnung vom 22. September 
1899, R. G. Bl. Nr. 179, maßgebend. 

Die jeweilig geltenden Verbote und Beſchränkungen der Einfuhr von Vieh aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn, beziehungsweiſe Kroatien-Slavonien werden in der „Wiener 
Zeitung“ und im „Beiblatte zu dem Verordnungsblatte des k. k. Miniſteriums des Innern“ verlautbart. 
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Viehmärkte- Kalendarium 


für den 


Monat September 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ftattfindenden wichtigſten“) Pferde-, 
Rinder-, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
> ++ + 
Niederöſterreich. 
* 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 7 
„. N EN en 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 

7 nn 5 s 
Stückzahl . 
Amſtetten Ulmers 29. — 950 — — — 3 
Gmünd Heidenreichſtein . .. 1., 9., 15., 22., 29. — 200 — — — 2 
Kirchberg am Walde. 3., 10% 250 — — 18 
Weitra een 15 — 250 — — — a 
Rems Gföh ee 4 11.18, 280 — 700 — — “x 
e,, LE 0 SENT 2; — 300 — — — x 
HATelD. Ware en 30. 500 — — — "a 
Miftelbah .... : Laa a. d. Thaya .. 6., 13., 20., 27., — 10 600 — — 51 
5 a 2. — 3 — — — 

Miſtelbac h e 9. 15, 229. — — 500 — — 

e 28. 200 — — — — 

Ober⸗Hollabruun . Bullau...... 22. — 300 — — — 

Pöggſtaladldl.. Kottes 3 5., 12., 19., 26. — 350 — — — 

Scheibbs Gaming 15 — 300 — — — 

Wr.⸗Neuſtedt . Krumbach 1. — 350 = — 

Mönichskirchen .. 15. — 550 — — — 

Perußfß 21. — 200 — — 

Rohr im Gebirge . . 15. — 200 — — — 

Schlatten : 22 — 200 — — — 

Schwarzau i. G. 18. — 600 — — — 

Zwettl. . , Allentſte g eb 2: — 200 — — — 

Groß⸗Gerungs .. 6., ja, '20., 27. — 300 — — — 

Swell!!! 1.,9., 15., 22., 29. — 400 85 2 255 

Stadt Wiener⸗ Reufabti, ⸗Neuſtade U 1.200 1.500 — — — 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 e 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. | 
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Oberöſterreich. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


„ . . — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— 
Stückzahl 
Freiſtal k Leonfelden . 4., 11., 18., 25. — 200 — — 
Gmunden Altmünſter 26. — 200 = a 8 
Linz, Land A 4, 11., 18% — 300 — — Schlachtvieh 
Hellmonsöde . 29. — 250 — — -- 
Rohrbach bach 1., 9., 15, 22., 29. 300 — — — 
Steyr, Land . . . . Öroßramming . . . 25. — 400 — — — 
| BREITE mama a 26. — 300 — — u 
Vöcklabruck Mondſ e 22. — 400 — — — 
Schwanenftadt . . . 29. 50 200 — — — 
c Wels RE: 6., 13., 20., 27. — aan 5 1.500 Spanferkel. 


Salzburg. 


ig, Stadt Salzb ug 229. 200 — a au a, 
Salzburg Umgebung Oberndorf. 21. — 1000 — — ee Nutz⸗ 
GSiezenheim . - . . 18. — 2000 — — detto 
St. Leonhard 9. — 1300 —1500 — — detto 
Straßwalchen 29. — 2000 — — detto 
St. Johann i. P. . Biſchofshofen 5. — 300 — — detto 
Zell am See. Maishofen 3. — 250—300 — — Zuchtſtiere 
Mitter ſilll 29. — 400 — — — 
SITES NN, 19. — 400 = SE eg Nutz⸗ 
Saalfelden 15. 3 450 a 2 detto 
m N 20., 21. 1.400 — — — It dum größten 
Theile Jährlinge. 
Uttendorf 12. — 600 - — Zuchke 115 Nußz⸗ 
£ ed. 
Steiermark. 
1 vr Finsko ß 1. — 800 — — 5 
2 Hocheneg 9. 100 800 — — En 
Brajsberg. ...r - 15. 50 350 — — — 
RR St. Marein 15. — 500 = er 
Weitenſtein 15. — 600 Eu — DER 
St. Georgen a. S. 22. 250 1000 — — — 
„ Düff err 22. — 1000 — ne et 
A ibi 5 AR — — Export von Ochſe 
Deutſch⸗Landsberg. . Eibiswald 15. 1000 e 
5 rien in Mähren. 
Groß⸗St. Florian 22. — 1100 — — detto 
Feldbach nass 15. — 550 — 8 — 
N Feldbach 24. — 950 5 — Wird von fremden 
; Händlern aus 
N Böhmen, Mähren 


und Ungarn wegen 
Einſtellochſen 


2 8 beſucht. 
Gröbming lan 19. — 200 — — — 
. Ing ee 22. 150 — — — — 
f Gröbming 30. — 400 — — — 
Hartberg 2 20—50 300-450 — — Maſtvieh, Zucht⸗ 


und Jungvieh der 
fleckigen Niede⸗ 
1 rungsrace. 
Judenneg Obdach 1. — 600 au . Weidevieh der 
5 f Murbodner Race, 
VER: k meiſt Jungvieh. 
Weißkirchen 22. — 900 — — detto 


* 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— ̃ͤ—ñ— — 
Stückzahl 
Leibniz: Gabers dorf 1. = 800 5 — Odchſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Kühe aller Ge⸗ 
brauchsgattungen. 
Gamlitz; 9. — 800 - 1000 — — Schlachtvieh⸗ 
Export nach 
Mähren, Böhmen, 
Nieder- und Ober⸗ 
öſterreich. 
St. Veit 18 — 450 — — — 
St. Georgen 22. — 600— 700 — — Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Export nach 
Mähren und 
Böhmen. 
Leutſch ac; 22. — 600 — — — 
Ehrenhauſen 24. — 500-600 — — 1 «But c . 
ibni = er = a: Schlacht⸗ und \ 
Lein; 25. 800-900 Wee Rug 
e. 
Gleinſtätten 29. — 800 — — Export nach 
Wilden 29. 5 600 — — gn e 
und Oberöſter⸗ 
reich. 
Ledbhenn n S Sf, 15. — 300-400 — — Sa 
Wald e eee 1 5. rn 300 2 400 FE og; und Niederöſter⸗ N 
reich, Böhmen. 
Li Laſſi g E a 
— — or unge © 
Liese in Ser 1 50 200 die Hern, 
Race in das Salz⸗ 
g Pe 5 
2 u — — en un 
Tliehen 225 300 Pi er 
nach Böhmen und 
1 Gute 
25 was Pe an = Ute Zu en, 
Märburrg Frauhe m 22. 1100 - 1200 zug Maſtvich. 
Hl. Dreifaltigkeit. 24. — 800-900 — — ae. 
indiſch⸗Neiſtri . Er HER — rtviehmarkt, 
Windiſch⸗Feiſtritz - 24. 1200-1500 ene, 
ö Zuckerfabriken 
nach Mähren und 
* Böhmen. 
Mr an. Mur un 21 — 200 — 5 5 5 
— en tut nun 
Predii ; 29 150 300 Pinzgau Bünder. 
Peta g 28 Ternowetzdorf. .. 2. — 600 — — — 
Roitreinig an 2. 5. — 400 — — — 
St. Veit 6. — 550 — — — 
Maria Neuſtift 10. 200 1100 — — = 
RNohitſch ht 15. — 300 — — — 
Friedan 22. — 900 — — — 
St. Lorenzen a. Dfd. 29. — 600 — — 
Radkersburg. . Radkersburg 2. 500 800 — — 
Mureck 29. — 900 — — — 
Namn „ Blan gs 1: — 250 — — ee 
St. Peter b. R. 9. — 1200 — — — 
Dohje: 10. — 450 — — — 
Ple tere 15. — 1000 — — — 
Taubenbac h 15. — 900 — — — 
Kapellen 17. — 1000 — — — 
Hörberg 22. — 600 — — — 
Peilenſtein 29. — 1000 — — Mer 
Voitsberg Ligiſ I 21. — 200— 250 — — Gemiſchte ZN 
f 8 . BEN = irca 100 Stück 
Mooskirchen 29. 300 N gemöſtete 
Ochſen verſchiede⸗ 
ner Schläge, zu⸗ 
meiſt Murbodner, 
incl. Beinlvieh. 
Wei Fiſchbacc ß 15 — 1200 — — — 
St. Ruprecht a. R. 9., 29. — 500 — — — 


t er == en Export 
Gleisdorf,, 15. 1000 5 EEE 


Politiſcher Bezirk: 


We a 
Windiſch⸗Graz 


Stadt Marburg 
Stadt Pettau. 


e 


Hermagor 


Klagenfurt, Umgebung 


Völkermarkt 


Wolfsberg 


es 


Adelsberg 
Gottſchee 


r 


7 
Pettau 


Ortsname 


We 


i 
. St. Egidi bei Schwarzenſtein 1. 
1 


Windiſch⸗Graz 
St. Johann bei Unter⸗ 
drauburg 


Mahren berg 
Schönſtein 


Marburg 


r 


Vorderberg 

Lieſing gp 
Reichenan 
Sirnitz 
Lieſeregg 
Gind 
Puſarnitz 
Flatnitz 
St. Johann a. Brückl 
Grades 
Althofen 
Villach 


Bleiburg 
Völkermarkt 


ne 


e 


e 


Schiefing 
Wolfsberg 0 
Reisberg 
Unterdrauburg g. 
Waldenſtein 
St. Paul 


ee 


3833365 


Wippach 
Großlaſchittz .. 
H riß 


Reifnitz 


Ratſchach 
Gurffeld 
Topolovee . .». .». - 
Pujhendorf .. .. .» 
Savenſtein ? 
Sohannisthal 

St. Kanzian 

Wutſchka 
Dernovo 


ire 


FN 


Datum 
15. 


15. 


29. 
29. 


10., 24. 
6., 13., 20., 27. 


3.,10.,17.,24. 120-150 1200-1300 1000-1200 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Kärnten. 
1. 200 
9. 20 
8. Erz 

29. er 
9. m 
15. Er 
29. 400 
9. — 
15. er 
16. 5 
15. 2 
17. 60 
* 50 
3., 10., 24 — 
17. 75 
3 30 
6. — 
15. — 
22. 21 
24. 20 
29. = 
Krain. 
1. — 
9. = 
15. = 
22, _— 
% + 
3. — 
23. — 
9. — 
15. = 
16. — 
18. 300 
22. 4090 
29. 300 


Stückzahl 


800 
200 5 
250 

500 —d 
300 8 
500 Re 


700 er 
— 1200 


50 — 
200 ze 
450 a3 
500 a 
800 — 
700 — 
750 2 
650 Es 
200 = 
250 15 
450 a 
550 2 


1000 
300 mn 


700 e 


850 = 
300 7 
200 — 
850 — 
750 . 
250 150 


1200 


50—80 


200 
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. —ñ —e 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— — — 


Größerer Auftrieb 
von Zugochſen. 
detto 
detto 


Am 3. und am 17. 
Viehmarkt, am 3., 
10., 17. und 24. 
Schweinemärkte. 


F 


Jahr⸗ und Vieh⸗ 
markt, fällt mit 
dem Wochenmarkt 
zuſammen. 


E 


Ausfuhr. 


Ausfuhr. 


Ausfuhr. 
detto 


56 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 


BBB !.... . 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
. GE TE ne 
Stückzahl 
Krain burg Mrainbug 20. — 1000 700 200 Ausfuhr. 
Viſchoffak 27. — 450 300 500 — 
Laibach, Stadt Pol ana 9. 560 — — — Ausfuhr. 
Litta ::: Weixelbuerg 1. — 800 300 100 detto 
ak, 9. — 500 — 250 detto 
St. Martin 3. — 700 120 100 detto 
St. Veit 15. — 1000 200 100 detto 
Weixelbung 15 — 800 300 100 detto 
BO Rake! 16. — 500 — — . 
Gereni ß, 29 — 400 — — — 
Neudorf 29. — 800 — — detto 
Rudolfswert . . Rudolfswert ar — 400 400 wi u 
Tſchermoſchnitz 9. — 400 — — — 
Seiſenberrg 15. — 1000 200 — Ausfuhr. 
Hönigſteiuin 29. — 1000 — — detto 
Stein Mannsburg 29. 50 500 120 30 — 
Tichernembl . . . Stockendorrf 1. — 500 150 — — 
Tichernembl . . . - 4.,16. — 800 300 — Ausfuhr. 
Wentz: 15. — 700 250 = ER 
Mödling 30. — 1000 300 — Ausfuhr. 
Küſtenland. 
Görz, Stadt G a ee 11% 25, 80 850 800 — — 
Görz, Umgebung . Heiligenkreunz 15. — 250 100 — Jahrmarkt. 
Gradisckcaa Hello u . 15. — 750 700 — — 
Cervignano 4. — 800 800 — — 
Cormons?2?2?2s 9., 26. — 850 700 — Am 9. Jahrmarkt. 
Gradisſdcaa 9. — 750 650 — — 
Romans 22. — 700 650 — — 
Capodiſtri an Capodiſtrian » 18. 20 300 250 180 — 
Mitterbun g Mitterbung 2. 50 850 200 200 — 
Poljnggßn, Sanvincenti. .. . 2 30 750 50 400 Jahrmarkt. 
Seen En Dinge; 26. — 450 650 — — 
Seſana S 12. 15. 65 500 200 — Am 15. Jahrmarkt. 
VBolos ens Herpelfte 2. — 300 120 — — 
Tirol und Vorarlberg, 


A. In Tirol. 


Ampe ses Sein Buchenſtein 4. — 250 8 . 


Borg SE Borgggs 22. 10 400 380 300 — 
Bozenn.ngn St. Michael 29. — 400 60 — — 
Kürtatſch h 25 — 350 40 — — 
Klaue 15. — 350 — — — 
Sarutſen 3 250 500 — 60 — 
Brixen m Sterzing 12. — 600 — — — 
Brixen 29, — 200 150 500 — 
Alb eins 1: 20 400 30 — — 
Brunel Bruteck, 12. 260 650 240 — — 
Sad 29. 5 400 80 3100 — 
Cavaleſe Cubaleſf e 8., 9., 10. 20 300 80 100 — 
Pig) 6. — 350 — — — 


„5 29. Fr 550 — 30 


25 


rene 
DS ee a Se 


Politiſcher Bezirk 


Imſt 


NL RE TEE 


ECT TE IE, 


Ribe! 
Kufſtein 
SE 


eV 


„„ „ 8 


Rovereto 


Schlanders 


eee ene 


Bozen, Stade 
Trient, Stadt 


Bludenz 


Se 
C 


Beneſ der 


„ ae 


Biſchofteinitz 


Mori 


Bozen 
. Trient 


. Stanfau 


Ortsname 


. 


. 
St. Johann i. T. 


iſtenn 
„Iſchgl 


r 


Nauders 
Strengen 


„5 „% SIERT War; 


„ 


Algund Be 


Are! SER 
Pieve di Ledro. 


e eee 


Zell am Ziller 
S. Lorenzo 

Pinzolo 
Alle Arche 
Condino 
Per ginn 
Lavis 


S. Michele . 
Pergin e 


eren e 


Schwarzenberg .. 
Dornbirn 


Benejchau . 
Poſtupitz 
Wlaſchim 


e 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
ae 

Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
7 A 


Datum Pferden 


fer 
Ne) 
[SS] 
(>) 
ar Sa 


DD 
oO 
43 
oO 


6. 10 


D 
I 
CC 


O do 

9 

188 
SD 
— 


e 
> 
| 


B. In Vorarlberg. 


19. 
22. & 
18. = 

16., 17. er: 

23. 70 


Stückzahl 
600 190 
400 170 
200 150 

3500 210 
700 80 

2650 90 

2800 130 
950 140 
350 130 
950 30 
400 117 

1000 40 
250 — 
600 — 
400 — 
250 50 
650 20 

1050 70 
550 20 
450 — 
400 880 

1850 — 
900 = 
600 — 
450 20 
200 30 
500 100 
200 640 
400 — 
300 — 
700 50 
550 — 
100 20 
200 — 
300 30 
450 20 
350 80 
400 40 
650 520 
650 70 
300 20 
200 — 
200 160 

2250 260 
800 40 
400 60 
460 — 

2350 90 
200 ap 

2250 290 
900 270 

2600 — 
200 — 

1400 Fo 
600 — 


| mir 2222 
SsIegS5Iillıı111111185883 
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ee I Pe ra ee 


CCC 


327 


328 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
! — a en 
Stückzahl 0 ei 
Blatna, See BeilimiE +... Keller. 24. — 200 — — — 
Diana 18. — 1500 — — — 
Kaſeiovie. 2; 150 1409 — — — 
Rozmitall 22. — 1200 — — — 
Sedii ß 29. — 700 — — — 
Böhmiſch⸗Brod . Böhmiſch⸗Brod. 22. — 400 — — — 
Böhmifch-Leipa . . Niemes 22. — 200 — — — 
Oil. 2: 23, = 200 Er a — 
Budweis Budweis Kal 500 1600 900 — f — 
Deden fz; 22. — 250 — — — 
Liſ chan nE 19. — 250 — — — 
Schwein; 3 — 700 800 — — 1 
9 en 24. — 400 — — — 
Chotebork FKireüzperg 29. — 350 — — — 
Pribis lau 15 — 300 — — — 
Chru dm Chr 4. — 600 — — — 
N Kamenitz, Trhov⸗ 11. — 550 — — — 
Gs lags Gala! 4., 11., 18., 25. — — 900 — — 
0 0 BEN A RE: — 300 — — — 
g Golé⸗Jeni kau 1 — 900 150 — — 
Deutſch⸗Brod . . Deutſch⸗Brod 16. — 900 — — — 
f Humpole ß; 310,172. -- 250 80 — 
Jenikau, Windig- . 15. — 500 — — — - 
Falkenau Elbogen 1: — 400 20 — — 
Falkenan cm 19, — 600 35 — — 
Goſſengrern - . 9425, — 600-900 60 —70 — — 
Königsberg 2% — 700—750 150 200 — — 
Stasi. ee; Heintihsgrün . . . 22. — 200 50 — — 
Hohenmauth .. . Hohenmaut h 29 100 400 — — 
Jeleni, Ober 22. — 300 — — 
Süß 15. — 350 — — — 
Horowitz Berann:;:; 3 1. 170 6000 — — 7 
Horowitz 15. 15 750 5 = = 
Holtomik ;—. .. . 3: — 350 . 5 EZ 
131 SR SUPER RER 19; 130 550 150 — — 
Pakg, Neuss 23. a — 200 — — — 
Rozdalowitz 18. 14 300 = = — / 
Sobpisßg 29. — 300 — — — 
Jungbunzlan . . . Benatef, Neu⸗ 1 — 800 — — 
Liſſa a. d. E.. 15. — 600 — — 
Sonden. n Kande ng 15. 300 800 — — 
Kap fig Rip Se. u 6., 13., 20., 27. — 250 — — — 
Karlsbad Schlackenwerth .. er — 450 170 — — 
Theuſ eng 11. — 450 — — — 
Karolinenthal. . . . Brandeis a. d. Elbe . 23. 200 800 — — — 
Celako vi: 9. — 200 — — . 
Elbekoſteletz 9 — 600 — — 
Klatta n KlattWa gn 2. 200 1600 800 — 
Planitz : 1 — 1200 — — — 
Schur haun 22. 400 1200 er Som 8 
Silberberg 29. — 800 — — — 
Kolin Elbetein itz 29. — 550 — — 1 
Renft 18; — 650 — — — 
Königgrätz . . Hohen bruck 27. — 300 — — — 
Soi 24. 300 800 — — — 
Königgrätz 6. 400 600 = ng x 
Königinhof Joſefſtodt 29. 300 800 — — — 
Kralo witz Kozla f.,. 2.22. — 800 — 900 — 5 I 
Kralowiiiz 11. — 900 — — 
Kruman Krumaunmn ĩ᷑ĩ 1 8 300—350 — — — 
„ Ober plan 29. — 250 — — — 


Untermoldun 7 — 250 5 . 


ee Arena 1 BET AZ e * 1 
— * 2 8 x * 4 * 


n f > = — 


2 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Kuttenberrg F 9. 29. — 500 — — — 
N Kohljanoviz - 1 — 900 — — — 
1 e 225 — 800 — — — 
Ni 15 200 100 — — — 
Zbraslawitz 30. — 600 — — — 
Landskron Wildenſchwert .. 6. 300 400 200 — — 
n A 10. 150 500 — — — 
ended 1, 9, 15., 22. 29 3, 220 — — — 
s . 2., 4., 11., 18,25. — 350 — — 
c eee 15. 80 380 — — — 
Thereſienſtadt .. 29: 25 250 — — — 
Leitomiſchl . Leitomiſchl 10. — 600 — — 
A Buchan.. n.. 23. . 250 = EX 1 — 
5 e 29. — 1600 — = — 
Chieſc ; 15 — 700 — — — 
Lud zz 3. 5 300 ER 5 er 
Mente 2., 9., 16., 23., 30. — = 1000 Er 5750 
Mſcheon 24. — 300 — — — 
WW Dohrn 15. — 400 — — — 
Mandate 4. — 200 — — — 
Moldauthein . Moldauthein 25. 250 200 — — — 
e VBechinn 30. — 500 — — — 
Bernard, 24. — 800 — — — 
Mühlhauſen 15. 150 2500 — — — 
Münchengrätz .. Fürſten bruck 15. — 300 — — — 
Neubyd zo Chime gd 5˙ — 500 — — — 
Neubyzdow 5 50 700 — — — 
Weſely, Hoch 29. — 300 — — — 
Neuhaus Königs eck. . . 4., 11., 18., 25. 40 300 30 — Amis. erde. 
Neubyſtriiz 9. = 600 50 = An 
a Neubaus sen. SE 100 2 800 60 — — 
o Dobruſchka 29. — 350 — — — 
Pardubitz Dach; 17. 50 400 — — — 
EL A 15 30 240 — — — 
Peas 17. — 800 — = — 
Pier Cerekve, Ober 22. — 600 — — — 
Cerndo ß; 10. 10 900 — — — 
Kamenitz a. . 29. — 800 — — — 
Vatan 22. — 850 — — — 
Kecig, Roth . . . 30. a 750 — — — 
r Blow iz 3; — 1750 — — — 
Vilſen 29. 500 700 — — — 
4 Pr Mitowit : 9. — 1000 — — — 
Piſee ! 14. — 3000 — — — 
Protiwimnmn 3. — 800 — — — 
Wod nnn 4 600 800 — — — 
o Kuttenplaaans 24. — 900 — — — 
Plan 10. — 1000 — — = 
PBoretrd ..... Rimbura mr nu 17. 350 2000 — — 
Podeb rad 29. 10 900 — — — 
Poderſam . Kolleſchowitz .. 25. — 400 — — —— 
T Hufinez 1. — 1800 — — 
„ 0 ,, ° — 250 — — — 
Netoli ß; 29. 1000 3500 300 — — 
b Nepomuk 17. — 800 — — — 
Bribrame .... . :. . Dobriih.. Une m 29. — 700 — — — 
b Knin, Neun. 16. — 600 — — — 
Piibtam 25 50 800 — — — 
Nate; Rako niz 16. 150 900 = — -- 
J e Raudnitz 85 250 1350 — — — 
Reichenan Reichenau nn 19,17. 24. = — 500 — — 
8 22. 40 400 150 — — 


Sou ne: 1. a 200 — 3 & 
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Politiſcher Bezirk 


Sanz; 
Schlas 


Schüttenhofen 


Seldan 


Senftenberg 
Smidow. . 
Starkenbach 


Strakonitz 


Turna g 
Wittingaen 


Auſpitz 


Boskowitz 


Ungariſch⸗Brod 


Mähriſch⸗VBudwitz 


e 


2 9＋* 0. 


. 


Ortsname 


Saaz e 


otitz 
Eiſenbrod 


Lomnitz ER 
. Geiersberg 
. Königsſaal 


Strakonitz 


CheinwWw 
Jiſteb niz 
Malſch itz 
Sobes lau 


Woſchitz, Jung⸗ 
a 


Hays 


ri . 
T uus 


Lomni 


Lettow iz 
Dis 


Ungariſch⸗Brod 


Wall.⸗Klobouk : N 
Niſpuſ ß; 
Slawitſchiin 


Wlachowitz 


Mähriſch⸗Budwitz 
Frattin ng 


Bamni z 
Jarme riß; 


ae 


Datum 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Stückzahl 


S8 

SSS 
ESS 

— 


D 
8 
3 


2 — 
EES Ens 
S 
S 
S 


8 
— — 
© 
5 
88 


0 850 


F ee 

E 

2 

Deo 

1,8 

a 

oO 
SS 


1 
8 
8 


er 
e 
— 
D 
D 
1 
ee] 
— 


200 800 300 


450 * 
200 100 
400 100 
200 5 


150 1500 600 
Sie 1750 350 
50 750 = 
2 850 450 
ei 200 100 
100 1300 a 


850 5 
gr 200 800 mn 
350 600 “= 


300 400 450 


DEE u AN EIE  Ln — er 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— — — K —.% * 


z œůi2 ß ̃ f . è 


z F ⅛—P̃ ⅜ èͤ , 


Stärkerer Auf⸗ 
detto 


Stärkerer Auf⸗ 


detto 
detto 
detto 


m | wor 
, 


trieb an Ochſen. 


trieb an Ochſen. 


. 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
Stückzahl 
Datſch ß? Dach 35 — 550 500 — 
. 15. — 900 — — 
Telſc ß 5 50 650 5 2 
Zlabingg gs 1. 15. 20 0 8d 250000 a 
F esse. 1 400 1200 — — 
Zerawitz 15. a 450 en = 
ET EN Hrozna⸗Lhotta 15. 25 350 — — 
Holleſch un Drewohoſtiz 2. 25 300 — — 
Freiſtadltl 13 — 400 — — 
Ungariſch⸗Hradiſch. . Biſenz 29. 500 1750 — — 
n 24. — 450 — — 
Kunow iz 4. — 300 — — 
Napag ed! 1. — 450 200 = 
un 10. 200 1200 200 AR 
A Stannern . . 29. — 700 — — 
Wieſe ; 15. — 600 — — 
c Littau EN 16. 200 200 = — 
Groß⸗Meſeritſch. . . Groß ⸗Meſeritſch Eh 100 300 500 — 
Wall.⸗Meſeritſch . Lipt hall 29. Be 250 100 
Wall.⸗Meſeritſch 29. 100 550 1000 ER 
Ronan 2. — 250 — — 
Wſetn 25 — 450 200 — 
Neuſtadlilll Biſteiß; 2., 22. — 300 —500 200-600 — 
Sadr? 22. — 700 150 — 
Neutitſchein Freiberg 15. 50 400 300 — 
Mähr.⸗Oſtraun . . Mähriſch⸗Oſtrauu 25. 250 100 — — 
C Proſfsni ß 9 300 250 — — 
Tiſchnow it Tiſchnowitz 23. 5 300 600 = 
r eee 9. a 300 — — 
Trebiſchh 22. 200 600 200 — 
Mähriſch⸗Weiß kirchen Keltſch h.. 15. 100 550 250 150 
' Mähr.⸗Weißkirchen 9. 170 300 200 — 
When... Auſterlitt z 23. 50 350 500 — 
Wiſchauu 29. 100 300 = In 
Jau 17 — 300 — — 
Kremfier, Stadt . Kremſier 23. 150 600 100 — 
S Zna m 15. 500 1100 — — 
Schleſten. 
i Skotſchennn 4. — — 500 — 
. 15. 140 450 8 5 
r Jablunkau on 2. 250 —350 200—250 50—60 
Teſchenn 1} 300 650 — — 
„„ 3 150 700 — — 
EEE ENTE 6.,13.,20,,27.  — i ar 
Toff Gio Re 29, 90 400 — — 
Wagſtadte Wagſtabdtt 1: 450 500 — 80 
Bielitz, Stadt. Bielitz 15. 190 50 5 2 
Friedek, Stadt Friede 3., 10., 17., 24. — 300 — 80 150 
Galizien. ; 
TR Bias... 4. 11., 18., 25. — 250 — — 
Oswieeim 4., 11. 5 5 600 
S Lipnica murow. 1., 22. — 200 850 600 
Niepokomiee 2. — — 650 — 
Ujscie ſolne 9., 29. — — 650 = 
Bochnia 11., 25. 250 250 900 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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2 ——————— — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
KK——. .. — 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen 
detto 
detto 
detto 


. 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
7 


7 


a A N EN ER BA 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Export nach 
Deutſchland. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 
detto. 
Export nach 
Deutſchland. 


n 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
TT. I re 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Bohorodezany Nofulna 15. 300 700 500% „ > 1 
Borsze zw . Korolöwka n — 200 — . 2 
a Mielnica 2., 16. — 200 — — ee 
Brod) sn Balozce 19. —— — 700 ar Bei 
Brest Uses 5 16. — 700 — — 
Szezurobͤ a 918. — 300 — — 
Balliezunn 9. 29. — 350 e Se 
Bzezaußß Brzezauyn, 22. — 6650 — N 5 
a Kozlöoèp , „ 4 25. — 200 — — — 
| Narajow 2»... 30. — 000 — 
Brzo zw „u. Brzo zor 9. 9 — 250 3 Ba 828 
Buczac z; Bücza z; 4., 11., 18., 25. u „200. = em — ER 
Chrzaniw . . .. » Krzeszowice . 9715. 22. — 200 — — — 
Cieszan w Oleszy ce 29. — 200 vn u = 
Dabrowa . ...- Dabrowa . .... . . 9., 22. 150 250 +, — — 
Zabn I. en 1,15 30. 30⁰ 5 2 
Dobromiil.,. Birc zun ER 0 - 250 — — Ba 
Dobromil . ... » 12 7 300 — — Be 
EST an 2. — 400 — — 2 
15 l 19% 150 400 — a uch 
. ID: — 200 = 5 
Dioh obe; Drohobycz „ . Old, 22,29% 800 800 3 ab 
Sorlieet... nr Gorlice n 2., 9., 16., 23.30. 800 — = . 
Nieznaiowa . . . - 10, — 1200 — — — 
Uscie ruskie . 22. — 900 1 . — 
Zdy ni 29. — 1700 . — 
Grybö r Gry bo 15 — 1300 — 4 ie 
D  Neknre 9., 15., 22. 30. — 1400 = 8 Er 
Horodenka Horodenka 2. 9, 16. 23,30 — 200 50000 u 
Oberin — 600 700 — Jahrmarkt. 
Huſiateyn . io.» Probuzna 2. 9, 16, 30. 200 — — is 
Saroslat 3 ae Jorosla gn 5., 12., 19., 26. — 400—450 600-700 — — 
Pruchnik 1 200 300 . - 3 
Radym nod 20. 300 500 700 — — 
James rar JaworowW 1., 9., 15., 22.,29. 150 —200 450-500 500 — — 
Kalüßß 3% 28. 650 3500 3500 . — f 
Kolomyja Kokomy ja 11. 450 2500 1000 — Jahrmarkt. 
Gwozdziee 15; 350 550 — — detto 
Kralomww Piaski ad Grzegörzki 8 — ex 55 0 
Limanowa . x... Kantiemean mn 2 2,,23. — 350 —400 — BR 
Limanowa 10, 150 1400 750 — — 
Lukowi aa 1522: — 400—450 — — = 
Mszano dolna . 23. — 200 — — 3 
Niedzwiedz Han WE — 200 —— — Ar 
Skrzydlna 1 — 200—250 — . 20 
Szezyr zue 8. — 350 — pi! 
Tymbart nee 8,29: — 900—1000 600 — WE 
BIBTD ß a er Baligropu men: 1;,15.,22; — 1400 750-800 — — 
ar a EL TER 2., 9., 16, 23.,30. 300—350 1600 800—1000 500 — 
Uſtrzyki dolne . . 3., 10., 17., 24. — 1200-1300 900-1000 — — 
Lutowiska 22. — 700 — — x 
Rancat 0 u Date 25. 200 800 600 — S 
Zona 10. — 250 — — u PER 
Scart. 26. — = 500 En 
Miele Miele. 4., 11., 18., 25. — 200— 250 — en — 
Möscis ka Sadowa Wisznia . 29. 150 300 = — Jahrmarkt. 
Mysleniſe Mysleniſe 9., 22. ie 200—300 650 . 
Raaba... 9., 22. — 200 250% u —4 . 
Jordanöw 1.,15., 30 — 200-250 — 
Sulfomice 1, 10,30 — 250-300 — 2 — 
Malin... 7.0 11., 25. — 200—300 — 


Politiſcher Bezirk 


Nowy⸗Sacz 


Podgörze 
Przemysl 


Przemys lang 


Rawa 
Ropczyce 


Rzeszowww 


Tarnopol 


Tuma; 


Turka 


Zloczöw 
Zölfiew 


Zydaczöm 
Zywiec 


Lwöw, Stadt 
Kraköw, Stadt 


Czernowitz, Land 


Gurahumora 


ee * 


. „ . . 


U CE We Da 


Ur ar nd va 


Cl heat DS RER | 


Tlumacz 


e 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


2., 10., 17., 24. 200—350 200-600 


Tysmienica . . . . 30. 350 1000 
o 18., 19. 400 3500 
Andrychöw ie .. — 
Kalwarga 4... 10., 24 — 250— 350 
GSW 9.780. — 200-300 
Wieliez ls 10; — 400 
Wisniowa 4., 18. — 200-250 
Zbaraz. 15. — — 
Gologöry . .. 22. — — 
Pomor zung 22. 150 350 
Zborow ñ 13., 30. 200 — 250 550 
Kuli low t. 30. — 400 
Moſty wielkie 10., 24. 150 400 
Bökkieww a ur 15. 300 . 700 
Mikokajow 2. J., 16., 23,30. — 200 — 250 
Rod! 1., 15., 22., 24. — 250—300 
Milowkaa 2; — 300 
Raja er 18. — 300 
Such 2., 16., 30 150 500-600 
ywiee 3., 10., 17., 24. 400—450 
ER MOBIL. 5., 12., 19., 26. 250—300 — 
Kraköw, Stadt 30. 150 — 
Bukowina. 
Sadagöra 4 11. 18., 25. 150 450 
. Gurahumora .., 9., 16., 23., 30. — 300 


550650 


500 
500 
1500 
500 — 750 
600 
700 — 800 
1500 


F 
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— ren 
Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Ortsname Datum Pferden 
„5 
Stückzahl 
F 10. 24. — 500-600 — — — 
Dabdowwaa . 11., 25. — 300 — 
. 18. — 300 — — 
Muszyna 9., 22. — 300 — 
Nowy Sarz 2.0% , 1 8. 
19., 23., 26. 30. 400 500 — 
Stary⸗Sacz 3,14 400—500 400 — — — 
Ela 4.,18. — 600 — 
Peczenizyn 27. — 600 — — — 
Jabkonow 4., 11., 18., 25 — 200-250 — — 
Ping en 1., 15., 22 — 300 — — — 
Brzoſtek 3. — 250 — — — 
Podgörze . 5.,9.,12.,16.,23.,30.. — 200 — — 
Przemy l. 5., 12., 19., 26. — 400 600 — 
Glinitanng 20% 30. — — 600 
RNawa e 1.30: — 200 800 — — 
Röopez yes? 15. — 250 — — 
Blazowdaa sun, 30. — 350 700 — — 
Glogwwmw 1., 15., 22., 30. — 200 — — 
Jawor nik 15 15., 22. — 250 — — 
Res 5., 12., 19 — 200 700 — 
Re 22. 300 600 1500 — — 
77577 26. — 200 700 — 
Then 22. — — 700 = 
Same in 4, 220 250 — — 
2 11.,18., 25 — 200— 250 — — — 
Mrzyglods 30. 150 450 — — =; 
Rymanow 2 — 200 — — — 
e 29. 500 1300 = 7 — 
Hals 4., 15. 700 1700 500 — * 
Stanislawwwm . 25. — — 500 — — 
Stra 4., 11., 18., 25. 150 — 250 1100-1500 550-1100 — — 
Smorz eqn 97 28. 250—300 2700-3700 — 5 
Zarnopol . ». . . 4., 13., 18., 25. — — 750 —1500 


F 


Am 11. September 
Jahrmarkt. 


57 


Politischer Bezirk 


Kotzeman 


Radautz 
Sereth 
Suczawa . 
Wizuitz 


Sebenico 


ie 


„ Kotzman 
Zaſtawna 
. Radautz 


.- 


. . Sutzama . 


„ Druis 
Riß; 
Scardona . 

1 8 
i 

Ile 
„Due 


Sa long 7B. 500 


Ortsname | 


„ Sereth 
.. Wiznitz 


0 


. 8 % A 


te. 3410,17, 24%. 


558 I., 8.,15., 22., 29. N 
. 5, 12. 10, 26. 
2, 9., 16,28, 30. 


— 


2, 25, 6 2 


— 
AD 
< 


Dalmatien. 


1 
e 50, 
852 30. 10 
., 9, 16. 23, 0. 
N 29 


e S. , 
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Jahrgang 1902. 


Beiblatt zu dem Uerardnungablatte 


R. 6. MNiniſte riums des Innern. 


ngelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Nr. 26. Wien, 27. Auguſt 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 27. Auguſt 1902, Z. 36.059, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der 
ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 
— Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 25. Auguſt 1902, Z. 36.233, enthaltend Sperrmaßnahmen 
im Viehverkehre aus dem Occupationsgebiete. — Kundmachung der Statthalterei in Trieſt vom 19. Auguſt 
1902, 3. 22.008, betreffend Viehverkehrsbeſchränkungen gegen Dalmatien, Krain und Steiermark. — Kund— 
machung der Statthalterei in Prag vom 20. Auguſt 1902, Z. 177.361, betreffend das Verbot der Einfuhr 
von Borſtenvieh aus dem Gebiete der k. ſächſiſchen Amtshauptmannſchaft Bautzen nach Böhmen. — Kund— 
machung der Landesregierung in Czernowitz vom 20. Auguſt 1902, 3. 22.556, enthaltend veterinär-polizeiliche 
Verfügungen in Betreff der Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus Rumänien. — Verſchiedene 
Mittheilungen. Miniſterial-Veterinärcommiſſion. a 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. Auguſt 1902, Z. 36.059, 


womit 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


I: 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier- 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier— 
gattungen verboten iſt. 


Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 

In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen- 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus der 
Gemeinde Mikalaka; Stuhlgerichtsbezirk Pecska: aus 
der Gemeinde Kis-Pereg; Stuhlgerichtsbezirk Radna: 
aus den Gemeinden Govosdia, Gyulicza, Iltyoͤ, Toͤt⸗ 
Barad; 

Comitat Cſanäd, 
aus der Gemeinde 


Stuhlgerichtsbezirk Battonya: 
Kevermes; Stuhlgerichtsbezirk 
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Koväcshäz: aus der Gemeinde Kunägota; Stuhl- 
gerichtsbezirk Központ: aus der Gemeinde Alberti; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Cſalomia: 
aus den Gemeinden Kovär, Nagy-Cſalomia; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: aus 
der Gemeinde Petrény; Stuhlgerichtsbezirk Haͤtszeg: 
aus den Gemeinden Alſö-Szilväs, Baresd, Balomir, 
Boſorod, Bukova, Gonczäga Jovaleſel, Kitid, Klopo— 
tiva, Kovragy, Lunkäny, Magyar⸗Brettye, Malomviz, 
Nagy⸗Peſtyen, Olah⸗Brettye, Ohaba⸗Szibiſel, Oralja⸗ 
Boldogfalva, Pokolvacſel, Sztrigy-Plop, Varälja; 
Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: aus den Gemeinden: 
Hosdö, Kirälybänya-Toplicza, Felſö-Nadasd; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Marofillye: aus den Gemeinden Burzſuk 
Godineſt; Stuhlgerichtsbezirk Petroſeny: aus den Ge- 
meinden Alſö⸗-Barbatyen⸗Iſzkrony, Felfö - Barbatyen, 
Hobicza⸗Urikäny, Kinpulunyäg, Lupeny, Zſily⸗Maczesd⸗ 
Paroſeny, Zſily-Vajdel-Vulkän; Stuhlgerichtsbezirk 
Puj: aus den Gemeinden Alſo-Szaͤlläspatak, Bajesd, 
Borbätviz, Farkaspatak, Feherviz, Felſö⸗Szaͤlläspatak, 
Galäcz, Hegyalja-Livadia, Hobicza, Kis⸗Bär, Korojesd, 
Köalja⸗Ohaba, Maczesd, Malajesd, Mezö-Livadia, 
Nagy⸗Bär, Nukſora, Ohäba⸗Ponor, Päros⸗Peſtere, 
Ponor, Puj, Ruſor, Serel, Urik, Vajdej; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szaszväros: aus den Gemeinden Kis⸗ 
Oklos, Kudzſir; 

Comitat Kraſſö-Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus den Gemeinden Barra, Kuttina; Stuhl- 
gerichtsbezirk Bogſän: aus den Gemeinden Barbosza, 
Rafna, Romän⸗Bogſän, Valeamare, Valeapäj; Stuhl- 
gerichtsbezirk Facset: aus den Gemeinden Bottinyeſt, 
Kis⸗Szurduk, Kurtya, Szeeseny, Zorany; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Karaͤnſebes: aus den Gemeinden Borlova, Bukin, 
Bolvasnicza, Bukosnicza, Glimboka, Golecz, Körpa, 
Mörul, Petrosnicza, Pojäna, Prisziän, Rujen, Szer- 
veftye, Szlagna, Turnul, Uj⸗Karänſebes, Valisora, 
Vereſerova, ſowie aus der Stadtgemeinde Karänſebes; 
Stuhlgerichtsbezirk Lugos: aus den Gemeinden Drago- 
mireſt, Drinova; Stuhlgerichtsbezirk Maros: aus den 
Gemeinden Bruznik, Oſztrov, Pozſoga, Szintyeſt, 
Temereſt, Valemäre, Vörösmart; Stuhlgerichtsbezirk 
Orſova: aus den Gemeinden Börza, Globureu, 
Jablanicza, Koramnik, Mehadia, Orſova, Pecsenyeska, 
Petnik, Plugova, Toplecz, Tuffier, Valea-Bolvasnicza, 
Zsupanek; Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus den Ge- 
meinden Delinyeſt, Domän, Ferenczfalva, Jabalesa, 
Kraſſova, Kuptore⸗Szekul, Lupaͤk, Nermet, Ohabicza, 
Prebul, Reſicza⸗baͤnga, Romän⸗Reſicza, Tirnova, 
Vodnik; Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus der Gemeinde 
Ruzs; Stuhlgerichtsbezirk Teregova: aus den Gemein⸗ 
den Bogoltin, Domasnia, Fényes, Globukrajova, Illova, 
Kanicſa, Kruſovecz, Kornya, Kornyareva, Lapusnicsel, 
D-Szadova, Orményes, Ruszka, Temes Szlatina, 
Teregova, Uj-Szadova, Weidenthal, Verendin, Volfs⸗ 
berg; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
gyarmat: aus der Gemeinde Dejtär; 


. 


Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgocz: aus 
der Gemeinde Eleeſke; 5 
Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Lippa: aus 
den Gemeinden Dorgos, Hoſſzuaſzoͤ, Keſzinez, Kövesd, 
Lippa, Wizma; Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus den 
Gemeinden Beregſzoͤ, Cſerneghyhaͤz; Stuhlgerichtsbezirk 
Rékäs: aus der Gemeinde Buzäd; Stuhlgerichtsbezirk 
Verſecz: aus der Gemeinde Temes-Kutas; ö 
Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Berecske: aus den Gemeinden Botos, Ittvarusk, Kis⸗ 
Toräk; Stuhlgerichtsbezirk Nagy-Kikinda: aus der 
Gemeinde Bocsär; Stuhlgerichtsbezirk Pardany: aus 
den Gemeinden Cſebza, Ivända; Stuhlgerichtsbezirk 
Törökbeeſe: aus den Gemeinden Araes, Kumär, 
Melencze, Torda, Törökbeeſe und überdies aus der 

Municipalſtadt Arad; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Buzita, Felſö-Gagy, Jaͤszoͤ⸗ 
Ujfalu, Somodi, Szemere, Szepfi; Stuhlgerichtsbezirk 
Füzer: aus den Gemeinden Abaujvär, Böd, Csaͤkaͤny, 
Garböcz-Bogdäny, Koväcsvägaͤs, Regete-Ruszka; 
Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus den Gemeinden Bodofö- 
Baralja, Csekehaͤza, Felſö-⸗Dobsza, Fony, Gibärt, Ker, 
Vilmaͤny, Vizsoly; Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: aus 
den Gemeinden Alſo-Meéra, Alſoͤ⸗Vadäsz, Bakta, 
Fancsal, Forrö, Felſö-Meéra Hernäd⸗Szent⸗Andräs, 
Homorogd, Léh, Szala, Szikszo; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Kurties, Szabadhely, Zsigmondhaͤza; 
Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: aus den Gemeinden 
Bohäny, Boros⸗Sebes, Govosdia, Holdmezeés, Kiszindia, 
Zimbrö, Zöldes; i f 

Comitat Bacs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O⸗Beeſe: 
aus den Gemeinden Bäes⸗Szent⸗Tamäs, O Beeſe; 
Stuhlgerichtsbezirk Titel: aus den Gemeinden Katy, 
Moſorin; Stuhlgerichtsbezirk Zenta: aus der Ge⸗ 
meinde O⸗Kanizsa und der Stadtgemeinde Zenta; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsparad: 
aus den Gemeinden Himeshaͤza, Maraͤza, Nagy⸗Pall, 
Pécsvärad, Püspök⸗Lak, Püspök⸗Märok, Püspök⸗Szent⸗ 
Erzsͤbet, Szilägy, Varasd; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Kis⸗Szelezseny, Nagy⸗Szelezsenn; 
Stuhlgerichtsbezirk Garamszentkereszt: aus der Ge⸗ 
meinde Garam⸗Kürtös; Stuhlgerichtsbezirk Oszlany: 
aus der Gemeinde Nemes⸗Kosztoläny; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus den Gemeinden Bekeésszentandräs, Kondoros; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseffa: aus 
den Gemeinden Barakony, Cseéffa, Gyapju, Dfäny, 
Ugra, Vértes; Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus den 
Gemeinden Derecske, Hajdu-Bagos, Hosszu⸗Paͤlyi, 
Toͤpe; : 


Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö-Csath: 
aus den Gemeinden Araktö, Emöd, Hö-Szalonta, 
Igriczi, Mezö⸗Csäth, Nagy⸗Mihäly, Sajo⸗Orös, 
Szederkeny, Tisza⸗Keszi, Tisza⸗Kürt, Tisza⸗Oszlar, 
Tisza⸗Palkonya, Tisza-Tarjan ; Stuhlgerichtsbezirk 
Ozd: aus den Gemeinden Mercse, Sajö⸗Németi, 
Sajo⸗Värkony; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus den 
Gemeinden Edeleny, Finke, Raczla-Szend; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szentpeter: aus den Gemeinden 
Apätfalva, Bänfalva, Bän⸗Hörvät, Berente, Kondo, 
Sajo⸗Jvänka, Sajo⸗Szent⸗Peter, Szilvaͤs, Vizsnyd; 

Comitat Braſſöo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidék: aus 
der Gemeinde Szent⸗Péter; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvidek: aus der Gemeinde Höltöveny, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Braſſo; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus 
der Gemeinde Taplöcza; Stuhlgerichtsbezirk Kaszo— 
nalesik: aus der Gemeinde Csik-⸗Szent⸗Märton; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Sändorfalva; Stuhl- 
gerichtsbezirk Tiszan⸗Tül: aus der Gemeinde Mind— 
Szent; 5 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Bajöt, Süttö, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Väl: aus den 
Gemeinden Bieske, Puszta-Zämor; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus den Gemeinden Fogaras, Herszeny; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Saͤrkäny: aus den Gemeinden Bucsum, 
Perſäny; Stuhlgerichtsbezirk Töresvar: aus der Ge— 
meinde O⸗Tohän; 

Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy-Röcze: aus den Gemeinden 
Muräny, Polom, Poprocs, Szirk; Stuhlgerichts— 
bezirk Rozsnyö: aus den Gemeinden Alſo⸗Sajo, 
Berzéte, Csetnek, Goes; 

Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Csege; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Mikloͤsvär: 
aus den Gemeinden Aräpatak, Baröt, Elöpatak, 
Hidveg, Közep⸗Ajta; Stuhlgerichtsbezirk Seps: aus 
den Gemeinden Mälnäs, Oltszem, Sepfi-Magyaros, 
Zalaͤn; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
den Gemeinden Atkaͤr, Karacsond, Visonta; Stuhl— 
gerichtsbezirk Hatvan: aus den Gemeinden Csäny, 
Hatvan, Hort; Stuhlgerichtsbezirk Péterväſär: aus 
den Gemeinden Egerbakta, Egerboes, Fedemes, Iväd, 
Matra⸗Balla, Matra⸗Mindszent, Nagybätony, Szent- 
domonkos, Tarnalelész, Terepes; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 
der Gemeinde Szelencz; 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Tiszakürt, 
Tiszaföldvär; 
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Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Hideg⸗Szamos, Meleg-Szamos, Nagy- 
Kapus, Szäsz⸗Löna; Stuhlgerichtsbezirk Mezöörményes: 
aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; Stuhlgerichtsbezirk 
Mocs: aus der Gemeinde Aranyküt; Stuhlgerichts— 
bezirk Tele: aus den Gemeinden Bätos, Szäsz— 
Banyeza; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Alſö⸗Galla, Gyermely, Szöllös, Tata, 
Tovards, Vĩrtes⸗Somlö; 

Comitat Krassö⸗Szöréeny, Stuhlgerichts— 
bezirk Bogsän: aus den Gemeinden Izgär, Nagy— 
Szurduk, Vaskö; Stuhlgerichtsbezirk Facset: aus den 
Gemeinden Dragſinyeſt, Tomeſt; Stuhlgerichtsbezirk 
Sam: aus den Gemeinden Näjdaͤs, Vräny; Stuhl- 
gerichtsbezirt Moldova: aus den Gemeinden Bello— 
breska, Romän⸗Pozsozsena, Szerb⸗Pozsozsena; Stuhl- 
gerichtsbezirk Teregovac: aus der Gemeinde Kornya; 

Comitat Liptô, Stuhlgerichtsbezirk Rözsahegy: 
aus den Gemeinden Gombäs, Hrboltd, Roͤzsahegy; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Aljo- 
Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgeny- 
Libänfalva, Görgeny⸗Uvegesür, Hétbükk, Kis⸗Ilye, 
Magyar⸗Bölkeny, Maros⸗Jära, Oläh⸗Telek; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felsöb-Regen: aus den Gemeinden 
Alſö-Idees, Holtmaros, Maros-Vecs, Magyars; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha— 
lom: aus den Gemeinden Garat, Köhalom, Rädos, 
Szäsz⸗Buda, Urmös; Stuhlgerichtsbezirk Nagysink: 
aus den Gemeinden Boldogväros, Nagy-Sink, Réten; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den Gemeinden 
Hegen, Jakabfalva, Rozsonda, Szent-Agota; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Gaͤes: aus 
den Gemeinden Abelova, Buda-Lehota, Kis-Tugär, 
Madacska; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nagy-Tapol⸗ 
csany: aus den Gemeinden Kis-Rippény, Nezsette, 
Nyitra⸗Särfö, Püspökfalu, Radosna; Stuhlgerichts— 
bezirk Nyitra: aus den Gemeinden Babindal, Bed, 
Berenez, Csehi, Csekej, Csitär, Czabaj, Dieske, Geszte, 
Ghymes, Kaläsz, Kis⸗Czéteny, Könyök, Kolon, Lajos⸗ 
falu, Molnos, Nagy⸗-Czéteny, Nagy-Emöfe, Nagy⸗ 
Falud, Nagy-Hind, Nyitra⸗Egerszeg, Nyitra⸗Ivänka, 
Salgo, Szill, Ujlacska, Ureg, Uzbeg, Visäp⸗Apati, 
Zsére, ſowie aus der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhl- 
gerichtsbezirk Pöstyen: aus den Gemeinden Jokö, 
Nizsna, Pöstyen, Vittencz; Stuhlgerichtsbezirk Privigye: 
aus den Gemeinden Bajmdcz, Bajmöcz-Apaͤti, Felſö— 
Lelöcz, Kis⸗-Pröna, Német-Pröͤna, Privigye; 

Comitat Peſt⸗-Pilis-Solt-Kiskun, Stuhlgerichts— 
bezirk Bia: aus den Gemeinden Albertfalva, Budafok; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Alſoͤ— 
Csallököz: aus den Gemeinden Baka, Padany; 
Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus den Gemeinden 
Hidaskürt, Vaͤga, Vizkelet, Zsigaͤrd; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szempez: aus den Gemeinden Csataj, Nemet- 
Gurab; 


58* 
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Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany: 
aus den Gemeinden Berkesz, Demeeser, Kemecse, 
Kotaly, Tét, Vasmegyer; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus den Gemeinden Buj, Gaͤva, Ibrany, 
Paszab, Vencsellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongärd, Dolmäny, Felek, 
Fenyöfalva, Nagy-Talmäcs, Popläka, Reſinär, Sellem⸗ 
berk, Szäsz⸗Ujfalu und der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Szeben; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: aus den Ge— 
meinden Hortobaͤgyfalva, Marpod, Szent⸗Janoshegy, 
Vurpod; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Baraczhaͤza, Brukenau, Majlätfalva, 
Monoſtor, Vinga; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jära: aus den Gemeinden Hagymas, Kis⸗ 
bänya, Kis⸗Oklos, Magyarösäg, Oläh-Léta, Ruha⸗ 
Egres; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden 
Alſö⸗Szent⸗Mihälyfalva, Aranyos⸗Polyoͤn, Baͤnyabük, 
Csürülye, Egerbegy, Felſö⸗Szent⸗Mihälyfa, Gyeres, 
Gyeres⸗Szent⸗Kiraly, Keresztes, Szind, Tur, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Torda; Stuhlgerichtsbezirk 
Toroczko: aus den Gemeinden Bedellö, Gyertyanos; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus der Gemeinde Torontal- Sziget; Stuhlgerichts— 
bezirk Csene: aus der Gemeinde Horvät-Kͤcsa; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy -Becskerek: aus den Gemeinden 
Bega-Szent-Öyörgy, Lukäcsfalva, Német⸗Ecska, Nögen- 
dorf; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus den Ge⸗ 
meinden Baſahid, Magyar-Paͤde, Mokrin, Szajän, 
Szerb-Bade, Tisza⸗Hegyes, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy-Kikinda; Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: 
aus der Gemeinde Pészak; Stuhlgerichtsbezirk Török— 
becse: aus der Gemeinde Torda; Gtuhlgericht3- 
bezirk Török⸗Kanizsa: aus der Gemeinde Gyäla; 
Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: aus der Gemeinde 
Nemet⸗Czernya; 

Comitat Treneden, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
den Gemeinden Alſo-Nästiez, Haläes; 

Comitat Turdez, Stuhlgerichtsbezirk Szentmaͤrton— 
blatnicza aus der Gemeinde Ruttka; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoröd: 
aus den Gemeinden Dälya, Derzs, Daröcz, Homoroͤd— 
Abasfalva, Homoröd-Kemeényfalva, Homorbd-Oklaͤnd, 
Homoröd-Ujfalu, Miklosfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Szeékely⸗Udvarhelh: aus den Gemeinden Alſö-Söͤfalva, 
Beta, Parajd, Szentegyhaͤzas⸗Olähfalu, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Szeékely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Felſö-Domonya, Ketergeny, Korumlya, 
Minaj; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Känyavär, Szent⸗Kozmadombja, 


aus 


Mikefa, Petri-Keresztur, Rözsässzeg, Taͤrnok-Oroklän, 


Zebeczke; 


Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Barancs, Czéke, Czarnahö, 
Felſö-Regmecz, Mihaly, Miköhäza, Ruda⸗Baͤnyäcska, 
Säros⸗Patak, Veégardoͤ, Zemplen, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Sätoralja⸗Ujhely; Stuhlgerichtsbezirk 
Tokaj: aus den Gemeinden Bodrog⸗Keresztur, Bodrog⸗ 
Kisfälud, Tarczal; Stuhlgerichtsbezirk Varanno: aus 
den Gemeinden Csäklyö, Kladzaͤn, Tapoly-Izseép, 
Varannö⸗Csemernye; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Breznobanya : 
aus den Gemeinden Borosznd, Cserpatak, Fekete⸗ 
Balog, Szent⸗Andraͤs, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Breznobänya; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szalonta: aus 
der Gemeinde Zolna; Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlyom: 
aus den Gemeinden Bücs, Halaszi, Nagy⸗Reét, 
Osztroluka, Toͤt⸗Pelſöez, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Zoͤlyom 

und überdies aus den Municipalſtädten Selmees⸗-es 
Belabanya, Ujvidek, Zombor; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbden 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hat: aus den Gemeinden Fald-Keres, Komaͤrocz, 
Szeszta; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: aus der Gemeinde 
Nädasd; Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus den Gemeinden 
Hernäd⸗Kéres⸗-Préposd, Vizsoly; Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszo: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗Käzsmärk, Csobaͤd, 
Säp; Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus den Gemeinden 
A, Bodva-Bendegi, Hidveg⸗Ardo, Jaͤnok, Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Csiesér, Szent⸗Leänyfalva; 

Comitat Ba ran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Ellend, Loväsz⸗Heteny; N 
Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maröt: 
aus der Gemeinde Heese; Stuhlgerichtsbezirk Garam⸗ 
Szent⸗Kereszt: aus den Gemeinden Bars ⸗Szkleno, 
Garam⸗Szent⸗Kereszt, Geletnek, Janosgyarmat, 
Karvaly, Koszorus, Lutilla, Nagy-Loͤcsa; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Oszläny: aus den Gemeinden Kis-Ugröcz, 

Simony; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: aus 
der Gemeinde Bekées-Szent⸗Andras; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezöesaͤt: 
aus den Gemeinden Höbaͤba, Nemes-Bikk, Sajo⸗ 
Szöged; Stuhlgerichtsbezirk Szent-Beter: aus der 
Gemeinde Baͤnfalva; 

Comitat Braſſoö, Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: 
aus der Gemeinde Keresztenyfalva, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Braſſö; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Tül: aus den Gemeinden Fabiaͤn⸗Sebeſtyén, Szegvär, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Szentes; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Eszter⸗ 
gom: aus den Gemeinden Cſeév, Särisäp, Tät; 


Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Aeſa, Alesut, Kajäszo - Szent-Beter, 
Päzmänd, Söskut, Tabajd, Vaäl; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Alſo⸗Szombatfalva; 

Comitat Gömör⸗Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyöb: aus der Gemeinde Nadabula; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Alſö-Csernäton, Dalnof, Markos⸗ 
falva, Ozsdola; e 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös; 
aus den Gemeinden Detk, Gyöngyöshalasz, Gyöngyös⸗ 
Halmäj, Gyöngyöstarjan, Ludas, ſowie der Stadt— 
gemeinde Gyöngyös; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagycsalomia: 
aus der Gemeinde Szeleftyen ; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgericht3- 
bezirk Alsö⸗Tisza: aus der Gemeinde Tisza⸗Földvar; 
„Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus der Gemeinde Mezö-Kirälyfalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sͤrmäs: aus der Gemeinde 
Uzdi⸗Szent⸗Peéter; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Szomod; 

Comitat Kraſſo⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Sam: aus den Gemeinden Csukics und Mockoviſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Oravicza: aus den Gemeinden 
Greoväcz, Kis⸗Tikväny; 

Comitat Lipto, Stuhlgerichtsbezirk Rözsahegy: 
aus den Gemeinden Rözsahegy und Verbs ; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Alſo⸗ 
Räkos, Köhalom, Szäsz⸗Feheregyhazä; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirt Gars: aus 
der Gemeinde Podrecsäny; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgoͤcz: 
aus den Gemeinden Felſö-Zelle, Pasztd, Sziläd; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapolcsaͤny: aus den Ge— 
meinden Kuzmicz, Kis⸗Szuläny; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra: aus den Gemeinden Sarlo⸗Kajsza, Szalakusz, 
Tormos, Urmény; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra-Szam- 
bokret: aus den Gemeinden Nadlany, Nagy -Vendey, 
Navojöcz, Siſſo; Stuhlgerichtsbezirk Vägſellye: aus 
den Gemeinden Köpösd, Patta, Tornorz; 

Comitat Peſt⸗Pilis-Solt-Kiskun, Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Big: aus den Gemeinden Bia, Tinnye; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Also 
Czallököz: aus den Gemeinden Also⸗Nyärasd, Nagy⸗ 
Bodak; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Czalloͤköz: aus den 
Gemeinden Csäkäny, Csukär⸗Paka, Püspöki; Stuhl- 
gerichtsbezirk Galänta; aus den Gemeinden Vezefeny; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus den Gemeinden 
Abraham, Geszt, Halmos, Közép⸗Csöpöny, Nagy⸗Sur, 
Selpöcz; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Kemecse, Kötaj, Oros; Stuhl— 
gerichtsbezirk Felſö-Dada: aus der Gemeinde Rakamaz; 
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Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Kaläcs, Muräny, Nemet-Benesek; 


Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Puszta-Csan; 
Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 


Beeskerek: aus den Gemeinden Kis-Toräk, Lufacz- 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Perjamos: aus den Ge- 
meinden Särafalva, Szent-Beter; Stuhlgerichtsbezirk 
Zsombolya: aus der Gemeinde Kis-Vizesda; 

Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
den Gemeinden Dobodjel, Zay-Ugröcz; 

Comitat Tu roͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosöczznis: 
aus den Gemeinden Divek, Moſſöcz; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szent⸗Marton⸗Blatnicza: aus den Gemeinden 
Bella, Biſtricske, Benicz, Kis⸗Selmecz, Nagy-⸗Jeszen, 
Neczpal, Szuceſäny, Trebosztö, Turdez-Szent-Märton, 
Zaturcsa; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely— 
Udvarhely: aus der Gemeinde Bögöz; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus der 
Gemeinde Napradfa ; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Satoralja- 
Ujhely: aus den Gemeinden Felfö-Negmerz, Säros⸗ 
patak, Trauczonfalva; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus 
der Gemeinde Tokaj, 

und überdies aus den Municipalſtädten Hoͤdmezö— 
Väſärhely, Pozsony und Temes vär; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Baja: 
aus der Gemeinde Béreg; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Baranya— 
var: aus der Gemeinde Kaͤcsfalu; 

Comitat Kraſſö⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus den Gemeinden Raffna, Vermes; Stuhl- 
gerichtsbezirk Oravicza: aus der Gemeinde Csudanovecz; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Segesvär: aus der Gemeinde Szäsz⸗Szt.⸗Läszlö; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Gödöllßb: aus der Gemeinde Iſaszeg; Stuhl- 
gerichtsbezirk Kis⸗Körös: aus den Gemeinden Erſek— 
Csanäd, Szeremle; 


2. aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Geru— 
bisnopolje: aus der Gemeinde Vel.-Grdjevac; 

Comitat Lika⸗Krbava, Bezirk Brinje: 
der Gemeinde Jezerane; 2 

Comitat Syrmien, Bezirk Sid: aus der Ge— 
meinde Sid; Bezirk Vinkovei: aus der Gemeinde 
Andrijasevei; Bezirk Vukovar: aus den Gemeinden 
Vera, Sotin, Tordinei, Vukovar, ſowie aus der 
Municipalſtadt Zemun (Semlin). 


aus 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. 779 9 Einſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 


ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schaſen, Ziegen, 
Schweinen): 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken Kaſſa 
(Comitat Abauj⸗Torna), Központ (Comitat 
Bihar), Alſö-Tarcza einſchließlich der Stadtgemeinde 
Eperjes (Comitat Säros), Gölniczbänya einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde Szepes-Baralja, 
einſchließlich der Stadtgemeinden Szepes⸗Olaszi und 
Szepes⸗Varalja (Comitat Szepes), ſowie aus der 
Municipalſtadt Nagy⸗Värad; 
b. wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 
aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula— 
Fehérvär, Balazsfalva, Kis⸗Enyed einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Vizakna, Magyar⸗Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗-Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗ 
Send, Pecska, Radna, Ternova, Vilä gos 
(Comitat Arad), Apatin, Baͤcs⸗-Almäs, Baja, Hödsaͤg, 
Kula, Német-Palänka, Topolya, Ujvidek, Zombor 
(Comitat Bäcs-Bodrog), Baranyavaͤr, Hegyhät, 
Mohäcs, Pécs, Siklös, Szent-Lörincz (Comitat Ba- 
ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebely (Comitat Bars), Békés, Bekeés⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Oroshaͤz, Szeghalom (Comitat Bék és), 
Felvidek, Latorcza, Mezö-Kaszony, Munkäcs, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza⸗hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Besztercze, Naszöd (Comitat Besztercze- 
Naszöd), Bel, Beleényes, Berettyoͤ-Ujfalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda, Vasköh (Comitat Bihar), Eger, Miskolez ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväcshaz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Mako, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Pärkäny (Comitat Esztergom), 
Adony, Mor, Särbogaͤrd, Szefes - Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejér), Nimaszecs, Rimaszombat, einschließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis-Hont), Puszta, Solord-Alja, Toͤsziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeny, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü-Böszörmeny und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlö, einschließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), 


Eger einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Heves, Tisza-Füred (Comitat Heves), F 
Ipolyſäg, Szob (Comitat Hont), Algyögy, Bräd, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Bajda- 
Hunyad, Körösbänya, Maros-Illye, Petroſeny, Puj, 
Szäszväros einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
(Comitat Hunyad), Alſé-Jäszsäg, Felſö⸗Jäszſägy, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz-Bereény, Felſö⸗Tisza, 
Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Uj⸗ 
ſzälläs, Karczag, Turkeve und Mezö-Tür (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy-Kun⸗Szolnok), Diesd-Szent-Märton, Erzsé⸗ 
betväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
Hosszuaszö, Radnot (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt⸗ 


gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Koma rom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Maros. Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szöreny), Liptö-Szent-Mikloͤs, Lipto⸗ 
Ujvär (Comitat Lipto), Dolha, Huszt, Suga⸗ 


einschließlich der Stadtgemeinde Mära- 
maros⸗Sziget, Taraczviz, Teesö, Tiszavölgy (Co- 
mitat Märamaros), Alſö-Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar⸗ 
Ovär, Nezfider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 


tag, Sziget, 


einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 


Nagy-Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Loſoncz, 
einschließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nögrad, 
Szecseny, Szirak (Comitat Nögräd), Erſekujvär, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nyitra), Abony, 
Czegled und Nagy-Körös, Alſoͤ-Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kolocsa, Kis-Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis-Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun -Szent⸗ 
Miklos, Monor, Nagy-Kaͤta, Pomaͤz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent -Endre, Raͤezkeve, Vaͤcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-Pilis-Solt-Kiskun), Alſö⸗Tarcza, 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Makvicza, Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Eperjes, Szekeſö, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Bartfa, Tapoly (Comitat Säros), Bares, Csurgo, 
Igal, Kaposvär, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde Lenyeltöt, Marezal, Nagy-Atäd, 
Szigetvar, Tab (Comitat Somog y), Csepreg, Csorna, 
Felſö⸗Pulya, Kapuvär, Kismarton, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt, Nagy⸗Marton, 
Sopron (Comitat Sopron), Alſoͤ-Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhäza, Kis Vaͤrda, 
Nagy-Källö, Nyir -Bätor, Tisza (Comitat Sza- 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Gyarmat, Maͤteszalka, 
Nagy -Bänya, einſchließlich der Stadtgemeinden 


Bät, 


einſchließlich der Stadtgemeinden 


Felſö⸗ 


Felſö⸗Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Käroly, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinger⸗Väralja (Comitat Sz a t⸗ 
mär), Szaͤsz⸗ Sebes, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löcse, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szépes⸗Väralja, einſchließlich der Stadt- 
gemeinden Szépes⸗Olaszi und Szépes-⸗Vaͤralja (Comitat 
Sze pes), Kraszna, Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
näd, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Zsibo (Comitat Szilägyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorbd, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Keékes, Magyar-Läpos, Nagy -Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einschließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Buziäs, Esa⸗ 
kova, Detta, Központ, Kubin, Lippa, Reékäs, Uj⸗Arad, 
Verſeez (Comitat Temes), Dombovär, Dunföldvär, Köz⸗ 
pont, Simontornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), 
Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat Torda-Aranyos), 
Alibunär, Bänlak, Moͤdos, Nagy-⸗Szent-⸗Mikloͤs, 
Pancsova, Pärdäny (Comitat Torontä h), 
Bittse, Kiszucza⸗Ujhely, Väg⸗Besztereze, Zsolna 
(Comitat Tren csén), Szekely-Keresztuͤr (Comitat 
Udvarhely), Tiszän⸗ Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobroͤnez (Comitat Ung), Kis⸗ 
Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 
Szombat, Nemet - Ujpar, Särvär, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär 
(Comitat Vas), Devecser, Enying, Papa, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprém, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszprém), Alſö - Lendva, Csäktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami- 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Groͤt (Comitat Zala), 
Bodrogköz, Gaͤlszees, Nagy⸗Mihäly, Stropkö, Szerenes 
(Comitat Zemplen), Beszterczebanya, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Zolyo m), 
ſowie 


aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 
Kecskem't, Kolozsvär, Komarom, Maros-Väſärhely, 
Pancsova, Pécs, Sopron, Szabadka, Szatmär-Nemeti, 
Szeékes⸗Fehervär, ſowie aus der kön. Haupt⸗ und 
Reſidenz ſtadt Budapeſt; 


2. aus Croatien-⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
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Stadtgemeinde, Krizevci, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 
Ogulin, Bojnie, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Riekah, 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ilok, Zupanja (Comitat Syrmien), Ivanec, 
Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, Pregrada, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, Mi⸗ 
holjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi- 
tat Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Sveti⸗JIvan⸗Zelina, Vrginmoſt, 
Zagreb (Comitat Zagreb), ſowie aus den Municipal- 
ſtädten Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz— 
bezirken, und zwar: 


a. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava, Szenicz, Väg⸗Ujhely (Comitat Nyitra), 
O⸗ Lublö, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szepes⸗Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Popräd (Comitat Szepes), Trencsen, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Trenesén), 
Homonna (Comitat Zemplén) in Ungarn; 


b. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts— 


bezirken Szeniez (Comitat Nyitra), Malaczka 
(Comitat Pozsony), Kesmärk, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Késmaͤrk, Leibiez, Szepes-Bela, 


O⸗Lubloö, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szepes⸗Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Popräd (Comitat Szepes), Trencseén, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Trencsé n), 
in Ungarn 


iſt die Einfuhr von Schweinen aus den bezeich- 
neten Bezirken nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern auf Grund der von den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Unter⸗Gänſerndorf, Göding, 
Ungariſch⸗Brod, Wallachiſch-Meſeritſch, Lisko, Nowy⸗ 
targ, Neu⸗Sandec, Sanok getroffenen Verfügungen 
verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
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der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be- 
ſtimmungs⸗Station der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahn⸗Station mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden bejon- 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienz⸗Gebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 6., 7., 10., 13. und 19. Auguſt 1902, 
383. 33. 062, Du, 181, 33.842, 33.909 und 34 926, 
außer Wirkſamkeit gefetzt. 


Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
SS 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung des Uliniſteriums des 
Innern vom 25. Auguſt 1902, 3. 36.233, 


enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehre aus dem 
Deenpationsgebiete. 


Auf Grund der letzten offieiellen Thierjeuchen- 
Ausweiſe der Landesregierung in Sarajevo wird die 
„ en eingeladen, unter gleichzeitiger Be— 
hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach— 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 28. aus 1902 
angefangen, zu erlaſſen. 


Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr vou Schweinen aus den Be— 
zirken Banjaluka Land, Bielina, Breéka, Dubica, 
bosn. Gradiska, bosn. Novi, Priedor, Prnjavor, 
Srebrenica und Vlaſenica und wegen des Beſtandes 
der Schafpockenſeuche die Einfuhr von 
Schafen aus dem Bezirke Sanskimoſt. 


Die Beſtimmungen über die Einfuhr von ge— 
ſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 
ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver⸗ 
ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen Schweinen 
aus ſeuchenfreien Gebieten nach den Schlachthäuſern 
der Productiv-Geſellſchaft der Wiener Fleiſchſelcher 
und in Unter⸗Meidling, dann der Schlachtſtätten der 
Fleiſchſelcher Ziegler und Karlik in Wien, ſowie 
dem Sanitäts⸗Schlachthauſe in Wr.⸗Neuſtadt; ferner 
nach dem Schlachthauſe in Linz in Ober-Oeſterreich; 
nach den Schlachthäuſern in Prag, Holeſchowitz, Laun, 
Pilſen und Warnsdorf in Böhmen; nach den Schlacht— 
häuſern in Brünn und Olmütz in Mähren und nach 
den Schlachthäuſern in Graz und Leoben in Steier⸗ 


mark bleiben auch fernerhin in Kraft. 

Bei der Verlautbarung der bezüglichen Kund⸗ 
machung wolle die k. k. bundenen im Sinne des 
h. o. Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, 3. 28.969, 


vorgehen. 


Kundmachung der Statthalterei in Trieſt 
vom 19. Auguſt 1902, 3. 22.008, 
betreffend 


Viehverkehrsbeſchränkungen gegen 
Krain und Steiermark. 


Dalmatien, 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Epizootien in Dalmatien, Krain und Steiermark 
findet die k. k. Statthalterei unter Aufhebung der hier⸗ 
ämtlichen Kundmachung vom 16. Juni 1902, 
3. 15.629, nachſtehende Sperrverfügungen zu treffen, 
deren Wirkſamkeit vom 22. Auguſt 1902 anzufangen hat: 


a. gegen Dalmatien: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus dem Bezirke Spalato; 


b. gegen Krain: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den Bezirken Gottſchee, 
Rudolfswert, Tſchernembl; 


c. gegen Steiermark: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den Bezirken Bruck a. d. M., 
Deutſch-Landsberg, Graz Umgebung, Gröbming, Juden⸗ 
burg, Leoben, Pettau. 


Uebertretungen dieſer Sperrverfügungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 20. Auguft 1902, 3. 177.361, 


betreffend 
das Verbot der Einfuhr von Vorſtenvieh aus dem 
Gebiete der k. ſächſiſchen Amtshauptmannſchaft 
Bautzen nach Böhmen. 

Anläßlich der erfolgten Einſchleppung der Schweine— 
peſt aus Bautzen im Königreiche Sachſen nach Zeidler, 
Bezirk Schluckenau, findet die Statthalterei zur Hint⸗ 
anhaltung einer weiteren Seucheneinſchleppung im 
Grunde des Artikels VI des Viehſeuchenüberkommens 
mit dem Deutſchen Reiche vom 6. December 1891, 
R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892, ſowie des § 5 des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
die Einfuhr von Borſtenvieh aus dem Gebiete der 
k. ſächſiſchen Amtshauptmannſchaft Bautzen nach 
Böhmen bis auf Weiteres zu unterſagen. 

Dieſes Verbot tritt mit dem Tage der Verlaut⸗ 
barung in dem Amtsblatte der „Prager Zeitung“ in 
Kraft und werden Zuwiderhandlungen gegen dasſelbe 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, geahndet werden, wobei auch die Beſtimmungen 
des § 46 des vorbezogenen allg. Thierſeuchengeſetzes 
ſowie der Durchführungsverordnung zu demſelben in 
Anwendung kommen. 


Kundmachung der Landes regierung in 
Czernowitz vom 20. Auguſt 1902, 3. 22.556, 
enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der anſteckenden 
Thierkrankheiten in Rumänien findet die k. k. Landes⸗ 
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regierung vom 25. Auguſt 1902 angefangen zu unter⸗ 
agen: 


Wegen des Beſtandes der 


1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein⸗ 
und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den 
rumäniſchen Diſtrieten Botuſchan i, Conſtantza, 
Covorlui, Dämbopvita, Dorohoi, Fale iu, 
Gorj, Jaſſy, Mehedin ki, Neam fu, 
Romanati, Roman, Sucea va, Tutova, 
Tulcea, Tecuel und Vas lui; 


2. der Schafpockenſeuche die Ein⸗ und 
Durchfuhr von Schafen aus den rumäniſchen Diſtricten 
Botoſchani, Ilfov, Vaslui, Vlasca und 
Conſtanta. 


Aus den hier namentlich nicht angeführten übrigen 
Diftrieten Rumäniens iſt die Ein⸗ und Durchfuhr 
von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen Beobachtung 
der vorgeſchriebenen veterinär-polizeilichen Anordnungen, 
jedoch nur mittelſt Eiſenbahn über das k. k. Haupt⸗ 
zollamt Itzkany⸗Bahnhof geſtattet. 


Das mit der hierämtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, Z. 25.995, verlautbarte Ver⸗ 
bot der Ein⸗ und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 


Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 11. Auguſt 1902, Z. 21.980, mit 
dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, daß 
Uebertretungen dieſer Kundmachung nach den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung 
jener des 8 46 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
werden geahndet werden. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion.) 
Am 25. d. M. fand im Miniſterium des Innern 


unter dem Vorſitze des Sectionschefs Grafen Auer s⸗ 


perg einc Sitzung der Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion 
ſtatt. Dieſelbe wurde vom Vorſitzenden durch Mit— 
theilungen über den ſeit der letzten Verhandlung der 
Commiſſion erfolgten Einlauf eingeleitet. So bezüg⸗ 
lich des Weideviehverkehres zwiſchen Oeſterreich-Ungarn 
und Italien, welcher in der diesjährigen Sommer⸗ 
periode zu keinem Anſtand Anlaß geboten hat; ferner 
betreffend der in Vorbereitung befindlichen Maßnahmen 


gegen die Geflügelcholera, diesbezüglich ſtehen noch 
einzelne Gutachten aus, nach deren Einlangen die be— 
abſichtigte Umarbeitung der veterinär-polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften erfolgen wird; weiters über die Durchführung 
von Tuberculinimpfungen, hinſichtlich welcher die end— 
giltige Entſcheidung von den Ergebniſſen der neueſten 
Verſuche Prof. Behring's abhängig gemacht wird 
und behufs genauen Studiums dieſes Gegenſtandes 
öſterreichiſche Fachdelegirte nach Deutſchland entſendet 
werden. In Rückſicht auf die Einfuhr von Schweinen 
aus dem Deutſchen Reiche wurde mitgetheilt, daß 
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dieſe nunmehr wieder geſtattet ſei, demgemäß 
auch dem Importe von Zuchtſchweinen unter 


der Vorausſetzung der Einhaltung der beſtehenden 
veterinär-polizeilichen Vorſchriften keine weiteren Be- 
ſchränkungen im Wege ſtehen. Seitens mehrerer land— 
wirtſchaftlicher Corporationen ſind Eingaben eingelangt, 
welche die Regelung des Viehverkehres mit Ungarn 
betreffen und den Schutz der heimiſchen Viehbeſtände 
vor Seucheneinſchleppungen fordern. In Hinſicht auf 
die vor einiger Zeit erfolgte Einſchleppung von Maul- 
und Klauenſeuche aus Temesvar nach dem Wiener 
Central-Viehmarkte wird mitgetheilt, daß die Organe, 
welche hiefür das Verſchulden getroffen habe, beſtraft 
worden ſeien und die Obſervation der Thiere in 
dieſem Gebiete anläßlich des Falles auf längere Zeit 
ausgedehnt worden ſei. Auch in Galizien ſind, nach 
dortigen Berichten, infolge der vorgekommenen Fälle 


von Maul- und Klauenſeuche ſehr ſtrenge veterinäre 
Maßnahmen ergriffen worden. 

Von den Verhandlungsgegenſtänden bildete die 
Schweinepeſttilgung im Allgemeinen und insbeſondere 


Aus der k. k. Hof⸗ 


in Galizien und die Eventualität einer Abänderung 


der diesfalls beſtehenden Vorſchriften das Thema einer 
ſehr eingehenden Discuſſion. Die ſeit dem Erlaſſe der 
bezüglichen kaiſerl. Verordnungen vielfach geänderten 
Verhältniſſe führen zu Erwägungen, 
rungen einzelner Beſtimmungen nahelegen. 


Die Miniſterial-Veterinärcommiſſion befaßte ſich 
weiters im Laufe der Berathung mit einer Reihe von 
Reſolutionen, welche in der letzten Seſſion die Zu⸗ 
ſtimmung des Abgeordnetenhauſes gefunden haben und 
wurden Vorſchläge betreffs der möglichſten Pe 
der gegebenen Anregungen erſtattet. 

Außerdem bildeten noch Gegenſtände der Veräthung: 
die Frage der Ausfuhr von lebenden Schweinen nach dem 
Deutſchen Reiche; die für die Einfuhr von Geflügel 
aus Italien erlaſſenen Vorſchriften; Anſtände bei aus 


Serbien eingeführten geſchlachteten Schweinen; endlich 


die Organiſation des Veterinärdienſtes Der der =. 
behörde in Trieſt. 


und Staatsdruckerei. 


welche Abände⸗ | 
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Geſeßze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 28. Auguſt 1902, 3. 36062, 


enthaltend 


eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl— 
gerichtsbezirken Tiszan-Tül einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Szentes (Comitat Csongräd), Nagy-Tapol— 
csäny, Nyitra-Zſämbokret (Comitat Nyitra), ſowie aus 
der Municipaltadt Hoöͤdmezö-Väſärhely nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen 
Kundmachung vom 27. Auguſt 1902, 3. 36059, 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 29. Auguſt 1902, 3. 36725, 


enthaltend 


eine veterinär-polizeiliche Verfügung in Betreff 

der Einfuhr von Klauenthieren aus Ungarn nach 

den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 


Im Abſchnitte II, Abſatz 1a, Zeile 7 und 8 der 
bierortigen Kundmachung vom 27. Auguſt 1902, 
3: 36059, ſoll es richtig lauten: „Alſö-Tarcza, 
Siroka einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes 
(Komitat Saros)“. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 3. September 1902, 3.37059, 
enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Mini— 
terium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
der Municipaljtadt Zombor in Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Maul- und Klauenſeuche von der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Unter-Gänſerndorf erlaſſenen Verfügung 
die Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Biegen, Schweinen) aus dem Grenz-Stuhlgerichts⸗ 
bezirke Pozsony einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szent-György (Comitat Pozsony) in Ungarn nach 
dem diesſeitigen Gebiete verboten. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 27., 28. und 29. Auguſt 1902, 
33. 36059, 36062 und 36725, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. - 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 12. Geptember 1902, 
3. 38309, 


enthaltend 
eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 


diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl- 
gerichtsbezirken Hatvan, Peterväſär (Comitat Heves) 
in Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 27., 28 und 29. Auguſt, ſowie 
3. September 1902, 33. 36059, 63062, 36725 
und 37059 zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraſt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. Auguſt 1902, 3.36057, 


betreffend 
die Vieheinfuhr nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und 
Kroatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königlich-ungariſchen 
Ackerbauminiſteriums vom 23. Auguſt 1902, 3.69728, 
ſowie der königlichen Landesregierung in Agram vom 7., 
13. und 22. Auguſt 1902, 33. 61766, 63752 und 
65421, iſt derzeit verboten: 


1. wegen Beſtandes der Maul⸗ und Klauen 


ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren aus dem 
politiſchen Bezirke Gorlice (Galizien) nach Ungarn; 


S 


2. wegen Beſtandes des Stäbchenrothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Leitha, Unter-Gänſerndorf, Miſtelbach, 
Wr.⸗Neuſtadt (Niederöſterreich), Feldbach, Hartberg, 
Pettau (Steiermark), Miſtek, Wall.⸗Meſeritſch 
(Mähren), Teſchen (Schleſien), nach Ungarn, ſowie 
aus dem politiſchen Bezirke Rudolfswerth (Krain) nach 
Kroatien-Slavonien; 

3. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Leitha, Unter-Gänſerndorf, Miſtelbach, 
Mödling und Stadtbezirk Wr.-Neuſtadt (Niederöſter— 
reich), Pettau (Steiermark), Volosca (Küſtenland), 
Wall.⸗Meſeritſch (Mähren), Gorlice und Turka 
(Galizien) nach Ungarn, ſowie aus den politiſchen Be— 
zirken Pettau und Rann (Steiermark), Gottſchee, 
Tſchernembl (Krain), Volosca (Küſtenland) und 
Benkovac (Dalmatien) nach Kroatien-Slavonien. 

Hingegen wurden alle früheren, gegen die Ein— 
fuhr von Vieh aus den hier nicht genannten politiſchen 
Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 


Hievon wird die k. k. en mit Bezug auf 
die hierortigen Kundmachungen vom 17. Juli, 16. und 
18. Auguſt 1902, 33. 30012, 34524, 34534 
und 34960 zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 


in die Kenntnis geſetzt. 


Bundmachung des Uliniſteriums des 
Innern vom 11. September 1902, 
| 3. 38310, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗ 
Slavonien. 

(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt, Innsbruck.) 

Mit Beziehung auf den hierortigen Erlaſs vom 

18. Auguſt 1902, 3. 34960, wird die k. k. Statt⸗ 

halterei behufs der weiteren Veranlaſſung in die 

Kenntnis geſetzt, daſs laut Telegrammes der königl. 

Landesregierung in Agram vom 9. September 1902, 

Z. 69476, das wegen des Beſtandes der Schweinepeſt 

gegen die Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen 

Bezirke Rann (Steiermark) nach Kroatien-Slavonien 
gerichtete Verbot aufgehoben worden iſt. 


Kundmachung der Statthalterei in Lem⸗ 
berg vom 12. Auguſt 1902, 3. 94981, 


betreffend 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul⸗ und 
Klauenſeuche. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche im Lande, findet die k. k. 
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Statthalterei unter Aufhebung der hierämtlichen 
Kundmachung vom 4. Auguſt 1902, 3. 91968, auf 
Grund der §§. 3, 7, 20 und 26 des allgemeinen 
Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. 
Bl. Nr. 35, und der bezüglichen Beſtimmungen der 
Vollzugsverordnung vom 12. April 1880, R. G. Bl. 
Nr. 36, anzuordnen wie folgt: 

1. Klauenthiere (Rindvieh, Schafe, Ziegen und 
Schweine) dürfen aus Ortſchaften eines politiſchen 
Bezirkes nur nach den Ortſchaften desſelben oder des 
angrenzenden politiſchen Bezirkes unter Einhaltung 
der beſtehenden Vorſchriften getrieben werden. 

2. Nach weiter entfernten politiſchen Bezirken 
dürfen Klauenthiere nur mittels Eiſenbahn oder Fuhr— 
werken mit Pferdegeſpann überführt werden. 

3. Die zum Eiſenbahntransporte beſtimmten 
Thiere dürfen zu, beziehungsweiſe von der nächſten 
Eiſenbahnſtation auf dem kürzeſten Wege, mit Ver— 
meidung der etwa verſeuchten Ortſchaften, wie auch 
der geſperrten Gebiete getrieben werden. 

4. Klauenthiere (Hornvieh, Schafe, Ziegen und 
Schweine) welche aus einem politiſchen Bezirke auf 
einen im angrenzenden politiſchen Bezirke befindlichen 
Markt getrieben oder welche aus weiter entfernten 
politiſchen Bezirken mittels Eiſenbahn oder Pferde— 
geſpann dahin gebracht werden, können von dieſem 
Markte in eine beliebige Ortſchaft des unmittelbar 
angrenzenden politiſchen Bezirkes abgetrieben werden, 
wenn ſie mit vorſchriftsmäßig ausgeſtellten Viehpäſſen 
verſehen ſind, auf denen von dem auf dieſem Vieh— 
markte amtirenden Thierarzte der unbedenkliche 
Geſundheitszuſtand der Thiere beſtätigt erſcheint. 

5. Zum Zwecke der Hintanhaltung der weiteren 
Verbreitung und behufs raſcher Tilgung der genannten 
Seuche wird ein verſeuchter Landſtrich feſtgeſetzt, in 
welchen alle Gemeinden und Gutsgebiete der politiſchen 
Bezirke Brzesko, Gorlice und Gryböw einbezogen 
werden. 

Die genannten Bezirke werden als mit Maul- 
und Klauenſeuche verſeucht und für das Ein- und 
Wegbringen von Klauenthieren (Rindvieh, Schafe, 
Ziegen und Schweine) jeden Alters im lebenden Zu— 
ſtande geſperrt erklärt. 

In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 

a) die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
von Klauenthieren (Rinder, Schafe, Ziegen, 
Schweine); 

b) das Ein- und Ausladen von dieſen Thieren auf 
den in dem geſperrten Gebiete liegenden Eiſen— 
bahnſtationen Bogumilowice, Slotwina, Biecz, 
Gorlice und Gryboͤw. 

Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das 
geſperrte Gebiet iſt nur mittels Eiſenbahnen ohne 
Umladung ſtatthaft. 

Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem 
geſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht durch 
die betreffende Bezirkshauptmannſchaft wegen Aus— 


60* 


350 


bruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften ſpecielle 
einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in Brzesko, Gor— 
lice und Gryböw find ermächtigt, in berückſichtigungs— 
würdigen Fällen die Einfuhr von Klauenthieren zu 
Approviſionirungszwecken in größere Conſumorte des 
geſperrten Gebietes zur ſofortigen Schlachtung gegen 
Einhaltung der hinſichtlich des Viehverkehres zu 
beobachtenden allgemeinen Vorſchriften und unter 
gleichzeitiger Anordnung entſprechende Vorſichtsmaß— 
regeln zu geſtatten. 

6. Behufs Hintanhaltung der Einſchleppung 
dieſer Seuche nach Deutſchland und Aufrechthaltung 
der freien Ausfuhr von Rindern dahin, werden bis 
auf Widerruf die hierämtlichen Kundmachungen vom 
28. Februar, 23. Juni und 30. Juli 1902, 
33. 22805, 69507 und 88885 inſoferne abgeändert, 
daſs die Ausfuhr von Rindern aus den politiſchen 
Bezirken: Biala, Bochnia, Brzesko, Chrzanböw, 
Dabrowa, Gorlice, Grybow, Jasko, Krakau und 
Krakau Stadt, Krosno, Limanowa, Mielec, Mysleniee, 
Neu⸗Markt, Neu-Sandez, Podgörze, Pilzno, Ropezyce, 
Tarnöbw, Wadowice, Wieliczka und Zywiee nach dem 
deutſchen Reiche nur auf Grund einer ſpeciellen 
Bewilligung der k. k. Statthalterei ſtattfinden darf. 

Aus den übrigen politiſchen Bezirken iſt die 
Ausfuhr von Rindern nach dem deutſchen Reiche gegen 
Einhaltung der diesbezüglichen, in den eben erwähnten 
hierämtlichen Kundmachungen enthaltenen Vorſchriften 
auch weiterhin ſtatthaft. 

Jeder nach dem deutſchen Reiche beſtimmte Vieh— 
transport mufs jedoch in Oswieeim, beziehungsweiſe 
Szezakowa einer thierärztlichen Superreviſion unter- 
worfen werden und wird erſt nach Conſtatirung eines 
unbedenklichen Geſundheitszuſtandes zur weiteren 
Beförderung zugelaſſen. 

Viehtransporte welche bei dieſer Superrevi ſion 
als mit Maul- und Klauenſeuche behaftet oder einer 
ſolchen verdächtig erſcheinen, werden von der weiteren 
Beförderung ausgeſchloſſen und auf Koſten und Gefahr 
des Aufgebers nach der ehemaligen Confinirungs— 
anſtalt in Biala, beziehungsweiſe Krakau, dirigirt, wo 
ſie auf Koſten der Partei der vorſchriftsmäßigen 
ſtrengen Beobachtung unterzogen werden, falls der 
Vieheigenthümer deren Schlachtung nicht vorziehen 
ſollte. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung wird die 
hierämtliche Verfügung vom 17. November 1900, 
Z. 109866, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Übertretungen dieſer Verordnung, welche am 
nächſten Tage nach der Verlautbarung in der amtlichen 
„Gazeta Lwowska“ in Wirkſamkeit tritt, werden 
nach §. 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. 
Bl. Nr. 51, geahndet werden. 

Was hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht 
wird. f 
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Aundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 27. Auguſt 1902, 3. 180631, 


betreffend 


die Feſtſetzung eines Controltages bei der k. k. Zoll⸗ 
amtsexpoſitur in St. Katharina für die Vieh⸗Ein⸗ 
und Ausfuhr. 


Die Statthalterei findet auf Grund des Erlaſſes 
des k. k. Miniſteriums des Innern vom 22. Auguſt 
1902, Z. 35266, den thierärztlichen Controldienſt 
bei der k. k. Zollamtsexpoſitur in St. Katharina, 
Bezirk Klattau, und zwar vorläufig auf die Dauer 
von ſechs Monaten vom 1. September 1902 ange- 
fangen einzuführen. 

Als Controltag wird der erſte Mittwoch jedes 
Monates feſtgeſetzt und wird die thierärztliche Unter⸗ 
ſuchung der ein- oder auszuführenden Thiere in der 
Zeit von 10%½ Uhr vormittags bis 2½ Uhr nach⸗ 
mittags von amtswegen gegen Entrichtung der mit 
den Statthaltereikundmachungen vom 19. December 
1898, 3. 195724, und vom 9. Februar 1901, 
Z. 1640, feſtgeſetzten Beſchaugebüren vorgenommen 
werden. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Zara 
vom 27. Auguſt 1902, 3. 29155, 


betreffend 


Aufhebung der Viehverkehrsbeſchränkungen im Ge⸗ 
richtsbezirke Trau. 


In theilweiſer Abänderung der Kundmachung 
vom 4. Auguſt 1902, 3. 26617, findet die Statt⸗ 
halterei das erlaſſene Verbot der Ein- und Ausfuhr 
von Schweinen nach, beziehungsweiſe aus dem 
Gerichtsbezirke Trau, ſowie der Abhaltung von 
Schweinemärkten dortſelbſt aufzuheben, da, wie nach⸗ 
träglich feſtgeſtellt wurde, die Einſchleppung der 
Schweinepeſt nach der Inſel Brazza nicht von dem 
Markte in Trau, ſondern aus der Ortſchaft Dugopolje 
erfolgt iſt. 

Vorliegende Kundmachung tritt mit dem Tage 
der Veröffentlichung in der Amtszeitung in Wirk⸗ 
ſamkeit. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 30. Auguſt 1902, 3. 18426, 


betreffend 


das Einfuhrverbot für Borſtenthiere aus Steiermark 
nach Krain. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark, ſowie auf die wiederholt 
erfolgte Einſchleppung der Schweinepeſt aus Steier— 


mark nach Krain, findet die k. k. Landesregierung die 
Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach Krain 
bis auf weiteres zu verbieten. 

Durch dieſes Verbot wird der Eifenbahn-Tranfit- 
verkehr von Schweinen aus Steiermark durch Krain 
nicht berührt. 

Übertretungen dieſer mit 1. September 1902 in 
Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraſt. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein— 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtim mungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 26. Auguſt 1902, 3. 88319, 


betreffend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen am Central⸗ 
Viehmarkte in Wien, St. Marx. 


Anlässlich des Auftretens der Maul- und 
Klauenſeuche im Schlachthauſe zu Wien, St. Marx, 
findet die Statthalterei behufs Verhinderung der 
Verbreitung dieſer Seuche Nachſtehendes anzuordnen: 

1. Die am Central-Viehmarkte in St. Marx an 
einem Markttage angefauften Rinder müſſen längſtens 
innerhalb 48 Stunden nach Beendigung des 
Marktes vom Central-Viehmarkte entfernt werden 
und ſind in den außerhalb Wiens gelegenen Be— 
ſtimmungsorten eheſtens, längſtens aber innerhalb 
drei Tagen zu ſchlachten. 

2. Am Montagmarkte unverkauft gebliebene 
Rinder ſind in ſeparirten Stallungen aufzuſtellen, unter 
beſonderer amtsthierärztlicher Controle zu halten, von 
einem eigenen, von amtswegen zu beſtimmenden 
Warteperſonale zu betrauen und dürfen bei unbedenk— 
lichem Geſundheitszuſtande nur auf dem nächſt— 
folgenden Donnerstagmarkte, und zwar auf ſeparirten 
Standplätzen, zum Abverkaufe für Wien zugelaſſen 
werden. 

3. Die auf dem Donnerstagmarkte unverkauft 
gebliebenen Rinder ſind nach Schluſs des Marktes 
ſofort auf den Contumazmarkt zu bringen und dort 
längſtens am nächſtfolgenden Samstag zu vermarkten. 

Am Contumazmarkte verkaufte und unverkaufte 
Thiere ſind noch am ſelben Tage von dort zu ent— 
fernen. f 

Die verkauften Thiere müſſen entweder in die 
Schlachthäuſer in Hernals, Gumpendorf oder Meidling 
mittels Wagen abgeführt oder in das Schlachthaus 
in St. Marx abgetrieben werden, während die unver— 
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kauften Thiere behufs deren eheſten Schlachtung in 
das Schlachthaus in St. Marx abzugeben ſind. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Kraft. 
f Übertretungen derſelben werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 


Kundmachung der gtatthalterei in Linz 
vom 29. Auguft 1902, 3. 19397, 


betreffend 


das Einfuhrverbot für Klauenthicre vom Central⸗ 
viehmarkte in Wien, St. Marx. f 


Mit Rückſicht auf das neuerliche Auftreten der 
Maul⸗- und Klauenſeuche im Schlachthauſe zu Wien, 
St. Marx, findet die k. k. Statthalterei behufs Ver— 
hinderung der Einſchleppung dieſer Seuche in das 
hieſige Verwaltungsgebiet die Einfuhr von Klauen— 
thieren vom Centralviehmarkte in Wien, St. Marx, 
nach Oberöſterreich bis auf weiteres zu verbieten. 


Übertretungen dieſes Verbotes, welches mit 


1. September 1902 in Wirkſamkeit tritt, werden nach 


den Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882 
(R. G. Bl. Nr. 51) geahndet. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 30. Auguſt 1902, 3. 182899, 
betreffend 


Beſchränkungen bei der Einfuhr von Rindern und 
Schafen vom Centralſchlachtviehmarkte St. Marx 
in Wien nach Böhmen. 


Aus Anlaſs des Auftretens der Maul⸗ und 
Klauenſeuche im Schlachthauſe zu Wien, St. Marx, 
findet die Statthalterei zur Hintanhaltung einer 
Seucheneinſchleppung die Einfuhr von Rindern und 
Schafen von dem Centralſchlachtviehmarkte in Wien, 
St. Marx, nach Böhmen bis auf weiteres zu unter— 
ſagen. 

Nach den mit der Ausladeſtation durch Schienen— 
geleiſe verbundenen Schlachthöfen in Prag-Holeſcho— 
witz, Pilſen, Budweis, Teplitz, Laun, Warnsdorf und 
Aſch wird die Einfuhr der genannten Thiergattungen 
vom ſeuchenfreien Wiener Markte unter nachſtehenden 
Bedingungen geſtattet: 

Die betreffenden Viehwaggons müſſen in der 
gleichen Weiſe mit der Aufſchrift „ſeuchenverdächtige 
Thiere“ bezettelt werden, wie die Waggons, welche 
lungenſeuchenverdächtiges Vieh zur Einfuhr bringen. 

Die eingelangten Thiere ſind bei der Ausladung 
auf das genaueſte zu unterſuchen; die geſund befun— 
denen Transporte find von anderen Klauenthieren ab- 
geſondert aufzuſtellen und längſtens binnen 48 Stun- 
den abzuſchlachten. 
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Wird bei der Ausladung auch nur bei einem 
einzigen Thiere der Beſtand der Seuche conſtatirt, ſo 
iſt der ganze Transport unverzüglich der Schlachtung 
zuzuführen. 


Dieſe Anordnungen treten ſofort in Kraft und 
werden Übertretungen derſelben nach dem Geſetze vom 
24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Jalzburg vom 5. September 1902, 
3. 13231, 


betreffend 


das Einfuhrverbotfür Klauenthiere von dem Central⸗ 
viehmarkte in Wien, St. Marx nach dem Herzog⸗ 
thume Salzburg. 


Nachdem die Maul⸗-und Klauenſeuche im Schlacht— 
hauſe in Wien, St. Marx, neuerlich zum Ausbruche 
gekommen iſt, findet die k. k. Landesregierung behufs 
Hintanhaltung der Einſchleppung dieſer Seuche in 
das hieſige Verwaltungsgebiet die Einfuhr von Klauen— 
thieren vom Central-Viehmarkte in Wien, St. Marx, 
nach dem Herzogthume Salzburg bis auf weiteres zu 
verbieten. 


Übertretungen dieſer ſofort in Wirkſamkeit 
tretenden Anordnungen werden nach dem Geſetze vom 


24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 


Kundmachung der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei vom 2. Geptember 1902, 
3. 90559, 


betreffend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen gegen die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus Mähren nach Niederöſter⸗ 
reich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
| Schweinepeft in Mähren findet die Statthalterei unter 
Behebung ihrer Kundmachung vom 6. Auguſt 1902, 
3: 81800, die Einfuhr von Schweinen aus dem 
politiſchen Bezirke Holleſchau in Mähren nach Nieder— 
öſterreich zu verbieten. i 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behandlung 
der aus den nicht verſperrten Bezirken Mährens 
eingeführten Schweine haben außer den in Betreff 
des Viehverkehres beſtehenden allgemeinen Vorſchriften 
die Beſtimmungen der h. ä. Kundmachungen vom 
3. und 10. April 1902, 33. 32107 und 36741, 
Anwendung zu finden. 

Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn⸗ 
Tranſitverkehr von Schweinen aus Mähren durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 

Übertretungen dieſer mit 6. September 1902 
in Kraft tretenden Anordnungen werden nach dem 
Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein⸗ 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach den 
Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazu gehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Erläſſe. 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern Beſſarabien und Podolien und beſteht außerdem die 


vom 30. Auguſt 1902, 3. 35237, 
betreffend 
die Ausbreitung von Thierſeuchen in Ruſsland. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Lemberg und Czernowitz.) 


ungenſeuche im Gouvernement Moskau, die ſibiriſche 
Peſt in dem Gouvernement Beſſarabien, Wolhynien, 
Lublin, Podolien und Radom, ſowie die Schweinepeſt 
in den Gouvernements Beſſarabien, Wolhynien, Lublin 
und Podolien. 


Hievon wird die k. k. Statthalterei 


Landesregierung mit der Ein⸗ 


Laut des vom k. und k. Miniſterium des Außern ladung in Kenntnis geſetzt, dieſen Verhältniſſen auch 
übermittelten Ausweiſes über die anſteckenden Thier- im Verkehr mit thieriſchen Rohproducten in den be= 


krankheiten in Ruſsland pro Mai 1902 verbreitet ſich 


drohten Gegenden die größte Aufmerkſamkeit und 


die Maul- und Klauenſeuche in den Gouvernements Umſicht zuwenden zu laſſen. 


Verſchiedene Mittheilungen. 
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(Sperrverfügungen, betreffend den Vieh— 
verkehr vom Wiener Viehmarkte) In den letzten 
Wochen iſt wieder eine ſtärkere Ausbreitung der Maul— 
und Klauenſeuche in Ungarn zu beobachten und ſteht 
damit auch die erfolgte Einſchleppung dieſer Seuche 
durch Rinder ungariſcher Provenienz in das Wiener 
Schlachthaus zu St. Marx in Verbindung. Nach amt— 
licher Seucheneonjtatirung ſind ſofort die gebotenen 
veterinär-polizeilichen Verfügungen von Seite der 
Statthalterei in Wien mittels Kundmachung vom 
26. Auguſt 1902, Z. 88319, getroffen worden. An- 
ſchließend daran erfolgten durch Kundmachungen der 
Statthalterei in Linz vom 29. Auguſt 1902, 3. 19397, 
und der Landesregierung in Salzburg vom 5. Sep— 
tember 1902, 3. 13231, Einfuhrverbote für Klauen— 
thiere, ſeitens der Statthalterei in Prag mittels Kund— 
machung vom 30. Auguſt 1902, 8. 182899, Be— 
ſchränkungen der Einfuhr von Rindern und Schafen 
vom Wiener Centralviehmarkte.“) 


(Erhebungen über den Viehſtand in 
landwirtſchaftlichen Betrieben.) Die Verſchie— 
denheiten, welche in der Viehhaltung rückſichtlich der 
Racen (Schläge) und der Zuchtbedingungen unter den 
einzelnen Königreichen und Ländern vorwalten, ſind 
ſo bedeutend, daſs die bloße Vergleichung der Re— 
ſultate der Viehzählungen nach der Stückzahl für die 
Beurtheilung der Leiſtungsfähigkeit der heimiſchen 
Viehzucht keine genügenden Anhaltspunkte bietet. 
Dieſe Erwägung hat das Ackerbauminiſterium 
beſtimmt, nach dem Beiſpiele anderer Staaten, im 
Anſchluſſe an die anlässlich der Zählung der landwirt— 
ſchaftlichen Betriebe vorzunehmende Viehzählung, Er— 
hebungen über den Verkaufswert und das Lebend— 
gewicht des bei den landwirtſchaftlichen Betrieben 
gehaltenen Viehes einzuleiten. Selbſtverſtändlich kann 
den Gegenſtand dieſer Erhebung nicht die individuelle, 
ſondern nur die typiſche Ermittlung der beiden bezeich— 
neten Merkmale bilden. Das Ackerbauminiſterium hat 
zu dieſem Zwecke auf die Mitwirkung der land wirt— 
ſchaftlichen Corporationen gerechnet und es 
haben thatſächlich die landwirtſchaftlichen Haupt— 
corporationen faſt aller Länder ihre Cooperation 
bereitwilligſt zugeſagt. Kurz gefaſst ſoll hiebei der 
nachfolgende Vorgang eingehalten werden: Die Ge— 
richtsbezirke bilden zugleich die Schätzungsbezirke. 
Die landwirtſchaftlichen Vereine werden je nach der 
Größe des betreffenden Gerichtsbezirkes, nach dem 
Stande der Viehzucht und nach den vorherrſchenden 
Schlägen in demſelben, mindeſtens fünf bis ſechs und 
höchſtens zwölf Zuchtorte auswählen, welche gleich— 
ſam als Typen für die verſchiedenen Zuchtrichtungen 
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und Zuchtſtufen zu gelten hätten. In jedem dieſer 
Zuchtorte (Zählorte) werden, je nach den Verhältniſſen, 
aus den Kreiſen der Großgrundbeſitzer und der ſonſti— 
gen Landwirte, Gemeindevorſteher und Lehrer, Vieh— 
händler, Fleiſcher und Gaſtwirte je ein bis höchſtens 
zwei Vertrauensmänner beſtellt, welchen die Aufgabe 
zufällt, je eine Zählkarte nach Maßgabe der auf der— 
ſelben gemachten Unterſcheidungen, mit Zahlen aus— 
zufüllen, welche dem Verkaufswerte eines Durch— 
ſchnittsthieres mittlerer Güte und Beſchaffenheit 
des betreffenden Schlages (beziehungsweiſe der in dem 
Zählorte vorh errſchenden Schläge) und der Altersſtufe 
entſprechen; bei Rindern, Schafen und Schweinen 
wird außerdem auch noch das durchſchnittliche Lebend— 
gewicht angegeben. Der betreffende landwirtſchaftliche 
Verein wird die ausgeſendeten Zählkarten einſammeln, 
einer genauen Prüfung unterziehen und etwaige 
Mängel, ſoweit nöthig, auf Grund von Erkundigungen 
beſeitigen. Die revidirten Zählkarten ſind an das 
Ackerbauminiſterium zu leiten, woſelbſt ſchließlich rech— 
nungsmäßig aus den Zahlen, welche für einen und 
denſelben Zuchtort, beziehungsweiſe für einen und 
denſelben Gerichtsbezirk ermittelt worden ſind, die 
Berechnung des durchſchnittlichen Verkaufs- 
wertes, reſpective Lebendgewichtes der betreffenden 
Viehgattung im Bezirke veranlasst, aus den Bezirks— 
Durchſchnittszahlen die Berechnung des Landesdurch— 
ſchnittes vorgenommen und die ſo gewonnenen Zahlen 
veröffentlicht werden ſollen. Durch dieſe Maßnahme 
wird dem vielfach laut gewordenen Wunſche nach 
Ausgeſtaltung der landwirtſchaftlichen Statiſtik Ent— 
gegenkommen bezeugt und ein neues Element in die 
amtliche Statiſtik eingeführt, welches — mit der 
Stückzahl combinirt — geeignet erſcheint, die große 
Verſchiedenheit in der Viehhaltung der Reichsraths— 
länder concret darzuſtellen. 


(Das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz.) Laut 
kaiſerlicher Verordnung vom 7. Juli d. J. tritt das 
Geſetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau 
vom 3. Juni 1900 (R. G. Bl. Nr. 547), inſoweit 
nicht für einzelne Vorſchriften ein früherer Zeitpunkt 
beſtimmt iſt, am 1. April 1903 in Kraft. 

Laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
10. Juli 1902 hat der Bundesrath, betreffend die 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau beſchloſſen, dass bei 
der Einfuhr friſchen Fleiſches, aus den im §. 12*), 
Abſatz 2, Nr. 1 des Geſetzes bezeichneten Organen in 
natürlichem Zuſammenhange mit den Thierkörpern 
verbunden ſein müſſen: bei Rindvieh, ausgenommen 
Kälber, der Kopf oder Unterkiefer mit den Kaumuskeln; 
Gehirn und Augen dürfen fehlen. Auch darf der Kopf 


*) Siehe V. B. M. J. Nr. 1 ex 1901, Seite 8. 
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getrennt von dem Thierkörper beigebracht werden, 
ſofern er und der Thierkörper derart mit Zeichen oder 
Nummern verſehen find, daſs die Zuſammengehörigkeit 
ohneweiters erkennbar iſt; bei Schweinen der Kopf 
mit Zunge und Kehlkopf; Gehirn und Augen dürfen 
fehlen; bei Pferden, Eſeln, Maulthieren, Mauleſeln 
und anderen Thieren des Einhufergeſchlechtes der 
Kopf, der Kehlkopf und die Luftröhre, ſowie die ganze 
Haut; bei letzteren genügt die Verbindung an einer 
Stelle. 

(Ausführungsbeſtimmungen zum 
deutſchen Fleiſchbeſchaugeſetze, be⸗ 
treffend die Unterſuchung und ge 
ſundheits polizeiliche Behandlung 
des in das Zollinland eingehenden 
Fleiſches.) Mittels Bekanntmachung des Reichs- 
kanzlers vom 30. Mai 1902 werden die vom Bun⸗ 
desrathe erlaſſenen Ausführungsvorſchriften kund⸗ 
gemacht. Dieſelben betreffen: A. Unterſuchung und 
geſundheitspolizeiliche Behandlung des Schlachtviehes 
und Fleiſches bei Schlachtungen im Inlande. B. Prü⸗ 
fungsvorſchriften für Fleiſchbeſchauer. O. Gemeinſchaft⸗ 
liche Belehrung für Beſchauer, welche nicht als Thier⸗ 
arzt approbirt ſind. D. Unterſuchung und geſund⸗ 
heitspolizeiliche Behandlung des in das Zollinland 
eingehenden Fleiſches. E. Prüfungsvorſchriften für 
die Trichinenſchauer. F. Verzeichnis der Einlaſs⸗ und 
Unterſuchungsſtellen für das in das Zollinland ein⸗ 
gehende Fleiſch. — Die Beſtimmungen, betreffend den 


und ſolche Stoffe enthaltende Fettgemiſche, jedoch nicht 
Butter und geſchmolzene Butter (Butterſchmalz); 
Würſte und ähnliche Gemenge von zerkleinertem 


Fleiſche. 
(2) Andere Erzeugniſſe aus Fleiſch, insbeſon⸗ 


dere Fleiſchextracte, Fleiſchpeptone, thieriſche Galatine, 


Suppentafeln, gelten bis 


Fleiſch. 


auf weiteres nicht als 


8. 2. 
(1) Als friſches Fleiſch iſt anzuſehen Fleiſch, 


welches, abgeſehen von einem etwaigen Kühlverfahren, 
einer auf die Haltbarkeit einwirkenden Behandlung 


nicht unterworfen worden iſt, ferner Fleiſch, welches 
zwar einer ſolchen Behandlung unterzogen worden 
iſt, aber die Eigenſchaften friſchen Fleiſches im 


Weſentlichen behalten hat oder durch entſprechende 


Behandlung wieder gewinnen kann. 


(2) Die Eigenſchaft als friſches Fleiſch geht 


insbeſondere nicht verloren 

durch Gefrieren oder Austrocknen, ausgenommen 
bei getrockneten Därmen (8. 3, Abſatz 4), 

durch oberflächliche Behandlung mit Salz, Zucker 
oder anderen chemiſchen Stoffen, 

durch bloßes Räuchern, 

durch Einlegen in Eſſig, 


durch Einhüllung in Fett, Gelatine oder andere, 


den Luftabſchluſs bezweckende Stoffe, 
durch Einſpritzen von Conſervirungsmitteln in 


Abſchnitt D. find mit Rückſicht auf das fi) daran die Blutgefäße oder in die Fleiſchſubſtanz. 


knüpfende Intereſſe der diesſeitigen Fleiſchexporteure, 
nachfolgend im Wortlaute wiedergegeben. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
8 


(1) Fleiſch ſind alle Theile von warmblütigen 
Thieren, friſch oder zubereitet, ſofern fie ſich zum Ge— 
nuſſe für Menſchen eignen. Als Theile gelten auch die 
aus warmblütigen Thieren hergeſtellten Fette und 
Würſte. Als Fleiſch ſind daher insbeſondere anzu⸗ 
jeben : 

Muskelfleiſch (mit oder ohne Knochen, Fett⸗ 
gewebe, Bindegewebe und Lymphdrüſen), Zunge 
Herz, Lunge, Leber, Milz, Nieren, Gehirn, Bruſt⸗ 
drüſe (Bröschen, Bries, Brieschen, Kalbsmilch, Thy- 
mus), Schlund, Magen, Dünn- und Dickdarm, Ge⸗ 
kröſe, Blaſe, Milchdrüſe (Euter), vom Schweine die 
ganze Haut (Schwarte), vom Rindvieh die Haut am 
Kopfe, einſchließlich Naſenſpiegel, Gaumen und Ohren, 
ſowie die Haut an den Unterfüßen, ferner Knochen 
mit daran haftenden Weichtheilen, friſches Blut; 

Fette, unverarbeitet oder zubereitet, insbeſondere 
Talg, Unſchlitt, Speck, Lieſen (Flohmen, Lünte, 
Schmer, Wammenfett), ſowie Gekrös- und Nebfett, 
Schmalz, Oleomargarin (Premier jus, Margarin) 


(3) Als ganzer Thierkörper iſt unbeſchadet der 
Sonderbeſtimmung im §. 6 das geſchlachtete, abge⸗ 
häutete und ausgeweidete Thier anzuſehen; der Kopf 


vom erſten Halswirbel ab, die Unterfüße einſchließ⸗ 


lich der ſogenannten Schienbeine und der Schwanz 
dürfen vorbehaltlich 
fehlen. 


8. 3. 


(1) Als zubereitetes Fleiſch iſt anzuſehen alles 
Fleiſch, welches infolge einer ihm zutheil gewor⸗ 
denen Behandlung die Eigenſchaften friſchen Fleiſches 
auch in den inneren Schichten verloren hat und durch 
eine entſprechende Behandlung nicht wieder gewinnen 
kann. g 

(2) Hieher gehört insbeſondere das durch Pöcke⸗ 
lung, wozu auch ſtarke Salzung zu rechnen iſt, oder 
durch hohe Hitzegrade (Kochen, Braten, Dämpfen, 
Schmoren) behandelte Fleiſch. 

(3) Als zubereitetes Fett ſind anzuſehen, aus⸗ 
geſchmolzenes oder ausgepreſstes Fett mit oder ohne 
nachfolgende Raffinirung, insbeſondere Schmalz, Oleo⸗ 
margarin, Premier jus und ähnliche Zubereitungen; 
ferner die thieriſchen Kunſtſpeiſefette im Sinne des 
§. 1, Abſatz 4 des Geſetzes, betreffend den Verkehr 
mit Butter, Käſe, Schmalz und deren Erſatzmitteln, 


derſelben Sonderbeſtimmung 


2 
. 
5 
— * 


A. 


vom 15. Juni 1897 (R. G. Bl. Seite 475), ſowie 
Margarine. 

(4) Im Sinne des §. 12 des Geſetzes und im 
Sinne der gegenwärtigen Ausführungsbeſtimmungen 
ſind anzuſehen: . 

als Schinken die von den Knochen nicht 
losgelösten oberen Theile des Hinter- oder 

Vorderſchenkels vom Schweine mit oder ohne 

Haut; a 

aals Speck die zwiſchen der Haut und dem 

Muskelfleiſche, beſonders am Rücken und an 

den Seiten des Körpers liegende Fettſchicht vom 

Schweine mit oder ohne Haut, auch mit ſchwachen 

in der Fettſchicht eingelagerten Muskelſchichten; 

als Därme der Dünn- und Dickdarm, ſo⸗ 
wie die Harnblaſe vom Rindvieh, Schweine, 

Schafe und von der Ziege, der Magen vom 

Schweine, ſowie der Schlund vom Rindvieh; 

als Würſte und ſonſtige Gemenge aus zer⸗ 
kleinertem Fleiſche, insbeſondere alle Waren, 
welche ganz oder theilweiſe aus zerkleinertem 

Fleiſche beſtehen und in Därme oder künſtlich 

hergeſtellte Wurſthüllen eingeſchloſſen ſind, ferner 

Hackfleiſch, Schabefleiſch, Mett, Brät, Sülzen 

aus zerkleinertem Fleiſche, Fleiſchpulver, Fleiſch⸗ 

mehl (ausgenommen Fleiſchfuttermehl) mit oder 
ohne Zuſätze; 

uls luftdicht verſchloſſene Büchſen oder 
ähnliche Gefäße, insbeſondere Büchſen, Doſen, 

Töpfe (Terrinnen) und Gläſer jeder Form und 

Größe, deren Inhalt mit oder ohne anderwei— 

tige Vorbehandlung durch Luftabſchluſs haltbar 

gemacht worden iſt. 


§. 4. 

(1) Die Vorſchriften der SS. 12 und 13 des 
Geſetzes, ſowie die gegenwärtigen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen finden auch auf Rennthiere und Wildſchweine 
Anwendung, und zwar dergeſtalt, dafs, unbeſchadet 
der Beſtimmungen im S. 27 unter A II, erſtere dem 
Rindvieh, letztere den Schweinen gleichgeſtellt werden. 
Anderes Wildpret einſchließlich warmblütiger See⸗ 
thiere, ſowie Federvieh unterliegen weder den Ein⸗ 
fuhrbeſchränkungen in SS. 12 und 13 des Geſetzes 
noch der amtlichen Unterſuchung bei der Einfuhr; 
das Gleiche gilt für das zum Reiſeverbrauche mitge- 
führte Fleiſch. 

(2) Büffel unterliegen denſelben Vorſchriften wie 
Rindvieh. 


Beſchränkungen der Ein- und Durchfuhr. 
8.55 
In das Zollinland dürfen nicht eingeführt 
werden: 
1. Fleiſch in luftdicht verſchloſſenen Büchſen oder 
ähnlichen Gefäßen, ſowie Würſte und ſonſtige Ge⸗ 
menge aus zerkleinertem Fleiſche; 
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2. Hundefleiſch, ſowie zubereitetes Fleiſch, welches 
von Pferden, Eſeln, Maulthieren, Mauleſeln oder 
anderen Thieren des Einhufergeſchlechts herrührt; 


3. Fleiſch, welches mit einem der folgenden 
Stoffe oder mit einer ſolche Stoffe enthaltenden Zu— 
bereitung behandelt worden iſt: 


a) Borſäure und deren Salze, 

b) Formaldehyd, 

c) Alkali- und Erdalkali-Hydroxyde 
bonate, 

d) Schweflige Säure und deren Salze, ſowie unter- 
ſchwefligſaure Salze, 

e) Fluorwaſſerſtoff und deſſen Salze, 

f) Salicylſäure und deren Verbindungen, 

g) Chlorſaure Salze, 

h) Farbſtoffe jeder Art, jedoch unbeſchadet ihrer 
Verwendung zur Gelbfärbung der Margarine 
und zum Färben der Wurſthüllen, ſofern dieſe 
Verwendung nicht anderen Vorſchriſten zu⸗ 
widerläuft. 


und Car⸗ 


8. 6. 

(1) Friſches Fleiſch darf in das Zollinland nur 
in ganzen Thierkörpern (vergleiche S. 2, Aoſatz 3), 
die bei Rindvieh, ausgenommen Kälber, und bei 
Schweinen in Hälften zerlegt ſein können, eingeführt 
werden. Als Kälber gelten Rinder im Fleiſchgewichte 
von nicht mehr als 75 Kilogramm. Mit den Thier⸗ 
körpern müſſen Bruſt⸗ und Bauchfell, Lunge, Herz, 
Nieren, bei Kühen auch das Euter, mit den zuge⸗ 
hörigen Lymphdrüſen in natürlichem Zuſammenhange 
verbunden fein. In Hälften zerlegte Thierkörper müſſen 
nebeneinander verpackt und mit Zeichen und Num— 
mern verſehen ſein, welche ihre Zuſammengehörigkeit 
ohne weiteres erkennen laſſen. 

(2) Bei Rindvieh, ausgenommen Kälber (ver- 
gleiche Abſatz 1), muſs auch der Kopf oder der 
Unterkiefer mit den Kaumuskeln, bei Schweinen auch 
der Kopf mit Zunge und Kehlkopf in natürlichem 
Zuſammenhange mit den Körpern eingeführt werden; 
Gehirn und Augen dürfen fehlen. Bei Rindern darf 
der Kopf getrennt von dem Thierkörper beigebracht 
werden, ſofern er und der Thierkörper derart mit 
Zeichen oder Nummern verſehen find, daſs die Zu⸗ 
ſammengehörigkeit ohne weiteres erkennbar iſt. 

(3) Bei Pferden, Eſeln, Maulthieren, Maul⸗ 
eſeln und anderen Thieren des Einhufergeſchlechtes 
müſſen, außer den im Abſatze 1 aufgeführten Theilen 
Kopf, Kehlkopf und Luftröhre, ſowie die ganze Haut 
mindeſtens an einer Stelle mit dem Körper noch in 
natürlichem Zuſammenhange verbunden ſein. 


En 


(1) Pökel⸗ (Salz⸗) Fleiſch, ausgenommen 
Schinken, Speck und Därme, darf in das Zollinland 
nur eingeführt werden, wenn das Gewicht der ein- 
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zelnen Stücke nicht weniger als vier Kilogramm be⸗ 
trägt. 

(2) Geräuchertes Fleiſch, welches einem Pö— 
kelverfahren unterlegen hat, iſt als Pökelfleiſch zu 
behandeln. 


8. 8. 

Das nachweislich im Inlande bereits vorſchrifts⸗ 
mäßig un erſuchte und nach dem Zollauslande ver— 
brachte Fleiſch iſt im Falle der Zurückbringung der 
amtlichen Unterſuchung nicht unterworfen. 


§. 9. 

Auf das im kleinen Grenzverkehre, ſowie im 
Meis- und Marktverkehre des Grenzbezirkes eingehende 
Fleiſch finden die Vorſchriften in SS. 12 und 13 des 
Geſetzes, ſowie die gegenwärtigen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen Anwendung, ſoweit die Landesregierungen 
nicht Ausnahmen zulaſſen. 


S 


8. 10. 


(1) Die unmittelbare Durchfuhr unter zollamt⸗ 
licher Begleitung oder unter Zollverſchluſs, im Poſt⸗ 
verkehr auch ohne dieſe Controlmittel, iſt als Einfuhr 
im Sinne des Geſetzes nicht zu betrachten; das zur 
Durchfuhr gelangende Fleiſch unterliegt nicht der amt- 
lichen Unterſuchung. 

(2) Unter unmittelbarer Durchfuhr iſt derjenige 
Warendurchgang zu verſtehen, der ſich vollzieht ohne 
eine längere Aufenthaltsdauer im Inlande, als durch 
die ordnungsmäßige Warenbeförderung bedingt iſt. 
Eine unmittelbare Durchfuhr liegt insbeſondere nicht 
vor bei Aufbewahrung der Waren in einem Zollager 
unter amtlichem Verſchluſſe. 


Grundſätze für die geſundheitliche Unterſuchung 
des in das Zollinland eingehenden Fleiſches. 
Dub 

(1) Für die Unterſuchung des in das Zollin— 
land eingehenden Fleiſches iſt als Beſchauer ein 
approbirter Thierarzt und als deſſen Stellvertreter ein 
weiterer approbirter Thierarzt zu beſtellen. Zur Ausfüh⸗ 
rung der Trichinenſchau und zur Unterſtützung bei der 
Finnenſchau können andere Perſonen, welche nach 
Maßgabe der Prüfungsvorſchriften für Trichinen⸗ 
ſchauer genügende Kenntniſſe nachgewieſen haben, be⸗ 
ſtellt werden. 

(2) Die Herrichtung des Fleiſches für die thier- 
ärztliche Unterſuchung (Herausnahme der Eingeweide, 
Loslöſen der Lieſen [Flohmen, Lünte, Schmer, 
Wammenfett], Zerlegung der Schweine in Hälften, 
Aufhängen oder Auflegen der Fleiſchtheile im Unter⸗ 
ſuchungsraume) erfolgt nach Anweiſung des Thier— 
arztes, und zwar ſoweit der Verfügungsberechtigte nicht 
ſelbſt eine Hilfskraft ſtellt, gegen Entrichtung einer be- 


ſonderen Gebür nach Maßgabe der hierüber ergehen- 
den Anweiſung durch die Beſchauſtelle. 

(3) Die chemiſchen Unterſuchungen ſind von 
einem beſonders hiezu verpflichteten Nahrungsmittel⸗ 
chemiker, und nur wenn ein ſolcher nicht zur Ver⸗ 
fügung ſteht, von einem in der Chemie hinreichend 
erfahrenen anderen Sachverſtändigen vorzunehmen. 
Die Vorprüfung der Fette iſt von dem Chemiker 
oder dem Fleiſchbeſchauer vorzunehmen. Ausnahms⸗ 
weiſe können hiemit andere Perſonen, welche genü- 
gende Kenntniſſe nachgewieſen haben, betraut werden. 


8. 12. 


(1) Die Unterſuchung des Fleiſches hat ſich ins- 
beſondere auf die in den SS. 13 bis 15 aufgeführten 
Punkte zu erſtrecken. 

(2) Sie iſt bei friſchem Fleiſche an jedem ein⸗ 
zelnen Thierkörper, bei zubereitetem Fleiſche, und 
zwar bei Därmen und Fetten an den einzelnen Pack⸗ 
ſtücken, im übrigen an den einzelnen Fleiſchſtücken 
vorzunehmen, ſoweit nicht eine Beſchränkung der 
Unterſuchung auf Stichproben nach den Beſtimmungen 
des folgenden Abſatzes zuläſſig iſt. 

(3) Bei Sendungen von zubereitetem Fleiſche 
kann die Unterſuchung auf Stichproben beſchränkt 
werden, und zwar bei Fett und Därmen die geſammte 


Prüfung, bei ſonſtigem Fleiſche die Prüfung auf 
die im 8. 14, Abſatz 1 unter b und d be⸗ 
zeichneten Punkte. Die Beſchränkung der Unter⸗ 


ſuchung auf Stichproben iſt jedoch nur inſoweit zu⸗ 
läſſig, als die Sendung nach Inhalt der Begleit⸗ 
papiere (Rechnungen, Frachtbriefe, Connoſſemente, 
Ladeſcheine u. dgl.) eine beſtimmte gleichartige, aus 
derſelben Fabrication ſtammende Ware enthält, die 
auch äußerlich nach der Art der Verpackung und 
Kennzeichnung als gleichartig angeſehen werden kann. 
Die Auswahl der Stichproben erfolgt nach den Be⸗ 
ſtimmungen im §. 14, Abſatz 4 und 8.15, Abſatz 5. 

(4) Führt die Unterſuchung bei einer Stich⸗ 
probe zu einer Beanſtändung, ſo iſt ſie in Bezug auf 
den Beanſtändungsgrund bei Därmen und Fett an 
der Geſammtheit der Packſtücke, im übrigen an jedem 
einzelnen Fleiſchſtücke der ganzen Sendung auszu⸗ 
führen, inſoweit nicht eine unſchädliche Beſeitigung 
(S. 19, Abſatz 1 unter J) oder eine Zurückweiſung 
(S. 19, Abſatz 1 unter II, S. 21, Abſatz 3) oder eine 
freiwillige Zurückziehung (nachſtehender Abſatz 6) 
erfolgt. 

(5) Von jeder Beanſtändung einer Stichprobe, 
welche auf den Umfang der weiter anzuſtellenden 
Unterſuchung oder auf die Behandlung des Fleiſches 
(SS. 19 und 21) von Einfufs iſt, hat die Beſchau— 
ſtelle den Verfügungsberechtigten unter Angabe des 
Beanſtändungsgrundes und unter Hinweis auf die 
nach Abſatz 4 eintretende Folge, ſowie die Polizeibe⸗ 
hörde unter Angabe des Beanſtändungsgrundes ſo— 
fort zu benachrichtigen. 


(6) Binnen einer eintägigen Frift nach der Be⸗ 
nachrichtigung hat der Verfügungsberechtigte das Recht, 
die noch nicht unterſuchten und nicht unſchädlich zu 
beſeitigenden oder zurückzuweiſenden Theile der Sen- 
dung vor der weiteren Unterſuchung freiwillig zurück⸗ 
zuziehen (vergleiche jedoch §. 25, Abſatz 3). 


§. 13. 


(1) Bei friſchem Fleiſche iſt zu prüfen: 

a) ob es den Angaben in den Begleitpapieren 
entſpricht; 

b) ob es unter die Verbote im S. 5 fällt; 

c) ob es den Beſtimmungen im F. 6 entſpricht; 

d) ob es in geſundheits- oder veterinärpoltzeilicher 

Beziehung zu Bedenken Anlaſs gibt. Insbeſon⸗ 

dere iſt Schweinefleiſch auf Trichinen zu unter⸗ 

ſuchen. 

(2) Eine chemiſche Unterſuchung des friſchen 
Fleiſches hat ftattzufinden, wenn der Verdacht vor- 
liegt, daſs es mit einem der im §. 5, Nummer 3 auf- 
geführten Stoffe behandelt worden iſt. 


8. 14. 


(1) Bei zubereitetem Fleiſche, ausgenommen 
Fette, iſt zu prüfen: 

a) ob die Ware den Angaben in den Begleit— 
papieren entſpricht; 

b) ob die Ware unter die Verbote im §. 5 fällt; 

c) ob die Ware den Vorſchriften im 8. 7 ent⸗ 
ſpricht; 

d) ob die Fleiſchſtücke vollſtändig durchpökelt (durch⸗ 
geſalzen), durchgekocht oder ſonſt im Sinne des 
§. 3, Abſatz 1, zubereitet ſind; 

e) ob die Ware in geſundheits⸗ oder veterinär⸗ 
polizeilicher Beziehung zu Bedenken Anlass gibt. 
Insbeſondere iſt Schweinefleiſch auf Trichinen 
zu unterſuchen. 

(2) Bei Därmen iſt zu prüfen, ob krankhafte 
Veränderungen, insbeſondere Blutungen, Knoten, 
Geſchwüre vorhanden ſind. 


(3) Bei der gemäß Abſatz 1 unter b vorzuneh⸗ 
menden Prüfung hat auch eine chemiſche Unterſuchung 
ſtattzufinden: 

a) zur Feſtſtellung, ob dem Verbote im §. 5, 
Nummer 2 zuwider Pferdefleiſch unter falſcher 
Bezeichnung einzuführen verſucht wird, wenn 
der Verdacht eines ſolchen Verſuches beſteht; 

b) zur Feſtſtellung, ob das Fleiſch mit einem der 
im §. 5 Nr. 3 aufgeführten Stoffe behandelt 
worden ist; bei Schinken in Sendungen unter 
10 Stück, bei Speck und bei Därmen jedoch nur, 
wenn der Verdacht einer ſolchen Behandlung be- 
ſteht. 

(4) Liegen die Vorausſetzungen des §. 12, Ab- 
ſatz 3, für eine Beſchränkung der Unterſuchung auf 
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Stichproben vor, ſo hat ſich die Unterſuchung bei Sen— 
dungen, die aus 1 oder 2 Packſtücken beſtehen, auf 
jedes Packſtück, bei Sendungen von 3 bis 10 Pack⸗— 
ſtücken auf mindeſtens 2 Packſtücke, bei größeren Sen— 
dungen auf mindeſtens den 10. Theil der Packſtücke 
zu erſtrecken. Aus den hienach auszuwählenden 
Packſtücken iſt mindeſtens der 10. Theil des Inhaltes 
zum Zwecke der Unterſuchung aus verſchiedenen 
Lagen zu entnehmen. Auf weniger als 2 Fleiſchſtücke 
aus jedem einzelnen Packſtücke darf die Unterſuchung 
nicht beſchränkt werden. 


8. 15. 


(1) Die Unterſuchung des zubereiteten Fettes 
zerfällt in eine Vorprüfung und in eine Haupt⸗ 
prüfung. 


(2) Die Vorprüfung hat ſich darauf zu er- 
ſtrecken: 

a) ob die Packſtücke den Angaben in den Begleit⸗ 
papieren entſprechen und gemäß den für den 
Inlandsverkehr beſtehenden Vorſchriften be— 
zeichnet ſind („Margarine“, „Kunſtſpeiſefett“); 
ob das Fett in den Packſtücken eine der be— 
treffenden Gattung entſprechende äußere Be— 
ſchaffenheit hat, wobei insbeſondere auf Farbe 
und Konſiſtenz, Geruch und Geſchmack (ranzigen, 
ſauren, Fäulnis⸗ oder Schimmel-Geruch und 
Geſchmack), auf das Vorhandenſein von 

Schimmelpilzen oder Bakteriencolonien auf der 

Oberfläche oder im Innern, ſowie auf ſonſtige 

Anzeichen von Verdorbenſein zu achten iſt. 


(3) Die Hauptprüfung iſt nach folgenden Ge— 
ſichtspunkten vorzunehmen: 

a) es iſt zu prüfen, ob äußerlich am Fette wahr- 
nehmbare Merkmale auf eine Verfälſchung oder 
Nachmachung oder ſonſt auf eine vorſchrifts⸗ 
widrige Beſchaffenheit hinweiſen; 

Margarine iſt auf die Anweſenheit des gemäß 
dem Geſetze vom 15. Juni 1897, betreffend den 
Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz oder deren 
Erſatzmitteln, vorgeſchriebenen Erkennungs— 
mittels (Seſamöl) — Reichsgeſetzblatt 1897, 
Seite 591 — zu prüfen; 

c) Schweineſchmalz iſt mit dem Zeiß-Wollny'ſchen 
Refractometer zu unterſuchen. Ergibt ſich hie— 
bei der Verdacht einer Verfälſchung, ſo iſt eine 
eingehendere Prüfung der verdächtigen Probe 
vorzunehmen; 

es iſt zu prüfen, ob das Fett verfälſcht, nach— 
gemacht oder verdorben iſt, unter das Verbot 
des S. 2 des Geſetzes vom 15. Juni 1897 fällt 
oder ob es einen der im §. 5, Nummer 3 der 
gegenwärtigen Beſtimmungen aufgeführten 
Stoffe enthält. 


4. Die Proben für die Hauptprüfung ſind 
nach Maßgabe der Beſtimmungen in Anlage e zu 


b 


— 


b 


Name 


d 


— 
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entnehmen und unverzüglich der zuftändigen Stelle 
zu übermitteln. 


(5) Liegen die Vorausſetzungen des §. 12, Ab⸗ 
ſatz 3, für eine Beſchränkung der Unterſuchung auf 
Stichproben vor, ſo hat ſich die Vorprüfung, ſowie 
die nach Abſatz 3 unter a, b und o» vorzunehmende 
Hauptprüfung mindeſtens auf 2 Packſtücke, bei 40 
und mehr Packſtücken bis zu 100 auf 5 vom Kundert, 
vom Mehrbetrage bis zu 500 Packſtücken auf 3 vom 
Hundert, von einem weiteren Mehrbetrag auf 2 vom 
Hundert zu erſtrecken. 


(6) Die nach Abſatz 3 unter d vorzunehmende 
Hauptprüfung iſt unter gleicher Vorausſetzung auf 
eine geringere Zahl, der für die Hauptprüfung ent⸗ 
nommenen Proben zu beſchränken, und zwar ſind 
dazu 

von weniger als 6 Proben 2, 

von weniger als 18 Proben 4, 

von weniger als 28 Proben 6 
und von weiteren je 6 Proben eine auszuwählen. 


8. 16. 


Für die Ausführung der Unterſuchungen ſind 
maßgebend: 

1. die Anweiſung für die thierärztliche Unter⸗ 
ſuchung des in das Zollinland eingehenden Fleiſches 
(Anlage a); 

2. die Anweiſung für die Unterſuchung des 
Fleiſches auf Trichinen und Finnen (Anlage b); 

3. die Anweiſung für die Probenentnahme zur 
chemiſchen Unterſuchung von Fleiſch, einſchließlich Fett, 
ſowie für die Vorprüfung zubereiteter Fette (An⸗ 
lage c); ’ 

4. die Anweiſung für die chemiſche Unterſuchung 
von Fleiſch und Fetten (Anlage d). 


Behandlung des ien nach erfolgter Unter⸗ 
ſuchung. 
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Unbeſchadet der weitergehenden Maßregeln, 
welche auf Grund veterinärpolizeilicher oder ftraf- 
rechtlicher Beſtimmungen angeordnet werden, iſt das 
beanſtändete Fleiſch nach den Vorſchriften in SS. 18 
bis 21 zu behandeln. 


8. 18. 


(1), Für friſches Fleiſch gelten folgende Grund⸗ 
ſätze: 

I. In unſchädlicher Weiſe zu beſeitigen ſind: 

A. alle Thierkörper der betreffenden Sendung, 
ſoweit nach der gemeinſamen Herkunft, der Art der 
Beförderung oder den ſonſtigen Umſtänden angenom⸗ 
men werden kann, dass eine Übertragung des 
Krankheitsſtoffes ſtattgefunden hat, wenn auch nur 
an einem Thierkörper Rinderpeſt, Milzbrand, Rauſch⸗ 


CFT 
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Schweineſeuche, i 
Pockenſeuche, Rotz (Wurm) oder der begründete Ver⸗ 
dacht einer dieſer Krankheiten vorliegt; 


B. der einzelne Thierkörper, wenn Tollwuth, 
Rothlauf der Schweine, Septicämie, Pyämie, Teras- 
fieber, Ruhr oder der begründete Verdacht einer diefer 


brand, Rinderſeuche, Schweinepeſt, 


Krankheiten vorliegt, ferner wenn beim Schweine 
Trichinen oder beim Rindvieh und Schweine in 
größerer Zahl Finnen (beim Rindvieh Cysticereus 
inermis beim Schweine Cysticereus cellulosae 
nachgewieſen ſind; 8 f 


C. die veränderten Theile (ſofern die in J unter 
A und B erwähnten Fälle nicht vorliegen) 

a) bei Durchſetzung von Eingeweiden mit ver⸗ 
einzelten, auf den Menſchen nicht übertragbaren 
thieriſchen Schmarotzern; 

b) bei örtlicher Strahlenpilzerkrankung; 

c) bei Tuberculoſe, wenn nur die Lymphdrüſen 
an der Lungenwurzel und im Mittelfell oder 
an einer der beiden Stellen Veränderungen auf⸗ 
weiſen und die tuberculöſen Herde wenig um⸗ 
fangreich und trocken, verkäst oder verkalkt ſind; 
erweiſen ſich die Lymphdrüſen an der Lungen⸗ 
wurzel oder im Mittelfell tuberculös, ſo iſt auch 
die Lunge zu vernichten; 
bei Lungenſeuche oder dem begründeten Ver⸗ 
dachte dieſer Krankheit; 
bei oberflächlicher und geringgradiger Fäulnis 
und ähnlichen Zerſetzungsvorgängen, Beſetzung 
mit Inſecten und unerheblicher Beſchmutzung. 
II. Von der Einfuhr zurückzuweiſen ſind: 


A. alle Thierkörper der betreffenden Sendung, 
von denen anzunehmen iſt, daſs auf fie eine Über⸗ 
tragung des Krankheitsſtoffes ſtattgefunden hat, wenn 
auch nur bei einem Thierkörper Lungenſeuche oder 
Maul- und Klauenſeuche oder der begründete Ver⸗ 
dacht einer dieſer Krankheiten vorliegt, bei Lungen⸗ 
ſeuche oder Lungenſeucheverdacht nach unſchädlicher 
Beſeitigung der veränderten Theile (vergleiche I unter 
Od); 


B. die einzelnen Thierkörper, die auf Grund 
der nach §. 13 ausgeführten Prüfung beanſtändet 
ſind, ſoweit fie nicht nach I unter A und B um 
ſchädlich beſeitigt werden müſſen. Liegt einer der 
Fälle zu I unter © a, b, e oder e vor, jo hat die 
Zurückweiſung zu unterbleiben, ſofern der Vean⸗ 
ſtändungsgrund durch Beſeitigung und Vernichtung 
der veränderten Theile behoben wird. 

Insbeſondere mujs, unbeſchadet dieſer Aus⸗ 
nahmen, die Zurückweiſung erfolgen: 

a) wenn die Ware den Angaben in den Begleit⸗ 
papieren nicht entſpricht; 
b) wenn die Beſchaffenheit des Fleiſches einen 


ſchlechten Ernährungszuſtand des i be⸗ 
e 


d 


— 


e 


Rn 
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c) wenn das Fleiſch auffällige Abweichungen in 

Bezug auf Farbe, Geruch, Geſchmack und Con⸗ 

ſiſtenz oder wenn es fremdartige Einlagerungen 
zeigt; 

d) wenn das Fleiſch durch Fäulnis, Verſchimmelung, 
Inſecten, Beſchmutzung oder dergleichen in 
ſeiner Genuſstauglichkeit beeinträchtigt oder wenn 
Luft in dasſelbe eingeblaſen iſt; 

e) wenn ſich an den Lymphdrüſen eine Schwellung 
mit oder ohne Blutung, Verkäſung oder Ber- 
kalkung zeigt; 


1) wenn Tuberculoſe oder der begründete Verdacht 
dieſer Krankheit vorliegt; 

g) wenn vereinzelte Finnen (beim Rindvieh Cysti- 
cercus inermis, beim Schweine Cysticercus 
cellulosae) nachgewieſen ſind. 


(2) Die Zurückweiſung kann bei Beanſtändungen 
auf Grund der Beſtimmung im Abſatz 1 unter II, 
B a unterbleiben, wenn nachträglich für die Ware 
entſprechende Begleitpapiere beigebracht werden. 


8. 19. 


(1) Für zubereitetes Fleiſch, ausgenommen 
Fette, gelten folgende Grundſätze: 

J. In unſchädlicher Weiſe zu beſeitigen ſind: 

a) alle zu der betreffenden Sendung gehörigen 

Packſtücke, ſoweit nach der gemeinſamen Her⸗ 
kunft, der Art der Verpackung und Beförderung 
oder den ſonſtigen Umſtänden angenommen 
werden kann, daſs eine Übertragung des 
Krankheitsſtoffes ſtattgefunden hat, wenn 
auch nur an einem Fleiſchſtück eine der 
im §. 18, Abſatz 1 unter I A, aufgeführten 
Krankheiten oder der begründete Verdacht einer 
derſelben nachgewieſen iſt; 

das einzelne Packſtück, wenn an einem Fleiſch⸗ 
ſtücke Rothlauf der Schweine, Septicämie, 
Pyämie, Texasfieber, Ruhr oder der begrün— 
dete Verdacht einer dieſer Krankheiten nachge— 
wieſen iſt; 5 

o) das einzelne Fleiſchſtück, wenn in demſelben 
Trichinen oder Finnen nachgewieſen ſind; 

d) die veränderten Theile bei oberflächlicher und 
geringgradiger Fäulnis und ähnlichen Zer— 
ſetzungsvorgängen, Beſetzung mit Inſecten und 
unerheblicher Beſchmutzung. 

II. Von der Einfuhr zurückzuweiſen iſt das 
Fleiſch, ſoweit es nicht nach J unſchädlich beſeitigt 
werden muſs, und zwar: 

A. das ganze Packſtück, 

a) wenn das Fleiſch auf Grund einer der Be— 


ſtimmungen im S. 14, Abſatz 1 unter a und b 
beanſtändet iſt; 


b 


— 


* 
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b) wenn in dem Packſtücke Därme gefunden ſind, 
welche Mängel der im S. 14, Abſatz 2, bezeich— 
neten Art aufweiſen; 

c) wenn ſämmtliche aus dem Packſtücke entnom⸗ 
menen Proben (SS. 12, 14, Abſatz 4) auf 
Grund der Beſtimmungen der im S. 14, Ab⸗ 
ſatz 1 unter d beanſtändet ſind; 

d) wenn auch nur an einem Fleiſchſtück Erſchei— 
nungen der Lungenſeuche oder der Maul- und 
Klauenſeuche, oder der begründete Verdacht 
dieſer Krankheiten vorliegen; 


B. das einzelne Fleiſchſtück, welches auf Grund 
einer der Beſtimmungen im S. 14, Abſatz 1 unter 
ce bis e beanftändet iſt, insbeſondere wenn ſich bei 
der Prüfung einer dem im F. 18, Abſatz 1 unter II, 
B b bis f aufgeführten Mängel ergibt, und dieſer 
nicht im Falle zu I unter d des gegenwärtigen 
Paragraphen durch Vernichtung der veränderten Theile 
gehoben wird. 

(2) Die Zurückweiſung kann bei Beanſtän⸗ 
dungen auf Grund des S. 14, Abſatz 1 unter a 
unterbleiben, wenn nachträglich für die Ware ent⸗ 
ſprechende Begleitpapiere beigebracht werden. 


20. 

In den Fällen der S8. 18, 19 kann an Stelle 
der unſchädlichen Beſeitigung des Fleiſches die Zurück— 
weiſung treten, wenn die das Fleiſch beanſtändende 
Beſchauſtelle im Auslande liegt. 


8. 21. 
(1) Zubereitetes Fett iſt zurückzuweiſen: 
I. auf Grund der Vorprüfung: 

a) wenn die Ware den Angaben in den Begleit- 
papieren nicht entſpricht oder die zugehörige 
Packung nicht den für den Inlandsverkehr be— 
ſtehenden Vorſchriften entſprechend bezeichnet iſt 
(„Margarine“, „Kunſtſpeiſefett“); 

b) wenn das Fett ranzig, ſauer, mit Fäulnisgeruch 
oder Geſchmack behaftet oder innerlich mit 
Schimmelpilzen oder Bakteriencolonien durch— 
ſetzt oder ſonſt verdorben befunden wird; 

c) wenn das Fett in einem Packſtücke äußerlich 
derart mit Schimmelpilzen oder Bakteriencolo— 
nien beſetzt iſt, daſs der Inhalt des ganzen 
Packſtückes als verdorben anzuſehen iſt; 

II. auf Grund der Hauptprüfung: 

a) in den unter I a bis c angegebenen Fällen; 

b) wenn eine Probe einen der im §. 5, Nummer 3, 
aufgeführten Stoffe enthält; 

e) wenn eine Probe als verfälſcht oder nachge— 
gemacht befunden wird; 

d) wenn eine Probe Margarine den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 15. Juni 1897 oder den auf 
Grund desſelben erlaſſenen Beſtimmungen 
(R. G. Bl. 1897, Seite 475 und 591) nicht 
entſpricht. 
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(2) Die Zurückweiſung kann bei der Vorprü⸗ 
fung und Hauptprüfung in den Fällen zu Abſatz 1, 
unter I a unterbleiben, wenn nachträglich das Pack— 
ſtück mit den vorgeſchriebenen Bezeichnungen verſehen 
oder die Übereinſtimmung mit den Begleitpapieren 
herbeigeführt wird. 

(3) Die Zurückweiſung hat ſich auf alle zu 
einer Sendung gehörigen Packſtücke einer Fabrication 
zu erſtrecken, wenn die Unterſuchung ſämmtlicher 
davon entnommenen Stichproben zu einer gleichen 
Beanſtändung geführt hat (S. 12, Abſatz 4. Im 
übrigen hat ſich die Zurückweiſung nur auf die ein⸗ 
zelnen beanſtändeten Packſtücke zu erſtrecken. 


Weitere Behandlung des Fleiſches. 
8. 22. 


Zurückgewieſenes oder freiwillig zurückgezogenes 
Fleiſch kann unter den im S. 29 bezeichneten Vor⸗ 
ausſetzungen zur Einfuhr zugelaſſen werden, wenn 
es zu anderen Zwecken als zum Genuſſe für Men⸗ 
ſchen Verwendung finden ſoll. 


9. 23. 
8 

Die Beſchauſtelle hat Fleiſch, welches einen An⸗ 
laſs zur Beanſtändung auf Grund der Beſtimmungen 
in SS. 13 bis 15 nicht gibt, als tauglich zum Ge— 
nuſſe für Menſchen zu erklären. 


8. 24. 


(1) Die Beſchauſtelle hat beanſtändetes Fleiſch 
vorläufig zu beſchlagnahmen und mit einem Erken⸗ 
nungszeichen zu verſehen, welches leicht wieder ent— 
fernbar iſt. Die erfolgte Beſchlagnahme iſt dem Ver— 
fügungsberechtigten, der Zoll- oder Steuerſtelle, ſowie 
der Polizeibehörde unter Angabe des Beanſtändungs⸗ 
grundes ſofort mitzutheilen. 

(2) Die Polizeibehörde hat alsdann über die 
weitere Behandlung des Fleiſches gemäß SS. 18 bis 
21 Entſcheidung zu treffen und hievon ſofort dem 
Verfügungsberechtigten, ſowie nach Ablauf der 
Beſchwerdefriſt die Beſchauſtelle zu benachrichtigen. 

(3) Die Polizeibehörde hat die Wiederausfuhr 
oder die unſchädliche Beſeitigung des Fleiſches unter 
den erforderlichen Sicherungsmaßregeln zu veranlaſſen 
und im Benehmen mit der Zoll- oder Steuerſtelle zu 
überwachen. 

(4) Für Grenzſtationen auf ausländiſchem Ge⸗ 
biete können beſondere Anordnungen erlaſſen werden. 


Kennzeichnung des Fleiſches. 


9. 25 
(1) Die Beſchauſtelle hat auf Grund des end— 
giltigen Ergebniſſes der Unterſuchung (vergleiche 
SS. 23 und 30) das Fleiſch zu kennzeichnen. 


(2) In den Fällen des §. 19, Abſatz 1 unter I 
darf die Kennzeichnung der einzelnen Fleiſchſtücke 
unterbleiben, wenn die unſchädliche Beſeitigung 
anderweit ſichergeſtellt iſt. Sendungen, welche 
zurückzuweiſen wären, weil die Ware nicht den An⸗ 
gaben in den Begleitpapieren entſpricht (S. 18, 
Abſatz 1 unter II B a; S. 19, Abſatz 1 unter 
II Aa; S. 21, Abſatz 1 unter Ia und II a) oder 
weil das Packſtück nicht den für den Inlandsverkehr 
beſtehenden Vorſchriften entſprechend bezeichnet iſt 
(8. 21, Abſatz 1 unter Ta und II a), find im Falle 
einer nachträglichen Behebung dieſer Anſtände nur 
nach dem Ausfalle der Internes der Ware 
ſelbſt zu kennzeichen. 

(3) Theile von Send die im Falle des 
§. 12, Abſatz 6, zurückgezogen werden, ſind gleichfalls 
zu kennzeichnen; nicht geöffnete Packſtücke jedoch nur 
an der Außenſeite der Behälter ($. 27, unter B, Ab⸗ 
ſatz 2). Bei anderen freiwillig zurückgezogenen Sen⸗ 
dungen hat eine Kennzeichnung der nicht unterſuchten 
Theile zu unterbleiben. | 


8. 26. 


(1) Die Kennzeichnung des Fleiſches und der 
Behälter erfolgt mittels Farbſtempels oder mittels 
Brandſtempels nach Wahl der Verfügungsberechtigten. 


(2) Jeder Stempel trägt als Aufſchrift die 
Worte „Ausland“, ſowie das Zeichen der Zoll- oder 
Steuerſtelle, bei welcher die Unterſuchung vorge— 
nommen wird. Der Stempel für Fleiſch von Pferden 
und anderen Einhufern trägt außerdem die Aufſchrift 
„Pferd“. 

(3) Der Reichskanzler iſt ermächtigt, nähere Be⸗ 
ſtimmungen über die bei den einzelnen Zoll oder 
Steuerſtellen zu benützenden Zeichen zu erlaſſen, 
ſowie darüber zu beſtimmen, welche Bezeichnung an- 
zuwenden iſt, wenn eine gemeinſame Beſchauſtelle 
für mehrere Zoll- oder Steuerſtellen errichtet iſt. 

(4) Die Stempel ſind für das bei der Unter⸗ 
ſuchung tauglich befundene Fleiſch von ſechseckiger 
Form mit 2˙5 Centimeter Länge der einzelnen 
Seiten, für Fleiſch von Pferden und anderen Ein⸗ 
hufern von viereckiger Form mit 5 und 2˙5 Centi⸗ 
meter Seitenlänge, für das bei der Unterſuchung be- 
anſtändete, ſowie für freiwillig zurückgezogenes Fleiſch 
von dreieckiger Form mit 5 Centimeter Seitenlänge. 
Sie tragen bei dem zurückgewieſenen Fleiſche die 
weitere Aufſchrift „Zurückgewieſen“, bei dem un⸗ 
ſchädlich zu beſeitigenden Fleiſche die weitere Auf— 
ſchrift „Zu beſeitigen“, bei freiwillig zurückgezogenem 
Fleiſche den Buchſtaben „3“. 

(5) Die Brandſtempel ſind von gleicher Form 
wie die Farbſtempel, dürfen jedoch größer ſein. Auch 
die Farbſtempel dürfen, inſoweit fie zur Abſtempe⸗ 
lung der Packſtücke an den Außenſeiten dienen, die 
im Abſatze 4 angegebenen Maße überſchreiten. 


(6) Im Falle der Kennzeichnung mittels Farb— 
ſtempels iſt für beanſtändetes oder freiwillig zurid- 
gezogenes Fleiſch eine ſchwarze, für das übrige 
Fleiſch eine rothe, nicht geſundheitsſchädliche, halt— 
bare Farbe zu verwenden. 

(7) An jedem Stempel müſſen die Schrift⸗ 
zeichen und die Ränder ſcharf ausgeprägt ſein. . 
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Für die Kennzeichnung des Fleiſches gelten fol— 
gende Beſtimmungen: 


A. Friſches Fleiſch. 

Die Stempelabdrücke ſind an jeder Körperhälfte, 
mindeſtens an den nachverzeichneten Körperſtellen 
anzubringen, und zwar: 

I. Bei Rindvieh, ausſchließlich der Kälber, 
ſowie bei Pferden und anderen Einhufern: 

. auf der Seitenfläche des Halſes, 

Han der hinteren Vorarmfläche, 

. auf der Schulter, 

. auf dem Rücken in der Nierengegend, 

. auf der inneren und i 

auf der äußeren Fläche des Hinterſchenkels, 
. an der Zunge und am Kopfe. 


II. Bei Kälbern, Rennthieren und Wild— 
ſchweinen, erforderlichen Falls nach Lostrennung der 
Haut an den betreffenden Stellen: 

1. auf der Schulter oder auf der hinteren Vor— 
armfläche, 

2. neben dem Nierenfett oder auf dem Rücken, 

3. auf der Bruſt, 

4. auf der Keule, am Becken oder am Unter⸗ 

ſchenkel. 


III. Bei Schweinen: 

. am Kopfe, 

. auf der Seitenfläche des Halſes, 

auf der Schulter, 

auf dem Rücken, 

. auf dem Bauche, 

. auf der Außenfläche des Hinterſchenkels. 


IV. Bei Schafen und Ziegen, erforderlichen Falls 
nach Lostrennung der Haut an den betreffenden 
Stellen: 

1. auf dem Halſe, 

2. auf der Schulter, 

3. auf dem Rücken, 

4. auf der inneren Fläche des Hinterſchenkels. 


S D d 


S g= 9 


V. Außerdem iſt bei allen Thiergattungen auf 
jedem Eingeweideſtücke noch mindeſtens ein Stempel— 
abdruck anzubringen. 


B. Zubereitetes Fleiſch. 


(1) Bei gepökeltem (geſalzenem), gekochtem oder 


ſonſt zubereitetem Fleiſche ſind die Stempelabdrücke 
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an zwei Stellen jedes Fleiſchſtückes, und zwar bei 
Schinken und Speck thunlichſt auf der Schwarte an- 
zubringen. 

(2) Außen an dem Behälter (Kübel, Faſs, 
Kiſte u. dgl.) ſind die Stempel gleichfalls an 
zwei Stellen anzubringen. Bei zubereitetem Fette hat 
die Kennzeichnung nur an den Behältern zu er— 
folgen. 5 


Unſchädliche Beſeitigung des beanſtändeten 
Fleiſches. 


8. 28. 


(1) Die unſchädliche Beſeitigung des Fleiſches 
hat zu erfolgen entweder durch hohe Hitzegrade 
(Kochen oder Dämpfen bis zum Zerfall der Weich— 
theile, trockene Deſtillation, Verbrennen) oder auf 
chemiſchem Wege bis zur Auflöſung der Weichtheile. 
Die hiedurch gewonnenen Erzeugniſſe können techniſch 
verwendet werden. 

(2) Wo ein derartiges Verfahren unthunlich iſt, 
erfogt die Beſeitigung durch Vergraben thunlichſt an 
Stellen, welche von Thieren nicht betreten werden 
und an welchen Viehfutter oder Streu weder ge— 
wonnen noch aufbewahrt wird; trichinöſes Fleiſch 
iſt ſtets nach Maßgabe der Beſtimmungen im Ab- 
ſatze 1 zu beſeitigen. Vor dem Vergraben iſt das 
Fleiſch mit tiefen Einſchnitten zu verſehen und mit 
Kalk oder feinem, trockenen Sande zu beſtreuen oder 
mit Theer, rohen Steinkohlentheerölen (Carbolſäure, 
Creſol) oder Alpha-Naphthylamin in fünfprocentiger 
Löſung zu übergießen. Die Gruben find fo tief an- 
zulegen, daſs die Oberfläche des Fleiſches von einer 
mindeſtens 1 Meter ſtarken Erdſchichte bedeckt wird. 

(3) Der Reichskanzler iſt ermächtigt, weitere 
Mittel zur unſchädlichen Beſeitigung zuzulaſſen. 

(4) Das Verpackungsmaterial iſt zu verbrennen 
oder, ſofern ein ſolches⸗ Verfahren nicht angängig iſt,, 
anderweitig unſchädlich zu beſeitigen oder zu desin— 
ficiren. 

Nicht zum Genuſſe für Menſchen 
Fleiſch. 


§. 29. 


(1) Fleiſch, welches zwar nicht für den menſch— 
lichen Genuss beſtimmt it, aber dazu verwendet 
werden kann, darf ohne vorherige Unterſuchung zur 
Einfuhr zugelaſſen werden, wenn die Unbrauchbar- 
machung für den menſchlichen Genuſs im Wege der 
fabricationsmäßigen Behandlung durch geeignete 
Controlmaßregeln oder mittels Anlegung von tiefen 
Einſchnitten und nachfolgender Behandlung mit 
Kalk, Theer oder rohen Steinkohlentheerölen (Carbol— 
ſäure, Creſol), bei Fetten auh mit Alkalilauge, Pe— 
troleum oder Rosmarinöl ſichergeſtellt wird. 

(2) Der Reichskanzler iſt ermächtigt, noch weitere 
Mittel zur Unbrauchbarmachung zuzulaſſen. 


beſtimmtes 


Rechtsmittel. 


8. 30. 


(1) Gegen die ſeitens der Beſchauſtelle im Falle 
des §. 12, Abſatz 4, vorgenommene Beanſtändung 
einer Stichprobe, ſowie gegen die von der Polizei⸗ 
behörde im Falle der SS. 18 bis 21 getroffene Ent⸗ 
ſcheidung kann von dem Verfügungsberechtigten inner⸗ 
halb einer eintägigen Friſt nach der Benachrichtigung 
(8. 12, Abſatz 5 und §. 24, Abſatz 2) Beſchwerde 
eingelegt werden. Dieſes Rechtsmittel iſt in erſterem 
Falle bei der Beſchauſtelle anzumelden und hat auf 
Antrag des Beſchwerdeführers die Aufſchiebung der 
weiteren Unterſuchung zur Folge; in letzterem Falle 
iſt es bei der Polizeibehörde anzumelden und hat 
ſtets aufſchiebende Wirkung. Über die Beſchwerde ent⸗ 
ſcheidet eine von der Landesregierung zu bezeichnende 
höhere Behörde, und zwar, ſofern das Rechtsmittel 
gegen das techniſche Gutachten gerichtet iſt, nach An⸗ 
hörung mindeſtens eines weiteren Sachverſtändigen. 
Die durch unbegründete Beſchwerde erwachſenden 
Koſten fallen dem Beſchwerdeführer zur Laſt. 

(2) Von der endgiltigen Entſcheidung hat die 
höhere Behörde den Beſchwerdeführer, die Beſchau⸗ 
ſtelle, die Polizeibehörde, ſowie die Zoll- oder Steuer⸗ 
telle ſofort in Kenntnis zu ſetzen. 


Fleiſchbeſchaubuch. 


8. 31. 


(1) An jeder Beſchauſtelle für ausländiſches 
Fleiſch iſt ein Fleiſchbeſchaubuch nach beifolgendem 
Muſter von dem Beſchauer zu führen, in welches alle 
Unterſuchungen und deren Ergebniſſe, ſowie die end— 
giltige Entſcheidung einzutragen und jedesmal mit 
der Unterſchrift des Beſchauers zu verſehen ſind. Die 
näheren Beſtimmungen hierüber werden vom Reichs⸗ 
kanzler erlaſſen. 

(2) Wo das Bedürfnis beſteht, kann für friſches 
und zubereitetes Fleiſch, namentlich Fette, ſowie für 


die einzelnen Thiergattungen ein besonderes Beſchen. 
buch geführt werden. 

(3) Das Fleiſchbeſchaubuch iſt für jedes Ka⸗ 
lenderjahr neu anzulegen; das abgeſchloſſene iſt 
mindeſtens zehn Jahre lang aufzubewahren. 


(Die Verbreitung des Pferderotzes in 


Ruſsland.) Den nachfolgenden Berichtsgegenſtand 
bildet eigentlich die Ausrottung des Pferderotzes 
und des zu dieſem Behufe eingeſchlagenen ſtaatlichen 
Verfahrens in Ruſsland, welches der ruſſiſche Bauer 
dadurch paralyſirt, daſs er den Pferderotz gewiſſer⸗ 
maßen zu einer Exwerbsquelle ausbeutet. Hierüber 
liegen in der Zeitſchrift für Socialwiſſenſchaft“ folgende 
Mittheilungen aus Ruſsland vor: „Der Rotz ſtirbt 
bei uns nicht aus, obgleich die Sache von mehreren 
gelehrten Commiſſionen mit großem Bedacht in Er- 
wägung gezogen iſt und die beſten Vorſchriften zur 
Bekämpfung dieſer grauenhaften Krankheit erlaſſen 
worden ſind. Der Rotz iſt nicht zu vertreiben. 
ruſſiſche Bauer, der bekanntlich infolge ſeiner eminenten 
Begabung imſtande iſt, mit einem Beil den feinſten 
Chronometer zu bearbeiten, hat nämlich wieder einmal 
ſeine großartige Intelligenz () bewiejen. Man zahlt 
hier für jedes rotzkranke Pferd, das getödtet wird, 


dem Beſitzer eine Entſchädigung von 30 Rubel. Die | 


Bauern des Gouvernements erhielten hievon Wind, 
obgleich ſie keine Zeitungen laſen und trafen ſofort 
ihre Maßnahmen. Die uralte ſlaviſche Einrichtung der 
Arteljs wurde benützt, um corporativ gegen den Staat 
vorzugehen. Die Bauern thaten ſich zuſammen und 
kauften alle Krippenſetzer weit und breit auf, welchen 
ſie dann auf einfache, aber zweckentſprechende Weiſe 


den Rotz einimpfen. Kommt die Krankheit zum Aus⸗ 


bruch, dann fährt der Muſchik in die Stadt, läſst ſich 
thränenden Auges ſein armes Pferdchen confisciren 


und ſackt dankbar lächelnd ſeine 30 Rubel ein. So 


verdient er ſeine 25 bis 27 Rubel nur dank ſeiner 
Intelligenz, welche wirklich bewunderungswürdig iſt.“ 
Der Bericht entbehrt nicht der ſarkaſtiſchen Schärfe, 
wie man ſieht. 


Verſonalnachrichten. 


Der Statthalter in Mähren hat den Veterinär- 
aſſiſtenten Anton Chalabala in Brünn zum Bezirksarzte 
in Mähr ſch-Budwitz ernannt und den Stadtthierarzt Franz 
Kratochwil in Sternberg zum Veterinäraſſiſtenten mit der 
Zutheilung zum Veterinardepartement der Statthalterei 
beſtellt, ferner den Veterinäraſſiſtenten Joſef Hasäk in 


Znaim nach Brünn zur Dienſtesleiſtung im Veterinär⸗ 
departement der Statthalterei und den Bezirksoberthierarzt 
Guſtav Berger (Sternberg) nach Znaim und den Bezirks- 
a Hugo Fiſcher (Mähriſch-Budwitz) nach Sternberg 
verſetzt. 


Der 
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Viehmärlite- Kalendarium 


für den 


Monat Ortober 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
++ 
Wiederofterreich, 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
> DE 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
ET en .. —— 
Stückzahl 

Auſtefte n Neuen 24. — 900 — — — 
Db 28. — 1000 — — — 
Gmünd Heidenreichſteen .. 6., 13., 20., 27. — 250 — — — 
Kirchberg am Walde . 1. 85 15 22. 29. — 300 — — — 
o N 2 0 16, 280% — 800 = Fe ae 
aa EN ht; Kaumberg 28. — 250 — — — 
Nil ee Se 28. — 250 — — — 
St. Leonhard a. T. 15. — 2000 — — — 
Ruprechtshofen 27. — 200 — — — 
5 einn Or 17. = 350 — = = 
Miltelbah . h Laa a. d. Thaya .. 4., 11., 18., 25. = — 1000 — — 
Miſtelbach 6, 13. 20. 27. — — 500 — — 
Pöggſtall. Totes 3. 10, 17 21 300 = 5 = 
Scheibbs Gaming 20. — 300 — — = 
Pürgſta!lklk! 14 — 500 — — — 
Scheibbs 6 = 800 — — — 
Steinakirchen 3 — 400 — — — 
27 Tul gn 4., 11., 18., 25 — — 500 — — 
Wr.⸗ Neuſtadt emma h 25 — 300 — — — 
r Allentſteig . 3, 10., 17., 24., 31. — 300 — — — 
Groß⸗Gerungs . . . 4., 11., 18., 1 400 — — — 
Sit 91,20, 27. 500 nn = 3 
Stadt Waidhofen a. N. Wr. Neuſtabt 2 75 1800 1.500 — — = 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 
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++ 
Oberöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
— — — en 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Freiſtade Leonfelden 27 — 300 — — — 
Kirchdorf Kirchdd?? Ber Hr — 200 — — — 
Linz, Lad Urfahr? 2. 9. 162% / 300 — — Schlachtvieh 
Rohrbach, Rohrbach ie 8. „15, 22., 29. — 250 — -- 
Pfarrkirchen. ; 43 18. — 200 — — — 
Steyr, Land.. . Kremsmünſter 22. 100 200 — — — 
Gaflenz 27. — 250 — — — 
Vöcklabruck. . Frankenmarkt 15. — 800 — — — 
St. Georgen i. Att.. 28. — 1500 — — — 
Schörfling 20 — 700 — — — 
Weliss A Wels. 4, 11., 18., 25. — — = 500 Spanferkel. 
Steyr, Stadt Sehr,, 16. — 300 — — — 
Salzburg 
Hallein fie, 4. — 500 — — Meiſt Kühe und 
Jungvieh. 
Salzburg, Stadt Salzburg, Stadt . . 11. — 2500 — — 3 Nutz⸗ 
Salzburg Ang SEbfu an 22. — 300 — 100 detto 
Matten 27. — 4000 — — Zugvieh 
vorherrſchend. 
Neumark 72 — 700 = u a; Nutz⸗ 
Oberndor kr 29. 4 1600 = EN detto 
Seeliechhtht 20. — 400 — — detto 
Tholgan 13. — 800 — detto 
St. Johann i. PDP. Goldegg 30. — 400 — — detto 
Radstadt 20. — 400 — 300 detto 
St. Johann i. P. ist — 3000 — — detto 
Wauagraiinn re 27. — 300 — 200 detto 
Werfen . 18. — 400 — — detto 
Zell am See „Maishofen 24. — 400 — — detto 
Mitter il! 27. — 300 — 100 detto 
Niedernſtlf, 21. — 300 — detto 
Saalfelden 14. — 700 — — dettn 
Taxenbacß, 6. — 350 — detto 
Zell am See 2. — 900 — — detto 
Steiermark. 
Bruck a. d. Mur Tragö s 4 250 — — 
St. Kathrein 6 250 — 
Krieglach 6. — 300 — — — 
Aflenzß 24. — 300 — — 
St. Lorenzen 28. 1500 — — — 
Cilli . 0. Rachienfeld SE 4 70 400 — — — 
Gon obig 6. — 500 — — — 
Schleinitz 6. — 700 — — — 
Tilchenßn N 150 800 — — — 
Hohen egg 18. 50 700 — — — 
Praſsber g 18. 50 350 — — — 


St. Georgen a. S. 28. 250 1200 — — 


5 * N * a 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Lt GT A EISEN re 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
„——T—T—T—T——.. 
Stückzahl 
Deutſch⸗Landsberg.. Stainz 6. — 600 — — — 
N 20. — 400 — — — 
Wass 13. — 250 =. En . 
e R — — <= Wird bon fremd 
SEE 1 50 Händlern aus 
Böhmen, Mähren 
und Ungarn wegen 
der zahlreich zum 
Auftrieb kommen⸗ 
den Einſtellochſen 
; beſucht. 
Dorf Gleichenberg 21. — 350 — 5 ES 
l ER : — er — Kommt viel 5 
Fürſtenfeld . 28 450 nes Bie zum 
Auftriebe. 
Gröbming Gröbming 9. 100 250 Un he a5 
| Wörfchac h 11. 200 250 Lu 2 2 
Donnersbach 21. — 200 — — — 
Haus 27. — 200 — — = 
Fri „ . — 350 — — — Maſtvieh der Mur⸗ 
Hartberg . Friedberg 7 350 - 400 ur e 
8 thaler Race. 
Export nach Wien. 
Nutzvieh der 
ſcheckigen 
Niederungsrace. 
8 Bi . 8 — 5 — er Meiſt J : 
Judenburg Biſchoffeld 4 450 der aer 
ace. 
Knittelfed t 6. 100 1600 — — detto 
und Einſtellochſen. 
Judenburg 21. — 450 — — detto 
Leibnitz Arnfels . 6. — 600 — — — 
Tillmitſch. 6. — 600 at Br 5 
Gamlitz. 13. — 800 1000 = — Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, Schlacht- 
+ und Beinlvieh. 
Export nach 
Mähren, Böhmen, 
Nieder- und Ober⸗ 
öſterreich. 
Preding > 15. — 800 — — — 
Spielfeld .. 16. — 600 — — — 
Leibnitz 25. = 800 Ku N x 
Gleinſtätten . 28. — 600 — — — 
Leoben St. Michael . 4. — 300 2 — Zaumeiſt Jun gvieh 
und Handelsgut, 
Richtung nach 
Böhmen, Nieder- 
und Oberöſter— 
reich. 
5 an 
* a — a Fe 200 Einſtellochſen 
Sur 2; 55 2 er er it 2. für Zuckerfabriken, 
7 i x ſonſt zumeiſt 
Göſs. 9. — 900—1000 — — Jungvieh. 
Marktbeſuche ſehr 
gut. 
r Richtung Nieder-, 
Oberöſterreich, 
Mähren und 
Böhmen. 
9 1 70 Murbodnervieh. 
ammern . 415 — 5 — == iſt } 
Kalwang 13. BE 300 — — e e 
Edling. 23. = 350 = Er wie oben. 
Liezen Admont 4. — 200 . — Export nach Ober⸗ 
> BR Lebhafker Handel, 
er . fe 2 Lebhafter Handel, 
San { 13. 2 Be He 


Mariahofer- und 
Bergſchecken. 
Export nach 

Ober- und Nieder⸗ 

öſterreich. 
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Politiſcher Bezirk 


Marburg 


Pettau 


Radkersburg 
Rann 


Windiſ ch⸗Graz 


Stadt Marburg. 
Stadt Cilli 


Stadt Pettau. 


„eee 


r Pl 


. * 5 


RN 


Pettau, Stadt . 


Ortsname 


Trieben 


St. Gallen 


St. Leonhard W. B.. 
Pöltſchahche 
Windiſch⸗Feiſtritz 


St. Thomas 
Maria Neuſtift 


Radkersburg. 
. Pisek 


Reichenberg. 
Montpreis 9 
Vara e 
Hörberg 
Videm 5 
Lichtenwald . . 
St. Peter b. KK. 
Kopreinitt z 
Hirſchegg 


CE u re 


‚Kreuzberg 


Voitsberg 


Weiz 


Piſchelsdor . . . 
Gleisdorf 


. Windiſch-Graz .. 


St. Ilgen a. d. Turiak 


Hohenmauthen 


. Marburg, Stadt 


Stadt Cilli 


Hermagor Kötſchac 
Hermagor ns 
Klagenfurt, Stadt Klagenfurt 
Klagenfurt, Umgebung Reichenau 
Spo!!! Winklern 8 
Millſtatt BE 
Gmund 
Sachſenburg 


:!t 7 — 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Stückzahl 
14. 2 400 = 
15. 16. = 1400 24 
4. = 500 > 
7. u 1000 = 
29. =2 1000 5 
28. = 350 = 
31. 200 900 er 
7. 500 700 = 
6. 5 900 8 
10. En 1000 — 
15. = 1050 = 
16. = 700 = 
18. = 350 2 
20. = 400 = 
21. = 800 — 
21. ar 700 Rs: 
28. 8 350 — 
1. > 200 = 
13. = 650 = 
28. > 250 > 
15. = 600 2, 
20. re 600 = 
28. 2 1000 57 
6. — 250 — 
15. = 200 == 
24. 200 300 5 
28. = 300 = 
4. 11318525, = 5 1000 
8. 22. = 700 — 
21. — 500550 — 


++ 
Rärnten. 
13. 80 
28. 50 
27. 600 
20. — 
15 — 
18. — 
20. — 
28. 100 


. 1. ,8.,15., 22., 29. 150-200 1200-1300 1300-1400 


300 40 
200 — 


200 — 
600 — 
700 — 
350 — 
350 — 


U 


* 


8. 15., 22. u. 29. 


Jungochſen und 
Kalbinnen der 
Murbodner und 
Mariahofer Race, 
Zugochſen u. Kühe. 
Abtrieb zum Galli⸗ 
markt nach St. 
8 a ha 3 
requenz ſehr gut. 
Rege Nachfrage 
für Jungochſen. 
Kalbinnen, Kühe 
und Zugochſen. 
Bedeutender 
Export nach Ober⸗ 
uud Niederöſter⸗ 
reich und Böhmen. 
Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Nutzkühe, bedeu⸗ 
tender Export 
nach Mähren, 
Böhmen, Ungarn. 


Reine junge Mur⸗ 


bodner Ochſen. 
Murbodner 


Ochſen und Jung⸗ 
vie 


Maſto ſen und 
zumeiſt Kühe und 
Beinlvieh. 


Fremde Händler. 


Größerer Auftrieb 
an Zugochſen. 
Der Markt findet 
ſtatt in der Ort⸗ 
ſchaft St. Leon⸗ 


von Zugochſen. 
detto 


Am 1. I. Vieh⸗ 
markt, am 15. II. 
Viehmarkt, am 1., 


Schweinemärkte. 


— 


el 


ERROR 


9 
Bi 
2 
* 
Be 
x 
1288 
5 


hard. 7 8 
Größerer Auftrieb 


11 


Politiſcher Bezirk 


St. Veit 


Villach 


Völkermarkt 


Wolfsberg 


Adelsberg 


Gottſche 


Gurkfeld 


Krainburg 


Laibach, Stadt 


o 


Rudolfswert 


EN 


Tſchernembl 


Görz, Stade 


Görz, Umgebung 


Gradis gaga 


rr 
8 — KL 


Ortsname 


St. Veit 
Hüttenberg 
Weitensfeld. 
Deutſch-Griffen 


Grades f ’ 


Scıhren...-. . 


Gutenſtein 
Völkermarkt. 
Wolfsberg 
St. Leonhard 


S 


Adelsberger . 


Soderſchitz 
Gotſchee. 


Haha 


St. Crucis 


Gurkfeld . 1 


Naſſenfuſs 
Krainburg 


Zirklach. 


Laibach nr, 
oa werd: 
Sur ee 
S 
Unter⸗Id ria 
F 


Unter⸗Loitſch 


La 5 
Rudolfswert . 
SOME rs „er. 
Rudolfswert .. 


Seiſenberg 


Stein 
RU enTaTteee rer 
Went: 


Narr: 
Haidenſchaft . 
Hello re ee: 
Cervignano 
Cormon??ʒ?x 
Gradiscaa 
Roman? ?vv?̃ 


Datum 


8 


9 


16. 
1 
21. 
24. 
28. 
21. 
21. 


8 


1. 8., 15, 22., 29. 
18 
21. 


6 


21. 


24 


28. 
6. 


9 


18. 
20. 
28. 

8. 


21. 


28. 
15. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Stückzahl 
400 — 
200 — 
200 — 
300 — 
300 — 
250 100 
200 — 
350 = 
800 — 
250 — 
600 — 
250 — 
200 150 
200 100 
200 300 
300 200 
1000 300 
450 300 
350 100 
500 — 
250 & 
500 = 
300 100 
1000 600 
200 130 
500 — 
— 200 
1000 200 
1000 200 
200 = 
350 . 
300 = 
250 = 
400 400 
700 — 
1000 500 
800 150 
400 200 
300 200 
700 250 
900 800 
250 130 
800 800 
800 750 
850 700 
800 650 
750 700 


232. ⁵hĩn — —ͤ 
Pferden Rindern Schweinen Schafen 
„ 


30 
30 


200 
30 


200 
150 


367 


Anmerkung 


Export. 
Export. 
Export 


Export. 
detto 


Jahrmarkt, 


Export. 
Export. 


Jahrmarkt. 


368 


. ͤ .. En 5 - 
er 2. ne ee EA 
— 2 E „ IE Be re * 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


. . 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Capodiſtrian Capodiſtria . 16. 15 250 250 100 — 
Mitterburg. Mitterburg 755 40 840 200 180 — 
Seſana ine 27. — 450 400 — 
Seſan en 13. 60 500 150 — — 
Pla Tee Sanvincenti. . . . 13, 35 650 100 400 Jahrmarkt. 
Volos en Herpelfe 2: —— 300 200 — = 
Tirol und Vorarlberg. 
A. In Tirol. 
Amps: syn Buchenſtein . 18. — 400 — 70 — 
Boi Borgg 8 6. 10 300 150 150 — 
3 . 15 10 550 500 200 — 
Bozen ont: 6. 120 450 120 2000 — 
Gries 8. — 700 120 300 — 
Sarnth einn 20. 20 500 10 6000 
Klatten 28. 90 350 60 1000 — 
Brixen Brin 5. — 200 200 400 
Stetzng 16. — 900 60 1300 — 
Brunet St. Lore: 7 25 500 210 1520 — 
Steegen 26. U. 27 360 1200 270 1680 — 
Cabaleſe Canazei!!! 8. — 400 — — — 
Monza per. 13. — 300 — 30 — 
Bode se. 21 5 500 = 40 
Cavaleſe 27 30 350 80 110 — 
les ur Cles 6 10 700 250 180 — 
Mann “ 13 — 1000 210 10 — 
Sanzeno 20., 21 10 500 110 100 — 
Male 5 26., 27. 10 1100 280 10 — 
Tajo 8 GAR 600 70 70 — 
Imſft We 8 dar — 200 80 40 — 
Silz 20. — 900 100 — — 
Innsbruck Aram 13 — — — 700 — 
Wilt en 16. — 300 270 80 
Volders 20. — 250 130 50 — 
Telfs, 28 — 300 50 — — 
Steine 15. — 350 80 40 — a 
Mieders 28. — 250 20 350 
Kitzbühel. . . Kirchdorr r. 27. 10 280 5 60 = 
Kitzbühel 8. = 380 a 120 ns 
Bene. 7 Kufſteenn iR, — 300 20 — — 
Brixlefß ß; ñ 15. — 300 40 30 — 
Reith 28. 70 350 — 150 — X 
Wörllll!! 22. 120 850 70 — — 
Rande. Graun Er — 600 — — — 
Land egg 6. — 1850 30 — — 
Pfunds s 11. — 400 30 — — 
Fag gen 18: — 1200 60 — — 
Nauders 20. — 250 50 30 — 
Pruz ß 27. — 450 180 150 — 
Lienz hig, 16. 10 300 10 1470 — 
Windiih-Malrei . . 21 — 500 10 370 — 
Weran Marling 25 — 750 110 250 — 
Naturns Ei 20. 10 300 50 200 == 
Prime? Fiera! 13 40 600 40 80 — 
fert 28 30 400 60 80 — 


Canale S. Bovo . . 30. 10 200 8 30 


Politiſcher Bezirk Ortsname 
Reutte Tannheim 
Reutte d, 
A Tiarno di Sotto 
. 
Rovereto C 
A 
Schlanders. Schludern 
Mals 
eee 
i 
r 
Schwaz Weer 
Schwaz 
Fig enn 
Zell am Ziller 
3 . 
Spiazzo (Bleggio ſup.) 
G 
F 
3 Pergine . 
ausser 9... 
Pergine . 
at Trient 
2 
. Bludenz 
. Bezau BR 
Bregenz 
Lingenuu 
Schoppernau 
Feldkirch Dornbirn 
Rankweil 
Benefhan . . . . HBeneſchau. 
Poſtupitz Kur 
Stepanoy.. . . . 
Bifchofteinig . . . - Hostn . 2... 
Blatnagn Blätnañ 
Kaſejovie 
Böhmiſch⸗Brod . . . Böhmijch-Brod 
Böhmiſch⸗Leipa cht 
5755 Brü f 
Budweis Budweis 
Schweinitz wir, 
Chotibot. . ..... - Chotlbot . 2... 
Pribislau. . . . 
n Chraſt 
Chrudimm . 
GA Aue 
Gaslaud... . ... Caslaan 
Golè⸗Jen ika 
Dana Dubs 


9 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
„ —. EA N 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen 
Stückzahl 

6. — 750 — — 
13. — 2300 — — 

4. — 70 10 650 

28., 29. 10 750 10 110 

2. 30 550 90 40 
20. 80 1000 40 40 
4. 60 1100 150 160 

16. — 1900 400 90 
25. 20 950 — 20 
24. 20 250 120 20 
6. — 750 300 370 
27. — 350 80 140 
13. — 500 160 430 
20. — 600 100 100 

ie — 600 130 400 

6., 7., 8. 10 1610 40 20 

u: — 400 30 30 

155 — 470 10 30 

15 22. 10 1600-1700 100 50 
29. 10 900 60 30 

6. 30 600 500 550 
25. 30 350 70 110 
27. 20 600 220 550 
20. 20 600 100 80 

B. In Vorarlberg. 
1279, 8 1150 90 500 
13, 27 — 800—900 50 150 —200 
22. — 300 110 120 
17. — 350 — 40 
20. — 250 20 20 
4. — 250 — 30 
7 21 70 700-900 200 50 
1.,15., 29 40 500-600 — 
++ 
Böhmen. 
24. 630 1700 — — 
16. 250 — — 
49; — 250 — — 
28. — 800 50 — 
21. 150 1200 — — 

2. — 1100 — — 
13. 28 400 as 8 
27. 25 200 — — 
20. 150 250 — > 

2 0 200 700 1000 — 

78.4.1022. — 450 —550 40 — 
29. 200 15 — 
20. — 600 — — 
27. — 300 — — 
29. — 550 — — 

6. 450 700 — — 
21. — 600 — — 
21. — 400 80⁰ — 

0 — 800 150 — 
20. — 400 — — 
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Anmerkung 
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Politiſcher Bezirk 


Deutſch⸗Brod 


Falkenau 


Gablonz 
Graslitz 


Hohenmauth 
Horowitz 


Jungbunzlau 
Karlsbad 


Karolinenthall 


Kladnds9s 
Klattwa ns 


Kolin n 
Königinhof 
Kralowitz 
Rumm aun 


Kuttenberg 


Leier: 


Mel nt 


Mis 


Mühlhauſen 
Münchengrätz 


Neubyd zo 


Neuhaus 


Neuſtade 
Pardubitz 


Pilgram 


. — . . 


Ortsname 


.Deutſch⸗Brod 


Goſſengrünn ib 
Königsberg 
Gablonz 

Heinrichs grün. 
Profe 
Cerhowitz - 
Hoſto mn 
Zebra 
Fun 
Rozdalowitz . 

Liſſa a. d. E. 


Schlackenwerth 


. Celako witz 
Elbekoſtelegz . 
Unhos'!k!k! 

Janowiß 
Planitz: 
Elbeteinit z 
Kulm 
Ja rom 


Kozlan 


Kralowit z 
Netſchetin 


Krumau 


. . * . 


Neuhof 
Zbraslawitz 
Sau RR? 
Kitwjoudov . . . 
Leden 


. . . . 


„Klaudrau 8 
Tuſch kaun 
. Bernardiß 


Mühlhauſen 


Bap 
Fürſten bruck 


Münchengrätz 


Chlumetz 


Neubyzdomw . 


Adamsfreiheit .. 


Neubyſtritz 


Platz 
Opoèno 


Neuhaus RES 


Datum 


er 7 
.1.,8.,15., 22., 29. 


1. 22. 
6. 
20. 
13., 30. 
7., 15. 
6. 
27. - 
13. 
2. 
1. 


18. 


13. 
23. 
27. 
13. 
21. 
21. 

8. 
28. 
16. 
21. 

4. 
21. 

d. 

9, 

6. 

1 
15. 

13., 20. 

28. 
21. 


29. 
6., 13., 20., 27. 


2., 9. 16., 23., 30. 
21. 


28. 
7., 14., 21., 28. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Pferden 


.  ; 3 
Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
2 BR, 


Stückzahl 


650 
350 —500 60 —80 


700 


250 

400 
350 —400 
500 —550 


250 
250 


250 


400 
350 


450 


500 
400 
700 


500 


200 
500 
300 
1800 
2000 
550 


10 
20 
50 
150 


180 
50 


al. 
oO 


> 
ines 


| 


Fila) 


E 


| 


ER 


Il 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
„—. — —— — 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
5 —r— — 
Stückzahl 
r Pocätek RENT 6 — 550 — — — 
Reitz, Roth⸗ 28 — 750 — — — 
e e WIND er El. 29 — 2000 — — — 
ET U NR Mirnig irn, 4; — 1100 — == 
Mirvwiß . ... . 13. — 1000 — — — 
Proton 15. — 1500 « — — — 
Wodünn 14. 600 600 — — = 
ee Ruttenplan . . ... 29. — 600 — = — 
C 8. — 800 — — — 
Pode brad Königſtadtil 8. — 700 — — — 
N f 5 Podiebrad 16. 8 1000 — — — 
f Sads kg 20. — 260 — — — 
rr Flöh au 6. — 350 — — — 
e  Bolicke-.. 29. — 500 — — — 
Prachatitiz Sch N 13, . 200 200 — 5 
5 Wuſinegsgsg 4. 11% 25. == 250 — — — 
. 20. — 2000 — — — 
Nein 7 a 27 600 1800 200 — — 
C Nepomuk 15, — 600 — — — 
Preiß 20. — 800 — — 
Piber Poikenberg 14. — 200 — — — 
= Knin, Neuss 13. — 600 — — — 
F NRaudni z 2; 200 1000 — — — 
Reichenuaunn Reichenau .., 8., 15., 22., 29. — — 600 — — 
Sol niz ; 28. — 300 — — — 
Wien Radi ß 20. — 600 — — — 
b Bolli ß 6. — 1800 — — — 
Se⸗chl an 30. — 650 — — — 
Welmar r 28. — 200 — — — 
Schüttenhofen . . Schüttenhofen . . . 6. — 900 150 — — 
chnerg 2 — 300 — — — 
r 15 — 500 — — — 
— Biken 6., 20 sh 550 2 — — 
ö F 23. 20 500 — — — 
Senftenberg Geiersberg 26. — 450 120 — — 
Sichen Miſchek "; 4. — 240 — — — 
Starkenbach . . Starkenbac . . - 6. — 200 — — — 
Sinh Horazdowitz . 14. 300 1000 — — — 
Strakonitzz 628. 200 800 — — — 
f Strakonitz, Neu- . . ER — 300 — = — 
> A Bergſtaditil 28. — 200 — — — 
Sobes lau 13. — 1200 — — — 
o 16. 300 2500 — — — 
Woſchitz, Jung⸗ 21. — 1000 — — — 
b iin Kat *. — 300 180 — — 
F 14., 2 1., 28. — 450 — 500 180-250 — — 
Neügeden 3, 17., 31. — 500600 — — — 
8 5 8 7 10 24. — 300 RS _ x 
. f 5 — 400 200 — — 
5 N 16. ke: 250 200 = 11 
8 o 28. 3 250 25 En & 
— EEE BUCHE Var 29, 300 900 250 — = 
Wittingan Bukovsko 16. — 300 — — — 
Suchenthal 0 — 400 — — — 
Weſe!l! 8. — 70⁰ — — — 
Wütin gan 2. — 600 — — — 
++ 
Mähren. 
F Au nee 16. 250 350 400 — — 
; j Stärkerer Auf⸗ 
Ungariſch⸗Brod . Bojkowit zz 13, — 1000 300 100 trieb an Ochſen. 
Wall.⸗Kloboutk 22. — 1000 250 200 detto 
Wlachowitz 23. — 250 100 == —— 


62 


2 


eee eee ee EN Bd 

F R 2 a ag 
7 * sh 2 1 * * 7 

f h 1 g K 


7 4 


372 
Sorausfiticher Auftrieb a an e BL 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Finden Schweinen Schafen Ames 
— ..... 88 
Stückzahl 
ähriſch⸗Budwi ähriſch⸗Budwi sr — Sie 
Mähriſch⸗Budwitz . Mähriſch⸗Budwitz . 20. 100 1100 11 cen, 
Jamnit z 21. — 250 — — — 
Jarmier z: 6. 20 250 — — 8 119 8 
g a 118 5 5 
Datſchit z Altreiſch . n 16. 700 ieh wg: 9900 
Didi ae 3:76: 30 350—500 400 — 8 Ba 
— = — f 
Neureiſch h 27. f 600 5 255 8 
SchelletWa nun 14 — 650 — — — 
Zlabing gs 15,2% — 150 300 50 — — 
Ging Zr Söding.-..... 20. 800 750 — = Stärkerer Auf. 
x a 5 trieb an Ochſen. 
Holleſchaunu Hollen 2. 125 400 50 — — 
Wiſo witz 15. — 700 200 250 N 
Ungariſch⸗Hradiſch . . Weſſely a. M. 20. 250 1800 1000 50 Be 75 2 En 
Yalan 2:0, Hamonit z 2. — 300 — — sie u 
i ar — = ta Auf⸗ 
Frieſcch f 6. 700 1 905 g 
Groß⸗Meſeritſch. . . Groß⸗Bitteſch 6. — 500 700 == detto 
Groß⸗Meſeritſch .. 6. = 75 300 700 — 
Woltnß 23. — 600 — Stärkerer Auf⸗ 
8 = trieb an Ochſen. 
Wallachiſch⸗Meſeritſch Groß⸗Karlowitz . 14. — 300 — — — 
Kraslßaa 13. — 300 — — — 
Rozu nn 28. — 150 50 50 — 7 
Wein .eeh 17. — 050 100 — — 
Miſte en Miſtek 30. 150 400 150 — — 
Neiſtadß ! Bister; 7.7 21. = 300-600 300—400 — — 
Neuſtad tt!“ 7. — 600 200 — — 
Neutitſchein Neutitſchein 22. 350 550 100 — — 
Préera ns Pretaun 27. 150 450 2000 — — 
Proſsnit z Proſsnitz 14. 300 350 — — — 
Tiſchnowitzz Bittiſchka⸗Eichhorn . 2% — 350 550 — — 
Tebitſchch h Trebiſſch h 20. 200 800 250 — — 
Mähriſch⸗Weißlirchen Keltſchch ee 5. 100 500 250 75 — 
REipnil un a 27. 200 300 150 — — — 8 
Wiſ chan Wisch 27. 100 250 — — => 1805 4 — 
5 — = AR 2 i . 
nam. Aa Schaffen res er 15. 650 = en ies 
Kremſier, Stadt . . . Kremſienr 28. 150 600 100 — e 
g i x = x ke ? 
Bunim, Stadt narf 6. 900 1600 i re der 8 
Sichleſten. 
Beltz Skotſchuuu 2., 9., 16.,23., 30. — — 600—900 — .— 
5 20. 150 350 a „ 
Freiſtabt Freiſtabtktk 21. 50 350 300 — Jahrmarkt. 
Deſchenn Jablunkan 8, 250 —350 200—250 — — 
Teſchen 4., 11., 18., 25. — — 900—1000 — — 
„ 6. 250 450 — — — 1 
TIoppan n ae Bigltadtl Zee 16. 50 700 — — — 
Wagſtadt Wagſtadt 9, 150 300 — 150 Jahrmarkt. 
Friedek, Stadt. Frieden 1., 8., 15.,22., 29. — 200— 250 — — — 
„ 6. 200 600 — 100 Jahrmarkt. 
Galizien. 
Dafs. Biata et 3 916 = 250 — = 8 
Oswigcim 3 2., 9. er 5 650 — — 


Bochn ia 8 Lapa no 6. — — 550 


Politiſcher Bezirk 


Bohorodezany 
Borszezöw 


Brzezany 


nr 


Buczacz 


Chrzanõ w 
Dabrowa 


eee 


Dobromil 
Drohobycz 
Grödek 
Gryboöw 
Horodenka 


Huſiatyn 


Jaroslau 


a ne 
„ 


Jaworöw 


S 


Kalusz 
Kolomyja 


„ Han. 8% 
— 


„ 


Koſoͤw 


F 


A 
Lwöw, Stadt . 

Mielec 
Myslenice 


Nadwörna 
Nowy⸗Sqcz 


„ 


Nowytarg 
Peczenizyn 
Podgörze 


* 


Grödek 


Lwow 


Ortsname 


Niepokomiee . 
Bochnia 


55 
Lipnica murom, . . 


eie one 
Solotwina 


Lyſiec 
Korolöbwraa 
Mielnica 


he ante wi 
N 


Brzesko 

Szezurowa ; 
Te EEE 
Brzezany 
Koßkew 
Buczacz 


RT TE | 


Zabno 
Dobromil 
Drohobyez . . .« 


Gryboͤw 
Horodenka 
Doe 
Choroſtköw 
Probuzna 
Jaroslau 


„„ 2 


Krakowice 

Wielkie Oczy 

Kakusz 
Kokomyja 


ie 


r 


15 N 
Kukaczkowee 
Koſow 
Limanowa 
Lukowica 
Niedzwiedz 
Skrzydlna 
Szezyrzye 
Tymbark 


TE) 


EEE 


Baligröd e 
Lancut 
Zokynia 


e 
* „ 
E 

„ „ 
. „ „„ 


Sulkowice 
Nadwörna 


Nowy ⸗Sgcz 1 5 a 


Stary⸗Sa cz 
Tylicz 
Nowytarg 
Peczenizyn 
Podgörze 
Skawina 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum 
Stückzahl 
7 = — 800 
9. 1000 400 — 
8 800 500 900 
13, — 300 — 
20. — — 600 
6. 150 400 500 
27, 200 600 — 
2., 9.,16.,23.,30 — 400 — 
14., 28. — 400 a 
19 — 400 — 
20. — — 500 
14. — — 500 
7., 28. 400 — 
9., 30. 400 — 
20. 400 — 
20. 200 600 600 
16., 23., 30. — — — 550 
23. — 250 — 
30. — 250 500 
20. 27. —— 300 — 
6., 20. — 300 — 
— 200 — 
2 900 600 — 
6% % , 650 700 
23. 30. — 200 — 
6., 13., 20., 27 — 500. 600 — 
21., 28 1 — 500-600 
14. — — 1200 
13., 20., 27 — 200—250 — 
7. 14. 21, 28 150 200 — 
3., 10.,17.,24.,3 1. — — 500-800 
15. 150 200 — 
99, . 200-250 200 - 300 600—650 
6. 13. 20., 27. 200 300 - 400 — 
22. 250 400 500 
1. 200 500 500 
27. 850 1800 1800 
10,15% 17,22, 
24., 29. — — 600 —800 
8 650 2500 1700 
1 180 200 — 
13. 200 — 800 
57 27 150 1500 800-900 
13. — 500 — 
29. — 350 — 
9, 23. 150 200-500 — 
7: — 550 — 
20. — 900 — 
1.,7., 14., 21.,28. 250 - 300 400—800 1000 
1,20 27. — 200-300 — 
6. — — 600 
RER — 300 — 
3.,10.,17., 24,3 1. 200 — 250 — — 
2.9. 16., 23. 30. 200-250 — 
6., 20. — 500 — 
13.27. — 200 — 
13. 550 3000 1500 
35 10,17, 24,31. — — 500 
1., 15., 29. 400-600 300 — 
2., 16., 30 — 500 — 
13. 27 — 250 — 
20. — 300 — 
7. 28. 200 —250 — 
16. — 200 — 


EF 


| 


E 


FT. 


F 


F 


FF PERL Jet 


F 
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Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
F . RE 


Jahrmarkt. 


. 


F 


Jahrmarkt. 
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Politiſcher Bezirk 


„ ae 


ee „ Ar 


Rawa 


A 


Ropczyce 


n 


Rohatyn 


Nes zw 
Sambor 
Stanisfawiw . . . . 
Stryj 


„ ent a, PR} 


ELBE ET TE 


Tarnobrzeg 
Tarnopol 
Tarnöw 

Tlumacz 


ä 
dene kn 


o 


„ ie ah 


a 


Zbaraz 


Zölkiew 


n 


Zydaczöw 
Zywiec 


e ee ee 


Czernowitz, Stadt 
Kotzman 
Radautz 
Suczawa 


Benkovac 
Kain 


rr 


Vorausſichtlicher Auftrieb an ee 
A m. 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— . . ̃ ̃ ̃ 5 


Ortsname 
Podhg je 2., 9. 150 
„„ 16., 23., 30. — 
Przemysl 3.,10.,17.,24.,31. 150 
Rawa : 13727 — 
limo 3 30. — 
Debi en Tun 15. 200 
Ropczy er 28. 200 
„ Bursztiyh n 14. — 
Bolszowee ... 6., 13., 20., 27. 150-200 
Rohan n 22., 29. — 
Rzeszö)ß 3.,10.,17.,24.,3 1. — 
Tenn 28. 200 
Saumborr 2 —— 
Staniskawow 5 238 — 
Str: 2., 9., 16.,23., 30. 150 
Smorz e 28. 400 
Tarnobrzeg 5 ÄRZER — 
Tarno po! 1., 8., 15., 22.29. — 
Tamm AT 3., 10.,17.,24.,3 1. — 
Otty nia 2: 21. 180 
Ttümae s 1.,8.,15.,22., 29. 200 — 250 
Tua 97 300 
Andrychoͤw n — 
Kalwarhg a 8. 22. — 
Wadowice > 
Wieficzla_ urn: — 
o — 
Zbaraz - 6., 20., 27. — 
Gokogör gn. 15. — 
Pomorzany 9; 200 
Aborom Se mer, 27. 200 
Sokolöwka 22. — 
Kulik) 14. — 
Moſty wielkie 8., 22. 200 
Bökkie n 5. 250 
Zuxkaw unos 15. 250 
Raſczaa % 23. 
Suh en 14. 28. — 
Zy wee 1., 6., 15., 22., 29. — 
Bukowina. 
Czernowitz . 6., 13., 20., 27. — 
Roßmann 178. 1522. 29. 
Radauz 3,10% 2431. 
Suczawwaa u, 2. 9, 16 30. 
Dalmatien. 
Benko vage 14. 250 
Ruin 14. 150 
„% 4., 11., 18., 25. = 
Kadina glavica 27. 100 


a 


Stückzahl 
350 — 
400 2 
300 600 
— 500600 
5 500 
800 800 
500 2000 
Re 500 
400500 500-600 
300 600-700 
&= 600 
300 850 
20-250 — 
= 500 


800-1000 700-800 
1400 


= 500 
— 500-600 
600 8 
2800 755 
— 550650 
200-300 — 
300 600 
350 8 
300 = 
— 500-650 
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Ausweis 


über den Sfand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 14. September 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Landes- 
behörden ſeit Abſchluſs der letzten Wochenperiode zur Anzeige gelangt ſind. 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 4206 Schweine, davon krank 1603 Stück. 
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f zu dem Nerordnungsblatte 


RR. &. NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. b. Miniſterium des Innern. 


Nr. 28. 


Wien, 17. September 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 17. September 1902, Z. 38.934, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der 
ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 
— Kundmachung der Statthalterei in Lemberg vom 4. September 1902, Z. 106.183, betreffend Maßnahmen 


zur Bekämpfung der Maul- und Klauenſeuche. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
17. September 1902, 
3. 38.934, 


womit 


die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 

der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 

vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


I: 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Mikalaka, Zſigmondhäza; Stuhlgerichts- 
bezirk Pecska: aus den Gemeinden Kis⸗Pereg, 
O⸗Pecska; Stuhlgerichtsbezirk Radna: aus den Ge⸗ 
meinden Govosdia, Gyulicza, Iltyö, Monoroſtia, Toͤt⸗ 
Vaͤrad; 

Comitat Bäcs⸗ -Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O-Beese: 
aus der Gemeinde Bäcs⸗Szent⸗Tamäs; Stuhlgerichts- 
bezirk Zsablya: aus der Gemeinde Csurog; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belényes: 
aus den Gemeinden Belényes, Robogany; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
der Gemeinde Szent-Beter ; 

Comitat Cs anäd, Stuhlgerichtsbezirk Battonya: 
aus den Gemeinden Battonya, Kevermes; Stuhl- 
gerichtsbezirk Koväcshaͤz: aus der Gemeinde Kunägota; 
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Stuhlgerichtsbezirk aus der Gemeinde 
Alberti; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Paͤrkaͤny: 
aus den Gemeinden Beny, Köbölkut; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus den Gemeinden Nagy-Vajdafalva, Netöt, Reuſor, 
Sebes; Stuhlgerichtsbezirk Särkaͤny: aus den Ge— 
meinden Alſö-Venicze, Felſö-Venicze, Lupsa, Paro, 
Sarkaicza, Vledeny; Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
aus den Gemeinden Alſö-Möecs, Felſö⸗Moͤkes, 
Magura, Simon; 

Comitat Györ, Stuhlgerichtsbezirk Puszta: 
der Gemeinde Gönyü; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bath aus den 
Gemeinden Alſoö⸗Baka, Elesfalu; Stuhlgerichtsbezirk 
Ipolyſag: aus den Gemeinden Demend, Dregely— 
Palänk, Hont, Ipolyſäg; Stuhlgerichtsbezirk Korpona: 
aus den Gemeinden Beld, Berenczfalu; Stuhlgerichts— 
bezirk Nagy⸗Csalomia: aus den Gemeinden Alſo 
Ipoly⸗Nyék, Dacsokeszi, Erdömeg, Haraszti, Ipoly—- 
Balog, Kis⸗Csalomia, Kovär, Leszenye, Nagy-Csalomia; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: aus 
der Gemeinde Petrény; Stuhlgerichtsbezirk Haͤtszeg: 
aus den Gemeinden Alſö-Bauczär, Alſö⸗Farkadin, 
Alſö⸗Szilväs, Baczalär, Baresd, Balomir, Boſorod, 
Bukova, Csopea, Felſö⸗Farkadin, Felſö⸗Ganczär, Felſö⸗ 
Szilväs, Gauriesa, Gonczäga, Jovalesel, Kis Osztrö, 
Nagy⸗Osztrö, Kitid, Klopotiva, Kovrägy, Lunkäny, 
Magyar⸗Brettye, Malomviz, Nagy-Peſtyen, Naläcz⸗ 
Bad, Olah⸗Brettye, Ohaba⸗Szibiſel, Dralja-Boldog- 
falva, Pojeny, Pauecsinesd, Pokolvalesel, Russ, 
Sztrigy-Plop, Sztrigy-Szacsal, Szacsal, Szent- 
Peterfalva, Varälja, Värhely, Valya⸗Szent⸗-György; 
Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: aus den Gemeinden: 
Hosdö, Kirälybänya-Toplicza, Puszta⸗Kalän; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Marofilye: aus den Gemeinden Alſö— 
Lapugy, Burzſuk, Godineſt, Kimpur, Ohaba; Stuhl- 
gerichtsbezirk Petroſeng: aus den Gemeinden Alſo— 
Barbatyen⸗Iszkrony, Felſö-Barbatyeén, Hobicza⸗Urikäny, 
Kinpulunyäg, Lupeny, Petroſeny, Zsily-Maczesd⸗ 
Paroſeny, Zsily-Vajdel-Vulkän; Stuhlgerichtsbezirk 
Puj: aus den Gemeinden Alſo⸗Szälläspatak, Bajesd, 
Borbätviz, Farkaspatak, Feherviz, Felſö⸗Szälläspatak, 
Füzesd, Galäcz, Hegyalja⸗Livädia, Hobicza, Kis⸗Bär, 
Korojesd, Köalja⸗Ohaba, Maczesd, Malajesd, Mezö⸗ 
Livadia, Nagy⸗Bär, Nukſora, Ohäba⸗Ponor, Päros⸗ 
Peſtere, Petrosz, Ponor, Puj, Ruſor, Serel, Urik, 
Vajdej; Stuhlgerichtsbezirk Szaszvaͤros: aus den Ge⸗ 
meinden Grid, Kis⸗Oklos, Kosztesd, Kudzsir, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Haͤtszeg; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Udvard: 
aus der Gemeinde Kolta; 

Comitat Kraſſoͤ⸗Szöréeny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus den Gemeinden Barra, Kuttina, Leskoſeſt, 
Radmanyeſt, Spatta; Stuhlgerichtsbezirk Bogſän: aus 
den Gemeinden Rafna, Romaͤn-Bogſaͤn, Valeamare, 


Központ: 


aus 


aus den Ge⸗ 
Kis⸗ 
Szurduk, Kurtya, Marzsina, Szécseny, Zorany; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Karänſebes: aus den Gemeinden Borlova, 


Valeapaͤj; 
meinden Bottinyeſt, 


Stuhlgerichtsbezirk Facset: 
Brazova, Bikis, Facset, 


Bukin, Bolvasnicza, Bukosnicza, Glimboka, Golecz, 
Körpa, Mörul, Petrosnicza, Pojäna, Prisziän, Rujen, 
Szerveſtye, Szlagna, Turnul, Uj-Karänſebes, Valisora, 
Vamamarga, Vercserova, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Karänſebes; Stuhlgerichtsbezirk Lugos: 
aus den Gemeinden Dragomireſt, Drinova; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Maros: aus den Gemeinden Birkis, 
Bruznik, Osztrov, Pozsoga, Szintyeſt, Temereſt, 
Valemaͤre, Vörösmart; Stuhlgerichtsbezirk Orſova: 
aus den Gemeinden Börza, Globureu, Jabla⸗- 
nicza, Koramnik, Mehadia, Orſova, Pecsenyeska, 
Petnik, Plugova, Toplecz, Tuffier, Valea⸗Bolvasnicza, 
Zsupanek; Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus den Ge⸗ 
meinden Delinyeſt, Domaͤn, Ferenczfalva, Jabalesa, 
Kraſſova, Kuptore-Szekul, Lupäk, Nermet, Ohabicza, 
Prebul, Reſicza⸗baͤnyga, Romän⸗Reſicza, Tirnova, 
Vodnik; Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus der Gemeinde 
Ruzs; Stuhlgerichtsbezirk Teregova: aus den Gemein⸗ 
den Bogoltin, Domasnia, Fenyes, Globukrajova, Illova, 
Kanicsa, Krusovecz, Kornya, Kornyaréva, Kuptoria, 
Lapusnicsel, Lunkavicza, O⸗Szadova, Ormenyes, 
Ruszka, Temes - Szlatına, Teregova, Uj⸗Szadova, 
Weidenthal, Verendin, Volfsberg; 

Comitat Nagy-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Garat, Köhalom, Olt⸗ 
Bogät ; 

Comitat Noögrad, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
gyarmat: aus den Gemeinden Balaſſagyarmat, 
Dejtaͤr, Patvarez, Vadkert, Patak, Szügy; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Gaͤes: aus der Gemeinde Nedeliſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Noͤgraͤd: aus der Gemeinde Nagy- 
Oroszi; Stuhlgerichtsbezirk Széeseny: aus der Ge⸗ 
meinde Nagy⸗Szeĩcseny; Stuhlgerichtsbezirk Sziräk: 
aus den Gemeinden Lörinczi, Szarvas⸗Gede, Zagyva⸗ 
Szanto; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgdez: aus 
den Gemeinden Elecske, Szent⸗Péter; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy-Tapolesäny: aus den Gemeinden Koros, 
Nyitra⸗Bajna, Szolesäny; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: 
aus der Gemeinde Sarlö-Kajsza; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra⸗Zsaͤmbokret: aus den Gemeinden Jaskafalva, 
Kolozs; 8 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Csallököz: aus der Gemeinde Nagy-Magyar; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Galänta: aus der Gemeinde Hidaskürt; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy-Szombat: aus der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy⸗Szombat; 

Comitat Säros, Stuhlgerichtsbezirk et 
aus der Gemeinde Dobo; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus der Gemeinde Moh; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
der Gemeinde Dragojesd; Stuhlgerichtsbezirk Központ: 


aus den Gemeinden Beregszö, Csernegyhäza, Gyirok, 
Koväcsi, Szakälhäza; Stuhlgerichtsbezirk Lippa: aus 
den Gemeinden Dorgos, Hosszuaszoͤ, Keszinez, Kövesd, 
Krivobara, Kizdia, Labasincz, Lippa, Mäslak, Wizma, 
Siſtarovecz; Stuhlgerichtsbezirk Rékäs: aus den Ge⸗ 
meinden Aranyaͤg, Buzaͤd, Jezvin, Mely-Nädas, 
Nagy⸗Topolovecz, Stancsoͤfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Ujarad: aus der Gemeinde Féregyhäza; Stuhlgerichts— 
bezirk Verſecz: aus der Gemeinde Temes-Kutas; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus den Gemeinden Baranda, Csenta, Idvor, Jarko— 
väcz, Torontäl⸗Sziget, Torontäl-Vaͤſärhely; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Banlak: aus den Gemeinden Kanak, 
Szeécsenfalva; Stuhlgerichtsrezirk Moͤdos: aus den 
Gemeinden Boka, Horvät⸗Neuzina, Rudna; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy⸗Berecske: aus den Gemeinden 
Botos, Ittvarnok, Kis⸗Toräk, Magyar⸗Szent⸗Mihäly, 
Nagy⸗Toräk, Orlovät, Szerb⸗Elemer; Stuhlgericht3- 
bezirk Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde Bocsär; 
Stuhlgerichtsbezirk Pancsova; aus der Gemeinde 
Glogou; Stuhlgerichtsbezirk Pardany: aus den Ge— 
meinden Csebza, Ivända, Jänosföld, Gyülvesz, 
Szerb⸗Pärdäny, Szerb-Szent⸗Märton; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Törökbeese: aus den Gemeinden Aracs, 
Kumän, Melencze, Torda, Törökbecſe; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Szefely- 
keresztur: aus der Gemeinde Erked; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus der 
Gemeinde Tarnok-Oroklän und überdies aus den 
Municipalſtädten Arad, ſowie Temesvär; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Buzita, Jäszö, Jäszö⸗-Ujfalu, 
Päny, Somodi, Szemere, Szepfi; Stuhlgerichtsbezirk 
Füzer: aus den Gemeinden Abaujvär, Böd, Csäkäny, 
Garböcz - Bogdaͤny, Koväcsvägaäͤs, Regete⸗Ruszka; 
Stuhlgerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Bodokö— 
Väralja, Csekehäza, Felſö⸗Dobsza, Fony, Gibärt, 
Hencze, Kr, Vilmäny; Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: 
aus den Gemeinden Alſö-Vadäsz, Bakta, Devecser, 
Forrd, Hernäd⸗Szent⸗Andräs, Leh, Szikszö; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Gyorok, Szabadhely, Zsigmondhäza; 
Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: aus den Gemeinden 
Boros⸗Sebes, Govosdia, Gurahoncz, Jsszäshely, 
Kiszindia, Zöldes; 

Comitat Baͤcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O-Beeſe: 
aus den Gemeinden Bäcs⸗Szent⸗Tamaäs, O Becſe; 
Stuhlgerichtsbezirk Titel: aus den Gemeinden Katy, 
Moſorin; Stuhlgerichtsbezirk Zenta: aus der Stadt— 
gemeinde Zenta; £ 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Pôcsvärad: 
aus den Gemeinden Himeshäza, Maraͤza, Pecsvärad, 
Püspök⸗Lak, Püspök⸗Märok, Püspök⸗Szent⸗Erzsebet, 
Varasd; 1 
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Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Heese, Kis-Szelezsény; Stuhlgerichts— 
bezirk Garamszentkereszt: aus der Gemeinde Garam— 
Kürtös; Stuhlgerichtsbezirk Oszlaͤny: aus der Ge⸗ 
meinde Nemes⸗Kosztoläny; 

Comitat Bĩkés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus den Gemeinden Bekésszentandrös, Kondoros; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cséffa: aus 
den Gemeinden Barakony, Gyapju, Okaͤny, Ugra, 
Vertes; Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus den Ge— 
meinden Derecske, Hajdu⸗Bagos, Hosszu⸗Pälyi, Tepe, 
Vertes; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csaͤt: 
aus den Gemeinden Aroktö, Emöd, Igriczi, Mezö— 
Csäth, Nagy⸗Mihäly, Sajo⸗Orös, Szederkeny, Tisza- 
Keszi, Tisza⸗Kürt, Tisza⸗Oszlär, Tisza⸗Palkonya, 
Tisza-Tarjan ; Stuhlgerichtsbezirk Ozd: aus den 
Gemeinden Csernely, Kirald, Merese, Sajd-Nemeti, 
Sajo⸗Varkony; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus den 
Gemeinden Edeleny, Finke, Muecsony, Raczka⸗Szend; 
Stuhlgerichtsbezirk Szentpeter: aus den Gemeinden 
Bänfalva, Bän⸗Hörvät, Kondoͤ, Sajö⸗Ivänka, Sajo⸗ 
Szent-Beter, Sajo⸗Vadna, Vizsny); 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidék: aus 
der Gemeinde Szent⸗Péter; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvidek: aus der Gemeinde Höltövény, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Braſſo; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus 
der Gemeinde Csik-Taplöcza; Stuhlgerichtsbezirk Kaszo⸗ 
nalcsik: aus der Gemeinde Csik⸗Szent⸗Maͤrton; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Sändorfalva; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Bajöt, Pilis⸗Maröt, Süttö, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Martonvafar, Puszta⸗Zämor, Tordas; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Herszeny; Stuhlge ichtsbezirk Sär⸗ 
fany: aus den Gemeinden Buesum, Szunyogszek; 

Comitat Gömör-Kis-Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernär; Stuhl— 
gerichtsbezirk Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden 
Muräny, Polom, Poprocs, Szirk; Stuhlgerichts- 
bezirk Rozsnyd: aus den Gemeinden Alſö-Sajo, 
Berzete, Csetnek, Goͤcs; 5 

Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Csege; 

Comitat Häromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Miklösvär: 
aus den Gemeinden Arapatak, Baröt, Elöpatak, 
Hidveg, Közep⸗Ajta; Stuhlgerichtsbezirk Seps: aus 
den Gemeinden Kis-Borosyö, Malnäs, Oltszem, Sepfi- 
Magyards, Zalän; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
den Gemeinden Atkär, Karäesond, Visonta; 
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Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 
der Gemeinde Szelencz; 

Comitat Jäsz-Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Nagyrev, 
Tiszakürt, Tiszaföldvär; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Hideg⸗Szamos, Meleg⸗Szamos, Nagy⸗ 
Kapus; Stuhlgerichtsbezirk Mezöörmenyes: aus der 
Gemeinde Nagy -Nyulas; Stuhlgerichtsbezirk Nagy- 
Särmas: aus der Gemeinde Uzdi-Szent-Beter; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Teke: aus den Gemeinden Baͤtos, Szaͤsz⸗ 
Banycza; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 

den Gemeinden Alſö⸗Galla, Gyermely, Tarjän, Tata, 
Töväroös, Veértes⸗Somlo; 
Comitat Krassö⸗Szöreény, 
bezirk Bogsan: aus den Gemeinden Izgär, Nagy⸗ 
Szurduk, Vaskö; Stuhlgerichtsbezirk Facset: aus den 
Gemeinden Dragſinyeſt, Kis⸗Szurduk, Tomeſt; Stuhl- 
gerichtsbezirk Sam: aus den Gemeinden Naäjdas, 
Vrany; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus den Gemein⸗ 
den Bellobreska, Romaͤn⸗Pozsozsena, Szerb⸗Pozsozsena, 
Uj⸗Moldova; Stuhlgerichtsbezirk Teregovac: aus der 
Gemeinde Kornya; 


Comitat Maros-Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgény⸗ 
Libänfalva, Görgény⸗Üvegesür, Hétbükk, Kis⸗Jlye, 
Magyar⸗Bölkeny, Maros⸗Jära, Oläh⸗Telek; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felsö⸗Regen: aus den Gemeinden 
Alſö-Idecs, Holtmaros, Maros⸗Vecs, Magyard ; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Garat, Köhalom, Rädos, 
Szäsz⸗Buda, Urmös; Stuhlgerichtsbezirk Nagysink: 
aus den Gemeinden Dombos, Nagy⸗Sink, Reten; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den Gemeinden 
Hegen, Jakabfalva, Rozsonda, Szent⸗Agota; 


Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Gaes: 
den Gemeinden Abelova, Buda⸗Lehota, 
Madacska; 5 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
den Gemeinden Bed, Berencz, Csehi, Csekej, Csitär, 
Czabaj, Dieske, Geszte, Ghymes, Kaläsz, Kis⸗Czéteny, 
Könyök, Kolon, Molnos, Nagy⸗Czeteny, Nagy⸗Emöke, 
Nagy⸗Falu, Nagy⸗Hind, Nyitra⸗Egerszeg, Nyitra⸗ 
Jvänka, Salgö, Ujlacska, Ureg, Bisap- Apati, 
Zsére, ſowie aus der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Pöstyen: aus den Gemeinden Jökö, 
Nizsna, Pöstyen, Vittencz; Stuhlgerichtsbezirk Privigye: 
aus den Gemeinden Bajmoͤcz, Bajmoͤcz-Apäti, Felſö⸗ 
Leldez, Kis⸗Proͤna, Nemet-Pröna, Privigye; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Csallököz: aus den Gemeinden Baka, Bös, Padany; 
Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus den Gemeinden 
Hidaskürt, Vaͤga, Vizkelet, Zsigärd; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szempez: aus den Gemeinden Csataj, Német⸗ 
Gurab; 


Stuhlgerichts⸗ 


aus 
Kis⸗Tugär, 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdaͤng: 
aus den Gemeinden Berkesz, Demeeser, Ibrony, 
Kemecse, Kotaly, Nya⸗Bogdäny, Ramocsahäza, Tet, 
Vasmegyer; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus den 
Gemeinden Buj, Gava, Ibrany, Paszab, Vencsellb; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongärd, Dolmäny, Felek, 
Fenyöfalva, Nagy⸗Talmäcs, Popläka, Reſinär, Sellem⸗ 
berk, Szäsz⸗Ujfalu und der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Szeben; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: aus den Ge⸗ 
meinden Hortobägyfalva, Marpod, Szent⸗Jaͤnoshegy, 
Vurpod; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Fehertemplom: 


aus der Stadtgemeinde Fehertemplom ; Stuhlgerichts⸗ 


bezirk Vinga: aus den Gemeinden Baraczhäza, 
Brukenau, Majlätfalva, Monoſtor; 


Comitat Torda⸗-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſo⸗Jara: aus den Gemeinden Asszonyfalva, Hagymäs, 
Kisbänya, Kis⸗Oklos, Magyarösaͤg, Oläh⸗Léta, Ruha⸗ 
Egres; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden 
Alſö⸗Szent⸗Mihälyfalva, Aranyos⸗Poly in, Egerbegy, 
Felſö⸗Szent⸗Mihälyfalva, Gyéres, Gyeres⸗Szent⸗Kiraly, 
Keresztes, ſowie aus der Stadtgemeinde Torda; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Toroczkoͤ: aus der Gemeinde Gyertyänos; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus den Gemeinden Idvor, Torontäl⸗Sziget; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Csene: aus der Gemeinde Gyertyauͤmos; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy ⸗Becskerek: aus den Ge⸗ 
meinden Begä⸗Szent⸗ György, Klek, Neémet⸗Eeska, 
Perlasz, Rögendorf; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: 
aus den Gemeinden Baſahid, Magyar⸗Pädé, Szajan, 
Szerb⸗Päde, Tisza⸗Hegyes, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy-Kikinda; Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: 
aus der Gemeinde Pészak; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗ 
becse: aus den Gemeinden Melencze, Törbk-Beese, 
Torda; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus der 
Gemeinde Gyäla; 

Comitat Trencsén, Stuhlgerichtsbezirk Ban: 
den Gemeinden Alſoö⸗Nästicz, Haläes; 

Comitat Turoͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Moſöczznib: 
aus den Gemeinden Häj, Valesa; Stuhlgerichtsbezirk 
Szentmärton-Blatnieza : aus der Gemeinde Ruttka; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoröd: 
aus den Gemeinden Dälya, Derzs, Daroͤcz, Homoröd⸗ 
Abasfalva, Homoröd-Remenyfalva, Homordd⸗Oklaͤnd, 
Homoröd-Ujfalu, Miklosfalva, Telekfalva; Stuhl⸗ 

gerichtsbezirk Szekely⸗Udvarhely: aus den Gemeinden 
Alſo⸗Soͤfalva, Beta, Parajd, Szentegyhäzas⸗Olaͤhfalu, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Szekely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Felſö⸗Domonya, Huszaͤk, Ketergeny, 
Korumlya, Minaj, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Ungvaͤr; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Kaͤnyavär, Szent⸗Kozmadombja, 
Mikefa, Petri⸗Keresztur, Rözsäͤsszeg, Tärnok⸗Oroklän; 


aus 
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Comitat Zemplén, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja-| Comitat Haromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 


Ujhely: aus den Gemeinden Baranes, Czeéke, Czarnaho, 
Felſö⸗Regmecz, Mihaͤly, Mikoͤhäza, Nagy⸗Bäri, Ruda⸗ 
Bänyäcska, Säros⸗Patak, Vegardoͤ. Zemplen, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Saͤtoralja⸗Ujhely; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Tofaj: aus den Gemeinden Bodrog⸗Keresztur, 
Olasz⸗Liszka; Stuhlgerichtsbezirk Varannö: aus den 
Gemeinden Benköecz, Csäklyö, Kladzän, Tapoly⸗-Izsép, 
Varanns⸗Csemernye, Varannö⸗Hosszumezö, Vehecz; 
Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Breznobänya: 
aus den Gemeinden Borosznö, Cserpatak, Fekete— 
Balog, Szent⸗Andräs, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Breznobaͤnya; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szalonta: aus 
der Gemeinde Zolna; Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlyom: 
aus den Gemeinden Bücs, Haläszi, Nagy-Rit, 
Osztroluka, ſowie aus der Stadtgemeinde Zoͤlyom 
und überdies aus den Municipalſtädten Szeged, 


Ujvidek, Zombor; 


e. wegen des Beſtandes des Stäbchen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere— 
hat: aus den Gemeinden Komärocz, Szeszta; Stuhl- 
gerichtsbezirk Füzer: aus der Gemeinde Nädasd; 
Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus der Gemeinde Vizsoly; 
Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: aus den Gemeinden Alſoͤ— 
Käzsmärk, Csobäd, Säp; Stuhlgerichtsbezirk Torna: 
aus den Gemeinden Aj, Bodva⸗Vendeégi, Hidveg-Ardo, 
Jänok, Peder, Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Csicsér, Fakert, Szent⸗Leänyfalva; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maröt: 
aus der Gemeinde Heese; Stuhlgerichtsbezirk Garam— 
Szent⸗Kereszt: aus den Gemeinden Bars-Szkleno, 
Garam⸗Szent⸗Kereszt, Geletnek, Jänosgyarmat, 
Karvaly, Koszorus, Lutilla, Nagy-Löcsa ; Stuhlgerichts- 
bezirk Oszlaͤny: aus den Gemeinden Kis Ugröͤcz, 
Simony; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: aus 
der Gemeinde Bekés⸗Szent⸗Andräs; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezöcsät: 
aus den Gemeinden Dorogma, Höbäba, Nemes-Bikk, 
Sajd-Szöged ; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Peter: aus 
der Gemeinde Bänfalva ; 

Comitat Braſſoö, Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: 
aus der Gemeinde Keresztényfalva, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Braſſö; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Csongräaͤd: 
aus der Gemeinde Tömörkeny; 5 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Eszter⸗ 
gom: aus der Gemeinde Tät; 

Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Alesut, Kajäszoͤ⸗Szent-Peéter, Päzmänd, 
Baal; 

Comitat Gömör-Kishont, Stuhlgerichtsbezirk 
Rozsnyd: aus der Gemeinde Nadabula; 


| 


aus den Gemeinden Alſö-Csernäton, Daͤlnok, Karatna— 
voläl, Markosfalva, Ozsdola; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus der Gemeinde Ludas, ſowie der Stadtgemeinde 


Gyöngyös; 
„Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus den Gemeinden Mezö-Kiraͤlyfalva, 
Nagy⸗Nyulas; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 


aus der Gemeinde Szomod; 

Comitat Kraſſö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Oravicza: aus den Gemeinden Breszonfalva, Greoväcz, 
Kakova, Kis⸗Tikvany; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Alſö— 
Räkos, Köhalom, Szäsz⸗Feheregyhäza; Stuhlgerichts- 
bezirk Szent⸗Agota: aus der Gemeinde Apätfalva; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgdez : 
aus den Gemeinden Felſö-Zelle, Paͤsztö, Sziläd; 
Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus den Gemeinden Csalaͤd, 
Pogräny, Szalakusz, Tormos, Urmény; Stuhlgerichts— 
bezirk Vägſellyhe: aus den Gemeinden Köpösd, Patta, 
Tornorz; 

Comitat Peſt-Pilis-Solt-Kiskun, Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Bia: aus den Gemeinden Bia, Tinnye; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Alsö— 
Czallököz: aus den Gemeinden AlSH-Nyarasd, Dereſika, 
Kulesär⸗Karcsa, Lider-Fejd, Mad, Nagy-Bodak; 
Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Czallöͤköz: aus den Gemeinden 
Csäkäny, Püspöki; Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus 
den Gemeinden Hidaskürt, Vezekéeny; Stuhlgerichts- 
bezirk Nagy⸗Szombat: aus den Gemeinden Abraham, 
Geszt, Halmos, Közep⸗Csöpöny, Nagy⸗Sur, Selpöcz; 
Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus der Geemeinde 
Csataj; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Kemecse, Kötaj, Oros; Stuhl- 
gerichtsbezirk Felſö-Dada: aus der Gemeinde Rakamaz; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Kaläcs, Muräny, Nemet-Benesek; 


Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Puszta⸗Csän; 
Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Nagy- 


Beeskerek: aus den Gemeinden Jankahid, Kis-Toräk, 
Lukäcsfalva; Stuhlgerichtsbezirk Perjamos: aus der 
Gemeinde Särafalva; Stuhlgerichtsbezirk Zsombolya: 
aus der Gemeinde Kis⸗Vizesda; 

Comitat Trenesèn, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
den Gemeinden Dobodjel, Kis⸗Sztricze, Nagy-Stricze, 
Zay⸗-Ugröcz; 

Comitat Tu roͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosoezznio: 
aus den Gemeinden Diveék, Moſſöcz; Stuhlgericht3- 
bezirk Szent⸗Marton⸗Blatnicza: aus den Gemeinden 
Bella, Biſtrieske, Benicz, Kis⸗Selmecz, Koſtyaͤn, Nagy⸗ 
Jeszen, Neczpal, Podhraägy, Szueſäny, Turöcz⸗Szent⸗ 
Märton, Zaturcsa; 
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Komitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus der 
Gemeinde Näprädfa; 

Comitat Zemplén, Stuhlgerichtsbezirk Satoralja- 
Ujhely: aus der Gemeinde Trauczonfalva; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 

Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Baja: 
aus den Gemeinden Bereg, Csataalja; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Mohäcs : 
aus den Gemeinden Kisfalud, Szajk; 

Comitat Kraſſö⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus den Gemeinden Raffna, Vermes; Stuhl— 
gerichtsbezirk Jam: aus der Gemeinde Csorda; Stuhl— 
gerichtsbezirk Oravicza: aus den Gemeinden Csudanovecz, 
Kakova; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kiskun, Stuhlgerichts— 
bezirk Gödöllb: aus der Gemeinde Iſaszeg; Stuhl— 
gerichtsbezirk Kis-Körös: aus den Gemeinden Erſek— 
Csanäd, Szeremle. 


2. Aus Croatien-⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Syrmien, Bezirk Rum a: aus der 
Gemeinde Indjija; 
b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk Cazma: 
aus der Gemeinde Klostar-Jvanic; Bezirk Gru— 
bisnopolje: aus den Gemeinden Vel.-Grdjevac, 
Grubisnopolje; 

Comitat Lika-Krb ava, 
der Gemeinde Jezerane; 

Comitat Syrmien, Bezirk Vinkovei: aus den 
Gemeinden Andrijasevei, Niemei, Vinkovei; Bezirk 
Vukovar: aus den Gemeinden Bogdanovei, Lovac, 
Sotin, Tordinei, Vukovar. 


LE 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen- 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken: 
Kaſſa (Comitat Abauj-Torna), Központ (Comitat 
Bihar), Alſoö-Tarcza, Siroka, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Eperjes (Comitat Säros), Gölniczbänya, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes— 
Väralja, einſchließlich der Stadtgemeinden Szepes— 
Olaszi und Szepes-Väralja (Comitat Szepes), ſowie 
aus der Municipalſtadt Nagy⸗Värad; 


Bezirk Brin je: aus 


b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula⸗ 
Fehérvär, Baläzsfalva, Kis-Enyed, einschließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Vizakna, Magyar-Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö-⸗-Feher), Borosjenb, Elek, Kis⸗ 
Send, Peécska, Radna, Ternova, Vilägos 
(Comitat Arad), Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hoͤdsäg, 
Kula, Német-Palänka, Topolya, Ujvidek, Zombor 
(Comitat Bäcs-Bodrog), Baranyavir, Hegyhät, 
Mohäcs, Pécs, Siklös, Szent⸗Lörinez (Comitat Ba- 
ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebély (Comitat Bars), Beékés, Bekes⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Békéès), 
Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza⸗hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Besztercze, Naszöd (Comitat Besztereze— 
Naszoöͤd), Bel, Belényes, Berettyo-Ujfalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Magyar-Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy-⸗Szalonta, Szalärd, Szoͤkelyhid, Tenke, 
Torda, Vasköh (Comitat Bihar), Eger, Miskolez, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväeshäz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Makö, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Tiszän⸗Tuül, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szentes (Komitat Csongräd), Paͤrkäny (Comitat Esz ter- 
go m), Adony, Moͤr, Särbogärd, Székes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis-Hont), Puszta, Sokoro-⸗Alja, Tösziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeny, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü-Böszörmény und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlö, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), Eger ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatvan, Heves, 
Péterväſär, Tisza-Füred (Comitat He ves), Bat, 
Ipolyſäg, Szob (Comitat Hont), Algyoͤgy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hu⸗ 
nyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, Szäsz⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Hunya d), Alſö⸗Jäszsäg, Felſö⸗Jäszſägy, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Jaͤsz-Bereny, Felſö⸗Tisza, 
Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Uj⸗ 
szälläs, Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jasz⸗ 
Nagy⸗Kun⸗Szolnoh), Diesö⸗Szent⸗Maͤrton, Erzsé⸗ 
betväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hosszuaszö, Radnot (Comitat Kis-Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Koma rom), 


Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleichnamigen 


Stadtgemeinde, Maros, Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Liptö-Szent-Miklos, Liptö⸗ 
Ujvär (Comitat Liptoö), Dolha, Huszt, Suga⸗ 


tag, Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde Mära— 
maros⸗Sziget, Taraczviz, Teesß, Tiszavölgy (Co— 
mitat Märamaros), Alſö⸗-Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar— 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Loſoncz, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nögrad, 
Szeeseng, Szirak (Comitat Noögrad), Erſek— 
ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy ⸗Tapolesany, Nyitra-Zsambokréet (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy-⸗Körös, Alfo - Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Koloesa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt— 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun - Szent- 
Miklos, Monor, Nagy⸗Käta, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt⸗Pilis-Solt⸗Kiskun), Aljd-Targza, Felſö— 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Makovicza, Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Eperjes, Szekeſö, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Bartfa, Tapoly (Comitat Säros), Bares, Csurgo, 
Igal, Kaposvär, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde Lenyeltöt, Marczal, Nagy Atäd, 
Szigetvar, Tab (Comitat Somog o), Csepreg, Csorna, 
Felſö⸗Pulya, Kapuvär, Kismarton, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Kismarton und Ruszt, Nagy-Marton, 
Sopron (Comitat Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhäza, Kis⸗Värda, 
Nagy⸗Källö, Nyir - Bätor, Tisza (Comitat Sza- 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Öyarmat, Mäteszalka, 
Nagy - Banya, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Felſö⸗Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy-Käroly, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinger⸗Väralja (Comitat Sz a t⸗ 
mär), Szaͤsz⸗ Sebes, einſchließlich der gleich 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löese, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szepes-Baralja, einſchließlich der Stadt- 
gemeinden Szépes⸗Olaszi und Szépes⸗Väralja (Comitat 
Sze pes), Kraszna, Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas- 
nad, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Zsibo (Comitat Szilägyi), Betlen, Caäͤli⸗ 
Gorbo, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Kekes, Magyar⸗Läpos, Nagy ⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Buziäs, Esa— 
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kova, Detta, Központ, Kubin, Lippa, Reékäs, Uj-Arad, 
Verſecz (Comitat Temes), Dombovär, Dunföldvär, Köz— 
pont, Simontornya, Tamas, Völgyſeg (Comitat Tolna), 
Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat Torda-Aranyos), 
Alibunär, Bänlak, Moͤdos, Nagy-⸗Szent⸗Miklös, 
Pancsova, Paͤrdaͤnn (Comitat Torontäl), 
Bittse, Kiszucza-Ujhely, Vaͤg-Besztercze, Zsolna 
(Comitat Trenesén), Szekely-Keresztür (Comitat 
Udvarhely), Tiszaͤn-Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobroͤnez (CComitat Ung), Kis⸗ 
Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura— 
Szombat, Nemet-Ujvär, Särvär, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär 
(Comitat Was), Devecser, Enying, Papa, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprém, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszpréem), Alſö - Lendva, Csäktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami— 
gen Stadtgemeinde, Zala-Szent-Öröt (Comitat Za la), 
Bodrogköz, Gälszecs, Nagy-Mihäly, Stropkö, Szerenes 
(Comitat Zemplen), Beszterczebanya, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Zolyo m), 
ſowie 


aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 
Hoͤdmezö⸗Väſärhely, Kecskem:t, Kolozsvär, Komaͤrom, 
Maros⸗Väſärhely, Pancsova, Pécs, Szabadka, Szat⸗ 
mär⸗Nemeti, Szeékes⸗Fehérvaͤr, Zombor, ſowie aus der 
kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje— 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Krizevei, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 
Ogulin, Vojnie, Vrbosko (Comitat Modrus-Riekah, 
Brod, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ilok, Zupanja (Comitat Syrmien), Ivanee, 
Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, Pregrada, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, Mi⸗ 
holjac dolnji, Nasice, Ofiek, Slatina, Virovitica (Comi- 
tat Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Sveti⸗JIvan⸗Zelina, Vrginmoſt, 
Zagreb (Comitat Zagreb), ſowie aus den Municipal- 
ſtädten Oſiek, Varazdin. 
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III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz— 
bezirken, und zwar: 


a. der Maul⸗ und Klauenſeuche im Stuhl- 
gerichtsbezirke Pozsony, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szent⸗György (Comitat Pozsony) in Ungarn iſt die 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen); 


b. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava, Szenicz, Väg⸗Ujhelh (Comitat Nyitra), 
O-Lublo, einschließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szepes⸗Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Popräd (Comitat Szepes), Trencsen, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Trenesen), 
Homonna (Comitat Zempleén), ſowie 


e. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts⸗ 
bezirken Szenicz (Comitat Nyitra), Malaczka 
(Comitat Pozs o ny), Kesmärk, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Keésmärk, Leibicz, Szepes⸗Bela, 
O⸗Lublo, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szepes - Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Popräd (Comitat Szepes), in Ungarn iſt die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen 


aus den bezeichneten Bezirken nach den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern auf 
Grund der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Unter⸗Gänſerndorf, Göding, Ungariſch-Brod, Wallachiſch⸗ 
Meſeritſch, Lisko, Nowytarg, Neu⸗Sandec, Sanok 
getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be⸗ 
ſtimmungsſtation der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahnſtation mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienzgebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 27., 28. und 29. Auguſt, ſowie 3. und 
12. September 1902, 33. 36.059, 36.062, 36.725, 
37.059 und 38.309, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. a 


Kundmachung der gtatthalterei in Lem⸗ 
berg vom 4. heptember 1902, Z. 106.183, 


betreffend 


Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul⸗ 
Klauenſeuche. 


und 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche im Lande findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung des Punktes 5 der 
h. ä. Kundmachung vom 12. Auguſt 1902, Z. 94.981, 
betreffend die Sperre der ganzen politiſchen Bezirke 
Brzesko, Gorlice und Chrybow für den Verkehr mit 
Klauenthieren, den nachſtehenden verſeuchten Landſtrich 
feſtzuſetzen, welches folgende Gemeinden und Guts⸗ 
gebiete ſammt den bezüglichen Ortſchaften umfaßt, 
und zwar: 2 


1. im politiſchen Bezirke Brzesko: 
Biadoliny radlowskie, Biadoliny ſzlacheckie, Bieleza, 
Bogumilowice, Borzeein, Debinska wola, Debno, Leki, 
Letowice, Lopöw, Lukanowice, Maszkienice, Mokrzyska, 
Niwka, Berta, Prayboröw, Radlöw, Radkowska wola, 
Rudka, Sterkowiec, Sufezyn, Szezepanöw, Wieekowice, 
Wielka wies, Wojniez, Wokowice, Zafrzöw, Bamoscie; 


2. im politiſchen Bezirke Gorlice: 
Banica, Blechnarka, Czarne, Diugie, Gladyszöw, 
Hanczowa, Jasionka, Konieczna, Krzywa, Kwiatöw, 
Lipna, Lug, Nieznajowa, Radoeina, Regetöw nizny, 
Regetow wyzny, Ropki, Skwirtne, Smerekowiec, 
Uscie ruskie, Wirchne, Wokowiee, Wysowa, Zynia; 


3. im politiſchen Bezirke Gryb ow: 
Banica, Berdechöow bugajski, Bereſt, Biala nizna, 
Biala wyzna, Bieliczua, Binczarowa, Bogusza, 
Brunary nizne, Brunary wyzne, Chodorowa, Cieniawa, 
Czarna, Czertyzne, Czyrna, Florynka, Grödek grybowski, 
Grybow, Jezow, Isby, Jaszkowa, Kaclowa, Kamianna, 
Kamionka wielka, Koniuszowa, Korzenna, Krölowa 
polska, Krölowa ruska, Kruzlowa nizna, Kruzlowa 
wyzna, Mogilno, Mszalnica, Myſtköw, Piorunka, 
Polany, Polna, Posadowa, Plaszkowa, Siolkowa, 
Snietnica, Stara wies, Stawisza, Ströze nizne, 
Ströze wyzne, Wawrzka, Wilczyska, Wojnarowa, 
Wyskitne, Zofinöw; 2 2015 


- 


4. im politiſchen Bezirke Tarn ö w: 


Bobrowniki male, Mikolajowice, Oſtröw, Rudka, Siedler, 
Wierzchoslawice. 

Die genannten Gebiete werden als mit Maul- und 
Klauenſeuche verſeucht und für das Ein- und Weg- 
bringen von Klauenthieren (Rindvieh, Schafe, Ziege 
und Schweine) jeden Alters im lebenden Zuſtande 
geſperrt erklärt. 


In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 

a) die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
für Klauenthiere (Rinder, Schafe, Ziege, Schweine); 

b) das Ein⸗ und Ausladen von dieſen Thieren 
auf den in dem geſperrten Gebiete liegenden Eifen- 
bahnſtationen: Bogumikowice und Gryböw; 

Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das ge— 
ſperrte Gebiet iſt nur mittelſt Eiſenbahnen ohne Um- 
ladung ſtatthaft. 

Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem ge— 
ſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht 
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durch die betreffende Bezirkshauptmannſchaft wegen 
Ausbruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften ſpe— 
cielle einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in Brzesko, Gorlice, 
Gryböw und Tarnöw find ermächtigt, in berückſichti— 
gungswürdigen Fällen die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren zu Approviſionierungszwecken in größere 
Conſumorte des geſperrten Gebietes zur ſofortigen 


Schlachtung gegen Einhaltung der hinſichtlich des 


Viehverkehres zu beobachtenden allgemeinen Vorſchriften 
und unter gleichzeitiger Anordnung entſprechender 
Vorſichtsmaßregeln zu geſtatten. 

Uebertretungen dieſer Verordnung, welche am 
nächſten Tage nach der Berlautbarung in der amtlichen 
„Gazeta lwowska“ in Wirkſamkeit tritt, werden nach 
§ 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882 (R. G. Bl. 
Nr. 51) geahndet werden. 

Dies wird mit Beziehung auf die hierortige 
Kundmachung vom 12. Auguſt 1902, Z. 94981, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei 
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Beiblatt zu dem Nerordnungsblatte 


des 


il. G. Mi niſte riums des Innern. 


| Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 29. Wien, 30. Heptember 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
25. September 1902, Z. 40208, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus Ungarn und Kroatien-Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 27. Sep- 
tember 1902, Z. 40580, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Schweinen 
aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſte— 
riums des Innern vom 16. September 1902, Z. 39063, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern nach Kroatien-Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 24. September 1902, Z. 40209, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern nach Kroatien-Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 13. Sep- 
tember 1902, Z. 45016, betreffend die Aufhebung der Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus Steiermark 
nach Mähren. — Kundmachungen der Statthalterei in Lemberg, betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Maul⸗ und Klauenſeuche. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 16. September 1902, Z. 95160, 
betreffend den Viehverkehr vom Central-Viehmarkte in St. Marx in Wien. — Kundmachung der Statthalterei 
in Wien vom 16. September 1902, Z. 75637, betreffend die Zufuhr von Schlachtſchweinen aus geſperrten 
Gebieten Steiermarks nach dem Sanitätsſchlachthauſe in Wiener-Neuſtadt. — Kundmachung der Statthalterei 

. in Wien vom 22. September 1902, Z. 96618, betreffend die Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach Nieder— 
öſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 23. September 1902, Z. 96613, betreffend die 
Einfuhr von Klauenthieren aus Galizien nach Niederöſterreich. — Kundmachung der Statthalterei in Linz vom 
21. September 1902, Z. 21024, betreffend die Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von Lauferſchweinen aus 
mehreren Bezirken Steiermarks nach Oberöſterreich und die Aufrechterhaltung dieſes Verbotes gegenüber dem 
Herzogthume Krain. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 22. September 1902, 3. 199651, mit 
welcher die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus Steiermark nach Böhmen abgeändert werden. — 
Erläſſe: Erlass des Miniſteriums des Innern vom 22. September 1902, 3. 39671, betreffend die Geſtattung 
der Einfuhr von Schlachtvieh (Rindern) nach dem Schlachthofe in Würzburg in Bayern. — Verſchiedene 
Mittheilungen: Verlängerung der Schlachtfriſt für öſterreichiſch-ungariſches Vieh in Bayern. — Vorſchläge 
betreffs ſanitäts⸗ und veterinär⸗polizeilicher Überwachung der Rindviehbeſtände in den ſtädtiſchen Milch— 
meiereien. — Gebürenordnung für die Unterſuchung des in das Deutſche Reich eingehenden Fleiſches. — 
Stärkere Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland. — Thierverluſte bei überſeeiſchen Transporten. — Perſonal— 
nachrichten. — Concursausſchreibungen. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrank— 
heiten im Monate September 1902. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 25. September 1902, 
3. 40208, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn und Kroatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſte⸗ 
rium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Stuhlgerichtsbezirken Vinga (Comitat Temes), Csene, 
Perjämos (Comitat Torontal) in Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Ferner iſt wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche im Grenz⸗Stuhlgerichtsbezirke Felſö⸗ 
Tärcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben 
(Comitat Säros), die Einfuhr von Klauenthieren 
(Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen), dann wegen 
des Beſtandes der Schweinepeſt im Grenz-Stuhl⸗ 
gerichtsbezirke Szent⸗Gotthaͤrd (Comitat Vas), ſowie 
im Grenzbezirke Jaska (Comitat Zagreb) und des 
Stäbchenrothlaufes im Grenz-Stuhlgerichtsbezirke 
Szakolcza, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Nyitra) die Einfuhr von Schweinen 
aus den bezeichneten Verwaltungsbezirken auf Grund 
der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften Neu⸗ 
Sandec, Feldbach, Rudolfswerth, Miſtelbach und 
Göding getroffenen Verfügungen nach dem diesſeitigen 
Gebiete verboten. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Szenicz 
(Comitat Nyitra), Késmärk, einschließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Kesmärk, Leibicz, Szepes⸗Bela (Comitat 
Szepes) in Ungarn und aus den Bezirken Krizevei, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comi⸗ 
tat Bjelovar⸗Krizevci), Brod, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Pozega), Zupanja 
(Comitat Syrmien), Klanjec, Pregrada (Comitat 
Varazdin), Zagreb (Comitat Zagreb) in Kroatien⸗ 
Slavonien gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein- 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach dem Erlöſchen 
der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus den durch Stäbchenrothlauf verſeucht geweſenen 
Gemeinden Durant (Stuhlgerichtsbezirk Késmärk), 


Szenicz (Stuhlgerichtsbezirk Szenicz), ſowie deren 
Nachbargemeinden wird durch die Aufhebung der 
gegen die genannten Bezirke beſtandenen Verbote 
nicht berührt. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund⸗ 
machung vom 17. September 1902, Z. 38934, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. f 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 


Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. geptember 1902, 
3. 40580, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl⸗ 
gerichtsbezirken Gacs (Comitat Nögräd), Fehertemplom, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comi⸗ 
tat Temes), Nagy-Szalatna (Comitat Zölyom) nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 

Hingegegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Nagy⸗ 
märton, Sopron (Comitat Sopron), Beszterezebanya 
einschließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comi⸗ 
tat Zölyom), gerichtete Verbot aufgehoben. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 17. und 25. September 1902, 
38. 38934 und 40208 zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 16. September 1902, 
3. 39063, f 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit der Kundmachung vom 8. September 1902, 
Z. 68935, hat die königliche Landesregierung in 


Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 
7. Auguſt 1902, 3. 61766, jene Gemeinden befannt- 
gegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nach— 
bargemeinden, wegen des Beſtandes von Thierſeuchen 
die Einfuhr der nachſtehend beſonders angeführten 
Thiergattungen auf Grund des beſtehenden Veterinär⸗ 
übereinkommens verboten iſt. 


In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 
nndal matten: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein- 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Poſtire, 
St. Pietro, Cliſſa des Bezirkes Spalato; Obbro— 
vazzo des Bezirkes Benkovac. 


B. Im Küſtenland: 


wegen Beſtandes der Schweinepeft die Einfuhr 
von Schweinen aus den Gemeinden Capodiſtrija, 
Delani, Dolina Iſola, Mareſego, Muggia, Pirano 
des Bezirkes Capodiſtrija; Portole des Bezirkes Pa- 
renzo. 


rain: 

wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Großlupp, Schleinitz, Ratſchna, Pianzbichl des 
Bezirkes Laibach; 

wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 


Gurkfeld des Bezirkes Gurkfeld; Treffen des 
Bezirkes Treffen. 


D 
. 


b 


— 


n Sleter mark: 


wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Stadt Graz des Bezirkes Stadt Graz; Alten- 
markt II, Mühldorf des Bezirkes Feldbach; 
Löffelbach des Bezirkes Hartberg; St. Georgen 
des Bezirkes Judenburg; Gradenberg, Köflach, 
Lobming, Lobminsberg, Piſchling bei Köflach, 
des Bezirkes Voitsberg; St. Egidi des Be⸗ 
zirkes Windiſchgraz; 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Stadt Graz des Bezirkes Stadt Graz; Kind- 
berg⸗Land des Bezirkes Bruck a. M., Groß⸗ 
St. Florian, Grünau des Bezirkes Deutſch— 
Landsberg; Stainach des Bezirkes Gröbming; 
Judenburg des Bezirkes Judenburg; Leoben, 
Vordernberg des Bezirkes Leoben. 


a 


— 


b 


— 


E. In Kärnten: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt aus 
den Gemeinden Annabichl, Ebenthal des Be— 
zirkes Klagenfurt (Umgebung), Althofen, Gutta- 
ring, Pulſt, Sörg des Bezirkes St. Veit; 


a 


— 
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Eberndorf, Feiſtritz, Globasnitz, Haimburg, 
Moos, Ruden des Bezirkes Völkermarkt; 
Granitzthal des Bezirkes Wolfsberg und aus 
der Stadt Klagenfurt; 

b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Oſſiach des Bezirkes Klagenfurt (Umgebung), 
Emmersdorf des Bezirkes Villach. 


F. In Tirol und Vorarlberg: 


a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Breſimo, Eis, Oſſana, Termenago des Be— 
zirkes Cles, Siror, Tramaqua des Bezirkes 
Primiero; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Niederraſen, Olang, Taiſten des Bezirkes 
Bruneck. i 

Statthalterei 


Gleichzeitig wird die k. k. Tandesregſerung in die 
Kenntnis geſetzt, dafs wegen des Beſtandes des 
Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen aus 
den politiſchen Bezirken Rudolfswerth (Krain), ſowie 
Volosca (Küſtenland) und wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
politiſchen Bezirken Pettau (Steiermark), Rudolfs⸗ 
werth (Krain), ſowie Volosca (Küſtenland) nach 
Kroatien-Slavonien verboten iſt. 


Die k. k. Linde reer wird unter Beziehung 
auf die h. o. Kundmachungen vom 18. und 
27. Auguſt, ſowie 11. September 1902, 33. 34960, 
36057 und 38310, eingeladen, mit der Verlautbarung 


dieſer Verfügung ſofort vorzugehen. 


Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 24. Heptember 1902, 
3. 40209, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 


Mit Beziehung auf die h. o. Kundmachung 
vom 16. September 1902, Z. 39063, wird die 


k. Ben behufs der weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntnis geſetzt, daſs laut Telegrammes der 
königlichen Landesregierung in Agram, vom 20. Sep— 
tember 1902, 3. 72491, daſs das gegen die Einfuhr 
von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Volosca 
(Küſtenland) nach Kroatien-Slavonien gerichtete Ver— 
bot aufgehoben worden iſt. 
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Kundmachung der Ztatthalterei in 
Brünn vom 13. September 1902, 
3. 45016, 


betreffend 


die Aufhebung der Beſchränkungen im Verkehre mit 
Schweinen aus Steiermark nach Mähren. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand 
der Schweinepeſt in Steiermark findet die k. k. mäh⸗ 
riſche Statthalterei das mit der Kundmachung vom 
16. April 1902, 3. 16978, verfügte Verbot der Ein- 
fuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Pettau, Luttenberg und Marburg in Steiermark nach 
Mähren hiemit außer Kraft zu ſetzen. 


Kundmachungen der Ztatthalterei in 
Lemberg, 


betreffend 


zur Bekämpfung der Maul⸗ und 


Maßnahmen 
Klauenſeuche. 


Kundmachung nom 16. September 1902, 
11169. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche im Lande findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hieramtlichen Kund— 
machung vom 4. September 1902, 3. 106183, den 
nachſtehenden verſeuchten Landſtrich feſtzuſetzen, welcher 
folgende Gemeinden und Gutsgebiete ſammt den be— 
züglichen Ortſchaften umfaſst, und zwar: 

1. im politiſchen Bezirke Brzesko: 

Biadoliny radlowskie, Biadoliny szlacheckie, 
Bielesa, Bogumikowice, Borzeein, Debinsfa wola, 
Leki, Letowice, Lopon, Lukanowice, Maszkienice, 
Mokrzys ka, Perla, Przyboröw, Sterkowiec, Szezepa— 
now, Wieckowice, Mojniez, Wokowice, Zakrzöw, 
a 

im politifhen Bezirke Gorlice: 
1 Hanczowa, Konieczna, Kwiaton, 
Regetbéw nizny, Regetöw wyzny, Ropki, 


Lug, 
Smerekowiec, Uscie ruskie, Wyſowa, 


Skwirtne, 
Zdynia. 

3. im politiſchen Bezirke Tarnöw: 

Mikolajowice, Oſtröw, Sieciechowice ad Zbyl- 
lowska göra, Wierzchoslamice. 

Die genannten Gebiete werden für das Ein- und 
Wegbringen von Klauenthieren (Rindvieh, Schafe, 
Ziegen und Schweine) jeden Alters in lebendem Zu— 
ſtande geſperrt erklärt. 
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In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 

a) die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
für Klauenthiere (Rinder, Schafe, Ziegen, 
Schweine); 

b) das Ein- und Ausladen von dieſen Thieren 
auf der in dem geſperrten Gebiete liegenden 
Eiſenbahnſtation Bogumilowice. 

Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das 
geſperrte Gebiet iſt nur mittels Eiſenbahnen ohne 
Umladung ſtatthaft. 

Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem 
geſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht 
durch die betreffende Bezirkshauptmannſchaft wegen 
Ausbruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften 
ſpecielle einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in Brzesko, 
Gorlice und Tarnöw ſind ermächtigt, in berück⸗ 
ſichtigungswürdigen Fällen die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren zu Approviſionirungszwecken in größere 
Conſumorte des geſperrten Gebietes zur ſofortigen 
Schlachtung gegen Einhaltung der hinſichtlich des 
Viehverkehres zu beobachtenden allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften und unter gleichzeitiger Anordnung ent⸗ 
ſprechender Vorſichtsmaßregeln zu geſtatten. 

Übertretungen dieſer Verfügung, welche am 
nächſten Tage nach der Verlautbarung in der 
amtlichen „Gazeta LEwowska“ in Wirkſamkeit tritt, 
werden nach §. 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 

Dies wird mit Beziehung auf die hierortigen 
Kundmachungen vom 12. Auguſt und 4. Septem⸗ 
ber 1902, Z. 94981 und 106183 (Gazeta 
Lwowska vom 15. Auguſt und 6. September 1902 
Nr. 187 und 205) zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Kundmachung vom 19. September 1902, 
2. 111336. 


Wegen Ausbruches der Maul- und Klauenſeuche 
in der Gemeinde Debno des politiſchen Bezirkes 
Brzesko, findet die k. k. Statthalterei im Nachhange 
zu der hierortlichen Kundmachung vom 16. Septem⸗ 
ber 1902, 8. 111169 in das geſperrte Gebiet noch 
nachſtehende Gemeinden und Gutsgebiete ſammt den 
bezüglichen Ortſchaften einzureihen: 

1. im politiſchen Bezirke Brzesko: 

Debno, Doly, Grabno, Jadowniki, Jaſtew, 
Jaworsko, Loniowa, Lyſa göra, Milöwka, Nie⸗ 
dzwiedſa, Niwka, Porabka uszewska, Radlöw, Radlowska 
wola, Rudka, Sufezyn, Wielka wies: 


2. im politiſchen Bezirke Tarnöw: 

Bobrowniki male, Komoröw, Rudka, Siedler. 

In dieſen Gemeinden und Gutsgebieten haben 
die in der citirten hierortigen Kundmachung enthal— 
tenen Beſtimmungen Anwendung. 


Übertretungen dieſer Verordnung, welche am 
nächſten Tage nach der Verlautbarung in der amt- 
lichen „Gazeta Lwowska“ in Wirkſamkeit tritt, 
werden nach §. 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882 
(R. G. Bl. Nr. 51) geahndet werden. 


Dies wird mit Beziehung auf die hierortigen 
Kundmachungen vom 12. Auguſt und 16. Septem- 
ber 1902, 3.94981 und 111.169 (Gazeta EwOWSͤʒEa 
vom 15. Auguſt und 18. September 1902, Nr. 187 
und 214) zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 16. September 1902, 3. 95160, 


betreffend 


den Viehverkehr vom Ceutral⸗Viehmarkte in 
St. Marx in Wien. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Maul und Klauenſeuche in Wien findet die Statt— 
halterei unter Behebung ihrer Kundmachung vom 
26. Auguſt 1902, Z. 88319, hinſichtlich des Vieh⸗ 
verkehres vom Centralviehmarkte in St. Marx in 
Wien Folgendes anzuordnen: 


1. Die am Centralviehmarkte in St. Marx an 
einem Marktage angekauften Rinder müſſen längſtens 
innerhalb 48 Stunden nach Beendigung 
des Marktes vom Centralviehmarkte entfernt werden 
und ſind in den außerhalb Wiens gelegenen Be— 
ſtimmungsorten eheſtens, längſtens aber inner 
halb dreier Tage, nach ihrem Ein⸗ 
langen dortſelbſt zu ſchlachten. 


2. Am Montage unverkauft gebliebene Rinder 
ſind in ſeparirten Stallungen aufzuſtellen, unter be⸗ 
ſonderer, amtsthierärztlicher Controle zu halten, von 
einem eigenen von amtswegen zu beſtimmenden 
Warteperſonale zu betrauen und dürfen bei unbe— 
denklichem Geſundheitszuſtande nur auf dem nächſt— 
folgenden Donnerstagmarkte, und zwar auf ſepa— 
rirten Standplätzen, zum Abverkaufe zuge⸗ 
laſſen werden. 


3. Alle auf dem Donnerstagmarkte unverkauft 
gebliebenen Rinder ſind nach Schluſs des Marktes 
ſofort auf den Contumazmarkt zu bringen und 
dort längſtens am nächſtfolgenden Samstag zu ver⸗ 
markten. 


Am Contumazmarkte verkaufte und unver— 
kaufte Thiere ſind noch am ſelben Tage von dort 
zu entfernen. 


Die verkauften Thiere müſſen entweder in die 
Schlachthäuſer in Hernals, Gumpendorf oder Meid— 
ling mittels Wagen abgeführt oder in das Schlacht— 
haus in St. Marx abgetrieben werden, während die 
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unverkauften Thiere behufs deren eheſten Schlachtung 
in das Schlachthaus in St. Marx abzugeben ſind. 


Übertretungen dieſer Anordnungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl Nr. 51, 
beſtraft. 


Dies wird mit Beziehung auf die h. o. Kund— 
machungen vom 9. September 1902, 33. 91193 
und 91662, und vom 12. September l. J., Z. 92493, 
ſowie auf die Kundmachung der k. k. Statthalterei 
in Brünn vom 2. September 1902, Z. 42951, be— 
treffend den Viehverkehr vom Central-Viehmarkte in 
St. Marx nach Böhmen, Oberöſterreich, Salzburg 
und Mähren zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 16. Jeptember 1902, 3. 75637, 


betreffend 


die Zufuhr von Schlachtſchweinen aus geſperrten 
Gebieten Steiermarks nach dem Sanitäts⸗Schlacht⸗ 
hauſe in Wiener⸗Neuſtadt. 


Die k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei findet 
betreffs der Zufuhr von Schlachtſchweinen aus ge— 
ſperrten Gebieten Steiermarks nach dem Sanitäts- 
ſchlachthauſe in Wiener-Neuſtadt Nachſtehendes anzu— 
ordnen: 


„Die Einfuhr von Schlachtſchweinen ohne Unter— 
ſchied des lebenden Gewichtes aus ſeuchenfreien Ge— 
meinden der wegen des Beſtandes der Schweinepeſt 
oder des Rothlaufes geſperrten Gebiete Steiermarks 
wird hiemit im directen Eiſenbahnverkehre nach dem 
Sanitätsſchlachthauſe in Wiener-Neuſtadt gegen Ein- 
haltung der diesfalls beſtehenden allgemeinen Vor— 
ſchriften unter der Bedingung geſtattet, daſs dieſe 
Schweine nur auf der Ausladerampe des Sanitäts- 
ſchlachthauſes in Wiener-Neuſtadt ausgeladen werden 
dürfen, wo dieſelben einer genauen amtsthierärzt⸗ 
lichen Unterſuchung zu unterziehen ſind. 

Bei conſtatirtem unbedenklichen Geſundheits— 
zuſtande ſind die Thiere in die im Sanitätsſchlacht— 
hofe befindlichen Stallungen einzuſtellen und im 
Sanitätsſchlachthauſe längſtens binnen 96 Stunden 
der Schlachtung zuzuführen. 


Wird unter den einlangenden Thieren ein Fall 
der erwähnten anſteckenden Thierkrankheiten feſtge— 
ſtellt, ſo ſind die Thiere von der Ausladerampe 
direct an das Sanitätsſchlachthaus zu bringen und 
dort ſofort zu ſchlachten. 


Dies wird mit Beziehung auf die h. ä. Kund— 
machung vom 25. November 1898, 3. 103668, 
hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht.“ 
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Kundmachung der gtatthalterei in Wien 


vom 22. September 1902, 3. 96618, 


betreffend 


die Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach 
Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark wird hiemit die h. o. 
Kundmachung vom 16. Juli 1902, Z. 73687, be⸗ 
treffend die Einfuhr von Schweinen aus Steiermark 
nach Niederöſterreich außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Hinſichtlich der veterinär-polizeilichen Behand- 
lung der aus Steiermark eingeführten Schweine 
haben außer den in Betreff des Viehverkehres beſte— 
henden allgemeinen Vorſchriften die Beſtimmungen 
der h. a Kundmachungen vom 3. und 10. April 1902, 
33. 32107 und 36741, Anwendung zu finden. 

Übertretungen obiger Anordnungen werden 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, beſtraft. 

Außerdem unterliegen die vorſchriftswidrig ein- 
gebrachten Viehtransporte der Amtshandlung nach 
den Beſtimmungen des Thierſeuchengeſetzes vom 
Jahre 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der dazugehörigen 
Durchführungsverordnung, R. G. Bl. Nr. 36. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 23. geptember 1902, 3. 96613, 


betreffend 


die Einfuhr von Klauenthieren aus Galizien nach 
Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche in Galizien und die von 
der k. k. Statthalterei in Lemberg getroffenen Ver— 
fügungen zur Verhütung der Verſchleppung dieſer 
Seuche findet die Statthalterei, ihre Kundmachung 
vom 2. Auguſt 1902, Z. 80346, außer Kraft zu 
ſetzen, jedoch rückſichtlich der Einfuhr von Schweinen 
aus Galizien nach Niederöſterreich folgendes anzu— 
ordnen: 


I. Aus Galizien dürfen nur zur Schlachtung 
beſtimmte Schweine zur Einfuhr gebracht werden, 
und zwar: 

a) nach dem Borſtenviehmarkte in St. Marx in 
Wien; 

b) nach dem öffentlichen Schlachthofe in Wiener- 
Neuſtadt; 

c) nach den Orten: Amſtetten, Baden, Bruck an 
der Leitha, Floridsdorf, Gmünd, Horn, Korneu— 
burg, Krems, Lilienfeld, Melk, Miſtelbach, 
Mödling, Neunkirchen, Oberhollabrunn, Pögg— 
ſtall, St. Pölten, Scheibbs, Tulln, Unter- 


Gänſerndorf, Waidhofen an der Thaya, Waid⸗ 

hofen an der Ybbs und Zwettl. 

II. Hinſichtlich der Zufuhr und veterinär- 
polizeilichen Behandlung der aus Galizien auf den 
Borſtenviehmarkt in St. Marx in Wien gebrachten 
und von dort abgegebenen Schlachtſchweine, ſowie 
rückſichtlich des Verbotes der Ausfuhr lebender 
Schweine aus dem Stadtgebiete Wien ſind die dies⸗ 
falls beſtehenden allgemeinen und beſonderen Vor⸗ 
ſchriften maßgebend. 

Rückſichtlich der Zufuhr und veterinär-poligei- 
lichen Behandlung der nach dem Schlachthofe in 
Wiener⸗Neuſtadt gebrachten Schweine haben gleich- 
falls die allgemeinen Beſtimmungen über den Vieh⸗ 
verkehr und die beſonderen Vorſchriften für den 
Schlachthof in Wiener-Neuſtadt Anwendung zu 
finden, jedoch müſſen die Schweine dieſer Provenienz 
dort ſpäteſtens fünf Tage nach der Ausladung ge⸗ 
ſchlachtet werden. 

In Betreff der aus Galizien nach den sub J, 
lit. © benannten Orten gebrachten Schlachtſchweine 
müſſen nebſt den allgemeinen Maßregeln über den 
Viehverkehr nachſtehende Vorſchriften beobachtet 
werden: 1 

1. Die Zufuhr der Schweine hat ausnahmslos 
mittelſt Eiſenbahn bis zu den den genannten Orten 
nächſtgelegenen Stationen zu erfolgen; 

2. von der Bahnſtation dürfen die Schweine 
nur auf mit Pferden beſpannten Wagen nach den in 
Rede ſtehenden Orten geführt werden und 

3. die Schlachtung der Schweine hat dort 
längſtens binnen drei Tagen nach ihrer Ausladung 
ſtattzufinden. 

III. Die Überwachung dieſer Vorſchrift und die 
Anordnung der zur Verhütung einer Seuchenver⸗ 
ſchleppung etwa erforderlichen Maßnahmen obliegt 
dem Amtsthierarzte (landesfürſtlichen Bezirksthier⸗ 
arzte oder magiſtratiſchen Thierarzte) von amtswegen, 

Wenn die Beſchau an der Station nicht vom 
Amtsthierarzte vorgenommen wird, hat das betreffende 
Beſchauorgan den Amtsthierarzt unverzüglich von dem 
Einlangen der Thiere zu benachrichtigen. N 

Schweinetransporte, unter welchen auf dem 
Borſtenviehmarkte in St. Marx in Wien (Punkt J, 
lit. a), im Schlachthauſe zu Wiener-Neuſtadt (Punkt T, 
lit. b), in der Ausladeſtation oder am Beſtimmungs⸗ 
orte (Punkt I, lit. e und Punkt II) ein oder mehrere 
peſtkranke oder peſtverdächtige Thiere vorgefunden 
werden, ſind ſofort der Tödtung auf Gefahr und 
Koſten der Partei zu unterziehen, ohne daſs die Be⸗ 
ſtimmungen der kaiſerlichen Verordnung vom 2. Mai 
1899, beziehungsweiſe vom 15. September 1900, 
R. G. Bl. Nr. 81, beziehungsweiſe 154, auf ſolche 
Thiere Anwendung zu finden hätten. 

IV. Durch dieſe Maßnahmen wird der Eiſenbahn⸗ 
Tranſitverkehr von Schweinen aus Galizien durch 
Niederöſterreich nicht berührt. 


Übertretungen obiger Anordnungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. Außerdem finden hinſichtlich der vorſchrifts— 
widrig eingebrachten Transporte die Beſtimmungen 
des Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, und der dazugehörigen Durchführungsverord— 
nung, R. G. Bl. Nr. 36, Anwendung. 


Kundmachung der Statthalterei in Linz 
vom 21. Beptember 1902, 3. 21024, 


betreffend 


die Auſhebung des Verbotes der Einfuhr von 

Lauferſchweinen aus mehreren Bezirken Steier⸗ 

marks nach Oberöſterreich und die Aufrechterhal⸗ 

tung dieſes Verbotes . dem Herzogthume 
rain. 


Im Hinblicke auf die günſtigen Verhältniſſe 
im Seuchenſtande, insbeſondere bezüglich der Schweine— 
peſt im Herzogthume Steiermark, findet die k. k. Statt⸗ 
halterei die mit der h. a. Kundmachung vom 
26. Juni l. J., Z. 14097/ X, gegenüber den poli— 
tiſchen Bezirken Bruck a. d. M., Cilli, Graz (Umge- 
bung), Judenburg, Leoben, Rann und Pettau, be- 
treffend den Verkehr mit Lauferſchweinen nach Ober— 
öſterreich erlaſſenen Verkehrsbeſchränkungen vom 
1. October l. J. an außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

Das mit dieſer Kundmachung gegenüber dem 
Herzogthume Krain erlaſſene Verbot der Einfuhr für 
Lauferſchweine nach Oberöſterreich bleibt bis auf 
weiteres aufrecht. 


Erlä 
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Dieſe Verfügungen treten an Stelle der 
h. a. Kundmachung vom 26. Juni l. J. mit 
1. October l. J. in Wirkſamkeit und werden Über- 
tretungen derſelben nach den Beſtimmungen des Ge— 
ſetzes vom 24. Mai 1882, (R. G. Bl. Nr. 51), ge⸗ 
ahndet. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Prag 
vom 22. September 1902, 3. 199651, 


mit welcher 


die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen 
aus Steiermark nach Böhmen abgeändert werden. 


Im Hinblicke auf den derzeitigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark findet die Statthalterei 
unter Aufhebung ihrer Kundmachung vom 1. October 
1901, 3. 188925, Nachſtehendes zu beſtimmen: 

Die Einfuhr von Schweinen zu Zuchts, 
Nutzungs- und Handelszwecken aus den politiſchen 
Bezirken Judenburg, Leoben, dann dem 
Gerichtsbezirke Rohitſch des politiſchen Bezirkes 
Pettau und aus der Stadt Graz nach Böhmen 
wird bis auf weiteres unterſagt. 

Die zu Schlachtungszwecken eingebrachten 
Schweine find von der Bahnſtation des Beſtimmungs— 
ortes mittels Wagen abzuführen und längſtens binnen 
ſechs Tagen abzuſchlachten. 

Übertretungen dieſer Anordnungen werden 55 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 
geahndet werden. 


täffe, 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern das königlich bayriſche Miniſterium des Innern die 


vom 22, heptember 1902, 3. 39671, 


betreffend 
die Geſtattung der Einfuhr von Scladjtvieh 


(Rindern) RM dem Schlachthofe in Würzburg in ziehung auf den h. 


Bayern. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 
Laut Note des k. und k. Miniſteriums des 
Außern vom 18. September 1902, 3. 61258, hat 


Einfuhr von Schlachtvieh aus Oſterreich-Ungarn in 
den Schlachthof von Würzburg genehmigt. 

Hievon wird die k. k. Lande reger mit Be⸗ 
Erlaſs vom 24. Juli 1902, 
3. 31209, zur jo 107 weiteren Veranlaſſung in 
Kenntnis geſetzt. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Verlängerung der Schlachtfriſt Z. 61257, hat das königlich bayriſche Miniſterium 


für öſterreichiſch-ungariſches 


Vieh des 


Innern die Schlachtfriſt für Vieh öſterreichiſch— 


in Bayern.) Laut Note des k. und k. Miniſte- | ungarischer Provenienz von drei auf fünf Tage ver- 


riums des Außern vom 17. September 


1902, längert. 


Hievon ſind alle politiſchen Landesſtellen 
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durch Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 
22. September 1902, Z. 39668, in die Kenntnis geſetzt 
worden. 


(Vorſchläge betreffs ſanitäts⸗ 
und veterinär⸗ polizeilicher Über- 
wachung der Rindviehbeſtände in den 
ſtädtiſchen Milchmeiereien.) Gelegentlich 
der letzten, im Juni dieſes Jahres ſtattgehabten 
Tagung der landwirtſchaftlichen Abtheilung des 
Landwirtſchaftsrathes befaſste ſich dieſe 
mit einem Referate, betreffend die ſanitären Ge⸗ 
fahren und ſchädlichen Wirkungen der in den Weich— 
bildern der Großſtädte befindlichen Milchmeiereien. 
Der Referent, Herr Wieninger, wies auf das 
Bedenkliche des Umſtandes hin, dass bei vielen Milch⸗ 
meiereien der größeren Städte das Vieh in dumpfen 
Kellerſtallungen eingeſtellt iſt, dasſelbe überdies meiſt 
nur mit Schlämpe oder Trebern aus den Brauereien 
oder ſonſtigen Abfallfuttermitteln aus induſtriellen 
Unternehmungen genährt und bei ſchlechten Streuver⸗ 
hältniſſen gehalten wird, fo daſs die von dieſen 
Kühen gewonnene Milch kaum als ein entſprechendes 
Volksnahrungsmitteln anzuſehen ſei. Einer dem 
Referate angeſchloſſenen tabellariſchen Zuſammen⸗ 
ſtellung iſt zu entnehmen, daſs in den zwölf Städten 
Oſterreichs, welche über 50.000 Einwohner aufweiſen 
(zuſammen 2.860.093 Einwohner), der jährliche 
Milchconſum mit rund 313 Millionen Liter angegeben 
erſcheint. Der Viehſtand in dieſen Städten iſt mit 
20.950 Kühen und 253 Kalbinnen über ein Jahr 
tragend verzeichnet; die Milchlieferung dieſes Vieh- 
ſtandes mit rund 63 Millionen Liter berechnet. Der 
Antheil an der Jahresmilchverſorgung der in Be— 
tracht gezogenen Städte würde demnach 20˙1 
Procent betragen. Nach der vorwiegenden Anſchauung 
der Fachkreiſe wird durchſchnittlich circa der vierte 
Theil der in den Großſtädten conſumirten Milch aus 
den Milchmeiereien geliefert. Aus allen Erhebungen 
gehe, wie im Referat des Weiteren ausgeführt wird, 
hervor, daſs die Anordnungen, welche bezüglich der 
ſanitäts- und veterinär-polizeilichen Überwachung der 
Rindviehbeſtände in den Milchmeiereien der Stadt 
Wien beſtehen, am meiſten den Anforderungen ent- 
ſprechen und wird demgemäß die Durchführung ähn⸗ 
licher Vorſchriften für die anderen größeren öſter— 
reichiſchen Städte empfohlen. In präciſer Form 
wurden vom Landwirtſchaftsrathe die nachfolgenden 
Vorſchriften empfohlen und das k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium erſucht, die geeigneten Schritte zur Durch— 
führung derſelben einzuleiten: 

1. Die mit Kuhhaltung verbundenen Milch⸗ 
meiereien ſind nach den Beſtimmungen des III. Haupt⸗ 
ſtückes der Gewerbeordnung als Gewerbe zu behan— 
deln, für welche die Genehmigung der Betriebsanlage 
erforderlich iſt. 

2. Betreffs Einrichtung der Ställe ſind geeignete 
Vorſchriften zu erlaſſen und iſt bei den commiſſionellen 


e 


Amtshandlungen das Gutachten des Amtsarztes und 
führung derſelbeu einzuleiten; 

3. Über den vorhandenen Stand der Nugrinder 
iſt ein genauer Cataſter anzulegen, in welchen alle 
Veränderungen im Rindviehbeſtande eingetragen wer⸗ 
den müſſen. 

4. Zur leichteren Controle ſind alle dieſe Rinder 
mit einer am Horne eingebrannten Nummer zu 
verſehen. 

5. Die controlirenden Organe haben ihre Wahr⸗ 
nehmungen in Reviſionsbögen einzutragen und ſodann 
der politiſchen Behörde I. Inſtanz zu übermitteln. 

6. Die Reviſionen ſind durch ſtaatliche oder 
magiſtratiſche Organe, wenigſtens ein- bis zweimal 
im Monate unverhofft vorzunehmen und haben ſich 
nicht nur auf ſanitäre und veterinäre Übelſtände, 
ſondern auch auf den allgemeinen Wirtſchaftsbetrieb 
zu erſtrecken. 

7. Bei Conſtatirung kliniſcher Anzeichen der 
Tuberculoſe iſt die Ausmerzung der hievon betroffenen 
Milchkühe ſofort zu veranlaſſen; in zweifelhaften 
Fällen ſind die Thiere vorzumerken, einer öfteren 
Unterſuchung zu unterziehen und bei Fortbeſtand 
oder Steigerung des verdächtigten Zuſtandes aus 
dem Gewerbebetriebe auszuſcheiden. 

Die Regierung iſt dringend zu erſuchen, für die 
ausgeſchiedenen und der Keulung zuzuführenden 
Thiere eine Entſchädigung im geſetzlichen Wege zu 
erwirken. Die Einfuhr ſolcher Thiere in andere Zucht⸗ 
beſtände iſt zu verbieten. 

8. Sonſtige Gebrechen oder Übelſtände ſind im 
ſchnellſten Wege abzuſtellen und iſt bei Nichtbefolgung 
der Beſitzer der Meierei zu beſtrafen. 


(Gebüren ordnung für die Unter⸗ 
ſuchung des in das Deutſche Reich ein⸗ 
gehenden Fleiſches.) In Ergänzung der 
im „Beiblatte“ Nr. 27 ex 1902 *) mitgetheilten Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu dem deutſchen 
Fleiſchbeſchaugeſetze, betreffend die Unter⸗ 
ſuchung und geſundheitspolizeiliche Behandlung des 
in das Zollinland eingehenden Fleiſches iſt im 
Nachfolgenden die vom Reichskanzler unter dem 
12. Juli 1902 erlaſſene Gebüren o rdnung 
wiedergegeben: 


8. 1. 

Für die auf Grund des Geſetzes, betreffend die 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, 
R. G. Bl. Seite 547, ſtattfindende Unterſuchung 
des in das Zollinland eingehenden Fleiſches ſind 
von dem Beſitzer des Fleiſches Gebüren nach Map- 
gabe der nachſtehenden Beſtimmungen zu entrichten. 
Dieſe Gebüren umfaſſen insbeſondere auch die Ver— 


4) Seite 354. 


gütungen für die Entnahme und Verſendung von 

Proben, für Benachrichtigungen, Eintragungen in 

die Beſchaubücher, Ausſtellung von Befundſcheinen, 

Kennzeichnung des Fleiſches und etwa nothwendige 
Reiſen der Sachverſtändigen. 


8. 2. 


Die Gebüren betragen, abgeſehen von den in 
den 88. 4 bis 6 für beſondere Unterſuchungen feſt— 
geſetzten Gebüren: 8 


A. Bei friſchem Fleiſch: 
1. für ein Stück Rindvieh (ausſchließ⸗ 
lich der Kälber) oder ein Renthier 2750 M. 
2. für ein Kalb AT 
3. für ein Schwein oder Wildjhwein . 075 „ 
8 für ein Schaf oder eine Ziege . . 060 „ 
5. für ein Pferd oder ein anderes Thier 


des cen ge (Cie Sons 
Mauleſel) a 
„Bei 
nommen Fett): 
6. von Därmen für jedes Kilogramm. 
7. von Speck für jedes Kilogramm 


8. von ſonſtigem . Heißt für 
jedes Kilogramm 5 


e Fleiſch 1 


1 
G0 % 


59925 


Jedoch find von Därmen windeſtens 0˙40 M., 
von-ſonſtigem zubereiteten Fleiſch mindeſtens 0˙50 M. 
für jede Sendung zu erheben. 


Bei nicht gleichartigen Sendungen (S. 12, 
Abſatz 3 der Ausführungsbeſtimmungen D), oder 
wenn im Falle der Beanſtandung einer Stichprobe 
die Unterſuchung in Bezug auf den Beanſtandungs— 
grund an der ganzen gleichartigen Sendung aus— 
geführt wird (S. 12, Abſatz 4 ebenda), ſind die 
unter B, Nr. 6 bis feſtgeſetzten Gebüren in 
doppelter Höhe zu entrichten. 


Pfennigbeträge bei der Endſumme ſind auf eine 
durch fünf theilbare Zahl nach oben abzurunden. 


a 


8.3, 


Erfolgt die Herrichtung des Fleiſches für die 
Beſchau (Herausnahme der Eingeweide, Loslöſen der 
Lieſen, Zerlegung der Schweine in Hälften, Auf⸗ 
hängen oder Auflegen der Fleiſchtheile im Unter— 
ſuchungsraume) nicht durch den Empfangsberechtig— 
ten oder eine von ihm zur Verfügung geſtellte Hilfs— 
kraft, ſo wird für dieſe Arbeiten noch ein Zuſchlag 
von 20 Procent zu den nach Maßgabe des S. 2feſt— 
geſetzten Unterſuchungsgebüren erhoben. Pfennig— 
beträge bei der Endſumme ſind auf eine durch fünf 
theilbare Zahl nach oben abzurunden. 
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§. 4. 
Die Gebüren für die Unterſuchung auf Trichinen 
betragen: 
1. für ein ganzes e oder Wild 
ſchwein 1 — M. 
2. für ein las Stück Fleisch, aus⸗ 
genommen Speck (zum Beiſpiel Schinken, 
Stück Pökelfleiſch und dergleichen) 298074 
3. für ein Stück Speck 05385 


Für die Hilfeleiſtung der Trichinenſchauer bei 
der Finnenſchau ſind beſondere Gebüren nicht zu er— 


heben. 


Sun. 
Unbeſchadet der nach Maßgabe des §. 6 zur 


Erhebung gelangenden Gebüren betragen die Ge— 
büren für die chemiſche Unterſuchung von zu— 
bereitetem Fleiſch, ausgenommen Fett, 0˙02 M., für 


die chemiſche Unterſuchung von zubereitetem Fett, ein⸗ 
ſchließlich der Vorprüfung, 0˙01 M. für jedes Kilo— 
gramm einer gleichartigen Sendung (S. 12, Abſatz 3 
der Ausführungsbeſtimmungen D). Jedoch beträgt 
die Mindeſtgebür bei der chemiſchen Unterſuchung von 
Fleiſch 1 M., bei der von Fetten 0˙40 M für jedes 
Packſtück der Sendung. Bei nicht gleichartigen Sen— 
dungen, oder wenn im Falle der Beanſtandung einer 
Stichprobe die Unterſuchung in Bezug auf den 
Beanſtandungsgrund an der ganzen gleichartigen 
Sendung vorgenommen wird (S. 12, Abſatz 4 der 
Ausführungsbeſtimmungen J)), ſind die doppelten 
Gebüren zu entrichten. 


Pfennigbeträge bei der Endſumme ſind auf 
eine durch fünf theilbare Zahl nach oben abzurunden. 


§. 6. 


Für die chemiſche Unterſuchung von zu— 
bereitetem Fleiſch auf das Vorhandenſein von 
Pferdefleiſch (S. 14, Abſatz 3 unter a der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen D) wird, wenn der Verdacht 
durch die Unterſuchung beſtätigt wird, eine Gebür 
von 0˙15 M. für jedes Kilogramm der Sendung er— 
hoben. Für die Unterſuchung von Schinken in Sen⸗ 
dungen unter 10 Stück, von Speck und von 
Därmen, desgleichen von friſchem Fleiſch auf die 
Anweſenheit der im §. 5, Nr. 3 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen D genannten Stoffe (S. 14, Abſatz 3 
unter b), 8. 13, Abſatz 2 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen D) iſt unter der gleichen Bedingung eine 
Gebür von 0˙05 M. für jedes Kilogramm der 
Sendung zu entrichten. 

Die Mindeſtgebür bei der Unterſuchung auf 
das Vorhandenſein von Pferdefleiſch beträgt 15 M., 
diejenige bei der Unterſuchung auf die Anweſenheit 
der verbotenen Stoffe 2˙50 M. für eine Sendung. 


67 


396 
SANS 


Inſoweit die Unterſuchungsgebüren nach dem 
Gewichte der Ware zu berechnen ſind, iſt das Netto— 
gewicht zugrunde zu legen. Behufs Ermittelung dieſes 
Gewichtes iſt, ſoweit nicht eine Nettoverwiegung ein— 
tritt, nach den für die zollamtliche Ermittlung des 
Nettogewichts vorgeſchriebenen Beſtimmungen zu ver- 
fahren. Das Bruttogewicht kann zu dieſem Zwecke 
aus der Declaration entnommen werden, ſofern die 
Angaben als zuverläſſig und ausreichend an— 
zuſehen ſind. 


Inſoweit das zollamtlich ermittelte Gewicht zur 
Zeit der Gebürenberechnung bereits bekannt iſt, kann 
es der letzteren zugrunde gelegt werden. 


8.8. 


Falls die Sendung auf Grund der Be— 
anſtandung einer Stichprobe freiwillig zurückgezogen 


wird (S. 12, Abſatz 6 der Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen D), ſind die im S. 2 unter B, Nr. 6 bis 8 


und die im S. 4 feſtgeſetzten Gebüren nur von dem— 
jenigen Theile der Sendung zu erheben, an welchem 
die betreffenden Unterſuchungen zur Zeit der Zurück— 
ziehung bereits ausgeführt find. Inſoweit nur Stich- 
probenunterſuchungen ſtattgefunden haben, iſt von 
der für die Geſammtſendung nach S. 2 unter B, 
Nr. 6 bis 8 zu berechnenden Gebürenſumme der— 
jenige Theilbetrag zu erheben, welcher dem Ver— 
hältniſſe der Zahl der unterſuchten Stichproben zu 
der Geſammtzahl der entnommenen Stichproben ent— 


ſpricht. 


Im gleichen Falle find die im 8. 5 feſt— 
geſetzten Gebüren nur zur Hälfte zu erheben, wenn 
zur Zeit der Zurückziehung nicht mehr als die 
Hälfte der zum Zwecke der chemiſchen Unterſuchung 
des Fleiſches oder zur Hauptprüfung des Fettes ent— 
nommenen Proben unterſucht iſt. Die einzelnen 
Proben gelten ſchon dann als unterſucht, wenn auch 
nur eine der in der Anweiſung für die chemiſche 
Unterſuchung von Fleiſch und Fetten beſchriebenen 
Prüfungen ausgeführt iſt. Iſt bereits mehr als die 
Hälfte der Proben unterſucht, ſo ſind die vollen 
Gebüren von der ganzen Sendung zu erheben. 


8. . 


Die Bemeſſung und Feſtſetzung der im Falle 
des 3.30, Abſatz 1 der Ausführungsbeſtimmungen D 
dem Beſchwerdeführer zur Laſt fallenden Koſten 
einer unbegründeten Beſchwerde erfolgt nach Maß— 
gabe der hierüber ergehenden Anordnungen der 
Landesregierungen. 


Die 
angemeſſenen, von ihr zu beſtimmenden Vorſchuſſes 
vor Beginn der Unterſuchung verlangen. Wenn in 
den Fällen des §. 6 der Verdacht als unbegründet 
ſich erweist oder die Sendung freiwillig zurückgezogen 
wird (S. 8), find die entſprechenden Beträge zurück⸗ 
zuzahlen. 


Behörde kann die Einzahlung eines 


(Stärkere Viehſeuchenausbreitung in 
Nufsland.) Einem Berichte der k. und k. Conſular⸗ 
agentie in Nowoſielitza iſt zu entnehmen, dass in 
Beſſarabien im Monate Juli dieſes Jahres die Maul⸗ 
und Klauenſeuche einerſeits, die Schweinepeſt und der 
Rothlauf anderſeits bedeutend an Ausbreitung ge— 
wonnen haben und viele Seuchenfälle tödlichen Aus⸗ 
gang aufweiſen. Wenn auch die veterinären Verhält— 
niſſe an unſerer Reichsgrenze nicht ungünſtiger ge⸗ 
worden ſind, ſo weiſen jedoch die nächſt angrenzenden 
Kreiſe Soroki und Bielcy eine ſtarke Zunahme der 
Schweineſeuchen auf. Bedeutende Seuchenausbrei— 
tungen meldet auch das k. u. k. Conſulat in Moskau. 
— Dasſelbe berichtet unter dem 14. Auguſt d. J., 
daſs in den Dörfern um Choroſchowa an der Mos— 
kawa die Klauenſeuche bei Rindern und Schafen auf- 
getreten und in den Gouvernements Charkow, Woro— 
neſch, Jekaterinoslaw, ſowie im Don'ſchen Gebiet der 
Zungenkrebs (?) unter dem Viehbeſtand ausgebrochen 
iſt. Nach Bericht vom 22. Auguſt d. J. iſt — wie 
dortige Zeitungen melden — im Kreiſe Nowograd— 
Volynsk, im Gouvernement Volhynien die ſibiriſche 
Rinderpeſt in ziemlich heftiger Form aufgetreten. 
Endlich berichtet das Conſulat unter dem 29. Auguſt 
d. J., daſs auch im Gouvernement Ufa die ſibiriſche 
Peſt unter dem Viehſtande ausgebrochen iſt. 


(Thierverluſte bei überſeeiſchen Trans- 
porten.) Im engliſchen Veterinärbericht für das Jahr 
1899 werden folgende Daten über Verluſte an 
Schlachtvieh mitgetheilt, welche theils durch Umſtehen 
der Thiere während des Transportes über den atlan⸗ 
tiſchen Ocean, anderntheils durch erhebliche, in den 
Schiffsräumen erlittene Verletzungen, erfolgt ſind. 
Die Verluſtziffern in Procenten ausgedrückt ſtellten 
ſich bei der Einfuhr von Rindvieh aus den Verei⸗ 
nigten Staaten Amerikas 1897 auf 3%, 1898 auf 
2%, 1899 auf 4%, aus Canada 1897 auf 8%, 
1898 auf 2%, 1899 auf 4% ,ͤ aus den La Plata⸗ 
ſtaaten 1897 auf 81%, 1898 auf 56%, 1899 auf 
42% ; bei der Einfuhr von Schafen aus den Ver- 
einigten Staaten 1897 auf 8%, 1898 auf 10%, 
1899 auf 22%, aus Canada 1897 auf 9%, 1898 
auf 22%, 1899 auf 10%, aus den La Plataſtaaten 
1897 auf 36%, 1898 auf 37%, 1899 auf 25%. 
Im allgemeinen iſt ein Rückgang der Verluſtziffern zu 
erſehen, der auf die fortſchrittlichen und praktiſcheren 


Einrichtungen der Transportſchiffe und des Verlade— 
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thiere, in welchen die Verluſte enorm waren, ſind die 


ſyſtems zurückgeführt werden kann, obwohl auffallender Fortſchritte jedenfalls bedeutend. Im Berichtsjahre 


Weiſe das Verluſtprocent der Transporte aus den 
Vereinigten Staaten, welches allerdings bei Rindern 
ein mäßiges iſt, eine Zunahme aufweist. Gegen die 
erſten Epochen des Seetransportes lebender Schlacht— 


war die engliſche Veterinärpolizei nur zum Ausſchluſſe 
von drei Schiffen für die Verwendung zum Trans— 
porte lebender Thiere genöthigt. 


Verſonalnachrichten. 


Der Statthalter in Böhmen hat den Bezirks-Ober⸗ 


Der Landespräſident in der Bukowina hat den Be— 


thierarzt Anton Frank (Dauba) nach Marienbad und den zirksthierarzt in Kotzmau Alois Hillardt zum Bezirks— 
Veterinär⸗Aſſiſtenten Alois Bittner (Statthalterei) nach Oberthierarzte ernannt. 


Dauba verſetzt. 


Der Bezirksthierarzt Paul Lipold in Klagenfurt iſt 
am 20. September d. J. geſtorben. 


Concursausſchreibungen. 


Es gelangen zur Beſetzung: In Kärnten die Stelle 
eines Bezirksthierarztes in der X. Rangsclaſſe, even⸗ 
tuell einer Veterinär-Aſſiſtentenſtelle mit einem 
jährlichen Adjutum von 1200 K. Bewerber um dieſe Stellen 
haben im Sinne der 88. 2 und 4 des Geſetzes vom 27. Sep- 
tember 1901, R. G. Bl. Nr. 148, ihre mit dem Diplome 
eines Thierarztes und dem Zeugniſſe über die erfolgreiche 
Ablegung der mit der Miniſterialverordnung vom 21. März 
1873, R. G. Bl. Nr. 37, vorgeſchriebenen Prüfung, ferner 


mit den Nachweiſen über abſolvirte Vorſtudien und über die 
bisherige Verwendung belegten Güſuche, und zwar wenn fie 
bereits im öffentlichen Veterinärdienſte angeſtellt ſind, im 
Wege ihrer vorgeſetzten Behörde bis längſtens 24. Dc- 
tober 1902 beim Landespräſidium in Klagenfurt einzu— 
bringen. Noch nicht im Staatsdienſte ſtehende Bewerber 
haben außer den vorbezeichneten Nachweiſen auch den 
Geburtsſchein, den Heimatsſchein und ein amtsärztliches 
Zeugnis über die phyſiſche Eignung beizuſchließen. 
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über den Stand der Auteenden Thierktankfeiten, welche nach den am 21. September 1902 vorgelegenen Berichten der poittchen Tandes- 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand 3710 Schweine, davon krank 1399 Stück. 
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und Staatsdruckerei. 


Aus der k. k. Hof 
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Jahrgang 1902. 


Beiblatt zu dem Nerordnungablatte 


RR. R. Miniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der staatlichen Veterinärverwaltung. 
Redigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Nr. 30. Wien, 8. Prkober 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und 4. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 7. October 1902, Z. 41.692, enthaltend eine veterinär-polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Neichsräthe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 8. October 1902, Z. 41997, womit die 
Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 4. October 1902, Z. 41.691, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern nach Ungarn und Croatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 
30. September 1902, 3. 100223, betreffend die veterinär-polizeiliche Behandlung der für die Contumaz⸗ 
abtheilung des Centralviehmarktes in St. Marx in Wien beſtimmten Rinder. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 7. October 1902, 3. 41.692, 


enthaltend 
eine veterinär⸗ polizeiliche Verfügung in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 

Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus der Muni- 
cipalſtadt Györ in Ungarn, ſowie aus den Bezirken 
Irig, Mitrovica, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Ruma (Comitat Syrmien) in Croatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 17., 25. und 27. September 1902, 


33. 38.934, 40.208 und 40.580, zur allgemeinen 


Kenntniß gebracht. 


Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 8. October 1902, 3. 41.997, 


womit 1 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 


der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe. 


vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiter es geregelt wird. 


EB 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier- 
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ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Rlauen- 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Mikalaka, Zsigmondhäza; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Pecska: aus den Gemeinden Kis Pereg, 
O⸗Pecska; Stuhlgerichtsbezirk Radna: aus den Ge⸗ 
meinden Batucza, Berzova, Govosdia, Gyulicza, Iltyo, 
Monoroſtia, Töt⸗Vaͤrad; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, StuhlgerichtsbezirkO⸗Beese: 
aus den Gemeinden Bäcs⸗Földvär, Bäcs⸗Szent⸗ 
Tamäs; Stuhlgerichtsbezirk Zsablya: aus der Ge⸗ 
meinde Csurog; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: 
aus den Gemeinden Belenyes, Dsoszän⸗Forrö, Fenes, 
Karbunär, Robogäny, Faͤrkäny; Stuhlgerichtsbezirk 
Magyar⸗Cséke: aus der Gemeinde Hollöd; Stuhl- 
gerichtsbezirk Vaskoh: aus den Gemeinden Bragyet, 
Lunka; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
den Gemeinden Botfalu, Szent⸗Péter; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Felvidek: aus den Gemeinden Barcza⸗Ujfalu, 
Fékethalom, Höltöveny, Rozsnyö, Vidombäk, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Braſſö; Stuhlgerichtsbezirk Het- 
falus: aus den Gemeinden Bäͤcsfalu, Csernatfalu, 
Hosszufalu; 

Comitat Cs anäd, Stuhlgerichtsbezirk Battonya: 
aus der Gemeinde Battonya; Stuhlgerichtsbezirk 
Koväcshäz: aus der Gemeinde Kunägota; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Központ: aus der Gemeinde Alberti; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Gyergyo⸗Szent⸗ 
Miklös: aus der Gemeinde Gyergyö⸗Szaͤrhegy; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Parkäny: 
aus den Gemeinden Beny, Kis⸗Ujfalu, Köbölkut; 

Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Sarbogard : aus 
der Gemeinde Igar; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus den Gemeinden Alſb-Szombatfalva, Breäza, 
Fogaras, Hen, Herszeny, Huréz, Kis⸗Berivoj, Kis⸗ 
Vajdafalva, Kopacsel, Marginen, Nagy⸗Vajdafalva, 
Netöt, Reuſor, Sebes, Vajda⸗Récse; Stuhlgerichtsbezirk 
Särkäny: aus den Gemeinden Alſö-Venicze, Buesum, 
Felſö⸗Komäna, Felſö-Venicze, Grid, Kuncsuläta, Lupsa, 
Mundra, O-Sinka, Paro, Sarkaicza, Särkäny, 
Szumyogszek, Vlaͤd, Vledeny; Stuhlgerichtsbezirk 


Moers, Fundäta, Magura, Pestera, Simon, Szohodol, 
Uj Fohan; 

Comitat Györ, Stuhlgerichtsbezirk Puszta: aus 
der Gemeinde Gönyü; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus 
den Gemeinden Apez, Hatvan; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bät: aus den 
Gemeinden Alſö⸗Baka, Elesfalu; Stuhlgerichtsbezirk 
Ipolyſag: aus den Gemeinden Demend, Dregely- 
Palänk, Hidveg, Hont, Ipolyſäg; Stuhlgerichtsbezirk 
Korpona: aus den Gemeinden Beld, Berenczfalu, 
Cseri, ſowie aus der Stadtgemeinde Korpona; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Csalomia: aus den Gemeinden 
Alſs Ipoly⸗Nyék, Csäb, Dacsokeszi, Erdömeg, Haraszti, 
Spoly-Balog, Kis⸗Csalomia, Kovär, Köszegi, Leszenye, 
Nagy⸗Casalomi; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: aus 
der Gemeinde Petreny; Stuhlgerichtsbezirk Haͤtszeg: 
aus den Gemeinden Alſö⸗Bauczaͤr, Alſö⸗Farkadin, 
Alſö⸗Szilvaͤs, Barzalar, Baresd, Balomir, Boſorod, 
Brazova, Bukova, Csopea, Felſö⸗Bauczar, Felſö⸗ 
Farkadin, Felſö⸗Ganczär, Felſö⸗Szilväs, Gauricsa, 
Gonczäga, Hobieza⸗Värhely, Jovalesel, Kis Osztrö, 
Nagy⸗Osztrö, Kitid, Klopotiva, Kovragy, Lunkaͤny, 
Magyar⸗Brettye, Malomviz, Nagy⸗Peſteny, Nalacz⸗ 
Väd, Olah⸗Brettye, Ohaba⸗Szibiſel, Oralja⸗Boldog⸗ 
falva, Pojeny, Pauesinesd, Pokolvalesel, Russ, 
Stei - Baspataf, Sztrigy⸗Plop, Sztrigy⸗Szacsal, 
Szacsal, Szent-Peterfalva, Unesukfalva, Välya⸗ 
Dilzsi, Varälja, Vaͤrhely, Valya - Szent - György, 
Zajkäny, Zeykfalva; Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: 
aus der Gemeinde Puszta⸗Kalän; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Maroſillhe: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗ 
Lapugy, Burzſuk, Godineſt, Kimpur, Ohaba; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Petroſeng: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗ 
Barbatyen⸗Iszkrony, Banicza, Felſö⸗Barbatyen, Hobicza⸗ 
Urikäny, Kinpulunyäg, Krivadia, Lupeny, Meriſor, 
Petroſeny, Zsily⸗Maczesd⸗Paroſeny, Zsily⸗Vajdel⸗ 
Vulkän; Stuhlgerichtsbezirk Puj: aus den Ge⸗ 
meinden Alſö - Szälläspatak, Bajesd, Borbätviz, 
Farkaspatak, Fegyver, Feherviz, Felſö⸗Szaͤlläspatak, 
Füzesd, Galäcz, Hegyalja⸗Livädia, Hobicza, Kis⸗Bär, 
Korojesd, Köalja⸗Ohaba, Maczesd, Malajesd, Mezö⸗ 
Livädia, Nagy⸗Bär, Nukſora, Ohäba⸗Ponor, Paͤros⸗ 
Peſtere, Petrosz, Ponor, Puj, Ruſor, Serel, Urik, 
Vajdej; Stuhlgerichtsbezirk Szaszväros: aus den Ge⸗ 
meinden Bucsum, Grid, Kis⸗Oklos, Kosztesd, Kudzsir, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Haͤtszeg; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Udvard: 
aus der Gemeinde Kolta; 

Comitat Kraſſö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus den Gemeinden Barra, Fadimak, Kuttina, 
Leskoſeſt, Radmanyeſt, Spatta; Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſaͤn: aus den Gemeinden Rafna, Valeamare, 
Valeapäj; Stuhlgerichtsbezirk Facset: aus den Ge⸗ 
meinden Batyeſt, Bottinyeſt, Brazova, Bikis, Facset, 


Törcsvär: aus den Gemeinden Alſö-Möécs, Felſö⸗Foraſeſt, Kurtya, Marzsina, Romän⸗Gladna, Ru⸗ 


munyeſt, Szecseny, Tomeſt, Zold, Zoräny; Stuhl- 
gerichtsbezirk Karänſebes: aus den Gemeinden Borlova, 
Bukin, Bolvasnicza, Bukosnicza, Glimboka, Golecz, 
Körpa, Mörul, Petrosnicza, Pojäna, Prisziän, Rujen, 
Szerveſtye, Szlagna, Turnul, Uj⸗Karänſebes, Valisora, 
Vamamarga, Vercserova, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Karänſebes; Stuhlgerichtsbezirk Maros: aus 
den Gemeinden Birkis, Bruznik, Groß, Kaͤpolnäs, 
Osztrov, Pozsoga, Szintyeſt, Temereſt, Valemaͤre; 
Stuhlgerichtsbezirk Orſova: aus den Gemeinden Börza, 
Globureu, Jablanicza, Koramnik, Mehadia, Orſova, 
Pecsenyeska, Petnik, Plugova, Toplecz, Tuffier, Valea⸗ 
Bolvasnicza, Zsupanek; Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: 
aus den Gemeinden Delinyeſt, Kuptore⸗Szekul, 
Ohabicza, Reſicza⸗baͤnva, Romän⸗Reſicza; Stuhl- 
gerichtsbezirk Temes: aus den Gemeinden Ruzs, Va⸗ 
leaboul; Stuhlgerichtsbezirk Teregova: aus den Gemein⸗ 
den Bogoltin, Domasnia, Fenyes, Globukrajova, Illova, 
Kanicsa, Krusovecz, Kornya, Kornyaréva, Kuptoria, 
Lapusnicsel, Lunkavicza, O⸗Szadova, Ormenyes, 
Ruszka, Temes ⸗Szlatina, Teregova, Uj⸗Szadova, 
Weidenthal, Verendin, Volfsberg; 


Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Garat, Halmägy, 
Hidegkut, Kacza, Köhalom, Mäteéfalva, Oläh⸗Tyukos, 
Olt⸗Bogät, Rados, Szaͤsz⸗Fehéregyhaͤza, Szaͤsz⸗Tyukos, 
Ugra, Zſiberk; Stuhlgerichtsbezirk Medgyes: aus der 
Gemeinde Berethalom; Stuhlgerichtsbezirk Nagyfink: 
aus der Gemeinde Moha; Stuhlgerichtsbezirk Segesvar : 
aus den Gemeinden Meſe, Miklöstelfe, Szaͤsz⸗Keresztur, 
Szäaäsz⸗Kezd, Valdhid, Volkäny, Zoltän; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
gyarmat: aus den Gemeinden Balaſſagyarmat, 
Dejtar, Patvarcz, Vadkert, Patak, Szügy; Stuhl- 
gerichtsbezirk Gars: aus der Gemeinde Nedeliſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Nögrad: aus der Gemeinde Nagy- 
Oroszi; Stuhlgerichtsbezirk Szecseny: aus der Ge— 
meinde Nagy⸗Szécseny; Stuhlgerichtsbezirk Sziraͤk: 
aus den Gemeinden Bujäk, Lörinczi, Szarvas⸗Gede, 
Zagyva⸗Szanto; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöcz: aus 
den Gemeinden Elecske, Szent⸗Péter; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy⸗Tapolcsaͤny: aus den Gemeinden Koros, 
Nyitra⸗Bajna, Szolesäny; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: 
aus der Gemeinde Sarlö⸗Kajsza; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra⸗Zsaͤmbokret: aus den Gemeinden Jaskafalva, 
Kolozs, Tökés⸗Ujfalu; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Räczkeve: aus den Gemeinden Sorokſär, 
Takſony; Stuhlgerichtsbezirk Vaͤcez: aus der Gemeinde 
Väczduka, ſowie aus der Stadtgemeinde Vaͤcz; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Csallököz: aus der Gemeinde Nagy⸗Magyar; Stuhl- 
gerichtsbezirk Galanta: aus der Gemeinde Hidaskürt; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus der Stadt- 
gemeinde Nagy⸗Szombat; 
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Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Moh, Veszteény; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
der Gemeinde Dragojesd; Stuhlgerichtsbezirk Központ: 
aus den Gemeinden Beregszoͤ, Csernegyhäza, Giroda, 
Gyirok, Koväcsi, Medves, Mosnicza, Nemet-Szent- 
Mihäly, Szakälhäza; Stuhlgerichtsbezirk Kubin: aus 
den Gemeinden: Bavaniſte, Deliblät, Gaja, Mramoräk, 
Ploſicz, Temes⸗Kubin; Stuhlgerichtsbezirk Lippa: aus 
den Gemeinden Dorgos, Hosszuaszoͤ, Keszincz, Kövesd, 
Krivobara, Kizdia, Labasincz, Lippa, Mäslak, Wizma, 
Siſtarovecz; Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus den Ge⸗ 
meinden Aranyaͤg, Bäzos, Buzäd, Jezvin, Margit⸗ 
falva, Meély⸗Nädas, Nagy⸗Topolovecz, Stancsoͤfalva, 
Suſtra, Temes ⸗Kirälyfalva, Temes⸗Rékäs; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Ujarad: aus den Gemeinden Feregyhaͤza, 
Zädorlak; Stuhlgerichtsbezirk Verfecz: aus der Ge— 
meinde Temes⸗Kutas; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus 
den Gemeinden Brukenau, Muräny, Német-Bencsek, 
Romän⸗Benesek, Zsadäny; 


Comitat Torontal, Stuhlgerichtsbezirk Alibunar : 
aus der Gemeinde Romaͤn⸗Petre; Stuhlgerichtsbezirk 
Antalfalva: aus den Gemeinden Antalfalva, Baranda, 
Csenta, Czrepaͤja, Farkasd, Idvor, Jarkoväcz, Oppova, 
Ozora, Torontäl⸗Sziget, Torontäl⸗Väſarhely; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Banlak: aus den Gemeinden Kanaf, 
Szeécsenfalva; Stuhlgerichtsbezirk Mödos: aus den 
Gemeinden Boka, Horvät⸗Neuzina, Rudna, Szaresa; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus den Gemeinden 
Botos, Ittvarnok, Kis⸗Toräk, Magyar⸗Szent⸗Mihäly, 
Nagy⸗Toräk, Nimet-Elemer, Orlovät, Perlasz, Szerb- 
Elemer, ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy-Beeskerek; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde 
Bocsär; Stuhlgerichtsbezirk Pancsova; aus den Ge- 
meinden Dolona, Glogou, Homolicz, Réva⸗Ujvalu, 
Szefkerin; Stuhlgerichtsbezirk Paͤrdäny: aus den Ge- 
meinden Csebza, Ivända, Jaͤnosföld, Gyülvesz, 
Szerb⸗Ittebe, Szerb⸗Pärdaͤny, Szerb⸗Szent⸗Märton; 
Stuhlgerichtsbezirk Perjümos: aus der Gemeinde Sära— 


falva; Stuhlgerichtsbezirk Törökbeese: aus den Ge- 
meinden Aracs, Kumän, Melencze, Tarras, Torda, 
Törökbecſe; 


Comitat Turdez, Stuhlgerichtsbezirk Szentmärton- 
blatnicza: aus der Gemeinde Bella; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus der Gemeinde Muzsna; Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
keresztur: aus den Gemeinden Erked, Szekelykeresztur; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus der 
Gemeinde Tarnok-Oroklän — und überdies aus den 
Municipalſtädten Arad, Nagy⸗Värad, ſowie Temesvär; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Jäãszö, Jäszö⸗Ujfalu, Pany, 
Somodi, Szemere, Szepfi; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Abaujvär, Böd, Csaͤkaͤny, Garböcz⸗ 
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Bogdäny, Koväecsvägaͤs, Pälhäza, Regete - Ruszta, 
Telkibänya, Zsujta; Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus 
den Gemeinden Arka, Bodokö-Väralja, Csekehäza, 
Felſö⸗Dobsza, Fony, Gibärt, Hejeze, Ker; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szikszo: aus den Gemeinden Bakta, 
Devecser, Forrd, Hernäd⸗Szent⸗Andraͤs; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Torna: aus der Gemeinde Szent⸗Jakab; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Gyorok, Zsigmondhäza; Stuhlgerichtsbezirk 
Boros⸗Sebes: aus den Gemeinden Boros⸗Sebes, 
Govosdia, Gurahoncz, Joͤszaͤshely, Zöldes; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk O⸗Beeſe: 
aus den Gemeinden Bäcs⸗Szent⸗Tamäs, D-Berfe; 
Stuhlgerichtsbezirk Titel: aus den Gemeinden Käty, 
Moſorin; Stuhlgerichtsbezirk Zenta: aus der Stadt- 
gemeinde Zenta; Stuhlgerichtsbezirk Zsablya: aus 
der Gemeinde Gyurgyevo; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvärad: 
aus den Gemeinden Himeshaͤza, Maraͤza, Peéesvärad, 
Püspök⸗Lak, Püspök⸗Märok, 
Varasd; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmardt : 
aus den Gemeinden Heese, Kis⸗Szelezséeny; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Garamszentkereszt: aus den Gemeinden Garam⸗ 
Kürtös, Hatär⸗Kelecseny, Nagy-Löcsa; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Oszläny: aus der Gemeinde Nemes⸗Kosztoläny; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus den Gemeinden Bekeésszentandräs, Kondoros; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseéffa: aus 
den Gemeinden Barakony, Okäny, Ugra, Vertes, 
Zsadany; Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus den Ge⸗ 
meinden Derecske, Hajdu⸗Bagos, Hosszu⸗Pälyi, Tepe, 
Vertes; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csät: 
aus den Gemeinden Aroktö, Embd, Igriczi, Mezö⸗ 
Csäth, Nagy - Mihaly, Szederkeny, Tisza⸗Keszi, 
Tisza⸗Kürt, Tisza⸗Oszlaͤr, Tisza⸗Palkonya, Tisza⸗ 
Tarjan ; Stuhlgerichtsbezirk Ozd: aus den Ge- 
meinden Csernely, Kiräld, Merese, Sajö⸗Németi, 
Sajo⸗Värkony, Uppony; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: 
aus den Gemeinden Edeleny, Finke, Mucsony; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szentpeter: aus den Gemeinden Baͤn⸗ 
falva, Bän⸗Hörvät, Kondd, Sajö⸗Ivänka, Sajö⸗Vadna, 
Vizsnyd; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
der Gemeinde Szent⸗Péter; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvidek: aus der Gemeinde Höltöveny, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Braſſo; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus 
der Gemeinde Csik⸗Taplöcza; Stuhlgerichtsbezirk Käszo⸗ 
nalcsik: aus der Gemeinde Csik⸗Szent⸗Maͤrton; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Saͤndorfalva; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Bajdt, Pilis⸗Maroöt, Süttö, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Esztergom; 


Püspök⸗Szent⸗Erzsébet, 


aus den 
Gemeinden Bot, Martonväſär, Puszta⸗Zämor, Tordas; 
Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 


Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Val: 


aus den Gemeinden Herszeny, Kis⸗Berivoj; 
gerichtsbezirk Saͤrkäny: 
Szunyogszek; Stuhlgerichtsbezirk Töresvaͤr: 
Gemeinde O.⸗Tohän; 

Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 


Stuhl⸗ 


aus der 


Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernaͤr; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden 
Muräny, Polom, Poprocs, Szirk; Stuhlgerichts⸗ 


bezirk Rozsnyoͤ: aus den Gemeinden Alſö⸗Sajo, 
Berzete, Csetnek, Goes; 

Comitat Haj du, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Mikeperes; 


Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Miklösvaͤr: 
aus den Gemeinden Arapatak, Bardt, Hidvég, Közep⸗ 
Ajta; Stuhlgerichtsbezirk Seps: aus den Gemeinden 
Kis⸗Borosyö, Mälnäs, Oltszem, Zalän; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
den Gemeinden Atkär, Karäecsond, Visonta; 

Comitat Hont, 
der Gemeinde Szelenez; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Kunszent⸗ 
märton, Nagyrev, Szeleveny, Tiszakürt, Tiszaföldvär; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Hideg⸗Szamos, Meleg⸗Szamos, Nagy⸗ 
Kapus, Szäsz⸗FJenes; Stuhlgerichtsbezirk Mezöör⸗ 
menyes: aus der Gemeinde Nagy - Nyulas; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Särmas: aus der Gemeinde Uzdi⸗ 
Szent⸗Peter; Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus der Ge⸗ 
meinde Szaͤsz⸗Banyeza; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Alſo-Galla, Gyermely, Tarjän, Tata, 
Tovards, Vértes⸗Somlo; 

Comitat Krasso⸗Szörény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsaͤn: aus den Gemeinden Izgär, Nagy⸗ 
Szurduk, Vaskö; Stuhlgerichtsbezirk Faeset: aus den 
Gemeinden Dragſinyeſt, Furdia, Kis⸗Szurduk, Tomeſt; 
Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus den Gemeinden 
Bäziaͤs, Bellobreska, Romän-Pozsozsena, Szerb⸗ 
Pozsozsena, Uj⸗Moldova; Stuhlgerichtsbezirk Orſova: 
aus den Gemeinden Jeſelnicza, Orſova; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Aljd- 
Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgeny⸗ 
Libänfalva, Görgény-Uvegesür, Hetbükk, Maros⸗Jaͤra, 
Oläh⸗Telek; Stuhlgerichtsbezirk Felsö⸗Régen: aus den 
Gemeinden Alſö⸗Idecs, Holtmaros, Magyar; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Garat, Köhalom, Rädos, 
Szäsz⸗Buda, Urmös; Stuhlgerichtsbezirk Nagysink: 
aus den Gemeinden Dombos, Nagy⸗Sink, Reten; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den Gemeinden 
Hegen, Jakabfalva; 

Comitat Ryitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
den Gemeinden Bed, Berencz, Csehi, Csitär, Czabaj, 


aus den Gemeinden Buesum, 


Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus 


Dieske, Ghymes, Kaläsz, Kis⸗Czéteny, Könyök, Kolon, 
Molnos, Nagy⸗Czéteny, Nagy⸗Emöke, Nagy⸗Falu, 
Nyitra⸗Egerszeg, Nyitra⸗Jvänka, Salgo, jlacska, 
Ureg, Visaͤp⸗Apati, Zsére, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Nyitra; Stuhlgerichtsbezirk Pöstyen: aus 
den Gemeinden Jökö, Nizsna, Pöstyen, Vittencz; 
Stuhlgerichtsbezirk Privigge: aus den Gemeinden 
Bajmöcz, Bajmöcz⸗Apäti, Divek, Felſö⸗Lelöcz, Kis⸗ 
Pröna, Német⸗Proͤna; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Bin: aus den Gemeinden Kis-Teteny, 
Päty; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Csallököz: aus den Gemeinden Baka, Bös, Padany; 
Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus der Gemeinde 
Zsigärd; Stuhlgerichtsbezirk Szempez: aus der Ge- 
meinde Német⸗Gurab; 

Comitat Szabolcs, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Ibrony, Kotaly, Nyir-Bogdäny, 
Ramoesahäza, Senyö, Tet, Tura, Vasmegyer; Stuhl- 
gerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus den Gemeinden Bußj, 
Gäva, Paszab, Vencsellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongärd, Dolmäny, Felek, 
Fenyöfalva, Nagy⸗Talmäcs, Popläka, Reſinär, Sellem⸗ 
berk, Szäsz⸗Ujfalu und der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Szeben; Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: aus den Ge- 
meinden Alczina, Hortobagyfalva, Szent⸗Jänoshegy; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Lippa: aus 
den Gemeinden Allios, Német⸗Remete; 

Comitat Torda⸗Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jära: aus den Gemeinden Asszonyfalva, Hagymäs, 
Kisbänya, Kis⸗Oklos, Magyarösäg, Olaͤh⸗Léta, Ruha⸗ 
Egres; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden 
Alſo⸗Szent⸗Mihälyfalva, Felſö⸗Szent⸗Mihälyſalva, 
Gyeéres, Gyéres⸗Szent⸗Kiraly, Keresztes, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Torda; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus den Gemeinden Idvör, Torontäl⸗Sziget; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus den Gemeinden 
Klek, Német⸗Eeska, Perlasz, Rögendorf; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy⸗Kikinda: aus den Gemeinden Baſahid, 
Magyar⸗Paͤde, Mokrin, Szajan, Szerb⸗Pädé, Tisza⸗ 
Hegyes, ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy⸗Kikinda; 
Stuhlgerichtsbezirk Török⸗becse: aus den Gemeinden 
Meleneze, Török⸗Beese, Torda; Stuhlgerichtsbezirk 
Török⸗Kanizsa: aus der Gemeinde Gyäla; 

Comitat Trenesèn, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
den Gemeinden Alſö⸗Nästicz, Haläcs; 

Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Mofoczznid : 
aus den Gemeinden Haj, Lezsjacho, Valesa; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szentmärton⸗Blatnicza: aus der Ge⸗ 
meinde Ruttka; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoroͤd: 
aus den Gemeinden Derzs, Daröcz, Homoröd⸗Abasfalva, 
Homoröd⸗Ujfalu, Miklosfalva, Sandorfalva, Telek— 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗Udvarhely: aus den 
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Gemeinden Alſö-Söfalva, Käpolnas⸗Olähfalu, Parajd, 
Szentegyhäzas⸗Olähfalu, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Szeékely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Arok, Felſö-Domonya, Huszäk, Ketergeny, 
Korumlya, Minaj, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Ungvär; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Känyavaͤr, Szent⸗Kozmadombja, 
Lenti⸗Szombathely, Mikefa, Petri-Keresztur; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Biſte, Czeéke, Czarnaho, 
Felſö⸗Regmecz, Kiszte, Mihäly, Mikoͤhäza, Nagy⸗Bäri, 
Ruda⸗Bänyaͤcska, Säros⸗Patak, Végardo, Zemplen, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Sätoralja-Ujhely; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Tokajß: aus den Gemeinden Bodrog⸗Keresztur, 
Olasz⸗Liszka; Stuhlgerichtsbezirk Varannö: aus den 
Gemeinden Benköcz, Csäklyö, Kladzaͤn, Tapoly⸗Izsép, 
Varannö⸗Csemernye, Varannö-Hosszumezö, Vehecz; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Breznobänya: 
aus den Gemeinden Cserpatak, Fekete-Balog, Szent- 
Andraͤs, ſowie aus der Stadtgemeinde Breznobänya; 
Stuhlgerichtsbezirk Zölyom: aus den Gemeinden Buüͤcs, 
Halaszi, Nagy⸗Rét, Osztroluka, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Zölyom 

und überdies aus den Municipalſtädten Szeged, 
Ujvidek, Zombor; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbcheen— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hat: aus den Gemeinden Komärocz, Szeszta; Stuhl- 
gerichtsbezirk Füzer: aus der Gemeinde Nädasd; 
Stuhlgerichtsbezirk Göncz: aus der Gemeinde Vizsoly; 
Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus den Gemeinden Bodva⸗ 
Bendegi, Hidveg⸗Ardo, Péder, Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus der 
Gemeinde Fakert; Stuhlgerichtsbezirk Boroſſebes: aus 
der Gemeinde Dezna; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maröt: 
aus den Gemeinden Aranyos⸗Maröt, Heese, Nagy⸗ 
Szelezseny; Stuhlgerichtsbezirk Garam⸗Szent⸗Kereszt: 
aus den Gemeinden Bars⸗Szklenö, Garam-Szent⸗ 
Kereszt, Jaͤnosgyarmat, Koszorus, Lutilla, Nagy⸗Löcsa; 
Stuhlgerichtsbezirk Dszlany: aus den Gemeinden 
Kis⸗Ugröcz, Simony; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvos: aus 
der Gemeinde Békés⸗Szent⸗Andräs; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezöesät: 
aus den Gemeinden Dorogma, Hö-Papi, Nemes⸗Bikk; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Peter: aus der Gemeinde 
Bänfalva; 

Comitat Braſſö, 
aus der Gemeinde Kereszteényfalva, 
Stadtgemeinde Braſſö; 


Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: 
ſowie aus der 
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Stuhlgerichtsbezirk Väl: 
Gemeinden Alesut, Kajäszö-Szent- Peter; 

Comitat Häromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Karatnavoläl, Markosfalva; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Ludas, Vamosgyörök; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy⸗Nyulas; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Szomod; 

Comitat Kraſſö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Oravicza: aus den Gemeinden Breszonfalva, Greoväcz, 
Kakova; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Köha⸗ 
lom, Szäͤsz⸗Fehéregyhaͤza; Stuhlgerichtsbezirk Szent— 
Agota: aus den Gemeinden Apätfalva, Martonfalva; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöcz: 
aus den Gemeinden Felſö-Zelle, Päsztö, Szilad; 
Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus den Gemeinden Csaläd, 


Comitat Fejer, aus den 


Pograͤny, Szalakusz, Tormos, Urmeny, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhlgerichtsbezirk 
Szenicz: aus der Gemeinde Szenicz; Stuhlgericht3- 


bezirk Vägſellye: aus den Gemeinden Köpösd, Magyar⸗ 
Sök, Patta, Tornocz; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Also 
Czallököz: aus den Gemeinden Dereſika, Kulcsar- 
Karesa, Lider⸗Fejed, Mad, Nagy-Bodak: Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felſö⸗Czallököz: aus der Gemeinde 
Csäkäny; Stuhlgerichtsbezirk Galaͤnta: aus den 
Gemeinden Hidaskürt, Vezekeny; Stuhlgerichts- 
bezirk Nagy⸗Szombat: aus den Gemeinden Abrahäm, 
Geszt, Halmos, Közép⸗Csöpöny, Nagy⸗Sur, Selpöcz; 

Comitat Szabolcs, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 


aus den Gemeinden Köͤtaj, Oros; 
Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Beeskerek: aus den Gemeinden Jankahid, Kis⸗Toräk, 


Lukäcsfalva; 

Comitat Trenceden, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
den Gemeinden Dobodjel, Kis⸗Sztricze, Nagy-Stricze, 
Zay⸗Ugroͤcz; 

Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosöczznio: 
aus den Gemeinden Divek, Lezsjachö, Moſſoͤcz; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szent⸗Marton⸗Blatnicza: aus den Ge⸗ 
meinden Bella, Biſtrieske, Benicz, Kis⸗Selmecz, Koftyan, 
Nagy⸗Jenesz, Neczpal, Podhrägy, Szuesäny, Turöcz⸗ 
Szent-Märton, Zaturesa; 

Comitat Zala, „„ Nova: 
Gemeinde Napradfa ; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Bacs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Baja: 
aus den Gemeinden Bereg, Csataalja; 


aus der 


Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Mohäcz : 
aus den Gemeinden Kisfalud, Szajk; 

Comitat Kraſſö⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſaͤn: aus den Gemeinden Raffna, Vermes; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Jaͤm: aus der Gemeinde Csorda; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Oravicza: aus den Gemeinden Csudanovecz, 


Kakova; 
Comitat Nagy⸗-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Sona; 


Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Kis⸗Körös: aus der Gemeinde Szeremle; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Ta: 
aus der Gemeinde Brestöcz; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Mihäly: aus der Gemeinde Dubroka; 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 

a. wegen des Beſtandes der Maul und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Syrmien, Bezirk Irig: aus der Ge⸗ 
meinde Kamenica; Bezirk Ruma: aus der Ge⸗ 
meinde Indjija; 

b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Bjelovar-Krizevei, Bezirk Krizevei: 
aus der Gemeinde Sv.-Jvan⸗Zabno; Bezirk Cazma: 
aus den Gemeinden Klostar⸗Jvanic, Kriz; Bezirk 
Grubisnopolje: aus den Gemeinden Vel.-Grdjevac, 
Grubisnopolje; 5 

Comitat Syrmien, 
Gemeinden Andrijasevci, 


Bezirk Binfovei: aus den 
Niemei, Vinkovei; Bezirk 


Vukovar: aus den Gemeinden Bogdanovei, Lovac, 
Tordinci; Bezirk Zemun: aus der Gemeinde 
Bezanija; Bezirk Zupanja: aus der Gemeinde 
Zupanja; 


Comitat Zagreb, Bezirk Vel.-Gorica: aus der 


Gemeinde Nove-Ciée. 
IE 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf Weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 


Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, | 


Schweinen): 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken: 
Kaſſa (Comitat Abauj⸗Torna), Alſo⸗Tarcza, Siroka, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes (Comitat Saros), 
Gölniczbänya, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szepes⸗Väralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szepes⸗Vaͤralja (Comitat 
S ze pes); 
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b. wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula⸗ 
Fehervar, Baläzsfalva, Kis⸗Enyed, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Vizakna, Magyar⸗Igen, Maro3-Ujvar, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗ 
Send, Pecska, Ternova, Vilägos (Comitat 
Arad), Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hoͤdsäg, 
Kula, Nemet - Palänka, Topolya, Ujvidek, Zombor 
(Comitat Bäcs⸗Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 
Mohäcs, Pecs, Siklös, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebély (Comitat Bars), Békés, Bekes⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Békeé s), 
Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tisza⸗hät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Besztercze, Naszoͤd (Comitat Besztereze— 
Naszöd), Bel, Belényes, Berettyö⸗Ujfalu, Elesd, Er⸗ 
Mihälyfalva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda, Vasköh (Comitat Bihar), Eger, Miskolcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväcshäz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Mako, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Tiszän⸗Tül, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szentes (Komitat Csongräd), Pärkäny (Comitat E33 ter- 
go m), Adony, Möͤr, Sarbogard, Szeékes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö⸗Alja, Tösziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdü⸗Böszörmeny, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdü⸗Böszörmeny und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlo, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), Eger ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatvan, Heves, 
Péterväſär, Tisza⸗Füred (Comitat Heves), Bat, 
Spolyjäg, Szob (Comitat Hont), Algyoͤgy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hu⸗ 
nyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, Szäsz⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Hunya d), Alſö⸗Jäszsäg, Felſö⸗Jäszſägy, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz⸗Berény, Felſö⸗Tisza, 
Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden Kis⸗Uj⸗ 
szalläs, Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür (Comitat Jäsz⸗ 
Nagy⸗Kun⸗Szolnoh, Diesö⸗Szent⸗Märton, Erzseébet⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hosszuaszö, Radnot (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt; 
gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Komarom), 
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Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Liptö-Szent-Mikloös, Liptd- 
Ujvär (Comitat Liptö), Dolha, Huszt, Suga⸗ 
tag, Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde Maära- 
maros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsß, Tiszavölgy (Co- 
mitat Märamaros), Alſö-Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros⸗Tor da), Magyar- 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Gäcs, 
Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nögräd, Szeeseny, Szirak (Comitat Noögraͤd), Erſek⸗ 
ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy ⸗Tapolesany, Nyitra⸗Zsambokret (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy⸗Körös, Alſö⸗-Dabas, Dung ⸗Vecse, 
Gödöllö, Koloesa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun ⸗Szent⸗ 
Miklos, Monor, Nagy⸗Käta, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt⸗Pilis-Solt⸗Kiskun), Alſö⸗Tarcza, Felſö⸗ 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, 
Szekeſö, einſchließlich der Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly 
(Comitat Säros), Bares, Csurgo, Igal, Kaposvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy ⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogy), Csepreg, Csorna, Felſö-Pulya, Kapuvär, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kismarton 
und Ruszt (Comitat Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhaza, Kis⸗Värda, 
Nagy⸗Källö, Nyir⸗Bätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Öyarmat, Mäteszalka, 
Nagy - Banya, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Felſö⸗Bäͤnya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Käroly, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinyér⸗Väralja (Comitat Sz a t- 
mär), Szäsz - Sebes, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löcse, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szepe3-VBaralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szepes-Baralja (Comitat 
Sze pes), Kraszuna, Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyö, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
nad, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Zsibo (Comitat Szilagyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorbo, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Kekes, Magyar⸗Läpos, Nagy ⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Buziäs, Esa⸗ 
kova, Detta, Feheértemplon, einſchließlich der gleich— 
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namigen Stadtgemeinde, Központ, Kubin, Rekäs, 
Uj⸗Arad, Verſecz, Vinga (Comitat Temes), Dombo- 
var, Dunföldvär, Központ, Simontornya, Tamas, 
Völgyſeg (Comitat Tolna), Felvinez, Maros⸗Ludas 
(Comitat Torda-Aranyos), Alibunär, Bänlak, 
Csene, Mödos, Nagy-Szent-Miklös, Pancsova, 
Pärdäny, Perjämos (Comitat Torontaf), 
Bittse, Kiszucza⸗Ujhely, Väg-Besztercze, Zsolna 
(Comitat Trenesén), Szekely-Keresztür (Comitat 
Udvarhely), Tiszän- Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat 
Ugoesa), Kapos, Sobröncz (Comitat Ung), Kis⸗ 
Czell, Felſö-Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 
Szombat, Nemet-Ujvär, Särvär, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär 
(Comitat Vas), Deveecser, Enying, Päpa, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszprem), Alſö - Lendva, Csäktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy- 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Gröt (Comitat Zala), 
Bodrogköz, Gaͤlszecs, Nagy⸗Mihäly, Szerenes (Comitat 
Zemplen), Nagy⸗Szalatna (Comitat Zolyo m), ſowie 

aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 
Györ, Hoͤdmezö-Väſärhelyh, Keeskem et, Kolozsvär, 
Komärom, Maros-Väſärhely, Banczova, Pécs, Szabadka, 
Szatmär⸗Németi, Szekes⸗Fehérvar, Zombor, ſowie aus 
der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizevei), 
Ogulin, Vojnic, Vrbosko (Comitat Modrus⸗ Riekah, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Slot, Irig, Mitrovica, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Ruma (Comitat 
Syrmien), Ivanec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, Mi⸗ 
holjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi- 
tat Virovitica), Dvor, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Sveti⸗JIvan⸗Zelina, Vrginmoſt 
(Comitat Zagreb), ſowie aus den Munieipalſtädten 
Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 


in den 
Stuhlgerichtsbezirken Pozsony, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Szent⸗György (Comitat Pozsonih) Felſö⸗ 


a. der Maul⸗ und Klauenſeuche 


Tärcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben⸗ 
(Comitat Säros), in Ungarn iſt die Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen); 


b. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava, Vaͤg⸗Ujhely (Comitat Nyitra), Sopron 
(Comitat Sopron), O-Lublo, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Szepes⸗Szombat, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Poprad (Comitat Szepes), 
Trencsen, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Trencsén), Szent⸗Gotthärd (Comitat 
Vas), Homonna (Comitat Zemplén) in Ungarn 
und aus dem Bezirke Jaska (Comitat Zagreb) in 
Kroatien⸗Slavonien, ſowie 


c. des Stäbchen rothlaufes in den Stuhlgerichts⸗ 
bezirken Szakolcza, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Väg⸗Ujhely. (Comitat Nyitra), 
Malaczka (Comitat Pozs on p, O⸗Lublö, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes ⸗ 
Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde Poprad 
(Comitat Szepes), in Ungarn iſt die Ein fuhr 
von Schweinen 


aus den bezeichneten Bezirken nach den im Reichs ⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern auf 
Grund der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Unter⸗Gänſerndorf, Wiener⸗Neuſtadt, Göding, Ungariſch⸗ 
Brod, Wallachiſch-Meſeritſch, Lisko, Nowytarg, Neu⸗ 
Sandec, Sanok getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be⸗ 
ſtimmungsſtation der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahnſtation mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des 11 
venienzgebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen ee 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thie 
geſund befunden worden ſind. 


A «4 . 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
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Kundmachung der k. k. Statthalterei in 


vom 17., 25. und 27. September, ſowie 7. Ottober Mien vom 30. Heptember 1902, 3.100223, 


1902, 33. 38.934, 40.208, 40.580 und 41.692 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88S 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes 
. 3 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Annern vom 4, October 1902, 3. 41.691, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und 
Croatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königl. ung. Ackerbau 
miniſteriums vom 2. October 1902, Z. 88.339, 
ſowie der königl. Landesregierung Agram vom 8. und 
20. September 1902, Z. 68.935 und 72.491, iſt 
derzeit verboten: 


1. wegen Beſtandes der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren aus den polit. 
Bezirken Göding (Mähren), Gorlice (Galizien) nach 
Ungarn; 


2. wegen Beſtandes des Stäbchenroth⸗ 
laufes die Einfuhr von Schweinen aus dem polit. 
Bezirken Bruck a. d L., Unter-Gänjerndorf (Nieder- 
Oeſterreich), Feldbach (Steiermark), Göding (Mähren), 
Volosca (Küſtenland); nach Ungarn, ſowie aus dem 
polit. Bezirke Rudolfswerth (Krain) nach Croatien⸗ 
Slavonien; 


3. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus den polit. Bezirken Bruck a. d. 
Leitha, Miſtelbach, Mödling (Nieder-Oeſterreich), Pettau 
(Steiermark), Gorlice, Krosno, Sanok, Stryj (Galizien) 
nach Ungarn, ſowie aus den polit. Bezirken Pettau (Steier⸗ 
mark), Rudolfswerth (Krain) nach Croatien⸗Slavonien. 

Hingegen wurden alle früheren, gegen die Einfuhr 
von Vieh aus den hier nicht genannten politiſchen 
Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 

Hievon wird die k. k. anderern mit Bezug 


auf die h. o. Kundmachungen vom 27. Auguſt, 16. 
und 24. September 1902, 33. 36057, 39063 und 


betreffend 


die veterinär⸗polizeiliche Behandlung der für die 
Contumazabtheilung des Centralviehmarktes in 
St. Marx in Wien beſtimmten Rinder. 


Die Statthalterei findet hinſichtlich der veterinär— 
polizeilichen Behandlung der zur geſonderten Ver— 
marktung auf der Contumazabtheilung des Central— 
viehmarktes in St. Marx in Wien beſtimmten Rinder 
Nachſtehendes anzuordnen: 


1. Auf dieſe Abtheilung dürfen nur jene Rinder 
gebracht werden, für welche eine ämtliche Sonder- 
bewilligung hiezu vorliegt oder die von amtswegen 
nach derſelben verwieſen wurden. 


2. Hinſichtlich der für die gedachte Abtheilung 
zugeführten Rinder muß die Seuchenfreiheit des 
Provenienzortes und der unbedenkliche Geſundheits— 
zuſtand der Thiere vorſchriftmäßig beſtätigt ſein. 


3. Die Viehwaggons, in welchen derartige Rinder 
verladen worden find, müſſen mit der Aufſchrift 
„ſeuchen verdächtige Thiere“ bezettelt ſein. 

4. Darf derartiges Vieh zur Vermarktung nur 
am Donnerstag nachmittags und am Freitage jeder 
Woche zugeführt werden. 


5. Die Ausladung dieſer Thiere hat am unteren 
Theile der Viehrampe zu geſchehen und ſind die— 
ſelben nach vorausgegangener thierärztlicher Unter⸗ 
ſuchung, wenn ſie geſund befunden werden, nach den 
Stallungen der Contumazabtheilung, erforderlichenfalls 
auch nach jenen des St. Marxer Schlachthauſes auf 
dem kürzeſten Wege über den Contumazplatz abzutrei⸗ 
ben; nach Beendigung des Triebes iſt die betreffende 
Wegſtrecke zu reinigen und zu desinfieiren. 


6. Bei der Ausladung und dem Triebe dieſer 
Rinder iſt ſich eines beſonderen Perſonales zu 
bedienen, welches in den übrigen Marktabtheilungen 
abſolut keine Verwendung findet und nach beendigter 
Ausladung ſolcher Thiere unter thierärztlicher Anlei⸗ 
tung und Ueberwachung der gründlichſten Reinigung und 
Desinfection zu unterziehen iſt 


Zu dieſem Zwecke iſt das betreffende Perſonale 
in der gleichen Weiſe, wie das bei der Desinfection 
der Viehwaggons zu verwendende Arbeiterperſonale, 
gemäß § 9 der Durchführungsverordnung zum Geſetze 
vom 19. Juli 1879 (R. G. Bl. Nr. 108 und 109) 
mit einem beſonderen Ueberkleid (Zwilch) zu verſehen. 


7. Die einlangenden Thiere ſind am Samstage 


40209, zur entſprechenden weiteren Veranlaſſng in in der Zeit von 10—2 Uhr auf dem Contumaz- 


die Kenntnis geſetzt. 


| plage zu vermarkten und dann in die Schlachthäuſer 
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Gumpendorf, Meidling, Hernals und Nußdorf mittelft|. 9. Sämmtliche Rinder find überhaupt in den 
Pferdegeſpanne abzuführen, bezw. in das Schlachthaus genannten Schlachthäuſern längſtens bis zum nächſt⸗ 
St. Marx abzutreiben und dort in den ausſchließlich folgenden Samstage zu ſchlachten. 

hiefür beſtimmten Stallabtheilungen (Contumazſtall) Uebertretungen obiger ſofort in Kraft erwach-⸗ 
unterzubringen. N Ä “ce. ſenden Anordnungen werden nach dem Geſetze vom 

Die zur Ueberführung beſtimmten Wägen müſſen 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft 
unter allen Umſtänden noch vor dem Verlaſſen . 
des betreffenden Schlachthauſes unter thierärztlicher | Außerdem finden hinſichtlich der vorſchriftswidrig 
Ueberwachung der vorſchriftsmäßigen Reinigung und eingebrachten Viehtransporte die Beſtimmungen des 
Desinfection unterworfen werden. Thierſeuchengeſetzes vom Jahre 1880, R. G. Bl. 

Der Vollzug dieſer Desinfection iſt in der im be- Nr. 35, und der dazugehörigen Durchführungsverord ⸗ 
zogenen Geſetze vorgeſchriebenen Weiſe zu beſcheinigen. nung, R. G. Bl. Nr. 36, Anwendung. 

8. Auch die an demſelben Tage nicht abgeführ⸗ Dies wird mit Beziehung auf die h. o. Kund⸗ 
ten Rinder find unbedingt in das St. Marxer machung vom 16. September 1902, 3. 95160, hiemit 
Schlachthaus abzutreiben und dortſelbſt der Schlach⸗ zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 
tung zuzuführen. a 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 


409 


Beiblatt zu dem Uerardnungablatte 


des 


R. R. Mi niſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 31. Wien, 15. Orkober 1902. 


Anhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
14. October 1902, 3. 42781. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 9. October 1902, 
3. 42373, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
nach Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Lemberg vom 22. September 1902, 
3. 107470, betreffend das Verbot der Einfuhr und die Regelung der Durchfuhr von Geflügel aus Nufsland 
nach, beziehungsweiſe durch Galizien. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 1. October 1902, 
3. 206207, mit welcher die Einfuhr von Schweinen ohne Rückſicht auf deren Lebendgewicht auch aus ſeuchen— 
freien Gemeinden der wegen des Beſtandes von Thierſeuchen jeweilig geſperrten Gebiete des Occupations— 
gebietes und der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder nach der neuen Schlachthofanlage in 
Aſch geſtattet wird. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 7. October 1902, 3.211843, mit welcher 
die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus Steiermark nach Böhmen abgeändert werden. — Kund— 
machung der Statthalterei in Prag vom 7. October 1902, Z. 210719, mit welcher die Beſchränkungen bei der 
Einfuhr von Rindern und Schafen vom Centralſchlachtviehmarkte St. Marx in Wien nach Böhmen aufgehoben 
werden. — Kundmachung der Landesregierung in Salzburg vom 7. October 1902, Z. 14771, betreffend die 
Einfuhr von Klauenthieren von dem Centralviehmarkte in Wien, St. Marx, nach dem Herzogthume Salz- 
burg. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 8. October 1902, Z. 100479, betreffend den Vieh⸗ 
verkehr vom Central⸗Viehmarkte in St. Marx in Wien. — Verſchiedene Mittheilungen: Veterinär- 
Departement des Miniſteriums des Innern. — Aufhebung der Beſchränkungen des Wiener Viehmarktverkehrs. 
— Die Fleiſchverſorgung der Welt. — Meierei und Viehwirtſchaft in Dänemark. — Schweinepeſt in England. 
— Rinderpeſt in der Türkei. — Ausbreitung der Rinderpeſt in Transkaukaſien. — Viehmärktekalendarium 
für den Monat October 1902. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


ini das Miniſterium des Innern die Einfuhr von 
Bundmachung des Miniſteriums a Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Nagy— 
Innern vom 14. October 1902, Halmägy (Comitat Arad), O.-Becse (Comitat Bacs- 
3 42781 Bodrog) nach den im Reichsrathe vertretenen König— 

4 ! reichen und Ländern. 


enthaltend 


ai Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweine— 


peſt nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Maul- und Klauenſeuche von der k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft Unter-Gänſerndorf erlaſſenen Ver— 
fügung die Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, 
Schafen, Ziegen, Schweinen) aus dem Grenz-Stuhl⸗ 
gerichtsbezirke Malaczka (Comitat Pozsony) in Ungarn 
nach dem diesſeitigen Gebiete verboten. 
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Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 8. October 1902, Z. 41997, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 9. October 1902, 3. 42373, 


betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. 
(An die Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, Graz, 
Klagenfurt und Innsbruck.) 

Im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 16. und 24. September, ſowie 
4. October 1902, 33. 39063, 40209 und 41691, 
wird der k. k. in behufs der weiteren Ver— 
anlaffung eröffnet, daſs laut telegraphiſcher Mit— 
theilung der königlichen Landesregierung in Agram 
vom 7. October 1902, 8. 78959, wegen des Be— 
ſtandes der Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen 
aus dem politiſchen Bezirke Gurkfeld (Krain) nach 
Kroatien-Slavonien verboten iſt. 


Kundmachung der Statthalterei in 
Lemberg vom 22. Heptember 1902, 
3. 107470, 


betreffend 


das Verbot der Einfuhr und die Regelung der 
Durchfuhr von Geflügel aus Ruſsland nach, bezie⸗ 
hungsweiſe durch Galizien. 


Wegen wiederholter Einſchleppungeu der Ge— 
flügelcholera aus Russland findet die k. k. Statt- 
halterei unter Aufhebung der hieramtlichen Kund— 
machungen vom 10. September und 1. October 1901, 
Z. 93196 und 103416, auf Grund der §§. 3 und 5 
des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, die Einfuhr von Geflügel (Gänſe, Enten, 
Hühner, Truthähne und Perlhühner) aus Ruſsland nach 
Galizien bis auf weiteres (auf die Dauer der Seuchen- 
gefahr) zu verbieten. 

Die Durchfuhr des Geflügels aus Ruſsland 
nach Galizien iſt geſtattet. 

Dieſelbe unterliegt keinen Beſchränkungen, falls 
ſie mittels Eiſenbahnen in plombirten Waggons ſtatt— 
findet. 

Die Aus- und die Umladung dieſes Geflügels 
während des Transportes in Galizien iſt verboten. 

Wenn aber ſolches Geflügel zur Verladung in 
einer hierländiſchen Eiſenbahnſtation zum Zwecke der 
Durchfuhr durch Galizien beſtimmt iſt, ſo darf es nur 


durch die Einbruchſtationen in Belzee, 
Huſiatyn, Koziarnia, Koéemyrzöw, Majdan, Nadbrzezie, 
Podwoloczyska, Skala, Szezuein, Uhrynöw und unter 
den nachſtehenden Bedingungen eingeführt werden: 

1. Das einzuführende Geflügel muſs mit einem 
amtlichen Zeugniſſe verſehen ſein, welches außer der 
Zahl und Gattung des Geflügels (Gänſe, Enten, 
Hühner, Truthähne, Perlhühner) auch die Beſtätigung 
des unbedenklichen Geſundheitszuſtandes, ſowie des 
Umſtandes zu enthalten hat, daſs im Herkunftsorte 
und in der Umgebung eine anſteckende Geflügelkrank— 
heit nicht herrſcht. 

2. Vom Grenzzollamte iſt das Geflügel unter 
auf Koſten der Partei zu beſtellender Wache zur 
nächſten Eiſenbahnſtation abzuführen und unter Auf- 
ſicht dieſer Wache als ruſſiſches Geflügel zu declariren 
und zu verladen. 

3. Die Eiſenbahnwaggons mit ſolchem Geflügel 
müſſen plombirt und mit der Aufſchrift „Ruſſiſches 
Geflügel“ bezeichnet werden. 

4. Sollte unter ſolchem Geflügel die Hühner⸗ 
cholera amtsthierärztlich conſtatirt werden, jo iſt das⸗ 
ſelbe nach Ruſsland zurückzuweiſen, beziehungsweiſe 
auf Koſten und Gefahr der Partei zu ſchlachten. 

Übertretungen dieſer am 27. September 1902 
in Wirkſamkeit tretenden Kundmachung werden nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, beziehungsweiſe nach dem $. 46 
des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, geahndet werden. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 1. October 1902, 3. 206207, 


mit welcher 


die Einfuhr von Schweinen ohne Rückſicht auf deren 

Lebendgewicht auch aus ſeuchenfreien Gemeinden 

der wegen des Beſtandes von Thierſeuchen jeweilig 

geſperrten Gebiete des Oecupationsgebietes und der 

im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 

nach der neuen Schlee ee in Aſch geſtattet 
wird. 


Auf Grund des Erlaſſes des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 27. September l. J., Z. 39705, 
wird die Einfuhr von Schweinen ohne Rück⸗ 
ſicht auf deren Lebendgewicht aus ſeu henfreien. 
Gebieten und auch aus 
der wegen des Beſtandes von Maul- und 
Klauenſeuche, Schweinepeſt oder Rothlauf der 
Schweine jeweilig geſperrten Gebiete des Decupations- 
gebietes und der im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder nach fallweiſe und unter Angabe 
der Provenienz, Stückzahl und des Verkäufers von 
der k. k. Statthalterei eingeholter Bewilligung im 
directen Eiſenbahnverkehre nach dem neuen Schlacht- 
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ſeuchenfreien Gemeinden 


hauſe in Aſch zur alsbaldigen Schlachtung unter thier— 


ärztlicher Überwachung geſtattet. 

Die zum Transporte ſolcher Schweine benützten 
Waggons müſſen ſchon in der Verladeſtation unter 
Plombenverſchluſs geſetzt und mit der deutlich les— 
baren Aufſchrift: „mit Specialbewilligung“, be— 
ziehungsweiſe „aus geſperrtem Gebiete mit Special— 
bewilligung“ bezettelt werden. 

Nach dem Einlangen ſolcher Schweine in Aſch 
iſt deren Ausladung auf der ausſchließlich hiezu be— 
ſtimmten Abtheilung der Ausladerampe des Schlacht⸗ 
hauſes und Unterbringung in den Schweineſtallungen 
daſelbſt unter den gebotenen Vorſichten ohne Verzug 
durchzuführen. 


Kundmachung der Itatthalterei in Prag 
vom 7. October 1902, 3. 211843, 


mit welcher 


die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus 
Steiermark nach Böhmen abgeändert werden. 


7 Aus Anlafs der vorgekommenen Einſchleppung 
der Schweinepeſt aus dem Bezirke Luttenberg nach 
Eger, ſowie im Hinblicke auf den derzeitigen Stand 
der erwähnten Seuche in Steiermark findet die Statt— 
halterei unter Aufhebung ihrer Kundmachung vom 
22. September l. J., Z. 199651, Nachſtehendes zu 
beſtimmen: 

Die Einfuhr von Schweinen zu Zucht-, Nutzungs— 
und Handelszwecken aus den politiſchen Bezirken 
Judenburg, Leoben, Luttenberg, dann 
aus dem Gerichtsbezirke Rohitſch des politiſchen 
Bezirkes Pettau und aus der Stadt Graz nach 
Böhmen wird bis auf weiteres unterſagt. 

Die zu Schlachtungszwecken eingebrachten 
Schweine find von der Bahnſtation des Beſtimmungs— 
ortes mittelſt Wagen abzuführen und längſtens 
binnen ſechs Tagen abzuſchlachten. 

Übertretungen dieſer am 11. October l. J. 
in Wirkſamkeit tretenden Anordnungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet werden. 


Kundmachung der Itatthalterei in Prag 
vom 7. October 1902, 3. 210719, 


mit welcher 


die Beſchränkungen bei der Einfuhr von Rindern 
und Schafen vom Centralſchlachtviehmarkte St. Marx 
in Wien nach Böhmen aufgehoben werden. 


Mit Rückſicht darauf, daſs der Centralſchlacht— 
viehmarkt St. Marx und die Wiener Schlachthäuſer 
ſeit längerer Zeit vollkommen ſeuchenfrei ſind, findet 
die Statthalterei unter Aufhebung ihrer Kundmachung 
vom 30. Auguſt l. J., Z. 182899, die freie Einfuhr 
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von Rindern und Schafen von dem genannten 
Markte zu Schlachtungsz wecken nach Böhmen 
gegen Beobachtung der Beſtimmungen über den Vieh— 
verkehr wieder zu geſtatten. 

Die Verwendung dieſes 
Nutzung iſt unterſagt. 

Das Verbot der Einfuhr von lebenden Schweinen 
aus dem Gebiete der Stadt Wien nach Böhmen bleibt 
weiter aufrecht. 

Übertretungen dieſer Anordnungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
geahndet werden. 


Viehes zur weiteren 


Kundmachung der Landesregierung in 
Jalzburg vom 7. October 1902, 3. 14771, 


betreffend 


die Einfuhr von Klauenthieren von dem Central⸗ 
viehmarkte in Wien, St. Marx, nach dem Herzog⸗ 
thume Salzburg. 

Nachdem amtlichen Nachrichten zufolge die Maul— 
und Klauenſeuche am Centralviehmarkte zu St. Marx 
und im Gebiete der Stadt Wien völlig erloſchen iſt, 
findet die k. k. Landesregierung das mit hieramtlicher 
Kundmachung vom 5. September d. J., Z. 13231, 
angeordnete Verbot der Einfuhr von Klauenthieren 
vom Centralviehmarkte in Wien, St. Marx, nach dem 
Herzogthume Salzburg wieder aufzuheben. 

Vorſtehende Verfügung tritt mit 11. 
d. J. in Wirkſamkeit. 

Dies wird hiemit verlautbart. 


October 


Kundmachung der Gtatthalterei in Mien 
vom 8. October 1902, 3. 100479, 


betreffend 


den Viehverkehr vom Centralviehmarkte 
St. Marx in Wien. 

Mit Rückſicht auf das Erlöſchen der Maul- und 
Klauenſeuche im Schlachthauſe zu St. Marx und 
überhaupt im ganzen Stadtgebiete Wien findet die 
k. k. Statthalterei ihre Kundmachung vom 16. Sep⸗ 
tember 1902, Z. 95160, außer Kraft zu ſetzen. 

Das Verbot des Wegbringens von Schweinen 
im lebenden Zuſtande aus dem Stadtgebiete Wien 
(mit Ausnahme nach jenen außerhalb Wiens ge— 
legenen Schlachtſtätten, für welche Sonderbezugs— 
bewilligungen für Schweine vom Wiener Markte er— 
theilt wurden) bleibt bis auf weiteres aufrecht. 

Durch letzteres Verbot erſcheint der Eiſenbahn— 
Tranſitverkehr mit Schweinen durch Wien nicht 
berührt. 

Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Kraft. 

Übertretungen derſelben werden nach dem Ge— 
ſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beitraft. 


in 


70* 


412 


(Veterinärdepartement des Minifte- 
riums des Innern.) Nach vierzigjähriger pflicht- 
treuer und vorzüglicher Amtsthätigkeit, welche die 
Allerhöchſte Anerkennung gefunden hat, iſt Herr 
Miniſterialrath Bernhard Sperk in den Ruheſtand 
getreten. Die Organiſation des öſterreichiſchen 
Veterinärdienſtes durchgeführt zu haben, darf als 
ein beſonderer Erfolg ſeiner amtlichen Wirkſamkeit 
bezeichnet werden. — Mit dem Referate in Veterinär⸗ 
angelegenheiten iſt nunmehr Miniſterialſecretär Anton 
Binder betraut worden. 


(Aufhebung der Beſchränkungen des 
Wiener Viehmarktverkehrs.) Die anläſslich des 
Auftretens der Maul- und Klauenſeuche im Schlacht- 
hauſe zu Wien von der niederöſterreichiſchen Statt- 
halterei mit Kundmachung vom 26. Auguſt 1902, 
Z. 88319, angeordneten und ſeither mit Kund— 
machung vom 16. September 1902, 3. 95160, ab⸗ 
geänderten Sperrverfügungen find mit Kund— 
machung vom 8. October 1902, Z. 100479, auf⸗ 
gehoben worden. Nach 44tägiger Dauer wurden 
demnach die beſchränkenden Maßnahmen zur Gänze 
aufgehoben, nachdem ſchon früher weſentliche Ver— 
kehrserleichterungen zugeſtanden worden waren. Des— 
gleichen haben die Statthalterei in Prag mit Kund⸗ 
machung vom 7. October 1902, 8. 210719, die 
unter dem 30. Auguſt 1902, 3. 182899, und die 
Landesregierung in Salzburg mit Kundmachung 
vom 7. October 1902, 3. 14771, die unter dem 
5. September 1902, 3. 13231, verfügten Verkehrs- 
beſchränkungen betreffend den Wiener Centralvieh⸗ 
markt aufgehoben. Die citirten jüngſten Kundmachun⸗ 
gen befinden ſich in der heutigen Nummer des Bei- 
blattes. “) 


(Die Fleiſchverſorgung der Welt.) 
Die letzten Nachrichten, welche uns das trans— 
atlantiſche Kabel übermittelte, lauten dahin, daſs 
ein amerikaniſcher Fleiſchtruſt ſich mit 500 Millionen 
Dollars conſtituirt habe. Was ſoll und will dieſer 
Truſt? Er ſoll die gewaltigen Großſchlächtereien 
und Fleiſchverſandtinduſtrien der Vereinigten Staaten 
zu dem Zwecke zuſammenſchließen, um ſowohl die 
Fleiſchpreiſe in Amerika ſelbſt hochzuhalten, als 
anderſeits die Preiſe im europäiſchen Abſatz⸗ 
gebiete nach Gutdünken feſtzuſetzen. Daſs es ſich in 
letzter Hinſicht keineswegs um eine Regulirung der 
Fleiſchpreiſe nach unten handelt, läſst ſich leicht 
denken. Solche zeitweilige Preisherabdrückungen 
treten nur ein, wenn es gilt, einen läſtigen und ge- 
fährlichen Concurrenten zu zermalmen. Das iſt ſo 
Geſchäftspraxis der Truſts und Cartelle. Was den 


*) Seite 411. 


Verſchiedene Miktheilungen. 


nordamerikaniſchen Fleiſchtruſt betrifft, ſo ſoll der⸗ 
ſelbe mit den für die Fleiſchverſorgung der Welt zu: 
nächſt in Betracht kommenden Fleiſchexportgeſellſchaften 
in Argentinien und Auſtralien ein Ab⸗ 
kommen getroffen haben. Wie weit dieſe Gerüchte auf 
Wahrheit beruhen, läſst ſich hier ſchwer controliren. 


In dieſem Falle hätte man es mit einem Welt⸗ 


fleiſchtruſt zu thun. Die Perſpective, dass die 
überſeeiſchen Gebiete mit ihrer heute noch enormen 
Productivität an Lebensmitteln darangehen, den Ab- 
ſatz und die Preiſe derſelben nach ihrem Ermeſſen 
und nicht nach der thatſächlichen Markt⸗ und Preis⸗ 
conjunctur in den Abſatzgebieten zu regeln, und 
anderſeits durch den Truſt der engliſch-amerikaniſchen 
Schiffahrtsgeſellſchaften der Abſatz der europäiſchen 
Induſtrieproducte beeinfluſst werden ſoll, iſt keine 
ſehr erfreuliche. 


Die Bedeutung der überſeeiſchen Schlacht- und 
Fleiſchinduſtrie für den europäiſchen Conſum⸗ 
markt und deren Einfluss auf denſelben, ergibt ſich 
aus der nachfolgenden Darſtellung, in welcher ſelbſt⸗ 
verftändlih der amerikaniſchen Production 
die erſte Stelle zugewieſen iſt. In einer officiellen 
Publication wird die Zahl der im Jahre 1900 in 
den Vereinigten Staaten ermittelten 
Schlachtthiere mit 192 Millionen Stück angegeben; 
davon 67˙8 Millionen Rinder, 61˙6 Millionen 
Schafe und 62˙8 Millionen Schweine. Mehr als dieſe 
bedeutende Ziffern ſagt ein Bericht des Cenſus⸗ 
bureaus in Waſhington, welcher über das Wach s⸗ 
thum der Schlachthaus in duſtrie in der 
letzten Hälfte des 19. Jahrhunderts folgende Daten 


mittheilt: Im Zeitabſchnitt von 1850 bis 1900 iſt 


die Zahl der Schlachthäuſer in den Vereinigten 
Staaten von 185 auf 921, das inveſtirte Capital von 
3˙4 Millionen Dollars auf 189˙2 Millionen Dollars, 
die Zahl der hiebei beſchäftigten Arbeiter von 3276 
auf 68.524 geſtiegen. Im Jahre 1850 wurde an 
Arbeitslöhnen 1˙2 Millionen Dollars, im Jahre 1900 
deren 33˙4 Millionen gezahlt. Der Wert des ver⸗ 
arbeiteten Materials betrug 1850: 9˙4 Millionen 
Dollars, 1900: 683˙5 Millionen Dollars, der Wert 
der Producte 1850: 11˙9 Millionen Dollars, 1900: 
785˙5 Millionen Dollars. Die Ausfuhr an 
Schlachtvieh und Nahrungsmitteln thieriſchen Ur⸗ 
ſprungs betrug im Jahre 1901: 204 Millionen 
Dollars. 


In gewiſſer Hinſicht noch weit bedeutender ſtellt 
ſich die Entwicklung der Viehproduction und Fleiſch⸗ 
induſtrie in Auſtralien dar; es kommt dabei 
der Auſtralcontinent nebſt Tasmania und Neuſee⸗ 
land in Betracht. Einem die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe Auſtraliens behandelnden Aufſatze der „Zeit⸗ 
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ſchrift für Socialwiſſenſchaft“ entnehmen wir dies⸗ 
bezüglich Folgendes: Als Philipp in Port Jackſon 
mit ſeinem erſten Transport von Sträflingen landete, 
führte er auf ſeinen Schiffen 105 Schafe, 23 Rinder, 
11 Pferde und 43 Schweine mit. Am Ende des 
Jahres 1899 wurden 93˙6 Millionen Schafe, 11 Nil 
lionen Rinder, 1˙9 Millionen Pferde und 1˙1 Mil⸗ 
lionen Schweine gezählt. Dabei waren die Schaf— 
herden in den Vorjahren durch Dürren decimirt 
worden; die Zahl der Schafe war bei einer im Jahre 
1891 vorgenommenen Zählung mit 124˙5 Millionen 
angegeben worden. Der Geſammtwert aller 
Schafherden wurde für das vergangene Jahr mit 
45˙8 Millionen Pfund Sterling, das ſind über eine 
Milliarde Kronen, berechnet. Die Geſammtproduction 
der ſieben auſtraliſchen Colonien ergibt aus der Vieh⸗ 
zucht eine Jahresſumme von 51˙1 Millionen Pfund 
Sterling. Vornehmlich iſt es die Entwicklung des 
in den letzten Jahren ſtetig wachſenden Exportes von 
gefrorenem Fleiſch (Schaf- und Rindfleiſch), 
welche dieſes Ergebnis herbeigeführt hat. 


Über die Entwicklung der Schlacht- und Fleiſch⸗ 
induſtrie in Argentinien werden in den Fach— 
zeitſchriften außerordentliche Schilderungen mit ge— 
waltigen Zifferncolonnen entworfen. Es genüge 
hier zur Illuſtration der dortigen Verhältniſſe auf 
einen der letzten Conſularberichte hinzuweiſen, in 
welchem gemeldet wird, dafs ſich in Buenos Aires 
im Monat Juni d. J. eine Actiengeſellſchaft („ia 
Blanca“) für Production und Export von Gefrier- 
fleiſch gebildet habe mit einem Capital von 1 Mil⸗ 
lion Goldpeſos, das ſie in der Folge bis zu 
1½ Millionen zu ergänzen berechtigt iſt. Das neue 
Etabliſſement iſt geplant für eine tägliche Schlachtung 
von 5000 Stück Klein- und 250 Stück Großhornvieh, 
für eine Congelation von 1 Million Schaf- und 
50.000 Rindsviertel pro Jahr und für Magazine 
für 70.000 Schaf und 4000 Rindsviertel. Drei 
derlei Anſtalten beſtehen bereits in Argentinien, 
welche zuſammen im Jahre 1901: 2,728.094 Viertel 
gefrorenes Hammel- und 124.823 Viertel gefrorenes 
Rindfleiſch exportirt haben. 

Voranſtehend find die für den Fleiſchabſatz 
nach Europa derzeit wichtigſten überſeeiſchen Gebiete 
in Hinſicht auf ihre Leiſtungsfähigkeit dargeſtellt 
worden. Bezüglich ihres Einfluſſes, den ſie in erſter 
Linie auf das für ihre wirtſchaftlichen Intereſſen bedeut⸗ 
ſamſte Abſatzgebiet in Europa — auf England — 
ausüben, erhält man aus einem kürzlich erſchienenen 
Berichte der „Empire Review“ intereſſante Aufſchlüſſe. 
Die Rolle, welche die Einfuhr ausländiſchen Fleiſches 
bezüglich der Fleiſchverſorgung der Bevölkerung ſpielt 
— heißt es dort — hat von Jahr zu Jahr an Be— 
deutung zugenommen. Im Jahre 1872 bei einer 
Bevölkerung von 32 Millionen belief ſich der Fleiſch— 
verbrauch pro Kopf der Bevölkerung auf 80 Pfund 
inländiſches und 10 Pfund ausländiſches Fleiſch. Im 
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Sahre 1901 bei einer Bevölkerung von 40 Millionen 
war der Verbrauch des inländiſchen Fleiſches pro 
Kopf der Bevölkerung etwas herabgegangen, aber 
der Verbrauch des ausländiſchen Fleiſches pro Kopf 
der Bevölkerung auf 55 Pfund in die Höhe geſchnellt. 
Der Geſammtfleiſchverbrauch in England wird jetzt 
auf 2,400.000 Tonnen jährlich geſchätzt, von denen 
950.000 Tonnen aus dem Auslande eingeführt 
werden. Es kommen 23 Procent des eingeführten 
Fleiſches aus engliſchen Colonien und 77 Procent 
aus fremden Ländern, hauptſächlich aus den Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika und Argentinien. 

Der Einfluss, den die überſeeiſchen Fleiſch— 
importe auf die Preisgeſtaltung in England aus- 
übten, ſtellt ſich jedoch keineswegs als ein für 
die Conſumenten günſtiger dar. Nach Londoner Be— 
richten ſoll der Fleiſchpreis daſelbſt, wo weder Vieh— 
zoll noch Verzehrungsſteuer zu entrichten iſt, ſeit 
Jahresfriſt höher als in Berlin und Paris ſein. Als 
Grund dieſer Erſcheinung wird angegeben, dajs der 
engliſche Fleiſchmarkt in die Hände des ame ri⸗ 
kaniſchen Fleiſchringes gelangt iſt, der dort die 
Preiſe dictirt. Die Art, in welcher die Amerikaner in 
aller Heimlichkeit den Fleiſchmarkt erobert haben, be— 
ſtand im allmählichen Ankauf der früher engliſchen Com- 
miſſionären gehörigen Fleiſchſtände in Smithfield. 
Es ſollen horrende Preiſe für dieſe Fleiſchſtände und 
mitunter auch noch Lebensrenten an die früheren 
Beſitzer dieſer Stände bezahlt worden ſein. Thatſache 
iſt, daſs ſeither und von da aus die Preisgeſtaltung 
auf dem ganzen engliſchen Fleiſchmarkte durch die 
amerikaniſchen Importeure beeinfluſst wird. 

Nächſt England iſt es das Deutſche Reich, 
welches ein bedeutendes Abſatzgebiet für den über— 
ſeeiſchen, hauptſächlich amerikaniſchen Fleiſchexport 
bildet. Im letzten Jahre ſind nach Deutſchland rund 
750.000 Metercentner friſches und präparirtes Fleiſch 
(darunter auch Schweinefett und Speck) im Handels— 
werte von 80 Millionen Mark eingeführt worden. 
Davon entfallen 46 Procent auf den amerika ni⸗ 
ſchen Import. Auch hier kann ſich, wenn keine Gegen- 
wirkungen eintreten, mit der Zeit ein übermächtiger 
Einflufs der amerikaniſchen Importeure heraus— 
wachſen. 

Die amerikaniſche Machtſtellung auf dem Ge— 
biete der Fleiſchverſorgung der Welt beruht heute auf 
der Ausgeſtaltung der Eiſenbahnen und des Fracht 
ſyſtems, auf der Concentration des, Betriebes und 
dem rieſigen Fortſchritt der techniſchen Anlagen, 
ſpeciell des Kaltluftſyſtems und der Kühlmethoden. 
Die Beſchreibungen über die Methode der Schlachtun— 
gen und der Präparirung der geſchlachteten Thiere 
für den Fleiſchverſandt, wie dies in den Chicagoer 
Schlachthäuſern geſchieht, eröffnen den Einblick in eine 
Vollkommenheit des Betriebes, die den Leſer ver— 
blüfft und denjenigen, dem Gelegenheit geboten iſt, 
dieſe Einrichtungen zu ſehen, betäuben muſs. Man 
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kann nicht umhin, dieſen Sieg der Technik und des 
Geſchäftsgeiſtes zu bewundern. Aber man wird des— 
halb umſo ſchärfer den Contraſt zwiſchen Urſache und 
Wirkung empfinden, wenn man ſieht, daſs dieſer ge— 
waltige Fortſchritt in der Ausnützung der Reich— 
thümer der Natur dazu miſs braucht werden 
ſoll, anſtatt den Menſchen durch reichliche und billige 
Fleiſchzufuhr die Exiſtenzmöglichkeit zu erleichtern, 
gerade den entgegengeſetzten Beſtrebungen — und 
leider mit Erfolg — zum Durchbruch zu verhelfen. 

Es iſt glücklicherweiſe die Gefahr keine immi— 
nente, wenigſtens inſoweit Europa hiebei in Be⸗ 
tracht kommt. Der europäiſche Continent kann in 
abſehbarer Zeit noch durch die eigene Vieh- und 
Fleiſchproduction verſorgt werden und ſelbſt England 
würde, wenn es ſich dazu entſchließen könnte, ſeine 
Häfen der continentalen Vieh- und Fleiſcheinfuhr zu 
öffnen, noch reichlichen Zufluſs finden. Die Vieh⸗ 
production Oſterreichs-Ungarns kann, wenn 


für deſſen Waren ein geſichertes Abſatzgebiet ge⸗ 


ſchaffen wird, in heute noch kaum zu begrenzender 
Weiſe geſteigert und ausgeſtaltet werden. Aber nicht 
bloß unſere Monarchie, ſondern auch die Bal ka n— 
ſta aten, die derzeit noch weit unter ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit an der internationalen Fleiſchverſorgung 
betheiligt ſind, gehen weiterer Entwicklung und Aus— 
geſtaltung auf dieſem Wirtſchaftsgebiete entgegen. 
Und gar erſt Ruſs land mit ſeinem Reichthum an 
Vieh und den noch unbehobenen Schätzen der Ex— 
ploitirung ſeiner Viehproduction. Freilich müſste in 
den öſtlichen Ländern Europas vorerſt mit Ernſt und: 
Eifer daran gegangen werden, die Vorbedingungen 
für eine gedeihliche Entwicklung der Viehproduction 
und für die Möglichkeit eines geſicherten Abſatzes 
ihrer Viehproducte zu ſchaffen. Dieſe Vorbedingungen 
beſtehen in entſprechenden ſanitären und vete⸗ 
rinären Verhältniſſen. Da und dort geſchieht ſchon 
manches zwecks Beſſerung des Beſtehenden, aber 
vieles muſs noch gethan werden. An Anregungen 
und Initiative auf dem Gebiete der Vieh⸗ und 
Fleiſchproduction in den öſtlichen Ländern fehlt es 
nicht, und die Conſularberichte wiſſen von manchen 
Projecten zu erzählen, die bereits durchgeführt und 


Viehſtälle mit 
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von ſolchen die geplant ſind. Es kann eines Tages 
dazu kommen, dajs die mitteleuropäiſchen Staaten 


ſich in der Abwehr gegen die Preisdictate Amerikas 


verbinden und ſich ſelbſt ausreichend und billiger als 
es der Weſten der Welt zu thun gewillt iſt, mit 


Fleiſch und Fleiſchprodueten verſorgen. In einer 
ſolchen Vereinigung wäre Oſterreich-Ungarn 
eine führende Rolle zugewieſen und jenen Balkan⸗ 
ländern, welche gleichzeitig mit der Entwicklung auf 
dem Gebiete der Viehzucht den Anforderungen 


moderner Veterinärpolizei Rechnung tragen würden, 
fiele die Aufgabe des regelmäßigen Nachſchubes zu. 


Ein Zukunftsbild, das vielleicht raſcher als man 
glauben mag, ſichtbare Formen gewinnen Fann: 


(Meierei- und Viehwirtſchaft in Däne⸗ 
mark.) Der hervorragende Stand des däniſchen 
Molkereiweſens und der dortigen Milchinduſtrie 
genießt einen Weltruf. Intereſſante Einzelheiten über 
die bezüglichen Einrichtungen und insbeſondere über 
die großartigen Erfolge, die gerade auf dieſem Gebiete 
durch genoſſenſchaftliche Cooperation erzielt wurden, 
ſind einem in den „Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statiſtik“ (Maiheft 1902) enthaltenen Aufſatz 
von Dr. Heinrich Pudor zu entnehmen. Von der 
geſammten Bodenfläche Dänemarks, die ſich auf 


3,800.000 Hektar beläuft, find 1,400.000 Hektar 


der Production von Futtermitteln gewidmet. Die 
Anzahl von Hornvieh rechnete man im Jahre 1898 
auf 1,700.000 Stücke, von denen weitaus die meiſten 
Milchkühe ſind. Zum Vergleiche wird nach in einem 
Artikel des Pariſer „Temps“ enthaltenen Daten 
angeführt, daſs Frankreich 9 Millionen Hektar 
Culturland und 6,500.000 Milchkühe beſitzt, nicht mehr 
als 84 Millionen Hektoliter Milch und 18 bis 20 Mil⸗ 
lionen Kilogramm Butter jährlich producirt, das iſt 
circa ein Drittel von dem, was Dänemark ins Aus⸗ 
land ſendet. Von 1861 bis 1898 hat ſich in Däne⸗ 
mark die Anzahl des Viehes um 56 Procent ver- 
mehrt; die Zahl der Viehſtälle ſchätzte man auf 
180.000, von denen nur 7544, alſo 4 Procent mehr 
als 30 Thiere beherbergen. Im übrigen iſt die Ver⸗ 
theilung folgendermaßen: | 


Anzahl der Ställe 


1— 3 Stück Vieh 70.218 = 39'85 Procent ſämmtlicher Ställe 
„„ 52.371 2912 „ ah x 
1 49.667 = 2782 „ 2 5 
30—49 „ 3 5.335 = 27˙95 7 1 7 
Bono > os 5 5 
über 100 „ „ 202 0 55 A 
179.740 = 100 Procent. 


Im Jahre 1882 wurde die erſte dänische 
Molkereigenoſſenſchaft gegründet; im Jahre 1898 
beſtanden deren 1013 mit 125.000 Mitgliedern. Die 
Mitgliederanzahl beträgt durchſchnittlich 120; die 
Anzahl der Kühe ein und derſelben Genoſſenſchaft 


wechſelt von 200 bis 400 im weſtlichen Jütland, bis 
zu 1000 bis 1400 im öſtlichen Jütland und auf den 
Inſeln. Die Milchlieferung pro einzelne-Kuh iſt jähr- 
lich mindeſtens 2560 Kilogramm, im Durchſchnitt 
3500 bis 4000 Kilogramm und in einzelnen Fällen 


5000 bis 6000 Kilogramm. Nach dem Geſetze vom 
26. März 1898 find die Mitglieder verpflichtet, zum 
Zwecke der Bekämpfung der Tuberculoſe die 
Milch vor der Verwendung bis auf 68 Grad 
Reéaumur zu erhitzen. Die Milch wird zumeiſt nach 


dem Fettgehalte, in wenigen Genoſſenſchaften nur 
nach dem Gewicht bezahlt. Die Verwaltungskoſten ſind 
niedrig, die Abrechnung erfolgt monatlich. Im Jahre 
1888 hat der Staat zur Unterſtützung der von ſo 
bedeutenden Erfolgen gekrönten Thätigkeit des 
genoſſenſchaftlichen Molkereiweſens im Anſchluſſe an 
das ſchon beſtehende thierärztliche und landwirtſchaft— 
liche Inſtitut ein Laboratorium errichtet mit einer 
ſpeciellen Section zur Vornahme von Analyſen der 
Milch, der Butter und der Futtermittel. Die Errich— 
tung dieſes Laboratoriums koſtete mehr als 350.000 K, 
die Unterhaltung erfordert einen jährlichen Zuſchuſs 
von 170.000 K. 

(Schweinepeſt in England.) Nach Mit— 
theilungen unſerer Botſchaft in London wurden vom 
Board of Agriculture mit Verordnung vom 1. Sep- 
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tember d. J. in mehreren Gemeinden der Grafſchaft 
Glamorgan, Eaſt-Suffolk und Weſt-Suffolk wegen 
Ausbruches der Schweinepeſt veterinär-polizeiliche 
Vorkehrungen getroffen. 

(Rinderpeſt in der Türkei.) Einem Berichte 
der k. und k. Botſchaft in Conſtantinopel vom 8. Sep⸗ 
tember d. J. iſt zu entnehmen, daſs die Rinderpeſt in 
zwei Ortſchaften des Vilajets Alepo erloſchen, da— 
gegen in mehreren Orlſchaften des Vilajets Merſine 
ausgebrochen iſt. 

(Ausbreitung der Rinderpeſt in Trans— 
kaukaſien.) Dem Ausweis der kaukaſiſchen Veterinär— 
verwaltung über die Verbreitung der Epizootien im 
Juli d. J. iſt zu entnehmen, daſßs die Rinderpeſt in 
fünf Gouvernements (Tiflis, Eliſabethpol, Baku, 
Eriwan und Kars) herrſchte. Im Laufe des letzten 
Monates ſind circa 1500 Stücke neuerkrankt. Gekeult 
wurden 1740 Stücke. In weiteren vier Gouverne— 
ments iſt die ſibiriſche Peſt und der Zungenkrebs ver— 
breitet, welche Seuchen auch in den erſtgenannten fünf 
Gouvernements nicht geringe Verbreitung aufweiſen. 
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Viehmärkte- Kalendarium 
für den 


- Monat November 1902, 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ftattfindenden wichtigſten“) Pferde⸗, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
++ . 
Niederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
.... . —p— 8 
Stückzahl 
Hornmnm Horn 10. 450 400 5 = Er 
Korneubung .. . Stetteld orf 24. 500 — — — — 
Kremmm Gföhl, 6., 13., 20. 27. = 800 — — — 
Miſtelbacc gh Laa a. d. Thaya .. 8., 14., 22., 29. — — 700 — — 
5 re 18. 100 300 — — — 
Miſtelbac h 08,10, 174 ↄꝗmB;; = 500 I 1 
Oberhollabrunn . . Maiffau ..... 17. — 400 — — = 
St Pöfte ß St. Pölten 6,13. 20% — 250 — — — 
Scheibbs Greſten 1 — 1000 — — — 
Wr.⸗Neuſtadt .. Lanzenkirchen * 5. — 350 — — — 
Wr.⸗Neuſtadt . . 5.,8., 12., 14., 19., 8 
22% „% 200 | 
Waidhofen a. Thaya Ludweis 29. — 1000 — — — f 
weil! weill! 3.10% 200 — 2 
++ 
Oberöfterreich, 
Drauatlin are ee Ettenaurn. 72 8% 24. — 200 — — — 
Freiſtadde Zwettl! 11. — 300 — — — 
Leonfelden 6 ., 13., 20., 27. — 200-300 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 


Politischer Bezirk Ortsname 
Kirchdorf Vorderſtoder. 
Linz, Land F 
Rohrbach F 
Aigen 
8 St. Leonhard 125 
5 Wartberg a. d. Krems 
o 
Vöcklabruck Frankenburg 
Vöklamarkt 
Timmel kae 
rc Welss . 
Hallein Golling 
Salzburg, Stadt . . Salzburg, Stadt 
Salzburg Umgebung Eugendorf . 
Neumm kk 
St. Johann i. P. Pfartwerſen 
22 Sun 
Werren 
Tamsweg . . St. Michael 
p Markt Kindberg 
o Weitenſtein 
Neukirchen 5 
Tüffer r 
Lemberg 1 
Deutſch⸗Landsberg . . Groß St. Florian 
Eibiswald 
Wattmannſtetten 
Stan zn 
Feldbach Feldbach 
G nass 
Gröbming Stein a. E. 25 
Stainac h 
Schladming 
eig Böllau ns 


Datum 


3 


6., 13., 20. 27. 
10, 17. 24. 
3. 


6. 


8. 


17. 


4. gu 300 
18. = 1500 
10. 3 500 
18, = 600 
27. = 300 
25. . 400 

8. 300 500 
11: er 250 

Steiermark. 

6. = 350 
ER . 450 
6. 8 400 
11. et 900 
25. 5 300 
8: RS 900 
19. SE 600 
19. ur 800 
25. 500 
6. Er 1000 
25. er 250 
4. ne 300 
6. 150 250 
17. — 250 
15. 80—100 300-350 


Pferden 


— 200 


. 200-300 
or 200 — 300 


= 300 
* 200 
— 300 
= 400 
5 300 
— 300 
— 200 

— 200 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
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u — 
Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 


500 Spanferkel. 


300 Zucht- und Nutz⸗ 
vieh. 

= detto 

Sr detto 

Bas detto 

575 detto 

mE; detto 


2 Zucht- und 
Gebrauchspferde. 


Zucht⸗ und Nutz⸗ 


vieh. 


— detto 


. Export nach 
Mähren. 
— detto 
— detto 
— detto 


EB Wird von fremden 


Händlern aus 
Mähren, Böhmen 
und Ungarn wegen 

Einſtellochſen 

beſucht. 


Er Sehr ſchönes 
ſchweres Maſtvieh 
der Murbodner 
und Mürzthaler 
Race. 


Export nach Wien. 


Jung⸗ und Stech⸗ 
vieh. 


71 
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Politiſcher Bezirk 


— 


Judenburg 


Leibnt zz 


Liezen 


Lnttenberrg 


Marburg 


u Ya 


CE U ee PET) 


Murau 
Pettau 


e 


Radkersburg 


Ramm RR 


Stadt Graz 
Stadt Marburg 


Stadt Cillli . 
Stadt Pettau. 


Pettau, Stadt . . 


Ortsname 


St. Oswald . . 


Knittelfed 


St. Veit 
St. Johann .. 
Arne! 


Ehrenhauſen 


Leib uz; 
Wilden 


. Rottenmann. 


Altenmarkt 


Wernſee 
St. Georgen an der 
Stainz 


St. Leonhard W. B.. 


Pöltſchac h.. 


St. Georgen a. P. 
Windiſch⸗Feiſtritz . 


St. Veit 
Friedau 


e 


„Radkersburg 


St. Peter a. are 


. Beilenjtein 


„ 


Pisec 


Hör berg 
Windisch Landsberg. 


„ 


. Stadt Gra 
Marburg, Stadt 


" " 


Stadt Cilli 


Datum 


22. 


19. 
24. 


12 


4., 15. 


8. 
3. 
3. 
6. 
19. 
21. 


25. 
25. 


6., 13., 20., 27. 


8., 15., 22., 29. 
12., 26 


21. 


Voraus ſichtlicher Auftrieb a:?n 


500-1000 500-1200 


500 
300 
250 
400 
300 
700 
300 
400 


200 5000 


700 
— 500-600 


. 5.,12.,19.,25.,26. 180-250 1000-1200 1200-1400 — 


g ——ñ— — 8 on 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stüdzapı | 
— zer — N d 
= — 
Murbodner Race. 
100 1200 — — detto 
5 ADD = = 
. 400 > = => 
— 600 = ar 
En 500 Be ee Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 0 
Nutzkühe, Schlacht⸗ 
vieh⸗Export nach 
Mähren, Nieder- 
und Oberöſter⸗ 
reich. 
— 800 — -- delto 
= 600 = — des 
— 5 — — gühe und d 
8 5 bes Werben 
und Mariahofer 
Bergſchecken-Race. 
ae 5 Sr Bet ıngs, 
= ee 
Murbodner-Race, 
Ausfuhr nach 
Ober- und Nieder⸗ 
öſterreich. Abtrieb 
zum Markte nach 
Weyer (Ober⸗ 
öſterreich.) 
. 200 = — = 
— 200 = = 3 
= — IR en Handel : 
1 0 N eee 
Graz und Mar- 
burg. 
m = > > € tmarkt i 
900 1000 a. we 5 | 
Böhmen und 
8 Mähren. 
ii Kin = u Gut rs 
ns auch Math. 
> — = ee toi a 
3 ee 
ſtellochſen nach 
Mähren und das 
Staatsgeſtüt 
Babona. 
— 200 — — Mariahofer. 
— 500 — — — 
— 1000 — — — 


markt „viel geputzte 


Gänſe und Enten. 


e 


Am 25. Jahr⸗ und 

er am 5., 
12. u. 26. 

eee. 


5., 11. auch Jahr⸗ 


ene 


Politiſcher Bezirk 


Windiſch⸗Graz 


Völkermarkt 


Wolfsberg 


Adelsberg 
Gottſchee 


Gurk feld. 


Krainburg 


Laibach, Stadt 


Umgebung . . 


* „ D * 


Ortsname 


Heider 
St. Ruprecht a. St. . 


Sinabelkirchen. 
Weiz 


Nahren berg 
Windiſch⸗ Graz 


Schönſtein 


Straßburg 
Althofen 


. Arnoldſtein 


Villach 


Paternion 


Bleiburg 


Völkermarkt 


Unterdrauburg 
St. Leonhard 


Illiriſch Zeifteik . . 


Groß⸗Laſchitz 


Bart emu 
Bründl Wutſchka. 
Heiligen⸗Kreununz 
Rutſc hach, 
Arc 


Gurkfeld 


Krainburg 
Biſchoflack 
Neumarktl 


Unter⸗Idria 
Grühers 


„ ee 
e | 
„ 


e 


e 


Bite Ft 


Datum 


19. 


Krain. 


17. 
6. 
10. 
11. 
12. 
17. 
19. 
25. 


11. 
25. 
27. 


8. 
17, 

5., 12., 19, 26. 
ah, 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


50 


100 
400 


Stückzahl 


220 — 


800 Er 
400 — 
700 — 
600 — 


450 u 
650 = 
400 5 


350 — 


300 — 
600 — 


350 — 
400 — 


300 — 
250 — 
250 — 


600 — 
250 — 
600 — 
300 — 


200 
650 300 


900 
1600 
500 
400 
500 — 
500 — 


1000 
450 
200 — 


300 — 
800 
300 


700 — 
1000 


200 — 
200 — 
300 — 


1 


100 


419 


— — — — — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— 


40 Paar Mur⸗ 
bodner Maſtochſen 
und magere 
Ochſen. Reſt Kühe 
gemiſchter Schläge. 


14° 


420 


Politiſcher Bezirk 


Rudolfswerth 


Stein 


Tſchernembl 


Görz, Stade 


Gradisca 


. . „ — 


Capodiſtrian . 


Mitterburg 
Seſana he 


Volosca 


Brixen 


Bruneck 


. 


Cavaleſe 


Junsbruck 


Kitzbühel 


Kufſtein 
Landeck 


n e 


as e 


„ u 


am 4. Jahrmarkt. 
am 17. Jahrmarkt. 


am 3. Jahrmarkt. 


— 


F 


Kae 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 
TR u . en 
Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—. 8 
Stückzahl 
. Neudegg g 3. — 300 — — 
Rudolfswerth 3 — 400 400 — 
St. Lorenzen 24. 50 500 — 100 
Mannsburg 6. 50 500 120 30 
Morautſch 11. — 400 100 100 
Domſchale 25. 10 300 200 40 
‚ Möttling 2: 0% % 18. — 1000 300 — 
++ . 
Küſtenland. 
Görz 13,2% 90 900 800 — 
Aeg 3 „ 17 — 800 700 — 
Cervignano . . 6., 17. — 700 750 — 
Cormons 28. — 850 700 — 
Gradis ea? 11 — 750 700 — 
Roman?zß̃⸗ 24. — 800 680 — 
Capodiſtria . 20. 10 300 100 100 
. Mitterburg 4. 0 800 150 200 
„Divas . 26. — 600 180 — 
Seas ee 31412) 7 600 180 — 
Herp ele 3. 250 200 — 
Tirol und Vorarlberg, 
A. In Tirol. 
: Bora 3. 30 1000 300 360 
5 25. 20 700 100 400 
Seurelle mr. 11. 10 250 60 200 
Sun n 11. 580. 600 30 1000 
lauſen 25. 50 350 120 1000 
Bozen, Stadt 3. 150 1700 700 450 
1 5 30. 200 1350 500 30 
Briten: Lee 12. 20 300 100 400 
Sterzing 10. — 500 60 580 
a I 18. — 400 80 820 
St, Martin * 400 80 850 
Moin RER: 2. 70 800 — 70 
Campitello 1% 250 170 40 
Predagzo en, 3. — 250 170 40 
Pezzaa 6. 350 — 80 
Cabaleſe 28. 80 300 140 80 
es TR . 20 600 290 80 
Terzefis 8. — 400 260 — 
TE 6. 650 100 — 
Stamm . 11. — 600 — — 
Mieming 20. — 200 40 150 
t 3. 350 1200 300 90 
Watenêgs ? 25. — 300 150 50 
Brixen im Thal 11. 10 300 — 50 
St. Johann Fr. Obern⸗ 
dorf 6. — 300 — 60 
Niederndorf Ir — 500 50 120 
Rattenberg 9 25. — 400 60 — 
Landeg 1 — 450 160 40 


Meran 


Reutte 


RE Er or, 


Riva 
Rovereto 


Schlanders 


cc 
Trient, Stadt 


e 


Beneſchau 
Blatna 


. 


Böhmiſch⸗Brod 
Böhmiſch⸗Leipa 


Budweis 


„ 


P 
Deutſch⸗Brod 


Falkenau 


. Trient 


Ortsname 


e 


e eee 


F 


Schluderns 
Schlanders 
Latſch 


n 


8 
e ie 


n 


Ponte Arche 
Denno 


e 


Wlaſch im 


e 


„ Blatilgaga¶ 


Bkeznitz 
Rozmital 
Sedletz 


e 
s a 


e e 
e 


a I RT] 


Kreuzberg 
Hermanmeſtee 
Kamenitz 
Goltſch⸗Jenikaun 
Hirſchberg 


e 


„Deutſch⸗Brod 


Humpoletz s 
Jenikau, Windig⸗ 
Polna 

Steken 
Elbogen 
Falkenau 
Goſſengrünn 

Königsberg 


S Mer iR 
Weg Bu 
ae en 


a ER a ar 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


A: 


1 


a — 
Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Datum Pferden 
. 
Stückzahl 
3. — 300 — 
5. 10 500 50 
30. 10 200 Se 
4. 20 800 200 
27. 10 450 800 
8., 29. 40 300 40 
8. — 1100 — 
28. — 350 — 
30. 40 850 — 
6. 30 800 70 
1 20 200 — 
22. = 400 = 
30. — 200 = 
8. 600 110 
11 = 1100 150 
2. 20 350 100 
11.,12. 10 450 60 
18. 20 650 80 
‚15. — 250 20 
. 20 600 50 
B. In Vorarlberg. 
10. — 800 160 
24. — 350 120 
18. 40 450 300 
12. — 400 — 
26. — 300 — 
++ 
Böhmen. 
3. — 1600 ER 
27. — 900 25 
4. 200 1400 — 
25. — 700 = 
11% — 400 — 
3. — 550 — 
10. 50 550 — 
3. 30 200 — 
11. 500 1000 1500 
12. — 200 - 250 40 
Lt — 500 — 
25. — 300 — 
3. — 500 — 
6. — 500 — 
6. 13., 20., 27. — = 800 
21. — 1050 200 
24. — 300 — 
18. — 700 — 
19. — 300 50 
11. — 250 — 
12. — 700 — 
10. — 300 — 
3. — 400 10 
17 — 500 200 
10., 27 — 250 —350 20 
Ale, — 450— 600 50 —70 


20 
30 


r 


r 


422 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 7 
— ͤ—— I rn 15 5 8 
N Stückzahl ge 
Sablonz . nen Gablon z: 5. 100 250 300 — — 1 
Grasliz E Heinrihsgrün . . . 24. — 200 50 — — 7 
Hohenmauth .. . . Chrouſtowitz » 27. — 250 — = Be 4 

Jelent, Ober- . . . 4 350 — — — 

L ue 3 — 250 — — — 

Pioſeeeee Nee 24 — 400 — — er. 

Shih. ra 11 — 500 — — — 

Hokowi z Ber aun 11. 200 600 2 — — 

Hobo niz; 2 15 700 — — — 

Hoſto mt; 12. — 400 — — — 

Gi ß Lib ñ 4. — 200 — — 

Rozdalowitz 13. 12 350 — — 

Sobot ka ĩ 25, — 400 — — 
Inngbunzlan . . Benatek, Neu 17% — 900 — = — 
Kanden FKlöſtztle 10. — 300 — — — 
Karlsbad Schlackenwerth .. 10. — 450 er — — 
Karolinenthal. . . Brandeis a. E. 25. 200 800 = = 5 
Klaus Unhos t: 17. — 300 = — — N 
Klatta nnn Droſa n 134 — 800 — — — 0 

Klatten % 25 200 3000 400 — — 1 
Klin ER Elbeteinit . . - 18. — 600 — — — a 

Kolin 6. 50 350 — — — 2 
Komstauns Komot ann 18. 150 700 ee — — 2 
Königgrätz Hohenbrucfk 25. — 350 — — — er 

Wii.. 25 250 500 — — — a 
Königinhof .. Joſefſtade 3; 300 800 — — — 3 
Kralo wit Koln 4. — 500 — — 8 7 

Kralowitz 13; — 600 300 — _ — 3 

Netſchetin 4. — 300 — — — 3 — 
Kutt enberrrg Kacov ?; 1 — 250 — — — Erg 

Kuttenberg 125 1050 25 = = 

Zbraslawitz 25. — 450 — — — 
Landskron Wildenſchwert .. 10. 500 300 200 — — 
Leder Kriwſoudoop . .. 3., 10., 17., 24. — 250 — — — 

Leds % re 300 ie pe ar 
eiten ran Reitimerib % 2.205 24. 20 250 — — — 
Leitomiſchl. . . . Leitomiſchl 17. — 600 — — — 
Ludi Buchen 4. — 1600 — — — 

. 25. — 250 — — — 

CHI 2m ans 41! — 700 = = = 
Melnik . Melurtk 4 11,1828 — 1000 — — 7 — 

Mſchen od 2. — 300 — — — 
Mies Kla dran 10. — 200 — — — 
Moldauthein . . Moldauthein 27. 220 650 — — Er 
Mühlhauſn Bechiin N — 900 — — — 

Bernarditz 11. re 600 == . = 

Mühlhauſen 13: 80 1800 — — — 
Münchengrätz . . . Münchengrätz - 9,0. 200 600 — — — 

Neubyd zo Weſeli⸗ Hoch 113 — 600 — — — 
Neuhaus Neubiſtee ß; 11. — 200 50 — — 

Neuhaus 5. 120 600 50 — — 
Neuſtade Dobruſchkaa 13. — 300 100 — — 
Pardubitz Bohdaned 55355 450 — 10 — 

Daſch zz 12. 70 400 — 20 — 

Prelaue „HR 25. — 1000 — 25 — 
Pilgram Cerekve, Ober 6. — 500 — — — 

Cernowitz 17 15 700 — — — 

Kamenitz a. L. 32 — 650 ne * 

Patzuun 7. — 800 — 5 

Pilgram 4. — 8500 — — 

Reitz, Roth⸗ 25. Ze 700 ei = = 

Reichenau, Neu⸗ 17 — 400 — — — 
Pilfen Brennporitſchen . 24. —— 300 — — — 

Pilſfenn 1 1600 1850 — — — 


e C 
R 4423 


TFP Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
„... —, . 8 
Stückzahl 
1 % eu ©; Miroti z 10. — 900 — — — 
Wüst 821. — 800 — — — 
RE 19. 500 2500 8 2 3 
Protiwin 5. — 800 — — = 
lan Te. — 500 30 — — 
r Königſtadtil 26. — 600 = — — 
: i N 2 — 600 — — 
Ning 4. 200 1200 — — 
Podeébrad 25. 10 900 — — — 
F Kolleſchowitzz .. LE — 500 — — 
ess 18. — 200 — — 
Prachat itz Bafin 3 8.15, — 250 — — — 
F 25. — 2000 — —— — 
Winterberg. 1 — 300 250 — — 
C Dobriſch 5. — 600 = — — 
Knin, Neuss 4. — 600 — — — 
Plibram ñ * — 700 — — 
MNakoniß 6. 200 1000 = — — 
W Raudnitz 13, 150 850 — — = 
F Adlerkoſteletz .. 4. 200 650 — 30 = 
Reichen 219,28. — — 700 — — 
c Sag 24. 250 400 + == 
% Welwarn 25. — 200 — — — 
Schüttenhofen .. . Bergreichenftein . . 12. — 500 50 — — 
Reichenſtein, Unter⸗ 6. — 200 50 — — 
Stach 28 — 400 30 — = 
Welharti ß AR: — 600 = 85 4-5 
ET Schönberg 25. — 300 — — — 
s Sede 19. — 300 an = nz 
o 11. — 700 — = 5 
N N 17. = 750 — — — 
ee CHEeNuTLDD“ era 18. - 450 20 -- — 
Senftenberg . . . Geiersberg. 24. — 350 60 — — 
Starken bach Hochſtade 3. 25 550 20 — — 
Strako niit N 14. — 500 — — — 
5 C 155 — 600 — — 8 
err 4. 100 1850 — > — 
. Cholibinn 4. — 3000 — — — 
Menn 3. — 800 Loge — = 
Sobes lau 24. — 1200 — — — 
. nit, 26. 300 2000 = ee = 
Woſelnitz, Sung- . . 90 900 — — — 
FFF een, 1 — 400-500 200-250 — > 
„55 18. er 200 150 = = 
27 Neugedein 2. 21. — 600 — — 8 
5 N 14, 28. 8 400 = — — 
ane 6. — 400 200 — — 
F555 20. 100 600 200 —— = 
A The ung 13 — 400 — — 185 
Wittingan Kardaſch-Recitz 2 18. —— 600 — — 8 
Suchenthall 4. — 400 8 = 7 
Weſel! 5. 2 700 Er = ee 
Wittingau ; 6 — 600 400 5 5 
Rn ee 6 80 1100 = = - 


Boskowitz Letigwi ß; TE — 350 50 — — 
f Selss 3. — 300 100 — — 
5 3 tärkerer Auf⸗ 
Ungariſch⸗Brod . Ungariſch⸗Brod. . 125 2100 500 = trieb an Sehen. 
7 Wall.⸗Kloboutk 24. — 500 300 — detto 
Niw Riß 24. 30 700 — — detto 


Slawitſchin 10. — 550 450 100 detto 


Vorausſichtlicher Auftrieb a 
„5— a en Sa 
Pferden Rindern Schweinen Schafen unmer N 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum 
—ññ— — 
Stückzahl 
Mähriſch⸗Budwitz Domamühl 8. — 650 — 
Fratting 24. — 800 — 
Jam: Er 18., 29. — 400-500 — 
Jarmerit z: 17, 225 1590 — 
Datſcht ?:; Dalſchi z B; — 500 200 
Teliſchhh; 17. 100 700 — 
Ganß Wraß ow 4. 70 400 Fe 
Göding IE Welle SR — 250 — 
Holleſch un Drewohoſtſttz .. 10. 30 300 — 
Wiſowi zzz 5. — 550 100 
Ungariſch⸗Hradiſch. . Biſenz 17, 600 1700 — 
Hl 26. — 550 
Napagede . 3% — 550 — 
ol na Piti: 23 — 800 — 
Wie ff 12; — 700 — 
Lit 8 Koni; 17. — 350 — 
Sir gn 25. 200 250 
Groß-Meſeritſch. . . Groß-Bitteſch .. 6. — 250 300 
Groß Meferitih . . 3 75 250 300 
Wallachiſch⸗Meſeritſch Neu-Hrozinfau . . . 26. — 350 50 
Walachiſch-Meſeritſch 17. 150 1200 150 
Beh na 12. = 400 150 
Neuftnbil .. 0. 9m Biſtritz a. Bars 4. — 300 300 
Ober⸗Bobrau . El: — 400 350 
Sühr 3. — 1050 200 
Neutitſchein Freiberg IT, 50 450 300 
Mähriſch⸗Oſtrau . . . Mähriich-Oftrau . . 18: 250 100 — 
Profs niz Proſsnni ß "u 300 400 
Tiſchnowitz . . . Tichnowiß . . . . 18. — 350 550 
Trebnſch ;; Trebüſchc 17. 200 600 170 
Mähriſch⸗Weißkirchen Keltſcggo eee 24. 120 550 350 
Wiſchns Auſteß 25. 100 500 200 
Wiſchaoa uu 24. 150 250 = 
Ung.⸗Hradiſch, Stadt . Ungariſch-Hradiſch . 17 2400 2300 800 
Iglau, Stadt Ita! 26. — 300 — 
Kremſier, Stadt . Kremer Tr. er 25: 200 550 100 
Zuaim, Stadt. „nam; 3. 900 1600 — 
Schleſten. 
Biel!!! Skotſ chan 5. 13, 0 — — 600—800 
. 17: 150 350 — 
Freiſtade Preiſtadt 4% 11. 18., 255 — 500-600 
Teſ chen Jablun ka,, 21, 18,, 25. — 200—250 150—250 
Teſchenn 1.8. 15,22. 29. — „ o 
„ 3 170 600 — 
„ . 10. 190 400 — 
Friedek, Stadt Frieden 5., 12., 19. — 300 
. 24. 200 550 — 
Troppau, Stadt „Troppau e 4: 650 200 
Galizien. 
Biag Re Balg . 3. 400 — — 
8 6., 20. 27. — 200 = 
Oswiecim 6., 13. — — 650-1000 
VBochnin Lipnica murowana . 3., 24. — 600 1200-1800 
Tiecian gde N 4., 25. — — 550 
Niepolomice. . . 4, — — 750 


n 


VVT | 


S111 


N 


Ie 


Stärkerer Auf- 


trieb an Ochſen. 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 


— 
— 


Stärkerer Auf⸗ 


trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf⸗ 


trieb an Ochſen. 


detto 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf⸗ 


trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf: f 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf: 


trieb an Ochſen. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 
detto 


e 


RE 


. 


U 


ER 


e EEE EL RUN ck 2 


425 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
r 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
—— — 
Stückzahl 
Büchse Dunn 6., 20. 300 250 1000-1150 — 8 

Ujscie ſolne 10. — — 650 ei er 

Lapandm . .... 17. — — 650 — — 
Bohorodezang . . Bohorodezany . . . 10. 150 450 500 — >= 

hee 27. 300 750 — — — 
Borsze zw Borszezöbo .. 3., 10., 17, 24. — 7400-450 — — = 

Korolöwka ... 6., 13., 20., 27. 150 650 — — ee 
A eee 24. — — 600 — — 

eee 10. — — 900 — — 
ee Nr 18. — 450 — — — 

Szezurobk n 20. — 350 550 — ara 

° Dallicaun ee — 400 . — — 
BrzozowwWwW 8 180 300 — — — 

8 Dyno 6. — 500 — — — 
rzezaun y Brzezauxg 27. 150 450 600 — 2 

ö 13., 20., 27. = 500 Bu > 
r Buez as 6, 13., 20, 27. 200 450 700 — — 

“taztowiec ner 2.7. 4., 11., 18., 25. — 300 — — — 

Monaſterzyska . . . 5.,12.,19., 26. 150 250 — — — 
Cies ano Narr! 13. — — 550 — — 

Dleszür et 12. — 200 — — — 

Ciesza no 25. — 200 — = = 
Dabrowa .°. . Dabrobwaoa .. 3., 17. 200 250-300 650 — 700 — — 

Zähne 10., 24. — 400-450 — — — 
Dobromilln Dobro mil 3., 10., 17., 24. — 300 400 — — — 
n Rojniattw . . . . 22. 300 1300 500 — — 
Drohoby ez Drohoby ez . 3., 10., 17., 24. — 650 500 — — 
eee eee 4., 11., 18., 25. — 250 — — — 
F Gryb oo 3., 10., 17. e a 
Vbporodenla 44. 11., 18., 25. — — 800 — — 

W 10. 400 850 1000 — Jahrmarkt. 
rosa Jards aan 14., 28. — 200-250 — — — 
8 7., 21. 155 200 500 = a 

Prüf: * 150 400 — — - 

RADURELO.N. 2. 3.0. 24. — 500 600 — — 
inn 20, 27. — 300—350 = == — 
Nee Janne 10., 17., 24. 200 400-500 — — — 

Krakowiie 13., 26. 200 —250 400—500 500 — — 
r Kaus 18. 600 700 1200 — — 
Kamionka Kamionka . 24. — — 550 — — 

Radziehow . . . . 6.,20. 150 — 1000 — — 
n Noe 18., 19. 200 750 — — — 
Limanowa Kamtenicar ar... 4.,25. — 450 — — 

Limanowaa 17. 200 1700 800 

Bulowica 2.7. 3., 24. — 550-600 — — — 

4 Niedzwiedz 12., 26. — 350 — — — 

Szezyz ye 4. — 700 — — 

Tymbha rk 10. — 1100 500 — 
rr Lisa 4., 11., 18., 25. 200 500 800 —1000 — — 
. Launen 11. 150 400 800 — — 

Lezaj ß, ñ 2 — 250 500 — — 

Bolynier 2.82. 27. 150 300 — — — 
Mosciska Mosciska .. 4 6⁵⁰ — 500 — Jahrmarkt. 
Mysleniſe . . Mysleniſe a — — 600 — — 
Nadwörna Delatnn 20. — 450 — — — 
Nowytarg Nowytarg . 10., 24. 200 300 — — — 
Nowy⸗Sqce z Labo wa 6., 20. — 200 — — — 

Dodo... Ze x 20. — 300 — — — 

Muszyna Lt, —— 200 — — — 

Nowy⸗ Sage; 4. 11., 18., 25. — 300 — — — 

A 1421,28. ze 500-600 — — 

Piw ning 18.19, — 200 — — = 

Stary-Satz .. . . 12., 26. 500—600 300 — — — 

Tylit z — 450— 500 — — 5 


72 


Pobhaler 
Przemysl 
Przemyslany 
Przeworsk 


Rawa 


Rohatyhn 


Rudki 


Sambor 
Sanok in 
Staniskawöw 
Ste 


Tarnobrzeg 5 


Tarnopol 


Tarubobob 


Tlumacz 
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Beiblatt zu dem Uerurdunngablatte 


des 


R. l. Mi niſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Nr. 32. 


Wien, 28. Petober 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: 


Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
17. October 1902, 8. 43393, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Kroatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 21. October 1902, Z. 43688, enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen) aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung 
des Miniſteriums des Innern vom 20. October 1902, Z. 44215, enthaltend Sperrmaßnahmen im Viehver— 
kehre aus dem Occupationsgebiete. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 17. October 1902, 
Z. 43523, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach 
Ungarn und Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 20. October 1902, 
3. 43983, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach 
Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Trieſt vom 9. October 1902, Z. 27220, betreffend 
die Aufhebung der wegen Schweinepeſt verfügten Sperre des Bezirkes Capodiſtria. — Kundmachung der 
Landesregierung in Czernowitz vom 10. October 1902, Z. 28148, enthaltend veterinär-polizeiliche Ver⸗ 
fügungen in Betreff der Ein- und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus Rumänien. — Kundmachung der 
Statthalterei in Lemberg, betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul- und Klauenſeuche. — Ber- 
ſchiedene Mittheilungen: Koſten der Schweinepeſttilgung. — Schlachtviehexport der Monarchie. — 
Verbot der Einfuhr von Klauenvieh aus Syrmien nach Bosnien. — Bethätigung der Amtsthierärzte bei 
Hebung der Viehzucht. — Rückgang der deutſchen Zuchtvieheinfuhr nach Böhmen. — Viehfütterung mit 
Rohzucker. — Viehzählung in Preußen. — Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland. — Rinderpeſt in Trans- 
kaukaſien. — Starke Verbreitung der Maul- und Klauenſeuche in Spanien. — Engliſche Viehſperre gegen 
Argentinien. — Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. — Ausweis über den Stand der 
anſteckenden Thierkrankheiten. f 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 17. October 1902, 3. 43393, 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


hauptmannſchaft Rann getroffenen Verfügung iſt die 
Einfuhr von Schweinen aus dem Bezirke Zagreb 
(Comitat Zagreb) in Kroatien-Slavonien nach dem 
diesſeitigen Gebiete verboten. 


enthaltend : 
Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Kroatien⸗ 

Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Auf Grund der wegen 
Schweinepeſt von der competenten k. k. Grenzbezirks— 


des Beſtandes der 


Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Belenyes, 
Vaskoh (Comitat Bihar), Dicsö-Szent-Märton, 
Radnöt (Comitat Kis-Küküllö), Szakolcza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Nyitra), 
Maros⸗Ludas (Comitat Torda-Aranyos), ſowie aus 
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der Municipalſtadt Maros⸗Väſärhely in Ungarn ge- 
richtete Verbot aufgehoben. 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Veterinär⸗ 
übereinkommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der 
Miniſterialverordnung vom 22. September 1899, 
R. G. Bl. Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach 
dem Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der Ein— 
fuhr von Schweinen aus der durch Stäbchenrothlauf 
verſeucht geweſenen Gemeinde Kopesäny (Stuhl- 
gerichtsbezirk Szakolcza), ferner aus den durch 
Schweinepeſt verſeucht geweſenen Gemeinden Karbunär 
(Stuhlgerichsbezirk Belenyes), Magyar-Säros (Stuhl- 
gerichtsbezirk Dicsb-Szent⸗-Märton), Hadrev (Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Maros-Ludas), ſowie deren Nachbar- 
gemeinden wird durch die Aufhebung des gegen die 
genannten Bezirke beſtandenen Verbotes nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 8. und 14. October 1902, 
33. 41997 und 42781, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Bundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 21. October 1902, 3. 43688, 


enhaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 

Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Maul- und 
Klauenſeuche nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 
das Miniſterium des Innern die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Felſö-Pulya, Sopron (Co⸗ 
mitat Sopron), ſowie aus der Municipalſtadt Sopron 
in Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern. 

Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Maul- und Klauenſeuche von den k. k. Bezirks- 
hauptmannſchaften Bruck an der Leitha und Ungariſch— 
Brod erlaſſenen Verfügungen die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus 
den Grenzſtuhlgerichtsbezirken Nezsider (Comitat 
Moſon), Trenesen, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Trencsen) in Ungarn nach 
dem diesſeitigen Gebiete verboten. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 8., 14. und 17. October 1902, 
33. 41997, 42781 und 43393, zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


n 
2 1 7 2 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 20. October 1902, 3. 44215, 


enthaltend 
Sperrmaßnahmen im Viehverkehr aus dem Ocen- 
pationsgebiete. 
Auf Grund des letzten officiellen Thierſeuchen⸗ 
ausweiſes der Landesregierung in Sarajevo wird die 


Statthalterei . f Nr 
k. k. Landesregſerung eingeladen, unter gleichzeitiger 


Behebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 
Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach- 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 25. October 1902 
angefangen, zu erlaſſen: 

Wegen des Beſtandes der Sch weinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den Bezirken 
Banjaluka Land, Bjelina, Breéka, Caſin, Dervent, 
Bosniſch⸗Dubica, Bosniſch⸗Gradiska, Kljue, Bosniſch⸗ 
Novi, Priedor, Prnjavor, Srebrenica und Vlaſenica 
und wegen des Beſtandes der Schafpockenſeuche die 
Einfuhr von Schafen aus dem Bezirke Sanskimoſt. 

Die Beſtimmungen über die Einfuhr von ge= 
ſchlachteten Schweinen im unzertheilten Zuſtande, 
ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ber: 
ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen 
Schweinen aus ſeuchenfreien Gebieten nach den 
Schlachthäuſern der Productivgeſellſchaft der Wiener 
Fleiſchſelcher und in Unter-Meidling, dann der 
Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher Ziegler und Karlik 
in Wien, ſowie dem Sanitätsſchlachthauſe in Wiener⸗ 
Neuſtadt, ferner nach dem Schlachthauſe in Linz in 
Oberöſterreich; nach den Schlachthäuſern in Aſch, 
Prag⸗Holeſchowitz, Laun, Pilſen und Warnsdorf in 
Böhmen; nach den Schlachthäuſern in Brünn und 
Olmütz in Mähren und nach den Schlachthäuſern in 
Graz und Leoben in Steiermark bleiben auch ferner⸗ 
hin in Kraft. 

Bei der Verlautbarung der bezüglichen Kund⸗ 


Statthalterei 
machung wolle die k. k. Landesregſerung im Sinne des 


hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, Z. 28969, 
vorgehen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 17. October 1902, 3.43523, 


betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und Kroa⸗ 
tien⸗Slavonien. 
Im Nachhange zur h. o. Kundmachung vom 
4. October 1902,38. 41691, wird der k. k. Stalthauteret 


behufs der weiteren Veranlaſſung eröffnet, daſs laut 
telegraphiſcher Mittheilung des kgl. ungar. Ackerbau⸗ 
miniſteriums vom 15. October 1902, 3. 89003, 
wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Einfuhr 
von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Wiener⸗ 
Neuſtadt nach Ungarn verboten iſt. 


Landesregierung 
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Kundmachung des Ministeriums des 
Innern vom 20. October 1902, 3. 43983, 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 

Mit der Kundmachung vom 11. October 1902, 
3. 78769, hat die königliche Landesregierung in 
Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 
8. September 1902, Z. 68935, jene Gemeinden 
bekanntgegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren 
Nachbargemeinden wegen des Beſtandes von Thier— 
ſeuchen die Einfuhr der nachſtehend beſonders ange— 
führten Thiergattungen auf Grund des beſtehenden 
Veterinärübereinkommens verboten iſt. 

In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 

A. Im Küſtenlande: a) wegen des Beſtandes 
des Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen 
aus der Gemeinde Antignana des Bezirkes Mitter- 
burg; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden Capo— 
diſtria, Delani, Dolina, Mareſego, Muggia, Pirano 
des Bezirkes Capodiſtria. 

B. In Krain: a) wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Großlupp, Schleinitz, Brunndorf, Pianz— 
büchel des Bezirkes Laibach, Obergurk des Bezirkes 
Littai; 

b) wegen des Beſtandes des Schweineroth— 
laufes die Einfuhr von Schweinen aus den Ge— 
meinden Mitterdorf, Wocheiner des Bezirkes Rad— 
mannsdorf. 


C. In Steiermark: a) wegen des Beſtandes 
des Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen 
aus den Gemeinden Hafendorf-Mürzſteg des Bezirkes 
Bruck an der Mur; Altenmarkt II., Loipersdorf des 
Bezirkes Feldbach; St. Stephan a. G. des Bezirkes 
Graz (Umgebung); Mautern des Bezirkes Leoben; 
Steinberg des Bezirkes Weiz; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden Neuberg 
des Bezirkes Bruck an der Mur; St. Marein, Unzmarkt, 
Weißkirchen, Judenburg des Bezirkes Judenburg; 

Leoben, Hafning des Bezirkes Leoben. 
a D. In Kärnten: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Hermagor des Bezirkes Hermagor; Anna— 
bichl, Ebenthal des Bezirkes Klagenfurt (Umgebung), 
Althofen, Guttaring des Bezirkes St. Veit; Emmers— 
dorf des Bezirkes Villach; Eberndorf, Globasnitz, 
Griffen, Haimburg, Mieß, St. Peter a. W., Litters⸗ 
dorf, Ruden des Bezirkes Völkermarkt; Granitzthal 
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des Bezirkes Wolfsberg und aus 


Klagenfurt. 


der Stadt 


E. In Tirol und Vorarlberg: a) wegen 
des Beſtandes des Schweinerothlaufes die Einfuhr 
von Schweinen aus der Gemeinde Straß des Bezirkes 
Schwaz; 

bp) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde Riva des 
Bezirkes Riva. 

Gleichzeitig wird die k. k. a in die 
Kenntnis geſetzt, dafs wegen des Beſtandes des 
Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen aus 
den politiſchen Bezirken Volosca (Küſtenland), ſowie 
Benkovac (Dalmatien) und wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
politiſchen Bezirken Pettau (Steiermark), Gurkfeld, 
Rudolfswerth und Tſchernembl (Krain) nach Kroatien— 
Slavonien verboten iſt. 

Hingegen wurde das von der kgl. Bezirksbehörde 
in Delnice gegen den politiſchen Bezirk Gottſchee 
(Laibach) erlaſſene Verbot der Einfuhr von Schweinen 
wieder aufgehoben. 


; Statthalterei ; Most 
Die k. k. Landesregſerung wird unter Beziehung auf 


die hierortige Kundmachung vom 16. und 24. Sep⸗ 
tember, ſowie 4., 9. und 17. October 1902, 
33. 39063, 40209, 41691, 42373 und 43523, 
eingeladen, mit der Verlautbarung dieſer Verfügung 
ſofort vorzugehen. 


Kundmachung der gtatthalterei in Trieſt 
vom 9. October 1902, 3. 27220, 


betreffend 
die Aufhebung der wegen Schweinepeſt verfügten 
Sperre des Bezirkes Capodiſtria. 

Nachdem die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Capodiſtria erloſchen iſt, findet die k. k. Statthalterei 
das mit der Kundmachung vom 6. Auguſt 1902, 
3. 20684, für den Bezirk Capodiſtria angeordnete 
Verbot der Ein- und Ausfuhr von lebenden Schweinen, 
ſowie der Abhaltung von Schweinemärkten außer Kraft 


zu ſetzen. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Czernowitz vom 10. October 1902, 
3. 28148, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 


Im Hinblicke auf die Verbreitung der an⸗ 
ſteckenden Thierkrankheiten in Rumänien findet die 
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k. k. Landesregierung vom 15. October 1902 ange- Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung jener des §8. 46 


fangen zu unterſagen: 

Wegen des Beſtandes 

1. der Maul- und Klauenſeuche die Ein- und 
Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus den ru— 
mäniſchen Diſtricten Arges, Botuſchani, Braila, 
Covorlui, Dorohoi, Falciu, Jalomnitza, Jaſſy, 
Muscel, Neamtu, Roman und Suceava. 

2. der Schafpockenſeuche die Ein- und 
Durchfuhr von Schafen aus den rumäniſchen 
Diſtricten Arges, Botuſchani, Bacau, Con— 
ſtantza, Dorohoi, Dolj, Ilfov, Ja lomnitza, 
Olt, Teleorman, Vaslui. 

Aus den hier namentlich nicht angeführten 
übrigen Diſtricten Rumäniens iſt die Ein- und Durch— 
fuhr von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen Be— 
obachtung der vorgeſchriebenen veterinär polizeilichen 
Anordnungen, jedoch nur mittels Eiſenbahn über das 
k. k. Hauptzollamt Itzkany-Bahnhof geſtattet. 

Das mit der hieramtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, Z. 25995, verlautbarte Verbot 
der Ein- und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 

Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 20. Auguſt 1902, Z. 22556, mit 
dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, dajs 
Übertretungen dieſer Kundmachung nach den Beftim- 
mungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 


des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes werden geahndet 
werden. 


Kundmachungen der Statthalterei in 
Lemberg, 


betreffend 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul⸗ und 
Klauenſeuche. 

Kundmachung vom 6. Ortober 1902, 
147Al. 


Unter Aufhebung jenes Theiles der hierortigen 
Kundmachung vom 12. Auguſt l. J., Z. 94981, welcher 
die thierärztliche Superreviſion des nach Deutſchland 
beſtimmten Rindviehes betrifft, findet die Statthalterei 
im Gegenſtande Nachſtehendes zu verfügen: 

Nach dem Deutſchen Reiche beſtimmte Rinder 
werden vom Tage des Inkrafttretens der gegen- 
wärtigen Kundmachung an bis auf weiteres der thier- 
ärztlichen Superreviſion entweder 

1. in der beſtandenen Confinirungsanſtalt in 
Pradnik bialy bei Krakau, 

2. oder in Szezakowa, 

3. oder in Döwigeim unterzogen. 


Die in den Eiſenbahnſtationen: 


& Name der Verladeſtation Politiſcher Bezirk Name der Eiſenbahnlinie 
8 
1 Andrychau Wadowice Kaiſer Ferdinands⸗-Nordbahn 
2 Biala Biala Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
3 Bochnia Bochnia Staatsbahn 
4 Bogumilowice Brzesko Di Staatsbahn 
Meter. Chabowka Neumarkt Staatsbahn 
N Chrzanbw Chrzanbw Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
7 Grzegörski Krakau Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
8 Jordanöw Myslenice Staatsbahn 
9 Kalwarya Wadowice Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
i Kenty Biala I Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn 
11 Krakau Krakau Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn 
12 Limanowa Limanowa Staatsbahn 
13 Neumarkt Neumarkt Staatsbahn 
14 Oswieeim Biala Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn 
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zur Verladung gelangenden Sendungen von Rindvieh 
können nach Belieben in einer der genannten Über— 
ſchauſtationen (Pradnik bialy, Szezakowa, Oswigeim) 
der Superreviſion unterworfen werden. 

Das in den übrigen Verladeſtationen Galiziens 
aufgegebene Rindvieh iſt der thierärztlichen Super- 
reviſion unbedingt in Pradnik bialy (Krakau) zu 
unterziehen. 

Thiere, welche in der beſtandenen Confinirungs— 
anſtalt zu Pradnik bialy verladen werden, unterliegen 
einer neuerlichen thierärztlichen Beſchau in Szezakowa, 
eventuell in Oswiecim nicht. 

Zur Ausfuhr nach Deutſchland wird nur das 
bei der thierärztlichen Überſchau unbedenklich befundene 
und mit Viehpäſſen, welche den Anforderungen der 
beſtehenden Convention entſprechen (hierortige Kund— 
machung vom 28. Februar 1902, Z. 22805), gedeckte 
Vieh zugelaſſen werden. 

Viehtransporte, welche bei dieſer Superreviſion 
als mit einer Seuche behaftet oder einer ſolchen ver— 
dächtig erſcheinen, werden von der weiteren Beförde— 
rung nach Deutſchland ausgeſchloſſen und aus Szeza— 
kowa, eventuell Oswiecim auf Koſten und Gefahr des 
Aufgebers nach den beſtandenen Confinirungsanſtalten 
in Pradnik bialy (Krakau) oder Biala dirigirt, bezie- 
hungsweiſe in Pradnik bialy zurückgehalten, wo ſie 
auf Koſten der Partei der vorſchriftsmäßigen ſtrengen 
thierärztlichen Beobachtung unterzogen werden, falls 
der Eigenthümer deren Schlachtung nicht vorziehen 
ſollte. 

Zugleich wird bekannt gegeben, dafs der Allge— 
meine Biehzüchter- und Viehhändlerverband in Lemberg, 
der gegenwärtig die Schweine-Confinirungsanſtalt in 
Pradnik bialy pachtet, ſich verpflichtet hat: 
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& Name der Verladeſtation Politiſcher Bezirk Name der Eiſenbahnlinie 
5 
15 Podgörze⸗Plaszöw Podgörze Staatsbahn 
16 Slotwina Brzesko Staatsbahn 
17 Sucha Zywiec Kaiſer Ferdinands-Nordbahn 
18 Sdßczakowa Chrzanbw 5 Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn | 
19 Tymbark en Limanowa Staatsbahn 8 
20 Wadowice 3 Wadowice I Kaiſer Ferdinands-Nordbahn | 
21 Wieliezka Wieliczka Zn) Staatsbahn 9 
22 Zakopane Nowy Targ Staatsbahn 
23 Zaryte Myslenice Staatsbahn 
24 5 Zywiec Zywiec Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn . 


1. alle mit der Zuſtellung von Viehſendungen 
vom Krakauer Hauptbahnhofe nach der Confinirungs- 
anſtalt in Pradnik bialy und zurück verbundenen 
Koſten, ſowie die Reiſegebüren des Thierarztes aus 
Krakau in die genannte Anſtalt zu tragen; 


2. dieſe Anſtalt für Zwecke der thierärztlichen 
Überſchau unentgeltlich zu überlaſſen und für das 
Aus⸗ und Einladen, ſowie für die Beihilfe bei der 
Beſchau und eventuellen Tränkung von Vieh in der 
Confinirungsanſtalt eine höhere Entlohnung als 
dreißig (30) Heller für jedes Viehſtück nicht zu be- 
heben. 

Dieſe Kundmachung tritt am 10. October 1902 
in Kraft. 

Was zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird. 


Kundmachung vom 10. Ortober 1902, 
Z. 119699. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche im Lande findet die k. k. Statt- 
halterei unter Aufhebung der hieramtlichen Kund— 
machungen vom 16. und 19. September 1902, 
3. 111169 und 111336, den nachſtehenden ver— 
ſeuchten Landſtrich feſtzuſetzen, welcher folgende Ge— 
meinden und Gutsgebiete ſammt den bezüglichen Ort— 
ſchaften umfaſst, und zwar: 

1. im politiſchen Bezirke Brzesko: 

Biadoliny radlowskie, Biadoliny ſzlacheckie, 
Bieleza, Bogumilowice, Borzeein, Debinska wola, 
Debno, Doly, Grabno, Jadowniki, Jaslow, Jaworsko, 
Leki, Letowice, Loniowa, Lopon, Lukanowice, Lyſa 
göra, Maszkienice, Milöwka, Mokrzyska, Niedzwiedza, 
Perla, Porgbka uszewska, Przyboröw, Rudka, Ster- 
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kowiec, Sufezyn, Szezepanöw, Wieckowice, Wielka 
wies, Wojnicz, Wokowice, Zakrzöw, Zamoscie; 


2. im politiſchen Bezirke Gorlice: 


Blechnarka, Hanczowa, Konieczna, Kwiatof, 
Lug, Regetöw nizny, Regetöw wyzuy, Ropki, Skwirtne, 
Smerekowiec, Uscie ruskie, Wyſowa, Zdynia; 


3. im politiſchen Bezirke Gryböw: 
Banica, Bieliczna, Czertyzne, Izby; 
4. im politiſchen Bezirke Nowy Sgez: 


Andrzejöwka, Barcice, Biegonice, Brzezna, 
Brzyna, Chochorowice, Czarny potok, Czerniec, Dubne, 
Gabon, Gaj, Golkowice niemieckie, Golkowiee polskie, 
Goſtwica, Jaſtrzebik, Jazowsko, Juraszowa, Kadeza, 
Kiczna, Kokuszka, Krynica, Krzyzöwka, Lacko, Laczki, 
Lazy biegonickie, Leluchöw, Lomnica, Loſie, Maszfo- 
wice, Milik, Mlodöw, Mochnaczka nizna, Mochnaczka 
wyzna, Mokra wies, Mostki, Moszezenica wyzna, 
Moszezenica nizna, Muszyna, Muszynka, Myslee, 
Naszacowice, Niskowa, Obidza, Oblazy, Olszana, 
Olszanka, Opalona, Piwniezna, Podegrodzie, Pod— 
majerz, Podrzecze, Popowice, Powroznik, Przyſietnica, 
Rogi, Roztoka ryterska, Roztoka wielka, Rytro, 
Strudzina, Skotwiny, Stadlo, Stary-Sacz, Sucha 
ſtruga, Swierkla, Swiniarsko, Szezawnik, Szczerez, 
Tylicz, Wierchomla mala, Wierchomla wielka, Woj⸗ 
kowa, Wola kosnowa, Wola krogulecka, Wola pisku— 
lina, Zabron, Zabrzez, Zagorzyn, Zarzecze, Zegieſtöw, 
Zlockie, Zubrzyk; 


5. im politiſchen Bezirke Tarnöw: 
Mikolajowice, Oſtröw, Sieciechowice ad Zbyli— 
towska göra, Wierzchoskawice. 


Die genannten Gebiete werden für das Ein- und 
Wegbringen von Klauenthieren (Rindvieh, Schafe, 


Ziegen und Schweine) jeden Alters im lebenden Zu— 
ſtande geſperrt erklärt. 


In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 


a) die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
für Klauenthiere (Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine); 

b) das Ein- und Ausladen von dieſen Thieren 
auf den in dem geſperrten Gebiete liegenden Eifen- 
bahnſtationen Bogumilowice, Muszyna-Krynica und 
Stary Sqgcz. 


Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das 
geſperrte Gebiet iſt nur mittels Eiſenbahnen ohne 
Umladung ſtatthaft. 


Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem 
geſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht durch 
die betreffenden Bezirkshauptmannſchaften wegen Aus⸗ 
bruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften ſpecielle 
einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in Brzesko, 
Gorlice, Gryböw, Nowy Sgez und Tarnöw find er— 
mächtigt, in berückſichtigungswürdigen Fällen die Ein⸗ 
fuhr von Klauenthieren zu Approviſionirungszwecken 
in größere Conſumorte des geſperrten Gebietes zur 
ſofortigen Schlachtung gegen Einhaltung der hinſichtlich 
des Verkehres zu beobachtenden allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften und unter gleichzeitiger Anordnung ent⸗ 
ſprechender Vorſichtsmaßregeln zu geſtatten. 

Übertretungen dieſer Verfügung, welche am 
nächſten Tage nach der Verlautbarung in der amt⸗ 
lichen „Gazeta Lwowska“ in Wirkſamkeit tritt, 
werden nach §. 45 des Geſetzes, vom 24. Mai 1882 
R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 

Dies wird mit Beziehung auf die hierortigen 
Kundmachungen vom 12. Auguſt und 6. October 1902, 
33. 94981 und 114741 („Gazeta Lwowska“ vom 
15. Auguſt und 9. October 1902, Nr. 187 und 231) 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Koſten der Schweinepeſttilgung.) Über 
die nach Maßgabe der kaiſerlichen Verordnungen 
vom 2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, und 15. Sep⸗ 
tember 1900, R. G. Bl. Nr. 154, beſeitigten Schweine 
und die aus dieſer Maßnahme dem Staatsſchatze 
erwachſenen Auslagen wurden bisher nur die, alle 
Königreiche und Länder betreffenden Ge— 
ſammtdaten in ſechswöchentlichen Zwiſchenräumen 
verlautbart. 


Behufs entſprechender Beurtheilung des Fort- 
ganges in der Tilgung der Schweinepeſt und die hie⸗ 
mit für den Staatsſchatz verbundenen Koſten in den 
einzelnen Verwaltungsgebieten werden im 
nachſtehenden die diesbezüglichen Daten aus den, 
über neuerlichen Auftrag in Vorlage gebrachten Nach⸗ 
weiſungen verlautbart. 


Ta De 
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Nachweiſung 1 


über die nach Maßgabe der kaiſerlichen Verordnung vom 2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, in der Zeit 
vom 19. Mai 1899 bis 27. September 1900 beſeitigten Schweine und die aus dieſer Maßnahme dem 


Staatsſchatze erwachſenen Auslagen. 
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Nachweiſung 2 


über die nach Maßgabe der kaiſerlichen Verordnung vom 15. September 1900, R. G. Bl. Nr. 154, in 
der Zeit vom 27. September 1900 bis 30. Juni 1902 beſeitigten Schweine und die aus dieſer Maf- 
nahme dem Staatsſchatze erwachſenen Auslagen. 
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Nachweiſung 3 
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über die ſeit der Wirkſamkeit der kaiſerlichen Verordnungen vom 2. Mai 1899, R. G. Bl. Nr. 81, und 
15. September 1900, R. G. Bl. Nr. 154, von amtswegen getödteten Schweinen und die hieraus dem 
Staatsſchatze erwachſenen Auslagen. 
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chlachtung 


r | Erzielter Erlös für die nach der S 
geſund befundenen Schweine 
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koſten verbleiben Ausla 


Nach Abzug des Erlöſes von den Geſammt 
Staatsſchatz 


Beobachtung 
n Schweine 


Zahl der unter thierärztliche 
geſtellten anſteckungs verdächtige 


Anmerkung 


Niederöſterreich 
Oberöſterreich 
Salzburg 
Steiermark 
Kärnten 
Krain 
Küſtenland 
Tirol u. Vorarlberg 
Böhmen 
Mähren 
Schleſien 
Bukowina 


Dalmatien 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1999 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


19. Mai 1899 bis 
30. Juni 1902 


7.132] 188.27713] 29.488071] 217.765/84] 104.577158] 113.188026 6.171 
1.315] 17.330|22] 12.723126 7 5 8 12. 20283] 17.85065 5 2.694 
348 9.51275 2.403069] 11.916 8 8.363076 3.552068 333 
a 94.304084] 22.505028] 116.810 5 55.108863] 61.701149 672 
Se 34.726008 8.528887] 43.254 A 9.41675] 33.838021 1.673 
1.224] 15.411 17.015155] 32.426 95 6.368048] 26.058007 ar 
0 7.806160 2.02276 9.82936 1.168 x 8.66079 1.015 
1.961] 47.019 59] 14.079064] 61.099023 i 17.990 9 43.108030 310 
1.803] 38.936667 10.600811 49.537 A 799115 N 23.426153 18 5 
1.419] 22.389544 12.779155 19 0 0 12.108 4 23.060/88 3.098 
er 12.280027 2.71679] 14.997 8 4.654 > 10.342|25 210 
2.495 805 5 7.50962 ee 10.526 5 82.991050 335 
100 1.162 1 1.08744 2.249 0 47 1 2.20185 33 


74 


829 krank, 
395 geſund. 


438 


(Schlachtviehexport 51 5 
Der Exporthandel mit Schlachtrinder hat in den letzten 
Monaten, insbeſondere aber im September 
dieſes Jahres eine ſehr lebhafte Geſtaltung ange— 
nommen. Den ſtatiſtiſchen Überſichten, betreffend den 
auswärtigen Handel der Monarchie iſt zu entnehmen, 
daſs in der Zeit vom Jänner bis September 1902 
71.673 Ochſen, 8035 Stiere, 54.544 Kühe, 32.985 
Stück Jungvieh und 22.685 Kälber, zuſammen 
189.922 Rinder im 
71,660.855 K ausgeführt wurden. Es ergibt dies 
gegen die gleiche Periode des Vorjahres eine 
Mehrausfuhr von 66.810 Rindern und um 
22,666.905 K dem Handelswerte nach für dieſe 
Viehkategorie. Im Monate September ſpeciell war 
die Ausfuhr von Kühen eine überaus bedeutende; 
es ſind 14.162 Kühe, nahezu doppelt ſo viele wie 
im September 1901, und mehr als die doppelte An- 
zahl im Vormonate dieſes Jahres exportirt worden. 
Die lebhafte Exportbewegung iſt vornehmlich auf das 
Aufnahmsbedürfnis des Deutſchen Reiche 
wegen dort herrſchenden Vieh- und Fleiſchmangels, 
zurückzuführen. 

(Verbot der Einfuhr von Klauenvieh 
aus Syrmien nach Bosnien.) Aus Anlaſs des 
Ausbruches der Maul- und Klauenſeuche in den 
kroatiſch-ſlavoniſchen Bezirken Irig und Runa, 
reſpective zum Zwecke der Hintanhaltung der Ein— 
ſchleppung dieſer Seuche nach Bosnien-Hercegovina hat 
die Landesregierung für Bosnien und die Hercegovina 
mit Genehmigung des „gemeinſamen Miniſteriums“ 
unter dem 13. October 1902 bis auf weiteres die 
Ein⸗ und Durchfuhr von Klauenvieh aus dem ganzen 
kroatiſch⸗ſlavoniſchen Comitate Syrmien in, reſpec— 
tive durch das Verwaltungsgebiet unterſagt. 

(Bethätigung der Amtsthierärzte bei 
Hebung der Viehzucht.) Die Frage der Mit⸗ 
wirkung der beamteten Thierärzte und deren Heran— 
ziehung zu Zwecken der Hebung und Förderung der 
Viehzucht bildet ſchon ſeit längerem ein Discuſſions— 
thema in thierärztlichen ſowohl, gleichwie in landwirt— 
ſchaftlichen Kreiſen. Mit der Entwickelung und Aus⸗ 
geſtaltung der Veterinärpflege und des ftaat- 
lichen Veterinärweſens und deren engem Zu— 
ſammenhange mit Viehproduction und Viehverkehr 
muſste ſich als naturgemäße Folge die Erkenntnis 
von der Nothwendigkeit eines Zuſammenwirkens der 
Veterinäre und der producirenden Landwirte ergeben. 
Auch im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe iſt dieſe 
Frage aufgerollt und im Wege einer Reſolution der 
Regierung empfohlen worden, in die neue an die 
Amtsthierärzte zu ertheilende Inſtruction diesbezüg⸗ 
liche Beſtimmungen aufzunehmen. Die einleitenden 
Schritte zur Durchführung dieſer Reſolution ſind 
bereits erfolgt. Die Art der Mitwirkung der Veterinäre 
in viehzüchteriſchen Angelegenheiten und welche Schu— 
lung von dem Thierarzte gefordert werden müſſe, 


Geſammthandelswerte von 


1 er der geſtellen Aufgabe entiorece, hat Geheim 1 
rath Lydtin in einem im Verein der beamteten 
Thierärzte Preußens in Mannheim gehaltenen Vor⸗ 


trage: „Was kann und mußs 10 beamtete Thierarzt 


zur Hebung der Rindviehzucht in ſeinem Kreiſe thun?“ f 
erörtert. Der Vortragende beantwortete, nach einem 


auszugsweiſe der „Deutſchen thierärztlichen Wochen- 
ſchrift“ entnommenen Berichte, das Fragethema mit 
Folgendem: a 

Um mit Erfolg die Leitung der Rindviehzucht 
in feinem Kreiſe zu führen, muſs der beamtete Thier⸗ 
arzt über folgende, im Kreiſe beſtehende Verhältniſſe 
Beſcheid wiſſen: Bodenverhältniſſe, Nutzung der 
Bodenfläche (Acker, Wieſe, Weide), 
Wieſen, Ausdehnung des Futterbaues, Verhältnis der 
Bodenfläche zur Zahl der Thiere, 
Futtermitteln aus induſtriellen Betrieben (Brennereien 
2c.), Beſchaffenheit der Weiden, Waſſerverhältniſſe, 


Vorkommen von Giftpflanzen, Inſectenplage 2. — 
Art der Viehhaltung, Stall- oder Weidegang, Art des 
s, Weideganges (gemeinſames oder getrenntes Weiden 


der Altersclaſſen, Geſchlechter ꝛc.), Stalleinrichtungen, 
Stallreinigung, Art der Stallfütterung, Kälberauf⸗ 
ſtallung, Hautpflege. 


handlung der Milch (Kühlung, Lieferung), Verwen⸗ 


Bonitirung der 


Gewinnung bon. 


— Art des Abſatzes der Pro- 
ducte, Durchſchnitt der Milcherträge, Fettgehalt, Be⸗ 


dung der Magermilch. — Mäſtung, Maſtfutter, Art 5 


des Viehhandels, Preiſe für die verſchiedenen Claſſen, 
Vorhandenſein einer Viehwage in den Ortſchaften. — 
Arbeitsnutzung (in welchem Alter, wie lange täglich 
ꝛc.), Beſpannungsweiſe, Klauenbeſchlag. — Zucht⸗ 


betrieb: Abſtammung des Schlages (urwüchlig oder 


eingeführt), Bewährung, Hinderniſſe der Vereinigung 
der Züchter und Züchtung eines Schlages, Durch- 


ſchnittsgewicht der neugeborenen Kälber, Zeit der Zu⸗ 
laſſung der Bullen, Zeit der täglichen, bezw. jährlichen 
Sprünge, Fütterung der Bullen (Kraft-, Grün⸗ oder 
Wurzelfutter), Koſten der Bullenhaltung, Ankaufs⸗ 
koſten und Verkaufserlös, Sprunggelder, Buchung und 


Überwachung der Sprünge, Vorkommen von Zucht⸗ 
krankheiten, Führung von Herdbüchern, Verſicherungs⸗ 
weſen, Ausſtellungen und Prämiirungen. 


Alle dieſe örtlichen Bedingungen, Umſtände und 


Gebräuche müſſen erſt ſtudirt ſein. Dann ſoll der 
Thierarzt als Lehrer wirken durch Vorträge über Ger 


ſundheitspflege ꝛc., durch Rathertheilung bei Stall- 
einrichtung, Weidenverbeſſerung, Waſſeranlagen. Er 


ſoll mitwirken bei Gründung von Zuchtgenoſſen⸗ 


ſchaften, Einrichtung von Märkten, Verſicherungen 2c; 
Zu der controlirenden Thätigkeit eignet ſich der be- 
amtete Thierarzt deswegen ganz beſonders, weil ſeine 
Amtsgeſchäfte ihn fortwährend in die verſchiedenen 


due and Stäte führen and er Deshalb Rüsche = 


und Erfolge am eheſten bemerken kann. 


Wenn der Thierarzt ſich dieſe Renntniffe er- 
worben und dieſe bethätigt hat, dann wird es ihm 


nicht fehlen, daſs er zu den Sitzungen der Verwaltungs⸗ 


des Centralvereines für Zuckerinduſtrie“ 


behoben er ft el khierzüchterſcche Seen be- 
handelt werden, hinzugezogen wird. Bewährt er ſich 
dort, ſo wird er ganz von ſelbſt in den Körcom— 


miſſionen, beim Prämiiren u. 
gebürende Stelle erhalten. Auf klingenden Lohn muss 

es ihm dabei nicht ankommen; hier gilt es auch Opfer 
zu bringen. 


(Rückgang der deutſchen Zuchtvieh— 
einfuhr nach Böhmen.) In den Mittheilungen der 
Deutſchen Landwirtſchaftlichen Geſellſchaft berichtet 
der in Böhmen befindliche landwirtſchaftliche Sach— 

verſtändige des Deutſchen Reiches über die eifrige 
Arbeit des böhmiſchen Landesculturrathes für die 
Förderung der einheimiſchen Viehzucht und die Be— 
ſtrebungen, ſich von der Einfuhr deutſcher Zuchtthiere 
frei zu machen. Dieſes Beſtreben ſei von Erfolg be— 
gleitet und die Einfuhr vermindere ſich von Jahr zu 
Jahr. Das große Fleckvieh (Simmenthaler) ſei das 
einzige Vieh, das noch in einigermaßen nennens— 
wertem Maße aus Deutſchland nach Oſterreich einge— 
führt werde. Im Jahre 1899 ſind von dem geſammten 
Bedarfe an Zuchtvieh aus einheimiſchen Zuchten an- 
gekauft worden 40 Procent, im Jahre 1900 48 Pro- 
cent, im Jahre 1901 65 Procent, und in dieſem 
Jahre werden 73 Procent im Inlande gedeckt werden. 
Im Jahre 1901 wurden für oberbadiſches Fleckvieh 
nur noch 15.000 Mark vom Landesculturrathe aus— 
geworfen. Zwar werden, ſagt der Bericht, noch immer 
einige Thiere zur Blutauffriſchung aus Deutſchland 
bezogen werden, aber die deutſchen Züchter dürfen 
nicht darauf rechnen, daſs die öſterreichiſch-ungariſchen 
Intereſſenten noch lange, wie in früheren Jahren, 
perſönlich nach Deutſchland kommen werden, um dort 
Zuchtvieh einzukaufen; denn Oſterreich⸗Ungarn iſt 
nunmehr in den Stand geſetzt, ſich von der deutſchen 
Zuchtvieheinfuhr ſo gut wie unabhängig zu machen. 


(Viehfütterung mit Rohzucker.) In einem 
Aufſatze, welcher ſich mit den Ergebniſſen der Zucker⸗ 
campagne 1901/02 befaſst, weist die „Wochenſchrift 
auf die 
Bedeutung der ſteuerfreien Verwendung von 
denaturirtem Rohzucker zur Viehfütterung in 
Deutſchland hin — 36.182 Metercentner in der 
Campagne 1901/02 gegen 395 Metercentner in der 
Campagne 1900/01 — und theilt mit, daſs man 
dieſen Verbrauch für die neue Campagne bereits auf 
60.000 Metercentner ſchätzt. Die Denaturirung 
erfolgt in Deutſchland durch Vermiſchung des Zuckers 
mit Olkuchen, Fiſchfutter, Reisfuttermehl oder Fiſch⸗ 
guano. In Oſterreich-Ungarn bleibe eine derartige 
Verwendungsweiſe des Zuckers ausgeſchloſſen, injo- 
lange die Steuerbefreiung von Zucker für Vieh- 
fütterungszwecke nicht zugeſtanden werde. 

(Viehzählung in Preußen.) Nach 
Zeitungsmeldungen iſt für das Königreich Preußen 
eine außerordentliche Viehzählung kleineren Umfanges 
verfügt worden, welche am 1. December d. J. ſtattfindet. 


ſ. w. ſchließlich die ihm 


(Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland.) 
Einem Berichte der k. und k. Conſularagentie in Nowo— 
ſelitza iſt zu entnehmen, dass im Stande der Epizootien 


in Beſſarabien auch im Monate Auguſt keine weſent⸗ 


liche. Anderung gegen frühere Berichte“) zu verzeichnen 
iſt. Im Kreiſe Orgiejew zeigte ſich eine epidemiſche 
Lungenentzündung der Schweine, welche faſt 
immer einen tödtlichen Ausgang hatte. Im September 
iſt die Schweinepeſt in dem an unſerer Reichsgrenze 
liegenden Kreiſe Chotin ſtark aufgetreten und iſt mehr 
als die Hälfte der Erkrankungen letal ausgegangen. 
— Das k. und k. Conſulat in Kiew berichtet unter 
dem 25. September 1902, daſs laut eingegangener 
Meldungen die Maulfäule unter dem Vieh im 
Gouvernement Charkow ungeſchwächt herrſcht und 
dieſe Seuche auch in den Kreiſen Achtyrka und Bogo— 
duchow aufgetreten iſt. Weitere Meldungen über den 
Verlauf der in dem Kreiſe Novograd-Volhynien auf- 
getretenen ſibiriſchen Rinderpeſt liegen nicht vor. 


(Rinderpeſt in Transkaukaſien,) Im An⸗ 
ſchluſſe an die in der vorigen Nummer des „Bei— 
blattes“ enthaltenen Mittheilungen über die Aus— 
breitung der Rinderſeuche in Transkaukaſien“ ), ver⸗ 
dient der Bericht des k. und k. Conſulates in Tiflis 
vom 9. September d. J. Beachtung. In dieſem wird 
Folgendes ausgeführt: „Wie in den hieramtlichen 
commerziellen Berichten wiederholt hervorgehoben, 
hat die Viehſeuche, ſpeciell die Rinderpeſt in Trans- 
kaukaſien einen durchaus endemiſchen Charakter. Die 


ſeitens der ruſſiſchen Regierung dagegen ergriffenen 


Maßregeln haben bisher keine poſitiven Reſultate 
ergeben und treten in der Verbreitung der Seuche nur 
räumliche Veränderungen ein.“ 


(Starke Verbreitung der Maul- und 
Klauenſeuche in Spanien.) Wie einem amtlichen 
Ausweiſe über den Stand der Viehſeuchen in Spanien 
im Monate Juli dieſes Jahres zu entnehmen iſt, war 
die Maul- und Klauenſeuche daſelbſt in 27 Provinzen, 
alſo in mehr als der Hälfte des ganzen Königreiches 
ausgebreitet. 


(Engliſche b r gegen 
Argentinien.) Nach Mittheilungen aus London 
erklärte der Landwirtſchaftsminiſter Hambury einer 
Deputation gegenüber, er lehne es ab, die engliſchen 
Häfen für argentiniſches Vieh zu öffnen, inſolange 
ihm nicht nachgewieſen werde, daſs in Argentinien 
keine Viehſeuche (Maul- und Klauenſeuche) mehr be— 
ſtehe und die argentiniſche Regierung im eigenen 
Wirkungskreiſe Schritte unternehme, die Ein⸗ 
ſchleppung der Viehſeuche nach England zu ver— 
hindern. 


) „Beiblatt“ Nr. 29 ex 1902, S. 396. 
0 Seite 415. 
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thierarzt Johann Bouza (Kladno) nach Tabor, den Bezirks⸗ 
thierarzt Wenzel Deyl (Tabor) nach Kladno verſetzt und den 
Veterinäraſſiſtenten Friedrich J 0 zum Bezirksthierarzte, 
den ſtädtiſchen Thierarzt Franz Suß in Taus zum Vete⸗ 
rinäraſſiſtenten ernannt. 

Der Landespräſident in der Bukowina hat den Bezirks⸗ 
e Wilhelm Eckhardt (Nowoſielitza) zur Dienſt⸗ 


=, Es gelangt zur Beſetzung: In Böhmen die Stelle 
E. eines Bezirks-Oberthierarztes der IX. Rangsclaſſe. 
EX Bewerber um dieje Stelle haben die Geſuche im Wege ihrer 
vorgeſetzten Behörde bis längſtens 20. November 1902 
88 beim Statthaltereipräſidium in Prag zu überreichen und 


Der Statthalter in Böhmen hat 5 Bezirksober⸗ 


leiſun bei . Vezirkshauptmannſchaft ern 
berufen, ferner den Bezirksoberthierarzt 2 Alo 

(Kotzman) nach Nowoſielitza und die Bezir 
Nufsbeck (Czernowitz) nach Suczawa, Lazar 
(Suczawa) nach Gurahumora und Salman Ma 
humora) nach Kotzman verſetzt. 


ER 2 


den ſelben beieehen bin Taufe 115 BR 
über die Vorbildung und eine amtlich be er 
des thierärztlichen Diplomes, das Zeugnis die al 


Phyſikassprüfung, das Geſundheitszeugnis, 
9 über die i NE ; 
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abrdand 1908 | 
Beiblatt zu dem Uerardnungshlatte 
ß. R. 8 des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 33. Wien, 30, Prtober 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 29. October 1902, Z. 45.108, womit die Einfuhr von Pieh und Fleiſch aus den Ländern der 
ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreich und Ländern bis auf Weiteres geregelt 
wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 27. October 1902, Z. 44.831, betreffend die 
Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Croatien-Slavonien. — 
Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 22. October 1902, 3. 51,646, betreffend die Beſchränkungen 
im Verkehre mit Schweinen aus Steiermark nach Mähren. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 29. October 1902, Z. 45.108, 


womit 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


I. 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels 1, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179), wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge— 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen- 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Alſö⸗Fehér, Stuhlgerichtsbezirk Magyar- 
Igen: aus den Gemeinden Alſö-Gaͤld, Vajasd; Stuhl- 
gerichtsbezirk Maros⸗Ujvär: aus der Gemeinde Szent- 
Benedek; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Mikalaka, Zsigmondhäza; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Borosjend: aus der Gemeinde Gurba: Stuhl- 
gerichtsbezirk Peeska: aus den Gemeinden Kis-Pereg, 
O⸗Pecska; Stuhlgerichtsbezirk Radna: aus den Ge⸗ 
meinden Batucza, Berzova, Govosdia, Gyulicza, Iltys, 
Monoroſtia, Töt⸗Värad; a 

Comitat Baͤes-Bodrog, StuhlgerichtsbezirkO⸗Beese: 
aus den Gemeinden Baͤes-Földvär, Bäes⸗Szent⸗ 
Tamäs; Stuhlgerichtsbezirk Zsablya: aus den Ge— 
meinden Csurog, Zsablya; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Verebely: 
der Gemeinde Verebely; 


aus 
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Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: 
aus den Gemeinden Belenyes, Dsoszaͤn-Forroͤ, Fenes, 
Karbunär, Robogäny, Torkäny; Stuhlgerichtsbezirk 
Magyar⸗Cséke: aus der Gemeinde Hollöd; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Vaskoh: aus den Gemeinden Bragyet, 
Kakacseny, Lunka; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
den Gemeinden Botfalu, Földvär, Krizba, Präzsmär, 
Szaͤsz-Hermäny, Szent- Peter; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvidek: aus den Gemeinden Barcza-Ujfalu, Feket⸗ 
halom, Höltöveny, Keresztényfalva, Rozsnyö, Vidombäk, 
Volkäny, ſowie aus der Stadtgemeinde Braſſö; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Hetfalus: aus den Gemeinden Baͤcsfalu, 
Csernatfalu, Hosszufalu, Turkös, Zajzon; 

Comitat Cs anäd, Stuhlgerichtsbezirk Battonya: 
aus der Gemeinde Battonya; Stuhlgerichtsbezirk 
Koväcshäz: aus der Gemeinde Kunägota; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Gyergyö⸗Szent⸗ 


Miklös: aus den Gemeinden Gyergyö⸗Szaͤrhegy, 
Gyergyö⸗Szentmiklos; 
Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän⸗ 


Innen: aus der Gemeinde Dorzsma; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Süttö; Stuhlgerichtsbezirk Paͤrkäny: 
aus der Gemeinde Ebed; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Sarbogard : aus 
der Gemeinde Igar; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alsö⸗Arpäs: 
aus den Gemeinden Keleti-Felſö-Szombatfalva, Nyugoti, 
Felſö⸗Szombatfalva; Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: aus 
den Gemeinden Alſö-Szombatfalva, Betlen, Breäza, 
Dezsaͤn, Fogaras, Galacz, Hen, Herszeny, Hurez, 
Illeny, Jäs, Kis-Berivoj, Kis⸗Vajdafalva, Kopacsel, 
Ludiſor, Lisza, Marginen, Nagy⸗Vajdafalva, Netöt, 
Reuſor, Sebes, Vajda⸗Récse; Stuhlgerichtsbezirk Saͤr⸗ 
fany: aus den Gemeinden Alſö-Komäna, Alſö⸗Venicze, 
Bucsum, Felſö⸗Komana, Felſö⸗Venicze, Grid, Kuncsu⸗ 
lata, Lupsa, Mundra, O-Sinka, Paro, Perſäny, Sar- 
kaicza, Sarkäny, Szunyogszek, Todor icza, Vaͤd, Vle— 
deny; Stuhlgerichtsbezirk Töresvͤr: aus den Ge— 
meinden Alſö-Möécs, Fundäta, Magura, Pestera, 
Simon, Szohodol, Uj⸗Fohän; 

Comitat Györ, Stuhlgerichtsbezirk Puszta: 
der Gemeinde Gönyü; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
den Gemeinden Apcz, Hatvan; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Ipolyſag: aus 
den Gemeinden Dregely-Palänk, Hont, Ipolyſäg; 
Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus den Gemeinden 
Beld, Berenczfalu, Cseri, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Korpona; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Csalomia: aus 
den Gemeinden Alfo Ipoly-Nyék, Csäb, Dacsokeszi, 
Erdömeg, Haraszti, Hazas⸗Nénye, Ipoly⸗Balog, Kis⸗ 


aus 


aus 


Csalomia, Kovär, Köszegi, Leszenye, Luka⸗Nenye, 
Nagy⸗Csalomia; 
Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Deva: aus 


der Gemeinde Petreny; Stuhlgerichtsbezirk Hätszeg: Marzsina, 


Alſö⸗Szilbs 


aus den Gemeinden Alfd-Bauczar , 


Baczalär, Baresd, Balomir, Boſorod, Brazova, 


Bukova, Csopea, Demſus, Felſö⸗Bauczar, Felſö⸗Szilvas, 28 5 


Gonczäga, Haczazſel, Hobicza-Värhely, Jovalesel, Kis. 
Osztrö, Nagy⸗Osztroͤ, Kitid, Klopotiva, Kovrägy, 
Lunkäny, Magyar⸗Brettye, Malomviz, Nagy⸗Peſteny, 
Naläcz⸗Väd, Ohaba⸗Szibiſel, Oralja-Boldogfalva, 
Pojeny, Paucsinesd, Pokolvalesel, Rekettyefalva, 

Stei ⸗Vaspatak, Sztrigy-Plop, Sztrigy-Szacsal, 
Szacsal, Szent⸗Péterfalva, Unesukfalva, Balya- 
Dilzsi, Varälja, Värhely, Balya - Szent - György, 
Zajkäny, Zeykfalva; Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: 
aus den Gemeinden Hosdoö, Puszta-Kalän; € 
gerichtsbezirk Marofilye: aus den Gemeinden 
Alſö⸗Lapugyg, Ohäba; Stuhlgerichtsbezirk Petro⸗ 
eny: aus den Gemeinden Alſo-Barbatyen⸗ 
Iszkrony, Banicza, Felſö - Barbatyen, Hobicza⸗ 
Urikäny, Kinpulunyäg, Krivadia, Lupeny, Meriſor, 


— 


Petroſeny, Zsily-Maczesd⸗Paroſeny, Zsily⸗Vajdel⸗ 
Vulkän; Stuhlgerichtsbezirk Puj: aus den Ge⸗ 
meinden Alſoͤ-Szälläspatak, Bajesd, Borbätviz, 


Farkaspatak, Fegyver, Feherviz, Felſö⸗Szaͤlläspatak, 
Füzesd, Galäcz, Hegyalja⸗Livädia, Hobicza, Kis⸗Bär, 
Korojesd, Köalja⸗Ohaba, Maczesd, Malajesd, Mezö⸗ a 
Livadia, Nagy-Bar, Nukſora, Ohäba⸗Ponor, Päros⸗ 
Peſtere, Petrosz, Ponor, Puj, Ruſor, Serel, Urik, 
Vajdej; Stuhlgerichtsbezirk Szaszväros: aus den Ge⸗ 
meinden Bereny, Buesum, Grid, Kis⸗Oklos, Kosztesd, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Hätszeg; 


Comitat Kis-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Dizſö⸗ 
Szent⸗Märton: aus den Gemeinden Alſo-Bajom, 
Felſö⸗Bajom, Völcz; Stuhlgerichtsbezirk Erzjebetvarog: 
aus den Gemeinden Cſikmäntor, Darlacz, Hetur, 
Hundorf, Särd, Szäsz-Kis⸗Almäs, Zagor, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Erzſebetväros; Stuhlgerichtsbezirk 
Hosszuaszo: aus der Gemeinde Tatärlaka; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Radnoͤt: aus der Gemeinde En 
Beſenyö; 2 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Almas: aus 
den Gemeinden Adalin, Kis-Eskullö, Nagy⸗Eskullö, 
Ordög⸗Keresztur; Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus der 
Gemeinde Szäsz-Löna; Stuhlgerichtsbezirk Kolozsvar: 
aus den Gemeinden Babuez, Kajaͤntö, Magyar⸗ 
Fodorhäza, Solyomko; Stuhlgerichtsbezirk Moes: aus 
den Gemeinden Bärk, Kötelend, Magyar⸗Kälyän, 
Vajda⸗Kamaräs; Stuhlgerichtsbezirk Nädasment: aus 
den Gemeinden Köröd, Papfalva; 


Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Tardos; Stuhlgerichtsbezirk Udvard: 
aus der Gemeinde Kolta; 

Comitat Kraſſo⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus den Gemeinden Barra, Fadimak, Kuttina, 
Leokoſeſt, Radmanyeſt, Tergoveſt; Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus der Gemeinde Valeapäj; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Faeset: aus den Gemeinden Batyeft, a 
Brazova, Bukovecz, Foraſeſt, Koſſovicza, Kurtya, 
Pojeny), Romän⸗Gladna, Rumunyeſt, 


Stuhl⸗ 
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Tomeſt, Zold, Zſupanyeſt; Stuhlgerichtsbezirk Karän⸗ 
ſebes: aus den Gemeinden Bukosnicza, Mörul, Rujen, 
Ruszkabänya, Szlagna, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Karänſebes; Stuhlgerichtsbezirk Lugos: aus der Stadt- 
gemeinde Lugos; Stuhlgerichtsbezirk Maros: aus den 
Gemeinden Bruznik, Groß, Käpolnäs, Szintyeſt, 
Temereſt, Valemaͤre; Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus 
der Gemeinde Nagy⸗Zorlenez; Stuhlgerichtsbezirk 
Temes: aus der Gemeinde Valeaboul; Stuhlgerichts— 
bezirk Teregova: aus den Gemeinden Bogoltin, 
Domasnia, Fenyes, Illova, Kanicsa, Krusovecz, Kornya, 
Kornyaréva, Kuptoria, Lapusnicsel, Lunkavicza, 
O⸗Szadova, Ormenyes, Ruszka, Temes Szlatina, 

Teregova, Weidenthal, Verendin, Volfsberg; 


Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Maros: aus der Gemeinde Fintahäza; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nyäradszereda: aus den Gemeinden 


Makfalva, Erdö⸗Szent⸗György; 

Comitat Moſon, Stuhlgerichtsbezirk Magyar⸗Ovär: 
aus der Gemeinde Magyar⸗ Kimle; 5 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Alſoö-Räkos, Datk, 
Garat, Halmägy, Heviz, Hidegkut, Kacza, Köhalom, 
Lemnek, Mätefalva, Mirkväſar, Oläh-Tyukos, Olt⸗ 
Bogät, Pälos, Rädos, Szäsz⸗Feheregyhäza, Szäsz⸗ 
Buda, Szäsz⸗Tyukos, Ugra, Urmös, Zſiberk; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Medgyes: aus den Gemeinden Beret⸗ 
halom, Eczel, ſowie aus der Stadtgemeinde Medgyes; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagyfint: aus den Gemeinden 
Bäränykut, Dombos, Moha, Puszta⸗Czelina, Reten ; 
Stuhlgerichtsbezirk Segesvar: aus den Gemeinden 
Feheregyhaͤza, Holdviläg, Meſe, Miklöstelfe, Nagy- 
Szöllös, Prod, Szaͤsz⸗Dälya, Szäsz⸗Keresztur, Szäsz⸗ 
Kezd, Szaͤsz⸗Ujfalu, Valdhid, Volkäny, Zoltän, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Segesvar; Stuhlgerichtsbezirk 
Szent⸗Agota: aus der Gemeinde Kövesd; 


Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balafja- 
gyarmat: aus den Gemeinden Balaſſagyarmat, 
Dieijtär, Patvarcz. Vadkert, Patak, Szügy; Stuhl- 


gerichtsbezirk Gäcs: aus der Gemeinde Nedeliſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Nögräd: aus den Gemeinden Nagy⸗ 
Oroszi, Rétſäg; Stuhlgerichtsbezirk Szecseny: aus 
Gemeinde Nagy⸗Szeceseny; Stuhlgerichtsbezirk 
Sziräk: aus den Gemeinden Bujäk, Lörinczi, Szarvas⸗ 
Gede, Zagyva-Szantd ; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöcz: aus 
den Gemeinden Elecske, Szent⸗Pĩeter, Vörösvär; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapolcsäny: aus den Ge⸗ 
meinden Appony, Loväszi, Koros, Szulöcz, Szolesaͤny; 
Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus der Gemeinde Sarld- 


Kajsza; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra⸗Zsämbokrét: aus 
den Gemeinden Jaskafalva, Kolozs, Tökeés⸗Ujfalu; 
Stuhlgerichtsbezirk Pöſtyen: aus der Gemeinde 


Drahöez; Stuhlgerichtsbezirk Väg⸗Ujhely: aus der 
Gemeinde Vaͤg⸗Ujhely; 
Comitat Peſt⸗ Pilis⸗ ⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 


bezirk Alſo⸗Dabas: aus der Gemeinde Bugyi; Stuhl⸗ 
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gerichtsbezirk Nagy⸗Käta: aus der Gemeinde Nagy- 
Käta; Stuhlgerichtsbezirk Naczkeve: aus den Ge— 
meinden Sorokſaͤr, Takſony; Stuhlgerichtsbezirk Vaͤcz: 
aus der Gemeinde Väczduka, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Vaͤcz; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Felſö— 
Csallököz: aus der Gemeinde Nagy⸗-Magyar; Stuhl- 
gerichtsbezirk Pozsony: aus der Gemeinde Egyhaͤzfa; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szombat: aus der Stadt⸗ 
gemeinde Nagy⸗Szombat; 

Comitat Somogy, Stuhlgerichtsbezirk Kaposvär: 
aus der Gemeinde Topovär; 

Comitat Sopron, Stuhlgerichtsbezirk Csepreg: 
aus der Gemeinde Gyüleviz; Stuhlgerichtsbezirk 
Kapuvär: aus den Gemeinden Cziräk, Csapod, Hövej, 
Kapuvär, Mihälyi; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongaͤrd, Dolmäny, Felek, 
Hermäny, Keresztény⸗Sziget, Moh, Nagy⸗Disznöd, 
Nagy⸗Talmacz, Porczesd, Sellemberk, Szent⸗Erzsebet, 
Veszteny; Stuhlgerichtsbezirk Ujegahäz: aus der Ge⸗ 
meinde Hortobägyfalva ; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Iglö: 
den Gemeinden Markus⸗-Csepanfalu, Tepliczka; 

Comitat Szolnok-Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Csäkigorbo: aus den Gemeinden Keeskehäta, Pan- 
czelese, Récze-Keresztur, Szötelfe ; Stuhlgerichtsbezirk 
Szamosujvär: aus den Gemeinden Magyar-Derzse, 
Magyar⸗Köblös; ö 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buzias: aus 
den Gemeinden Dragojesd, Fikatär, Kädär, Szirbova, 
Ujlak; Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus den Ge⸗ 
meinden Beregszoͤ, Csernegyhäza, Giroda, Gyirok, 
Koväcsi, Medves, Mosnicza, Nemet-Szent-Mihaly, 
Szakälhäza, Temes⸗Remete; Stuhlgerichtsbezirk Kubin: 
aus den Gemeinden: Bavaniſte, Deliblät, Gäja, Mramo- 
räk, Ploſicz, Temes⸗Kubin; Stuhlgerichtsbezirk Lippa: 
aus den Gemeinden Dorgos, Hosszuszö, Keszincz, 
Kövesd, Krivobara, Kizdia, Labasincz, Lippa, Mäslak, 
Wizma, Siſtarovecz; Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus 
den Gemeinden Aranyäg, Bäzos, Buzäd, Gizella- 
falva, Hissziäs, Iktär, Jezvin, Kis⸗Tapolovecz, Margit- 
falva, Mely-Nadas, Nagy⸗Topolovecz, Stancsöfalva, 
Suſtra, Szikläs, Temes-Kirälyfalva, Temes⸗-Peéter⸗ 
falva, Temes⸗Rékäs; Stuhlgerichtsbezirk Ujarad: aus 
den Gemeinden Feregyhäza, Fibis, Zaͤdorlak; Stuhl- 
gerichtsbezirk Verſeez: aus der Gemeinde Temes- 
Kutas; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden 
Brukenau, Muräny, Nemet-Benczef, Romän-Bencsek, 
Zsadäny; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Alibunar: _ 
aus der Gemeinde Romän-Petre; Stuhlgerichtsbezirk 
Antalfalva: aus den Gemeinden Antalfalva, Baranda, 
Csenta, Czrepaͤja, Farkasd, Idvor, Jarkoväcz, Lajos⸗ 
falva, Oppova, Ozora, Tomasoväcz, Torontäl-Sziget, 
Torontäl⸗Väſärhely; Stuhlgerichtsbezirk Banlak: aus 
der Gemeinde Szécsenfalva; Stuhlgerichtsbezirk Csene: 
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aus der Gemeinde Ujvär; Stuhlgerichtsbezirk Moͤdos: 
aus den Gemeinden Boka, Horvät⸗Neuzina, Iſtvän⸗ 
föld, Rudna, Szärcsa; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Beeskerek: aus den Gemeinden Botos, Ittvarnok, Kis⸗ 
Toräk, Magyar⸗Szent⸗Mihäly, Nagy⸗Toräk, Német⸗ 
Elemér, Orlovät, Perlasz, Szerb-Elemer, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Nagy-Beeskerek; Stuhlgerichtsbezirk 
Pancsova; aus den Gemeinden Dolova, Glogon, 
Homolicz, Reéva⸗Ujfalu, Saͤndoregyhaͤz, Szefkerin; 
Stuhlgerichtsbezirk Paͤrdͤny: aus den Gemeinden 
Csebza, Jvända, Jaͤnosföld, Gyülvesz, Magyar-Sttebe, 
Szerb⸗Ittebe, Szerb⸗Pärdaͤny, Szerb-Szent-Märton; 
Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: aus der Gemeinde Sära⸗ 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Törökbecse: aus den Ge— 
meinden Araes, Kumän, Melencze, Tarras, Török— 
becſe; Stuhlgerichtsbezirk Török-Kanizsa: aus der Ge— 
meinde Uj⸗Szent⸗Jvän; 

Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Szentmaͤrton⸗ 
blatnicza: aus der Gemeinde Bella; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoröd; 
aus den Gemeinden Bene, Muzsna; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szeékelykeresztur: aus den Gemeinden Aljd- 
Boldogasszonyfalva, Betfalva, Eted, Erked, Fiatfalva, 
Magyar⸗Felek, Magyar-Zsäkod, Nagy⸗Galambfalva, 
Rugonfalva, Szederjes, Szekely-Keresztur, Szent— 
Erzséebet, Szent-Miklös; Stulgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Udvärhely: aus den Gemeinden Bogärfalva, Matis⸗ 
falva, Paͤlfalva; 

Comitat Vas, Stuhlgerichtsbezirk Kisczell; aus der 
Gemeinde Köcs; Stuhlgerichtsbezirk Särvär: aus den 
Gemeinden Csänig, Kis⸗Sitke, Niczk, Nepezelat — 
und überdies aus den Munieipalſtädten Arad, 
Kolozsvär, Pozsony, Temesvär, ſowie Ujvidek; 

b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Abauj-Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Csécs, Jaͤszoͤ, Päny, Somodi, 
Stösz, Szemere, Szepſi; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Abaujvär, Böd, Csäkäny, Garböcz⸗ 
Bogdäny, Koväcsvägäs, Paälhäza, Regete-Ruszka, 
Telkibaͤnya, Zsujta; Stuhlgerichtsbezirk Gönez: aus 
den Gemeinden Arka, Fony, Hejeze, Ker; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szikszö: aus den Gemeinden Devecser, Hernäd⸗ 
Szent⸗Andräs, Nyéſta; Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus 
der Gemeinde Szent⸗Jakab; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Fakért, Gyorok, Zsigmondhäza; Stuhl- 
gerichtsbezirk Boros-Sebes: aus den Gemeinden 
Boros⸗Sebes, Govosdia, Gurahoncz, Jöszäshely, Zöldes; 
Stuhlgerichtsbezirk Radna: aus den Gemeinden Mo⸗ 
noroſtia; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Zenta: 
aus der Gemeinde Bäcs⸗Martonos; Stuhlgerichtsbezirk 
Zsablya: aus der Gemeinde Gyurghevö; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvärad: 
aus den Gemeinden Maräza, Pécsvärad, Püspök⸗ 
Märok, Püspök⸗Szent⸗Erzsebet, Varasd; 


Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmardt : 
aus den Gemeinden Heese, Kis⸗Tapoleſany; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Garamszentkereszt: aus den Gemeinden Garam⸗ 
Kürtös, Hatär⸗Kelecseny, Nagy⸗Löcsa; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Gyoma: aus 
der Gemeinde Gyoma; Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
aus der Gemeinde Kondoros; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Cseéffa: aus 
den Gemeinden Barakony, Nyärszeg, Ugra, Vertes, 
Zsadäny; Stuhlgerichtsbezirk Dereeske: aus den Ge⸗ 
meinden Dereeske, Hajdu⸗Bagos, Hosszu⸗Paͤlyi, Tepe, 
Bertes ; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csaͤt: 
aus den Gemeinden Gelej, Igriczi, Mezö - Csäth, 
Nagy ⸗Mihäly, Szederkeny, Tisza⸗Keszi, Tisza⸗ 
Kürt, Tisza - Palkonya, Tisza - Tarjan; Stuhl- 
gerichtsbezirk Ozd: aus den Gemeinden Csernely, 
Kiräld, Merese, Sajd - Nemeti, Sajo - Vaͤrkony, 
Uppony; Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus den 
Gemeinden Edeleny, Szuha-Kallo, Muesony; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szentpeter: aus den Gemeinden Bän⸗ 
falva, Bän⸗Hörvät, Sajo⸗Vadna; 


Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 8 


der Gemeinde Szent-Péter; Stuhlgerichtsbezirk 
Felvidek: aus der Stadtgemeinde Braſſo; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Felesik: aus 
der Gemeinde Csik-Taplöcza; Stuhlgerichtsbezirk Käszo⸗ 
nalcsik: aus der Gemeinde Csik⸗Szent⸗Märton; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Sändorfalva; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Pilis⸗Maröt, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Baracska, Bot, Martonväſär, Puszta⸗Zämor, 
Tordas; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Kis-Berivoj; Stuhlge« ichtsbezirk 
Särkäny: aus der Gemeinde Szunyogszek; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Töresvär: aus der Gemeinde O.⸗Tohän; 

Comitat Gömör-Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernär; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden 
Muräny, Polom; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: aus 
den Gemeinden Alſo-Sajö, Berzete, Csetnek, Gbes, 
Szalocz; 

Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Mikepeéres; 

Comitat Häromszsék, Stuhlgerichtsbezirk Miklosvär: 
aus den Gemeinden Bardt, Hidveg, Közep - Ajta; 
Stuhlgerichtsbezirk Seps: aus den Gemeinden Kis⸗ 
Borosnyö, Mälnäs; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngybs: aus 
den Gemeinden Atkär, Karäcsond, Visonta; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnot, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö-Tisza: aus den Gemeinden Kunszent⸗ 


märton, Nagyrév, Szeleveny, Tiszainko, Tiszakürt, 
Tiszaföldvar; 

Comitat Kis⸗Küküllöb, Stuhlgerichtsbezirk Dicsö— 
Szent⸗Märton: aus der Gemeinde Magyar-Säros; 
Kükülövär, Völez; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
den Gemeinden Nagy⸗Kapus, Szäsz⸗Fenes; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Mezöörmenyes: aus der Gemeinde Nagy— 
Nyulas; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Särmas: aus den 
Gemeinden Mezö - Szombattelte, Uzdi⸗Szent⸗Peter; 
Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus der Gemeinde Dedrad; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Alſoö⸗Galla, Tarjan, Vertes⸗Somlö; 

Comitat Krassoö⸗Szörény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsän: aus den Gemeinden Izgaͤr, Nagy- 
Szurduk; Stuhlgerichtsbezirk Facset: aus den Ge— 
meinden Furdia, Kis⸗Szurduk, Tomeſt; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Moldova: aus den Gemeinden Bäziäs, Dolnya⸗ 
Lyupkova, Szerb⸗Pozsozsena, Uj⸗Moldova; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Orſova: aus den Gemeinden Jeſelnicza, 
Orſova; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſo— 
Regen: aus den Gemeinden Beresztelke, Görgeny- 
Libänfalva, Hétbükk, Maros⸗Jära, Oläh⸗Telek; Stuhl- 
gerichtsbezirk Felss⸗Regen: aus den Gemeinden Alſo— 
Idecs, Holtmaros; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Garat, Köhalom, Rädos, 
Szäsz⸗Buda, Urmös; Stuhlgerichtsbezirk Nagysink: 
aus den Gemeinden Dombos, Nagy⸗Sink, Reten; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus der Gemeinde 
Hégen; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
den Gemeinden Bed, Csehi, Dieske, Ghymes, Kaläsz, 
Könyök, Molnos, Nagy⸗Czeteny, Nyitra⸗Egerszeg, 
Salgo, Visäp⸗Apati; Stuhlgerichtsbezirk Pöstyen: 
aus den Gemeinden Jökö, Nizsna, Pöstyen, Vittencz; 
Stuhlgerichtsbezirk Privigge: aus den Gemeinden 
Bajmöcz⸗Apäti, Divek, Kis⸗Pröna, Német⸗Pröna; 

Comitat Peſt-Pilis-Solt-Kiskun, Stuhl- 
gerichtsbezirk Bia: aus den Gemeinden Kis-Teteny, 
Päty; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk 
Csallököz: aus den Gemeinden Bös, Värkony; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdaͤny: 
aus den Gemeinden Ibrony, Kotaly, Nagy-Haläsz, 
Nyir⸗Bogdäny, Ramocsahaͤza, Senyö, Tet, Tura, 
Vasmegyer; Stuhlgerichtsbezirk Felſö-Dada: aus den 
Gemeinden Paszab, Vencsellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongärd, Dolmäny, Felek, 
Fenyöfalva, Nagy⸗Talmäcs, Poplaͤka, Reſinär, Sellem⸗ 
berk und der Stadtgemeinde Nagy-Szeben; Stuhl- 
gerichtsbezirk Ujegyhäz: aus den Gemeinden Alczina, 
Hortobägyfalva, Szent⸗Jänoshegy; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jära: aus den Gemeinden Asszonyfalva, Hagymäs, 


Alſoͤ⸗ 
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Magyarösaͤg, Ruha⸗Egres; Stuhlgerichtsbezirk Maros— 
Ludas: aus der Gemeinde Hadrev; Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus den Gemeinden Alſö⸗Szent⸗Mihälyfalva, 
Gyeéres⸗Szent⸗Kiraly, Keresztes; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus den Gemeinden Idvor, Torontäl-Sziget; Stuhl— 
gerichtsbezirk Nagy-Becskerek: aus den Gemeinden 
Klek, Perlasz, Rögendorf; Stuhlgerichtsbezirk Nagy- 
Kikinda: aus den Gemeinden Magyar-Paͤdé, Mokrin, 
Szajän, Szerb⸗Pädé, Tisza⸗Hegyes; Stuhlgerichtsbezirk 
Török⸗becse: aus den Gemeinden Mrlencze, Török— 
Beese, Torda; 

Comitat Trenesen, Stuhlgerichtsbezirk Ban: aus 
der Gemeinde Alſö-Nästicz; b 

Comitat Turdez, Stuhlgerichtsbezirk Moſbezznib: 
aus den Gemeinden Häj, Valcsa; Stuhlgerichtsbezirk 
Szentmärton-Blatnicza: aus der Gemeinde Pribbez; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoroͤd: 
aus den Gemeinden Derzs, Daröcz, Sandorfalva, Telek— 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Székely⸗Udvarhely: aus den 
Gemeinden Käpolnas⸗Olaͤhfalu, Parajd, Szentegyhäzas— 
Olähfalu, ſowie aus der Stadtgemeinde Szefely- 
Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Felſö⸗Domonya, Hluboka, Huszäk, Ketergeny, 
Korumlya, Minaj, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Ungvar; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Känyavär, Kissziget, Szent- 
Kozmadombja, Lenti⸗Szombathelyh, Mikefa, Petri— 
Keresztur; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja- 
Ujhely: aus den Gemeinden Biſte, Czéke, Czarnahö, 
Felſö⸗Regmecz, Kiszte, Mihälyi, Mikoͤhäza, Nagy⸗Bäri, 
Ruda⸗Bänyäcska, Säros⸗Patak, Végardö. Zemplén; 
Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus den Gemeinden Bodrog- 
Keresztur, Olasz⸗Liszka; Stuhlgerichtsbezirk Varannö: 
aus den Gemeinden Benkoͤcz, Csaͤklyö, Kladzän, Tapoly- 
Izsep, Varannö⸗Csemernye, Varannöb-Hosszumezbö, 
Vehecz; a 

Comitat Zoͤlyom, Stuhlgerichtsbezirk Brezuobänya: 


aus den Gemeinden Cserpatak, Fekete-Balog, Szent⸗ 
Andräs; Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlhom: aus den Ge— 


meinden Bücd, Haläszi, Laköesa, Nagy-Ret, Osztroluka, 
Ternye, ſowie aus der Stadtgemeinde Zoͤlyom 

und überdies aus den Municipalſtädten Szeged, 
Temesvär, Ujvideék; 


e. wegen des Beſtandes des Stäbhen 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus der Gemeinde Nädasd; Stuhlgerichtsbezirk Göncz: 
aus der Gemeinde Vizsoly; Stuhlgerichtsbezirk Torna: 
aus den Gemeinden Bodva-Vendégi, Péder, Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boroſſebes: aus 
der Gemeinde Dezna; 
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Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Szür, Varkony; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maröt: 
aus den Gemeinden Aranyos-Maröt, Feketekeleesény, 
Nagy⸗-Heresteny, Nagy⸗Szelezseny; Stuhlgerichtsbezirk 
Garam⸗Szent⸗Kereszt: aus den Gemeinden Bars⸗ 
Szklenö, Koszorus; Stuhlgerichtsbezirk Oszläny: aus 
der Gemeinde Kis-Ugroͤcz; 


Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: aus 
der Gemeinde Beékés⸗Szent⸗Andräs; 
Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Beleényes: 


aus der Gemeinde Preszaͤka; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezöesät: 
aus den Gemeinden Dorogma, Hö-Papi, Nemes⸗Bikk; 
Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der Gemeinde Abod; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗-Peter: aus den Gemeinden 
Bänfalva, Apatfalva; a 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: 
aus der Stadtgemeinde Brafio ; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Alesut, Kajäszö⸗Szent-Peter; 

Comitat Häromszeék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Karatna-Voläl, Markosfalva; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Atkar, Vamosgyörök; 

Comitat Kis⸗-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Dicsö⸗ 
Szent⸗Marton: aus der Gemeinde Harangläb; 
Comitat Kol ozs, 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy⸗Nyulas; 
ger chtsbezirk Teke: aus der Gemeinde Dedrad; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Szomod; 

Comitat Kraſſö-Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Oravicza: aus der Gemeinde Kakova; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Köha⸗ 
lom, Szäsz⸗Fehͤregyhaͤza; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
Agota: aus der Gemeinde Martonfalva; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgoͤcz: 
aus den Gemeinden Felſö⸗Zelle, Päsztö, Sziläd; 
Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus den Gemeinden 
Pogräny, Szalakusz, Tormos, Ürmenyg, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhlgerichtsbezirk Sza⸗ 
kolcza: aus der Gemeinde Kopeſäny; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Vägſellye: aus den Gemeinden Köpösd, Magyar⸗ 
Sök, Patta, Tornocz; 

Comitat Pozs ony, Stuhlgerichtsbezirk Alss⸗ 
Czallököz: aus den Gemeinden Dereſika, Nagy-Bodaf, 
Padany; Stuhlgerichtsbezirk Felſö-Czallöͤköz: aus der 
Gemeinde Csäkäny; Stuhlgerichtsbezirk Galänta: aus 
der Gemeinde Vezekeny; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany: 
aus der Gemeinde Köͤtaj; E 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Maros-Ludas: aus der Gemeinde Mezö-Velker; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk 

Becskerek: aus der Gemeinde Kis⸗Toräk; 


aus den 


Stuhl⸗ 


Nagy⸗ 


Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 


Comitat Trenesèn, Stuffgerichtabenirt Boat: 1 F 
den Gemeinden Dobodjel, Kis⸗Sztricze, Nag Seine Be 
Zay⸗-Ugröͤcz; 


Comitat Tu röcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosöbczznio: . 


aus den Gemeinden Divek, Lezsjachö, Moſſöcz; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szent⸗ Marton⸗Blatnicza: aus den Ge⸗ 
meinden Bella, Biſtrieske, Benicz, Kis⸗Selmecz, Koſtyan, 
Nagy⸗Jeszen, Neczpal, Podhrägy, Ruttka, Sklabinya⸗ 
Väralja, Szuesäny, Turöcz⸗Szent⸗Marton, Zaturesa; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Udvarhely: 
aus den Gemeinden Bögöz, Märefalva; 

Comitat Zala, Skußlgericht bez Nova: 
Gemeinde Näprädfa; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken ‚die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Baja: 
aus den Gemeinden Bereg, Csataalja; N 
Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Mohäcs: 
aus der Gemeinde Kisfalud; _ i 
Comitat Kraſſö⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſaͤn: aus den Gemeinden Raffna, Vermes, Zidovin; 
Stuhlgerichtsbezirk Jam: aus der Gemeinde Csorda; 
Stuhlgerichtsbezirk Oravicza: aus den Gemeinden 
Csudanovecz, Kakova; a 
Comitat Nagy-Küküllbö, _ Stuffgerictäbezt 
Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Sona; 5 5 
Comitat Peſt-Pilis⸗Solt-Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Dunavecse: aus der Gemeinde Taß; Stuhl- 
gerichtsbezirk Kis-Körös: aus der Gemeinde Szeremle; 
Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Pancsova: 
aus der Gemeinde Brestöcz; 
Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk 
Mihäly: aus den Gemeinden Berettö, Dubroka. 


aus der 88 


Nagy⸗ 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


a. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Bjelo var-Krizevei, 
aus der Gemeinde Sv.-⸗Ivan⸗Zabno; Bezirk Cazma: 
aus den Gemeinden Klostar⸗Ivanie, Kriz; Bezirk 
Grubisnopolje: aus den Gemeinden Bel. Be 55 
Grubisnopolje; 
Comitat Syrmien, 
Gemeinden Andrijasevei, 


Bezirk Krizevci: 


Bezirk Vinkovei: aus den 


Niemci, Vinkovci; 
Vukovar: aus den Gemeinden Bogdanovei, Lovac, 
Petrovce, Tordinei; 
Bezanija; Bezirk Zupanja: 
. Vrbanya, Zupanja; 

Comitat Zagreb, Bezirk Vel. Gorica: 
Gemeinde Nove-Cike; 


b. wegen des Beſtandes des Stäbchen roth⸗ 
laufes die Einfuhr von Schwe inen: 


Comitat Zagreb, Bezirk Samobor: 
Heu Podorh. 


aus der 


Bezirk 
Pazova ſtara: aus der Stadtgemeinde Karlovei; Bezirk 


Bezirk Zemun: aus der Gemeinde 
aus den Gemeinden 


aus der Ge⸗ 5 | s g 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken: 
Kaſſa (Comitat Abauj⸗Torna), Felſö⸗Pulya, Sopron 
(Comitat Sopron), Alſoö⸗Tarcza, Siroka, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes (Comitat Säros), 
Gölniczbänya, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szepes⸗Väralja, einſchließlich der Stadt- 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szepes⸗Väralja (Comitat 
Sze pes), ſowie aus der Municipalſtadt Sopron; 


b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe— 
zirken: Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula⸗ 
Fehervär, Baläzsfalva, Kis⸗Enyed, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Vizakna, Magyar⸗Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Nagy⸗Halmägy, Peéeska, Ternova, Vilägos (Comitat 
Arad), Apatin, Bäcs⸗Almäs, Baja, Hoͤdsäg, Kula, 
Neémet⸗Palänka, O.⸗Becse, Topolya, Ujvideék, Zombor 
(Comitat Bäces⸗Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 
Mohäcs, Pecs, Sikloöͤs, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebély (Comitat Bars), Békés, Bekés⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Bék és), 
Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tiszahät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszäsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Besztercze, Naszoöd (Comitat Beszterez e⸗ 
Naszöd), Bel, Berettyö⸗-Ujfalu, Elesd, Er⸗Mihäly⸗ 
falva, Központ, Magyar⸗Cseéke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda (Comitat Bihar), Eger, Miskolcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväcshäz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Mako, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Tiszän⸗Tül, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szentes (Komitat Csongräd), Pärkäny (Comitat Esz ter- 
go m), Adony, Moͤr, Särbogard, Szekes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszecs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Solord-Alja, Toͤsziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeny, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdu-Böszörmény und 
Hajdüu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlo, einſchließlich der gleich- 


maros⸗Sziget, 
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namigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd), Eger ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatvan, Heves, 
Péterväſär, Tisza-Füred (Comitat Heves), Bat, 
Ipolyſäg, Szob (Comitat Hont), Algyoͤgy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hu⸗ 
nyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, Szäsz⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Hunyad), Alſö⸗Jaͤszsäg, Felſö⸗Jaszsäg, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz⸗Berény, Felfö- 
Tisza, Tisza⸗Közep, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Kis⸗Ujszällas, Karczag, Turkeve und Mezö⸗Tür 
(Comitat Jäsz⸗Nagy⸗Kun⸗Szolnoh), Erzsébet⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hosszuaszo (Comitat Kis⸗Küküllö), Almäs, 
Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Komarom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Liptö-Szent⸗Miklös, Lipto⸗ 
Ujvär (Comitat Liptd), Dolha, Huszt, Suga- 
tag, Sziget, einſchließlich der Stadtgemeinde Mara- 
Taraczviz, Tecsö, Tiszavölgy (Co⸗ 
mitat Märamaros), Alſö-Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar- 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗-Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Gäcs, 
Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nögräd, Szécseny, Szirak (Comitat Noͤgräd), Erſek⸗ 
ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy ⸗Tapolesany, Nyitra - Zsambokrét (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Tzegled und Nagy⸗Körös, Alſo⸗Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kolocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhäza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun » Szent- 
Miklos, Monor, Nagy⸗Käta, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-Pilis-Solt-Kiskun), Alſbö⸗Tarcza, Felſö⸗ 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, 
Szekeſö, einſchließlich der Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly 
(Comitat Säros), Bares, Csurgo, Igal, Kaposvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy -Atad, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogy), Csepreg, Csorna, Felſö⸗Pulya, Kapuvär, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kismarton 
und Ruszt (Comitat Sopron), Alſö⸗Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhaza, Kis⸗Värda, 
Nagy⸗Källö, Nyir⸗Bätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Öyarmat, Mäteszalka, 
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Nagy - Bünya, 
Felſö⸗Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Käroly, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinyér⸗Väralja (Comitat Sz a t- 
mar), Szäsz - Sebes, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löcse, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szepes-Varalja, einſchließlich der Stadt- 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szépes⸗Väralja (Comitat 
Szepes), Kraszna, Szilaͤgy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlys, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
näd, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Zsibd (Comitat Szilägyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorbo, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Kékes, Magyar-Läpos, Nagy -Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok-Doboka), Buzias, Csa⸗ 
kova, Detta, Fehertemplon, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Központ, Kubin, Rekäs, 
Uj⸗Arad, Verſecz, Vinga (Comitat Temes), Dombo⸗ 
vär, Dunföldvär, Központ, Simontornya, Tamas, 
Völgyſeg (Comitat Tolna), Felvincz (Comitat Torda- 
Aranyos), Alibunär, Bänlak, Csene, Moͤdos, 
Nagy-Szent-Miklös, Panesova, Pärdäny, Perjämos 
(Comitat Torontäll), Szekely⸗Keresztür (Comitat 
Udvarhely), Tiszän- Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobröncz (Comitat Ung), Kis⸗ 
Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 
Szombat, Nemet - Ujvar, Särvär, Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär 
(Comitat Vas), Devecser, Enying, Papa, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprém, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszprém), Aldo - Lendva, Csäktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy- 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Zala-Szent⸗Gröt (Comitat Zala), 
Bodrogköz, Gälszees, Nagy-Mihäly, Szerenes (Comitat 
Zemplen), Nagy⸗Szalatna (Comitat Zolyom), ſowie 


aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 
Györ, Hoͤdmezö-Väſärhelyh, Keeskemét, Kolozsvär, 
Komärom, Panesova, Pécs, Szabadka, Szatmär⸗Neémeti, 
Szefes-Fehervar, Zombor, ſowie aus der kön. Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Budapeſt; 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar-Krizevei), 


einſchließlich der Stadtgemeinden Ogulin, Bein, Vrbosko Gun Modrus⸗ Reto), 


Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein- 
cchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ilok, Irig, Mitrovica, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Ruma (Comitat 
Syrmien), Ivanec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varaßdin), Djakovo, Mi⸗ 
holjae dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi⸗ 
tat Virovitica), Door, Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Koſtajnica, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
Piſarovina, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinden, Stubica, Sveti⸗Jvan⸗Zelina, Vrginmoſt 
(Comitat Zagreb), ſowie aus den Municipalftädten 
Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von N in den Br 
bezirken, und zwar: 


a. der Maul⸗ und Klauenſeuche in den 
Stuhlgerichtsbezirken Nezsider (Comitat Mos o n), 
Malaczka (Comitat Pozsony), Felſö-Tärcza, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben (Comitat 
Säros), Nagy-Marton (Comitat Sopron), Trenezen, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Trenesen) in Ungarn iſt die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen); 


b. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Miava, (Comitat Nyitra), Sopron (Comitat 
Sopron), O.⸗Lublö, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Szepes⸗Szombat, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Popräd (Comitat Szepes), 
Trenesen, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Trenesén), Szent⸗Gotthärd (Comitat 
Vas), Homonna (Comitat Zemplén) in Ungarn 
und aus den Bezirken Jaska, Zagreb (Comitat 
Zagreb) in Croatien⸗Slavonien, ſowie 


e. des Stäbchenroth laufes in den Stuhlgerichts- 
bezirken Väg⸗Ujhely (Comitat Nyitra), Malaczka 
(Comitat Pozson y), D-Lubld, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes⸗ „Ofalva, Szepes⸗ 
Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde Popräd 
(Comitat Szepes), in Ungarn iſt die Einfuhr 
von Schweinen 


aus den bezeichneten Bezirken nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern auf 
Grund der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Bruck a. d. L., Unter⸗Gänſerndorf, Wiener⸗Neuſtadt, 
Göding, Ungariſch-Brod, Wallachiſch-Meſeritſch, Rann, 
Lisko, Nowytarg, Neu⸗Sandec, 
Verfügungen verboten. 


Sanok getroffenen 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die⸗ 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 


Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be 
ſtimmungsſtation der Beſtand einer Seuche conftatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahnſtation mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienzgebietes zurückzuſenden. 


Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 


Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 8., 14., 17. und 21. October 1902, 33. 41.997, 
42.781, 43.393 und 43.688, außer Wirkſamkeit 


geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 5 


Aus der k. k. Hof⸗ 
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Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 27. October 1902, 3. 44.831, 
betreffend 


die Vieheinfſuhr aus den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 

Beziehung auf die h. o. Kundmachung 

20. October 1902, Z. 43.983, wird die 


Steuer behufs der weiteren Veranlaſſung in 


Landesregierung 

die Kenntniß geſetzt, daß laut Telegrammes der 
kgl. Landesregierung in Agram vom 23. October 1902, 
3: 83.310, das gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus dem politiſchen Bezirke Tſchernembl (Krain) nach 
Croatien⸗Slavonien gerichtete Verbot aufgehoben 


worden iſt. 


Mit 
vom 


0 0 8091005 der Itatthalterei in Brünn 
vom 22. October 1902, 3. 51.646, 


betreffend 


die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen 
aus Steiermark nach Mähren. 

Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
findet die k. k. Statthalterei die Einfuhr von Schweinen 
aus dem politiſchen Bezirke Pettau in Steiermark 
nach Mähren bis auf weiteres zu unterſagen. 

Hievon geſchieht mit dem Beifügen die allgemeine 
Verlautbarung, daß Uebertretungen dieſer am Tage 
der Verlautbarung in Wirkſamkeit tretenden Kund— 
machung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, werden geahndet 
werden. 


und Staatsdruckerei. 
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Beihlatt zu dem Uerurdnungsllatte 


des 


li. R. Min iſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 34. Wien, 14. November 1902. 


Anhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
8. November 1902, Z. 46218, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus Ungarn und Kroatien-Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
14. November 1902, 3. 46897, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des 
Miniſteriums des Innern vom 8. November 1902, Z. 46684, betreffend die Vieheinfuhr aus den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und Kroatien-Slavonien. — Kundmachung 
der Statthalterei in Linz vom 25. October 1902, Z. 23568, betreffend die Aufhebung des Einfuhrverbotes 
von Klauenthieren vom Centralviehmarkte in St. Marx in Wien nach Oberöſterreich. — Kundmachung der 
Statthalterei in Lemberg vom 28. October 1902, 3. 129303, betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul- 
und Klauenſeuche. — Kundmachung der Statthalterei in Innsbruck vom 30. October 1902, Z. 46060, 
betreffend die Aufhebung des Einfuhrverbotes gegen Rinder aus Italien nach Tirol und Vorarlberg. — 
Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 5. November 1902, Z. 234039, betreffend die Einſtellung der 
Grenzcontrole für die Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus dem politiſchen Bezirke Klattau nach Baiern. — 
Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 25. October 1902, Z. 52437, betreffend die Aufhebung des 
Einfuhrverbotes für Schweine aus Niederöſterreich nach Mähren. — Kundmachung der Fete in Brünn 
vom 4. November 1902, 3. 52869, betreffend die Beſtimmung der Bahnſtftiun Datſchitz der Localbahn 
Teltſch — Zlabings als Ein- und Ausladeſtation für Wiederkäuer und Schweine. — Kundmachung der Statt- 
halterei in Brünn vom 6. November 1902, Z. 54616, betreffend Beſchränkungen des Verkehres mit Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen) im Gerichtsbezirke Napagedl des politiſchen Bezirkes 
Ungariſch⸗Hradiſch mit Ausnahme der Gemeinden Tlumatſchau und Zlin, ſowie in den Gemeinden Babitz, 
Jankowitz, Traplitz und Suſchitz des Gerichtsbezirkes Ungariſch-Hradiſch. — Kundmachung der Landes— 

— regierung in Czernowitz vom 6. November 1902, 3. 31113, enthaltend veterinär-polizeiliche Ver⸗ 
fügungen in Betreff der Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus Rumänien. — Kund⸗ 
machung der Landesregierung in Troppau vom 8. November 1902, Z. 26138, betreffend die Wieder- 
geſtattung der Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Königgrätz in Böhmen nach Schleſien. — 
Erläſſe: Erlass des Miniſteriums des Innern vom 4. November 1902, Z. 39061, betreffend die Zulaſſung 
der freien Einfuhr von Rennpferden aus geſperrten Gebieten Ungarns nach Sſterreich. — Verſchiedene 
Mittheilungen: Aufhebung einer gegen die Einfuhr von Klauenthieren aus Serbien nach Bosnien und in 
die Hercegovina gerichteten Veterinärmaßnahme. — Neue Ausladeſtation für Schweine in Kroatien-Slavonien. 
— Staatliche Fleiſchbeſchauämter in Preußen. — Allgemeine Ausſtellung für hygieniſche Milchverſorgung in 
Hamburg. — Veterinär⸗-polizeiliche Beſtimmungen für die Einfuhr von Zuchtthieren aus der Schweiz nach 
Frankreich. — Ein Bericht über die Fleiſchpreis-Steigerung in Amerika. — Perſonalnachrichten. — 
Viehmärktekalendarium für den Monat December 1902. — Ausweis über den Stand der anſteckenden 
Thierkrankheiten. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Een 


— 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 8. November 1902, 
3. 46218, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 

Biegen, Schweinen) aus Ungarn und Kroatien⸗Sla⸗ 

vonien nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. 

Auf Grund der wegen des Beſtandes der Maul— 
und Klauenſeuche von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Ungariſch-Brod erlaſſenen Verfügung iſt die Einfuhr 
von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen) aus dem Grenz-Stuhlgerichtsbezirke Väg⸗ 
Ujhely (Comitat Nyitra) in Ungarn nach dem dies— 
ſeitigen Gebiete verboten. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Bezirken Dvor, Koſtajnica, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Petrinja, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Co— 
mitat Zagreb) in Kroatien-Slavonien gerichtete 
Verbot aufgehoben. 

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 29. October 1902, Z. 45108, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten 
in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 14. November 1902, 
3. 46897, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Minifte- 
rium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus 
dem Stuhlgerichtsbezirke Zenta, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Bacs-Bodrog) 
in Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Felſö-Tisza 
einſchließlich der Stadtgemeinden Karczag, Kis— 
Ujszälläs und Turkeve, Tisza⸗Közép einschließlich der 
Stadtgemeinde Mezö-Tür (Comitat Jasz⸗Nagy⸗Kun⸗ 
Szolnok), Liptö⸗Szent⸗Miklös, Liptö⸗Ujvär (Comitat 


ſofort 


Liptö), Sugatag Tiszavölgy (Comitat Maramaros) in. 


Ungarn gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein- 
kommens gemäß Artikel J, Abſatz 2 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899 (R. G. Bl. 
Nr. 179) bis zum vierzigſten Tage nach Erlöſchen der 
Seuche geltende Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus den durch Schweinepeſt verſeucht geweſenen Ge: 
meinden Kis-Ujszalas (Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Tisza), Rahb (Stuhlgerichtsbezirk Tiszavölgy) in 
Ungarn, ſowie deren Nachbargemeinden wird durch 
die Aufhebung der gegen die genannten Bezirke be- 
ſtandenen Verbote nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 


Kundmachungen vom 29. October und 8. November 
1902, 33. 45108 und 46218 zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. 

Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 8. November 1902, 
3. 46684, N 


betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn und Kroa⸗ 
tien⸗Slavonien. 

Laut Mittheilungen des königlich-ungariſchen 
Ackerbauminiſteriums vom 6. November 1902, 
3. 98734, ſowie der königlichen Landesregierung 
Agram vom 11. und 23. October 1902, 33. 78769 
und 83310, iſt derzeit verboten: 

1. Wegen Beſtandes der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren aus den 
politiſchen Bezirken Göding (Mähren), Neu⸗Sandec 
(Galizien) nach Ungarn; 

2. wegen Beſtandes des Stäbchenrothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen 
Bezirken Bruck an der Leitha, Unter⸗Gänſerndorf 
Wiener⸗Neuſtadt (Niederöſterreich), Hartberg (Steier⸗ 
mark), Kimpolung (Bukowina) nach Ungarn, ſowie 
aus den politiſchen Bezirken Volosca (Küſtenland), 
Benkovac (Dalmatien) nach Kroatien-Slavonien; 

3. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Leitha, Mödling, Wiener⸗Neuſtadt 
(Niederöſterreich), Pettau (Steiermark), Gorlice, Krosno, 
Sanok (Galizien), Radautz (Bukowina) nach Ungarn, 
ſowie aus den politiſchen Bezirken Pettau (Steiermark), 
Gurkfeld, Rudolfswerth (Krain) nach Kroatien⸗ 
Slavonien. 8 

Hingegen wurden alle früheren, gegen die Ein- 
fuhr von Vieh aus den hier nicht genannten poli⸗ 
tiſchen Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 


jöwka, 


Hievon wird die k. k. 5 mit Bezug 
15 die hierortigen Erläſſe vom 4., 17., 20. und 

October 1902, 83. 41691, 43523, 43983 
mi 44831, zur entſprechenden weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntnis geſetzt. 


Kundmachung der Itatthalterei in Linz 


vom 25. October 1902, 3. 23568, 
betreffend 


die Aufhebung des Einfuhrverbotes von Klauen⸗ 
even vom Centralviehmarkte in St. Marx in 
Wien nach Oberöſterreich. 


Im Hinblicke auf das Erlöſchen der Maul- und 


Klauenſeuche im Schlachthauſe in St. Marx in Wien 


findet die k. k. Statthalterei das mit der hieramtlichen 
Kundmachung vom 29. Auguſt l. J., Z. 19397/X, 


erlaſſene Verbot der Einfuhr von Klauenthieren vom 


Centralviehmarkte in St. Marx in Wien außer Wirk⸗ 
ſamkeit zu ſetzen. 

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Kundmachung der gtatthalterei in Lem⸗ 
berg vom 28. October 1902, 3. 129303, 


betreffend 


Mahnahmen zur Bekämpfung der 
Klauenſeuche. 

Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul⸗ und Klauenſeuche im Lande findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hieramtlichen 
Kundmachung vom 10. October 1902, Z. 119699, 
den nachſtehenden verſeuchten Landſtrich feſtzuſetzen, 
welcher folgende Gemeinden und Gutsgebiete ſammt 
den bezüglichen Ortſchaften umfasst und zwar: 


1. Im politiſchen Bezirke Bochnia: Bawerköw, 
Beſſöw, Bienkowice, Bratucice, Cerekiew, Drwinia, 
Drwinska wola, Dziewin, Grobla, Mikluszowice, 
Niedary, Popedzyna, Swiniaröw, Trawniki, Ujscie 
ſolne, Wrzepia, Wyzyce; 


2. Im politiſchen Bezirke Brzesko: 
morska, Strzelce male, Strzelce wielkie; 


3. Im politiſchen Bezirke Gryböw: Banica, 
Bereit, Bieliczna, Czertyzne, Czyrna, Izby, Ka⸗ 
mianna, Piorunka, Polany; 

4. Im politiſchen Bezirke Nowy Sgcz: Andrze- 
Bgeza, Barcice, Barnowiee, Bieganice, 
Brzezna, Brzyna, Chochorowice, Czaczöw, Czarny 
potok, Czerniece, Dubne, Frycowa, Gabon, Gaj, 
Golkowice niemieckie, Golkowice polskie, Goſtwica, 
Homrzyska, Jaſtrzebik, Jazowsko, Juraszowa, Kadcza, 
Kiezna, Kokuszka, Kotöw, Krynica, Krzyzöwka, 


Maul⸗ und 


Dabröwka 


E Labowa, Labowiec, Lacko, Lgczki, Lazy biegonickie, 


Leg z Kamionka, Leluchöw, Lomnica, Loſie, Macie— 
jowa, Maszkowice, Milik, Mlodoͤw, Mochnaczka 
nizna, Mochnaczka wyzna, Mokra wies, Moſtki, Mo⸗ 
szezenica wyzna, Moszezenica nizna, Muszyna, 
Muszynka, Myslee, Naszacowice, Nawojowa, Nis— 
kowa, Nowa wies, Obidza, Oblazy, Olszana, Ol⸗ 
szanka, Opalona, Piwniczna, Podegrodzie, Podmajerz, 
Podrzecze, Popardowa, Popowice, Powrosnik, Przy⸗ 
ſietnica, Rogi, Roztoka mala, Roztoka ryterska, 
Roztoka wielka, Rybien, Rytro, Skladziſte, Skrudzina, 
Slodwiny, Stadlo, Stary Sgez, Sucha ſtruga, 
Swierkla, Swiniasko, Szezawnik, Szezerez, Tylicz, 
Uhryn, Wierchomla mala, Wierchomla wielka, Woj- 
kowa, Wola kosnowa, Wola kregulecka, Wola pisku— 
lina, Zabron, Zabrzez, Zagorzyn, Zarzecze, Zegieſtöw, 
Zlockie, Zlotne, Zubrzyk. 

Die genannten Gebiete werden für das Ein— 
und * Wegbringen von Klauenthieren (Rindvieh, 
Schafe, Ziegen und Schweine) jeden Alters im lebenden 
Zuſtande geſperrt erklärt. 


In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 


a) Die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
für Klauenthiere (Rinder, Schafe, Ziegen, 
Schweine); f 


b) Das Ein⸗ und Ausladen von dieſen Thieren 
auf den in dem geſperrten Gebiete liegenden 
Eiſenbahnſtationen Nuszina-Krynica und Stary 
Say. 


Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das 
geſperrte Gebiet iſt nur mittels Eiſenbahnen ohne 
Umladung ſtatthaft. 


Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem 
geſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht 
durch die betreffenden Bezirkshauptmannſchaften wegen 
Ausbruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften ſpecielle 
einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 


Die Bezirkshauptmannſchaften in Bochnia, 
Brzeszo, Gryböw und Novy Sacz find ermächtigt, in 
berückſichtigungswürdigen Fällen die Einfuhr von 
Klauenthieren zu Approviſionirungszwecken in größere 
Conſumorte des geſperrten Gebietes zur ſofortigen 
Schlachtung gegen Einhaltung der hinſichtlich des 
Viehverkehres zu beobachtenden allgemeinen Vor— 
ſchriften und unter gleichzeitiger Anordnung ent— 
ſprechender Vorſichtsmaßregeln zu geſtatten. 

Übertretungen dieſer Verfügung, welche am 
nächſten Tage nach der Verlautbarung in der amt— 
lichen „Gazeta LWowska“ in Wirkſamkeit tritt, 
werden nach §. 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, geahndet werden. 

Dies wird mit Beziehung auf die hierortlichen 
Kundmachungen vom 12. Auguſt und 6. October 
1902, 3.94981 und 114741, zur en e 
gebracht. 
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Kundmachung der Htatthalterei in 
Innsbruck vom 30. October 1902, 
3. 46060, 


betreffend 


die Aufhebung des Einfuhrverbotes gegen Rinder 
aus Italien nach Tirol und Vorarlberg. 

Mit Rückſicht auf den dermaligen Stand der 
Thierſeuchen in den benachbarten italienischen Pro⸗ 
vinzen wird das mit der Kundmachung vom 29. März 
1901, 3: 13108, erlaſſene Verbot der Einfuhr, be- 
ziehungsweiſe des Eintriebes von lebenden Rindern 
aus Italien nach Tirol und Vorarlberg hiemit außer 
Kraft geſetzt und die Einfuhr, beziehungsweiſe der 
Eintrieb von lebenden Rindern aus Italien nach Tirol 
und Vorarlberg unter den mit der Kundmachung vom 
25. April 1891, Nr. 8140, feſtgeſetzten Bedingungen 
wieder geſtattet. 

Dies wird mit dem Beifügen zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht, daſs das Verbot des Einbringens 
von lebenden Schweinen, Schafen und Ziegen, Statt— 
haltereikundmachungen vom 8. Juli 1895, Z. 16957, 
und 29. März 1901, Z. 13108, durch dieſe Ver⸗ 
fügung nicht berührt wird und daher bis auf weiteres 
aufrecht bleibt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 5. November 1902, Z. 234039, 


betreffend 


die Einſtellung der Grenzeontrole für die Einfuhr 
von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem politiſchen Bezirke 
Klattau nach Baiern. 


Laut Zuſchrift der königlichen Regierung für 
Niederbaiern, Kammer des Innern in Landshut vom 
31. October 1902, 3. 30347, wurde wegen Aus⸗ 
bruches der Maul- und Klauenſeuche im politiſchen 
Bezirke Klattau die Grenzeontrole für die Einfuhr 
von Nutz- und Zuchtvieh aus dieſem Bezirke bis auf 
weiteres eingeſtellt. 


Hievon geſchieht die Verlautbarung. 


Kundmachung der gtatthalterei in Brünn 
vom 25. October 1902, 3. 52437, 


betreffend 


die Aufhebung des Einfuhrverbotes für Schweine 
aus Niederöſterreich nach Mähren. 

Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Schweinepeſt in Niederöſterreich findet die k. k. mäh- 
riſche Statthalterei das mit der Kundmachung vom 
26. Juni 1902, Z. 32196, verfügte Verbot der 
Einfuhr von Schweinen aus Niederöſterreich nach 
Mähren hiemit außer Kraft zu ſetzen. 


ut ir 


Die mit der hierortigen Kundmachung vom 


11. October 1902, Z. 49664, verlautbarte Kund⸗ 


machung der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei 


in Wien vom 8. October 1902, Z. 100479, betref⸗ 
fend das Verbot des Wegbringens von Schweinen im 
lebenden Zuſtande aus dem Stadtgebiete Wien mit 
Ausnahme nach jenen außerhalb Wiens gelegenen 


Schlachtſtätten, für welche Sonderbezugsbewilligungen 
für Schweine vom Wiener Markte ertheilt wurden, 


wird hiedurch nicht berührt. 


Kundmachung der Statthalterei in Brünn 
vom 4. November 1902, 3. 52869, 


betreffend 


die Beſtimmung der Bahnſtation Datſchitz der 


Localbahn Teltſch—Zlabings als Ein⸗ und Auslade⸗ 
ſtation für Wiederkäuer und Schweine. 

Auf Grund des $. 10 des allgemeinen Thier- 
ſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, und der Durchführungsverordnung hiezu vom 
12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 36, wird im Ein⸗ 
vernehmen mit der k. k. Staatsbahndirection in Prag 
die Station Datſchitz der Localbahn Teltſch — Zlabings 


als Ein⸗ und Ausladeſtation für Wiederkäuer und 


Schweine beſtimmt und zur Vornahme der Beſchau in 
derſelben der k. k. Bezirf3-Oberthierarzt Ferdinand 
Cervenka in Datſchitz, als deſſen Stellvertreter der 
dortige landſchaftliche Thierarzt Anton Voräsek beſtellt. 


Kundmachung der gtatthalterei in 


Brünn vom 6. November 1902, 
3. 54616, 
betreffend 


Beſchränkungen des Verkehres mit Klauenthieren 
(Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen) im 
Gerichtsbezirke Napagedl des politiſchen Bezirkes 
Ungariſch⸗Hradiſch mit Ausnahme der Gemeinden 
Tlumatſchau und Zlin, ſowie in den Gemeinden 


Babitz, Jankowitz, Traplitz und Suſchitz des Gerichts⸗ 


bezirkes Ungariſch⸗Hradiſch. 


Mit Rückſicht auf die Verbreitung der Maul⸗ 
und Klauenſeuche im politiſchen Bezirke Ungariſch⸗ 
Hradiſch findet die k. k. mähriſche Statthalterei behufs 
möglichſter Hintanhaltung weiterer Seuchenver⸗ 
ſchleppungen im Grunde des $. 26 des allgemeinen 
Thierſeuchengeſetzs vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, und der hiezu erlaſſenen Durch⸗ 
führungsverordnung vom 8. December 1886, 
R. G. Bl. Nr. 172, den Gerichtsbezirk Napagedl des 
politiſchen Bezirkes Ungariſch-Hradiſch mit Ausnahme 
der Gemeinden Tlumatſchau und Zlin, ferner die 
Gemeinden Babitz, Jankowitz, Traplitz und Suſchitz 
des Gerichtsbezirkes Ungariſch-Hradiſch als ver— 
ſeuchten Landſtrich zu erklären, den Abtrieb und die 


von Rindern, 
Schweinen aus dieſem Landſtriche, ſowie den Eintrieb 
und die Einfuhr ſolcher Thiere in dieſen Landſtrich 
unter Geſtattung des freien Verkehres innerhalb des— 


Ausfuhr Schafen, Ziegen und 


ſelben, inſoweit dies durch die örtlichen Maßregeln 
nicht eingeſchränkt iſt, ferner die Abhaltung von Vieh— 
märkten, mit Ausnahme der Pferdemärkte, bis auf 
weiteres zu verbieten. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Ungariſch— 
Hradiſch wird ermächtigt, den Eintrieb und die Ein- 
fuhr des zur Approviſionirung größerer Conſumorte 
benöthigten Schlachtviehes, ſowie den Abtrieb und 
die Abfuhr von Thieren zur ſofortigen Schlachtung 
zu bewilligen, wenn dieſe Thiere aus ſeuchenfreien 
Orten ſtammen und den Beſtimmungsort, beziehungs— 
weiſe die Bahnſtation erreichen können, ohne eine 
verſeuchte Ortſchaft berühren zu müſſen. 

Hievon geſchieht mit dem Beifügen die all- 
gemeine Verlautbarung, dafs Übertretungen dieſer 
am Tage der Verlautbarung in der „Brünner 
Zeitung“ in Wirkſamkeit tretenden Kundmachung 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, werden geahndet werden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Czernowitz vom 6. November 1902, 
3. 31113, 


enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Schafen und Ziegen aus 
Rumänien. 

Im Hinblicke auf die Verbreitung der an- 
ſteckenden Thierkrankheiten in Rumänien findet die 
k. k. Landesregierung vom 9. November 1902 an- 
gefangen zu unterſagen: 

Wegen des Beſtandes der 

1. Maul⸗ und Klauenſeuche die Ein- und Durch⸗ 
fuhr von Schafen und Ziegen aus den rumäniſchen 
Diſtricten Arges, Botuſchany, Bacau, Braila, 
Dorohoi, Falciu, Jaſſy, Ilſov, Muscel, 
Neamtu, Suceava, Tulcea und Vaslui, 


Erl ä 


Erlaſs des Miniſteriums des Innern 
vom 4. November 1902, 3. 39061, 
betreffend 


die Zulaſſung der freien Einfuhr von Renupferden 
aus geſperrten Gebieten Ungarns nach Sſterreich. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das Miniſterium des Innern findet im Ein⸗ 
vernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium im 
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2. Schafpockenſeuche die Ein- und Durchfuhr 
von Schafen aus den rumäniſchen Diſtricten Arges, 
Braila, Botuſchany, Bacau, Conſtantza, Dame 
bowitza, Dorohoi, Dolj, Ilſov, Jalomnitza, 
Romanati, Teleorman und Vaslui. 

Aus den hier namentlich nicht angeführten 
übrigen Diſtricten Rumäniens iſt die Ein- und Durch- 
fuhr von Schafen, beziehungsweiſe Ziegen gegen Be— 
obachtung der vorgeſchriebenen veterinär-polizeilichen 
Anordnungen, jedoch nur mittels Eiſenbahn über das 
k. k. Hauptzollamt Itzkany Bahnhof geſtattet. 

Das mit der hierämtlichen Kundmachung vom 
15. December 1898, Z. 25995, verlautbarte Ver— 
bot der Ein⸗ und Durchfuhr von Schweinen aus ganz 
Rumänien bleibt auch fernerhin in Kraft. 

Hievon geſchieht unter Behebung der hierortigen 
Kundmachung vom 10. October 1902, Z. 28148, mit 
dem Beifügen die allgemeine Verlautbarung, daſs 
Übertretungen dieſer Kundmachung nach den Beſtim— 
mungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, bei gleichzeitiger Anwendung jener des §. 46 
des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes werden geahndet 
werden. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Troppau vom 8. November 1902, 
3. 26138, 


betreffend 


die Wiedergeſtattung der Einfuhr von Schweinen 
aus dem politiſchen Bezirke Königgrätz in Böhmen 
nach Schleſien. 


Im Hinblicke darauf, dass der politiſche Bezirk 
Königgrätz in Böhmen ſeit längerer Zeit frei von 
Schweinepeſt iſt, findet die Landesregierung die hier— 
ortige Kundmachung vom 28. Mai 1902, Z. 12581, 
betreffend das Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus dem genannten Bezirke nach Schleſien, außer 
Kraft zu ſetzen. 

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


äſſe. 


Intereſſe der Erleichterung der Einfuhr von Renn- 
und Trabrennpferden aus Gebieten der Länder der 
ungariſchen Krone, für welche im Sinne des beſtehen— 
den Übereinkommens die Einfuhr von Pferden nach 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern jeweilig etwa beſchränkt oder verboten iſt, 
Nachſtehendes anzuordnen: 

Derlei Pferde können ſtatt durch Viehpäſſe auch 
durch Certificate des „Magyar Lovar Egylet“ 
(ungariſcher Jockeyelub) oder des „Urkoesisok 
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szövetkezete“ (Verband der Herrenfahrer) gedeckt früher erwähnten Certificaten nach den im Reichs- 2 
rathe vertretenen Königreichen 15 Ländern 5 tz: 


werden. 

Derlei Certificate haben den Siegel und das 
Viſum des betreffenden Clubs zu tragen und den 
Namen und Wohnort des Pferdebeſitzers, das genaue 
Nationale des betreffenden Pferdes, deſſen Pro— 
venienz- und Beſtimmungsort, ſowie die amtsthier— 
ärztliche Beſtätigung des individuellen Geſundheits— 
zuſtandes des Thieres und des ſeuchenfreien Zu— 
ſtandes des Etabliſſements, in welchem dasſelbe 
während der letzten 40 Tage untergebracht war, zu 
enthalten. 

Es unterliegt auch keinem Anſtande, dafs Renn⸗ 
und Trabrennpferde aus Gebieten der Länder der 
ungariſchen Krone, aus welchen die Einfuhr von 
Pferden nicht beſchränkt oder verboten iſt, mit den 
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Et ar 


bracht werden. 


Das königlich Angar Ackerbauminiſterium 
wird Verfügung treffen, daſs künftighin auch Renn⸗ 


oder Trabrennpferde aus diesſeitigen Gebieten an 


ſtandslos nach Ungarn eingebracht werden können, = 


welche mit gleichartigen Certificaten des Wiener 
Jockeyelubs oder des Wiener Trabrennvereines, bezie⸗ 


hungsweiſe des Clubs der Herrenfahrer in Wien 


gedeckt ſind. 


Die k. k. Statthalterei wird mit Beziehung auf 


die hierortigen Erläſſe vom 22. September 1899, 
ad Zahl 31320, und 


wendigen Veranlaſſungen zu treffen. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Aufhebung einer gegen die Einfuhr von 
Klauenthieren aus Serbien nach Bosnien 
und in die Hercegovina gerichteten Veterinär— 
maßnahme.) Mit Rückſicht auf das erfolgte Erlöſchen 
der Maul- und Klauenſeuche in Serbien hat die 
Landesregierung für Bosnien und Hercegovina mit 
Genehmigung des k. und k. gemeinſamen Miniſteriums 
unter dem 23. October 1902 die mit dem Erlaſſe 
vom 13. Auguſt 1902, 3. 131121/l, getroffene Ver⸗ 
fügung, “) nach welcher das aus Serbien nach Bosnien 
und in die Hercegovina zur Einfuhr gelangende 
Klauenvieh in der Vieheintrittsſtation Vardiste einer 
achttägigen amtsthierärztlichen Beobachtung zu unter- 
ziehen ſind, aufgehoben. 

(Neue Ausladeſtation für Schweine in 
Kroatien-Slavonien.) Laut Kundmachung der 
Landesregierung in Agram vom 20. October 1902, 
3. 81530, wurde die auf der königlich ungariſchen 


Staatsbahnlinie Budapeſt — Agram — Fiume liegende 


Bahnſtation Fuzine als Ausladeſtation für Schweine 
erklärt. Die Einladung von Schweinen, ſowie die 
Ein- und Ausladung anderer Hausthiergattungen auf 
der benannten Station iſt nicht geſtattet. 


(Staatliche Fleiſchbeſchauämter in 
Preußen.) In den meiſten Städten des Königreiches 
Preußen iſt, nach einer Meldung der „Zeitſchrift für 
Fleiſch- und Milchhygiene“, die Errichtung von ſtaat⸗ 
lichen Fleiſchbeſchauämtern, in welchen die Einfuhr 
ausländiſchenßleiſches einen nennenswerten Umfang 
erreichen wird, geplant. In Altona ſoll ein Fleiſch⸗ 
beſchauamt mit ſechs Thierärzten eingerichtet werden, 
welche gleichzeitig eine ambulante (!) Fleiſchbeſchau in 
der Stadt auszuüben hätten. 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 25 ex 1902, Seite 315. 


11. November 1899, 
3. 36894, eingeladen, hiernach die weiteren Er 


(Allgemeine Ausstellung für hygieniſche 5 


Milchverſorgung in Hamburg.) Dieſe Aus⸗ 


ſtellung, welche in der Zeit vom 2. bis 8. Mai 1903 


ſtattfindet und internationalen Charakter trägt, dient 


dem Zwecke, die Gewinnung der Milch und die Milch⸗ 
verſorgung der Städte, der Armee und der Kriegs- 
und Handelsmarine, ſowie größerer ſelbſtändiger 
Anſtalten (Krankenhäuſer, 

wirtſchaftlichen, techniſchen, 
hygieniſchen Standpunkte aus in ihren verſchiedenen 


Formen und mit allen dabei in Betracht kommenden 
Hilfsmitteln zur Darſtellung zu bringen. Im Rahmen 
dieſer Ausſtellung iſt eine Abtheilung für thierärzt⸗ 
liche Controle der Milchviehbeſtände und der 


Milch vorgeſehen, in welcher unter anderem das Ver⸗ 
fahren bei Seuchenausbrüchen (mit Demonſtrationen) 
vorgeführt werden wird. 


* 


(Veterinär-polizeiliche 
für die Einfuhr von Zuchtthieren aus der 


Schweiz nach Frankreich). Das franzöſiſche Mini⸗ 
ſterium der Landwirtſchaft hat kürzlich eine Ver⸗ 


fügung erlaſſen, derzufolge den franzöſiſchen Land⸗ 


wirten auf Verlangen Bewilligungen zum Bezug von 


Zuchtthieren aus der Schweiz ertheilt werden können. 
Die Geſuchſteller haben ſich zu dieſem Zweck durch 
Vermittlung der 
an das genannte Miniſterium zu wenden. In den 


Geſuchen find Anzahl, Geſchlecht und Alter der ein- a 5 


zuführenden Thiere, deren Beſtimmungsort und das 
franzbiſche Einfuhrzollamt anzugeben. a 

In viehſeuchenpolizeilicher Beziehung gelten, 
nach Mittheilungen des Schweizeriſchen Landwirt— 


ſchaftsdepartements, für derartige Transporte folgende Be 


Vorſchriften: 


Beſtimmungen 8 


Conbwirtjchaftfihen  Gefefihaften 2 


Irrenanſtalten ꝛc.) vom 
wiſſenſchaftlichen und 


* 


1. Die Thiere müſſen bei der Ankunft am fran- 
zöſiſchen Eintrittszollamt von vorſchriftsgemäßen Ur— 
ſprungs⸗ und Geſundheitszeugniſſen begleitet ſein, aus 
denen hervorgeht, dass fie geſund find und daſs am 
Herkunftsort zur Zeit ihres Abganges und in den vor— 
hergehenden ſechs Wochen unter der betreffenden Vieh— 
gattung keine anſteckende Krankheit herrſchte; 

2. die Thiere werden bei der Einfuhr der grenz— 
thierärztlichen Unterſuchung unterworfen und auf der 
linken Halsſeite mit dem Brandzeichen A. R. (ani- 
maux reproducteurs) gezeichnet; 

3. von der Grenze weg bis an die dem Be— 
ſtimmungsort zunächſt gelegene Eiſenbahnſtation er— 
folgt der Transport in plombirten Wagen, der Weiter- 
transport bis zum Beſtimmungsort auf Wagen; 

4. am Beſtimmungsort verbleiben die Thiere 
unter Aufſicht des Sanitätsdienſtes, welcher alle über 
ein Jahr alten Thiere daſelbſt der Tuberkulinprobe 
unterſtellen wird. Thiere, welche hierbei die charafteri- 
ſtiſchen Merkmale der Tuberculoſis zeigen, werden un— 
verzüglich und ohne Leiſtung einer Entſchädigung ge— 
ſchlachtet. Die Koſten der Tuberculinprobe ſind zu 
Laſten der Importeure. 


(Ein Bericht über die Fleiſchpreis-Stei— 
gerung in Amerika.) Das Steigen der Vieh- und 
Fleiſchpreiſe, ſpeciell der Rindfleiſchpreiſe, eine ſo⸗ 
wohli im Deutſchen Reiche als auch bei uns in Öfterreich 
im Verlaufe dieſes Jahres ſcharf hervortretende Er— 
ſcheinung, wird in den Vereinigten Staaten 
Amerikas gleichfalls beobachtet und bildet dort den 
Gegenſtand der öffentlichen Discuſſion. Bei dem be— 
kannten Viehreichthum und der großartigen Ausge— 
ſtaltung der Fleiſchinduſtrien daſelbſt, welche bislang 
als eine wirtſchaftliche Gefahr für die landwirt- 
ſchaftliche Thierproduction der mitteleuropäiſchen 
Staaten angeſehen worden ſind, war man verſucht, die 
Urſachen dieſer Erſcheinung in einem Truſt der 
dortigen Großſchlächtereien zu erblicken. In der That 
hat ſich nach bisher unwiderſprochenen Meldungen ein 
Fleiſchtruſt in den Vereinigten Staaten conſtituirt, 
deſſen Actionen jedoch — wie es ſcheint — mehr die 
künftige Entwicklung der Verhältniſſe zu beeinfluſſen 
haben werden. Über den Stand der Dinge in der 
erſten Hälfte des Jahres 1902 gibt ein im Juliheft 
der vom Arbeitsamt Department of labor) zu 
Waſhington herausgegebenen „Bulletins“ enthaltener, 
mit reichem ſtatiſtiſchen Material verſehener Aufſatz 
inſtructive Aufſchlüſſe. Der Verfaſſer leitet den Bericht 


mit der Bemerkung ein, daſs während der letzten 


Monate vielleicht kein Gegenſtand von der Preſſe und 
dem Publicum mehr discutirt worden iſt, als die 
Steigerung der Preiſe für friſches Rindfleiſch. 

In dem Artikel werden zuerſt in einer Reihe von 
tabellariſchen Überſichten die Vieh- und die Fleifch- 
preiſe in den Monaten Jänner bis Juni 1902 und 
vergleichsweiſe die correfpondirenden Daten in den 
vorangegangenen zwölf Jahren 1890 bis 1901 vor— 
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geführt. Der Leſer ſoll aus den Tabellen die factiſche 
Differenz zwiſchen Vieh- und Fleiſchpreis erſehen. 
Anſchließend wird auch die ſich N procentuelle 
Differenz angeführt. 


Das Rindvieh gibt im Durchſchnitt — führt der 
Verfaſſer aus — 50 bis 60 Percent geſchlachtetes 
Fleiſch. Daraus iſt zu erſehen, daſs, wenn das Fleiſch das 
einzige Product des geſchlachteten Thieres wäre, 
und der Preis für Lebendvieh 7˙10 Dollars“) pro 100 
Pfund (Durchſchnittspreis in Chicago am 1. Juni 
1902) beträgt, der Fleiſchpreis ſich auf 14˙20 
Dollars (bei 50 Procent), reſpective auf 11˙83 Dol- 
lars (bei 60 Procent) pro 100 Pfund ſtellen 
müsste. Zu dieſem Preiſe kämen noch, falls das 
Fleiſch das einzige Schlachtproduet des Viehes 
wäre, ein entſprechender Betrag für die Ver— 
zinſung des vom Großſchlächter inveſtirten Capitals, 
für die Schlachtkoſten, Transportſpeſen u. ſ. w., 
endlich für ſeinen Geſchäftsnutzen. Der faetiſche 
Fleiſchpreis beträgt aber nur 10 Dollar pro 100 
Pfund (Durchſchnittspreis für Fleiſch in Boſton am 
1. Juni 1902), iſt alſo ein weit niederer. Dies findet 
darin ſeine Begründung, daſs die Großſchlächter bei 
der Entwickelung ihres Geſchäftes in der Lage waren, 
alle Nebenproducte jo zu verwerten, daſs 
kein Theil verloren geht. Die Entwickelung 
dieſes Zweiges ihres Geſchäftes ermöglicht es ihnen, 
bis zu einem gewiſſen Grade die Differenz zwiſchen 
dem Fleiſchpreis und dem Viehpreis zu ermäßigen. 

Eine Prüfung der die zum Vergleich heran— 
gezogenen Vieh- und Fleiſchpreiſe enthaltenden Tabelle 
ergibt, dajs am 1. Juni 1902 der Durchſchnittspreis 
für Rinder in Chicago 7˙10 Dollars gegen 5˙75 Dol- 
lars am gleichen Datum im Jahre 1901 und 5˙37½ 
Dollars im Jahre 1900 betrug; der niederſte Vieh— 
preis in den letzten 13 Jahren war 4˙10 Dollars und 
wurde am 1. Juni 1896 bezahlt. Der Mittelpreis für 
friſches Fleiſch, welcher am 1. Juni 1902 in Boſton 
bezahlt wurde, betrug 10 Dollars gegenüber 7˙75 
Dollars in 1901 und 8 Dollars pro 100 Pfund in 
1900; der niedrigſte Fleiſchpreis in der beſprochenen 
Zeitperiode war 6°371/, Dollars in 1890. 

Die Differenz zwiſchen dem Mittelpreis für 
Rinder in Chicago und dem Durchſchnittspreis für 
Fleiſch in Boſton betrug am 1. Juni 1902: 2˙90 
Dollars pro 100 Pfund gegen 2 Dollars in 1901 und 
2•62½ in 1900; die geringſte Preisdifferenz war 
1˙65 Dollar in 1890 und die höchſte 342 ¼ Dollars 
in 1895. Einer Tabelle über die Preisbewegung vom 
Jänner bis Juni 1902 iſt nebſt der permanenten 
Steigerung der Vieh- und Fleiſchpreiſe die wachſende 
Differenz zu entnehmen. Der Viehpreis betrug 1. Jänner 
1902:6˙12½ Dollars, am 1. Juni 710 Dollars, der 
Fleiſchpreis am 1. Jänner 8˙25 Dollars, am 1. Juni 
10 Dollars; Preisdifferenz zwiſchen Vieh und Fleiſch 


*) 1 Dollar = 5 Kronen. 
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am 1. Jänner 2˙12½ Dollars, am 1. Juni 2˙90 
Dollars pro 100 Pfund und in Procenten ausgedrückt 
34˙7, beziehungsweiſe 40˙8 Procent. 

Eine Überſicht der Beſchickung der Rindermärkte 
von Chicago, Kanſas-City, Omaha und St. Louis 
zeigt, daſs der Geſammtauftrieb in dieſen vier Städten 
im Juni 1902: 462.292 Stücke gegen 473.921 in 
1901 und 429.500 in 1900 betrug. Der geringſte 
Juni⸗Auftrieb während der letzten 13 Jahre betrug 
358.280 Stücke im Jahre 1895, der höchſte 
513.737 im Jahre 1890. Der geringſte Mai⸗Auf⸗ 
trieb während der letzten 13 Jahre betrug 379.232 
und war im Jahre 1902. 

Sehr wertvoll für die Beurtheilung der gegen— 
wärtigen Situation ſind die nun folgenden Tabellen, 
welche eine Überficht der Rinderauftriebe in Chicago 
in den Monaten Jänner bis Juni 1890 bis 1902 
der Zahl, dem Geſammtgewicht und dem Durchſchnitts⸗ 
gewicht der Thiere nachgeben. Es zeigt ſich, dass 
die zu Markt gebrachten Rinder im Jahre 1902 
im Vergleiche zu den correſpondirenden Monaten 
der vorhergegangenen Jahre, mit einer einzigen Aus⸗ 
nahme im Juni 1891, leichteres Gewicht aufweiſen. 
Um nur ein Beiſpiel herauszugreifen, mögen die 
Daten des Monates April hier Platz finden. Im 
April 1902 betrug das Geſammtgewicht der zu— 
geführten Thiere 199,062.860 Pfund gegen 
262,808.778 in 1901, 232,542.595 in 1900; 
das Durchſchnittsgewicht im April 1902 iſt um 101 
Pfund als 1901, beziehungsweiſe um 148 Pfund als 
1900 geringer. 

Eine Erklärung für dieſe Erſcheinung wird in 
der Dürre gefunden, welche im Sommer 1901 den 
Centralweſten heimgeſucht hat. Durch dieſelbe iſt nicht 
nur Korn und Heu vertheuert worden, auch die Vieh⸗ 


fütterung hat unter dem Einfluſſe derſelben erheblich 
gelitten. Der bedeutende Rückgang des Durchſchnitts⸗ 
gewichtes der auf den Chicagoer Markt gebrachten 
Rinder ſtellt ſich als ein Ergebnis weniger gemäſteter 
und halbfertiger Ware dar. Dennoch wurden dieſe 
Thiere zu hohen Preiſen verkauft. 


Der Zuſammenhang zwiſchen Ernteergebnis, 
Viehfütterung und Viehverwertung wird durch tabel⸗ 
lariſche Überſichten der ſchätzungsweiſen Ackerfläche, 
Production und des Pachtwertes der Kornernte in 
den Vereinigten Staaten für jedes Jahr von 1889 
bis 1901 dargeſtellt. Das Jahr 1901 zeigte bei der 
größten Ackerfläche den kleinſten Ertrag, ausgenommen 
in den Jahren 1890 und 1894, wo aber die Acker⸗ 
fläche erheblich geringer war. 


Den Abihlufs des im Voranſtehenden nur 
auszugsweiſe wiedergegebenen Artikels bildet eine 
Reihe von Tabellen, welche den Export der Ver⸗ 
einigten Staaten an Vieh, Büchſenfleiſch, friſchem 
Fleiſche, geſalzenem, gepöckeltem und anders zus. 
bereitetem Fleiſche, Talg und Korn, der Menge und 
dem Handelswerte nach, während der Monate Jänner 
bis Mai 1890 bis 1902 produciren. Lebendes Vieh 
und friſches Fleiſch iſt im Jahre 1902, verglichen mit 
den letztvorhergegangenen Jahren, erheblich weniger 
ausgeführt worden. Der Export von Korn und Talg 
zeigt in der Berichtsperiode für 1902 gegen die 
correſpondirenden Monate der Vorjahre einen außer⸗ 
ordentlichen Rückgang. Salzfleiſch, gepöckeltes und 
anders zubereitetes Fleiſch iſt in ziemlich gleichen 
Mengen wie in früheren Perioden ausgeführt worden. 
Nur Büchſenfleiſch iſt in größeren Quantitäten und 
zwar zum überwiegenden Theile nach England zum 
Export gelangt. 


Verſonalnachrichten. 


Der Bezirksthierarzt bei der Bezirkshauptmannſchaft in St. Veit, Alfred Folakowski wurde in Bl zeitlichen 


Ruheſtand verſetzt. 
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Viehmärlite⸗ Kalend arium 


für den 
Monat Derember 1902. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde-, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
f ++ 
Miederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
— —̃— 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
. . I rn 
Stückzahl 
0 St. Leonhardt a. W. 28. — 200 — — — 
A Kirchberg a. W. .. 3., 10., 17., 24, — 300 — — — 
N 31. 
Heidenreichſtein .. 1., 9., 15., 22., 29. — 200 — — — 
C Ho 4., 11., 18., 24., — 600 — — -- 
31. 
Oberhollabrunn . . Oberhollabrunn . . 12 450 — — — — 
Wr.⸗Neuſtadt . . Wr.⸗Neuſtadt .. . 3.,6., 10., 13,17, — 200 2 8 — 
20., 23., 27., 31. 
++ 
Obexöſterreich. 
u ae N Drift en 4., 11., 18., 24. — 300 — — — * 
r Wels 5 20. 27. — — 1000 — Spanferkel. 
Salzburg. 
Salzburg, Stadt . Salzburg, Stadt . . 1,22. — 1300 — — e Nutz⸗ 
teh. 
Tamsweg Tamsweg Je — 200 — — detto 
Zell am See Bramberg 2. — 2000 — — detto 
Nr 16. — 200 — — detto 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
reſpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 
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Politiſcher Bezirk 


Cilli 


Deutſch⸗Landsberg. 


Feldbach 


Judenburg 


Leibnitz 


Luttenberg 
Pettau 


Radkersburg 


53 


Weiz 
Windiſch⸗Graz 
Stadt Graz 


Stadt Marburg . . 


Stadt Pettau 


Spittal 


SB er 


„ 


N 


. St. Veit 


Ortsname 


„Gonobitz 


St. Marein b. E. 


Sachſenfeld 
Tüchern 
Tüffer 


„Obdach 


“re „„ „ 


Leutſchac h 
Leibniz 


Spielfeld 


. Terbegofzen(Hl. Geift) 


Luttenberg 
. St. Andrä L. 


St. Thomas 


.. Radkersburg 
Muted 2: 


.. Montpreis 


Lichtenwald . 
Felddorf 


St., Peter bK 


. Edelichrott 


. Piichelsdorf . . . . 


. Saldeuhofen 
Stadt Graz 


. Stadt Marburg, 


1 " 


Stadt Pettau, 


* . . . 


Straßburg 
Althofen 
Metnitz. 


. . . . 


« . . — 


Nee 


. . . . 


D . . — 


8 . . 


. — . * 


Steiermark. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


Stückzahl 

3. 350 a . 

4. — 500 Dee — 

13. 10⁰ 350 = — 
19. 150 900 5 — 
22. = 500 = = 
27. = 300 — = 
22, Ye 800 = = 
15. = 350 er = 

4. — 500 a * 

9. > 400 = z 

9. 2 200 er 2 

27. = 300 — ER 
8 — 1000 = =, 

1. = 500 = = 

1: — 800 en = 

1 * 600 x ee 

13. = 600 = = 
16. = 300 = en 

1. 700 er & 

3. > 300 = 52: 

2. 400 600 5 ie 

6. — 800 3 = 

3. = 800 8 8 

6. = 600 22 — 

6. — 400 ar > 

13. = 600 — = 
12. > 250 = — 
5 = 500 = > 

6. 2 350 er er 

4% 11, 18,23. 175 4000 2 = 
6.18, % — 500 8 
b 10., 24. 15 700 = = 
. 3.,10.,17.,24.,31. 220 1400-1450 1400-1500 — 

++ 
Rärnten. 

17. Be. 2 

1. 400 300 = = 

6. = 350 2 5 

Ya} — 400 “2 = 
28. > 200 en 


Einſtellochſen. 
Wird von fremden 
Händlern gerne 
beſucht. 


Zug⸗ und Einſtell⸗ 
ochſen der Mur⸗ 
bodner Race. 
Ochſen aller Ge⸗ 
brauchsgattungen, 
Export nach 
Mähren, Böhmen, 
Niederöſterreich, 
Ungarn. 


Nutz⸗ und 
Schlachtkühe, 
Export wie oben. 


Zugochſen, Kal⸗ 


binnen des Mur⸗ 


bodner Schlages. 


— 


Am 3. u. 17. Ge⸗ 
ſammtviehmärkte, 


am 3., 10., 17., 24. 
u. 31. Schweine⸗ 
märkte. 


Politiſcher Bezirk 


Villach 


Völkermarkt 


Wolfsberg 


Adelsberg 


Gottſchee 


Gurkfeld 


Krainburg 


Laibach, Stadt 


Littai 


1 J 


Rudolfswerth 


Tſchernembl 


Görz, Stadt 


Gradisca 


Capodiſtria . 


Mitterburg . . 
Pola 


Bolosca . . . 


. . . 


2 #7) . . 


Voraus ſichtlicher Auftrieb an 


Ortsname Datum Pferden 
Paternion 15. — 
Bulag 17: 30 
Völkermarkt. 4 50 
5 17. > 
Wolfsberg 13: = 
St. Andrä 2 — 

Brain, 

RS NE) 175 — 
Adelsberg 3. — 
Bim 5. — 
Naſſen fuß 3 — 
Savenſtein 8 9. — 
Landſtra ß 15. — 
Sn Kanzian 18. 300 
Ratſchae gh 27. — 
Krainburg en, eee 
Laibach, Stadt 9 200 
J „ 
Martinsdorf. 14 . 
W EL Er 3; — 
ERBEN. 5 — 
Weixelburg 15. — 
5 31. — 
eee X — 
Rudolfswerth 12 — 
Seiſenberg 6. — 
Hönigſtein 29. — 

F 4. 80 

Manns burg 18: 50 
e ae 9 — 
Tſchernembl .. 24. — 

++ 

Küſtenland. 
Ta Te AR 111127 130 
Mels 15. — 
Cervignano . 4. — 
Cormons 27. — 
Gradisccgaa 9. — 
Romans 22. — 
Capodiſtria . . 18. 15 
. Mitterburg 2. 50 
„ Sanbincenti i. 27. 50 
Dinka 237 — 
Sands 12. 80 
„Herpel[ſfſe 2. — 


Stückzahl 
200 — 
250 — 
650 = 
350 5 
200 — 
250 — 
— 400 
200 150 
500 250 
280 100 
300 1 
850 600 

1400 500 
400 — 
300 200 
600 — 
— 200 
700 — 
550 — 
600 3 
750 300 
600 — 
300 — 
400 400 
600 — 
700 —= 
400 200 
500 120 

1000 300 
800 300 

1100 800 
850 700 
700 680 
900 700 
750 700 
800 780 
300 200 
900 200 

1000 200 
800 200 
650 200 
300 150 


150 


200 
800 
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Export. 
Export. 


am 1. Jahrmarkt 


Jahrmarkt. 
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Politiſcher Bezirk 


Ales 
I mf: 


Send 


Rovereto 


Schug; 
Trient? 


Bozen, Stade 


Innsbruck, Stadt 


Trient, Stadt 


Feldkirch 


Benefhan . .. - 


Blatna 


Böhmiſch⸗Brod 
Böhmiſch⸗Leipa 


Budweis 5 
Chotè bor 
Chrudiiim 


Cas lan 


Deutſch⸗Brod 


Falfenaun . . . - 


Sraßlit . .... 
Hohenmauth . . . 


Horowitz 


Tirol und Vorarlberg. 


Ortsname 


Borg? 
String 
Brin 
Sterzing 
Bruneck 


Kutten 


Jügenn 
Pergine 
Denn! 
„ Bazen; 
Juns bruck 
Tritt. si 


Dornbirirn 


Beneſchau - 
Stepaä nov. 


Breznitz 


Pribislau 


Chrudimm . i N 
Hlinsko IL ET 
Kamenitz, Trhow . . 


Goltſch⸗Jenikau 


Deutſch⸗Brod 2 
PDD NN 
Falkenau 


Goffengrün . . 


Königsberg 


Heinrichsgrün re 
Hohenmaut h 


Jelent, Ober⸗ 


Hoſtomitz 
Berk alah 


A. In Tirol. 


Datum 


28. 
28. 

3. 
4695 
21. 

4. 
21. 
21. 
20. 
20. 
15. 
22. 


B. In Vorarlberg. 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


140 
130 
20 


40 


„„ ĩͤ 1; 
oO 


118 
oO 


— 
or 


Stückzahl 
400 — 
250 — 
400 250 
200 50 
650 130 
500 400 
300 — 
250 100 
250 50 
200 200 
300 30 
300 10 
250 30 
650 20 
400 120 
300 150 
200 30 

1400 300 
600 500 
450 30 
250 250 

1100 ne 
200 = 

1000 = 
200 di 
600 m 
400 = 
200 
300 800 
400 — 
550 
350 — 
450 — 
900 180 
250 — 
400 — 
300 — 
200 — 
300 15 
300 10 
200 — 
600 30 
300 — 
300 — 
500 — 
700 — 
250. — 
400 — 


170 


F 


Ee 


. 


„ —— Sn Sur 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— . ——— — 


ee 


CCC 


2 
5 
. 


PR 4 N ae 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
EEE EN 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
2 Te 
Stückzahl 

e STE 155 110 500 200 — — 
dnn 3. — 200 — — — 
Rozdalowitz . 18. 4 300 — — — 
Jungbunzlan .. Benatek, Neu⸗ 22. — 1000 — — — 
eee Pan 15. — 600 — — — 
AA ie 9 200 800 1 — — 
r Schlackenwerth .. 9 — 400 70 — — 
e WVibdolin etz 15 — 500 — — — 
Schwi hau 15. 300 1500 — — — 
Silberberg 4 u — 400 — — —— 
F Mumm 2. — 450 — — — 

Kolm N iR 250 1000 — 
Komo tan Göran, „wenm, 22 10 200 — — 
Königgrätz Hoki zz 3. 250 500 — — 
Königinhof .. Joſefſtade 15. 300 200 — — — 

F Koßlan 2; — 300 — — 
Kralowitz 11. = 500 200 = 
Kuttenberrg Kohljanowiiz 9. — 450 — — 
i Neuhoff 15. 100 900 — — — 
C Wildenſchwert. .. 29. 400 300 150 — — 
A Klivſoudoop . . .., 9., 15., 22., 29. — 250 — — — 
Lede r 300 > ae — 
Leitmerittz Lobo 9. 0 300 — — — 
C Büchen A 23. — 1600 — — — 
Kuh!!! 11. — 300 — — — 
ment 4. 400 1000 — — — 
. 2, g., 16., 28,80 — — 800 = =! 
F o 15 — 400 — — — 
Duſchka gn 15; — 700 — — — 
Mühlhauſen Bechinn 95 — 400 — = =. 
SBELNNEDIB ; 18. -— 400 — — — 
Mühlhauſen 11: 100 900 — — 55 
Münchengrätz . Bakow 9. 300 1000 — — — 
Fürſtenbruckk . 15. — 300 — — — 
Münchengrätz . 17 18. 200 500 — = = 
Neubyd zo Chlumetz 10. — 450 — — — 

Neubydzo . 15. 60 850 — — 
Neuhaus Neuhaus 3. 130 400 50 — — 
Da ehr; 13. — 500 9 = 
Neuftadt. .... . pense 6. — 300 — — 
Pitt C 8. 25 250 — ni 
Pele 17. = 650 — — 
e Cernow itz 18. 15 500 = — — 
DERBNa IE en. 4.,23. — 450 — — = 
Patzau ; : 4, — 600 — — 
Bolalet. on et 15 — 500 — — — 
r Mito; 16 — 500 — — — 
Wodan 4. 400 500 — — — 
F Kuttenplaaens 10. — 300 — — — 
Pode brad Nimburg 17. 300 1200 — — — 
o Fldohaan f 15. — 300 — —— 
Prachatiz Ctymnm ED 3 — 200 200 = 
Hine 6. 13. — 250 Sr — 
N 22. — 1500 — 
Netolfỹ ß 15. 400 1500 200 — — 
ZP Nepomuk 10. — 500 — — — 
. Dobriſch 21. — 600 — — — 
C Raub 22. 100 850 — — — 
enn Reichenau 13: 30 300 100 10 — 
3 er 0010,23 — 500 — 
r Radnitz of 22 — 450 — — — 
Nökiz a ir 25 1100 — — — 
A Poſtelberg Fre 1 150 400 — — — 
„ VMV!NNeuſtraſch t; 4. — 250 — — 
Schlan 6. et 600 ee — > 
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Politiſcher Bezirk 


Selkan 


„ 


Sem 


Starkenbach 


Strakonitz 5 
Taberrrr!: a © 


Tel!!! 


Türnan 
Wittingan 


Auſpi zz 


Ungariſch⸗Brod 


Mähriſch⸗Budwitz 
Datſchi z: 


Gaya 
Göding 


. . . . 


Hollefhan .. . . 


% 


Ortsname 


Eiſenbroeod 
Smut), 8 


2 Hochſ tat 


Horazdowit z.. 
Siltebnib m. 0% 
Maiſchiz -. 
Woſchitz, Jung⸗ 
Neugedein 


77 


1 e 
Tauss f 


Theuſin gn 
Turnau e 
Veſell !?: 
Wittingau N 


Auſpſtt 
Klobouk 


Bands 


Slavitſchin 


Mähriſch⸗Budwitz . 


Jarmer iz, 


e 


Hrozna Lhotta .. 
Freistadt. 


Höͤlleſchn 
Ungariſch⸗Hradiſch. . Kunowitt zr 
Weſſely, Vorſtadt .. 
en ß 2 
Mann Bottela g 
Kame nit 
Stanneern 
Teisſch t 
Groß⸗Meſeritſch. . . Groß⸗Bitteſch 
Groß-⸗Meſeritſch 
Wolfe! 
Wallachiſch⸗Meſeritſch Wien a 
en 
Miſtekkk RE 
Nenftabtl- . 27... Neuland us, 
Mähriſch⸗Oſtrau . . . Mähriih-DOftran . . 
Proſsnitz Profs niz, 
Tiſchnowitz ... . Tiſchnowitz 3 


Datum 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


ferden 


F 


— 
S 
oO 


wel 


2 
— 


Stückzahl 


750 
600 5 
250 = 
250 — 
200 25 

1500 >= 
ZOO EL 
4 
250 = 
800 = 

1500 es 
400 

250 5 

250 150 

300 = 

800 = 

600 200 

600 — 
500 400 
600 = 

600 — 


„ kit Wr 


N 


| 


. 


Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


C 


Stärkerer Auf⸗ 

trieb an Ochſen. 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 
detto 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Stärkerer Auf⸗ 


trieb an Ochſen. 


detto 
detto 
detto 
detto 
detto 


Enn 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Politiſcher Bezirk 


Trebitſch 


o et) 


Mähriſch⸗ n 
Wiſchuu . . 
Brünn, Stadt 
Kremſier, Stade 
Znaim, Stadt 


e ee 


Teſ chen 
Troppau 


R 


Wagſtadt 
Bielitz, Stadt 
Friedek, Stadt 


Bohorodezany 
Borszezöw 


Brody 


. 


Brzozow 


Breite er Ze 


Brzezany 
Buczacz . : 


TE ee 


Gieszandw 


Czortköw 
Dabrowa 


rr 


Dobromil 
Drohobyez 
Gorlice 


ö 


R 


o 


r 


E 


En 


Bielitz 
„Friedek 


Roſulna 


Ortsname 


Oppatau 
Trebitſch 
e Weißkirchen 

Wiſ chau 


o RE 
BEN EN 


Wagſtade 


„ „ „ „ 


o 


Bochnia 
Niepokomice. 
Lapanoͤw 
Lipica murowana 


„„ 
. 


Sokotrina 
Borszezow 
Korolöwka 
Mielnica 
Useie bisfupie . 
Brody 
Brzesko 
Szezurowa 
Wojnica 
Zakliczyn 


© ve 


ha re se 


= ur m Menke 


Jazkowice 
Koropiec 
Monaſterzyska .. 
Potok ztoty . . . 
Uscie zielone 
Cieszanow 
Lubaczoͤw 
Oleszyee 
Czortköw 
Dabrowa 
Zabno 
Dobromil 
Drohobycz 
Gorlice 
Grö dek 
Grybow 


S EURE, 


E923 Yon Ya 


er 


a 


„ 


F 


e 
n 


E 


. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
NT ET 
Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen 
Stückzahl 
Je — 500 — = 
22. 150 500 150 — 
* 150 250 300 — 
29: 150 200 == —— 
13 450 — — — 
22. 100 550 100 — 
15. 950 1200 — — 
Schleſten. 
Wr — ern 500 — 
15. 120 200 — — 
1 5 220 250 — — 
28. 200 150 — — 
15. 100 350 — — 
6. 470 200 — — 
0 15. 350 50 — — 
3., 10., 17., 24., 31. — 200250 — — 
Galizien. 
1 == 200 = = 
4., 18. 350 400 1200 = 
2. — 200 500 — 
9. ‚26. . = 600 m 
15. — 400 800 — 
30. 300 == = 
23. 150 600 — — 
. 1.,9.,10:, 23,29. 400 — N 
nee 150 500 — — 
9. 23. — 400 — — 
2., 16., 30 ur 400 U = 
15. — — 600 — 
9 12, — 400 == — 
LT; — 400 5 5 
15. — 200 = 5 
22. 300-400 — — 
4. 180 300 . — 
6. 500 a = 
23. 600 600 — 
18 150 500 = == 
2. 2% 166 23. „30. — 200 == 2 
3.,10., 17., 24. 31. — 200 — — 
3.10. 17., 24,31. 150 300 25 =. 
„10, 23% 30. 200 — = 
18. 24. — 200 = — 
30. — 300 eo > 
23. — 200 — = 
17. — 200 = = 
23. — 200 Erg 5 
1. 15., 29. en 400 m es 
9., 22. 150 400 . = 
17 15. 29. — 200 = 72 
9, 1529 — 600 600 — 
„0 4 200 — — 
18, — 200 — — 
1., 9., 15., 22., 29. — 700-800 — — 
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Anmerkung 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 
detto 


Stärkerer Auf⸗ 
trieb an Ochſen. 


Jahrmarkt. 
Jahrmarkt. 
detto 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
— — — —— 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
„—— a Er 8 
Stückzahl 

Horodenka Horodenka 2.9% 16. 23, 0. — 600 — — m — 
Oberin 13., 30. — 500 — — Jahrmarkt. 

Jaroskab Jaros kau B — 200 500 — — 

Pruchn lk 9. — 200 500 — — 

Radymno 22. 350 500 700 — — 

Jas d ie!!! 4., 11., 18., 24. — 300 — — — 
mid 9. 200 1100 — — 1 
Ja wor Jamoro w 3% 12. 300 600 500 — Jahrmarkt. 
E 1. 9% 15, 23. 150 400 — — — 

Krakowiee ui 22. 200 600 600 — — 

Wielkie ocz z 10. 200 500 500 — 
Kanns. Kalusg ss 13. 550 1300 1300 — Jahrmarkt. 

Kamionka Kamionk d 4. — — 550 — — 

Radziechbw . . 18. 150 — 1000 — — 

Kolomyja ..... Kolomyja. » .. » 18. 590 2400 1200 — — 

Gwozdzieee 15, 200 400 — — — 

Kulaczkowee 23. 300 500 — — 

Liman owa Kamtenica 16. — 400 — — 

Limanowaoa an 8., 29. — 1300 500 — — 

Lukowiaa . 15. Man 400 — — 

Mszana dolna . 16. — 200 — — 

Skrzydln a 4., 18. — 400 — — — 

Tym bark 1., 22. — 800 500 — == 

Miert Mielke? 11418 — 200 — — — 

enen! Ledig!!! 9. — 200 600 — — 

a Bolpnin eu 22, — 300 — — = 
Mosciska Huſa low RE 18. — 200 500 — Jahrmarkt. 
Myslenicſge aba Ra 1., 15., 29. en 200 — — — 
Nadwörngnan Delat nn 21. — 500 — — 

Nadwörna 12, — 300 600 — 
Nowy⸗ Sar; de,, 8 11. — 300 — m = 
Muszyna 1., 15., 29. = 200 Bi 5 re 
Nowy⸗Sgcz. . . - 2,9.,16.,23.,30.  — 300 85 — — 
Stary⸗ Saz 10., 24. — 200 — — 
Tyli .. . en. 11., 24. — 200 — — — 
Zbyszycſte 4. — 300 — — = 
Nowy Targ Nowy Targ 7 150 200 — — ren 
Peczenizuhnn .. . Perzenizyn . . . 17. — 200 — — Jahrmarkt. 
Pilzus Brzos tek 3., 10., 17., 24., 31. — 200 — — — 
Pils 1.,9., 15., 22., 29. — 200 Pd — — 
Podgör ze Podgoörze 2 5 9% 5 
19., 23., 24., 30. — 200 = ee — 
Podhajcge Horozanka 3. 10,17, 24,1! = 200 — — 
Podhajſfee sn ee — 400 — — — 
Przemyssl Przemys l 5., 12., 19., 26. — 400-450 600 — — 
5 Dübieek d 29. — — 700 = 
Przemyslann . . . Przemyslaıy) . . .1,9.,15.,23.,29.  — 200 — — — 
Gliiaunyrn sr 23. — 340 600 — 5 
Prze work Kanez ugs 4. — 400 — — Jahrmarkt. 
Mäwa ken, Rang 1., 9., 15., 23,29. — — 500 — er 
Manitu en ee Bolszowee . 1,5,22.,29. — 300 — — = 
Nohathn 3. 10, 1 — 200 — = 
Ropczyce Debi een 4. 300 600 700 —— — 
Röpez ye 9 — 300 200 — Jahrmarkt. 
NRüd tf! ñ Koma rns 1., 8 1522,29. — 200 — — — 
Rzeszo Wp Reset 5% 1219 — 200 — — — 
% N 23. 150 500 800 — Jahrmarkt. 
Sau bk Bukowsko 18. — 200 — — ** 
Suiati n „Snidte n 175 — 200 — — 8 
Batot W 12. = 400 — — — 
Stanisklawoww . . . Stanistawow . . „ 500 900 500—600 — 5 
Aa i:! Steh: 4, 1118 — 500 700 — — 
Strzyaö vw Frysztak 11., 24. — 200 — — — 
Tarnupo!l Tarngdpo!! 4.9. 1,218, — 500 — — 


Taru Tür, dan 5% 12% 90% 0 - — 500-600 — =; 


S 


Datum 


Politiſcher Bezirk Ortsname 
—WA do... ttyn is 23. — 
Tfume z 3./10.,17., 24., 31. 150 
Wadowicce Andrychöw. . . . 2., 9., 16., 23., 30. 
5 Kalwar ya 8,17. 3 
Wadowice 4. — 
Dee Dobczyee LE — 
h REN ES | 2., 23. = 
5 nee 9. — 
2 Wisniomwa . \ 11., 24. ae 
r be 23. — 
. 29. 
Ses Sokolöwka 17. — 
RNMoezo -r 14 10% 23., 31: — 
Mee Kulik 23. — 
Moſty wielkie 3., 17., 31 150 
Bölliem 2.54 6. 300 
ZydgezsWwW . > Bhbaczom ... . . 12; — 
: Buramno a me 21. — 
f N Mitotajom 4 11 18, 28 
ieee Milow ka 2. — 
Netie zs 18. — 
Suche 9., 23. 
Zy wier 301722 11 $— 
Bukowina. 
Czernowitz, Stadt . Czernowitz 1,8 15, 29, 0 
e Kotzman 3.,10.,17., 24., 31. — 
ate Radau 3. 12519. 26. — 
Sereth See eee 150 
18. 23., 30. 
. Wiznit z 30. und 31. — 
Dalmatien. 
Sn: e 


Stückzahl 
500 7 
400 — 
End 500 
BORN 
400 500 
200 75 
400 ® 
300 = 

300 % 
85 500 
a 500 
200 = 
600 500 
500 700 
400 750 
700 1600 
400 5 
200 — 
200 88 
400 nn 
300 5 
400 = 

200-300 — 
700 1200 
SZ 950 
350 — 
450 5 
300 500 
450 500 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


| 


800 


2 . — 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
——ñ— — 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 
detto. 
detto. 


| Jahrmarkt. 
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2 
be) 
= 


über ven Stand der Sitte ende Inierkranktpeiten, welche nach den am 14. November 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Landes- 


Niederöſterreich 
Oberöſterreich. 
Salzburg 
Steiermark. 
Kärnten 
Ron 
Küftenland . . 
Dirol n 
Vorarlberg.. 
Böhmen 
Mähren 
Schleſien 
Galizien 
Bukowina 
Dalmatien 


Im Vorjahre. 


. 


Aus weis 


behörden ſeit Abſchlufs der N Wochenperiode zur Anzeige gelangt find. 


Zahl [Maul- und Rotz⸗ und Raufh- | Rothlauf Schweine Bläschen⸗ 
der Klauen⸗ Milzbrand] Wurm⸗ Pocken⸗ Räude brand der der peſt ausſchlag Wuth⸗ 
= ſeuche krankheit krankheit Rinder Schweine (Schweine⸗ an den krankheit 
2 ſeuche) Genitalien 
= = Boch d er pere u cht en 
215 
261. 4.153] 7113| 22 11 21221 1 44 44 „ 223) ee 1521 9 210 30] 4 4 53 1 1 1 
14 6.649 E . 5 2 BEI: BIN DI | all 12% 5 
64. 859 . 4 E 3 1 
240 3.955 Aen. e : 1% 44 5 7 51 6 60 IR SER 
8| 2.956 By IE . . 11 2| 2] 6| 12 41 ag 
12| 3.263 i 7 . . Fr 5 3 4 4 2| 6 151. 1 
13 „a - N & 315 5 15% RIED EN ler 
26| 1.887 5 . 1 b ei 1 e 
3 1881 . | - ; - E : e le 
960 13.2860 30 3 30 3 3 3 f 7| 8 130 9! 160 230 al 4 4 
n e dee nnn. Ii . 3] 3] 12 2 21 4 
12 7211 n Ei RE En a AR IR 1121,21 920 29926 ? 
80711.3761 3] 9/1134 2 2 2 5] 5, 5 7 916 1] 1] 4] 4 5 Aal 27 580287 1] 2 5 711011 
10 A 5 5 . TE Re . 4 4] 9 3] 40 144 x 
13 Ball PT re SEE la) ee Ra ie 
383 55.341] 160 33/1744 5 6] 61 12 150 155. 110 14| 23] 2] 2) 5 440 57/144] 6712904244 5 6] 58 130 1717 


. . . * . . 5 . . * . . . . . * . . 5 . . . 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand: 3461 Schweine, davon krank 1383 Stück. 


. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


a 1 eee 
o a 2 
nr n. > Er 
x 2. * 


machungen vom 29. October, 


Jahrgang 1902. 
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Beiblatt zu dem Uerardnungsblatte 


. R. Miniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Nr. 35. 


Wien, 19. November 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 18. November 1902, Z. 47.934, enthaltend eine veterinär⸗-polizeiliche Verfügung in Betreff der Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 19. November 1902, Z. 48.161, 
womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichs⸗ 


rathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 18. November 1902, 3. 47.934, 


enthaltend 
eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 
der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und 
Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl⸗ 
gerichtsbezirken Diesö⸗Szent⸗Marton, Radnöt (Comitat 
Kis.Küküllö), Maros Ludas (Comitat Torda⸗Aranyos) 
in Ungarn, ſowie aus den Bezirken Krijevei, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Bjelovar⸗Krizevei), Samobor Comitat Zagreb) in 
Croatien⸗Slavonien nach den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund⸗ 
8. und 14. November 


1902, 33. 45.108, 46.218 und 46.897, 
gemeinen Kenntniß gebracht. 
Die vorſtehende Verfügung tritt sofort in Kraft. 


zur all⸗ 


nn des Miniſteriums des 
Innern vom 19. November 1902, 3. 48.161, 


womit 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


12 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 
in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 
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Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen- 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Al ſoͤ⸗Fehér, Stuhlgerichtsbezirk Magyar⸗ 
Igen: aus den Gemeinden Alſö-Gäld, Vajasd; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Maros⸗Ujvär: aus der Gemeinde Elekes, 
Szent⸗Benedek; Stuhlgerichtsbezirk Nagy ⸗Enyed: 
aus der Gemeinde Csombord; N 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosjenö: aus 
der Gemeinde Gurba: Stuhlgerichtsbezirk Radna: aus 
den Gemeinden Batucza, Berzova, Govosdia, Gyu⸗ 
licza, Iltyoͤ, Monoroſtia, Töt⸗Varad; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, StuhlgerichtsbezirkO⸗Beese: 
aus der Gemeinde Baͤcs⸗Földvär; Stuhlgerichtsbezirk 
Zenta: aus der Gemeinde Bäes⸗Martoncz; Stuhl- 
gerichtsbezirk Zsablya: aus den Gemeinden Csurog, 
Zsablya; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus der 
Gemeinde Garam⸗Keleczeny, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Leva; Stuhlgerichtsbezirk Verebely; aus der 
Gemeinde Verebely; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Beleényes: 
aus den Gemeinden Dsoszän - Gurbesd, Fenes, 
Tärkäny; Stuhlgerichtsbezirk Vaskoh: aus den Ge⸗ 
meinden Bragyet, Kakacseny, Lunka; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: aus 
den Gemeinden Botfalu, Földvär, Krizba, Präzsmär, 
Szäsz⸗Hermäny, Szäsz⸗Magyaros, Veresmart; Stuhl- 
gerichtsbezirk Felvidek: aus den Gemeinden Barcza- 
Ujfalu, Feketehalom, Höltöveny, Keresztényfalva, 
Rozsnyö, Vidombäk, Volkäny, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Braſſö; Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: aus den 
Gemeinden Bäcsfalu, Gernatfalu, Hosszufalu, Türkös, 
Zajzon; 

Comitat Csik, Stuhlgerichtsbezirk Gyergyo⸗Szent⸗ 
Miklöͤs: aus den Gemeinden Gyergyö⸗Szaͤrhegy, 
Gyergyö⸗Szentmiklos; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän- 
Innen: aus der Gemeinde Dorozsma; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Leänyvär, Süttö, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Esztergom; Stuhlgerichtsbezirk Pärkäny: 
aus der Gemeinde Ebed; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Saͤrbogaͤrd: aus 
der Gemeinde Igar; Stuhlgerichtsbezirk Szekes⸗Feher⸗ 
var: aus der Gemeinde Gaͤrdony, Stuhlgerichtsbezirk 
Väl: aus den Gemeinden Baraeska, Kajäszoszent⸗ 
peter ; 


EDER ER. 
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Stuhlgerichtsbezirk 


Alſo⸗ 
aus den Gemeinden Alſoporumbäk, Felſö 


Comitat Fogaras, 
Arpäs: 
porumbäk, Keleti - JFelſö⸗Szombatfalva, Nyu⸗ 
goti, Felſö⸗Szombatfalva, Olähujfalu; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Fogaras: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗ 
Szombatfalva, Betlen, Breaͤza, Dezsan, Dridiff, Fo⸗ 
garas, Galacz, Herszeny, Huréz, Illeny, as, Kis⸗ 
Berivoj, Kis⸗Vajdafalva, Kopacsel, Ludisor, Lisza, 
Marginen, Nagy⸗Berinoj, Nagy⸗Vajdafalva, Netöt, 
Poserta, Reusor, Sebes, Szeszesor, Szevesztrény, 
Vajda⸗Récse, Voila; Stuhlgerichtsbezirk Särkaäny: aus 
den Gemeinden Alſö⸗Komäna, Alſs⸗Venieze, Buesum, 
Felſö⸗Komaͤna, Grid, Lupsa, Mundra, O⸗Sinka, Paro, 
Persäny, Sarkaicza, Särkäny, Szunyogszek, Todoricza, 
Uj⸗Sinka, Bad, Vledeny; Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: 
aus den Gemeinden Alſoö⸗Moöeécs, Holbäk, Pestera, 
Simon, Szohodol, D-Tohan; 


Comitat Györ, Stuhlgerichtsbezirk Puszta: aus 
der Gemeinde Gönyü; Stuhlgerichisbezirk Toösziget⸗ 
csilizkös: aus der Gemeinde Sövényhäza; 


Comitat Haromszek, Stuhlgerichtsbezirk Miklos⸗ 
var: aus der Gemeinde Hidbeg ; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: 
den Gemeinden Apcz, Hatvan; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Ipolysag: aus 
den Gemeinden Dregely-Palänk, Hont; Stuhl 
gerichtsbezirk Korpona: aus den Gemeinden Beld, 
Berenczfalu, Cseri; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Csalomia: 
aus den Gemeinden Csäb, Dacsokeszi, Haraszti, Hazas⸗ 
Nenye, Luka⸗Nénye; 

Comitat Hunyad, 
aus den Gemeinden Alſö-Bauczaͤr, 
Barzalar, Balomir, Brazova, Bukova, Csopea, 
Demſus, Felſö-Bauczar, Felſö⸗Szilvaͤs, Haczazsel, 
Hobicza-Värhely, Jovalesel, Kis Osztrö, Nagy⸗ 
Osztrö, Kitid, Klopotiva, Lunkäny, Magyar⸗Brettye, 
Malomviz, Nagy-Beiteny, Naläc⸗Vaͤd, Ohaba⸗Szibisel, 
Pojeny, Pauesinesd, Rekettyefalva, Stei⸗Vaspatak, 
Szacsal, Szent⸗Péterfalva, Unesukfalva, Vaͤlya⸗ 
Dilzsi, Värhely, Zajkäny; Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: 
aus den Gemeinden Hosdo, 
Kalän; Stuhlgerichtsbezirk Petroſeny: 
Gemeinden Alſo - Barbatyen⸗Iszkrony, 
Felſö - Barbatyen, Hobicza⸗Urikäny, Kinpulunyäg, 
Krivadia, Lupeny, Meriſor, Petroſeny, Zsily⸗ 
Maczesd⸗Paroſeny, Zsily⸗Vajdel⸗Vulkän; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Puj: aus den Gemeinden Fegyver, 
Fehérviz, Felſö⸗Szälläspatak, Füzesd, Galäcz, Hegyalja- 
Livädia, Hobicza, Korojesd, Maczesd, Malajesd, 
Mezö⸗Livädia, Nagy⸗Bär, Nukſora, Ohäba⸗Ponor, 
Paͤros⸗Peſtere, Petrosz, Ponor, Puj, Ruſor, Serell; 
Stuhlgerichtsbezirk Szaszvaͤros: aus den Gemeinden 
Bereny, Bucsum, Grid, Kis⸗Oklos, Kosztesd; 


aus 


Stuhlgerichtsbezirk Haͤtszeg: 
Alſö⸗Szilvas, 


aus den 


Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Diesö⸗ ER 


Szent-Marton : 
Balaͤzstelke, 


aus den Gemeinden Alſö-Bajom, 


Kö⸗Boldogfalva, Puszta ⸗ 


Banicza, 


Felſö⸗Bajom, Völez; Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetvaͤros: aus den Gemeinden Balavaſar, Bun, 


Darlacz, Hetur, Hundorf, 
Läszlö, Korod, Kund, Olaͤh⸗Szent⸗Läszlö, Särd, 
Szaͤszernye, Szaͤsz⸗Kis⸗Almäs, Szäsznädas, Szena— 
verös, Zagor, ſowie aus der Stadtgemeinde Erzsébet⸗ 
varos; Stuhlgerichtsbezirk Hosszuaszo: aus den 
Gemeinden Magyar-Benye, Nagy⸗Ekmezö, Szeĩpmezö, 
Szpin, Tatärlaka; Stuhlgerichtsbezirk Radnöt: aus 
der Gemeinde Buzaͤs⸗Beſenyö; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Almas: aus 
den Gemeinden Adalin, Dal, Dräg, Kis⸗Esküllö, 
Nagy⸗Esküllö, Ordög⸗Keresztur, Puszta⸗Szent⸗Mihaͤly, 
Ugröcz; Stuhlgerichtsbezirk Banffy⸗Hunyad: aus den 
Gemeinden Banffy⸗Hunyad, Farnas; Stuhlgerichtsbezirk 
Gyalu: aus der Gemeinde Szaͤsz-Löna; Stuhlgerichtsbezirk 
Kolozsvär: aus den Gemeinden Babucz, Bodonküt, 
Dios, Hosszu⸗Macskäs, Kajäntö, Kide, Magyar⸗ 
Fodorhäza, Solyomkö, Szamosfalva, Szent⸗Marton⸗ 
Mäeskas; Stuhlgerichtsbezirk Moes: aus den Ge— 
meinden Bäré, Kötelend, Magyar⸗Kälyän, Magyar⸗ 
Palatka, Vajda⸗Kamaräs; Stuhlgerichtsbezirk Nadas- 
ment: aus den Gemeinden Berend, Bocs, Körbd, 
Magyargorbo, Magyar⸗Nädas, Magyar⸗Särd, Mera, 
Papfalva, Szent⸗Mihälytelke, Türe; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Tardos; Stuhlgerichtsbezirk Udvard: 
aus den Gemeinden Kolta, Izsa, Szent-Beter ; 


Csikmäntor, 


Comitat Kraſſoö⸗Szöréeny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus den Gemeinden Fadimak, Leokoseſt, 
Tergoveſt; Stuhlgerichtsbezirk Faceset: aus den 


Gemeinden Bukovecz, Foraseſt, Kossovicza, Kurtya, 
Pojeny, Rumunyeſt, Tomeſt, Zold, Zsupanyeſt; Stuhl- 
gerichtsbezirk Karänſebes: aus den Gemeinden Rujen, 
Ruszkabänya, ſowie aus der Stadtgemeinde Karän— 
ſebes; Stuhlgerichtsbezirk Lugos: aus den Gemeinden 
Boldur, Szilha, Zsaͤbär, ſowie aus der Stadt— 
gemeinde Lugos; Stuhlgerichtsbezirk Maros: aus den 
Gemeinden Bruznik, Gros, Kaͤpolnäs, Szintyeſt; 
Stuhlgerichtsbezirk Reſicza: aus der Gemeinde 
Nagy⸗Zorlenez; Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus den 
Gemeinden Kavaran, Krivina, Valeaboul; Stuhlgericht3- 
bezirk Teregova: aus den Gemeinden Bogoltin, 


Fenyes, Illova, Kanicsa, Kornyaréva, Lapusnicsel, 
Lunkavicza, O⸗Szadova, Ruszka, Teregova, Weiden- 
thal, Volfsberg; 

Comitat Maros-Torda, Stuhlgerichtsbezirk 


Alſö⸗Maros: aus den Gemeinden Fintahaͤza, Havadto; 
Stuhlgerichtsbezirk Nyäradszereda: aus den Ge— 
meinden Atosfalva, Csökfalva, Makfalva, Erdö⸗Szent⸗ 
György, Soͤvärad, Szoväta; 

Comitat Moſon, Stuhlgerichtsbezirk Magyar⸗Ovär: 
aus der Gemeinde Magyar-Kimle; Stuhlgerichtsbezirk 
Nezſider: aus der Gemeinde Ujfalu; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗Räkos, Datk, 
Garat, 
Köhalom, Lemnek, 
Tyukos, Olt⸗Bogät, 


Matefalva, Mirkväſär, 
Paͤlos, Rädos, Szäsz⸗Feheregy⸗ 


Kis⸗Szent⸗ | haza, 


Halmägy, Heviz, Hidegkut, Homoröd, Kacza, Ecsellö, 
Olaͤh⸗ Stuhlgerichtsbezirk Ujegyhäz: 
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Szäsz⸗Buda, Szäsz⸗Tyukos, Ugra, Urmös, 
Zſiberk; Stuhlgerichtsbezirk Medgyes: aus den Ge— 
meinden Baräthely, Berethalom, Bölya, Buzd, Eezel, 
Muzsua, Tablas, Szäcz⸗Säros, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Medgyes; Stuhlgerichtsbezirk Nagyſink: aus 
den Gemeinden Baränykut, Dombos, Kaͤlbor, Moha, 
Puszta⸗Czelina, Réten, Sona, Szäszhalom; Stuhl- 
gerichtsbezirk Segesvaͤr: aus den Gemeinden Apold, 
Danos, Feheregyhaza, Héjjasfalva, Holdviläg, Keresd, 
Meſe, Miklöstelfe, Nagy⸗Kapus, Nagy⸗Szöllös, Prod, 
Rudäly, Sarpataf, Segesd, Szäsz⸗Dälya, Szäsz⸗ 
Keresztur, Szäsz⸗Kezd, Szaͤsz⸗Ujfalu, Szäsz⸗Szent⸗ 
Laszlo, Valdhid, Volkaͤny, Zoltän, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Segesvaͤr; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗ 
Agota: aus den Gemeinden Apätfalva, Hegen, Kövesd, 
Szasz⸗Zalatna, Szent⸗Agota; 


Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Balaſſa⸗ 
gyarmat: aus den Gemeinden Dejtäar, Szügy; 


Stuhlgerichtsbezirk Noͤgräd: aus den Gemeinden Retſäg, 
Tolmäcs; Stuhlgerichtsbezirk Szirat: aus den Ge- 
meinden Bujak, Kövesd, Szarvas⸗Gede; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöcz: aus 
den Gemeinden Elecske, Szent⸗Péeter, Vörösvär; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapolesäny: aus den Ge⸗ 
meinden Appony, Loväszi, Szulöcz, Szolesäny; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nyitra⸗Zsaͤmbokret: aus der Gemeinde 
Jaskafalva; Stuhlgerichtsbezirk Pöſtyen: aus der Ge- 
meinde Drahöcz; Stuhlgerichtsbezirk Vaͤg⸗Ujhely: aus 
der Gemeinde Väg⸗Ujhely; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Dabas: aus der Gemeinde Bugyi; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy⸗Käta: aus der Gemeinde Nagy⸗ 
Käta; Stuhlgerichtsbezirk Räczkeve: aus der Ge- 
meinde Takſony; Stuhlgerichtsbezirk Vaͤez: aus 
der Gemeinde Vaͤczduka, ſowie aus der Stadt— 
gemeinde Vaͤcz; 

Comitat Somogy, Stuhlgerichtsbezirk Kaposvär: 
aus der Gemeinde Topovär; 


Comitat Sopron, Stuhlgerichtsbezirk Csepreg: 
aus den Gemeinden Csaͤford, Gyüleviz, Jänosfa, 


Nepeze-Szemere, Ujker, Zſira; Stuhlgerichtsbezirk 
Kapuvär: aus den Gemeinden Cziräk, Csapod, 
Denesfa, Hövej, Kapuvär, Keczöl, Mihälyi, Töt— 
Keresztur; 


Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbe zirk Alſö⸗Dada: 
aus der Gemeinde Tisza⸗Lök; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bojicza, Bongärd, Czöd, Dolmany, 
Felek, Fenyöfalva, Hermaͤny, Kereszteny⸗Sziget, Kiſtal⸗ 
mäcs, Kis⸗Torony, Moh, Nagy⸗Csür, Nagy⸗Disznöd, 
Nagy⸗Talmäcz, Porczesd, Sellemberk, Szent-Erzsebet, 
Vesztény, ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy⸗Szeben; 
Stuhlgerichtsbezirk Szeliſtye: aus den Gemeinden 
Gurarö, Orlät, Szeesel, Szeliſtye, Vaͤle; 
aus den Gemeinden 
Hortobägyfalva, Szakadät, Szentjaͤnoshegy; 


79* 
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Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Iglo: aus 
den Gemeinden Markus⸗Csepanfalu, Tepliczka; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Löese: aus der Gemeinde Aljorepas ; 

Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Zsibb: 
der Gemeinde Solymos; 


Comitat Szolnok-Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Csäki⸗Goͤrboͤ: aus den Gemeinden Alparét, Erdö-Dläh- 
Väſärhelyh, Füzes, Keeskehäta, Panczeélese, Räeze⸗ 
Keresztur, Szoͤtelke, Vajdahäza, Völes; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Dees: aus der Gemeinde Csatän, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Ders ; Stuhlgerichtsbezirk Szamos⸗ 
Ujvär: aus den Gemeinden Alſo⸗Tök, Doboka, Felſö⸗ 
Tök, Magyar⸗Derzse, Magyar-Köblös, Ormaͤny, 
Poklostelke; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buziäs: aus 
den Gemeinden Dragojesd, Fikatär, Hittyiäs, Kaͤdaͤr, 
Szirbova, Ujlak; Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus den 
Gemeinden Denta, Moöͤriczföld, Soöͤsd; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Központ: aus den Gemeinden Beregszo, 
Csernegyhaͤza, Giroda, Gyirok, Koväecsi, Medves, 
Mosnicza, Nemet⸗Szent⸗Mihäly, Szakälhäza, Temes⸗ 
Gyarmata, Temes⸗Remete; Stuhlgerichtsbezirk Kubin: 
aus den Gemeinden: Bavaniſte, Deliblät, Gäja, Mramo- 
räk, Ploſicz, Temes⸗Kubin; Stuhlgerichtsbezirk Lippa: 
aus den Gemeinden Dorgos, Hosszuszoͤ, Keszincz, 
Kövesd, Krivobara, Kizdia, Labasincz, Lippa, Mäslak, 
Mizma, Siſtarovecz; Stuhlgerichtsbezirk Rékaͤs: aus 
den Gemeinden Aranyaͤg, Bazos, Buzaͤd, Budincz, 
Bukovecz, Gizellafalva, Hissziaͤs, Iktär, Jezvin, 
Jözseffalva, Kis⸗Tapolovecz, Kiszetö, Lukarecz, Margit⸗ 
falva, Mély⸗Naͤdas, Nagy⸗Topolovecz, Stancsoͤfalva, 
Suſtra, Szikläs, Temes⸗-Kirälyfalva, Temes⸗Peter⸗ 
falva, Temes⸗Rékäs; Stuhlgerichtsbezirk Ujarad: aus 
den Gemeinden Feregyhäza, Fibis, Nemet-Säg, Zaͤdor⸗ 
lak; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden 
Brukenau, Muräny, Német⸗Bencsek, Romän⸗Bencsek, 
Zsadäny; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Alibunar : 
aus der Gemeinde Romaͤn⸗Petre; Stuhlgerichtsbezirk 
Antalfalva: aus den Gemeinden Antalfalva, Baranda, 
Csenta, Czrepäja, Farkasd, Idvor, Jarkovaͤcz, Lajos⸗ 
falva, Oppova, Ozora, Tomasoväcz, Torontäl-Sziget, 
Torontäl⸗Väſärhely; Stuhlgerichtsbezirk Banlak: aus 


aus 


der Gemeinde Szecsenfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Csene: aus den Gemeinden Billed, Tamaͤs⸗ 
falva, Ujvär; Stuhlgerichtsbezirk Mödos: aus den 
Gemeinden Boka, Iſtvän⸗föld, Rudna; Stuhl⸗ 


gerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus den Gemeinden 
Kis⸗Toräͤk, Magyar-Szent-Mihaly, Nagy⸗Toräk, Nemet- 
Ecska, Német⸗Elemér, Perlasz, Romän⸗Eeska, Szerb⸗ 
Elemer, ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy⸗Beeskerek; 
Stuhlgerichtsbezirk Pancsova; aus den Gemeinden 
Dolova, Glogon, Homolicz, Réva⸗Ujfalu, Saͤndoregyhäz, 
Szefkerin; Stuhlgerichtsbezirk Paͤrdany: aus den Ge⸗ 
meinden Csebza, Ivaͤnda, Janosföld, Gyülvesz, Magyar⸗ 
Ittebe, Szerb⸗Pärdaͤny, Szerb⸗Szent⸗Märton; Stuhl⸗ 


gerichtsbezirk Perjämos: aus der Gemeinde Sändorhaza; 
Stuhlgerichtsbezirk Törökbeese: aus den Gemeinden 
Aracs, Kumän, Melencze, Törökbeeſe; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Török⸗Kanizsa: aus den Gemeinden Czöka, 
Uj⸗Szent⸗Jvän; 


Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Szentmärton⸗ 
blatnicza: aus der Gemeinde Bella; 


Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus den Gemeinden Bene, Muzsna, Vargyas, Zsombor; 
Stuhlgerichtsbezirk Szĩkelykeresztur: aus den Ge⸗ 
meinden Alſo⸗Boldogasszonyfalva, Betfalva, Eted, 
Erked, Fiätfalva, Küsmöd, Magyar⸗Felek, Magyar⸗ 
Zsäkod, Martonos, Nagy⸗Galambfalva, Rugonfalva, 
Szederjes, Szekely⸗Keresztur, Szent⸗Erzsébet, Szent⸗ 
Miklös, Szolokma, Tarczafalva, Tordätfalva; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szekely⸗Udvärhelyh: aus den Gemeinden 
Atya, Bogärfalva, Lengyelfalva, Matisfalva, Pälfalva, 
Parajd; 

Comitat Vas, Stuhlgerichtsbezirk Kisczell; aus den 
Gemeinden Boba, Izsäkfa, Köcs, Paͤlfa⸗Märtonfa, 
Säg; Stuhlgerichtsbezirk Saͤrvär: aus den Gemeinden 
Csänig, Gercze-Tacskänd, Kis⸗Sitke, Niczk, Nepezelat 
— und überdies aus den Munieipalſtädten Kolozsvär, 
Komärom, Pancsova, Pozsony, Szekesfehervär, Temes⸗ 
var, ſowie Ujvidek; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ 
hät: aus den Gemeinden Csées, Jäszoö, Paͤny, Somodi, 
Stösz, Szemere, Szepſi; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: 
aus den Gemeinden Abaujvär, Garböcz⸗Bogdaͤny, 
Koväcsvägäs, Paͤlhäza, Regete⸗Ruszka, Zsujta; Stuhl- 
gerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Arka, Bas, 
Hejcze, Ker, Viszoly; Stuhlgerichtsbezirk Szikszö: aus 
den Gemeinden Hernäd⸗Szent⸗Andräs, Nyeéſta; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Torna: aus den Gemeinden Szaͤdelö, 
Szent⸗Jakab; 


Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus den 
Gemeinden Fakert, Gyorok, Zsigmondhäza; Stuhl 
gerichtsbezirk Boros⸗Sebes: aus den Gemeinden 
Buttyin, Gurahoncz, Zöldes; Stuhlgerichtsbezirk Radna: 
aus den Gemeinden Monoroſtia; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Zsa⸗ 
blya: aus der Gemeinde Gyurgyevd; 

Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Peesvärad: 
aus den Gemeinden Püspöklak, Püspök⸗Märok; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Heese, Kis⸗Tapoleſany; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Garamszentkereszt: aus den Gemeinden Garam⸗ 
Kürtös, Hatär⸗Kelecseny, Nagy⸗Löcesa; 5 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
der Gemeinde Ocsöd; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: aus 
der Gemeinde Albeſt; Stuhlgerichtsbezirk Cseffa: aus 


aus 


den Gemeinden Barakony, Nyärszeg, Ugra, Zsadäny; 
Stuhlgerichtsbezirk Derecske: aus den Gemeinden 
Dereeske, Tepe, Vertes; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csät: 
aus den Gemeinden Gelej, Mezö-Csäth, Nagy— 
Mihäly, Nemes⸗Bikk, Tisza⸗Kürt, Tisza-Tarjan ; 
Stuhlgerichtsbezirk Ozd: aus der Gemeinde Csernely; 
Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus den Gemeinden 
Szuha⸗Kallo, Mucsony; Stuhlgerichtsbezirk Szentpeter: 
aus den Gemeinden Bänfalva, Bän⸗Hörvät, Sajo⸗ 
Vadna, Szilväs ; 

Comitat Brajjd, Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: aus 
der Stadtgemeinde Braſſö; Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: 
aus der Gemeinde Pürkerecz; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszan⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Saͤndorfalva; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Pilis⸗Maröt, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus den 
Gemeinden Baracska, Bot, Martonvafar ; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Szeszesor; Stuhlgerichtsbezirk 
Töresvär: aus der Gemeinde O.⸗Tohän; 

Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernär; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Röcze: aus der Gemeinde Szäsza; 
Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: aus den Gemeinden 
Alſoö⸗Sajo, Fekete⸗Lehota, Goch, Szaldez; 

Comitat Hajdu, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Mikeperes; 

Comitat Häromszsék, Stuhlgerichtsbezirk Mikloͤsvär: 
aus der Gemeinde Hidveg; Stuhlgerichtsbezirk Seps: 
aus den Gemeinden Arkos, Ereszteveny, Kis⸗Borosnyoö; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
der Gemeinde Visonta; 

Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Kunszent⸗ 
märton, Szeleveny, Tiszainoka, Tiszaföldvär; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felſö⸗Tisza: aus der Stadtgemeinde 
Kis⸗Ujszaͤlläs; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus 
der Gemeinde Szäsz⸗Fenes; Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
örmenyes: aus der Gemeinde Nagy⸗Nyulas; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Särmas: aus den Gemeinden 
Mezö⸗Szombattelke, Uzdi-Szent- Peter; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Teke: aus der Gemeinde Dedraͤd; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Alſö⸗Galla, Tarjän, Veĩrtes⸗Somlo; 

Comitat Krassö-Szöreény, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsaͤn: aus den Gemeinden Izgär, Nagy⸗ 
Szurduk; Stuhlgerichtsbezirk Facset: aus den Ge⸗ 
meinden Furdia, Kis⸗Szurduk, Tomeſt; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Moldova: aus den Gemeinden Baͤziaͤs, Dolnya⸗ 
Lyupkova, Radimna, Uj⸗Moldova; Stuhlgerichtsbezirk 
Orſova: aus den Gemeinden Jeſelnicza, Orſova; 
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Comitat Märamaros, Stuhlgerichtsbezirk Tisza⸗ 
völgy: aus der Gemeinde Raho; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 
Regen: aus den Gemeinden Görgeny - Libanfalva, 
Hetbükk, Maros⸗Jaͤra, Oläh⸗Telek; Stuhlgerichtsbezirk 
Felsö⸗Régen: aus den Gemeinden Alſö⸗Idees, Holt⸗ 
maros; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Garat, 
Köhalom, Szaͤsz⸗Buda, Urmös; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sink: aus den Gemeinden Dombos, Nagy-Sink; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗-Agota: aus der Gemeinde 
Hégen; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Miava: aus 
den Gemeinden Brezova, Miava; Stuhlgerichtsbezirk 
Nyitra: aus den Gemeinden Bed, Csehi, Dieske, 
Ghymes, Kaläsz, Könyök, Molnos; Stuhlgerichtsbezirk 
Pöstyen: aus den Gemeinden Joͤkö, Nizsna, Pöstyen, 


Vittencz; Stuhlgerichtsbezirk Privigye: aus der Ge⸗ 
meinde Kis⸗Pröna; 
Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Alſo⸗ 


Csallököz: aus der Gemeinde Vaͤrkony; 

Comitat Szabolcs, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Keék, Kotaly, Nagy⸗-Haläsz, 
Nyir⸗Bogdäny, Senyd, Tet, Tura; Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Dada: aus den Gemeinden Paszab, Vencsellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 


aus den Gemeinden Bongaͤrd, Dolmäny, Felek, 
Fenyöfalva, Popläka, Reſinär, Sellemberk; 
Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 


Alſö⸗Jära: aus der Gemeinde Asszonhfalva, Magyar⸗ 
ösäg; Stuhlgerichtsbezirk Torda: aus den Gemeinden 
Alſo⸗Szent⸗Mihalyfalva, Gyeéres⸗Szent⸗Kiraly; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Lippa: 
der Gemeinde Dorgos; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus den Gemeinden Idvör, Torontal⸗Sziget; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus den Gemeinden 
Perlasz, Rögendorf; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: 
aus den Gemeinden Magyar⸗Paͤde, Mokrin, Szajän, 
Szerb⸗Paͤdé; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗beese: aus den 
Gemeinden Melencze, Török⸗Beese, Torda; 

Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirt Ban: aus 
der Gemeinde Alſö⸗Nästicz; 

Comitat Turöcz, Stuhlgerichtsbezirk Mofdezznid: 
aus den Gemeinden Haj, Valesa; Stuhlgerichtsbezirk 
Szentmärton⸗Blatnicza: aus der Gemeinde Pribbcz; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homorod: 
aus den Gemeinden Daroͤcz, Sandorfalva, Telel- 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗Udvarhely: aus den 
Gemeinden Käpolnas - Olähfalu, Szentegyhaͤzas⸗ 
Olähfalu, ſowie aus der Stadtgemeinde Szekely⸗ 
Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus den 
Gemeinden Hluboka, Huszäk, Korumlya, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Ungvar ; 


aus 


474 


Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 


Gemeinden Dömeföld, Kaͤnyavär, Kissziget, Szent⸗ 
Kozmadombja, Lenti⸗Szombathely, Mikefa, Petri⸗ 
Keresztur; 


Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhelyh: aus den Gemeinden Biſte, Borſi, Czeke, 
Felſö⸗Regmecz, Gercſely, Kiszte, Mihälyi, Mikohäza, 
Nagy⸗Bäri, Säros Patak, Vegardö, Zemplén; 
Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus den Gemeinden Bodrog⸗ 
Keresztur, Olasz⸗Liszka; Stuhlgerichtsbezirk Varanno: 
aus den Gemeinden Benkoͤcz, Csäklyö, Kladzaͤn, Tapoly⸗ 
Izsép, Varannö⸗Hosszumezö, Vehecz; 

Comitat Zoͤlyom, Stuhlgerichtsbezirk Brezunobaͤnya: 
aus den Gemeinden Cserpatak, Fekete-Balog; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Zölyom: aus den Gemeinden Haläszi, 
Lakoͤcsa, Nagy⸗Rét, Ternye, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Zoͤlyom 

und überdies aus den Munieipalſtädten Szeged, 
Temesvär; 


e. wegen des Beſtandes des Stäbchen⸗— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗ Torna, Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszoͤ: aus den Gemeinden Alſo-Fügöd, Aszalo, 
Leh; Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus den Gemeinden 
Peder, Torna; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvärad: 
aus den Gemeinden Himeshäza, Szür, Varasd, 
Varkony; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maroͤt: 
aus den Gemeinden Feketekelecseny, Nagy⸗Herestény; 
Stuhlgerichtsbezirk Garam⸗Szent⸗Kereszt: aus der 
Gemeinde Bars-Szklend ; 

Comitat Békés, Stuhlgerichtsbezirk Szarvas: 
der Gemeinde Szarvas; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk 
aus der Gemeinde Preszaͤka; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezöcsat: 
aus den Gemeinden Dorogma, Hö-Papi; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Szendrö: aus der Gemeinde Abod; 
Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Peter: aus den Gemeinden 
Apatfalva, Banfalva ; 

Comitat Brajjod, Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: 
aus der Stadtgemeinde Brafio ; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Alesut, Kajäszoͤ⸗Szent-Peéter; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus den Gemeinden Karatna⸗Voläl; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus den Gemeinden Atkar, Vamosgyörök; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagyesalomia: 
aus der Gemeinde Hazas-Nenye ; 

Comitat Jasz-Nagy-Kun⸗Szolnok, Stuhl 
gerichtsbezirk Felſö-Tisza: aus der Gemeinde Kunma⸗ 
daras; Stuhlgerichtsbezirk Tisza-Közep: in der Stadt⸗ 
gemeinde Mezö⸗Tur; 


aus 


Belényes: 


aus den 


Comitat Kol ozs, 
Ormenyes: aus der Gemeinde Nagy⸗Nyulas; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Saͤrmas: aus der Gemeinde Mezö⸗ 
Domb; Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus der Gemeinde 
Dedrad; 

Comitat Komarom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: 
aus der Gemeinde Szomod; 5 

Comitat Kraſſö⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Oravicza: aus der Gemeinde Kakova; a 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Köha⸗ 
lom; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus der Ge⸗ 
meinde Martonfalva; a 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöcz: 
aus der Gemeinde Päszto; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: 
aus den Gemeinden Pogräny, Szalakusz, Tormos, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Vaͤgſellhe: aus den Gemeinden Köpösd, Patta, 
Tornocz; 

Comitat Pozs ony, Stuhlgerichtsbezirk Alsö⸗ 
Czallököz: aus den Gemeinden Dereſika, Padany; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Galänta: aus der Gemeinde Vezekeny; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdany: 
aus der Gemeinde Koͤtaj; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus der Gemeinde Nagyfaluorß 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk 
Becskerek: aus der Gemeinde Kis⸗Toraͤk; 

Comitat Trenesén, Stuhlgerichtsbezirk Baan: aus 
der Gemeinde Zay⸗Ugröcz; 

Comitat Tu roͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Mosoͤczznio: 
aus den Gemeinden Divek, Lezsjachö, Moſſocz; Stuhl- 
gerichtsbezirk Szent⸗Marton⸗Blatnicza: aus den Ge⸗ 
meinden Biſtrieske, Beniez, Kis⸗Selmecz, Koſtyän, 
Nagy⸗Jeszen, Neczpal, Podhrägy, Ruttka, Sklabinya⸗ 
Väralja, Szuesäny, Turoͤcz⸗Szent⸗Märton, Zaturesa; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Udvarhely: 
aus den Gemeinden Bögöz, Marefalva; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus der 
Gemeinde Näpraͤdfa; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die 
Einfuhr von Schafen: 


Comitat Baͤcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Baja: 
aus den Gemeinden Bereg, Csataalja; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Mohäcz : 
aus der Gemeinde Kisfalud; 

Comitat Kraſſö⸗Szörény, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus den Gemeinden Raffna, Vasziova, Vermes, 
Zidovin; Stuhlgerichtsbezirk Jaͤm: aus der Gemeinde 
Csorda; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Ge⸗ 
meinde Gornya-Lyubkova; Stuhlgerichtsbezirk Oravicza: 
aus den Gemeinden Csudanovecz, Kakova; g 

Comitat Nagy⸗-Küküll ö, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Sona; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Dunaveese: aus der Gemeinde Taß; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Kis⸗-Körös: aus der Gemeinde Szeremle; 


Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 


Nagy⸗ 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Csakova; aus 
der Gemeinde Sipet; 5 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Pancsova: 
aus der Gemeinde Brestöcz; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Mihäly: aus den Gemeinden Berettö, Dubroka. 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 

a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren 
(Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Syrmien, Bezirk Stara Pazova: 
der Gemeinde Stara Pazova; 

b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 2 

Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Cazma: 
aus den Gemeinden Klostar⸗Ivanic, Kriz; Bezirk 
Grubisnopolje: aus den Gemeinden Vel.⸗Grdjevae, 
Grubisnopolje; 

Comitat Syrmien, Bezirk Vinkovei: aus der 
Gemeinde Vinkovei; Bezirk Pazova ſtara: aus der 
Stadtgemeinde Karlovei; Bezirk Vukovar: aus den 
Gemeinden Bogdanovei, Lovac, Petrovce, Tordinci; 
Bezirk Zupanja: aus den Gemeinden Babinagreda, 
Vrbanya. 


aus 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 


a. wegen Einſchleppung der Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken: 
Kaſſa (Comitat Abauj⸗Torna), Felſö⸗Pulya, Sopron 
(Comitat Sopron), Alſo⸗Tarcza, Siroka, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes (Comitat Säros), 
Gölniczbanya, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Szepes⸗Väralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szepes⸗Vaͤralja (Comitat 
Szepes), ſowie aus der Municipalſtadt Sopron; 


b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 


aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbe⸗ 
zirken: Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula⸗ 
Fehervaͤr, Baläzsfalva, Kis⸗Enyed, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Vizakna, Magyar⸗Igen, Maros⸗Ujvär, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Alſö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Nagy⸗Halmägy, Peéeska, Ternova, Vilägos (Comitat 
Arad), Apatin, Bäes⸗Almäs, Baja, Hoͤdsäg, Kula, 
Neémet⸗Palänka, O.⸗Becse, Topolya, Ujvidet, Zenta 
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einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zombor 
(Comitat Bäcs⸗Bodrog), Baranyavär, Hegyhät, 
Mohäcs, Pecs, Sikloͤs, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Verebely (Comitat Bars), Békés, Bekés⸗ 
Csaba, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szeghalom (Comitat Bék és), 
Felvidek, Latoreza, Mezö⸗Kaszony, Munkäes, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tiszahaͤt, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszasz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jaͤd einſchließlich der Stadt- 
gemeinde Besztercze, Naszöd (Comitat Beszterez e⸗ 
Na szöd), Bel, Berettyö⸗Ujfalu, Elesd, Er⸗Mihäly⸗ 
falva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda (Comitat Bihar), Eger, Miskolcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväcshäz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Mako, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Tiszan-Tul, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szentes (Komitat Csongräd), Pärkäny (Comitat Esz ter⸗ 
go m), Adony, Mor, Särbogaͤrd, Szefes-Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejér), Rimaszees, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö⸗Alja, Tösziget⸗ 
Csilizkös (Comitat Györ), Hajdu-Böszörmeny, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdu-Böszörmeny und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszloͤ, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), Eger ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatvan, Heves, 
Péterväſär, Tisza⸗Füred (Comitat He ves), Bat, 
Ipolyſaͤg, Szob (Comitat Hont), Algyoͤgy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hu⸗ 
nyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſény, Puj, Szaͤsz⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Hunyad), Alſö⸗Jaͤszsäg, Felſö⸗Jaszsäg, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz⸗Berény, (Comitat 
Jäsz⸗Nagy⸗Kun⸗Szolnoh, Diesö⸗Szent⸗Märton, 
Erzsébetväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Hosszuaszö, Radnöt, (Comitat Kis⸗Küküllö), 
Almäs, Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Kolozs, Nadasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Koma rom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleich 
namigen Stadtgemeinde, Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso⸗Szöreény), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Märamaros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsö, 
(Comitat Märamaros), Alſo⸗Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar⸗ 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvaͤr, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Gaäcs, 
Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
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Noͤgräd, Szecseny, Szirak (Comitat Nögrad), Erſek— 
ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy ⸗Tapolesany, Nyitra - Zsambokrét (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy⸗Körös, Alſoͤ⸗Dabas, Dung⸗Vecse, 
Gödöllö, Kolocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhaͤza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun - Szent- 
Miklos, Monor, Nagy⸗Käta, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt-⸗Pilis-Solt-Kiskun), Alſö⸗Tarcza, Felſö⸗ 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, 
Szekesö, einſchließlich der Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly 
(Comitat Säros), Bares, Csurgo, Igal, Kaposvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogiy), Csepreg, Csorna, Felſö⸗Pulya, Kapuvar, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kismarton 
und Ruszt (Comitat Sopron), Alld-Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhäza, Kis Vaͤrda, 
Nagy⸗-Källö, Nyir⸗Bätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher⸗Gyarmat, Mäteszalka, 
Nagy - Banya, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Felſö⸗Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Kaͤroly, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinyer-Baralja (Comitat Sz a t- 
mär), Szäsz⸗ Sebes, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Szeliſtye, Szerdahely (Comitat 
Szeben), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Löcze, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Szepes⸗Vaͤralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szépes⸗Olaszi und Szepes⸗Väralja (Comitat 
Szepes), Kraszna, Szilaͤgy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
näd, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Zsibo (Comitat Szilägyi), Betlen, Csaͤki⸗ 
Gorbo, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Kekes, Magyar⸗Laͤpos, Nagy ⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok⸗Doboka), Buziäs, Csa⸗ 
kova, Detta, Feheĩrtemplon, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Központ, Kubin, Rekäs, 
Uj⸗Arad, Verſecz, Vinga (Comitat Temes), Dombovär, 
Dunföldvaär, Központ, Simontornya, Tamas, Völgyſeg 
(Comitat Tolna), Felvincz, Maros⸗Ludas (Comitat 
Torda-Aranyos), Alibunär, Baͤnlak, Csene, Modos, 
Nagy - Szent »- Miklds, Pancsova, Pardany, Perjaͤmos 
(Comitat Torontäh), Szekely⸗Keresztür (Comitat 
Udvarhely), Tiszaͤn-Innen, Tiszaͤn⸗Tül (Comitat 
Ugoesa), Kapos, Sobroöncz (Comitat Ung), Kis⸗ 


Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 
Szombat, Nemet -Ujvar, Särvär, Szombathely, 


einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär 
(Comitat Was), Deveeser, Enying, Paͤpa, einſchließ⸗ 


lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Beszprem), Alſö - Lendva, Csaͤktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Groͤt (Comitat Za la), 
Bodrogköz, Gälszecs, Nagy⸗Mihäly, Szerenes (Comitat 
Zemplén), Nagy⸗Szalatna (Comitat Zolyom), ſowie 


aus den Municipalſtädten Arad, Baja, Debreczen, 


Györ, Hödmezö⸗Väſärhely, Keeskemet, Kolozsvar, 
Komärom, Panesova, Pers, Szabadka, Szatmär⸗Neémeti, 
Szeékes⸗Fehérvär, Zombor, ſowie aus der kön. Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Budapeſt. 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Krizevei, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizevei), 
Ogulin, Vojnié, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Riekah, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ilok, Irig, Mitrovica, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde, Ruma (Comitat 
Syrmien), Ivanec, Krapina, Ludbrieg, Novimarof, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Djakovo, Mi⸗ 
holjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi⸗ 
tat Virovitica), Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Jaska, Piſarovina, 
Samobor, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Stubica, Sveti⸗Ivan⸗Zelina, Vrginmoſt, 
Zagreb (Comitat Zagreb), ſowie aus den Muni⸗ 
cipalſtädten Oſiek, Varazdin. 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 

a. der Maul⸗ und Klauenſeuche in den 
Stuhlgerichtsbezirken Nezsider (Comitat Mos o n), 
Malaczka (Comitat Pozsonh), Felſö⸗Tareza, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, Szekesö, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Bärtfa, (Comitat 
Säros), Nagy⸗Marton (Comitat Sopron), O⸗Lublo, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Szepes), Trenezen, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Trenesen) in Ungarn iſt die 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen); 15 a 

b. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Sopron (Comitat Sopron), O.Lublo, einſchließlich 
der 
einſchließlich der Stadtgemeinde Poprad (Comitat 


gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes⸗Szombat, 


Szepes), Szent⸗Gotthaͤrd (Comitat Was), Homonna | 


(Comitat Zemplén) in Ungarn, ſowie 

ce. des Stäbchenrothlaufes in den Stuhlgerichts— 
bezirken Szepes⸗Ofalva, Szepes⸗Szombat, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Popräd (Comitat Szepes), in 
Ungarn iſt die Einfuhr von Schweinen 

aus den bezeichneten Bezirken nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern auf 
Grund der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Bruck a. d. L., Unter⸗Gänſerndorf, Wiener-Neuftadt, 
Ungariſch⸗Brod, Feldbach, Grybow, Lisko, Nowytarg, 
Neu⸗Sandec, Sanok getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die- 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Ber 
ſtimmungsſtation der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
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ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahnſtation mittelſt Schienenſtranges verbun— 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro— 
venienzgebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 29. October, 8., 14. und 18. November 1902, 
33. 45.108, 46.218, 46.897 und 47.934, außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des $ 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Phrgang 1902 me, N 1 


heiblatt zu dem Uerorduungablatte 


R. K. Ni niſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Nedigirt im k. k. Winiſterium des Innern. 


Nr. 36. Wien, 28. November 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
21. November 1902, 3. 48470, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Kroatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 26. November 1902, Z. 49239, enthaltend 
veterinär⸗ polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen) aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kund⸗ 
machung des Miniſteriums des Innern vom 27. November 1902, Z. 49760, enthaltend Sperrmaßnahmen 
im Viehverkehr aus dem Occupationsgebiete. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
19. November 1902, Z. 47964, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 20. Novem- 
ber 1902, 3. 48439, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
nach Kroatien-Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 26. November 1902, 
Z. 49281, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach 
Ungarn und Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Lemberg vom 5. November 1902, 
8. 129643, betreffend Maßnahmen gegen die Einſchleppung der Maul- und Klauenſeuche aus 
Ruſſiſch⸗Holen. — Kundmachung der Landesregierung in Salzburg vom 12. November 1902, 
8. 16603, betreffend das Verbot der Einfuhr von Pferden, Maulthieren und Eſeln aus dem königlich 
bayeriſchen Amtsbezirke Berchtesgaden nach Salzburg. — Kundmachung der Statthalterei in Trieſt vom 15. No⸗ 
vember 1902, 3. 25217, betreffend Viehverkehrsbeſchränkungen gegen Krain und Steiermark. — Kund— 
machung der Statthalterei in Prag vom 15. November 1902, 3. 243968, mit welcher die Ausfuhr von Nutz- 
und Zuchtvieh aus den politiſchen Bezirken Kolin, Rakonitz und Trautenau nach dem Deutſchen Reiche 
unterſagt wird. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 18. November 1902, Z. 241057, betreffend 
die Weiterbelaſſung der Controltage bei dem k. k. Nebenzollamte 2. Claſſe in Vollmau für die Viehein- und 
Ausfuhr. — Kundmachung der Statthalterei in Laibach vom 24. November 1902, Z. 24447, betreffend die 
Wiedergeſtattung der Einfuhr von Schweinen aus Steiermark. — Verſchiedene Mittheilungen: Die 
Schlachtfriſt für öſterreichiſch⸗ungariſches Vieh in Bayern. — Schlachtviehexport der Monarchie. — Fleiſch⸗ 
mangel in Deutſchland. — Verbot der Durchfuhr von friſchem Schweinefleiſch aus Russland durch Preußen. 
— Viehzählung in Preußen. — Schlachthausſtatiſtik über das Vorkommen der Tuberculoſe in Bayern. — 
Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland. — Rinderpeſt in Transkaukaſien. — Perſonalnachrichten. — 
Concursausſchreibungen. — Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


3 jniſteriums des rium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus dem 
Kundmachung des M ſte Stuhlgerichtsbezirke Beszterczebanya, einſchließlich 
Innern vom 21. November 1902, der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Zölyom) 
3. 48470 in Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen König 
thaltend reichen und Ländern. 
en 


a Er a Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 

. ungen in Betreff der f f a i 
e ans ante und en. Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Alvincz, 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen einſchließlich der Stadtgemeinde Gyula-Fehervär, 
Königreichen und Ländern. Kis⸗Enyed, einſchließlich der Stadtgemeinde Vizakna 
Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt Magyar-Igen (Comitat Alſö⸗Feher), Szäsz-Sebes, 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſte- einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 


80 


480 


Szelistye, Szerdahely (Comitat Szeben) in Ungarn, 
ſowie aus den Bezirken Ivanec, Krapina, Novimarof, 
Varazdin, Zlatar (Comitat Varazdin), Stubica, 
Sveti-Jvan-Zelina (Comitat Zagreb) in Kroatien⸗ 
Slavonien gerichtete Verbot hiemit aufgehoben. 


Das nunmehr kraft des beſtehenden Überein— 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der Minifterial- 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, bis zum vierzigſten Tage nach Erlöſchen der 
Seuche geltende Verbot der Einfuhr von Schweinen 
aus der durch Schweinepeſt verſeucht geweſenen 
Gemeinde Alvincz (Stuhlgerichtsbezirk Alvincz) in 
Ungarn, ſowie deren Nachbargemeinden wird durch 
die Aufhebung des gegen den genannten Bezirk 
beſtandenen Verbotes nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund— 
machung vom 19. November 1902, 3. 48161, zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in 
Kraft. f 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 26. November 1902, 
3. 49239, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 

Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 

Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Maul- und 
Klauenſeuche nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 
das Miniſterium des Innern die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Miskolcz, einſchließlich der 
gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Borſod), 
Puszta (Comitat Györ), Csallököz, Gesztes (Comitat 
Komärom), Alſb-Dada, einschließlich der Stadt- 
gemeinde Nyiregyhaza (Comitat Szabolcs), Szerenes 
(Comitat Zemplen), ſowie aus der Municipalſtadt 
Komärom in Ungarn nach den im Reichsrathe ver— 
tretenen Königreichen und Ländern. 


Ferner iſt auf Grund der wegen des Beſtandes 
der Maul- und Klauenſeuche von den k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften Ungariſch-Brod und Wallachiſch— 
Meſeritſch erlaſſenen Verfügungen die Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) 
aus dem Grenz-Stuhlgerichtsbezirk Puch (Comitat 
Trenczen) in Ungarn nach dem diesſeitigen Gebiete 
verboten. 


Hingegen wird das gegen die Einfuhr von 
Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Maros⸗ 


Ujvär (Comitat Alſö⸗Feher), Felvinez (Comitat Tod 


Aranyös) in Ungarn gerichtete Verbot hiemit auf- 
gehoben. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen . 2 


Kundmachungen vom 19. und 21. November 1902, 
33. 48161 und 48470, zur angenehmen Kenntnis 
gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten Kon in 


Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 27. November 1902, 


3. 49760, 
enthaltend 


Sperrmaßnahmen im Viehverkehr aus dem Occupa⸗ 
tionsgebiete. 


Auf Grund des letzten officiellen Thierſeuchen⸗ 
ausweiſes der Landesregierung in Sarajevo wird diek. k. 


Statthalterei 2 R er 
5 eingeladen, unter gleichzeitiger Be⸗ 


hebung der bisherigen Verfügung, betreffend den 


Verkehr mit Vieh aus dem Occupationsgebiete, nach- 
ſtehende Sperrmaßnahmen vom 1. December 1202 
angefangen, zu erlaſſen: 


Wegen des Beſtandes der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den Be- 
zirken: Banjaluka Land, Bjelina, Dervent, Bosniſch 
Dubica, Bosniſch Gradisca, Kljue, Prijedor, Prnjavor, 
Srebrenica und Vlaſenica, und wegen des Beſtandes 
der Schafpockenſeuche die Einfuhr von Schafen aus 
dem Bezirke Sanskimoſt. 


Die Beſtimmungen über die Einfuhr von ges 


ſchlachteten Schweinen in unzertheiltem Zuſtande, 
ſowie von lebenden Schweinen aus den wegen Ver- 
ſeuchung geſperrten und von untergewichtigen 
Schweinen aus ſeuchenfreien Gebieten nach den 
Schlachthäuſern der Productivgeſellſchaft der Wiener 
Fleiſchſelcher und in Unter-Meidling, dann der 
Schlachtſtätten der Fleiſchſelcher Ziegler und Karlik 
in Wien, ſowie dem Sanitätsſchlachthauſe in Wiener 


Neuſtadt, nach dem Schlachthauſe in Linz, nach den 


Schlachthäuſern in Aſch, Prag, Holeſchowitz, Laun, 
Pilſen und Warnsdorf, nach den Schlachthäuſern in 
Brünn und Olmütz, nach den Schlachthäuſern in 
Graz und Leoben bleiben auch fernerhin in Kraft. 


Bei Verlautbarung der bezüglichen Kund⸗ 
machung wolle die k. k. nn im Sinne des 


hierortigen Erlaſſes vom 31. Auguſt 1896, Z. 28969, 
vorgehen. 
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Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 19. Uovember 1902, 
| 3. 47964, 
betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt, Innsbruck.) 
Im Nachhange zu den hierortigen Kund— 
machungen vom 20. und 27. October, ſowie 8. No— 
vember 1902, 33. 43983, 44831 und 46684, wird 


Statthalterei ; = 
der k. k. gandesregkerung behufs der weiteren Veran— 


laſſung eröffnet, daſs laut telegraphiſcher Mittheilung 
der königlichen Landesregierung in Agram vom 
14. November 1902, 3. 88655, wegen des Beſtandes 
der Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus dem 
politiſchen Bezirke Volosca (Küſtenland) nach Kroatien— 
Slavonien verboten ift. 


Bundmachung des Mlinifteriums des 
Innern vom 20. Movember 1902, 
3. 48439, 
betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Sla⸗ 
vonien. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 

Mit der Kundmachung vom 11. November 1902’ 
3. 88648, hat die königliche Landesregierung in 
Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 
11. October 1902, 3. 78769, jene Gemeinden 
bekanntgegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren 
Nachbargemeinden wegen des Beſtandes von Thier— 
ſeuchen die Einfuhr der nachſtehend beſonders an— 
geführten Thiergattungen auf Grund des beſtehenden 
Veterinärübereinkommens verboten iſt. 

In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 

A. Im Küſtenland: 

a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde 
Mitterburg des Bezirkes Mitterburg, Buje des 
Bezirkes Parenzo, Barbana des Bezirkes Pola, 
Naklo des Bezirkes Seſana; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus der Gemeinde Viſignano 
des Bezirkes Parenzo. 

B. In Krain: 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus der Gemeinde Weixel— 
burg des Bezirkes Littai; 
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b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
St. Georgen des Bezirkes Krainburg, Schalna 
des Bezirkes Littai. 

C. In Steiermark: 

a) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes die 
Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 

Kapfenberg des Bezirkes Bruck an der Mur, 
Vorau, St. Johann in der Haide des Bezirkes 
Hartberg, St. Oswald des Bezirkes Judenburg; 

b) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Spital 
am Semmering des Bezirkes Bruck an der Mur, 
Straßgang des Bezirkes Graz (Umgebung), 
Unzmarkt, Weißkirchen, Judenburg des Bezirkes 
Judenburg, Gradiſchka, Roſsbach des Bezirkes 
Marburg. 

D. In Kärnten: 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Ein— 
fuhr von Schweinen aus den Gemeinden Anna— 
bichl, Maria Saal des Bezirkes Klagenfurt 
(Umgebung), Hörzendorf des Bezirkes St. Veit, 
Emmersdorf des Bezirkes Villach, Globasnitz, 
Griffen, Mies, St. Peter a. W., Sittersdorf, 
Ruden des Bezirkes Völkermarkt, Granitzthal, 
Eitweg des Bezirkes Wolfsberg und aus der 
Stadt Klagenfurt. 

Gleichzeitig wird die k. k. Vandesregterung in die 

Kenntnis geſetzt, daſßs wegen des Beſtandes des 
Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen aus 
dem politiſchen Bezirke Benkovac (Dalmatien) und 
wegen des Beſtandes der Schweinepeſt aus den poli— 
tiſchen Bezirken Pettau (Steiermark), Gurffeld, 
Rudolfswerth (Krain), ſowie Volosca (Küſtenland) 
nach Kroatien-Slavonien verboten iſt. 
Die k. k. en wird unter Beziehung 
auf die hierortigen Kundmachungen vom 20. und 
27. October, 8. und 19. November 1902, 
33. 43983, 44831, 46684 und 47964, eingeladen, 
mit der Verlautbarung dieſer Verfügung ſofort vor— 
zugehen. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 26. November 1902, 
3. 49281, 


betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn 
und Kroatien⸗Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königlich ungariſchen 
Ackerbauminiſteriums vom 24. November 1902, 
3: 99793, ſowie der königlichen Landesregierung 
Agram vom 11. November 1902, Z. 88648, iſt der— 
zeit verboten: 
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1. wegen Beſtandes der Maul- und Klauen— 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren aus den poli— 
tiſchen Bezirken Bruck an der Leitha, Mödling (Nieder— 
öſterreich), Göding (Mähren), Neu-Sandec (Galizien) 
nach Ungarn; 


2. wegen Beſtandes des Stäbchenrothlaufes 


die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Be— 
zirken Feldbach, Hartberg (Steiermark), Volosca 
(Küſtenland) nach Ungarn, ſowie aus dem politiſchen 
Bezirke Benkovac (Dalmatien) nach Kroatien⸗-Slavonien; 


3. wegen Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck an der Leitha, Wiener-Neuſtadt (Niederöſter— 
reich), Pettau (Steiermark), Teſchen (Schleſien), 
Volosca (Küſtenland) nach Ungarn, ſowie aus den 
politiſchen Bezirken Pettau (Steiermark), Gurkfeld, 
Rudolfswerth (Krain), Volosca (Küſtenland) nach 
Kroatien-⸗Slavonien. 


Hingegen wurden alle früheren, gegen die Ein— 


fuhr von Vieh aus den hier nicht genannten politiſchen |; 


Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 


SR, Statthalterei 
Hievon wird die k. k. nde 


auf die hierortigen Kundmachungen vom 8. und 20. No— 
vember 1902, 33. 46684 und 48439, zur ent⸗ 
ſprechenden weiteren Veranlaſſung in die Kenntnis 
geſetzt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Lem⸗ 
berg vom 5. November 1902, 3. 129643, 


betreffend 


Maßnahmen gegen die Einſchleppung der Maul⸗ 
und Klauenſeuche aus Ruſſiſch⸗Polen. 


Wegen Verbreitung der Maul- und Klauenſeuche 
in Ruſſiſch-Polen und deren Einſchleppung nach dem 
politiſchen Bezirke Bochnia, findet die k. k. Statthalterei 
auf Grund des §. 5 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, die Einfuhr von Milch in 
rohem Zuſtande (ſüße, ſauere, Buttermilch) und 
Molken aus Ruſsland nach Galizien entlang der 
Grenze der politiſchen Bezirke Chrzanöw, Krakböw, 
Bochnia, Brzecko, Dabrowa, Mielee und Tarnobrzeg 
bis auf weiteres zu verbieten. 


Der Eiſenbahn⸗Tranſitverkehr mit roher Milch 
(ſüße, ſauere, Buttermilch) und Molken wird durch 
dieſe Verfügung nicht alterirt. 


Übertretungen dieſer Verfügung, welche am 
12. November 1902 in Wirkſamkeit tritt, werden nach 
§. 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, unter Anwendung der Beſtimmungen des 
§. 46 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35 und 36, geahndet werden. 


mit Bezug 


Dies wird mit Beziehung auf die hieramtliche 


Verordnung vom 7. December 1881, 3. 64904 


(L. G. Bl. Nr. 72) zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Landesregierung in 
Salzburg vom 12. November 1902, 
3. 16603, 


betreffend 8 
das Verbot der Einfuhr von Pferden, Maulthieren 
und Eſeln aus dem königlich bayeriſchen Amtsbe⸗ 
zirke Berchtesgaden nach Salzburg. 


Nachdem die bereits im Juni laufenden Jahres 
zum Ausbruche gelangte Rotzkrankheit im königlich 
bayeriſchen Amtsbezirke Berchtesgaden bisher nicht 
getilgt werden konnte, ſondern vielmehr in jüngſter 
Zeit ämtlicher Nachricht zufolge bei einem unter poli⸗ 
zeilicher Beobachtung geſtellten Pferde in der bayeri— 
ſchen Gemeinde Salzberg neuerdings feſtgeſtellt worden 
iſt, findet die k. k. Landesregierung zum Zwecke der 
Hintanhaltung der Einſchleppung dieſer Seuche auf 
Grund des Artikels VI, Alinea 2, des Viehſeuchen⸗ 
Übereinkommens vom 6. December 1891, R. G. Bl. 
Nr. 16 ex 1892, ſowie des §. 5 des allgemeinen 
Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, bis auf Weiteres die Einfuhr von Einhufern 
(Pferde, Maulthiere und Eſel) ſowohl im Handels- 
verkehr, als auch im Vormerkverfahren aus dem könig⸗ 
lich bayeriſchen Amtsbezirke Berchtesgaden nach dem 
Herzogthume Salzburg zu verbieten. b 

Abertretungen dieſer Vorſchriften werden nach 
dem $. 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes beſtraft 
und finden auf die verbotswidrige Einbringung von 
Einhufern die Beſtimmungen des §. 46 De Geſetzes 
Anwendung. 


Dies wird hiemit verlautbart. 
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Kundmachung der Statthalterei in Trieft 


vom 15. November 1902, 3. 25217, 


betreffend 
Viehverkehrsbeſchränkungen gegen Krain und 
Steiermark. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 


Epizootien in Krain und Steiermark findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hierämtlichen Kund⸗ 


machung vom 19. Auguſt 1902, 3. 22008, nach⸗ 


ſtehende Sperrverfügungenzutreffen, deren Wirkſamkeit 
vom 20. November 1902 anzufangen hat: 


a) gegen Krain: 


wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die 
Einfuhr von Schweinen aus den Bezirken Loitſch und 2 7 


Rudolfswerth; 


b) gegen Steiermark: 
wegen des Beſtandes der Schweinepeſt gegen die 
Einfuhr von Schweinen aus den Bezirken Brucka. M., 
Graz Umgebung, Gröbming und Marburg. 
Übertretungen dieſer Sperrverfügungen werden 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, beſtraft. 


Bundmachung der Htatthalterei in Prag 
vom 15. Uovember 1902, 3. 243968, 


mit welcher 
die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus den poli⸗ 
tiſchen Bezirken Kolin, Rakonitz und Trautenau 
nach dem Deutſchen Reiche unterſagt wird. 


Aus Anlaſs des conftatirten Ausbruches der 
Maul⸗ und Klauenſeuche in den Gemeinden Polep 
des Bezirkes Kolin, Kroſchau des Bezirkes Rakonitz 
und Altenbuch des Bezirkes Trautenau findet die 
Statthalterei die Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh 
aus den politiſchen Bezirken Kolin, Rakonitz und 
Trautenau nach dem Deutſchen Reiche bis auf Wei— 
teres zu unterſagen. 

Dieſe Verfügung tritt ſofort in Kraft. 
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Kundmachung der gtatthalterei in Prag 
vom 18. November 1902, 3. 241057, 


betreffend 
die Weiterbelaſſung der Lenke de bei dem k. k. 
Nebenzollamte 2. Claſſe in Vollmau für die Vieh⸗ 
Ein⸗ und Ausfuhr. 

Die Statthalterei findet die mit der Kundmachung 
vom 13. Mai 1902, 3. 90951, bei dem k. k. Neben— 
zollamte 2. Claſſe in Vollmau, Bezirk Taus, vorläufig 
bloß bis Ende November laufenden Jahres feſtgeſetzten 
thierärztlichen Controltage bis auf Weiteres zu belaſſen. 

Hievon geſchieht die Verlautbarung. 


A e un 
vom 24. November 1902, 3. 24447, 


betreffend 
die Wiedergeſtattung der Einfuhr von Schweinen 
aus Steiermark. 

Mit Rückſichtnahme auf den günſtigeren Seuchen— 
ſtand unter den Borſtenthieren in Steiermark findet die 
Landesregierung unter Aufhebung der hierortigen 
Sperrverfügung vom 30. Auguſt 1902, Z. 18426, 
die Einfuhr von Schweinen aus Steiermark nach 
Krain wieder zu geſtatten. 

Dies wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Die Schlachtfriſt für öſterreichiſch— 
ungariſches Vieh in Bayern.) Auf Grund einer 
von der königlich bayeriſchen Regierung eingeholten 
Aufklärung hat das k. u. k. Miniſterium des Äußern 
mit der Note vom 13. November 1902, 8. 75561/9, 
dem k. k. Miniſterium des Innern mitgetheilt, daſs 


die Verlängerung der Schlachtfriſt für Rinder öſter— 


reichiſch⸗ungariſcher Provenienz von drei auf fünf 
Tage nur für München und Nürnberg gewährt 
wurde, und dafs für alle übrigen bayeriſchen 
Städte, deren Schlachthäuſer für den Rinderimport 
aus Öfterreich- -Ungarn geöffnet find, nach wie vor 
eine Schlachtfriſt von drei Tagen beſteht. Hievon 
ſind alle politiſchen Landesſtellen durch Erlaſs des 
Miniſteriums des Innern vom 19. November 1902 
Z. 47947, mit Beziehung auf den Erlaſs vom 
22. September 1902, 3. 39668), zur ſofortigen 
weiteren Veranlaſſung in Kenntnis geſetzt worden. 
(Schlachtviehexport der Monarchie.) Bei 
dem regen Intereſſe, welches die landwirtſchaftlichen 
Kreiſe an der Geſtaltung der heimiſchen Viehausfuhr 
nehmen, werden nähere Daten über die Ergebniſſe 
des Schlachtviehexportes der Monarchie im Monate 


) Siehe „Beiblatt“ Nr. 29 ex 1902, S. 393. 


October dieſes Jahres erwünſcht erſcheinen. Gleich— 
wie der Vormonat ſehr rege Handelsconjuncturen auf— 
wies, ſo ſind auch ſolche im Monate October zu ver— 
zeichnen. Den ſtatiſtiſchen Überſichten, betreffend den 
auswärtigen Handel der Monarchie, iſt zu entnehmen, 
daſs in der Zeit vom Jänner bis October 1902: 
78.978 Ochſen, 9.268 Stiere, 66.151 Kühe, 
40.372 Stück Jungvieh und 25.806 Kälber, zu— 
ſammen 220.575 Rinder im Handelswerte von 
82,462.490 K ausgeführt worden ſind. Es ergibt 
dies gegen die gleiche Periode des Vorjahres eine 
Mehrausfuhr von 74.550 Rindern und um 
25,864.970 K dem Handelwerte nach. Mit Aus— 
nahme von Jungvieh, welches im October dieſes 
Jahres noch in einer um 1000 Stücke größeren 
Menge als im Vormonate ausgeführt wurde, blieben 
die Ausfuhrziffern gegen den September zurück, waren 
aber, wie ja auch der Vergleich der Daten der vor— 
jährigen Periode gegenüber zeigt, recht anſehnliche. 
Die lebhafte Exportbewegung findet nach wie vor in 
dem Aufnahmsbedürfniſſe des Deutſchen Reiches 
an Vieh und Fleiſch, welches durch das heimiſche An— 
gebot nicht ausreichend gedeckt erſcheint, ſeine Be— 
gründung. 
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(Fleiſchmangel in Deutſchland.) Dem vom 
k. u. k. Generalconſulate in Berlin pro October 
dieſes Jahres erſtatteten Bericht iſt zu entnehmen, 
daſs die Zufuhren an reifer Schlachtware auf den 
Viehmärkten immer geringer werden. Auf dem Berliner 
Schlachthof haben, nach den amtlichen Berichten, die 
Schlachtungen in den letzten Monaten erheblich abge— 
nommen. Wie groß die Abnahme ſchon im letzten 
Etatsjahre war, ergibt ſich aus folgenden Zahlen: 
Es wurden geſchlachtet in der Zeit vom 1. April 
1901 bis 31. März 1902: 1,591.302 Thiere gegen 
1,635.049 Stück im Jahre vorher, mithin 
43.747 Stück weniger. Die Schlachtungen ver— 
theilten ſich auf 187.045 (gegen 186.722) Rinder, 
162.688 (164.055) Kälber, 468.076 (447.215) 
Schafe, 773.513 (837.057) Schweine; es ſind alſo 
1387 Kälber und 63.544 Schweine weniger und nur 
323 Rinder und 20.861 Schafe mehr geſchlachtet 
worden als im Vorjahre. Nach den bis jetzt vor— 
liegenden Zahlen zu urtheilen, ſoll das Manco der 
Schlachtungen in dieſem laufenden Etatsjahr noch 
größer werden. — Desgleichen meldet das k. u. k. 
Generalconſulat in Köln in ſeinem Octoberbericht, 
dass die Fleiſchnoth und das Steigen der Fleiſchpreiſe 
den ganzen October über andauere. Allenthalben 
beſchäftigen ſich die Stadtvertretungen mit dieſer in 
das Leben ſo tief einſchneidenden Frage. Durchwegs 
wird in den Kreiſen der Arbeiter und kleineren 
Erwerbsleute (der Behauptung der Landwirte ent— 
gegen) die Fleiſchnoth betont und die Offnung der 
Grenzen energiſch verlangt. Zweifellos käme hiebei in 
erſter Linie die Erlaubnis zur Einfuhr ſchwerer 
Schlachtſchweine, ſpeciell aus Oſterreich⸗ Ungarn, 
Dänemark und den Niederlanden in Betracht und 
hofft man hievon ein ſofortiges Sinken der Preiſe. 


(Verbot der Durchfuhr von friſchem 
Schwe inefleiſch aus Ruſsland durch Preußen.) 
Die „Zeitſchrift für Milch- und Fleiſchhygiene“ theilt 
in ihrem letzten Monatshefte mit, dass nach einer Ver— 
fügung des Finanzminiſters Zweifel darüber entſtanden 
waren, ob das im Jahre 1896 im veterinär-polizeilichen 
Intereſſe erlaſſene Verbot der Einfuhr von friſchem 
Schweinefleiſch u. ſ.w. aus Rufſsland ſich auf die Durch— 
fuhr erſtrecke oder u Da als Grundſatz anzuerkennen 
iſt, daſs alle veterinär-polizeilich erlaſſenen Einfuhr— 
verbote ſtets auch auf die Durchfuhr anzuwenden ſind, 
hat der Finanzminiſter die Zollſtellen dahin mit An— 
weiſung verſehen laſſen, daſs das Schweinefleiſch 
u. ſ. w. aus Ruſsland nach jenem Verbot auch von der 
Durchfuhr als ausgeſchloſſen zu erachten ſei. 


(Viehzählung in Preußen.) Wie bereits in 
Nr. 32 ex 1902 des „Beiblattes“ mitgetheilt worden 
iſt, findet am 1. December d. J. eine Viehzählung 
im Königreiche Preußen ſtatt. Ein mit Bezug darauf ö 
vom Miniſter des Innern erlaſſenes Rundſchreiben 
führt hierüber Folgendes aus: 


Wie bei früheren Zählungen, jo wird es voraus— 
ſichtlich auch diesmal gelingen, Perſonen zu gewinnen, 
die ſich dem Zählgeſchäfte ohne Anſpruch auf eine 
Vergütung unterziehen. Zu dieſem Zwecke empfiehlt es 
ſich, die Staats- und Gemeindebeamten des betreffenden 
Bezirkes, insbeſondere die Lehrer, zur Betheiligung an 
der Zählung anzuregen. Die örtliche Ausführung der 
Zählung iſt Sache der einzelnen Gemeinden und 
Gutsbezirke, welche verpflichtet ſind, die durch die An— 
nahme von Zählern etwa entſtehenden Koſten zu 


tragen. Vergütungen an Zähler können aus der Staats⸗ 


caſſe nicht beanſprucht werden. 

Der Tag der Viehzählung ſowie die Ausführungs- 
beſtimmungen hiezu ſind durch Bekanntmachung in 
den Amts- und Kreisblättern, durch Beſprechung in den 
Gemeindeverſammlungen ſowie in den Schulen und 
auf andere geeignete Weiſe zur allgemeinen Kenntnis 
zu bringen. Der unter der Bevölkerung noch immer 
verbreiteten irrthümlichen Annahme, dafs eine ſolche 
Aufnahme zu irgendwelchen ſteuerlichen Zwecken er— 
folge, iſt nachdrücklich entgegenzutreten. 

Militäriſche Anſtalten und Baulichkeiten bilden 
ſtets beſondere Zählbezirke. Es empfiehlt ſich, die Aus⸗ 
führung des Zählgeſchäftes in ſolchen Bezirken thun⸗ 
lichſt den mit der Leitung der Anſtalten ꝛc. betrauten 
Militärbeamten zu übertragen. Für die Schlachthäuſer 
ſowie die Hafenanlagen ſind die zuſtändigen Behörden 
zu erſuchen, geeignete Beamte für die Ausführung der 
Zählung zur Verfügung zu ſtellen. 

Durch die Anordnung, dafs von den Zählern 
zwei Stück der Zählercontrolliſten und von den Orts— 
behörden drei Stück der Ortsliſten auszufertigen ſind, 
von denen je eines bei der Orts-, beziehungsweiſe der 
Orts- und der Kreisbehörde verbleibt, iſt dieſen Be— 
hörden die Möglichkeit gegeben, den Viehſtand für ihr 
Gebiet noch vor Vollendung der Aufbereitung der 
Zählungsergebniſſe durch das königliche ſtatiſtiſche 
Bureau feſtzuſtellen und für verſchiedene wirtſchaftliche 
Fragen zu verwerten. 5 

Alle Anordnungen, welche im allgemeinen und 
nach den beſonderen Verhältniſſen der einzelnen Be- 
zirke geeignet erſcheinen, die pünktliche und genaue 
Ausführung der Zählung ſicherzuſtellen, ſind thunlichſt 
bald zu treffen. Insbeſondere iſt darauf Bedacht zu 
nehmen, dass Veranſtaltungen, welche die ordnungs- 


mäßige Ausführung der Viehzählung in einzelnen \ 


Orten gefährden könnten, am Zählungstage unter- 
bleiben. Die auf den 1. und 2. December d. J. 
fallenden Jahr-, Kram- und Viehmärkte ſind alsbald 
auf andere Tage zu verlegen. 


(Schlachthausſtatiſtik über das Vor— 
kommen der Tubereuloſe in Bayern.) Der 
ſtatiſt ſchen Überſicht über Schlachtungen und Vieh⸗ 
beſchau im Jahre 1901 iſt zu entnehmen, dafs in 76 
öffentlichen Schlachthöfen 258.195 Stück Großvieh, 
524.095 Kälber, 782.548 Schweine und 132.682 
Schafe geſchlachtet worden ſind; Geſammtzahl der 
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Schlachtungen in den Schlachthöfen 1,697.520 Stücke. 
Hievon waren insgeſammt 21.569 Stücke tuber⸗ 
culös, von welchen 15.404 bankmäßig freigegeben 
wurden, 5575 zur Freibank verwieſen und 590 ver— 
nichtet worden ſind. Nach den einzelnen Thier— 
gattungen zeigten ſich 16.460 Rinder (6˙3 Procent), 
597 Kälber (011 Procent), 4473 Schweine (0˙57 
Procent) und 39 Schafe (0˙03 Procent) als tuber- 
culös. Die geſammte Beanſtändung in Procenten 
ausgedrückt beträgt 1˙27 Procent gegen 0˙99 Procent 
im Vorjahre. 

(Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland.) 
Die Ausbreitung der Thierſeuchen in Russland iſt eine 
anhaltend ſtarke. So berichtet das k. und k. Conſulat 
in Kiew unter dem 23. October d. J., dafs im 
Gouvernement Charkow die Maulfäule fortdauernd 
graſſirt und in ſieben Kreiſen feſtgeſtellt worden iſt. 
Über die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle ſind 
jedoch in den letzten Wochen keine Daten veröffentlicht 
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worden. In der Stadt Kiew ſind in letzter Zeit unter 
den Schweinen vereinzelte Fälle von „Beulen— 
peſt“ () vorgekommen. — Das k. und k. Conſulat in 
Odeſſa berichtet unter dem 5. November d. J. über 
das Vorkommen von „Sibiriſcher Peſt“ in drei 
Kreiſen des Gonvernements Jekaterinoslaw. 

(Rinderpeſt in Transkaukaſien.) An⸗ 
ſchließend an frühere dies betreffende auch im „Bei- 
blatte“ veröffentlichte Berichte theilt das k. und k. 
Conſulat in Tiflis unter dem 13. October d. J. auf 
Grund der Ausweife der kaukaſiſchen Veterinär— 
verwaltung Nachfolgendes mit: An Rinderpeſt ſind 
in den Gouvernements Tiflis, Baku, Eliſabetpol, 
Erivan und im Gebiete Kars 2724 Stücke erkrankt, 
72 Stücke ſind gefallen und 2652 getödtet worden. 
Nicht minder ſtarke Verbreitung weist der „Zungen— 
krebs“ unter den Thieren auf. Desgleichen erſcheint 
die „Sibiriſche Peſt“ in einer Anzahl von Gouver— 
nements und Gebieten ausgewieſen. 


Verſonalnachrichten. 


Der Statthalter in Oberöſterreich hat den Ve— 
terinäraſſiſtenten Albert Mellion zum Bezirksthier— 
arzte in Rohrbach und den Veterinäraſſiſtenten der 
nie deröſterreichiſchen Statthalterei Auguſt Läſſig zum 
Veterinäraſſiſtenten in Oberöſterreich ernannt. — Der 
Bezirksoberthierarzt Joſef Kirſchik (Braunau) wurde der 
Bezirkshauptmannſchaft Linz und der Bezirksthierarzt 
Theodor Fiſcher (Rohrbach) der Bezirkshauptmannſchaft 
Braunau am Inn zur Dienſtleiſtung zugewieſen. 


Der Candespräſident in Kärnten hat den Veterinär⸗ 
aſſiſtenten Joſef Zano skar und den landſchaftlichen Thier— 
arzt Hermann Dorner zu Bezirksthierärzten mit der 
Dienſteszuweiſung des Erſteren zur Fee 
Klagenfurt und des Letzteren zur Berzirkshauptmannſchaft 
St. Veit; ferner den landſchaftlichen Thierarzt Dans 
A pounig zum Veterinäraſſiſtenten ernannt. 


Concursausſchreibung. 


Es gelangt zur Beſetzung: 


In Niederöſterreich eine Veterinär-Aſſiſtenten⸗ 
ſtelle mit einem Adjutum jährlicher 1200 K. Bewerber um 
dieſe Stelle haben die Geſuche im Wege ihrer vorgeſetzten 
oder der politiſchen Bezirksbehörde ihres Aufenthaltsortes 
bis längſtens 23. December 1902 beim Statthalterei⸗ 


Präſidium in Wien zu überreichen und beizulegen: 1. den 


Tauf⸗ oder Geburtsſchein, 2. den Nachweis über die öſter— 
reichiſche Staatsangehörigkeit, 3. das amtsärztliche oder 
amtsärztlich beſtätigte Zeugnis über die phyſiſche Eignung, 
4. Belege über die Vorbildung und 5. eine amtlich beglau⸗ 
bigte Abſchrift des thierärztlichen Diploms, das Zeugnis 
über die thierärztliche Phyſikatsprüfung oder einen Revers, 
daſs die Phyſikatsprüfung binnen Jahresfriſt nachgeholt 
wird, ſowie Belege über die bisherige Dienſtleiſtung. 


Ausweis 


N 5 über den Stand der ansteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 21. November 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Tandes- 
Bi behörden feit Abfıhlufs der Iehten Wochenperiode zur Anzeige gelangt find. 


Zahl Maul⸗ und Rotz⸗ und Rauſch⸗ Rothlauf Schweine- | Bläschen- 
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Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand: 3282 Schweine, davon krank 1332 Stück. 
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Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
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Jahrgang 1902. 


Beceillatt zu dem erordnungsllatte | 


BG. &. NMiniſte riums des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Yeterinärverwaltung. 


Redigirt im k. b. Miniſterium des Innern. 


Nr. 37. Wien, 11. December 1902, 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 
vom 4. December 1902, Z. 49.823, enthaltend eine veterinär-polizeilihe Verfügung in Betreff der Einfuhr 
von Schweinen aus Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — und» 
machung des Miniſteriums des Innern vom 5. December 1902, 3. 50.647, enthaltend eine veterinär⸗ 
polizeiliche Verfügung in Betreff der Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus 
Ungarn nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums 
des Innern vom 11. December 1902, Z. 51.265, womit die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den 
Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 9. December 1902, Z. 51.464, 
enthaltend veterinär=polizeiliche Verfügungen betreffend die Einfuhr von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 29. November 1902, Z. 49.764, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Croatien⸗Slavonien. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
2. December 1902, Z. 49.976, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern nach Ungarn. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 4. December 1902, 
3. 50.489, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. — Kundmachung der Statthalterei in Zara vom 22. November 1902, Z. 38.778, betreffend die Aufhebung 

3 der Beſchränkungen des Borſtenviehverkehres in den Gerichtsbezirken Spalato und S. Pietro della Brazza. — Kund— 
machung der Statthalterei in Trieſt vom 24. November 1902, 3. 31.018, betreffend die Aufhebung der wegen Schweine- 
peſt verfügten Sperre des Bezirkes Parenzo. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 28. November 
1902, Z. 120.780, betreffend Beſchränkungen im Viehverkehre vom Central-Viehmarkte in St. Marx in Wien. 
— Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 28. November 1902, 3. 250.530, betreffend die Feſtſetzung 
der Controltage für das aus Böhmen über die bair. Grenzzollſtation Rittſteig auszuführende Zucht- und 
Nutzvieh. — Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 1. December 1902, Z. 255.200, betreffend die 
Wiedereinfuhr der Grenzeontrole für die Einfuhr von Nutz- und Zuchtvieh aus dem polit. Bezirke Klattau 
nach Baiern. — Verſchiedene Mittheilungen. Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion. 
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| Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


Kundmachung des Mlinifteriums des 
Innern vom 4. December 1902, 3. 49.823, 


enthaltend 
eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 
der Einfuhr von Schweinen aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 

Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt nach dem 
diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl⸗ 
gerichtsbezirken Gyoma, Szarvas (Comitat Bekes), 
Tisza⸗Közep einſchließlich der Stadtgemeinde Mezö— 
Tur (Comitat Jaͤsz⸗Nagy⸗Kun⸗Szolnok) in Ungarn 
nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund⸗ 
machungen vom 19., 21. und 26. November 1902, 
33. 48.161, 48.470 und 49.239, zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Minifteriums des 
Innern vom 5. December 1902, 3. 50.647, 


enthaltend 
eine veterinär⸗polizeiliche Verfügung in Betreff 
der Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Maul⸗ und 
Klauenſeuche nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet 
das Miniſterium des Innern die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus 
den Stuhlgerichtsbezirken Baͤn, Illava (Comitat 
Trenesen) in Ungarn nach den im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreichen und Ländern. 

Dies wird im Nachhange zu den hierortigen 
Kundmachungen vom 19., 21., 26. November und 4. De⸗ 
cember 1902, 38. 48.161, 48.470, 49.239 und 
49.823, zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Die vorſtehende Verfügung tritt ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 11. December 1902, 3. 51.265, 


womit 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


I. 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 


in Gemäßheit des Artikels I, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier- 
ſeuchen die Einfuhr der beſonders — Thier⸗ 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 


1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 


Comitat Alſö-Feher, Stuhlgerichtsbezirk Kis⸗Enyed: 
aus den Gemeinden Olähbogät, Ormĩnyszekes, Poka⸗ 
falva; Stuhlgerichtsbezirk Magyar⸗Igen: aus der Ge⸗ 
meinde Alſö-Gaͤld; Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗Ujvär: 
aus den Gemeinden Elekes, Felſö-Marosujvär, Maros⸗ 
ujvär, Olahtordos, Szent⸗Benedek; Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Enyed: aus der Gemeinde Csombord; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Botosjenb: aus 
der Gemeinde Borosjend; Stuhlgerichtsbezirk Radna: 
aus den Gemeinden Govosdia, Gyulicza, Monoroſtia, 
Töt⸗Vaͤrad; 

Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Zenta: 
aus der Gemeinde Bäes⸗Martons; Stuhlgerichtsbezirk 
Zsablya: aus den Gemeinden Csurog, Zsablya; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus den 
Gemeinden Garam⸗Keleczeny, Garam⸗Hzöllös, ſowie 
aus der Stadtgemeinde Léva; Stuhlgerichtsbezirk 
Oszläny: aus der Gemeinde Nagyugrocz; Stuhl- 
gerichtsbezirk Verebelß; aus der Gemeinde Verebely; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belényes: 
aus den Gemeinden Dsoszaͤn⸗Gurbesd, Kreszulya; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szalonta: aus der Gemeinde 


Arpad; 

Comitat Braſſö, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: 
aus den Gemeinden Botfalu, Földvär, Präzsmär, 
Szäsz⸗Hermäny, Szaͤsz⸗Magyaros, Veresmart; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Felvidek: aus den Gemeinden Barcza⸗ 
Ujfalu, Feketehalom, Höltövény, Keresztényfalva, 
Vidombäk, Volkäny, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Braſſoö; Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: aus den Gemein⸗ 
den Bäcsfalu, Csernatfalu, Hosszufalu, Pürkerecz, 
Türkös, Zajzon; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Dorozsma; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Leänyvär, ſowie aus der Stadt⸗ 
gemeinde Esztergom; Stuhlgerichtsbezirk Pärkäny: aus 
den Gemeinden Ebed, Libaͤd; 


Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Saͤrbogärd: aus 
der Gemeinde Herczegfalva; Stuhlgerichtsbezirk Szefes- 
Fehervar: aus der Gemeinde Gärdony, Stuhlgerichts- 
bezirk Val: aus den Gemeinden Baracska, Kajäszoͤszent⸗ 
peter, Many; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alfo— 
Arpäs: aus den Gemeinden Alſöporumbäk, Alſoviſt, 
Besimbäk, Drägus, Felſöärpäs, Felſöporumbäk, Keleti— 


Felſö⸗Szombatfalva „ Nyugoti, Felſöviſt, Földvar, 
Nyugoti⸗Felſö⸗Szombatfalva, Olöhujfalu, Rukkor, 
Streza ⸗ Kerczisora, Szärata, Skorey; Stuhl- 


gerichtsbezirk Fogaras: aus den Gemeinden Alſoö— 
Szombatfalva, Betlen, Breäza, Dezsan, Dridiff, Fo- 
garas, Galacz, Herszeny, Huréz, Illeny, Jaͤs, Kis⸗ 


Berivoj, Kis⸗Vajdafalva, Kopacsel, Ludisor, Lisza, 
Marginen, Nagy-Berinoj, Nagy⸗Vajdafalva, Netöt, 
Poserta, Sebes, Szeszesor, Szevesztreny, Vajda— 


Récse, Voila; Stuhlgerichtsbezirk Särkäny: aus den 
Gemeinden Buesum, Grid, Lupsa, Mundra, O-Sinka, 
Persäny, Sarkaicza, Szunyogszek, Todoricza, Uj-Sinka, 
Vaͤd, Vledeny; Stuhlgerichtsbezirk Törcsvär: aus den 
Gemeinden Holbäk, O⸗Tohän; 

Comitat Györ, Stuhlgerichtsbezirk Toͤszigetesilizköz: 
aus der Gemeinde Sövenyhäza ; 

Comitat Haromszek, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus der Gemeinde Felſö⸗Csernäton; Stuhlgerichtsbezirk 
Miklösvär: aus den Gemeinden Arakpatak, Hidvég; 
Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus 
der Gemeinde Apcz; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Bät: aus den 
Gemeinden Derzsenye, Kiskereskeny; Stuhlgerichts— 
bezirk Ipolysag: aus den Gemeinden Dregelh-Palänk, 
Hont; Stuhlgerichtsbezirk Korpona: aus den Ge⸗ 
meinden Beld, Cseri; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Csalomia: 
aus den Gemeinden Csäb, Dacsokeszi, Hazas⸗Nénye, 


Luka⸗Neénye; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Hätszeg: 
aus den Gemeinden Alſö - Bauczär, Baczalär, 
Brazova, Bukova, Csopea, Demſus, Felſö⸗Bauczar, 


Felſö⸗Szilväs, Haczazsel, Hobicza-Vaͤrhely, Kitid, 
Klopotiva, Malomviz, Nagy - Pefteny, Naläc - Bad, 
Pojeny, Rekettyefalva, Stei⸗Vaspatak, Szent⸗Peter⸗ 
falva, Unecsukfalva; Stuhlgerichtsbezirk Hunyad: aus 
den Gemeinden Kö-Boldogfalva, Meregyö; Stuhl— 
gerichtsbezirk Petroseny: aus den Gemeinden Banicza, 
Krivadia, Lupeny, Meriſor; Stuhlgerichtsbezirk 
Puj: aus den Gemeinden Fegyer, Füzesd, Hegyalja⸗ 
Livädia, Maczesd, Mezö⸗Livadia, Nukſora, Ohäba— 
Ponor, Petrosz, Ponor, Puj; Stuhlgerichtsbezirk 
Szaszväros: aus der Gemeinde Berény; 

Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Diesö⸗ 
Szent⸗Märton: aus den Gemeinden Alſö-Bajom, 
Baläzstelke, Felſö⸗Bajom, Küküllövär, Völcz; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Erzsebetväros: aus den Gemeinden Bala⸗ 
väsär, Bun, Csikmäntor, Darlacz, Hetur, Hundorf, Kis— 
Szent⸗Läszlö, Korod, Kund, Olaͤh⸗Szent⸗Läszlö, Särd, 
Szäszernye, Szäsz⸗Kis⸗Almäs, Szäsznädas, Szena⸗ 
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verös, Zagor, ſowie aus der Stadtgemeinde Erzsébet⸗ 
väros; Stuhlgerichtsbezirk Hosszuaszo: aus den 
Gemeinden Bolkäcs, Magyar-Benye, Nagy - Ekmezö, 
Szäszvölgy, Szepmezö, Szpin, Tatärlaka; Stuhl- 
gerichtsbezirk Radnoͤt: aus der Gemeinde Buzaͤs⸗Beſenyö; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Almäs: aus 
den Gemeinden Adalin, Dal, Drag, Kis⸗Esküllö, 
Közeplak, Nagy-Esküllö, Ordög - Keresztur, Puszta⸗ 
Szent⸗Mihaͤly, Tompaszentkiräly, Ugröcz; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Banffy⸗Hunyad: aus den Gemeinden Banffy⸗ 
Hunyad, Damos, Farnas, Felſöfüld, Jäkotelka, Ketesd, 
Magyarvalkb, Nagy⸗Kalota, Olähnädas; Stuhlgericht⸗ 
bezirk Gyalu: aus den Gemeinden Gyeröväſaärhely, 
Magyarfenes, Magura, Szäsz⸗Löna; Stuhlgerichtsbezirk 
Kolozsvaͤr: aus den Gemeinden Ajton, Babucz, 
Bodonküt, Borſa, Dezmer, Diös, Hosszu-Macskaͤs, 
Kajäntö, Kara, Kide, Magyar-Fodorhäza, Magyar⸗ 
macskäs, Röd, Pata, Solyomkö, Szamosfalva, Szent⸗ 
Marton ⸗Mäeskas, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Kolozs; Stuhlgerichtsbezirk Möces: aus den Ge— 
meinden Baͤré, Kötelend, Magyar Kälyän, Magyar⸗ 
Palatka, Vajda „Kamaräs, Viſa; Stuhlgerichtsbezirk 
Nädasment: aus den Gemeinden Berend, Bocs, 
Bogärtelke, Daroͤez, Egeres, Inaktelke, Köröd, Magyar⸗ 
gorbo, Magyar⸗Nädas, Magyar⸗Sard, Magyar⸗Szent⸗ 
pal, Mäkö, Mera, Papfalva, Sölyomtelke, Szent- 
Mihaͤlytelke, Szuesaͤk, Türe, Viſta; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Udvard: 
aus den Gemeinden Csuz, Izsa, Szent⸗Péter; 

Comitat Kraſſoͤ⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bega: aus der Gemeinde Tergoveſt; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Facset: aus den Gemeinden Bukovecz, Felſö⸗ 
Krivina, Pojeny, Tomeſt, Zsupanyeſt; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Lugos: aus den Gemeinden Boldur, Szilha, 
Zsäbär, ſowie aus der Stadtgemeinde Lugos; 
Stuhlgerichtsbezirk Oravicza: aus der Gemeinde 
Komoriſtye; Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus den Ge⸗ 
meinden Kavaran, Krivina, Zsena; 


Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Maros: aus den Gemeinden Fintahaͤza, Göes, 
Havadtd Vaja; Stuhlgerichtsbezirk Nyäradszereda: aus 
den Gemeinden Atosfalva, Csoökfalva, Makfalva, Erdö⸗ 
Szent⸗György, Soͤvärad, Szentivän, Szovaͤta; 

Comitat Moſon, Stuhlgerichtsbezirk Magyar-Ovär: 
aus der Gemeinde Magyar⸗Kimle; Stuhlgerichtsbezirk 
Nezſider: aus der Gemeinde Ujfalu; 

Comitat Nagy-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Alſö-Rakos, Datk, 
Garat, Halmägy, Héviz, Hidegkut, Homoroͤd, Kacza, 
Kirälyhalma, Köhalom, Lemnek, Mätefalva, Mirkväſär, 
Oläh Tyukos, Olt⸗Bogät, Pälos, Rädos, Szasz⸗Fehéregy⸗ 
häza, Szäsz⸗Buda, Szäsz⸗Tyukos, Ugra, Urmös, 
Zſiberk; Stuhlgerichtsbezirk Medgyes: aus den Ge⸗ 
meinden Baräthely, Berethalom, Bölya, Buzd, Eczel, 
Muzsna, Tablas, Szaͤsz-Säros, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Medgyes; Stuhlgerichtsbezirk Nagſink: aus 
den Gemeinden Bäränykut, Bohole, Dombos, Kalbor, 
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Moha, Morgonda, Puszta⸗Czelina, Réten, Sona, 
Szaszhalom; Stuhlrichtsbezirk Segesvaͤr: aus den 
Gemeinden Almakerék, Apold, Danos, Feheregyhäza, 
Földszin, Hejjasfalva, Holdvilag, Keresd, Meſe, 
Miklöstelke, Nagy⸗Kapus, Nagy⸗Szöllös, Prod, Rudäly, 
Särpatak, Segesd, Szasz-Dalya, Szasz⸗Keresztur, 
Szasz⸗Kezd, Szasz⸗Ujfalu, Szasz⸗Szent⸗Laszlo, Valdhid, 
Volkäny, Zoltan, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Segesvär; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den 
Gemeinden Agätfalva, Hegen, Kövesd, Szasz-Zalatna, 
Szent⸗Agota: 

Comitat Noͤgräd, Stuhlgerichtsbezirk Nögräd: aus 
den Gemeinden Reétſäg, Tolmaͤes; Stuhlgerichtsbezirk 
Sziräk: aus der Gemeinde Kövesd; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Erſekujvär: 
aus der Gemeinde Tardoskedd; Stuhlgerichtsbezirk 
Galgöcz: aus den Gemeinden Eleeske, Szent⸗Pĩter, 
Vörösvär; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Tapolesäny: aus 
den Gemeinden Appony, Loväszi, Szuloͤcz; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Pöſtyen: aus der Gemeinde Drahoͤcz; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nagy⸗Kaͤta: aus der Gemeinde Nagy⸗Käta; 

Comitat Sopron, Stuhlgerichtsbezirk Csepreg: 
aus den Gemeinden Csaford, Gyüleviz, Jänosfa, 
Répcze⸗Szemere, Ujker, Zſira; 
Kapuvär: aus den Gemeinden Cziräk, Csapod, 
Denesfa, Gyorö, Himöd, Hövej, Keczöl, Töt⸗Keresztur; 

Comitat Szabo les, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: 
aus der Gemeinde Nagyfalu; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Alſöſebes, Bojicza, Bongard, Czoͤd, 
Dolmaͤny, Felek, Fenyöfalva, Hermaͤny, Kakasfalu, 
Kereszteny⸗Sziget, Kisdiszuöd, Kiſtalmäcs, Kis⸗Torony, 
Moh, Nagy⸗Csür, Nagy⸗Disznöd, Nagy⸗Talmäcz, 
Popläka, Porczesd, Reſinär, Sellemberk, Szäszujfalu, 
Szenterzsebet, Veresmart, Veszteny, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Nagy⸗Szeben; Stuhlgerichtsbezirk Sze⸗ 
liſtge: aus den Gemeinden Eesellö, Gallis, Guraro, 
Mäg, Orlät, Szeesel, Szeliſtye, Szibiel, Vale; 
Stuhlgerichtsbezirk Szerdahely: aus den Gemeinden 
Kisapold, Nagyludas, Omläs, Toporcsa; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Ujegyhäz: aus den Gemeinden Holczmäny, 
Hortobägyfalva, Szakadaͤt, Szentjänoshegy; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Iglo: aus 
den Gemeinden Markus⸗Csepanfalu, Tepliczka; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Löese: aus der Gemeinde Alſoͤrépaͤs; 

Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Zilah: aus 
den Gemeinden Felſökekesnyärlö, Kusaly, Pusztaroj⸗ 
toͤcz; Stuhlgerichtsbezirk Zsibo: aus den Gemeinden 
Raͤkos, Solymos; 

Comitat Szolnok-Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Csäki⸗Gorbö: aus den Gemeinden Alparét, Erdö⸗Olaͤh⸗ 
Väſärhely, Füzes, Füzesszentpeter, Panczélese, Necze- 
Keresztur, Szoͤtelke, Vajdahäza, Völes; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Dees: aus den Gemeinden Catan, Szinye, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Dees; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Illonda: aus den Gemeinden Kis⸗Doboka, Nagy⸗ 


Stuhlgerichtsbezirk 


Illonda; Stuhlgerichtsbezirk Szamos⸗Ujvaͤr: aus den 
Gemeinden Alſoͤ⸗Tök, Doboka, Felſö⸗Tök, Lozsard, 
Magyar⸗Derzse, Magyar⸗Köblös, Ormäny, Poklostelke; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buziaͤs: aus 
den Gemeinden Dragojesd, Fikatär, Hittyias,. Kadar, 
Szirbova, Ujlak; Stuhlgerichtsbezirk Detta: aus den 
Gemeinden Denta, Detta, Möriezföld, Sösd; Stuhl- 
gerichtsbezirk Központ: aus den Gemeinden Medves, 
Temes⸗Gyarmata, Temes⸗Remete; Stuhlgerichtsbezirk 
Kubin: aus den Gemeinden: Bavaniſte, Deliblät, Gaͤja, 
Mramoräk, Ploſicz, Temes⸗Kubin; Stuhlgerichtsbezirk 
Lippa: aus den Gemeinden Allies, Dorgos, 
Labasincz, Siſtarovecz; Stuhlgerichtsbezirk Rekäs: aus 
den Gemeinden Aranyäg, Baͤzos, Buzäd, Budincz, 
Bukovecz, Gizellafalva, Hissziaͤs, Iktär, Jezvin, 
Jözseffalva, Kis⸗Tapolovecz, Kiszetö, Lukarecz, Margit⸗ 
falva, Mély⸗Nädas, Nagy⸗Topolovecz, Stancsofalva, 
Suſtra, Szikläs, Temes ⸗-Kirälyfalva, Temes⸗Peéter⸗ 
falva, Temes⸗Rékäs, Fes; Stuhlgerichtsbezirk Ujarad: 
aus den Gemeinden Fibis, Nemet-Säg, Zädorlak; 
Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Gemeinden 
Brukenau, Murany, Nemet-Bencsef, Romän⸗Benesek, 


Zsadany; 

Comitat Tor da-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſoö⸗Jära: aus den Gemeinden Hesdaͤt, Kisfenes, 
Magyarösäg, Sütmeg, Tordaszentläszlö; Stuhl⸗ 


gerichtsbezirk Felvinez: aus der Gemeinde Aranyos⸗ 
loͤna; Stuhlgerichtsbeziek Marosludas; aus den Ge⸗ 
meinden Hadrév, Mezbeſikud; Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus der Gemeinde Szeliese; g 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Alibunär: 
aus der Gemeinde Romaͤn-Petre; Stuhlgerichtsbezirk 
Antalfalva: aus den Gemeinden Antalfalva, Baranda, 
Csenta, Czrepäja, Farkasd, Idvor, Jarkoväcz, Lajos⸗ 
falva, Oppova, Ozora, Tomasoväcz, Torontäl-Sziget, 
Torontaͤl⸗Väſärhely; Stuhlgerichtsbezirk Csene: aus 
den Gemeinden Billed,, Tamäsfalva, Ujvär; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Mödos: aus den Gemeinden Iſtvaͤn⸗föld, 
Rudna; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Beeskerek: aus den 
Gemeinden Kis⸗Toräk, Nagy⸗Toräk, Neémet⸗Eeska, 
Nemet⸗Elemèr, Perlasz, Romaän⸗Ecska Szerb⸗Elemer, 
ſowie aus der Stadtgemeinde Nagy-Beeskerek; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Panesova; aus den Gemeinden Dolova, 
Franczfeld, Glogon, Homoliez, Réva⸗Ujfalu, Saͤndo⸗ 
regyhaͤz, Szefkerin; Stuhlgerichtsbezirk Paͤrdaͤny: aus 
den Gemeinden Magyar⸗Ittebe, Szerb⸗Szent⸗Märton; 
Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: aus den Gemeinden 
Sändorhäza, Sarafalva; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗ 
becse: aus den Gemeinden Aracs, Kumaͤn, Melencze, 
Törökbecse; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Kanizsa: aus 
den Gemeinden Czoͤka, Uj⸗Szent⸗Ivaͤn; 

Comitat Trenesen, Stuhlgerichtsbezirk Väg⸗ 
beöztereze: aus der Gemeinde Hrabova; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Zsolna: aus der Gemeinde Bittsicza; 

Comitat Turoͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Szentmärton⸗ 
blatnicza: aus den Gemeinden Turän, Turöͤczszent⸗ 
märton; 


Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homordd: 
aus den Gemeinden Bene, Dardız, Muzsna, Vargyas, 
Zsombor; Stuhlgerichtsbezirk Szekelykeresztur: aus den 
Gemeinden Alſö⸗Boldogasszonyfalva, Betfalva, Eted, 
Erked, Fiaͤtfalva, Küsmöd, Magyar⸗Felek, Magyar⸗ 
Zsaͤkod, Martonos, Nagy⸗Galambfalva, Rugonfalva, 
Szederjes, Szekely⸗Keresztur, Szent⸗Erzsébet, Szent⸗ 
Miklos, Szolokma, Tarezafalva, Tordatfalva, Ujszekely; 
Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗Udvärhelyh: aus den Ge— 
meinden Atya, Bogärfalva, Fancsal, Felſöoͤfalva, 
Korond, Lengyelfalva, Matisfalva, Pälfalva, Parajd, 
Ülke; 

Comitat Vas, Stuhlgerichtsbezirk Kisczell; aus den 

Gemeinden Boba, Csönge, Izsäkfa, Karako, Köes, 
Palfa⸗Märtonfa, Sag; Stuhlgerichtsbezirk Särvaͤr: 
aus den Gemeinden Csänig, Gercze⸗Taeskaͤnd, Kis⸗ 
Sitke, Niczk, Repczelak; 
E. Comitat Veszprém, Stuhlgerichtsbezirk Devecser: 
aus den Gemeinden Kiskamond, Nagykamond; Stuhl- 
gerichtsbezirk Enying; aus den Gemeinden Balaton- 
fökajär, Lepsény; 

Comitat Za lla, Stuhlgerichtsbezirk Sümeg: aus 
den Gemeinden Hosztöt, Megyer; Stuhlgerichtsbezirk 
Tapolesa: aus der Gemeinde Nagy-Pecsely; 
und überdies aus den Munieipalſtädten Kolozsvär, 
Pancsova, Szekesfehervär, ſowie Temesvär; 

b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 

Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere- 
hät: aus den Gemeinden Cséecs, Debröd, Felſömeczenzef, 
Jäszö, Pany, Somodi, Stösz, Szemere, Szepfi; Stuhl- 
gerichtsbezirk Füzer: aus den Gemeinden Abaujvär, 
Koväcsvägäs, Pälhaza, Regete⸗Ruszka, Zsujta; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Alſöcece, 
Arka, Baskö, Hejeze, Viszoly; Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszo: aus den Gemeinden Hernaͤd⸗Szent⸗Andräs, 
Nyeéſta; Stuhlgerichtsbezirk Torna: aus den Ge⸗ 
meinden Szädelö, Szent⸗Jakab; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Arad: aus der 
Gemeinde Fakért; Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes; 
aus den Gemeinden Buttyin, Gurahoncz, Vaszoja, 
Zöldes; Stuhlgerichtsbezirk Radna: aus der Gemeinde 
Monoroſtia; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Nemet- 


Palanfa: aus den Gemeinden Bulkesz, Gajdobra; 
Stuhlgerichtsbezirk Zsablya: aus der Gemeinde 
Gyurgyevo; 


Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirt Pecdvarad: 
aus der Gemeinde Püspöklak; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
aus den Gemeinden Heese, Kis⸗Tapoleſany; Stuhlgerichts- 
bezirk Garamszentkereszt: aus der Gemeinde Nagy⸗ 
Lbesa; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: aus 
den Gemeinden Albeſt, Belényeſörvenyes; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Cseffa: 
Nyärszeg, Ugra, Zsadäny; 


aus den Gemeinden Barakony, 
[den Gemeinden Ghymes, Könyök, Molnos; 
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Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csaͤt: 
aus den Gemeinden Gelej, Nemes⸗-Bikk, Szakäld; 
Stuhlgerichtsbezirk Ozd: aus der Gemeinde Csernely; 
Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der Gemeinde 
Szuha⸗Kallo; Stuhlgerichtsbezirk Szentpeter: aus den 
Gemeinden Bänfalva, Szilväs ; 

Comitat Braſſo, Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: aus 
der Stadtgemeinde Braſſo; Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: 
aus der Gemeinde Pürkerecz; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus der Gemeinde Pilis-Mardt, ſowie aus der Stadt- 
gemeinde Esztergom; 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: 
Gemeinden Baraeska, Bot; 

Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
aus der Gemeinde Szeszesor; Stuhlgerichtsbezirk 
Töresvär: aus der Gemeinde D.-Tohan ; 

Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernar; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Hisnyo, 
Licze, Szaͤsza; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: aus den 
Gemeinden Alſo⸗Sajo, Fekete-Lehota, Goͤcs, Szalöcz; 

Comitat Haj du, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
den Gemeinden Balmazujvaros, Mikeperes; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Seps: 
aus den Gemeinden Arkos, Bodok, Egerpatak, Ereszte— 
veny, Kis⸗Borosnyö; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: aus 
der Gemeinde Visonta; 

Comitat Jäsz⸗Nagy⸗Kun⸗Szolnok, Stuhlgerichts- 
bezirk Alſö⸗Tisza: aus den Gemeinden Szeleveny, 
Tiszainoka, Tiszaföldvär; Stuhlgerichtsbezirk Felſö— 
Tisza: aus der Gemeinde Tiszaderzs; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 
örményes: aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; Stuhl- 
gerichtsbezirk Nagy ⸗Särmas: aus der Gemeinde 
Mezö⸗Szombattelke; Stuhlgerichtsbezirk Teke: aus der 
Gemeinde Dedraͤd; 

Comitat Komärom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
den Gemeinden Alſoö⸗Galla, Tarjän, Veĩrtes⸗Somlo; 

Comitat Krassö⸗Szöreny, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Bogsan: aus der Gemeinde Raffna; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Facset: aus den Gemeinden Furdia, 
Tomeſt; Stuhlgerichtsbezirk Jaͤm: aus der Gemeinde 
Mikoväcz; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der 
Gemeinde Radimna; Stuhlgerichtsbezirk Orſova: aus 
der Gemeinde Orſova; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Alſö— 
Regen: aus den Gemeinden Görgeny - Libanfalva, 
Oläh⸗Telek; Stuhlgerichtsbezirk Felsö-Regen: aus den 
Gemeinden Alſoͤ-Idees, Holtmaros; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Szäsz⸗ 
Buda; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Sink: aus der Ge- 
meinde Nagy⸗Sink; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
Stuhl⸗ 


aus den 


m 
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gerichtsbezirk Pöstyén: 
Nizsna, Pöstyeén, Vittencz; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Csalloköz: aus den Gemeinden Püspöki, Verekuhe; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdaͤny: 
aus den Gemeinden Nagy-Haläsz, Sényö, Tét; Stuhl- 
gerichtsbezirk Felſö⸗Dada: aus der Gemeinde Vencsellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagh⸗Szeben 
aus den Gemeinden Bongaͤrd, Dolmäny, Felek, 
Fenyöfalva, Popläka, Reſinär, Sellemberk; 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Lippa: aus 
der Gemeinde Dorgos; f 
Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 


Alſö⸗Jära: aus der Gemeinde Käkova; Stuhlgerichts- 
bezirk Torda: aus der Gemeinde Gyeres⸗Szent⸗Kiraly; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus den Gemeinden Idvör, Torontäl-Sziget; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Becskerek: aus den Gemeinden 
Perlasz, Rögendorf; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: 
aus den Gemeinden Magyar⸗Pädé, Mokrin, Szerb- 
Pädé; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Beese: aus den Ge- 
meinden Melencze, Török-Beese, Torda; Stuhlgerichts— 
bezirk Zsombolya: aus der Gemeinde Németczernya; 

Comitat Turoͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Moſöczznid: 
aus den Gemeinden Häj, Valesa; Stuhlgerichtsbezirk 
Szentmärton⸗Blatnicza: aus der Gemeinde Pribbez; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoroͤd: 
aus der Gemeinde Sandorfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Szeékely⸗Udvarhely: aus der Gemeinde Beta, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Szekely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvaͤr: 
Gemeinden Hluboka, Huszaͤk, Korumlya; 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Gutorföld, Kaͤnyavär, Kissziget, 
Szent⸗Kozmadombja, Lenti⸗Szombathely, Mikefa, 
Pördeföld; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Biſte, Borſi, Felſö⸗ 
Regmecz, Gereſely, Kiszte, Mihaͤlyi, Mikoöhäza, 
Nagy⸗Bäri, Säros⸗Patak, Végardo, Velejte; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Tokaß: aus den Gemeinden Bodrog⸗ 
Keresztur, Olasz⸗Liszka, Tolesva; Stuhlgerichtsbezirk 
Varannö: aus den Gemeinden Benköcz, Varanno⸗ 
Hosszumezö, Vehecz; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Brezuobaͤnya: 
aus der Gemeinde Fekete⸗-Balog; Stuhlgerichtsbezirk 
Zoͤlhom: aus den Gemeinden Dobroͤnya, Halaszi, 
Laköcsa, Nagy-Ret, Ternye 

und überdies aus der 
Vaͤſärhely; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbchen⸗— 
rothlaufes der Schweine die Einfuhr 
von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗ Torna, Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszö: aus der Gemeinde Leh; Stuhlgerichtsbezirk 
Torna: aus den Gemeinden Peder, Torna; 


aus den 


Municipalſtadt Maros⸗ 


aus den Gemeinden Joͤkö, 


Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirt Plesvirab: 20 


aus den Gemeinden Himeshaͤza, Varasd, 
Varkony; | 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyos⸗Maroͤt: 
aus den Gemeinden Feketekelecseny, Nagy⸗Herestenn; 

Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes : f 
aus der Gemeinde Preszaͤka; | 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus 
der Gemeinde Abod; Stuhlgerichtsbezirk Szent-Peter: 
aus den Gemeinden Apatfalva, Bänfalva; N 

Comitat Fejer, Stuhlgerichtsbezirk Val: aus der 
Gemeinde Alesut; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Gyöngyös: 
aus der Gemeinde Atkar; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagyesalomia: 
aus der Gemeinde Häzas-Nende ; 


Szür, 


Stuhl⸗ 


Comitat Jasz-Nagy-Kun⸗Szolnok, 
gerichtsbezirk Felſö-Tisza: aus der Gemeinde Kunma⸗ 
daras; Are u 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Nagh⸗ E 
Särmas: aus der Gemeinde Mezö-Domb; 2 

Comitat Kraſſö⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Oravicza: aus der Gemeinde Kakova; 3 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Be 
Köhalom: aus der Gemeinde Köhalom; E 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Galgöczz 
aus der Gemeinde Pasztd; Stuhlgerichtsbezirk Nyitra; 


aus der Stadtgemeinde Nyitra; Stuhlgerichtsbezirk 


Vaͤgſellge: aus den Gemeinden Köpösd, Patta, 

Tornocz; n 
Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 

Dada: aus der Gemeinde Nagyfalu; 8 
Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk 1 3 


Becskerek: aus der Gemeinde Kis⸗Toräk; 


Comitat Turdez, Stuhlgerichtsbezirk Mosbezznib: 3 
aus der Gemeinde Lezsjachd ; Stuhlgerichtsbezirk Szent- 
Marton-⸗Blatnicza: aus den Gemeinden Biſtricske, 
Kis⸗Selmecz, Podhraͤgy, Ruttka, Sklabinya-Baralja, 
Szucsaͤny, Turöcz⸗Szent⸗Märton; 3 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Udvarhely: 4 
aus den Gemeinden Lengyelfalva, Märefalva; ee 

Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: 
Gemeinde Napradfa, 

und überdies aus der Municipalſtadt Szeg ed; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken . 
Sine von Schafen: 8 


aus der 3 


aus der Gesel Bereg ; = 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Mohöes . 
aus der Gemeinde Kisfalud; 3 

Comitat Kraſſö⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus den Gemeinden Raffna, Vasziova, 
Zidovin; Stuhlgerichtsbezirk Jam: aus der Gemeinde 
Csorda; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Ge⸗ 
meinde Gornya⸗Lyubkova; Stuhlgerichtsbezirk Drabiegas 
aus den Gemeinden Csudanovecz, Kakova; ar 


Comitat Nagy- Kü küllö, Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Sona; 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kiskun, Stuhlgericht3- 
bezirk Dunaveese: aus der Gemeinde Taß; Stuhl- 
gerichtsbezirk Kis⸗Körös: aus der Gemeinde Szeremle; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Csakova; aus 
der Gemeinde Sipet; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Pancsova: 
aus der Gemeinde Brestöcz; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk 
Mihäly: aus den Gemeinden Berettö, Dubroka. 

2. Aus Croatien⸗Slavonien: 

a. wegen des Beſtandes der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren 
(Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Syrmien, Bezirk Stara Pazova: aus 
der Gemeinde Stara Pazova; 

b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: e 

Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Cazma: 
aus den Gemeinden Klostar⸗Jvanic, Kriz; Bezirk 
Grubisnopolje: aus der Gemeinde Vel.⸗Grdjevac; 

Comitat Syrmien, Bezirk Vinkovei: aus der 
Gemeinde Vinkovei; Bezirk Pazova ſtara: aus der 
Stadtgemeinde Karlovei; Bezirk Vukovar: aus den 
Gemeinden Bogdanovci, Lovac, Petrovce, Tordinei; 
Bezirk Zupanja: aus den Gemeinden Babinagreda, 
Vrbanya. 


Nagy⸗ 


II. 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf weiteres aufrechterhalten: 


1. Aus Ungarn: 

a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken: 
Kaſſa (Comitat Abauj⸗Torna), Miskolcz, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Bor- 
ſod), Puszta (Comitat Györ), Csallököz, Gesztes 
(Comitat Ko marom), Felſö⸗Pulya, Sopron 
(Comitat Sopron), Alſoͤ-Tareza, Siroka, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes (Comitat Saͤros), 
Alſo⸗Dada, einſchließlich der Stadtgemeinde Nyiregy⸗ 
häza (Comitat Szabolcs), Gölniczbänya, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes⸗Väralja, 
einſchließlich der Stadtgemeinden Szepes⸗Olaszi und 
Szepes⸗Vaͤralſa (Comitat Szepes), Ban, Illava, 
Puhd, Trenezen, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Trencsén), Szerenes (Comitat 
Zemplen), ſowie aus den Municipalſtädten Komärom, 
Sopron; 5 

b. wegen Einſchleppung der Schweine peſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 

aus den nachſtehenden 
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gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Alſö⸗Feher), 
Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenöb, Nagy⸗Halmägy, Pecska, 
Ternova, Vilägos (Comitat, Arad), Apatin, Bäcs⸗ 
Almas, Baja, Hoͤdsaͤg, Kula, O.-Beese, Topolya, Ujvidek, 
Zenta, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Zombor (Comitat Bäes⸗Bodrog), Baranyavär, Hegy⸗ 
hät, Mohäes, Pécs, Sikloͤs, Szent⸗Lörinez (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Verebély (Comitat Bars), Bekés, Békés⸗Csaba, 
Gyoma, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Droshäz, Szarvas, Szeghalom (Comitat 
Bekes), Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tiszahät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Besztereze, Naszoͤd (Comitat Besztereze— 
Naszoͤd), Bel, Berettyö⸗Ujfalu, Elesd, Er⸗Mihäly⸗ 
falva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szetelyhid, Tenke, 
Torda (Comitat Bihar), Eger, Miskolcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväcshäz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Mako, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Tiszaͤn⸗Tül, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szentes (Komitat Csongräd), Pärkäny (Comitat Esz ter⸗ 
go m), Adony, Mor, Särbogärd, Szekes⸗Fejervär (Co⸗ 
mitat Fejer), Rimaszees, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör⸗Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö⸗Alja, Tösziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdü⸗Böszörmeény, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdu-Böszörméeny und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlö, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd eu), Eger ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatvan, Heves, 
Petervafar, Tisza⸗Füred (Comitat He ves), Bät, 
Spolyfag, Szob (Comitat Hont), Algyögy, Brad, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hu⸗ 
nyad, Körösbänya, Maros⸗Illye, Petroſeny, Puj, Szäͤsz⸗ 
väros, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
(Comitat Hunya d), Alſb⸗Jäszsäg, Felſö⸗Jäszsäg, 
einſchließlich der Stadtgemeinde Jäsz⸗Berény, Tisza⸗ 


Kbözep, einſchließlichder Stadtgemeinde Mezö-Tür (Comitat 


Jäsz-Nagy⸗-Kun⸗Szolnoh, Diesö⸗Szent⸗Märton, 
Erzöebetväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Hosszuaszoö, Radnöt, (Comitat Kis⸗Küküllh), 
Almaͤs, Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Koma rom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Märamaros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsö, 


Stuhlgerichts- Comitat Märamaros), Alſö⸗Maros, Felſö⸗Maros, 


bezirken: Baläzsfalva, Nagy-Enyed, einſchließlich der Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar- 
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Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗-Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Gaäes, 
Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nögräd, Szeezeny, Szirak (Comitat Noͤgräd), Erſek⸗ 
ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy ⸗Tapolesany, Nyitra⸗Zsambokréet (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy⸗Körös, Alſo⸗Dabas, Dung⸗Vecse, 
Gödöllö, Kolocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhaza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun - Szent- 
Miklos, Monor, Nagy⸗Käta, Pomaäz, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Szent - Endre, Räczkeve, Väcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun), Alſö⸗Tarcza, Felſö⸗ 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, 
Szekesö, einſchließlich der Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly 
(Comitat Saͤros), Bares, Csurgo, Igal, Kaposvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lenyeltöt, 
Marczal, Nagy⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogoy), Csepreg, Csorna, Felſö⸗Pulya, Kapuvär, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kismarton 
und Ruszt (Comitat Sopron), Alſo⸗Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhäza, Kis-Barda, 
Nagy⸗Källö, Nyir Bator, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Gyarmat, Maͤteszalka, 
Nagy ⸗Bänya, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Felſö⸗Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Käroly, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinger-Baralja (Comitat S za t- 
mar), Iglo, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Löese, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Szépes⸗Väralja, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinden Szepes⸗Olaszi und Szépes⸗Varalja (Comitat 
Sze pes), Kraszna, Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyo, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
näd, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Zsibo (Comitat Szilägyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorbd, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Keles, Magyar⸗Läpos, Nagy ⸗Ilonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok⸗Doboka), Buzias, Csa⸗ 
fova, Detta, Feheĩrtemplon, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Központ, Kubin, Rekäs, 
Uji⸗Arad, Verſecz, Vinga (Comitat Temes), Dombovar, 
Dunföldvär, Központ, Simontornya, Tamas, Völgyſeg 
(Comitat Tolna), Maros⸗Ludas (Comitat Torda⸗ 
Aranyos), Alibunar, Baͤnlak, Csene, Modos, 
Nagy⸗Szent⸗Mikloͤs, Pancsova, Pardany, Perjämos 
(Comitat Torontäh), Szekely⸗Keresztür (Comitat 
Udvarhely), Tiszaͤn Innen, Tiszän⸗Tül (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobroͤncz (Comitat Ung), Kis⸗ 
Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 


lich 


Szombat, Nemet - Ujvar, Särvär, 


| Szombathely, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvär 
(Comitat Vas), Devecser, Enying, Paͤpa, einſchließ⸗ 


lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszprém), Alſo - Lendva, Csaͤktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Groͤt (Comitat Za la), 
Bodrogköz, Gaͤlszécs, Nagy⸗Mihäly, Szerenes (Comitat 
Bemplen), Beszterczebänya, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Nagy-Szalatna (Comitat 
Zolyo m), ſowie aus den Municipalſtädten Arad, Baja, 
Debreczen, Györ, Höͤdmezö Vaͤſärhely, Keeskemet, 
Kolozsvär, Komärom, Panesova, Wer, Szabadka, 
Szatmär⸗Németi, Székes⸗Fehérvär, Zombor, ſowie aus 
der kön. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Budapeſt. 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Krizevci, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizeveih, 
Ogulin, Vojnié, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Rieka), 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Ludbrieg (Comitat Varazdin), Djakovo, Mi⸗ 
holjac dolnji, Nasice, Oſiek, Slatina, Virovitica (Comi⸗ 
tat Virovitica), Glina, Karlovac, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Jaska, Piſarovina, 
Samobor, Siſak, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat Zagreb), 
ſowie aus den Municipalſtädten Oſiek, Varazdin. 


III 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 

a. der Maul⸗ und Klauenſeuche in den 
Stuhlgerichtsbezirken Malaczka (Comitat Pozs on), 
Felſö⸗Tärcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗ 
Szeben, Szekesö, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Bärtfa, (Comitat Saͤros), Nagy⸗Marton (Comitat 
Sopron), Kesmärk, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Késmärk, Leibiez und Szepesbela, O⸗Lublo, einſchließ⸗ 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Szepes) in Ungarn iſt die Einfuhr von Klauen⸗ 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen); 

b. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Sopron (Comitat Sopron), Szepes⸗Szombat, 
einſchließlich der 


(Comitat Zemplén) in Ungarn, ſowie f 
e. des Stäbchenroth laufes in den Stuhlgericht⸗ 
bezirken Szepes⸗Ofalva, Szepes⸗Szombat, einſchließlich 


Stadtgemeinde Popräd (Comitat © 
Szepes), Szent⸗Gotthaͤrd (Comitat Vas), Homonna 


der Stadtgemeinde Poprid (Comitat Szepes), in 
Ungarn iſt die Einfuhr von Schweinen 

aus den bezeichneten Bezirken nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern auf 
Grund der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Unter⸗Gänſerndorf, Wiener⸗Neuſtadt, Feldbach, Grybow, 
Lisko, Nowytarg, Neu⸗Sandec, Sanok getroffenen Ver⸗ 
fügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be- 
ſtimmungsſtation der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahnſtation mittelſt Schienenſtranges verbun- 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden beſon⸗ 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro- 
venienzgebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 19., 21., 26. November, ſowie 4. und 
5. Dezember 1902, 33. 48.161, 48.470, 49.239, 
49.823 und 50.647, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 9. December 1902, 3. 51.464, 


enthaltend 

beterinär-polizeilihe Verfügungen betreffend die 

Einfuhr von Rindvieh aus dem Deutſchen Reiche 

nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern. 


Auf Grund des Artikels 5 des Viehſeuchen-Ueber⸗ 
einkommens mit dem Deutſchen Reiche vom 6. De- 
cember 1891 und des Punktes 5 des zugehörigen 
Schlußprotokolles (R. G. Bl. Nr. 16 ex 1892) 
findet das Miniſterium des Innern die Einfuhr von 
Rindvieh in die im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reiche und Länder aus nachſtehenden von der Lungen— 
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ſeuche betroffenen Sperrgebieten des Deutſchen Reiches 
bis auf Weiteres unbedingt zu verbieten, und zwar 
aus dem Regierungsbezirke Magdeburg des 
Königreiches Preußen und aus der Kreishauptmann— 
ſchaft Leipzig des Königreiches Sachſen. 

Dieſes Verbot tritt an die Stelle des mit dem 
Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom 9. Auguſt 
1902, Z. 33.982, verfügten Verbotes. 

Mit der Verlautbarung dieſer Verfügung und der 
Durchführung der zu ihrer wirkſamen Handhabung 
erforderlichen Veranlaſſungen wolle ſofort vorgegangen 
werden. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 29. November 1902, 3. 49.764, 
betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertre⸗ 
tenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Laibach, Trieſt, Zara, 
Graz, Klagenfurt und Innsbruck.) 

Mit Beziehung auf die h. o. Kundmachungen vom 
20. und 26. November 1902, 38. 48.439 und 
49.281, wird die k. k. Statthalterei behufs der 
weiteren Veranlaſſung in die Kenntniß geſetzt, daß 
laut Telegrammes der königl. Landesregierung in 
Agram vom 26. November 1902, 3. 93.063, das 
gegen die Einfuhr von Schweinen aus dem polit. 
Bezirke Gurkfeld (Krain) nach Croatien⸗Slavonien 
gerichtete Verbot aufgehoben worden iſt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 2. December 1902, 3. 49.976, 

5 betreffend 

die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn. 


Im Nachhange zur h. o. Kundmachung vom 
26. November 1902, Z. 49.281, wird der k. k. 
Sande rern behufs der weiteren Veranlaſſung eröffnet, 
daß laut Note des kgl. ungarischen Ackerbaumini— 
ſteriums vom 24. November 1902, Z. 99.793, wegen 
des Beſtandes der Schweinepeſt die Einfuhr von 
Schweinen aus dem politiſchen Bezirke Mödling nach 
Ungarn verboten iſt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 4. December 1902, 3. 50.489, 


betreffend 
die Vieheinfſuhr aus den im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreichen und Ländern nach Croatien⸗ 
Slavonien. 
(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Klagenfurt, Graz, Innsbruck.) 
Im Nachhange zu den h. o. Kundmachungen vom 20. 
und 29. November 1902, 33. 48.439 und 49.764, wird 
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„ Statthalterei 5 i DR 
der k. k. an behufs der weiteren Veranlaſſung er- 


öffnet, daß laut telegraphiſcher Mittheilung der königl. 
Landesregierung in Agram vom 2. December 1902, 
Z. 95.213, die Einfuhr von Schweinen wegen des 
Beſtandes der Schweinepeſt aus dem politiſchen Bezirke 
Gottſchee (Krain) unterſagt, hingegen das gegen den 
politiſchen Bezirk Pettau (Steiermark) gerichtete Verbot 
der Einfuhr von Schweinen nach Croatien-Slavonien 
aufgehoben worden iſt. 


Kundmachung der gtatthalterei in Zara 


vom 22. November 1902, 3. 38.778, 
betreffend 
die Aufhebung der Beſchränkungen des Vorſtenvieh⸗ 
verkehres in den Gerichtsbezirken Spalato und 
S. Pietro della Brazza. 

Im Hinblicke darauf, daß der politiſche Bezirk 
Spalato ſeit längerer Zeit frei von Schweinepeſt iſt, 
findet die Statthalterei die h. o. Kundmachungen vom 
4. und 9. Auguſt 1902, 33. 26.617 und 26.799, 
betreffend das Verbot der Ein- und Ausfuhr von 
Schweinen nach, bezw. aus den Gerichtsbezirken 
Spalato und S. Pietro della Brazza, ſowie der Ab— 
haltung von Borſtenviehmärkten in denſelben, außer 
Kraft zu ſetzen. 

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Kundmachung der Atatthalterei in Trieſt 
vom 24. November 1902, 3. 31.018, 


betreffend 
die Aufhebung der wegen Schweinepeſt verfügten 
Sperre des Bezirkes Parenzo. 

Nachdem die Schweinepeſt im politiſchen Bezirke 
Parenzo erloſchen iſt, findet die k. k. Statthalterei 
das mit der Kundmachung vom 13. Februar 1902, 
Z. 4216, für den Bezirk Parenzo angeordnete Verbot 
der Ein⸗ und Ausfuhr von lebenden Schweinen, ſowie 
der Abhaltung von Schweinemärkten außer Kraft zu 
ſetzen. 


Kundmachung der Statthalterei in Wien 
vom 28. November 1902, 3. 120.780, 


betreffend 
Beſchränkungen im Viehverkehre vom Zentral⸗ 
Viehmarkte in St. Marx in Wien. 


Anläßlich der derzeitigen Verbreitung der 
Maul- und Klauenſeuche findet die Statthalterei außer 
den vom Wiener Magiſtrate getroffenen lokalen 
Sicherungsmaßregeln zur Hintanhaltung der Ver⸗ 
ſchleppung dieſer Tierſeuche durch den Viehverkehr 
vom Zentral-Viehmarkte in Wien St. Marx auf Grund 
des § 3 des Tierſeuchengeſetzes vom Jahre 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, bis auf weiteres Folgendes 
anzuordnen: 


1. Die am Zentral-Viehmarkte in St. Marx 
an einem Markttage angekauften Rinder müſſen von 
dort längſtens innerhalb 48 Stunden nach Markt⸗ 
ſchluß entfernt werden, 

2. Am Montagmarkte unverkauft gebliebene 
Rinder ſind ſofort nach Marktſchluß in die von der 
Marktbehörde hiezu beſtimmten Ställe zu bringen, 
woſelbſt ſie einer beſonderen amtetierärztlichen 
Überwachung unterzogen werden müſſen und von 
einem von amtswegen beſtellten Perſonale zu be⸗ 
treuen ſind. 


Bei unbedenklichem Geſundheitszuſtande können 
derlei Rinder am nächſtfolgenden Donnerstagmarkte, 
jedoch getrennt von den für dieſen Markt neu ein⸗ 
gelangten Rindern, zum Verkaufe aufgeſtellt werden. 


3. Die am Montagmarkte unverkauften, für den 
Donnerstagmarkt zugelaſſenen Rinder und die für 
letzteren Markt neu zugeführten Rinder ſind, wenn 
ſie am Donnerstagmarkte unverkauft bleiben, ſofort nach 
Marktſchluß auf den Kontumazmarkt zu bringen und 
dort, bei befriedigendem Geſundheitszuſtande, längſtens 
am nächſtfolgenden Samstag zu vermarkten. 


4. Am Kontumazmarkte verkaufte 
und un verkaufte Tiere müſſen, deren 
befriedigender Geſundheitszuſtand vorausgeſetzt, noch 
am ſelben Tage von dort entfernt werden, u. zw. 
ſind die verkauften Tiere entweder nach den 
Schlachthäuſern in Hernals, Gumpendorf, Meidling 
oder Nußdorf unter amtlicher Ueberwachung mittels 
Wagen und Pferdebeſpannung abzuführen oder nach 
dem Schlachthauſe in St. Marx abzutreiben, die 
un verkauften Tiere aber, behufs deren 
eheſter Schlachtung, nach dem Schlachthauſe in St. 
Marx zu bringen. g 

5. Seuchenkranke und ſeuchenver⸗ 
dächtige Tiere, ſo wie inf; 
Objekte unterliegen der veterinärpolizeilichen Be⸗ 
handlung nach den Beſtimmungen des $ 36 des 
Tierſeuchengeſetzes vom Jahre 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, und der bezüglichen Durchführungsverordnung. 

6. Auf dem Markte darf nur ſolches Helfer⸗ 
perſonale in Verwendung genommen werden, 
welches mit dem vorgeſchriebenen re inen Dienst 
kleide verſehen iſt. 

Bei Rindern ſchon in Benützung ge⸗ 
weſene Geräte, ſo z. B. Anhängeſtricke, 
Blenden e., müſſen vor ihrer Wiederbenützung 
gereinigt und desinfiziert werden. 

7. Der Abtrieb von Rindern vom Zentral- 
Viehmarkte aus dem Stadtgebiete Wien darf 
nur nach vorheriger neuerlicher Unterſuchung bei 
vollkommen unbedenklichem Geſundheitszuſtande und 
nur nach ſolchen auf dem betreffenden 
Viehpaſſe angegebenen Beſtimmungs⸗ 

orten erfolgen, welche innerh s 
der an das Stadtgebiet Wien un⸗ 


mittelbar grenzenden Gerichtsbezirke 
gelegen ſind. 


Dies find die Gerichtsbezirke Kloſterneuburg 
(politiſcher Bezirk Tulln), Purkersdorf und Hietzing 
(politiſcher Bezirk Hietzing⸗ Umgebung), Mödling 


(politiſcher Bezirk Mödling), Schwechat (politischer 
Bezirk Bruck a. d. L.), Floridsdorf und Groß-Enzers⸗ 
dorf (politiſcher Bezirk Floridsdorf) und Korneuburg 
(politiſcher Bezirk Korneuburg). 

8. Nach Beſtimmungsorten, welche 
in den übrigen Gerichtsbezirken der 
Pin grenzenden politiſchen 
Bezirke Tulln, Hietzing⸗ Umgebung, 
Mödling, Bruck a. d. L., Floridsdorf 
und Korneuburg gelegen ſind, alſo nach 
Orten der Gerichtsbezirke Atzenbrugg, Kirchberg am 
Wagram, Tulln, Neulengbach, Ebreichsdorf, Bruck 
a. d. L., Hainburg, Wolkersdorf, Stockerau, 
dürfen Rinder vom Wiener Zentral⸗ 
Viehmarkte nur mittels Eiſenbahn 
oder mittels Wagen und Pferde⸗ 
beſpannung, und zwar nur im direkten 
Verkehre, ohne Aus⸗ oder Umladung 
während des Transportes, befördert werden. 


dee welche vom Wiener 
Zentral⸗Viehmarkte nach Beſtimmungs⸗ 
orten gebracht werden, die nicht in 
an Wien grenzenden po litiſchen 
Bezirken Niederöſterreichs liegen, 
und daher nicht in kurzer Zeit erreicht werden können, 
alſo Rinder, die für Orte der politiſchen Bezirke 
Amſtetten, Baden, Unter-Gänferndorf, Gmünd, Ober- 
hollabrunn, Horn, Krems, Lilienfeld, Melk, Miſtelbach, 
Neunkirchen, Wiener⸗Neuſtadt (Stadt⸗ und Landbezirk), 
Pöggſtall, St. Pölten, Scheibbs, Waidhofen a. 
d. Thaya, Waidhofen a d. Ybbs (Stadtbezirk) und 
Zwettl beſtimmt ſind, müſſen dorthin, 
mittels Eiſenbahn transportiert 
werden. 

10. Über Niederöſterreich hinaus nach anderen 
Provinzen wird der Abtransport der Rinder vom 
Wiener Markte gleichfalls nur mittels der Eiſen⸗ 
bahn und nur unter der Bedingung zugelaſſen, 
wenn derſelbe nach einem öffentlichen Schlachthauſe 
erfolgt. 

11. Alle vom Wiener Zentral⸗Viehmarkte mittels 

Wagen oder Eiſenbahn abzuführenden Rinder unter- 
liegen unmittelbar vor ihrer Verladung einer 
neuerlichen amtstierärztlichen Unterſuchung und dürfen 
nur bei vollkommen unbedenklichem Befunde zur 
Abfuhr zugelaſſen werden. 

12. Der Bahntransport der her 
vom Wiener Markte nach den in den Punkten 8 
und 9 dieſer Kundmachung angeführten Beſtimmungs⸗ 
orten hat nach der dieſen Orten zunächſt 
gelegenen Eiſenbahnſtation ſtatt⸗ 
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zufinden, von wo aus die Tiere direkte 
nach dem Beſtimmungsorte gebracht werden müſſen. 


13. Die vom Wiener Markte gemäß Punkt 7 
dieſer Kundmachung zum Abtriebe und die gemäß 
Punkt 8 zur Abfuhr mittels Wagen, 
ferner die zum Abtransporte nur 
mittels Eiſenbahn zugelaſſenen Rinder ſind, 
am Beſtimmungsorte eingelangt, ſofort in die 
betreffenden Schlächtereien unter vollkommener 
Iſolierung von dem einheimiſchen Viehe auf— 
zuſtellen und ohne Wechſel des Stand⸗ 
ortes innerhalb dreier Tage, gerechnet 
vom Zeitpunkte der Aufſtellung der Tiere, zu ſchlachten. 

Der Viehpaß für die betreffenden Rinder, auf 
welchem von der Marktbehörde die dreitägige 
Schlachtungsfriſt auffallend vermerkt werden muß, 
iſt ſofort nach ihrem Einlangen am Beſtimmungsorte 
der Gemeindevorſtehung zu übergeben. Dieſelbe hat 
den Zeitpunkt des Einlangens der Tiere auf der 
Rückſeite des Viehpaſſes vorzumerken, letzteren auf⸗ 
zubewahren und in geeigneter Weiſe die Ein- 
haltung der Schlachtungsfriſt zu überwachen, bezw. 
im Übertretungsfalle unter An 
zeigeerſtattung an die politiſche 
Bezirksbehörde die Schlachtung | 
er zu de ran laſſen. 

14. Vor dem Abtriebe, bezw. vor der Abfuhr 
der Rinder von St. Marx iſt der Marktbehörde der 
Beſtimmungsort des Transportes ſowie der Gerichts⸗ 
und politiſche Bezirk, in welchem dieſer Ort ge— 
legen iſt, genau anzugeben. 

Die Marktbehörde hat dieſe Angaben zu 
kontrolieren und zu verzeichnen und die pol i— 
tiſche Behörde des betreffenden 
Bezugsortes von dem Einlangen 
der Tiere ſofoprt telegraphiſch zu 
verſt ändigen, wogegen die politiſche Bezirks— 
behörde verpflichtet iſt, ihrerſeits die entſprechende 
Kontrole auszuüben. Eine gleiche Verſtändigung hat 
hinſichtlich der nach in anderen Provinzen gelegenen 
Schlachthäuſern abtransportierten Tiere ſtattzufinden. 

15. Hinſichtlich des Verkehres mit 
Schafen vom Zentral-Viehmarkte in St. Marx 
haben die Beſtimmungen der Punkte 7 bis 14 dieſer 
Kundmachung analoge Anwendung zu finden, jedoch 


mit einer Schlachtungsfriſt von fünf 
Tagen. 
16. Das beſtehende Verbot des Weg⸗ 


bringens von Schweinen im lebenden 
Zuſtande aus dem Stadtgebiete Wien, mit Aus- 
nahme nach jenen außerhalb Wiens gelegenen 
Schlachtſtätten, für welche Spezialbezugsbewilligungen 


erteilt wurden, bleibt bis auf weiteres 
aufrecht. 
Dieſe Kundmachung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 


Übertretungen derſelben werden nach dem Geſetze 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, beſtraft. 
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Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 28. November 1902, 3. 250.530, 


betreffend 
die Feſtſetzung der Controltage für das aus 
Böhmen über die bair. Grenzzollſtation Rittſteig 
auszuführende Zucht⸗ und Nutzvieh. 


Laut Mittheilung der kön. Regierung von Nieder- 
baiern, Kammer des Innern vom 18. d. M., Z. 32.145, 
findet gemäß Entſchließung des k. Staatsminiſteriums 
des Innern vom 15. d. M., Nr. 25.951, von nun 
an nicht nur an jedem erſten Mittwoch, ſondern 
auch an jedem Dritten Mittwoch im Monate von 
11—3 Uhr Mittags ein regelmäßiger Controltag für 
Vieheinfuhr am Grenzzollamte Rittſteig ſtatt. 

Iſt in der Woche, in welche der dritte Mittwoch 
fällt, bereits eine Vieheinfuhr⸗Controle gemäß Re⸗ 
gierungs⸗Entſchließung vom 9. April 1898, Nr. 8219 


(K. A. Bl. Nr. 8 vom Jahre 1898, Seite 41), 115 
geordnet, ſo fällt die Controle am 3. Mittwoch aus. 
Dies wird hiemit verlautbart. 6 


Kundmachung der gtatthalterei in Bu 
vom 1. December 1902, 3. 255.200, 


betreffend 


die Wiedereinführung der Grenzeontrole für die 
Einfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dem pol. 
Bezirte Klattan nach Baiern. 


Laut Zuſchrift der kgl. Regierung von Niederbaiern, 
Kammer des Innern in Landshut, vom 27. Novem⸗ 
ber l. J., Z. 33.033, wurde wegen Erlöſchens der 
Maul- und Klauenſeuche im pol. Bezirke Klattau die 
Einſtellung der Grenzeontrole für die Einfuhr von 
Nutz⸗ und Zuchtvieh aus dieſem Bezirke aufgehoben. 

Dies wird mit Beziehung auf die Kundmachung 
vom 5. November l. J., Z. 234.039, verlautbart. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion.) 
Am 6. d. M. 
unter dem Vorſitze des Sectionschefs Grafen Auers⸗ 
perg eine Sitzung der Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion 
ſtatt. Unter den auf die Tagesordnung geſetzten Mit⸗ 
theilungen befand ſich eine ſolche über den Beſchluß 
des Landtages von Kärnten betreffend die Erweiterung 
der Hufbeſchlagſchule in Klagenfurt und in Anknüpfung 
daran wurde der Beſchluß des Salzburger Landtages 
wegen Errichtung einer Rinderklinik als Zweiganſtalt 
der thierärztlichen Hochſchule in Wien mitgetheilt. Der 
letztere, als empfehlenswerth angeſehene Vorſchlag ſoll 
im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium an 
das Unterrichtsminiſterium weitergeleitet werden. 

Sodann wurde über die ſchon ſeit längerem an- 
hängige Regelung des Viehtransportweſens in Hinſicht 
der Hintanhaltung von Thierquälereien bei Trans⸗ 
porten berichtet und die Abhaltung einer Localaugen- 
ſcheinnahme auf dem Wiener Central⸗Viehmarkte zu 


St. Marx im gelegenen Zeitpunkte in Ausſicht ge- 
nommen. 
Eine weitere Mittheilung betraf die Veterinär- 


Geſetzgebung in Italien, 
26. Juni 1902, durch welches eine Abänderung 
mehrerer Artikel des Geſetzes vom 22. December 1888, 
Nr. 5849, betreffend den Schutz der Hygiene und der 
öffentlichen Geſundheit erfolgt. Ueber den Inhalt dieſes 
Geſetzes wird ausführlicher in der nächſten Nummer 


des „Beiblattes“ berichtet werden. Als Anhang dieſes änderung der 
Geſetzes ſigurirt eine Tabelle über die Gebühren für vom 2. Mai 1899, R. G. Bl. 


die Unterſuchung der Thiere 
fand im Miniſterium des Innern 


ſpeciell das Geſetz vom 


an der Grenze im 
Sinne des Artikels 21 des Geſetzes, wobei diff e⸗ 
rentielle Tarife für die Unterſuchung der 
Thiere, welche eingeführt, und derjenigen, 
welche ausgeführt werden, vorgeſchrieben ſind. 
Auch für die zur Ein- und Ausfuhr gelangenden 
Einhufer (Pferde, Maulthiere und Eſel) iſt eine Be⸗ 
ſchaugebühr, u. zw. für die erſteren von 4 Lire per 
Stück bei der Einfuhr und von 2 Lire per Stück bei 
der Ausfuhr zu entrichten. 5 
Bezüglich des Thierſeuchenſtandes in Oeſterreich 
wurde mitgetheilt, daß derſelbe auch derzeit noch 
immer ein verhältnismäßig günſtiger iſt, obgleich 
Einſchleppungen der Schweinepeſt durch Nutz⸗ und 
Zuchtſchweine aus den Ländern der ungariſchen 
Krone ſtattgefunden haben. Soweit es ſich um 
die Maul- und Klauenſeuche handelt, deren Ein⸗ 
ſchleppung mit Rückſicht auf die von der ungariſchen 
Regierung eingeleiteten ſtrengen Maßnahmen nur in 
vereinzelten Fällen erfolgte, iſt es gelungen, die vor⸗ 
gekommenen Fälle thunlichſt zu localiſiren. Der Vor⸗ 
ſitzende theilte anläßlich der Behandlung des Vieh⸗ 
verkehrs mit Ungarn mit, daß dem öſterreichiſchen 
Veterinärdelegierten in Ungarn eine Hilfskraft zugetheilt 
worden ſei. ; 
Nach Erledigung der vorgelegenen Mittheilan 
wurde in die Berathung der Verhandlungsgegenſtände 
eingegangen, deren erſter eine Vorlage zwecks A b⸗ 
Kaffe Verordnung 
Nr. 81, — 
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15. September 1900, R. G. Bl. Nr. 154, be⸗ ſeinerzeit in der Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion Ver⸗ 
treffend die Abwehr und Tilgung der handlungen ſtattgefunden und war beabſichtigt, i m 


Schweinepeſt bildete Der Miniſterial⸗Commiſſion 
lag ein vollſtändig ausgearbeiteter Geſetzentwurf vor, 
deſſen Tendenz vornehmlich darauf gerichtet iſt, bei 
voller Wahrung des mit den bisherigen Verord— 
nungen angeſtrebten Zweckes der Seuchetilgung und 
bei unveränderter Entſchädigungsleiſtung an die 
Intereſſenten im Tilgungsverfahren, den landwirt- 
ſchaftlichen Kreiſen Erleichterungen zu bieten und 
gleichzeitig die allgemeinen Approviſionierungsintereſſen 
zu fördern. 


Den nächſten Gegenſtand der Verhandlung bildete ein 
der Erörterung in der Miniſterial⸗Veterinärcommiſſion 
vorbehaltener Erlaß des Miniſteriums des Innern 
an alle Landeschefs betreffend die Regelung des 
Viehverkehrs zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. Ueber die bisher geübte 
Praxis, daß die politiſchen Landesſtellen wegen erfolgter 
Seuchenverſchleppungen Beſchränkungen und Verbote 
im Verkehre mit Thieren gegen andere der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
erlaſſen, iſt in den Intereſſentenkreiſen ſchon oft Be⸗ 
ſchwerden erhoben worden. Diesfalls haben auch 


Allgemeinen die Befugniß der politiſchen Landes- 
ſtellen in dieſer Richtung einzuſchränken. 
Durch die in Rede ſtehenden Verbote iſt der Vieh— 
verkehr innerhalb des eigenen Staates oft größeren 
Beſchränkungen unterworfen als die Einfuhr von 
Thieren aus dem Auslande und außerdem geben 
derartige, oft aus geringfügigen Anläſſen erfolgende 
Sperren der einzelnen Kronländer untereinander 
ein falſches Bild unſerer Veterinärverhältniſſe. 
Es wird nunmehr Pflicht der zuſtändigen Behörden ſein, 
durch geeignete Vorkehrungen die Verſchleppung einer 
in ihrem Gebiete etwa ausgebrochenen Seuche 
hintanzuhalten. Hinſichtlich des hiebei zu beobachtenden 
Vorgehens werden den politiſchen Behörden die 
erforderlichen Weiſungen ertheilt. Ein in dieſem 
Sinne concipirter Erlaß, in welchem nur bezüglich 
des Verkehrs mit Schweinen aus Galizien und der 
Bukowina auf die Nothwendigkeit einer ausnahms⸗ 
weiſen Behandlung hingewieſen wird, hat die volle 
Zuſtimmung der Miniſterial⸗Commiſſion gefunden. 
Zum Schluſſe wurden noch mehrere actuelle 
Fragen betreffend den Vieh- und Fleiſchverkehr mit 
einzelnen Auslandsſtaaten der Discuſſion unterzogen. 


Aus der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 


22 
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Beillatt zu dem Derarduungeia te 


R. l. „ VW des Innern. 


Angelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


Redigirt im k. k. Niniſterium des Innern. 


Nr. 38. Wien, 18. Derember 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen: Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
16. December 1902, Z. 52152, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen 
und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. — Kundmachungen der Landesregierung in Krain vom 9. und 
25. November 1902, Z. 18763, beziehungsweiſe Z. 24529, betreffend Beſchränkungen im Handelsverkehre 
mit Schweinen. — Kundmachung der Statthalterei in Graz vom 7. December 1902, 3. 50942, betreffend 
die Einfuhr geſchlachteter Schweine aus dem Occupationsgebiete nach dem Schlachthauſe in Weiz. — 
Erläſſe: Erlaſs des Miniſteriums des Innern vom 28. November 1902, Z. 48627, betreffend die 
Gewährung von Begünſtigungen hinſichtlich des Bezuges von Schlachtſchweinen für die Schlachthofanlage 
in Bodenbach. — Erlass des Miniſteriums des Innern vom 13. December 1902, 3. 43962, betreffend die 
Regelung des Viehverkehres zwiſchen den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — 
Judicate: Erkenntnis des Oberſten Gerichts- und Caſſationshofes vom 21. September 1902, Z. 12096. 
Das Zuwiderhandeln gegen die Vorſchriften der Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung für Niederöſterreich vom 
26. September 1886, L. G. Bl. Nr. 49, kann auch dann den Thatbeſtand einer von den Gerichten zu 
ahndenden ſtrafbaren Handlung begründen, wenn dasſelbe nach §. 399 St. G. nicht ſtrafbar iſt. — Erkenntnis 
des Oberſten Gerichts- und Caſſationshofes vom 4. November 1902, Z. 14874. Der Umſtand, dafs für ein aus⸗ 
gedehntes Gebiet nur ein einziger Amtsthierarzt beſtellt iſt, macht die Unterlaſſung einer auf Grund des 
Thierſeuchengeſetzes vorgeſchriebenen thierärztlichen Beſchau nicht ſtraflos, wenn ein anderer Thierarzt 
ohne Schwierigkeit zur Beſchau hätte beigezogen werden können. — Verſchiedene Mittheilungen: 
— Thierſeuchenausſchuſs des Abgeordnetenhauſes. — Exportſchlachthaus in Bodenbach. — Taxen für die 
veterinärpolizeiliche Beſchau von Viehtransporten in Bosnien und der Hercegovina. — Beſchränkungen und 
Verbote der Einfuhr von Vieh und thieriſchen Rohproducten aus Oſterreich-Ungarn nach Rumänien. — 
Schutzmaßnahmen gegen Milzbrandinfectionen im Deutſchen Reiche. — Förderung des Fleiſchexportes aus 
Rumänien nach England. — Italieniſches Veterinärgeſetz. — Veterinärmaßnahmen zur Bekämpfung der 
Schweinepeſt in England. — Büffelſeuche in der Türkei. — Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland. — Rinder⸗ 
peſt in Transkaukaſien. — Perſonalnachrichten. — Viehmärktekalendarium für den Monat Jänner 1903. 
— Ausweis über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten. 


Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 


N iſteri Agram unter Aufhebung ihrer Verfügung vom 11. No⸗ 
Bundmachung des Minister ae des vember 1902, 3. 88648, jene Gemeinden bekannt⸗ 


Innern vom 16. December 1902, gegeben, aus welchen ſelbſt, ſowie aus deren Nachbar- 
25 525 gemeinden wegen des Beſtandes von Thierſeuchen die 
5 etreffend Einfuhr der nachſtehend beſonders angeführten Thier— 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen gattungen auf Grund des beſtehenden Veterinärüber⸗ 
Königreichen und Ländern nach Kroatien⸗Slavonien. einkommens verboten iſt. 


I u A gerd ung en — In dieſem Sinne iſt nicht geſtattet: 
Mit der Kundmachung vom 6. December 1902, A. im Küſtenland: wegen des Beſtandes des 


3. 96261, hat die königliche Landesregierung in) Schweinerothlaufes die Einfuhr von Schweinen aus 
83 
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der Gemeinde Mitterburg des Bezirkes Mitterburg, 
Bujc, Montona, Parenzo, Portole des Bezirkes Pa⸗ 
renzo; 

B. in Krain: 

a) wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus der Gemeinde Alten— 
markt des Bezirkes Loitſch; 

b) wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den Gemeinden 
Schalna, Mulau des Bezirkes Littai, Görjah des Be— 
zirkes Radmannsdorf; 


C. in Steiermark: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Spital a. S. des Bezirkes Bruck a. M., 
Straßgang des Bezirkes Graz (Umgebung), Auſſee 
des Bezirkes Gröbming, Leoben des Bezirkes Leoben, 
Judenburg des Bezirkes Judenburg; 


D. in Kärnten: wegen des Beſtandes der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen aus den 
Gemeinden Annabichl, Hörtendorf, Maria Saal des 
Bezirkes Klagenfurt (Umgebung), Hörzendorf, St. Do— 
nat des Bezirkes St. Veit, Velden des Bezirkes Vil— 
lach, Globasnitz, Griffen, St. Peter a. W., Ruden 
des Bezirkes Völkermarkt, Eitweg des Bezirkes Wolfs— 
berg und aus der Stadt Klagenfurt. 


Gleichzeitig wird die k. k. nn in die 
Kenntnis geſetzt, daſs die Einfuhr von Schweinen 
wegen des Beſtandes des Schweinerothlaufes aus dem 
politiſchen Bezirke Benkovae (Dalmatien) und wegen 
des Beſtandes der Schweinepeſt aus den politiſchen 
Bezirken Gottſchee und Rudolfswerth (Krain), ſowie 
Volosca (Küſtenland) nach Kroatien-Slavonien ver- 


boten iſt. 

Die k. k. a wird unter Hinweis 
auf die hierortigen Kundmachungen vom 20., 26. und 
29. November, ſowie 2. und 4. December 1902, 
88. 48439, 49281, 49764, 49976 und 50489, 
eingeladen, mit der Verlautbarung dieſer Verfügung 
ſofort vorzugehen. 


Kundmachungen der Landesregierung in 
Brain vom 9. und 25. November 1902, 
3. 18763, beziehungsweiſe 3. 24529, 
betreffend 
Beſchränkungen im Handelsverkehre mit Schweinen. 


Zur thunlichſten Hintanhaltung der Verbreitung 
anſteckender Krankheiten der Schweine durch den ge- 
werbsmäßigen Handelsverkehr mit dieſen Thieren 
findet die k. k. Landesregierung auf Grund des 8.3 
des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, unter Aufrechthaltung des 


Verbotes des Hauſirhandels mit lebenden Schweinen Be 


bis auf weiteres Nachſtehendes anzuordnen: 


1. Das Treiben von Schweinen auf öffentlichen 
Straßen und Wegen, von und zu den Bahnſtationen 
ſowie von Ort zu Ort, auf Märkten u. ſ. w. iſt im 
Handelsverkehre verboten. 


2. Zum Transporte von Schweinen im Handels⸗ 
verkehre dürfen 
ſehenen Fällen nur die Eiſenbahnen verwendet werden. 
Hiebei find die für den öffentlichen Viehverkehr be- 
ſtehenden allgemeinen geſetzlichen und adminiſtrativen 
Vorſchriften ſtrengſtens zu beobachten. Die Beförderung 
der Schweine zu den Bahnſtationen hat nur auf mit 
Pferden beſpannten Wagen zu geſchehen. 


3. Der Bahntransport hat bis zu jener Bahn⸗ 
ſtation zu erfolgen, welche dem auf dem Viehpaſſe 
namhaft gemachten Beſtimmungsorte zunächſt ge⸗ 
legen iſt. 

Von der Bahnſtation dürfen die Schweine erſt 
nach vorgenommener tlierärztlicher Unterſuchung 
und hiebei conſtatirter Seuchenunbedenklichkeit aus⸗ 
ſchließlich nur auf mit Pferden beſpannten Wagen 
nach der Handelsſtätte des Beſtimmungsortes oder nach 
dem entſprechend eingerichteten Marktplatze gebracht 
werden. 5 

Die bei der Ausladung benützten Stege, 
Treppen und Geräthe, ſowie der Verladeplatz ſind 
jedesmal gründlich zu reinigen und zu desinficiren, 
wovon ſich das Beſchauorgan an der Eiſenbahn⸗ 
ſtation zu überzeugen hat. 


4. Die Handelsſtätten müſſen in ſanitärer und 
veterinärpolizeilicher Hinſicht von der zuſtändigen 
politiſchen Behörde erſter Inſtanz als zu dieſem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe geeignet erklärt worden ſein und durch 
eine Firmatafel mit dem Namen des Inhabers 
(Händlers) als: „behördlich bewilligte Schweine⸗ 
handelsſtätte“ gekennzeichnet werden. 


5. Über das Einlangen eines Schweinetrans⸗ 
portes in der Handelsſtätte hat der Händler oder 
deſſen beauftragter Stellvertreter ohne Verzug) am 
Gemeindeamte die Anmeldung zu erſtatten und den 
Viehpaſs zu übergeben. 


6. Der Gemeindevorſtehung obliegt die Vor⸗ 


merkung dieſer Anmeldung, ſowie die Controle hin⸗ 


fichtlich der Übereinſtimmung der Stückzahl des ein- 
gelangten Schweinetransportes und der Beſchreibung 
der Thiere mit den Angaben des hinterlegten Vieh⸗ 
paſſes. 

Bei anſtandsloſem Befunde, der auf der Rück⸗ 
ſeite des Viehpaſſes anzumerken iſt, iſt der Abver⸗ 
kauf der Schweine ſofort zuläſſig. 


Im Falle eines Anſtandes hat die Gemeinde⸗ 


vorſtehung ohne Verzug die Anzeige an die vor⸗ 


geſetzte politiſche Bezirksbehörde zu erſtatten und darf 


außer den im Punkte 14 vorge⸗ 
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mit dem Abverkaufe der Thiere erſt nach der amt- 
lichen Behebung des Anſtandes begonnen werden. 


7. Der Händler oder deſſen beauftragter Stell⸗ 
vertreter iſt verpflichtet, die abverkauften Schweine 
nach Stückzahl unter Angabe des Datums, ſowie der 
Namen und Wohnorte der. einzelnen Käufer auf be⸗ 
ſonderen Vormerkbogen zu verzeichnen, welche nach 
durchgeführten Abverkaufe aller Schweine jedes ein- 
zelnen Transportes der Gemeindevorſtehung zu über⸗ 
geben ſind. 1 

Dieſe Vormerkbogen ſind von dem mit der 
Überwachung des Geſundheitszuſtandes der Schweine 
in der Handelsſtätte betrauten Thierarzte und ge— 
legentlich auch vom Amtsthierarzte zu controliren. 


8. Ferner iſt der Händler oder deſſen beauf⸗ 
tragter Stellvertreter verpflichtet, über jeden unter 
ſeinen Schweinen vorkommenden Fall einer inner— 
lichen Erkrankung, ſowie über jedes vorkommende 
Verenden von Schweinen dem Gemeindevorſteher ohne 
Verzug die Anzeige zu erſtatten. Der weitere Ab— 
verkauf von Schweinen im lebenden oder geſchlach— 
teten Zuſtande iſt ſolange zu unterlaſſen, bis durch 
die ſofort anzuſprechende thierärztliche Unterſuchung 
die Seuchenunbedenklichkeit des betreffenden Falles 
ſichergeſtellt iſt. Sobald hiebei auch nur der Verdacht 
des Beſtandes einer anſteckenden Krankheit ſich er⸗ 
gibt, hat der unterſuchende Thierarzt unverzüglich, 
auf dem kürzeſten Wege, die Anzeige bei der vor- 
geſetzten politiſchen Behörde zu erſtatten und durch 
die Gemeindevorſtehung den weiteren Abverkauf von 
Schweinen, ſowie jeden Verkehr von fremden Perſonen 
in der Handelsſtätte einſtellen zu laſſen. 


9. Die in der Handelsſtätte jeweilig unter⸗ 
gebrachten Schweine find von fünf zu fünf Tagen 
von dem ſeitens der politiſchen Bezirksbehörde hiezu 
beſonders beſtimmten Thierarzte auf Koſten des Be— 
ſitzers der Schweine unterſuchen zu laſſen. 

Der Befund über die jeweilig gepflogene Unter— 
ſuchung der lebenden, geſchlachteten oder verendeten 
Schweine iſt auf der Rückſeite des betreffenden Vieh⸗ 
paſſes zu vermerken. 


Über vorgefundene Anſtände iſt der zuſtändigen 
politiſchen Bezirksbehörde ſtets unverzüglich zu be— 
richten. 


10. Nach durchgeführtem Abverkaufe aller 
Schweine jedes einzelnen Transportes obliegt dem 
Beſitzer die gründlichſte Reinigung der Handelsſtätte 
und deren Desinfection mit friſch zubereiteter Kalk— 
milch. 

Im Falle der Unterlaſſung oder Vernachläſſi⸗ 
gung dieſer Reinigung und Desinfection hat die 
Gemeindevorſtehung dieſe Arbeiten auf Gefahr und 
Koſten des betreffenden Beſitzers durchführen zu 
laſſen. 
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Vor der Durchführung dieſer Arbeiten darf ein 
neuer Transport von Schweinen nicht eingeſtellt 
werden. i 

Die Überprüfung des Vollzuges der Reinigung 
und Desinfection der Handelsſtätte obliegt der 
Gemeindevorſtehung. 


11. Das Beziehen anderer Handelsſtätten mit 
unverkauft gebliebenen Schweinen iſt unterſagt. 


12. Die von der Eiſenbahn auf mit Pferden 
beſpannten Wagen nach entſprechend eingerichteten 
Marktplätzen gebrachten Schweine find dort in ſepa— 
raten Ständen unterzubringen. 

Bezüglich dieſer Schweine haben die in den 
Punkten 5, 6, 7 und 8 dieſer Kundmachung ent⸗ 
haltenen Vorſchriften ſinngemäße Anwendung zu 
finden. 


13. Die zum Transporte von Handelsſchweinen 
verwendeten Wagen ſind nach jedesmaliger Be— 
nützung ſofort gründlichſt zu reinigen und zu des⸗ 
infteiren. 


14. Jene Beſtimmungen diefer Kundmachung, 
welche ſich auf die Anordnung des Eiſenbahntrans⸗ 
portes im Handelsverkehre mit Schweinen beziehen, 
haben dann keine Anwendung zu finden, wenn 
dieſer Handelsverkehr, vom Herkunfts- oder Ver⸗ 
marktungsorte der Thiere ausgehend, ſich nur auf 
den betreffenden politiſchen Bezirk und die an den⸗ 
ſelben unmittelbar angrenzenden politiſchen Bezirke 
erſtreckt. 

Bei dieſer Art des Handelsverkehres iſt auch 
von der Unterbringung der mittels Wagen auf 
Märkte gebrachten Schweine in ſeparaten Ständen 
abzuſehen. 

Im übrigen unterliegt jedoch auch dieſer 
Handelsverkehr mit Schweinen den in den Punkten 5, 
6, 7 und 8) dieſer Kundmachung enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften. 


15. Der landwirtſchaftliche Verkehr mit Schweinen 
wird durch die Beſtimmungen dieſer Kundmachung 
nicht berührt. 


16. Rückſichtlich der aus den Ländern der 
ungariſchen Krone ſtammenden Provenienzen ſind 
für den Handelsverkehr ſowohl mit Schlachtſchweinen, 
als mit Zucht⸗ und Nutzſchweinen jene Beſchrän⸗ 
kungen und Verbote maßgebend, welche ſich aus Ar⸗ 
tikel VII des erſten Capitels im erſten Theile der 
kaiſerlichen Verordnung vom 21. September 1899, 
R. G. Bl. Nr. 176, und aus den mit Miniſterial⸗ 
verordnung vom 22. September 1899, R. G. Bl. 
Nr. 179, hiezu erlaſſenen Durchführungsbeſtimmungen 
ergeben, beziehungsweiſe auf Grund dieſer Vorſchriften 
vom k. k. Miniſterium des Innern oder hinſichtlich 


*) Abänderung dieſes Alinea laut Kundmachung der 
Landesregierung vom 25. November 1902, 3. 24529. 7: 
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der Grenzbezirke von den diesfalls hiezu berufenen 
Behörden verfügt werden. 


In Krain unterliegen im Rahmen der oben 
citirten Vorſchriften die aus den Ländern der unga- 
riſchen Krone ſtammenden Provenienzen rückſichtlich 
des Handelsverkehres denſelben Beſchränkungen wie 
die einheimiſchen Viehbeſtände. 


17. Übertretungen dieſer Vorſchriften werden 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, beſtraft. 


Die vorſtehenden Anordnungen treten mit dem 
1. December d. J. in Kraft. 


Gleichzeitig werden die mit der hierortigen 
Kundmachung vom 12. Juni 1896, Z. 9115, und 
mit einzelnen nachträglichen Erläſſen in Angelegen— 
heit des Handelsverkehres mit Schweinen innerhalb 
des hierländigen Verwaltungsgebietes getroffenen Ver⸗ 
fügungen außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Erba 


Kundmachung der gtatthalterei in Graz 
vom 7, December 1902, 3. 50942, 
betreffend 


die Einfuhr geſchlachteter Schweine aus dem Oceu⸗ 
pationsgebiete nach dem Schlachthauſe in Weiz. 


Im Nachhange zur hierämtlichen Kundmachung 
vom 30. November 1902, Z. 50685, findet die k. k. 
Statthalterei die Einfuhr geſchlachteter Schweine im 
unzertheilten Zuſtande (mit anhaftenden Nieren 
und dem intacten Nierenfette) aus dem Occu⸗ 
pationsgebiete mittelſt Eiſenbahn außer nach dem 
Schlachthauſe in Graz und der Stadt Fürſtenfeld, 
ſowie nach Bruck a. M., Judenburg, Knittelfeld, Köf⸗ 
lach, Leoben, Marburg und Mürzzuſchlag, auch nach 
dem Schlachthauſe in Weiz zu geſtatten. 

Im übrigen gelten hiefür die Beſtimmungen der 
hierämtlichen Kundmachung vom 9. Februar 1899, 
8.1311. 


1 


Erlafs des Miniſteriums des Innern Erlaſs des Miniſteriums des Innern 


vom 28. November 1902, 3. 48627, 
betreffend 


die Gewährung von Begünſtigungen hinſichtlich des 
Bezuges von Schlachtſchweinen für die Schlachthof⸗ 
anlage in Bodenbach. 


(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Nach durchgeführtem ordnungsmäßigen Ausbau 
der Schlachthofanlage in Bodenbach“) hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern unter Einem der dortigen Stadt— 
gemeinde über deren Anſuchen dieſelben Begünſti⸗ 
gungen hinſichtlich des Bezuges von Schlachtſchweinen 
aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern, ſowie aus dem Occupationsgebiete einge— 
räumt, welche mit dem hierortigen Erlaſſe vom 
1. Jänner 1900, Z. 42.430 ex 99, der Stadtgemeinde 
Warnsdorf rückſichtlich des dortigen Schlachthofes 
zuerkannt wurden. 

Dieſe Begünſtigungen werden durchaus an die 
im eitirten hierortigen Erlaſſe vorgeſchriebenen Be— 
dingungen geknüpft. 

Hievon wird die k. k. m unter Be⸗ 


zugnahme auf den erwähnten hierortigen Erlaſs behufs 
entſprechender Verſtändigung der Unterbehörden in 
die Kenntnis geſetzt. 


) Siehe „Verſchiedene Mittheilungen“, Seite 507. 


vom 13. December 1902, 3. 43962, 
betreffend 


die Regelung des Viehverkehres zwiſchen den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 


(An alle Landeschefs.) 


Der Beſtand von Thierſeuchen in einzelnen 
Theilen der diesſeitigen Reichshälfte und insbeſondere 
die Conſtatirung von Seuchen unter Thieren, die aus 
einem Verwaltungsgebiete in das andere zur Einfuhr 
gelangten, wurde bisher von den politiſchen Landes⸗ 
behörden häufig zum Anlaſſe genommen, um bezüglich 
der Einfuhr von Thieren aus anderen im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern nach dem 
eigenen Verwaltungsgebiete Beſchränkungen oder Ver⸗ 
bote zu erlaſſen. 


Dieſe von den einzelnen politiſchen Landesſtellen 
ſelbſtändig getroffenen Anordnungen führen zu einer 
von den Intereſſenten mit Recht oft beklagten Un⸗ 
ſicherheit im Viehverkehre zwiſchen den einzeluen 
Ländern des Staates und geben auch zu einer 
ungünſtigen Beurtheilung unſerer Veterinärverhältniſſe 
im Auslande Anlaſs. 

Wenn auch ſelbſtverſtändlich mit allem Nach⸗ 
druck dahin gewirkt werden mujs, auftretende Thier- 
ſeuchen jo raſch als möglich zu tilgen und deren Ber- 
ſchleppung thunlichſt hintanzuhalten, ſo iſt es doch 
aus wirtſchaftlichen Rückſichten geboten, die Erreichung 


dieſes Zieles nur durch die Anwendung folder Maß— 
nahmen anzuſtreben, die nach dem Umfange der 
jeweilig beſtehenden und zu bekämpfenden Gefahr 
thatſächlich nothwendig ſind. Anordnungen, welche 
über die Grenzen der unbedingt erforderlichen Vor— 
kehrungen hinausgehen, müſſen demnach ſorgfältig 
vermieden werden, da ſonſt wirtſchaftliche Intereſſen 
unbegründet geſchädigt würden. 

Von dieſen Erwägungen ausgehend, erſuche ich 
Hochdieſelben, zunächſt dafür Sorge zu tragen, dajs 
von den Behörden bei Seuchenausbrüchen zwar 
raſcheſtens und mit aller Umſicht im Sinne der geſetz— 
lichen Beſtimmungen eingegriffen werde, das aber 
die zur Seuchenunterdrückung in Anwendung ge— 
brachten Sperrmaßnahmen, ſobald die geſetzlichen 
Vorausſetzungen zu deren Aufrechthaltung nicht mehr 
gegeben find, ſofort wieder außer Wirkſamkeit geſetzt 
werden. 

Den amtlich ausgewieſenen Beſtand von Thier- 
ſeuchen in anderen im Reichsrathe vertretenen König— 
reichen und Ländern wollen ferner Hochdieſelben in 
Hinkunft nicht mehr zum Anlaſſe für Anordnungen 
von Beſchränkungen oder Verboten bezüglich der Ein— 
fuhr von Thieren aus dieſen Ländern nach dem 
dortigen Verwaltungsgebiete nehmen. 

Hingegen wollen Hochdieſelben die Verfügung 
treffen, daſs, wenn unter Thieren, die aus einem 
anderen Verwaltungsgebiete in das dortige eingebracht 
wurden, der Ausbruch einer Seuche conſtatirt wird 
und die Annahme begründet iſt, dafs die Thiere im 
kranken oder inficirten Zuſtande vom Provenienzorte 
abgegangen ſind, von der zuſtändigen politiſchen 
Bezirksbehörde des momentanen Aufenthaltsortes der 
Thiere die politiſche Bezirksbehörde des Herkunfts- 
ortes derſelben ſofort von dem Vorfalle unter genauer 
Angabe der Daten der betreffenden Viehpäſſe tele— 
graphiſch verſtändigt und hievon auch Hochdenſelben 
die Anzeige erſtattet werde. 

Von dem Einlangen von derlei Anzeigen iſt ſodann 
die politiſche Landesbehörde des Urſprungsortes der 
fraglichen Thiere ſofort telegraphiſch in die Kenntnis 
zu ſetzen und anher auf demſelben Wege zu berichten. 
Von der Anordnung von Sperrverfügungen gegen das 
betreffende Verwaltungsgebiet iſt jedoch aus derlei 
Anläſſen Umgang zu nehmen. 


Gelangen derartige Anzeigen über Seuchenver— 
ſchleppungen an die politiſchen Bezirksbehörden des 
dortigen Verwaltungsgebietes, fo find in den Herkunfts⸗ 
orten der betreffenden Thiere ſofort eingehende amt— 
liche Erhebungen durchzuführen und nach dem Ergeb— 
niſſe derſelben die erforderlichen geſetzlichen Maß— 
nahmen ohne Verzug zur Anwendung zu bringen. 
Über die getroffenen Verfügungen iſt an die vor— 
geſetzte Landesſtelle zu berichten. 


Je nach der Sachlage wird dieſelbe etwa noch 
weiters erforderliche Anordnungen, allenfalls auch die 
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Abſperrung von größeren, durch die Seuche gefährdeten 
Gebiete zu treffen haben. 


Hiebei iſt darauf zu achten, dafs auch in jenen 
Fällen, in welchen durch die amtlichen Erhebungen in den 
Herkunftsorten von Thieren, die in anderen Ländern 
als verſeucht befunden werden, der Beſtand der be— 
treffenden Seuche nicht ſichergeſtellt wird, ſich aber die 
Annahme als begründet herausſtellt, daßs ein Ab— 
transport von kranken oder inficirten Thieren ſtatt— 
gefunden hat, die Ausfuhr von Thieren aus dem in 
Betracht kommenden Gebiete auf die Dauer der Gefahr 
zu ſiſtiren iſt. 


Die von der unterſtehenden Landesſtelle erlaſſenen 
derzeit noch aufrecht erhaltenen Beſchränkungen oder 
Verbote bezüglich der Einfuhr von Thieren aus 
anderen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern ſind 


mit Ausnahme der auf Grund des hierortigen Er— 
laſſes vom 4. December 1901, ad 3. 22190, gegen 
die Einfuhr von Schweinen aus Galizien getroffenen 
Anordnungen, ſowie der etwa hinſichtlich der Einfuhr 
von Schweinen aus der Bukowina beſtehenden Ver— 
fügungen 

mit Ausnahme der hinſichtlich der Einfuhr 
von Schweinen aus der Bukowina beſtehenden Ver— 
fügungen 

außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 


Die von den einzelnen politiſchen Landesbehörden 
auf Grund des hierortigen Erlaſſes vom 4. De— 
cember 1901, ad 3.22190, erlaſſenen Anordnungen, 
betreffend die Einfuhr von Schweinen aus dem 
dortigen Verwaltungsgebiete, bleiben bis auf weiteres 
noch in Kraft. 


Eine Abänderung dieſer Maßnahmen, welche 
auch mit der in Ausſicht genommenen Modification 
der Vorſchriften über die Tilgung der Schweinepeſt 
im Zuſammenhange ſteht, muj3 ſich das Miniſterium 
des Innern mit Rückſicht auf das nach dem eitirten 
hierortigen Erlaſſe eingeleitete beſondere Tilgungs— 
verfahren in Galizien vorbehalten, bis diesfalls von 
Euerer Excellenz die erforderlichen Anträge geſtellt 
werden, beziehungsweiſe ein die derzeit in der Sache 
beſtehenden Verhältniſſe vollkommen aufklärender 
Bericht, deſſen Vorlage ſchon wiederholt — zuletzt 
mit dem hierortigen Telegramme vom 10. November 
1902, ad 8. 44874, und dem Erlaſſe vom 
28. November 1902, 3. 48150 — urgirt wurde, 
einlangen wird. 


Die erlaſſenen Anordnungen, betreffend die 
Einfuhr von Schweinen aus dem dortigen Ver— 
waltungsgebiete bleiben bis auf weiteres noch in 
Kraft, weil eine Abänderung dieſer Verfügungen mit 
der in Ausſicht genommenen Modification der Vor— 
ſchriften über die Tilgung der Schweinepefttim Zu— 
ſammenhange ſteht. 


Zuſatz für: 
Wien, Linz, 
Graz, Inns⸗ 
bruck, Prag, 
Brünn, Salz⸗ 
burg, Klagen⸗ 
furt, Troppau 
und Czerno⸗ 
witz. 


Zuſatz für: 
Lemberg. 


Für Alle. 


Zuſatz für: 
Lemberg und 
Czer nowitz. 
Zuſatz für: 
Lemberg. 


Zuſatz für: 
Czernowitz. 


Bufab für: 
Wien. 
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Ein beſonderes Augenmerk ift dem Verkehre mit 
Thieren auf dem Centralviehmarkte in Wien-St. Marx 
zuzuwenden. Beim Auftreten von Seuchen unter den 
nach dieſem Markte zugeführten oder auf demſelben 
befindlichen Thieren ſind wie bisher mit Rückſicht 
auf die jeweilige Sachlage nach Anhörung der in 


e 


Betracht kommenden Organe des Wiener Ma ne N i = 


ſtrates die zur Seuchentilgung und Hintanhaltung 
von Seuchenverſchleppungen 
nahmen, über deren Einleitung und Durchführung im 
kurzen Wege anher zu berichten iſt, anzuordnen. 


Judicate. 


Erkenntnis des Oberſten Gerichts⸗ und Caſſa⸗ 
tionshofes vom 21. September 1902, 3. 12096. 


Das Zuwiderhandeln gegen die Vorſchriften der Vieh⸗ 
Niederöſterreich vom 
26. September 1886, L. G. Bl. Nr. 49, kann auch dann 
den Thatbeſtand einer vor den Gerichten zu ahndenden 
ſtrafbaren Handlung begründen, wenn dasſelbe nach 


und Fleiſchbeſchauordnung für 


§. 399 St. G. nicht ſtrafbar iſt. 


Mit dem oben citirten Erkenntniſſe hat der k. k. Dich 

as 
Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes H. vom 27. Februar 1902, 
U. 239/02 und durch den Beſchluſs dieſes Gerichtes vom 
10. März 1902, U. 239/02, das Geſetz verletzt worden ſei, 
und dass über die dem bezogenen Beſchluſſe zugrunde 
liegende Strafanzeige das Gericht amtszuhandeln habe. 
Dieſem Erkenntniſſe liegen der nachſtehende Sachverhalt und 


Gerichts⸗ und Caſſationshof erkannt, daſs durch 


die folgenden Erwägungen zugrunde: 


Gegen den Fleiſchhauer F. K. in M. E. ward am 
4. Februar 1902 beim Bezirksgerichte H. die Strafanzeige 
eingebracht, daſs er Selchwaren und friſches Fleiſch zum 
Verkaufe nach A. einführe, ohne ſie vorher einer Beſchau zu 
unterziehen und ohne ſich in A. mit dem vorgeſchriebenen 


Beſchauzettel auszuweiſen. 


Nach durchgeführter Hauptverhandlung 


R. G. Bl. Nr. 35, verkörpert ſei. 


Auch überſieht das Bezirksgericht, daſs Angeklagter 
dem §. 19 der auf Grund des 8. 12 des Th. S. G. er⸗ 


laſſenen niederöſterreichiſchen Vieh⸗ und Fleiſchbeſchauord⸗ 


ging der 
Einzelrichter mit dem rechtskräftigen Urtheile vom 27. Fe⸗ 
bruar 1902, U. 239/02, mit einem Freiſpruche vor und 
beſchloſs, dem einſchlägigen Antrage des Anklägers ſtatt⸗ 
gebend, die Acten an die Bezirkshauptmannſchaft H. zur Amts⸗ 
handlung nach 8. 24 der niederöſterreichiſchen Vieh- und 
Fleiſchbeſchauordnung abzutreten. Im Einklange mit dem 
vom ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionär über die Straf⸗ 
anzeige geſtellten Antrage beurtheilte das Bezirksgericht 
die Anklagethat lediglich aus dem Geſichtspunkte des §. 399 
St. G. und da es als erwieſen annahm, daſßs die in A. 
beanſtändeten Fleiſchwaren von in M. E. vorſchriftsgemäß 
beſchautem Viehe herrührten, entledigte es den Angeklagten 
der Anklage wegen Übertretung des 8. 399 St. G. — Durch 
die vor der Schlachtung vorgenommenen, Viehbeſchau ward 
den Anforderungen des 8.399 St. G. allerdings Genüge 
gethan. Allein das Bezirksgericht unterließ es zuwider der 
Beſtimmung der 88. 262 und 267 St. P. O. zu prüfen, ob 
in M. E. nach der Schlachtung auh die Fleiſchbeſchau, wie 
fie 8.7 der Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung vom 26. Septem⸗ 
ber 1886, L. G. Bl. Nr. 49 für Niederöſterreich vorſchreibt, 
vorgenommen wurde, und ob ſonach in dem Vorgehen des 
Angeklagten nicht der Thatbeſtand der Übertretung der 
88. 12 und 45 des Th. S. G. vom 29. Februar 1880, 


nung (8.1 derſelben) zuwidergehandelt hat, da er, beziehungs⸗ 
weiſe ſein Gehilfe F., ſich mit einem nach §. 18 der citirten 
Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung ausgeſtellten Beſchauzettel 
beim Gemeindevorſteher in A., ehe er daſelbſt die Fleiſchwaren 
zum Verkaufe brachte, nicht auszuweiſen vermochte. Mag 
der Freiſpruch von der Übertretung nach §. 399 St. G. 
gerechtfertigt ſein, darin, daſs das Bezirksgericht in dem 
Vorgehen des Angeklagten keine weitere zur Zuſtändigkeit 
der Gerichte gehörige ſtrafbare Handlung findet, ohne zu 
erörtern, ob nicht etwa der Angeklagte den kategoriſchen 
Vos ſchriften des $. 12 Th. S. G. und der 88. 7 und 19 der 
niederöſterreichiſchen Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung zu⸗ 
wider gehandelt hat, liegt unzweifelhaft ein Rechtsirrthum, 
der das Urtheil nach SS. 281, Z. 9 a und 464, Z. 1, 
St. P. O. nichtig macht. Eine Correctur desſelben zu Un⸗ 
gunſten des Angeklagten kann jedoch zufolge der Be⸗ 


ſtimmungen des §. 292, St. P. O. nicht ſtattfinden. 


Bezirksgerichte mit Beſchluſs 


dass der zuſtändige Richter einſchreite. 


erforderlichen Maß⸗ | 


Am 6. März 1902 wurde beim bejagten Bezirks⸗ 
gerichte gegen K. wieder eine Strafanzeige eingebracht, dass 
dieſer Fleiſchwaren von M. E. zum Verkaufe nach A. bringe, 
ohne ſich, wie §. 19 der eitirten Vieh- und Fleiſchbeſchau⸗ 
ordnung vorſchreibt, mit einem in M. E. ausgeſtellten Be⸗ 
ſchauzettel auszuweiſen. — Dieſe Strafanzeige wurde vom 
vom 10. März 1902, 
U, 460/02 im Nachhange zum bereits früher abgetretenen 
Acte U. 239/02 der Bezirkshauptmannſchaft H. übermittelt. 
— Aber auch dieſer Vorgang des Bezirksgerichtes ver⸗ 
ſtößt wider das Geſetz. — Mit Unrecht überließ es die 
Amtshandlung der politiſchen Behörde, zumal ſelbſt nach 
F. 24 der bezogenen niederöſterreichiſchen Vieh- und Fleiſch⸗ 
beſchauordnung Übertretungen gegen die Beſtimmungen 
derſelben nur inſoferne ſie nicht unter die Beſtimmungen 
des allgemeinen Strafgeſetzes, beziehungsweiſe der Geſetze 
vom 29. Februar 1880, Nr. 35 und 37 und 21. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51 fallen, nach der Miniſterialverordnung 
vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu beſtrafen 
ſind. Nun bezweckt aber die niederöſterreichiſche Vieh⸗ und 
Fleiſchbeſchauordnung zu verhindern, dafs nicht beſchautes 
Fleiſch in Verkehr geſetzt, beziehungsweiſe von einem Orte 
an einen andern gebracht und hiedurch nicht allein die 
menſchliche Geſundheit gefährdet, ſondern auch Keime von 
Thierkrankheiten übertragen werden. Sie iſt alſo beſtimmt, 
der Anſteckungsgefahr zu begegnen und ſomit unzweifelhaft 
zur Abwehr und Tilgung anſtreckender Thierkrankheiten er⸗ 
laſſen. Daſs das Bezirksgericht über die gemäß der $$. 12 
und 45 des Th. S. G. zur gerichtlichen Zuſtändigkeit 
gehörige oben angedeutete Übertretung des §. 19 der 
niederöſterreichiſchen Vieh- und Fleiſchbeſchauordnung hin⸗ 
wegging, begründet ebenfalls die in den 88. 281, Z. 9 a) 
und 464, Z. 1, St. P. O. vorgeſehene Nichtigkeit der un⸗ 
richtig in Form eines Beſchluſſes ſtatt in Urtheilsform aus⸗ * 
geſprochenen Unzuſtändigkeitserklärung. Aus dieſer rechts 
irrthümlichen Ablehnung der gerichtlichen Zuſtändigkeit 
kann jedoch der Beſchuldigte keinen Strafaufhebungsgrund 
ableiten; gemäß 8. 1 der St. P. O. kann er nur verlangen, 


Bei dieſem Sachve:halte oblag es dem Caſſationshofe 
in Anwendung des 8. 293 auszuſprechen, dass ſowohl durch 
das eitirte Urtheil als auch durch den ſpäteren Beſchluſs 
das Geſetz verletzt worden ſei. 

Da ferner in Anſehung der am 6. März 1902 ein⸗ 
gebrachten Strafanzeige eine gerichtliche Entſcheidung der 
Sache ſelbſt noch nicht vorliegt, dieſe Entſcheidung durch 
den zuſtändigen Richter zu veranlaſſen. 


Erkenntnis des Oberften Gerichts⸗ und Caſſa⸗ 
tionshofes vom 4. November 1902, 3. 14874. 


Der Umſtand, daſs für ein ausgedehntes Gebiet nur ein 

einziger Amtsthierarzt beſtellt iſt, macht die Unterlaſſung 

einer auf Grund des Thierſeuchengeſetzes vorgeſchriebenen 

thierärztlichen Beſchau nicht ſtraflos, wenn ein anderer 

Thierarzt ohne Schwierigkeit zur Beſchan hätte beigezogen 
werden können. 


Durch das Auftreten der Maul- und Klauenſeuche in 
mehreren Wiener Schlachthäuſern fand ſich die niederöſter— 
reichiſche Statthalterei veranlaſst, mit Kundmachung vom 
7. Mai 1902, 3. 47063, den Viehverkehr zu beſchränken und 
die Abfuhr von Rindern vom Centralviehmarkte in St. Marx 
aus dem Stadtgebiete Wien nur mittelſt Eiſenbahn und nur 
unter der Bedingung zu geſtatten, dass die Thiere in St. Marx 
verladen, nach der dem Beſtimmungsorte nächſtgelegenen 
Bahnſtation gebracht, daſelbſt unter thierärztlicher Beſchau 
ausgeladen, ſohin direct an den Beſttmmungsort gebracht, 
in die Schlachtſtätte geſtelltund dortinnerhalb48 Stunden 
nach dem Einlangen geſchlachtet werden, „wobei ſie gleich— 
falls der thierärztlichen Beſchau unterzogen 
werden müſſen“. 

Der Gaſtwirt L. N. in R. angeklagt, dieſer Verordnung 
dadurch zuwider gehandelt zu haben, daſs er einen am 
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12. Mai 1902 vom Wiener Viehmarkte bezogenen und beim 
Ausladen auch thierärztlich beſchauten Ochſen am näm— 
lichen Tage lediglich unter Zuziehung des Vieh- 
und Fleiſchbeſchauers ſchlachtete (SS. 20 und 45 des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und 
Artikel 1 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51), 
wurde mit dem rechtskräftigen Urtheile des Bezirksgerichtes 
G. E. vom 26. Juli 1902, U. 221/2, aus dem Grunde frei- 
geſprochen, weil die Statthaltereiverordnung im dortigen 
Bezirke ſo lange nicht durchgeführt werden könne, als für das 
ausgedehnte Gebiet des Amtsbezirkes ein einziger Thierarzt 
beſtellt ſei, und weil daher den Angeklagten kein Verſchulden 
treffe 

Über die gegen dieſes Urtheil von der k. k. General— 
procuratur zur Wahrung des Geſetzes erhobene Nichtigfeits- 
beſchwerde hat der k. k. Oberſte Gerichts- und Caſſationshof 
mit obeitirtem Erkenntnis ausgeſprochen, daſs durch das 
beſagte Urtheil das Geſetz verletzt wurde. 

Dieſes Erkenntnis ſtützt ſich auf folgende Gründe: 

Abgeſehen davon, daſs in den Urtheilsgründen nicht 
erſichtlich iſt, Angeklagter habe zur Erlangung der Inter- 
vention des Bezirksthierarztes überhaupt irgend welche Vor— 
kehrungen getroffen, ſchreibt die Statthaltereikundmachung 
nicht vor, daſs der Bezirksthierarzt in Perſon die Beſchau 
vornehmen müſſe, ſie fordert nur thierärztliche Beſchau über- 
haupt. Nun ergibt ſich aber aus der Mittheilung der Statt- 
halterei vom 2. October 1902, 3 91824, daſs Thierärzte auch 
in M., O. und F. anſäſſig ſind, deren einer vom Angeklagten 
ohne Schwierigkeit zur Beſchau hätte beigezogen werden 
können. 

Die in der Verordnung bezeichneten Maßnahmen ſind 
als auf Grund des Thierſeuchengeſetzes erlaſſenen Anord— 
nungen anzuſehen und war daher der Angeklagte, dem die 
Beobachung dieſer Vorſchriften keineswegs unmöglich war, 
im Sinne der Anklage ſchuldig zu ſprechen. 


Verſchiedene Mittheilungen. 


(Thierſeuchenausſchuſs des Abgeord— 
netenhauſes.) In der unter dem Vorſitze des Ab— 
geordneten Ritter von Garapich, am 16. December 
d. J. abgehaltenen Sitzung dieſes Ausſchuſſes, wurde 
über die Frage der ſtaatlichen Entſchädigung für an 
Milzbrand gefallene Thiere berathen. Der vom 
Referenten, Abgeordneten Kittel, eingehend begrün— 
dete Antrag lautete dahin, es ſei dem Hauſe eine 
Reſolution zur Annahme zu empfehlen, in welcher die 
Regierung aufgefordert wird, bei der in Ausſicht 
genommenen Anderung des Thierſeuchengeſetzes dafür 
Vorſorge zu treffen, daſs in Milzbrandfällen den 
Geſchädigten aus dem Staatsſchatze entſprechende 
Vergütungen geleiſtet werden; bis dahin aber ſei in 
derartigen Fällen unter Inanſpruchnahme der Noth— 
ſtandscredite ausgiebig einzugreifen. Nachdem Re— 
gierungsvertreter Sectionschef Graf Auersperg 
ſtatiſtiſche Daten über das Auftreten des Anthrax 
mitgetheilt und die Geneigtheit der Regierung betont 
hatte, thunlichſt im Sinne des Antrages Kittel vor— 
zugehen, entſpann ſich eine Debatte, an welcher ſich 
insbeſondere die Abgeordneten Kaſper, Dr. R. v. 
Wielowieyski, Freiherr v. Skrbensky, Peſchka, R. v. 
Gniewosz und Dr. Tollinger betheiligten. Schließlich 
gelangte der Antrag des Referenten zur Annahme. 
Die weitere Tagesordnung, auf welcher ſich auch ein 


Bericht über die kaiſerlichen Verordnungen, betreffend 
die Abwehr und Tilgung der Schweinepeſt befand, 
konnte nicht mehr erledigt werden. 


(Exp ortſchlachthaus in Bodenbach.) Das 
neuerbaute Schlachthaus in Bodenbach, in welchem 
zum Exporte nach dem Deutſchen Reiche beſtimmte 
Viehſtücke zur Schlachtung gelangen ſollen, wurde nach 
der am 12. November d. J. erfolgten Collaudirung 
dem öffentlichen Betriebe übergeben. Nachdem dieſe 
Schlachthofanlage allen Anforderungen ſanitär- und 
veterinärpolizeilicher Natur entſpricht und durch einen 
Schienenſtrang mit der Eiſenbahn verbunden iſt, 
wurden dem Anſuchen der Stadtgemeinde entſprechend 
Begünſtigungen hinſichtlich des Bezuges von Schlacht— 
ſchweinen gewährt.“) Bezüglich der Fleiſchausfuhr 
nach Deutſchland aus, beziehungsweiſe über Boden— 
bach, wurde die Statthalterei in Prag ermächtigt, nach 
erfolgter Eröffnung des Schlachthauſes gewiſſe durch 
das deutſche Fleiſchbeſchaugeſetz bedingte Amtshand⸗ 
lungen von ſächſiſchen Amtsorganen in dieſem 
Schlachthauſe ſelbſt vornehmen zu laſſen. 

(Taxen für die veterinärpolizeil iche Be— 
ſchau von Viehtransporten in Bosnien und 
der Hercegovina.) Die Landesregierung in Sara- 


) Siehe „Erläſſe“, Seite 504. 
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jewo hat mittels Verordnung vom 10. November 


1902, Nr. 185078, betreffend Einhebung von Taxen 
für die veterinärpolizeiliche Beſchau von Viehtrans⸗ 
porten Folgendes beſtimmt: 

Behufs theilweiſer Deckung der Auslagen, welche 
dem Landesärar durch die veterinärpolizeiliche Über— 
wachung der Viehmärkte, ferner durch die Einrichtung 
von Viehbeſchaucommiſſionen in den Viehaustritts— 
und Vieheintrittsſtationen und durch andere zur Ver— 
hütung von Thierſeuchen zur Durchführung gelan— 
gende Maßnahmen erwachſen, findet die Landes— 
regierung über Ermächtigung des hohen k. u. k. Mini- 
ſteriums anzuordnen, dafs für die veterinärpolizeiliche 
Beſchau folgender Viehtransporte Beſchautaxen zu 
Gunſten der Landesfinanzen eingehoben werden, und 
zwar: 

1. für alles über die längs der bosniſch-kroa— 
tiſch-ſlavoniſchen, reſpective bosniſch-ſerbiſchen 
Grenze liegenden Viehaustritts-, beziehungsweiſe 
Vieheintrittsſtationen zur Ausfuhr und zur Einfuhr 
gelangende Vieh; 

2. für alles auf den hierländigen Vieh— 
märkten zum Ankauf gelangende zur Ausfuhr nach 
und über Dalmatien beſtimmte Vieh, welches keine 
der sub Punkt I gedachten Viehaustrittsſtationen 
paſſirt; 

3. für alles in den hierländigen Eifenbahn- 
verladeſtationen zur Einladung oder Ausladung 
gelangende Vieh. 


Dieſe Taxen ſind für jedes einzelne beſchaute 
Viehſtück einzuheben und betragen ohne Rückſicht auf 
das Alter des Thieres: 

Für jedes Stück Großvieh (Rind, Büffel, Pferd, 
Eſel, Maulthier) 20 h,. 

Für jedes Stück Kleinvieh (Schaf, Ziege, 
Schwein) 4 h. 

Die Einhebung der Beſchautaxe hat ohne Nüd- 
ſicht darauf, daſs das betreffende zu exportirende, 
reſpective zu importirende oder im Eiſenbahnwege in 
den Binnenverkehr gelangende Viehſtück während 
ſeiner Bewegung innerhalb der Landesgrenzen bis zur 
Austrittsſtation, beziehungsweiſe von der Eintritts— 
ſtation zu dem in Bosnien und der Hercegovina lie— 
genden Beſtimmungsorte eventuell wiederholt der 
Beſchau unterzogen werden mufs, nur einmal, und zwar 
bei der erſten Beſchau zu erfolgen. 

Ferner wird ad Punkt 1 beſtimmt, daſs die 
Beſchautaxe für das über die beſtehenden Viehaus— 
trittsſtationen zur Ausfuhr gelagende Vieh, falls das⸗ 
ſelbe aus dem Landesinnern mittels Eiſenbahn aus— 
geführt wird, in der Einladeſtation, falls aber das 
Vieh im Triebwege exportirt wird, in der betreffenden 
Viehaustrittsſtation einzuheben iſt. 

Bezüglich des über die beſtehenden Vieheintritts— 


ſtationen zum Import gelangenden Viehes wird ange- 


ordnet, dajs, falls dasſelbe mittels Eiſenbahn einge— 


führt wird, die Beſchautaxe in der Ausladeſtation, 


falls das Vieh aber die Landesgrenze im Triebwege 
paſſirt, dieſe Taxe in der betreffenden Eintrittsſtation 
einzuheben iſt. 

Ad Punkt 2 wird bemerkt, dafs die Einhebung 
der Taxe für die Beſchau des auf den hierländigen 
Märkten angekauften und zur Ausfuhr nach reſpective 
über Dalmatien beſtimmten Viehes, welches keine der 
sub Punkt 1 gedachten Viehaustrittsſtationen paſſirt, 
gelegentlich der Beſchau desſelben am Viehmarkte, wo 
das Vieh vom Händler übernommen wird und wo die 
Viehpäſſe vidirt werden, zu erfolgen hat. 

Hiezu wird beigefügt, dass, falls derlei Vieh 
eventuell hernach mittels Eiſenbahn nach Dalmatien 
ausgeführt wird, die ſich hieraus bei der Einladung 
ergebende Beſchau unentgeltlich durchzuführen iſt. Rück— 
ſichtlich des sub Punkt 3 erwähnten, mittels Eiſen— 
bahn in den Binnenverkehr gelangenden Viehes wird 


verfügt, daſs die für die Beſchau desſelben entfallenden 


Taxen nur gelegentlich der Einladung einzuheben ſind. 


Zur Nachweiſung der bereits entrichteten Beſchau⸗ 


taxe dient der Partei die ihr ſeitens des Organes, 
welches mit der Einhebung der Taxen betraut iſt, aus⸗ 
gefertigte, unten näher erörterte Quittung, reſpective 
Bollette, in deren Anmerkungsrubrik behufs der even- 
tuell erforderlichen Conſtatirung der Identität des 
Thieres die bezügliche Viehpaſsnummer deutlich ein⸗ 
zutragen iſt. 

Nachdem die Beſchau der sub Punkt 1 2 und 3, 
aufgezählten Kategorien von Vieh nicht überall am 
Sitze von Bezirksämtern und Bezirksexpoſituren zur 
Durchführung gelangen kann, 
Beſchautaxen aber an Ort und Stelle erfolgen mufs, 
findet die Landesregierung behufs Erzielung eines 
einheitlichen Vorganges folgende amtlichen Fonctio— 
näre mit dieſer Einhebung zu betrauen und zwar: 

a) bezüglich des sub Punkt 1 erwähnten Viehes, 
beide Mitglieder der Viehbeſchaucommiſſion; 


b) bezüglich des sub 2 gedachten Viehes, die mit 


der veterinärpolizeilichen Überwachung der Vieh⸗ 


märkte betrauten Organe; 

c) bezüglich des sub 3 erwähnten Viehes die mit 
der Beſchau der in den Eiſenbahn-Verlade⸗ 
ſtationen zur Ausladung und Einladung ges 
langenden Viehſtücke betrauten Amtsthierärzte, 
reſpective Amtsärzte. 


Dieſe Functionäre ſind für die richtige Be— 


rechnung und Abfuhr der in Rede ſtehenden Taxen 
verantwortlich. 
In Bezug auf die Abfuhr der eingehobenen 


Taxen, reſpective in Bezug auf die gegenſtändliche 


Controle wird eine beſondere Inſtruction folgen. 
Dieſe Verordnung tritt mit 1. Jänner 1903 in 
Kraft. 


‚ Befhränfungen und Verbote der Ein- 
fuhr von Vieh und thieriſchen Rohproducten 


die Einhebung der 


aus Oſterreich-Ungarn nach Rumänien.) Das 
rumäniſche Miniſterium des Innern (Generaldirection 
des Sanitätsdienſtes) hat mittels einer im „Monitorul 
Oficial“ Nr. 164 vom 7. November 1902 publi— 
eirten Verordnung vom 24. October 1902, Nr. 
24593, wegen Beſtandes des Milzbrandes und der 
Schweinepeſt die Einfuhr von Schweinen und 
deren Rohproducten aus folgenden Bezirken der 
Bukowina: Kotzman, Sereth, Suczawa und aus 
der Stadt Czernowitz, ſowie von Thieren, die dieſe 
Gebiete zu Fuß tranſitiren, nach Rumänien verboten. 


Ferner wird in der citirten Verordnung Folgen— 
des verfügt: 

1. Es wird das Verbot der Einfuhr von 
großem und kleinem Hornvieh, von Schweinen, 
Rohproducten der oberwähnten Thiere, von 
Stroh und Futter aus den ungariſchen Comitaten 
Alſo⸗Feher, Arad, Bäcz-Bodrog, Bihar-Braffo, 
Esztergom, Fogaras, Heves, Hont, Hunyad, Ko— 
märom, Kraſſö⸗Szöreny, Nagy-Küküllö, Nograd, 
Nyitra, Peſt P. S. K. Kun, Pozsony, Säros, Szeben, 
Szepes, Temes, Torontal, Udvaͤrhely, woſelbſt noch 
die Maul⸗ und Klauenſeuche beſteht, ſowie es in der 
„Monitorul Oficial“ Nr. 138 vom 24. September 
1902 veröffentlichten Kundmachung angeführt er— 
ſcheint, aufrechterhalten. 

2. Es wird dasſelbe Verbot auch auf die 
ungariſchen Comitate Bares, Csik, Csongrad, Feher, 
Kis⸗Küküllö, Kolozs, Maros⸗Torda, Moſon, Somogy, 
Sopron, Szolnok⸗Doboka, Trenesen, Turoez und 
Vas, woſelbſt ſpäter dieſelbe Krankheit aufgetreten iſt, 
ausgedehnt. 

3. Es wird das Verbot der Einfuhr von 
großem und kleinem Hornvieh, von Rohproducten der 
oberwähnten Thiere, von Futter und Stroh aus den 
ungariſchen Comitaten Csanad und Györ, wo die 
Maul⸗ und Klauenſeuche erloſchen iſt, aufgehoben. 

Sodann wurde mittels einer im „Monitorul 
Oficial“ Nr. 168 vom 13. November 1902 publi⸗ 
eirten Verordnung vom 20. October l. J., Nr. 
25026, die Einfuhr von Schwe inen und deren 
Rohproducten aus ganz Ungarn wegen der 
Schweinepeſt bis auf weiteres verboten. 


(Schutzmaßnahmen gegen Milzbrand— 
infectionen im Deutſchen Reiche.) Der Bundes— 
rath hat neue Vorſchriften über die Einrichtung und 
den Betrieb von Roſshaarſpinnereien, Haar- und 
Borſtenzurichtereien behufs Vermehrung des Schutzes 
der Arbeiter in dieſen Betrieben gegen Milzbrand— 
erkrankungen erlaſſen. Dieſe Vorſchriften (Bekannt⸗ 
machung vom 22. October 1902, Reichsgeſetzblatt 
S. 269) treten an die Stelle der durch die Bekannt— 
machung vom 28. Jänner 1899 eichsgeſetzblatt 
S. 5) verkündeten, denſelben Gegenſtand regelnden 
Beſtimmungen. Die neuen Vorſchriften enthalten in 
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folgenden Punkten eine Verſchärfung der bisherigen 
Beſtimmungen: Zunächſt waren bisher nur die aus 
dem Auslande ſtammenden Haare und Borſten von 
Pferden, Rindern und Schweinen dem Desinfections— 
zwange unterworfen, weil man nur hievon eine An— 
ſteckungsgefahr befürchtete. Nachdem jedoch durch 
neuere im kaiſerlichen Geſundheitsamte ausgeführte 
Unterſuchungen das Vorkommen anſteckungsfähiger 
Milzbrandſporen auch in ausländiſchen Ziegen— 
haaren nachgewieſen und überdies ermittelt iſt, dafs 
einige von den vorgekommenen Milzbranderkrankungen 
durch ausländiſches Ziegenhaar veranlasst worden 
ſind, iſt der Bundesrath dazu übergegangen, auch das 
ausländiſche Ziegenhaar für desinfectionspflichtig zu 
erklären. Ferner haben ſich die Vorſchriften über 
Aufbewahrung des desinfectionspflichtigen Mate— 
rials als unzulänglich erwieſen. Während bisher dieſes 
Material innerhalb der zur Bearbeitung desinficirter 
oder inländiſcher Materialien beſtimmten Räume in 
verſchloſſenen Behältern aufbewahrt werden durfte, ſoll 
dies fortan nicht mehr zugelaſſen werden. Im §. 9 
der neuen Verordnung wird vielmehr angeordnet, dafs 
die Vorräthe an nicht desinficirtem ausländiſchen 
Material in beſonderen unter Verſchluſſe zu hal— 
tenden Räumen aufzubewahren ſind. Neu iſt ferner 
die Vorſchrift, dafs dieſe Aufbewahrungsräume be— 
ſondere Zugänge und Treppen haben müſſen, 
auf denen das desinfectionspflichtige Material hinein- 
befördert wird. Dieſe Zugänge und Treppen dürfen 
von den mit der Bearbeitung desinficirten oder in— 
ländiſchen Materials beſchäftigten Arbeitern nicht 
benutzt werden, auch darf desinficirtes oder inländi— 
ſches Material darauf nicht befördert werden. Weiter— 
hin ſind einige Schutzvorſchriften, die bisher nur für 
größere Betriebe, beziehungsweiſe für Fabriken galten, 
auf alle Werkſtattbetriebe der in Rede ſtehenden Art, 
alſo auf alle Betriebe, in denen andere Perſonen als 
Familienangehörige beſchäftigt werden, ausgedehnt 
worden. Es handelt ſich dabei zunächſt um das im 
F. S ausgeſprochene Verbot, zu der nothwendigen Be— 
handlung und Bearbeitung nicht desinficirten Mate- 
rials vor der Desinfection, ſowie zur Ausführung der 
Desinfection jugendliche Arbeiter zu verwenden. 
Dieſes bisher nur für Fabriken beſtehende Verbot ſoll 
fortan auch für Werkſtätten gelten, und es ſind deshalb 
in der neuen Verordnung die im 8. 6 bisher enthalte- 
nen Worte „in Fabriken“ geſtrichen. Nur für „größere 
Betriebe“ (mit mindeſtens zehn Arbeitern) galt bisher 
endlich die Vorſchrift, dafs die vor der Desinfection 
erforderlichen Verrichtungen und die Bearbeitung nicht 
desinficirten Materials in beſonderen, von ſonſtigen 
Arbeitsräumen getrennten Räumen ſtattfinden müſſen. 
Dieſe Vorſchrift iſt nunmehr in den für alle Betriebe 
geltenden Theil der Beſtimmungen übernommen und 
dahin erweitert worden, dafs die bezeichneten Arbeiten 
ſowie die Ausführung der Desinfection nicht in 
Räumen vorgenommen werden dürfen, in denen 
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desinficirtes oder inländiſches Material aufbewahrt oder 
bearbeitet wird. Die neuen Beſtimmungen treten am 
1. Jänner 1903 in Kraft und an die Stelle der alten. 
Von denjenigen Vorſchriften, welche die Bereitſtellung 
beſonderer Räume für undesinficirtes Material, ſowie 
die Herrichtung von beſonderen Zugängen und Treppen 
fordern, kann die untere Verwaltungsbehörde für 
einzelne Betriebe auf Antrag des Unternehmers Aus⸗ 
nahmen gewähren, jedoch höchſtens bis zum 1. Dcto- 
ber 1903. Dabei iſt davon auszugehen, dass auch bis 
zu dieſem Zeitpunkte die Anfordernngen an die Ein- 
richtung der Betriebe hinter denjenigen nicht zurück- 
bleiben dürfen, welche bereits nach der alten Verord— 
nung zu ſtellen waren. 


(Förderung des Fleiſchexportes aus 
Rumänien nach England.) Einem Berichte des 
k. und k. Conſulates in Bukareſt iſt zu entnehmen, 
daſs die noch unter dem früheren Miniſterium ein— 
geleiteten Verhandlungen mit dem Vertreter der 
engliſchen Geſellſchaft „The Merchant Investors 
Limited“ zwecks Abſchluſſes einer Convention be— 
züglich des Fleiſchexpportes nach England neuerlich 
aufgenommen worden ſind und zu dem Ergebniſſe 
geführt haben, daſs ſeitens der rumäniſchen Regierung 
der genannten Geſellſchaft je ein Platz in Braila 
und Conſtanza zur Errichtung von Fabriken und 
Kaltlufthallen bewilligt, ferner Terrain in der Nähe 
der Bahnhöfe zur Unterbringung des Viehes angewieſen 
und ſchließlich die Begünſtigungen des Induſtrie⸗ 
geſetzes gewährt wird. Der Staat verpflichtet ſich ferner, 
dieſe Begünſtigungen während eines Zeitraumes von 
15 Jahren keiner anderen Geſellſchaft zu gewähren, 
welche dieſelben Geſchäfte mit England und ſeinen 
Colonien macht. Hingegen verpflichtet ſich die Geſell— 
ſchaft einen ſtändigen Fleiſchexport nach England 
zu organiſiren, indem ſie zugleich die Verpflichtung 
übernimmt, jedes Jahr ein von fünf zu fünf Jahren 
ſteigendes Minimalquantum geſchlachteten Viehes 
auszuführen. 

(Italieniſches Veterinärgeſetz.) Nachdem 
vier der Deputirtenkammer vom Miniſter für Acker⸗ 
bau, Induſtrie und Handel vorgelegte Geſetzentwürfe 
über die Regelung der Veterinärpolizei nicht erledigt 
worden ſind, hat nunmehr der vom Miniſterium des 
Innern, in deſſen Reſſort ſeither das Veterinärweſen 
und die Veterinärpolizei übergegangen find, ein- 
gebrachte fünfte Geſetzentwurf die Zuſtimmung der 
Deputirtenkammer und des Senates gefunden und iſt 
nach erfolgter königlicher Sanction als Geſetz vom 
26. Juni 1902, Nr. 272, promulgirt worden, durch 
welches mehrere veterinärpolizeiliche Artikel des all- 
gemeinen Sanitätsgeſetzes vom 22. December 1888, 
Nr. 5849, abgeändert werden. Dem neuen Geſetze 
iſt eine Verordnung des Miniſteriums des Innern 
vom 20. Februar 1902 vorausgegangen. Dieſe Ver⸗ 
ordnung enthält außer den allgemeinen Beſtimmungen 
über die Anzeigepflicht, über die Pflichten des 


Präfecten bezüglich der Erlaſſung von Decreten, durch 
welche beſtimmte Localitäten als verſeucht erklärt 
werden, über den Widerruf ſolcher Decrete, über 
Desinfection und Überwachung von öffentlichen 
Ställen, Märkten und Ausſtellungen, Vorſchriften, 
nach welchen bei Viehtransporten vorgegangen werden 
ſoll. Den Schluſs der Verordnung bilden beſondere 
Maßregeln zur Bekämpfung der einzelnen ſpeeifiſchen 
Thierkrankheiten. f 
Das Veterinärgeſetz vom 26. Juni 1902 enthält 
ſieben Artikel. Im Artikel 1 werden die Artikel 18, 
19, 20, 21 und 55 des Geſetzes vom 22. December 
1888, Nr. 5849, betreffend den Schutz der Hygiene 
und der öffentlichen Geſundheit, abgeändert. 


Im Nachfolgenden iſt der weſentlichſte Inhalt 
der abgeänderten Artikel wiedergegeben: 

Artikel 18 beſtimmt, dafs in den Provinzen, in 
welchen die Viehzucht und der Viehandel ſtark 
betrieben wird, ein Landesthierarzt mit der Beauf- 
ſichtigung des thierärztlichen Dienſtes zu betrauen iſt. 
Bei bedeutender Viehzahl innerhalb einer Provinz 
oder größerer räumlicher Ausdehnung derſelben kann 
der Präfect Thierärzte anderer Provinzgemeinden zur 
Unterſtützung des Landesthierarztes heranziehen. 
Anderſeits ſteht es dem Miniſter des Innern zu, in 
Provinzen, in welchen ein Landesthierarzt fehlt, den 
Thierarzt der angrenzenden Provinz, welcher Mitglied 
des Landesſanitätsrathes iſt, proviſoriſch mit den 
Functionen des Landesthierarztes zu betrauen. 

Artikel 19 enthält Beſtimmungen über die Er⸗ 
nennung und Gehaltsclaſſen der Landesthier⸗ 
ärzte. 

Artikel 20 legt den Gemeinden mit regem Vieh⸗ 
verkehr die Verpflichtung zur Anſtellung von 
Gemeindethierärzten auf und wird dieſe Ver— 
pflichtung den betreffenden Gemeinden mittels Deeret 
des Präfecten auferlegt. f 

Artikel 21 beſagt, daſs eigene ſtaatliche Grenz⸗ 
und Hafen-Thierärzte vom Miniſter des Innern er⸗ 
nannt werden. Dieſen obliegt die Unterſuchung der 
Thiere, des Fleiſches und der thierärzlichen Producte 
(Fett und Schmalz), welche in das Königreich einge- 
führt, und der Thiere, welche ausgeführt werden. Im 
Wirkungskreiſe dieſer Thierärzte liegt es, die Einfuhr 
jener Thiere zu unterſagen, welche mit Infections⸗ 
krankheiten behaftet find oder behaftet zu ſein ver- 
dächtig erſcheinen, ſowie des Fleiſches und der 
thieriſchen Producte (Fett und Schmalz), welche als 
ungeſund befunden werden. Die gleichen Befugniſſe 
ſind dieſen Thierärzten bei der Ausfuhr von Thieren 
und thieriſchen Producten eingeräumt. Die Unter- 
ſuchungen an der Grenze unterliegen einer fixen von 
den Exporteuren und Importeuren zu entrichtenden 
Gebür, deren Ausmaß in einer dem Geſetze bir 
gegebenen Tabelle feſtgeſetzt iſt. Von dieſen Gebüren 
ſind nur jene Thiere ausgenommen, welche zur 
Alpenweide und Überwinterung ein oder ausgeführt 


werden und deren Unterſuchung unentgeltlich ge— 
ſchieht. 

Artikel 55 ſtatuirt für Thierärzte, Viehbeſitzer 
und Viehhalter, ſowie für die Beſitzer von Gaſthof— 
und Raſtſtallungen die Anzeigepflicht bei Infections— 
fällen, verdächtigen und Todesfällen unter ihren 
Viehbeſtänden. Die Anzeige hat an den Ortsvorſteher 
zu erfolgen. Übertretungen, reſpective Unterlaſſungen 
werden mit Geldſtrafen bis zu 100 Lire geahndet. 

Der Präfect kann nach vorhergegangener thier— 
ärztlicher Unterſuchung die Tödtung von an der 
Rinderpeſt, Lungenſeuche oder an Rotz erkrankten 
Thieren verfügen; für ſolche Thiere wird eine Ent— 
ſchädigung vom Staate geleiſtet, welche jedoch 300 
Lire pro Stück nicht überſteigen darf. Ein vom 
Miniſter des Innern erlaſſenes ſpecielles Reglement 
wird die Veterinärpolizei regeln und die Normen für 
die zu gewährenden Entſchädigungen feſtſetzen. 

Im Artikel II wird beſtimmt, daſs für jede 
Provinz ein locales Veterinärreglement von dem Prä— 
fecten über Antrag des Provinzrathes, nach Anhörung 
des Landesſanitätsrathes und der adminiſtrativen 
Landesausſchüſſe zu erlaſſen iſt. 


Artikel III beſagt, daſs zu Laſten des Staates 
und der Provinz zu gleichen Theilen fallen: 


a) das Gehalt des Landesthierarztes; 
b) die Entſchädigung für die Keulung der Thiere in 
den im Artikel 55 angegebenen Fällen. 


Artikel IV enthält Beſtimmungen budgetärer 
Natur in Hinſicht auf die Deckung der Entſchädigungs— 
koſten und Beſtallung der Thierärzte. 


Artikel V betrifft die Creirung von zwei Vete— 
rinärinſpectorenſtellen im Sanitätsamte des Mini- 
ſteriums des Innern. 

Die Artikel VI und VII enthalten Übergangs— 
beſtimmungen. 

In dem als Anhang zu dem Geſetze verlaut— 
barten Gebürentarif ſind nachfolgende, für die 
Unterſuchung von Thieren und thieriſchen Producten 
an der Grenze im Sinne des Artikels 21 folgende 
Gebüren vorgeſchrieben, und zwar bei der Einfuhr: 
für Pferde 4 Lire, Maulthiere 2 Lire, Eſel 1 Lire, 
Rinder 2 Lire, Schafe und Ziegen 0˙20 Lire, Schweine 
bis 20 Kilogramm 0'25 Lire, über 20 Kilogramm 
0˙50 Lire pro Stück; für friſches, conſervirtes, ge— 
oder ſalzenes wie immer präſervirtes Fleiſch 2 Lire, Fett 
und Schmalz 0˙50 Lire pro 100 Kilogramm. 


Dagegen bei der Ausfuhr: Für Pferde 2 Lire, 
für Maulthiere 1 Lire, für Eſel 0˙50 Lire, für 
Rinder 0˙50 Lire, für Schafe, Ziegen und Schweine 
ohne Unterſchied des Gewichtes 0˙10 Lire pro Stück; 
Fleiſch und Fett iſt frei von jeder Beſchaugebür. 


(Veterinärmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Schweinepeſt in England.) Die andauernde 
Verbreitung der Schweinepeſt in England hat den 
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Board of Agriculture zu einer vom 20. September 
datirten und ab 1. November d. J. in Kraft getretenen 
Verordnung Anlaſs gegeben, welche Vorkehrungen 
gegen die weitere Ausbreitung der Seuche trifft. Die 
in der neuen Verordnung getroffenen Maßnahmen 
ſind gleichwie die ſeinerzeit im „Beiblatte“ Nr. 17 
ex 1902) mitgetheilten Verordnungen zur Be— 
kämpfung der Maul⸗ und Klauenſeuche auf dem 
Syſtem der Ertheilung von Licenzſcheinen zum 
Verkehr mit Schweinen in inficirten Gebieten und der 
ſtrengen Controle dieſer Licenzen aufgebaut. 

Die Verordnung gelangt laut Punkt 1 derſelben 
dort zur Durchführung, wo das Gebiet als In— 
fectionsgebiet erklärt wird. 

In Punkt 2 wird die Beſchränkung des 
Schweineverkehres im Infectionsgebiete ausgeſprochen, 
welcher ſowohl im Triebe über die Straßen als 
mittels Wagentransport unterſagt wird und nur bei 

Specialbewilligung mittels Licenzſchein geſtattet iſt. 

In Punkt 3 wird der Verkehr mittels Licenz— 
ſcheinen des näheren geregelt. Eine derartige Licenz 
gilt nur für vier Tage einſchließlich des Tages der 
Ausſtellung und wird nur für den Verkehr mit 
Schweinen, welche nicht aus einem inficirten Orte 
ſind, innerhalb des Infectionsgebietes ertheilt. Die 
Licenzertheilung hat von der Localbehörde jenes 
Diſtrictes, in welchem ſich die Schweine befinden, 
auszugehen und erfolgt nur gegen Erklärung des 
Beſitzers der Schweine oder deſſen Stellvertreter, dass 
die Thiere geſund ſind. Dieſe Erklärung wird zur 
Verfügung der Localbehörde jenes Diſtrictes zurück— 
behalten, für welchen der Schweinetransport beſtimmt 
iſt. Die die Licenz ertheilende Localbehörde hat ſofort 
eine Abſchrift an den Board über die ertheilte Ver— 
kehrsbewilligung einzuſenden. Für den Transport der 
Schweine an den Beſtimmungsort hat die kürzeſte 
Verkehrsroute gewählt zu werden. 


Die Punkte 4 und 5 regeln den Verkehr von 
Zuchtſchweinen mittels Licenzſcheinen. Von einem 
Orte in einem nicht inficirten Gebiete darf keine 
Licenz für den Verkehr mit Zuchtſchweinen in Orten 
eines inficirten Gebietes ertheilt werden. 

In den Punkten 5 und 6 werden die von den 
Schweinebeſitzern oder deren Stellvertretern betreffs 
der Geſundheit der Schweine abzugebenden Erklä— 
rungen, welche in zwei der Verordnung beigegebenen 
Formularien vorgezeichnet ſind, beſtimmt. 

In Punkt 7 wird angeordnet, dafs nach erfolgter 
Beförderung der Schweine nach Orten im Infections— 
gebiete auf Grund der in dieſer Verordnung vor— 
geſchriebenen Licenz, dieſelbe, wenn ſonſt keine anderen 
Anordnungen vom Board getroffen ſind, ſofort zurück— 
gelegt werden muſs. 


Punkt 8 enthält Beſtimmungen über den Verkauf 
der Thiere im Infectionsgebiete, dahingehend, dass 
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fein Markt, Jahrmarkt, Verkauf oder Ausſtellung von 
Schweinen im Infectionsgebiete abgehalten werden 
darf, ausgenommen Verkäufe, welche unter nach— 
folgenden Bedingungen ſtattfinden: 

a) Alle zum Verkauf geſtellten Schweine müſſen 
mindeſtens 28 Tage ununterbrochenen Aufenthalt 
in dem Verkaufsorte aufweiſen und kein Stück 
darf innerhalb dieſer Periode zugeführt worden 
ſein zu Zucht- oder zu ſonſtigen Zwecken. 

b) Die Schweine dürfen nicht inficirt durch 
Schweinepeſt und auch nicht der Anſteckung aus— 
geſetzt geweſen ſein innerhalb beſagter Periode. 

e) Der Verkauf darf nicht abgehalten werden an 
einem von Schweinepeſt inficirten Platze (Orte) 
und die Beförderung der Thiere darf weder von 
der Localbehörde, noch durch irgend eine Ver— 
fügung des Board of Agriculture verboten ſein. 


Punkt 9 ordnet Vorſichtsnahmen beim Triebe 
der Schweine an. 

Die Punkte 10, 11 und 12 behandeln die Be— 
förderung von Schweinen aus Irland nach den In— 
fectionsgebieten. 

In Punkt 13 werden jene Behörden und von dieſen 
autoriſirte Perſonen bezeichnet, welche zur Ausſtellung 
von Licenzen befugt ſind, ferner jene Körperſchaften 
und Perſonen, welche ſpeciell von der Ertheilung 
ſolcher Erlaubnisſcheine ausgeſchloſſen ſind. 

In Punkt 14 wurden Beſtimmungen betreffs 
Vorweiſung der Licenzen an controlirende Beamten 
getroffen. 

Punkt 15 beſtimmt, daſs Durchführungsverord— 
nungen von den Localbehörden zu erlaſſen ſind. 

Punkt 16 behandelt die Übertretungen und 
Strafen. s 


(Büffelſeuche in der Türkei.) Das k. und k. 
Conſulat in Salonich meldet unter dem 14. November 


d. J., daſs in der Gemeinde Maravintza des Bezirkes 
Doiran die Büffelſeuche (Barbone) aufgetreten iſt. 


(Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland.) 
Nach den letzteingelaufenen Conſularberichten iſt ein 
Rückgang der Viehſeuchenausbreitung in Ruſsland zu 
verzeichnen. So meldet die k. und k. Conſulatagentie in 
Nowoſielitza unter dem 20. November d. J., dafs in 
der Entwicklung der Epizootien in Beſſarabien in 
dem Berichtsmonate (September / October) eine be— 
deutende Beſſerung eingetreten, die Zahl der erkrankten 
Stücke auf ein Drittel herabgemindert und die der 
neu entſtandenen eine verſchwindend geringe iſt. Die 
größte Abnahme iſt in den Blattern und der Maul- 
fäule bemerkbar. Beſonders günſtig haben ſich die 
veterinären Zuſtände in dem an unſerer Reichsgrenze 
liegenden Kreiſe Chotin geſtaltet, wo neben einer all- 
gemeinen Abnahme der diverſen Erkrankungen die 
Epizootien der Schweine gänzlich erloſchen ſind. 
Das k. und k. Conſulat in Kiew berichtet gleichfalls 
unter dem 20. November d. J., daſs die Maulfäule 
unter dem Vieh im Gouvernement Charkow dank den 
in letzter Zeit von den Behörden ergriffenen Maß⸗ 
nahmen etwas nachgelaſſen hat. Doch ſind vereinzelte 
Fälle von Maulfäule nun auch in der Stadt Kiew vor- 
gekommen. Die in Kiew im Vormonate aufgetretene 
Beulenpeſt (?) der Schweine iſt laut der eingezogenen 
Information nunmehr erloſchen. 


(Rinderpeſt in Transkaukaſien.) Das k. undk. 
Conſulat in Tiflis theilt unter dem 17. November d. J. 
auf Grund der Ausweiſe der kaukaſiſchen Veterinär⸗ 
verwaltung über die Seuchenausbreitung im Monate 
September Nachfolgendes mit: An Rinderpeſt ſind 
in den Gouvernements Eliſabethpol, Tiflis, Baku, 
Erivan und im Gebiete Kars 1618 Stücke erkrankt, 
134 Stücke gefallen und 1563 Stücke gekeult worden. 
Die gleichzeitig ausgewieſene Verbreitung der „Sibi- 
riſchen Peſt“ und des „Zungenkrebſes“ zeigte eine 
Abnahme gegen den letzten Bericht. 


Verſonalnachrichten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Aller- 
höchſter Entſchließung vom 5. December l. J. den Miniſterial⸗ 


ſecretär im Miniſterium des Innern Anton Bind er zum 


Sectionsrathe und Miniſterialveterinärreferenten in dieſem 


Miniſterium allergnädigſt zu ernennen geruht. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums 
des Innern hat den in dieſem Miniſterium in Verwendung 


ſtehenden Bezirksoberthierarzt Karl Hanka zum Veteri⸗ 
närinſpector ernannt. ’ 

Der Landespräſident in Kärnten hat den ſtädtiſchen 
Amtsthierarzt Julius Scharner in Wien und den diplo⸗ 
mirten Thierarzt Anton Slivnik zu Veterinäraſſiſtenten 
ernannt und erſteren der Bezirkshauptmannſchaft Völker⸗ 
markt, letzteren der Landesregierung zur Dienſtleiſtung 
zugetheilt. 
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Viehmärkte- Kalendarium 


für den 


Monat Jänuer 1903. 


(Tabellariſche Zuſammenſtellung der in den einzelnen Kronländern ſtattfindenden wichtigſten“) Pferde-, 
Rinder⸗, Schweine- und Schafmärkte auf Grund der von den politiſchen Landesſtellen gelieferten monatlichen 


Ausweiſe.) 
++ 
Niederöſterreich. 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
„„. . ä 
Stückzahl 
. Allhartsberg 23. — 200 — = — 
Gmünd Kirchberg a. W. . . 7., 14., 21., 28. — 250 50 — — 
c (Mi 19. 450 400 — — — 
Miſtelbacc h Laa a. d. Thaya . . 7. 150 350 — — — 
A 32102 17.248 — — 600 = — 
31 
Poysd ort 7. 150 — — — er 
St. Pölten 8, 15, 22. 29 — 500 ae Er 
C Mandeng «u 26. — 600 — — — 
Wang 29. — 300 — — 
Wr.⸗Neuſtadt . . Stadt Wr.-Neuftadt 28. 600 900 — — wi 
7 1 7 10, % 200 — — — 
21., 24., 28., 31. 
++ 
Oberöſterreich. 
3 rohr 28. 15., 22., — 300 — — = 
29. 
. Weis ee 5 1200 en Spanferkel. 
31. 


) Als Minimalgrenze für die Aufnahme in das Kalendarium gilt ein durchſchnittlicher Auftrieb von 150 Pferden, 
rejpective 200 Rindern, 500 Schweinen, 500 Schafen. 


Politischer Bezirk 


Hallein 


St. Johann 


Tamsweg 


Deutſch⸗Landsberg. 
Feldbach 


Judenburg 


Leibniz; 


Moarbhm g 


Radkersburg 


Raff: 


Windiſch⸗Graz 


Stadt Eili. . . . 


Stadt Pettau 


* 


Stadt Graz 
Stadt Marburg 


Ortsname 


Hallen 


„ Radſtabtt 
St. Johann i. P. 


Mauterndorf 


Mariapfarr i 


St. Georgen a. S. 


Neukirchen 


St. Marein b. E. 
Pietro? 
Tüchen 
Pfaß berg 


Hohen egg 
.Wettmannſtetten 
Stanz; 


Leibn t; 
Gleinſtetten 


St. Leonhard W. St. 


Radkersburg. 


Montpreis 


Veruae ; 


Koprein iz 
Reichenberg 
.Mahrenberg ; 
Windiſch Graz 


Stadt Cilli 


. Stadt Pettau, 


. Stadt Graz . 
. Stadt Marburg 


" " 


Salzburg. 
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8. 15, 28. %% 100 500% — 
8,10, 17.24, 81 — 20⁰⁰ 


Borcusſtchuſcher Auftrieb a an > EEE 

7 ——̃ ſ— 7 

Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen aum. 
. 


Stückzahl 8 2 
17.35% en ee und Ku 
14. er 200 EN 
27. — 40⁰ = _ 
26. 50 % 
Steiermark. FR 
2 150 800 — — 
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12 — 450 8 9 
17 — 300 — Ba 
21 100 1000 — a 
22 50 350 — — 
26 — 500 — —— 
5 — 500 u = 
19 — 500 5 ee. 
25 — 800 ee — Wird von frem 
71 — 300 — Er 
20. — 300 — =: 
30. — 250 — — 
17. = 500 5 — i 
=) 13 a 25 7 Be 
ieh⸗Export 
Mähren, Vöhmen 
ederbſt 
u 
26. — 800 — — 
26. — 600 . — 
20 — 800—100 — — Miundere 4 
e aue 
Mittelſteierm 
5. 400 600 — — 
12. — 800 — — 
14, — 700 — — 
17. — 900 . en 
26. — 200 = = 
26. — 200 — 
29. — 500 — — 
19. —— 200 — 2 
25. — 250 — — 
5. — 80 100 — 3 


25 8 
bruar „Vice. * 
Am 055 14., 21 . 3 
u. 28. Schwei 


4., 28. — 700 ae 
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Brain, 
Vorausſichtlicher Auftrieb an 
2... T... 
Politiſcher Bezirl Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
— . —————— ; 
Stückzahl 
r Landſtraß 173 — 500 — — Ausfuhr. 
Ratſchac h 26. — 500 — — detto 
eig Zirklac ht 17 — 200 180 30 — 
Laibach, Stadt . . Laibach, Stadt.. 8. 250 700 — — Export lebhaft 
SPS ZUR 26. 300 1000 Lu! 3 Export lebhaft. 
4 Jahrmarkt. 
A Rodoken dorf 2. = 800 — = Ausfuhr. 
NT Unter⸗Loitſch 3: — 300 — — — 
Air 12. — 400 50 — — 
Müintt!!ß Ihe. iR; — 200 — — — 
Neudorf 26. 50 400 50 — — 
Ole ar. = 30. — 500 —— — Ausfuhr. 
Rudolfswerth . Rudolfswerth .. 5. — 400 400 — — 
2 m 20. 10 800 400 — Export. 
Jahrmarkt. 
Hönigſtein 31. — 700 — — — 
r Domſchale 5. 10 300 200 40 — 
Se,; EN 20. 80 400 200 60 — 
— en Außerdem j 
Tſchernembl or . Tichernembl . . . . 8: 300 200 Mun 
markt. 
We; 1: 12. — 700 250 — — 
Mitiiiagg 18. — 1000 300 — — 
++ 
Rärnten. 
ä—— ii s;; Millſtatt * 70 — 350 — — — 
r Straßburg 12. — 300 — — — 
f eee 19. 200 500 — — = 
Villach 12. — 200 — — — 
Völkermarkt . . Bölfermarlt . . . . 28. — 200 — 60 — 
++ 
Rüſtenland. 
r 3 Braun! ae. 8.,29. 90 1100 850 — — 
Gradis ca Miel“s 19. — 900 900 — e 
Cervignano 2. — 900 800 — — 
Cormons 30. — 950 900 — — 
Gradisckcgaa 13., 20. — 800 850 — anti 20. Jahrmarkt. 
Romans? 26. — 900 850 — — 
Capodiſtrian Capodiſtria . 15. 12 300 300 200 — 
Mitterbun g Mitterbug 1 35 950 300 200 — 
C Kuala. a 26. — 900 300 — — 
St. Danjel 5 — 500 — — Jahrmarkt. 
Sean; 12 100 850 200 — 
r Sanvincenti . 22. 35 750 100 500 Jahrmarkt 


Dieses Lerdee 1:7. 2. — 300 250 — — 
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Tirol und Vorarlbern. 
In Tirol. | Br 
Vorausſichtlicher Auftrieb an FRA 
b . . — 2 2 L 7 2 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 
Bord!; 8 Borg? 5% 21. — 200 120 150 — 
Bozen Kollmann 19. — 450 30 30 — 
Kurtaſch h 27. — 200 20 30 — 
Brune? Bruneck 3 20 300 120 350 — 
Cavaleſe Cavaleſee 22 — 200 70 30 = 
less Ges 2 5 10 300 350 10 — 
r Kerr, Silz 12. 250 70 — — 
Innsbruck Amrass . 8. 400 400 10 — 
Kufſte ß 2er Kufſtem 15 — 250 20 — — 
Sie Lienz 31. — 300 30 50 — 
Silllan 2. — 200 10 10 en 
8 Mrra nnn; IE Oberlanna 7 20 900 500 130 — 
Schönn n 47; —— 350 30 10 — 
Untermais BE 30, — 400 150 10 — 
Schlanders Schlanders . .. . 15. — 250 300 20 — 
Nins Ard NE RUIEE 7. — 200 20 10 — 
Rovereto MOL a 8 2. 10 400 40 100 — 
F 19. 10 200 30 20 — 
Dient: Dennndsd 17 — 200 20 — — 
Lapiss a ee, 29 — 450 20 10 — 
Peron?! 26 — 200 100 200 — 
Bozen, Stat Bozen 12 50 1300 300 200 — 
Trient, Stadt Tren 19 10 700 50 60ʒ— 
++ 
Böhmen. ö 
Beueſ chan Beneſchau . 25 800 1000 — — — 
Biſchofteinitz .. Stanfau * 8 — 300 — — 
Biuntun Doss 20 700 — — 
Kaſejodi ß 7 100 700 — — 
Nozmital 21. 600 — * 25 
Böhmiſch⸗Brod . Böhmiſch⸗Brod 20. — 500 — — 8 
Budweis Budweis 12; 600 800 600 Euch 
TI Te Kreuzberg 5 26. — 400 — — 
+ Bhibramisre nr 19. — 300 — — — 
Chru diem Chr aft 7 — 500 — — — 
Hekmanmeſtee . 19. — 500 — — — 
Kamenitz, Trhow . . 8. — 450 — — — 
Cases Cäslan 9. — 300 — — — — 
Deutſch⸗Brod . . . Deutjch-Brod „he 20. — 500 — — — 
Polng 21. — 400 — a 5 
Fallenan Falkenan 19% — 450 — — 
Goffengrün . . - 12., 29. — 350 —400 — — —. 
Königsberg 1381 — 300-350 10 — — 
Graslit zz Heinrichsgrünrnrnn 26. — 200 — — a 
Hohenmauthb . . . .Shutih. ..... 28. — 300 ug eg * 
Holowii ß Sa 19. 200 700 — — — 
Hoſtom itz 12. — 200 — — — 
Zebra k 22. = 400 92 25 — 
iin Rozdalowitz 29. 5 300 ar = — 
Sobota 8. — 300 — — — 
Raadengngn ff ee 26. — 250 — — — 
Karlsbad Schluckenau 12. = 300 109 * 
Karolinenthall. .. Brandeis a. d. E.. 27. 200 600 — — * 
r Uuhoſ cht 2. — 300 — — — 
* BE i 


7 1 ee. wett ie Tr cr 7 * 
1 * 11 * ** 1 1 
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Vorausſichtlicher Auftrieb an 
e mn 


Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
Stückzahl 

C R Wr Kal, 200 1400 — — — 
Penn... 9. — 1200 — — = 
P Wien 12. — 500 — — — 
Nauk 55 — 250 — — — 
Kitt. 8. 300 800 — — — 
Königgrätz Hohen bruck 28. — 300 — — — 
F 755 200 600 — — = 
Königgrätz 26. 250 500 a nn 
ier Jaoaromer .. 13. — 400 — — — 
Kozlansn 13. — 350 = — — 
Kutten berg... Kohljanowitz 26. — 500 — — — 
Neuß 26. 150 900 — — — 
r Kliſon dr, 95,129. 19,6 — 200 — — — 
Seesen 2., 8., 15., 22, 29. — 250 — — — 
l Leitomiſchl ar 26. — 400 — — — 
Duch aun 20. — 250 — — — 
e See. 713. 20, 27, — — 500 — — 
n 8. 400 1000 — — — 
Mſch eps 21. — 250 — — — 
Moldautein . Moldauthein 15. 100 200 — — — 
ie Bechnunn 19. — 400 — — — 
Mühlhauſen 29. 80 1200 — — — 
Münchengräz Bakob 26. 200 800 — — — 
Neubydzob . . Chlumet z 26. — 500 — — — 
Neubyd zor 20. 70 600 — — — 
Neu hans Nenlaus Te 100 500 500 — — 
F Dei 25. — 250 — — — 
Pardubii tz S 13. — 250 — — — 
Daſch ttt 8. 40 400 — — — 
D 21. 30 250 — — — 
iin! 1 — 350 — — — 
C Cerekwe, Ober 8. — 300 — — — 
Dei w21. — 350 — — — 
P 5. — 600 Er — = 
Piigram 13. 100 700 — — * 
Nate 19. — 400 — — — 
Reitz, Roth⸗ KEN 20. — 300 — — — 
r Den 19. 600 550 — — — 
mio ß 26. — 400 — — — 
PT 8. 300 1000 — — — 
Wodan 27. 100 300 — — — 
Pode brad Königftadtl . . . . 12, — 540 — — — 
Nimp ug 28. 350 1500 — — — 
Podeè brad 13. — 1100 — — — 
ones 7. — 250 — — — 
ä Se es 19. 300 300 — — — 
g Bergreichenſtein .. 28. — 300 50 — — 
Schüttenhofen 12. — 400 150 — — 
. edles 19. — 300 — — 
Selen 21. — 500 — — 
D Eiſenbrd 20. — 200 10 — — 
ant 22. 6 200 >= — — 
Senftenberg. . Senftenberg 26. — 200 200 — — 
Smidow ..... Muiſchekk 20. — 200 — — — 
nt, Stieko nt, 3. 100 600 — — — 
Won 19. 35 1000 — — — 
. Jiſtebu zz; 12. — 500 — — 
Sobes lau 26. — 1000 — — — 
iind 20. 200 1600 — — — 

Woſchitz, Jung⸗ 27. — 800 — — 
A Neugedein 2, 16, 30. — 300 — — — 
1 n 12. — 1500 — m — 

Zus an 8. — 300 150 — 


518 9 Bm : ga 
* 3 u Borsustäitiger Bartreh 8 
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Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen i Ann 
Stüdzapl 
Tl heufing 2... 6. > 250 = 
Turnau IR 14, 300 700 200 
Wittingans Kardaſch⸗Rekit z 18. tr 700 — 
Wittingauu .. - - 2 — 500 — 
++ 
Mähren. 
Aufpiiz Auſpitz : 29. 250 300 300 
Klobounk 20. . — 500 450 
Ungariſch⸗Brod . Ungariſch-Brod i 12: 200 2200 5005 
Wallachiſch⸗ Klobonk 26. — 300 — 
Slawitſchin 19. — 600 300 
Mähriſch⸗Budwitz . Mähriſ ſch⸗Budwitz . 12 75 800 — 
5 Fratting #19; — 500 — 
Jamni z 20. 250 . 
Sarmeribnns MU gs 26. 50 300 — 8 
Datſchit .. . » Datſchit . .. - 7. ze 300 50 = a 8 
Neureih . . 8 19. — 4⁰0⁰0 ER eh 1 5 
Tel); 26. 100 450 9 detto 
Holleſ chu Freiſtadill 26. — 200 S . 735 f 
iſowi en t : 
Plowik. rer 19; 650 | 50 915 en Ge = 
Ungariſch⸗Hradiſch. . Biſerernrn . 19. 900 1200 — 
Jalaßgßn Pirni ß 5. — 400 — 
Wie 26. — 600 — 
Sinn: „ Litten 20. 200 100 Bu 
Wallachiſch⸗ Meſeritſch re re De 5. — 250 — 
Wallachiſch-Meſeritſch je: 50 350 300 
Miſte!k ire Miſte k 8. 150 350 500 
Neuſtadtitl Sr 5. = 500 150 
Nentitſchein Neutitſchein 22. 300 250 50 
Prera n pferd,, ea 16. 100 350 100 
Proſs unis Profßsnitz 12. 800 400 _ 
Tiihnowig .... . Sure 26. — 150 500 
Tiſchnowitz 27 — 200 400 
rei DES Trkbiſch h 19. 150 500 100 
Mähriſch⸗Weißlkirchen Leip nik 26. 200 300 250 
Wiſcfß, Muſterlt z 27. 75 250 150 
Kremſier, Stadt . . Kremſier 27. 100 400 50 
Schleſten. 
Bielitz „ Skotſchaunu 19. 200 250 
Teſ chen Teſchen 5. 200 350 — 
Tropp an Wigſta dll! DIR 50 250 — 
Friedek, Stadt „reden 12. 150 300 20 
Galizien. 
lane Diode a : % PP? 
Boditia sas Bochn esd 27 15. 29. 550-650 500 —550 1500 RR 
Lipnica murowana . 5., 26. — 400 450 ee — — 
Niepofomicee . . - 7. — 300 5500 ar 5 
Lapan bb 19. — = 6500 
ne Re 
2 8 . 
2 CC 
i 4 285 
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f Vorausſichtlicher Auftrieb an 
— — u 
Politiſcher Bezirk Ortsname Datum Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
8 Stückzahl 
Bohorodcezany Bohorodezan . . . 15. 150 250 — — — 
Ses 15. — 300 — — — 
Borsz ez Korolöwka . . 15. 22., 29. 150 450 — — = 
Borszezow 5, 12., 20., 26. — 350 —400 > == — 
r Brody 26. — — 70⁰ — — 
Doe 15. — — 500 — — 
n Dres e 20. 50 450 — — — 
Szezurowa am 2, 22. — 350 —400 — — — 
Wonen 5% 26. — 250 — — — 

3 Bafliesyn . ».. ... 12. — 300 — — — 
e Brzezan g 13. — 450 — = 2 
r Brzozönr 26. — 350 — = — 

ü Domaradzz 55 — 300 — — — 
Buczacecz Buches 2., 15., 22. 29. 150 400 600 — — 
Cieszanßb w Dlesz yen 14. — 250 — = — 
Dabrowa Dab row 12., 26. — 250 300 500-550 — — 

Baähns 95.19, — 250 — 300 — — — 
r Dir G 2 e 200 — 300 500 - 700 500 — ze 
Dobromil . ... . . 1 — 300 — — — 

f „ 19., 26. 150—250 500-700 — = = 

Te Belehow . . . . .» 18. — 1400 — — — 

Rozniat ow 14. — 850 800 — — 

Drohoby cz Drohobycz 5., 20, 26. 150 450-700 500-700 — — 

C Grödek 4.5 11. 18. — 200 — — — 

Grybow Grybow 5., 19. = 400 — — — 

RS 12., 26. — 500 — 550 — — — 

Horodenfa . Horodenka 6., 13., 27. 150 — 800-900 — — 

> I 14., 20. 200—450 300—900 800--1000 — — 
Ser m, 18. 150 400 550 — Jahrmarkt. 

aer Jaros tab . x 9.,16., 23., 30. — 250-300 — — — 
Radym no 21. 200 300 — — Jahrmarkt. 

Sieniaba . . 2. — 200 — — — 

DEN wg, RE 8,15.,22. : — 300—400 — — — 

n 29. 200 500 a 2 

Jaworow Jaworͤw 5., 12., 20. 200 300-400 — — — 

FF 26. 200 300-400 500 — — 

one 15. 200 500 500 — — 

Wielkie ocz . . . 14. 200 500 500 — — 

Kalusz r 19. 350 800 1200 — — 

Woiniiw .... 14. — 900 — = — 

Kolomyja „ Gwozdziee 2% 300 600 — — — 
Kolomy jaw 1 700 2000 1000 — Jahrmarkt. 

Kraköw, Stadt n, 8., 15., 22., 29. 150 - 200 — — == = 
E Kross 5. 250 600 550 — Jahrmarkt. 

Limanowa . Limano aa 19. — 800 600 — — 

Lukowieaa 5., 26. — 200 — — — 

Skihdina Du 15., 29. — 300 — — zen 

Symbare ze 2% 12. — 600-500 -- - — 

Listo Baligröd 5., 12., 19., 26. — 300 — — — 

Nd TTT = > 

Uſtrzyki dolne = 7., 14. — 350—400 —— — — 

Lutowis ka 22, 29. — 300—400 — — — 

* N 15. — 300 800 — — 

A irrt! 21. — 200 — 8 > 

Hank! 7. — 600 700 — — 

Borns 31. = 300 500 2 8 

en Meer 8., 15., 22., 39. — 200 — = — 
Mosciska Sadowa wisznia. 7. — 300 600 = Jahrmarkt. 

Nadwörna Nadwörna 18. 250 2000 1200 — — 

85* 
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Politiſcher Bezirk 


Nowy Sqcz 


Nowy Targ 


Peczenizunn . 


Pilzno . 
Podgörze. 


Podhajce 
Przemysl 


Braemyslany . . . 
Praeworst . . . . 


Raug 


Rohatyn. 
Ropczyce 


Rudki 
Rzeszoöw 


Samborr 
Stanistawow. . . . 


Stary Sambor . 


Stu 2.200, 


Strzyzöw 
Tarnobrzeg 
Tarnopol 
Tarnoöw 


Zloczö ß 


Zölkiew 


Zydaczöw 
Zywiec 


* . . . 
. . . . 


77 
Gliniany 


. . € 0 


Ortsname 


Oacko 


Zbyszy ce 
Czarny dunajee 


Nowy Tarrg 
Peczenizyn 
Pilzno 
Podgörze . 


Podhajee 
Dubiecko 


Przemysl 


Przemyslany 


Kanczuga 
Przeworgk 2. 
Niemir bvb 


Rawa 


Ropezy rere 
„Komarn g 
Rzeszoöw 


Tyczyunn 


Jezupol 
Staniskawöw 


Stara Sol 


Stryj 
Frysztak 


. Tarnobrzeg 5575 
Tarnopol 


Tarnow 


Wadowice 


Dobezy ce. 5 


Gdoͤw 


Zboröw 


Moſty wielkie 
Zökkiew 
Mikolajow 


Sucha RR 


E „ 


. . . . 
„* . . . 


Nine nr 


Andrychöw . 
Kalwarhha . 


Wieliczkkaa 
Wisniowa. . . . 
. Bomorrany . . 


2 . . 


. — . . 


Vorausſichtlicher Auftrieb an 


Datum Pferden 
Stückzahl 
15., 29. — 200 — 
2., 22. ie 300 = 
12., 26. -- 250— 300 
Ä 5., 13., 20., 27. 300 400 — 
. 2., 9., 23., 26., 30. — — 500— 600 
1,21; 400 400 — 
5., 22. — 500 — 
2. — 400 — 
12. — 250 — 
26. 150 200 — 
5,19. 350—450 300 —400 
20. — 450 — 
19., 26. — 200. 50 
2., 7., 9., 13., 16., 
20.,21.,23., 27,30. — 200-300 — 
2., 8., 15., 20., 
22., 30 — 550600 7 
26. — 250 — 
2., 9., 16., 23., 30 — 500 600 
13. 600 550 700 
15. — 250 500 
26. — 200 — 
27. — 250 500 
2. — 300 500 
20. — 200 — 
20. — — 800 
20. — — 500 
12., 19., 26. 250 
21., 28. — — 500-700 
2. 200 500 800 
73 300 1000 
5. 1219,26. — 200 —250 — 
2., 9., 16., 23,30. — 350 — 
2., 25. e 
15. 22., 29 200 250 — 
21. — — 500 
2. 150 — 500 
15., 22., 29 — — 500 —600 
2., 150 1100 1600 
1.29, 200 800 700—900 
22. 150 1200 900 
8., 22. — 200 — 
28. — 500 
7., 14. 21 = — 800-1200 
2., 16., 30 — 250 600 
9., 23. — — 650 
20., 29. 500-700 — 
21., 28. — 200— 250 — 
12., 13 — 600 — 
20. — — 550 
14., 28. — 200 — 
8. — 300 — 
14., 28 — 250 — 
13. — 400 
5. — 450 — 
8. 22. — 350 — 
15: — 350 1300 
2. 150 400 500 
20., 29 — 500 500 
To, — — 600 
15., 29 200 400 700 
2. 300 700 2500 
„ ., 9.16, 28% 0 300-400 — 
6., 20. 300 400 — 


| 
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Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 


n 


F 


Jahrmarkt. 
detto 


| 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


Jahrmarkt. 


N 2 
ER 


Ko 


iftrieb an 


Vorausſichtlicher Ar * 
Pferden Rindern Schweinen Schafen Anmerkung 
ian 5 


 Buhewine, 


V 5 
b tel find nicht 
„e, 21. 28. a | ne 
ge 6 LEE — — 2.9. 16.,23.,30. f n Fer 
„ Wiinib ul... . 29., 30. \ Jahrmarkt. 


* 


0, 2461 


Oberöſterreich 
en Salzburg 
Steiermark. 
Kärnten 
MEAN...» 
Küftenland . 
Birol 
Vorarlberg. 
Böhmen 
Mähren 
Schleſien . 
Galizien 
Bukowina 
Dalmatien 


Im Vorjahre 
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Niederöſterreich 


Summe. 


. 


. 


poliliſchen Bezirke 


Ausweis 


über den Stand der anſteckenden Thierkrankheiten, welche nach den am 14. Derember 1902 vorgelegenen Berichten der politiſchen Tandes- 


behörden ſeit Abſchluſs der lehten Wochenperiode zur Anzeige gelangt lind. 


Zahl 


der 


Ortſchaften 


260 4.153 
140 6.649 

6 859 
24 3.955 

8| 2.956 
12 3.263 
130 1.121 
260 1.887 

3 188 
960 13.286 
40 3.374 
124 721 
80 11.376 
10 712 
130 841 


383 55.3410 110 27202 


Durch die Schweinepeſt gefährdeter Stand: 4009 Schweine, davon krank 1378 Stück. 


Klauen⸗ Milzbrand] Wurm- Pan Räude brand der der peſt ausſchlag] Wuth⸗ 
ſeuche krankheit [ krankheit Rinder | Schweine Schweine-] an den krankheit 
ſeuche) Genitalien 


r HH Bleche 2 2 2. 7 130 160 120 260 32] 1] 1] 3] 5] 5 
e n 8 15 20 AT 
1 \ . i he Fr Bra BRale BER STERN Prrasal oa 
2 . 5 A er Fi Sa KK EL 5 11 301 . 2 125 
; g e n 11 2] 2] 55 9 18. * 
g n { - 18 3 a 
l . a Ver \ . 
2 4 6 11 11 E 5 2 2 3 e 
44 6 8 11 Di 3 4 133. 
n 5 1545 I, in 8 e 
1] 5135] 2] 2] 2 3] 3] 3 12 14| 17 Sale, 2 2 12] 23] 5103811 11 1) 11 10 1 


5 5 5 5] 9] 10 17 19] 22 1] 1] 1 17 240 43] 560120489] 8 12 260 9 9112 


. . . . * 5 . . . . . . . * . 9 * * 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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Jahrgang 1902. 


Beillatt zu dem Uerordnungablatte 


R. R. Niniſte riums Öes Innern. 


ngelegenheiten der ſtaatlichen Veterinärverwaltung. 


— * 


Redigirt im k. k. Miniſterium des Innern. 


Nr. 39. Wien, 31. Derember 1902. 


Inhalt: Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. Kundmachung des Miniſteriums des Innern 


vom 19. December 1902, 3. 52.571, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr 
von Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus Ungarn und Croatien⸗Slavonien nach den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 
24. December 1902, Z. 53.455, enthaltend veterinär-polizeiliche Verfügungen in Betreff der Einfuhr von 
Schweinen aus Ungarn und Croatien-Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 
— Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 31. December 1902, Z. 54.333, womit die Einfuhr von 
Vieh und Fleiſch aus den Ländern der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern bis auf Weiteres geregelt wird. — Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 26. December 
1902, 3. 53.668, betreffend die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 
— Kundmachung des Miniſteriums des Innern vom 29. December 1902, Z. 53.872, betreffend die 
Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern nach Ungarn und Croatien⸗-Slavonien. 
— Circulare der Seebehörde in Trieſt vom 5. December 1902, 3.18.331, betreffend die Einfuhr von Vieh und 
thieriſchen Abfällen aus Montenegro nach Oeſterreich. — Kundmachung der Landesregierung in Laibach vom 
29. November 1902, Z. 25.054, betreffend die Regelung der Viehbeſchau auf den Eiſenbahnſtationen Krains. 
— Kundmachung der Statthalterei in Lemberg vom 3. December 1902, Z. 143.736, betreffend Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Maul⸗ und Klauenſeuche. — Kundmachung vom 6. December 1902, Z. 148.321. — 


Kundmachung vom 16. December 1902, Z. 151.703. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 
13. December 1902, Z. 61.296, betreffend die Aufhebung der Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen 
aus Steiermark nach Mähren. — Kundmachung der Statthalterei in Brünn vom 13. December 1902, 


Z. 61.297, betreffend die Aufhebung der h. o. Kundmachung vom 6. November 1902, Z. 54 616, womit 
wegen Beſtandes der Maul⸗ und Klauenſeuche Viehverkehrsbeſchränkungen im polit. Bezirke Ungariſch-Hradiſch 
angeordnet worden waren. — Kundmachung der Statthalterei in Wien vom 20. December 1902, Z. 128.673, 
betreffend die Einfuhr von Schweinen aus Mähren, Kärnten und Krain nach Niederöſterreich. — Kund— 
machung der Statthalterei in Prag vom 9. December 1902, Z. 262.401, mit welcher die Verfügungen, be- 
treffend die Ausfuhr von Nutz⸗ und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen Reiche abgeändert werden. 
— Kundmachung der Statthalterei in Prag vom 23. December 1902, Z. 272.682, mit welcher die Be⸗ 
ſchränkungen im Verkehre mit Schweinen aus Krain, Steiermark, Niederöſterreich, Oberöſterreich und 
Mähren nach Böhmen aufgehoben wird. — Erläſſe. Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 19. De⸗ 
cember 1902, Z. 51.484, betreffend die Zulaſſung der freien Einfuhr von Rennpferden aus geſperrten Gebieten 
Oeſterreichs nach Ungarn. — Verſchiedene Mittheilungen. Erleichterung der Fleiſcheinfuhr aus 
Defterreich-Ungarn nach Dresden. — Viehladeſtationen und Ausladeſtationen in Croatien⸗Slavonien. — 
Perſonalnachrichten. — Concursausſchreibungen. 
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Geſetze, Verordnungen und Kundmachungen. 
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Kundmachung des Miniſteriums des Kundmachung des Minifteriums des N 


Innern vom 19, December 1902, 3. 52.571, 
enthaltend 
veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen) aus Ungarn und Croatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt 
nach dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſte⸗ 
rium des Innern die Einfuhr von Schweinen aus den 
Bezirken Klanjec, Krapina, Pregrada (Comitat Varazdin), 
Gorica velika, Stubica (Comitat Zagreb) in Croatien⸗ 
Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen König⸗ 
reichen und Ländern. 


Ferner iſt wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche im Grenz -Stuhlgerichtsbezirke Vaͤg⸗ 
Besztercze (Comitat Trencsen), ſowie in der Muni⸗ 
cipalſtadt Pozsony die Einfuhr von Klauenthieren 
(Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen) aus den be- 
zeichneten Verwaltungsbezirken auf Grund der von den 
k. k. Bezirkshauptmannſchaften Bruck an der Leitha und 
Wallachiſch⸗Meſeritſch getroffenen Verfügungen nach 
dem diesſeitigen Gebiete verboten. 


Hingegen werden die Verbote gegen die Einfuhr 
von Klauenthieren aus dem Stuhlgerichtsbezirke Nagy⸗ 
Marton (Comitat Sopron), ſowie gegen die Einfuhr 
von Schweinen aus den Stuhlgerichtsbezirken Naszod 
(Comitat Besztercze-Naszoͤd), Petroſeny (Comitat 
Hunyad), Pomäz, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szent⸗Endre, Väcz, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Peſt-Pilis⸗Solt⸗Kiskun), 
Szepes⸗Ofalva (Comitat Szepes), dann aus der Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Budapeſt in Ungarn und aus der 
Municipalſtadt Varazdin in Croatien⸗Slavonien hiemit 
aufgehoben. 

Das nunmehr kraft des beſtehenden Ueberein⸗ 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 22. September 1899 (R. G. Bl. 
Nr. 179) bis zum vierzigſten Tage nach dem Er: 
löſchen der Seuche geltende Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren aus der durch Maul- und Klauenſeuche 
verſeucht geweſenen Gemeinde Marczfalva (Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Nagy⸗Marton), ſowie deren Nachbar- 
gemeinden wird durch die Aufhebung des gegen den 
genannten Bezirk beſtandenen Verbotes nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zur hierortigen Kund⸗ 
machung vom 11. December 1902, Z. 51.265, 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Die vorſtehenden Verfügungen treten ſofort in Kraft. 


Innern vom 24. December 1902, Z. 53.455, 


enthaltend 


veterinär⸗polizeiliche Verfügungen in Betreff der 
Einfuhr von Schweinen aus Ungarn und Croatien⸗ 


Slavonien nach den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


Wegen erfolgter Einſchleppung der Schweinepeſt nach 
dem diesſeitigen Gebiete verbietet das Miniſterium des 
Innern die Einfuhr von Schweinen aus den Stuhl⸗ 
gerichtsbezirken Alvincz, einſchließlich der Stadtgemeinde 


Gyula⸗Fehervär, Magyar-Igen (Comitat Alſoö-Feher), 
Szasz⸗Sebes, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 


gemeinde (Comitat Szeben) in Ungarn. 

Hingegen wird das gegen die Einfuhr von Schweinen 
aus dem Stuhlgerichtsbezirke Szaͤszväros, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Hunyad) 
in Ungarn, ſowie aus dem Bezirke Oſiek (Comitat 
Virovitica) und aus der Munieipalſtadt Oſiek in 
Croatien⸗Slavonien gerichtete Verbot hiemit aufge⸗ 
hoben. 

Das nunmehr kraft des beſtehenden 
kommens gemäß Artikel I, Abſatz 2, der Miniſte⸗ 
rial⸗ Verordnung vom 22. September 1899 
(R. G. Bl. Nr. 179) bis zum vierzigſten Tage nach 
Erlöſchen der Seuche geltende Verbot der Ein⸗ 
fuhr von Schweinen aus den durch Schweinepeſt 
verſeucht geweſenen Gemeinden Bizovac, Tenje, 


Valpovo⸗Vanjsko (Bezirk Oſiel), ſowie deren Nachbar⸗ 


gemeinden wird durch die Aufhebung des gegen den 


genannten Bezirk beſtandenen Verbotes nicht berührt. 


Dies wird im Nachhange zu den hierortigen Kund⸗ 
machungen vom 11. und 19. December 1902, 
33. 51.265 und 52.571, zur allgemeinen Kenntniß 


gebracht. ni 
Die vorstehenden Verfügungen treten ſofort in Kraft. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 31. December 1902, 3. 54.333, 


womit 
die Einfuhr von Vieh und Fleiſch aus den Ländern 
der ungariſchen Krone nach den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern bis auf 
Weiteres geregelt wird. 


L. 


Im Folgenden werden diejenigen Gemeinden in 
Ungarn und Croatien⸗Slavonien angeführt, aus welchen 


in Gemäßheit des Artikels IL, Abſatz 1 und 2 der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 22. September 1899 


(R. G. Bl. Nr. 179) wegen Beſtandes von Thier⸗ 


Ueberein⸗ 
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ſeuchen die Einfuhr der beſonders angegebenen Thier- 
gattungen verboten iſt. 

Dieſe kraft des Uebereinkommens ſelbſt in Geltung 
ſtehenden Verbote erſtrecken ſich nach den erwähnten 
Beſtimmungen auf die namentlich bezeichneten Ge⸗ 
meinden und auf deren Nachbargemeinden. 


In dieſem Sinne iſt verboten: 
1. Aus Un garn: 


a. wegen des Beſtandes der Maul- und 
Klauenſeuche die Einfuhr von Klauen— 
thieren (Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Alſö⸗Feher, Stuhlgerichtsbezirk Baläzs⸗ 
falva ; aus den Gemeinden Csicsöholdviläg, Soroſtély; 
Stuhlgerichtsbezirk Kis⸗Enyed: aus den Gemeinden 
Olähbogat, Orményszékes, Pokafalva, Szekaspreszäka; 
Stuhlgerichtsbezirk Maros⸗Ujvär: aus den Gemeinden 
Elekes, Felſö⸗Marosujvär, Marosujvär, Olähtordos; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Enyed: aus der Gemeinde 
Kiſakna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Borosjenö: aus 
der Gemeinde Borosjenö; Stuhlgerichtsbezirk Radna: 
aus der Gemeinde Toͤt⸗Värad; 

Comitat Bäcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Zenta: 
aus der Gemeinde Bäecs⸗Martons; Stuhlgerichtsbezirk 
Zsablya: aus der Gemeinde Zsablya; 

Comitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Leva: aus den 
Gemeinden Barsendred, Garam⸗Keleczeny, Garam— 
Szöllös, ſowie aus der Stadtgemeinde Léva; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Oszlaͤny: aus der Gemeinde Nagyugröcz; 


Stuhlgerichtsbezirk Verebely; aus der Gemeinde 
Verebely; 
Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: 


aus den Gemeinden Dsoszän⸗Gurbesd, Kreszulya; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szalonta: aus der Gemeinde 
Arpad; 

Comitat Braſſö, Stuhlgerichtsbezirk Alvidek: 
aus den Gemeinden Szaͤsz⸗Magyaros, Veresmart; 
Stuhlgerichtsbezirk Felvidek: aus den Gemeinden 
Barcza⸗Ujfalu, Volkäny, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Braſſö; Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: aus der Gemeinde 
Pürkerecz; 

Comitat Csanäd, Stuhlgerichtsbezirk Központ: 
aus der Gemeinde Ambrosfalva; 

Comitat Csongräd, Stuhlgerichtsbezirk Tiszän⸗ 
Innen: aus der Gemeinde Dorozsma; 

Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Däg, Dorog, Leänyvär, ſowie aus 
der Stadtgemeinde Esztergom; Stuhlgerichtsbezirk 
Pärkäny: aus den Gemeinden Libäd, Näna; 

Comitat Fejeé r, Stuhlgerichtsbezirk Adony: aus der 
Gemeinde Räcz⸗Almäs; Stuhlgerichtsbezirk Särbogard : 
aus der Gemeinde Herczegfalva; Stuhlgerichtsbezirk 
Szekes⸗Fehervar: aus den Gemeinden Füle, Gaͤrdony, 
Stuhlgerichtsbezirk Väl: aus den Gemeinden Baracska, 
Kajäszöszentpeter, Many; 
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‚ Komitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Alſoͤ⸗ 
Arpäs: aus den Gemeinden Alſöärpäs, Alſoͤporumbäk, 
Alſoͤviſt, Besimbäk, Drägus, Feljdarpas, Felſöporumbäk, 
Felſöuesa, Felſöviſt, Földvaͤr, Keleti⸗Felſö⸗Szombatfalva, 
Kerez, Nyugoti-Fellö-Szombatfalva, Olaͤhujfalu, Rukkor, 
Streza⸗ Kerezisora, Szaͤrata, Skorey; Stuhl- 
gerichtsbezirk Fogaras: aus den Gemeinden Alſoö— 
Szombatfalva, Betlen, Dezsan, Dridiff, Fogaras, Galacz, 
Huréz, Kis⸗Berivoj, Kis⸗Vajdafalva, Kopacsel, Ludisor, 
Lisza, Marginen, Nagy⸗Vajdafalva, Poserta, Szeszesor, 
Szevesztreny, Vajda⸗Récse, Voila; Stuhlgerichtsbezirk 
Särkäny: aus den Gemeinden Buesum, Grid, Mundra, 
O⸗Sinka, Persäny, Sarkaicza, Szunyogszek, Todoricza, 
Uj⸗Sinka; Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: aus den Ge⸗ 
meinden Holbäk, D-Tohan; 

Comitat Haromszek, Stuhlgerichtsbezirk Kezd: 
aus der Gemeinde Felſö⸗Csernäton; Stuhlgerichtsbezirk 
Miklösvär: aus den Gemeinden Arapatak, Hidveg; 

Comitat Heves, Stuhlgerichtsbezirk Hatvan: aus 
der Gemeinde Apcz; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Baͤt: aus den 
Gemeinden Derzsenye, Kiskereskeny; Stuhlgerichtsbezirk 
Korpona: aus der Gemeinde Beld; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Szob: aus der Gemeinde Kiskeszi; 

Comitat Hunyad, Stuhlgerichtsbezirk Hätszeg: 
aus den Gemeinden Baczalaͤr, Demſus, Haczazsel, 
Kitid, Naläc⸗Vaͤd, Pojeny, Rekettyefalva, Stei⸗ 
Vaspatak; Stuhlgerichtsbezirk Hunyhad: aus den 
Gemeinden Kö⸗Boldogfalva, Meregyö; Stuhlgerichts- 
bezirk Puj: aus den Gemeinden Fegyer, Petrosz; 

Comitat Kis⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Dicsö⸗ 
SzentMärton: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗Bajom, 
Felſö⸗Bajom, Küküllövaͤr, Völez; Stuhlgerichtsbezirk 
Erzsébetväros: aus den Gemeinden Csikmantor, Darlacz, 
Hetur, Kiskend, Kis⸗Szent⸗Läszlö, Korod, Kund, Nagy⸗ 
lend, Olaͤh-Szent⸗Laͤszlö, Olaͤhzsäkod, Szäszernye, 
Szäsznädas, Szenaverös, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Erzsébetvaͤros; Stuhlgerichtsbezirk Hosszuaszoͤ: aus den 
Gemeinden Bolkäcs, Magyar-Benye, Nagy - Efmezö, 
Pänäd, Szäszvölgy, Szepmezö; Stuhlgerichtsbezirk 
Radnöt: aus der Gemeinde Maros-Ugra; 

Comitat Kolozs, Stuhlgerichtsbezirk Almäs: aus 
den Gemeinden Adalin, Dal, Draͤg, Kis-⸗Esküllö, 
Középlak, Nagy-Esküllö, Ordög - Keresztur, Puszta⸗ 
Szent⸗Mihäly, Tompaszentkiräly, Ugröͤcz; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Banffy⸗Hunyad: aus den Gemeinden Banffy- 
Hunyad, Damos, Farnas, Felſöfüld, Jäkoͤtelka, Ketesd⸗ 
Magyarvalkö, Meregyoöͤ, Nagy-Kalota, Olähnädas; 
Stuhlgerichtsbezirk Gyalu: aus den Gemeinden Gyalu, 
Gyeröväſärhely, Magyarfenes, Magura, Marisel; 
Stuhlgerichtsbezirk Kolozsvär: aus den Gemeinden 
Ajton, Babucz, Bodonkuͤt, Borſa, Dezmer, Dios, Fejerd, 
Kajäntö, Kara, Kide, Magyar⸗Fodorhäza, Magyar⸗ 
macskäs, Röd, Pata, Solyomkö, Szamosfalva, Szent- 
Marton - Maͤcskas, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Kolozs; Stuhlgerichtsbezirk Moͤes: aus den Ge— 
meinden Baͤre, Magyar - Kalyan, Magyar⸗Palatka, 
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Vajda⸗Kamaräs; Stuhlgerichtsbezirk Naͤdasment: aus 
den Gemeinden Berend, Boes, Bogaͤrtelke, Dardcz, 
Egeres, Inaktelke, Koͤroͤd, Magyargorbo, Magyar⸗ 
Nädas, Magyar-Saͤrd, Magyar-Szentpaͤl, Mako, 
Mera, Papfalva, Soͤlyomtelke, Szent-Mihaͤlytelke, 
Szucsäk, Türe, Viſta; 

Comitat Komaͤrom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
der Gemeinde Tata; Stuhlgerichtsbezirk Udvard: aus 
den Gemeinden Csuz, Izsa; 

Comitat Kraſſo⸗Szöreny, 

Bega: aus der Gemeinde Tergoveſt; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Oravicza: aus der Gemeinde Komoriſtye; 
Stuhlgerichtsbezirk Temes: aus den Gemeinden Kavaran, 
Krivina, Tapia, Zsena, Zsidoͤvär; 
Comitat Maros - Torda, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Maros: aus den Gemeinden Göes, Vaja; Stuhl- 
gerichtsbezirk Maros⸗Felſö: aus den Gemeinden Jedd, 
Szeékes; Stuhlgerichtsbezirk Nyäradszereda: aus den 
Gemeinden Atosfalva, Csoͤkfalva, Erdö⸗Szent⸗György, 
Moſon, Soͤvärad, Szentivän, Szoväta ; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus den Gemeinden Alſoͤ⸗Räkos, Datk, 
Garat, Halmägy, Heviz, Hidegkut, Homoroͤd, Kacza, 
Kirälyhalma, Lemnek, Mätefalva, Mirkvaͤſaͤr, Oläh⸗ 
Tyukos, Olt⸗Bogät, Palos, Rädos, Szaͤsz⸗Feheregy⸗ 
haͤza, Szäsz⸗Buda, Szaͤsz⸗Tyukos, Urmös, Zſiberk; 
Stuhlgerichtsbezirk Medgyes: aus den Gemeinden 
Baräthely, Boͤlya, Buzd, Eezel, Muzsna, Tablas, 
Szaͤsz⸗Saͤros, ſowie aus der Stadtgemeinde Medgyes; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagyſink: aus den Gemeinden 
Bäränykut, Bohole, Boldogvaͤros, Dombos, Kalbor, 
Moha, Morgonda, Puszta⸗Czelina, Réten, Sona, 
Szaszhalom; Stuhlrichtsbezirk Segesvaͤr: aus den Ge⸗ 
meinden Almakerék, Apold, Beſe, Danos, Feheregyhaͤza, 
Földszin, Hejjasfalva, Holdviläg, Keresd, Meſe, 
Miklöstelke, Nagy⸗Kapus, Nagy⸗Szöllös, Prod, Ru⸗ 
daͤly, Särpatak, Segesd, Szasz⸗Dalya, Szasz⸗ 
Kezd, Szasz⸗Ujfalu, Szasz⸗Szent⸗Laszlo, Valdhid, 
Volkäny, Zoltan, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Segesvär; Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Agota: aus den 
Gemeinden Agätfalva, Hegen, Kövesd, Szent⸗Agota; 

Comitat Nögräd, Stuhlgerichtsbezirk Nögrad: aus 
den Gemeinden Räd, Tolmäcs; Stuhlgerichtsbezirk 
Sziräk: aus der Gemeinde Kövesd; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Erſekujvär: 
aus der Gemeinde Tardoskedd; Stuhlgerichtsbezirk 
Galgoͤcz: aus der Gemeinde Vörösvaͤr; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Nyitra: aus der Gemeinde Czabaj; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Pöſtyen: aus der Gemeinde Drahoͤcz; 

Comitat Peſt⸗-Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Alſö⸗Dabas: aus der Gemeinde Bugyi; 

Comitat Sopron, Stuhlgerichtsbezirk Csepreg: 
aus der Gemeinde Répeze⸗Szemere; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Kapuvär: aus den Gemeinden Cziräk, Denesfa, 
Gyorö, Himöd, Kapuvär, Keczöl; 

Comitat Szabo les, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗Dada: 
aus der Gemeinde Nagyfalu; 


Stuhlgerichtsbezirk 


Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 9 


aus den Gemeinden Alſoͤſebes, Bojieza, Bongärd, Czoͤd, 
Dolmany, Felek, Fenyöfalva, Hermäny, Kakasfalu, 
Kereszteny-Sziget, Kisdisznoͤd, Kiſtalmäes, Kis⸗Torony, 
Moh, Nagy⸗Csür, Nagy⸗Disznoͤd, Nagy⸗Talmaͤcz, 
Popläka, Porczesd, Reſinär, Sellemberk, Szaͤszujfalu, 
Szenterzsebet, Veresmart, Vesztény; Stuhlgerichtsbezirk 
Szeliſtye: aus den Gemeinden Ecsellö, Gallis, Guraro, 
Mäg, Drlät, Szecsel, Szeliſtye, Szibiel, Tiliska, Vale ; 
Stuhlgerichtsbezirk Szerdahely: aus den Gemeinden 
Kisapold, Nagyludas, Omläs, Toporesa; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Ujegyhaz: aus den Gemeinden Holezmäny, 
Hortobägyfalva, Szakadät, Szentjaͤnoshegy; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Iglo: aus 
den Gemeinden Markus⸗Csepanfalu, Tepliczka; Stuhl- 
gerichtsbezirk Löese: aus der Gemeinde Alförepäs ; 


Comitat Szilägy, Stuhlgerichtsbezirk Tasnäd: aus 
der Gemeinde Felſöszopor; Stuhlgerichtsbezirk Zilah: 
aus den Gemeinden Czigänyi, Felſökeékesnyärloö, 
Görcsäny, Kusaly, Ordögkut, Pusztarojtöcz, Szilägy⸗ 
fökeresztur, ſowie aus der Stadtgemeinde Zilah; 
Stuhlgerichtsbezirk Zsibö: aus den Gemeinden Räkos, 
Solymos; 

Comitat Szolnok-Doboka, Stuhlgerichtsbezirk 
Csaͤki⸗Gorbö: aus den Gemeinden Alparet, Erdö-Dläh- 
Väſärhely, Füzes, Füzesszentpeter, Panczélese, Recze⸗ 
Keresztur, Vajdahäza, Völes; Stuhlgerichtsbezirk Dees: 
aus der Gemeinde Szinye; Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Illonda: aus den Gemeinden Kis⸗Doboka, Nagy⸗ 
Illonda; Stuhlgerichtsbezirk Szamos⸗Ujvär: aus den 
Gemeinden Alſoͤ⸗Tök, Doboka, Felſö⸗Tök, Lozsaͤrd, 
Magyar⸗Derzse, Magyar⸗Köblös, Ormäny, Poklostelke; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Buziäs: aus 
den Gemeinden Hittyiäs, Kädär, Szirbova; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Detta: aus den Gemeinden Denta, Detta, 
Moͤriczföld, Soͤsd; Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
der Gemeinde Temes⸗Gyarmata; Stuhlgerichtsbezirk 
Kubin: aus den Gemeinden: Bavaniſte, Deliblät, Gaja, 
Mramoräk, Ploſicz, Temes⸗Kubin; Stuhlgerichtsbezirk 
Lippa: aus der Gemeinde Allios; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Rekäs: aus den Gemeinden Aranyaͤg, Baͤzos, 
Buzäd, Bukovecz, Gizellafalva, Hissziaͤs, Jezvin, 
Joöͤzseffalva, Kis⸗Tapolovecz, Kiszetö, Lukarecz, Margit⸗ 
falva, Mely⸗Nädas, Stancsofalva, Szikläs, Temes⸗ 
Kirälyfalva, Temes⸗Peéterfalva, 
Stuhlgerichtsbezirk Ujarad: aus den Gemeinden Fibis, 
Nĩmet⸗Säg; Stuhlgerichtsbezirk Vinga: aus den Ge⸗ 
meinden Muräny, Neémet⸗Bencsek, Romän⸗Bencsek, 
Zsadaͤny; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jära: aus den Gemeinden Hesdaͤt, Kisfenes, 
Magyarösaͤg, Sütmeg, Tordaszentläszlo; Stuhl- 
gerichtsbezirk Felvinez: aus der Gemeinde Aranyos⸗ 
loͤna; Stuhlgerichtsbeziek Marosludas; aus den Ge⸗ 
meinden Hadrev, Mezöcſikud; Stuhlgerichtsbezirk 
Torda: aus den Gemeinden Magyarpeterd, Mezöbö, 
Mezönagyesäny, Mikes, Pusztaszentkiräly, Szeliese; 


Temes⸗Rékäs, Tes; 
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aus den Gemeinden Antalfalva, Csenta, Czrepaja, aus der Gemeinde Tiszakälmaͤnfalva; Stuhlgerichts⸗ 
Farkasd, Idvor, Lajosfalva, Ozora, Tomasoväcz, bezirk Zsablya: aus der Gemeinde Gyurgyevo; 
Torontäl⸗Sziget,; Stuhlgerichtsbezirk Csene: aus den. Comitat Baran ya, Stuhlgerichtsbezirk Pécsvärad: 
Gemeinden Billed, Tamäsfalva, Ujvär; Stuhlgerichts-⸗ aus der Gemeinde Püspöklak; 
bezirk Mödos: aus der Gemeinde Iſtvän⸗föld; Stuhl- Komitat Bars, Stuhlgerichtsbezirk Aranyosmaröt: 
gerichtsbezirk Nagy⸗Beeskerek: aus den Gemeinden aus den Gemeinden Heese, Kis⸗Tapoleſany; Stuhlgerichts⸗ 
Kis⸗Toräk, Nagy⸗Toräk, Német-Ecska, Nemet⸗Elemer, bezirk Garamszentkereszt: aus der Gemeinde Nagy- 
Perlasz, Romän⸗Ecska Szerb-Elemer; Stuhlgerichts⸗ Löcza ; 
bezirk Pancsova; aus den Gemeinden Dolova, Francz: Comitat Bihar, Stuhlgerichtsbezirk Belenyes: aus 
feld, Homolicz, Réva⸗Ujfalu, Sändoregyhäz, Szefkerin; den Gemeinden Albeſt, Beleényeſörvenyes; Stuhl- 
Stuhlgerichtsbezirk Perjämos: aus den Gemeinden gerichtsbezirk Cseffa: aus den Gemeinden Nyeärszeg, 
Sändorhäza, Sarafalva; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗ Ugra, Zsadäny; Stuhlgerichtsbezirk Särret: aus der 
becse: aus den Gemeinden Kumän, Melencze; Stuhl⸗¶ Gemeinde Säp; 
gerichtsbezirk, Török⸗Kanizsa: aus der Gemeinde] Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗Csät: 
Uj-Szent⸗Jvän; N 5 aus den Gemeinden Gelej, Nemes⸗Bikk, Szakäld; 
Comitat Trenesen, Stuhlgerichtsbezirk Väg⸗ Stuhlgerichtsbezirk Ozd: aus der Gemeinde Csernely; 
besztereze: aus der Gemeinde Hrabova; Stuhlgerichts⸗ Stuhlgerichtsbezirk Szendrö: aus der Gemeinde 
bezirk Zsolna: aus der Gemeinde Bittsicza; Szuha⸗Kallo; Stuhlgerichtsbezirk Szentpeter: aus den 
Comitat Tur bez, Stuhlgerichtsbezirk Szentmärton⸗ Gemeinden Bänfalva, Nagybarcza, Szilväs; 
latulcza; aus den Gemeinden Turän, Turöͤczszent⸗ Comitat Braſſoö, Stuhlgerichtsbezirk Hetfalus: 
Marion; j aus der Gemeinde Pürkerecz; 


Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Homoroͤd: i . a 
̃ N Comitat Esztergom, Stuhlgerichtsbezirk Esztergom: 
aus den Gemeinden Daröcz, Muzsna, Vargyas, aus der Gemeinde Pilis⸗Maröt; 


Zsombor; Stuhlgerichtsbezirk Szekelykeresztur: aus den f f ö 

Gemeinden Alſö⸗Boldogasszonyfalva, Betfalva, Etéd, Comitat Fejér, Stuhlgerichtsbezirk Väl: aus den 
Erked, Fiätfalba, Küsmöd, Magyar⸗Felek, Magyar⸗ Gemeinden Baraecska, Bot; 

Zsäkod, Martonos, Nagy⸗Galambfalva, Szederjes, Comitat Fogaras, Stuhlgerichtsbezirk Fogaras: 
Szekely⸗Keresztur, Szent-Erzsebet, Szolokma, Tarcza⸗ aus der Gemeinde Szeszesor; Stuhlgerichtsbezirk 
falva, Tordätfalva, Ujszekely; Stuhlgerichtsbezirk Töresvär: aus der Gemeinde O. Tohän; 
Szekely⸗Udvärhely: aus den Gemeinden Atya, Bogär-| Comitat Gömör⸗Kis⸗Hont, Stuhlgerichtsbezirk 
Garamvölgy: aus der Gemeinde Vernär; Stuhl- 


falva, Fancsal, Felſööfalva, Korond, Lengyelfalva, 
Matisfalva, Pälfalva, Parajd, Ulke; gerichtsbezirk Nagy⸗Röcze: aus den Gemeinden Hisnyö, 

Comitat Vas, Stuhlgerichtsbezirk Kisczell; aus den Licze, Muräny, Szäsza; Stuhlgerichtsbezirk Rozsnyö: 
Gemeinden Boba, Csönge, Karakö, Pälfa⸗Märtonfa; aus den Gemeinden Alſö⸗Sajö, Fekete⸗Lehota, Goes, 
Stuhlgerichtsbezirk Särvär: aus den Gemeinden Gercze⸗ Szaldez, Szilicze, ſowie aus der Stadtgemeinde 
Tacskaͤnd, Kis⸗Sitke, Niczk; Rozsnyb; 

Comitat Veszprém, Stuhlgerichtsbezirk Deveeser: Komitat Haj du, Stuhlgerichtsbezirk Központ: aus 
aus den Gemeinden Kiskamond, Nagykamond; Stuhl- der Gemeinde Balmazujväros; 

Comitat Häromszék, Stuhlgerichtsbezirk Seps: 


an Enying; aus den Gemeinden Balaton- 
ökajär, Lepsény; f 8 
f 01 5 Siahlgerichtsbestel Süneg: aus 10 en Artos, Bodok, Egerpatak, Ereszte⸗ 
den Gemeinden Hosztöt, Megher — und überdies Comitat Jäsz⸗Nagykun⸗Szolnok Stuhlgerichts⸗ 
aus den Munieipalſtädten Kolozsvär, Panczova, bezirk Alſ⸗Tisza: aus den Gemeinden Szeleveny, 
Pozsony; Tiszainoka, Tiszaföldvär; Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die Tisza: aus der Gemeinde Tiszaderzs; 
Comitat Kolo zs, Stuhlgerichtsbezirk Mezö⸗ 


Einfuhr von Schweinen: 
Comitat Abauj⸗Torna, Stuhlgerichtsbezirk Csere⸗ örmenyes: aus der Gemeinde Nagy-Nyulas; Stuhl- 
gerichtsbezirk Teke: aus der Gemeinde Dedräd; 


hät: aus den Gemeinden Csécs, Debröd, Felſö— 
meczenzef; Stuhlgerichtsbezirk Füzer: aus den Ge- Komitat Komaͤrom, Stuhlgerichtsbezirk Tata: aus 
meinden Abaujvär, Regete⸗Ruszka, Zsujta; Stuhl⸗ den Gemeinden Alſoͤ⸗Galla, Tarjän, Vĩrtes⸗Somlo; 
gerichtsbezirk Göncz: aus den Gemeinden Alſöcéce, Comitat Krassö-Szöréeny, Stuhlgerichts— 
Baskö, Viszoly; Stuhlgerichtsbezirk Szikszoͤ: aus den bezirk Bogsän: aus der Gemeinde Raffna; Stuhl- 
Gemeinden Fancsal, Nyeſta; Stuhlgerichtsbezirk Torna: gerichtsbezirk Facset: aus der Gemeinde Tomeſt; 
aus den Gemeinden Szädelö, Szent⸗Jakab; Stuhlgerichtsbezirk Jam: aus der Gemeinde Mikoväcz; 
Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boros⸗Sebes: Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Gemeinde 
aus den Gemeinden Buttyin, Vaszoja; Radimna; 


Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk A Comitat Baͤcs⸗Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Titel: 
| 
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Comitat Liptö, Stuhlgerichtsbezirk Liptoö⸗Szt.⸗ 
Miklös: aus der Gemeinde Német⸗Lipeſe; 

Comitat Maros⸗Torda, Stuhlgerichtsbezirk Aljd- 
Regen: aus den Gemeinden Görgeny-Libänfalva, 
Oläh⸗Telek; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk Köha⸗ 
lom: aus den Gemeinden Agoſtonfalva, Szäsz⸗ 
Buda; 

Comitat Nyitra, Stuhlgerichtsbezirk Nyitra: aus 
den Gemeinden Könyök, Molnos; Stuhlgerichtsbezirk 
Pöstyen: aus den Gemeinden Joͤkö, Nizsna, Pöstyen, 
Vittencz; 

Comitat Pozsony, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Csallököz: aus den Gemeinden Püspöki, Vereknye; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Bogdäny: 
aus den Gemeinden Senyö, Tet; Stuhlgerichtsbezirk 
Felſö⸗Dada: aus der Gemeinde Vencsellö; 

Comitat Szeben, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Szeben: 
aus den Gemeinden Bongaͤrd, Dolmany, Felek, 
Fenyöfalva, Popläka, Reſinär, Sellemberk; 

Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Lippa: aus 
der Gemeinde Dorgos; 

Comitat Torda-Aranyos, Stuhlgerichtsbezirk 
Alſö⸗Jära: aus der Gemeinde Kaͤkova; Stuhlgerichts— 
bezirk Felvinez: aus der Gemeinde Inakfalva; Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Torda: aus der Gemeinde Gyeres⸗Szent⸗ 
Kiraly; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Antalfalva: 
aus der Gemeinde Idvör; Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Becskerek: aus den Gemeinden Perlasz, Roͤgendorf; 
Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗Kikinda: aus der Gemeinde 
Magyar⸗Pädé; Stuhlgerichtsbezirk Török⸗Beese: aus 
den Gemeinden Melencze, Török-Becse; Stuhlgerichts⸗ 
bezirk Zsombolya: aus der Gemeinde Neémetczernya; 

Comitat Turdez, Stuhlgerichtsbezirk Mofdezznid : 
aus der Gemeinde Valesa; Stuhlgerichtsbezirk 
Szentmaͤrton⸗Blatnicza: aus der Gemeinde Priböcz ; 

Comitat Udvärhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Udvarhely: aus der Gemeinde Beta, ſowie aus der 
Stadtgemeinde Szekely⸗Udvarhely; 

Comitat Ung, Stuhlgerichtsbezirk Ungvär: aus der 
Gemeinde Hluboͤka; 


Comitat Zala, Stuhlgerichtsbezirk Nova: aus den 
Gemeinden Dömeföld, Gutorföld, Kissziget, Lenti⸗ 
Szombathely, Mähomfa, Mikefa, Pördeföld; 

Comitat Zemplén, Stuhlgerichtsbezirk Sätoralja⸗ 
Ujhely: aus den Gemeinden Biſte, Borſi, Gereſely, 
Kiszte, Mihälyi, Nagy-Bäri, Säros⸗Patak, Veégardo, 
Velejte; Stuhlgerichtsbezirk Tokaj: aus den Ge 
meinden Bodrog⸗Keresztur, Tolesva; Stuhlgerichtsbezirk 
Varannö: aus den Gemeinden Benköͤcz, Varannoͤ⸗ 
Hosszumezö, Vehecz; 

Comitat Zölyom, Stuhlgerichtsbezirk Zoͤlhom: aus 
den Gemeinden Dobrönya, Haläszi, Nagy⸗Rét, Ternye 

und überdies aus der Municipalſtadt Ma ros⸗ 
Väſärhely; 


c. wegen des Beſtandes des Stäbden 


rothlaufes der Schweine die Einfuhr 


von Schweinen: 


Comitat Abauj⸗ Torna, Stuhlgerichtsbezirk 
Cſerehät: aus der Gemeinde Rudnok; Stuhlgerichtsbezirk 
Szikszoͤ: aus der Gemeinde Leh; Stuhlgerichtsbezirk 
Torna: aus den Gemeinden Péder, Torna; 

Comitat Arad, Stuhlgerichtsbezirk Boroſſebes: 
aus der Gemeinde Buttyin; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Pecsvarad: 
aus den Gemeinden Himeshäza, Varasd, Varkony, 
Vemend; 

Comitat Borſod, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Peter: 
aus den Gemeinden Apatfalva, Bänfalva; 

Comitat Häromszek, Stuhlgerichtsbezirk Seps: 
aus der Gemeinde Beſenyö; 

Comitat Hont, Stuhlgerichtsbezirk Nagyesalomia: 
aus der Gemeinde Häzas⸗Nénye; 

Comitat Kol ozs, Stuhlgerichtsbezirk 
Särmas: aus der Gemeinde Pusztakamaräs; 

Comitat Kraſſö⸗Szöréeny, Stuhlgerichtsbezirk 
Oravicza: aus der Gemeinde Kakova; 

Comitat Nagy⸗Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Köhalom: aus der Gemeinde Köhalom; 5 

Comitat Peſt⸗Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhl⸗ 
gerichtsbezirk Vaͤtez: aus der Gemeinde Csomaͤd; 

Comitat Szaboles, Stuhlgerichtsbezirk Felſö⸗ 
Dada: aus der Gemeinde Nagyfalu; 

Comitat Szepes, Stuhlgerichtsbezirk Szepes⸗Ofalva: 
aus der Gemeinde Lechnicz; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk 


Nagy⸗ 
Becskerek: aus der Gemeinde Kis⸗Toraͤk; 


Comitat Tu roͤcz, Stuhlgerichtsbezirk Szent⸗Marton⸗ 


Blatnicza: aus den Gemeinden Biſtrieske, Kis⸗Selmecz, 
Podhrägy, Ruttka, Sklabinya⸗Väralja, Szuesaͤny, 
Turöcz⸗Szent⸗Märton; 

Comitat Udvarhely, Stuhlgerichtsbezirk Szekely⸗ 
Udvarhely: aus der Gemeinde Lengyelfalva 

und überdies aus der Municipalſtadt Szeged; 


d. wegen des Beſtandes der Schafpocken die | 


Einfuhr von Schafen: 


Comitat Bäcs-Bodrog, Stuhlgerichtsbezirk Baja: 


aus der Gemeinde Bereg ; 

Comitat Baranya, Stuhlgerichtsbezirk Mohäcs : 
aus der Gemeinde Kisfalud; 

Comitat Kraſſö⸗Szöreny, Stuhlgerichtsbezirk 
Bogſän: aus den Gemeinden Raffna, Vasziova, 
Zidovin; Stuhlgerichtsbezirk Jaͤm: aus der Gemeinde 
Csorda; Stuhlgerichtsbezirk Moldova: aus der Ge⸗ 
meinde Gornya⸗Lyubkova; Stuhlgerichtsbezirk Oravicza: 
aus den Gemeinden Csudanovecz, Kakova; 

Comitat Nagy-Küküllö, Stuhlgerichtsbezirk 
Nagy⸗Sink: aus der Gemeinde Sona; 


Comitat Peſt⸗-Pilis⸗Solt⸗Kiskun, Stuhlgerichts⸗ 


bezirk Dunavecse: aus der Gemeinde Taß; 


Nagy⸗ 


Comitat Temes, Stuhlgerichtsbezirk Csakova; aus 
der Gemeinde Sipet; 

Comitat Torontäl, Stuhlgerichtsbezirk Pancsova: 
aus der Gemeinde Brestöcz ; 

Comitat Zemplen, Stuhlgerichtsbezirk Nagy⸗ 
Mihäly: aus den Gemeinden Berettö, Dubroka. 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 

a. wegen des Beſtandes der Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren 
(Rindern, Schafen, Ziegen, Schweinen): 

Comitat Syrmien, Bezirk Stara Pazova: aus 
der Gemeinde Stara Pazova; 


b. wegen des Beſtandes der Schweinepeſt die 
Einfuhr von Schweinen: 

Comitat Bjelovar⸗Krizevei, Bezirk Cazma: 
aus den Gemeinden Klostar⸗Jvanic, Kriz; Bezirk 
Grubisnopolje: aus der Gemeinde Vel.⸗Grdjevac; 

Comitat Syrmien, Bezirk Binfovei: aus der 
Gemeinde Vinkovei; Bezirk Pazova ſtara: aus der 
Stadtgemeinde Karlovei; Bezirk Vukovar: aus den 
Gemeinden Bogdanovei, Lovac, Petrovce, Tordinci; 
Bezirk Zemun: aus den Gemeinden Prhovo, Ugrinovei; 
Bezirk Zupanja: aus der Gemeinde Vrbanja. 


BE 


Von den in früheren Zeitpunkten wegen erfolgter 
Einſchleppung von Thierſeuchen erlaſſenen Verboten 
werden bis auf weiteres aufrechterhalten: 

1. Aus Ungarn: 

a. wegen Einſchleppung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche das Verbot der Einfuhr von 
Klauenthieren (Rindern, Schafen, Ziegen, 
Schweinen): 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichtsbezirken 
Kaſſa (Comitat Abauj⸗Torna), Miskolcz, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat Bor— 
ſod), Puszta (Comitat Györ), Csallököz, Gesztes 
Comitat Ko märr o m), Felſö⸗Pulya, Sopron, 
(Comitat Sopron), Alſoö-Tarcza, Siroka, ein- 
ſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes (Comitat Säros), 
Alſö⸗Dada, einſchließlich der Stadtgemeinde Nyiregy⸗ 
häza (Comitat Szaboles), Gölniczbänya, einſchließ— 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szepes⸗Väralja, 
einſchließlich der Stadtgemeinden Szepes⸗Olaszi und 
Szepes⸗Varalja (Comitat Szepes), Ban, Illava, 
Puchoö, Trenezen, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde (Comitat Trenesén), Szerenes (Comitat 
Zemplen), ſowie aus den Municipalſtädten Komärom, 
Sopron; | 

b. wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen: 

aus den nachſtehenden Stuhlgerichts⸗ 
bezirken: Alvincz einſchließlich der Stadtgemeinde 
Gyula⸗Fehervar, Baläzsfalva, Magyar⸗Igen, Nagy⸗ 
Enyed, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde 
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(Comitat Alſoö⸗Feher), Borosjenö, Elek, Kis⸗Jenö, 
Nagy⸗Halmägy, Péeska, Ternova, Vilaͤgos (Comitat 
Arad), Apatin, Bäecs⸗Almäs, Baja, Hoͤdsäg, 
Kula, O.⸗Becse, Topolya, Ujvidek, Zenta, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zom⸗ 
bor (Comitat Bäcs⸗Bodrog), Baranyavär, Hegy⸗ 
Hat, Mohäcs, Pécs, Siklös, Szent⸗Lörincz (Comitat Ba⸗ 
ranya), Leva, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Berebely (Comitat Bars), Békés, Békes⸗Csaba, 
Gyoma, Gyula, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Oroshäz, Szarvas, Szeghalom (Comitat 
Békeés), Felvidek, Latorcza, Mezö⸗Kaszony, Munkäcs, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Szolyva, 
Tiszahät, einſchließlich der Stadtgemeinde Beregszaͤsz 
(Comitat Bereg), Besenyö, Jad einſchließlich der 
Stadtgemeinde Besztercze, (Comitat Besztereze— 
Naszöd), Bel, Berettyö⸗Ujfalu, Elesd, Er⸗Mihäly⸗ 
falva, Központ, Magyar⸗Cséke, Margitta, Mezö⸗ 
Keresztes, Nagy⸗Szalonta, Szalärd, Szekelyhid, Tenke, 
Torda (Comitat Bihar), Eger, Miskolcz, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Borſod), Battonya, Koväeshaͤz, Központ, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinde Makö, Nagylak (Comitat 
Csanäd), Tiszän⸗Tül, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Szentes (Komitat Csongräd), Pärkäny (Comitat E33 ter- 
go m), Adony, Moͤr, Särbogaͤrd, Szefes-Fejervar (Co⸗ 
mitat Fejer), Rimaszécs, Rimaszombat, einſchließlich 
der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tornalja (Comitat 
Gömör-Kis⸗Hont), Puszta, Sokorö-⸗Alja, Tösziget⸗ 
Csilizköz (Comitat Györ), Hajdu⸗Böszörmeény, ein⸗ 
ſchließlich der Stadtgemeinden Hajdu-Böszörmeny und 
Hajdu⸗Nänäs, Hajdu⸗Szoboszlö, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde (Comitat Ha jd ü), Eger ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Hatvan, Heves, 
Péterväſär, Tisza⸗Füred (Comitat Heves), Bat, 
Ipolyſäg, Szob (Comitat Hont), Algyögy, Bräd, 
Deva, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hätszeg, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Hunyad, einſchließlich der Stadtgemeinde Vajda⸗Hu⸗ 
nyad, Körösbänya, Maros-Illye, Puj, (Comitat 
Hunyad), Alſb⸗Jäszsäg, Felſö⸗Jäszsäg, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Jäsz⸗Bereny, Tisza⸗Közep, 
einschließlich der Stadtgemeinde Mezö-Tur (Comitat 
Jäsz⸗Nagy⸗Kun⸗Szolnoh, Dicsö-Szent-Märton, 
Erzsébetväros, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Hosszuaszoö, Radnöt, (Comitat Kis⸗-Küküllö), 
Almäs, Bänffy⸗Hunyad, Kolozsvär, einſchließlich der 
Stadtgemeinde Kolozs, Nädasment (Comitat Kolosz), 
Csallököz, Gesztes, Udvard (Comitat Komarom), 
Bega, Karänſebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Lugos, einſchließlich der gleich— 
namigen Stadtgemeinde, Reſicza, Temes (Comitat 
Krasso-Szörény), Dolha, Huszt, Sziget, einſchließlich 
der Stadtgemeinde Märamaros⸗Sziget, Taraczviz, Tecsö, 
(Comitat Märamaros), Alſö⸗Maros, Felſö⸗Maros, 
Nyäräd⸗Szereda (Comitat Maros-Tor da), Magyar- 
Ovär, Nezſider, Rajka (Comitat Moſon), Medgyes, ein- 
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ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Segesvär, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Nagy⸗-Küküllö), Balaſſa⸗Gyarmat, Fülek, Gaͤcs, 
Loſoncz, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nögräd, Szeĩcseny, Szirak (Comitat Nögräd), Erſek⸗ 
ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Nagy ⸗Tapolesany, Nyitra-Zsambokret (Comitat 
Nyitra), Abony, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Czegled und Nagy⸗Körös, Alſö⸗Dabas, Duna⸗Vecse, 
Gödöllö, Kolocsa, Kis⸗Körös, einſchließlich der Stadt⸗ 
gemeinde Kis⸗Kun⸗Halas, Kis⸗Kun⸗Felegyhaza, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Kun ⸗Szent⸗ 
Miklos, Monor, Nagy⸗Käta, Räczkeve, (Comitat 
Peſt⸗Pilis⸗Solt-Kiskun), Alſö⸗Tarcza, Felſö⸗ 
Tarcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗Szeben, 
Siroka, einſchließlich der Stadtgemeinde Eperjes, 
Szekesö, einſchließlich der Stadtgemeinde Bartfa, Tapoly 
(Comitat Säros), Bares, Csurgö, Igal, Kaposvär, 
einschließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Lengyeltöt, 
Marczal, Nagy⸗Atäd, Szigetvar, Tab (Comitat 
Somogy), Csepreg, Csorna, Felſö⸗Pulya, Kapuvär, 
Kismarton, einſchließlich der Stadtgemeinden Kismarton 
und Ruszt (Comitat Sopron), Alſo⸗Dada, einſchließ⸗ 
lich der Stadtgemeinde Nyiregyhaza, Kis⸗Vaͤrda, 
Nagy⸗Källoͤ, Nyir ⸗Bätor, Tisza (Comitat Sza⸗ 
boles), Csenger, Erdöd, Feher-Öyarmat, Mäteszalka, 
Nagy ⸗Bänya, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Felſö⸗Bänya und Nagy⸗Bänya, Nagy⸗Käroly, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Nagy⸗ 
Somkut, Szatmar, Szinyér⸗Väralja (Comitat Szat⸗ 
mär), Szäsz⸗Sebes, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde (Comitat Szeben), Iglo, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Löcse, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, 
Szeĩpes⸗Vaͤralja, einſchließlich der Stadtgemeinden 
Szeĩpes⸗Olaszi und Szepes⸗Väralja (Comitat Sze pes), 
Kraszna, Szilägy⸗Cseh, Szilägy⸗Somlyoö, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Tas⸗ 
näd, Zilah, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Zsibo (Comitat Szilägyi), Betlen, Csäki⸗ 
Gorbo, Dees, einſchließlich der gleichnamigen Stadt- 
gemeinde, Kékes, Magyar⸗Läpos, Nagy - Slonda, 
Szamos⸗Ujvär, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szolnok⸗Doboka), Buziäs, Csa⸗ 
kova, Detta, Fehertemplon, einſchließlich der gleich- 
namigen Stadtgemeinde, Központ, Kubin, Rekäs, 
Uj⸗Arad, Verſecz, Vinga (Comitat Temes), Dombovär, 
Dunföldvär, Központ, Simontornya, Tamas, Völgyſeg 
(Comitat Tolna), Maros⸗Ludas (Comitat Torda⸗ 
Aranyos), Alibunar, Baͤnlak, Csene, Modos, 
Nagy⸗Szent⸗Miklös, Pancsova, Pärdäny, Perjämos 
(Comitat Torontäh), Szekely⸗Keresztur (Comitat 
Udvarhely), Tiszan- Innen, Tiszan⸗Tul (Comitat 
Ugocsa), Kapos, Sobroͤncz (Comitat Ung), Kis⸗ 


Czell, Felſö⸗Eör, Körmend, Köszeg, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Mura⸗ 
Szombat, Nemet⸗Ujvär, Särvär, Szombathely, 


einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Vasvaͤr 
(Comitat Was), Devecser, Enying, Papa, einſchließ⸗ 
lich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Veszprem, 
einſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde, Zircz 
(Comitat Veszprém), Alſo - Lendva, Csaktornya, 
Kanizsa, einſchließlich der Stadtgemeinde Nagy⸗ 
Kanizsa, Keszthely, Letenye, Pacsa, Perlak, Sümeg, 
Tapolcza, Zala⸗Egerszeg, einſchließlich der gleichnami⸗ 
gen Stadtgemeinde, Zala⸗Szent⸗Gröt (Comitat Za la), 
Bodrogköz, Gaͤlszécs, Nagy⸗Mihaly, Szerenes (Comitat 
Zemplén), Beszterczebanya, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Nagy⸗Szalatna (Comitat 
Zolyo m), ſowie aus den Municipalſtädten Arad, Baja, 
Debreczen, Györ, Höͤdmezö⸗Väſaͤrhely, Keeskemet, 
Kolozsvär, Komarom, Panecsova, Pécs, Szabadka, 
Szatmär⸗Németi, Szeékes⸗Fehérvaͤr, Zombor. 


2. Aus Croatien⸗Slavonien: 


Wegen Einſchleppung der Schweinepeſt das 
Verbot der Einfuhr von Schweinen aus den 
nachſtehenden Bezirken: Bjelovar, einſchließlich 


der gleichnamigen Stadtgemeinde, Garesnica, Gjurgje⸗ 
vac, Krizevci, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Koprivnica, einſchließlich der gleichnamigen 
Stadtgemeinde, Kutina (Comitat Bjelovar⸗Krizevei), 
Ogulin, Vojnié, Vrbosko (Comitat Modrus⸗Riekah, 
Daruvar, Gradiska nova, Novska, Pakrac, Pozega, ein⸗ 
ſchließlich der gleichnamigen Stadtgemeinde (Comitat 
Pozega), Klanjec, Krapina, Ludbrieg, Pregrada 
(Comitat Varaßzdin), Djakovo, Miholjac dolnji, Nasice, 
Slatina, Virovitica (Comitat Virovitica), Glina, 
Gorica velika, Karlovac, einſchließlich der gleich⸗ 
namigen Stadtgemeinde, Jaska, Piſarovina, Samobor, 


Siſak, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde, Stubica, Vrginmoſt, Zagreb (Comitat 
Zagreb). 


III. 


Wegen des Beſtandes von Seuchen in den Grenz⸗ 
bezirken, und zwar: 

a. der Maul⸗ und Klauenſeuche in den 
Stuhlgerichtsbezirken Malaczka (Comitat Pozsony), 
Felſö⸗Tärcza, einſchließlich der Stadtgemeinde Kis⸗ 
Szeben, Szekesö, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Bärtfa, (Comitat Saͤros), Kĩsmärk, einſchließlich der 
Stadtgemeinden Késmärk, Leibicz und Szepesbela, 
O⸗Lublö, einſchließlich der gleichnamigen Stadt⸗ 
gemeinde (Comitat Szepes) in Ungarn iſt die 
Einfuhr von Klauenthieren (Rindern, Schafen, 
Ziegen, Schweinen); d 
b. der Schweinepeſt in den Stuhlgerichtsbezirken 
Szepes⸗Szombat, einſchließlich der Stadtgemeinde 
Popräd (Comitat Szepes), Szent⸗Gotthard (Co⸗ 
mitat Vas), Homonna (Comitat Zempleén), in Ungarn 
iſt die Einfuhr von Schweinen 

aus den bezeichneten Bezirken nach den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern auf 
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Grund der von den k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Unter⸗Gänſerndorf, Feldbach, Gryboͤw, Lisko, Nowytarg, 
Neu⸗Sandec, Sanok getroffenen Verfügungen verboten. 


Für die zur Einfuhr gelangenden Thiere müſſen 
behördlich ausgeſtellte Viehpäſſe beigebracht werden, 
welche beſcheinigen, daß am Herkunftsorte und in den 
Nachbargemeinden, beziehungsweiſe in den angrenzenden 
Gemeinderayons innerhalb der letzten 40 Tage vor 
der Abſendung der betreffenden Thiere eine auf die— 
ſelben übertragbare und zur Anzeige verpflichtende 
Krankheit nicht geherrſcht hat. 

Wird unter Thieren dieſer Herkunft in der Be- 
ſtimmungsſtation der Beſtand einer Seuche conſtatirt, 
ſo iſt der betreffende Viehtransport — ſofern nicht 
etwa die Ueberführung der Thiere nach einem mit der 
Eiſenbahnſtation mittelſt Schienenſtranges verbun⸗ 
denen öffentlichen Schlachthauſe geſtattet wird — 
unter Beachtung der diesbezüglich beſtehenden befon- 
deren Vorſchriften nach der Aufgabsſtation des Pro⸗ 
venienzgebietes zurückzuſenden. 

Sendungen von friſchem Fleiſche müſſen durch 
Certificate des Inhalts ausgewieſen werden, daß die 
betreffenden Thiere bei der vorſchriftsmäßig gepflogenen 
Beſchau ſowohl im lebenden Zuſtande als auch nach 
der Schlachtung von einem behördlichen Thierarzte 
geſund befunden worden ſind. 

Durch die gegenwärtige Kundmachung werden die 
Kundmachungen des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 11., 19., 24. Dezember 1902, 
33. 51.265, 52.571 und 53.455 außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzt. 

Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden nach den 
88 44 und 45 des allgemeinen Thierſeuchengeſetzes 
beſtraft, und finden auf verbotswidrig eingebrachte 
Transporte die Beſtimmungen des § 46 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 


Kundmachung des Miniſteriums des 
Innern vom 26. December 1902, 
3. 53.668, 


betreffend 
die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern. 


(An die politiſchen Landesſtellen in Zara, Trieſt, Laibach, 
Graz, Klagenfurt, Innsbruck.) 


Im Nachhange zu der h. o. Kundmachung vom 
16. December 1902, Z. 52.152, wird der k. k. 
Statthalterei behufs der weiteren Veranlaſſung eröffnet, 
daß laut telegraphiſcher Mittheilung der kgl. Landes— 
regierung in Agram vom 23. December 1902, 
3. 101.232, wegen des Beſtandes der Schweinepeſt 
die Einfuhr der Schweine aus dem politiſchen Bezirke 
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Luſſin (Küſtenland) nach Croatien-Slavonien ver- 
boten iſt. 


Kundmachung des Miniſteriums des 


Innern vom 29. December 1902, 3. 53.872, 
betreffend 


die Vieheinfuhr aus den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern nach Ungarn undCroatien⸗ 
Slavonien. 


Laut Mittheilungen des königl. ung. Ackerbau⸗— 
Miniſteriums vom 24. December 1902, Z. 113.267, 
ſowie der königl. Landesregierung Agram vom 6. und 
23. Dezember 1902, Z. 96.261 und 101.232, iſt 
derzeit verboten: 

1. wegen Beſtandes der Maul und Klauen⸗ 
ſeuche die Einfuhr von Klauenthieren aus den 
politiſchen Bezirken Bruck a. d. L. (Niederöſterreich), 
Neu⸗Sandee (Galizien) nach Ungarn; 

2. wegen Beſtandes des Stäbchenrothlaufes 
die Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Be— 
zirken Feldbach (Steiermark), Voloska (Küſtenland) 
nach Ungarn, Sowie aus dem politiſchen Bezirke 
Benkovae (Dalmatien) nach Croatien-Slavonien; 

3. wegen Beſtandes der Schwein epeſt die 
Einfuhr von Schweinen aus den politiſchen Bezirken 
Bruck a. d. L., Mödling (Niederöſterreich), Teſchen 
(Schleſien), Luſſin (Küſtenland); nach Ungarn, ſowie 
aus den politiſchen Bezirken Gottſchee, Rudolfswerth 
(Krain), Luſſin, Voloska (Küſtenland) nach Croatien⸗ 
Slavonien. 

Hingegen wurden alle früheren, gegen die Einfuhr 
von Vieh aus den hier nicht genannten politiſchen 
Bezirken gerichteten Verbote aufgehoben. 


Hievon wird die k. k. gap mit Bezug auf 
die h. o. Kundmachungen vom 26. November und 
2. December 1902, 33. 49.281 und 49.976, be⸗ 
ziehungsweiſe vom 16. und 26. December 1902, 
33. 52.152 und 53.668, zur entſprechenden weiteren 


Veranlaſſung in die Kenntnis geſetzt. 


Cireulare der hecbehörde in Trieſt vom 
5. December 1902, 3. 18.331, 
betreffend 
die Einfuhr von Vieh und thieriſchen Abfällen aus 
Montenegro nach Oeſterreich. 

(An alle unterſtehenden Hafenämter.) 

Amtlichen Nachrichten zufolge iſt gegenwärtig 
Montenegro frei von jeder Seuche. Aus dieſem Grunde 
findet die k. k. Seebehörde die mit dem Cireulare 
vom 23. Auguſt 1897, Nr. 8919, gegen Prove— 
nienzen an Vieh und deren Abfälle aus Montenegro 
angeordneten Maßnahmen, bei Aufrechthaltung der 
veterinärpolizeilichen Vorſchriften hiemit aufzuheben. 
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Kundmachung der Landesregierung in 
Laibach vom 29. Movember 1902, 
3. 25.054, 


betreffend 


die Regelung der Viehbeſchau auf den Eiſenbahn⸗ 
ſtationen Krains ). 


Der Abſchnitt Il der hierortigen Kundmachung vom 
10. September 1896, R. G. Bl. Nr. 40, betreffend 
die Regelung der Viehbeſchau auf den Eiſenbahn— 
ſtationen im Herzogthume Krain, tritt in ſeiner gegen— 
wärtigen Faſſung außer Kraft und hat in Hinkunft 
zu lauten, wie folgt: 

II. Ausnahmen. 

Auf Eiſenbahnſtationen, welche im Sinne dieſer 
Verordnung als ſtändige Viehverladeſtationen erklärt 
werden (ſiehe unten IM), finden Ausnahmen von dem 
Beſchauzwange in der Regel nicht ſtatt. 


1. Auf anderen mit den zur Viehverladung erfor- 
derlichen mechaniſchen Einrichtungen verſehenen Sta— 
tionen kann in folgenden Fällen von der Beſchau 
Umgang genommen werden: 

a) bei der Verladung, wenn in der Um⸗ 
gebung keine Thierſeuche herrſcht, an einem und 
demſelben Tage nicht mehr als zwei Stück Groß— 
rinder, ſechs Stück Kleinvieh (mit Ausnahme 
von Borſten vieh), bezw. 10 Stück Lämmer 
oder Kitze krainiſcher Provenienz 
zur Verladung kommen, dieſe Thiere mit Viehpäſſen 
ordnungsmäßig gedeckt ſind und der Transport zur 
Ausladung in einer krainiſchen Eiſenbahnſtation 
beſtimmt iſt; 

b) bei der Ausladung, wenn der Transport 
auf einer krainiſchen Station zur Verladung ge— 
langte, in welcher die Beſchau von dem hiezu be— 
ſtimmten Thierarzte bereits erfolgt und dieſer 
Umſtand auf dem Viehpaſſe auch ausdrücklich an⸗ 
gemerkt wurde. 


2. In allen ſtändigen und temporären (ſiehe unten IV) 
Biehbeſchauſtationen an Orten, in welchen öffent— 
liche Schlachthäuſer beſtehen, kann überdies die 
Beſchau des zur ſogleichen Schlachtung 
im öffentlichen Schlachthauſe beſtimmten Viehes je u— 
chenfreier krainiſcher Provenienz bei 
der Ausladung entfallen: 

a) ohne Rückſicht auf die Stückzahl, wenn dasſelbe 
auf einer krainiſchen Eiſenbahnſtation ver⸗ 
laden und laut Beſtätigung auf dem Viehpaſſe 
bereits bei der Verladung der thierärztlichen Beſchau 
unterzogen worden iſt; 

b) bei Transporten von nicht mehr als zwei Stück 
Großrindern oder ſechs Kälbern und Schafen, bezw. 
10 Stück Lämmern und Kitzen, falls deren ſeuchen⸗ 


Abänderung des Abſchnittes II der Kundmachung der 
Landesregierung vom 10. September 1896, L. G. Bl. Nr. 40. 


freie krainiſche Provenienz durch ordnungs— 

mäßige Viehpäſſe nachgewieſen erſcheint, auch wenn 

eine Beſchau bei der Verladung nicht voraus⸗ 
gegangen iſt. | 

Die vorſtehenden Erleichterungen finden jedoch nur 
inſoweit Anwendung, als das Schlachtvieh unmit- 
telbar vom Bahnhofe in das Schlachthaus zur ſo⸗ 
gleichen Schlachtung überſtellt wird. 

Beim Vorherrſchen von Thierſeuchen etwa noth- 
wendig werdende Aufhebungen oder Beſchränkungen 
der unter Punkt 1 oder 2 erwähnten Ausnahms⸗ 
beſtimmungen werden den Eiſenbahnſtationsämtern und 
den betheiligten Gemeinden rechtzeitig zur Kenntnis 
gebracht werden. 


Kundmachung der Ztatthalterei in 


Lemberg vom 3. Dezember 1902, 
3. 143.736, 
betreffend 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Maul⸗ und 
Klauenſeuche. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche im Lande findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hierämtlichen Kund⸗ 
machung vom 28. Oktober 1902, Z. 129.303, den 
nachſtehenden verſeuchten Landſtrich feſtzuſetzen, welcher 
folgende Gemeinden und Gutsgebiete ſamt den bezüg⸗ 
lichen Ortſchaften umfaßt, und zwar: 

1. im politiſchen Bezirke Bochnia: 

Bielnlkowice, Drwinia, Drwinska wola, Dziewin, 
Grobla, Mikluszowice, Niedary, Swiniaröw, Trawniki, 
Wyiyce; 

2. im politiſchen Bezirke Gry bw: 

Banica, Bieliezna, Czyrna, Izby; 

3. im politiſchen Be; 
Sacz: X 

Andrzejöwka, Bacza, Barcice, Barnowiec, Biego⸗ 
nice, Brzezna, Brzyna, Chochorowice, Czaczöw, 
Czarny Potok, Czerniec, Dubne, Frycowa, Gabon, 
Gaj, Golkowice niemieckie, Golkowice polskie, Goſtwica, 
Homrzyska, Jaſtrzebik, Jazowsko, Juraszowa, Kadcza, 
Kirzna, Kokuszka, Kotöw, Krynica, 
Labowa, Tabowiec, Lacko, Laczki, Lazy biego⸗ 
nickie, Leg z Kamionka, Leluchöw, Lomnica, Foſie, 
Maciejowa, Maszkowice, Milik, Mlodöw, Mochnaczka 
nizna, Mochnaczka wyzna, Mokra wies, 
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Muszynka, Myslec, Naszacowice, Nawojowa, Niskowa, 
Nowa wies, Obidza, Oblazy, 
Opalona, Piwniczna, Podegrodzie, Podmajerz, Pod⸗ 
rzecze, Popardowa, Popowice, Powroznik, Przyſietnica, 
Rogi, Roztoka mala, Roztoka ryterska, Roztoka wielka, 
Rybien, Rytro, Skladziſte, Skrudzina, Slotwiny, 
Stadlo, Stary Sacz, Sucha-ſtruga, Swierkla, Swini⸗ 


Krzyzöwka, 8 


Olszana, Olszanka, 
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Moſtki, 
Moszcezenica wyzna, Moszezenica nißna, Muszyna, 
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arsko, Szezawnik, Gzezerez, Tylicz, Ulwyn, Wier⸗ 


chomla mala, Wierchomla wielka, Wojkowa, Wola 


kosnowa, Wola krogulecka, Wola piskulina, Zabron, 
Zabrze, Zagorzyn, Zarzecze, Zegieftöw, Zlockie, 
Zlotne, Zubrzyk. 

Die genannten Gebiete werden für das Ein- und 
Wegbringen von Klauenthieren (Rindvieh, Schafe, 
Ziegen und Schweine) jeden Alters im lebenden Zu— 
ſtande geſperrt erklärt. 

In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 

a) die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
für Klauenthiere (Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine), 

b) das Ein⸗ und Ausladen von dieſen Thieren auf 
den in dem geſperrten Gebiete liegenden Eifenbahn- 
ſtationen Muszyna⸗Krynica und Stary⸗Sacz. 

Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das ge— 
ſperrte Gebiet iſt nur mittels Eiſenbahnen ohne Um— 
ladung ſtatthaft. 

Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem ge— 
ſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht durch 
die betreffenden Bezirkshauptmannſchaften wegen Aus- 
bruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften ſpecielle 
einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in Bochnia, Grybow 
und Nowy Sacz find ermächtigt, in berückſichtigungs— 
würdigen Fällen die Einfuhr von Klauenthieren zu 
Approviſionirungszwecken in größere Conſumorte des 
geſperrten Gebietes zur ſofortigen Schlachtung gegen 
Einhaltung der hinſichtlich des Viehverkehres zu beob— 
achtenden allgemeinen Vorſchriften und unter gleich— 
zeitiger Anordnung entſprechender Vorſichtsmaßregeln zu 
geſtatten. 

Uebertretungen dieſer Verfügung, welche am nächſten 
Tage nach der Verlautbarung in der amtlichen 
„Gazeta Lwowska“ in Wirkſamkeit tritt, werden nach 
$ 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882 (R. G. Bl. 
Nr. 51) geahndet werden. 

Dies wird mit Beziehung auf die ho. Kund— 
machungen vom 12. Auguſt und 6. Oktober 1902, 
3. 94.981 und 114.741, zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Kundmachung vom 6. December 1902, 
3. 148.321. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul- und Klauenſeuche im politiſchen Bezirke Novy 
Sacz findet die k. k. Statthalterei, aus dem mit der 
h. o. Kundmachung vom 3. Dezember 1902, 
3. 143.736, gebildeten verſeuchten Landſtriche nach— 
ſtehende Gemeinden und Gutsgebiete ſamt den bezüg— 
lichen Ortſchaften des genannten Bezirkes auszuſcheiden, 
und zwar: 

Bacz, Bareice, Barnowiec, Biegonice, Brzezna, 
Brzyna, Chochorowice, Czaczöw, Czarny potok, Czer— 
niec, Frycowa, Gabon, Gaj, Golkowice niemieckie, 
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Golkowice polskie, Goſtwica, Homrzyska, Jazowsko, 
Juraszowa, Kadeza, Kiczna, Kotöw, Labowa, Labo⸗ 
wiec, Lacko, Laczki, Lazy biegonickie, Leg z Ka⸗ 
mionkg, Maciejowa, Maszkowice, Mokra wies, Moſtki, 
Moszezenica wyzna, Moszcezewica nizna, Myslec, 
Naszacowice, Nawojowa, Niskowa, Nowa wies, Obidza, 
Olszana, Olszanka, Opalona, Podegrodzie, Podmajerz, 
Podrzecze, Popardowa, Popowice, Przyſietnica, Rogi, 
Roztoka mala, Rybien, Skladziſte, Skrudzina, Stadlo, 
Stary⸗Sacz, Swierkla, Swiniarsko, Scezere?, Uhryn, 
Wola kosnowa, Wola krogulecka, Wola piskulina, 
Zabren, Zabrzez, Zagorzyn, Zarzecze, Zlotne. Die 
übrigen Beſtimmungen der obeitierten Kundmachung 
bleiben bis auf weiteres in Kraft. 

Dieſe Verfügung tritt mit dem Tage der Verlaut— 
barung in der amtlichen „Gazeta Lwowska“ in Wirk— 
ſamkeit. Was hiemit zur allgemeinen Kenntnis ge— 
bracht wird. 


, 
1 


Kundmachung der Htatthalterei in 
Lemberg vom 16. December 1902, 


3. 151.703. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Maul⸗ und Klauenſeuche im Lande findet die k. k. 
Statthalterei unter Aufhebung der hierämtlichen 
Kundmachungen vom 3. und 6. December 1902, 
Z. 143.736 und 148.321, den nachſtehenden verſeuchten 
Landſtrich feſtzuſetzen, welches folgende Gemeinden und 
Gutsgebiete ſammt den bezüglichen Ortſchaften umfaßt, 
und zwar: 

1. im politiſchen Bezirke Gryböm: 

Banica, Bieliezna, Czyrna, Izby; 

2. im politiſchen Bezirke 
Sa cz: 

Andrzejowka, Dubne, Jaſtrzebik, Kokuszka, Krynica, 
Krzyzöwka, Leluchow, Lomnica, Lofie, Milik, Mlodöw, 
Mochnaczka nizna, Mochnaczka wyzna, Muszyna, 
Muszynka, Oblozy, Piwniczuna, Powroznik, Roztoka 
ryterska, Roztoka wielka, Rytro, Slotwiny, Sucha⸗ 
Struga, Szezawnik, Tylicz, Wierchomla mala, Wier- 
chomla wielka, Wojkowa, Zogieſtow, Zlockie, Zubrzyk. 

Die genannten Gebiete werden für das Ein- und 
Wegbringen von Klauenthieren (Rindvieh, Schafe, 
Ziegen und Schweine) jeden Alters im lebenden Zu— 
ſtande geſperrt erkärt. 

In dieſem geſperrten Gebiete iſt verboten: 

a) die Abhaltung von Märkten und Ausſtellungen 
für Klauenthiere (Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine); 

b) das Ein- und Ausladen von dieſen Thieren auf 
der in dem geſperrten Gebiete liegenden Eiſenbahn— 
ſtation Muszyna⸗Krynica. 

Die Durchfuhr von Klauenthieren durch das ge— 
ſperrte Gebiet iſt nur mittels Eiſenbahnen ohne Um— 
ladung ſtatthaft. N 
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Der innere Verkehr mit Klauenthieren in dem ge— 
ſperrten Gebiete iſt inſoferne geſtattet, als nicht durch 
die betreffenden Bezirkshauptmannſchaften wegen Aus⸗ 
bruches der Seuche in gewiſſen Ortſchaften ſpecielle 
einſchränkende Anordnungen getroffen ſind. 

Die Bezirkshauptmannſchaften in Gryböw und 
Nowy⸗Sacz ſind ermächtigt, in berückſichtigungs— 
würdigen Fällen die Einfuhr von Klauenthieren zu 
Approviſionirungszwecken in größere Conſumorte des 
geſperrten Gebietes zur ſofortigen Schlachtung gegen 
Einhaltung der hinſichtlich des Viehverkehres zu beob— 
achtenden allgemeinen Vorſchriften und unter gleich— 
zeitiger Anordnung entſprechender Vorſichtsmaßregeln 
zu geſtatten. 

Uebertretungen dieſer Verfügung, welche am nächſten 
Tage nach der Verlautbarung in der amtlichen 
„Gazeta Lwowska“ in Wirkſamkeit tritt, werden nach 
§ 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882 (R. G. Bl. 
Nr. 51) geahndet werden. 

Dies wird mit Beziehung auf die ho. Kund— 
machungen vom 12. Auguſt und 6. Oktober 1902, 
Z. 94.981 und 114.741, zur allgemeinen Kenntn's 
gebracht. 


Kundmachung der Gtatthalterei in Brünn 
vom 13. December 1902, 3. 61.296 


betreffend 


die Aufhebung der Veſchränkungen im Verkehre 
mit Schweinen aus Steiermark nach Mähren. 


Mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Stand der 
Schweinepeſt in Steiermark findet die k. k. Statt— 
halterei das mit der h. o. Kundmachung vom 
22. October 1902, Z. 51.646, verfügte Verbot der 
Einfuhr von Schweinen aus dem politiſchen Bezirke 
Pettau in Steiermark nach Mähren hiemit außer 
Kraft zu ſetzen. 


Kundmachung der Statthalterei in Brünn 
vom 13. December 1902, 3. 61.297, be⸗ 
treffend die Aufhebung der h. o. Kumd- 
machung vom 6. November 1902, 3. 54.616, 


womit 
wegen Beſtandes der Maul: und Klauenſeuche 
Viehverkehrsbeſchränkungen im politiſchen Bezirke 
Ungariſch⸗Hradiſch angeordnet worden waren. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der Maul⸗ 
und Klauenſeuche im politiſchen Bezirke Ung.-Hradiſch 
wird die h. o. Kundmachung vom 6. November 1902, 
Z. 54.616, betreffend Beſchränkungen des Verkehres 
mit Klauenthieren in den Gerichtsbezirken Napagedl 
und Ung.⸗Hradiſch des politischen Bezirkes Ung.-Hradiſch 
hiemit außer Kraft geſetzt. 


Hievon geſchieht mit dem Beifügen die allgemeine ei“ 


Verlautbarung, daß die von der k. k. Bezirkshaupt⸗ 


mannjchaft in Ung.-Hradiſch über die noch verſeuchten 


Gemeinden verfügten Sperrmaßregeln hiedurch nicht 
berührt werden. 


Kundmachung der gtatthalterei in Wien 
vom 20. December 1902, 3. 128.673, 


betreffend 
die Einfuhr von Schweinen aus Mähren, Kärnten 
und Krain nach Niederöſterreich. 


Mit Rückſicht auf den derzeitigen Seuchenſtand in 
Mähren, Kärnten und Krain werden die mit den 
h. o. Kundmachungen vom 17. December 1901, 
3. 117.738, ſowie vom 10. Mai und 2. September 
1902, 33. 46.834 und 90.559, verfügten Beſchrän⸗ 
kungen der Einfuhr von Schweinen aus Mähren, 
Kärnten und Krain nach Niederöſterreich hiemit außer 
Kraft geſetzt. 

Hinſichtlich der aus dieſen Verwaltungsgebieten ein⸗ 
geführten Schweine haben aber auch fernerhin außer 
den in Betreff des Viehverkehres beſtehenden allge- 
meinen Vorſchriften die Beſtimmungen der h. o. Kund⸗ 
machungen vom 3. und 10. April 1902, 33. 32.107 
und 36.741, betreffend den Handelsverkehr mit 
Schweinen in Niederöſterreich Anwendung zu finden. 

Uebertretungen obiger Anordnungen werden nach 
dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
beſtraft. 


Kundmachung der gtatthalterei in Prag, 


vom 9, December 1902, 3. 262.401, 


mit welcher 
die Verfügungen, betreffend die Ausfuhr von Nutz⸗ 


und Zuchtvieh aus Böhmen nach dem Deutſchen 


Reiche abgeändert werden. 


Mit Rückſicht darauf, daß die Maul und Klauen⸗ 
ſeuche in den pol. Bezirken Rakonitz und Trautenau 
erloſchen iſt, findet die Statthalterei das mit der 
Kundmachung vom 15. November l. J., Z. 243.968, 
verfügte Verbot der Ausfuhr von Nutz- und Zuchtvieh 
aus dieſen Bezirken nach dem Deutſchen Reiche wieder 
aufzuheben. 

Bezüglich des polit. Bezirkes Kolin bleibt dieſes 
Verbot weiter in Wirkſamkeit. 


Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 23. December 1902, 3. 272,682, 
mit welcher 
die Beſchränkungen im Verkehre mit Schweinen 
aus Krain, Steiermark, Niederöſterreich, Oberöſter⸗ 
reich und Mähren nach Böhmen aufgehoben werden. 


Die Statthalterei findet die mit ihren Kund⸗ 


machungen vom 21. November 1899, Z. 196.521, 
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21. März und 1. Juni 1900, 83. 47.600 und 
98.993, 6. Auguſt 1901, 3. 152. 077, 7. Februar, 
* März, 9. Juli und 7. Oktober 1902, 83. 47 
50.543, 147.086 und 211.840, verfügten Beſchrän⸗ 
kungen im Verkehre mit Schweinen aus Krain, 
Steiermark, Niederöſterreich, Oberöſterreich und 
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Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 
19. December 1902, 3. 51. 484, 


betreffend 
die Zulaſſung der freien Einfuhr von Rennpferden 
aus geſperrten Gebieten Oeſterreichs nach Ungarn. 
(An alle politiſchen Landesſtellen.) 


Das königl. ung. Ackerbauminiſterium hat laut 
Note vom 3. December 1902, 3. 98.907, die Ver- 
fügung getroffen, daß Renn⸗ und Trabrennpferde, 
welche mit Certificaten gedeckt ſind, die das Siegel 
und das Viſum des Wiener Jockey⸗Clubs oder des 
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Mohren nach Böhmen aufzuheben ‚und die Einfuhr 
der genannten Thiergattung aus dieſen Ländern gegen 
Einhaltung der Beſtimmungen der Kundmachlung vom 
11. April 1902, 3. 65.105, betreffend die Regelung 
des Verkehres mit Handelsſchweinen wieder freizugeben. 


/ 


äſſe. 


Wiener Trabrenn-Vereines, beziehungsweiſe des Clubs 
der Herrenfahrer in Wien tragen, aus diesſeitigen 
Gebieten nach Ungarn unter denſelben Bedingungen 
ausgeführt werden können, welche mit dem h. o. Er- 
laſſe vom 4. November 1902, Z. 39.061 *) hin⸗ 
ſichtlich der Einfuhr derartiger Pferde aus Ungarn 
feſtgeſetzt worden ſind. 
Die k. k. ndern erz wird mit Beziehung auf den 
vorerwähnten Erlaß eingeladen, hiernach die weiteren 
nothwendigen Veranlaſſungen zu treffen. 


*) Siehe Beiblatt Nr. 34 ex 1902, S. 455. 


Verſchiedene Wittheilungen. 


(Erleichterung der Fleiſcheinfuhr 
aus Oeſterreich-Ungarn nach Dresden.) 
Nach einer Mittheilung des k. u. k. Miniſteriums des 
Aeußern haben die Stadtverordneten in Dresden mit 
dem Beſchluſſe vom 27. November 1902 das Orts⸗ 
geſetz zur Durchführung der landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften für die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, nach 
welchem geſchlachtetes Vieh nur dann eingeführt werden 
konnte, wenn dasſelbe vor der Schlachtung und un- 
mittelbar nach derjelben von einem im Deutſchen 
Reiche geprüften und verpflichteten 
Fleiſchbeſchaubeamten unterſucht worden war, durch 
Streichung der Worte „im Deutſchen Reiche“ 
des vorangeführten Abſatzes abgeändert. 


Demnach iſt nunmehr bei Einhaltung der auf die 
Ausfuhr von geſchlachtetem Vieh nach dem Deutſchen 
Reiche ſonſt beſtehenden Vorſchriften die Einfuhr der— 
artigen Viehes nach Dresden geſtattet, wenn die Unter— 
ſuchung desſelben im lebenden und geſchlachteten Zu— 
ſtande überhaupt von einem geprüften und behördlich 
beſtellten Vieh⸗ und Fleiſchbeſchauer vorgenommen 
worden iſt. N 


Hievon hat das Miniſterium des Innern alle poli⸗ 
tiſchen Landesſtellen mit Erlaß vom 29. December 
1902, Z. 52.904, in die Kenntnis geſetzt. 


(Viehladeſtationen und Ausladeſtationen 
in Croatien-Slavonien.) Laut Kundmachung 
der königl. Landesregierung in Agram vom 13. De— 
cember 1902, Z. 97.639, werden auf Grund des 
§ 20 des Geſetzes über die Einrichtung des Veterinär— 
weſens vom 27. Auguſt 1888, in den Königreichen 
Croatien und Slavonien und der Durchführungs— 
verordnung vom 20. December 1888, Z. 46.063, 
§ 70 lit. f u. zw. die als Verladeſtationen für Haus⸗ 
thiere, und als Ausladeſtationen für die aus dem 
Auslande eingeführten Thiere beſtimmten Eiſen— 
bahn⸗ und Dampfſchiffahrtsſtationen kundgegeben: 


J. Südliche Strecke der königl. ungariſchen Staatsbahn: 
Agram-⸗Staatsbahnhof. 9. Karlſtadt. *) 


Sesvete. 10. Ogulin. 
. Dugojelo. 11. Vrbovsko. 
12. Delnice. 
. Rrizevei (Kreutz). 13. Bukari (Bakar). 


Koprivnica. 
Leskovac. 
Jaska. 


14. Fuzine (ausſchließlich 
für die Ausladung 
von Schweinen). 

II. Königl. ungar. Staatsbahn (Dalj —Eſſegg): 


1. Eſſegg, obere Stadt.“) 3. Dalj. 
2. Eſſegg, untere Stadt. 


1 
2 
3 
4. Vrbovac. 
5 
6 
7 
8 
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III. Wee — Broder Strecke (Ungar. Staats- X. Vieinalbahn Cſſegg Nabicr Batrinja- Pokcga; 


ec bahn): 1. Bizovac, 2. Nasice, 3. Pozega, Pleternica. 2 
HR | 5 Su XI. Vicinalbahn St. Lörinz— Slatina—Nasiee: 
3 Vinkdvci. *) 7. Ivankovo. 1. Orahovica, 2. Fericanci, 3. Noskovci. . 


4. Strizivojna — Vrpolje. 


5 i XII. Vicinalbahn Korizevae —Belovar— Virovitiea: 
IV. Semlin — Neuſatz—Indjija — Mitrovitz — Vinkovce 


1. Sv. Ivan Zabno, 2. Belovar, 3. Misulinovac, N 


1 


(königl. ung. 8 4. Pitomaca, 5. Klostar. = 

1. Peterwardein. Voganj. 8 
2. a 9. Mitrovig XIII. Vicinalbahn Ruma —Klenak: . = 
3. Indjija. ) 10. Kukujevei— Erdevik. 1. Nikinci, 2. Klenak, 3. Budjanovei, 4. Platisevo. 
5 1 = Pie XIV. Vieinalbahn Vinkovei—Zupanja ſavska obala: Be 
6. Putinci. 13. Tovarnik. 1. Zupanja, 2. Zupanja ſavska obala. a: 
7. Runa f 14. Semlin. Ä XV. Lokalſtrecke Belise—Nostovei : 5 3 
V. Siſſek—Doberlin (Unger. Staatsbahn) 1. Belisce, 2. Dol. Miholjac, 3. Viljevo, 4. Kapelna, 1 
1. Koſtajnica. 5 Blinski kut. 5. Moslavina, 6. Gadjavica, 7. Noskovei. ; 
2. Sunja. ) 2 
VI. Sunja—Nengrobiäfn Brod: XVI. Agram-Siſſeker k. k. priv. Südbahn: 7 2 
1. Duͤbich ö 4. Okucani 5 1. Agram Südbahnhof, 2. Velika Gorica, 3. Siſſek.) 3 
2. Jaſenovac. 5. Neugradiska. XVII. Agram Steinbrück k. k. priv. Südbahn: a 
3. Novska. 6. Nova Kapela— Batrina. 1. Zapresic. = 
VII. Zagorianer Vieinalbahn (Agram, Varakdin — 15 Ye 
Zabok— Krapina — Golubovac): XVIII. Bars — Daruvar — Pakrac-Lipik— Terezovac⸗ A; 

1. Zapresié. 6. Novi Marof. Suhopolje— Slatina (Südbahn): 2 
2. Vel. Trgoviste. 7. Barazdin. 1. Virovitica, 2. Terezovae-Suhopolje, 3. Pivnica, 
3. Zabok-Krapina⸗Töplitz. 8. Ivaneec. 4. Baſtaji, 5. Daruvar, 6. Pakrac-Lipik, 7. Cabuna, 5 
4. Biſtrica— Zlatar. 9. Krapina. 8. Sladojevei, 9. Slatina, 10. Konékanica —Zdenci, 
5. Konséina. 10. Sveti Kriz. 11. Gola. . 
VIII. Lonja-Thal-Bieinalbahn Dugoſelo — Novska, XIX. Dampfſchiffahrts⸗Stationen auf der Donau, Drau EN 
Pakrac — Banovajaruga: und Save: a 

1. Ivanié Stadt. 5. Kukunjevac. 1. Eſſegg, 2. Peterwardein, 3. Semlin, 4. Mitrovitz. 

2. Moslavina—Popovaéa. | 6. Poljana. ? en 
3. Kutina. 7. Novoſelee — Kriz. XX. Dampfſchiffahrts⸗Stationen an der kroat.⸗lav. 
4. Banovajaruga. | Meeresküſte. . 8 
IX. Bicinalbahn Bröfa— Vinkovei: 1. Karlobago, 2. Zengg, 3. Novi, 4. Cirkvenica, 

1. Gunja, 2. Vrbanja, 3. Broka. 5. Kraljevica (Porto Re), 6. Bakar (Buccari). > 


Anmerkung. Nähere Beſtimmungen bezüglich des Viehverkehres auf Eiſenbahnen und Schiffen find in den 
ss 70—97 der Durchführungsverordnung vom 20. December 1888, Z. 46.063, zum Veterinärgeſetze vom 27. Auguſt 
1888 enthalten. er 

Auf den mit einem ) bezeichneten Stationen wird zugleich die Reinigung und Desinfection der Eifenbafn 
waggons vorgenommen. . 


Verſonalnachrichten. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums thierarzt Adalbert Rotter zur Dienſtleiſtung in das 2 
des Innern hat den bei der Landesregierung in | Beterinär-Departement des Miniſteriums des u Br 
Klagenfurt in Verwendung ſtehenden Bezirks-Ober- | einberufen. 5 
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Concursausſchreibungen. , 
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Es gelangt zur Beſetzung: 


In Kärnten die Stelle eines Bezirks- 
Oberthierarztes der IX. Rangsclaſſe, eventuell 
eine Bezirksarztesſtelle der X. Rangs⸗ 
elaſſe. Bewerber um dieſe Stellen haben im Sinne 
der 88 2 und 4 des Geſetzes vom 27. September 
1901, R. G. Bl. Nr. 148, ihre mit dem Diplome eines 
Thierarztes und dem Zeugniſſe über die erfolgreiche 
Ablegung der mit der Miniſterial-Verordnung vom 
21. März 1873, R. G. Bl. Nr. 37, vorgeſchriebenen 


IN 
Prüfung, ferner mit den Nachweiſen über abſolvirte 
Vorſtudien und über die bisherige Verwendung be— 
legten Geſuche, und zwar wenn ſie bereits im öffent— 
lichen Veterinärdienſte angeſtellt ſind, im Wege ihrer 
vorgeſetzten Behörde, bis längſtens 20. Jänner 
1903 beim Landespräſidium in Klagenfurt einzubringen. 
Noch nicht im Staatsdienſte ſtehende Bewerber haben 
außer den vorbezeichneten Nachweiſen auch den Ge— 
burtsſchein, den Heimatſchein und ein amtsärztliches 
Zeugnis über die phyſiſche Eignung beizuſchließen. 


Aus der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 
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